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Vorrede. 


Die  Lehre  von  der  Eheschliessung  hat  wissenschaftlich  • 
eine  höchst  ungleiche  Behandlung  erfahren.  Während  die  dog- 
matische Seite  des  Thema  in  zahlreichen  Schriften  bearbeitet 
wurde,  verkümmerte  die  geschichtliche,  die  doch  wesentlich 
jener  hätte  als  Grundlage  dienen  müssen,  völlig. 

Vor  Jahren  schon  habe  ich  daher  auf  den  Rath  meines 
unvergesslichen  Lehrers  und  väterlichen  Freundes,  Aemilius 
Ludwig  Richter,  dem  in  seiner  amtlichen  Stellung  auch  das 
praktische  Bedürfhiss  nach  einer  Geschichte  der  Eheschlics- 
sung  nahe  getreten  war,  eine  solche  zu  schreiben  unternom- 
men, und  lege  das  Ergebniss,  ich  darf  wohl  sagen,  ernsten 
Strebens  und  nicht  müheloser  Arbeit  in  dem  folgenden  Buche 
der  nachsichtigen  Beurtheilung  vor. 

Denn  wohl  weiss  ich,  dass  ich  solcher  Nachsicht  be- 
nothigt  bin. 

Hatte  ich  doch,  wenn  ich  nur  einigermaassen  die  Fülle 
des  Stoffes  bewältigen  wollte,  die  Gesammtheit  fast  aller  gel- 
tenden Bechtssysteme  zu  durchforschen,  imd  mich  mit  Quellen 
vertraut  zu  machen,  die  von  dem  gewöhnlichen  Wege  der 
Studien  weitab  zu  liegen  pflegen. 

Der  Plan  des  Werkes  war  durch  die  Natur  des  Stoffes 
bedingt:  er  erhellt  aus  dem  beigegebenen  Inhaltsverzeichnisse. 
Hier  will  ich  mir  nur  einige  erläuternde  Bemerkungen  zu  den 
verschiedenen  Abschnitten  des  Buches  gestatten. 

Ich  habe  es  fUr  unnöthig  erachtet,  auf  die  ältesten  christ- 
lichen Zeiten,  die  in  den  gangbaren  Werken  von  Augusti, 
Bingham,  Klee  eine  meist  ausreichende  Behandlung  er- 
fahren haben,  specieller  einzugehen,  zumal  ich  mich  für  die 
allerältesten  Zeiten  nur  auf  dem  Gebiete  der  Hjpothese  hätte 
bewegen  können,  und  für  die  spätere  Entwicklung  kaum  etwas 
Neues  beizubringen  hoffen  durfte.  Ich  habe  mich  daher  auf 
eine  kurze  Zusammenstellung  der  Ergebnisse  beschränkt. 

Dagegen  glaubte  ich  der  mittelalterlichen  Entwicklung 
grösseren  Raum  gewähren  zu  müssen;  theUs  weil  hier  die  wis- 
senschaftlichen Forschungen  grosse  Lücken  gelassen  hatten, 
theils  weil  die  Natur  der  Quellen,  die  zu  benutzen  waren,  wenn 
man  zu  nur  einigermaassen  sicheren  Resultaten  gelangen  wollte^ 


Till  Vorrede. 

eine  bei  juristischeii  Studien  sonst  ungewöhnliche  ist.  Denn 
nicht  sowohl  die  Rechtsdenkmäler  waren  zu  Rathe  zu  ziehen, 
als  vielmehr  die  mittelalterlichen  Gedichte ,  welche  die  Sitte 
und  Art  des  Volkes  schildern  und  den  Zwiespalt  kennen  lehren, 
-wie  er  damals  fast  überall  zwischen  den  Forderungen  der  kirch- 
lichen Theorie  und  den  Erscheinungen  des  täglichen  Lebens 
obwaltete. 

Noch  wichtiger  erschien  die  Darstellung  des  protestanti- 
schen Eherechts,  da  dies  das  Feld  ist,  welches  für  die  Gegen- 
wart erspriessliche  Früchte  tragen  kann.  Ich  habe  zuerst  im 
kurzen  Abrisse  die  Entwicklung  dargestellt,  welche  der  Ehe- 
begriff  in  der  protestantischen  Doctrin  durchzumachen  hatte, 
und  die  für  die  Lehre  von  der  Eheschliessungsform  von  nicht 
zu  verkennendem  Einflüsse  gewesen  ist. 

Dann  erschien  es  mir  aber  vor  Allem  nothwendig,  eine 
genauere  Dogmengeschichte  zu  geben,  da  diese  allein,  wie  ein- 
förmig auch  die  Monotonie  der  vielen  angezogenen  Autoren  sein 
mag,  uns  den  Gang  der  Entwicklung  vergegenwärtigen  kann. 

Die  Greschichte  der  Civilehe  begreift  das  vierte  Buch.  Hier 
habe  ich  die  Gresetzgebung  aller  Staaten  darzustellen  versucht, 
in  welchen  die  Civilehe  der  einen  oder  anderen  Form  gesetz- 
liche Geltung  empfangen  hat.  — 

Ein  Anhang  giebt  den  Wortlaut  aller  deutschen  Civilehe- 
gesetze;  ein  genaues  Regster  soll  die  Benutzung  des  Buches 
erleichtem.  — 

Die  Durchforschung  und  Durcharbeitung  des  umfang- 
reichen Stoffes  war  nicht  anders  zu  bewerkstelligen,  als  dass 
ich  in  den  einzelnen  Ländern  selbst,  deren  Rechtsentwicklung 
darzustellen  war,  mich  mit  den  Materialien  vertraut  zu  machen 
suchte,  und  wie  für  Preussen  mir  das  Wohlwollen  des  Herrn 
Staatsministers  Dr.  v.  Mühler  den  Zugang  zu  den  ungedruck- 
ten Materialien  des  Geheimen  Staatsarchives,  des  Justiz-  und 
Cultusministerium  eröfihete,  so  hatte  ich  mich  in  England, 
Frankreich,  Holland  und  Italien  der  fordernden  Unter- 
stützung der  Landesbibliotheken*  zu  erfreuen. 

Hiefür,  so  wie  für  die  mir  sonst  von  vielen  Seiten  ge- 
währte Hülfe  meinen  Dank  auszusprechen  ist  mir  Freude  und 
Pflicht. 

Berlin,  im  August  1865. 

Emil  Friedberg. 

*  Ganz  besonderen  Dank  schulde  ich  auch  den  Beamten  der  König- 
lichen Bibliothek  in  Berlin  und  meinem  verehrten  Freunde,  Sig.  Marti  n  o 
Beltrani  Scalia,  Generalinspector  der  GefUngnisse  des  Königreichs 
Italien. 
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Gesetze  der  Folgezeit  d.  Die  Ehen  der  Juden  und  Quäker,  Die  im 
Auslande  geschlossenen  Ehen  (S.  424  —  431.):  Die  Gretna-Green- 
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Septemb.  1791 ;  die  Civilehe,  Debatten;  Ges.  v.  20.  Septemb.  1792.; 
Aufnahme  desselben;  die  Gesetze  der  Folgezeit;  die  katholische 
Geistlichkeit  und  die  Civilehe;  die  organischen  Artikel.  3.  Der 
Code  civil  (S.  569 — 579.):  Civilstandsbeamte ;  Aufgebote;  Ein- 
sprache; Eheschliessung;  CiviUtandsregister;  die  Sitten  des  Volkes. 

VII.  Der  Code  civil  ausserhalb  Frankreichs  (S.  579  —  611.): 
I.Belgien  (S.  579—593.):  Die  heimlichen  Ehen;  Edict  v.  28.  Sept 

1784.;  der  Civilstand ;  die  obligatorische  Civilehe ;  die  späteren  Mo- 
dificationen ;  die  Revolution  v.  J.  1830.  und  Art.  16.  der  Constitution. 
2.  Die  Rheinischen  Provinzen  (S.  593 — 610.):  Die  Reception 
der  Civilehe;  das  Grossherzogthum  Berg;  die  Verordn.  v.  6.  Sept 
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754.).  g.  Sachsen-Weimar  (S.  754.  f.).  5.  Die  Civilehe  zwischen 
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Anhang. 

Die  deutschen  Civilehegesetze. 

1.  Frankfurt  am  Main.  2.  Oldenburg.  3.  Hamburg.  4.  Anhalt-Dessau. 
5.  Württemberg.  6.  Baden.  7.  Preussen.  8.  Anhalt  -  Bemburg. 
9.  Lübeck.  10.  Hessen.  11.  Gotha.  12.  Nassau.  13.  Braunschweig. 
14.  Sachsen-Weimar. 

Register. 
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Der  Uebergang  vom  Heidenthnme  zum  Christenthume. 

Das  Mittelalter. 

I.  BSm«r,  Gflcchea  nnd  Jodoi.  II.  Dl«  alte  ohrfafUdie  Kfrehe  wid  du  kanonische 
BechU  lU.  Die  OeseUgebang  der  rtfmiechen  Kaiser.  lY.  Dat  germanische  Recht. 
▼.  Die  Beception  der  kirchlichen  Trannng  In  den  einzelnen  Xkndem:  1.  Die  akandlnaTi- 
«che«  Länder.  2.  England.  S.  Schottland.  4.  Frankreich.  5.  Die  Niederlande.  6.  Spanien 
nnd  PortngaL  7.  Italien.  8.  Die  Blavischen  Länder.  9.  Deutschland.    VI.  Besnltate. 

L  Römer,  Oriechen  nnd  Jnden. 

Diejenige  romische  Eheschliessungsform,  welche  einen  ^^*J" 
specifisch  religiösen  Character  hatte,  die  Confarreatio,  beruhte 
auf  den  Grundsätzen  und  An|chauungen  der  ältesten  Zeiten 
der  Stadt  ^  wo  das  öiFentliche  und  private  Leben  des  Volkes 
noch  von  reli^ösen  Elementen  getragen  und  durchzogen  war. 
Priester  waren  bei  der  Ehefeier  gegenwärtig*,  wenngleich  die 
Art  ihrer  Thätigkeit  zweifelhaft  ist^  Auspicien  wurden  befragt 
und  Opfer  dargebracht*. 

Dennoch  aber  war  die  Confarreatio  ein  Act  des  Privat- 
rechts, und  die  Ehedchliessung  selbst  trat  dabei  gegen  ein  an- 
deres Rechtsgeschäft  zurück,  das  den  Hauptinhalt  der  Feier 
ausmachte,  und  das  vielleicht  auch  eben  wegen  dieser  Yer- 

^  DionjTB.  2,  25.  —  Eggers  Ehe  mit  MonuB  (Altena  1888.)  S.  64. 
Zimmern  Rom.  Rechts-Gresch.  (Heidelberg  1826.)  1,  885.  Rossbach 
Untenuoh.  üb.  d.  röm.  Ehe  (Stuttgart  1858.)  S.  95.  f. 

^  Servius  ad  Georg.  1,  81.  Orelli  Insciiptt  no.  26i8.  — •  Ross- 
bacha.a.  O.  S.  119. 

3  YgLBlttntschliimSchweiz.  Mus.  1,266:  „  £2ine  auf  Confarreatio 
^gründete  Ehe  ist  ein  wahres  Sacrament".  Dagegen  macht  Rossbach 
a.  a.  O.  S.  121.  ff.  mit  Recht  darauf  aufinerksam,  dass  das  römische  Alter- 
thnm  keiner  trauenden  Priester  benöthigt  war.  Jeder  Hausvater  war  zu- 
gleich in  seinem  Hanse  Fdester;  er  hatte  das  Recht,  sich  selbst  an  die  Götter 
aa  wenden,  ihnen  ohne  Vermittlung  der  Staatsgeistlichen  Opfer  darsu« 
bringen. 

4  Rossbach  a.  a.  0.  S.  101. 

1* 
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knüpfung  mit  zu  dem  Untergange  der  Confarreatio  beitrug: 
die  Uebertragung  der  Manus. 
dmcibcn  ^^  waren  aber  nicht  blos  die  unangenehmen  Consequen- 

zen  dieses  Gewaltverhältnisses ,  welche  die  Confarreatio  auch 
denjenigen  lästig  machten^  die  vorschriftsmässig  und  noth- 
wendig  an  diese  Eheschliessungsform  gebunden  waren ,  denn 
dagegen  Hessen  sich  Auswege  finden^,  es  war  nicht  allein  die 
erschwerte  Ehescheidung^,  die  wieder  nur  unter  priesterlicher 
Mitwirkung  vorgenommen  werden  konnte^,  sondern  vor  Allem 
der  Indifferentismus  in  religiösen  Angelegenheiten,  welcher  der 
Confarreatio  den  Untergang  bereitete,  das  Fallen  der  Standes- 
unterschiede, das  dem  sacralen  Recht  der  Gentes  und  AUem^ 
was  damit  zusammenhing,  den  Todesstoss  versetzte. 

^^^-  Zwar  wmrden  auch   bei   den  anderen  Arten  der  Ehe- 

■<*^|^^' Schliessung  und  noch  zu  Tacitus  Zeiten  Opfer  gebracht  und 

Zelt.  Auspicien  erforscht*,  aber  die  Bedeutung  der  religiösen  Förm- 
lichkeiten war  schon  ein  oft  schwer  zu  lösendes  Räthsel  fiir 
Antiquare  geworden,  und  ihre  Beobachtung  weniger  ein  Act 
des  religiösen  Gefühls,  als  des  überall  hervorbrechenden  Aber- 
glaubens, 
d.  Recht.  So  kam  es  denn,  zumal  da  bei  der  geringen  Entwicklung 
des  römischen  lus  publicum  die  privatrechtliche  Natur  der 
Ehe  nie  angezweifelt  worden  war,  dass  juristisch  der  blosse 
Consens  der  Ehegatten  als  ehewirkend  angesehen^,  dass  nur 
die  erkennbare  Absicht  der  Kindererzeugung  gefordert  wurde> 
um  die  geschlechtliche  Verbindung  zweier  Personen  zu  einer 
Ehe  zu  machen« 

Man  würde  aber  fehlgreifen,  wenn  man  aus  dieser  juristisch 

sanctionirten  Formlosigkeit  der  Ehe  den  Schluss  ziehen  wollte^ 

dass  in  der  That  alle  Ehen  durch  blossen  Consens,  und  ohne 

jede  weitere  FeierUchkeit  eingegangen  wären. 

die  Sitte.         Die  Sitte  des  Volkes  richtete  sich  nicht  nach  den  nüchter- 

1  So  beschloBs  man  i.  J.  776,  die  aus  der  Confarreatio  entspringende 
Manus  solle  nur  in  so  weit  fortbestehen,  wie  die  Sacra  das  Terlangten; 
Tacit.  Annal.  4, 16. 

s  Fltttarch.  Quaest.  Rom.  50.  Wächter  Ehescheidungen  bei  den 
Römern  (Stuttgart  1822.)  69.  ff. 

8  Plutarch.  Qu.  Rom.  50. 

«  Vgl.  Tacit  Ann.  11, 27;  Seneca  OcUt.  4, 56. 

5  1.  2.  de  ritu  nupt  (28,  2.);  1.  4.  de  pign.  (20,  1.);  1.  81.  pr.  de 
donat  (39,  5.);  1.  80.  de  reg.  iur.  (60,  17.)  —  Keller  Pandekt  her. 
T.  Friedberg  (Leipzig  1861.)  §.  888.  Böcking  Pandekten.  Grundris» 
(Bonn  1861.)  S.  214. 
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nen  Satzungen,  welche  die  Jurisprudenz  aufstellte,  und  so  war 
die  Consenserklärung  allerdings  der  wesentliche  Kern  bei  dem 
Acte  der  Eheschliessung,  aber  ein  Kern,  der  von  der  Hülle 
der  mannichfachsten  Gebräuche  umgeben  war. 

Die  Eheverhältnisse  waren  schon  wegen  der  Legitimität 
der  Kinder  zu  wichtig  und  zu  wesentlich,  als  dass  nicht  eine 
gewisse  Oeffentlichkeit  der  Eheschliessung  im  Interesse  der 
^genen  Familie  geboten  gewesen  wäre^,  und  ebenso  im  In- 
t^esse  der  patria  potestas  des  Vaters,  der  Würde  endlich  der 
Mutter;  denn  achtbare  römische  Matronen  werden  sich  kaum 
dem  freilich  erlaubten  Concubinate  hingegeben,  und  jeden 
Verdacht  eines  solchen  Verhältnisses  von  sich  abzuwälzen  ge- 
sucht haben. 

Schon  die  meist  vor  einer  grossen  Zahl  von  Zeugen  ge- 
schlossenen Sponsalien'  mussten  der  darauf  folgenden  Ver- 
bindung zweier  Personen  den  Character  der  Ehe  aufdrücken, 
und  noch  mehr  that  das  die  Bestellung  der  Mitgift  und  die 
der  Vermählung  folgende  feierliche  Heimführung  der  Braut  in 
das  Haus  des  neuen  Ehegatten^. 

Es  ist  viel  gestritten  worden,  ob  diese  deductio  in  domum  ^^'^^^^^^^ 
ein  nothwendiges  Requisit  der  Eheschliessung  gewesen  sei, 
oder  nur  ein  Beweisact  und  als  solcher  ein  willkürliches  Bei- 
werk. Beide  Ansichten  haben  unter  den  römischen  Juristen 
Verü'eter  gefunden^,  wenngleich  die  Mehrzähl  sich  für  die 
letztere  aussprach.  Jedenfalls  aber  lässt  sich  schon  aus  dem 
Umstände,  dass  eine  solche  Controverse  überhaupt  möglich 
war,  der  sichere  Schluss  ziehen,  dass  die  deductio  in  domum, 
wie  zweifelhaft  auch  ihre  juristische  Natur  sein  mochte,  in  der 
That  fast  niemals  unterlassen  zu  werden  pflegte. 

Daneben  erhielt  sich  denn  auch  noch  eine  grosse  Zahl 
freilich  meist  unverstandener  Gebräuche,  ein  todtes  Capital, 
dessen  volle  Erbschaft  aber  das  Christenthum  antrat  — 

^  Catull.  61,  203;  Jayenal.  2,  132.  Daher  werden  auch  häufig  die 
vielen Theünehmer  an  den  Hochzeiten  erwähnt.  Vgl.  Rossbach  a.  a.  O. 
S.  308.    Marlene  de  antiq.  eccl.  ritib.  1, 2, 604. 

*  VgL  Ambro  8.  ad  virg.  laps.  c.  6. 

9  VgLdaauL22.C.  denupt.  (5,4.) 

4  VgL  L  5.  de  ritu  nupt.  (23,  2.)  [Pomponius]:  „Mulierem  ab- 
senti  per  literas  eius  Tel  per  nuncium  posse  nubere  placet,  si  in  domum  eius 
dedaceretur;  eam  vero,  quae  abesset,  ex  literis  vel  nuncio  suo  duci  amarito 
non  poBse,  deductione  enim  opus  esse  in  mariti,  non  in  uxoris  domum,  quasi 
indomicilium  matrimonü." — 1. 15.  decond.  et  demonstrat.  (35,  l.)etc. 
VgL  auch  Meier  lusquod  de  forma  matrim.  ineundi  valet  (Berol.  1856.)  13. f. 
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Griechen.  Auch  bei  den  Griechen^  finden  wir^  dass  die  Ehen  unter 
priesterlicher  Mitwirkung  eingegangen  wurden.  Die  Verhält- 
nisse dieses  Volkes  bedürfen  aber  hier  keiner  genaueren  Dar- 
Stellung,  da  sie  für  die  Entwicklung  des  chpstlichen  Eherechts 
von  geringerer  Bedeutung  gewesen  sind,  und  da  sie  nicht  so 
das  spätere  Becht  der  Eheschliessung,  wie  vielmehr  die  Hoch- 
zeitsceremonien  beeinflusst  haben. 
Juden.  Wichtiger  ist  der  Umstand,  dass  bei  den  Juden  der 
Priester  durch  sein  Gebet  jede  neu  geschlossene  Ehe  zu 
heiligen  und  zu  segnen  pflegte.  Doch  machte  auch  diese  Be- 
nediction^  eine  geschlechtliche  Verbindung  nicht  zur  Ehe, 
sondern  wie  Maimonides^  sagt,  und  wie  es  auch  im  Schul- 
chan Aruch^  bestätigt  wird:  die  Heimfuhrung  ins  Ehebett, 
die  dann  freilich  auch  durch  Ceremonien  bei  der  Zusammen- 
gebung  angedeutet  wurde '^^ 

TL    Die  alte  christliche  Kirche  und  das  kanonische 

Becht 

kirchliche  Die  christlichc  Kirche  schloss  sich  in  ihren  Bechts- 
grundsätzen  an  das  römische,  oder  wenn  man  will  an  das 
mosaische  Becht  an;  auch  sie  erklärte,  dass  der  blosse  und 
selbst  der  formlose  Consens  die  Ehe  begründe®. 

Dennoch  waren  aber  auch  hier  der  Förmlichkeiten  viele; 
die  meisten  den  römischen  Gebräuchen  entlehnt,  einige  viel- 
leicht den  jüdischen,  wenige  den  griechischen^. 

Es  war  aber  auch  natürlich,  dass  der  christlichen  Ehe- 
schliessung ein  reli^öser  Character  er theilt. wurde,  dass  die 
Ehe,  welche  die  Familie  begründete,  die  Pflanzstätte  des  christ- 

^  Vgl.  darüber  L  a  b  au  Ix  Zur  Gesch.  d.  Philosophie  d.  Ehe  b.  d.  Griechen 
(Munchenl852.)  71.94.  Rossbach  a.  a.  O.  228.  Z  hism  an  Eherecht  d. 
oriental.  K.  (Wien  1868.)  137. 

*  Seiden  de  uxore  hebraica  (Francofurti  1673.)~lib.  2.  c.  12.  Zur  Vor- 
nahme der  Trauung  ist  nach  jüdischen  Rechtsgrundsätzen  jeder  Israelit  be- 
rechtigt.—  Vgl.  Wessely  Wer  ist  nach  d.  Grunds,  d.  österr.  R-  z.  Vor- 
nahme einer  jüd.  Trauung  berechtigt?  (Prag  1839.)  25.  — und  diese  selbst 
erfolgt  entweder  durch  Geld,  durch  einen  Brief  oder  durch  den  Beischlaf ; 
Mendelssohn  Ritualgesetze  d.  Juden  (Berlin  1826.)  66.  f.  Estor  kl. 
Sehr.  (Giessen  1744.)  1,  392.  ff. 

8  Halach.  Isoth.  o.  10.  bei  Seiden  a.  a.  O. 

4  Hb.  Aben  haaezer  c.  54.  §.  2.  ebendas. 

s  Mendelssohn  a.  a.  0. 68. 

«  c.  2.  C.  XXVII.  qu.  2.;  c.  9.  X.  de  spons.  et  matr.  (4, 1.)  etc. 

7  Siehe  unten  S.  9.  Anmerk.  4. 
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liehen  Glaubens  für  die  künftigen  Generationen  bereitete  ^  zu 
der  Kirche  in  eine  geyrisse  Beziehung  treten  musste. 

Zu  einer  Zelt,  wo  jedes  neue  Haus^  jedes  wichtige  Privat- 
rechtsgeschäft den  Segen  der  Ejrche  erhielt  S  wäre  es  eine 
Anomalie  gewesen,  wenn  die  Ehe  der  kirchlichen  Weihe  ent- 
behrt hätte. 

In  gewissen  Beziehungen  war  aber  auch  die  christliche  pn>fe»- 
Moral  in  einen  Gegensatz  zu  den  romischen  und  jüdischen 
Gesetzen  getreten^.    Diese  erlaubten  Ehescheidungen  und  ge- 
statteten die  Wiederverheirathung  Geschiedener,  jene  verpönte 
das  in  bewusstem  und  absichtlichem  Widerspruch.    Auch  in 
Bezug  auf  die  verbotenen  Verwandtschaftsgrade  zeigten  sich 
Differenzen.    Wer  also  den  Forderungen  der  Earche  Genüge 
leisten  wollte,  und  sich  selbst  vor  Gewissenszweifeln  wahren, 
der  erforschte  wohl  vorher  den  RatH  der  Kirchendiener,  ob  die 
beabsichtigte  Ehe  erlaubt,  ob  sie  für  einen  Christen  passend 
sei;  und  so  sagt  denn  der  heil.  Ignaz':   „ITgiTtei  3h  xolgigMz. 
yafiovciy  xal  talg  yafiovfiiyaig  /leTa  yvcifii]g  tov  iTtiaxoTtov 
Tipr  eywatv  noulad'at,  Yva  6  ydfiog  jj  ytcaa  &ebv  xorl  /jirj  xorr 
im^vpilav"    Ja,  es  bildete  sich  auch  die  Ansicht  aus,  dass 
nur  solche  V^bindungen,  welche  die  Billigung  der  Elrche  er- 
fahren hätten,  für  wahre  Ehen  zu  halten  seien,  ein  Standpunkt, 
den  z.  B.  Tertullian^  einnimmt,  der  aber  mehr  ein  ProductTertaiuan. 
der  herrschenden  Sitte,  als  des  geltenden  Bechts  war'. 

So  finden  wir  denn  auch  bei  den  Vätern  eine  kirchliche 
Mitwirkung  an   der  Eheschliessung  erwähnt^,    nicht  absolut 

^  Vgl.  Hochmannusde  benedictione  nuptiar.  (Altdorfi  1685.)  c  2. 

'  VgL  die  Stellen  des  heil.  Hieronymus,  des  heil.  Amhrosiusu.  a. 
bei P e rr o n e  de matrimonio  (Romae  1858.)  1 ,  209.  Klee  Ehe  30.  ff.  M o y 
das  Eherecht  der  Christen  (Regensburg  1833.)  10.  ff.  106.  ff.— Moy  a.  a.  O. 
80.  ff. 

s  epist  ad  Polycarpum  c.  5.  —  Es  sind  das  die  s.  g.  Professiones. 

^  de  pudic  c.  4:  „Ideo  penes  nos  occultae  quoque  coniunctiones ,  id 
est,  non  prius  apud  ecclesiam  professae  iuxta  moechiam  et  fornfcationem 
periclitantnr.  '^ 

^  Vgl.  darüber  Meier  a.  a.  O.  21.  Flügge  Gesch.  d.  Eheschliess., 
kirchl.  Einsegn.  u.  Copulat  d.  Ehen  (Lüneburg  1809.)  28.  Es  liegt  die 
Vennnthung  nahe,  dass  die  professiones  den  (3rund  legten  zu  der  Theorie 
der  Spansalia  de  praesenti.  Die  Tor  dem  Geistlichen  erklfirte  Absicht  der 
Ehe  geschah  wohl  in  einer  bestimmten  Form,  und  die  Verbindung  wurde 
dann  für  unauflöslich  erachtet 

^  TertuU.  ad  uxor.  II.  c.  9. :  „Unde  sufficiamus  ad  enarrandam  felici- 
tatemeius  matrimonii,  quod  ecclesia  conciliat  et  confirmat  oblatio  et  ob- 
signat  benedictio,  angeli  renuntiant,  pater  rato  habet? ^'  In  der  Semm- 
lerschen  und  0  b er thür sehen  Ausgabe  fehlt  das  Wort  „^enedtc/to^^  II, 
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nothwendigy  aber  doch  glückyerheissendy  und  so  lange  wenig- 
stens   das    erste    fromme    Zusammenleben    der    christlichen 
Gemeinden   dauerte,    so    lange   die  Kirche   als   Mittelpunkt 
iiir  alle  Lebens  Verhältnisse  betrachtet  wurde,  fast  immer  er- 
beten. 
d?**»ite«ten         Dcnnoch  darf  man  aber  von  kirchlicher  EheschKeseung  für 
EhMchHM-*®  ersten  Zeiten  des  Chris tenthums  nicht  redend    Die  Ehen 
sang,     gelbst  wurden  unabhängig  von  der  Eorche  vor  Zeugen  erklärt 
und  eingegangen,  oder  vielleicht  auch  vor  dem  Priester  durch 
die  Pt'ofessiones.    Dann  geschah  die  Hochzeit  mit  dem  ge- 
wöhnlichen Pompe  der  Heimfiihrung,  und  dann  nahmen  die 
neuen  Gatten  gemeinsam  an  dem  Gemeindegottesdienste  Theil, 
genossen  gemeinsam  das  Sacrament  des  Altars  und  spendeten 
die  gemeinsamen  Oblationen«     Der  Grottesdienst  selbst  war 
aber  der  gewöhnliche  und  hatte  keinerlei  Beziehung  zu  der 
so  eben  geschlossenen  Ehe^. 
weitere         Es  war  crst  die  Praxis  einer  späteren  Zeit,  dass  beson- 

FoTtbll- 

düng,  dere  Gebete  über  die  Neuvermählten  gesprochen  wurden,  wie 
Chrysostomus  zu  bezeugen  scheint,  wenn  er  von  der  Ehe 
sagt,  dass  sie  „di  €vx(Sv  xai  evkoyiwv"  gesegnet  werde',  oder 
Basilius  der  Grosse,  welcher  die  Ehe  „dia  zrjg  $vloyl<xQ^^ 
geschlossen  werden  lässt^.  Aber  auch  diese  Benedictionen 
bildeten  einen  Theil  des  gewöhnlichen  Gemeindegottesdienstes 
und  konnten    ohne   Zweifel    nie   zur  Begründung,    sondern 

74.  Chrysostom.  Homil.  XL VIII.  in  Genes,  etc.  etc.  Vgl.  dieselben 
angeführt  bei  Qöschel  Vers.  e.  histor. Darstell,  d.  christl.kirchl. Ehegesetze 
(Aschaffenburg  1832.)  20.  ff.  August!  Denkwürdigk.  d.  christl.  ^chäo- 
logie  (Leipzig  1817.  ff.)  9^298.  Bingham  Origines  sive  antiquitates  eccl. 
(Halae  1724.  f.)  9,  331.  f.  Klee  die  Ehe  (Mainz  1835.)  67.  ff.  Martene 
a.  a.  O.  I,  2,  604.  Hochmann.  a.  a.  O.  c.  2.  Böhmer  lus  eccL  prot  8, 
1266.  ff. 

^  In  den  apostolischen  Constitutionen  wird  die  Eheeinsegnung 
nicht  erwähnt,  obgleich  alle  anderen  Arten  kirchlicher  Gebete  aufgeführt 
werden. 

s  So  auch  Kliefoth  Liturg.  Abhandl.  (Schwerin  u.  Rostock  1854.)  1, 
77.  ff. 

8  Homil.  XLVIIL  in  Genes. 

^  Homil.  VII.  in  Jerem.,  Opp.  1,  81.  —  Kliefoth  a.  a.  0.  81.  findet 
Beispiele  dazu  in  den  beiMuratori  (Opp.  Vol.  XIII.  P.  III.  p.  905.)  abge- 
druckten Gebeten  eines  Sacramentarium  Gallicanum.  Aber  schon 
deren  Ueberschrift  jjBenedictio  thalami  super  nubentes^^  beweist,  dass  hier 
von  einer  Einsegnung  des  Ehebettes  die  Rede  ist.  Man  müsste  sonst  mit 
Mabillon  Mus.  Italic.  (Paris  1687.)  1,  388.  thalamus  mit  dem  sonst  vor- 
kommenden velum  (voüe)  identificiren.  Vgl.  auch  Gerb  er  t  Vet  Liturg. 
alemann.  (St.  Blas.  1776.)  2, 515. 
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hüchstenB  zur  Bestätigung  einer  schon  vorher  eingegangenen 
Khe  dienen^. 

Ein  weiterer  Fortschritt  endlich  war  es,  dass  eigene  Braut-  ^g""  „. 
messen  für  die  Neuvermählten  veranstaltet  wurden.  Das  finden 
wir  in  jenen  alten  Sacramentarien  des  Leo,  Gelasius  und 
Gregor*,  welche  immerhin,  wie  unsicher  auch  ihr  Alter,  wie 
UDgewiss  ihr  Ursprung  sein  mag',  uns  die  Zeit  vor  dem  neunten 
Jahrhunderte  vergegenwärtigen.  Hier  war  denn  auch  Gelegen- 
heit gegeben,  die  Ueberreste  -der  römischen,  jüdischen  und 
griechischen  Hochzeitsgebräuche,  die  sich  durch  die  Jahr- 
hunderte erhalten  hatten,  in  die  Ritualien  aufzunehmen^.  Die 
Consenserklärung  der  Ehegatten  blieb  aber  nach  wie  vor  von 
d^r  kirchlichen  Feierlichkeit  getrennt,  und  erst  die  Ritualien 
defl  eilften  und  zwölften  Jahrhunderts  in  der  später  darzustel- 
lenden Entwicklung  lassen  sie  zuerst  vor  dem  Priester  und 
dann  unter  seiner  Mitwirkung,  auf  sein  Befragen,  ausge- 
sprochen werden,  wobei  dann  die  Benediction  auch  bald  den 
Character  der  Ehebe^tätigung  annahm  und  unmittelbar  mit 
dem  Consensaustausche  verbunden  wurde.  Es  ißt  bezeichnend, 
und  mag  deswegen  hier  erwähnt  werden,  dass  das  griechische 
Kitual,  welches  auch  in  seiner  heutigen  Gestalt  unverkennbare 
Spuren  des  höchsten  Alterthums  trägt,  noch  jetzt  keine  Con- 
senserklärung der  Brautleute  kennt  ^. 

Aus  der  angeführten  Natur  der  kirchlichen  Ehefeier  ergiebt 

1  Nach  Pertsch  Versuch  einer  KirchenhiBtorie  (Leipzig  1736.)  2, 
419  —  21  und  Böhmer  I.  £.  P.  8,  1267.  ff.  wuHen  zu  jener  Zeit  noch  gar 
nicht  die  Ehen,  sondern  nur  die  Sponsalien  benedicirt.  Für  sie  spricht  so- 
wohl der  jüdische  Gebrauch  —  vgl.  Seiden  a.  a.  O.  lib.  2.  c.  7.  —  als  auch 
der  griechische.  Denn  in  der  griechischen  Kirche  galten  die  Verlobungen 
fax  wiriLliche  Ehen  und  etwaige  Zweifel  darüber  wurden  durch  die  Con- 
cilLGonstantinop.  y.  J.  1061.  [beiMansi  Sacror.  Concil.  ampl.  collect. 
(Flor. et Venet  1759. ff.  19, 1045.]  und  y.  J.  1067  (ebendas.  19, 1060.)  ent- 
schieden. Allein  so  richtig  das  Yielleicht  für  die  ersten  Zeiten  des  Christen* 
thums  sein  mag,  so  gezwungen  wird  die  Erklärung  der  aus  einer  spftteren 
Zeit  stammenden  Stellen. 

^  Abgedruckt  sind  sie  u.  a.  bei  Daniel  Cod.  liturg.  (Leipzig  1847.  ff.) 
auch  Gerbert  Mon.  Yet.  liturg.  Alam.  (St  Blas.  1777  —  9.)  2, 45. 

s  Vgl.  darüber  auch  Augusti  a.  a.  O.  9, 800. 

^  Kr&nze:  Tertull.  de  coron.  mil.  c.  18.  Siehe  unten.  -^  Festus  s.  t. 
coroila.  CatulL  61, 6.  Velamentum:  c.  7.  C.  XXXI.  qu.  5.  Ygl.Martene 
a.  a.  O.  I,  2,  868.  D u  M^ril  les  formes  du  mariage  (Paris  1861.)  88.  f.  — 
flammeum:  Ygl.  darüber  Festus  8.  h.Y.  Tacitus  Ann.  15, 87.  Rossbach 
a.  a.  O.  S.  279.  f.  Vielleicht  haben  wir  darin,  und  es  spricht  die  grössere 
Wahrscheinlichkeit  dafür,  das  jüdische  Taleih  zu  erkennen;  Ygl.  Seiden 
&  a.  O.  lib.  2.  c.  15. 

5  bei  Daniel  a.  a.  0. 4, 528.  ff. 
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Bich  aber  auch  mit  logischer  Consequenzy  dass  sie  juristisch 
zur  Eheschliessung  nicht  mit  Nothwendigkeit  gefordert  werden 
konnte.  Sie  war  eben  kein  Act  der  Eheeingehung,  son- 
dern der  Eheheiligung,  des  Ehebekennt nisses,  der  Ebe- 
bestätigung,  und  die  Ehe  selbst  war  schon  vorher  vor- 
handen. 

Auch  war  das  Institut  der  Professiones,  welche  die  Ehe- 
schliessung zur  Kirche  in  Beziehung  gebracht  hatten ,  allmäh- 
lich in  Vergessenheit  gekommen,  und  die  dem  entsprechenden 
Aufgebote  wurden  erst  durch  das  vierte  Concil  vom  Lateran 
i.  J.  1215  allgemein  für  die  Kirche  angeordnet^  und  auch 
dann  nur  höchst  unvollkommen  beobachtet^. 

Uebrigens  darf  auch  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  die 
Kirche  von  jeher  den  zweiten  Ehen  ihre  Missachtung  be- 
zeigte'^,  und  ihnen  die  priesterliche  Benediction  entzogt,  eo 
dass  diese,  wie  auch  die  anderen  gegen  kirchliche  Bestimmung 
geschlossenen  Verbindungen  ^  jeder  kirchlichen  Feierlichkeit, 

^  c.  3.  X  de  cland.  despons.  (4,  3.) 

s  Das  geht  aus  den  Worten  des  Petrus  Lombardus  hervor,  der 
selbst  ein  Gegner  der  Aufgebote  war.  Vgl.  sentent.  lib.  4.  dist.  28.  (Loyanii 
1576.) :  ,^Banna  vero,  in  Iure  nominari  solita,  h.  e.  pubiicae  prodamationes, 
quae  yetustam  in  quibusdam  Ecclesiis  originem  duxerunt  et  ab  Innocentio 
sunt  ad  totam  Ecclesiam  generallter  prorogata,  non  ubique  usu  et  more  per- 
Tenerant    Imo  fortasse  nee  tanti  jam  modo  referat  ut  tanto  sunt  cum 

▼igore  obseryanda atque  ideo  consultius  sanctiusque  forsan  esset,  ut 

neque  particulares  inferioresque  antistites  eiusmodi  censuras  de  bannis 
adhiberentfimo  ubi  constiterit  nunquam  aut  vis  unquam  observari,  sanctius 
esset  ejusmodi  bannorum  ritum  e  medio  tollere.^* 

3  Vgl.  darüber  Theiner  die  Einfuhr,  d.  erzwung.  Ehelosigk.  (Alten- 
burg 1828.)  1,  57.  ff.  Augusti  a.  a.  O.  9, 251.  Bingham  a.  a.  O.  9, 838. 
Xlee  a.  a«  O.  S.  18.  ff.  C.  Neocaesar.  c.  3:  n^BüßvxB^ov eig  yd/tovs  8tya^ 
fiovvrtov  fifi  iariäad-at  —  Petrus  Martyr.  loc.  comm.  c.  II.  c.  10.  S.  557. 
yersteht  das  yon  der  Wiedenrerheirathung  Geschiedener.  —  Auch  bei  den 
Römern  waren  die  zweiten  Ehen  gemissbilligt;  ygl.  Plut.  Qu.  Rom.  105. 
Tac  Ann.  2, 86.  Vergil.  Aeneid.  IV,  24 — 29.  —  Siehe  auch  Rossbach 
a.  a.  O.  S.  262. 

^  Fseudo-Ambros.  Comm.'in  I.  Cor.  VII,  40.  Durand,  rat  diy. 
off.  1, 9,  no.  15.  Vgl.  auch  unten.  Auch  bei  den  Römern  heiratheten  die 
Wittwen  ohne  religiöse  Feierlichkeiten.  Vgl.  F 1  u t  Q u.  R o  m.  105 :  " rate 
fieu  naQ&ePOiC  xaXop  fitj  oXiytav,  raXe  3i  x^^ms  rdöx^ov  ytoXloSv  ovranf 
yafuia&ai,**    Macrob.  sat.  1, 15.  Varro  ap.  Non.  s.  y.  sacrificantur. 

^  So  die  Ehen  der  Geschiedenen,  die  Verbindungen  zwischen  Juden 
und  Christen.  Vgl.  Bingham  a.  a.  O.  9,  322.  So  sagt  der  Bischof  Ti- 
motheus  yon  Alexandrien  in  seinen  respons.  canon.  bei  Hardouin 
Concil.  Collect  (Faris  1715.)  1, 1194:  „si  quis  clericum  yocayerit,  utmatri- 
monio  coniungat;  audiatautem,  esselUicitummatrimonium,  debetne  sequi 
clericus  yel  facere  oblationem?  —  non  debet,  clericus  alienis  peccatis  com- 
municare.*'    Ebenso  sollten  die  neuen  Ehegatten  bis  zur  Benediction  jung- 
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die  ja  in  den  alteren  Zeiten  allein  in  der  Benediction  bestand, 
entbehrten,  ohne  darum  jedoch  der  auch  von  der  Kirche  aner- 
kannten bürgerlichen  Gültigkeit  verlustig  zu  gehen. 

So  ist  es  denn  ein  leicht  zu  widerle&:ender  Irrthum.  wenn  urchiich. 
Kliefoth  an  die  oben  angeführten  Stellen  des  heil.  Ignaz  Mitteiait. 
nnd  Tertullian  anknüpfend  behauptet,  „dass  es  seit  der  Zeit 
keine  christliche  Kirche  anders  kenne,  als  dass  die  Ehe  wirk- 
lich eingesegnet  werden  müsse/^  Ein  Blick  in  die  kanonischen 
Bechtsquellen  überzeugt  uns  vielmehr,  dass  die  Kirche  nie 
unterlassen  hat,  auf  die  priesterliche  Mitwirkung  bei  der  Ehe- 
Schliessung^  als  löblich  und  heilbringend,  hinzuweisen,  dass  sie 
jedoch  bis  zu  den  Zeiten  des  Trienter  Concils  auch  die 
Bechtsgültigkeit  der  matrimonia  dandestina — und  unter  diesen 
sind  nicht  allein  die  heimlichen,  sondern  auch  die  ohne  Auf- 
gebot und  überhaupt  ohne  priesterliche  Theilnahme  einge- 
gangenen Ehen  zu  verstehen — stets  anerkannt  hat.  So  heisst 
es  in  Tancreds  Sununa  de  matrimonio':  ^^Et  dieendum  est, 

qttod  solo  consensu vel  quibtiscunque  aliis  verbis  vel  signis 

exprünatur  consensus  statim  mairimonium  est,"  so  antwortet 
Papst  Hadrian  ü.  für  die  Gültigkeit  einer  Ehe,  wo  der 
„sacerdos  datae  utriusque  fidei  non  interfmt^/^  und  in  der  Un- 
terweisung, welche  Gregor  II.  dem  Bischof  Martinian 
nach  Baiem  mitgiebt,  sollen  zwar  die  Priester  die  Brautleute 
zur  kirchlichen  Eheschliessung  ermahnen,  jedoch  wird  diese 
als  einzig  mögliche  und  rechtliche  Form  keineswegs  anbe- 
fohlen^. 

In  Bernardus  Papiensis  Summa  de  matrimonio  heisst 
es:  ffMatriTnofdum  faeii  utriusque  consensus  legitimus  per  mutua 
verba  vel  eertos  nutus  expressus^,"  und  Alexander  III.  stellt 
die  Eheschliessung  „coram  notario  et  testibus"  der  „coram 
paroeTto"  als  völlig  gleichberechtigt  an  die  Seite ^. 

friiüich  leben,  und  entgegengesetzten  Falles  nach  der  Meinung  des  heil.  < 

Caesarius  dieselbe  nicht  erhalten;  bei  Martene  a.  a.  0.  I,  2, 599.  vgl. 
Kleea.  a.  0.71.  f. 

^  a.  a.  0. 1, 19. 

s  T.  8.  ed.  Wunderlich  (Göttingen  1841.) 

3  Baluz.  Miscell.  (Paris  1678.)  1,402. 

4  Bei  Hartsheim  Conc.  Germ.  (Colon.  1759.  ff.)  1,  86.  Vgl.  auch 
Dist.  XXVI.  qu.  un.  art.  1.  (Thom.  Aquin.)  Richter  Kirchenrecht 
(Leipsig  1858.)  §.  276. 

5  S.287.ed.Laspe7re8.(RatiBbonael860.) 

^  c.  8.  X  de  sponsa  duor.  (4,  4.)  „Super  hoc  autem  consultationi 
taae  taIiterr«8pondemu8,  quodsi  inter  virum  et  mulierem  legitimus  oonsen- 
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Auch  in  den  Bussordnungen  finden  ^r  nirgends  Strafen 
für  unkirchücfae  Ehen  ausgesprochen.  Nur  im  Burchard 
von  Worms  heisst  es:  „Accepisti  uxorem  et  non  fecisti  nuptias 
publice  f  et  non  veniati  ad  eccleeiam  tu  et  uaor  tua  et  non  acce^ 

pisti  benediciionem  a  sacerdote si  non  fecisti  tres  quadror' 

gesimaa  per  Ugitimas  ferias  poenitere  debes^;"  aber  auch  hier 
scheint  von  einer  priesterlichen  Einsegnung  nach  der  Ehe- 
schliessung die  Bede  zu  sein  —  et  non  venisti  ad  ecclesiam  tu 
et  uxor  tua  — ,  und  jedenfalls  wird  die  Ehe  nicht  für  ungültig 
erklärt,  sondern  die  Uebertretung  der  kirchlichen  Bestimmun- 
gen nur  durch  Bussen  geahndet,  ein  Verfahren,  das  auch  von 
zahlreichen  Concilien  des  Mittelalters  eingeschlagen  wmrde'. 

Ja,  Synoden  sprachen  sogar  in  späteren  Jahrhunderten, 
als  Manche,  nachdem  die  kirchliche  Trauung  mehr  und  mehr 

BUB  sub  ea  solennitate,  quae  fieri  solet,  praesente  scilicet  sacerdote  aut  etiam 
notario,  sicut  etiam  in  quibusdam  locis  adhuc  observatur,  coram  idoneis 
testibuB,  interyeniat  de  praesenti,  ita  quidem,  quod  unus  alterum  in  suo 
mutuo  coDsensu  verbis  consuetis  expresse  recipiat,  utroque  dicente:  „ego 
te  accipio  in  meam**  et:  ,iego  te  accipio  in  meum/*  sive  sit  iuramentum 
interpositum  sive  non ,  non  licet  mulieri  alii  nubere.  Et  si  nupserit ,  etiamsi 
camalis  copula  sit  secuta,  ab  eo  separari  debet,  et,  ut  ad  primum  redeat, 
ecclesiastica  districtione  compelli,  quamvis  alii  aliter  sentiant  et  aliter  etiam 
a  quibusdam  praedecessoribus  nostris  sit  aliquando  iudicatum.'*  Einen 
ähnlichen  Fall  behandelt  folgender  Brief  desselben  Papstes  v.  J.  11 79.  bei 
Mansi  Conc.  22,  293:  „Super  eo  quod  ex  literis  tuis  intelleximus,  virum 
quendam  et  mulierem  de  mandato  domini  utriusque  assensu  se  invicem  re- 
cepisse,  nullo  sacerdote  praesente,  nee  adhibita  solemnitate, 
quam  solet  Anglicana  ecclesia  adhibere  et  alium  praedictam  mu- 
Uerem  ante  camalem  commixtionem  solemniter  duxisse  et  cognovisse:  tuae 
Paternität!  duximus  taliter  respondendum,  quod  si  primus  vir  et  mulier  pari 
consensu  de  consensu  sese  receperunt,  ipsa  debet  primo  restitui,  cum  nee 
potuerit,  nee  debuerit  posttalem  consensum  alii  nubere."  Vgl.  über  beide 
F&lle  Maassen  Paucapalea  (Wien  1859.)  S.  22.  In  dem  von  demselben 
Alezander  III.  (Rolandus  Bandinellus)  geschriebenen  Stroma wird 
von  den  heimlichen  Ehen  gesagt  „ . . .  clandestina  coniugia  non  esse  con- 
trahenda  non  quod  non  sint  coniugia,  sedquoniam  altero  a  proposito  diver- 
tente  matrimonium  intercessisse  probari  non  potest.**  Von  den  unten  zu 
besprechenden  Stellen  des  Evaristus  u.  s.  w.  heisst  es:  '*haec  enim  capitula 
ad  terrorem  fore  dicta  creduntur,  quibus  clandestina  coniugia  inhiberi 
videntur  vel  potius  ad  cautelam.  Matrimonia  enim  clam  contracta  saepe 
altero  mutante  propositum,cum  inde  testes  inveniri  non  yaleant  separantur/* 
(Msc.  d.  Kgl.  Bibi.  in  Berlin.) 

1  Corrector  c.  43. 

>  Vgl.  beispielsweise:  Stat.  synod.  Herbipol.  v.J.  1298.  bei  Him- 
melst ein  Synod.  Herbip.  (Wünsburg  1855.)  148:  „ Prohibemus sub poena 
excommunicationis,  et  magnae  emendae,  ne  aliquae  personae  consentiant  in 
matrimonium  per  verba  de  praesenti,  donec  sint  ante  foresEccleBiae,  quando 
debet  sacerdotalis  benedictio  celebrarl.*^  Alexander  III.  spricht  sich  in 
c.  2.  X.  de  cland.  desp.  (4, 3.)  gegen  solche  Zwangsmassregeln  aus. 
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in  das  Sechtsbewusstsein  des  Volkes  eingedrungen  war,  den 
Umstand  9  dass  ihre  Ehe  des  priesterlichen  Segens  entbehrte, 
zur  Auflösung  derselben  benutzen  wollten,  die  Rechtsbestän- 
£gkeit  solcher  Verbindung  förmlich  aus^ 

Freilich  scheint  das  Gesagte  widerlegt  zu  werden  durch  j^UiSfcL'- 
den  von  Gratian  in  seine  Sammlung  aufgenommenen  Canon  Eh^^hue«. 
des  Papstes  Evaristus:  „Aliter  legitimum  non  fit  comu^mm  s^arittos. 
nisi  ab  Jos,  qm  super  ipaam  feminam  dominaUonem  habere  mden-    . 
tur,  et  a  qmbus  custoditur  uxor  petatur,  et  a  parentibua  et  pro- 
pinquiaribtu  sponsetur,  et  legibus  dotetur,  et  suo  tempore  sacer- 
doialiter,  ut  mos  est,  cum  preeibus  et  oblationtbus  a  sacerdote 
benedicatur'^f  aber  sowohl  dieser  als  der  des  Calixtus^  sind  Caiixtu». 
pseudoisidorischen  Ursprungs,  und  also  auf  eine  bestimmte 
Absicht  ihres  Verfertigers  zurückzufuhren,  die  ohne  Zweifel 
mit  den   bei  Benedictus  Levita    erkennbaren   Tendenzen 
und  den  später  zu  erwähnenden  Absichten  der  karolingi- 
sehen  Gesetzgebung  zusammenhängt^. 

Aehnlich  verhält  es  sich  auch  mit  den  Bestimmungen  des 
vierten  karthagischen  Concils  v.  J.  398^,  die  in  einem 
imzweifelhaften  Zusammenhange  mit  dem  Evaristischen 
Canon  stehen   und   deutschrechtliche  Ghrundsätze  enthalten^. 

^  Vgl.  s.  B.  Synod.  Varmiensis  v.  J.  1495.  bei  Hartzheim  a.  a.  O. 
5,  665:  9,  Cootrahentes  vero  matrimonia  per  verba  de  praesenti,  vel  futuro, 
camali  copula  secuta ,  non  possunt  se  invicem  propria  authoritate  discedere, 
licetperSacerdotem  matrimonium  inEcclesia  non  sit  authori- 
zatum  Tel  solenni  benedictione  roboratum.  Debent  igiturRectores 
Eociesiarum,  dum  eis  constiterit,  per  confessionem  vel  alias  ipsos  inducere 
et  coercere,  ut  ad  suas  coniuges  redeant**  etc. 

*  c.  1.  C.  XXX.  qu.  5.  Bemerkenswerth  ist,  dass  nach  der  Reformation 
die  katholischen  Schriftsteller  selbst  die  Beweiskraft  dieser  Stelle  zu 
achwächen  suchten ,  schon  weil  sie  die  Nothwendigkeit  der  älterlichen  Ein- 
willigung in  die  Ehen  der  Kinder  betont,  wogegen  sich  bekanntlich  das 
TVtdenfmtim  erkl&rt  hatte.  Vgl.  Sever.  Binius  not.  ad  h.  c.  bei  Mansi 
Conc.  1,  626:  „Non  Yolnit  significare  praedictas  omnes  conditiones  esse  ne- 
cessarias;  ita  ut  si  una  Tel  altera  desit,  irritum  sit  matrimonium.*' 

'  „  Quisquis  ergo  non  est  legitime  ooniunctus  Tel  absque  dotaü  titulo 
sc  benedictione  Sacerdotis  constat  copulatus,  Sacerdotes  Tel  legitime 
Goniunctos  criminari,  Tel  in  eos  testificari  mimine  potest,'*  denn  er  ist  in- 
faaas;  bei  Blonde  Uns  Pseudo-Isidor.  (GencTae  162S.)  260.  Hinschlug 
Beeret  Pseudoisidor.  (Lipsiae  1868.)  140.  (c.  4.  C.  IV.  qu.  4.) 

*  Siehe  imten. 

^  „utsponsuB  etsponsa,  cum  benedicendi  sunt  a  sacerdote ,  aparenti- 
bos  suis  Tel  a  paranymphis  offerantur,  qui  cum  benedictionem  acceperint, 
eadem  nocte  pro  rcTcrentia  ipsius  benedictionis  in  Tirginitate  permaneant.*^ 

<  Wasserschieben  Termuthet  deswegen  darin  ein  zu  Valentia  — 
welches  in  der  ProTinz  Neu- C ar th ag o  lag  —  gehaltenes  Concil.  Beitr.  z. 
Gesch.  d.  falsch.  Beeret  (Breslau  1844.)  9.  und  in  der  Anmerk.  zu  c.  87.  des 
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Allerdings  aber  ist  es  auch  wohl  möglich,  dass  einzelne 
strengere  Richtungen  im  Mittelalter  nur  die  kirchliche  Ehe 
für  vollgültig  anerkannten,  wie  andere  den  durch  Worte  aus- 
gedrückten Eheconsens  zur  Begründung  des  Sacraments  ver- 
langten^, und  endlich  noch  andere  gar  die  priesterliche  Bene- 
diction  in  derselben  Weise  betonten  ^ 

nL    Die  Gesetzgebung  der  römischen  Kaiser. 

KaSiree-         Auch  die  weltlichc  Gesetzgebung,  wie  sie  von  den  römi- 
setzgeb.  gehen  Kaisem  ausging,  änderte  an  den  so  eben  dargestellten 

Verhältnissen  nur  wenig  und  vorübergehend. 
Theodo.  Noch  in  der  Novelle  22.  c.  3.  hatte  Justinian  das  von 

lentinum  Thcodosius  Und  Yalcntinian  III.  anpceordnete  Recht^  be- 
ul. 

justintan  8^*^*ig^>  ^^^  ^^^  Eingehung  einer  Ehe  die  blosse  Consenser- 

^^^'^  ^^'  klärung,  ohne  Rücksicht  auf  die  Bestellung  einer  dos  oder 

donado  propter  nuptias  und  auch  ohne  Vornahme  irgend  einer 

Hochzeitsfeierlichkeit  genügen  solle,   bald  aber  sah   er   sich 

durch  die  Missstände,  die  fast  immer  im  Gefolge  der  formlosen 

dritten  Anhangs  zuRegmo.  (Lipsiae  1840.)  —  Vgl.  auch  Richter  K.  R. 
§.  29.  Hinschius  a.  a.  O.  CXXVI*  —  Auch  die  arabischen  Canones 
des  Nicaenischen  Concils,  die  in  sp&terer  Z«it  angefertigt  sind  —  vgl. 
Hefele  Conciliengesch.  (Freiburg  1855.)  1,  848.  f.  —  haben  folgende,  na- 
türlich gefälschte  Bestimmungen  über  Eheschliessung:  „ExigitDeus  ab 
Omnibus  christianis  tarn  viris  quam  mulieribus,  ut  matrimonia  sacris  ce- 
lebrent  benedictionibus  et  precibus,  quoniam  hisce  mediantibus  licita  sit 
virorum  et  mulierum  copula.  Quamobrem  a  sponsalium  celebratione  usque 
ad  nuptiarum  benedictionem  potest  sponsus  ac  debet  sponsa  servitutis  ex- 
hibere  obsequia,  eam  invisere,  et  confabulari  at  conversatione  eius  frui 
nequaquam ;  quia  id  minime  licitum  est  ante  nuptiarum  celebrationem,  quae 
fit  benedictionibus,  precibus  et  virginali  incoronatione.  Oportet  itaque  tarn 
Tiros  quam  mulieres  casta  et  pura  habere  corpora  coram  Deo,  cum  ad  nuptia- 
lern  accedunt  benedictionem,  nuptialesque  Coronas;**  etc.  beiHardouia 
Conc.  1,511. 

^  cf.  Innocent.  lU.  Brixiensi  ep.  c.  22.  X.  de  spons.  etmatr. 
(4, 1.)  a6.  1212:  ,3®8pondemu8  quod  matrimonium  in  veritate  contrahitur 
per  legitimum  viri  et  mulieris  consensum,  sed  necessaria  sunt  quantum  ad 
ecclesiam  yerba  consensum  exprimentia  de  praesenti."  Scotus  Öp.  (Paris.) 
lib.  4.  dist.  28.  qu.  un.  schol.  2:  „Ad  sacramentum  matrimonii  requiritur 
Signum  sensibUe  determinatum  ut  audibile  et  certa  verba,  quia  sine  certis 
verbis  non  est  sacramentum  matrimonii,  licet  possitesse  contractus  ad  matri- 
monium sine  certis  verbis/* —  Dagegen  u.  A.  Durandus  dist.  1.  qu.  3. 
§.  7.  Vgl.  auch  Hahn  die  Lehre  von  den  Sacramenten  (Breslau  1864.) 
128. 143. 

2  Vgl.  Innoc.  III.  in  cap.  cit.:  '^quum  ab  aliquibus  dubitetur  spirituale 
(sc.  matrimonium)  contrahi  solis  verbis.  vgl.  Hahn  a.  a.  O. 
»  1.  8.  C.  Theod.  (3, 7.)  v.  J.  428. 
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Ehen  sich  entwickehi,  zu  Beformen  genöthigt^.  Im  December 
537.  veröffentlichte  er  die  Novelle  74.  und  verordnete  in  c.  4.  ^^7'Ji' 
§.  1.,  dass  die  höheren  Stände  bis  zu  den  Senatoren  abwärts 
schriftliche  Verträge  über  dos  und  donatio  propter  nuptias 
scUiessen  müssten,  unter  Beobachtung  der  übrigen  ihrem 
Stande  geziemenden  Gebräuche.  Andere  Standespersonen 
jedoch  sollten  in  eine  Kirche  gehen,  imd  dort  beim  Defensor 
derselben  ihren  Eheconsens  erklären;  dieser  aber  hätte  unter 
Zuziehung  von  drei  oder  vier  Geistlichen  darüber  eine  Ur- 
kunde aufinmehmen.  Personen  niederer  Geburt  könnten  nach 
wie  vor  ganz  formlos  ihre  Ehen  emgehen. 

Es  ist  wohl  kaum  nöthig,  den  Irrthum  Binterims'  zu 
widerlegen,  der  in  diesen  Bestimmungen  Justinians  die  de- 
finidve  Einfuhrung  der  kirchlichen  Eheschliessung  findet.  In 
der  ganzen  Novelle  ist  von  kirchlicher  Benedictioui  überhaupt 
von  einer  unter  Mitwirkung  der  Priester  vorzunehmenden 
kirchlichen  Feierlichkeit  durchaus  nicht  die  Bede,  und  die  bei 
dem  Defensor  ecdesiae'  verlangte  Meldung,  die  diesem  anbe« 
fohlene  Aufnahme  des  Eheinstruments,  erinnert  viel  eher  an 
die  moderne  Civilehe,  als  an  kirchliche  Eheschliessung.  'Dass 
aber  der  Staat  sich  des  Defensor  ecclesiae  und  dreier  Cleriker 
als  Urkundsparsonen  für  ein  bürgerliches  Bechtsgeschäft  be- 
diente, hat,  wenn  man  die  Unterordnung  in  Erwägmig  zieht, 
in  der  zu  Justinians  Zeiten  sich  die  Kirche  dem  Staate  gegen- 
über befand,  wenig  Befiremdendes. 

Ein  wichtiges  Zeugniss  aber  legt  die  Novelle  davon  ab, 
dass  unter  Justinians  Begiemng  die  kirchliche  Eheschlies- 
sung entweder  noch  gar  nicht  genügend  dorchgedrungCD,  oder 
vielleicht  schon  wieder  seit  den  ersten  Zeiten  des  Christen- 
thums  einigermassen  in  Vergessenheit  gerathen  war.  Keinen- 
falls  wäre  Justinian  genöthigt  gewesen,  an  Bestimmungen 

^  Nov.  74.  c.  4:  ^fiTtetSrj  yaQ  xal  rote  nalcuole  SiijyOQeirrai  vSfiOte,  xal 
rjur  avrols  to.  avra  SiaxiToxteu,  tSare  rove  ydfiovs  xat  yafuxtSv  övfißoXaicDv 
Xf^^^  i*  ftoviS  i^^cia9au  Sia&eaecas  feod  xvQtovg  etpai,  vevod'svfUvtav  rifuv 
ivrev&ev  awcdXayfuirafv  ink^ffd'rj  ro  nolhevf/ia  xal  TtaQiaatftd^rvQee,  amv~  ^ 
9vvü9s  t^vdofteroi,  xal  ort  xvQÜtv  ixaXsi  irjv  Ovvoixovffav  6  olvtjQj  xaxeivtj 
tovrov  Oftoimg  tovofui^f  xal  ovTOfs  avrotg  TtXarrercu  Cvroixäffta,  xal  firj 
Toig  aJbjd'MÜus  avffravra  .,.,** 

s  Denkwürdigk.  d.  christ.-kath.  Kirche  (Mainz  1S25.)  VI,  2, 84. 

3  Die  Defensoret  eccUtiae  waren  deren  Beschutser;  sie  hatten  ihre 
Bechte  besonders  Tor  Gericht  und  auch  sonst  gegen  jeden  Angriff  zu 
«ihren.  Im  Orient  waren  es  meist  Cleriker.  Vgl.  Thomassinus  vet.  et 
HOT.  eccl.  diseipl.  (Magontiaci  1787.)  Pars  1.  lib.  2.  c.  97. 
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zu  denken,  welche  die  Festigkeit  der  Ehen  sichern  sollten, 
wenn  diese  bei  dem  Bischof  vorher  angemeldet ,  von  ihm  er- 
laubt und  endlich  in  der  Earche  eingesegnet  worden  wären. 
Freilich  erfahren  wir  auch  aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzes, 
dass  es  gebräuchlich  war,  in  einem  Bethause  den  Eheconsens 
zu  erklären,  aber  ebenso  wird  erwähnt,  dass  auch  anderswo 
Ehen  eingegangen  wurden,   bei  denen  das  einzige  religiöse 
Moment  in  der  Berührung   der  Bibel   bestanden  zu  haben 
scheint  ^ 
Nov.  117.         Uebrigens  hob  Justinian  durch  Novelle  CXVU.  c*4. 
diese  ganze  Bestimmimg  auf,  und  liess  nur  die  Nothwendig- 
keit  schrifUicher  Dotalverträge  für  die   höheren  Stände  be- 
stehen. 
iMQrie/a.         Auch  in  der  Ecloga  Lco's  des  Isauriers  und  seines 
^®'J^*^°*: Sohnes    Constantinus    Copronymus    v.  J.    740.    ist    die 
°^°''    priesterliche  Trauung  noch  nicht  als  absolut  nothwendig  vor- 
geschrieben, vielmehr  wird  dieselbe  mit  der  schriftlichen  oder 
mündlichen  Consenserklärung  auf  völlig  gleiche  Linie  gestellt^; 
und  wenn  auch  im  Anfange  des  neunten  Jahrhunderts  seitens 
der  orientalischen  Kirche  schon  auf  die  Eheeinsegnung  ernst- 
lich gedrungen  sein  mag^,  so  wurde  dieselbe  doch  erst  um 
d.  J.  893.  —  also  noch  später,  als  die  nachher  zu  besprechende 
Nov.  89.  Karolingische  Gesetzgebung  —  durch  dia Novelle  89.  Leo's 
Weisen,  des  Weiscu*,  für  rechtlich  nothwendig  erklärt,  was  i.  J.  1095. 
ComneSi.  ^^^  Alcxius  I.  Comncnus  auch  auf  die  Ehen  der  Leib- 
eigenen ausgedehnt  wurdet     Damit  führte  Leo  aber  keine 
neuen  Gebräuche  ein,  sondern  gab  vielmehr  den  bisher  üb- 
lichen und  vielleicht  etwas  vernachlässigten  mehr  Festigkeit; 
er  machte  sie  zur  gesetzlichen  Nothwendigkeit^. 

^  a.  a.  O.  c.  5. 

^  II.  8:  ^jEi  8i  tcara  axivoitSiV  rj  Sta  xansivmaiv  firj  8vvTjd^  xis  evnQO- 
l^nrcas  xai  fyy^ofnos  noiriaai  yafiov,  xal  ay^a^cae  avviararai  yafios  aSoXafs 
awaive'Ocu  rcSv  CvvaXXaOGovxoyv  n^oocintov  xal  rcSv  rovrofv  yoviotv  efr« 
iv  ixx?jj<fiq  rovro  Si  evXoyias  tj  xal  inl  ^iXcav  yv(oqiad^,** 

8  Vgl.  Zhisman  a.  a.  O.  158.  —  Das  Prochiron  (c.  870.)  IV.  27. 
verbietet  heimliche  Eheeinsegnung. 

*  Zaohariae  los  Graeco  Roman.  (Lipsiae  1856.  f.)  3, 185.  Zhisman 
a.  a.  0. 159. 

fi  Zachariae  a.  a.  0.  8, 404. 

^  Mehrere  Beispiele  kirchlicher  Ehen  aus  der  Geschichte  fuhrt  Zhis- 
man  a.  a.  0. 158.  an. 


ly.  Das  germaniBche  Recht  17 

IV.  Das  germanische  Secht 

Wenden  wir  uns  jetzt  zor  EheBchliessung  der  germani- 
schen Völkerflchaften« 

Wie  bei  allen  Naturvölkern,  finden  wir  auch  bei  den®**^),""» 
Germanen  die  Franen  in  einem  Abhängigkeitsverhältnisse  ^°^<>* 
zu  den  Männern.  Schon  das  geltende  Recht  der  Selbsthülfe 
masste  fiir  das  schwächere  Geschlecht  in  dem  stärkeren  einen 
Schutz  hinstellen,  wie  ja  anch  die  Unmündigen  und  die  Waffen- 
uofahigen  in  den  streitbaren  Männem  ihre  Vertreter  fanden^. 
Es  .war  natürlich,  dass  diese  Vormundschaft  —  ^ffnundium'*  — 
der  römischen  mantis  entsprechend  —  mit  der  väterlichen  Ge- 
walt sich  vereinigte  und  identificirte,  dass  sie  in  der  väter- 
lichen Familie  bis  auf  den  letzten  Schwertmagen  sich  ver- 
erbte, und  dass  sie  endlich  dem  Manne  übertragen  wurde,  in 
dessen  Familie  die  Frau  als  Gattin  neu  hineintrat  ^  ^^Foere- 
mund'*  wird  in  den  Friesischen  Sechten  schlechthin  der 
Ehemann  genannt 

Das  mundium  gewährte  aber  seinem  Inhaber  nicht  nur 
die  Befugnisse  zu  persönlichen  Einwirkungen  auf  den  Bevor- 
mundeten, oder  blos  ideelle  Vortheile,  sondern  bei  jeder  Ver- 
letzung des  Mündels  bezog  der  Mundwald  die  Wergelder  und 
empfing  gleichsam  den  reellen  Lohn  seines  Schutzes'. 

Da  aber  so  der  Egoismus,  ja  selbst  eine  gewöhnliche 
praktische  Gesinnung,  das  ganze  Institut  des  mundium  als 
eben  Inbegriff  von  Vermögensrechten  auffassen  musste,  so 
komite  der  Ehemann,  der  zwar  die  Mühe  des  Schutzes  über- 
nahm, zugleich  aber  auch  das  Anrecht  auf  die  etwa  daraus 

1  Brokmerbrief  §.  96.  bei  Richthofen  Fries.  Rquell.  (Berlin 
1840.)  164:  „Sa  skelia  alla  frouva  a  foremunde  stonda,  hia  skeiin  hebba 
ander  thene  berena  ief  thene  kerena,  andthi  skelforemundere  wesa,  ther 
aha  sibbest  is;  send  hia  al  like  sib,  sa  is  thiu  fedenide  weldegera/*  Em- 
siger Pfennig8chuldbaoh§.  9.  ebenda«.  196.  Ed,  Roth.  204.  Vgl. 
Kraat  Vormundach.  (Oöttingen  1885  —  47.)  1,  10.  ff.  Laboulaye 
Recherches  stir  la  condition  civUe  et  politique  des  femmes.  (Paris  1843.)  188. 
RiTe  die  Vormundsch.  im  R.  d.  Gherman.  (Brannschweig  1862.)  226.  ff., 
Schröder  Gasch.  d.  eheL  Güterrechts  in  Deutschi.  (Stettin.  Danzig. 
Elbing.  1S6S.)  1. 

2  L.  Wisigoth.  IV,  2, 15:  „  vir  qui  nxorem  suam . . .  habet  in  potestate 
■iiniliter et  in  servis eins  potestatem  habebit.'^  Saohsensp.  DI,  45:  „die 
man  is  Tonntmde  sines  wives  to  hant  als  sie  ime  getrüwet  wert"  Vgl. 
Grimm  dentsch.  Rechtsalterth.  (Oöttingen  1854.)  447.  f. 

*  VgL  Rraut  a.  a.  O.  1,  829.  ff.  Rive  a.  a.  O.  286.  ff.  Walter  D. 
Beditsgeach.  (Bonn  1853.)  §.  479.   Schröder  a.  a.  O.  4. 

Friedberg,  Ehetchliettung,  2 
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fliessenden  Vortheile  erhielt,  nur  gegen  Entschädigung  die 
Abtretung  der  Mundschaft  verlangen,  er  musste  sie  kaufen^, 
und  das  ist  der  Ursprung  des  so  vielfach  missverstandenen 
Ausdrucks,  der  sich  noch  im  späteren  Mittelalter  wiederfindet^ 
und  als  Beweis  der  rohen  Gesinnung  der  Deutschen  ver- 
^2[J®* schrieen  worden  ist%  ,,da88  der  Mann  seine  Frtm  kau/e"K 

So  kam  es,  dass  die  aus  der  Mundschaft  fiiesaenden  pe- 
kuniären Vortheile  in  festen  Summen  tazirt  wurden,  die  dem 
Mundwald  gezahlt  werden  mussten^  ja,  dass  es  diesem  bei 
den  Alamannen  und  Baiern^  freistand,  die£hen,  bei  denen 
kein  Mundkauf  stattgefunden  hatte,  nach  Belieben  wieder  auf- 

^  Falls  der  Ehemann  das  munäium  über  die  Frau  nicht  erworben  hatte, 
blieb  es  bei  dem  früheren  Mundwald ,  Ed.  Liutpr.  126.,  der  dann  auch  die 
Wergelder  bezog,  L.  Alamann.  Hl.  51, 1;  52,2;  54,2.  Ed.  Rotharis 
187.  —  Ebenso  das  tnundium  über  die  in  dieser  Ehe  erzeugten  Kinder.  Vgl 
Kraut  a.  a.  0. 1, 186.  Wilda  Strafr.  d.  Oerm.  (Halle  1842.)  804. 

s  Vgl.  Aetelbirhts  Ges.  c.  77:  „Gif  man  msegS  gebiged"  [Wenn 
Jemand  eine  Jungfrau  kauft.]  Im  nordischen  Rechte  hiess  eine  gekaufte 
Frau  ^^myndikeypt  k(mu^\  vgl.  Bjaköret  c.  68.  (Paus.  H.,  268.),  bei  den 
Alamannen  „putf/to  emfa".  Pactus  8,  2d.  L.  AI.  .Lantfr.  97,4:  Bei- 
spiele bei  Grimm  a.  a.  0.421.  Kindlinger  Gesch.  d.  deutsch.  Hörigk. 
(Berlin  1819.)  186.  Bodmann  Rheingauische  Alterth.  (Mainz  1819.)  670. 
Mone  Anzeiger  z.  Kunde  d.  deutsch.  Mittelalt  (1832.  ff.)  7,  S62. 

'  Schon  SaxoGrammaticus  verstand  das  nicht.  Vgl.  Histor.  Danic . 
V.  p.  88:  „ne  quis  uxorem  nisi  emtitiam  duceret,  venalia  siquidem  connubia 
plus  stabiUtaUs  habitura  censebat,  tutiorem  matrimonii  fidem  ezistimans, 
quod  pretio  firmaretur.** 

^  Es  l&sst  sich  jedoch  nicht  läugnen ,  dass  die  Frauen  hierbei  auch  im 
sachlichen  Begriffe  aufgefasst  wurden ,  und  es  mag  das  ein  Ueberrest  der 
Ältesten  Gebräuche  sein.  Vgl.  Aetelbirhts  Ges.  c.  81:  „Giffrimanwift 
fries  mannes  wtf  geligeS,  hia  weigelde  äbicge,  and  6&er  wif  bis  ägenum 
scsstte  begete  and  yS^m  6){rum  set  häm  gebrenge.*'  [Wenn  ein  Freier  bei 
eines  freien  Mannes  Frau  liegt,  erkaufe  er  sie  mit  ihrem  Wergeide,  und  er- 
werbe eine  andere  Frau  aus  seinem  eigenen  Vermögen  und  bringe  sie  ihm 
heim.]  AuchinPreuisen  existirt  eine  derartige  Bestimmung  in  der  Con- 
Yention  v.  J.  1243.  bei  Voigt  Gesch.  Freuss.  1,  554:  „Cum  enim  pater 
aliquam  uxorem  de  pecunia  communi  sibi  et  filio,  emerat,  hactenus  aerva- 
Yerunt,  ut  mortuo  patre  uxor  ejus  ad  filium  devolveretur,  sicut  alia  haeredi- 
tas  de  bonis  communibus  comparata.*' 

^  Vgl.  L.  Saxon.  VI,  1:  „Uxorem  ducturus  CCC.  soL  det  parentibus 
eins.**  VU,  S,  4:  „qui  yiduam  ducere  velit,  offerat  tutori  pretium  emtionia 
eios.'^  Ed.  Rothar.  190.  191.  215.  L.  Liutpr.  VI,  85.  L.Burg.  84,  2. 
L.  Wisigoth.  III,  1,  2.  5.  Cassiodor.  Varia  4,  1.  bei  Bouquet  Scr^t 
(Paris  1798.  ff.)  4, 8.  Vgl.  Schröder  a.  a.  O.  74.  Kraut  a.  a.  0. 1,310.  In 
Island  war  eine  Mark  (VI.  alna  aurar)  der  geringste  Mundschatz,  und 
Kinder  einer  um  geringeren  FreiA  erkauften  Frau  waren  nicht  erbfihig. 
Grag.arf.  3. 

s  L.  Alam.  Hl.  51.  54.  L.  Bajuv.  7,  16.  Gregor.  Turon.  hist. 
Franc.  IK,  88 :  „  Quia  sine  consilio  parentum  eam  coniugio  copulasti ,  non 
erit  uxor  tua." 
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nnd  eine  Busse  zu  fordern,  während  andere  Volks- 
recbte^  sich  mit  der  letzteren  begnügten. 

Erst  in  späterer  Zeit  war  es  die  Fracht  einer  milderen» 
auch  Ton  der  Kirche  begünstigten  Bechtsanschanung'y  die  in 
der  Lex  Burgundionum'  schon  durchbricht,  und  in  den 
£dicten  der  späteren  langobardischen  Könige^,  den  Ge« 
setzen  der  Franken,  Alamannen,  Baiern  und  West-» 
gothen  vertreten  ist^,  dass  die  von  dem  Ehemanne  für  die 
Mondschafl  zu  zahlende  Summe  —  „dotaUcium^%  bei  den 
Langobarden:  y^meta^^  nordisch:  ,,mtiiu&*''  —  der  Frau 
selbst  als  l/Vlttwenversorgung  bestellt  wurde,  während  jene 
ältere  Sitte  bei  den  Dithmarsen  noch  im  fünfzehnten  Jahr- 
hunderte zu  finden  ist^ 

So  schwand  die  Bedeutung  des  Mundkaufes  mebr  und 
mehr,  und  statt  dessen  tritt  uns  nur  noch  ein  symbolischer, 
ein  Scheinkauf  ^  entgegen,  der  in  den  Gebräuchen  und  Liedern  ^^^if 

1  Ed.  Rothar.  188.  ff.  L.  Saxon.  40.  etc.  Auch  konnten  sie  das 
Vermögen  der  Frau  zurückfordern. 

>  C.Trevirense  T.  J.  1227.  bei  Hartzheim  Conc.  3,  529,  verbietet 
den  Verwandten  oder  Vormündern  des  Brautpaars  „quocunque  colore  quae- 
sito  aEqaampecuniam  pro  matrimonio  contrahendo,  vel  contrahendo  impe- 
diendo^*  zu  nehmen. 

»  L.  Burg.  66, 1. 

^  L.  Llotpr.  VI.,  35. 49.  61.  Nach  dem  Ed.  Roth.  178. 179.  wurde  es 
dem  Mnndwald  übergeben,  der  es  der  Frau  schenkte;  so  wohl  auch  im 
Norden.  Gräg.  festath.  7.  50.  Saem.  83.  ff.  Tgl.  Weinhold  deutsche 
Frauen  im  Mittelalter  (Wien  1851.)  218. 

^  Vgl.  L.Alam.  55, 3. <— Conc.  ap.  Tusiac.  t.  J.  860.  bei  Sirmond. 
ConeiL  (Romael608.ff.)  3, 181:  „....dotemacceptam,  quam  dese  ipsa,  si 
camaliter  iungeretur,  mercari  debuerat.'*  —  Ro ziere  Recueil  des  formules 
{Paris  1859)  no.  233. 284. 240.  Vgl.  auch  die  Urk.  y.  J.  778.  bei  Meichel- 
beck,  Histor.  Fiising  (Aug.  Vindel.  1724 — 29.)  I,  6.  no.  38:  „ego  H.  in 
loeo . . .  P.  tradidi  coniugi  meae  I.  sicut  antiqua  mos  est.''  Vgl.  Kraut 
a.a.O.1,812.  Pardessus  loiSalique (Paris  1843.) 688.  Schrödera.a.O. 
«4.  69.  ff. 

*  Alb.  Krantz  Vandalia  (Hannoyerae  1619.)  1,13:  „Valet  hodie  ea 
ut  femnt  consuetudo  in  Thietmaris,  gente  palustri,  ad  exitum  Albis  fluminis, 
ut  nnptni  tradant  filiasindotatas,  sponso  quantum  inter  eos  convenit  an- 
nnmerante  ant  pendente  his,  qui  puellam  in  potestate  habuerunf  Neo- 
coras  Chronik  d.  Land.  Dittmarschen  (ed.  Dahlmann,  Kiel  1827)  1,  109., 
«pricht  davon  als  von  einer  abgekommenen  Bitte:  „Crantzii  Wort  Wand-I. 
sind  klar,  dat  solchensz  noch  tho  siner  tidt  ummet  jähr  1500  im  gebrucke 
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7  s.  B.  bei  den  Saliern  ein  solidus  und  ein  denarius^  vgl.  Fredegar. 
Greg.  Turon.  epit.  18:  „(Chlodovaeus)  legatos  ad  Gundebaldum  dirigit 
petens,  ut  Chrotildem  neptem  suam  ei  in  coniugium  sociandam  traderet. 
Quod  ille  denegare  metuens  et  sperans  amicitiam  cum  Chlodovaeo  inire, 

datnnim  spondet.  Legaü  offezentes  solidum  et  denarium ,  ut  mos  erat 
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der  späteren  Zeiten  noch  anklingt^.  Folgegemäss  wurde  auch 
die  BefugnisB  des  Mundwalds  aufgehoben,  das  Mündel»  auch 
gegen  dessen  Willen,  nach  Belieben  zu  verheirathen^.  Die 
schon  erwähnte  Dos-Bestellung  aber  des  Ehemannes  an  seine 
Frau  trat  in  voller  Wichtigkeit  an  die  SteUe  des  Mundkaufs. 
Es  lag  darin  der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Concubinat 
und  Ehe '9  der  von  der  Kirche  selbst  nicht  verkannt  wurde  ^^ 

Francorum,  eam  partibus  Chlodovaei  sponsant,  placitum  ad  praesens  pe- 
tentes,  ut  ipsam  ad  coniugium  traderet  Chlodovaeo.'*  Pithoeus  glossar. 
ad  leg.  Sah  46.  bei  BaluziusCapitul.  (Paris  1780.)  tom.  U.  Vita  s.  Ber- 
thae  bei  Bouquet  a.  a.  O.  3, 622.  Vita  s.  Austrebertae  ebendas.  S, 
549.  Rozi^re  a.  a.  O.  no.  230.  298. 

^  Vgl.  Münchener  Magistratsverordn.  v.  J.  1405.  bei  Westen- 
rieder,  Beitr.  z.  vaterl.  Historie  (München  1788.  ff.)  6, 122:  „Es  solauch 
chain  Pifwtgam. .  •  .sein  swiger  nicht  mer  geben  z\i  erung  dann  ein  kleinaf^ 
vgl.  auch  Sc  hm  eller  Bair.  WÖrterb.  (Stuttgart  u.  Tübuigen  1827.  ff.)  1^ 
426.  s.  T.  Hochzeit-Tuechlein.  Bei  den  Juden  ist  noch  heute  der  s.  g. 
symbolische  „Kauf  durch  den  Groschen**  üblich;  vgl.  Michaelis  Mos.  R. 
(Reutlingen  1785.)  2,  87. —  Im  altmosaischem  Rechte  gab  es  jedoch  nach 
Saalschütz,  Mos.  R.  (Berlin  1853.)  730,  keinen  Brautkauf.  In  klein- 
russischen Hochzeitsgebräuchen  hat  er  sich,  freilich  nur  als  einer  der 
vielen  bei  Hochzeiten  beliebten  Scherze  erhalten.  Der  jüngste  Bruder  der 
Braut  verkauft  sie  nämlich  um  ein  Paar  Dukaten.  Ueber  die  Reste  dea 
Brautkaufes  in  den  einzelnen  europäischen  Ländern  wird  bei  Darstellung 
ihres  Eheschliessungsrechts  gehandelt  werden. 

^  Edict.  Rothar.  195.  L.  Saxon.  40.  Chlotac.  Const.  v.J.  560. 
c.  7.  L.  Wisigoth.  III,  4,  11.  Cnut  d6m.  1,  72.  u.  s.  w.  Auch  die  Kirche 
wirkte  dafür.  Vgl.  Synod.  S.  Patricii  (s.  a.)  bei  Wilkins  Conc.  Mag. 
Britt  (Londini  1737.  f.)  1,  6 :  „  Quod  vult  pater  faciat  virgo,  quia  caput  mu- 
lieris  vir.  Sed  requirenda  estapatre  voluntas  virginis,  dum  deus  relinquit 
hominem  in  manus  consilii  sui.*'  Für  das  frühere  Zwangsrecht  des  Vormun- 
des ist  ein  treffliches  Beispiel  in  der  Vita  s.  Salabergae  bei  Bouquet 
Script.  8,  606:  „parentes  ejus  contra  puellae  voluntatem  eam  cuidam  in 
matrimonio  tradiderunt^*  Vgl.  Schröder  a.  a.  O.  7.  Doch  war  es  eigent- 
lich Sitte,  dassauch  die  Verwandten  der  Braut  von  ihrem  Vater  befragt 
wurden,  vgl.  Formeln  bei  Ro  ziere  a.  a.  O.  no.  239.  So  fragt  König  Chil- 
debert,  alsRekkared  bei  ihm  um  seine  Schwester  anhält,  zuvor  seinen 
Oheim  Gunthramm.  Gregor  v.  Tours  a.  a.  O.  IX,  16.  20.  —  An  die 
Stelle  des  Mundwalds  traten  häufig  die  Landesheim,  und  das  ist  die  Er- 
klärung des  von  diesen  bis  in  die  Mitte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  aus- 
geübten Rechtes  der  Ehestiftungen.  Vgl.  Waitz  D.  Verfassungsgeach. 
(Kiel  1844)  2,  135.  Grimm  a.  a.  0.  438.  Weinhold  a.  a.  O.  116.  — 
Gatzert  de  filiab.  neptib.  libere  nuptum  collocand.  (Giessae  1780.)  Maxi- 
milian nahm  dies  Recht  in  Anspruch  ausdrücklich  als  Landesfürst  und 
„oberster  Gerhab".  Gatzert  a.  a.  O.  S.  11.  Vgl.  auch  Lersner  Chron» 
Francofurt.  (Frankf.  1706. 1724.),  lib.  1.  c.  7.  §.  56.  ad  a.  1232.  —  Nach  dem 
Eidsivathingsrecht  (Kristeur.  c.  23.)  war  Zwang  zur  Verlobung  binnen 
Jahresfrist  Scheidegrund.  ' 

3  Grimm  a.a.O.  438.  Wildaa.  a.  0.804. 

^  Vgl.  c.  6.  C.  XXX.qu.  6;  Conc.  ap.Tusiac.  bei  Sirmond.  Cono.8, 
176.   Vgl.  vor  allen  c.  12.  C.  XXXII.  qu.  2 :  „Non  omnis  mulier  viro  iuncta 
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es  lag  darin  die  uneiiäasliche  Bediitgtmg  einer  Tollen  Ehe^. 
So  empfiehlt  Burchard  von  Worms  denen,  welche  die  un- 
«itüiche  Verbindung  des  Concubinats  mit  der  Ehe  vertau- 
schen wollen:  „antequam  uxorem  aecipiat,  dimittat  eanty  et,  si 
est  tiberay  dotet  eam"^,  und  Karl  der  Kahle  musste,  als  er 
nach  dem  Tode  seiner  Gemahlin  seine  bisherige  Concubine 
Richildis  hdrathen  wollte,  dieselbe  zuvor  sich  verloben  und 
dann  dotiren:  „ooneubinam  suam  despansatam  atque  dotalam  in 
cofduffiian  duaU"\ 

Durch  die  Uebergabe  des  mundiumy  die  sich,  der  sinn- 
liehen Anschauungsweise  der  Germanen  gemäss,  durch  Tradi-  "'"'' 
tion*  der  Frau  und  ihres  Vermögens  in  der  Gerichtsstätte, 
im  maUuntj  vollzog  —  daher  der  Ausdruck  „ffemahl"^  —  war 
aber  auch  die  Ehe  geschlossen.  Wenigstens  wo  und  so  lange 
man  von  kirchlicher  Trauung  nichts  wusste,  bestand  zwischen 
Verlöbniss  und  Vermählung  kein  rechtlicher  Unterschied,  da- 
her brut  auch  Gremahlin,  gemaheU  auch  Braut  bedeutetet 

uzor  est  viri igitur  cuiuslibet  loci  clericus  si  filiam  suam  viro  haben ti 

«oncubinam  in  matrimonium  dederit,  non  ita  accipiendum  est,  quasi  uon- 
ingato  eam  dederit:  iiisi  forte  illa  mulier  et  ingenua  facta  et  dotata  legitime 
et  pubUcia  nuptüs  honorata  videatur^^  (Leon.  pap.  ep.  XC.  al.  XCIl.  c.  4.) 
Conc  Troslejan.  v.  J.  909.  c.  8;  c.  2.  C.  XXXII.  qu.  2;  c.  8.  C.  XXXVL 
qa.  2.  "Die  Kirche  knüpfte  dabei  an  das  römische  Recht  mit  seiner  sponsali- 
tia  larg/itas  an  nnd  dann  an  die  Stellen  des  mosaischen  Rechts  (IL  Mos.  22, 
IS.  £;  V.Mos.  22, 19.  29.),  die  eine  Analogie  darboten,  wie  denn  auch  König 
A elfred,  Geistl.  Ges.  12.,  die  hier  erwähnte  Geldsumme  mit  „  Weotuma^^ 
(d.  i.  Mundgeld)  übersetzt,  während  Luther  „ Morgengabe *^  sagt  VgL 
auch  Schröder  a.  a.  0. 81. 

^  VgL  Marculf.  form.  app.  52  (Rozi^re  a.  a.  O.  no.  ISO):  „femina 
aliqaa . . .  bene  ingenua ...  ad  coniugium  mihi  sociavi  uxore ,  sed  qualis  causas 
Tel  tempora  me  oppresserunt,  utchartolam  libelli  dotis  ad  eam,  sicut  lex 
declarat,  minime  excessit  facere,  unde  ipsi  filii  mei  secundum  leges  naturales 
appellantur/* 

2  Corrector.  c.  250. 

'  Frag,  bist  Franc,  bei  DuChesneHistor.  firanc.  scr. (Paris.  1639.) 
2, 404. 1  9 

*  Daher „gipt'^ (angelsächsisch),  „gifting,  gipt^'  (altschwedisch).  VgL 
Ed.  Rothar.  183,  wo  über  die  eine  zweite  Ehe  eingehende  Wittwe  be- 
stimmt wird:  „ipsa  per  mano  simili  modo  retradatur,  sicut  priori  marito 
traditafuerit;  nam  aüter  sine  traditione  nuUa  rerum  dicimus  subsistere  fir- 
miutem."  Gregory.  Tours  a.  a.0.  VI,  84.  Kraut  a.a.O.  1, 178.  Schrö- 
der a.a.  0. 10. 

^  So  schon  Ayrer  de  iure  connub.  ap.  vet  german.  (Gottingae  1738) 
aeet.  1.  S.  32;  auch  Grimm  a.  a.  0. 483. 

^  VgL  NibeL  546,  8;  1864,  4;  Heinrich  Tristan  [gedr.  bei  ▼.  d. 
Hagen  Gottfried  ▼.  Strassburgs  Werke  ^Breslau  1823.)  II  ]  867.  Im  Allge- 
meinen ein  Weib,  die  beigelegen  hat,  oder  nächstens  beiliegen  wird.  Müller 
Mittelhochdeutsches  Wörterb.  (Leipiig  1854.)  a. t.  „brüt".  Wackernagel 


22  LBneh.    Das  Mittelalter.    . 

Aber  auch  später  erfolgte  die  Eheschliesflang  gewöhnlich 
mit  der  Verlobung  zusammen ,  und  jedenfalls  soUte  zwischen 
beiden  grundlos  kein  längerer  Zeitraum  als  zwei  Jahre,  oder 
nach  den  nordischen  Bechten  zwölf  Monate  Verstrdchen^y  wie 
*  denn  Theudebert,  der  Enkel  Chlodewigs,  den  Unwillen 

sämmtlicher  Franken  erregte,  weil  er  im  sechsten  Jahre  nach 
seiner  Veriobung  noch  mit  der  Verehelichung  säumte'« 
Beiiager.  Nachdem  wir  so  das  Recht  der  Eheschliessung  bei  den 
Deutschen  betrachtet  und  zu  dem  Ergebnisse  gekonmien  sind, 
dass  wir  es  mit  einem  rein  bürgerlichen  Rechtsgeschäfte  zu 
thun  haben,  dass  in  der  Uebergabe  des  mundium  und  der  Be-^ 
Stellung  des  dotaUdum  das  ganze  rechtliche  Wesen  der  Ehe- 
schliessung basirte,  wollen  wir  noch  mit  kurzen  Worten  des 
Beilagers  gedenken. 

Das  Beilager  war  nach  germanischer  Rechtsansicht  zur 
Vollziehung  der  Ehe  nöthig^  und  es  unterliegt  wohl  keinem 
Zweifel,  dass  die  Tendenz  des  kanonischen  Rechts,  die  fleisch- 
liehe  Gemeinschaft  der  Ehegatten,  selbst  im  Gegensatze  zum 
römischen  Rechte,  so  stark  und  so  beständig  hervorzuheben, 
dem  Einflüsse  der  germanischen  Ideen  zuzuschreiben  ist 

Die  Frau  tritt  nach  den  Worten  des  Sachsenspiegels 
in  das  Recht  des  Mannes  „svenne  se  in  sin  bedde  gat"^,  und 
so  tief  wurzelte  diese  Ansicht  in  den  Anschauungen  des 
Volkes,  dass  sie  zu  Ungehörigkeiten  führte,  denen  die  Kirche 
selbst  entgegentreten  musste.  Ein  Würzburger  Concil  v.  J» 
1330  fand  für  nöthig  zu  verbieten,  dass  die  Braut  sich  noch 
in  das  Bett  des  unmittelbar  nach  der  Hochzeit  gestorbenen 
Bräutigams  lege  und  die  Beschlagung  der  Decke  vor  sich 
gehen  lasse  ^. 

So  knüpfen  sich  denn  auch  an  diesen  Act  alF  die  Sym- 
bole und  Gebräuche,  die  bei  der  Consenserklärung  der  Braut- 
leute üblich  waren®.     Den  Eheleuten  wurdet  ein  Trunk  ge» 

in  Haupt  Zschr.  f.  deutsch.  Alterth.  2,  MS.  Noch  heute  ist  im  Thüringer 
Walde  „verloben"  und  „verheirathen"  identisch.  Schmidt  Sitten  u.  Gebr. 
b*  Hochseiten,  Taufen  u.  Begräbnissen  in  ThQringen.  (Weimar  1863.)  13. 

1  Edict Roth.  178.  L.  Wisigoth.UI.,  1,4.  6ragä8festath.54.etc. 

>  Gregor.  Turon.  a.  a.  O.  III,  27. 

3  Vgl.  Simrock  Deutsch.  Sprüchw.  (Frankf.  a.  M.  s.a.)  no.  1516. 
Kraut  Grdr.  z.  Vorles.  üb.  d.  deutsche  Privatr.  (Götdngen  1856.)  §.  187. 
Weinhold  a.  a.  0. 268.  Grimm  a.  a.  0. 440.  Wildvogel  de  iure  thalami 
(Jenae  1717.) 

«  1, 45.  §.  t.  vgl.  III,  45.  §.  S.  —  5  Bei  Hartzheim  a.  a.  0. 4, 810. 

6  Diese  werden  gelegentlich  unten  besprochen  werden. 


IV.  Das  germaniBche  Recht.  23 

reicht^,   es   wurde  ihnen  Speise  gebracht^   sie  wurden  mit 
Sdilägen  ins  Bett  getrieben^ 

Ba  den  Ehen  der  Fürsten  gbgen  die  Beilager  noch  im 

sechszehnten  Jahrhunderte,  wenn  auch  nur  symbolisch^  mit  dw* 

selben  Oeffentlichkeit  vor  sich,  wie  die  Trauung  selbst,  und  so 

iieisst  es  denn  bei  Frischlin  in  den  Nuptias  Wurtetnbergicae: 

„Protinua  in  leetum  sacra  Dorothea  loeatur  Inque  latus 

pia  Costa  viri  dedit,  unde  petita  eat^  Exidtant  cum  voce  duces,  • . . 

IIa  consurffunt  iterum,  tkalamoque  reUcto  Omnes  ad  coe* 

nam  tituie  elangentibue  ibant'^. 

und  bei  Kaiser  Maximilians  Eheschliessung  wird  überall 

und  ganz  spedell  des  Beilagers  Erwähnung  gethan^.    Auch 

an  die  bekannte  Erzählung  des  Aeneas  Sylvius  von  Fried* 

richs  III.  Beilager^  will  ich  schon  deshalb  hier  erinnern,  weil 

^  Athis  (ed.  Grimm,  Berlin  1846.)  D.  58;  Gottfried T.Strassburg 
Tristan  (ed.  Massmann,  Leipzig  1848)  t.  12642;  Heinr.  t.  d.  Tfirlin 
Goldene  Krone  (ed.  Scholl,  Stuttg.  1852)  t.  8642;  Witten weiler  Ring 
(ed.  Sechsteln,  Stuttg.  1852)  188. 

>  Wolfram  v.  Eschen b ach  Parzival  (ed.  Lachmann,  Berlin  1854) 
273,  26;  Heinrich  Tristan  v.  842;  Lohengrin  (ed.  RQckert,  Quediinb. 
1858)  T.  61;  Lassberg  Liedersaal  (St.  Gallen  1846)  3, 407.  vgl  unten. 

^  VgV  Hartknoch  Diss.  seL  de  var.  reb.  Pruss.  diss.  (1679)  12.  §.  6. 
Voigt  a.a.O.  1,  556.  Lappner  d.  Preuss.  Lithauer  S.  41.  Es  geschah 
dies  unstreitig  aus  denselben  Motiven,  wie  bei  der  Trauung;  vgl.  unten. 
Uebr^ns  war  natürlich  das  sich  zurücksiehende  Brautpaar  überall  ein  Ge- 
genstand der  oft  sehr  rohen  Neckerei.  Vgl.  M6m.  de  TAcad.  celt  2,259. 
DuMerila.  a.O.S.  69. 

*  Anderwärts  wurden  sie  noch  vollständig  nach  altem  Brauche  vollzo- 
gen, d.  h.,  däss  die  Brautfrauen  so  lange  im  Gemache  blieben,  bis  die  Braut 
entkleidet  dem  Manne  übergeben  war;  so  in  Lübeck  bis  z.  J.  1612;  vgl. 
Weinhold  a.  a.  O.  S.  209.  Man  muss  sich  übrigens  daran  erinnern,  dass 
man  nichts  AergerUches  dabei  fand,  Eheleute  im  Ehebette  beisammen  zu 
sehen  und  zu  besuchen.— Ulrich  V.  d.  Türlin  gold.  Krone  v.  8695.  Bertold 
V.  Holle  Cräne  (ed.  Bartsch,  Nürnberg  1868.)  v.  2164.  —  So  wurden  sie 
sitzend  im  Ehebette  gesegnet  und  noch  Luther  empfing  so  Besuche .  Cef- 
fentliehkät  des  Beilagers  berichtet  Brand  Reisen  durch  die  Mark  Bran- 
denburg (Wesel  1702.)  77.  ff.  147.  ff.,  noch  im  Anfange  des  18.  Jahrh.  von 
den  Kur-  und  Liefländischen  Bauern. 

6  LIU.  Oper.poet.  pars  epic  p.  150.  vgLp.282:  „Ducitur  huc  (adtorum) 

princeps  Ludovicus  et  agmine  pulcro 
Stipata  insequitur  virgo,  sponsoque  loeatur 
Prozima:  quam  fidae  componit  dextera  matris'*. 
«  Fugger  Spieg.  d.  Ehren  (Nürnberg  1688)  V.  Gap.  26.  n.  26. 

7  de  vita  et  reb.  gest.  Frid.  III.  S.  84 :  „  lussit  igitur  (Fridericus)  teuto« 
meo  more  Stratum  apparari,  iacentique  sibi  Leonoram  in  ulnas  complexus* 
qne  dazi,  ac  praesente  Rege  cunctisque  proceribus  astantibus  superduci 
cclcitam.  Erant  autem  ambo  vestiU,  moxque  inde  surrexerunt  Sicquecon- 
netado  Theutonicorum  se  habet  cum  principes  primo  iunguntur . ; . . .  Nocte 
qaae  ffittabBt^  fiiturus  erat  concubitus  ex  nudis.'^ 
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nach  dessen  Vollziehung  der  Oheim  der  Braut  sich  von  der 
Furcht  befreit  glaubte ,  dass  die  £he  durch  das  Belieben  des 
Kaisers  wieder  würde  aufgelöst  werden;  sie  hatte  eben 
grössere  Festigkeit  erhalten. 

Form  dor  Wcndcu  wir  uus  jctzt  zuT  FoHu  der  Eheschliessungy  denn 
anng.  dicsc  War  durchaus  nicht  so  unwesentlich,  wie  es  erscheinen 
könnte,  da  der  Ueberdruss  des  einen  Gatten,  um  sich  des  an- 
deren zu  entledigen,  w6hl  leicht  zu  dem  bequemen  Mittel  griff, 
die  Ehe  wegen  Formverletzung  bei  der  Schliessung  fiir  un- 
gültig zu  erklären,  ein  Gebahren,  dem  die  Kirche  scharf  ent- 
gegenzutreten für  nöthig  fand^. 

Ich  erachte  es  jedoch  hier  für  unwesentlich,  alle  jene 
Formen  und  S3anbole,  in  die  eine  naive  und  sinnliche  An- 
schauungsweise auch  die  Bechtsverhältnisse  zu  kleiden  ge- 
wusst  hat  und  die  unserem  deutschen  Volke  vor  Allem  eieren 
sind,  aufzufuhren,  und  beschränke  mich  auf  die,  welche  für 
die  spätere  Entwicklung  massgebend  geblieben  sind. 

HcwSit!  Eine  der  Hauptforderungen  aber  sowohl  der  Sitte  als 
des  Bechts,  die  auch  den  kirchlichen  Anschauungen  voll- 
kommen entsprach,  war  die  Oeffentlichkeit  der  Eheschlies- 
sung. „Intersunt  pareniea  et  propinqui'*  sagt  schon  Tacitus*, 
die  Lex  Salica  lässt  die  Verlobung  im  mallam  vor  sich 
gehen  ^,  und  in  den  Gedichten  des  Mittelalters  wird  stets  der 
„Ring"   erwähnt,    in  welchem   die  Ehe   geschlossen  wird*; 

i  Vgl.  ConcTribur.  v.J.  885,  bei  Hartzheim  a.a.O.  2, 403:  ,,Qui- 
cunque  alienigenam,  h.  e.  alienae  gentis  feminam,  v.  g.  Francus  mulierem 
Bojoaricam,  utrorumque  consultu  propinquorum  legitime  vel  sua  vel  mu- 
lieris  lege  acquisitam  in  coniugium  duxerlt,  velit,  noUt,  tenenda  erit,  neo 
ultro  ab  eo  separanda.  —  Quare  n  unus  e  duobus . . .  copulam  nuptialem 
-macbinetur  disiungere,  dicendo  non  secundum  suae  gentia  legem  iura  matri- 

monii  eontraxisse  et  idcirco  aeparari  posae dif&nimaa . . . .  ut  ius  matri- 

monii  nequaquam  resolvatur. ....  Noa  cognita  referimua,  quia  quendam  Fran- 
cum  et  muUerem  Sazonieam  talia  egiase  cognoacimua."  Vgl.  auch  c.  1.  X.  de 
aponaal.  (4, 1.) 

2  Germania  c.  18. 

8  LexSal.  44.  Dazu  eine  veroneaer  Formel  bei  CancianI  legg.  Barb. 
(Venetiia  1781.  ff.)  2, 476b.  477a. 

4  Gudrun  (ed.  EtmüUer  Zürich  1841.)  III,  11.  v.  54: 
,,  Do  hiez  man  Ortrunen  zuo  dem  ringe  g&n 
„  Und  ouoh  frouwen  Hilburg  die  maget  wol  getan." 
Nibel.  568:  ,,man  bat  ai  zuo  ein  ander  an  dem  ringe  atto."  Ebendaa. 
1621 :  „Do  hiez  man  aie  beide  aten  an  einem  rinc  nach  gewonheito ".  Wal- 
thar.  (ed.  Grimm)  1448: 

„  Illic  gratifice  magno  auaceptua  honore 
Publica  Hiltgundi  fecit  iponaalia  r  i  te.'^ 
Vgl.  Grimm  a.  a.  O.  S.  443.  Weinhold  a.  a.  O.  S. 223.  —  Daher  beatimm* 
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Pippin  machte  diese  Oeffentlichkeit  sogar  zu  einer  gesetz- 
lichen Nothwendigkeit^ 

Die  Verhandluns:  wurde  meist  durch  einen  Frmwerber,    Für- 

Sprecher. 

der  Fürsprecher,  Orator  hiess,  geleitet ^  wenn  nicht  die  be- 
theiligten  Personen  unmittelbar  selbst  —  was  auch  gestattet 
war  —  die  Handlung  vollzogen. 

Zunächst  wurde  der  Freier  gefragt,  ob  er  gekommen  sei, 
um  jene  Frau  zu  ehelichen,  und  nachdem  er  das  bejaht  hatte, 
wurde  dieselbe  Frage  an  die  Braut  und  ihren  Vormund  ge- 
richtet, die  dann  ebenfalls  ihre  Einwilligung  zu  erkennen 
gaben.  Der  letztere  und  der  Bräutigam  kamen  darauf  über 
den  Brautschatz  überein,  und  stellten  sich  gegenseitig  Sicher- 
heit, der  eine,  dass  er  den  Brautschatz  richtig  zahlen,  der 
andere,  dass  er  die  Braut  mit  ihrem  Vermögen  gehörig  über- 
liefern werde. 

Ich  brauche  wohl  nicht  erst  zu  sagen,  dass  dies  nur  ein 
Gesammtbild  der  äusserst  mannichfachen  Verlobungsformen 
ist,  aber  ich  meine,  dass  es  zur  Verdeutlichung  dienen  und 
besonders  dazu  beitragen  wird,  die  Stellung  der  kirchlichen 
Kheschliessung  klar  zu  machen,  wenn  ich  die  mir  aufgestosse- 
nen  Verlobungsformulare  mittheile  und  auf  die  Stellen  der 
roittelalterhchen  Dichter  aufmerksam  mache,  die  uns  allein, 
bei  dem  ganzlichen  Schweigen  der  Gesetze,  über  Eheschlies- 
sung belehren  können  und  die  in  kirchenrechtlichen  Abhand" 
langen  noch  nicht  beachtet  worden  sind.  ^     ^^ 

^  SchwXbl- 

Mass  mann  hat  ein  schwäbisches  Verlöbniss   aus   dem  »che«  y«'- 

ten  im  Mittelalter  einige  Städte  speciell  über  die  Zeugen.  Vgl.  Prager 
Statuten  beiBössler  Deutsche  Rechtsdenkmäl.  aus  Böhmen  u.  Mähren 
(Frag  1S45)  1, 49 :  „zum  ersten,  wen  daz  ist,  das  ain  man  ain jungfrawn  oder 
wittewen  nemen  wii,  so  schol  er  und  sie  von  paiden  tailen  ir  frund  bitten 
oder  ander  piderb  gesessen  laute  zu  heirezleuten,  und  daz  sint  recht  heirez- 
ieute,  vor  den  das  gelüb  geschieht.*^  Andere,  dass  die  Trauung  nur  in  der 
Kirche  geschehen  solle.  Vgl.  Klose  Darstell.  d.  inner.  Verhäitn.  d.  Stadt 
Breslau  bei  Stenzel  Script,  rer.  Silea.  S,  204.  —Aus  dieser  Volksanschau- 
unf^  entspringt  auch  die  Sitte,  die  Hochzeitsfeier  mit  so  viel  Gästen,  wie  mög- 
lich, mit  8o  viel  Oefientlichkeit,  wie  nur  irgend  thanlich  zu  begehen,  woge- 
gen diePoliseiverordnungen  aller  Länder  undSt&dte  beständig  ankämpften. 

^  Cap.  Vera.  765.  c  15.  Pertz  Mon.  german.  S,  26. 

s  Vgl.  Bewifmannes  beweddunge  bei  Schmid  Ges.  d.  Angel- 
sachs. (Leipzig  lSd8)  390:  „....f>aet  se  bryd-guma  eefterOodes  rihte  and 
cfter  woruld-gerysniim  lerest  behäte  and  on  wedde  sylle  f>am  men,  f>e  hire 
forsprecan  synd  etc.^*  [Dass  der  Bräutigam  nach  Gottesrechte  und  den  €re- 
brättchen  der  Welt  zuerst  verbeisse  und  denjenigen  gelobe,  die  ihre  Für- 
sprecher (paran^phi)  sind . .  • .] 
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zwölften  Jahrhunderte  mitgetheiltS  das  sowohl  durch  die  Pracht 
der  Sprache»  wie  die  Fülle  der  Symbole  bemerkenswerth  ist. 
Es  lautet: 

nDa  ein  fr,  swebenne  ewet  ain  swab  der  ist  ain  frt  man,  der 
muozim  siben  hantseuohe  han^,  mitten  git  er  siben  wete  nah  dem 
swabeschen  rekte,  und  eprichet  zem  ersten  alstts. 

1.  ,wa  ich  iw  enoette  den  rechten  munt,  den  gewerten  munt, 
den  gewaltigen  munt,  nah  swabe  e,  noA  suHibe  rehte,  so  von  rehte 
cdn  vri  swabe  ainer  vrien  swabin  sol,  mir  ze  mineme  rehte,  iu  zuo 
iuwereme  rehte,  mit  mineme volewerde  engegen  iwereme vollenwerde. 

2.  wa  ich  iw  erwette  so  getaniu  aigen,  so  ich  in  swabe  her^ 
schepte  han,  so  ich  in  des  Kuniges  riche  han,  nah  swabe  e,  nah 
swabe  rehte* 

3.  wa  ich  iu  erwete  chuorichen  unde  chuozal,  alsie  in  swabe 
Iierschepte  han  unde  in  des  chuniges  riche  han,  nah  swabe  S,  nah 
swabe  rehte* 

4.  wa  ich  iu  erwete  zoun  unde  gecimbere,  ouzvart  unde 
invart,  nah  swabe  e,  nah  swabe  rehte. 

5.  wa  ich  iu  erwete  stuot  und  stuotwaide,  unde  sunner  unde 
swaige,  unde  rehte  ganswaide,  unde  corter  scaphe,  nah  swabe  e. 

6.  wa  ich  iw  erwete  scaz  unde  sdllinch,  unde  goü  unde 
gimme,  unde  allen  den  tresen,  den  ich  hüte  han  oder  vurbaz  ge-- 
winne,  unde  scarph  egge,  nah  swabe  e. 

7.  wa  ich  iu  wette  aller  der  wette  der  ich  iu  getan  han 
widembuoche  ze  vrumenne  unde  diu  ze  geloutenne  ze  hove  unde 
ze  gedinge  unde  ze  allen  den  steten  da  ich  ze  rehte  sol,  nah 
swabe  rehte,  so  von  rehte  ain  vrt  swab  ainer  vrien  swabin  sol, 
mir  ze  minem  rehte,  iuw  ze  iwerem  rehte,  mit  minem  volwerde 
engegen  iwerem  vollen  werde,  obir  mir  den  eanzelare  gewinnend. 

Diu  wete  elliu  diu  niemet  diu  frowe  unde  ir  voget.  Nu 
nimet  der  voget,  ir  gebom  voget,  diu  wete  unde  die  frouwen  unde 
ain  swert  unde  ain  guldin  vingerün^,  unde  ainen  phennich  unde 

^  Im  Rhein.  Mus.  f.  Jurispr.  (1829)  8,  281. ff.  und  Flnchformul. 
(1889)  179;  dann  auch  in  Ferti  Mon.  Qerm.  ö,  150.  f.  Müllenhof  und 
Scherer  Denkm.  deutsch.  Poesie  u.  Prosa  (Berlin  1864.)  239. 

s  Zeichen  der  Uebergabe  TgL  Orimm  a.  a.  O.  152.  —  Diese  von  mir 
schon  in  der  Ztschr.  für  Kirchenreeht  1,  869.  aufgestellte  Erid&rung 
der  Handschuhe  ist  Ton  Müllenhof  u.  Sc  her  er  a.  a.  O.  586.  als  fklsch 
bezeichnet  worden.  Nach  ihnen  ist  der  Handschuh  hier  „einfach  Pfand'* 
Sie  berufen  sich  daf&r  auf  Qrimm  a.  a.  O.  154.  155.,  wo  ich  jedoch  Nichts 
entdecken  konnte,  was  ihre  Ansieht  irgendwie  stütste. 

3  Der  Trauring  ist  kein  ursprOnglich  deutsches  Symbol,  nelmehr  der 
römische  annülus  prtmubus,  den  die  Kirche  adoptirt  und  auch  in  Deutseh- 
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am  mantel  unde  ain  hnoi  ouf  daz  9wert\  daz  mngerUn  an  di 
hilzen,  unde  antwortet  H  dem  man^  unde  sprichet,  wa  ick  iu  fte- 
vUhe  ndne  muntaJde  ziweren  triwen  unde  ze  iueren  gnaden,  unde 
bühuh  durch  die  triwe  ahich  si  iu  betrilhe,  daz  ir  ir  rehte  voget 
s^t  unde  ir  genadidi  voget  eit,  unde  daz  ir  nit  palenwnt  ne 
icerdent\    so  enphahet  er  ei,  unde  habeeime". 

Noch  anschaulicher  vielleicht  wird  uns  der  Eheritus  iQueittHeim- 
Wernhers  Meier  Helmbrecht  vorgeführt,  wo   der  Dichter   '»"**^ 
die  Yermähluag  des  B&ubers  Läxnmerschlind  mit  Gott- 
linden, einer  Bauemdime,  schildert^: 

,,  ufstttoni  ein  alter  grtu ,  do  sprach  er  ze  Goielmde 

der  woM  der  werte  totse ,  '  wAt  ir  LemberaHnde 

der  künde  so  getaniu  dmc.  gerne  nemen  zeinem  tnanV 

er  sialieM  beide  in  einen  rinc.  '  iä  herre^  ob  mir  sSn  goi  gan,  * 

er  sprach  ze  Lemberslinde  ^  nemt  ir  in  gerne '  sprach  aber  er. 

'  weit  ir  Gotelinde  ^ gerne  herre I  geht  mim  her  l* 

Hichen  nemen  f  so  sprechet  Ja, '  zem  dritten  male '  weit  (m  f  * 

*  gerne*  sprach  der  Knabe  sä.  ^  gerne  herre  l  nu  gebet  mim* 
er  wagte  in  aber  anderstunt  do  gap  er  Gotelinde 

^ gerne*  sprach  des  Knaben  muni,  ze  wtoe  Lemberslinde. 

zem  dritten  male  er  dd  sprach  und  gap  Lemberslinde 

*  nenU  ir  sigemeV  der  Knabe  jach  ze  manne  Gotelinde. 

^so  mir  seU  und  lip^  si  sungen  alle  an  der  stat  ^ 

ich  nime  gerne  dises  wip, '  ufden  vuoz  er  ir  trat  **^. 

land  eingeführt  hat.    Er  findet  sich  in  der  Lex  Wisigothorum,  in  den 
langobardischen  Gesetsen  und  ist  im  späteren  Mittehtlter  allgemein 
üblich.  Vgi.  Wirnt  v.  Gravenberg  Wigalois  (ed.  Pfeiffer,  Leipzig  1847.) 
T.  4SZ3.  9425.  Wolfram  v.  Eschenbach  Parsival  18067. 1S106.  Ruot- 
lieb  in  Grimm  u.  Schmeller  lat  Ged.  d.X.u.XL  Jahrh.  (Gdttingen  1835.) 
XIV,  64.   Vgl.  Grupen  de  ux.  theot  (Göttingen  1748.)  191.   Weinliold 
a.  a.  0. 225.  ff.    Allerdings  lässt  der  in  der  L.  Wisig.  erwfthnte  Umstand, 
daas  der  Ring  arrarum  nomine  gegeben  wurde  (wie  er  denn  auch  häufig 
Mahlschats,  d.  h.  Verlobungsschats  genannt  wird),  auf  eine  Verwandt- 
schaft mit  dem  Scheinpreise  schliesseti.   Wenigstens  tritt  der  Ring  meist 
erst  beim  Verschwinden  des  Scheinpreises  auf,  und  wird  in  den  mittelalter- 
lichen kirchlichen  Ritualen  beständig  mit  ihm  verbunden.    Vgl.  Müller 
deutsche  Münigesch.  (Leipzig  1860.)  1,  14.  Schröder  a.  a.  O.  58.  —  Zu- 
sammen finden  sich  beide  s.  B.  bei  Frede  gar  epit  18.  —  Vgl.  Urk.  v.J. 
770.  bei  Troya  Codice  diplomatico  Longobardo  (Napoli  1852.  ff.)  no.  770: 
„snacipi  in  persona  vostra  launechild ....  anulo  aureo  uno.*^ 
1    Dasselbe  kommt  auch  imRuotlieb  vor  XIV,  64 : 
„  Sponsus  at  extraxit  ensemve  piramide  tersit 
Annulus  in  eapulo  fixus  ftiit  aureus  ipso.*^ 
Sitte  scheint  es  übrigens  gewesen  tu  sein,  dass  der  Bräutigam  der  Braut  den 
Bing  seihet  aufsteckte,  den  ihrigen  äagegen,  wo  überhaupt  zwei  Ringe  ge- 
geben wurden,  vom  Mundwald  empfing,  der  ganzen  Idee  der  Mundüber- 
tragong  entsprechend.  —  Ueber  das  Schwert  als  Symbol  des  Hufuttum  TgL 
Grimm  a.  a.  0. 167. 

s  1507.  ff.  bei  Haupt  Ztschr.  4, 321.  ff. 

3  Das  Singen  vonBrautliedem  kommt  auch  imRuotlieb  vor.  XIV,  89. 

4  £■  war  das  eigentlich  ein  Zeichen  der  Besitzergreifung,  vgl  das 
Eechtssprichwort:  „  Trittst  du  metne-Henne^  so  wirst  du  mein  Hähn.^*'  Wein- 
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Aehnliche  Beläge  bieten  auch  die  Nibelungen^  und  die 
Gudrunlieder^  dar. 
Kointoche         yiel  blasser  dem  ganzen  Eindrucke  nach,  wenngleich  von 
formei.   höchstem  Interesse,  ist  die  von  Wallraf  *  mitgetheilte  Kolni- 
eche  Verlobungsformel  aus  dem  vierzehnten  Jahrhunderte: 

„So  wer  irre  zwe  zosamen  geven  sal  z6  der  e,  der  sal  dese 
xoori  sprechen,  de  kernä  stSnt. 

Item  z6me  treten  sal  he  vragen  den  man  *histu  he,  dat  du 
Beilgen  (of  we  si  heist;  den  namen  sal  man  nennen)  zo  eime 

hold  a.  a.  CT.  228.  macht  darauf  aufmerksain,  dass  noch  heute  hie  und  da 
der  Glaube  verbreitet  sei,  dass  die  Braut,  die  während  der  Trauung  ihren 
Fuss  auf  den  des  Bräutigams  setze,  die  Herrschaft  in  der  Ehe  habe.  Vgl. 
auch  Schmidt  a.  a.  0.21.  Hintzd.  alte  gute  Sitte  in  Altpreussen  (Königs- 
berg 1862.)  70;  Thiers  bist,  des  superstit.  concernant  les  sacrements  4, 427. 
erbÜckt  darin  einen  Aberglauben,  dass  die  Ehe  glücklich  zu  Stande  komme. 
Interessant  ist  auch  die  Yergleichung  folgender  Stelle  aus  Luthers  Tisch- 
reden (Werke.  Erlang.  Ausg.  61, 208.):  ,|Dr.  Martin  Luther  war  auf  Hans 
Luffts  Tochter  Hochzeit  Nach  dem  Nachtessen  führet  er  die  Braut  zu  Bette 
und  sprach  zum  Bräutigam:  Er  soUts  bei  dem  gemeinen  Laufund  gebrauch 
lassen  bleiben  und  Herr  im  Hause  sein ,  wenn  die  Frau  nicht  daheim  ist. 
Und  zum  Zeichen  zog  er  ihm  einen  Schuh  aus  und  legt  ihn  aufs  Himmel- 
bette, dass  er  die  Herrschaft  und  das  Regiment  behielte."  Dazu  vgl. 
Gregor.  Turon.  de  vit  patr.  c.  16.  20.  Du  Gange  glossar.  latinit.  med. 
aeyi  ed  Henschel  s.  t.  „  calceamenttan  ".  G  r i  m  m  a.  a.  O.  155.  D  u  M  ^  r  i  1 
a.  a.  O.  28.  —  Sollte  nicht  hierin  die  Erklärung  für  die  Fantoffeln  der  ge- 
bietenden Ehefrauen  liegen? 

1  568 :  „  Man  bat  si  zuo  einander  an  dem  ringe  stän, 

man  yrftgte  si  ob  si  wolde  den  tU  waetlichen  man. 

In  meitlichen  zühten  si  schämte  sich  ein  teil: 

doch  so  was  gelücke  und  Stfrides  heil, 

daz  si  in  versprach  aldä  niht  zehant. 

si  lobete  euch  se  wibe  der  edel  künec  von  Niderlant. 

Do  er  si  gelobete  und  euch  in  diu  meit, 

güetlichen  umbevähen  was  da  vil  bereit 

von  Sifrides  armen  das  minneclfche  kint. 

vor  beiden  wart  gekusset  diu  edel  Küniginne  sint." 
DerKuss  als  Symbol  bei  Verlobungen  bedarf  kaum  einer  Erklärung;  er  ist 
das  Zeichen  der  öffentlich  begonnenen  Brautschaft  Vgl.  Gregor  v.  Tours 
vita  patnim  20.  Arnold.  Luhe c.  Chron.  Siavor.  (ap.  Leibnitz  Script  rer. 
Brusvicens.)  VU,  19:  „Froferens  annulumeam  coramomnibus  subairhavit 
et  in  osculo  recepit".  Kuotlieb  XIV.  87:  „Hujus  amen  dixitprocus  etsibt 
basia  fixit.*' He  inr.v.d.TUrl  in  gold.  Krone  siehe  unten.  Claus  Magnus 
de  var.  gent  septentrionaL  (Romae  l555.)  Hb.  14.  c.  8.  S.  480.     Hecke- 
lius  de  osculis  (Lipsiae  et  Dresdae  1689.)  6.  ff.  64.  —  Vgl.  auch  D  u  Gange 
a.  V.  ^^o$culum^^\  aus  den  bei  letzterem  S.  743.  angeführten  Urkk.  ei^giebt 
sich,  dass  osctdum  dadurch  auch  die  Bedeutung  des  dotalicium  erhielt—* 
Vgl.  auch  noch  L  5.  C.  The  od.  (3,  5.)   Sontag  de  sponsal.  ap.  Roman. 
(Halae1860.)71.  Seiden  a.  a.  0. 170. 
>  S.176.(£tmüller.) 
s  Samml.  v.  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Stadt  Köln  (Köln  1518.)  1, 159.  f. 


IV.  Das  gennuiiflche  Becht.  29 

iUgen  vr.tfe  ind  zo  eime  bedgenSnen  luaren  wuUV  $o  $al  der 
brüdegem  sagen  'ja  tcA/  so  sal  he  de  brüt  vragen  mit  irme 
namen,  *bistu  he,  dat  du  fleinrieh  (of  wi  sieh  der  brüdegam 
nanpi)  kaven  wult  zo  eime  mumber  (muntporo-Mundwald)  ind 
bedgenossenV  etc.  so  sal  si  sagen  'ja  %ch\  so  sal  der  brüdgam 
dam  den  rine  nemen  ind  stechen  dan  den  rine  der  brüt  in  iren 
vinger  ne:st  dem  kleinen  vinger^  etc.  dan  aol  der  genCy  der  si  zo 
hof  gi/t,  dat  siden  doch  mit  XII  tomSsehen*  in  dat  doch  ge^ 
banden  nemen  9  ind  sal  sagen  *ieh  bevelen  uch  zo  hof  vp  frenzer 
erden  mit  golde  ind  gesteinen,  silver  ind  goldy  beide  na  Franken 
w'se  ind  Sassen  P,  dat  ürre  gein  den  andern  lassen  ensal  umbe 
Urf  nach  umb  leit  noch  um  gein  dine,  dat  got  an  eme  gesehaßen 
hat  oder  geschaffen  mach  lassen  iverden/  dan  sal  der  gene,  der 
si  zosamen  gift,  dat  doch  dat  de  tomiachen  in  hat  eime  geven  de 
it  der  brnt  behalde:  de  sal  dan  dat  gelt  umb  got  geven  armen 
bdden»  dan  sal  de  brütgem  der  brüt  schenken  üsse  eime  kopp, 
ind  der  brudgem  sal  iret  drinken^,  ind  der  brut  dar  na  schenken*'^. 

Erst  so  aber  werden  uns  die  zahlreichen  Concilienschlüsse  schiawr. 

^  Der  Tierte  Finger  war  schon  bei  den  Römern  der  Ringfinger,  weil  Yon 

'ihm  eine  Ader  nach  dem  Herzen  gehen  sollte,  eine  Ansicht,  die  sich  schon 

bei  GeUins  noct.  att.  lib.  10.  c.  10.  findet,  und  die  auch  in  das  Corpus 

iuris  canonici  Eingang  gefunden  hat.   c.  7.  §.  3.  C.  XXX.  qu.  5.    Vgl. 

ancli  Job.  Sarisberiensis  de  nugis  curial.  (s.  L  et  a.)  lib.  6.  c.  12.   Die 

linke  Hand  wurde  genommen,  weil  sie  dem  Herzen  näher  liegt.   VgL  Conc. 

pro V.  Milan,  y.  J.  1576.  p.  8.  no.  IX:  „Non  dexterae  sed  sinistrae  manus 

sponaae  digitua  induatur  annulo  nuptiali^^    So  wurde  auch  den  firanzOsi- 

sehen  Königen  bei  ihrer  Krönung  yon  dem  ersten  geistlichen  Fair  des 

Reiches  ein  Ring  an  den  yierten  Finger  der  linken  Hand  gesteckt,  gleichsam 

als  Symbol  der  Vereinigung  mit  dem  Lande.  Fay  yn  th^fttre  d*honneur  1. 1. 

1. 1.  p.  84. 

<  Kleine  Silbermünzen  yon  Tours;  das  ist  der  alte  Scheinpreis  beim 
Mundkaufe. 

>  Köln  liegt  auf  fränkischer  Erde,  doch  begegnen  sich  dort  Franken- 
und  Sachsenrecht. 

4  Dieser  Trunk  des  Brautpaares  ist  noch  heute  in  Schweden  üblich. 
Wein  hold  a.  a.  O.  282.  Eer  wurde  im  Norden  „tnaritale^^  und 
„uxorium**^  genannt.  Stiernhöök  de  iur.  yet.  Sueon.  (Holmiae  1672) 
168.  In  den  Mainzer,  Würzburger  und  Wormser  Ritualien  y.  J. 
1671.(1,243.)  heisstes:  „BibüeamoremS.Ioannis^*^  Ueber  den  Ursprung 
und  da«  Vorkommen  dieses  Namens  siehe  Orimm  Mythol.  64.  Thoma- 
Sias  de  poculo  loannis.  (Lipsiae  1675.)  Verboten  wurde  dieser  Gebrauch 
durch  das  Conc.  proy.  Milan,  y.  J.  1565.  S.  89.,  das  Ritual  yon  Rheima 
y.  J.  1677.  bei  Thiers  a.  a.  O.  4,  474.  etc.  Ueber  sein  Vorkommen  in  der 
altgriechiachen  Kirche  siehe  Seiden  a.  a.  O.  173.  über  die  Reste  in  der 
pcoteatantischen  unten. 

5  Einen  fihnllchen  Character  hat  auch  die  im  Norden  gebräuchliche  | 
Foimel,  siehe  S.  82. 
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und  päpstlichen  Decretalen  veratändlich,  die  den  Laien  ver- 
bieten,  Leute  zur  Ehe  zusammeir  zu  geben^  und  die  bis  jetzt 
allgemein  miasverstanden  sind'.  Denn  es  unterliegt  ksum 
einem  Zweifel ,  dass  hierdurch  das  Institut  der  Fürspredler 
verpönt  wurde;  zugleich  aber  geben  uns  die  eben  angeführten 
Beispiele  die  Beläge  an  die  Hand,  um  zu  erkennen,  wie  viel- 
fach die  kanonischen  Vorschriften  übertreten  worden  sind, 
characte-  Werfen  wir  uns  aber  die  Frage  auf ,  ob  wir  hier  überall 
Fonn«is.'  Civilehcu  vor  ims  sehen,  in  dem  Sinne,  welchen  die  moderne 
Zeit  mit  diesem  Begriffe  zu  verbinden  pflegt,  so  müssen  wir 
sie  entschieden  verneinen.  Die  Eheschliessungen,  wie  sie  in 
den  Formularen  erscheinen,  und  wie  wir  sie  so  eben  vorge- 
führt haben,  sind  swar  rein  bürgerliche  Rechtsgeschäfte,  und 
in  dem  Sinne  auch  Civüehen,  aber  sie  werden  nicht  vor  staat- 
lich bestimmten  Personen  vorgenommen,  von  deren  Gregen- 
wart  ihre  Gültigkeit  abhinge,  ihr  Wesen  liegt  nicht  in  dem 
Beisein  der  Urkundspersonen,  nicht  in  den  Handlungen  des 
Fürsprechers,  der  ja  überdies  fehlen  konnte,  sondern  allein 
in  der  Consenserklärung  der  Brautleute. 

Ueberhaupt  beruht  das  Princip  der  Civilehe  auf  einer 
Trennung  von  Kirche  und  Staat,  die  im  Mittelalter  keines- 
wegs vorhanden  war.  Doch  darüber  werden  wir  besser  sprechen 
können,  wenn  wir  die  Grundsätze  des  protestantischen  Ehe- 
rechts und  die  Geschichte  der  Civilehe  selbst  darstellen.  Jetzt 
wollen  wir  uns  zurReception  der  kirchlichen  Eheform  wenden. 

y.  Die  Beception  der  kirchlichen  Trauung  in  den 

einzelnen  Ländern. 

1.  Die  skandinavischen  Länder. 

Sowohl  in  Skandinavien,  als  auch  vorzüglich  in  Is- 
land^ kamen  die  kirchlichen  Bestimmimgen  über  Eheschlies- 
sung  zu  voller  Greltung,  und  in  allen  bürgerlichen  Gesetz- 

1  C.  Trevirense  v.  J.  1227.  bei  Hartzheim  a.  a.  O.  3,  529.  C.  Leod. 
V.  J.  1287.  ebend.  8,  696.  Conc.  Pragense  v.  J.  1855.  ebend.  4,  397. 
CoDC.  Magdeburg,  v.  J.  1870.  ebend.  4, 424.  v.  J.  1403.  ebend.  5,  705. 

>  Vgl.  z.  B.  Meier  a.  a.  O.  88:  „Deinde  morem  illum  haud  satis  ex* 
plicatum  repetam,  quo  copolatio  ab  ipsis  laicis  administrabatur,  cuius  rei 
aliam  ezplicationem  nullam  habeo,  nisi  eam ,  solemnitatem  quandam  ipsis 
laicis  quam  maxime  gratam  fuisse.*' 

s  In  den  Grägäs  wird  die  kirchliche  Eheschliessung  noch  nicht  er- 
wähnt; überhaupt  wurde  sie  noch  später  recipirt  als  das  tempM  elawum. 
Vgl.  auch  Riye  a.  a.  0. 1, 108. 
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bikdieni  wurde  auf  ihre  Befolgung  gedrangen.  Im  Uplandfl- 
lag  finden  wir  sogar  eine  Stokaxe,  und  im  Ostgothländi- 
soben  Recht  die  allerdings  noch  viel  eigenthümlichere  Be- 
etiimnimg,  dass  die  Ehe  schon  durch  die  blosse  priesterliche 
Einsegnung  (vigaz)y  selbst  ohne  Vornahme  der  bürgerlichen 
Uebergabe  (giptaz)  mit  der  Besteigung  des  Ehebettes  ydl- 
standig  rechtsgültig  werde.  Nur  soll  der  Verlober  bei  der 
Tranimg  gegenwärtig,  und  der  Priester  an  dessen  Einwilligung 
bei  Strafe  einer  unrechtmässigen  Verlobung,  d.  h.  von  40  Mark, 
gebunden  sein. 

Auch  die  kirchlich  verbotenen  Heirathszeiten  wurden  hier 
beobachtet  und  durch  die  weltliche  Gesetzgebung  bestätigt. 
So  war  in  Island  fast  den  ganzen  Winter  hindurch  die  Ehe- 
schliessung untersagt.  Von  Sonnabend  vor  Weihnachten  bis 
eine  Woche  nach  Epiphanias,  und  neun  Wochen  vor  Ostern 
bis  acht  T^e  nach  Ostern  war  die  Eheschliessung  bei  Strafe 
der  Verbannung  verboten;  nur  der  Anfang  des  Winters,  die 
Adventzeit,  war  freigegeben^. 

Sehr  anschaulidi  schildert  uns  ein  späterer  Berichterstatter,  ^^^^ 
der  katholische  Bischof  Olaus  Magnus,  in  seiner  Hütoria 
de  getäSbu»  seplentrionaUbus,  die  in  den  nordischen  Reichen 
gdtenden  Ehegebräuche. 

Zuerst  wird  das  Verlöbniss  im  Kreise  der  Familie  ge- 
feiert und  die  Braut  dem  Freier  vom  Vater  angetraut.  Damit 
ist  aber  wesentlich  die  Ehe  geschlossen  und  die  nachfolgende 
kirchliche  Feierlichkeit,  vor  der  jedoch,  wie  Olaus  berichtet, 
eine  Beiwohnung  der  neuen  Ehegatten  nicht  stattfindet^  dient 
zur  Bestätigung  und  Solennisation.  Ich  führe  die  eigenen 
Worte  dbs  Olaus  an.  Er  sagt:^  „i/o«  est  plebeiae  mulHtudinis 
apud  Gothos  et  Sueones,  aponscdia  contrahere  cupientis,  plunbus 

1  Grägäs  festath.  13.  Ueher  Norwegen  siehe  Gulathingshuch 
€.  27.  BorgarthingB  Kristenrecht  c.  7.  Vgl.  überhaupt  über  die  früher 
gebräuchlichen  Hochzeitstage,  Weinhold  a.  a.  O.  S.  246.  ff. 

'  a.  a.  O.  Hb.  XIV.  c.  9.  S.  482.  Dennoch  mussten  viele  Synodalstatu- 
ten und  bischöfliche  Verordnungen  wiederholt  dagegen  einschreiten,  und 
eine  Strafe  von  drei  Mark  festsetzen.  Vgl.  Statut,  synod.  Nicolai 
Hermann!  episc.  Lincopens.  t.  1374 —  91.  bei  Reuterdahl  Stat. 
synod. Tet  ecdes. Suegothicae  (Lundae  1841.)64;  Stat«  synod.  Lincop. 
(iocerto  auct  s.  a.)  ebendas.  83;  Statut.  lohann.  lerechini  Ar- 
bog.  V  J.  1412.  ebendas.  107;  Compend.  'Statut,  prov.  Upsal. 
1438  —  49.  ebendas.  155;  Stat.  Conv.  Arbogens.  v.  J.  1474.  eben» 
das.  188. 

«  a.  a.  O.  üb.  XIV.  c.  9.  S.  481. 
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Hti  eerimonÜBf  diverao  tempore,  modo,  ordine  ae  teetimonio 
petitia,  praesertim  hoc  raiione,  ut  stabiliares  permaneant  in 
miUua  cohabitatUme,  ut  nuUo  ait  opus  divoriio,  etiam  a  lege  per- 
miaso»  Parentes  namque  puellae  ad  eoniugivm  petendae....prae'' 
eeniibue  duobua  ex  patema  maternaque  Knea  testibue,  paUr 
praesentat  filiam  mb  hie  verbia  aetanti  proco:  „Do  tibi  meam 
fiUam  ad  honorem  et  uxorem  ad  medium  lectum,  ad  ianuas  et 
elaves,  et  omnem  tertiam  pecuniam  poseidendam  in  mobHibus 
bonia  ac  immobilibus,  et  ad  omne  iue,  quod  superior  Suetia  a  S» 
Erico  habet,  et  ipae  Ericus  dediU  In  nomine  patrie  et  ßüi  et 
epiritue  e.  Amen^,  Quam  si  quie  aUus  poatea  molaverit  pace 
nunqiuxm  recuperanda  cum  amieeione  omnium  bonorum,  niei 
aponeue  Uli  indulaerit,  aut  moriena  vindictam  reliquerit,  perpetuo 
eat  carituTua.  Eoqtie  caau  aponaalitia  pacta  mgorem  auaeipiunt, 
et  accelerata  maturitate,  meUoribua  auperadditia  aoUnnitcttibue, 
abaohunt,  taUbua  praeaertim,  ut  affinea  agncUi  et  conaanguinei 
aub  prudenti  virorum  ductore  ac  honeata  mulierum  ductrice  atatuta 
die  in  eqtieatri  pompa  undequaquam  omatiua  ad  Eccleaiam  con- 
fiuant  parochüäem,  ubi  ardentibua  faculia  mirifice  foßiia,  et  in- 
cenaia^,  aacerdotaU  benedicüone  coronata^  aponaa  produeitur, 
atque  ante  aummum  aliare  lateraliter  cum  aponao  collocata,  utriua- 
que  aolenniter  requiaito  cohabitationia  in  proaperia  et  ädveraia 
eonaenau,  per  annuli  impoaitionem,  et  nuptialem  benedictionem, 
omnea  praemiaaae  ceremoniae  ratißcantur*" 

Dennoch  kamen  auch  hier  Verletzungen  der  kirchlichen 
Vorschriften  genugsam  vor,  wie  denn  Papst  Alexander  III. 
in  einem  an  den  Bischof  von  Upsala  gerichteten  Briefe  es 
als  „acelua**  bezeichnet,  „fidelea  laicoa  abaque  aacerdotaU  bene* 
dictione  et  miaaa  matrimonium  contrahere"*.  Und  jedenfalls 
^^te!'^' widersprach    die  Vorschrift    des    weltlichen  Rechts ,    welche 

^  NachStiernhöök  de  iureSueon.  159.  sprach  der  Mundwald  diese 
Worte,  die  bei  ihm  in  der  Ursprache  so  lauten:  „  Jagh  giflfter  tigh  min  Dot- 
ter (Syster)  tie  Heders  och  Hustra,  och  til  Halfwa  Sang,  och  tii  hwar  tridie 
penning,  som  iagen  och  &ga  faan  i  Loöschron,  och  til  allan  dhen  rätt  som 
Uplandz  Lagh  ähru  och  then  H.  Erich  gaff,  I.  Nampn  Faders  Sons  och  then 
Helgi  Andes.  —  auf  der  Hochzeit,  so  dass  die  Copulation  Ton  ihm  selbst 
Torgenommen  wurde,  die  Einsegnung  dagegen,  und  diese  allein  vom 
Priester.  Handelte  der  Priester  gegen  den  Willen  des  Mundwalds,  so 
wurde  er  wie  ein  Mörder  bestraft 

'  Vgl.  Johann  Sarisber.  de  nug.  curial.  lib.  8.  c.  11:  „ Praeferuntur 
et  faces,  lampades  et  luminaria  accenduntur.**  Siehe  auch  DuM^rila.a.  O. 
26.  f. 

9  Siehe  unten. 

^  bei  Maus i  Conc.  21,  938. 
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Concubinate  nach  bestimmter  Frist  ohne  Weiteres  für  Ehen 
erklärte^,  sehr  stark  den  kirchlichen  Geboten.  Denn  dadurch 
wurde  ja  die  kirchliche  Trauung»  wie  der  Act  der  Eheschlies- 
sung überhaupt  für  rechtlich  gleichgültig  erklärt.  So  heisst 
es  im  jütischen  Landrechte  ^:  yyDe  myd  aick  kefft  en  unecht  wyff 
an  sinem  Haue  und  geyt  myd  er  operihaar  to  bedde,  unde  se  hefft 
slote  und  sloUle,  unde  he  drincket  unde  yd  myd  er  dre  yar,  wann 
de  ummen  komme»  so  is  ee  syn  echt  vyff"\ 

2.  England. 

Das  angelsächsische  Recht  der  Eheschliessung  unterscheidet  AP^j^^'* 
sich  in  Nichts  von  den  oben  dargestellten  germanischen  Rechts-  ^®*^***- 

CTundsätzenS 

.  .    .  A . 

Es  hat  in  älterer  Zeit  jedenfalls  ein  Mundkauf  stattge- 
funden, das  beweisen  die  Gesetze  Aethelberts^  (560 — 616), 
Ines^  (688 — 727)  u.  anderer,  und  unzweifelhaft  ist  femer, 
dass  der  Mundwald  den  Preis  erhielt^,  wie  ja  auch  ihm  der 
Bruch  zu  sühnen  war,  dessen  man  sich  durch  Entfuhrung 
seiner  Pflegebefohlenen  schuldig  machte^. 

^  Vgl.  Wilda  d.  Bentinck.  Erbfolgestreit  in  Ztschr.  f.  deutsch. 
IL  4,  196. 

2  I,  27.  Bemerkenswerth  ist,  dass  auch  hier  auf  das  gemeinsame  Essen 
und  Trinken  Rücksicht  genommen  wird.    Vgl.  dazu  o b en  S.  29.  u.  8.  28. 

'  In  Norwegen  musste  der Concubinat  zehn  Jahre  gedauert  haben, 
um  diese  Wirkungen  hervorzubringen.  Torfaeus  Histor.  rer.  Norveg. 
;;Hafiuae  1711.)  t.  IV.  lib.  8.  c.  4.  p.  417. 

«  Vgl.  Schröder  a.a.O.  49.  ff. 

5  31 :  ,,Be  f)on  Jie  mon  wif  bycgge  and  Jonne  sio  gift  tostande.  Gif 
mon  wif  gebyccge  and  sio  gyfl  for&  ne  cume,  agife  f)SDt  feoh  and  forgielde 
and  gebete  "pam  byrgean,  swa  bis  borg-bryce  sie.*^  [Davon,  dass  jemand  ein 
Weib  kauft  und  dann  der  Kaufpreis  ausbleibt  Wenn  Jemand  ein  Weib 
kauft  und  der  Kaufpreis  nicht  gezahlt  wird,  entrichte  er  das  Geld  und  leiste 
^Ersatz  und  Busse,  jenachdem  der  Bürgschaftsbruch  ist.] 

*  31.  77.  83.:  „Gif  hio  oörum  maen  in  sceat  bewyddot  sy,"  [Wenn  sie 
einem  anderen  Manne  um  Gut  verlobt  ist."]  Auch  im  alten  Britanien  war 
daa  der  Fall.  Das  beweisen  die  wäli sehen  Gesetze.  Vgl.  Leg.  Wall. 
Hb.  14.  segt.  61:  „Tria  sunt,  quae  puellae  pudorem  incutiunt:  Primum  est, 
Audire  a  patre  suo,  se  illam  viro  nuptum  dedisse.  2.  Secundum  est,  in 
lectum  cum  viro  suo  prima  vice  intrare.  3.  Tertium  est,  in  publicum  postea* 
quam  cum  viro  concubuerit,  prima  vice  prodire.  Pro  primo  maritagium 
famobrwy]  Domino  dabitur.  Pro  secundo  antipherna  [Cowyll]  puellae 
dabuntur.    Pro  tertio  pater  marito  dotem  [egweddi]  solvet." 

7  Das  geht  aus  der  Benennung  des  Mundgeldes  „pecunia  pro  puella 
<2ato"  hervor.    Vgl.  Schmid  Ges.  d.  Angelsache.  562. 

8  Aethelb.  82. 
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Erst  Cnut  (1016—1035.)^  im  Anfange  des  eilften  Jahr- 
hunderts, wie  er  überhaupt  kirchlichen  Einflüssen  zugänglich 
war,  machte  aus  der  obligatorischen  Pflicht  des  Ehemanns 
einen  Act  der  freiwilligen  Liberalität.  ,fAnd  ne  nyde'S  sagt 
er,  „man  nftder  ne  wif  ne  mseden  tö  {)ftm  {)6  hyre  sylfre  mis- 
Itcige,  ne  wiÖ  sceatte.  ne  sylle,  buton  he  hwast  ägenes 
f)ances  gyfan  wille"  {_„ühd  man  nöthige  keinem  Weibe  oder 
Mädchen  den  auf,  der  ihr  seihet  misafällt,  und  vergebe  eie  nicht 
um  Geld,  ausser  wenn  er  freiwillig  etwas  geben  will"J] 

Schon  vorher  aber  ist  der  Mundschatz  eine  der  Frau  be- 
stellte Versorgung  geworden^,  welche  der  Bräutigam  ihr  mit 
derselben  Nothwendigkeit  zu  gewähren  verpflichtet  ist»,  wie 
bisher  dem  Vormunde. 

EhMchircM.        ^®  ^^"^  nicht  bezweifelt  werden,  dass  mit  der  Vornahme 

unnöthig.  dieses  rein  bürgerlichen  Bechtsgeschäftes  und  mit  der  Ueber- 
gabe  der  Frau  die  Ehe  völlig  geschlossen  war^,  ohne  dass  es 
einer  kirchlichen  Handlung  irgend  wie  bedurft  hättet 

Fortschritte  Erst  gauz  allmählich  gelang  es  der  Kirche,  mit  ihren  For- 
derungen durchzudringen;  das  lässt  sich  aus  den  überhefertenp 
Trauformularen  augenscheinlich  nachweisen. 

Traaformai.        D^  ältcstc  uns  erhaltene  lautet®: 

^  2,  74.  Vgl.  Synod.  S.  Fatricii  8.  a.  bei  Wilklns  Concilia Brittaniae 
1, 6.  Siehe  oben  S.  20. 

s  Vgl.  Confess.  Ps.  Egbert!  20.  bei  Wasserachleben  Bussordn. 
(Halle  1851.)  809 :  „  Si  puella  deaponsata  cum  viro  esse  nolit,  cid  voluntate 
8ua  desponsata  erat,  tunc  reddat  pecuniam,  quam  antea  accepisset/'  etc. 
Vgl.  Theodor!  Capit.  Dacher.  118.  ebendas.  156. 

8  Foenitent.  Märten.  87.  bei  Wasserschleben  a.  a.  O.  290: 
„Qualis  esse  debeat  uior,  quae  habenda  est,  i.  e.  si  viro  casta,  sidespon- 
sata  in  virginitate,  si  dotata  legitime'et  a  parentibus  tradita  et  a  sponso  et 
paranymphis  ejus  accipienda.** 

*  In  Wales  hiess  schon  eine  Verlobte;  „the  virgin  wife".  Leg. 
Wall.  lib.  5.  c.  4.  sect.  42. 

^  Vgl.  das  von  Strutt  Horda  Angel-cynnan  (Lond.  1775.)mitgetheilte 
alte  Bild  —  Bd.  1,  Blatt  13.  Fig.  7.  — ,  welches  eine  Eheschliessung  dar- 
stellt, und  wo  zwar  die  beiderseitigen  Verwandten  des  Brautpaares,  nicht 
aber  ein  Friester  zu  sehen  ist  (Das  Gefäss,  dessen  Erklärung  Strutt  a.  a. 
O.  1,  77.  Schwierigkeiten  macht,  enthält  vielleicht  den  zum  „Beweinen *' 
des  Vertrages  nöthigen  Trunk.)  Unrichtig  sind  die  Annahmen  Lingard's 
the  history  and  antiquities  of  the  Anglo  Saxon  Church  (Lond.  1845.)  2, 9.  — 
Ueber  den  Eheschliessungsritus  der  alten  Briten  enthalten  die  Wall- 
achen Balladen  nichts;  jedenfalls  erscheint  es  mir  aber  zu  gewagt,  aus 
dem  Umstände,  dass  die  Ehe  zur  geistlichen  lurisdiction  gehörte,  (leg. 
Wall.  IL  c.  28.)  für  das  alte  christliche  Wales  mit  Williams  the  ec- 
desiastical  antiquities  of  the  Cymra  (Lond.  1844.)  287.  auf  kirchliche  Ehe- 
eingehung Bchliessen  zu  wollen. 

^  bei  Schmid  a.  a.  O.  890.  f. 
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Be  Tvifmannes  beweddunge.        Von  der  Verlobung  einer  Jung^ 

frau. 
^,Gif  manmscdan  o&Öe\df  wed-  „  Wenn  Jemandmit  einemMäd" 
dian  wille  and  hit  swd  hire  and  chen  o^er  einer  Frau  sich  verh- 
fredndan  gelicige,  f>onne  is  riht  ben  will,  und  es  ihr  und  den 
psst  se  bryd-guma  sefter  Godes  Freunden  genehm  ist,  dann  ist 
rihte  and  aefter  woruld-gerja-  Recht,  dass  der  Bräutigam  nach 
niim  serest  behftte  and  on  wedde  Gottesrechte  und  den  Gebräu- 
sylle  |)&in  men,  |)e  hire  forspre-  chen  der  Weh  zuerst  verheisse, 
can  synd,  f>set  he  on  {)&  wisan  und  denjenigen  gelobe,  die  ihre 
hire  geomige,  f)aßt  he  hy  sefter  Fürsprecher  sind,  dass  er  in 
Godes  rihte  healdan  wille«  swä  dieser  Weise  ihrer  begehre,  dass 
-waer  his  wif  sceal,  and  &borgian  er  sie  nach  Gottesgesetz  halten 
hi»  frynÖ  paet".  wolle,  wie  ein  Mann  seine  Frau 

(halten)  soll  und  seine  Freunde 
mögen  das  verbürgen". 

Hierauf  erfolgen  die   einzelnen  Versprechungen  und  die 
Bürgschaftsstellung  dafiir;  dann  heisst  es  c.  6: 

„Gif  hy  f>onne  aslces  |)inges  „Wenn  sie  dann  über  jedes 
sammle  be6n  |)onne  fon  ma-  Ding  einig  sind,  dann  mögen 
gas  tö  and  wedcCan  heora  ma-  die  Magen  zugreifen,  und  ihre 
gan  t6  wife  and  td  riht  life  Mage  dem  zum  Weibe  und  zu 
p^m  pe  hire  ^mde,  and  f6  tö  einem  rechten  Leben  verloben, 
|)äm  borge,  se  pe  pses  weddes  der  ihrer  begehrte,  und  es  nehme 
waldend  s;^.  die  Bürgschaft  an,  wer  Leiter 

der  Verlobung  ist. 

Cap.8.:  ^t  |)äm  giftan  sceal  Bei  der  Uebergabe  soll  der 
maßsse-preöst  beön  mid  rihte,  Messepriester  nach  Recht  gegen-- 
se  sceal  mid  Godes  blStsunge  wärtig  sein,  der  soll  mit  dem 
heora  gesomnunge  gederian  an  Segen  Gottes  die  Vereinigung 
ealre  gesundfuhiesse^'.  binden  zu  Aller  Wohle". 

Es  ergiebt  sich  auf  den  ersten  Blick,  dass  der  Priester  charactcr 

^"^  dieses 

hier  nur  eine  höchst  untergeordnete  Rolle  spielt,  da  er  eigent-  Formulars. 
lieh  nur  die  schon  geschlossene  Ehe  einsegnet^,  die  auch  ohne 
seine  Benedictionen  vollkommen  zu  Recht  bestanden  haben 


^  Darauf  macht  richtig  auch  Lingard  a.  a.  O.  2, 10.  aufmerksam.  Die 
Benediction  lautete  nach  dem  Rituale  eccl.Dunelmens.  (London  1840. 
Suitee  Society)  106:  „Ad  sponsas  benedicendas :  Exaudi  nos,  omnipotens 
et  misericors  Dens,  ut,  quod  nostro  ministratur  officio,  tua  benedictione  pro- 
piciua  impleatur*^ 
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würde,  wie  denn  bei  zweiten  Ehen  dieser  Segen  auch  gesetz- 
lich fortfallen  sollte*. 
dw  Kifch"!        ^^A  greift  jedoch  der  Geistliche  mehr  in  die  Handlung 
ein,  ja  wird  deren  Leiter  und  als  solcher  erscheint  er  in  den 
alten  Bitualen  der  Kirchen  von  Salisbury^  und  York^ 

Vor  der  Earchthür  steht  der  Mann,  der  Frau  zur  Rechten, 
und  der  Priester  fragt  nach  der  dos  und  nach  Allem,  was  der 
Bräutigam  der  Braut  zu  geben  gedenke.  Darauf  fragt  er  ihn: 
„willst  Du  diese  Frau  zur  Braut  haben,  sie  lieben,  ehren  und 
bewahren,  gesund  und  krank,  wie  ein  Bräutigam  seine  Braut 
muss,  alle  anderen  ihrethalben  fahren  lassen,  ihr  allein  'an-> 
hangen  so  lange  Du  lebst?"     Der  Bräutigam:  „Ich  will". 
Darauf  die  gleiche  Frage  an  die  Braut  und  die  gleiche  Ant- 
wort.    Jetzt  übergeben  der  Vater  oder  die  Freunde  der  Braut 
dieselbe  an  den  Bräutigam,  und  dieser  gelobt  ihr,  sie  bei  der 
Hechten  fassend:    „Ich   nehme  Dich   zu  meinem   verlobten 
Weibe,  zu  haben  und  zu  halten  von  diesem  Tage  an,  in  Glück 
und  Unglück,  in  Reich thum  und  Armuth,  in  Krankheit  und 
•    Heil,  bis  der  Tod  uns  trennt,  ob  die  heilige  Kirche  es  wohl 
ordne,  und  darauf  pflichte  ich  Dir  meine  Treue".     Aehnlich 
lautet  das  Gelübde  der  Braut.    Hierauf  legt  der  Mann  einen 
Ring  auf  einen  Schild  oder  auf  ein  Buch,  der  Priester  weiht 
den  Ring  mit  Weihwasser  und  giebt  ihn  dem  Manne  zurück, 
der  ihn  in  die  rechte  Hand  mit  den  drei  vordersten  Fingern 
nimmt,  mit  der  linken  die  rechte  der  Braut  fasst*  und  nach 
Anweisung  des  Priesters  sagt:  „Mit  diesem  Ringe  verlobe  ich 
Dich  mir,  dieses  Gold  und  Silber  gebe  ich  Dir  und  würdige 
Dich  meines  Leibes  und  bringe  Dir  all'  mein  zeitlich  Gut  dar". 
Dann  steckt  er  ihr  den  Ring  an  den  Daumen,  „Im  Namen  de» 
Vaters",  an  den  zweiten  Finger,  „Im  Namen  des  Sohnes", 
an  den  dritten,  „Und  des  heiligen  Geistes",  endlich  an  den 
vierten,  an  den  digitus  annularis,  wie  er  in  den  Pseudologes 
Canuti  (c.  23.)  heisst:  „Amen".  Hierauf  spricht  der  Priester 
den  Segen:  ,,Benedicii  suis  a  domino    qui  fecit  mundum  e.i' 
nihilo.  Amen";  oder  auch  wohl:  „Ideo  malrimonium  per  vos 

1  Vgl.  Schmid  a.  a.  O.  562.  Grimm  Hechtsalterth.  485. 

s  Galt  in  den  östlichen  Theilen  Englands  und  diesseit  des  Trent. 

3  Galt  in  den  südlichen  Theilen  und  jenseit  des  Trent 

4  Das  geschah  überall.  Vgl.  Frischlin  Nuptiae  Wirtemb.  a.  a«  O. 
Üb.  3.  Shakespeare  Twelfth  night  act  5.  so.  1.  sagt  von  der  Ehe:  „A 
contract  of  etemal  bond  of  love  confirmed  by  mutual  joinder  of  your  hands. 
So  auch  in  dem  S.  84.  Anmkg.  5.  erwähnten  Bilde  bei  Strutt  a.  a.  O. 
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'O 


rontractum  confirmo,  rectifico  et  benectico  in  nomine  P.  F,  et  Sp,  S." 
Dann  gehen  sie  in  die  Kirche,  Braut  und  Bräutigam  knieen  an 
der  Altarstufe  nieder,  und  feiern  darauf  im  Presbyterium  die 
Messe  und  das  Abendmahl. 

Es  ist  jedenfalls  bemerkenswerth,  dass  auch  in  diesem 
Bituale  die  eigentliche  juristische,  die  ehestiftende  Handlung 
nicht  vom  Priester,  sondern  von  den  Angehörigen  der  Braut 
vorgenommen  wurde,  ganz  wie  in  dem  angelsächsischen  Trau- 
formular und  den  oben  mitgetheilten  Verlobungsformeln,  nur 
dass  hier  die  auf  die  Vermögens  Verhältnisse  bezüglichen  Fragen 
von  dem  Priester  ausgesprochen  werden,  und  die  Consenser- 
klärung  der  Brautleute  schon  integrirender  Bestandtheil  des 
religiösen  Actes  geworden  ist. 

In  den  späteren  englischen  Rechtsbüchern  findet  sich ^,"f^"*^^' 
speciell  über  die  Form  der  Eheschliessung  Nichts  angegeben,  *'"«^c>*- 
wohl  aber  lässt  sich  aus  dem  Umstände,  dass  als  Ort  der 
Dosbestellung  der  Platz  vor  der  Kirche  bezeichnet  wirdS  mit 
Sicherheit  kirchliche  Eheschliessung  annehmen. 

So  sagt  auch  Chaucer's  Frau  von  Bath:«  "^^  E*hc!*** 

j,Iwas  a  VDorihy  tooman  all  my  live 
Hushands  at  the  Church  dore  had Ifive^K 

Von  einer  im  Jahre  1278  stattfindenden  Ehe  heisst  es  in 
Bridge s  history  of  Northamptonshire:' 

y^  Robert  Fitz  Royer  in  the  &th  Ed.  1.  eiitered  into  an  en- 
gagement  with  Robert  de  Tybetot  to  marry,  vnthin  a  limited  time 
John,  hie  son  and  heir,  to  Hevnsia,  the  daughter  of  the  said 
Robert  de  Tybetot,  to  endow  her  at  the  church-door,  an  her 
tredding^day ,  wiHi  lande  amounting  to  the  value  of  one  hundred 
pounds  per  annum". 

König  Eduard  I.  selbst  wurde  am  9.  September  1299 
mit  Margare  the  an  der  Thür  des  Domes  von  Canterbury 
ehelich  zusammengegeben*.  — 

^  Gl  anTill a  (c.  a.  1188.)  Tractatus  de  legib.  et  consuetudin.  Angl. 
tempore  Henrici  II.  lib.  6.  c.  1.  Bracton  (1216 — 72.)  de  legib.  et  con- 
suetudin. AngL  libri  V.  (Lond.  1640.)  lib.  2.  c.  39;  lib.  4.  c.  8.  Fleta  seu 
commentar.  iur.  Anglic.  lib.  5.  c.  17.  Littleton  anciennes  loix  des  francais 
(von  Cokecommentirt)  sect.  39.  Briton  c.  101.  Für  Schottland:  Lex 
Regiam  Maiest.  lib.  2.  c.  16.  no.  1.  Abdrücke  dieser  Rechtsbücher  — 
bis  auf  Bracton  und  Littleton  —  bei  Ilouard  Trait^  sur  les  Coutumes 
Aoglo-Normandes  (Paris  1776.)  vol.  1  —  4. 

»  Canterbury  Ules.  —  »  (Oxford  1791.)  1, 185. 

^  Vgl.  Brand  Observations  on  the  populär  antiquities  of  Great  Britain 
(ed.  £Uk,  London  1849)  2, 134. 
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Spätcrc  An-         D^g  gb^n  erwähnte  Eherltual,  welches  unverkennbare  An- 
klänge an  d.  '  ^ 

alte  Kecht.  y^ge  an  den  alten  Mundkauf  enthält,  blieb  bis  zum  Jahre 
St.  2. 8.  1549.  in  Kraft,  aber  auch  in  dem  durch  St.  2.  3.  Edw.  VI* 

£dw.  VI. 

c'i.  *c.  1.  vorgeschriebenen  Rituale  (das  übrigens  die  Eheschlies- 
sung in  der  Kirche  einführte^)  hiess  es:  Der  Bräutigam  giebt 
der  Braut  den  Bing  „and  other  tokens  of  Bpouaage^  as  gold  or 
st.6. 0.6.  ^j7jj^"2^  und  erst  durch  St.  5.  und  6.  Edw.  VI.  c.  1.  wurde 

l:i<(tw.  VI» 

^*  ^'    das  geändert  und  das  heutige  Bitual  eingeführt^. 

Aber  auch  heute  erinnert  noch  der  Umstand,  dass  nur  ein 

Bing  gegeben  w^ird,  und  zwar  vom  Bräutigam  an  die  Braut  ^» 

ganz  an  den  alten  Malschatz^,  und  bemerkenswerth  ist,  dass 

auch  noch  heute  der  Vater  die  Braut  dem  Manne  übergiebt% 

ganz  wie  der  Fürsprecher  in  den  früheren  Bitualen. 

1  Doch  scheint  die  alte  Sitte  die  Reformation  überdauert  zu  haben. 
In  Herricks  Hesperides  p.  143.  befindet  sich  wenigstens  folgendes  Gedicht : 

„The  Entertainment;  or  a  Porch  Verse  at  the  Marriage  of  Mr.  Henry 

Northly  and  the  most  witty  Mrs.  Lettice  Yard. 

Welcome  I  but  yet  not  entrance  tili  we  blesse 

First  you,  then  you,  and  both  for  withe  successe. 

Profane  no  porch,  young  man  and  maid,  for  fear 

Ye  wrong  the  txeshold-god  that  keeps  peace  here 

Please  htm,  and  then  all  good  luck  will  betide. 

You  the  brisk  bridegroom,  you  the  dainty  bride*^ 
So  auch  noch  in  der  Strassburger  Agende  des  Bischofs  Johannes  (CoK 
1 590.)  und  auch  in  Luthers  Traubüchlein.   Siehe  unten. 

s  The  two  liturgies  of  1549  &  1552.  ed.  by  Ketley.  (Parker Society 
Cambridge  1844.)  p.  129. 

9  bei  D  aniel  Cod.  liturg.  3, 482.  Zuerst  erfolgt  die  Consenserklärung^ 
„Then  shall  the  Minister  say,  Who  giveth  this  Woman  to  be  married  to 
this  Man?"  (Dafür  hiess  es  im  Manuale  Sarisber.:  „Deinde  detur 
femina  a  patre  suo  Tel  ab  amicis  ejus")  dann  yerpflichten  sich  die  Braut- 
leute unter  einander.  „Then  shall  they  again  lose  their  hands  and  the  Man 
shall  give  unto  the  Woman  ^  Ring,  laying  the  same  upon  the  book  with 
the  accustomed  duty  to  the  Priest  and  Clerk.  And  the  Priest  taking  the 
Bing,  shall  deliver  it  unto  the  Man,  to  put  it  upon  the  fourth  finger  of  the 
Woman's  left  band*'.  Dann  sagt  der  Bräutigam:  „With  this  King  I  take 
thee  wed ,  with  my  body  I  theo  worship  (dieser  letzte  Passus  fehlt  in  der 
Amerikanischen  Liturgie)  and  with  allmy  wordly  goods  I  thee  endow^*. 
(Dafür  hatte  das  Manuale  Sarisber.  noch:  „and  this  golt  and  sUver  I 
thee  give".)  Die  Vergleichung  mit  dem  alten  Ritual  ist  interessant;  die 
Abschwächung  der  früheren  Formen  ergiebt  sich  deutlich. 

4  Vgl.  übrigens  C  haue  er  Canterbury  tales  v.  8262:  „This  markis  has 
her  spoused  with  a  ring".  Bei  Shakespeare  Twelfth  night  act  5.  sc.  1 : 
„A  contract  of  etemal  bond  of  Iotc  strengthened  by  interchangement  oF 
your  rings"  ist,  wie  das  Voraufgehende  ergiebt,  an  Verlobung  zu  denken» 
So  auch  Douce  Illustrations  of  Shakespeare  (Lond.  1807.)  1, 108.  Brand 
a.  a.  0. 2, 96. 

^  Siehe  oben  S.  27. 

6  VgL  obenAnmkg.  3:  „And  the  minister  receiving  the  woman  at 
father  or  friends  band".  Liturg.  v.  J.  1541.  the  Two  Liturg.  a.  a.  0. 129. 
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Freilich  wurden  auch  in  England  heimliche  Ehen  häufig  ^^^^J^^^ 
genug  eingegangen,  wie  die  zahlreichen  Verbote  derselben  be-   ^°^'* 
zeugenS  aber  es  ist  characteristisch,  dass  fast  immer  dabei 
auch  des  Priesters  Erwähnung  gethan  wird,  der  solche  Ehen 
eins^net^,  und  dass  Laiencopulationen  demnach  in  England 
nicht  besonders  verpönt  waren  ^. 

Dennoch  aber  ist  die  Behauptung  zurückzuweisen,  dass 
die  kirchliche  Eheschliessung  völlig  in  das  Bewusstsein  des 
Volkes  eingedrungen  wäre,  oder  dass  die  allgemeine  Rechts* 
ansieht  in  dem  kirchlichen  Segen  das  unterscheidende  Merk- 
mal zwischen  Ehe  und  Concubinat  erblickt  hätte. 

Im  Gegentheile  glaube  ich  darthun  zu  können,  dass  die  £liVo^es. 
Hand/estung\  d.  h.  also  die  Verlobung,  das  Ehe  versprechen, 

^  C.  Westomonast  v.J.  1175.  bei  Wilkins  a.  a.  O.  1,  47S.  —  Das 
scheint  die  erste  Synodalbestimmung  zu  sein,  welche  für  England  kirchliche 
Eheschliesaung  einschärfte.  —  Hier  möchte  ich  denn  auch  des  Irrthums 
Erwähnung  thun,  den  ich  bei  vielen  englischen  Schriftstellern  gefunden 
habe,  daaa  Innocenz  III.  die  kirchliche  Eheschliessung  in  England  ein- 
geführt habe.  So  beispielsweise:  Browne  compendious  yiew  of  the  civil 
law  (New  YoA  1840.)  1,  75;  Gripps  law  of  the  Clergy  (London  1863.)  715. 
Goldingham  in  Moore  Reports.  Burn  history  of  the  Fleet  Marriages 
(London  1834.)  3.  Dagegen:  Morgan  the  doctrine  and  law  of  marriage, 
adultery  anddivorce  (Oxf.  1862.)  1, 133.  —  C.  LQndin.  v.  J.  1200.  eben- 
das.  ly  507;  C.  Oxoniense  v.  J.  1212.  ebendas.  1,  595;  C.  Dunelm. 
v.J.  1220.  ebendas.  1,  581;  C.  prov.  Scotic.  v.  J.  1225.  ebendas.  1, 
61S;  Const  synod.  (incerto  auct)  v.  J.  1237.  ebendas.  1,680;  Const 
Alex.  Conventr.  ep.  v.  J.  1237.  ebendas.  1,  644;  Stat.  R.  de  la  Wich 
Cieestr.  ep.  v.  J.  1246.  ebendas.  1,  690;  Const.  A.  de  Bridport  ep. 
Sarisber.  v.J.  1256.  ebendas.  1,  718;  Synod.  Exon.  v.J.  1287.  eben- 
das. 2, 135;  Const.  synod.  Sodor.  v.  J.  1291.  ebendas.  2, 178;  Const. 
synod.  H.  Woodloke  ep.  Wintonens.  v.  J.  1308.  ebendas.  2,  503; 
Const.  W.  Raynoldi  Cantuar.  ep.  v.  J.  1322.  ebendas.  2,  518;  C. 
prov.  Cantuar.  v.  J.  1328.  ebendas.  2,  554;  C. Londin.  v.  J.  1342. 
ebendas.  2,  707;  Const  loann.  de  St.  Paulo  Archiep.  Dubl.  y.  J. 
1351.  ebendas.  3,  71;  Urk.  v.  J.  1455.  ebendas.  3,  573;  Convoc. 
praelat.  et  cleri  prov.  Cantuar.  v.  J.  1460.  ebendas.  3,  579;  C. 
Edinbnrg.  v.  J.  1511.  ebendas.  4,  71;  Const.  Eborac.  prov.  v.  J. 
1528.  ebendas.  3,  678. 

«  Vgl.  CMonaster.  v.  J.  1175.  Const.  Alex.  Conventr.  ep.  v.J. 
1237.  Const  Ae.  de  Bridport  ep.  Sarisber.  v.  J.  1256.  Synod. 
Exon.  v.J.  1287.  C.  Londin.  v.J.  1342.  Const  Joh.  Thoresby  arch. 
Eborac.  v.  J.  1867.  Convoc.  prael.  prov.  Cantuar.  v.  J.  1460.  C. 
Edinburg.  v.  J.  1511.  aa.  aa.  00.  —  Die  einzige  Bestimmung,  wo  direct 
erw&hnt  wird,  dass  bei  der  Eheschliessung  auch  zuweilen  keine  Priester 
zugegen  waren,  ist  die  Const  Ae.  de  Bridport  ep.  Sarisb.  v.  J.  1256. 
a.  a.  O. 

^  Dass  sie  vorkamen,  ergeben  die  unten  mitgetheilten  Beispiele. 

A  Ihre  Glossar.  Sui  Gothic.  (Upsaliae  1769.)  s.  v.  „Hand  faesting'': 
„promissio  quae  fit  stipulata  manu,  sive  cives  fidem  suamprincipi  spende- 
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wie  sie  ja  den  mitgetheilten  Bituaien  gemäss,  auch  bei  der 
kirchlichen  Eheschliessung  in  Verbindung  mit  dem  religiösen 
Acte  vorkam,  nach  wie  vor  von  dem  Volke  für  genügend  und 
bindend  gehalten  wurde;  dass  ohne  Zögern  nach  so  ge- 
schehenem Verspruche  die  Beiwohnung  gestattet  wurde,  und 
dass  der  Kirchgang  oft  erst  nach  Wochen  erzwungen  werden 
konnte. 

In  dem  1543  erschienenen  Buche  the  Christen  State 
of  Matrimony  heisst  es  S.  43: 

„  Yet  in  thys  thynge  also  must  I  warne  ererye  reasonable  and 
honest  parson  to  beware,  (hat  in  contracting  of  maryage  they 
dyssemble  not,  nor  sei  forthe  any  lye  Every  man  lykewyse  must 
esteme  the  parson  to  whom  he  is  hand-fasted,  none  othervoyse  than 
for  his  oxone  sporne,  though  as  yet  it  be  not  done  in  the  church 
nor  in  the  streate,  After  the  hand-fastynge  and  makyng  of  the 
contracte,  the  churchgoying  and  weddyng  shuld  not  be  differed  to 
lange,  lest  the  wikkedde  sowe  hys  ungracious  sede  in  the  meane 
season.  Into  this  dysh  hath  the  Dyvell  put  his  foote,  and 
mengled  it  wythe  many  wycked  uses  and  coustumes,  For  in 
some  places  ther  is  such  a  maner,  wel  worthy  to  be  rebuked,  that 
at  the  Handefasting  ther  is  made  a  greate  feaste  and  superßuous 
bancket,  und  even  the  same  night  are  the  two  handfasted  per-- 
sonnes  brought  and  layed  together  yea  certan  wekes  afore  they  go 
to  the  chyrch". 

Noch  bezeichnender  aber  ist  die  folgende  Stelle,  die  ich 
der  seltenen  Schrift  von  Richarde  Whitforde  A  Werke  for 
Housholders  entnommen  habe,  und  die  uns  die  Gebräuche 
um  das  Jahr  1537.  kennen  lehrt: 

„  The  ghostely  enemy  doth  deceyve  many  persones  by  the 
pretence  and  coloure  of  matrimony  in  private  and  secrete  con- 
tractes,  For  many  men,  when  they  can  not  obteyne  theyr  unclene 
desyre  of  the  woman,  wyll  promyse  maryage  and  ther  upon  make 
a  contracte  promyse,  and  gyve  faythe  and  troiUh  eche  unto  other 
sayitig.  'Ilere,  I  take  the,  Margery,  unto  my  wyfe,  and  therto  I 
plyght  the.  my  troth,*  And  she  agayne  unto  htm  in  lyke  maner. 
And  after  that  done  they  suppose  they  maye  lawfuÜy  use  theyr 
unclene  behavyoure,  and  sometyme  the  acte  and  dete  dothe  folowe, 
unto  the  greate  offence  of  God  and  their  owne  souls,  It  is  a  great 

ant,  sive  mutuum  inter  se  matrimonium  inituri,  a  phrasi  faesta  hand  quae 
notat  dextram  dextrae  iungere^^  Vgl.  eben  da  9.  s.  v.  „Bröilop",  „Brud- 
kaup**. 
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jeopardy  therefore  to  make  any  suche  contractes,  speciaUy  ämonge 
themselfe  secretely  alone  tcithout  recardes  which  muste  he  two  at 
the  lest''. 

Aach  die  Worte  ensclischer  Dichter  bestätiscen  das  Ge-veriöbn. 

^  ^  bei  den 

SSL^ftOn  Dichtern 

o 

So  erklärt  in  dem  ahen  Stück:  a  Woman's  a  Weather- 
cocke^  der  Priester,  der  seine  Herrin  mit  Graf  Fredericke 
vermählen  soll: 

„  She  is  contraeted^  sir,  nay  married. 

Unio  anotker  man^  though  it  want  forme: 

And  such  Strange  passages  and  muiuall  voweSy 

IwmUd  make  your  short  haire  Start,  through  youre  blocke 

Cap,  should  you  heare  it  ^^ 

Einen    beachtenswerthen    Belag    giebt    ferner    die    alte 

Komödie  the  Vow  Breaker  I,  1. 

Hier  verloben  sich  Bateman  und  Anne;  es  heisst: 

„  Ba.  NofD^  Nan,  here^s  none  hui  thou  and  I;  thy  love 

Emboldens  me  to  speak,  and  cheerfully 

Here  is  a  peece  ofgold;  Uis  but  a  little  one, 

Yet  big  enough  to  ty  and  seaie  a  knot, 

A  jugall  knot  on  earth,  to  ushich  high  heaven 

Now  cries  amen:  say  thou  so  too,  and  then 

When  eyther  ofus  breakes  this  sacred  bond 

Let  US  be  made  stränge  spectacles  to  the  world, 

To  heaven  and  earth. 

An.  Amen  say  I; 

And  let  heaven  loth  me  when  Ifalsifie^K 

Während  seiner  Abwesenheit  im  Kriege  zwingt  sie  jedoch 
ihr  Vater  zu  einer  anderen  Heirath.  Bateman  kehrt  zurück 
und  trauernd,  eröffnet  sie  ihm  ihr  beiderseitiges  Schicksal. 
Darauf  sagt  er: 

j^Iknovo  thou  art^  to  me  my  fairest  Nan: 

Ow  vows  were  made  to  heaven,  and  on  earth 

They  must  be  ratifide :  in  pari  ihey  are, 

By  giving  ofa  pledge  a  piece  ofgold: 

Which  when  we  broke^joyntly  then  we  swore, 

Alive  or  dead  for  to  enjoy  each  other, 

And  so  we  will  spight  ofthy  father's  frownes*^. 

Ja  für  so  bindend  wurden  diese  Handfestungen  gehalten 
und  auch  noch  —  um  das  hier  gleich  vorauszunehmen  —  in 
viel  späterer  Zeit,  dass  man  keinen  Anstand  nahm,  seine  Ver- 
lobte als  „his  iinfe"  zu  bezeichnen.*  In  Dogett  the  Country 
Wake  V.  1.  (um  1696.)  glaubt  Hob  er  würde  sterben;  seine 

^  Seadmore  a.  a.  0. 2, 1. 

'  Shakespeare  Measure  for  measure  act  1.  sc.  2.  So  sagt  auch  in 
diesem  Stucke  der  Herzog  zu  Mariannen:  „he  is  your  husband  on  pre- 
contract". 
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Mutter  bringt  ihn  auf  Mary  zu  sprechen  ,./<?r  she  is  ihy  wife 
and  no  other".    Er  antwortet: 

„  T  hiow,  Tm  sure  to  her  and  I  do  own  it  before  you  all; 
I  ask't  her  the  queaüon  Last  Lammas;  and  ai  AUJiollows^tide 
%ce  broke  a  piece  of  money^  and  if  I  had  liv'd  tili  Last  Sunday, 
we  had  been  ask'd  in  the  church", 
^mnd{esu  ^^^  möchtc  auch  hier  auf  die  Symbole  aufmerksam  machen» 
kirchlichen^^  sich  an  diesen  Act  des  unkirchlichen  Eheversprechens 
^^gfg'i^hf^'knüpften,  weil  wir  sie  sämmtlich  bei  der  kirchlichen  Ehe- 
schliessung wiederfinden  und  weil  es  wichtig  ist,  darauf  hin- 
zuweisen, wie  die  Kirche  die  Volksgebräuche,  die  sie  zu  ver- 
nichten nicht  im  Stande  war,  wenigstens  mit  der  religiösen 
Handlimg  zu  verschmelzen  versuchte,  um  diese  selbst  dem 
Volke  näher  zu  bringen.  Gerade  aus  dieser  überall  durch- 
blickenden Politik  der  Kirche,  aus  der  Reception  rein  welt- 
licher Handlungen,  denen  dann  irgend  eine  religiöse  Beziehung 
gegeben  werden  musste,  lässt  sich  ermessen,  für  wie  schwer 
die  Kirche  den  Kampf  gegen  die  feindliche  Volkssitte  erach- 
tete, wie  sie  kein  Mittel  ausser  Acht  Hess,  um  die  gewünschte 
kirchliche  Eheschliessung  durchsetzen  zu  können,  und  wie 
wenig  diese  vom  Volke  aus  eigenem  Antriebe  gesucht  wurde. 
dTsymboio!  ^^^is  Trinken  von  Wein  und  das  Brechen  eines  Geld- 
stückes treten  in  gleicher  Wichtigkeit  auf.  In  einem  alten 
von  Strutt^  angeführten  Schauspiele  beklagt  sich  eine  viel 
luuworbene  Wittwe,  dass  Biccardo  sie  mit  List  zum  Ehever- 
sprechen vermocht  habe.  „  Stay,  stay  —  you  broke  no  gokl 
between  youV*  fragt  ein  eifersüchtiger  Nebenbuhler;  „  We  broke 
nothing j  sir",  antwortet  sie;  »^Nor  drank  you  to  each  other? 
fragt  er  weiter  und  wieder  antwortet  sie:  „Not  a  drop,  sir 
da  ist  er  freudig  überrascht,  denn  er  weiss,  „ihat  the  contract 
cannot  stand  good  in  law". 
Wein-  Das  Trinken  haben  wir  schon  oben*  bei  Schilderunsr  der 

trinken.  ^  ^  o 

nordischen  Gebräuche  erwähnt;   es  diente  zur  Bekräftigung 
Geldstück,  jedes  Rechtsgeschäftes'.  Das  Brechen  des  Geldstückes  aber  er- 

1  a.  a.  O.  S,  löS.  The  Widow  a  Comedy  by  Johnson,  Fletcher 
and  MIddleton. 

2  Siehe  S.  29. 

^  Vgl.  Roberts  the  social  history  of  the  people  of  the  southem  coun- 
ties  of  England  in  past  centuries  (Lond.  1S56.)  MiddletoninNo  wit,  no 
help,  like  a  woman*8  act.  2.  sc.  1.  —  2,  54.  spricht  von  dem  „contracting 
cup^^.  Auch  aus  den  vor  geistlichen!  Gerichte  gemachten  Zeugenaussagen 
können  wir  ersehen,  dass  der  Trunk  für  nicht  unwesentlich  erachtet  wurde. 
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innert  an  die  Dahingabe  des  Scheinpreises,  woran  sich  dann 
doch  leicht  die  symbolische  Bedeutimg  des  Actes,  yne  wir  sie 
bei  den  Dichtem  finden^,  schliessen  mochte,  die  zu  gekünstelt 
ist,  als  dass  wir  sie  für  etwas  Ursprüngliches  halten  könnten. 
Grade  dies  Ninepencestück  scheint  die  Continuität  der  Volks- 
sitte  mit  dem  alten  Kechte  zu  beweisen^.  Ja  wir  sehen  auch, 
dass  geradezu  Geld  gegeben  wurdet  oder  dass  zum  Zeichen 
der  Verlobung,  als  „tokens  of  spousage^',  —  wie  es  hier  und 
in  dem  alten  Kituale  heisst  —  gewisse  Gegenstände  von  den 
Brautleuten  ausgetauscht  wurden^.  Dieser  Gebrauch,  un- 
streitig eine  Abschwächung  des  alten  Mundkaufes,  wurde  für 
wesentlich,  und  seine  Vornahme  als  untrügliches  Zeichen  des 
ehelichen  Consenses  angesehen,  auch  Seitens  der  Kirche,  die 
bei  jeder  Erörterung  über  sponsalia  de  praesenti  sorgfältig  nach 
den  „tokens  of  spottsage ^'  forschte*, 

In  der  Earche  finden   wir   aber  beide  Symbole  wieder;  boie  auch 
nur  dass  hier  der  Priester  dem  Bräutigam  den  Becher  reicht ' 
und  dieser  dann  der  Braut,  ganz  ebenso  wie  aus  dem  Kusse,  ^°''' 
den  die  Verlobten  sich  zu  geben  pflegten,  eine  geistliche  Hand- 
lung geworden  ist,  in  welcher  der  Priester  den  Bräutigam 
mit  dem  Kusse  des  Friedens  grüsst,  den  dieser  dann  der  Braut 
mittheilt. 

So  heisst  es  in  dem  Missale  Herefordense:^  „Post 
missam  panis,  et  vinum,  vel  aliud  bonum  potabile  in  vasculo 
proferatur,  et  gusient  in  nomine  Dominik   sacerdote  primo  sie 

„And  therupon  toke  hands  and  dranke  to  gyther  and  also  kisset  to  gyther^^ 
heisst  es  bei  einer  Zeugenvernehmung  des  16.  Jahrhunderts.  —  Deposi- 
tions and  other  ecclesiastical  proceedings  from  the  court  of 
Durham  (London  1845  —  Surtee  Society)  227.  „Drawing  handes  and 
drinking  to  either  to  other"  in  einer  anderen  eben  das.  103. 

1  VgL  Gay  What  d*ye  call  it,  wo  folgender  Dialog  zwischen  Kitty  und 
FübertsUttfindet: 

-  „Yet  JuBtices;  permit  us,  ere  we  part  to  bereak  this  ninepence  as  you*ve 

broke  our  heart. 
Filbert  (breaking  the  ninepence) :  As  this  divides,  thus  are  we  tom  in 

t'wain. 
Kitty  (poining  the  pieces) :  And  as  this  diyides,  thus  may  we  meet  again." 

2  Vgl.  übrigens  über  diesen  Gebrauch  noch:  Buttler  Hudibras  I,  1, 
487.   Conoisseur  No.  56.  und  oben  S.  38. 

3  So  in  dem  Falle,  welcher  in  den  Depositions  etc.  a.  a.  O.  S.  254. 
berichtet  ist. 

4  VgL  ebendas.  235.  239.  240.  254.  282.  327.  u.  s.  f. 

^  VgL  Zeugenaussage  a.  d.  J.  1563:  „He  saith  he  saw  no  gifts  or  tokens 
gyren  bitwixt  ^em  at  tiiat  tym.^^  ebendas.  78. 
6  beiBranda.  a.  O.  2, 136. 
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dicente,  Dominus  vobiscum",  und  in  dem  Corapleat  Vintna 
ruft  der  Dichter  aus:^ 

„  What  priest  canjoin  two  lovers  hands,^ 
But  wine  must  seal  the  marriage-bandst 
As  if  celesiial  wine  was  thought 
Essential  to  the  sacred  knot, 
And  (hat  each  hridegroom  and  his  hride 
BeUei/d  they  were  not  firmly  ttfd^ 
Till  Baclius  wiih  his  hleeding  tun 
Hadfinished  what  the  priest  beffun!** 

lieber  den  Kuss  aber  schreibt  das  Missale  von  York 
Tor:*  „Accipiat  sponsus  pacem  a  sacerdote  et  /erat  sponsae,  os- 
culans  eam,  et  neminem  alium,  nee  tpse  nee  ipsa".  Noch  im 
Jahre  1554  mussten  die  Kirchenvisitationen  gegen  die  ein- 
schreiten, welche  den  Priester  zu  küssen  weigerten'. 

Was  das  Geben  des  Geldstückes  anlangt^  so  habe  ich 

^  p.  17.  Dies  aus  dem  J.  1720.  stammende  Gedicht  bezeugt  die  Cere- 
monie  auch  für  die  anglikanische  Kirche.  Vgl.  übrigens  weiter:  Chaucer 
Canterbury  tales  v.  9681 :  „He  drinketh  ipocras.  clarre  and  vemage  of  spices 
hot,  to  encesen  his  courage".  —  in  v.  9716.  wird  eine  Suppe  gebracht.  — 
Henry  VI.  Article  for  the  Marriage  of  a  Princess  bei  Brand 
a.  a.  0.  2,  137:  „Then  poties  of  ypocrice  to  bee  ready,  and  to  be  put  into 
the  cupps  with  soppe,  and  to  be  borne  to  the  estates;  andto  take  asoppe. 
Mehrere  noch  bei  Brand  a.  a.  O.  „«ops^*  war  Kuchen,  der  in  den  Wein 
gethan  und  so  gegessen  wurde.  Vgl.  Coates*s  Ilistory  of  Reading  225. 
zu  1561.  Leland*s  CoUectanea VI,  335 :  bei  der  Heirath  Friedrichs  von  der 
Pfalz  mit  Jacobs  II.  Tochter;  eben  das.  IV.  Appdx.  400:  bei  der  Hochzeit 
der  Königin  Maria  mit  Philipp  von  Spanien. 

^  bei  Brand  a.  a.  O.  2, 169.  Vgl.  ebendas.  2, 139.  das  ganz  ähnlich 
lautende  Missale  Sarumense.  Strutt  a.  a.  O.  3,  153.  —  Die  ganze 
kirchliche  Eheschliessung  wird  trefßich  aber  freilich  karrikirt  in  Shake- 
speare's  Taming  of  the  Shrew  Act  8.  sc.  2.  gezeichnet: 

„ When  the  priest  should  ask  —  if  Katherine 

should  be  his  wife, 
Ay  by  gog's  —  wouns*,  quoth  he 


But  after  many  ceremonies  done, 

He  calls  for  wine : 

A  health,  quoth  he,  as  if  he  had  been  aboard, 

Carousing  to  his  mates  after  a  storm : 

Quaff*d  off  the  muscadel  and  threw  the  sops 

All  in  the  sexton*s  face ;  having  no  other  reason  — 

But  that  his  beard  grew  thin  and  hungerly, 

And  seems  to  ask  him  sops  as  he  was  drinking. 

This  done  he  took  the  bride  about  the  neck 

And  kissM  her  lips  with  such  a  clamourous  smack, 

That  at  the  parting  all  the  church  did  echo.'^ 
3  „Item  whether  there  be  any  that  refuseth  to  kysse  the  Priest  at  the 
flolempnisation  of  matrimony,  or  use  any  such  lyke  ceremonies  heretofore 
used  and  observed  in  the  Church." — bei  B  ur  n  Registrum  eccles.  parochialis 
(Lond.  1852.)  143. 
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schon  oben  auf  den  bezüglichen  Inhalt  der  Traurituale  auf- 
merksam gemacht^.  Aber  auch  für  die  Folgezeit  blieb  dieser 
Gebrauch  bestehen;  noch  vom  Jahre  1608.  findet  sich  eine 
Kirchenbucheintragungy  die  auf  die  Dahingabe  von  Geld- 
stücken ein  besonderes  Gewicht  legt^»  und  auch  heute  noch 
ist  es,  wie  es  scheint  in  Irischen  katholischen  Pfarreien ^ 
üblich  und  sogar  wesentlich,  dass  der  Bräutigam  bei  der 
Trauung  dem  Geistlichen  ein  Geldstück  giebt^. 

Auch  auf  das  Beilager,  dessen  Wichtigkeit  den  germani- BciUgcn 
sehen  und  überhaupt  den  mittelalterlichen  Anschauungen  nach 
ich  schon  oben  ausgeführt  habe,  nahm  die  Kirche  Bücksicht, 
indem  sie  das  Brautbett  segnen  liess.    Das  bezeugen  uns  die 

1  Siehe  Seite  36.  ff. 

'  ^...that  with  their  owne  most  willinge  consent,  as  alsoe  with  tbe 
conient  of  their  parents  C.  G.  Esq.  I.  H.  gent.  and  An  his  Wife  the  sayde  I. 
and  F.  were,  solemnly  married  at  Yorke  about  towe  years  before  the  re- 
gistering  hereof.  In  the  presence  of  us  witnesBes  of  this  acknowledgment, 
as  alsoe  of  the  givinge  and  receivinge  of  one  piece  of  gould  for  the  further 
confinning  of  this  acknowledgment^*.  Bei  Burn  registr.  167.  Dass  hier 
zwei  Geldstücke  vorkommen,  darf  uns  nicht  stören.  In  Irland  hat  die  Ent- 
wicklung ganz  denselben  Gang  genommen. 

*  Vgl.  darüber  ^he  Yelverton  marriage  Gase  (Lond.  s.  a.)  47. 
wo  der  über  die  Eheschliessung  als  Zeuge  vernommene  katholische  Pfarrer 
gefragt  wird:  „Was  there  according  to  Usage  a  piece  of  money  produced?*' 

*  SoUte  nicht  aber  jener  bei  dem  gewöhnlichen  Volke  auch  heute  nicht 
ausgetriebene  Glaube,  dass  der  Mann  seine  Frau  verkaufen  oder  gar  ver- 
pachten könne,  ein  Ueberrest  von  dem  alten  Rechte  des  Frauenkaufes  sein? 
Vgl.  darüber  den  Daily  Telegraph  v.  10.  Aug.  1864:  „Sellinga  Wife  for 
A  SeiLLiNa. — At  the  Ghester  Assizes,  which  commenced  on  Monday  before 
the  Lord  Chief  Justice,  a  woman  named  Hannah  Green  was  indicted  for 
marrying  Samuel  Thompson,  on  the  7th  March,  1861,  her  husband,  Thomas 
Parkes,  puddler,  Bilston,  then  being  alive.  Another  indictment  was  laid, 
eharging  her  with  marrying  Henry  New.  Gonsiderable  amusement  waa 
created  by  the  examination  of  the  witnesses  in  the  case,  from  which  it  ap- 
peared  that  the  prisoner  had  been  married  to  Thompson,  who  lived  with  her, 
ill'Qsing  her  frequently.  Rachel  Woodward,  a  boatwoman  on  the  canal, 
proved  that  Thompson  had  often  threatened  to  seil  her,  and  did  so  for  a 
Shilling  at  ,Brummagem*  fair,  about  nine  years  since,  selling  her  with  a 
halter  round  her  neck.  Both  parties  were  agreeable  to  the  sale.  It  was  be- 
fore her  last  marriage  with  New.  Samuel  Thompson  bought  her.  She  mar- 
ried New  in  October,  1859.  New  died  shortly  afterwards.  The  prisoner 
aileged  that  what  she  had  done  was  with  her  husband's  consent.  For  the 
defence  it  was  urged  that  she  had  not  been  legally  married,  but  only  lived 
with  him  as  bis  wife,  and  called  him ,  husband '.  The  judge,  in  summing  up, 
Said  that  the  notion  that  a  man  could  rid  himself  of  an  uncomfortable  help- 
mate  by  taking  her  to  a  market  with  a  rope  round  her  neck  was  formerly 
very  prevalent,  but  he  thought  it  had  fallen  out  of  date  before  now.  It  wa» 
a  notion  that  the  minds  of  Ignorant  people  should  be,  by  all  means,  dis- 
abused  of  such  an  Impression.   The  jury  retumed  a  verdict  of ,  Not  guilty  *  *'• 
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Articles  ordained  by  King  Henry  VII.  for  the  Regu- 
lation of  bis  Household:^  ,yAll  men  at  her  coming  in  to  be 
voided,  except  woemen,  tili  ehe  be  brought  to  her  bedd:  and  the 
man,  both:  he  sitting  in  his  bedd,  in  hie  shirte,  wiih  govme  cast 
about  him.  Then  the  bishoppe  with  the  chaplainee  to  come  in 
and  Messe  the  bedd:  then  every  man  to  avoide  mthotU  any 
drinke,  save  in  the  twoe  estates,  if  they  liste  priviely"  und  zahl- 
reiche Stellen  englischer  Dichter*. 

^veriöb-*'  Wenn  uns  dann  femer  kirchliche  Vorschriften  über  Ein- 
nisse.  gehung  der  Verlöbnisse  vor  einem  Geistlichen  überliefert  sind*, 
so  kann  auch  da  die  Tendenz  wohl  vorgewaltet  haben,  den 
priesterlichen  Segen,  der  bei  der  Eheschliessung  immer  noch 
nicht  durchgedrungen  war,  wenigstens  bei  dem  Acte  ein- 
zufuhren, den  das  Volk  für  ehewirkend  ansah,  und  so  be- 
zeugt dies  doch  die  Gleichstellung  von  Ehe  und  Verlöbniss, 
der  in  dieser  Weise  auch  ein  äusserlicher  Ausdruck  gegeben 
wurde. 

Bing.  Schliesslich  möchte  ich  noch  bemerken,  dass  auch  umge- 

kehrt die  weltliche  Sitte  von  der  Kirche  ein  Symbol  entlehnte; 
denn  das  Geben  eines  Ringes  oder  der  Austausch  mehrerer, 

1  bei  Brand  a.  a.  O.  2, 175.  vgl.  Hearne's  history  and  antiquities  of 
Olanstonbury  p.  309.  Douce  a.  a.  0.  1^  200;  2,  275.  ff.  Herbert'B  life  of 
Henry  VIII.~  p.  248.  —  Ein  Formular  dazu  aus  der  angelsächsischen 
Zeitim  Rituale  Dunelm.  a.  a.0.  S.  109. 

^  VgL  Chaucet  Merchant*8  tale  v.  9692.  Shakespeare  Midsum- 
merVnight  act.  6.  sc.  2: 

Obe.  „  To  the  best  bride-bed  will  we 
Which  by  us  shall  blessed  be  *^ 
8  Vgl.  Conc.  Oxoniense  V.  J.  1212.  bei  Wilkins  a.  a.  O.  1,595; 
C.  Dunelmense  v.  J.  1220.  ebendas.  1,  581;  Const.  synod.  (incert. 
auct.)  V.  J.  1237.  ebendas.  \,  660;  Const.  W.  de  Cantilupo  ep. 
Wigor.  v.J.  1240.  ebendas.  1,668;  Stat.  R.  de  la  WichCicestr.  ep. 
v.J.  1246. 1,690;  Synod.  Exon.  v.  J.  1287.  ebendas.  2, 135;  Const.  R. 
Woodloke  ep.  Winton.  v.  J.  1308.  ebendas.  2,  508;  Const.  W. 
Raynold.  Arch.  Cantuar.  v.J.  1822.  ebendas.  2,513;  C.  prov.  Can- 
tuar.  T.  J.  1328.  ebendas.  2,  554;  Monit.  Archiep.  Cantuar.  v.  J. 
1455.  ebendas.  8,  575.  Ein  Beispiel  einer  kirchlich  eingegangenen  Ver- 
lobung, ist  die  König  Heinrichs  III.  i.  J.  1286.  bei  Mathaeus  Paris,  ad 
h.a.  (ed.  Wats  Paris.  1644.)  S.  287.  Auch  Shakespeare'sTwelfth-night 
V.  1.  gehört  hieher: 

„Priest:  A  contract of etemal  bond  of  love, 
Confirm'd  by  mutual  joindure  of  your  hands, 
Attested  by  the  holy  close  of  Ups, 
Strengthen'd  by  enterchangement  of  your  rings; 
And  sdl  the  ceremony  of  this  compact 
SeaPd  in  my  function,  by  my  testimony  ^S 
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war  bei  Handfestungen  ebenfalls  gebräuchlich^.    Wenigstens 
konnte  nur  so  sich  der  Missbrauch  einschleichen,    den  die 
Kirche  zu  rügen  Veranlassung  fand,  dass  der  Mann  der  von 
ihm  Umworbenen  einen  Binsenring  ansteckte,  weil  er  so  jeder  ringe. 
wahren  Verpflichtung  ledig  zu  sein  glaubtet 

Wir  haben  jetzt  die  Frage  nach  der  rechtlichen  Gültig-  SuuÄ" 
keit  der  unfeierlich  geschlossenen  Ehen  zu  erörtern,  und  be-  uchrEhen. 
gegnen  hier  einer  eigenthümlichen  Erscheinung. 

In  allen  Ländern  Europas  ist  das  mittelalterliche  Becht 
todt  und  für], die  heutige  Bechtssprechung  unwesentlich;  der 
Gelehrte  allein  sucht  die  Entwicklung  der  einzelnen  Institute 
aus  dem  Schutte  der  Vergangenheit  nachzuweisen;  in  allen 
anderen  Ländern  ist  die  Bechtsgültigkeit  unfeierlich  geschlos- 
sener Verbindungen  während  des  Mittelalters  auch  nicht  im 
Mindesten  angezweifelt  worden,  da  ja  die  Kirche,  die  alleinige 
corapetente  Bichterin  darüber,  sie  als  zu  Becht  bestehend  an- 
erkannte; Beides  aber  ist  in  England  anders.  Einerseits  ruht '^'JJ"J*"p 
die  Praxis  des  Common  Law  auf  PräJudicien,  die  um  so  älter  ß«chta. 
sein  müssen,  je  früher  sich  das  Statute  Lav>  mit  dem  in  Frage 
stehenden  Institute  beschäftigt  hat,  und  andererseits  hat  die 
eigenthümUche  Grenzrcgelung  zwischen  geistlichem  und  welt- 

2  Beispiele  in  Eheprocessen,  die  in  den  Depositions  a.  a.  O.  235. 
239.  243.  259.  enählt  sind.  Dabei  giebt  bald  der  Bräutigam  den  Ring, 
bald  erhält  er  ihn.  So  wohl  auch  in  Wales;  denn  eine  von  Williams 
a.  a.  O.  angeführte  Dichterstelle  lautet :  „  Gentle  is  thy  rfhged  virgin  ".  Bei 
den  An  gels  achsen  wird  kein  Ring  bei  der  Eheschliessung  erwähnt«  Nur  in 
RadulphusdeHygden  Polycronicon,  in  der  Uebersetzung  von  Tr  e  v  i  s  a 
bei  Gaie  Histor.  Brit.  script.  (Oxon.  1691.)  lib.  6.  c.  26.  wird  aus  der  Zeit 
Edwards  des  Bekenners  von  einem  jungen  Ehemanne  gesagt:  „Dyde 
his  spousyng  rynge  on  the  fynger  of  an  ymage".  Die  Wahrheit  dieser  Er- 
zählung ist  mehr  als  zweifelhaft,  und  ganz  richtig  fragt  Strutt  a.  a.  O.  2, 
23.  wo  er  denn  den  Ehering  herbekommen  habe,  den  er  doch  seiner  Gattin 
gegeben  haben  musste.  —  Vgl.  S.  38.  Anmkg.  4.  — Dass  seinen  Gebrauch 
aber  für  diese  Zeit  anzunehmen  nichts  entgegensteht,  geht  aus  der  grossen 
Wichtigkeit  hervor,  welche  dies  Symbol  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
auch  in  England  hatte.  Vgl.  Wright  a  history  of  domestic  manners  and 
sentiments  in  England  (Lond.  1862.)  266.  ff.  Strutt  a.  a.  0. 2, 23. 

2  Vgl.  die  Constit.  des  Bischofs  Richard  von  Salisbury  v.  J.  1217. 
c.  55.  bei  Du  Gange  s.  v.  annulus  de  junco;  Conc.  Dunelm.  v.  J. 
1220.  bei  Wilkins  a.  a.  0.  1,  581.  Shakespeare's  AlPs  well  thatends 
well  act  1.  sc.  2.  Clo:  „As  Tebs  rush  for  Tom's  finger.  Douce  a.  a.  O.  1, 
315.  In  Paris  mussten  strafweise  von  denen,  welche  durch  Erkenntniss 
desOfficialates  ihren  Concubinat  kirchlich  zu  solennisiren  gezwungen  waren, 
Strohringe  ausgetauscht  werden.  Du  Breul  Theätre  des  antiq.  de  Paris. 
69.  In  Deutschland  finden  sich  für  gefallene  Bräute  Strohkränze.  B  i  r  1  i  n  - 
ger  a.  a.  O.  2,  216.  f. 
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llchem  Gericht  9  verbunden  mit  einem  noch  heute  nicht  über- 
wundenen Formalismus  Erscheinungen  in  der  Bechtspflege  zu 
Wege  gebracht,  die  völlig  anomal  dastehen. 

So  ist  denn  die  uns  obliegende  Erörterung  über  die  GüI* 
tigkeit   formloser  Ehen  im  Mittelalter    Gegenstand  heftigen 
^vissenschaftlichen  Streits  in  unseren  Tagen  geworden ,  sie  ist 
innerhalb   des   höchsten  Gerichtshofs   mit   allen  Mitteln  der 
kanonischen  Gelehrsamkeit  ventilirt  und  endlich  iudicando  ent- 
schieden worden*.    Die  englischen  Gerichte  und  die  englische 
Praxis  wird  sich  vielleicht  an  diesen  Spruch  zu  binden  haben, 
flir  uns  und  die  Wissenschaft  kann  er  kaum  eine  grössere 
Autorität  beanspruchen,    als  jede  andere  gelehrte  Meinung, 
und  das  um  so  weniger,  als  ich  ihn  für  falsch  zu  erklären  keia 
Bedenken  trage ^. 
dnh'kSh-         ^^^  Unternehmen  des  Lord  Chief  Justice  Tyndal 
^'B^chiicM?  ™^^  der  oben  besprochenen  angelsächsischen  Verlobungsformel  ^ 
"crfortcrt  "°^  einer   auf  Eheschliessung  bezüglichen   Constitution  von 
worden.  Laufrauc  aus  dem  Jahre  1076.*,  die  absolute  Nothwendigkeit 
der  kirchlichen  Trauunc^  für  das  mittelalterliche  En<]:Iand  be- 
weisen   zu  wollen^,    ist   von  seinen  Landsleuten   selbst  und 
,    namentlich  durch  Stoddart's^  gelehrte  Erörterungen  zurück- 
gewiesen  worden.      Abgesehen  von  den   allgemeinen  Grün- 
den, die  dagegen  sprechen,  dass  die  englische  Kirche  sich  in 
diesem  wichtigen  Theile  der  Lehre  von  der  allgemeinen  Kirche 
getrennt  haben  jBollte,   so  liegen  in  den  englischen  Concilien 
Bestimmungen  genug  vor,  in  welchen  die  unkirchliche  Ehe- 
schliessung zwar  für  strafbar,  aber  für  gültig  erklärt  wird^. 
Jeden  Zweifel  aber,  falls  ein  solcher  überhaupt  gerechtfertigt 

1  Bei  (Telegenheit  des  Falles:  the  Queen  v.  Millis  7.  July  1S43.  in 
Clark  and  Finelly  Reports  of  the  House  of  Lords  10,  534. 

2  Sehr  wichtig  ist  die  entgegengesetzte  Entscheidung  des  früheren 
Lord  Stowell  in  Dalrymple  v.  Dalrymple  bei  Haggard  Cons.  re- 
ports  und  besonders  herausgegeben  von  Do dson.  (Lond.  1811.) 

3  Siehe  S.  35. 

^  ,,  si  aliter  facerent,  non  ut  legitimum  coniugium,  sed  ut  fomicatorium 
iudicabitur*^  bei  Spelmau  Conc.  2, 14. 

^  Opinions  of  the  Judges  on  the  Questions  of  Law.  Siehe  Anmkg.  6. 

^  A  Letter... to  Lord  Brougham  on  the  opinion  of  the  judges  in  the 
irish  mamage  case.  (Lond.  1844.)  Das.  S.  114.  £f.  auch  die  Anmkg.  5.  eil. 
Opinions. 

"^  Vgl.  beispielsweise  C.  Dunelmensev.  J.  1220.  bei  Wilkins  a.  a. 
O.  1,581;  Synod.  Exon.  v.  J.  1287.  eben  das.  2,135.  ebenso  sponsalia 
de  futuro  cum  copula  subsecuta.  Const  synod.  (incerto  auct.)  c.  a.  1237. 
bei  Wilkins  a.a.O.  1,680. 
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wäre,  könnten  die  uns  erhaltenen  Decrete  der  geistlichen  Ge- 
richte beseitigen.  Denn  das  enthält  doch,  um  nur  ein  Beispiel 
anzuführen,  eine  Anerkennung  der  formlos  geschlossenen 
Ehen,  der  sponsalia  de  praesenti,  wenn  der  Vicar  des  Bischofs 
von  Durham  i.  J.  1500.  erklärt*:  „matrimonium  purum,  verum 
et  le^timum  per  verba  ad  hoc  apta  mutuum  eorum  consensum 
hinc  inde  eaprimentia  contraaerunt,  illudque  in  facie  eccledae 
solempnizatum  obtinere  proponunt  et  intendunt**,  —  oder  wenn 
in  einem  Prozesse  aus  d.  J.  1435  —  56.  die  Parteien,  die  we- 
gen Unzucht  bestraft  sind,  dem  geistlichen  Richter  plötzlich 
gestehen,  sie  hätten  eine  Ehe  geschlossen,  und  dann  zur  Sol- 
lennisation  derselben  aufgefordert  werden^. 

Schwieriger  gestaltet  sich  die  Frage  bei  Betrachtung  der  ^don^weit-** 
in  den  weltlichen  Gerichtshöfen  des  Mittelalters  entschiedenen  "rtJhtenr 
Fälle,  welche  Lord  Tjndal  für  seine  Meinung  anfuhrt,  zu- 
mal die  Seports  häufig  lückenhaft  und,  wenn  verschiedene 
existiren,  oft  von  einander  abweichend  sind. 

Es  wird  einer  Prüfung  der  einzelnen  Falle  bedürfen,  zu- 
vor jedoch  mit  kurzen  Worten  der  Jurisdictions  Verhältnisse 
zu  gedenken  sein. 

Die  Trennung  von  geistlichen  und  weltlichen  Gerichten  ^diT^Eho"* 
ist  erst  im  Jahre  1085.  von  Wilhelm  dem  Eroberer  vor-  *"'*^*'*- 
genommen  worden,  indem  er  die  Bischöfe  aus  den  Höfen  des 
Civilrechts  entfernte,  und  ihnen  eine  besondere  spirituale  Juris- 
diction überliess'.     Zur  Competenz  der  so  be*gründeten  geist- 
lichen  Gerichte    wurden   auch   die    Ehesachen   gebellt  und 
blieben  es  das  ganze  Mittelalter  hindurch^.     War  also  die 
Frage  zu  entscheiden,   ob  eine  Ehe  zu  Recht  bestehe  oder 
nicht,  ob  ein  ,,matrimonium  de  iure"  oder  ,f  de  facto"  sei,  mit 

^  Depositions  a.  a.  0. 44. 

^  ebenda 8.  27:  „Robertus Barker  coatraxit  matrimonium  et  fom.  cum 
lohaima  Fawdow  de  WolveBton.  Vir  fatetur  crimen,  sed  negat  matrimonium 
contrahi.  Et  vir  habet  IV.  fustigaciones,  mulier  vero  II.  fustigaciones  circa 
ecclesiam  de  Biilingham,  et  moneantur,  ne  conveniant  in  locis  suspectis  sub 
poena  XX*-  et  duplici  poenitentia.  £t  postea  fatebantur  vir  et  mulier  matri* 
monium  fuiste  contractum,  quod  coram  iudice  confessum^promiserunt  facere 
cito  postea  solempnizari  in  ecclesia  de  Billyngham  et  sie  dimiasi  sunt". 

3  Vgl.  Law  Magazine  1845.  Gneist  Gesch.  u.  heut.  Gestalt,  d. 
engl.  Conununalyerf.  (Berl.  1863.)  1, 113.  f.  Fischel  Verf.  Englands  (Berl. 
1862.)  235. 

*  Fleta  a.  a.  O.  lib.  1.  c.  23.  Bracton  a.  a.  O.  lib.  5.  tit.  5.  c.  3. 
Briton  c.  34.  107.108.  Stat.  Circumspecte  agatis.  Vgl.  Friedberg 
definium  intereccles.  etcivitatem  regundor.  iudicio  (Lipsiae  1861.)  120. — 
IbReg.  mai. lib.  I.e.  2. 

Friedherg,  EliescIUietsung.  ^ 
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anderen  Worten:  ob  eine  wahre  Ehe    oder  nur  der  Sehern 
einer  solchen  vorliege,  so  urtheilte  allein  der  geistliche  Richter^ 

Ausgeschlossen  von  der  geistlichen  Jurisdiction  waren 
aber  vor  allen  Dingen  die  mit  der  eherechtlichen  Doctrin  eng 
verbundenen  Legitimationsfalle*,  zumal  die  Engländer  den 
bezüglichen  Bestimmungen  des  kanonischen  Hechts  einen 
festen  nationalen  "Widerstand  entgegensetzten^*  und  auch  die 
Dotalstreitigkeiten,  besonders  wo  sie  ins  Lehnrecht  eingriffen 
oder  Immobilien  zur  dos  gegeben  waren,  gehörten  zur  welt- 
lichen Gerichtsbarkeit*. 

^fimTe  ^^^^   ^^^   ^^^  weltlichen  Richter   in   einem  derartigen 

•  Prozesse  die  Frage  entgegen,  ob  eine  rechtmässige  Ehe 
der  Parteien  vorliege  oder  nicht,  so  war  er,  da  er  die 
nach  kirchlichen  Gesichtspunkten  zu  beurtheilenden  Erforder- 
nisse einer  solchen  Verbindung  nicht  kannte,  genöthigt,  den 
geistlichen  Richter   zu   Rathe    zu   ziehen^:    „ne  unques    ao 

1  Bracton  a.  a.  O.  5,  19,  1;  1,  6,  39.    Vgl.  Law  Magazine  1845, 
142.  ff. 

2  Das  ergiebt  sich  auch  aus  mehreren  Stellen  des  Corpus  iuris 
canonici  und  den  dazu  gehörigen  Glossen;  nämlich  aus  den  zusammen- 
hängenden* c.  17.  X.  de  off.  et  pot.  iud.  deleg.  (1,  29.);  c.  4.  X.  qui 
fllii  sint  leg.  (4,  17.);  c.  7.  ib.;  der  dort  behandelte  Fall  stellt  sich  so 
dar:  Im  12.  Jahrhunderte  lebten  in  England  zweiBrüder,  Kaiph  und  Fran- 
cis. Ralph  hatte  von  A m e  1  i n a  eine  Tochter,  Agathe,  welche  sich  yer- 
heirathete  und  einen  Sohn  Kalph  gebar.  Der  Grossvater  Ralph  ging 
dann  in  den  Kreuzzügen  nach  Palästina  und  starb  dort,  indem  er  Tochter 
und  EnkeHn  Besitz  seiner  Grundstücke  zurückliess.  Daraus  wurden  sie 
jedoch  durch  Francis  vertrieben,  der  behauptete,  dass  Amelina  zur 
Geburtszeit  der  Agathe  noch  mit  einem  anderen  Manne,  Alan,  ver- 
heirathet  gewesen  wäre.  Ralph  wandte  sich  an  den  Papst  Alezanderlll., 
dereine  Commission,  bestehend  aus  den  Bischöfen  von  London,  Exeter 
und  Winchester,  ernannte,  und  diese  anwies,  fürs  Erste  die  Agathe 
wieder  in  den  Besitz  ihrer  Grundstücke  zu  setzen.  Dem  widersprach 
aber  König  Heinrich  II.  energisch,  als  einer  Schmälerung  seiner  Juris- 
diction, und  somusste  denn  Alexander  seine  Commission  zurücknehmen 
und  dahin  abändern,  dass  die  Bischöfe  nur  entscheiden  sollten,  ob  die 
Agathe  in  einem  matrimonium  legidmum  geboren  sei  oder  nicht. 

8  Vgl.  Glanvilla  a.  a.  O.  üb.  7.  c.  15.  Fleta  a.  a.  O.  lib.  6.  c.  16. 
Stat.  ofMertonv.  J.  1235 — 6.  c.  9:  „omnes  comites  et  baronesuno  ore 
responderunt,  quod  nolunt  leges  Angliae  mutari,  quae  hucusque  usitatae 
sunt  et  approbatae**.  Vgl.  auch  c.  6.  X.  qui  fil.  sint  leg.  (4, 17.),  das  an 
einen  englischen  Bischof  (von  Exeter)  gerichtet  ist. 

4  Vgl.  Glanvilla  a.  a.  O.  lib.  7.  c.  18.  Fleta  a,  a.  0.  lib.  5.  c.  19. 
Briton  a.  a.  O.  c.  104. 105  —  8.  —  vgl.  Friedberg  a.  a.  O.  123. 

^  Bei  Glanvilla  a.  a.  O.  IIb.  7.  c.  13.14.  ist  einFormular  des  Schreibens 
mitgetheilt,  welches  der  weltliche  an  den  geistlichen  Richter  zu  senden 
hatte,    vgl.  Y.  B.  18.  Edw.  III.  H.  T.  v.  J.  1344;  38.  Edw.  HI.  M.  T. 
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eouple  en  Imal  matrimonieV'  und  nach  dessen  Befund  zu  ent- 
scheiden^. 

Lag  aber  die  Frage  vor,  haben  die  Parteien  "wie  Mann""^^°>° 

Till  •         •    1  v\Mm  de 

und  Frau  zusammen  gelebt,  haben  sie  sich  verlobt,  war  mit-   ^"'^'^ 
hin  über  das  Recht  der  Ehe  (^ytiie  right  of  marriage^')  keine 
Entscheidung  zu  fäUen,  sondern  allein  über  den  factischen 
Thatbestand,  so  urtheilte  der  weltliche  Bichter. 

Die  Eifersucht  auf  die  geistlichen  Gerichte  war  gross  ge- 
nug, um  eine  derartige  fast  unlogische  Competenztrennung  zu 
l)e^irken^,  und  die  Formalnatur  des  englischen  Kechts  be- 
hülflich,  sie  durchzusetzen^. 

So  konnte  es  denn  sehr  wohl  kommen,  dass  der  geist- 
liche Richter,  falls  er  gefragt  worden  wäre,  eine  Verbindung 
für  ein  y^matrimonium  de  iure"  für  eine  wahre  Ehe  erklärt 
haben  würde,  in  welcher  der  weltliche  allein  einen  Concubinat 
erblickte. 

Der  geistliche  hätte  eben  geprüft,  ob  ein  Consens  vor- 
liege oder  nicht,  er  hätte  die  Natur  dieses  Consenses  erörtert: 
der  weltliche  Richter  fragte  nur,  ob  die  Merkmale^  die  ihm 
eine  Ehe  vom  Concubinate  auf  den  ersten  Blick  unterschie- 
den, vorhanden  seien;  seine  Prüfung  beschränkte  sich  auf  ein 
Aeusserliches. 

Hätte  ein  Mann  seine  Mutter  geheirathet,  so  hätte  der 
ireistliche  Richter  ohne  Weiteres  die  Ehe  annullirt,  also  er- 

1  L  J.  1809.  wurde  folgender  Fall  entschieden.  Y.  B.  3,  Edw.  III. 
M.  T. :  Die  C.  verklagt  den  B.  und  wird  von  diesem  mit  der  exceptio  zu- 
rückgewiesen, sie  hätte  mit  ihrem  vorgeblichen  Ehemanne  nur  im  Con- 
cubinate gelebt.  Darauf  zeigte  die  C.  ein  Certificat  des  geistlichen  Richters 
Tor,  welche«  sie  in  einem  anderen  Prozesse  erlangt  hatte,  und  worin  sie  für 
eine  legitime  Ehefrau  erklärt  wurde.  Der  weltliche  Gerichtshof  erkannte, 
dass  dies  Urtheil  auch  im  vorliegenden  Falle  einem  Dritten  gegenüber  ent- 
scheidend sei. 

2  Zu  welchen  Verlegenheiten  das  Anlass  geben  musste,  lässt  sich  noch 
deutlich  erkennen.  So  war  es  zweifelhaft,  ob  bei  einer  etxwungenen  Ehe 
der  geiatUche  oder  weltliche  Richter  zu  erkennen  habe.  Rolle  Abridgment 
des  plusieujs  cases  et  resolutions  del  common  ley  (Lond.  16S8.)  1,  340. 
Noch  grösser  war  das  Bedenken  bei  der  Frage,  ob  die  zweite  Ehe  ungültig 
sei  wenn  die  erstere  noch  bestehe.  Einer  von  den  Richtern  scheint  ge- 
meint zu  haben,  dass  der  geistliche  Richter  allein  competent  sei.  Y.  B.  49. 
Edw.  m.  18.  Noch  i.  J.  1440.  war  das  nicht  entschieden;  der  Report 
schliesst:  „Ideo  quaere  legem '^  Y.  B.  18.  Henry  VI.  34.  Vgl.  Law 
Magazine  a.  a.  O. 

s  Die  Klage:  „ne  unques  accouple  en  lofal  matrimonie*'  ging  bei- 
spielsweise an  den  Bischof;  die:  „|a  ferne  ou  nient  safeme^*  an  die  Jury. 
Y.B.7.  Henry  VI.  12. 
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klärt,  dass  nie  eine  Ehe  vorhanden  gewesen  sei;  der  weltliche 
Bichter  jedoch  sah  allein ,  ob  die  Eheleute  öffentlich  getraut, 
versprochen  oder  in  anderer  kundbarer  Weise  ihre  Verbin- 
dung eingegangen  waren,  und  hielt  dann  diese,  im  bejahenden 
Falle,  bis  zu  ihrer  Auflösung  für  eine  wahre  Ehe^. 

Ebenso  konnte  sich  der  Fall  ereignen,  dass  Jemand  auf 
dem  Todtenbette  oder  in  einem  nicht  zurechnungsfähigen  Alter 
eine  Verbindung  schloss,  so  dass  die  Gültigkeit  derselben 
wegen  eines  entgegenstehenden  impedimentum  zweifelhaft  war. 
Auch  das  wurde  fiir  eine  Thatfrage  gehalten,  auch  darüber 
ertheilte  die  Jury  ein  freilich  nur  interlocutorisches  Urtheil, 
welches  jedoch,  da  die  Parteien  sich  meist  dabei  begnügten 
und  selten  noch  die  rechtliche  Entscheidung  des  geistlichen 
Bichters  anriefen,  fast  immer  den  Effect  eines  Endurtheils 
hatte. 

Nach  diesen  einleitenden  Erörterungen  wird  es  uns  leichter 
werden,  bei  den  einzelnen  Fällen,  welche  Lord  Tyndal  für 
die  absolute  Nothwendigkelt  der  kirchlichen  Trauung  ange- 
führt hat,  imd  die  wir  jetzt  betrachten  müssen,  den  richtigen 
Weg  zu  verfolgen. 

jlnwf'         I^^r  erste  hier  in  Betracht  kommende  Prozess  fällt  um 
das  Jahr  1282,  imd  findet  sich  bei  Coke^  in  folgender  Gestalt: 

„  A*  contracts  per  verba  de  praesenti  with  B.  and  had  issiie 
by  her;  and  afterwards  marries  C.  in  fade  ecclesiae.  B.  re- 
Covers  A.  for  her  hueband  by  sentence  of  the  Ordinary,  and  for 
not  performing  the  sentence  he  is  excommunicated,  and  then 
marries  B.  in  fade  ecclesiae  and  dies.  Site  bringe  dower  againsi 
D.  and  recovers  because  the  feoffment  was  per  fraudem  between 
the  sentence  and  the  sollemn  marriage,  sed  reversatur  coram  rege 
et  condlio,  quia  praedictus  A,  non  fuit  sdsitus  during  the  espou" 
sals  between  him  and  BJ* 

„Nota:  ndther  the  contract  nor  the  sentence  was  a  mar' 
riageJ^ 

Der  Fall  stellt  sich  ganz  einfach  dar:  A.  schliesst  mitB. 
eine  formlose  Ehe,  In  welcher  er  ein  Kind  erzeugt;  dann 
heirathet  er  in  der  vorgeschriebenen  kirchlichen  Form  die  C* 
Die  B.  klagt  jetzt  beim  geistlichen  Eichter,  wie  es  Sitte  und 

1  Y.B.9.  Henry  VI.  T.T.34. 

>  The  Institutes  of  the  laws  of  England  (18.  ed.  Lond.  1823.)  SS.  a* 
no.  10. 
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Eechtens  war,  auf  Solennisirung  der  früher  geschlossenen  Ver- 
bmdung^  und  AnnuUirung  der  zweiten.  Das  Urtheil  fallt  zu 
ihren  Gunsten  aus,  wird  durch  Excommunication  vollzogen, 
und  die  Ehe  des  A.  mit  der  B.  kirchlich  bestätigt.  A.  stirbt 
bald  nachher  und  seine  Wittwe  stellt  darauf  eine  Klage  wegen 
ihrer  dos  an,  die  in  dem  einen  weltlichen  Gerichte  für  sie,  in 
dem  anderen  gegen  sie  entschieden  wird.  Geschieht  das  Letz- 
tere nun,  weil  die  Ehe  ungültig  war?  Darüber  zu  entscheiden, 
wäre  die  Curia  regis^  durchaus  nicht  competent  gewesen,  und 
insofern  beruht  die  von  Lord  Haie  herrührende  Note  auf 
einem  Irrthunie.  Der  Gerichtshof  erkannte  nur,  dass,  da  A., 
der  Gatte  der  B.,  zur  Zeit  der  öffentlichen  Eheschliessung 
und  später  nicht  im  Besitze  der  betreffenden  Ländereien  ge- 
wesen wäre,  die  Frau  eine  dos  von  demselben  nicht  fordern 
könne.  Denn  der  vorangehende  nicht  feierliche  Contract 
schien  dem  Gerichtshofe  nicht  hinzureichen,  um  einen  Dotal- 
anspruch  zu  begründen. 

Der  weltliche  Bichter  stellte  also  allerdings  ganz  andere 
Fostiüate  für  eine  Ehe  und  deren  Consequenzen  im  common 
hw  auf,  als  der  geistliche  Richter  nach  dem  kanonischen 
Hechte  geltend  machte,  ohne  jedoch  über  die  Gültigkeit  der 
Ebe  zu  entscheiden. 

Der  zweite  Fall  ist  der  Foxcroft's  Case^  der  ungefähr Foxcrofi's 
in  dasselbe  Jahr  fällt.  **** 

„  ün  B,  esteant  infirmua  et  en  aon  lect  fuit  marrie  dl  A,  un 
ferne  per  levesqtte  de  Londrea  privatment  en  nul  eaglise  ou 
ckappel  nee  aue  celebration  d^ascun  Masse  le  du  A,  estiant  adon^ 
que  pregnant  del  dit  i2.  it  puis  deine  12.  semains  puis  le  mariage 
k  dit  A.  Juü  deUver  de  un  ßtz  et  adjudge  un  bastard,  et  issint 
le  terre  esehette  dl  seigneur  per  mort  R.  sans  heir^'. 

£.  krank  und  bettlägerig  wird  mit  der  von  ihm  schwange- 
ren A.  durch  den  Bischof  von  London  getraut,  in  seinem 
Zimmer  ohne  Celebrirung  der  Messe.     Zwölf  Wochen  darauf 

^  „  Si  quis  matrimonium  contraxerit,  sed  non  Bolemnizayerit ".  O  u  g  h  - 
ton  Ordo  iudiciorum  (Lond.  1738.)  tit.  193«  —  1,  283.  Ueber  den  Zwang 
2ur  Sollennisation  siehe  eben  das.  tit.  210.  —  1,  312.  Vgl.  den  Fall  v.  J. 
1451^52.  in  den  Depositions  a.  a.  O.  33.  „Mulier  petit  Willielmum  in 
^inim  pro  eo  qnod  simul  contraxerunt  matrimonium  per  haec  Terba:  *I.  Will* 
sali  wed  the  Janet  at  y  'Kirk  dore';  et  mulier  respondebat  similiter:  WilFm 
1  sali  neTer  hafe  housbande  bot  the  WilFm  whilles  ye  live*'. 

*  lieber  diesen  Gerichtshof  vgl.  Tyndal  a.  a.  O.  p.  3. 

^  bei  Rolle  a.  a.  O.  1, 359. 
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gebiert  die  A.  einen  Sohn,  der  vom  weltlichen  Gerichte  für 
einen  Bastard  erklärt  wird,  und  dem  die  Lehne  seines  Vaters 
entzogen  werden. 

Es  ergiebt  sich  nun  keineswegs  aus  dem  vorliegenden 
Berichte,  wie  Lord  Tyndal  meint ^  dass  der  Ordinarius  voa 
dem  weltlichen  Richter  an  pater  suus  desponsavit  matrem  suam 
befragt^  worden  sei.  Aber  selbst  das  als  wahrscheinlich  zu- 
gegeben*, so  braucht  ja  der  geistliche  Richter  nicht,  weil  er 
die  Feierlichkeit  für  ungenügend  erklärte,  die  Unrechtmässig- 
keit  der  Ehe  ausgesprochen  zu  haben  —  und  so  weit  der  vor- 
liegende Bericht  erkennen  lässt,  konnte  er  das  gar  nicht  — , 
sondern  allein,  weil  der  R.  sich  nicht  mehr  im  vollen  Besitze 
seiner  Geisteskräfte  befunden  haben  mochte,  weil  er  mit  einem 
Worte  nicht  mehr  völlig  handlungsfähig  war. 
Deiiidth's  Ebenso  wenig  kann  der  dem  Jahre  1305.  angehörige  Del 
Heith's  Gase'  der  Ansicht  Raum  verschaffen,  dass  die 
Kirche  absolut  eine  religiöse  Eheform  verlangt  habe,  und  um 
so  weniger,  da  sich  aus  dem  Wortlaute  des  Report  hier  ge- 
nügend ergiebt,  dass  der  geistliche  Richter  in  keiner  Be- 
ziehung um  seinen  Spruch  angegangen  wurde. 

„  Quaesitum  fuit,  heisst  es,  si  aliqua  sponaalia  in  facie  ec- 
clesiae  inter  eos  celehrata  fiterint,  postquam  praedictus  Johannes 
convaluit  de  praedicia  inßrmitate,  IHcunt  quod  non.  Et  quia 
convictus  est  per  assisam  istam,  quod  praedictus  Johannes  del 
Heith  nunquam  desponsavit  praedictam  Katherinam  in  facie  Ec- 
clesiae,  per  quod  sequitur,  quod  praedictus  W.  filius  lohanni» 
nihil  iuris  clamare  potest  in  praedictis  tenementis  sed  misericordut 
pro  f also  clamore^^. 

Der  Kläger  behauptete  hier  gar  nicht,  dass  die  Ehe  eine 
ungültige  gewesen  sei,  sondern  einzig  ,jquod  naius  fuit,  antc^ 
quam  pater  suus  matrem  suam  desponsavit^^.  Das  ist  aber  ein 
Fall  der  Legitimitätsklage  y,quarum  cognitio  ad  curiam  christiant^ 
tatis  non  est  demandanda"*.  Die  Jury  hatte  also  nur  zu  ent- 
scheiden: war  eine  Ehe  zur  Zeit  der  Geburt  des  Klägers  vor- 
handen oder  nicht;  sie  forschte  nicht  nach  den  rechtlichen 
Bedingungen  einer  gültigen  Ehe,  sondern  begnügte  sich  mit 
der  Untersuchung  der  Thatfrage*. 

1  a.  a.  O.p.  4.  —  *  Vgl.  Bractona.  a.  O.  lib.  5.  c.  19. 
3  Y.  B.  34.  Edw.  I.  —  *  Fleta  a.  a.  O.  lib.  6.  c.S9.  §.4. 
5  Von  Tyndal  a.  a.  O.  Trerden  noch  zwei  Fälle  aus  Kolle  a.  a.  O.  1, 
360.  angeführt : 
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Fassen  wir  schliesslich  die  Resultate  zusammen,  so  er-^"""***'- 
giebt  sich:  die  Kirche,  welche  allein  befugt  war  zu  entscheiden,  ^^itecht!**' 
ob  eine  IChe  rechtmässig  geschlossen  sei  oder  nicht,  die  in 
anderen  Ländern  über  Recht-  und  Thatfrage  zusammen  ur- 
theilte  —  wie  das  ja  auch  vernünftiger  Weise  nicht  getrennt 
werden  konnte  —  hielt  alle  8ponsaUa  de  praesenti  für  wahre 
EhenS  sie  strafte  die,  welche  sich  der  kirchlichen  Feier  ent- 
zogen oder  vorher  concumbirten*,  sie  liess  eine  Klage  auf  Sol- 
lennisirung  der  unkirchlichen  Ehe  zu',  ganz  wie  das  in  an- 
deren Ländern  auch  der  Fall  war,  und  wie  es  den  Principien 
des  kanonischen  Rechts  entsprach. 

Das  englische  Kirchenrecht  unterscheidet  sich  mithin 
in  Nichts  von  dem  gemeinen. 

Die  Gerichtshöfe  aber  des  common  law  stellten  in  derwcitiich. 
That  ganz  ändere  Requisite,  wenn  auch  nicht  für  die  Gültig- 

„home  qui  ad  un  feine  prist  auter  ferne  et  ad  issue  per  luy  ceet  issue  est 
bastart  per  ambideux  leyes,  car  le  second  marriage  est  void  '^ 

„Un  divorce  causa  praecontractus  bastard  d'Usue*^  Vgl.  die  scharf- 
ainnige  Widerlegung  der  Doctrinen'Lord  Tyndai's  bei  Stoddart  a.  a. 
0. 82.  87. 

^  Danach  Ist  Jacob  In  seinen  Noten  zu  Boper  a  treatise  of  law  of 
propeity  (Lond.  1826.)  2, 471.  zu  berichtigen,  der  den  irrthümlichen  Schluss 
macht  (S.  473-),  dass,  da  die  weltlichen  Gerichte  keine  andere  Form  fordern 
konnten  als  die  geistlichen,  auch  diese  die  kirchliche  für  nothwendig  ge- 
halten hätten. 

«  Vgl.  Constit  W.de  Cantilupo  ep.  Wigor.  v.J.  1240.  bei  Wil- 
kins  a.a.O.  1,  668;  Synod.  Exon.  v.  J.  1287.  ebendas.  2, 135.  Siehe 
auch  die  Erkenntnisse,  die  in  den  Depositions  a.  a.  O.  mitgethellt  sind 
S.  26.  28.  etc.  Die  Strafe  bestand,  wie  auch  in  dem  oben  mitgetheilten 
Beispiele  (S.  49.)  in  Prügeln  —  vgl.  Keeves  history  of  the  English  law 
(London  1814.)  4, 49.  —  da  Qeldbussen  vom  geistlichen  Richter  nicht  ver- 
hängt werden  durften.  —  vgl.  Friedberg  a.  a.  0. 90. 

3  Vgl.  oben  S.  53.  Anzuführen  ist  hier  jedoch,  dass  die  weltlichen  Ge^ 
richte  sich  wieder  eine  Strafgewalt  über  diejenigen  beilegten ,  welche  mit 
solchen  Klagen  in  ungerechtfertigter  Weise  Personen  vor  dem  geistlichen 
Richter  belangten.  Vgl.  Roberts  a.  a.  O.  205.,  der  aus  archlvalischen 
Quellen  das  folgende  Urtheil  mittheilt:  „Forasmuch  as  it  hath  appeared 
unto  this  Court,  that  Bridget  Howsley  of  Langton,  spinster,  lived  idly  and 
lewdly  at  home,  not  betaking  herseif  to  any  honest  course  of  life  and  has 
lately  falsely  and  scandalously  accused  one...of  Homiton  in  Devon,  chaU 
lenging  a  promise  of  marriage  from  him,  which  tended  much  to  his  disgrace, 
and  that  she  is  a  contlnual  brawlcr-  and  sower  of  strife  and  debate  between 
her  neighbours,  inhabitants  of  Langton  aforesaid,  this  Court  doth  there- 
fore  think  fit  and  order,  that  the  said  B.  H.  be  forwith  committed  to  the 
House  of  Correction,  there  to  be  set  on  work  and  remain  for  the  space  of 
iüL  whole  months  and  from  thence  forth  untll  she  shall  find  very  good 
sureties  for  her  appearance  at  the  next  Sessions,  after  the  said  six  months 
shall  be  expired,  or  until  she  shall  procure  a  master,  that  will  take  her  into 
Service", 
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keit,  80  doch  für  die  Wirksamkeit  der  ehelichen  Verbindungen 
auf.  Ihnen  genügte  nicht  das  Zusammenleben  mit  der  Ab- 
sicht der  Kindererzeugung  („marriaye  in  possession^')^  auch 
nicht  einmal  öffentliche  Verlobung  („matrimonium  de  facto"), 
wie  sie  den  alten  Bechtsgrundsätzen  entsprach:  sie  verlangten 
die  Vornahme  der  Handlung  in  einer  Kapelle,  in  einer  Kirche, 
sie  wollten  kirchliche ,  mit  anderen  Worten  die  einzige  der 
Zeit  mögliche  öffentliche  Beurkundung.  Gewissermassen 
instinctiv  fühlten  sie  heraus,  dass  die  Ehe  nicht  ein  bloss 
privates,  sondern  ein  Geschäft  des  öffentlichen  Rechts  sei. 

Ihre  Forderung  hat  aber  auch  einen  sehr  erklärlichen 
Grund.  In  den  weltlichen  Gerichten  entschieden  als  Jury  die 
Nachbarn  der  streitenden  Parteien;  sie  sollten  befinden,  ob  eine 
Ehe  vorliege  oder  nicht.  Das  konnten  sie,  die  mit  allen  Ver- 
hältnissen ihres  Bezirkes  Vertrauten,  wohl  wissen,  aber  doch 
nur,  wenn  sie  es  an  unfehlbaren  öffentlichen  Zeichen  gesehen 
hatten,  wenn  vor  ihren  Augen  das  Paar  zur  Kirche  gegangen 
war.  Nicht  blos  die  priesterliche  Mitwirkung  war  ihnen  das 
Wesentliche,  sondern  der  öffentliche  relipöse  Act,  das 
öffentliche  „zu  Kirch-  und  Strassen-GeJien*^.  Sie  hätten  eine 
in  der  Kammer,  wenngleich  nach  allen  Erfordernissen  des 
kirchlichen  Traurituals,  geschlossene  Verbindung  unzweifel- 
haft mit  derselben  Bestimmtheit  für  einen  Concubinat  erklärt, 
wie  sie  in  einem  öffentlich  getrauten  Paare  Ehegatten  erblick- 
ten, mochten  auch  alle  nur  möglichen  Impedimente  vorliegen. 

Die  Consequenzen ,  die  sich  aber  daraus  iiir  unfeierliche 
Ehen  ergaben,  waren  folgende. 

Sie  waren  völlig  zu  Recht  bestehend;  wer,  jn  einer  solchen 
gebunden,  sich  von  Neuem  verheirathete,  war  der  Bigamie 
schuldig  und  seine  neue  Verbindung  musste  „raüone  praecon- 
tractus"  annuUirt  werden^.  Dotalansprüche  konnte  aber  die 
Frau  ebenso  wenig  geltend  machen,  wie  der  Mann  ein  Recht 
auf  ihr  Vermögen  erlangte,  denn  darüber  entschieden  die  welt- 
lichen Gerichte*. 

In  Bezug  auf  die  Legitimität  der  in  solcher  Verbindung 
geborenen  Kinder  war  ein  Unterschied  zu  machen,  ob  die 
Eltern    oder  einer   von    ihnen  noch  lebte   oder  nicht*.     Im 

1  Dass  auch  diese  Redensart  in  England  gebräuchlich  war,  ergiebt  sich 
aus  der  S.  40.  angeführten  Stelle. 

2  Y.B.47.  Edw.IlI.  78.V.J.  1373.  18.  Henry  VI.  34.  v.  J.  1440. 

3  Vgl.  Roper  by  Jacob  a.  a.  O.  2,  474.  —  Siehe  unten. 
^  Das  übersieht  Jacob  a.  a.  O. 
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ersteren  Falle  war,  wie  schon  oben  erwähnt,  der  geistliche 
Richter  um  die  Entscheidung  anzugehen ,  mithin  die  Legiti* 
mität  des  Kindes  gesichert;  im  letzteren  Falle  aber  —  und 
das  ißt  wieder  eine  logische  Inconsequenz  —  wurden  sie  für 
unehelich  gehalten,  da  man  zu  Gunsten  der  Verstorbenen  die 
Rechtmässigkeit  der  Verbindung  präsumirenzu  können  glaubte, 
sofern  nur  ihre  thatsächliche  Schliessung  feststand,  kurz,  da 
man  nur  über  die  Thatfrage  und  also  durch  die  Jury  die  Ent- 
scheidung fällen  liess^. 

So  war,  um  diese  letzte  Consequenz  noch  durch  ein  Bei- 
spiel zu  erläutern,  der  aus  einer  öffentlich  geschlossenen,  wenn 
auch  bigamischen  Ehe  Entsprossene  legitimus  heres  seines 
Vaters,  wenn  die  Eltern  todt  waren,  während  er  entgegenge- 
setzten Falles  für  einen  adulterinus  erklärt  wurde.  — 

3.  Schottland. 
Das  älteste  schottische  Eherecht  beruht  vollständio:  auf  »i'««te8 

1        4^  1  -1  •  Recht. 

den  Grundsätzen  des  gememen. 

Die  Bestimmungen  des  Concilium  IV.  Lateranense 
über  die  Aufgebote  wurden  auf  dem  Perther  Provinzial- 
concil  L  J.  1225.  für  Schottland  publicirt*  und  häufig  genug 
wiederholt*. 

Auch  kirchliche  Eheschliessuns:  war  natürlicher  "Weise '^^'^^^-e^c- 

..,,.,  ,  •••  Schliessung 

üblich,  aber  ebenso  wenig  absolut  nothwendig,  wie  in  England  n*c»>*  "ot^- 
oder  den  übrigen  Ländern  der  katholischen  Christenheit*. 
Freilich  hat  man  auch  hier  wieder  die  entgegengesetzte  Be- 
hauptung aufgestellt,  und  auch  schottische  Schriftsteller  seit 
dem  berühmten  Lord  Kames  haben  sich  jenes  merk- 
würdigen, schon  oben  bei  den  Engländern  gerügten  Irrthums 
schuldig  gemacht,  dass  Innocenz  III.  die  kirchliche  Ehe- 

1  Y-  B.  42.  Edw.  III.  V.  J.  1338.— Law  Mag.  a.  a.  O. 

s  Wilkina  Conc.  Mag.  Brit.  1,616. 

3  Soi.  J.  1242. 1269.  Vgl.  Halkerston  a  Digest  oflhe  Lawof  Scot- 
land  relating  to  maniage.  1, 96. 

*  Die  geistlichen  Gerichte  erkannten  auf  Solennisation  einer  schon 
durch  sponsalia  geschlossenen  Ehe.  Vgl.  Erkenntn.  d.  O  ffic^als  y.  St.  An- 
dreas in  Liber  officialis  S.  Andree  (Edinb.  1845.)  S.  15:  „Nos 
lacobus  Heriot  in  quadam  causa  mota  inter  lonetam  Andro  Actricem  ab 
una  et  Andream  Hammyltonne  reum  partibus  ab  altera  decernimus  dictum 
Andream  ad  solempnizandum  naatrimonium  in  facie  Ecclesiae  cum  ipsa 
eo  quod  idem  Andreas  contraxit  sponsalia  per  verba  de  futuro  camali 
copula  subsecuta  cum  dicta  loneta  compellendum  fore  et  compellimus 
eadem  nostra  sententia  condempnantes ".    Eine  Anzahl  fihnlichcr  Erkennt-  * 

nisse  sind  aufgeführt  eb en d  as.  LIV. 
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Schliessung  eingeführt  habe,  und  dass  sie  seit  der  Zeit  unter 
keiner  Bedingung  unterlassen  werden  dürfet  aber  Alles  das 
zerfällt  ohne  Weiteres  vor  dem  Gewichte  von  Zeugnissen,  wie 
sie  beispielsweise  in  den  Erkenntnissen  des  Officials  von 
St.  Andrews  niedergelegt  sind^.     Wenn  es  dort  heisst: 

syEx  et  pro  eo  quia  dictus  David  diu  ante  solemnizationem 
dicti  pretensi  matrimonii  ....  alia  sponsalia  tarn  per  verba  de 
futuro  quam  de  presenti  cum  Margareta  Abirnethy^  impresentia- 
rum  superstite,  camali  copula  subsecuta,  contraadt,  dicendo  aibi 
Margareta  A.  verba  in  vxdgari  sequentia,  I  promytk  to  yoir 
Begis  Abimethy  Pat  I  sali  mary  yow,  and  Patl  sali  neuere 
liaif  ane  uther  wiff  and  Perto  I  giff  yow  my  faytlu  Et  similiter, 
eadem  Margareta  dicendo  eadem  verba  sibi  David  econverso,  et 
post  probationem  hujusmodi  verborum,  dicta  Margareta  carna- 
liter  fuit  cognita  per  dictum  David.  Et  prefati  David  et  Mar- 
gareta,  insimül  cohabitauerunt  in  una  domo,  in  mensa,  tabula  et 
lecio  et  tanquam  coniuges  fuerunt  habitiy  tenti  et  reputati,  Propte- 
rea  dictos  David  et  Margaretam  Eldar  (d.  i.  die  nachher  von 
ihm  geheirathete)  ab  invicem  divortiandos  fore  et  separari  et 
divortiari  debere,  prout  divortiamus  et  quicquid  alier  alteri  de- 
derit  dotis  aut  donationis  causa  propter  nuptias  iterum  restituen- 
dum  fore  decernimus ",  —  so  sehen  wir,  dass  die  ganze  Theorie 
der  sponsalia  de  praesenti  mit  ihrer  Formlosigkeit  und  allen 
ihren  Missständen  auch  in  Schottland  geltend  war,  und  die 
Häufigkeit  der  heimlichen  Ehen  in  noch  weit  späteren  Zeiten 
lässt  den  Schluss  als  nicht  ungerechtfertigt  erscheinen,  dass 
im  Mittelalter  die  kirchlichen  Gebote  noch  viel  öfter  übertre- 
ten  wurden^. 

4.  Frankreich. 
Karolinger.        j^  Frankreich  findet  sich  zur  Zeit   der  Karolinorer 
von  einer  priesterlichen  Mitwirkung  bei  Eheschliessungen  sehr 

1  SoPrater  Cases  illustrative  of  the  conflict  between  the  laws  of  Eng- 
land and  Scotland  with  regard  to  marriage,  divorce  and  legitimacy  (London 
1835.)  9.  —  Dagegen  u.  a.  Irvine  Considerations  on  the  inexpediency  of 
the  law  of  marriage  in  Scotland  (Edinb.  1828.)  24. 

2  Liber  officialis  S.  Andree  21.  Vgl.  dazu  S.  19.  83.  63. 
73.  75.,  wo  ebenfalls  Ehen  aufgelöst  werden  wegen  früher  geschlossener 
sponsalia  de  futuro  cum  copula  suhsecuta.  Ehen,  die  durch  sponsalia  de 
futuro  cum  copula  eingegangen  waren ,  wurden  vernichtet  wegen  früherer 

•  feierlicher  Ehen  S.  4.  55;    wegen  früherer  sponsalia  de  praesenti  S.  48; 

wegen  früherer  sponsalia  de  futuro  cum  copula  S.  5.  13. 18.  46. 

3  lieber  Irland  siehe  unten  bei  der  Gesch.  d.  Civilehe. 
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wenig  ^,  und  die  hiefiir  beigebrachten  Capitularien  sind  alle  bis 
auf  das  v-  J.  802.  c.  35*  gefälscht*;  dies  schreibt  in  der  That 
die  priesterliche  Benediction  vor,  musste  aber  schon  als  lex 
imperfecta  von  geringer  Wirkung  sein. 

Dennoch  aber  drancc  allmählich  die  kirchliche  Trauung;  in  «pätero 

.  .  .  .     Zeiten. 

die  Gebräuche  des- Volkes  ein,  und  wird  so  vielfach  auch  in 
den  mittelalterlichen  Gedichten  erwähnt. 

So  heisst  es  von  der  Vermählung  des  Guibourc  mit 
Anbery  le  Bourgoing: 

„  Desous  unpaüe^  que  fist  fere  une  fie 
fu  la  rolne  hen^ite  et  sacree  "* 

obgleich  die  Braut  eine  Wittwe  war;  so  erzählt  die  Chronique 
rim^e  von  Philippe  Mouskes:^ 

^  Es  ist  dieBenedictionsformel  bei  der  Vermählung  von  I  udith,  Toch- 
terKarlftd.K«hlen  mit  dem  angelBächsischen  Könige  Ethelwulf  über- 
liefext bei  Pertz  Monum.  Germ.  S,  450.  mit  Kingvertauschung  und  Ein- 
segnimg  der  Dotes,    Der  Priester  sagt:  ,,6enedic,  domine,  has  dotes  et 
acdpientes  tua  benedictione  dotare  digneris'*.     In  den  Annales  Ber- 
linianl  ad  a.  856.  (bei  Pertz  Monum.  1,  450.):  „Edilwulf  rex  occidenta- 
\ium  Anglorum  ....  Judith .  .  desponsatam  ...  in  matrimonium  accepit  et 
eam . . .  episcopo  benedicente,  imposito  capiti  ejus  diademate  reginae  no- 
mine insigm't,  quodsibi  suaeque  geutieatenus  fuerat  insuetum:  patratoque 
regüs  apparatibus  utriusque  atque  muneribus  matrimonio",  und  bei  Flo- 
doard.  Annal.  lib.  III.  c.  12.  (Pertz  Monum.  t.  5.)  fällt  die  Eheeinsegnung 
mit  der  durch  den  Priester  vollzogenen  Krönung  zusammen. 

^  „Coniunctiones  facere  non  praesumant,  ante  quam  episcopi,  presby- 
teii  com  senioribus  populi  consanguinitatem  coniungentium  diligenter  ex- 
quirant,  et  tunc  cum  benedictione  iungantui*^ 

3  Cap.  VI,  130:  „Nee  sine  benedictione  sacerdotis  nubere  audeant*^ 
408:  ,9  Nee  sine  benedictione  sacerdotis  cum  virginibus  nubere  audeant^ 
neque  viduas  absque  suorum  sacerdotum  consensu  et  conniventia  plebis 
dacere  praesumant*'.  YII.  179 :  „ Sancitum  est,  ut  publice  nuptiae  fiant :  quia 
saepe  in  nuptiis  dam  factis  gravia  peccata  tam  in  sponsis  aiiorum,  quam  et  in 
propinquia  sive  adulterinis  coniugiis,  et  quod  peius  est  dicere,  consanguineis 
accrescunt  vel  accumulantur. — Sed  prius  conveniendus  est  sacerdos,in  cuius 
parochia  nuptiae  fieri  debent,  in  ecclesia  coram  populo.  Et  ibi  inquirere  una 
cum  populo  ipse  sacerdos  debet,  si  ejus  propinqua  sit,  an  non  aut  alterius 
uxor  Tel  sponsa,  vel  adultera.  Et  si  licita  et  honesta  omnia  pariter  in  veneria, 
tanc  per  consüium  et  benedictionem  sacerdotis  et  consultu  aiiorum  bonorum 
hominum,  eam  sponsare  et  legitime  dotare  debet".  (Evarisü  ep.  I.  Cap.  755. 

c.  15.  Ticin.  801.  c  19.)  S89.    Böhmer  Ueb.  d.  Eheges.  i.  Zeitalt.  Karls 

d.  Or.  (Göttingen  1826.)  64.  f.  hat  von  der  Unechtheit  dieser  Capitularien 
noch  keine  Ahnung. 

^  Roman  d'Aubery  de  Bourgoing  S.  87. 

ä  v.  14941.  vgL  Hist.  Normannor.  lib.  8.  c.  36.  bei  Du  Chesne 
a.a,0.  S.  312. 
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„/i  duc,  kl  les  enfans  ama 
Gunnor  adonques  espmtsa  ^ 

Et  li  /f/,  H  ja  furent  grant 
furent  entr'aus  III.  en  estant: 
Par  desous  le  mantiel  la  mere 
f  furent  faxt  loial  eil  troi  frere^^ 

and  Tvir  haben  hier  jedenfalls  an  eine  kirchliche  Eheschlies- 
sung zu  denken,  durch  welche  die  vorgeborenen  Kinder  legi- 
timirt  wurden. 

Auch  wurde  in  Frankreich  wie  in  England  die  Dos 
vor  der  Kirchthüre  bestellt,  und  die  darauf  bezüglichen  Ge- 
setzesstellen, wiez.  B.  inden  J^tablissements  de  St.  Louis^: 
„Gentüfame  puet  bien  plaider  de  son  douere  en  la  cort  ä  celui  en 
qui  chastellerie  il  sera,  ou  e(n  la  cort  de  Sainte  Eglüe;  et  en  est 
ä,8on  choia;.  Et  ainsi  puet  fere  Gentilliome  de  son  manage  qvd 
K  a  esti  donni  ä  porte  de  moustier"  berechtigen  uns  zu  dem 
Schlüsse,  dass  die  Ehen  selbst  auch  kirchlich  eingegangen, 
oder  wenigstens  nach  der  Eingehung  noch  gesegnet  wurden. 
ContomeB.  Jedenfalls  musa  aber  auch  darauf  hingewiesen  werden,  dass 
eine  grosse  Zahl  der  Coutumes^  —  freilich  meist  aus  dem 
sechszehnten  Jahrhunderte  —  die  vermögensrechtlichen  Folgen 
der  Ehe  erst  mit  der  priesterlichen  Trauung  eintreten  lässt: 
ein' Beweis,  wie  üblich  und  wie  nothwendig  dieselbe  gewesen 
sein  mag. 
Fort»«^'«!-  Wir  können  aber  aus  der  Vergleichung  der  französischen 
fluMder  Ritualien,  ebenso  wie  oben  bei  den  cn£:lischen,  das  Wachsen 

Kirche.  '      ,  .  .      t»  . 

der  priesterhchen  Befugnisse  m  Bezug  auf  die  Eheschliessung 
verfolgen,  und  die  Veränderungen  zeigen,  welche  die  Trauung 
selbst  aus  einem  ursprünglich  bürgerlichen  Rechtsgeschäfte, 
ganz  in  die  Sphäre  der  Kirche  hineingezogen  haben'. 

^  1.  1.  c.  18.  Vgl.  auch  Histoire  de  la  yie  priTÖe  des  Fran9ai8 
(PariB  1817.)  113.  die  Trauungen  vor  der  Kirchthur  dauerten  bisz.  J.  1599. 
nach  Brand  Observat  on  popul.  antiquit.  a.  a.  O.  2, 134. 

^  Cout.  de  Calais  y.  J.  1583.  beiBourdot  de  Richebourg  Nou- 
veau  Coutumier  g^nöral  (Paris  1724.)  1,  3;  Cout.  de  Nivernois  v.  J. 
1534.  ebendas.  3,  1146;  Cout.  de  Paris  y.  J.  1580.  ebendas.  8,  45; 
Cout.  de  Dourdan  v.  J.  1556.  ebendas.  3,  127;  Cout.  de  Mante  et 
Meultant  ebendas.  3,  191;  Cout  de  Berry  y.  J.  1539.  ebendas.  3, 
948. 

3  Auch  kirchliche  Verlobung  wurde  in  Frankreich  yielfach  yorgeschrie- 
ben;  so  in  einem  Kitual  der  Kirche  yon  Chälons  bei  M arten e  a.  a.  O. 
1,2,  637;  in  dem  Löweuer  Ritual  ebendas.  645;  yon  Limoges  eben- 
das. 641;  yon  Rheims  ebendas.  643.  (Der  Bräutigam  muss  nach  Vor- 
schrift des  Priesters  yersprechen :  „  que  tu  prendras  N.  icy  presente  ä  femme 
et  k  ^pouse  dedans  quarante  jours".)  Eine  Anzahl  Statuten  ist  bei  Thiers 
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So  geschieht  in  dem  alten  Ritual,  welches  Martene  aus 
einem  Codex  Bedonensis  mitgetheilt  hat,  die  Trauung  der 
Eheleute  nach  altem  Brauche  von  den  Mundwaiden,  den 
Eltern  der  Braut,  und  die  Function  des  Priesters  läuft  ge- 
wissermassen  nebenher,  für  die  Rechtskraft  des  Actes,  der 
ohne  ihn  seinen  eigentlichen  Verlauf  nimmt,  unwesentlich,  nur 
segnend  und  bestätigend. 

Das  Ritual  lautet:^  ,,In  primts  veniat  sacerdos  ante  ostium 

ecclesiae   indutus   alba   atque   stola   cum   benedicta   aqua:    qua 

aspersa,  interroget  eos  sapienter,  utrum  legaliter  copulari  velint, 

et  quaeraty  quomodo  parentes  non  ainU  et  doceat,  quomodo  simul 

in  lege  domini  vivere  debeant.    Deinde  faciat  parentes y  sicuti 

mos  est,  dare  eam,  atque  sponsum  dotalitium  dividere,  cunctisque 

aadientibus  legere,    Ipsumque  suae  sponsae  libenter  dare.    An- 

nulo  quoqve  benedicto*  in  nomine  S,  Trinitatis,  eum  in  dextera 

manu  Sponsore  faciat  atque  Honorare  auro  vel  argento,  prout 

poterit  sponsus,     Postremo  benedictionem  inibi  faciat,  quae  in 

tibris  continetur.  Qua  finita  intrando  in  ecclesiam  missam  incipiat." 

Ganz  ebenso  ist  der  Hergang  in  einem  anderen,  um  etwa 

hundert  Jahre  jüngeren  Ceremoniell':  „Ante  omnia  veniant  ad 

jaimas  ecclesiae  sub  testimonio  plurimorum,  qui  thoro  maritali 

eoniungendi  sunt:  et  requiratur  consensus  utriusque  a  sacerdote*, 

et  fiat  recapitulatio  de  dote  mulieris,  et  ponantur  denarii  aliqui 

in  medium  pauperibus  dividendi,  et  tunc  demum  detur  femina  a 

patre  vel  amicis  suis,  quam  vir  recipiat  in  fide  Dei  etc". 

a.  a«  O.  4,  417.  in  den  Superstitions  anciennes  et  modernes  (Am- 
sterdam 1786.)  2,  SCO.  und  im  Code  matrimonial  (Paris  1770.)  69.  ff. 
aufgeführt.  —  Die  Folge  aber  war,  dass  die  Verlobten  dann  regelmässig 
schon  vor  der  Hochzeit  wie  Mann  und  Frau  lebten.  Vgl.  Rit.  y.  Alet  t.  J. 
1667.  und  die  Bestimmungen  der  Synode  Ton  Alet  um  d.  J.  1659.  bei 
Thiers  a.  a.  O.  4,  419;  vgl.  auch  C.  Aquense  y.  J.  1585.  in  M6m.  du 
Clerge  5,675:  „Qui  sponsalia  de  futuro contrazerint, si  una  ante  coierint, 
quam  coram  parocho  et  testibus  matrimonium  inter  eos  in  facie  ecclesiae 
per  yerba  depraesenii  celebrandum sit,  quoniam  in  eo  saepe  delinqui 
animajlyertimus  absolutionem  episcopo  reserratam  esse  volumus,  gra- 
yemque  illis  poenam  imponi*'.  Man  ordnete  deswegen  auch  wohl  an,  dass 
die  Verlöbnisse  erst  einen  Tag  yor  der  Hochzeit  zu  feiern  seien ;  ygl.  die 
Synodalstatuten  yon  Lucon  y.  J.  1685.  bei  Thiers  a.  a.  O.  4,419. 

^  a.  lt.  0. 1, 2,  616.  £x  msc.  missali  Redonensi  ab  annis  c.  700.  scripto 
et  in  biblioth.  S.  Oratiani  Turonensi  asseryato. 

'  Ueber  die  Bedeutung,  die  ich  dem  einen  Ring  beilege,  siehe  oben 
S.  27.  u.  88. — Es  kamen  übrigens  in  Frankreich  auch  zwei  Ringe  yor;  ygl. 
Rit  Burdegalense  y.  J.  1596.  S.  98. 

s  a.  a.  0. 1, 2, 616.  £z  ms.  Fontific.  monast.  Lyrensis  ann.  600. 

*  In  dem  yorigen  Ritual  kam  keine  Consenserklärung  yor. 
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oder  allein  den  Trunk  der  Brautleute^  in  ihr  Eheschliessuncfs- 
ceremoniell  auf^  wie  sie  denn  auch  den  Act  des  Beilagers,  der 
auch  nach  französischen  Bechtsbegrißen  nicht  unwesentlich 
war  ^9  durch  ihren  Segen  heiligte  ^  und  endlich  auch  den 
Brautkauf  zu  einer  kkchlichen  Handlung  zu  stempehi  ver- 
suchte*. 
^Ehen^*  Es  kamen  übrigens  in  Frankreich  auch  vielfach  heim- 
liche Ehen  vor;  Verordnungen  dagegen  zu  treffen,  war  hier 
wie  anderwärts  eine  Hauptbeschäftigung  der  Concilien^  Und 

T0U8  fasse.  Et  det  ei  panem  cum  vino",  von  Limoges  I,  2,  641.  Nach 
einem  Pariser  Ritual  bei  der  Einführung  in  das  Haus.  M  a  r  t  e  n  e  a.  a.  0. 
I,  2,  685. 

^  Vgl.  das  Rituale  v.  Ferigueux  v.  J.  1536.  fol.  16.  B,  eh.  4.  (ed. 
1536.):  „et  det  eis  bibendum  in  favorem  futuri  matrimonii^S  Vgl.  ferner 
die  Ritualien  von  Autun  v.J.  1504  u.  1545.;  von  Chartres  v.  J.  1553  u. 
1604.;  von  Lyon  v.  J.  1542.;  von  Maus  v.  J.  1556  u.  1604.;  von  Evreux 
V.  J.  1606  u.  1621.;  von  Paris  v.  J.  1615.;  von  Bayeux  v.  J.  1627.;  von 
Söes  V.  J.  1634.;  von  Rouen  v.  J.  1640.;  bei  Thiers  a.  a.  O.  4,  472.;  in 
dem  von  M  artene  aus  dem  Codex  Victorinus  mitgetheilten  Ritual  ist  genau 
die  Benedictio  potus  vorgeschrieben;  a.  a.  O.  I,  2,  623:  „Benedic,  Domine, 
hunc  potum,  et  hoc  vasculum,  sicut  benedixisti  sex  hydrias  lapideas  in  Cana 
Galilaea,  et  ut  benedixisti  vinum,  quod  de  aqua  fecisti;  sie  benedicere  et 
sanctificare  hunc  potum,  et  hoc  vasculum  perpetua  benedictione  digneris, 
ut  quicunque  ex  eo  gustaverit,  huius  praesentis  prosperitatibus  saeculi, 
,  venturaeque  vitae  gaudüs  perfrui  mereatur  in  caelis**;  vgl.  auch  ebendas. 

I,  2,  632. 

^  So  auch  in  Frankreich  die  Rechtssprichwörter:  „Femme  gagne  soa 
douere  ä  mettre  son  pied  au  lict^'  bei  d*Argentre  Consuetud.  Brittan. 
art.  429.  gloss.  8.  oder  auch  „Douaire  est  acqui  si  tot  que  le  mariage  est 
fait  et  accomply,  et  que  le  mariants  ont  couche  ensemble  et  non  autrement*'. 
Vgl.  auch  Hoffmann  de  die  ac  nocte  nuptiali  (Regiomonti  1720.)  61. 

3  Vgl  auch  den  Roman  d*Anseis  B.  1.  no.  7191.  fol.  44o-  col  1: 
„Dans  Englebiers  qui  molt  a  de  bontä 
A  lu^sle  lit  ben^it  et  sacr^". 
Noch i.  J.  1691.  erschien,  wie  Du  Meril  bemerkt,  ein  Recueil  d'exhor- 
t  a t  i  o  n  s ,  der  B  o  s  s  u  e  t  dedicirt  wurde,  und  dessen  vierter  Theil  „  exhorta- 
tions^'  für  die  Benediction  des  Ehebettes  enthielt.  Vgl.  auch  C.  Rhemense 
V.  J.  1583.  bei  Labb^  a.  a.  0. 15,  895.  und  Du  Gange  Gloss.  s.  v.  „ouril- 
Hera'*.  —  Eigenthümlich  ist  auch,  dass  während  des  Beilagers  in  einigen 
Gegenden  die  Gäste  unter  den  Fenstern  der  Brautkammer  „  Veni,  creator 
Spiritus"  sangen.  So  in  der  Bretagne,  vgl.  M^m.  de  l'Acad^mie 
celtique2, 373.  Im  Norden  sang  der  Priester;  Olaus  Magnus  a.a.O. 
lib.  XIV.  c.  10. 

^  Vgl.  die  oben  angeführten  Ritualien  und  die  Erörterungen  am 
Schlüsse  des  ersten  Buches. 

5  Vgl.  beispielsweise :  C.  Rotomagense  v.  J.  1072.  bei  Labb^Conc. 
9,  1228;  C.  ap.  castr.  Gonteri  v.  J.  1231.  ebendas.  11,  444.;  C.  ap* 
Salmur.  V.  J.  1235.  ebendas.  11,  714.;  C.  AndegavenseU.  v.J.  1270. 
indeuM^m.  du  Clerg^5,  646;  C.  Langesiense  v.  J.  1278.  bei  Labbe 
Conc.  11,1040;  C.  Bituricensev.  J.  1286.  ebendas.  11,1247;  C.  Syl- 
vanectense  V.  J.  1326.  ebendas.  11,  1770;  C.  Vauriense  v.  J.  1368. 
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doch  mnsste  noch  gegen  Ende  dee  sechszehnten  Jahrhunderts 
die  Kirche  geradezu  die  Erfolglosigkeit  ihrer  Bestrebungen 
eingestehen  und  hatte  sogar  noch  damals  Laiencopulationen  ^J^^^^^^^p^' 
zu  riigen^. 

So  klagt  die  Toulouser  Synode  v.  J.  1515.  bitter: 
,,Dolentes  referimus  usque  adhuc  toleratam  pessimam  illam  con-- 
suetudinem,  imo  potiua  corruptelam,  a  iure  reprobatami,  quae 
contra  cmnem  sanetissimam  iuris  sanctionem  et  totius  ecclesiae 
Gaäicanae  approbatam  consuetudinem  in  nostra  Toloeana  dioecesi 
inolevit:  utpote  quod  matrimanium  contrahentee  in  loco  privato, 
clandestine  per  Icdcos  Sacerdotibus  sacramentorum  minietria  eiectis: 

verius   tarn  grave  facinus  fitgientibus,  non  editis  bannis 

ausu  temerario' contrahere  praesufnant"^f  und  eine  Synode  v. 
Berry  bedroht  noch  i.  J.  1584.  solche  Frevler  mit  der  Ex- 
communication  K 

Selbst  Ehen  vor  dem  Notar  waren  schon  im  Mittelalter  in 
Frankreich  gebräuchlich,  wie  wir  das  später  bei  der  Geschichte 
der  Civilehe  genauer  darzustellen  haben  werden. 

5.  Die  Niederlande. 
Schon  ziemlich  früh  hat  die  weltliche  Obrigkeit  in  Hol-^****!*'*** 

,  o  UeBeUe. 

land  an  der  Ehegesetzgebung  Theil  genommen,  theils,  indem 
sie  den  Eltern  verbot,  ihre  Kinder  zu  einer  Ehe  zu  zwingen*, 

ebendas.  11,2022;  C.  Narbon.  v.  J.  1374.  ebendas.  11,2508;  C.  An- 
degavense  v.  J.  1448.  ebendas.  18,  1357;  C.  Senonense  v.  J.  1528. 
ebenda«.  14,  480;  C.  Narbon.  v.  J.  1551.  ebendas.  15,  28.  u. 's.  w.  — 
Wegen  der  formlosen  Eben  waren  dann  auch  namentlich  im  Süden  die  Con- 
cubinate  h&ufig.  Vgl.  Cajacius  ad  Cod.  L.  5.  t  26.  de  concub.  in  opp.  5, 
575.  953.  Schaffner  a.  a.  O.  3, 186. 

^  Vgl.  auch  die  Bestimmungen  des  C.  Arelatensey.J.  1260.  eben- 
das. 11,  2363:  „Qoia  iam  in  partibus  Froyinciae  quasi  passim,  absque 
auctoritate  ecclesiae,  suorum  suarumque  praesumunt  finnare  coniugia: 
statnimas  ut  quicunque  laici  huius  praesumptionis  et  temeritaüs  actores 
seu  participes,  fiierint  deprehensi,  una  cum  bis,  qui  sie  iuncti  fuerint,  tamdiu 
per  8U08  parochiales  in  ecciesiis  suis  publice  et  solemniter  excommunicati 
denoncieDtur,  quousque  super  hoc  poenitentiam  agentes  meruerint  a  suis 
pontificibus  absolutionis  beneficium  obtinere*'. 

2  bei  Launoy  reg.  in  matr.  pot.  (Paris.  1674.)  S.  417. 

3  Labböa.a.  0.15,1096. 

^  Wetten  en  keuren  door  Oraaf  Floris  de  V.  aan  het  Platte 
Land  Tan  Zeeland  gegeben  d.  23.  Octob.  1256.  Art  54:  „Als  knecht- 
kyn  ende  meiskyme  syn  comen  te  hären  daghen,  moghen  si  huwelik  maken, 
aU  n  willen ^^  Ebenso  Keuren  desselben  ann  Zeeland  geg.  13.  Novemb. 
1290.  Art.  110. 

Handlest.  yanOtto  van  Arkel  aanOorinchemv.  ll.Noy.lS82. 
Art.  38:  „Niemand  magh  enen  doen  houwelyken,  sonder  synen  of  hären 

Frieiberg,  Eheschliesaung,  5 
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theilsy  indem  sie  andererseits  die  Kinder,  welche  gegen  den 
elterlichen  Willen  zu  einer  Ehe  schreiten  würden,  für  erblos 
erklärte  „geh/c  oft  waere  doot"K  — 

^Ehcn**^'  Die  kirchliche  Eheschliessung  aber  wurde  oft  genug  um- 
gangen. In  der  deutschen  Weise  kamen  die  Brautleute  mit 
ihren  Verwandten  zur  Verlobung  zusammen,  wie  in  Deutsch- 

p^nnig-  ^^^^  g^^  ^^^  Bräutigam  den  Traupfennig^  an  die  Braut,  sei 
CS  in  ein  Tuch  gewickelt,  ^e  in  Friesland^  mit  dem  Verse: 

„  Wotte,  sa  tootte 
Dar  heste  dif  knotte; 
Wotte  *t  neat  dwäen, 
Dan  kanste  im  wier  jäen^^^^ 

oder  sei  es  ein  zerbrochenes  Geldstück  wie  in  Geldern,  um 
jedem  der  Verlobten  eine  Hälfte  zu  überlassend  Dann  aber 
zogen  die  Brautleute  auch  ohne  weiteres  zusammen  und  lebten 

wil".  Oude  Keur.  Y.  Haerlem  v.  J.  1412:  „Mannen,  knechten,  veduwen 
en  maechten,  die  XX.  jair  out  Byn,  off  dair  en  boven,  mögen  hoir  trouwe  wel 
wech  geven,  ende  aylic  doen  buten  yemanta  consente,  op  dattet  bi  boren 
vryen  wüle  gesüet,  sonder  Yerbeumisse."  in  Rechtsgeleerde  Observa- 
tien  (zu  Hugo  de  Groot)  door  een  Genootschap  van  Becbtsge- 
1  e  e  r d  e  n  (ln*s  Gravenhage  1 778.)  4, 8 .  ff. 

1  Keuren  door  Graaf  Floris  den  IS.  NoTemb.  aant  platte 
Land  v.  Zeeland  gegeven.  art.  63:  „So  wanneer  dat  een  joncfroukyn 
huwelic  doet  buten  synre  maghen  voer  het  XIV.  jaer  out  es,  bet  sal  Verliesen 
arve  en  bave,  ende  zyn  arfhamen  moghen  deelen  gelyc  oft  waere  doot". 
Ordonn.  v.  Jan  v.  Henegouwen  voor  de  weeskinderen  te  Dord- 
recht  V.  11.  Novemb.  1803.  bei  v.  d.  Wall  Handv.  van  Dordr.  p.  125; 
Ord.  V.  Graf  Willem  III.  v.  30.  M&rz  1326.  bei  Mieris  Charterboek 
(Leyden  1754—56.)  2,  887;  v.  Herz.  Jan  v.  Beijeren  v.  3.  Octob.  1422. 
ebendas.  4,  660;  Vgl.  Rechtsgel.  Observat.  a.  a.  O.  3,  13.  ff. 

s  VgL  Arntzenlus  instit  iur.  belgici  (Groningae  1783.)  2,  5.  Dabei 
kam  auch  ein  Bing  vor.  „trouwen  op  den  ring''  oder  „trouwen  op  den 
penning".  vanHasselt  Arnhemsche  Gudheden  1,  45.  Konin g  de  voor- 
Taderlijke  levenswijze  (Haarlem  1810.)  181;  Scheltema  Volksgebruiken 
der  Nederlanders  by  het  vryen  en  trouwen  (Utrecht  1832.)  78. 

3  Scheltema  a.  a.  O.  78;  jedoch  war  später  bei, vornehmen  Leuten 
der  Traupfennig  nicht  mehr  gebräuchlich.  (Vgl.  Hub  er  Hedendaegse 
Eechtsgeleertheyt  [Amsterdam  1742.]  S.  24.) 

4  D.  h.  Willst  du,  so  ist  hier  das  Knotentuch;  willst  du  nicht,  so  kannst 
du  es  zurück  geben. 

fi  Ebendas.  82.  Vgl.  oben  England  S.  43.  Einen  Anklang  an  das  alte 
Recht  enthalten  die  no(£  in  neuerer  Zeit  in  Holland  als  Volksbelustigungen 
üblichen  Heirathsmärkte,  die  uns  anschaulich  in  einem  1711  gedruckten  Ge- 
dichte vonTobias  vanPottenrode  geschildert  werden;  ebendas.  66. f- 
Es  lautet: 

,,  Ik  wil  dat  ieder  zieh  gewendt,  Dat  is,  dat  elk  in  *t  openbaar 

Voortaan  naar  deze  wet  te  leven,  Hier  vrij  op  maandag  al  zijn  waar 

Die  ik  hier  duidelijk  heb  beschreven ;  Mag  veüen ,  wat  belangt  de  Trouwen. 
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c^  Jahrelang,  ehe  sie  den  kirchlichen  Segen  suchten,  als 
Eheleute.  Das  wird  uns  von  vielen  holländischen  Schrift- 
steUem  bezeugt.  So  heisst  es  noch  für  spätere  Zeiten  in  dem 
I^msthof  Ton  de  Neyn*: 

„Kndpende  dien  nacht  de  over^eeHrgekomen  jongin  luiden 
by  malkander,  dihnaals  eerfjaar  of  twee  met  den  anderen  als 
man  en  vrouwlevende;  ja  kinders  voort  telende^  eer  wettig  nader^ 
hand  na  drie  voorgaande  kerkeUijke,  of  martdaagsehe  geboden 
(volgens  castumen  deser  Landen)  in  de  kerk  of  voor  de  wet 
komen  te  trouwen:  de  kinderen  een  van  beiden  tuschen  beiden 
schieKjk  körnende  te  stewen,  naafs  Lands  gebruik  echter  wettigh 
aehouden  werdende** ^ 

So  berichtet  auch  Simon  van  Leeuwen^  und  Andere 
unterscheiden  gar  von  vorne  herein  zwei  Gattungen  von  Ehe- 
leuten: kirchlich  getraute,  ,,een  door  den  heiligen  Echt  ver- 
eenigd  paear"  und  y^een  getrouod  paar*',  welche  eben  blos  ge- 
handfeatet  waren^. 

Indien  hier  vrijers  wülen  trouwen,        Dat  moet  in  banden  zijn  gesteld 
Die  mögen  t'  allen  dag  ter  week,  Vans*  meisjes  vader. 

Omxoepen  Uten  door  de  streek,  Indien  zij  beiden  zijn  vemoegd,      ' 

A^  aaitoe  tal  tqn  een  SeCTetana,  ^^  ^^^  ,j^l,  eHj^l,  hupg^^ng  y^^^ 

Alnaede  nog  een  Commissans,  jy^  ,^  nj^^  ^rijlijk  mögen  trouwen, 

Die  al  de  meisjes,  groot  en  kleen,  jj^.^   ^i^j^  ^^y  elkander  houwen. 

Op  miien  Teuen  66n  voor  €^n,  „,  ^    ,         .   , , 

^  Wanneer  de  koop  18  klaar  g^raakt 

Indien  het  dan  kwam  te  gescbieden,  ^n  dat  men  hat  verkoopen  staakt, 

Dat  hij,  die  't  meeete  kwam  te  bieden,  ^^^  ^^1  de  vrijer  voor  het  meisje, 

Geen  goede  zm  had  aan  de  mojd,  jy^^  j^y    ^^^^  ^^^f^     ^^^  ^^^ 

En  dat  hij  uit  het  huwhjk  »cheidt;         Hetgeen  dat  ik  er  thana  toe  zet : 

Deez^  zal  haar  geven  twee  Dukaten,      „      ,    ,,  ,      „ 

En  daarmee  kan  hij'  t  meisje  laten.       ^en  daalder  Toor  den  Secretaris, 

Een  gülden  Toor  den  Conimissaris, 
En  ZOO  ook  de  yerkochte  meid  ß^  ^^^^  ^e^^  ar„,gn  ^a^.  j^ij  ^j,^ 

Oeen  zm  m  baren  vnjer  heit,  g^  daarmel  bHjft  het  alles  stü. 
Heeft  zij  t  gelag  slecbts  te  beulen 

En  niemand  heeft  er  op  te  smalen.  Dit  zijn  de  wetten  en  geboden 

Aangaande  nu 't  gedoden  geld,  Yan  Tobias  van  Pottenrode/'  ' 

1  (Amsterdam  1681.)  168. 

>  RijnL  S.  417.  bei  Nordewier  Nederduitsche  Regtsoudheden 
(Utrecht  1853.)  181 :  „  Aangaande  't  bekrachtigen  van  den  huywelijken  Staat 
is  van  onds  in  Rijnland....  geen  of  weynig  omstandigkeyt  gebruykt  maar 
was  daartoe  genoeg  een  kennelijke  belofte,  ten  overstaan  van  de  naste 
Trienden  terwederzijden,  ende  daarop  aanstonds  volgende  beslapinge  met 
kennis  van  dezelve".  Das  Buch  unterrichtet  über  hoU&ndische  Yerhalt- 
nisee  wenig,  da  es  nichts  weiter  als  eine  etwas  vermehrte  Uebersetzung  der 
Grimm* sehen  Rechtsalterthümer  ist.  —  Vgl.  femer  Scheltema  a.  a.  O. 
201.  Groot  inleydingh  tot  de  hoUandtsche  Rechts-geleertheyt  (Rotter- 
dam 1631.)  11. 

>  So  Koning  a.  a.  O.  151. 

5» 
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vwBchrift!  ■"^^^  Kirche  aber  verlangte  zwar  Aufgebote^  und  wurde 
in  dieser  Forderung  auch  durch  weltliche  Bestimmungen  un- 
terstützt^  sie  wollte  die  Ehen  von  dem  Priester  gesegnet 
wissen;  aber  sie  musste  sich  meist  damit  begnügen,  den  Un- 
gehorsam zu  bestrafen,  und  sie  that  dies,  wie  es  schdnt,  in 
einer  so  übermässigen  Weise,  dasft  die  staatliche  Gewalt  des- 
wegen einzuschreiten  für  nöthig  fand. 

In  dem  Tractaet  gemaecht  tusschen  Hertogh  Phi- 
lips van  Bourgondien  .  .  ende  Rudolph  van  Diephout 
Bischop  van  Utrecht  v,  28,  Februar  1434.*,  wird  fest- 
gesetzt: ,9  Item  want  vele  Luyden  in  Hollandt,  Zeelandt  ende 
Vrieslandt  hylieken  ende  malkanderen  trouwen,  eer  dat  sy  haer 
geboden  hebten  in  der  HeyKger  Kercken  so  eti  sullen  die  Decken 
of  Jhravisoor  niet  meer  nemen  van  der  absolutien,   van  eenen 
Man  ende  Wif,  die  alaoo  malkander  trouwen  sullen ,  by  hären 
Vrienden  endo  Magen,  of  midt  hären  moedt  toille,  dat  die  tot 
hären  mundigen  jaren  gekomen  zijn,  ten  hooghsten  eeji  Engebche 
Nobel,  ende  daer  beneder  ende  voort  bescheydelijck  nae  den  State 
der  Personen,  die  trouwen  sullen  inde  manieren  voorsehreven; 
maer  met  deser  Ordonnantien  en  sullen  niet  beswaerdt  wesen  die 
Ondersaten  van  HoUandt,  Zeelandt  ende  Vrieslandt,  die  seckere 
Ordonnantie  ende  Costume  hebben,  dat  sy  Mijn  hier  of  te  geven 
plegen,  die  sullen  haer  oude  gewoonten  en  heerkomen  gebruycken**; 
den  Entführern  sollte  keine  Absolution  gegeben,  noch  sollten 
sie  getraut  werden,  ehe  sie  den  elterlichen  Consens  erlangt 
hätten. 
stnftiiicho         Die  heimlichen  Ehen  selbst  aber  liessen  sich  nicht  be- 
grg.heimi.  zeitigen ,  auch  nicht  durch  weltliche  Gesetze  .  .  .  „ontbieden 
ende  bevelen  mit  Sonderlinge  ernsten  allen  onsen  goeden  luden, 
ende  ondersaten,   overal  in  onsen  Landen  geseten,  ende  elcken 
bysonder  op  een  boete  van  tyen  ponden  jegens  ons  te  verbueren, 
dat  nyemant  den  anderen  heymeUke  trouwen  en  geven,  ten  sy 
openbairUc  na  gebode  ende  rechte  der  heyUgen  Kercken,  voir  die 
Kirchliche  ^^^9  ^^  ^!/  '^  anders  dair  off  te  weten  laten**\     Wo  aber  in 
iS^hTm  der  That  eine  kirchliche  Eheschliessung  erfolgte,  da  hatte  sie 


nach 
Bcilager. 


1  C.  Leodiense  v.  J.  12S7.  bei  Hartzheim  a.  a.  O.  8, 696;  C.  VI- 
traject  v.J.  1294.  ebendas.  4,22,  undy. J.  1350.  ebendas.  4,860;  C 
Leodiense  t.  J.  154S.  ebenda».  6,  895;  C.  Cameracense  v.  J>  1^^* 
ebendas.  6,  7(^8. 

8  Mieris  Charterb.  4, 124.  Tgl.  Flaccatb.  t.  Utrecht  8,  299. 

s  Groot  Plakkatb.  8,  391.  f. 

4  Mieris  a.  a.  O.  4,  142. 


5.  Die  Niederlande.  69 

auch  wohl  nur  den  Character  der  Ehebestätigung  und  geschah 
nach  dem  Beilager.  Ja  sogar  die  kirchlichen  Gesetze  be- 
gnügten sich  mit  dem  ^^kerkgangm^^^  und  so  bestimmte  das 
Sendrecht  des  friessischen  Westergos:^ 

yyHweerso  ma  claget  om  een'     9fWo  immer  man  klagt  um  eine 
acft  dat  hit  tobritsen  se,  end  Ehe,  dass  eie  zerbrochen  (wider- 

ma  hit  riucht  ^eta  schil,  soe  ^^^*<^^*  aufgehoben)   sei,   und 
, .,        1.,    1,  ,      ,.     man  recht  klagen  will,  so  soll 

achilma  hit  aldus  finreta,  dat  dio  i     1 1  j       _y    ^    « 

®  man  also  klagen,  daes  die  freue 

frie  Fresinne  coem  oen  dis  fria  jjy^^  j^^^  ^^  des  freien  Frie- 
Fresa  wald  mit  heemes  hluud  sen  Gewalt  mit  Hernes  Laut  und 
ende  mit  bura  oenhlest',  mit  der  Bauern  Lärmen,,  mit  der 
bakena  brand  ende  mit  winna  Feuerzeichen  Brand  und  mit 
sang  ende  hio  breydelike  sine  Freundesgesang  und  sie  braut- 
,  ••         1  ■■      lieh  sein  Bett  beschritt,  und  auf 

besma  op  stoed,  ende  op  dae   ,       n  ^    »i       r  «i         «^  ^ 

'^  '^         dem  Bette  ihres  Leibes  mzt  dem 

bedde  herre«  Hues  netta  mitte  ^^^^^  ^^^^^^  ^^  ^^  Morgen 
manne,  ende  an  moeme  op  aufstand,  zur  Kirche  ging,  im 
stoed,  to  tzierka  ^g,  kerkstal  Kirehenstuhl  stand  (die  oude 
atoedy  alter  arade,  da  prester  fTiesischen  Wetten  verstehen  dar^ 
offarade,   ende  dat    aeft   ^^  ^ni^düeccksiasUcabenedieÜo), 

....       -  ,.    - .      -r^         den  Altar  ehrte  (beschenkte),  dem 

higmsb    alsoe    di   fria   Fresa  t».   ^  /.  ^  i   j-     n 

^^  Pnester   opferte  und  die   Em 

mitter  frie  Fresinne   schulde.  ^^^  i^^^  ^^  ^^  yj.^  2?Vfw€ 

Soe  schilma  dat  aeft  hbda  mit  mit  der  freien  Friesin  sollte.  So 

saun  buren  ende  mitta  prester,  soU  man  die  Ehe  erhärten  mit 

deer  dae  missa  sangh  ende  dat  ^^^  Bauern  und  dem  Priester, 

offer  ontfingh  deer  hia  m  dae  *^  ^  ^'''^  '"""'S  ^d  das 
-     ,     ,  ,        .       1  Opfer  empfing,  das  sie  in  der 

kerka  latte,  ende  mitta  kuster  jt:  ,    ,/•'         j      «^  j       zm 

Kirche  Hess,  und  mut  dem  Kü- 

deer  dae  docke  hlette».  Soe  ^^^  ^^  ^^^  qj^^j^^  läutetet  So 
isma  nyer  mit  disse  nyoghen  f^^  ^^^  näher  mit  diesen  neun 
tyogen  dat  aeft  to  sterkien,  Zeugen  die  Ehe  zu  bestärken, 
dat  hit  aegh  enich  Fresa  toe  denn  dass  sie  habe  ein  Friese 
brecken".  ungültig  zu  machen**. 

*  Omland  Landr.  VII,  44.  „den  Kerkgang  doen":  Nymwegenbei 
GoriB  Advers.  Tractat.  1.  c.  2.  u.  3.  —  Arntzenius  a.  a.  O.  2,  49. 

2.Richtbofen  a.  a.  O.  409. 

3  Im  Westerwolder  Landrecbt  t.  J.  1470.  c.  1.  §.  22.  eben- 
dag.  260.  beisat  es:  „Ben  iegeiick  bruetscbat  be  sy  van  mannen  of 
▼an  wyren,  die  sal  bevys  bebben  int  begin  der  ecbtscbap  by  tuge  der  over- 
lüde  ende  dat  gevet,  den  dat  an  gaet^S 
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^'^Rech^*'  Noch  das  neuere  Friesische  Landrecht^  forderte  nicht 
absolut  die  kirchliche  Trauung,  sondern  begnügte  sieh,  ihre 
Unterlassung  mit  Strafen  zu  ahnden;  und  zwar  sollten  die 
jungen  Eheleute,  falls  nach  den  ersten  drei  Wochen  .die  So- 
lennisirung  der  Ehe  nicht  erfolge,  um  12  Caroline,  nach  wei- 
teren drei  Wochen  um  24  und  endlich  nach  noch  drei  anderen 
Wochen  willkürlich  gestraft  werden.  Heimliche  Verlöbnisee 
waren  dagegen  verboten,  so  dass  immer  ein  erkennbarer  Unter« 
schied  zwischen  Concubinat  und  Ehe  vorhanden  war. 

Eine  Folge  der  vielen  heimlichen  Ehen*  war  natürlicher 
Weise,  dass  das  elterliche  Ansehen  beständige  Einbusse  erlitt, 
und  das  um  so  mehr,  da  ja  die  Gültigkeit  der  auch  gegen  den 
elterlichen  Willen  geschlossenen  Ehen  nicht  angezweifelt 
werden  konnte^. 

Ge!fet2^'m         Durch  sciu  Gcsctz  vom  4.  October  1540.*  suchte  Karl  V. 

^'  ^ölol""  Abhülfe  zu  schaffen,  aber  er  that  es  in  jener  halben  Weise, 
welche  die  Kirche  zu  beleidigen  und  die  kirchliche  Jurisdiction 
zu  kränken  ftirchtete,  und  die  nach  seinem  Vorbilde  später 
namentlich  in  Frankreich  Eingang  gefunden  hat. 

Statt  die  heimlichen  Ehen  definitiv  zu  verbieten,  strafte 
er  sie  allein. 

„Ende  want  dagelijchea  veel  inconvenienten  geheuren  vi 
Onsen  •  .  Lande  y  werden  im  siebzehnten  Artikel  die  Motive 
der  Verordnung  dargelegt,  overmits  de  heymelijcken  HouweUjeken 
die  gecontracteeri  worden  tuaschen  jonge  Layden,  sonder  advt/Sf 
raedt  en  consente  van  Vrienden  en  Magen  van  beyde  zyden . .  •"> 
so  sollen  Mädchen  unter  20  und  Männer  unter  25  Jahren, 
die  ohne  die  Genehmigung  ihrer  Gewalthaber  heirathen, 
jedes  vermögenrechtlichen  Vorthefls  aus  dieser  Ehe  ver- 
lustig gehen.  Die  Personta,  welche  als  Zeugen  bei  der 
Trauung  dienen  oder  solche  Eheleute  beherbergen,  verfallen 
in  100  Gulden  Busse,  imd  die  Advocaten  endlich,  welche  die 
Ehepacten  aufnehmen,  verlieren  nicht  nur  ihr  Amt,  sondern 
empfangen  auch  noch  arbiträre  Strafe. 

Freilich  wurde  zum  Schlüsse  den  kaiserlichen  Beamten 
die  genaue  Beobachtung  der  erlassenen  Vorschriften  eingc- 

1  lib.  1.  tit.  1.  §.  11.  Vgl.  Sande  decis.  Frisic.  56. 

^  Vgl.  auch  noch  Koning  a.  a.  O.  216. 

»  ObservaL  op  de Gn>ota,a.  0.2,104;  8,24.  Arntzenius  a.a.O. 
2, 46.    Groot  a,  a.  O.  B.  1.  D.  5.  §.  14. 

*  Wiltens  kerkelykPlakaetb,  (Gravenhage  1722.)  1,803.  f.  Arntze- 
nius a.a.O.  2,47. 
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schärft,  aber  dennoch  war  das  Gesetz  ohne  jede  tiefgehende 
Wirkung.  Das  ergiebt  der  Gang  der  späteren  Bechtsent- 
'wicUnng^. 

6.  Spanien  und  Portugal. 

Das  Recht  des  Brautkaufes  und  der  Eheschliessung  durch  g^hen- 
Uebertragung  des  mundium  von  dem  Vormunde  an  den  Ehe-  ^^^^' 
mann  ist  für  das  Westgothenrecht  hinreichend  bezeugt^ 
dagegen  wird  uns  über  die  Art  d^r  Eheeingehung  nirgends 
Aufschluss  gegeben. 

Nur  an  einer  Stelle  wird  den  Juden  von  König  Erwig 
befohlen,  ihre  Ehen  ganz  so  wie  die  Christen  zu  schliessen, 
mid  femer  erfahren  wir,  dass  es  zu  ihren  Ehen  der  Zahlung 
des  Mundschatzes  und  der  priesterlichen  Einsegnung  bedurfte'. 
Dies  erlaubt  uns  vielleicht  einen  Rückschluss  auf  die  Form 
der  Eheschliessung  bei  den  spanischen  Christen ,  jedenfalls 
ist  es  hinreichend  gewesen ,  den  Mainzer  Diakon  Bene- 
dictuB  Levita  zur  Fabrikation  eines  falschen  Capitulares  zu 
bewegen. 

jtChristiani ,  heisst  es  dort^,  ex  propinquitate  sanguinis  us- 
que  ad  VIL  qradum  connuhia  non  dttcant,  neque  sine  benedictione 
sacerdotisy  qui  ante  innupti  erant,  nubere  audeanU" 

Wenn  aber  auch  in  Wahrheit  derartige  Vorschriften  be-       ^ 
standen  hätten ,  selbst  wenn  das  gefälschte  Capitulare  acht 
wäre,  so  würde  doch  damit  allein  das  kirchliche  Becht  jener 
Zeit  eine  Sanction  empfan^n  haben,  und  dies  Recht  schrieb 

liittmllctiA 

ebensowenig  mit  absoluter  Nothwen^gkeit  die  kirchliche  Ehe-  Ehen. 
Schliessung  vor,  wie  jenes  Capitulare  es  versuchte.  Wie  dem 
aber  auch  sein  mag,  jedenfalls  waren  die  heimlichen  Ehen, 
und  die  sponsalia  de  praesenti  in  Spanien  zahlreich  und  wurden 
so  'bedenklich^  dass  die  staatliche  Gesetzgebung  der  kirch- 
lichen^ zu  Hülfe  kommen  musste. 

^  Siehe  unten  die  Gesch.  der  Civilehe  in  Holland  und  in  Belgien. 

2  VgL  Schröder  a.  a.  O.  71.  ff.  Biedenweg  Comment.  ad  formul. 
Vlsigoth.  (Beroi.  1S56.)  S.  42.  not.  57. 

s  L.  Wisig.  XII.  3.  c.  8:  „ut  non  aliter  quam  cum  praemisso  dotia 
titolOy  quod  in  ChriBtianis  salubri  institutione  praeceptum  est,  vel  sacer- 
dotali  benedictione  ....  coniugium  cuiquam  ez  his  adire  permitümus*',  bei 
Strafe  Ton  hundert  Hieben. 

*  Üb.  2.  c.  827. 

^  VgL  Const.  synod.  Valentinae  y.  J.  1255.  bei  Aguirre  Coli. 
max.  Conc.  Hispaniae  (Romae  (1755  )  5, 200. 
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sictc  I.  J.  1258.  vollendete  König  Alp hotia  der  Weise  seine 

biete  Fartida8\ 

Er  definirt  darin  völlig  auf  dem  Boden  des  kanonischen 
Rechts  den  BegriiF  der  heimlichen  Ehe,  er  setzt  mit  kurzen 
Worten  deren  Gefährlichkeit  auseinander,  und  giebt  damit 
zugleich  ein  anschauliches  Bild  der  Missstände ,  die  sie  in 
Spanien  hervorgerufen  hatten. 

fjMan  nennt  dreierlei  Arten  von  Ehen  yfheimliche'^,  sagt  e/:^; 
die  erste  ist,  wenn  man  dieselbe  heimlich  vmd  ohne  Zeugen  schliessU 
80  dass  sie  nicht  bewiesen  werden  kann.  Die  andere ,  wenn  man 
sie  vor  Zeugen  eingeht,  die  Bravst  aber  nicht  von  ihrem  Vater 
fordert,  oder  von  ihrer  Mutter,  oder  den  übrigen  Verwandten,  die 
sie  in  ihrer  Obhut  haben,  oder  nicht  die  arrha^  giebt  oder  die 
übngen  Ehren  erweist,  welche  die  heilige  Kirche  verlangt;  die 
dritte  ist,  wenn  man  sie  nicht  öffentlich  in  der  Kirche  verkünden 
lässt,  wo  man  eingepfarrt  ist  Denn  damit  die  Ehe  nicht  heim- 
lich geschlossen  werde,  muss  der  Priester,  bevor  er  die  künftigen 
Ehegatten  traut,  in  der  Kirche  verkündigen  vor  Allen,  die  sich 
dort  befinden,  wie  dieser  Mann  sich  mit  dieser  Frau  verheirathen 
toill,  indem  er  sie  bei  ihren  Namen  nennt,  und  alle  Anwesende 
auffordert,  dass  sie  die  ihnen  etwa  bekannten  Ehehindemisse  bis 

^  Schon  die  FueroJuzgo  lib.  S.  hatten  die  elterliche  Einwilligung 
betont.'  Vgl.  auch  Rodriguez  Elementosde  derecho  civil  penal  y  mer- 
cantil  de  Espana  (Madrid  1861.)  1, 11. 

2  Partida  IV.  tit.  8.  ley  1.  (ed.  Madrid  1807.)  3,  23.  Ich  gebe  hier 
den  Originaltext  des  Gesetzes:  „Ascondidos  sonllamados  los  casamientos 
en  tres  maneras :  sagt  er,  la  primera  es  quanoo  los  facen  encobiertamienle  et 
sin  testigos,  de  guisa  que  se  non  pueden  probar:  la  segunda  es  quando  los 
facen  ante  algunos,  mas  non  demandan'la  novia  ä  su  padre,  ö  6  su  madre  ö  ä 
los  otros  parientes  que  la  han  en  guarda,  nin  dan  aus  arras  ante  ellos  nin 
les  facen  las  otras  honras  que  manda  santa  eglesia:  la  tercera  es,  quando  non 
lo  facen  saber  concejeramiente  en  aquella  eglesia  onde  son  perroquianos; 
ca  para  non  seer  el  casamiento  fecho  encobiertanuente,  ha  meester  que  ante 
que  los  desposen  diga  el  cUrigo  en  la  eglesia  ante  todos  los  que  hiestodieren 
como  tai  home  quiere  casar  con  tai  muger,  nombrandolos  por  sus  nombres,  e 
que  amonesta  ä  todos  quantos  hi  estan  que  si  sahen  que  ha  algun  embargo 
entrellos  por  que  non  debban  casar  en,iino,  que  lo  digan  fasta  algunt  dia  que 

les  nombre  senaladamiente Et  la  razon  porque  defendiö  santa  eglesia 

que  los  casamientos  non  fuesen  fechos  encobiertamiente  es  esta:  porque  si 
desacuerdo  veniese  entre  el  marido  et  la  muger,  de  manera  que  non  quisiese 
alguno  dellos  yeyir  con  el  otro ,  maguer  que  el  casamiento  fuese  verdadero, 
segunt  que  es  sobredicho,  non  podrie  por  eso  la  eglesia  apremiar  ä  aquel  que 
se  quisiese  departir  del  otro.  Et  esto  es  porquel  casamiento  non  se  podne 
probar;  ca  la  eglesia  non  puede  judgar  las  cosas  encobiertas,  mas  segunt 
que  razonaren  las  partes  et  fuere  probado  ". 

8  Vgl.  den  Vertrag  Friedrichs  I.  mit  Alfons  v.  Castilien  v.J. 
1188.  bei  Pertz  Mon.  Germ.  4,566. 
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zu  einem  bestimmten  Tage,  den  er  ihnen  ausdräckKch  angeben 
wird,  mittheilen  mögen ....  Und  der  Grund,  weswegen  die  heilige 
Kirche  verboten  liat,  dass  die  Ehen  heimlich  geschlossen  würden, 
ist  der,  dass,  wenn  sich  zwischen  den  Ehegatten  ein  Zwist  erhebt 
und  der  eine  nicht  mehr  mit  dem  anderen  zusammen  leben  will, 
die  Kirche  kein  Mittel  hat,  die  Trennung  zu  hintertreiben,  wenn 
auch  in  Wahrheit  eine  Ehe  bestünde*  Und  zwar  weil  die  Ehe 
sich  nieht  beweisen  lässt,  denn  die  Kirche  kann  nicht  über  Ge- 
heimnisse richten,  sondern  allein  über  die  Anführungen  der  Par^ 
tuen  und  das,  was  bewiesen  ist"  — 

Aber  auch  die  Strafen, '  die  der  König  auf  die  heimlichen 
Ehen  setzte^,  entsprachen  den  kanonischen.  Der  Geistliche, 
der  sie  getraut  hat,  soll  auf  drei  Jahre  ^on  seinem  Oberen 
interdicirt  werden,  und  die  Ehegatten,  selbst  wenn  ihrer  Ver- 
bindung kein  Hindemiss  entgegenstände  ^  sich  den  kirchlichen 
Strafen  unterwerfen,  welche  ihr  Pfarrer  über  sie  verhängen 
A^ürde.  — 

Die  staatlichen  Gerichte  hatten  also  diesem  Gesetze  zu 
Folge  in  keiner  Weise  einzuschreiten;  die  Ausfuhrung  aller 
Vorschriften  war  der  Geistlichkeit  überlassen. 

Hiärter  schon  war  das  von  demselben  König  zwei  Jahre 
später  (1260.)  publicirte  Fuero  Real.     Auch  ging  es  von  ReS? 
anderen  Principien   aus.      Unabhängig   von    der  kirchlichen 
Jurisdiction  wurden  die  heimlichen  Ehen  mit  Strafe,  und  zwar 
mit  weltlicher,  belegt 

„Wir  wollen  und  befehlen,  schreibt  der  König  vor',  dass 
alle  Ehen  mit  den  Worten  geschlossen  werden,  welche  die  heilige 
Kirche  verordnet  hat,  und  dass  jede  Ehe  öffentlich,  nicht  aber  im 

1  F art ida  IV.  üt.  8.  lej  4 :  „ Depreciando  algant  clörigo  perroqutal  ö 
otro  qnalquier  de  defender  que  non  casasen  aigunos  de  qua  aopiese  öhabiese 
oido  que  babien  tal  embargo  entre  s€  por  que  non  lo  debien  facer,  si  lo  non 
defendiese  ö  los  casase  encobiertamiente  ö  ante  muchos ,  6  si  estodiese  do 
loa  casasen,  debe  seer  vedado  del  perlado  de  aquel  logar  do  acaesciere  por 
tres  aaos  que  non  use  del  oficio  de  la  örden  que  hobiere :  et  aun  demas  desto 
paedel  poner  mayor  pena  si  entendiere  que  la  meresce  *'. 

s  Ist  dies  der  Fall,  so  sind  die  in  der  Verbindung  erzeugten  Kinder, 
auch  wenn  beiden  Ehegatten  das  Hindemiss  unbekannt  war,  illegitim. 
Partida  IV.  tit  9.  ley  $. 

9  lib.8.  tit.  1.  ley  1:  „E  todo  casamiento  fagase  concejeramiente,  e 
non  afurto,  de  gaisa  que  si  fuer  mester  que  se  pueda  probar  por  muchos. 
Et  qui  afurto  fioiere  casamiento,  peche  C.  maravedis  si  rey :  et  si  los  non 
oriere,  todo  lo  que  oviere  sea  del  rey,  et  por  lo  que  fincare  seal  el  cuerpo  a 
merced  del  rey'^  In  Opusculos  legales  del  rey  Don  Alfonso  ei 
Sab  10  (Madrid  18S6.)  2, 279.  f. 
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Geheimen  eingegangen  werde,  so  dass  man  sie  nötMgenfaUe  durch 
viele  Zeugen  beweisen  kann.  Wer  eich  heimlich  verheirathen  loird, 
soll  dem  Könige  100  Maravedi  zahlen;  falls  er  diese  nicht  besitzt, 
soll  sein  ganzes  Vermögen  verfallen  und  für  die  noch  fehlende 
Summe  sein  Leib  dem  Könige  haften.^* 

Aber  auch  dies  strenge  Gesetz  und  die  für  jene  Zeiten 
hohe  Geldstrafe  vermochten  nicht,  die  heimlichen  und  un- 
kirchlichen  Ehen  auszurotten. 

Schon  das  Concil  von  Toledo  v.  J.  1335.**klagte,  wie 
häufig  die  kirchlichen  Gebote  übertreten  würden  und  noch  das 
Concilium  Arandense  v.  J.  1473.  musste  heimliche  Ehen 
verbietend 

Toro.  So  schritt  denn  die  staatliche  Gewalt  zu  immer  härteren 

Massregeln.  Das  von  den  Cortes  des  J.  1505.  unter  der  Re- 
gierung Ferdinands  des  Katholischen  veröffentlichte  Ge- 
setzbuch des  Toro,  welches  wegen  seines  ^ohen  Ansehens  in 
die  Nueva  Becopilacion  aufgenommen  wurde^  ordnete  an, 
dass  derjenige,  welcher  eine  Ehe  schliesse,  die  von  der  Kirche 
fiir  eine  heimliche  erklärt  w^erde,  ipso  facto  seines  gesammten 
Vermögens  verlustig  gehen  solle;  in  gleicher  Weise  sollten 
die  bei  der  Eheschliessung  irgendwie  Betheiligten  und  die 
Zeugen  derselben  bestraft  werden,  das  Geld  an  den  Fiscus 
fallen,  endlich  aber  alle  Schuldigen  aus  Spanien  verbannt  und 
ihnen  die  Rückkehr  bei  Todesstrafe  verboten  sein.  — 

Das  Gesetz  mit  aller  seiner  Grausamkeit  war  nur  ein 
Zeichen  staatlicher  Ohnmacht,  die,  was  sie  auf  geradem  Wege 
—  durch  Nichtigkeitserklärung  der  heimlichen  Ehen  —  nicht 
zu  erreichen  wagte,  auf  Umwegen  durchzusetzen  versuchte. 

Erfolg  der  Aber  schon  sieben  Jahre  nachher  musste  ein  Spanisches 
Provincialconcil  den  Priestern  das  Verbot  der  heimlichen  Ehen 
von  Neuem  einschärfen  .  .  .  9,quia  dicta  prohibitio  iuris,  nee 
poenae  quae  rigore  Constitutionis  nostronim  Pro/edecessorwn  fue- 

1  Aguirre  a.  a.  O.  5, 269. 

*  ebendas.  5,849. 

3  y,Mandamos  que  el  que  contraxere  matrimonio  que  la  Iglesia  tuviere 
por  clandestino  con  alguna  muger,  que  por  el  xniBmo  feeho  el  y  los  que  en 
ello  intervinieron,  y  los  que  del  tal  matrimonio  fueron  testigos,  incumn  en 
perdimiento  de  todos  sus  bienes  y  sean  aplicados  a  nuestra  Camara,  y  sean 
desterrados  de  estos  nuestros  Reynos,  en  los  quales  no  entren  so  pena  de 
muerte**.  in  der  Nueva  Recopilacion  lib.  5.  tit.  1.  ley  1.  (ed.  Madrid 
1777.)  3,1. 

^  A guirre  a.  a.  O.  5, 873. 
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rvnt  imposüae,  non  sufficiunt  ad  obviandum  magnia  periculia 
et  scandalü,  quae  a  taUbus  matrimoniis  praveniunt  et  magnam 
audaeiam,  quam  noatri  subditi  habent  illam  infringendi  repri" 
mendunu"  —  Ein  Beweis ,  wie  wenig  das  Gresetz  gefruchtet 
hatte. 

Audi  in  Portugal  trat  die  staatliche  Gesetzgebung  denP<»tngAi. 
heimlichen  Ehen,  die  der  kirchlichen  Verbote  ungeachtet  üppig 
genug  wucherten,  schon  im  Mittelalter  entgegen.  Eine  Or- 
donnanz V.  14.  Juli  1449.  bedrohte  sie  mit  Vermögensconfis- 
cation  aller  Betheiligten  —  auch  der  Zeugen  —  und  diese 
Besthnmung  wurde  in  die  i.  J.  1514.  yeranstaltete  Sammlung 
der  königlichen  Gesetze  aufgenommen^. 

7.  Italien. 

Im  Langobardischen  Rechte  fand,  wie  in  den  übrigen  ^^^^^htT 
deutschen  Volksrechten,   ein  Brautkauf  statt.      Anfänglich^ 
—  zu  den  Zeiten  des  Rothari  —  empfing  der  Mundwald 
den  Preis  für  die  Uebertragung  seiner  Gewalt,  später^  —  seit 
Liutprand  —   hat  derselbe   einen  symbolischen  Character 
angenommen,  um  dem  Rechtsgeschäfte  den  Character  des  Kau- 
fes zu  bewahren.   Braut  und  Bräutigam  traten  vor  den  Mund- 
wald, und  mit  mannichfachen  Symbolen^  unter  denen  auch  der 
Feriobongsring  erwähnt  wird^  wurde  die  Verlobung  gefeiert®. 
Dann  aber  wird  eine  besondere  Feierlichkeit  für  die  Form 
der  Eheschliessung  nirgends  erwähnt^,   und  so  sichtbar  auch 
der  Einflnss  der  Kirche  Beispielsweise  bei  der  Aufstellung  des 
Ehehindemisses  der  Verwandtschaft  war^  so  gering  scheint  er 
bei  der  Eheeingdiung  selbst  gewesen  zu  sein^. 

Die  Italienischen  Stadtgeseizgebungen   des    Mittdalters  |J^^^^^«- 
beschäftigen  sich  mit  dem  Rechte  der  Eheschliessung  eben  so 
wenig  wie  die  deutschen;  sie  überlassen  es  der  Kirche,  die 

1  Vgl.  Figueiredo  legisla^ao  portuguesa (Liaboa  1790.)  150.   Mellii 
Freirii  inst.  iur.  ciriL  losit  (Oliapone  1790.)  2, 114. 

2  VgL  Schröder  a.  a.  O.  26.  ff. 

3  ebendas.  38.  ff. 

4  VgL  Orimm  Rechtsalterthümer  428. 431.  448. 

5  Lintpr.  80. 

«  Vgl.  Walter  Corp.  Iur.  Gennan.  (BeroL  1824.)  1,  712. 
7  VgL   Osenbrüggen    Strafrecht  der  Langobarden  (Schaffhausen 
1863.)  84. 

^  VgL  Liutprand  c.  33. 

•  Ueber  die  Folgen,  welche  die  Eheschliessung  ohne  vorangegangenes 

Verlöbniss  hatte,  TgL  Liutpr.  114. 
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nöthigen  Bestimmungen  zu  treffen ,  und  verordnen  höchstens, 
dass  Mädchen  unter  18  ^y  oder  auch  unter  25  Jahren^  nicht 
'ohne  elterliche  Einwilligung  heirathen  sollten.  Nur  ein  welt- 
licher Fürst  suchte  den  Uebelständen  der  spansalia  de  praesenH 
ein  Ende  zu  machen. 
König  ,ySancimu8  lege  praesenti,  verordnete  König  Boger  von 

ciiicn.  Sicilien',  volentibua  omnibue  contrahere  matrimonium  necesfi- 
totem  imponi  univereis  hominibua  regni  noetri  et  nobilibus  ma- 
atme  post  sponsalia  celebrata,  eolemnitate  debita  et  sacerdotaK  be- 
nedictione  praemissis  matrimonittm  solemniter  et  publice  celebrari. 
Alioquin  noverint  amodo,  morientes  contra  noetrum  regale  edictum 
neque  ex  testamento  neque  ab  intestato  ee  habituros  heredes  legi- 
timos,  ex  clandeetino  matrimonio  et  ilKcito  contra  nostram  aan- 
ctionem  procreatos:  muÜeree  etiam  dotes  aliis  nubentibus  legitime 
debitas  nofi  habere.  lUgorem  htgus  sanctionia  omnibus  rerrntti- 
mus,  qui  promulgationia  hujua  tempore  jam  matrimonium  contra- 
aerunt,  Viduia  etiam  volentibua  ducere  virum  htyus  neeesntatis 
vinculum  relaxamus," 
•ponsaiia  Sonst  ist  uns  nur  noch  überliefert,  dass  in  einigen  Städten, 

praesenu.  ^«ie  B^ologua,  Imola,  Modena,  Parma  undBeggio,  auch 
nach  jener  Decretale  Alexanders  III.  in  c.  3.  X.  de  sponsa 
duorum^y  die  von  diesem  verworfene  Bechtsansicht  befolgt 
worden  sei^,  d.  h.  dass  sponsalia  de  praesenti  cum  copula  vor- 
angehenden nicht  consummirten  vorgezogen  wurden. 
Bitte  des         Ob  die  kirchliche  Eheschliessuni;  in  die  Sitte  des  Volkes 

Volk*« 

'  eingedrungen  war,  lässt  sich  aus  den  vorliegenden  Quellen 
kaum  ermitteln.  Doch  ist  es  bemerkenswerth  und  spricht  da- 
für, dass  bei  Boocacio  der  vom  Vater  der  Geliebten  mit 
dieser  ertappte  Bicciardo  z^^ar  sofort  sponsalia  de  praesenti 
vollzieht^,  aber  nachher,  „wenige  Tage  später,  wie  es  passend 

^  Padua  Stat.  v.  J.  1420.  c.  1;  in  Statuta  civitat  Faduae  (Venet. 
1767.)  2,  210.  Das  Mädchen  sollte  alle  Dotal-  und  Erbansprüche  verlieren 
und  ausserdem  mit  80  Tagen  Geftngniss  bei  Wasser  und  Brod  bestraft  wer- 
den. Der  Mann  mit  einer  Oeldbusse  und  einem  Jahre  Geföngnisa. 

>  Pisa  Stat.  v.  J.  1286.  Hb.  8.  c.  8.  beiBonaini  Statuti  inediti  della 
cittä  di  Pba  (Firenze  1854.)  1,  861.  ff.  Geldstrafe  „usque  in  iibris  ducentis 
denariorum^^ 

3  Constit.  regni  Siculi  lib.  8.  c.  20.  bei  Canciani  legg.  Barbar. 
1,  860. 

*  Vgl.  oben  S.  11. 

ft  Huguccio.  in  c.  45.  C,  XXVII.  qu.  2.  Decr.  Grat,  bei  Maassen 
Paucapalea  22.  vgl  auch  c.  ult.  X.  desponsaduor.  (Innocenc  III.) 

^  Decamerone  giom.  5.  Nov.  4:  „Peroh^  messer  Lizio  (der  Vater) 
fattosi  prestare  a  madonna  Giacomina  (die  Mutter)  uno  de'  suoi  anelli  quivi 
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war,  in  Gegenwart  der  Freunde  und  Verwandten  noch  einmal 
das  Madchen  heirathete,  und  sie  mit  grosser  Festlichkeit  in 
sein  Hans  führte  und  ehrenhafte  und  schöne  Hochzeit  feierte/'^ 
Andererseits  lassen  die  Endbestimmungen  des  oben  angefuhr* 
ten  SieOischen  Gesetzes  ^9  worin  namentlich  den  Wittwen  die 
vollgeschriebene  Form  der  Eheschliessung  erlassen  wird^  wohl 
auf  eine  gewisse  Abneigung  des  Volkes  gegen  die  kirchliche 
Ehefeier  schliessen.  Jedenfalls  hat  die  Kirche  auch  in  Italien  * 
den  Volksgewohnheiten  dadurch  Rechnung  getragen ,  dass  sie 
die  Y<»iiehm6ten  Gebräuche  in  das  Trauritual  aufnahm^. 

8.  Slavische  Länder. 
Auch  des  Slavischen  Eheschliessungsrechtes^  mag   mit 
kurzen  Worten  gedacht  werden ,  weil  die  Entwicklung  hier 
Tollstandig  denselben  Gang  genommen  hat  wie  in  den  germa- 
nischen Beichen. 

So    hat    in    Polen   erst    Leszek   der    Weisse   ver-^®^*°- 
ordnet,  dass  die  Ehen  kirchlich  geschlossen  werden  sollten ^^ 
während  vorher,  auch  nachdem  das  Christenthnm  recipirt  war, 
meist  ruuaUter,  d.  h.  durch  blosse  Heimfuhrung  die  Ehe  ein- 
gegangen war^ 

fenia  mutani,  in  presenzia  di  loro  Ricciardo  per  snä  moglie  sposö  la  Ca- 
teiina. 

1  pochi  di  appresBo,  siccome  ei  convenia  in  presenzia  degli  amici  e  de' 
parenti  daccapo  aposö  la  Giovane  e  con  gran  festa  se  ne  la  menö  a  casa,  e 
fece  onereroli  e  belle  noue  ". 

'  S.  76.  Auch  würde  die  Ausachliessung  des  Gesetzes  für  die  Paare  ^ 
welche  Tor  der  Publication  formlos  geheirathet  hatten,  kaum  erfolgt  sein^ 
wenn  nicht  die  grosse  Zahl  derselben  sie  nothwendig  gemacht  hätte. 

^  VgL  beispielsweise  Bosa  dialetti  etc.  delle  provincie  di  Bergamo  e  dl 
Breada  117. 

^  Da  ich  der  slavischen  Sprachen  nicht  mächtig  bin,  so  war  ich  vorzüg- 
lich anf  Marcieiowski  Slavische  Rechtsgesch.  (übers,  v.  Buss.  Stuttgart 
11.  Leipzig  1835.  ff.)  angewiesen. 

&  Marcieiowski  a.  a.  O.  2,  196.  Die  Vorschriften  des  C,  Latera- 
nenae  IV.  wurdm  in  der  Provinz  Gnesen  durch  die  Breslauer  Synode 
V.  J.  1 248.  pnblicirt ;  bei  H  u  b  e  antiq.  const.  synod.  prov.  Qneznens.  (Petropoli 
1856.)  44.  Gegen  heimliche  und  unkirchliche  Ehen  gehen  die  Bes^mmun- 
gen  der  Synodas  Budensis  v.  J.  1279.  ebendas.  156.  f.  Bemerkens- 
werth  ist,  dass  schon  Casimir  III.  i.  J.  1847.  Stat  c.  129.  —  bei  Bandtkie 
Ins  polon.  (Varsav.  18S1.)  107 — festsetzte,  dass  Mädchen,  die  ohne  elterliche 
Einwilligimg  heiratheten,  nicht  dotirt  zu  werden  brauchten. 

^  cf.  Galltts  Chronic.  Varsoviae  (ed.  Bandtkie  1824.)  181.:  „nuptias 
initas  de  conaanguinitate  misericorditer,  non  canonice,  nee  usualiter,  sed 
singnlariter  Papa  Paschalis  IL  coUaudavit**  (von  der  Ehe  Boleslausdea 
Krummlippigen.) 
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liühmen.         In  Böhmen  soll  der  heilige  Adalbert  fUr  die  kirch- 
liche Ehe,  aber  vergebens,  gewirkt  habend  und  bei  den  Ser- 

serbien.ben  soheint  eine  vollständige  Civilehe  vor  dem  Richter  be- 
standen zu  haben,  gegen  die  der  h.  Sawa  predigte  und  die 
nur  mit  Mühe  durch  den  König  Stephan  beseitigt  werden 
konnte*. 
BoBsiand.  Noch  zähcr  hielt  man  in  Russland  an  den  alten  Gebräa- 
chen  fest;  noch  am  Ende  des  zwölften  Jahrhunderts  klagte 
man,  dass  nur  die  Vornehmeren  die  Mitwirkung  der  Kirche  bei 
ihrer  Eheschliessung  nachsuchten'  und  selbst  noch  1410.  kamen 
unkirchliche  Ehen  vor^  Erst  der  Czar  Iwan  Wassilje- 
witsch  war  von  entscheidendem  Einflüsse. 

9.  Deutschland. 
unkirchi.  Wenn  ich  mich  jetzt  zu  den  deutschen  Zuständen  wende, 
SO  habe  ich  nur  zu  wiederholen,  dass  in  der  ältesten  Zeit  von 
einer  kii*chlichen  Eheschliessung  keine  Bede  war.  Noch  König 
Heinrich  I.  ging  seine  Ehe  mit  der  Mathilde  ohne  Mit- 
wirkung eines  Priesters  ein^,  und  die  Verlobung  H einrichs  IlL 
mit  der  Gräfin  Agnes  von  Poitou^  geschah  zwar  ebenso  vn& 
die  Heinrichs  Y.  mit  Mathilde  von  England^,  und 
Otto's  IV.  mit  Beatrix®  in  Gegenwart  vieler  Bischöfe  und 
Priester,  ohne  dass  jedoch  irgendwie  kirchlicher  Feierlich- 
keiten dabei  Erwähnung  geschähe.  Ja  bei  der  Ehe  Kaiser 
Friedrichs  II.  mit  der  Schwester  Heinrichs  IH.  von  Eng- 
land wird  zwar  gemeldet,  dass  der  Kaiser  das  Verlöbniss 
feierlich  („solenniter")  vollzogen  habe*,  wobei  wohl  an  kirch- 
liche Trauung  zu  denken  ist,  aber  derselbe  Mathaeus  Pa- 
risius,  der  dies  berichtet,  erzählt  auch,  dass  die  Braut  schon 
gleich  nach  dem  von  den  Gesandten  Friedrichs  geschlosse- 

^  Um  d.  J.  979.  Marcieiowski  a.  a.  O.  2, 197. 

>  ebendas.  2, 198.  f.  4, 370. 

s  ebendas.  2,  200.  in  Russland  wie  in  den  Übrigen  siavischen  Län- 
dern geschah  dann  die  Eheschliessung  durch  Zuführung  der  Braut.  Ewers 
d.  ältest.  R.  d.  Russen  (Dorpat  1826.)  107. 

^  Marcieiowski  a.  a.  O.  4,  378. 

6  Vita  Mathildis  c.  4.  (Perts  Mon.  Oerman.  6,  28S.) 
«  Perta  a.  a.  0. 9,  70. 

7  Pertc  a.  a.  0. 8, 247. 

8  Arnold.  Lubec.  Chron.  Slavor.  lib.  7.  c.  19.  Otto  de  St  Blas. 
ad  libr.  VII.  chron.  Otton.  fVisingens.  ep.  continuatae  historiae  appendix 
<bei  Böhmer  rer.  Germanio.  (Stuttgart  1858.  tom.  8.)  e.  51;  Tgl.  Orupen 
de  uz.  Theot  41.  ff. 

9  Math.  Paris,  ad  a.  1235.  (ed.  cit.)  S.  285. 
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nen  Verlöbnisse  als  Kiuserin  ausgenifea  worden  sei^:  ^^At  Uli 
confirmarunt  nuxtrimonivm  in  anifnvm  impercUoria^  interporito 
iuramento,  offerentes  ei  ea  parte  ipeima  imperataris  annulum  spon- 
salem.  Quem  cum  in  eins  digito  poeuieeent,  pr&nunciaverunt 
ecan  Imperatricem  esse  JRomani  Imperii,  cammuniter  dicentes: 
Viv€U  Imperatria,  vivat^" 

Auch  die  zahlreichen  Concilienbeschlüsse,  die  bis 
ins  sechszehnte  Jahrhundert  hinein  über  die  Uebertretung  der 
kirchlichen  Satzungen  klagen',  und  vor  Allem  die  schon  an- 
geführten Verlobnngsformulare^y  lassen  selbst  für  die 
spatere  Zeit  nicht  bezweifeln,  dass  es  der  Kirche  nicht  gelang, 
ihre  Forderungen  völlig  diurchzusetzen.  Ja,  im  vollsten  Ge- 
gensatze dazu,  schreibt  das  Jülichsc he  Landrecht  noch  im-J^^J^^^^^^^^^^^*  • 
vierzehnten  Jahrhunderte  mit  dürren  Worten  vor': 

„TFifln  ein  man  van  ridderschaft  ein  wyfnemen  wiU  mach  si 
zösamen  geven  ein  leyhe  vur  den  luyden  offenbairlich:  dat  vnsen 
die  ridderschaft  und  scheffen  van  Upiaden,  dat  sye  ein  rechte 
eehtschaft  under  die  ridderschaft  ind  eine  alte  getooenheit,"  und 
Kinder  aus  Ehen,  die  des  kirchlichen  Segens  entbehrten,  wur- 
den auch  von  dem  weltlichen  Rechte  für  legitim  erachtet^. 

1  ebeiidas.S.  283/ 

'  Em  sind  uns  zahlreiche  Eheyerträge  mittelalterlicher  Fürsten  über- 
liefert, hei  denen  jedoch  sehr  häufig  auch  die  kirchliche  Solennisation  er- 
wähnt wird.  Gesammelt  finden  sich  viele  bei  Struve  iurisprud.  heroica 
(/enae  1748.)  1, 137.  ff. 

3  C.  Trevir.  t.  J.  1227.  bei  Hartzheim  a.  a.  O.  3, 529;  C.  Magde- 
burg. ▼.  J.  1266.  ebend.  3,  808;  Stat.  synod.  loann.  ep.  Leod.  v.  J. 
1287.  ebend.  3,  695;  C.  Herbip.  v.  J.  1298.  ebend.  4,  29;  C.  Trevir. 
v.J.  1310.  ebend.  4,149;  C.Olomuc.  v.J.  1318.  ebend.  4, 272;  C.  Salisb. 
v.J.  1420.  ebend.  5,  191;  C.  Herbip.  v.J.  1446.  ebend.  5>  343;  C.  Con- 
stant.  v.J.  1463.  ebend.  5,  465;  C.Magdeb.  v.J.  1468.  ebend.  5,705; 
S.  Varmiens.  v.  J.  1495.  ebend.  5,  665;  Syn.  Basileens.  v.  J.  1503. 
ebend.  6,  15;  Stat  synod.  Misn.  v.J.  1504.  ebend.  6,37;  Stat.  syn. 
Tornae.  v.  J.  1520.  ebend.  6,  154;  Stat.  ep.  Hildesheim.  v.  J.  1539. 
ebend.  6, 388 :  „cum tarnen,  quod  dolenter referimus,  praedicta  clandestina 
matrimonia  saepius  contrahantur^^ 

«  Siehe  oben  S.  26.  ff. 

5  Bei  Lacomblet  Arch.  f.  Oesch.  d.  Niederrheins  1, 123. 

^  Vgl.  Jülichtch.  Landr.  ebend as.  1, 123:  „Item  man  und  frauwe, 
die  sych  mit  heymlicher  trauwen  verloefit  haven,  und  durch  den  geistlichen 
Kichter  mit  Recht  zo  samen  erkant  ubd  gewyst  syn,  und  haven  samen  kinder 
erworven,  und  eyner  van  beyden  stirfft,  ehe  sy  in  der  hilger  kirchen  aider, 
sost  dnrch  den  priester  zo  samen  gegeven  synt,  die  selvige  kynder  werden  in 
deme  lantrechten  vur  elige  kynder  gehalten  und  suUen  als  rechte  Erven 
naefulger  syn  an  allen  vaderlichen  und  moederlichen  Erffschafit  und  gue- 
teren". 
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Kirchucho         Allein  von  Anfang  des  zwölften  Jahrhunderts  aa  erwäh- 
sung  schrei- nen  die  Gedichte  schon  der  priesterlichen  Einsegnung. 

tetvor. 

So  tritt  in  Heinrich  von  Freiberg^  Tristan  der  Bischof 
zur  Trauung  unter  die  fröhlich  Tanzenden^: 


„jDa  8t  nu  frolich  tanzten^ 
in  froude  unibe  swanzten^ 
innen  des  ein  hiachofkevam 
in  den  tanz,  als  ich  vernam: 
sin  omat  mit  zierheit 
haC  er  schone  an  sich  geleit. 
der  herzöge  Jovelin 
und  sin  sun  Kaedin 
die  namen  die  maget  Isoien 
an  sorgen  gar  die  toien^ 
und  fürten  s*  in  den  rink. 
der  hochgemute  jungelink 
von  Parmenie  Tristan 


Der  muste  gern  der  magede  stan. 
Waz  sol  ich  hie  von  sprechen  mef 
der  Inschofim  ze  rehter  e 
gap  Isoien  die  maget, 
undgap  in  ir,  als  diz  buch  saget; 
und  wart  diz  zwischen  in  beiden 
mit  triuwen  und  mit  eiden 
bestaetet,  als  iz  solde  sin: 
er  gap  ir  sin  vingerlin 
und  si  im  daz  ir  wider, 
hie  mit  gesazen  si  nieder, 
vielkerzen  wurden  ufgezunt^ 
man  brdhC  in  trinken  sa  ze  stuni^'^. 


So  giebt  in  Meister  Ottes  Eraklius  der  Papst  den 
Kaiser  Föcas  mit  seiner  „amt€n"  zusammen S  im  Erec  em 
Bischof  Erec  mif  Eniten^  und  so  werden  im  armen  Hein- 
rich^, wie  im  Iwein  die  „Pfaffen"  erwähnt: 


»» 


die  täten  im  die  e  zehant 


si  gäben  im  vrouwen  unde  lant"^,*^ 

1  ed.  cit.  V.  596.  Nach  den  Vonchriften  der  Kirche  sollten  die  Ehen  „m 
fade  ecclesiae^*^  d.  h.  also  nicht  in  Privathäusem  geschlossen  werden;  Tgl.  C. 
^agdeb.  v.J.  1266.  bei  Hartzheim  a.  a.  O.  3,  808;  C.  Olomuc.  v.  J. 
1318.  ebend/4, 272;  C.  Herbip.  v.  J.  1446.  ebend.  5, 348;  Synod.Basil- 
V.  J.  1503.  ebend.  6, 15.  — Dass  dies  nicht  gehalten  wurde,  zeigt  u.  s.  aucb 
Neocorus  Chron.  d.  Land.  Dithmars.  1,  106:  „Up  erlangeter  unde  be- 
scheidener Tidt,  holden  und  schicken  sick  beide  Parte  thom  Gelöfite,  bidden 

ihre  Frunde  unde  andere  gude  Luede erschinen  am  benomeden  Orde, 

itt  si  in  einem  Huse,  edder  wo  nu  an  etlichen  Orden  am  meisten  gebrucklich 
in  der  kerken"  etc.  Siehe  auch  unten. 

2  Siehe  oben  S.  32.  Anmkg.  2. 
9  Siehe  o  b  e  n  S.  29.  Anmkg.  4. 

«  ed.  Massmann  Quedlinb.  1842.  (Anfang  d.  13.  Jahrb.)  v.  2283.  D^^ 
von  ihm  durch  den  Papst  geschiedene  Frau  scheint  aber  der  Kaiser  an 
Päride  vermählt  zu  haben: 

4158:  „Waz  mag  ich  umbe  sagen  m§ 
Der  Keiser  gap  si  PäridS  *^ 
«  5  (Hartmann  von  Aue  ed.  Haupt  Leipzig  1839.)  v.  2117: 
YfNdwas  ouch  komen  der  tac  Was  möhtens  langer  btten? 

daz  £rec  fil  de  roi  Lac  Wan  sf  waren  des  beidiu  firö. 

solde  nemen  frowen  £ntten.  zesamene  gap  st  dd 

eines  bischoves  hant*^ 
^  (von  demselben  ed.  Wackemagel  Basel  1855.)  v.  1512:  „dawaren 
pfaffen  gnuoge,  die  gäbens  im  ze  wtbe  'S 

'  (von  de  mselben.  ed.  Lacdmann  u.  Benecke  Berlin  1843.)  v.  2418. 
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Der   Minnesänger  Bruder  Werner  preiset  die  Geist- 
lichen, denn: 

„wergit  uns  u}q>  ze  rehier  e^f^*" 

und  bei  Gottfried  von  Strassburg  wird  die  kirchliche 
Eheschliessung  als  angemessen  und  glückverheissend  em- 
pfohlen^: 

,,  $0  g^netel  eine  kok  zU  daz  es  pf äffen  und  leijen  sehen , 

wo/,  herrliche  und  rkhe,  der  e  nach  christenHdiemsite; 

da  nemt  si  offenliche ,  da  saeliget  hr  ukh  seihen  mite.     ' 

vor  mögen  und  vor  mannen  ze  e  und  wizzet  waerlichen  daz , 

vnd  rate  auch  zwarey  dazire  uiwer  dmk  solt  immer  deste  baz 

ze  kirchen  ir  gerilchet  jehen ,  zen  eren  und  ze  gute  ergan,^^ 

In  Konrad  von  Würzburgs  heiligem  Alexius  wird 
UDs  sogar  die  Kirche  des  heiligen  Bonifacius  genannt,  wo 
seine  Trauung  mit  der  Adriatica  stattfand',  und  auch  die 
Bilder  zum  Sachsenspiegel  zeigen  uns  den  ehesegnenden 
Priester.  Ein  Geistlicher  legt  in  dem  Bilde  zu  III,  73.  §.  1. 
die  Hände  der  Schöifenbaren  und  des  Biergelden  ineinander, 
>vährend  freilich  an  anderen  Stellen  die  Eheschliessung  nur 
dadurch  bezeichnet  wird,  dasä  Mann  und  Weib  Ringe  gegen 
einander  halten^. 

Ebenso  wird  im  Meleranz  des  Plaiers  der  kirchlichen 
TraauDg  Erwähnung  gethan^: 

„  des  morgens  dö  der  iae  üf  brach  Meleranz  dem  werden  man 

diu  Königin  und  ir  werde  man  gap  man  froun  Tydomien 

riien  üfdie  hure  dan  die  süezen  valsches  frten 

da  man  got  ebenen  wolde  Idbers  dem  Künic  von  Lorgan 

als  man  von  rehte  solde.  gap  man  die  maget  wol  getan , 

do  der  segen  wart  getan  die  Künigin  von  Karedonas  ^^ 

Dann    erfolgt   das  Beilager   und   dann   ein  nochmaliger 
Kirchgang^: 

^  bei  y.  d.  Hagen  Minnesänger  3,  5. 

2  Tristan  u.  Isolde  (ed.  cit.)  v.  1624.  ff. 

3  70.  (ed.  Massmann,  Quedlinb.  1843.) 

D :  „  si  wart  im  als  ein  glich  wtp 
gemahelt  in  dem  tempel  sus 
da  sante  Bonefäcius 
f    der  marteraere  genaedic  ist. 
vil  werder  priester,  wizze  Crist, 
ze  samene  gäben  sie  des  tages". 
Die  Legende  in  den  Act.  San  ct.  lui.  4,251.  ff.  erwähntauch,  dass  ihnen 
y^coronae  ünposiiae  suni^^. 

«  So  in  den  Bildern  zu  I,  3.  §.  8;  5.  §.  1;  36.  UI,  73.  §.  3;  76.  §.  3. 
&  (ed.  Bartech,  Stuttgart  1861.)  S.  348.  t.  12250.  ff. 
«  V.  12325.  ff.  12333.  ff. 
Priedberg,  Eheschlietsung.  ß 
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„  die  naht  si  üblich  lägen  si  stunnden  üfund  fuoren  sd 

liepltdier  lieh  sie  pflägen ,  zuo  dem  münster  in  die  stat 

unz  daz  in  der  iac  erschein  ein  bischofsich  bereite  hat 

do  wurden  si  des  enein  ze  einer  messe  die  er  got  sanc}^ 
daz  si  nihl  langer  lägen  da 

seffenn**d!  Nlchts  dcsto  Weniger  bleibt  es  sehr  zweifelhaft,  ob  der 
Bellager.  tircUichc  Segen  vor  oder  nach  geschehenem  Beilager  erthellt 
wiurde.  In  den  Nibelungen^  und  in  den  Gudrunliedern^ 
geht,  nach  der  im  Ringe  erfolgten  Verlobung,  das  Beilager  vor 
sich^  und  erst  am  andern  Morgen  begeben  sich  die  Paare 
feierlich  in  den  Münster,  und  ebenso  in  anderen  Gedichten, 
wie  dem  Lohengrin^,  dem  Wigalois^,  in  Flore  und 
Blancheflor®,  wo  denn  auch  überall  ein  Lue  die  Eheleute 
zusanunenspricht  ^. 

1  V.  594.  —  «  (ed.  cit.)  S.  176. 

9  Die  zuweUen  auftretende  Forderung  der  Kirche,  dass  die  jungen  Ehe- 
leute, dem  Beispiele  des  Tobias  und  seiner  Gattin  folgend* (Tob.  c.  8.  ▼•  i\ 
in  der  ersten ,  oder  den  ersten  drei  Nächten  sich  der  Beiwohnung  enthalten 
sollten.  —  Vgl.  IV.  Conc.  Carth.  ▼.  J.  898.  c.  13.  Muratori  antiq.  U. 
diss.  20.  col.  111.  Theodor!  poenit  c.  12.  §.  1.  bei  Wasserschleben 
Bussord.  218.  Regino  lib.  II.  c.  152.  Burchard.  Hb.  9.  c.  5.  Bened. 
Levita  Cap.  8,  468.  bei  Fertz  Monum.  German.  4,  482.  —  scheint  in 
Deutschland  wenig  beachtet  worden  zu  sein.  In  Frankreich  wurde 
davon  für  Geld  dlspensirt;  vgl.  Du  Gange  s.*V.„niarcheta^'.  Grupen  de 
ux.  theot.  22.  Durch  £rk.  d.  Pariser  Parlaments  v.  J.  1409.  wurde  das 
jedoch  aufgehoben. 
A  (ed.  cit.)  S.  58: 

„Damit  ging^ns  in  den  ring  sie  beide  mit  einander 
Der  e  man  beidenthalp  verlach 
Der  keiser  mit  Worten  sie  zusamme  sprach' 
Daz  ez  wol  hört  der  ein  und  ouch  der  ander 'S 
Dann  Beilager.  Demnächst  S.  61 : 

„ . . .  ai  kerten  danne  mit  der  vart 

Zu  einer  messe,  die  wolt  ein  pischof  singen  'S 

5  (ed.  cit.)  V.  9420 :  Ein  vingerlin  daz  leit  er  sa 
, ,  Rial  der  Kunech  von  Jerafin  Der  juncfrowen  an  ir  hant 
Gap  die  lieben  frouwen  sin  Da  wider  gap  si  im  daz  lant. 

Im  ze  staete,  nach  ir  bet.  

Mit  rehter  §  wart  an  der  stet  Do  kust  er  die  kunegin 

Diu  staete  gevestent  imder  in  da,  Und  nam  si  in  sinen  gewalt". 

Beilager.  —  9484: 

„  Dar  nach  si  beidiu  giengen  Mit  freude  ane  Sbrgen 

Wol  nach  mittem  morgen  Da  man  in  eine  messe  sanc  ". 

Vgl.  V.  956.  ff.  unten  Anmkg.  7. 

6  (ed.  Sommer  Quedlinb.  1846.)  S.  245. 
f  VgLWigalois956: 

„  Der  Wirt  den  herren  Gawein  bat         Wände  ich  also  gesworen  han  *. 

Ze  leisten  sine  Sicherheit.  Die  maget  hiez  er  uf  stan, 

Er  sprach :  '  Heire  ich  bins  bereit ;        Und  sprach :  '  Nu  nemet  ze  wibe 
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In  Heinrich  von  der  Türlin's  Goldener  Krone  vollzieht 
Gawein  das  Beilager  mit  Amnnfina,  ohne  dass  selbst  eine 
Verlobiuig  vorangegangen  wäre,  leistet  dann  im  Ehebette  einen 
Eid,  sie  zu  ehelichen,  und  unmittelbar  darauf  heisst  es:  ^^Nu  ist 
Gawein  ze  trirte  worden**^.  Des  Morgens  wird  er  dann  zu 
einer  Messe  aufgefordert  ^  —  Und  in  anderen  Gredichten,  wie 
demEngelhard^  demLanzelet^,  demParoival^  Cr&ne^ 
Darifant^  und  in  demLiede  von  derBavennaschlaoht^ 

Die maget  iuwerm  Übe  und  iu  frouwe,  iu  ze  man. 

ze  trinwen  and  ze  rehter  e  *.  Oot,  der  iu  dirre  saelden  gan, 

[lange  bejahende  Antwort  Oaweins]    der  Uz  iu  wol  gelingen, 

und  ruoch  an  allen  dingen 

Do  man  sinen  ernst  ersach,  ze  staeten  iuwer  §re  *^ 

Derwirt  ze  dem  herren  Gawein  sprach:  (das  thut  der  „  ameral  ^*) 

*äit  ez  nn  got  gefuget  hat,  VgL  auch  Heinr.  t.  Tür  lin  (ed.  cit) 

Ad  dem  das  dinc  aUez  stat,  goldene  Krone  v.  13861 : 

Dax  in  diu  magt  beschaffen  ist,  „  Mit  der  hende  er  si  gevienc, 

So  gebe  in  unser  herre  Christ  (d.  h.  Gawein) 

Beiden  saelden  imdere!  Und  sprach:  Lieber  geselle, 

Ob  sie  ez  selber  welle, 

Do  in  der  segen  wart  getan  So  bevilhe  ich  dir  dise  meit 

Knssende  er  si  nmbe  vie."  Ze  einer  solhen  staetigkeit, 

—  Beilager.  —  Diu  nimmer  sergd 

Floren.  Blancheflor:  S.  245:y.  Und  ze  rehte  ze  diner  e. 

7484.  ff.:  

„  er  nam  Blancheflür  bi  der  haut  Sie  sprach  mit  zühten  schone 

und  oneh  FJdren  alsam ;  Herre,  sin  minne  ich  gerne  will, 

ersprschddalsimgezam        '  

guetlich  zuo  in  beiden  Ginöver  gap  ein  Ting^rltn 

*Du  lebent  ungescheiden  Gasozein  ze  minne  pfant 

hinnen  für  iemer  m% :  Baz  stiez  er  ir  an  die  hant 

ich  gibe  in  dise  frouwen  ze  Und  kuste  sie  ungemant  ^*, 

^  ▼.  8632.  Der  Beischlaf  selbst  erfolgte  erst  nach  dem  Gelübde,  so  dass 
wir  hier  alao  tponsalia  cum  copula  subsecuia  haben. 

*  y.  8705.  Auch  hier  wird  spftter  noch  ein  Brantlauf  gefeiert,  ohne  dass 
jedoch,  wie  auch  bei  der  anderen  im  Gedicht  vorkommenden  Eheschliessung 
(siehe  S.  82.  Anmkg.  7.  g.  £.)  einer  kirchlichen  Feierlichkeit  gedacht  würde. 

'  (▼.  Conrad  y.  Würzburg,  ed.  Haupt.  Leipzig  1844.)  y.  4993.  ff. 

4  (y.  Ulrich  y.  Zatzikhoyen,  ed.  Hahn.  Frankt  1845.)  y.  5528. 

^  (ed. cit) 48. b.c.:  „btligenswartgeyrägetdä 

er  und  diu  künegtn  sprächen  jft.*' 

^  (ed.  dt)  y.  2164.  Die  Stelle  ist  für  das  Beilager  bemerkenswerth: 
,,dd  se  de  yrowen  nämen  Ascheloyde  an  Gayols  arm. 

ind  legend  an  den  arm  sin  

dar  wart  munt  an  mundeltn  De  ritter  ind  de  yrouwen , 

mit  Heye  gar  gedrucket,  de  da  wdren  komen  dor  schon  wen , 

do  unter  de  decken  wart  gerucket         de  gingen  yon  danne  gemeine." 

^  Es  ist  möglich,  dass  der  Beschreibung  des  Beilagers,  womit  das 
Fragment  des  Gedichtes,  welches  wir  besitzen,  anftngt,  eine  kirchliche 
Trauung  yoransgeht    Vom  Kirchgang  ist  nichts  gesagt. 

^  y.  d.  Hagen  Heldenb.  1, 868.  ff. 

6* 
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Tvird  wohl  das  Beilager  ausfuhrlich  geschildert,  aber  einer 
kirchlichen  Feierlichkeit  gar  nicht  Erwähnung  gethan. 

Auch  in  Nürnberg  scheint  nach  dem  Wortlaute  einer  aus 
dem  dreizehnten  Jahrhunderte  stammenden  Bestimmung^  das 
Beilager  dem  Kirchgange  vorangegangen  zu  sein,  und  so  all- 
gemein war  diese  Sitte  in  Deutschland  verbreitet,  dass  Bischof 
Konrad  von  Salzburg  i.  J.  1291.  sich  für  völlig  befriedigt 
erklärte,  wenn  die  Eheschliessung  nur  binnen  Monatsfrist  vor 
zwei  oder  drei  Zeugen  vermeldet  würde  ^. 
oiMiie  Ueberhaupt  war  die  bei  dem  niederen  Volke  auch  heute 

noch  unter  dem  Namen  der  Komm-  und  Probenächte,  des 
Kiltgehens  u.  s.  w.  vorkommende  Sitte,  dass  die,  welche  eine 
Ehe  einzugehen  beabsichtigen,  schon  vorher  fleischliche  Ge- 
meinschaft pflegen^,  im  Mittelalter  selbst  bei  den  höheren  Stän- 
den üblich. 

So  schlief  Graf  Johann  IV.  von  Habsburg  wohl  über 
ein  halbes  Jahr  bei  der  Herzlande  von  Bappolsiein,  mit 
der  er  verlobt  war,  und  wurde  erst  dann  von  ihr,  weil  er  zum 
Beischlafe  untüchtig  war,  verschmäht.  Ihr  Oheim  stellte  dar- 
über i.  J.  1378.  eine  eigene  uns  erhaltene  Urkunde  aus^: 
„Es  ist  zu  wissende y  do  mein  Bruder  Ulrich  selige  von  Bappol- 
stein  sein  Dochter  Herzlande  meine  Mume  gelobte  Grave  Rudolfs 
Son  von  Habespurg,  do  lag  derselb  sein  Sun  Hanss  bey  meiner 
Mumen  vorgenant  under  allen  Molen  wol  uf  ein  halb  Jor,  und 
dass  er  dozwischen  mit  Ir  nie  geborte  in  der  Mossen,  als  ob  er 
ein  Man  were,  undt  für  zu  undt  wolt  Ihr  ir  Ehre  habe  genum- 
men  uf  ungebürlich  Wt/se,  undt  dass  sie  von  imme  von  dem  Bette 
fliehen  muste,  undt  das  befant  ir  Vatter  undt  verbott  ir  der, 
dass  sie  nummermer  an  sin  Bette  kommen  sollte^  undt  tet  in  och 
dozumole  enweg  fahren. 

Item  darnach  wart,  do  wart  min  Bruder  selige  siech  undt 
do  er  sterben  woü  .  ...  de  befalch  er  am  Dotbette,  .  ,  .  .  dofs 

1  bei  Bader  NOmb.  Folizei-Ordn.  (Stuttg.  1862.)  S.  61.:  „Ezsolauch 
ein  ieclich  burger  oder  burgerin,  die  die  hohzeit  haben  wollen,  di  praut  des 
morgens,  als  si  des  ersten  nidites  bei  gelegen  ist,  ze  kirchen  fueren."  —  Von 
einem  Kirchgange  vor  dem  Beilager,  bei  dem  doch  die  Personenzahl  ohne 
Zweifel  genau  bestimmt  worden  wäre,  ist  keine  Rede. 

s  bei  Hartzheim  a.a.O.  4,8. 

3  Vgl.  überhaupt  Fischer  Ueb.  d.  Probenächte  d.  deutsch.  Bauern- 
mädchen  (Stuttgart  1858.)  und  für  Holland  7an  Neyn  de  lusthof  de  huve- 
lijken  11.  Scheltema Volksgebruiken 59.  f. 

*  mitgetheUt  von  Köhler  in  Schotten  jur.Wochenbl.  (Leipzig  1773.) 
Jahrg.  U.  S.  683.  ff.,  abgedruckt  bei  Fischer  a.  a.  0. 19.  ff. 
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nene  Dochter  an  Grave  Rudolfs  Sunes  Bette  nimemiee  gelegen 
*oUe,  sie  empfindent  den  vorhin^  dose  er  ein  Mann  were,*' 

Zu  dieser  Probe  stellten  die  Verwandten  der  Herzlande 
dem  Grafen  Johann  eine  Anzahl  Frauen  zur  Disposition,  aber 
auch  die  langwierigsten  Kuren,  denen  er  sich  in  Strassburg 
bei  Meister  Heinrich  von  Sachsen  unterzog,  verschlugen  bei 
ihm  nicht.     So  würde  die  Verbindung  getrennt.  — 

Also  kirchlicher  Segen,  aber  meist  erst  nach  geschlosse- 
ner £he,  nicht  durchaus  nothwendig,  aber  doch  wohlanständig 
und  namentlich  den  höheren  Ständen  angemessen. 

Allein  schon  im  vierzehnten  Jahrhunderte  drang  die  ^i^'- <^«i>r- 
kirchliche  Form  mehr  und  mehr  auch  in  das  Volksbewusst- 
sein  ein,  und  so  fallt  dann  in  dem  Gedichte  von  Metzens 
und  Betzens  Hochzeit^  so  wie  bei  der  vollständig  gleich- 
artigen Trauung,  die  in  Witteüweilers  Ring*  vorkommt, 
(derselbe  ist  freilich  aus  dem  fünfzehnten  Jahrhunderte)  den 
Dichtem  schon  die  Abwesenheit  der  „schuoler"  und  „pf äffen** 
auf. 

Ich  Üieile  aus  den  erwähnten  Gedichten  Einiges  mit, 
schon  um  die  oben  beigebrachten  Beispiele  zu  vervollständi- 
gen, und  den  Beweis  zu  liefern,  dass  sie  nicht  etwa  Singulari- 
täten enthalten.  ^ 

Im  erster en  heisst  es: 

„  nu  steiget  alt  undjtmc  !  si  sweic.  er  vorschtes  aber  me. 

sprach  der  toise  Neodunc.  ^ja  heizet  midtz  mSn  muoier  \ 

*  Bez  du  list  ein  grad  man :  Neodunc  sprach  e  si  entuoder 

Wätu  Mezen  zuo  der  e  han  V  nüU  dar  umbe:  ^gloube  mir\ 

er  sprach :  ^ja  teil  si  mich*.  also  nach  ir  beider  gir 

Neodunc  sprach '  Meze^  gich :  wart  in  diu  i  beschafen 

Wütu  Bezen  han  zfw  der  eV  an  schuoler  un  an  pfafen  ". 

Aber  selbst  bei  dieser  Bauemehe  findet  es  der  Dichter 
passend,  eine  kirchliche  Eheeinsegnung  vornehmen  zu  lassen, 
die  er  freilich,  eigenthümlich  genug,  um  seinen  Personen  eine 
grossere  AiVlchtigkeit  zu  verleihen,  von  diesen  neu  eingeführt 
werden  lässt. 

Am  Tage  nach  der  Verlobung  nämlich: 

,,  do  zagte  mänglich  üfdie  vari  einhalp  meier  Crone  ; 

der  mit  ir  zuo  der  Küchen  wolt.  anderhalp  do  greifst  an 

man  vuartes  als  man  bÜlich  solt  der  grawe  meier  Colman. 

höflich  und  schone ;  Diem  und  Luigart  beide^ 

1  Im  Liederbuche  der  ClaraHätzlerin(ed. Haltaus .  Quedlinb .  18i0. ) 
S.  259. 

2  cd.  cit  S.  140.  ff. 
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den  was  der  brütlouf  leide^  man  gaps  zesamen  als  nu  ie 

wan  si  Mezen  gespüen  wdn  ;  da  her  diu  Hute  hant  getan, 

die  muosien  vor  ze  Kitchen  gän,  die  brüt  hiez  man  daz  paz  enphdn  r 

dö  man  geagnc  und  aHz  ergie,  daz  Imock  bot  ir  der  memer  ^S 

Ganz  ebenso  ist  der  Hergang  in  dem  anderen  Gedichte^ 
nur  dass  hier  des  Dichters  Laune  in  der  Schilderung  eineir 
Bauernhochzeit  überall  komische  Scenen  zu  schaiFen  trachtet^» 
Auch  hier  erfolgt  der  Kirchgang,  aber  wir  erfahren  auch,  was 
bei  derartigen  Gelegenheiten  in  der  Kirche  vorgenommen  zu 
werden  pflegte^, 

„  Also  giengen  seu  da  mit  Daz  wir  chündin  überlaut 

ze  chircken^  do  das  was  der  sitt.  Von  dem  prautgom  und  der  praut 

UndvorcUlem  Volk  dar  zuo 

Do  nu  die  mess  ein  end  genam  In  der  Kyrchen  spat  und  fruoy 

Der  pharrer  ?mob  ze  sagen  an :  Ob  yemant  war  und  wesen  scholt 

Hört^  ir  frawen  und  ir  knecht^  Der  da  wider  sprechen  wolt 

Wisst,  es  ist  der  Kirchen  rechte  Dar  umb  gepeut  ich  bey  dem  parij 

daz  einer  ein  chan  in  nemen  schol  Wer  der  ist  der  bewaren  chan 

Offenleich,  so  iuot  er  wol^  Daz  die  ee  nickt  redieich  sey. 

Nicht  so  haymleich  ane  pfaffen.  Der  sag  es  ze  der  vca-t  hie  pey  *^ 
Dar  zuo  ist  mit  uns  geschaffen. 

Beide  Hochzeiten  enden  in  der  Kirche  damit,  dass  die 
ganze  Versammlung  auf  den  Bräutigam  losschlägt, 

„Ms  dann  ist  der  pawren  sitt^^ 

wie  es  in  dem  ersteren  Gedichte  heisst^,  und  es  ist  bemerken»» 

1  „Des  sprach  fro  Mäezel  so  zuo  Wie  chaum  bestuond  er  auf  der  erd 

in:  Und mocht recht gesprechen:  Ja! 

Ich  waifls nicht,  vfie  ich  gesparen  schol.  Dar  umb  so  vas  sein  antwurt  gra. 
Die  ein  die  saget :  Ich  1er  dich  wol       Des  vard  do  nicht  geachtet  so. 
So  man  dir  hevet  also  an :  Zuo  Mäczen  chert  er  sich  aldo 

Wilt  du  Pertschin  ze  dem  man?  Und  sprach :  Nu  sag  auch,  Mäezel,  an  , 

So  scholt  du  dich  des  ersten  weren       Wilt  du  Pertschin  zuo  dem  man? 
Enwench,  daz  stet  dir  vol  ze  eren.        Mäcz  gedacht  ir  an  daz  leren 
Do  seu  nu  zuo  den  andern  chamen        Und  ward  sich  heven  an  ze  weren. 
Hort  in  Gottes  namen,  amen.  Mit  füssen  und  mit  einbogen 

Sprach  Ochsenchropf ,  hie  schol  ge-  Schlug  sey  umb  so  wol  gezogen, 

schehen  Daz  der  frawen  wol  auf  vier 

Ein  ee,  des  schölt  es  mir  veijehen,       Vielend  nider  also  schier. 
Sag  an,  Pertholt,  pey  deiner  treuw       Do  sprach  Friczo  an  der  vart: 
Oot  wolt,  daz  es  dich  nicht  geruw  1        Tochter  schäm  dich  nicht  so  hart 
Wilt  du  Mäczen  zuo  der  ee?  Und  nim  du  Pertschin  zu  der  ee ! 

Berstchin  dem  was  also  wei  Sey  swäyg,  er  fraget  aver  me, 

Von  frödenindemherczen  geschehen,  Do  sprach  sey:  Sta,  gevelt  es  dir. 
Do  er  sey  biet  komen  sehen,  Also  ward  mit  payder  gir 

Dar  zuo  was  er  ungewan  Die  ee  yeso  geschaffen 

Ze  einer  sach  also  getan,  An  schuler  und  an  phaffen.*' 

Daz  im  die  härel  giengen  zeperg ;  a.  a.  O.  S.  140.  ff. 

2  a.  a.0.  S.  141. 

3  ClaraHätzlerin  a.  a.  O.  S.  259. 
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wertfay  dass  diese  Unsitte,  der  kirchlichen  Verbote  ungeachtet  ^ 

durch  das  ganze  sechszehnte  Jahrhundert^  ja  bis  auf  unsere 

Ts^  fortgedauert  hat;  ich  brauche  wohl  in  letzterer  Beziehung 

nur   an  Immermanns  Hofschulzengeschichte    im   Münch- 

hausen  zu  erinnern. 

Im  fünfzehnten  Jahrhunderte  scheint  die  kirchliche  Ehe-  xv.  jahrh. 

Schliessung  fast  allgemein  üblich  gewesen  zu  sein.     So  singt 

fiosenplüt'  von  dem  Bauer,  der  die  schon  thätlich  gewordene 

Liebe  seines  Knechts  und  seiner  Magd  inne  wird: 

„  Was  hett  der  pawr  ztischaffen 
Er  lieff  geschoind  nach  dem  pf äffen 
Er  gab  die  zej  zu  der  ee 
Si  schiden  sich  furios  ngmmer  tne'' 

und  in  einzelnen  Fastnachtsspielen  erfolgt  die  kirchliche  Ehe- 
Schliessung  auf  der  Bühne. 

So  fordert  der  Vater  des  von  der  Mareth  aus  sponaaUbus 
de  futuro  mit  hinzugekommenem  concubitus  beklagten  Rumpolt, 
den  Official,  der  eben  in  dieser  Sache  Kecht  gesprochen  hat, 
auf: 

y^Herr  offelal,  thret  in  den  ringen 
Und  thuei  ze  sa  samen  geben 
Das  se  füren  ein  elach  leben. 
Officialis  surgit  dicens: 
Chumpt  her,  Rumpolt  und  Mareth! 
Langt  mir  her  die  hendt  peedl 

Et  recipiens  anibas  manus  dicit: 
Well  yr  treten  yn  die  ee 
Willkleich  und  ane  wee 
So  sprechet  alle  paid:  Ja. 

Dicunt  ambo: 
Ja. 

Officialis: 
So  gib  ich  zu  einander  do^^*. 

Ebenso  giebt  im  „Münch  Berchtolt^'  dieser  das  Paar 

^  C.  Colon.  v.J.  15S6.  bei  Hartzheim  a.  a.  0.6,  289.  Vgl.auchdie 
beiThiers  a.  a.  O.  4,  460.  und  464.  angeführten  Synoden  von  Wladis* 
lau  (1568.)  und  Besan9on  (1669.).  Vgl.  auch  die  Bestimmungen  der 
Hoyaschen  K.O.  v.  J.  1Ö7S.  bei  Richter  die  evangel.  Kirchenordn.  (Wei- 
mar 1846.  ff.)  2,  357.,  wo  verboten  wird:  „dass  etliche  sich  nach  der  Copu- 
lation  mit  Feusten  schlagen  undt  alle  gegen  diese  göttliche  Ordnungh  dess 
Eheatandess  sich  nerrisch  anstellen.** 

2  Bei  Olaus  Magnus  a.  a.  O.  lib. XIV.  c.  9.  wird  erwähnt,  dass  die 
Zeugen  sich  gegenseitig  prügeln,  —  „dorsotenus  pugno  se  astantes  impe- 
tunt*^  —  und  als  Motiv  angegeben  „ut  actum  corroborent.**  Nevizanus 
sylv.  nupt.  (ed.  1556.)  lib. '3.  p.  212.  Rabelais  Pantagruel  1. 4.  eh.  12. 
Siehe  unten  S.  96.  Anmkg.  5. 

s  Keller Fastnachtospiele  a.  d.  15.  Jahrh.  (Stuttgart  1853.)  S.  1416. 

«  Keller  a.  a.  O.  987.  ff. 
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ehelich  zusammen^  Ja  sogar  in  dem  „hüpsch  Fastnachts- 
8pyl  von  dem  Elsziin  trag  den  Knaben  und  von  Uoly 
Rechenzahn"*,    wo   der   letztere  aus  sponaalibus   de  prac- 

1  Keller  a.a.O.  577.  f. 

^  Keller  a.  a.  O.  861.  ff.  Ich  will  an  dieser  Stelle  überhaupt  auf  die 
Wichtigkeit  der  Fastnachtsspiele  für  Eherecht  und  Process  aufmerksam 
machen;  vgl.  auch  Phillips  Lehrb.  d.  Kirchenr.  (Regensburg  1859.  ff.) 
976.  —  Ich  theile  hier  aus  dem  erwähnten  Fastnachtsspiele  die  Grund- 
zuge mit: 

£  Isly  (Klägerin) :  Ja,  ich  wölt  thuon,  was  sy  wett; 

Herr  der  official  vememmend  min  Noch  hat  sy  an  den  tag  nit  bracht 
klag,  Dass  sey  mir  der  ee  hab  gedacht 

Die  ich,  thuots  not,  wol  beweren  mag  Und  ich  druf  hab  gesprochen  Ja. 

DerUoly,  der  sich  nennet  Rechenzan, 

Der  ist  vor  Gott,  herr,  min  eelicher        Folgen  Ermahnungen  des  kläge- 

''**^»  rischen  Fürsprechers.    Darauf  ant- 

Nun  sprichet  er  Nein,  und  sprich  ich      wortet  Uoly: 

__.  ,.       .      '   ,       ,    .    ,         ,  Wolan  ich  sichs,  waran  ichs  gfressen 

Wirdiger  herr,  drumb  smd  wir  da.  j^^^^ 

Nun  begär  ich  ein  vergicht  von  im,  dj^  kuntschaft  wil  ganz  wieder  mich 
Dass  er  selb  Sprech  mit  eigner  stimm  y^^^ 

Ja  oder  Nein,  on  furwort,  hie ;  g^  vermag  ichsouch  nit  zuo  verlegen 

Den  wü  ich  sagen,  wo  und  wie.  Und  wU  mich  noch  ein  ding  ouch  be- 

,;  / wegen. 

.  V?        ,  Ich  kam  am  wienächttag  vom  wyn 

Nem,  nem,  das befint sich  nimmermee,  Und  gloub.  ich  syge  trunken  gsyn, 

Dass  ich  sy  genommen  hab  zuor  ee.  .  Und  hab  villeycht  mit  Elsslin  geredt, 

T?"i   1 Dieweyl  ich  sy  holdsälig  anredt, 

o  u~     j-  UTT  I    j   ^L       1      ji  .!_.  In  trunkner  wys,  was  weis  ich  was, 

Scham  dich  Uoly  durch  seel  und  lejb  I  jy^^   ^^  ^z  mir  iez  nüt  dez  bass. 

Du  weist  ich  bm  dem  eelich  wyb.  ^^y  ^^  ^armit  ein  ee  syn, 

•    •    •     \  ;    *.','•,**    ;       So  schlecht  doch  niemer  glück  drin. 
Jetzt  wählen  sich  beide  Parteien        ,^       ,  ah  tt  t       • 

Fürsprecher.    Auf  die  Frage  des        Ermahnungen  Aller  an  Uoly,  sie 
klig^riichenFürsprechersenridert      ««"ehmen;  wm  Vater  sagt- 
Uoly:  3un*  n^yn  Bun,  ergib  dich  dryn, 

Ich  hab  sy  nit  genommen  und  wils  ^*  ^^^^^  "it  mee  anders  sjm 

nit  han  ^^  l>iBt  im  bad :  schwitz  oder  nit  I 

Und  ouch  den  menschen  gern  sehen  ^c^  ^^rk  schon,  was  die  urteil  git, 

an,  Sönd  dan  wir  die  sach  verlieren 

Der  reden  wil,  ich  hab  sy  genon.  Und  denn  gen  Rom  appellieren, 

Ich  weiss  doch  selber  nüt  darvon.  So  ist  es  in  unserm  vermögen  nit ; 

Die  Zeugen  sagen  aus :  Dann  diesem  volk  ist  wol  darmit 

Sy  sprach :  Ich  wil  dir  dass  andingen    ^^^  ^^^  den  handel  trölt  und  trybt, 
Dass  du  mich  zuo  der  ee  solt  han ;         ^^^  ^^^  ^^^  «in  haller  blybt. 
Do  sprach  der  Uoly :  Warumb  des  nit !  ^^'^  kämind  des  an  bettelstab. 
Min  Elsly,  ich  thuon,  was  du  wit.  Sun,  darumb  so  lass  by  zyten  ab ! 

-  Kiägeriscber  Fürsprecher:  Es  folgen  wieder  Zureden  an  Uoly. 

Herr  ofiicial,  was  darf  man  mee?  Der  Schryber: 

Ir  hörend  wol,  es  ist  ein  ee.  Uoly,  Uoly,  wie  bist  ein  mann 

Dass  man  dich  nit  erbitten  kan? 

Uoly:  So  eerlich  lüt  als  mit  dir  reden ! 

Ob  ich  joch  schon  dozmal  hab  gredt.  Es  ist  ein  ee  swischend  üch  beden,  * 
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fenti^  beklagt  und  verurtheilt  wird,  sagt  der  Vater  des  endlich 
nach^benden  Beklagen: 

„  Das  hochzyt  wend  wir  nun  ansehen 


So  bcUd  und  wir  der  wyl  mögend  kan 
So  wend  wirs  auch  hestäten  lan 
Nach  hruch  der  heilig  kilchen  ^\ 

In  demselben  Stücke  verloben  oder  verehelichen  sich 
schliefislich  auch  der  Vater  der  beklagten  mit  der  Mutter  der 
klägerischen  Partei,  die  anfangs  sehr  auf  einander  ergrimmt 
gewesen  waren: 

„  Vater:  Wend  ir  mich  zuor  ee,  sprechend  Ja 
Vor  disen  biderben  lüten  da, 

Mutter:  Ja^ja^  vast  gem^  es  ist  ein  ee 

Geriiwet  uns  beide nimmermee^K 

Ja  in  einem  Weisthume  des  im  Schwarzwalde  gelege- 
nen St.  Peter  aus  den  Jahren  1453  —  84.  wird  geradezu 
denen,  welche  die  kirchliche  Trauung  unterlassen  würden,  mit 
weltlichem  Zwange  gedroht^. 

DaroQ  dich  niemant  scheiden  kan,  tere  Verlauf  oben  im  Texte.    Das 

Der  bapst  der  nemm  sich  sin  denn  an       Stück  schliesst: 
Doch  möcht   es  on  gross  geld  nit  Official: 

gscbehen.  Das  voikli  hat  sich  selb  verricht, 

Was  hulf  ein  gülden  oder  zehen?         Jedoch  han  sie  an  diesem  gricht 
JtLXweif  dryhandertmüstenddran,      Zwölf  guoter  rynischer  gülden  ver- 
£s  mocht  sonst  nit  on  sünd  zugan .  than, 

Uolf  willigt  endlich  ein.  Der  wei-  Die  bettend  sy  wol  selber  behan  *' 

1  Vgl.  auch  die  sponsalia  depraesenti,  welche  Ludwig  I.  von  Baiern 
mit  der  Gräfin  Ludmilla  von  Bogen  eingeht.  Vgl.  Viti  Arnpekhii 
Chron.  Bojoar.  lib.  5.  c.  7.  bei  Petz  Thes.  anecd.  (August.  Vindelic.  1721.) 
3,  2d7 :  ....  „Demum  apud  eam  pro  illicito  amore  dulcibus  verbis,  ut  moris 
est,  vehementer  soilicitavit,  quod  ipsa  caute  ac  proinde  recusavit  Attamen 
eidem  certum  diem,  quo  ad  thalamum  suum  veniret,  praefizit  Interim  ipsa 
arte  pictoria  in  velo  ante  lectum  eius  pendente,  quo  dormire  solebat,  tres 
milites  depingi  perpulchre  fecit,  et  ipso  die  praefixo  alios.tres  vivos  familiä- 
res 8U09  milites  sub  eodem  velo  abscondit.  Ingressus  igitur  princeps,  putans 
eam  ibi  fore  solam,  more  suo  de  illicito  concubitu  institit;  quae  ait,  si  de 
praeoenti  ducitis  me  in  uxorem ,  data  bona  fide  sub  testimonio  istorum  trium 

*militam,  faciam  quae  cupitis.  Quod  ille  illico  parvi  pendens  tres  depictos 
milites  promisit.  At  iUa,  velum  deponens,  inquit:  sitis  itaque  vos  strenui 
milites  testes  huius  reL  Cui  responderunt  milites :  Bene  domina  gratiosa 
audirimas.  His  auditis  Dux  perplexus  cameram  concito  ezivit,  nee  in  anno 
integro  ad  eam  revertitur:  nimirum  finito  anno  nuptias  magnifice  celebravit, 
et  eam  solemniter  in  facie  Ecclesiae  Christiano  more  in  uxorem  duxit;  *'  in 
deutscher  Bearbeitung  in  den  M  o  n.  B  o  i  c.  1 2,  92. 

2  bei  Grimm  Weisthümer  (Göttingen  1840.)  1,  852.:  „Item  wo  zwei 
menschen  bi  einander  sitzend  und  nit  zu  kilchen  gangen  sind  nach  ordnunge 
der  heiligen  kilchen,  denen  sol  man  dristund  nacheinander  gebieten  den 
kilchengang  zu  tund,  und  so  dick  das  nit  gehalten  wird  sol  man  innen  die 
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Bciiflger.  Aber  auch  In  diesem  Jahrhunderte  erfolgte  die  kirchliche 
Feierlichkeit  wohl  häufig  nach  vollzogenem  Beilager^,  und 
nach  den  Worten  des  Salzburger  Concils  v.  J.  1420.  v^-ar 
das  gemeine  Sitte  in  Deutschland^.  Ja,  es  scheint  seihet 
bei  der  Vermählung  König  Maximilians  L  mit  Anna  von 
Bretagne  der  Fall  gewesen  zu  sein;  wenigstens  heisst  es  hei 
Jacob  Unrest:^  „Kuniff  Maximilian  schickt  seiner  Diener 
einen  f  genant  Ilerbolo  von  Polhaim,  gen  BriUannia  zu  em- 
pkalien  die  kunigUche  Braut:  der  war  in  der  Stat  Seims  er- 
liehen  empfangen,  und  daselbs  beschluff  der  von  Polhaim  die 
künigliche  Frawt,  als  der  Fürsten  Gewonhait  is.  das  ire  Sench^ 
potten  die  fürstlichen  Prauwt  mit  ein  gewaptn  Man  mit  den 
rechten  Arm  und  mit  dem  rechten  fus  blas,  und  ain  plos  schwert 
darzvjischen  gelegt^,  beschlaffen.  Also  haben  die  alten  Fürsten 
gethan,  und  ist  noch  di  Gewonhait,  Da  das  alles  geschehen  waf, 
war  der  Kirchgang  mit  dem  Gotsdienst  nach  Ordnung  der  heili- 
gen Kahnschafft  mit  gutem  Fleiss  verpracht^*.  — 

Nicht  alle  mochten  wohl  die  Enthaltsamkeit  des  Thomas 
Platter^  besitzen,  der  selbst  nach  dem  Kirchgange  noch  mit 
der  Beiwohnung  zögerte^. 

Dennoch  aber  zeigte  sich  auch  in  diesem  Jahrhunderte 
zuweilen  eine  vollständig  bewusste  und  absichtliche  Opposi- 
tion gegen  kirchliche  Bestimmungen. 

So  hörte  Johann  Busch,  der  in  den  Jahren  1448 — 56. 

besBrung  abnemen,  u.  boI  innen  der  vogt  danach  ausz  den  gerichten  bieten, 
und  wurden  sie  dem  aber  ungehorBam,  bo  mag  sie  ein  apt  mit  siner  gewalt 
strafen  und  gehorsam  machen  nach  sinem  willen  und  gefallen.'* 

1  Ob  das  bei  der  Ehe  des  Herzog  Albrecht  IV.  t.  Baiern  mit  der 
Tochter  Friedrichs  IL  der  Fall  war,  ist  bestritten;  Tgl.  Falckenstein 
Gesch.  d.  Herzogth.  Baiem  3, 487. 

*  „ut  moris  extitit"  bei  Hartsheim  a.  a.  O.  5,  191.  Vgl.  C.  Con- 
stant.  y.  J.  1468.  ebend.  5, 465. 

8  Chron.  Austr.  bei  Hahn  Coli.  Monum.  (Brunsvigae  1834.)  1, 775. 

^  So  auch  bei  der  Hochzeit  mit  Maria  von  Burgund.  Fugger 
Spiegel  d.  Ehren  Bd.  5.  C.  26.  n.  16. 

&  Thom.  Platter  u.  Felix  Platter,  zwei  Autobiograph,  (ed.  Fechter 
Basel  1840.)  —  Derselbe  lebte  übrigens  im  sechszehnten  Jahrhunderte. 

^  Es  ist  interessant,  zusehen,  wie  die  Zusammensprechung  der  Braut- 
leute vor  der  kirchlichen  Trauung  noch  von  einem  Laien ,  hier  dem  lang- 
jährigen Brodherren  der  Braut,  vorgenommen  wurde  und  wie  der  dabei  ge- 
bräuchliche Ausdruck:  „Zusammengeben*'  schon  auf  das  feste  dadurch  ge- 
Bchlossene  eheliche  Band  hindeutet.    S.  89. :  „Also  Hess  ich  mich  bereden 

und  gab  uns  der  vatter  Myconius  zamen Ueber  etlich  tag  giengen  wier 

zu  Dubendorff  by  des  herr  Myconii  Schwager,  der  was  do  praedicant, 
zkilchen  und  hulten  uns  dhochzyf 
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als  Probst  des  Klosters  Neuwerk  an  der  Saale  fungirte,  dass 
in  Halle  keinerlei  Aufgebote  gebräuchlich  wären.  Er  erliess 
deshalb  an  die  ihm  untergebenen  Geistlichen  der  Stadt  ein 
Verbot,  irgend  eine  Ehe  ohne  vorangegangenes  Aufgebot  ein* 
zusegnen  und  zu  schliessen.  Das  hatte  aber  unmittelbar  nur 
den  ausdrücklichen  Befehl  des  Magistrats  an  die  Stadteinge- 
sessenen zur  Folge,  nach  wie  vor  sich  ohne  vorhergehendes 
Aufgebot  copuliren  zu  lassen,  bis  dann  später  fireilich  der 
eifrige  Propst,  wenigstens  nach  seinem  eigenen  Berichte, 
durchdrangt 

Die  bürgerliche  Rechtsgültigkeit  der  Ehe  war  von  dem  Kirch  nnd 
„zu  Kirch  und  Strassen   Gehn"  abhängig;    das  zeigen  zahl-   gehen. 
reiche  Zeugnisse,  welche  sich  Eheleute  von  Magistraten  und 
anderen  Behörden  zum  Beweise  ihrer  Ehe  ausstellen  Hessen^. 
So  heisst  es  denn  auch  in  den  Orlamündi sehen  Statu- 
ten aus  dem  vierzehnten  Jahrhunderte:'  „Item  unair  Stadt  ge- 
wonheü  ist  auch  wan  sich  czwei  mit  einander  jn  unsir  Stad  vor 
EUchin,  nemUeh  eyn  kneeht  und  eyn  junefrawe  und  die  Dirne 
wirt  jngsfurt  zcu  kirchen  und  zeu  Strassen,  was  sie  guds  zcusa-- 
men  hrengin  das  sal  ir  bede  sin^*,  und  in  einer  Entscheidung 
ans    dem   fünfzehnten    Jahrhunderte    wird    die    Verbindung 
zweier  unmündiger  Ejnder,  die  mit  Kirchgang  und  Beilager — 
wenn  auch  keine  wirkliche  Beiwohnung  erfolgte  —  vollzogen 
war,  für  eine  wirkKche  Ehe  erklärt*:  „gefregt.  iz  v,eren  zu,ei 

1  J.  Busch  de  reform,  monast.  c.  16.  Bei  Leibnitz  Scr.  rer. 
BnmsT.  2,  817.  Schon  Bleck  Gewissensehe  (Halle  1838.)  76.  hat  darauf 
hingewiesen. 

2  Beispiele  finden  sich  bei  Halt  aus  Glossar  german.  med.  aeTi  (Lipsiae 
1 758. )  8.  T.  ,,Kirchgang. "  Ein  Formular  dafar  ist  mitgetheiit  bei  M  e  i  c  h  s  s« 
n er  Formular.  (1568.)  3,  43.:  „Wir  Yogt  u.  gericht  zu  N.  bekennen,  das> 
heut  datams  Tor  uns  erschienen  ist  der  erbar  N.  unser  mitbOrger,  erzelende, 
nach  dem  er  sich  kurtz  Yerschiener  zeit  A.  weiland  N.  bürgers  zu  N.  seligen 
tocher  elichen  verheurat  u.  mit  ir  allhie  bey  ims  nach  chrisüicher  Ordnung  zu 
kirchen  und  Strassen  gangen  ....  erfodderte  sein  notdurfit  solchs  ires  ehe- 
lichen zusamen  komens  kundtschaft  zu  haben So  sagen  wir  bey  unsem 

ampta  und  gerichtspflicht das  benandet  N.  u.  A.  rechte  eheleut  u. 

ailhie  lu  K.  nach  christlicher  Ordnung  zu  kirchen  gangen  sind  auch  auflT 
diesen  tag  eiander  eheliche  beywohnung  thun."  Eben  das.  fol.  44.  ganz 
ähnlich.  So  existiren  denn  auch  noch  Verzeichnisse  der  Leute,  die  gehei- 
rathet  haben.  Das  von  demRathe  zu  Reval  in  den  Jahren  1884 — 50.  an- 
gefertigte ist  abgedruckt  bei  Bunge  Liv-,  Esth-  u.  Ctftland.  Urkb.  (Reval 
1855.)  2, 499. 

3  bei  Walch  Verm.  Beitr.  zu  d.  deutsch.  Rechten  (Jena  1771—93.) 
2,  73. 

A  bei  Bodmann  Rheing.  Alterth.  670.  Bei  Ehen  unmannbarer  Per- 
sonen wurde  auch  wohl  vertragsmässig  die  Zeit  des  Beilagers  hinausge- 
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eUche  lüde,  die  ketten  zwei  kinder,  die  eJieliche  lüde  stürben,  des 
were  das  meidichin  noch  under  sinen  dagen  und  vmrde  beraden 
von  siner  müder  frunden  und  geldrchengii  und  sliefe  bi  und 
neme  iz  der  sweher  bi  sich  und  si  gestorben  in  dem  jare  und 
lechte  man  iz  hin  also  ein  meidichin  und  begert,  abe  der  man 
daz  gut  biUiche  besitzen  solle,  de  vnle  daz  meidichin  noch  under 
sinen  tagen  wasf  des  wart  gewist:  die  unk  iz  gehirchengit  was, 
so  was  eine  rechte  ee  da  und  sal  der  man  daz  gud  sin  lebetage 
besitzen". 
flämischer  Sehr  merkwürdig  aber  sind  die  Bestimmungen,  welche 

Kirchgang.  ...  •      i  r>«  j  •      xt       •  i-^  •• 

m  emzelnen  preussischen  uegenden,  wie  Heringen,  (jrore- 
pach-,  Berga  geltend  waren,  und  die  uns  als  flämisches 
Becht,  welches  theils  für  ganze  Dörfer  Kraft  hatte,  theils  an 
einzelnen  Grundstücken  haftete,  überliefert  sind.  Sie  hatten 
bis  in  spätere  Jahrhunderte  hinein  Gültigkeit^. 

Der  Kirchgang  geschieht  nämlich  in  der  Woche  und  muss 
vorher  dem  Pfarrer,  so  wie  dem  „EUerschulzen"  angezeigt 
werden,  „welcher  Schultze  dann  drey  vom  Rath  darzu  verordnete 
Flämmiger,  so  allemal  Rahts  Cämmerer  seyn,  bestellet,  das  sie 
auf  den  J^edig  Tag  in  der  Kirche  erscheinen ".  Es  wird  dann 
von  den  Kirch^ngem  in  der  Kirche  dem  Pfarrer  geopfert, 
und  darauf  nehmen  sie  vor  der  Kirchthüre  die  Glück- 
wünsche des  Schulzen  und  der  Zeugen  entgegen.  Die  neuen 
Eheleute  sind  dann  verpflichtet,  an  demselben  Tage  ein  Essen 
zu  veranstalten,  bei  welchem  die  zur  Kirche  geladenen  Zeugen 
unter  Strafandrohung  zu  erscheinen  genöthigt  sind^.  „  Wann 
nun  die  Mahlzeit  verrichtet",  so  fahrt  unser  Berichterstatter 
fort,  „muss  der  Kirchner  auffstelten,  benebst  dem  Kircligätiger  und 
dieses  Frawe  in  ihren  Mänteln  vor  dem  Tisch  ersclieinen,  und 
lieset  der  Kirchner  den  aufgesetzten  kirchgangsbrief  öffentlich  und 
stellet  solclien  unter  seiner  Unterschrift  dem  KircJigänger  zu".  — 

schoben.  Vgl.  Urk.  v .  J.  1 S39.  bei  S  u  d  e  n  d  o  r f  Br.  Lüneb.  Urkb.  (Hannover 
1859.)  1,  S3S:  ,,. . .  Wan  Synerdes  dochter  twelf  jar  olt  worden  is  . . .  so 
scholde  use  sone  otte  dama  bin  dren  maneden  bi  siner  dochter  slapen  äne 
vertoch." 

1  bei  Hart kn och  Sei.  diss.  bist,  de  rar.  reb.  pruss.  S.  880.  ff.  Die  an- 
geführten Stellen  hat  dieser  Schriftsteller  wörtlich  der  Schilderung  von 
Aliasverus  Pritsche  in  Supplem.  Speidel.  Besoldian.  S.  86.  ff.  entnom- 
men. Ausführlich  handelt  über  die  Bedeutung  des  flämischen  Kirchganges 
und  bringt  alle  Documente  beiMicholsen  Rechtsdenkmale  aus  Thüringen. 
1.  Liefrg.  (Jena  1852.)  139.  ff. 

2  Diese  Nothwendigkeit  des  Gastmahls  bei  Hochzeiten  bestand  auch 
nach  Stiernhöök  a.  a.  0. 160.  im  Norden.  — 
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Das  ist  ein  s.  g.  „halber ßämischer  Kirchgang "^  der  sich 
von  dem  y^ ganzen** j  zu  welchem  die  Besitzer  anderer  Güter 
genothigt  sind,  nur  dadurch  unterscheidet,  dass  bei  diesem 
zwei  Essen  an  demselben  Tage  abgehalten  werden  müssen. 

VI.  Besultate. 

So  war  denn  der  Kirche  der  Sieg  verblieben,  und  als  Re- 
sultat ihrer  Bestrebungen^  ist  kurz  zu  bezeichnen:  Kirchliche 
Eheschliessung  mit  oder  ohne  besondere  Betonung  der  prie- 
sterlichen Benediction*. 

Wenn  ich  aber  jetzt  die  Functionen  des  Priesters  bei  der^^^pJlJTc-'^ 
Eheschliessung,  die  unwesentliche  Benediction  abgerechnet ^  ^"/jJ^^J! 
wie  sie  in  den  oben  mitgetheilten  Bitualien  sich  darstellen,  mit 
den  Gebräuchen  der  älteren  Zeit  in  Vergleichung  stelle,  so 
ergiebt  sich  unzweifelhaft,  dass  der  Priester  nur  die  Stelle 

1  Es  darf  wohl  auch  hier  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  daas  die 

Eheflchliesauiig  eine  nicht  zu  verachtende  Einnahmequelle  für  die  Kirche 

war.    Vgl.  Statut,  eccl.  Meldens.  c.  a.  1346:  „Ne  uUub  sacerdos  aut 

capellanus  ezigat  aliquid  ante  benedictionem  nuptialem ,  sive  pro  testimonio 

ferendo,  nve  pro  matrimonio  celebrando,  occasione  ferculorum ,  quae  de- 

benioiin  nuptüs.    Celebrato  autem  matrimonio  recipiat  fercula  sua,  et 

exigat,  ü  necesse  fuerit,  publice  sub  excommunicatione**  bei  Du  Gange 

8.  T.  ,,misBafl"4.  col.  1.  S.  443.  vgl.  auch  ss.  ty.  „fercula**,  „nuptiaticum", 

,^archeta'',  „ourilliera^S  „verinuptum".    I.  J.  1282.  wurde  in  Lübeck 

bestimmt,  dass  die  Geschenke  der  Brautleute,  wie  der  Wöchnerinnen, 

keiner  Beschränkung  Seitens  der  Stadt  unterliegen  sollten;  Cod.  dipl. 

Lubec  2, 284.  (Lübeck  1843.  ff.) 

'  VgL  darüber  Hahn  Lehre  v.  d.  Sakramenten  (Breslau  1864,)  178. 

^  Sie  fiel  bei  zweiten  Ehen  fort.  Vgl.  oben  S.  10.  Anm.  4.  Vgl.  auch 
Hefele  Beitr.  z.  Kirchengesch.,  Archäol.  etc.  (Tübingen  1864.)  53.  Im 
Norden  nur  bei  zweiten  Ehen  der  Frauen;  vgl.  Stat.  C.  Sudercop.  v.  J. 
1441.  bei  Reuterdahl  a.  a.  O.  S.  126.  Anderswo  sollte  die  Celebration 
nur  des  Nachts  geschehen^  z.  B.  bei  Du  Gange  s.  v.  „maritagia  recalefacta'^ 
Lauriere  Dict.  de  droit  fran9.  s.  „Nocesrdchauffäes^'. — Auch  die  Volksmei- 
nung war  solchen  Ehen  ungünstig,  so  bei  den  Germanen  (vgLWeinhold 
a.  a.  O.  S.  303.)  und  besonders  in  Frankreich,  wo  sie  Veranlassung  gaben 
das  Chariyari,  den  Ursprung  unserer  modernen  Katzenmusiken,  aufzu- 
führen, d.h.  all*  die  heidnische  Maskerade  und  Lustigkeit  zutreiben,  die  sich 
bei  anderen  Gelegenheiten  nicht  mehr  geltend  machen  durfte;  vgl.  darüber 
aauTalAntiq.de  Paris  3, 646.  DuM^ril  a.  a.  O.  S.81.f.  Thiers  a.a.O. 
4,479.ff.  P  eignet  bist  du  charivari.  Du  Gange  s.  h.v.  Phillips  Ueb. 
d.  Urspr.  d.  Katzenmus. ;  auch  in  Verm.  Sehr.  3,  75.  ff.  Sie  wurden  vielfach 
kirchlicher-  wie  staatlicherseits  verboten  (vgl.  Bspll.  bei  Graverol  AiT§ts 
notables  du  Pari,  de  Toulouse.  S.  332 .  MarteneetDurand.  ampl.  coli. 
7,  1271.)  —  dauerten  aber  an  einigen  Orten  bis  auf  unsere  Zeiten  fort. 
Richard  Trad.  popul.,  croyance,  superstit.,  usages  et  cout.  de  Tancienne 
Lorraine  216.  Deperry  Ess.  sur  les  moeurs  et  usag.  sing,  du  peuple  dana 
lePayadeGexie. 
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des  alten  Fürsprechers  eingenommen  hat — Wie  dieser 
forscht  er  nach  der  Einwilligung  der  Brautleute,  wie  dieser 
übergiebt  er  die  Frau  dem  Manne ,  wie  dieser  ordnet  er  die 
Dotalverhältnisse;  und  wenn  es  in  dem  Parochiale  des 
Erzbischofs  Ernst  von  Köln  für  die  Diöcese  Löwen  v.  J. 
1592.  vom  Priester  heisst^:  ,,8pon8Um  ad  sinistrum  suum  latusj 
sponsam  ad  dexteram  constiiuet,  deinde  annulum  sibi  dari  a  sponso 
peiet,  simul  rubeas  (si  haben  possint)  chirothecas,  qvibua  imnt 
tres  nummuli  argentei,  loco  arrhae  sponsae  dandae:  Annulo  di- 
gito  8iu)  imponet  Sacerdos,  et  chirothecas  manu  aervabit  tantüper, 
danec  eaa  manui  sponsae  imponet/*  und  dann  fortgefahren  wird, 
dass  nach  der  Segnung  des  Binges  und  nach  beiderseitiger 
Consenserklärung:  „conversus  sacerdos  ad  sponsum  et  spansamt 
accipiet  deasteram  sponsi  et  Uli  chirothecas  rubeas  (cui  insint  loco 
arrhae  nummuli  tres)  imponat.  Deinde  manum  dexteram  spomcu 
dexterae  sponsi  implicabit,  et  hie  complicatas  uiriusque  deateras 
stola  collo  dependente  circumligabit  ....  Tunc  utriusque  dejB- 
ieram  dissolvat  sacerdos,  relictis  chirothecis  in  dextera  sponsae,  et 
annulum  ex  suo  digito  extrakens,  sponso  tradaf,  wer  wird  da 
nicht  unwillkürlich  an  die  oben  angeführte  Kölner  Verlobungs- 
formel  mit  ihren  „XII  Tomescken"  erinnert? 

Die  ,,nummuli"  sind  hier,  wie  die  „tortiescken**  dort,  der 
Preis  für  das  mundium,  den  in  alter  Zeit  der  Mundwald  be- 
hielt, der  später  der  Braut  gegeben  wurde,  sie  sind  der  alte 
fränkische  soKdus  et  denarius,  der  Priester  ist  der  alte  Für- 
sprecher. 

Ich  erinnere  auch  hier  wiederholt  an  die  oben  mitgetheil- 
ten  französischen  und  englischen  ßitualien,  bei  denen 
ich  die  allmähliche  Veränderung,  die  in  den  Functionen  des 
Priesters  vorging,  sein  allmähliches  Eintreten  in  das  Amt  des 
Mundwalds  zu  zeigen  versucht  habe,  bei  denen  überall  Bemi- 
niscenzen  an  den  alten  Brautkauf  zu  finden  waren. 

Ich  füge  hier  noch  zwei  französische  Ritualien  hinzu, 
die  uns  zwar  beide  den  Priester  schon  in  der  Fülle  seiner  Be- 
fugnisse zeigen,  die  aber  beide  in  Bezug  auf  den  Brautkauf 
merkwürdig  sind. 

In  dem  Bituale  von  Amiens'  nämlich  heisst  es,  nachdem 
der  Priester  die  Eheleute  mit  den  Worten:  „Jean  je  vous  danne 

1  Leod.  1592.  S.  185. 

2  bei  M arten e  a.  a.  O.  I,  2,  632. 
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Marie.  Marie  je  vous  donne  Jean^^  zusammengegeben  hat,  ganz 
ähnlich  wie  in  dem  80  eben  erwähnten  Kölner  Parochiale: 
„.  .  .  Seqtdtur  benedidio  annuK,  ei  non  benedicatur,  et  debet 

poni  eupra  Kbrum   cum  XIII  denariia^ Quo  benedicto 

dUirtbuatur  argenium  praut  eacerdoti  videbitur  eapedire,  eed  ad 
mnuB  debent  free  denarii  reeervari.  Et  aepergat  eacerdoe  an- 
nubim  aqua  benedicta  dicendo  in  nomine  Patris  et  Filii  et  Spiri- 
tus eancti.    Amen. 

Poet  aeeipiiU  sponsua  annulum  de  manu  sacerdotie  cum  ar^ 
genta  tribus  digitie  tenens,  et  dicat  Habens  argentum  in  media 
manuK 

Marie  de  cet  anneau  fespouse,  et  de  cet  argent  te  honoure 
et  de  man  corps  te  doue" 

Ganz  ebenso  ist  der  Vorgang  in  dem  Rituale  von  Limo- 

ges'y  nur  dass  hier  die  Bestimmung  über  die  Yertheilung  der 

dreizehn  Denare  fehlt,  viehnehr  der  Braut  die  ganze  Summe 

übergeben  werden  musSy  diese  Uebergabe  aber  auch  ohne  die 

Vermittlung  des  Priesters  unmittelbar  vom  Bräutigam  erfolgen 

kann.     Dieselben  Worte  aber,   welche  der  Bräutigam  nach 

diesem  Bituale  an  die  Braut  richtet,  spricht  er  auch  in  einem 

Pariser:  ^Morie  de  cest  ahelje  fespouse,  et  mon  corps  t'honore, 

et  te  doue  du  douaire,  qui  est  diviziez  entre  mes  amis  et  les 

tiens.*'  — 

Da  aber  so  der  Brautkauf  fast  in  allen  Kirchen  bei  der 
Eheschlieesnng  angedeutet  wurde,  und  da  das  ganze  Cere- 
moniell  einen  überwiegend  symbolischen  Character  hatte,  und 
meist  nicht  auf  einen  Wohlthätigkeitsact  hinauslief,  so  hielten 
wohl  die  Kirchen  eigene  Geldstücke,  die  von  jedem  Bräutigam 
jeder  Braut  gegeben  wurden,  und  die  nach  gemachtem  Ge- 
brauche an  die  Kirche  zurückfielen^.  Wenigstens  hatte  Mar- 
tene  eins  in  der  Kirche  zu  Tours  gesehen,  welches  auf  der 
einen  Seite  die  Aufschrift  hatte:  ^^Tournois.  Denier*^  —  ent- 
sprechend dem  alten  „Solidus  et  Denarius",  den  kölnischen 

1  In  Berry  helut  deswegen  noch  das  Geschenk  des  jungen  Ehemannes 
an  »eine  Frau  „le  treizain**.  D  u  M  öril  a.  a.  O.  S.  81. 

*  NachDusevei  Hist.  d'AmiensS.  267.  gab  der  Bräutigam  dabei  der 
Braut  auch  eine  Ruthe. 

s  bei  Martene  a.  a.  0. 1, 2,  641. 

4  So  scheint  es  auch  mit  dem  Ringe  der  Fall  gewesen  zu  sein.  In  den 
Cent  nouYelies  Nouvelles  (ed.  Jacob  Paris  1858.)  nouy.  53.  S.  239. 
wird  Ton  dem  „anneau  du  moustier*'  gesprochen. 
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Tomeschen  —  und  auf  der  anderen:  „Pour  eponser^',  und  von 
welchem  er  die  beifolgende  Zeichnung  giebt^: 


Eine  ähnliche  Münze  ist  auch  in  der  Archaeologia'  be- 
kannt gemacht  worden,  die  auf  der  einen  Seite  zwei  Lilien 
trägt  mit  der  Inschrift  „pour  epouser",  auf  der  anderen  ein 
Herz,  dessen  Spitze  auf  zwei  verschlungenen  Händen  ruht, 
mit  der  Inschrift  „Denirs  defoy",  — 

Auch  die  oben  angeführte  Kölner  VerlobungsformeP 
selbst  kann  einen  Belag  für  meine  Ansicht  abgeben^  denn  die 
ganze  umständliche  Umschreibung  der  Person,  welche  die 
Ehegatten  zusammengiebt  —  „«o  wer  irre  zwe  zosamen  geven 
sal  z6  der  e"  —  „der  gene  der  ei  ze  hofgtfV  —  „der  gene  der 
si  zosamen  giß"  —  ist  absichtlich  und  berechtigt  zu  der  Be- 
hauptung, dass  die  Formel  sowohl  für  einen  Laien,  wie  für 
einen  Priester  anwendbar  sein  sollte,  sowohl  für  einen  Für- 
sprecher als  den  ihm  von  der  Kirche  substituirten  Pfarrer. 

Ebenso  ist  in  dem  von  Wackern agel^  aus  einer  Bres- 
lauer Handschrift  mitgetheilten  Trauformulare,  wenigstens  eine 
symbolische  Handlung  des  Priesters,  ein  Schlag  auf  die  Schulter 
des  Bräutigams,  um  seinem  Gedächtnisse  nachzuhelfen^,  der 
des  früheren  Fürsprechers  entsprechend. 

^  a.a.  0.1,2,607.  Indem  imCodematrim.  76.  abgedruckten  Pariser 
Ritual  S.  S58.  heisst  es:  „Nummus  yero,  qui  in  Signum  constitutae  dotis 
datur  sponsae,  unicus  vel  multiplex  benedici  potest."  * 

a  17, 124. 

9  Ueber  die  Reste  des  Brautkaufes  im  heutigen  Frankreich  vgl. 
Deperry  a.  a.  O.  S.  14.  DuM^ril  a.  a.  O.  S.  30.  Dieser  letztere  sieht 
in  der  ganzen  Form  nur  eine  missverständliche  Uebertragung  der  römischen 
coempiio  und  hlSltper  aolidum  et  denarium  für  identisch  mit  per  aes  et  Ubram. 
£s  braucht  wohl  kaum  gesagt  zu  werden,  dass  das  Missverständniss  ganz  auf 
seiner  Seite  ist  Doch  hat  er  in  seinem  Irrthume  schon  zahlreiche  Vorgän- 
ger gehabt. 

^  bdi  Haupt  Ztschr.  2,  555:  „Et  sie  percute  eum  supra  capulas.**  Ich 
erinnere  an  das  römische  antestari, 

^  Das  dürfte  auch  die  richtige  Erklärung  des  oben  erwähnten  Gebrau- 
ches sein ,  dass  die  Brautleute  vor  dem  Beilager  oder  bei  der  Trauung  ge- 
prügelt wurden.  Vgl.  auch  Rabelais  Pantagruel  1.  IV.  eh.  12:  „Les 
paröUes  dictes  et  la  marine  baisde,  on  son  du  tabour,  vous  tous  baillerez 
Tung  k  Taultre  du  soubvenir  des  nopces:  ce  sont  petitz  coupz  de  poing .... 


VI.  Resultate.  97 

Endlich  mag  auch  noch  daran  erinnert  werden,  daes  auch 
in  Deutschland  selbst  am  Ende  des  sechszehnten  Jahrhunderts 
zuweilen  bei  der  Trauung  nur  ein  Ring  vom  Bräutigam  an 
die  Braut  gegeben  wurde.  Freilich  war  man  sich  der  wahren 
Bedeatong  dieses  Actes  nicht  mehr  bewusst,  ja  suchte  ihn  im 
Gegentheile  durch  eine  künstliche  Symbolik  zu  erklären,  aber 
man  bewahrte  doch  so  unwillkürlich  die  Continuität  des  alten 
Rechts. 

In  der  Frischl in  sehen  Beschreibung  der  i*  J.  1598.  ge- 
feierten Hohenzollerischen  Hochzeit  heisst  es,  nachdem 
die  Consenserklärung  ausgetauscht  ist:^ 

„Auff  diss  begert  er  bald  den  Krantz^ 
Vom  Fräwlin  Braut,  so  zierlich  gantz^ 
Welcher,  von  gutem  Gold  gem<idit, 
Mit  Edelsteinen  köstlich,  nach  prachi. 
Der  Bischoff  denselh  setzet  au  ff, 
Dem  Bräutigam^  und  sprach  darauff: 
Der  Mann  soll  sein  des  Weybes  Krön, 
Das  Haupt  und  Zier,  der  Herre  schon. 
Das  Weib  verhalten  aber  sich, 
Gegen  den  Mann  demütigklich 
Damach  vom  Bräutigam  begert 
Den  Fingering  und  das  erklärt 
Wie  der  Ring  sei  von  guttem  Gold, 
So  solle  sein  der  Mann  gar  hold,  ^ 

Dem  Weib  sie  lieben  und  in  ehren, 
Mit  jr  sein  stamm  und  nahmen  mehren. 
Die  Liebe  soll  auch  sein  rotund^ 
Gleich  tote  der  Ring  von  Hertzen  grund. 
Darauff  den  Ring  also  bewegt. 
Dem  Fräulein  Braut  hat  angesteckt. 
Der  Bischoff  darauff  sie  ermahnt 
Einander  zu  geben  die  Hand, 
Und  gaben  sie  zusamen  beyd 
Im  Namen  der  Dreyfaltigkeit^^. 

TeLz  coups  seront  donnez  en  riant  selon  le  coutume  observ^e  en  toute» 
fian9ailles/* 

1  (ed.  Biriinger  Freiburg  1860.)  S.  86. 

>  Der  Kranz  ist  kein  ursprünglich  deutsches  Symbol,  sondern  von  der 
Kirche  aus  dem  Alterthume  beibehalten,  Ter tuil.  de  coron.mil.  c.  18.  Chry- 
soBthom.IX.  in  ITimoth.;  so  auch  in  der  griechischen  Kirche,  Dal- 
laway  Constantinople  ancientand  modern  S.  875;  in  England:  Ch au cer 
Canterbury  tales  t.  8257.  Frankreich:  Du  M^ril  a.  a.  O.  S.  19.  f. 
Roquefort  vie  priv^e  des  Ftan9ais  2,  247;  im  Norden:  Ihre  Glossar. 
Sueo-Ooth.  col.  1164.  s.  y. „Krona^*  siehe  oben  S. 82;  in  Deutschland: 
Weinhold  a.  a.  O.  S.  258.  f. 

9  Noch  heute  hat  in  der  Umgegend  von  Weimar  auch  der  Junggeselle 
einen  Kranz  (im  Knopfloche).    Schmidt  a.  a.  O.  S.  19. 

4  VgL  Herolt  Sermon  discip.  serm.  25:  „Ad  ostendendum  quod  amor 
ille  debet  habere  perpetuitatem,  quod  nunquam  finiatur  nisi  per  mortem.^* 

Frieiberg,  Ehe»chlie»9ung,  7 
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Besaitate.  Wenn   ich   nun   schliesslich   den  Entwicklungsgang  der 

Eheschliessung  noch  einmal  mit  wenig  Worten  characterisiren 
willy  so  lässt  sich  kurz  sagen:  dass  der  Consens  der  Ehegatten 
beständig  das  Wesentliche  blieb,  dass  hierin  die  volksthümliche 
Anschauung  mit  den  Forderungen  der  Kirche  übereinkam, 
dass  die  Pfarrer  allmählich  die  Fürsprecher  der  früheren  Zeiten 
verdrängten  und  an  ihre  Stelle  traten,  dass  endlich  ihre  Mit- 
wirkung bei  der  Eheschliessung  immer  dringender  gefordert 
wurde  9  wenngleich  die  Gültigkeit  der  Ehe  nicht  von  ihr  be- 
dingt war. 


Zweites  Buch. 
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ZWEITES  BUCH. 
Das    Concilium    Tridentinum. 

1.  Die  Schäden  de«  geltenden  Bechto.    II.  Die  Refonn  des  THenter  ConcUs.    in.  Die 

Beccption  des  titdentinischen  Rechte:  1.  Spanien  und  Portogel.  2.  Polen.  S.  Die  stid- 

amcrikanltchen  Stuten.  4.  Die  deatecben  Staaten :  a.  Oesteirelch.  b.  Balern. 

I.    Die  Schäden  des  geltenden  Bechts. 

Die  Mänirel  eine«  Efaerechts,  welches  für  die  Eheschlies- <^^«"c*!'*- 
snng  kerne  festen  und  bindenden  Formen  aufstellte,  mussten  "'*'^«>*>i«'^- 

•  V   •  «i/»!»^»!  iich.Recht«- 

«ich  m  mannichfacher  Beziehung  fühlbar  machen.  zoetandcs. 

Es  war  nicht  das  Schlimmste  5  dass  häufig  Ehen  einge- 
gangen wurden  y  denen  das  Hindemlss  der  Blutsverwandte 
Schaft  entgegenstand,  wenngleich  das  vor  Allen  den  Wider- 
stand der  Kirche  gegen  heimliche  Ehen  hervorrief,  sondern 
auch  Doppelehen  wurden  möglich,  da  das  Bestehen  der  einen 
Ehe  oft  genug  kaum  zu  beweisen  war^,  und  dadurch  ein  Zu- 
stand herbeigeführt,  dessen  UnerträgUchkeit  in  den  folgenden 
Worten  Luthers  nicht  zu  übertrieben  geschildert  wurde^. 

1  Vgl.Synod.  Yarmieng.  t.  J.  1495.  bei  Hartzheim  a.  a.  0.5,665. 
PallaTiciniHist.  Conc  Trid.  (Antverpae  1678.)  8, 216. 

^  Die  Verwirrung  in  Ehesachen,  dieDöllinger  Bef.  Gesch.  2, 442.  if. 

allein  dem  Einflüsse  der  Reformation  zuschreibt,  war  zum  guten  Theile  schon 

Torher  Torhanden ,  wenngleich  nicht  geläugnet  werden  soll,  dass  sie  durch 

die  Reformation  noch  vermehrt  wurde.    So  lassen  sich  allein  in  Breslau 

in  wenigen  Jahren  (1474— Sl.)  mehrere  Fälle  der  Bigamie  und  eine  Trigamie 

nachweisen;  Tgl.  Klose  a.  a.  O.  bei  Stenzel  a.  a.  O.  8,  6S.  72.    Vgl.  auch 

die  vielen  gegen  Bigamie  erlassenen  Verordnungen  (Jarcke  Handb.  d. 

Strafir.  [Berlin  ISSC]  8, 65.  kennt  gar  keine),  die  zusammengestellt  sind  in 

meiner  Schrift  de  finium  etc.  S.  107.  f.  —  Dass  aber  die  vonDölÜnger 

bei  den  Protestanten  gerügte  Sittenlosigkeit  auch  in  katholischen  Ländern 

des  sechssehnten  Jahrhunderts  zu  finden  war,  darf  seinen  Anschuldigungen 

gegenüber  nicht  verschwiegen  werden;   vgl.  Urk.  d.  Bisch.  Anton  v. 

Gurk  V.  J.  1587.  bei  Gärtner  Salzburgische  gelehrte  Unterhalt.  (Salzburg 

1812.)  2,  158.  £:  „So  ist  bey  hohen  und  niedern  Stand  ytz  laider  der  Ehe- 
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„Aho  ging  mirs  im  Kloster  auch",  jsagt  er  In  seinen 
Tischreden S  „oder  wo  man  für  den  offidal  kam,  so  schwur 
sich  eines  vom  andern,  freieten  wieder.  Damach  kamen  sie  zu 
mir,  oder  einem  Andern  in  der  Beichte  und  sprachen:  lAeber 
Herr,  ich  Jiabe  itzt  eine  Frau,  der  hat  ichs  heimlieh  gelobt;  tote 
thue  ich  ihm  immermehr?  Helft  mir,  lieber  Herr  Doctor^  dass 
ich  nicht  verzweifele.  Denn  Greta,  mit  der  ich  mich  am  ersten 
verlob  hab,  ist  mein  recht  Eheweib.  Aber  diese  Barbara,  die 
mir  darnach  vertrawet,  ist  nicht  mein  Weib,  und  muss  doch  bei 
ihr  schlafen?  Jene  darf  ich  nicht  nehmen,  die  ich  doch  gerne 
möcht  Jiaben,  da  es  sein  könnte;  aber  ich  kann  nu  nicht;  denn 
ich  habe  eine  Andre,  so  hat  sie  auch  einen  Andern;  doch  weiss 
es  Niemand,  dass  sie  mein  Weib  ist,  denn  allein  Gott  im  Hirn-- 
mel,  dem  ist  bewusst.  0,  ich  werde  verdampt,  ich  weiss  keinen 
Eath". 

Um  so  mehr  aber  musste  die  Leichtigkeit,  mit  der  die 
Ehen  geschlossen  werden  konnten,  die  bequeme^ Formlosig- 
keit der  Heirath  ins  Gewicht  fallen,  da  ihr  die  Auflösungs- 
fähigkeit  der  Ehen  nicht  entsprach,  und  so  das  nöthige  Cor- 
rectiv  fehlte. 

„  Quaesitum  est,  an  etiam  solo  nutu  possit  contrahi  matri- 
monium",  heisst  es  bei  Erasmus^,  „et  responsum  est  passe. 
Quaesitum,  an  literis  scriptis  ooiat  matrimonium,  responsum  est 
coire.  Quaesitum  est,  an  signo,  veluti  si  quis  nummi  fracti  dt- 
midium  det  puellae,  responsum  est  coisse  matrimonium.     Quaesi- 

bnich  gemain'*  etc.  Mandate  u.  Landtgebott  Herz.  Maximil.  I.  v. 
Baiern  t.  J.  1698.  fol.  XXII.  „..Dieweil  solches  lasster  (d.  h.  die  Un- 
zucht), ungeacht  der  scharpffen  einverleibten  straffen,  je  lenger  je  mehr 
überhand  nemmen  wil-....^*  etc.  Vgl.  überhaupt  Sugenheim  Baiems 
Kirch-  u.  Volkszust.  i.  sechsz.  Jahrh.  (Giessen  1842.)  532.  ff.  Lipowski 
Baiems  Kirchen-  und  Sitten-Polizei  unter  seinen  Herzogen  u.  Churförsten 
(München  1821.)  105.  ff. 

^  Werke  (Erlang.  Ausg.)  62,  230.  Vgl.  auch  Erasmus  de  matr. 
Christ  (Lugd.  Batav.  1650.)  69 :  „Quod  si  quis  per  verba  praesentis  temporis, 
sed  ficte  prolata,  contraxit  matrimonium,  acdeinde  cumalia  pacisciturex 
animo,  etiamsi  intercess'erit  iusiurandum,  copula  et  proles  successerit,  tarnen 
ad  priorem  redire  cogitur.  Si  obtemperat  Ecclesiae  iudicio,  provocat  iram 
Dei :  si  non  obtemperat,  feritur  anathemate.  Quid  faciet?  £  duobas  malis 
quod  levius  est  eliget,  patienter  feret  hominis  fulmen,  ne  dirino  fulmine 
pereat  in  aetemum.  Episcopum  incusare  non  potest,  qui  suo  functus  est 
officio.  Sibi  imputet,  qui  ficte  promiserit,  si  levissimae  rei,  ut  ait  Plato, 
graTissimas  poenas  dare  cogitur.  Et  tarnen  alteri ,  quae  nihil  peccaTit,  non 
licet  secura  conscientia  nubere:  maritum  habet,  quem  nee  tenere  potest, 
nee  amittcre." 

2  a.  a.  O.  67.  f. 
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tum  est,  an  per  procuratores  inter  absentes  eoiat  matrimordum, 
responsum  est,  coire,  si  procurator  a  certa  persona  de  contraJusndo 
cunx  certa  mandatum  acceperit,  Quaesitum  est,  an  facto  ßat 
ratwn  mairimomum,  vebUi  si  iuvenis  dieat:  Si  me  hohes  pro 
coniuge  da  basium;  responsum  est  coire.  Quaesitimi  est,  an 
silentio  coeat  matrimonium,  veluti  si  pueUae  pater  dieat  patri 
iuvems:  Do  filiam  meam  uxorem  filio  tuo:  rursum  proci  pater 
respondeai.  Et  ego  ßlium  meum  do  maritum  ßUae  tuae,  si  nee 
iucenis,  nee  puella  eontradicat,  sed  tantum  obtieeseat  uterque, 
reUum  erit  matrimonium*'. 

Und  dazu  jene  starre  Unauflöslichkeit  der  Ehe,  die  nur 
eine  Trennung  von  Tisch  und  Bett  gestattete,  dazu  die  Theorie, 
dass  „  die  Kanlewt  sollen  .  .  .  gar  ßeissiklieh  bedenken.  Erst- 
lich unnd  am  maisten  das  saeratnent,  des  die  kanlewt  ain  jnstru- 
ment  seitm,  und  dermassen  zesamen  ffcfuoegt,  daz  sy  nymmermer 
voneinander  geschiden  moegen  werden,  umb  das  sy  sollen  sein, 
mit  irer  unzertrennlichen  ainigkait,  ain  pildniLss  der  geistlichen, 
christenUchen  und  gotUchen  ainigkait**^. 

Besonders  ^  aber  war  dem  germanischen  Rechtsbewusst- ^^'•^^jjj^"^^ 
sein  anstossigy  dass  die  elterliche  Einwilligung  in  die  Ehen  ^°^^y,"^' 
der  Kinder  rechtlich  völlig  indifferent  wurde,  eine  Erscheinung, 
die^  so  lange  das  alte  deutsche  Kecht  der  öffentlichen  Ehe- 
schließung geltend  gewesen  war,  selten  hatte  Platz  greifen 
können,  und  nie  rechtliche  Anerkennung  gefunden  hätte ^,  die 
aber  als  Consequenz  des  kanonischen  Rechts,  als  unmittelbare 
Folge  des  Sacramentsbegriffes  der  Ehe  im  Gegensätze  selbst 
zu  den  firüheren  Lehren  der  Kirche  auftrat^. 

Es  war  den  Forderungen  einer  vorgeschrittenen  Civilisa- 
tion  schon  durch  die  Vorschriften  Genüge  gethan,  welche  den 

1  Berthold  Bisch,  t.  Chiemsee  Tewtsche  Theologey  c  99.  (ed. 
Reithmeier  München  1852.)  S.  682.  —  Gegen  die  Unauflöslichkeit  der  Ehe 
eiidärte  sich  daher  auch  Erasmusin  den  Annot  in  Nov.  Test  (Basil.  ap. 
Fraben.  1515.)  1.  Corinth.  Vgl.  Richter Beitr.  z.  Gesch.  d.Ehescheidung8r. 
(Berlin  1858)8.8.  f. 

'  Siehe  oben  S.  24.  f. 

»  Vgl. Rieh tcrK.R.  §.267.  —  Schwabensp.  Art  55:  „Swenne  der 
iongelinc  zevierzehen  iam  komen  ist.  so  nimt  er  wol  elich  wip.  ane  sins 
Tater  willen  nnd  hat  er  nit  vaters  und  hat  er  ander  phleger.  wider  der  willen 
taot  er  es  och  woL  also  ob  der  Knabe  und  diu  iuncfrowe  ir  fleisch  zuo  ein 
ander  gemischet  hant.  und  ist  des  niht  geschehen,  so  mac  man  si  sundem. 
So  diu  iuncfrowe  in  zwelf  iar  kumt  so  ist  si  zer  tagen  chomen  und  nimt  si 
ein  ^man  wider  ir  vater  willen,  oder  ander  ir  friunde.  diu  %  ist  stete.**  (ed. 
Lassberg  Tübingen  1840.) 
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Eltern  das  Zwangsrecht^  zur  Verlobung  ihrer  Kinder  nahmen-, 
heimliche  Ehen  aber^  ohne  Kenntniss  der  Eltern ,  verstiessen 
nicht  blos  gegen  hergebrachte  Sitte  und  Art^,  sondern  forder- 
ten auch  zu  Gegenmassregeln  der  weltlichen  Macht  auf. 

Und  in  der  That,  während  sonst  die  Ehejurisdiction  fast 
unzweifelhaft  dem  geistlichen  Forum  zugesprochen  wurde, 
während  hier  Doctrin  und  Praxis  einig  Hand  in  Hand  gingen^ 
und  im  Allgemeinen  der  Grundsatz  des  Schwabenspiegels^ 
aufrecht  erhalten  wurde:  ^yDiz  ist  umbe  ein  e.  und  daz  suln 
rihten  geistliche  rihter;  unde  so  ez  an  den  lip  gat,  so  suln  ez 
rillten  weltlichen  rihter",  während  endlich  eine  weltliche  Ge- 
setzgebung in  Ehesachen  meist  nur  als  Bestätigung  der 
kanonischen  Grundsätze  vorkommt,  so  finden  sich  vielfach 
Bestimmungen,  welche  theils  die  bei  solchen  heimlichen  Ehen 
mitwirkenden  Personen  einer  Strafe  untem^erfen,  theils  diese 

1  Vgl  darüber  W  i  1  d  a  Strafrecht  802. 

2  Siehe  oben  S.  20.  34.  65. 

3  Sogar  einem  M&dchen,  das  keine  Eltern  hat,  verargt  es  Ulrich  Ton 
Lichtenstein,  falls  es  ohne  der  Freunde  Bath  heirathet.  Frauenbuch  (ed. 
Lachmann  Berlin  1841.)  626,  9—12.  und  Hans  Sachs  sagt,  Werke  ß',  2, 
XXVIIv.  (Nürnberg  1560.): 

,,Zam  dritten ,  lehren  wir  hie  bey 

Dess  Königs  Tochter  Amaley 

Dass  sich  ein  Tochter  hüten  sol 

All  zeit  vor  den  Mannsbilden  wol 

Dass  sie  mit  Lieb  nicht  werd  gefangen 

Und  in  der  Schrentzen  bleib  behangen 

Und  sich  he}'mlich  verlibet  hat 

Ohn  jhr  Eltern  wissen  und  rath 

Weyl  durch  soilich  heymlich  gelübt 

Die  Eltern  werden  hertzlich  betrübt 

Darzu  ist  es  auch  wider  Gott 

Der  ghorsam  der  Eltern  gebott 

Drumb  ghraten  solch  Eh  selten  wol 

Sonder  stecken  alls  Unglücks  yol 

Und  darzu  alles  ungemachs 

Biss  man  Buss  thut,  so  spricht  Hans  Sachs''. 
So  spricht  die  Preuss.  L.O.  v.  J.  1394.  (?)  von  „recht  und  redelich  vor  ge- 
worben.. .  an  eiin  neestin  frunden *'  in  den  Chron.  Johann  v.  d.  Pusilic 
ed.  Vogt  u.  Schubert  (Königsberg  182S.)  191.  und  so  heisst  es,  um  ein  ent- 
sprechendes Beispiel  aus  dem  französ.  Hechte  anzuführen,  in  den  Olim  (ed. 
Beugnot  Paris  1840.  ff.)  1,  71 1 :  „inhibitum  fuit . . .  burgensi  Silvanectensi, 
ne  quandam  puellam,  existentem  in  custodia  sua,  aliquatenus  maritaret 
absque  assensu  amicorum  ipsius  puellae." 
>  Vgl.  Friedberg  a.  a.  0. 120.  63.  f.* 

5  c.  201.  YgL  Culmer  R.  lib.  5.  c.  43.  (ed.  Leman  Berlin  1838.)  S.  153. 
Vgl.  auch  Wiene  r  Stadtrecht  v.  J.  1340.  bei  Rauch  rer.  Austr.  scr.  (Vin- 
dobon.  1794.)  3,  57.  und  Frie.dberg  a.  a.  0. 108. 
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Ehen   selbst    als   genügenden   Grund    der   Enterbung   aner* 
kennen. 

So  setzt«  beispielsweise,  um  deutsche  Bestimmungen  an-  ^o"*J,j^,'^® 
zufuhren,  die  Stadt  Freiburg  im  Breisgau  i.  J.  1339.  fest:^  dagegen. 
„  Were  ottch  das  ieman,  er  si  p/affe  oder  leye  In  solichen  dingen 
(d.  b.  heindichen  Ehen)  loerint,  die  das  schüffint,  verhanfftint^ 
oder  rieiint,  das  den  rat  gevarlich  oder  argwanUch  denket^  uf  die 
setzet  der  rat  strangUch  ouch,  als  denne  der  rat  erkennet,  und  in 
dunket  nach  der  schulden" ,  und  verletzte  datnit  zugleich  die 
geistliche  Immunität  von  weltlichem  Gerichte;  so  findet  sich 
die  andere  Art  der  erwähnten  Bestimmungen  in  Hamburg^, 
Bamberg^,  Celle^,  in  Hessen^  und  noch  vielfach  anders- 
wo vor^.  Ebenso  schritten  auch  die  spanischen^,  italieni- 
.schen^,  holländischen^  und  polnischen ^^  Staatsge- 
setze ein. 

Auch  die  Beception  des  römischen  Hechts  ^^  und  vor  allen  Reforma- 
Dingen  die  Beformation  unterstützte  und  förderte  den  deutschen 
Kechtsgedanken  in  seinem  Kampfe  mit  den  kanonischen  Be- 
stimmungen, und  wenn  irgendwo,  ist  hier  Uebereinstimmung 
\md  Consequenz  in  den  Schriften  der  reformatorischen  Theo- 
logen und  Juristen  zu  finden. 

Nicht   allein   Luther ^^   oder   Melanchthon^^,   die   in 
ihrem    ei^^nen   Hause   und   in   ihrer  ei^^enen  Familie  kaum 

1  Bei  Schreiber  Urkdb.  d.  Stadt  Fieiburg  (Freiburg  182S.)  1, 342. 

2  Stadtr.  T.  J.  1270.  VI.  7.  X.  8.  bei  Lappen bergHamb.  Rechts- 
alterth.  (Hamburg  1845.)  1,28.  63. 

9  Gerichtob.  ▼.  J.  1306—38.  No.  84.  bei  Zöpfl  d.  alte  Bamb.  Recht. 
(Heidelberg  1839.)  Urkdb.  155. 

^  bei  Leibnitz  scr.  rer.  Brunsv.  3, 483. 

6  Urk.  y.  J.  1423.  bei  Kuchenbecker  Annal.  Hass.  (Marburg.  1728.  f.) 
11,243. 

«  V^  Pufendorf  obsenr.  iur.  univ.  (Hannov.  1770).  II.  Appdx.  19- 
Vgl  auch  schon  L.  Angl.  et  Werin.  10,  2.  L.  Wisigot  h.  III,  2, 5. 

7  Siehe  oben  S.  72.  ff. 

8  Siehe  obenS.  76. 

9  Siehe  oben  S.  66. 
10  Siehe  oben  S.  77. 

"  VgL  Kurpfälz.  Ehe-0.  v.  J.  1563.  bei  Richter  K.0. 2,  256;  Hes- 
BischeK.O.T.J.  1566,  ebenda».  2,297;  Würtemb.£he-0.  v.  J.  1553. 
ebendas.  2, 128;  Pfalzneub.  K.O.  v.  J.  1554.  ebendas.  2,146;  Luther 
Von  Ehesachen  bei  Strampff  Dr.  Mart.  Luther  üb.  d.  Ehe  (Berlin  1857.) 
S.  314.  BuUinger  Vom  christl.  Ehest,  cap.  5.  bei  Sarcerius  Vom  heil. 
EheaUnde  (Eisleben  1556.)  fol.  XCIX. 

12  Bei  Strampff  a.  a.  O.  299—325. 

'^  de  coniugio  (Wittebergae  1551.)  16. 
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trüben  Erfalirungen  in  Bezug  auf  die  heimlichen  Ehen  ent- 
gingen S  sondern  auch  Brenz  ^^  Bullinger-^  Mauser^, 
Schneidewin^y  Beust^  und  fast  alle  Anderen^  erklärten 
sich  für  die  Nichtigkeit  solcher  Ehen,  und  Kirchenordnungen^ 
wie  weltliche  Gesetzgebungen^  folgten  diesem  Beispiele. 

Ja,  der  Begriff  der  heimlichen  Ehen"  wurde  schlechthin 
mit  Beza  dahin  definirt  ....  (matrimonia)  in  quibua  auctoris 
tos  eorum  non  intervenit,  in  qttorum  potestate  vel  alter  contrahen- 
iium  eit  conatitutus^*^^. — 

z.*Tbhu?fc*  Dennoch  konnte  die  Hülfe,  die  auf  indirectem  Wege  dem 
Uebel  zu  steuern  suchte,  kaum  ausreichend  erscheinen.  Allein 
in  einer  festen  Form  der  Eheschliessung,  die  jede  Heimlich- 
keit ausschloss  und  den  Ansprüchen  aller  Interessenten  ge- 
recht ward,  konnte  ein  durchgreifendes  Heilmittel  gegeben 
werden.     Darauf  deuteten  denn  auch  einsichtige  Männer,  wie 

cwmlcJ!' Bischof  Berthold  von  Chiemsee,  hin.  (1466—1543.) 
„Wo  aber  darüber  ain  Winckel  ee  ffemaeht*',  sagt,  er  in  seiner 
Tcwtschen  Theologey*^,  „dieeelb  ist  dannoch  kreftig,  wu- 

1  Vgl.  Luther  Werke  (ed.  Walch)  10, 831:  „WiejetztM.  Philippo  und 
seinem  Weib,  wo  meine  Fredigt  nicht  kommen  wäre,  und  schier  zu  langsam 
kommen  bin,  geschehen  wäre,  dass  sie  verschmachtet  wären  an  ihrem  Sohne, 
den  auch  böse  Buben  verleitet  haben,  bis  er  sich  heimlich  theuer  und  hoch 
verlobet,  dass  ich  grosse  Mühe  gehabt  habe,  ihn  abzuwenden  oder  vielmehr 
abzuschrecken.  So  denke  ich  auch  an  das  Exempel  Herzogs  Philipps  oiit 
seinem  Sohn,  Herzog  Ernsten,  u.  s.  w.,  so  wäre  mir  selbst  in  meinem  Hause 
auch  schier  ein  solches  begegnet.**  in  Zimmermann  etc.  Concordoniiu 
Luthers  Werken  (Darmstadt  1828.  ff.)  1,  704. 

*  Von  Ehesachen.    Erste  Frag. 

3  Siehe  oben  S.  105.  Anmkg.  11. 

^  de  nuptiis  (Jenae  1606.)  342. 

^  de  nuptiis  (Jenae  1606.)  453. 

^  Tractat.  connub.  pars.  2.  e.  45.  (Jenae  1606.)  177. 

'  Vgl. z.B.  Havemann  Gamolog.synopt(Stadael656.)lib.2.t.3.po9.2. 

S.  45.  Brückner  Dec.  iur.  matr.  (Gothae  1724.)  c.  2.  S.  100.  ff.  deff.  38.  ff 
Brouwer  de  iure  connub.  ap.  Batav.  rec.  (Amstelodami  1665.)  üb.  1*  c.  h. 
S.  32.  ff.  Boehmer.  i.  eccl.  prot.  lib.  4.  t.  2.  —  Vgl.  auch  Art  Schmale, 
de  pot.  et  iur.  ep.  bei  Müller  symbol.  Bücher  (Stuttgart  1848.)  343. 

^  Dieselben  finden  sich  zusammengestellt  bei  Göschen  doctr.  de 
matr.  (Halls  1848.)  9.  ff. 

9  Zahlreiche  Beispiele  bei  J.  A.  Hofmann  Handb.  d.  teutscb.  Eher. 
(Jena  1789.)  S.  27.  ff.  Kraut  Gedr.  z.  Vorles.  üb.  d.  deutsche  Privatr.  §.  208. 
no.  2.  3.   Brückner  a.  a.  O.  S.  111. 

w  de  repud.  et  divort  (Genevae  1587.)  10.  Brenz  in  der  ^•^•^' 
Schwab.  Hall  v.J.  1526.  bei  Richter  a.  B.C.  1,47.  Brückner  a.a.O. 
S.  92. 

lA  Dieselbe  flBlllt  in  die  Jahre  1527—30.  vgl.  Reithmeier  a.  a.  0- 
S.  XVI.  —  S.  685. 
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leol  Jas  gepot  übertreten  unnd  dadurch  ain  todsünd  besche/ien  ist. 
Lawt  cdnes  eapiUh  im  decretal  eingeleibt^,  Dasselb  waer  meins 
bedunckhens  diser  zeit  auffzeben  und  die  unnckel  heyrat  gar 
für  unpOndig  zuverkennen**. 

Ebenso  sprach  sich  Erasmus  für  eine  Aendening  des  i^r-^^mu^- 
bestehenden  Eherechts  aus^,  wenngleich  er  dem  Rechte  der 
Kirche  gegenüber  schüchtern  genug  auftrat'. 

U.  Die  Reform  des  Trienter  Concils. 

So  war  es  denn  natürlich,  dass  sich  die  Blicke  aller  recht- 
schaffenen Katholiken  nach  Trient  richteten,  wohin  zum 
1.  NoTember  1542.  das  ökumenische  Concil  zusammenberufen 
war.  Wurde  doch  von  dort  die  Reform  der  Kirche  an  Haupt 
und  Gliedern  erwartet,  welche  die  grossen  Kirchen versamm* 
langen  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  vergeblich  angestrebt 
hatten;  hoffte  man  doch,  dass  dort  Dogma  und  Disciplin  den 
endlichen,  schmerzlich  vermissten  Abschluss  finden  würden. 

Im  Jahre  1552.  begannen  die  ersten  Arbeiten  des  Concils  Anfangder 
auf  dem  Gebiete  des  Eherechts  ^.    Eine  Generalcongregation  *^»»<^a'^beit. 
\nirde  abgehalten,  den  theologischen  Vätern  23  Artikel  zur 
Prüfung  übergeben,  Deputirte  ernannt  und  diesen  die  For- 
mulining  der  Canones  aus  dem  durch  die  Theologen  vorbe- 
reiteten Material  aufgetragen.     In  der  That  wurde  denn  auch 
eifrig  mit  den  Arbeiten  begonnen  und  schon  war  die  Redaction    ^ 
von  sechs  Canones  vereinbart,  als  die  Berathungen  plötzlich brechung.u 

'  Ol  Arbeiten. 

gehemmt  wurden. 

Die  Protestanten  nämlich  hatten  beim  Kaiser  bittere  Klage 
geführt,  dass  das  Concil,  ohne  nur  irgendwie  den  Beitritt  der 
protestantischen  Theologen  zu  erwarten,  voreilig  über  alle 
Streitpunkte  endgültigen  Beschluss  fasste,  so  dass  die  pro- 
testantische Lehrmeinung  ungehört  verurtheilt  und  jede  Hoff- 
nung auf  Vereinbarung  von  vorne  herein  abgeschnitten  würde. 

^  X.  de  matr.  contra  iDterd.  (4, 16.) 

<  de  matr.  S.  66:  ,,Opinor  autem  humanuni  esse  decretum,  solocon- 
sensa  coLre  matrimonium ,  ut,  qui  legem  pro  ratione  temporum  statuit,  possit 
eamdem  pro  ratione  temporum  vel  abrogare  rel  moderare." 

3  Nachdem  er  a.  a.  0.  die  Uebelst&nde  des  geltenden  RechU  gerügt, 
fahrt  er  S.  67.  fort:  „Non  haec  refero,  quod  damnem  constitutionem :  sed 
quo  cAutiores  reddam  iuvenes  ac  puellas  in  contrahendis  matrimoniis.  Nam 
receptis  ab  Ecclesia  legibus  adversari,  non  arbitrqr  esse  consultum.  Caete- 
rom  illius  est  mutare  legem  e  re  nata,  qui  legem  condidit.'^ 

*  Sarpi  bist  du  Concile  de  Trente  (trad.  par  Le  Courraycr  Basle 
173S.)  1, 685.  ff. 
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Sei  es  Dun,  dass  Karl  V.  nach  vergeblichen  Bitten  um 
Aufschub  der  Verhandlungen  seinen  Unterthanen  geradezu 
die  Theihiahme  an  den  Berathungen  verboten  hat  —  w-k 
Sarpi^  berichtet  — ,  sei  es,  dass  er,  wie  Pallavicini*  erzählt, 
in  milderer  Weise  seinen  Einfluss  geltend  machte:  jedenfalls 
wurden  die  Verhandlungen  abgebrochen,  und  beschlossen,  sie 
erst  in  späterer  Zeit  nach  dem  Belieben  des  Concils  wieder 
aufzunehmen. 

.  So  ruhte  denn  die  Frage  volle  eilf  Jahre. 

5.  Februar  Endlich  am  5.  Februar  1563.  proponirten  die  Legaten 
acht  die  Ehe  betreffende  Artikel,  über  welche  die  Theologen 
in  der  nächsten  Woche  berathen  sollten',  und  von  denen  der 
zweite  sich  mit  der  Frage  beschäftigte,  ob  die  Eltern  die 
heimlichen  Ehen  ihrer  Kinder  vernichten  könnten  und  ob  es 
angemessen  erscheine,  wenn  die  Kirche  sie  in  Zukunft  für  un- 
gültig erkläre. 

Um  die  Berathungen  zu  erleichtem,  wurden  die  Artikel 
unter  die  vier  Classen  der  Theologen  vertheUt  und  jeder  zwei 
zur  Prüfung  übergeben. 

**  106»"°'  ^^®  Sitzungen  begannen  am  9.  Februar  und  wurden 
durch  eine  eindringliche  Rede^  Salmerons^  eingeleitet. 

saimcron.  Mit  gleicher  Entschiedenheit  erklärte  er  —  auf  der  Basis 
der  Florentiner  Beschlüsse  —  es  für  unzweifelhaft  ketzerisch, 
den  EUtem  die  Gültigkeit  der  von  den  Kindern  ohne  Erlaub- 
niss  geschlossenen  Ehen  anheimzustellen,  und  sprach  er  der 
Kirche  die  Berechtigung  zu,  heimliche  Ehen  zu  annuUiren. 
Er  wies  auf  die  zahllosen  Missstände  des  geltenden  Bechts  hin, 
auf  jene  Fülle  von  Unzucht  und  Ehebruch,  welche  ungestraft 
die  Welt  beflecke,  und  die  auf  jede  Weise  beseitigt  werden 
müsse. 

NirÄX         ^^  ^^'  Februar  wurde  die  Debatte  durch  den  Decan  der 
>«"*•     theologischen  Facultät  von  Paris,  Nicolaus  Maillard,  fort- 
gesetzt, aber  über  die  von  ihm  vertretenen  Ansichten  gehen 
die  Berichte  auseinander.     Während  Sarpi«  ihm  eine  Mei- 

^  ebendas. 

s  a.  a.  O.  lib.  IS.  c.  2.  —  2, 1S9. 

9  Sarpi  a.  a.  O.  2,  474.  Raynaldus  Annal.  cccles.  ad  ann.  156S. 
no.  19. 

*  Sarpi  a.  a.  O.  2, 477.  Pallavicini  a.  a.  O.  lib.  20.  c.  2.  —  3,  128- 
Kaynaldus  a.  a.  O.  ad  ann.  1563.  no.  20. 

fi  AlphonsSalmeron,  aus  Toledo,  Mitglied  der  Oesellschaft  Je>u. 

6  a.a.O.  2,477. 
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nung  zascliiebty  nach  welcher  er  entschieden  der  Kirche  die 
Fähigkeit,  heimliche  Ehen  zu  vernichten,  abgesprochen  habe, 
und  ihn  so  zum  Gegner  Salmerons  stempelt,  läset  ihn  Pal- 
lavicini^  mit  diesem  völlig  übereinstimmen.  Jedenfalls 
scheint  diese  letztere  Erzählung  auf  grössere  Glaubwürdig- 
keit Anspruch  zu  machen,  weil  es  kaum  denkbar  erscheint, 
dass  das  Haupt  einer  so  angesehenen  gelehrten  Körperschaft 
sich  gänzlich  von  den  sonst  durch  die  französische  Theologie 
vertretenen  Ansichten  losgesagt  haben  sollte. 

In  den  Discussionen  der  folgenden  Tage*  erklärten  alle  ^ucoMlin" 
Theologen  der  ersten  Classe  einmüthig,  dass  sie  die  heimlichen 
Ehen  für  wahre  und  gültige  hielten,  aber  ob  die  Kirche  sie  zu 
annulliren  vermöge,  blieb  streitig. 

Wie  könne  man  der  Kirche  das  zugestehen?  fragten  die 
Einen.  Man  müsste  denn  behaupten,  dass  das  Co n eil  von 
Florenz  bei  ^^^  Formulirung  des  Satzes:  ^^Conaensus  facit 
nupiia»"  vergessen  habe,  des  Requisites  der  OeiFentlichkeit 
zu  erwähnen,  dass  Christus  bei  seinem  Auspruche,  dass  der 
Mensch  nicht  scheide  was  Gott  verbinde^,  nur  an  öffentliche 

Ehen  gedacht  habe.    Die  ganze  Tradition,  der  Gebrauch  und 

das  Becht  aller  Kirchen  spreche-  dagegen. 

Die  Anderen  zogen  wieder  die  übrigen  Ehehindemisse 
zur  Begründung  ihrer  Ansicht  heran.  Sie  wiesen  darauf  hin, 
dass  auch  das  impedimentum  coneanfftiinitatis  und  afßnitatis 
theilweise,  das  impedimentum  voti  ganz  auf  kirchlicher  Anord- 
nung beruhe.  Was  da  entgegenstehe,  auch  ein  impedimentum 
elandestdrutatia  zu  schaffen? 

Je  grosser  so  der  Zwiespalt  der  verschiedenen  Theorieen 
war,  am  so  erfreuter  nahm  man  die  vermittelnde  Meinung  des 
Dominicaners  Camillo  ^Campeggi  auf,  welcher  freilich  cam'peggf. 
die  Befugniss  der  £[irche,  über  ein  Sacrament  zu  entscheiden 
und  die  heimlichen  Ehen  zu  vernichten,  ebenfalls  läugnete, 
der  aber  behauptete,  dass  die  Kirche  den  Civilcontract  der 
Ehe,  welcher  cUe  Basis  des  Sacramentes  bilde,  wohl  annul- 
liren könne:  Eine  Theorie,  deren  gefährliche  Seiten  Anto-g^^^*2Ul 
nius  Solisio  mit  scharfen  Zügen  kennzeichnete. 

Man  sollte  doch,  warnte  dieser,  nicht  den  Civilcontract 

1  a.  o.  O.  lib.  20.  c.  4.  —  3, 132. 
^  Sarpi  a.  a.  0. 2, 4S2.  f. 
3  Marc.  X.  9. 
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herbeiziehen,  der  nur  dazu  dienen  könne,  dem  Staate  Befug- 
nisse über  die  Ehe  zu  verschaffen. 

Von  Neuem  kam  dann  das  Concil   auf  die  heimlichen 
Ehen  im  Juli  zurück,  um  dann  endlich,  freilich  auch  noch  nut 
grösseren  Unterbrechungen,  die  Berathungen  zum  Abechloes 
.  zu  bringen. 

i?rii/dei  -^^  2^'  ^^^  Abends,  kurz  nachdem  die  drei  und  zwan- 

Frank?cTch.  ^'^K®*^  Sitzung  gefeiert  warS  verlasen  die  französischen 
Gesandten  ein  Schreiben  ihres  Königs,  in  welchem  dieser  von 
dem  Concil  die  Vernichtung  der  heimlichen  Ehen  forderte, 
sei  es,  dass  sie  ohne  Zeugen  und  Priester,  sei  es,  dass  sie 
gegen  den  elterlichen  Willen  geschlossen  wären.  Wenigstens 
sollte,  falls  man  diese  letzteren  Verbindungen  *  nicht  ohne 
Weiteresannulliren  wolle,  eine  Altersgränze  festgesetzt  werden, 
nach  der  die  Nothwendigkeit  der  elterlichen  Einwilligung  zu 
bemessen  sei. 

Wohl  war  die  Noth  und  das  Elend  der  heimlichen  Ehen 
auf  das  höchste  gestiegen,  und  der. Brief  des  französischen 
Herrschers  gab  nur  einem  Begehren  Ausdruck,  welches  von 
allen  Seiten  an  das  Concil  gestellt  wurde,  und  welches  sich 
durch  dogmatische  Zweifel  nicht  beseitigen  lassen  wollte. 

Die  Forderung  der  französischen  Gesandten  verlangte  ^ 
,,ut  antiquiasima  nuptiarum  aolemnia  hoc  tempore  restüiianiur, 
palamque  et  publice  in  eccleeia  matrimonia  celebrentur;  qvodsi 
aUquando  propter  magnam  causam  aUter  poeae  fieri  videatury 
non  priua  tarnen  legitima  esse  censeantur,  quam  si  huic  saero 
mysterio  praefuerit  parochus  vel  presbt/ter,  tresque  aut  ph^^ 
testes  praesentes".  —  • 

Der  Ausschuss  von  Vätern,  welche  nach  dem  Geschäfts- 
gange die  einzelnen  Fragen  für  die  Generalversamndung  vor- 
bereitete, formulirte  diesen  Satz  als  ein  Decret.  Allem  nicht« 
kann  wohl  besser  darthun,  mit  welcher  Mühe  die  Verwerfung 
der  dandestinen  Ehe  durchgesetzt  wurde,  wie  weit  die  einzel- 
nen Ansichten  aus  einander  gingen,  wie  schwierig  die  Ver- 
handlungen sich  gestalteten,  als  der  Umstand,  dass  dies  Decret 
noch  drei  Abänderungen  zu  erfahren  hatte,  die  nicht  blos  die 
formale  Bedaction,  sondern  den  Kern  der  Frage  berührten. 

1  Sarpi  a.  a.  O.  2,  619.   Pallavicini  a.a.O.  üb.  22.  c.  1.  -3,2lß- 
Baynaldus  a.  a.  O.  ad  ann.  1563.  n.  137. 

>  RaynalduB  a.  a.  O.  ad  ann.  1563.  no.  137. 
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Ursprünglich  lautete  dasselbe': 

„Sacrosaneta  Dei  eccleda,  Spiritu  sancto  afßala  a^nimadver^H^^^^li 
tenB  magna  ineommoda  et  gravia  peecata»  quae  ex  cUmdestinis  ^^' 
eoniugiis  ortuim  habentg  pmesertim  vero  eorumj  qm  in  statu 
dctmnationi»  permanent,  dum  eaepe  priore  uxore,  cum  qua  dam 
eontraserunt,  relicta,  cum  atia  palam  cantrahunt,  et  cum  ea  in 
perpetuo  aduUerio  vivunt,  aliis  gravissimis  poenia  ea  prohibuit, 
eademque  tarnen  irrita  non  fedL  Sed  haec  sacrosaneta  Sgnodus, 
cum  animadvertat,  remedium  illud  propter  hominum  inobedien- 
tiam  hoc  usque  parum  profuisse,  decemit,  ut  in  posterum  matri- 
moma  illa,  quae  dam  contrahuntur  absque  tribus  testibus,  irrita 
sint,  quemadmodum  praesenti  decreto  irrita  facit;  remanentibus 
tarnen  in  suorobcre  aliis  legibus^  contra  mairimonia  promulgatis". 

Sarpi  berichtet ^  dass  man  noch  ein  zweites  Decret  hin- 
zufügte, welches  die  dreimalige  Verkündigung  der  Aufgebote 
ausdrücklich  vorgeschrieben^  wenn  das  aus  dringenden  Gründen 
unmc^lich  sei,  die  Gegenwart  des  Pfarrers  mit  fünf  Zeugen 
bei  der  Eheschliessung  verordnet   und   endlich   dennoch  bei 
Strafe  der  Excommunication  eine  Proclamation  vor  der  Con- 
summation  der  Ehe  verlangt  habe.     Allein  im  weiteren  Ver- 
laufe seiner  Darstellung  ist  von  diesen  fünf  Zeugen  gar  nicht 
mehr  die  Bede,  wie  sie  denn  auch  in  das  geltende  Recht  keine 
Aufiiahme  gefunden  haben. 

Die  nächste  Abänderung,  welche  man  mit  dem  Decrete 
vornahm,  bestand  darin,  dass  man  die  clandestinen  Ehen  nicht 
mehr  schlechtweg  annullirte,  vielmehr  die  contrahirenden  Per- 
sonen fiir  inhabiles  erklärte': 

,,Praecipit  sancta  Sgnodus,  ut  sanctae  personae,  quae  in^^l^^^^' 
posterum  audebunt  contrahere  matrimanium  aut  sponsalia  absque 
praesenlia  sattem  trium  testium,  sint  inhabiles  ad  ejusmodi  matru' 
moma  aut  sponsaKa  contrahenda:  adeoque  cuncta  ab  ipsis  gesta 
ad  tnatrimonimn  aut  ad  sponsalia  contrahenda  irrita  sint,  sicuti 
praesenti  Decreto  irrita  redduntur". 

Am  7.  September  liess  man  dann  wieder  —  wahrschein- 
lich auf  Instanz  desHieronimusTrivisanus,  Patriarchen 
von  Venedig,  und  Martinus  Bithovius,  Bischofs  von 
Ypern  —  die  Nothwendigkeit  des  dritten  Zeugen  und  die  ** 
Ausschliesslichkeit  des  Zeugenbeweises  überhaupt  fallen. 

1  Fallavicini  a.  a.  O.  lib.  22.  cap.  4.  —  3, 222. 

<  a.  a.  0. 2, 620. 

»  Pallavicini  a.  a.  O.  lib,  22.  c.  4.  —  3, 222. 
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Auch  milderte  man  die  Annullation  der  heimlichen  Ehen, 
indem  man  eine  Ausnahme  zuliess^: 

Zweite  „Nisi  tarnen  episcopus  opportunum  censeret,  matrimonium 

publice  contractum  coram  eccleda  cum  aliquo  impedimento ,  quod 
sine  scandalo  detegi  non  posset,  iterandwm  postea,  eodem  impedi- 
^niento  sublato,  sine  testibus,  Declarat  praeterea  si/nodus,  matri- 
monium aut  sponsalia  contracta  coram  iribus  testibus  probari 
posse  per  duos  illorum,  aut  per  aliam  legitimam  probationem  **. 

Dazu  kam  noch  die  wichtige  Bestimmung,  dass  das  Decret 
nur  Gehung  haben  solle,  wo  es  in  der  Parochie  publicirt  sei. 
Denn  damit  meinte  man  den  von  dem  Jesuitengeneral 
Lainez.  Lainez  gemachten  Einwürfen  entgegenzutreten,  welcher  be- 
hauptet hatte,  dass  der  Beschluss  des  Concils  eine  unüber- 
steigliche  Scheidewand  zwischen  Katholiken  und  Protestanten 
bilden  würde,  da  er  die  Ehen  der  letzteren  zu  einer  Form 
verpflichte,  welcher  sie  sich  nie  anbequemen  könnten.  Jetzt 
könnten  ja,  meinte  man,  die  Ketzer  bei  dem  früheren  Bechte 
beharren,  da  ihnen  das  neue  Becht  nicht  publicirt  würde  ^. 

^^'iMsf**^'         Endlich,  am  26.  October,  schritt  man  zur  Schlussredaction. 

^'J^^®^^^"'Man  ging  wieder  auf  den  Zeugenbeweis  in  seiner  Ausschliess- 
lichkeit zurück,  aber  man  setzte  an  die  Stelle  des  dritten  den 
Pfarrer  oder  delegirten  Priester: 

,,Ad  ef/icaciam  matrimonii  necesse  est,  ut  adsint  duo  sahem 
testes  et  parochus  aut  alius  sacerdos,  qui  assistat,  accepta  sive  ab 
illo  sive  ab  ordinario  ad  id  facultate". 

So  hatte  man  denn  von  jedem  Decrete  das  beibehalten, 
was  nicht  geradezu  der  Fassung  des  anderen  widersprach  und 
endlich  durch  Zusammenwerfen  der  verschiedenen  Stücke 
—  wenn  auch  vielfach  gegen  den  Sinn  der  sich  beklagenden 
Versammlung   —    das    später   publidrte    Decret   gewonnen. 

Franz    Sarpi   ucnut   als    dessen  Bedactor  den  Bischof  Franz   v. 

▼.Met*.  Beaucaire  von  Metz'*. 

Ob  übrigens  die  Bestimmungen  über  die  Incompetenz 
jedes  nicht  das  Pfarramt  bekleidenden  Geistlichen  zur  Trau- 
ung, über  Führung  der  Kirchenbücher  und  die  sonstigen 
Strafandrohungen,  welche  sich  im  Texte  vorfinden,  erst  bei 

1  Pallavicini  a.  a.  O.  lib.  22.  c.  8.  —  3,  237. 
^  ebendas. 

3  a.  a.  O.  2, 637.  —  vgl.  aber  auch  Pallavicini  a.  a.  O.lib.  22.  c.  8.  — 
S, 239. 
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dieser  letzten  Bedaction  hinzugefügt  wurden,  oder  etwa  schon 
in  den  fiüheren  Entwürfen  vorhanden  waren,  erhellt  aus 
unseren  Quellen  nicht. 


Als  Decret  fasste  man,  nach  Sarpi^,  die  Bestimmung, 
damit  nicht  dogmatische  Bedenken  ihr  entgegentreten  möchten» 
Auch  stellte  man  aus  demselben  Grunde  die  Nothwendigkeit 
der  Aufgebote  und  die  anderen  Feierlichkeiten,  welche  der 
Sitte  gemäss  bei  der  Eheschliessung  zu  beobachten  wären,  als 
eigentlichen  Kern  des  Decretes  voran,  und  liess  die  Nichtig- 
keitserklärung der  heimlichen  Ehen  gewissermassen  ganz  bei-« 
läufig  folgen.  — 

Die  Debatten  sowohl  am  Ende  des  Juli  wie  in  der  Mitte  Debatten. 
des  August  trugen  ganz  denselben  Character  wie  die  firüheren^. 
Wieder  verlangten  Viele  mit  Entschiedenheit  die  Annullation 
aller  heimlichen  Ehen,  wieder  glaubten  Andere  darin  noch 
kein  Heilmittel  für  die  offenen  Schäden  der  Kirche  zu  finden 
und  wieder  bestritten  noch  Andere  der  Kirche  das  Recht  des 
Beschlusses,  weil  ein  Sacrament  sich  ihrer  Cognition  ent- 
ziehe. 

Unter  den  Vertheidigern  des  Decretes  stand  der  Führer  caniinAiv. 
der  französischen  Prälaten,  der  Cardinal  von  Lothringen, 
obenan.     Er  nahm  auch  beim  Wiederbe^nn  der  Verhand- 
lungen  zuerst  das  Wort  und  verlangte  schlechthin  die  Ab- 
schaffung der  clandestinen  Ehen,  durch  welche  der  Staat  aller 
Fruchte  des  rechtmässigen  Beisammenlebens  beraubt  werde. 

Der  entgegengesetzte  Standpunkt  wiurde  am  Schärfsten  Bischof  ▼. 
durch  den  Bischof  von  Ypern  vertreten.  ^*"' 

Vor  allen  Dingen  focht  dieser  die  Zweckmässigkeit  des 
Decretes  an. 

Wenn  es  Zweck  der  Ehe  sei,  führte  er,  sich  auf  Augu- 
stinus berufend,  aus,  einestheils  den  Namen  fortzupflanzen 
und  anderentheils  einen  Schutz  für  die  Unschuld  zu  haben, 
wenn  man  behaupten  müsse,  dass  die  Schliessung  der  Ehe 
nur  für  die  untadelhafl  sei,  welche  sonst  ihrer  Gebrechlichkeit 
zu  unterliegen  furchten,  so  müsse  man  es  als  einen  frommen 
Wunsch  bezeichnen,  die  Unkeuschheit  allein  in  legitimen  Ehen 
bemeistem  zu  wollen;  als  ob  es  der  Schlechtigkeit  je  an  Mit- 
teln gebräche,  die  Gesetze  zu  umgehen.    Man  solle  sich  doch 

1  a.  a.  O.  2,  636. 

>  Ich  folge  hier  der  DarsteUung  yon  Pallayicini  a.  a.  O.  lib.  22.  c.  4. 
Friedberg,  EhescfUiessunQ.  g 
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zufrieden  geben ,  wenn  durch  das  ehrenvolle  Band  der  dan- 

destinen  Ehen  der  freventliche  Concubinat  vermieden  werde. 

Ganz   in   demselben  Sinne   bezeichnete   der  Jesuiten- 

kainez.   General  Lainez  die  heimlichen  Ehen  als  das  Mittel,  welches 

den  Hülfsbedürftigen  durch  das  Evangelium  offen  gelassen 

seiy  um  sich  vor  Unkeuschheit  zu  wahren. 

^orl*eto^*         ^^^  Bichof  Vanzio  von  Orvieto  hielt*  die  Frage  noch 

nicht  ßxc  reif  zur  Entscheidung;  er  rieth  zum  Warten. 

Was  habe  man  denn  bis  jetzt  Kirchlicherseits  gethan,  um 
die  heimlichen  Ehen  zu  hintertreiben?  Sei  man  in  der  That 
mit  energischen  Mitteln  den  gewaltigen  Uebelständen  energisch 
entgegengetreten?  Habe  doch  die  lateranensische  Synode  an 
die  heimlichen  Ehen  nicht  einmal  temporäre  Nachtheile  ge- 
knüpft. Nur  den  Kindern  habe  sie  die  Legitimität  abge- 
sprochen,  falls  die  heimlich  geschlossene  Verbindung  nach- 
träglich sich  wegen  eines  Hindernisses  als  nichtig  eigeben 
^vürde,  die  Priester  habe  sie  suspendirt,  welche,  durch  Unter- 
lassung der  Aufgebote,  die  Ordnungen  der  Kirche  zu  übertreten 
wagten.  Mit  scharfen  Strafen  müsse  man  daher  gegen  die 
einschreiten,  welche  heimliche  Ehen  schlössen,  nicht  aber  diese 
selbst  vernichten.  Wenn  ein  Baum  nicht  gute  Früchte  trage, 
solle  man,  nach  Christi  Wort,  ihn  pflegen  und  erst,  wenn  er 
dürr  und  trocken  bleibe,  dürfe  man  ihn  mit  der  Wurzel  ver- 
tilgen. — 

Heftiger  ging  noch  der  Streit  über  die  BeAigniss  der 
Kirche,  die  vorgeschlagenen  Massregeln  zu  verordnen. 

"^^ffiHIS!*"         Besonders  eifrig  sprach  Johannes  Trevigniani,  der 
Patriarch  von  Venedig. 

Die  öffentliche  Bedingung  für  das  Ehesacrament,  so 
deducirte  er,  läge  in  der  gegenseitigen  Einwilligung.  Alle 
übrigen  Gebräuche,  wie  löblich,  wie  herkömmlich  sie  auch 
seien,  könnten  auf  die  Gültigkeit  von  keinem  Einflüsse  sein: 
Man  müsste  denn  auch  die  Priesterweihe  bemängeln  wollen, 
wenn  der  Ordinirende  zußHlig  mit  keinem  heiligen  Gewände 
bekleidet  gewesen  sei.  Ein  Sacrament  sei  vorhanden,  wenn 
Form  und  Materie  zusammenträfen. 

dw  ol^er.         ^^^  wurden  dann  wieder  die  Einwände  entgegengehalten, 
die  schon  in  den  früheren  Debatten  ausgesprochen  waren. 

Die  Kirche  habe  ja  die  nach  göttlichem  Rechte  in  voller 
Kraft  bestehende  Verbindung  zwischen  einem  Gläubigen  und 
Ungläubigen  für  ungültig  erklärt:  um  wie  viel  mehr  könne  sie 
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eine  erst  zukünftige  Ehe  vefnichten.  Und  wären  denn  nicht 
hemmende  Ehehindemisse  genug  von  der  Kirche  eingesetzt 
worden }  und  sei  die  Busse  nicht  auch  ein  Sacrament,  welches 
doch  nach  kirchlicher  Ordnung  nichtig  sei,  wenn  es  nicht  Ton 
dem  competenten  Pfarrer  empfangen  werde? 

Der  Bischof  von  Kossano  bekämpfte  diese  Doctrinen.  Bischofr. 
Er  suchte  das  Unpassende  der  beigebrachten  Beispiele  dar- 
zuthun. 

Bei  den  übrigen  Ehehindernissen,  erklärte  er,  schliesse 
die  Kirche  gewisse  Personen  von  dem  Bechte  zur  Eheschlies- 
sung aus,  die  vorher  aptae  gewesen  seien  und  jetzt  zu  ineptae 
gestempelt  würden:  Hier  aber  werde  der  Natur  des  Sacra- 
mentfi  ein  Modus  hinzugefügt,  der  bisher  nie  unter  dessen  Er- 
fordernisse gezählt  worden  sei.  So  gebe  man  ja  den  Häre- 
tikern den  gewünschten  Anlass,  die  Lehre  von  den  Sacramenten 
zu  verzerren,  zumal  die  Kirche  unter  stets  gleichen  Verhält- 
nissen sich  bisher  noch  nie  zu  einem  solchen  Schritte  ent- 
schlossen habe. 

Geccen  ihn  traten  die  Bischöfe  von  Almeria  und  Mo-BJ«c*»ofv. 
de  na  auf.  Falls  die  Kirche  dieBefugmss  habe,  zwei  Menschen 
zur  Schliessung   einer  Ehe   unfilhig   zu  machen,    sagte   der 
erst  er  e,  so  habe  sie  auch  die  Macht,  für  ungültig  zu  erklären, 
wenn  man  in  einer  bestimmten  Art   contrahire.     Uebrigens 
würden  ja  die  Ehen  nicht  für  nichtig  erklärt,  nachdem  sie 
Sacramente  geworden  seien,  sondern  man  stelle  ein  Hinderniss 
auf,  damit  sie  gar  keine  Ehen  und  folglich  auch  keine  Sacra- 
mente würdeÄ. 

Der  andere  hielt  die  der  Kirche  abgesprochene  Macht  Bj«ciiofY. 
durch  das  Zeugniss  so  vieler  und  so  angesehener  Theologen 
für  genügend  bewiesen,  zumal  Einer  derselben  die  Rechtgläu- 
bigkeit der  Gegner  vielleicht  nicht  ohne  Grund  angezweifelt 
habe.  Was  ein  Theil  des  Staates  sei,  deducirte  er  mit  scho- 
lastischer Schulweisheit,  müsse  sich  ihm  accommodiren.  Unter 
die  Theile  d6s  Staates  gehören  auch  die  menschlichen  Leiber; 
folglich  kann  er  über  diese  verfugen,  so  weit  es  ihm  zweck- 
mässig: ist.  Diese  Macht  habe  der  Staat  besessen,  ehe  die  Ehe 
Sacrament  geworden  sei,  daher  könne  doch  nicht  angenommen 
werden,  dass  durch  diese  Erhöhung  der  ehelichen  Natur,  der 
Staat  ins  Verderben  getrieben  werden  solle,  und  dies  müsse 
doch  geschehen,  wenn  Niemand  die  Befugniss  habe,  über  die 
Ehe  Anordnungen  zu  treffen  und  Mlssbräuche  abzustellen. 

8* 
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Aber  auch  diesen  Argumentationen  trat  die  Opposition 
mit  voller  Schärfe  entgegen. 

Pischofr.  Den  Bau  der  Kirche  habe  man  auf  festem,  stätigem 
Grrunde  aufzuführen,  sagte  der  Bischof  von  Ypern,  damit 
nicht  das  christliche  Gewissen  und  die  Ordnungen  der  Kirche 
in  verderblichen  Zwiespalt  gerathen,  und  unselige  Noth  das 
eine  oder  die  anderen  zu  verletzen  zwinge.  Die  Argumente, 
welche  fiir  das  Recht  der  Kirche  beigebracht  seien,  müssten 
sämmtlich  als  völlig  haltlos  bezeichnet  werden,  die  Vergleiche 
als  gänzlich  unpassend.  Die  übrigen  Ehehindemisse,  die  man 
angezogen  habe,  hätten  ihr  Wesen  in  der  Beschaffenheit  einer 
bestimmten  Gattung  von  Personen  und  überall  bei  ihrer  Ein- 
setzung habe  man  an  der  heiligen  Schrift  eine  Stütze.  Hier 
aber  treffe  man  alle  Arten  von  Contrahenten  und  gerathe  mit 
der  Tradition  in  schneidenden  Widerspruch.  Was  die  Ana- 
logie des  Staates  solle,  wisse  er  nicht.  In  diesem  würde  ja 
ein  Vertrag  auch  wegen  mangelnder  Form  ungültig.  Dem 
Staate  sei  freilich  in  allen  äusserlichen  Dingen  Gewalt  gegeben» 
nicht  aber  bei  ererbten  Rechten  der  Natur,  wie  bei  der  Be- 
fiigniss,  sich  ehelich  zu  verbinden. 

Bischof  Der  Bischof  Constantin  Bonelli  von  Citik  di  Ca- 

stello  vindicirte  der  Kirche  das  Recht,  den  Assens,  der  die 
causa  antecedens  des  Ehecontractes  sei,  nicht  aber  diesen  selbst 
zu  vernichten.  Er  reichte  zur  Begründung  seiner  Ansicht  eine 
ausführliche  Denkschrift  ein,  über  die  unsere  Quellen  jedoch 
schweigen. 

Noch  eine  andere  Ansicht  über  das  Wesen  des  Sacra- 

Bischof  mentes  stellte  der  schon  genannte  Bischof  Sebastian  Vanzio 
von  Orvieto  auf.  Er  erklärte  die  Ehe  nur  dann  für  unauf- 
löslich, wenn  die  körperliche  Vereinigung  der  Ehegatten  voU- 
zogen  sei.  Dann  stelle  sie  die  Verschmelzung  des  Wortes 
mit  der  menschlichen  Natur  dar,  die  Vereinigung  Christi  mit 
der  Kirche;  vorher  sei  sie  allein  als  Verbindung  der  Seele  mit 
Gott  zu  bezeichnen;  vorher  sei  sie  von  der  Kirche  abhängig 
und  diese  könne  sie  unter  bestimmten  Bedingungen  lösen 
(z.  B.  wenn  ein  Gatte  in  einen  Orden  treten  wolle)  oder  4urch 
allgemeine  Gesetze  modificiren. 

Allein  *um  ein  solches  für  alle  Zeiten  gültiges  Kirchen- 
decret  zu  erlassen,  bedürfe  es  einer  causa  von  ebenfalls  aUgc- 
meinem  und  beständigem  Character,  den  causae  verwandt,, 
welche  die  Grundlage  der  Ehehindemisse  bildeten.    liier  sei 
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eine  solche  causa  nicht  vorhanden  und  kerne  Veranlassung, 
ein  allgemeines  Gesetz  zu  erlassen.  Freilich  hätten  die  heim- 
lichen Ehen  zu  vielen  Missbräuchen  Veranlassung  gegeben, 
aber  andrerseits  was  für  eine  grosse  Zahl  von  Personen  finde 
nicht  in  denselben  Glück  und  Befriedigung? 

Wegen  dieser  mangelnden  causa  missbilligten  auch  Andere, 
We  derBischof  Bonelli  und  der  JesuitengeneralLainez,  nem'unr 
das  Decret.  Sie  versuchten  historisch  dessen  Unhaltbarkeit 
nachzuweisen.  Zu  allen  Zeiten  wären  die  heimlichen  Ehen  in 
gleicher  Art  vorhanden  gewesen,  und  doch  habe  zu  allen  Zeiten 
die  Kirche  in  ihren  Massregeln  die  grösste  Zurückhaltung  be- 
wahrt und  nie  die  Anntdlation  ausgesprochen.  Warum  denn 
jetzt  mit  einem  Male  so  extravagante  Massregeln? 

Nach  ihren  Erörterungen  hätten  die  ersten  Christen  viel- 
fach heimliche  Ehen  geschlossen  und  die  katholischen  Sitten- 
lehrer  hätten  solche  Verbindungen  —  denen,  abgesehen  von 
zufalligen  Missbräuchen,  nichts  Böses  vorgeworfen  werden 
könne  —  für  erlaubte  Ehen  erklärt.  Eine  alte  Verordnun<r 
über  die  Clandestinität  sei  die  des  Evaristus  (c.  1.  C.  XXX. 
gu.  5.)^,  welcher  die  Bedingungen  einer  wahren  Ehe  in  der 
gesetzlichen  Dotation,  der  Einwilligung  der  Eltern  und  der 
priesterhcben  Benediction  erblicke,  und  von  der  heimlichen 
sage:  „aUter  vero  praesumta  non  ccniügia  sed  adulteria,  vel 
c&ntuberfda,  vel  stupra  aut  fomicationes  potius,  quam  legitima 
coniugia  esse,  non  dubitate,  nisi  voluntas  propria  suffragaverit  et 
vota  succurrerint  legitima*^.  Damit  würden  aber,  der  richtigen 
Ansicht  nach,  die  clandestinen  Ehen  nicht  annullirt,  sondern 
nur  für  illegitim  erklärt.  Ebenso  habe  sich  Augustinus 
ausgesprochen,  wenn  er  sage:  „iVbn  est  ratum  matrinwnium, 
quod  sine  Deo  esV%  und  Gratian,  der  den  Canon  des  Eva- 
ristus in  der  Art  erläuterte,  dass  der  Papst  die  clandestinen 
Ehen  nur  deswegen  contubemia  und  aduüeria  genannt  habe, 
weil  sie  häufig  zu  solchen  Verbrechen  Anlass  gäben.  Auch 
Tertullian  habe  die  Gültigkeit  der  heimlichen  Ehen  aner- 
kannt, und  wolle  man  übrigens,  so  fragten  sie,  alle  von  Eva- 
ristus aufgestellten  Forderungen  als  nothwendige  Requisite 
der  Ehe  ansehen? 

Später   habe   man  aUerdings   die  heimlichen  Ehen  mit 
Strafe  bedroht,  aber  mit  welcher  Mässigung  sei  man  dabei 
verfahren!     Schon  um  nicht  durch  Unterdrückung  des  kleine« 
1  Vgl.  oben  8. 18. 
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ren  Uebels  ein  grösserefi,  den  Concubinat,  zu  befördern.  Sei 
man  doch  aus  eben  diesem  Grunde  so  weit  gegangen,  führte 
Boneiii.  Bonelli  weitläufig  aus,  bei  Ehen,  die  unter  einer  Suspensiv- 
bedingung  geschlossen  waren,  den  ehelichen  Consens  zu 
präsumiren,  falls  die  Gatten  später  heimlich  Sponsalien  schlös- 
sen und  zusammenzogen:  nur  um  den  Concubinaten  zu  weh- 
ren; obgleich  in  diesem  Falle  doch  gar  keine  Ehe  vorgelegen 
habe. 

Für  das  Decret  sprachen  endlich  noch  die  Spanier  Gon- 
zalez de  Mendoza  und  Zamora. 
*^Mendozal*  -^®^  crsterc  leitete  die  Befugniss  zur  Annullation  der 
heimlichen  Ehen  aus  der  Macht  des  Staates  her,  der  die 
Handlimgen  der  Menschen,  auch  die  von  Natur  berechtigten, 
ungültig  machen  könne,  wenn  sie  nicht  auf  das  allg^neioe 
Beste  gerichtet  seien. 

Wie  die  Veräusserung  der  Güter  imter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen von  den  menschlichen  Gesetzen  vernichtet  wer- 
den könne,  so  dürfe  auch  billig  die  Verfügung  über  den 
eigenen  Körper,  wenn  sie  dem  christlichen  Staate  Nachtheil 
bringe,  durch  die  Kirche  —  und  die  Ehe  als  Vertrag  unter 
Christen  und  Materie  des  Sacraments  gehöre  zur  Competenz 
der  Kirche  —  beschränkt  werden.  Die  Gerichte  seien  um 
der  heimlichen  Ehen  willen  mit  Processen  überhäuft,  die  Welt 
voll  von  Verbrechen  und  Aergerniss.  Bechneten  es  dooh 
viele  Adlige  sich  in  freventlichem  Dünkel  zur  Schande,  andere 
zamora.  als  clandestiuc  Ehen  zu  schliessen.  Zamora  brachte  sogflr 
Briefe  aus  Neuspanien  bei,  welche  schilderten,  wie  religiöse 
Neuerer  zwei,  drei  und  vier  Weiber  in  heimlichen  Ehen  hei- 
ratheten,  und  welche  dringend  um  Abhülfe  baten.  — 

Wo  so  verschiedene  Ansichten  vertreten  waren,  konnte 
von  einmüthigen  Beschlüssen  keine  Bede  sein.     So  war  denn 
sümmiwg.  ftuch  die  Abstimmung  am  31.  Juli  eine   sehr  getheilte  ge- 
wesen;  fast  ein  Drittheil  der  Anwesenden   hatte  gegen  das 
Decret  votirt^. 

Bei  den  erneuerten  Berathungen,  um  die  Mitte  des  August  *, 

sahDonr.'&Is  der  Bischof  v.  Sulmone  in  der  öffentlichen  Sitzung  die 

Frage  in  Anregung  zu  bringen  drohte,  ob  nicht  das  vorliegende 

Decret  ein  Dogma  sei  und  daher  nicht  mit  solcher  Minorität 

1  Nach  Sarpi  136  für  die  Cassation  und  57  dagegen,  a.  a.  0.  2,  620. 
nach  Pallayicini  a.  a.  O.  Hb.  22.  c.  4.  144  dafür  und  die  übrigen  dagegen. 
*  Sarpi  a.  a.  O.  2,  63j. 
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2Uin  Beschlasee  erhoben  werden  könne,  waren  die  Lesraten  ^IT^^P. 

'  o  wollen  dio 

schon  vollständig  geneigt,  die  ganze  Angelegenheit  fallen  ssn  ^^^jlli^^^^^^ 
lassen.     Nur  die  Entschiedenheit  der  Bischöfe  v.  Segovin  Bischor v. 
und  Moden a  - —  wenn  man  hier  ein  Dogma  finde,  sagten  sie,  ▼-  Modemr 
müsse  man  auf  jede  Beformation  verzichten  —  hielt  sie  davon   von  ab. 
zurück.    Auch  der  Papst,  den  man  wegen  des  grossen  Wider^   Pap«t. 
staDdes  um  seine  Meinung  befragte,  hatte  vriederholt  gerathen, 
schlimmsten  Falls  die  ganze  Bestimmung  fort  zu  lassen. 

Am  7.  September,  eine  Woche  vor  der  Sitzung,  auf  der  7.  scptbr. 
das  Decret  in  jei^sr  so  mannichfach  veränderten  Form  wieder 
berathen  werden  sollte,  wurde  mit  grösstem  Eifer  dagegen  ge- 
kämpft^.    Drei  Patriarehen  und  zwei  Lernten  waren  ire&fen 

PfttrfAreh 

die  Vorlage.    Der  Patriarch  von  Jerusalem  wollte  lieber  ▼.  Jemsa- 
den  letzten  Blutstropfen  verspritzen,  als  einem  Decrete  zu- 
stimmen, welches  alles  göttliche  Recht  mit  Füssen  trete;  der 
Erzbiachof  von  Hydrontia  wies   tadelnd   darauf  hin,  <las8  ^"'^^^^^jj- 
man  eine  Genfersche  Lehre  in  die  heilige  Kirche  aufnehmen 
woUe. 

Vielfach  wurde  der  Vorschlag  gemacht,  die  Frage  demDerpapst 

rapste  zur  iHntscheidung  vorzulegen.  scheiden. 

Aber  dagegen  kämpfte  der  Bischof  von  Segovia  und ^^■^'Jjj  J; 

der  Erzbischof  von  Granada  auf  das  Aeusserste  und  nicht  ^^^^»<^^' 

T.  liranndA 

ohne  Erfolg.     Wie  widersinnig  sei  es,  iiihrten  sie  aus,  eine  ^^fi^^sen. 
Angelegenheit,   die   eines    eigenen  Concüs  würdig  sei,   von 
diesem,  auf  dem  die  ausgezeichnetsten  Kirchen-  imd  Rechts- 
lehrer sich  versammelt  hätten,  ab-  und  einem  anderen  Gerichte 
zuzuweisen. 

Dennoch  war  die  Erregtheit  des  Streites  so  gross  ge- 
worden, dass  man  für  das  Gelingen  des  ganzen  Concils  fürch- 
ten musste.  Wie  leicht  konnte  nicht,  aller  Abmahnungen  un- 
geachtet, von  irgend  einer  Seite  an  den  Papst  provooirt  und 
damit  die  unheilvolle  Frage  des  vorigen  Jahrhunderts  auf  die 
Tagesordnung  gebracht  werden:  welche  Macht  die  höhere  sei, 
die  päpstliche  oder  die  des  ConcilB.  Fast  glaubte  man  ein 
Schisma  besorgen  zu  müssen. 

So    beschloss    man,   noch    vor    der    Abstimmung    eine  oefronti. 

_  Disputation 

Öffentliche   Disputation    zu    veranstalten'    Und  wenn    auch  bc^chio». 
diese  nicht  zum  Ziele  führe,  die  Sitzung  auf  einige  Zeit  zu 
vertagen.     Diese    Vertagung    erfolgte    denn   auch    bis    zum 

1  FallaTicini  a.  a.  O.  IIb.  22.  c.  9.  —  3,  239. 
*  ebendas.  3,241. 
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Erfoifio8ig-ll.  November 9  nachdem  der  erwähnte  VermitÜungsTersach, 
ben.  wie  Pallavicini^  sagt,  nach  Art  aller  jener  Beaprechungen, 
welche  das  Licht  der  Oeffentlichkeit  statt  des  Schattens  der 
häuslichen  Wohnung  zur  Ermittlung  der  Wahrheit  aufsuchen, 
erfolglos  geblieben  war«  Man  hatte  sich  in  Wiederholungen 
und  auch  wohl  in  gegenseitigen  Beschuldigungen  erschöpft, 
ohne  irgend  gewichtige,  neue  Gründe  beizubringen. 

Von  der  einen  Seite  wurde  bemerkt,  dass  die  Kirche  die 
Ehehindemisse  habe  einfuhren  können,  weil  die  Qualität  des 
Behinderten  einem  Gute  entgegenstehe,  um  dessenwillen  die 
Ehe  eingesetzt  sei,  und  dass  doch  die  mcttrimonia  cUmdestina 
den  Heilsgütem  der  Ehe  in  weit  höherem  Grade  widerstreb- 
ten, als  beispielsweise  die  Affinität  im  vierten  Grade. 

Von  der  anderen  Seite  wurde  entgegnet,  dass  dies  üebel 
die  Ehe  nur  per  accidens  treffe,  durch  die  Schlechtigkeit  der 
Menschen  und  deswegen  der  Affinität  nicht  gleich  geachtet 
werden  könne,  die  ein  begriffsmässiges  Hindemiss  sei.  Darauf 
wurde  dann  wieder  duplicirt,  dass  das  Gesetz  nicht  sowohl 
den  Entstehungsgrund  ex  ncttura  oder  per  ctccidenSf  als  viel- 
mehr die  Häufigkeit  der  Missbräuche  zu  berücksichtigen  habe, 
welche  in  jedem  einzelnen  Falle  einer  Abhülfe  bedürften. 

26.oetbr.  Zu  der  Sitzung  am  26.  October,  dem  Tage  des  heil 

Evaristus  —  deshalb  glaubten  ihn  beide  Parteien,  je  nach 
der  Auffassung  seines  Canon,  durch  ihre  Abstimmung  zu 
Pap»t.  ehren  —  hatte  der  Papst  sein  Urtheil,  freilich  ohne  jede  weitere 
Autorität,  allein  als  Meinung  eines  Privatmannes,  eingesandt-, 
dahin  gehend,  dass  der  Kirche  die'  Gewalt  zustehen  müs«e, 
über  welche  man  in  Trient  so  heftig  streite.  Zugleich  wurde 
ein  Schreiben  des  rühmlichst  bekannten  Cardinais  Clemens 
rfo'uJS!*  Dolera  verlesen,  worin  die  bezweifelte  Befiigniss  unbedingt 
der  Kirche  zugestanden  wurde,  und  nach  der  Abstimmung 
circulirte  unter  den  Vätern  eine  Kritik  ausgezeichneter  römi- 
scher Theologen,  welche  sich  in  demselben  Sinne  aussprachen. 
Dennoch  war  das  Ergebniss  sowohl  dieser  Abstimmung,  ds 

9.  Novbr.  der  folgenden  vom  9.  November,  wo  der  gesammte  StoflF  für 
die  Sitzung  zum  letzten  Male  gesichtet  wurde,  von  dem  früheren 
nicht  verschieden.  Die  Minorität  der  Versammlung  bddagte 
sich  über  das  einfache  Placet  oder  Nonplacet,  welches  die 
Legaten  verlangt  hatten,   und  über  die  schriftlichen  Voten, 

1  ebendas. 

^  ebendas.  lib.  28.  c.  5.  —  8,  268. 
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nach  denen  man  sich  bei  der  Gesanlmtredaction  gerichtet 
hatte;  sie  blieb  fest  und  unbeugsam  bei  ihrer  Ansicht ,  und 
berief  sich  auf  die  Ruhe  ihres  Gewissens  und  auf  den  allmäch- 
tigen Gott,  welcher,  über  den  Menschenkindern  furchtbar 
thronend,  ihre  Entscheidung  in  der  Sitzung  auf  den  rechten 
W^  leiten  werde. 

Nur  in  zweien,  sagt  Paliavicini^,  waren  fast  Alle  lange 
Tor  der  Sitzung  einig,  nämlich  einmal,  dass  in  dem  Decrete 
ein  Dogma  vorausgesetzt,  und  dann,  dass  diesem  Dogma  durch 
die  Bestimmung  nicht  widersprochen  werde,  da  der  Kirche 
die  in  dem  Decrete  vorausgesetzte  Befugniss  zustehe,  falls  nur 
dne  genügende  causa  vorhanden  sei.  Um  diese  drehte  sich 
demnach  allein  die  Debatte. 

So  musste   denn   auch  in  der  Schlusssitzung  die  Ver-fum^g! 
schiedenheit  der  Ansichten  von  Neuem  zu  Tage  treten  und  das 
Resultat  der  Abstimmung  ein  getheiltes  bleiben^.     Die  Pa- 
triarchen von  Jerusalem  und  Venedig,  der  Cardinal 
Madruccio,   Fürst  und  Herr   von  Trient,   die  Erzbi- 
achöfe  von   Rhegium,   Hydrontia   und  Palermo,    der 
Primas    von   Cypern,    Lainez,    Buoncompagna,    Ca- 
stagna  und  viele  andere  Erzbischöfe,  Bischöfe  und  Gelehrte 
stimmten  gegen  das  Decret,  freilich  meist  mit  Vorbehalt  der 
Entscheidung  des  Papstes»  dem  die  Beschlüsse  überhaupt  zur 
Bestätigung  vorgelegt  werden  sollten. 

Selbst  die  Voten  der  Legaten  gingen  auseinander^.  Legten. 

Simonetta  und  Osius,    welcher  letztere   Krankheits- si"?^"«^^«- 

Oslos. 

halber  erst  am  folgenden  Tage  seine  Stimme  einsandte,  waren 
über  die  clandestinen  Ehen  der  Meinung,  welcher  die  Kirche 
bis  aof  diese  Zeit  gewesen  sei,  dass  sie  nicht  als  nichtig,  son- 
dern als  unerlaubt  erachtet  werden  müssten.  Die  Neuerung, 
welche  der  bisher  angenommenen  Lehre  widerstreite,  miss- 
falle ihnen,  und  erscheine  ungerechtfertigt.  Sei  jedoch  der 
Papst,  dem  sie  die  Sache  zu  üJierweisen  bäten,  anderer  An- 
sicht, so  würden  sie  sich  dem  Urtheile  desselben  mit  billigem 
Gehorsam  in  Ehrfurcht  und  Unterwürfigkeit  zu  fugen  wissen. 

Der  CadinalMorona  erklärte  dagegen:  „Was  die  Nich-  Moronal 
tigkeitserklärung    der  matrimania   clandestina    anbelangt,    so 
werde  ich  mich  dem  unterwerfen,  was  unser  allerheUigster 

1  a.  a.  O.  Hb.  22.  c.  8.  —  3,  230. 
*  ebenda«.  Hb.  28.  c.  5.  — -  8, 263. 
'  ebendat.  Hb.  28.  c.  9.  -^  3,  275. 
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Herr  billigen  oder  verwerfen  wird,  da  ich  die  Ansichten  der 
gelehrtesten  Männer  in  diesem  Punkte  im  Zwiespalt«  gefun- 
den habe,  und  des  Wortes  nicht  uneingedenk  bin,  welches  zu 
Petrus  und  seinen  Nachfolgern  gesprochen  wurde:  Ich  habe 
für  dich  gebeten,  Petrus,  damit  dein  Glaube  nicht  wanke"; 

er  stimmte  für  die  Nichtigkeit  der  heimlichen  Ehen. 

DieNoth-  Die  Botschaft  des  französischen  Köni^^s  hatte  von  dem 

wondlffkclt 

der  elter.  CoucU  uicht  blos  ciu  Gcsctz  Über  die  Form  der  Eheschlies- 
wiiiignng.  sung  verlangt,  sie  begehrte  auch  die  Yermchtung  aUer  ehe- 
lichen Verbindungen,  welche  Hauskinder  ohne  elterliche  Ge- 
nehmigung eingehen  \iiirden.  War  doch  das  gerade  die 
Veranlassung  gewesen,  der  Eheschliessungsfrage  überhaupt 
eine  grössere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 

So  berieth  auch  das  Concil  diese  Angelegenheit  gemein- 
sam mit  dem  Decrete  über  heimliche  Ehen^,  ohne  freilich  zu 
demselben  Resultate  zu  gelangen. 

Zuerst  hatte  man  ein  Decret  aufgestellt,  welches  den 
durch  die  französischen  Gesandten  ausgedrückten  Wünschen 
vöUig  entsprach.  Dann  war  man  zu  Einschränkungen  ge- 
schritten: Die  Ehen  der  Haussöhne  sollten  bis  zum  zwanzig- 
sten, die  der  Töchter  bis  zum  achtzehnten  Jahre  der  elter- 
lichen Einwilligung  bedürfen,  und  wenn  diese  nicht  böswillig 
versagt  werde,  nichtig  sein;  endlich  siegte  die  Consequenz 
des  Dogma, 
cardiiiftiv.         X)er  Cardinal  von  Lothrins^en   hatte  auch  für  dies 

Lotbrlo^n.  c» 

Decret  gesprochen.  Auf  Natur-  und  Civilrecht  berief  er  sich, 
aber  eben  um  des  letzteren  willen  wollte  er  allein  dem  Vater 
die  fragliche  Befugniss  beigelegt  wissen  und  das  vorgeschlagene 
„consenaum  parentum"  in  f^patrwm"  verwandelt  haben. 

Aber  auf  Natur-  und  göttliches  Recht  stützten  sich  auch 
die  Gegner,  und  alle  die,  welche  für  die  Gültigkeit  der  heim- 
lichen Ehen  überhaupt  gekämpft  hatten,  gehörten  zu  diesen. 
BiHchofv.  So   Martin  £ithoven#von  Yperni     In    der  Schrift 

heisse  es,  der  Mann  soll  Vater  und  Mutter  verlassen  und 
seinem  Weibe  anhangen,  Paulus  sage,  besser  sei  freien,  al^ 
Brunst  leiden,  und  doch  wolle  man  den  Sohn  bis  zu  einem  be- 
stimmten Alter  an  den  Vater  schmieden,  und  in  die  Macht  der 
Eltern  stellen,  die  Kinder  von  der  Ehe  zurückzuhalten. 

Die  väterliche  Gewalt  könne   über  ein  Sacrament  kein 

Recht  beanspruchen,  da  ja  sogar  das  Eigentliumsverhältniss 

1  Sarpi  a.a.0.2,633.    P all avic in i  a.  a.  O.  üb.  22.  0.4.-8,222. ff. 
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hier  wirkungslos  sei,  und  der  Sklave  auch  gegen  den  Willen 
s^es  Herrn  freien  dürfe. 

Dieser  Ansidit  waren  aber  fast  Alle,  deren  Beden  uns 
überliefert  sind;  nur  wenige  —  wie  die  Bischöfe  v.  Alme-]J[JJ^jj|J''J- 
ria  und  Rossano  —  wollten  das  Decret  jedoch  mit  grossen  Kos*«no- 
Einschrankungen  angenommen  wissen. 

Auf  die  „goldenen"  Worte  berief  sich  Bonelli,  welche  Boncm. 
Karl  V.  i.  J.  1548.  verkündet  habe,  und  welche  den  Kern  der 
Frage  bezeichneten.  Mit  diesen  müsse  man  ausrufen:^  „Quo- 
niam  potesias  pcUema  cedit  de  iure  hmc  coniunctioni  inter  ecniu- 
ges,  audiendi  nan  sunt  ii,  qui  nunc  volunt^  ut  diseolvantur  matri- 
mania  coniracta  a  ßHisfamiUas,  ubi  nan  adait  aasensus  parentunu 
Nilul  hie  a  nobia  detrahitur  obedientiae  ßliorum  debitae  patribus: 
Sed  nohanue,  ut  patres  abutantur  potestate  sua  in  praepediendis 
praeddendisve  matrimonüs.  Verumtamen  quia  censemus  ad 
honestatem  pertinere,  ne  filii  matrimonia  contrahant  absque  con- 
siUo  et  consensu  parentum,  admoneantur  crebro  a  Condonatori" 
bus  huiusee  ipsorum  ofßcii", — Die  Versammlung  liess  das  vor- 
geschlageae  Decret  fallen. 

So  war  jenes  merkwürdige  Decret  entstanden,  von  dem 
am  ScUusBe  der  Verhandlungen  gesagt  wurde  *,  dass  seinet- 
wegen allein  ein  Concil  hätte  berufen  werden  müssen,  welches 
durch  die  Bestätigung  des  Papstes   allgemeines  Gesetz  der 
Kirche  wurde,  und  welches  folgende  Bestimmungen  trifft:         ^  j  ^^^^ 
„Tatnetsi    dubitandum    non   esV'y    lautet   die   Einleitung/^J-^^*- 
nclandestina  matrimonia,    libero  contrahentium  consensu  facta, 
rata  et  vera  esse  matrimonia,  quamdiu  ecclesia  ea  irrita   non 
fecit,  et  proinde  iure  damnandi  sunt  Uli,  ut  eos  sancia  synodus 
anaihemaie  damnat,  qui  ea  vera  a  rata  esse  negant,  quique  falso 
affirmant,    matrimonia  a  fiUisfamilias  sine  consensu  parentum 
€ontracta  irrita  esse,  et  parentes  ea  rata  vel  irrita  facere  posse: 
mhilominus  sancta  Dei  ecclesia  e^  iustissimis  causis  ea  semper 
detestaia  est   atque  prohibuit.      Verum,   quum   sancta   synodus 
änimadvertatj  prvhibitiones  illas  propter  hominum  inobedientiam 
tarn  non  prodesse,  et  gravia  peccata  perpendat,  quae  ex  iisdem 
clandesünis  coniugiis  ortum  habent,  praesertim  vero  eorum,  qui 
in  statu  ,damnationis  permanent,  dum  priore  uxore,  cum  qua  clam 
contraxerunt,  relicta,  cum  alia  palam  contrafiunt,  et  cum  ea  in 

1  Pallavicini  a.a.O.  8, 226. 

*  OratioHieronymiRagasoni  inRichteru.  Schulte  Canon,  et 
decreta  Conc.  Tridentini  (Lipsiae  1853.)  476. 
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perpetuo  aduUerio  vivunt,  cui  mala,  quam  ah  ecclesia,  quae  de 
occultis  non  iudicat,  succurri  non  possit,  nisi  e^ccudus  aUquoil 
remedium  adhibeatur", deswegen  sollen  den  Vorschrif- 
ten des  Dritten  Lateranensischen  Concils  gemäss  vor 
der  Eheschliessung  an  drei  auf  einander  folgenden  Sonn-  oder 
Festtagen  durch  den  Pfarrer  der  Brautleute  die  Aufgebote 
verkündet  werden  „...quilms  denunciationibtis /actis,  ei  nuUum 
leffitimum  opponatur  impedimentufn,  ad  celebrationem  matrimonü 
in  fade  ecclesiae  procedatur,  ubi  parochus,  viro  et  mutiere  inter- 
rogatis,  et  eorum  mutuo  conaensu  intellecto,  vel  dicat:  Ego  va 
in  matrimonium  coniungo  in  nomine  Pairie,  et  Filii  et  Spirittu 
eancti,  vel  aliis  utatur  verbis,  iuxta  receptum  uniuecuituque  pro- 

vineiae  ritum Qui  aliter,  quam  praesente  parocho,  vtl 

alio  sacerdote  de  ipsiua  parochi  seu  ordinarU  Ucentiaf  et  duobm 
vel  tribua  tesiibxM  matrimonium  contrahere  attentabunt,  eos  sancta 
synodue  ad  sie  contrahendum  omnino  inhabiles  reddit,  et  huius- 
modi  contractus  irritos  et  nulloa  esse  deeemit,  prout  eos  pramnti 
decreto  irritos  facit  et  annullat,  .  ." 
Aufnahme  "Wie  aber  in  der  Versammlunc^  selbst  die  Stimmen  über 

beiden  den  Wcrth  der  neuen  Anordnung  wirr  durch  einander  gc- 
••n.  gangen  waren,  ebenso  verschieden  war  die  Aufnahme,  die  es 
bei  den  Zeitgenossen  fand.  Die  Einen  erhoben  es  zum  Him- 
mel, die  Anderen  prophezeiten  das  grösste  Unheil.  Man 
braucht  nur  die  Urtheile  der  beiden  Historiker  des  Concils  zu 
vernehmen,  die,  wie  überall,  auch  hier  im  Gegensatze  zu  ein- 
ander stehen,  um  ein  getreues  Bild  der  zeitgenössischen  Mei- 
nungen zu  haben. 
Angriffe  Was  sollcu  die  Worte  des  Secrens  bedeuten,  ruft  Sarpi^ 

aus,  mit  denen  der  Priester  die  Brautleute  verbindet?  £0^' 
weder  stehen  sie  in  vollem  Gegensatze  zu  den  Beschlüssen  des 
Florentiner  Concils,  nach  welchen  der  blosse  Consens  die  £be 
begründet,  oder  sie  sind  nur  deklaratorisch.  Muss  man  aber 
da  nicht  unwillkürlich  zu  dem  freilich  irrthümlichen  Schlüsse 
kommen,  dass  auch  bei  der  Absolution  die  Worte  des  Priesters 
diesen  deklaratorischen  Character  haben?  Jedenfalls  habe  dus 
Decret  nur  den  Zweck,  jene  Worte  des  Priesters  zur  Form 
des  Sacramentes  zu  stempeln. 

Und  erst  die  Annullation  der  heimlichen  Ehent  beschul- 
digt man  dadurch  nicht  all'  die  vergangenen  Jahrhunderte,  (i^^ 
sie  anerkannt  haben ,  der  sträflichen  Nachlässigkeit.    Endlich 

1  a.a.O.  2,699.  ff. 
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aber,  wie  achwach  ist  das  Fundament,  worauf  das  Concil  sein 
Decret  gestützt  hat.  Man  yemichtet  nicht  das  Sacrament, 
sondern  allein  den  Contract,  der  die  Materie  desselben  bildet, 
und  doch  wie  sollen  beide  von  einander  geschieden  werden? 
da  die  Ehe  schon  unauflöslich  war,  ehe  sie  zum  Sacramente 
wurden  und  da  Christus  sie  für  untrennbar  erklärte,  nicht  weil 
sie  Ton  ihm,  sondern  Ton  Gott  im  Paradiese  eingesetzt  sei. 
Aber  selbst  zugegeben,  dass  der  eheliche  Contract  als  mensch- 
liches, biirgerliches  Bechtsgeschäft  von  dem  Sacramente  zu 
unterscheiden  sei,  so  gebühre  nicht  dem  geistlichen,  sondern 
dem  weltlichen  Kichter  die  AnnuUation  auszusprechen,  denn 
dieser  habe  über  die  civilen  Contracte  zu  entscheiden.  — 

Pallavicini  da&cesen  sucht  die  Vorwürfe  des  Gegners  vertheidt- 
zu  entkräften^ ;  er  halt  das  Decret  für  das  heilsamste,  welches  vicini >. 
das  Concil  gefasst  habe.  Was  die  Worte  des  Pfarrers  betrifft, 
sagt  er,  so  würden  ja  alle  gegnerische  Bedenken  durch  die 
Fassung  des  Decretes  selbst  beseitigt,  welche  den  am  Orte 
üblichen  Ausdruck  und  nicht  in  jedem  Falle  die  Formel  Ego 
VOM  coniungo  forderten.    In  Bezug  auf  die  Theorien  von  Con- 
tract und  Sacrament   äussert  er  sich   folgendermassen:    der 
Contract  seiner  Natur  nach,  ohne  die  göttliche  Einsetzung,  sei 
kein  Saarament;  wenn  das  Sacrament  aber  Sacrament  sei  und 
zogieidi  Contract,  so  seien  das  zweierlei  Naturen,  deren  ältere 
ohne  die  neuere  bestehen  könne,  wenn  man  sie  auch  jetzt 
anter  Gretauflen  (wenigstens   abgesehen  vom  Zufalle)   nicht 
trennen  könne.      Wie   nun   der  ^eweihete  Leib  Christi   im 
Abendmahle  zwar  nicht  getrennt  werden  könne  von  Christi 
Körper,  wohl  aber  von  ihm  unterschieden  werden  müsse,  und 
die  Kräfte  der  Natur,  ohne  dass  sie  Christi  Körper  wandeln 
könnten,  dennoch  jene  Spedes  änderten  und  dadurch  bewirk- 
ten, dass  Christi  Körper  nicht  mehr  darin  sei,  mit  gleichem 
Rechte  könne  die  Kirchengewalt  einen  Contract  ändern,  wenn 
sie  anch  das  Sacrament  nicht  antasten  dürfe,  und  auf  diesem 
Wege  hindern,  dass  nicht  das  Sacrament  in  einer  bestimmten 
Contractsform  zurückbleibe,  wo  es  vordem  gewesen  sei. 

Wenn  wir  jetzt  schliesslich  selbst  unser  ürtheil  über  die    unwre 

^  «  »11         i~v*  Kritik. 

Bestimmung  abgeben  wollen,  so  müssen  wir  vor  allen  Dingen 
den  damaligen  Zeitverhältnissen  Bechnung  tragen«  Nicht  war 
es  überall  möglich,  in  den  strengen  Gränzen  der  hergebrachten 
Praxis  Uebelständen  entgegenzutreten,  die  je  länger  desto  weit- 

^  a.  au  O.  Hb.  23.  c.  9.  —  3, 276.  ff. 
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greifender  die  Welt  verzehrten,  und  nicht  überall  ist  die  logi- 
sche Massregel  die  heilsamste. 

Die  Erörterungen  der  Gegner  des  Decretes  übertrafen  an 
Ausführlichkeit  und  Gründlichkeit ,  selbst  nach  Pallavicinifl 
Darstellung,  in  hohem  Masse  die  seiner  Yertheidiger.  'Wir 
sind  freilich  ohne  Kenntniss  der  Argumente,  welche  in  den 
Denkschriften  des  Papstes  und  der  römischen  Theologen  gel- 
tend gemacht  wurden.  Aber  die  Deductionen,  welche  uns 
überliefert  sind,  tragen,  auch  wenn  man  sie  ihres  schwertälligen 
scholastischen  Gewandes  entkleidet,  nicht  viel  Ueberzeugende? 
an  sich.  Wir  werden  kaum  abgeneigt  sein,  mit  den  Gegnern 
des  Decretes  die  Vertheidiger  desselben  der  Inconsequenz  zu 
zeihen,  da  sie  den  blossen  Consens  der  Ehegatten  nach  rä 
vor  als  Materie  des  Sacramcntes  betrachtet  wissen  wollen  und 
doch  seine  Gültigkeit  von  der  Gegenwart  eines  unbetheiligten 
Priesters  abhängig  machen,  aber  wir  müssen  anerkennen,  das? 
«8  in  der  That  einschneidender  Massregeln  bedurfte,  selbst 
wenn  sie  dogmatisch  zweifelhaft  sein  sollten.  Unsere  An- 
schauung vom  Sacramente  und  vom  Verhältnisse  der  Kirche 
zum  Staate  ist  eine  andere,  als  sie  damals  hergebracht  war. 
Wir  meinen  aUerdings,  dass  es  der  weltlichen  Gesetzgebung 
und  nur  ihr  allein  geziemt,  über  die  Eheschliessungsform  Be- 
stimmungen aufzustellen;  wir  mögen  die  Zeiten  loben  und 
preisen  y  wo  sie  sich  dabei  der  kirchlichen  Hülfe  bedienen 
konnte,  aber  wir  müssen  der  Kirche  jedes  Gesetzgebungs- 
recht in  dieser  Beziehung,  welches  ihr  Grebiet  überschreitet^ 
absprechen.  Sie  kann  dem  Staate  ihre  Unterstützung  ver- 
weigern, aber  sie  darf  ihm  nicht  ihre  Normen  auferlegen. 
Sie  kann  erklären,-  dass  sie  unbenedicirte  Verbindungen  für 
Ehen  nicht  zu  erachten  vermöge,  aber  sie  muss  nicht  eine 
auch  bürgerlich  bindende  Form  der  Eheschliessung  aufstellen 
wollen  und  verlangen,  dass  der  Staat  sie  beachte. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  ist  das  Decretum  de  reforma- 
Hone  matrimonii  fiir  einen  Uebergriff  der  Kirche  zu  erklären. 

Aber  damals  waren  diese  Begriffe  noch  nicht  so  streng 
geschieden.  Staat  und  Kirche  waren  innig  mit  einander  ver- 
schmolzen und  erfuhren  erst  allmählich  im  Laufe  der  Jahr- 
hunderte den  grossen  Sonderungsprocess,  der  noch  heute  nicht 
vollendet  ist. 

1  Nach  der  protestantischen  Anschauung  gehört  die  Ehe  nicht  in  ^^ 
kirchliche  Gehiet.  —  Vgl.  unten  Buch  HI.  Kap.  1. 
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Nach  der  Ansicht  jener  Zeiten  hatte  die  Kirche  den  Beruf, 
das  Recht  der  Ehe  in  allen  seinen  Conseqnenzen  zu  normiren; 
sie  hatte  aach  allein  die  Macht  dazu.  Wer  sollte  sie  tadehi, 
wenn  nie  dem  ersteren  nachkam  und  die  anderen  gebrauchte? 

m.  Die  Reception  des  tridentinischen  Rechts. 

Das  €.  1.  de  reformat.  matrimonii  hatte  mit  den  Worten  ^Jjj^*^* 
geschlossen:  «;^*;S^; 

„Decemit  insuper  (s.  synodua),  ut  hviusmodi  decretum  »w^ain'pa- 
unaqyuique  parochia  suum  robur  post  triginta  dies  habere  in-'  ^ocuioen. 
dpiat,    a   die  primae  publicationis   in   eadem  parochia  factae 
numerandoe". 

Damit  hatte  man  die  Protestanten  wenigstens  in  so  weit 
schonen  wollen,  als  sie  nur  an  die  neuen  Vorschriften  ge* 
bunden  sein  sollten,  wenn  diese  in  ihren  Parochieen  publicirt 
würden.     Aber  wie  zweckmässig  diese  Massregel  auch  sein 
mochte,  so  schwierig  mussten  sich  nach  Verlauf  einer  grösseren 
Zeit  die  Verhältnisse  gestalten.    War  es  schon  nicht  leicht, 
zu  ergründen,  ob  und  in  welchen  Ländern  die  Vorschriften 
des  Tridendnum  Geltung  empfangen  hätten';  so  entzog  na- 
türUch  £e Publication  in  den  einzelnen  Parochieen  sich  jed- 
weder Cognition. 

Hier  soll  allein  der  Länder  gedacht  werden,  wo  die  welt- 
lichen Gesetze  geradezu  auf  das  Tridentinische  Recht  Bezug 
nehmen,  und  die  freilich  nur  einen  kleinen  Theil  des  grossen 
Gebietes  ausmachen,  wo  es  publicirt,  aber  durch  spätere 
staatliche  Gesetze  abgeändert  wurde  ^. 

1.  Spanien  und  Portugal. 

Die   Fassung:   des  Decretum   entsprach   eicrentlich  nicht  Das  Decret 
vollständig  den  Intentionen  der  Regierung  Spaniens.  S*?"**  '^' 

Gerade  hier  hatten  sich  die  Missstände  der  heimlichen 
Ehen  besonders  fühlbar  gemacht,  gerade  hier  hatte  man  nicht 
so  das  Moment  der  öffentlichen  Eheschlicssung  betont,  wie 
die  Nothwendigkeit  der   elterlichen  Einwilligung.     Deswegen 

^  So  ist  et  nngewist,  ob  in  Bremen,  in  der  Wallachei  und  in  der 
Bulgareidie  Fublication  erfolgt  sei.  Vgl .  Perrone  de  matrimonio  chri- 
stiano  (Romae  1858.)  2, 261.  —  Dieser  Schriftsteller  giebt  eine  ziemlich  ge- 
naue Uebersicht  über  die  Länder,  in  denen  das  Tridentinum  gilt.  2, 256.  ff. 

*  So  wird  über  Frankreich,  die  Niederlande,  Genf,  Irland 
und  Italien  bei  der  Geschichte  der  Cirilehe  gehandelt  werden. 
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waren  ja  jene  sich  in  Harte  und  Strenge  überstürzenden  Straf- 
gesetze   erlassen  worden ,    welche   wir   oben  kennen  gelernt 
haben  ^. 
Aber  Dcnnoch    wurden    die    Tridentinischen    Vorschriften   in 

»Spanien  recipirt% 

Aber  deswegen  glaubte  man  nicht «   das   ganze  frühere 
Philipp  II.  Recht  über  Bord  werfen  zu  müssen,  sondern  Philipp  ü.  wie- 
derholte sogar  1.  J.  1563.  die  oben  dargestellten  Vorschriften, 
welche  Ferdinand  der  Katholische  i.  J.  1505.  erlassen 
Novi8«ima  hatte,  und  die,  wenn  auch  nur  als  Drohung',  noch  in  die  No- 

cion.     vissima  Recopilacion^  übergegangen  sind. 
ciTiicodcx.         Der  heutige  spanische  Civilcodex  erfordert  fiir  die  Ehe- 
schliessung im  Artikel  28.  no.  4: 

„  La  preseneia  del  parocco  y  dos  testigos  adomados  de  ki 
ciialidadea  legales,  que  se  reqvieren  para  los  demas  actos  civilei"» 
Die  tridentinischen  Vorschriften  über  die  Aufgebote  werden 
Elterliche  lu  dcu  Artikeln  33  —  36.  eingeschärft.    Der  Mangel  der  elter- 
Einwiüig.  jj^jjgjj  Einwilligung  hat  keine  Nichtigkeit  der  Ehe  zur  Folget 
aber  er  ist  ein   auch  durch    staatliche  Strafgesetze  wahrge- 
nommenes impedimentum  impediens, 

„  Wir  haben  erfahren,  dass  der  Missbrauch  von  allerlei  nicht 
*3°m/'  ^^^^^^^^^   ^Ätfn    sehr  hät^/ig   ist**,    klagt  die   pragmatische 
1776.     Sanction  vom  23.  März  1776.^;  deswegen  wurde  verordnet, 
dass  Ehen,  die  von  Kindern  unter  25  Jahren  ohne  elterliche 
Einwilligung  geschlossen  würden,  jeder  civilrechtlichen  Folge 
entbehren  sollten;  auch  den  Geistlichen  ward  dies  Gesetz  ein- 
geschärft'. 
sanctiony.         Noch  härter  war  aber  die  Sanction  Karls  IV.  v.  10. 

10.  April  ,.  _ 

1803.     April  1803», 

1  Vgl.  oben  S.  72.  ff. 

s  Alvarez  inatituciones  de  derecho  real  de  Espana  (ed.  Veles,  Buenos 
Aires  1 884.)  62.  —  Die  Concilienbestimmungen  sind  dann  den  Oeistlichea 
durch  Decret  der  Gortes  v.  23.  Februar  1822.  und  7.  Januar  1887. ron 
Neuem  eingeBchärft  worden.  Vgl.  E  s  c r  i  c  h  e  Dicionario  razonado  de  legis- 
lacion  v  Jurispnidencia  (Madrid  1840.)  a.  v.  Matrimonio. 

8  De  Llano  Compendio  de  los  comentarios  a  lasLXXXÜI.  leyes  de 
Toro  (Madrid  1795.)  Ley  XLIX. 

*  lib.  10.  tit.  2.  ley  5.  (Paris  1846.  —  4,  208.) 

A  Rodriguez  Elementos  de  derecho  civil,  penal  y  mercantil  de  Espana 
(Madrid  1861.)  1,61. 

^  NovissimaRecopilacion  lib.  10.  tit.  2.  ley  9.  (ed.  cit  4, 210.) 

7  ebendas.  ley  10.  (218.)    Vgl.  auch  die  dort  folgenden  Oesetse. 

s  ebendas.  ley  18.  (4,  216.):  „Los  Vicarios  ecclesiasticos que  autori- 
zaren  matrimonio ,  para  el  que  no  estuvieren  habilitados  loa  contrayentes 


9»-^ 


2.  Polen.  129 

pDie  Geifitlichen,  helsst  es»  welche  zu  Ehen  mitwirken,  die 
der  gesetzlichen  Erfordernisse  entbehren »  sollen  verbannt  und 
ihrer  Temporalien  beraubt  werden.  In  dieselbe  Strafe  ver- 
fallen die  Contrahenten*'. 

Dass  den  gekränkten  Eltern  ausserdem  noch  die  willkür- 
liche Enterbung   ihrer   ungehorsamen  Kinder  verstaitet  ist, 
versteht  sich  von  selbst^  und  das  ist  auch  für  Portugal  durch  Portogai. 
die  Ordonnanzen  v.  13.  November  1661«,  v.  19.  Juni 
1775.  und  6.  Oc tober  1784.  festgesetzt  worden.' 

2.  Polen. 

Schon  i.  J.  1545.  hatte  ein  staatliches  Gesetz  die  kirch- 
liche EJiescUiessung  anbefohlen^:  König  Siegismund  publi- 
cirte  dann  das  TridentinumS  welches  mit  allen  Vorzügen  und  ^^unnm!'^' 
Nachtheüen  seiner  Bestimmungen   bis  in  unser  Jahrhundert 
hinein  ungestörte  Geltung  hatte. 

Erst  i.  J.  1807  führte  die  neue  Constitution  für  das.  Gross-  Code  civil. 
herzogthum  Warschau  den  Code  civil  ein,  und  dieser  blieb 
auch  in  Kraft,  als  i.  J.  1815.  ein  Theil  des  Landes  unter  das 
Scepter  des  Kaisers  Alexander  gekomihen  war. 

L  J.  1820.  wurde  indessen  eine  Gesetzirebunirscommission     1820. 
aus  mehreren  Mitgliedern  der  beiden  Kammern  und  des  Staats-  bongscom- 
ratbes  ernannt,  um  ein  neues  Gesetzbuch  abzufassen.    Ein 
Theil  der  Arbeit  war  i.  J.  1825.  vollendet:  Das  erste  Buch, 
welches  das  Personenrecht  umfasste>  wurde  durch  die  beiden    _^^ 

1826. 

Kammern  angenommen  und  erhielt  mit  dem  1.  Januar  1826.  Penooen- 
Gesetzeskraft^ 

•egun  los  requiftitos  que  van  expresadoa,  aeran  expatriadot  7  ocnpadsa  todas 
ans  temporalidadea,  y  en  la  misma  pena  de  expatiiacion  y  en  la  de  confiBca* 
cioa  de  bienes  incuxrihui  lotoontrayentea/*  Vgl.  ßodrigues  a.a.  0. 1,  SO.ff. 
1  Cödigo  penal  art.  399« u.  403.  Rodrigu es  a.a.O.  1,61.  Alrares 
a.a.  0. 59.1  AssoyMaouel  institacionet  del  derecho  civil  de  Castilla 
(ed.  7.  Madrid  1806.)  73. 

*  Figaeiredo  legisla^So  portuguesa  (Lisboa  1790.)  löO.  Vgl.  auch 
Mellii  Freirii  xnstit  iar.  Lutit  (Oliapond  1790.)  3»  106—114.  —  FubiidTt 
ist  das  Tridentinum  durch  den  König  Sebastian;  Fallayicini  a.  a.  O. 
lib.  24.  c.  9.  no.  15. 

'  Wolo wski  coup  d*oeil  sur  la  Ugielation  polonaise  in  der  ReTue  de 
1  e  g i  8 1  at.  8, 89.    Für  Litthauen  ein  Statut  t.  J.  1588.  e b  e n  d  a s.  96. 

*  Fallavicini  bist  Conc.  Trident.  lib.  24.  c.  13.  no.  3.  3. 

^  CiTil-Codex  f.d. Königr.Polen  Buch  I.  nebst  den  übrigen 
CiTilgetetsen  d.  Reichstages  t.  1825.  übersetst  y.  £.  6.  Faltz 
(Breslau  1826.)  LubÜner  Concordance  entre  le  Code  civil  duRoyaume 
de  Pologne  de  1825.  et  le  Code  dvil  firanfais  concemant  T^tat  des  per- 
sonnes  (Bmxelles  1848.). 

Priedberg,  Ehg»cidie$8utig.  Q 
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Danach  wurde  die  Ehe  als  ein  religiöser  Contract  hinge- 

«i^Mihak^*®^*^  und  die  Civilehe  abgeschaffl.     Die    geistliche  Ehege- 

kcinekirch-richtsbarkeit  dagegen ,  welche  die  Conunission  ebenfalls  vor- 

jurisdict.  geschlagen  hatte,   scheiterte   sowohl   damals   an   dem  festen 

Widerstände  beider  Kammern,  wie  auch  i.  j.  1830.,  wo  sie 

von  Neuem  projectirt  war. 

Grondges.  Am  16.  Fcbruar  1832.,  also  nach  der  Revolution,  er- 

1832.     schien  mit  Aufhebung  der  Kammern  ein  neues  Grundgesetz, 

'  welches  die  Verfassung  von  1815.  ausser  Kraft  setzte  und 

dem  Kaiser  die  gesetzgebende  Gewalt  übertrug. 

Gesetzes-  Obgleich  nun  Art.  1.  den  Code  civil  aufrecht  erhielt  und 

revuion.  ^^  g    ^^  Freiheit  des  Cultus  mit  specieller  Garantie  der 

rS^la^i-  katholischen  Kirche  aussprach,  so  liess  doch  Nico  laus  die 

dicüon.    Q^Q^2e  revidircn,  und  die  von  ihm  ernannte  Comimission  führte 

die  geistliche  Ehegerichtsbarkeit  ein. 

Ehegesetz  Das  ucuc  Ehcgcsetz  wurde  den  12.  (24.)  Juni  1836.  er- 

janiisae.'  lassen^.     Gleich  Art.  2.  des  ersten  Capitels  —  welches  von 

der  Ehe  zwischen  Personen,  die  sich  zur  römisch-katholischen 

Religion  bekennen,  handelt  —  bestimmt: 

Bestimmnn-        „Eine  Ehe  kann  nnr  Angesichts  der  Kirche  den  Vorsehrif' 

ffcn  des  

Tridentia.  tcn  ffemoss  Und  mit  Erfüllung  der  religiösen  FeierKehkeiten  ge- 
schlossen werden^\ 

Diese  sind  aber  genau  nach  den  Anordnungen  des  Triden- 
tinum  verordnet  ^  nur  dass  hier  genauere  Bestimmungen  über 
die  Führung  der  Kirchenbücher  gegeben  werden'.    Auch  für 

1  Ges.  üb.  d.  Ehe  f.  d.  Königr.  Polen  (Berlin  1887.);  Lubliner 
Essai  critique  sur  la  'nouvelle  lägislaüon  concemant  le  mariage  en  Pologne 
de  1S86.  dans  ses  rappoita  arec  rhittoire  et  ie  droit  eanonique  (Bruxelles 
ISiO.). 

>  Art  41.  ff.  DasDomicü  muss  för  die  Aufgebote  8  Monate  dauern  (4S.)t 
die  Trauung  binnen  6  Monaten  erfolgen  (44.).  Für  die  Trauung  ist  ein 
sechsmonatlicher  Aufenthalt  im  Kirchspiele  erforderlich,  imd  wenn  die  Par- 
teien in  einer  anderen  Diöcese  gewohnt  haben,  ein  jähriger  (49.)-  ^^ 
Mangel  des  elterlichen  bez.  vormundschaftlichen  Consenses  [der  für  Per- 
sonen unter  21  J.  nothwendig  ist  (15.)]  berechtigt  sur  Enterbung  auf  die 
Hftlfte  des  Pflichttheils  (19.). 

9  Art.  58.  Nach  Vollziehung  der  religiösen  Ceremonie  hat  der  das 
Akten-Buch  des  Civil-Standes  führende  Probst  in  Gegenwart  zweier  Zeugen 
einen  Civil- Akt  aufzunehmen,  welcher  enthält: 

1.  Die  Vornamen,  Familiennamen,  den  Beruf,  Oeburts-  und  Aufeot- 
halts-Ort  und  das  Alter  der  Ehegatten. 

2.  Die  Vornamen,  Familiennamen,  denBeruf  und  Wohnort  ihrer  Väter 
und  Mütter. 

3.  Die  Erlaubniss  der  Eltern,  Vormunder  und  Militair-Behörde  in  den 
Fällen,  wo  das  Gesetz  dieselbe  verlangt. 
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die  Anhänger  der  evangelischen  Confession  gelten  die  Grund- 
sätze des  gemeinen  Earchenrechts.  Doch  ist  hier  ebenfalls 
<Ue  Gegenwart  zweier  Zeugen  beim  Trauungsacte  als  noth- 
vrenffige  Formalität  aufgesteUt  worden^. 

Ehen  von  Personen,  die  weder  der  griechischen,  noch  rö-  Ehen  in 
misch-kathoHschen  oder  evangelischen  Confession  angehören,   kannten 
«ind  durch  ^e  Geistlichen  derselben  zu  schliessen^  und  vonconfeuion. 
dem  staatlichen  Civilstandsbeamten  zu  re^striren^.  -• — 

Schliesslich  ist  noch  zu   bemerken,  dass  für  gemischte  G<^n»{schte 
Eben  höchst  parteiische  Vorschriften  getroffen  sind. 

Wer  sich  mit  einem  Griechisch-Katholiken  vermählt,  muss 
sich  durch  den  griechischen  Geistlichen  trauen  lassen,  alle 
Kinder  in  der  griechischen  Religion  erziehen,  und  unterliegt 
d^  Ehejurisdiction  des  griechischen  geistlichen  Gerichts^. 

3.  Die  südamerikanischen  Staaten. 

In  den  durch  das  spanische  oder  portugiesische 
Recht  beeinflussten  Staaten  Südamerikas  ist  das  Deere- 
tum  de  reformatione  matrimonii  überall  zur  Geltung  ge- 
kommen. 

So  in  Chile,  wo  das  i.  J.  1855.  publicirte  Gesetzbuch^    Chiie. 
im  Art  117.  bestimmt: 

4.  Die  Anführung  des  Tages  und  Ortes,  an  welchem  die  Aufgebote  er- 
folgt sind,  oder  wenn  keine  Aufgebote  stattgefunden  haben,  die  Angabe  der 
Behörde,  die  Ton  ihrer  Publication  befreit  hat,  und  das  Datum  des  Dis- 
penses. 

5.  Falls  die  Ehe  Ton  Seiten  einer  Person  geschlossen  wird,  die  schon 
früher  in  ehelicher  Verbindung  gestanden,  die  Erwähnung  der  Zeit,  wann 
die  frühere  Ehe  aufgehört  hat  oder  für  ungültig  erklärt  worden  ist. 

6.  Die  Erklärung  der  Ehegatten,  ob  sie  vor  der  Trauung  einen  Con- 
tract  abgeschlossen  haben  oder  nicht,  und  im  ersteren  Falle  die  Angabe  des 
Datums  und  Orts  seiner  Abechliessung,  sowie  der  Justizperson,  vor  welcher 
er  abgeschlossen  worden. 

7.  Die  Vornamen,  Familiennamen,  den  Beruf,  das  Alter  und  den 
Wohnort  der  Zeugen ;  wenn  dieselben  Bluts-  t>der  sonstige  Verwandte  der 
Ehegatten  sind,  die  Angabe,  von  welcher  Seite  und  in  welchem  Orade. 

8.  Die  Bescheinigung  des  Geistlichen  und  der-  Zeugen,  dass  die  reli- 
giöse Trauung  stattgefunden  hat. 

1  Art.  140. 

«Art.  185. 

s  Art  187. 

*  Art.  200.  ff. 

6  Cödigo  civil  de  la  repühlioa  de  Chile  (Santiago  de  Chile 
1858.) — Ueber  das  Requisit  der  elterlichen  Einwilligung  Art.  105.  ff. — „Die 
Ehe  zwischen  Katholiken  wird  mit  den  durch  die  Kirche  vorgeschriebenen 
Feierlichkeiten  geschlossen,  und  steht  es  der  geistlichen  Gewalt  2u,  über  die 
Vornahme  derselben  zu  wachen." 

9* 


132     II.  Buch.  Das  Coneil.  Trident.  HI.  Die  Bec.  d.  trid.  Hechts. 

„El  fnatrimonio  entre  personas  ccttdUcas  m  cekbrard  eon 
las  aolemmdades  prevenidaa  por  la  Igleaia,  i  compete  a  la  auto- 
ridad  eelesiäsHca  velar  sobre  el  campKmiento  de  ellas", 
costATica.  in  Costarica,  wo  der  Art.  108.  des  Cödigo  general 

V.  J.  1841,^  bestimmt: 

„Eatando  en  el  Estado  elevado  el  matrimonio  d  la  dignidd 
de  sacramento,  loa  formaUdadee  neceaeariae  para  au  eelebraciony 
aerdn  loa  miamas  que  el  Coneilio  de  Trento  y  la  IgUda  timii 
deaignadas^^. 
pera.  *         So  in  Buenos  Ayres^y  Peru' und  Brasilien. — 
Protettunt.         Ueber  die  Protestanten  wird  in  dem  Costaricanischen 
i.coftarica.QegQ^Q  gar  kcioc  Verordnung  getroffen.      Dennoch  aollen 
diese,  obgleich  nach  der  Verfassungs-Urkunde  den  Akatho- 
liken  ihrer  Religion  wegen  keinerlei  Beschrankung  auferlegt 
istS  ebenfalls  vor  dem  katholischen  Priester  ihre  Ehe  nach 
tridentinischer  Form  schliessen. 
Chile.  In  Chile  handelt  darüber  Art  118.*  des  Gesetzbuches. 

Er  unterwirft  die  Akatholiken  den  staatlichen  und  kanonischen 
Impedimenten,  und  lässt  sie  ihre  Ehen  durch  blossen  CSon- 
sensaustausch  in  Gegenwart  zweier  Zeugen »  aber  yor  dem 
katholischen  Pfarrer^  wenn  auch  ohne  jede  religiöse  Feierlich- 
keit, schliessen. 

Die  Verhältnisse  von  Buenos  Ayres  werden  bei  der 

Geschichte  der  Civilehe  berücksichtigt  werden.     Speciell  aber 

BrMiiicn.  muss  ich  hier  noch  des  Brasilianischen  Kechtes  gedenken. 

DecretT.  Dic   tricutcr  Bestimmungen  hatte   die  Regierung  dem 

1827.  *  Clerus  in  dem  Decrete  vom  3.  November  1827.  zur  Nach- 

1  Gödigo  General  de  la  Repüblica  de  Costa  Rica  (Nuen- 
York  1858.)  F.  1.  üb.  1.  tit.  5.  c.  S:  ,,Da  in  dem  Staate  die  Ehe  wr  Wüide 
eine»  Sacramentea  erhoben  ist ,  so  werden  die  cur  Eingehnng  nothweo- 
digen  Feierlichkeiten  dieselben  sein,  welche  das  Coneil  vonTrient  und  die 
Kirche  yorgeschrieben  haben.  *^ 

>  Vgl.  d.  Gesetz  v.  20.  December  18S3.  in  der  RecopiUoion  de 
las  leyes  y  decretos  promulgados  en  Buenos  Aires  (BaenosAiK» 
1836.)  1189.  ff. 

9  Reyue  histor.  de  droit  fran9.  9,  867. 

4  Verf.-Urk.v.  1859.Art6. 

&  118:  „Los  que  profesando  una  religion  diferente  de  la  cstdUes 
quisieren  contraer  matrimonio  en  tenritorio  chileno ,  podrän  hacerlOf  cod 
tal  que  se  sujeten  a  lo  preyenido  en  las  leyes  civües  i  canönicas  sobrs  inpf* 
dimentosdiiimentes,  permiso  de  ascendientes  o  curadores,  idemsire^i^' 
sitos;  i  que  declaren  ante  el  competente  sacerdote  catölico  i  dos  teitigos» 
que  SU  animo  es  oontraer  matrimonio,  e  que  se  reconocen  el  uno  sl  o^ 
como  marido  i  mujer;  i  haci^ndolo  asi,  no  estarän  obligados  a  niopm» 
solemnidad  o  rito**. 
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»chtiing  empfohlen^  Sie  hatte  auf  die  Constitution  des  £rz- 
bischofes  von  Bahia  verwiesen  und  demgemäss  Aufge- 
bote, Parochianenqualität  eines  oder  beider  Brautleute  und 
IdrcbBcke  Trauung  als  nothwendige  Erfordernisse  der  Ebe- 

BcUiessung  aufgestellt. 

Der  Protestanten   gedachte    das   ziemlich   oberflächliche  rrotcstant. 

Gesetz  nicht,  aber  das  erschien  auch  gar  nicht  nöthig,  denn 
die  Verfassungsurkunde  v.  11.  December  1823.  war  im 
Allgemeinen  von  dem  Geiste  der  Toleranz  durchdrungen  und 
kannte  keine  andere  Beschränkung  der  Akatholiken,  als  ihre 
Unfähigkeit,  zu  Deputirten  erwählt  zu  werden*, 

^  Havendo  a  assembl^a  geral  legislativa  resolvido : 
„Aztigo  uDico;  que  as  diBpo8i9de8  do  conciUo  Tridentino  na  sessao 
XXIV.  cap.  1,  de  refonnatione  matrimonil,  e  da  con8titui9ao  do  arcebispado 
da  Bahia  no  liv.  1.  tit.  68,  §.291.  —  ficao  em  effectiva  observascia  em  todos 
OS  bispadot  e  freguezias  do  Imperio ,  procedendo  os  parochos  respectiTOS  a 
receber  em  face  da  Igreja  os  noiTOs,  quaudo  Ihes  requererem,  sendo  do 
mesmo  bispado,  e,  ao  menos  um  delles  seu  parochiano,  e  nao  havendo  entre 
ellesimpedimentoB,  depois  de  feitas  as  de  nuncia9de8  canonicas,  sempara 
IMG  ler  neceflaario  lieen^a  doB  bispof  ou  de  seus  delegadot,  praticando  o 
parocho  as  düigencias  precisas,  recommetidadas  no  §.  269.  e  seguintes  da 
metma  constitui9ao  (arcebispal)  o  que  far&  gratuitamente;  e  tendo  eu  sanc- 

cionado  estaresolu^ao,  hei  por  bem  ordenar  que  assim  se  cumpra.  A  mesa 

da  Conaöenda  e  Ordens  o  tenha  assim  entendido  e  fa9a  executar  com  os 

despaehos  necessaiios". 

'  VgL  Ilt  L  Art  5 :  ,,A  Religiao  „  Die  römisch  -  katholisch  -  aposto- 
CstiioÜca  Apostolica  Romana  conti-  lische  Religion  bleibt  fortwährend 
naarä  i  ser  a  Religiao  do  Imperio.  die  Religion  des  Reichs.  Alle  andern 
Todas  aa  outras  religiqes  serao  per-  Religionen  sind  erlaubt  mit  ihrem 
mittidas  com  seu  culto  domestico  ou  häuslichen  Cultus  oder  besondem 
particttlar,  em  casas  para  isso  desti-  Gottesdienst  in  dazu  bestimmten  Oe- 
nadas,  aem  forma  alguma  exterior  do  bänden,  ohne  irgend  äussere  Form 
templo  *  * .  eines  Tempels  ". 

Tit.  II.  Art  6 :  „  Sao  Cidadaos  Bra-       „  Brasilianische  Bürger  sind : 
sileiros :  V.  Die  naturalisirten  Fremden,  wel- 

V.  Os  estrangeiros  naturalisados,  ches  auch  ihre  Religion  sei  ^*. 
qualquer  que  seja  a  aua  religiao**. 

Tit  IV.  c.  VI.  art.  95:  „Todos  os       „  Alle,  welche  Wähler  sein  können, 
que  podem  per  eleitores ,  sao  habeis  sind  fähig,  zu  Deputirten  ernannt  zu 
para  ser  nomeados  Deputados.   Ex-  werden.    Ausgenommen: 
ceptua-se :  III.  Die,  welche  sich  nicht  zur  Re- 

III.  Os  que  nao  professarem  a  Re-  ligion  des  Staates  bekennen**, 
ligiao  doRstado**. 

Tit.  VIII.  Art.  179  V.:  „Ninguem  „V.  Niemand  kann  aufOrund  der 
pode  aer  perseguido  por  motivo  de  Religion  verfolgt  werden,  Torausge- 
religiao  huma  yez  que  respeite  a  setzt,  dass  er  die  des  Staates  re- 
de Eatado  e  nao  offenda  a  moral  spectirt  und  die  öffentliche  Moral 
publica.  nicht  beleidigt. 

XIV.  Todo  o  Cidadao  pode  ser  XIV.  Jeder  Bürger  kann  zu  den 
admittido  aos  cargos  publicos  ciTis  bürgerlichen  und  militärischen   öf- 
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Ge«.-Entw.  So  wiirden  denn  auoh  die  Ehen  der  Protestanten  als 
V.  1856.  f^Qi^^ggditig  anerkannt,  und  für  den  von  der  Staatsr^erung 
i.  J.  1856.  vorbereiteten  Gesetzentwurf,  die  Eben  der  Akatho- 
liken  betreffend,  scheint  kein  rechtes  Bedürfniss  gesprochen  zu 
haben.  Uebrigens  wurde  er  gar  nicht  den  Kanunem  vorge- 
legt». — 

Aber  schon  im  folgenden  Jahre  zeigte  sich,  wie  wenig  die 
Protestanten  durch  die  Yerfassungsurkunde  geschützt  waren. 

Kerthfcber         Der  Bischof  vou  Rio  de  Janeiro  erklärte  nämlich  die 

Fall. 

durch  den  damaligen  Prediger  der  deutsch-evangelischen  Ge- 
meinde in  Kio  de  Janeiro  eingesegnete  Ehe  eines  Schweizeri- 
schen Protestanten,  Namens  Kerth,  mit  einer  Protestantin 
aus  Baiem,  obgleich  dieselbe  zwölf  Jahre  bestanden  hatte,  fiir 
ungültig,  weil  sie  den  Bestimmungen  des  Concilium  Tridenti- 
num  zuwider  sei,  und  gestattete  der  inzwischen  zum  Elatholi- 
cismus  übergetretenen  Frau  die  Eingehung  einer  anderen  Ehe  ^ 

Damit  wurden  die  Ehen  von  mehr  als  80,000  Protestanten 
zu  Concubinaten  gestempelt,  und  diese  den  Trienter  Beatim- 
mungen, sowie  dem  kanonischen  Rechte  unterworfen. 

Die  Regierung  glaubte  hier  der  Bedrängten  helfen  zu 
müssen,  zumal  sie  auf  Einwanderung  fremder  Colonisten  an- 
gewiesen war,  und  so  die  aufgeregten  Geraüther  zu  versöhnen 
trachtete« 

oci.-Entw.         Sie  legte  i.  J.  1858.  den  Kammern  einen  Gesetzentwurf 

V.  1858 

vor,  der  für  die  Protestanten  die  Civilehe  vorschlugt. 

Artikel  1.  Hess  die  kirchliche  Trauung  als  facultativ  be- 
stehen, jedoch  ohne  gesetzliche  Wirkungen;  vielmehr  sollte 
erst  die  Civiltrauung  einer  solchen  Verbindung  akatholiscber 
Personen  die  Kraft  einer  Ehe  verleihen*. 

ou  militares,  e  sem  outra  differenca,  fentlichen  Aemtem  xugelassen  wer- 
que  nao  seja  doa  seua  talentos  e  yir-  den,  ohne  andern  Unterschied  ala  den 
tudea  *^  seiner  Talente  und  sittlichen  Eigen- 

Schäften". 

^  Akten  des  evangeL  Oberkirchenrathes  in  Preussen.  — 
Dieselben  sind  mir  durch  die  Güte  des  verstorbenen  Präsidenten  Hrn. 
▼.  Uechtritz  zur  Disposition  gestellt  worden. 

2  Preuss.  Correspondenz  1857.  No.  92. 

s  Vgl.  Totvärad  os  negociot  de  matrimonios  no  imperia  do  Brasil 
(Rio  de  Janeiro  1860.)  5. 

^  Art.  1^.  „Os  casamentos  entre  pessoas,  que  nao  professao  a  mesma 
religiao  catholica-apostolica-romana ,  serao  feitos  por  contracto  civil» 
podendo  seguir  se  o  acto  religioso,  se  este  nao  tiver  sido  celebrado  antes ". 
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Für  geniUchte  £hen  wurde  im  zweiten  Artikel  electiv  die 
katholische  ^raaung  und  die  Civilehe  aufgestellt^. 

Artikel  3.  verheiset  den  letzteren  die  rechtlichen  Folgen 
der  nach  römisch-katholischem  Bitus  eingegangenen'  und  Ar- 
tikel 4.  endlich  —  um  die  übrigen  nur  von  der  Scheidung 
handelnden  zu  übergehen  —  bestätigt  die  schon  vorher  ge- 
schlossenen Ehen  in  Bezug  auf  die  Bechte  und  Pflichten  der 
Gatten  und  die  Legitimität  der  Eonder^. 

Aber  einestheils  protestirte  die  evangelische  Gemeinde  in  f»iit  durch. 
Bio  selbst  gegen  ein  Gesetz,  welches  für  sie  Ausnahmemass- 
regeln schaffen  wollte,  andererseits  lehnte  die  Kammer  alle 
Beformversuche  ab.  Die  Ehen  der  Protestanten  seien  eben 
blosse  Concubinate;  höchstens  war  sie  bereit,  die  erbrecht- 
lichen Verhältnisse  zu  regeln.  — 

Auch  die  Vorschläge  des  Commissionsmitgliedes ,  Joa-  i^^^^Si 
quim  Pinto  de  Campos,  welche  die  Bechtskraft  der  pro-  *c*°»po»- 
tes tantischen  Ehen  anerkannten'^,  fielen. 

^  Art.  29,  „O  casamento  civil  tambem  poderä  ser  contrahido,  quando 
um  dos  ooDtractantes  för  catholico  e  o  outro  nao.  Fica,  por^m,  entendido, 
q[ae  se  nesaa  hypothese  preferirem  celebrar  o  casamento  reiigioso  ante 
a  igreia  catholica,  o  poderao  faser  independente  do  contracto  civil,  pro- 
duzindo  o  religioso,  al^m  da  vinculo  espiritual  para  o  catholico,  todos  os 
effeitos,  paraambos,  tao  completamente  como  se  tivesse  havido  contracto 
civil ". 

'  Art  3®.  „O  contracto  civil  seguido  da  communi9ao  dos  esposos, 
assim  na  hypothese  do  art.  1^,  como  do  art.  2^,  toma  o  matrimonio  indisso- 
luvel  e  produz  todos  os  effeitos  civis,  que  resultao  do  que  6  contrahido ,  se- 
gundo  as  leis  e  costumes  do  Imperio'S 

'  Art. 4fi,  „Os  casamentos  mixtos  ou  entre  pessoas  estranhas  ä  igreja 
cathollca,  bona  fide  contrahidos  antes  da  publica^ao  da  presente  lei,  por 
escriptnrapubUca,  ou  celebrados  na  forma  de  algunareligiaotolerada,  se 
considerao  ipso  facto  ratifica'dos  para  os  effeitos  civis  como  se  tivissem  sido 
contrahidos  ou  celebrados ,  na  forma  prescripta  para  os  casamentos  civis, 
uma  vez  que  a  isso  se  nao  opponhao  impedimentos  taes,  que  os  devao  em- 
bara9ar,  seg^ndo  o  que  houver  regulado  o  govemo,  un  conformidade  do 
'§.  10  do  art  6  ". 

^  Diese  lauteten : 

Art.  1®.  „Os  casamentos  entre  pessoas,  que  nao  professao  a  mesma  re- 
Ugiso  catholica-apostolica-romana,  celebrados  na  forma  de  seus  respectivos 
ritos,  sao  considerados  validos  para  produzirem  os  effeitos  civis,  como  se 
fossem  contrahidos,  segundo  as  leis  e  costumes  da  nafao*^ 

Art.  20.  „Sao  reconhecidos  validos,  para  produzirem  os  mesmos  effei- 
tos, os  matrimonios  entre  pessoas  que  nao  professao  a  religiao  catholica- 
apostolica-romana  celebrados  föra  do  Imperio,  segundo  as  leis  e  costumes 
do  psiz  onde  forao  contrahidos  ^^ 

Art.  80.  „  Os  casamentos  miztos  celebrados  bona  fide  antes  da  publi- 
ca^ao  da  presente  lei,  föra  do  Imperio,  sao  considerados  validos  nafdrma 
do  art  2<>". 
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DieLitera-         Inzwischeo  bemächticrte  sich  die  Wissenschaft  der  Frao[c. 

die  Frage.  Namentlich  erörterte  Totvdrad  in  zahlreichen  Schriften^  die 
Natur  der  fiir  alle  annehmbaren  Civilehe^  und  wies  darauf  hin, 
wie  schon  aus  den  Worten  der  Verfasaungsurkunde  die  Rechts- 
gültigkeit der  protestantischen  Ehen  folge,  während  Dr.  Braz 
den  Gresetzentwurf  der  Regierung  vertheidigte*. 

Endlich  i.  J.  1861.  erledigte  die  Kammer  die  der  Regio 
rung  selbst  so  peinliche  Angelegenheit,  und  am  11.  September 
wurde  ein  Gesetz  erlassen,  dessen  wenige  Bestimmungen  hier 
einen  Platz  finden  mögend 

Art.  40.  „Nenhumministro  acatholico  poderd  exercer  as  suas  func^öes 
HO  Imperio  sein  que  seja  reconhecido  pelo  governo  do  paiz  em  presenza  de 
seus  tituloB  canonico8^^ 

Art.  5^.  „  O  Govemo  fica  autorlsado  a  organisar  e  regulär  os  registros 
dos  casamentos  acatholicos,  assim  como  dos  nascimeatos  que  dellea  pro- 
'   \ierem". 

Art.  6^.  „Ficao  revogadas  todas  as  di9po8i9de8  em  contrario.  Facoda 
assemblca  geral,  26  de  Agosto  de  1858**. 

1  Ausser  der  oben  S.  34.  Anmerkg.  3.  angeführten  ist  noch  zu  erwäh- 
nen: O  casamento  civil  (Rio  1858.)  und  O  Refuta^ao  da  doutrina  do  Dr. 
Braz  (Rio  1860.). 

^  O  casamento  civil  e  o  casamento  reügioso.  —  Dagegen  geht  die 
Schrift  von  Totvärad. 

^  Im  Urtexte  lautet  es: 

„Decreto  N.  1141.  de  11.  de  Setembro  de  1861.  Fas  eztensiros  0$ 
effeitos  civis  dos  casamentos  celebrados  na  forma,  das  leis  do  Imperio  aos 
das  persoas,  que  professarem  religiao  differente  da  dos  estado,  e  determina 
que  seja  regulado  o  registro  e  prazos  destes  casamentos  e  dos  nascimentos  e 
obitos  das  ditas  pessoas,  bem  como  as  condi^oes  necessarias  para  que  os 
pastores  de  religides  toleradas  possao  praticar  actos ,  que  producao  effeitos 
civis.  Hei  por  bem  sanccionar  e  mandar  que  se  ezecute  a  resolufao  se- 
guinte  da  assembl^a  geral: 

Art.  1.  Os  effeitos  civis  dos  casamentos  celebrados  na  forma  das  leis  do 
Imperio  serao  exten  sivos: 

1.  Aos  casamentos  de  pessoas  que  professarem  religiao  differente  da  do 
estado,  celebrados  föra  do  Imperio  segundo  o  rito  ou  as  leis  a  que  os  contra- 
hentes  estejao  sujeitos. 

2.  Aos  casamentos  de  pessoas  que  professarem  religiao  differente  da  do 
estado,  celebrados  no  Imperio  antes  da  publica9ao  da  presente  lei  segundo  0 
costume  ou  as  prescrip^oes  das  religides  respectivas,  provadas  por  cer- 
tidöes  nas  quaes  verifique  se  a  celebra9ao  do  acto  religioso. 

8.  Aos  casamentos  de  pessoas,  que  professarem  religiao  differente  da  do 
estado ,  que  da  data  da  presente  lei  em  diante  f3rem  celebrados  no  Imperio 
segundo  o  costume  ou  as  prescrip9des  das  religides  respectivas,  comtanto 
que  a  celebra9ao  do  acto  religioso  sejäprovado  pelo  competente  registro  e 
no  forma  que  för  determinada  em  regulamento. 

4.  Tanto  os  casamentos  deque  trata  o  §.  2^  como  os  do  precedente nao 
poderao  gozar  do  beneficio  desta  lei,  se  entre  os  contrahentes  se  der  itop^di- 
mento  que  conformidade  das  leis  em  vigor  no  Imperio,  naquillo  que  ibcs 
possa  ser  applicavel,  obstenao  matrimonio  catholico. 
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„Die  bürgerlichen  Wirkungen**,  besagte  Artikel  1.,  „der  r>ec»t  t. 
in  Gemässheit  der  Reicnsgesetze  geschloesenen  Ehen  werden    i^i- 
ausgedehnt: 

§.  1.  Auf  die  ausserhalb  des  Reiches  geschlossenen  Ehen 
von  Personen,  welche  sich  zu  einer  von  der  des  Staates  ab- 
weichenden Religion  bekennen,  insofern  sie  in  Gemässheit 
des  Situs  und  der  Gesetze  geschlossen  worden  sind,  denen 
die  Contrahenten  unterworfen  waren. 

§.  2.  Auf  die  innerhalb  des  Reiches  vor  Erlass  dieses 
Gesetzes  geschlossenen  Ehen  von  Personen,  welche  eine  andere 
als  die  Staatsreligion  bekennen,  insofern  sie  in  Gemässheit 
des  Brauches  oder  der  Vorschriften  der  bezüglichen  Religionen 
geschlossen  und  mit  Zeugnissen  zu  erweisen  sind,  aus  welchen 
die  Feier  des  religiösen  Actes  erhellt. 

§.  3.  Auf  die  innerhalb  des  Reiches  nach  Erlass  des 
Gesetzes  geschlossenen  Ehen  derselben  Personen,  wenn  sie 
wie  in  §.  2.  eingegangen  sind,  und  die  Feier  des  religiösen 
Actes  durch  das  competente  Register  und  in  den  noch  näher 
zu  bestimmenden  Formen  zu  erweisen  steht. 

|.  4.  Die  Ehen,  von  welchen  §.  2.  und  3.  handeln,  kön- 
nen jedoch  die  Wohlthat  des  Gesetzes  nicht  gemessen,  wenn 
den  Contrahenten   Hindemisse   entgegenstehen,  die   den   zu 

Kraft  bestehenden  Reichsgesetzen  zu  Folge  eine  Ehe  unter 

Katholiken  unzulässig  machen. 

Artikel  2,  Die  Regierung  wird  Verfügung  treffen  über 
die  Register  und  die  Beurkundung  sowohl  dieser  Ehen  als 
der  Geburten  und  Todesfälle  von  Akatholiken,  wie  auch  über 
die  nöthigen  Bedingungen,  unter  welchen  die  Geistlichen  tole- 
rirter  Religionen  Akte  vornehmen  können,  die  bürgerliche 
Wirkungen  zur  Folge  haben. 

Artikel  3.  Die  (Uesen  entgegenstehenden  Bestimmungen 
werden  aufgehoben**.  — 

Die  Protestanten  waren  durch  das   neue  Gesetz  nichts  Aofhahme 
weniger  als  befriedigt*.     Eine   dem  eifrigen  Vertreter  prote- 

Art.  2.  II  Governo  regulara  o  regietro  e  prazos  destes  casamentos  e  bem 
assim  o  registro,  dos  nascimentoi«  e  obitos  das  peasoas,  que  nao  professarem 
a  religiao  catholica,  e  as  condifoes  necesaariaa  para  que  oa  pastores  de 
religioes  toleradaa  possao  praticar  actos  que  produzao  effeitoa  civis. 

Art.  3.  Ficäo  revogadas  aa  diaposi9de8  em  contrario  ". 

^  Akten  des  erangel.  Oberkirchenraths. 


138     II.  Buch.  Das  Concil.  %dent.  III.  Die  Rec.  d.  trid.  Rechts. 

stantischer  Interessea,  dem  Professor  Totvarad,  von  der 
Gemeinde  in  Rio  dargebrachte  Dankadresse  nannte  es  „unge- 
genügend  und  nichtig"  (insufßciente  e  irrisoria)  und  mit  Recht 
konnte  der  Senator  Vasconsellos  ausrufen,  es  sei  unmöglich, 
den  Protestanten  eine  solche  Unwissenheit  zuzuschreiben,  dass 
sie  nicht  einsähen,  wie  die  Angelegenheit,  bezüglich  deren  sie 
um  Vorsorge  baten,  nicht  gesetzlich  geregelt  würde,  wie  die 
fiühere  Unruhe  und  Verwirrung,  in  welche  ihre  Familienver- 
hältnisse gestürzt  seien,  fortdauere. 

Kritik.  Dieser  herben  Beurtheilung  des  Gesetzes  kann  aber  die 

Berechtigung  nicht  abgesprochen  werden. 

Wenn  auch  der  erste  Artikel  den  durch  protestantische 
Geistliche  eingesegneten  Verbindungen  die  bürgerlichen  Wir- 
kungen einer  Ehe  („effeito8  civis")  zuschreibt,  so  berührt  das 
doch  allein  die  erbrechtlichen  Beziehungen  der  Ehegatten  unter 
einander  und  die  Legitimität  der  Kinder;  denn  das  bürgerliche 
Gesetzbuch  erläutert  den  Begriff  der  „eßeitos  civis"  in  keiner 
Weise.  Aus  den  Kammerverhandlungen  aber  geht  unzweifel- 
haft hervor,  dass  die  ehelichen  Verbindungen  der  Protestanten, 
sofern  sie  nicht  nach  den  tridentinischen  Bestimmungen  einge- 
gangen werden,  nichts  weiter  als  Concubinate  sein  sollten,  und 
dass  selbst  nach  dem  neuen  Gesetze  den  gemäss  proteatanti- 
scliem  Kirchenrechte  eingegangenen  Ehen  nicht  allein  die  alv 
solute  Gültigkeit  abgesprochen  wird,  sondern  auch  die  „effeitos 
criminaes"  fehlen;  d.  h.  vor  allen  Dingen,  dass  eine  eigenmächtig' 
von  den  Ehegatten  vorgenommene  Scheidung  von  den  Ge- 
richten (sofern  diese  überhaupt,  was  zweifelhaft  ist,  die  pro- 
testantische Ehejurisdiction  ausüben  sollen)  nicht  aufgehoben, 
dass  eine  Bigamie  nie  angenommen  werden  kann  und  ti^^ 
völlig  straflos  ist,  weil  eben  die  frühere  Ehe,  —  und  wenn  die 
zweite  wieder  von  zweien  Protestanten  geschlossen  wird,  auch 
diese  —  gar  nicht  als  zu  Recht  bestehend  angesehen  wird. 
Juden.  Noch  härter  wurden  die  Juden  durch  das  neue  Gesetz 

betroffen,  weil  früher  Rabbiner  in  Brasilien  gar  nicht  fungirten. 
Decrct  d.  Dcunoch  haben  sich  die  schweren  Befürchtungen  nicht 

Ycrweser«  vollständis^  erHillt.      Der  katholische  Clerus,  weiser  als  der 
'  gesetzgebende  Körper,  hat  Bedenken  getragen,  das  Aergernies 
von  Neuem  heraufzubeschwören,  welches  i.  J.  1857.  die  Ge- 
müther bewegt  hat. 

Wenigstens  ist  ein  Erkenntuiss  des  Bisthumsverwcaerä 
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von  Sao  Paulo  bekannt  geworden ,  welches  auch  protestanti- 
schen Ehen  die  Bechtskraft  zugesteht^. 

Schliesslich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  die  Gresetzgebung  Neo-or«. 
von  Neu-Granada  unter  anderen   der  Kirche  missfälligcn     «bc 
Masaregeln  im  J.  1852.  ^e  Civilehe  eingeführt  hat^.    Es  ist 
dies  besonders  deswegen  wichtig  geworden,  weil  der  Papst j^J*^^'^^]^-^ 
Pius  IX.  daraus  Veranlassung  genommen  hat,  seine  Ansicht  "''Yg^^^''*- 
über  die  Civilehe  im  Allgemeinen  darzulegen. 

^  Nihil  didmus  de  alio  iüo  deereto",  heisst  es^  mJuo  ma- 
trimonü  Sacrasnenii  mysteriös  digniUUe,  sanctitate  omnino  de- 
specta,  ejusque  institutiane  et  natura  prorsua  ignarata  et  everea, 
atque  Eceletiae  in  Sacramentum  idem  poteatate  peniiw  ^reta, 
propimebatuT  juxta  jam  damnatos  haereticarum  erroree  atque  ad-- 
vertu»  CatJu^licae  eccledae  doctrinam,  ut  matrimoniam  tanquam 
civilis  tantum  contractus  haberetur  ....  quam  nemo  ex  eatho- 
Ucis  ignoret  aut  ignorare  poeeit,  mairimonium  esse  vere  et  prcprie 
unum  ex  Septem  Evangelicae  legis  Sacramentis  a  Christo  Domino 

m 

insütutam  <ic  propterea  interßdsUs  matrimonium  dari  nonposse, 
quin  uno  eodemque  tempore  sit  Sacramentum,  atque  idcirco  quam'- 
Vihei  aliam  inter  Christianos  viri  et  muUeris,  praeter  Sacramen-- 
tum,  eonjunetionem  cujuscunque  etiam  civilis  legis  vi  faetam  nihil 
aüud  esse  nisi  turpem  atque  exitialem  concubinattmi  ab  Ecclesia 
tantopere  damnatum  .  .  .** 

Dem  kirchlichen  Einflüsse  ist  denn  auch   die  Civilehe  ^'^"^^^ 
i.  J.  1856.  erlegen^. 

4.  Die  deutschen  Staaten. 
Von  den  zahlreichen  deutschen  Staaten,  in   denen  das  niedeat- 

schenStaa- 

Tridentinum  einstmals  publicirt  worden  ist^  haben  viele  zuten.wodas 
existiren  au&ehört     Sie  smd  anderen  Staatskdrpem  emver-  pubuctrt, 

•^  ,  111  .  exlit.  nicht 

leibt  worden,  ihre  Gesetzgebungen  haben  denen  jener  grosse-  mehr  sue. 
reu  weichen  müssen. 

So  ist  Köln,  Trier  und  ein  Theil  von  Schlesien  an 
Prenssen  gefallen,  Mainz  an  Darmstadt,  Franken  an 

1  (▼.  11.  November  1862.)  Ich  habe  dasselbe  abdrucken  lassen  in 
Dove  Ztschr.  f.  Kirchenr.  S,  360.  ff. 

s  Perrone  de  matrimonio  (Romae  1858.)  1,  288: 

<  AUocution  v.  27.  September  1852.  abgedruckt  im  Journal 
historiqae  19,  366.  ff.  bei  Laurent  L'^glise  et  F^tat,!!!«  partie  (Bruxel- 
les  1862.)  645.  £  und  endlich  die  angeführte  Stelle  bei  Heuser  de  potestate 
fitatuendi  impedim.  dirim.  (Lovanii  1853.)  33. 

^  Perrone  a.  a.  0. 1, 288. 

^  Vgl.  die  Angaben  bei  Perron e  a.  a.  0. 2,  256.  ff. 
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Baiern,  Ulm  an  Würtemberg,  und  überall  aind die Trienter 
Vorschriften  durch  die  Landesgesetze  verdrängt  worden. 
DtuTriden-         Froilioh  wiederholen  diese  zuweilen  nur  die  kirchlichen 
dort fflr den  Bestimmungen,  sie  lassen  meist  die  Ehen  durch  priesterliche 
mehr.     Trauung  vollzogen  werden,  aber  sie  sind  sich  doch  dabei  be- 
wusst,   nicht  auf  kirchlicher  Grundlage,   auf  der  Basis  des 
Trienter  Concils  zu  stehen;  sie  ordnen  von  Staatswegen,  was 
die  Kirche  von  Sacramentswegen  verlangt,  sie  betrachten  auch 
wohl  die  Geistlichen  als  Staatsbeamte,  die  selbst  durch  die 
Function  der  Trauung  nicht  so  kirchlichen  wie  staatlichen  Ver- 
pflichtungen nachkommen. 

Das  ist  beispielsweise  unzweifelhaft  für  Preussen,  Wür- 
temberg  und  die  meisten  anderen  deutschen  Länder,  und 
kann  vielleicht  nur  für  Oesterreich  und  Baiern  verneint 
Aasnabmen.^®^^^*  Denn  dicsc,  als  wesentlich  katholische  Staaten,  gehen 
auch  in  ihrer  Ehegesetzgebung  von  der  kirchlich-sacramen- 
talen  Grundlage  aus.  —  Daher  wird  hier  nur  die  Entwick- 
lung dieser  beiden  Länder  zu  betrachten  sein. 

a.  Oesterreich. 

Noch  während  die  Väter  in  Trient  versammelt  waren, 
vcrordn.  erlicss  Kaiser  Ferdinand  II.  ein  Verbot  der  heimlichen  Ehen S 
1S60.     wie  Karl  V.  das  schon  für  die  Niederländischen  Provinzen 
gethan  hattet 

Kein  Mädchen  unter  25  Jahren  sollte  ohne  Genehmigung 
der  Gewalthaber  heirathen  und  die  Verletzung  dieser  Vor- 
schrift jenen  die  Befugniss  gewähren,  nicht  allein  den  Unge- 
horsamen die  Aussteuer  vorzuenthalten,  sondern  sie  auch  gänz- 
lich von  der  Erbschaft  auszuschliessen.  Ebenso  wurden  die 
Anstifter  heimlicher  Ehen  mit  y^gebührlicher^^  Strafe  bedroht. 
erfolglos.  Aber  diese  Massregeln  scheinen  um  so  weniger  gefruchtet 

zu  haben,  als  die  Trienter,  inzwischen  in  Oesterreich 
publicirten  Bestimmungen'  auf  die  elterliche  Eheerlaubniss 
wioderhoit '^^"^  Gewicht  legten.  Schon  i.  J.  1614.  baten  die  Landständc, 
^- '^j^®'"- mit  Einschluss  selbst  der  Prälaten,  mn  Wiederholung  des 
alten  Edictes,  welches  dann  durch  einen  auf  die  Ehen  der 
Dienstboten  bezüglichen  Zusatz  noch  beträchtlich  verschärft 

1  V.  24.  August  1550.  bei  Riegger  Corp.  iur.  eccles.  academic.  (Wien 
1770.)  2,  255.  ff. 

s  Siehe  oben  S.  70. 

3  Vgl.  Perrone  de  matrimonio  christiano  2,  256.  ff. 
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wurde  ^.  Jedoch  wieder  ohne  Erfolg.  Theils  kamen  die 
Strafandrohungen,  die  selten  ausgeführt  wurden,  vielfach  in 
Vergessenheit,  thdls  waren  sie  an  und  für  sich  nicht  durch- 
greifend genug  gewesen,  um  dem  Uebel  der  heimlichen  Ehen 
zu  steuern,  „als  beginnen  leider  anyetzo^*,  klagt  das  Edict 
V.  7.  September  1703.^  „wie  es  die  tägUehe  Erfahrenhdi Reptii}^.. 
mebtf  diese  boshafte^  dem  gemeinen  Wesen  cbber  schädliche  Kxxpp^ 
iereyen  und  Verführungen  deren  noch  minderfährigen  Kindern 
mehr  als  jemals  und  fast  ohne  Scheu  in  Schwung  zu  geilen,  und 
also  zuzunehmen^  dass  sowohl  hoch'  als  niederer  Stands^Persojhnen 
Kinder,  so  noch  unier  ihrer  EUem,  Befreundten,  oder  verord- 
mUh  Gerhaben  GewaU^  und  Aufsehen  seynd^  entweder  durch 
eigne  Haus-  und  Brod^  Genossene 9  oder  andere  leichtfertige  und 
bosshafte  Leut^  und  Unterhändler,  mittelst  dUerhand  ersinnUcher, 
hemücher  bösen  Practiquen,  ohne  gedacht  ihrer  EÜem,  nächsten 
Freund  oder  Gerhaben  Vorwissen ,  Consens,  und  Einwilligung, 
sieh  unterstehen,  sich  verheyrathen,  und  verkupplen  zu  lassen". 

Nichtsdestoweniger,  obgleich  man  sich  von  der  Erfolg- 
losigkeit und  der  Untauglichkeit  des  alten  Rechts  sattsam 
überzeugt  haben  konnte,  wiederholte  das  angeführte  Edict 
V.  7.  September  1703.  lediglich  die  früheren  Vorschriften. 
Nur  trat  wieder  eine  Verschärfung  ein,  dass  die  Mädchen  vor 
dem  i^wanadgsten  Jahre  und  jetzt  auch  die  Männer  bis  zu^ 
ihrem  zwei  und  zwanzigsten  der  elterlichen  Einwilligung  be- 
nothigen  sollten. 

Auch  Maria  Theresia  beschäftigte  sich  mit  der  Frage 
der  heimlichen  Ehen.  Aber  ihr  Edict  v.  12.  April  17ö3.^Apiiii7&a.' 
welches  die  Verlobnisse  der  Minderjährigen  „ohne  EinwilUgung 
der  Vormünderen  und  der  vorgesetzten  Obrigkeit"  für  ungültig 
erklarte,  war  für  die  spätere  Entwicklung  um  so  weniger  fol- 
genreich, als  das  Edict  ihres  Sohnes  v.  30.  August  1782.*,  Aug.  rfesr 
dessen  Inhalt  fast  wörtlich  in  das  Allgemeine  bürgerliche 
Gesetzbuch^  überging,  den  Verlöbnissen  überhaupt  jede 
rechtliche  Wirksamkeit  absprach. 

1  V.  22.  Febraar  16U.  bei  Rie  gger  a.  a.  0. 2, 259. 

i  ebenda».  2, 260.  ff. 

3  ebeBdaB.2,606.  ff. 

^  „Da  die  EheyerlöbniMe  weder  für  den  Staat  noch  für  die  Privaten 
nutzlich,  sondern  vielmehr  für  beide  inBücksicht  auf  die  gezwungenen  Ehen 
schädlich  sind  . . ."  abgedruckt  in  Das  Ehepatent  v.  16.  Jenner  1783. 
mit  allen  bis  1808.  ergangenen  dahin  gehörigen  allerhöchsten 
Verordnungen  (OrAtsl80S.)  38. 

5  i  45.  f.  Vgl.  auch  Sattler  Handb.  d.  österr.  Eher.  (Wien  s.  a.)  1, 59. 
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Ehcpntcnt  Dagegen  war  das  Ehepatent  Josephs  II.  v.  16.  Jan. 

1783.     1783.  von  einschneidender  Wichtigkeit. 

snerament  Aach  in  Deutschland  hatten  die  Theorieen  über  die 

der  Ehe.  Scheidung  von  Sacrament  und  Contract  der  Ehe,  auf  die  wir 
später  bei  Darstellung  der  französischen  Bechtsentwicklung 
ausfuhrlich  zurückkommen  müssen,  weitverbreiteten  Anhang 
gefunden^.  Sie  konnten  nicht  verfehlen,  auf  die  Gesetzgebung 
einen  tiefgehenden  Einfluss  auszuüben,  wie  das  ja  auch  in 
Frankreich  der  Fall  war. 

Das  Sacrament  gebührt  der  Kirche,  der  Contract  der  Ehe 
gehört  zur  Competenz  des  Staates;  das  war  der  Kern  jener 
Lehre,  deren  Consequenzen  Joseph  in  seinem  Patente  praktisch 
zu  machen  suchte,  und  die  bei  ihm  nur  ein  Glied  bildeten  m 
der  Kette  des  Systems,  dessen  Vemirklichung  er  mit  allen 
Kräften  erstrebte:  der  Untem'erfimg  der  Kirche  unter  den 
Staate 

reist  des  So  stellte  denn  gleich  der  erste  Paragraph  des  Patentes 

den  Fundamentalsatz  auf,  der  dem  ganzen  Gebäude  zur  Unter- 
lage diente: 

„Die  E/ie  an  sich  selbst,  als  ein  bürgerlicher  Vertrag  (Con- 
tract) betrachtet,  wie  auch  die  aus  diesem  Vertrage  herfliessenden 
und  den  Vertrag  errichtenden  gegeneinander  zustehenden  bürger- 
lichen Gerechtsame  und  Verbindlichkeiten  erhalten  ihre  We$en- 
heit,  Kraft  und  Bestimmung  ganz  und  allein  von  unseren  landa- 
fürstUchen  Gesetzen^:  die  Entscheidung  der  hierüber  entstehenden 
Streitigkeiten  gehört  also  für  unsere   landesfürstUdie  Gerichts- 

^  ,  «1  vu^  stellen^^K  — 

Cef  sf  I.Ehe- 

bfrkeft''bi.         -^™  wichtigsten  mit  war  die  Schlussbestimmung  des  Ab- 

BCitigt. 

Dollin  er  AiufuhrL  Erläuter.  d.  zweit.  Hauptstückes  d.  allg.  bargerlGe- 
setab.  (Wien  1885.)  S.  1.  ff.  Nippel  Erläuter.  d.  allg.  bürgerl.  Gesettb. 
(Grätz  1830.)  1,233.  ff. 

1  Eine  dogmengeschichtliche  Uebersicht  giebtKo8kov6ny  de  matri- 
inonio  in  eoclesia  catholica  (Aug.  Vindel.  1887.)  1, 9.  ff. 

2  Vgl.  Warnkönig  die  staaUrechtl.  Stell,  d.  kathoi.  Kirche  (Erlangen 
1855.)  S.  168.  ff.  u.  die  dort  angeführten  Schriften. 

s  Eine  wichtige  Declaration  erhielt  diese  Bestimmung  durch  die  Ver- 
ordn.  y.  4.  September  1788. ,  wodurch  der  Geistlichkeit  der  „Irrtiium  be- 
nommen wurde,  als  ob  die  durch  das  Fundamental-Ehepatent  aufi^ehobene 
Disciplinarsatzungen  des  geistlichen  Rechtes  bios  mit  Rücksicht  auf  die 
Gültigkeit  des  Contraeta  aufgehoben,  dahingegen  selbe  in  Beciehung  auf 
das  Sacrament  noch  immer  bestünden,  und  von  katholischen  Partheyeniu 
beobachten  seyen*^  —  Das  Ehepatent  etc.  a.  a.  0. 7. 

*  Die  Gerichte  wurden  durch  Verordn.  v.  2.  August  1788.  näher  be- 
stimmt, eben  das.  10. 
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echnittes.  Sie  enthielt  die  nothwendige  Garantie  für  die  Aus« 
fuhning  aller  anderen  Gebote.  Denn  Anordnungen  über  die 
Ehe  treffen  und  ihre  Beurtheilung  den  geistlichen  Grerichten 
überlaaaen,  wäre  irrationell  gewesen.  Wie  hätte  man  dem 
CleruB  Txmiuthen  können,  nach  den  von  ihm  verworfenen  und 
verhiBsten  Satzungen  Recht  zu  sprechen? 

Als  Eingehungsform  der  Ehe  behielt  Joseph  die  triden- 
tiniscbe  Trauung  bei^  und  auch  die  Verkündigung  von  drei 
Aufgeboten  verordnete  er';  aber  er  ging  doch  dabei  von  einer 
Aoffasaung  aus,  die  der  kirchlichen  völlig  entgegengesetzt 
\rar.  Wie  er  die  Ehe  för  einen  staatlichen  Contract  ansah, 
8o  erschienen  ihm  die  Aufgebote  als  staatspolizeiliche  Cautel» 
die  Trauung  als  staatliche  Institution,  der  Priester  als  staat- 
licher Beamter.  Das  geht  aus  den  Bestimmungen  des  Pa- 
tentes deutlich  hervor.  Denn  einerseits  will  er,  dass  Dispen- 
sationen vom  Aufgebote  nicht  durch  die  geistlichen  Oberen, 
sondern  durch  die  politischen  Behörden  ertheilt  werden  sollen', 
und  macht  den  Mangel  der  Proclamationen  zu  einem  impedi- 
vienhan  dirimens^,  und  andererseits  vernichtet  er  die  Grewis- 
eenaehen^  die  nach  kirchlichem  Rechte,  wenn  sie  nur  den 
Trienter  Gesetzen  entsprechen,  gültig  sind. 

Auch  aus  dem  Mangel  der  elterlichen  Einwilligung  machte 
er  etn  trennendes  Hindernisse  und  verstiess  auch  so  gegen  die 
Kirchenlehre. 

Die  Führung  der  Trauregister  überliess  er  den  Greist- 
lichen^  nach  Massgabe  staatlicher  Vorschriften^.  — 

^  §•  29.  Für  im  Aaslande  geschlossene  Ehen  sollte  die  lex  loci  con- 
tractos  gelten.  Verordn.v.  16.  September  1785.  Das  Ehepatent  etc. 
a.  a.  0. 44. 

*  §.81.  —  Verordn.T.  4.  Februar  1783.  ebendas.  49. 

'  §.  iS.  Verordn.  ▼.  7.  Juli  1788.  ebendas.  56;  y.  29.  M&rz  1785. 
ebendas.  62;  ▼.  27.  Novemb.  1785.  ebendas.  Bemerkenswerth  ist  die 
Verordn.T.  28.  April  1785:  „  dass  jene  Fartheien,  die  schon  die  Dispens 
ton  Aufgeboten  bei  der  weltlichen  Stelle  erhalten  haben,  und  alsdann  dar- 
über k^e  geistliche  Dispens  suchen  wollen,  folglich  sich  wegen  Auf- 
dringung  der  Letsteren  bei  der  Regierung  beschweren ,  von  jedem  Seel- 
sorger nach  der  bestehenden  Verschrift  ohne  weiteres  lusammengegeben 
werden  müssen  ^K  ebendas.  63. 

*  5. 84. 

5  Verordn.  t.  12.  Juni  und  24.  August  1784.  ebendas.  64.  f. 
^  Sf.  S.if.  und  Verordn.  v.  16.  Februar  und  16.  September  1783. 
a.T.  14.  M&ri  1789.  Das  Ehe-Patent  a.  a.  0. 10.  ff. 

^  Verordn.  T.  20.  Hornung  1784; T.l.Junif  19.  Juliu.  30.  August 
desselben  J.  —  Das  Ehepatent  a.  a.  O.  67.  ff. 


144    II.  Bach.  DaB  C<mciL  Trident  III.  Die  Rec.  d.  trid.  Rechts. 

DieZeitge-         Das  Jösephinische  Gesetz  überraschte  die  ZeitgenosBen 

das  Patent,  kaum.    Man  hielt  es  sogar  allgemein  nur  für  den  Anfang  der 

eherechtlichen  Beformen»  man  erwartete  ein  Gesetz  über  Civil- 

ehe^    und  plädirte   inzwischen    schon  im  Voraus   zu  deren 

Gunsten^. 

Wenn  auch  viele  Gegner  des  Patentes  auftraten,  so  er- 
klärte sich  doch  ein  grosser  Theil  des  Clerus  mit  den  neuen 
Massregeln  völlig  einverstanden'.  War  doch  damals  die  Zeit 
des  FebronianismuSy  wo  die  geistlichen  Oberen  selbst  ihre 
Unterwerfung  unter  den  Staat  sanctionirten,  um  sich  der 
lästigeren  römischen  Oberhoheit  zu  entziehen* 

Sogar  eine  kirchliche  Synode   erkannte   die  Richtigkeit 
der  von  Joseph  befolgten  Principien  an^. 
Weiter«  So  bUcb  dcnu  auch  die  Gesetzgebung  der  Folgezeit  bei 

bang,    ihnen  bestehen  und  die  zahlreichen  Edicte  und  Verordbungen, 
welche  die  Bestimmungen  Josephs  ergänzten  und  erlauterten\ 
'  waren  von  seinem  Geiste  durchdrungen.  — 
Aiigem.  Der  nächste  grosse  gesetzgeberische  Act  war  die  Re- 

ocietzb.'  daction  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches^  v.J.  1811. 
liier  sollte  die  Summe  aller  früheren  Bechtsbestimmungen 
zusammengefassty  die  zerstreuten  Gresetze  zu  einem  einheit- 
lichen Ganzen  gestaltet  werden.  Aber  die  Theile  des  Gesetz- 
buches,  welche  das  Eherecht  behandelten  ^  waren  eben  auch 
nichts  weiter,  als  eine  Wiederholung  des  Früheren,  ein  Extrftct 

1  Vgl.  die  Materialien  zum  PreuBS.  Landrechte  unt.  bei  der  Qeschichte 
der  Preuss.  Gesetzgebung.  Fromberger  v.  d.  Zulässigkeit  d.  b&igerL 
Ehen.  (1786.  s.l.)  9. 

s  Fromberger  a.  a.  O.  IS.  ff. 

3  Von  Schriften  über  Josephs  £he»Gesetzgebung  nenne  ich:  Bau- 
tenstrauch Ueb.  d.  Betragen  d.  Bischöfe  in  d.  K.  K.  Staaten  in  Rücksicht 
der  iandesherrl.  Verfug,  in  geistlichen  Sachen  (Wien  1782.);  Unterricht 
vondemSacrament  derEhe (Wien  1782.).  Migazzi  u.d.K.ILBhe- 
patent,  eine  politische  Romanze,  in  d.  histor.-philos.-atatist. 
Fragment  üb.  d.  österr.  Monarchie No.  IV.  —  Observationesin 
exaratam  in  causa  matrimonii  Caes.  Reg.  Constitut  (Vieonae) 
Krsowsky  y.  Krsowitz  nöthige  Beylage  zur  K.  K.  Eheordnong  1763* 
Die  oberste  Gewalt  des  Staates  in  Rücksicht  atif  die  Bhen 
(Wien  u.  München  1784.)  Ist  es  wahr,  dass  die  K.  K.  Verordn.  in 
Ehesachen  dem  Sakrament  entgegenstehen?  (Wien  1785.) 

^  Synod.  Fistoriensis  v.  J.  1786.  bei Roskoväny  a.  a.  0. 18. 

5  Dieselben  finden  sieh  angeführt  bei  Barth-Barthenstein  das 
Ganze  der  österr.  polit.  Administration  (Wien  1841.)  2, 565.  ff. 

^  Der  im  J.  1786.  erschienene  Erste  Theil  des  neuen  allgem. 
bürgerl.  Gesetzbuches  (Gesetzeskraft  v.  11.  Januar  1787.)  wiederholte 
fast  wörtlich,  mit  geringen  Abweichungen,  die  Bestimmungen  des  Patents. 
Vgl.  Sattler  a.a.O.  1,29. 
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der  Josephinischen  Yerordnangen;   sie   trugen   das  Gepräge 
seinea  Geistes. 

Zwar  wurde  hier  nicht  mehr  mit  so  kahlen,  nackten  Wor- 
ten die  Bürgerlichkeit  des  Ehecontractes  gepredigt,  und  die 
kirchlichen  Aufgebote^  und  die  priesterliche  Trauung'  beibe- 
halten, aber  wieder  waren  die  Dispense  von  den  ersteren  der 
buigerliehen  Obrigkeit  vorbehalten'  und  diese  zum  Richter 
gemacht,  falls  die  letzteren  verweigert  würden^. 

Franz  L,  so  kirchlich  gesinnt  er  auch  war,  liesa  das  von  Franzi. 
dem  Clerus  imd  den  katholischen  Schriftstellern^  hart  an- 
gefoditene  Eherecht  ruhig  bestehen.  Zwar  wurden  in  seinem 
Xxxknge  durch  ein  Mitglied  des  österreichischen  Episcopates 
darauf  bezügliche  Verliandlungen  mit  dem  päpstlichen  Nuntius 
Oatini  gepflogen^  aber  diese  blieben  vöUig  resultatlos  und 
der  Josephinismus  behauptete  das  Feld. 

Die  Berathungen   wurden  indess   unter  Ferdinand  I.FerdiDundi. 
fortgesetzt.    Er  constituirte  aus  zwei  Staatsräthen  und  einem 
Bischöfe  ein  Comit^,  welches  Vorlagen  ,,zur  Berathung  für  die 
Verbeuetung  in  der  auf  die  kathoUache  Kirche  und  namentlich 
da/  das  äeterreichische  Eherecht  sich  beziehende  landeafürstliche 
Geutzgthmg**  machen   sollte.     Natürlicherweise  wurde  auch 
hier  als  Programm  das  Zurückgehen  auf  das  Tridentinum  auf- 
gestellt, und  schon  hatten  die  sowohl  von  Gregor  XVI,  wie 
von  Pins  IX.  begünstigten  Berathungen  sich  dem  Ende  ge- 
nähert,   als    die  Märzereignisse   des  Jahres  1848  Alles  ins 
Stocken  brachten  ^ 

In  diesem  Jahre  gestaltete  sich  Oesterreich  zu  einer  kon-nieErwar- 
stitutionellen  Monarchie,   und  jetzt  glaubte  die  Kirche  den  ci«rns  i.  j. 
Zeitpunkt  gekommen,  wo  sie  die  lästigen  staatlichen  Fesseln 
abwerfen,  und  für  sich  und  ihre  Angelegenheiten  die  längst 
erwünschte  Autonomie  erhalten  könne. 

Die   Verfassungsurkunde    v.   25.   April  ^    verhiess    allen 

1  §.69  —  74. 

«  §.  75. 

s  §.  SS.  85.  f.    Vgl.  Nippel  a.  a.  0. 1, 377.  ff. 

*  §.79. 

fi  So  Moy  Von  der  Ehe  u.  der  Stell,  der  katbol.  Kirche  in  Deutschland 
rücknchtlich  dieMB  Punctes  ihrer  Diseiplin  (Landshut  1880.). 

^  Brühl  Actaecclesiastica(Mainzl86d.)210. 

7  V^  die  Vorlage  an  den  Fürsten  Staatskanzler  v.  8.  August  1847.  bei 
Brühl  a.a.  0,213. 

^  ebendas.  210. 

9  in  Rauch  parlamen^  Taschenb.  H.  1.  S.  99.  ff. 

Fritdberg,  EhcMchlmtung»  ]() 


146     IL  Bach.  Das  Concil.  Trident.  III.  Die  Bec.  d.  trid.  Rechts. 

Staatsbürgern  volle  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit,  sie 
sicherte  allen  anerkannten  christlichen  Confessionen  die  freie 
Ausübung  des  Gottesdienstes  zu.  Die  Consequenzen  dieses 
Principes  schienen  auch  för  das  Eherecht  wesentlich  zu  sein 
und  eine  Reform  desselben  zu  erfordern. 
Memornnd.  Schou  das  Mcmorandum  des  mährischen  Episco- 

schenEpispates^  wles  darauf  hin.  9,  Es  hat  eine  Zeit  gegeben**  ^  sagt  es, 
„WO  die  Staatevencaltung  zur  offenbaren  Kränkung  der  kirch- 
Hellen  Gerichtsbarkeit  in  ihren  angestammten  Gerechtsamen  an 
die  Bischöfe,  den  Clerus  und  das  Volk  die  Anforderung  mackte, 
eich  der  kirchUehen  Gesetzgebung  in  Ehesachen  in  trotzigem  Un- 
gehorsam entgegen  zu  stellen".  Das  müsse  abgeändert,  da« 
Kecht  der  Ivirche,  die  Tridentinischen  Bestimmungen  wieder- 
hergestellt werden,  wie  das  aus  der  verfassungsmässig  garao- 
tirten  Gewissensfreiheit  folge. 
verfiiM..  Aber  dife  Kirche  schien  in  ihren  Erwartungen  bitter  ent- 

täuscht zu  werden.    Die  in  Wien  zusammengetretene  Seichs- 
versammlung arbeitete  einen  Verfassungsentwiurf  aus,  dessen 
Civiiehe.  18.   Paragraph,    den    deutschen   Grundrechten   folgend,   die 
Civilehe  anordnete  und  die  kirchliche  Trauung  der  bürger- 
lichen vorangehen  zu  lassen  verbot*.  — 
Memortnd.         I>agegen  sprach  sich  das  Memorandum  der  Wiener 
Kirchen.  Kirchenproviuz^  auf  das  Eutschiedcnste  aus:  y^Die  Ileihg- 
keit  der  ehelichen   Verbindung  und  die  Sicherheit  der  getcisseu- 
haften  Erfüllung   der  P/lichten   wird  dadurch  zerstört".    So 
klagten  die  Bischöfe.     Die  Römer,  Juden  und  Heiden  führten 
sie  ins  Feld,  um  die  Civilehe  zu  bekämpfen, 
verf-cric.  Inzwischcn   kamen   aber   die   politischen  Ereignisse  der 

18^9.  Kirche  zu  Hülfe;  die  octroiirte  Verfassungs -Urkunde  vom 
4.  März  1849.*  sprach  von  Freiheit  der  Kirche  und  adoptirtc 
die  Principien,  M^elche  Seitens  des  Clerus  als  cfie  allein  rich- 
tigen empfohlen  gewesen  waren.  Die  Consequenzen  daraus 
zu  ziehen  9  wurde  einer  Vereinbarung  der  Regierung  mit  dem 
Episcopate  überlassend 
^Su  den''  ^*®  österreichischen  Bischöfe  traten  in  Folge  dessen  io 
Buchöfen.  "Wien  mit  Begierungscommissarien  zu  Berathungen  zusammen, 

1  belBrühl  a.a.O.  3.  ff. 
*  ebendaB.  54, 
3  ebendas.  51. ff. 

^  abgedruckt  in  Beiträge  e.  Preuss.  u.  deutschem  Kirchenr- 
(Paderborn  1856.)  Heft  2.  S.  87.  f. 
6  Brühl  a.a.  0.57. ff. 
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deren  Crgebnisse  dem  Ministerium  in  verschiedenen  Denk- 
schriften mitgetheilt  wurden.  Nicht  zuletzt  unter  den  klerikalen 
Forderungen  standen  die  Wünsche  für  die  Beform  des  Ehe- 
rechts: Das  Tridentinum  sollte  endlich  in  die  gebührencle 
Stelle  angesetzt  werden^. 

Dennoch  beschäftigten  sich  die  kaiserlichen  Decrete  v.  18.  ^i^^^^ 
und  23.  April  1850.«  nicht  mit  der  Regelung  dieser  Frage,  ^V'ii  "'»•" 
sondern  begnügten  sich  für  das  Staatskirchenrecht  den  Wün- 
schen des  Clerus  Genüge  zu  leisten^. 

Freilich  erwartete  man  alWmein  ein  neues  Eherecht:  civii^ 
aber  die  Hoffnungen  und  Befürchtungen  der  aufgeregten  Be- 
völkerung drehten  sich  ganz  allein  um  das  Institut  der  Civil- 
ehe*.  Setzte  doch  der  Wiener  katholische  Verein  Preise  aus 
fiir  Schriften,  welche  dieselbe  bekämpfen  würden*.  Von  Zeit 
zu  Zeit  drangen  auch  Gerüchte  in  das  Publikum,  dass  der  Ge- 
setzentwurf ausgearbeitet,  dass  er  den  einzelnen  Ministerien 
zur  Begutachtung  vorgelegt  sei.  Dann  erfuhr  man,  dass  der 
Unterrichtsminister  ihn  verworfen  habe^,  und  damit  verstumm- 
ten alle  Nachrichten.    Von  Civilehe  war  keine  Rede  mehr. 


Unter  den  Forderungen  des  österreichischen  Episcopates  Concordat. 
war  auch  der  Wunsch  nach  einer  Vereinbarung  mit  dem  römi- 
schen Stuhle  häufig  ausgesprochen  worden ''•     Im  J.  1855. 
sollte  er  erfüllt  werden. 

Am  18.  August  wurde  das  Concordat  publicirt,  dessen 
zehnter  Artikel  von  Ehesachen  handelte,  die  geistliche  Juris- 
diction wiederherstellte  und  das  Recht  des  Trienter  Concils 
als  Norm  constituirte.  Specielle  Reformen,  und  die  Vereinigung 
der  neuen  Zugeständnisse  mit  den  Grundsätzen  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches,  wurden  in  dem  kaiserlichen  Publica- 
tionspatente  verheissen:    sie    erfolgten   denn    auch    in    dem 

^  Vgl.  Vortrag  d.  CultusministersGraf.  Tbun  v.  7.  April  1S50. 
cbendas.  77.  ff. 

2  ebendas. 91.  ff. 

9  Die  Wirksamkeit  dieser  Verordnungen  wurde  durch  das  am  31.  De- 
cember  1851.  octroürte  Patent  —  Zachariae  deutsch.  Verf.  Ges.  d.  Gegen* 
wart  (Göttingen  1855.)  67.  f.  —  nicht  aufgehoben. 

^  Allgem. Protest. Kirchenzeit  1850. No.  169.  S.  1384. 

&  ebendas.  No.  179. 8. 1464. 

6  eben  das.  No.  200.  S.  1631. 

^  Vgl  Jacobson  üb.  d.  österr.  Concordat  v.  18.  Aug.  1855.  (Leipzig 
1S56.)  10. 

10* 
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ratentv.  Patente  v.  8.  October  1856.  und  dem  gleichzeidgen  Gesetze 
und ish«.  Über  die  Ehen  der  Katholiken  imKaiserthume  Oester* 
^**^*  reicht  welches  aus  den  Berathungen  des  Wiener  Episcopates 
hervorgegangen  war*.  Dadurch  wurde  das  kanonische  Ehe- 
recht in  seinem  vollen  Umfange  anerkannt,  und,  was  speciell 
die  Eheschliessung  anlangt,  in  §.  18*  den  Tridentinischen  Vor- 
schriften gemäss  bestimmt: 

„Die  Erklärung  der  EinwilUgung  muss  vor  dem  Pfarrer 
Eines  der  Brautleute,  dem  Stellvertreter  desselben  oder  einem  von 
dem  Bischöfe  ermächtigten  Priester  und  in  Gegenwart  von  zwei 
Zeugen  abgegeben  werden". 

b.  Baiern. 
In  Baiern  wurde  das  Concilium  Tridentinum  publicirt\ 
Trwenttm  uud  hat  ohuc  Unterbrechung  bis  auf  unsere  Tage,  auch  mit 
''"   *      nur  geringen  Modificationen,  in  seinen  eherechtlichen  Bestim- 
mungen Geltung  gefunden. 

1  Beichsgcsetzblatt  v.  1856.  St  46.  No.  185.    Art.  10.  des  Con- 
cordates  lautet: 
„Quum  causae  ecclesiasticae  om-      „Da  alle  kirchlichen  Rechtafalle 

«*.-  -.♦  :«  .««^:^     /.«-Ä  üA^^     .A    wnd  insbesondere  jene,  welche  den 
nes  et  m  specie,   quae  tiaem,   sa-  ^,     .         j«   o  x      j-       ».^ 

^       '   ^  Glauben,  dieSacramente,  diegeist- 

cramenta,  sacras  fiinctiones  nee  non  liehen  Verrichtungen  und  diemitdem 

officia  et  jura  ministerio  sacro  an-  geistlichen  Amte  verbundenen  Pflich- 

nexa  respiciunt,  ad  Ecclesiae  forum  ten  und  Rechte  Wffen ,  einzig  und 

allem  vor  das  kirchuche  Oencht  ge- 
unic©  pertineant,  easdem  cognoscet  j^^^^^^   ^^  ^^^  ^^^  dieselben  der 

judex  ecclesiasticus ,  qui  perinde  de  kirchliche  Richter  erkennen,  und  e» 

causis  quoque  matrimoniaübus  juxta  hat  somit  dieser  auch  über  die  Ehe- 

_,  .  m  .n    ..  Sachen  nach  Vorschrift  der  heiugen 

sacros  Canones  et  Tridentma  cum  Ki^jhengesetze  und  namentHch  der 

-primis  decreta  Judicium  feret,   ciyi-  Verordnungen  von  Trient  zu  urthei- 

libus  tantum  matrimonii  effectibus  ^^^  ^^^  »^  ^^^  bürgerlichen  Wir- 

,    ...  ,  kungen  der  Ehe  an  den  weltUchen 

ad    judicem    saecularem    remissis.  Richterzu verweisen.  Was dieEherer- 

Sponsalia   quod  attinet,   auctoritas  löbnisse  betrifft,  so  wird  die  Kirchen- 

ecdesiastica  judicabit  de  eorum  ex-  gewaltüber  deren  Vorhandensein  und 

ihren  Emfluss  auf  die  Begründunir 
istenüa  et  quoad  matnmonium  im-  ^gnEhehindemissenentocheidcnund 

pediendum  effectibus,  servatis,  quae  sich  dabei  an  die  Bestimmungen  hal- 

idem  Concilium  Tridentinum  et  Apo-  ^«"»  welche  dasselbe  Concilium  von 

,.        , .  ...         Trient  und  das  apostolische  Schrei- 

stohcae  Litterae,  quorum  imüum:  ben,  welches  mit*  auctoremfldei'be- 

' Auctorem  fidel'  constituunt".  ginnt,  erlassen  hat". 

s  Siehe  auch  Ginzel  Handbuch  d.  neuesten  in  Oesterreich  geltenden 
Kirchenrechts  (Wien  1869.)  II,  1, 887. 

>  Perrone  a.  a.  O.  2,  258.  Michls  Kirchenrecht  (München  1809.) 
273.— 


4.  Die  dcatschen  Staaten.  b.Baiern.  149 

Wie  ausgedehnt  auch  die  Kirchenhoheit  der  Herzöge  im  KfrehUthe 
sechszehnten    und    siebzehnten   Jahrhunderte    gewesen    sein   iiictiuor 
mag:^  die  Ehejurisdiction  blieb  unbestritten  im  Besitze  der 
Kirche;  wie  verlockend  auch  in  neuerer  Zeit  das  Beispiel  der 
übrigen  Rheinbundsfiirsten  zur  Civilehe  auffordern  mochte: 
die  baierische  Regierung  blieb  bei  der  kirchlichen  Trauung^ 

So  hat  der  Codex  Maximilianus  von  der  Aufstellung  ^(^^f^^, 
bindender  Eheschliessungsvorschriften  vollständig  Abstand  ge- 
nommen', weil  diese  in  den  Bereich  der  Kirche  gehören,  und 
das  Concordat  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  v.  5.  Juni  1817,  ^^l^^J^^ 
weiches  im  Artikel  12.  die  Ehesachen  der  geistlichen  Juris-     ^^"' 
iViction  zusprach,  bestätigte  allein  die  rechtlichen  Verhältnisse, 
welche  schon  vorher  bestanden  hatten^. 

Nur  in  wenigen  Beziehungen  gestattete  sich  die  baierische 
Regierung,  Anordnungen  über  die  Eheschliessung  zu  treffen. 

Einestheils  verbot  sie,  eheliche  Verbindungen  ohne   die  ^Jj^nJj*' 
Erlaubniss  der  Obrigkeit  einzugehend   Aber  «den  kanonischen  Traaangen 
Gnindzügen  getreu,  machte  sie  daraus  kein  trennendes  Hin-  keitiiche 
demiss^  —  nicht  einmal  aus  dem  Mangel  der  elterlichen  Ein-  ' 
wiJfigung^  —  wennschon  sie  den  Ungehorsam  des  trauenden 
Pfarrers  mit  harten  Strafen  bedrohte^;  andemtheils  aber  er- 

'  Vgl  darüber  Sugenheim  Baierns  Kirchen-  u.  Volks-Zustände  im 
XVI.Jahih.  (Giessen  1842.)  176.  ff. 

'  Nach  Linde  UeberAbschliessung U.Auflösung  d.Ehe  (Giessen  1846.) 
43.  soll  durch  £  die  t  v.  8.  September  1809.  §.  18.  die  bürgerliche  Trauung 
< ingefiihrt  gewesen  sein.  Die  Gesetzsammlung  enthält  jedoch  darüber 
nichts. 

s  Thl.  1.  Cap.  6.  behandelt  nur  die  bürgerlichen  EheTerhältnisse.  Vgl. 
auch  Sc  Ken  kl  instit.  iur.  eccles.  (Landishuti  1830.)  2,  867. 

*  Für  das  heutige  Recht  ist  noch  die  Verordn.  v.  7.  Mai  1808.  zu  ver- 
gleichen. 

*  Die  Verordn.  v.  5.  J  uli  1756.  (R.  G.S.  v.J.  1784.  2, 1061.)  —  wieder- 
holt am  11.  September  1825.  (Oes.Bl.  v.J.  1825.  S.  111.)  —  hatte  das  nur 
für  arme  Leute  festgesetzt,  die  Verordn.  v.  19.  Oetober  1804.  u.  21.  Juli 
1306.  (Regier.-Bl.  v.  J.  1806.  S.  275.)  dehnten.das  auf  alle  Unterthanen  aus. 

^  £hen,  die  im  Auslande  geschlossen  sind,  werden  dagegen  durch  Ver- 
ordn. V.  12.  Juli  1808.  (Reg.-Bl.  1808.  Bd.  2.  S.  1510.)  für  ungültig  erklärt 
und  müssen  ratihabirt  werden.    Vgl.  Verordn.  v.  13.  März  1835. 

7  Cod.  Max.  a.  a.  O.  §.  4.  —  jedoch  kann  das  Kind  enterbt  oder  auf 
die  Hälft«  des  Pflichttheils  gesetzt  werden.  Vgl.  Gründler  d.  im  König- 
reich Bmem  geltende . . .  Kirchenrecht  (Nürnberg  1839.)  49. 

8  So  schreibt  die  Verordn.  v.  8.  März  1780.  (Reg.-Bl.  v.  80.  Juli  1806. 
J<t.  Sl.  S.  275.)  vor,  dass  die  Pfarrer,  die  ohne  weltlich  obrigkeitliche  Erlaub- 
nis getrauten  Personen  zu  alimentiren  hätten,  ev.  100  Thaler  dazu  zu  de- 
poniren  —  auch  Entsetzung  von  der  Pfründe  wird  angedroht.  Wiederholt 
wurde  die  Verordn.  am  21.  Juli  1806.  (Reg.-Bl.  a.  a.  0.)  und  17.  Juli 
1835.  (Oberpf.  Int-Bl.  S.  1101.) 
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^niBM.'  ^^^  816  Verlöbnisse  für  rein  weltliche  Angelegenheiten'. 
Sie  stellte  bipdendo  Formen  dieser  Verträge  auf^,  sie  übergao 
deren  Jurisdiction  den  staatlichen  Gerichten^  sie  vernichtete 
in  häufigen  Decreten  die  heimlichen,  von  den  Eltern  nicht 
consentirten  Verlöbnisse^»  wie  oft  auch,  in  den  früheren 
Zeiten  wenigstens ,  die  letzteren  Vorschriften  verletzt  werden 
mochten*. 
Polizei  vor-  Endlich  masc  noch  bemerkt  werden,  dass  auch  staatliche 
Anordnungen  über  die  Zeit  der  Eheschliessung  ^  die  Zahl  und 
den  Ort  der  Aufgebote^  u.  s.  w.  erlassen  worden  sind,  die 
jedoch  nur  einen  polizeilichen  Character  tragen. 

1  Verordn.  v.  22.  März  1804.  (Reg.-Bl.  S.  263.) 

«  Verordn.  v.  2.  Mai  1806.  R.B.  S.  175. 

s  ebenda B.   Vgl.  frühere  Verordnungen  bei M i c h  1 8  a.  a.  0. 282.  f. 

4  So  durch  Verordn.  ▼.  15.  Decemb.  1776.  bei  D  öl iinger  Samml. 
besteh.  Verordn.  in  Baiem  VIII,  2,  998.  f.  v.  2.  Mai  1806.  (Reg.-BL  S.  175 1 
Cod.  Max.  Th.  1.  Cap.  6.  §.  4.  erklärt  sie  noch  für  an  sich  nicht  ungültig. - 
VgLMichls  a.a.O.  276. 

5  Verordn. ▼.  10. November  1807. (Reg.-Bl. S.  1754) 

^  Vgl.  Grundier  a.  a.  O.  50.  Dieselben  sind  anfgefuhrt  bei  Del- 
ling er  aiphabet  Zusammenstell,  aller  f.  d.  kathol.  Kirche  im  Kör.gr. 
Bayern  betreffenden  gesetzl.  Bestimm.  (Nördlingen  1847.)  106. 
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DRITTES  BUCH. 
Das  Recht  der  evangelischen  Kirche. 

1.  Die  protettanttachtt  AaflkMang  dec  Ehe.  II.  Die  Form  der  EheachUewan^:  1.  Die 
Doctrin:  a.  Du  Mchtxehnte  Jehrhandert.  b.  Du  «iebiehnte  Jahrhundert  c.  Daa  acht« 
tehate  Jahrlwadert.  S.  Die  Praxia  der  Gerichte  ond  die  Sitten  dea  Volliea:  a.  Daa 
sechazcluit«  Jahrhondert.  b.  Da«  siebzehnte  Jahrhundert,  c.  Das  achtsehote  Jahrhundert. 

8.  Besultate. 

Der  protestantischen  Kirche  war  es  nicht  vergönnt,  wie 
der  katholischen,  zu  einem  festen  Abschlüsse  der  Ehedoctrin 
zu  gelangen.  Vielmehr  lässt  sich  durch  die  Jahrhunderte 
hindurch  bis  auf  unsere  Tage  ein  stetiges  Fliessen  und 
Schwanken  der  Lehre  erkennen.  Das  macht  es  nöthig  und 
lehrsam,  auf  die  Principien  des  reformatorischen  Eherechts 
iiiozaireisen  und  seine  Fortbildung  zu  verfolgen,  als  deren 
Kesultat  vorläufig  mit  kurzen  Worten:  die  Fortdauer  des 
vortridentinischen  Rechts  der  Eheschliessung  be- 
zeichnet werden  mag. 

Zuerst  wird  es  aber  nöthig  sein,  die  reformatorisehe  Lehre 
von  dem  Wesen  der  Ehe  überhaupt  einer  Prüfung  zu  unter- 
ziehen. 

I.  Die  protestantische  Auffassung  der  Ehe. 

Schon  früh  war  für  die  Ehe  die  Bezeichnung  „«acram^- nie  Ehe  c:n 
fum"  gebraucht  worden,  schon  rertullian*,  Zeno  von  sacrament. 
Verona^,  Ambrosius^  und  vor  allen  Augustinus^  hatten 

^  adv.  Valentin,  c.  30;  de  exhort.  cast.  c.  13;  de  praeacript.  haeret, 
c.  40.  etc. 

s  Benno  de  spe,  fide  et  oharit.  in  M  a g.  B  i b  1.  V  e  t.  P  a tr.  2, 436. 

3  Comment  in  epist  ad  Ephes.  5,  32.  III,  p.  513. 

^  de  bono  coniug.  c.  7.  c.  14.  —  c.  1 0.  C.  XXVII.  qu.  2.  (de  nupt.  «t 
concupisc.  üb.  1.  c.  11.)  —  Mehr  Stellen  siehe  bei  P er rone  de  matrimon. 
Christ  1, 16.  ff.    Klee  die  Ehe  59.  ff. 
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sich  derselben  bedient,  aber  in  jener  weitgreifenden  Bedeutung, 
die  das  Wort  „aacramentum"  überhaupt  hatte ^,  und  die  ihm 
für  das  Mittelalter  auch  katholische  Kanonisten  nicht  ab- 
sprechen können^. 

Es  entsprach  dem  Begriffe  des  griechischen  ^ivoxi^qioy^ 
wie  es  sich  bei  Chrjsostomus^  und  anderen  Vätern  vor- 
findet, welches  die  Vulgata  mit  ^ysacramentum*'  wiedergiebt, 
und  welches  in  der  Schrift  nur  einmal  von  einer  heili<ren  Hand- 
lung  gebraucht  wird*.  — 

Es  läge,  falls  man  der  katholischen  Kirche  schon  für  die 
ältesten  Zeiten  die  Existenz  des  SacramentsbegrifFes  der  £he 
zugeben  wollte'',  ein  eigenthümlicher  Widerspruch  zwischen 
einer  Theorie,  die  in  der  Ehe  ein  gnadenbringendes  Institut 
feierte,  und  jener  Nichtachtung,  welche  die  Ehe  überhaupt  von 
Seiten  der  Väter  zu  erfahren  hatte ^,  und  die,  freilich  in  ganz 
schwachen  Spuren,  auch  noch  in  den  Zeiten  des  Mittelalters 
zu  erkennen  ist,  wo  die  Ehe  fast  allgemein  für  ein  Sacrament 
gehalten  wurde. 
Dorandufl.  Denn  noch  Durandus  erklärt^,  dass  die  Ehe  nicht  im 

eigentlichen  Sinne  ein  Sacrament  sei:  „Matrimonium  non  est 
Bocramentum  stricte  et  proprie  dictum  sicut  alia  Sacramenta 
novae  legis  .  .  .  sed  largo  modo  säcramentum'' ,  und  Petrus 
j^^^^^^^^Lombardus*  spricht  den  anderen  Sacramenten  zu,  dass  sie 
,,remedium  contra  peccatum  praebent  et  gratiam  adjtttricem  con- 
ferant*\  während  er  von  der  Ehe  das  Letztere  läugnet. 

1  Vgl.  Chemnitz  Exam.  Conc.  Trid.  (Francof.  a/M.  1707.)  loc.  XIV.  de 
matr. :  ,,  est  Sacramenti  appellatio  ayontpoi  et  iate  patens^S 

2  Siehe  Phillips  Lehrb.  d.  K.R.  S,  951.  —  Vgl.  auch  Gieseler  K. 
Gesch.  (Bonn  1848.)  II,  2,  450.  f.  Marheinecke  christl.  Symbol.  3,  101. 
Hahn  die  Lehre  v.  d.  Sakramenten  (Breslau  1864.)  5.  if. 

3  Qu.  duc.  ux.  n.  3.  vgl.  u.  a.  Epiphanias  Homil.  LXXVIII.  n.  19. 

^  Epist.  Paulli  an  die  Epheser  5,  32.  Vgl.  August!  Denkwür- 
digk.  aus  d.  christl.  Archäologie  (Leipzig  1810.  ff.)  9, 224. 

ö  Zuerst  findet  sich  die  Siebenzahl  der  Sacramente  in  dem  Buche  de 
caerimoniis,  sacramentis,  officiis  et  observationibus  eccle- 
siasticis^  welches  fälschlich  in  die  Werke  Hugo'saSt.  Victore  (Opp. 
t.  3.  p.  360.)  aufgenommen  wurde,  als  dessen  Verfasser  aber  wahrscheinlich 
Petrus  Lombard  US  anzusehen  ist;  vgl.  Hahn  a.a.O.  114.  f. 

6  Vgl.  z.  B.  St.  Hieronymi  ep.  18.  ad  Eustach.:  „Laudo  nuptias, 
laudo  coniugium,  sed  quia  mihi  virgines  generant,  lego  de  spinis  rosam,  de 
terra  aurum,  de  concha  margaritam".  Beispiele  sind  gesammelt  beiThei  - 
ner  d.  Einfuhr,  d.  erzwung.  Ehelosigk.  u.  ihre  Folgen  (Altenburg  1828. 
1845.)  1 ,  33.  ff.  56.  ff.  121.  125.  188.  ff.  u.  s.  f. 

7  Comment.  in  sent.  Lomb.  lib.  IV.  dist.  26.  qu.  3.  -^  Vgl.  auch  Jaco- 
busVitriacensis  bei  Perrone  prael.  theol.  2, 265.  (ed.  27.) 

^  Sentent.  Uh.  IV.  dist  2.    Ebenso  die  Glosse  zu  Dist.  XXIH.  c.  S. 
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Erst  das  tridentinische  Concil  gab  der  Entwicklunsr  ConrnT. 

de«  Sacmmentsbegriffes  der  Ehe  den  definitiven  Abschlags:^ 

„si  qtds  dixerity  matrimonium  non  esse  vere  et  proprie  unum  ex 

Septem  legis  evangeUeae  sacrameniis  a  Christo  Domino  instttU" 

Utm,  sed  ab  hominibus  in  EccUsia  inventum^  aeque  gratiam  con- 

ferre  anaihema  sit". 

Bevor  wir  aber  auf  die  Lehren  der  reformirten  Kirchen  ^'''^"!*'^ 

der  ketxer» 

eingehen 9  wird  es  nöthig  sein,  zuvor  mit  kurzen  Worten  der    ^"*'**- 
ketzerischen  Secten  des  Mittelalters  zu  gedenken,  um  die 
Frage  beantworten  zu  können,  ob  die  Beformation  ihre  Ehe- 
doctrin  auf  der  Basis  jener  Lehren  aufgebaut  habe. 

Zahlreich  waren  die  ketzerischen  Secten,  welche  in  der 
Ehe  kein  Sacrament  erkennen  wollten,  und  welche  hierin  den 
Lehren  der  £[irche  entgegentraten^,  aber  fast  überall  lief  dieser 
Widerstand  nur  auf  ein  regelloses,  ungcsetzmässiges  Befreien 
des  thierischen  Geschlechtstriebes  hinaus,  der  sich  über  die 
Schranken  der  Ehe  hinwegzusetzen  strebte,  und  der  Kampf 
der  Kirche  für  ihr  Dogma  war  zugleich  ein  Kampf  der  Sitte 
gegen  die  Rohheit:  er  wurde  zum  Wohle  der  menschlichen 
Gesellschaft  geführt  ^ 

Selbst  die  wenigen  Secten,  denen  geschlechtliche  Ver- 
irrungen  nicht  nachgesagt  werden  konnten,  bei  denen  die 
£eaction  gegen  die  Ehe  mehr  als  ein  Excess  der  Enthaltsam- 
keit ond  Tugend  zu  Tage  trat^  suchten  doch  die  menschliche 
Gresellschaft  um  all'  die  Früchte  der  Civilisation  zu  bringen, 
und  ihr  all'  die  Siege  zu  entreissen,  welche  Vernunft  über 
Ascetik  seit  den  Zeiten  des  Montanismus  gewonnen  hatte. 

Ein  Anschluss  an  die  Ehedoctrinen  dieser  Secten,  seien 
sie  der  einen  oder  der  anderen  Art  gewesen,  ist  für  die  Re- 

Hago  a  St.  Victore  de  »acr.  christ.  fid.  Hb.  1.  p.  VIII.  c.  12.  etc.  Abae- 
lardus  epitome  theol.  christ.  c.  28.  p.  77.  sq.  (ed.  Rheinwald.)  Obgleich 
Thomas  ?on  Aquino  den  Satz  des  Lombardns  zu  erklären  strebte, 
Sent.  üb.  IV.  dist  2.  qu.  1.  art.l:  „gratia,  quae  in  matrimonio  confer- 
tur  secundum  quod  est  sacraroentum  Ecclesiae  in  fide  Christi  celebra- 
tarn  ordinatur  direete  ad  reprimendum  concupiscentiam,  quae  occurrit  ad  * 
actumnatrimonii ;  et  ideo  Magister  dicit,  quod  matrimonium  est  tantum  in 
remedium,  sed  hoc  est  per  gratiam ,  quae  in  eo  confertur  **  —  so  kam  er  doch 
anter  die  Artikel  „in  quibus  Magister  non  tenetur";  Tgl.  D*Argentr^  Col- 
lect, iudic.  de  nov.  error.  1, 118. 

^  can.  1.  de  sacr.  matr. 

2  Vgl.  Hahn  Gesch.  d.  Ketzer  i.  Mittelalt  (Stuttgardt  1845.  ff.)  1,40. 
4t.f.59.61.72.u.s.  f. 

^  Vgl.  die  richtigen  Bemerkungen  von  Macaulay  bist,  of  Engl. 
(Tauchnitz  £dit)  1,  44. 
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formation  durchaus  zu  verneinen,  da  jene  auf  einer  Opposition 
gegen  das  Institut  der  Ehe  überhaupt  basirten,  die  dieser 
gänzlich  fremd  war. 

waidenser.  Von  den  Waldensern  jedoch  ist  behauptet  worden,  dass 
sie  im  Einklänge  mit'  den  späteren  Reformatoren  nur  zwei 
Sacramente  gekannt  hätten,  und  die  bei  Hahn^  ausgezogene 
Historia  breve  e  vera  degl'  affari  dei  Valdesi  er- 
kennt, in  Uebereinstimmung  mit  einem  dem  Jahre  1 150.  zuge- 
schriebenen Sjonbole,  nur  Taufe  und  Abendmahl  dafür  an. 
Es  sind  aber  die  bezüglichen  Worte:  „nos  non  liaven  eonegu 
autre  sacrament  que  lo  baptiame  e  la  eucharistia^^  wie  Herzogt 
auf  das  Ueberzeugendste  dargethan  hat,  nichts  Anderes,  als 
die  Uebersetzung  einer  Antwort  Bucers  auf  die  von  Seiten 
der  Waidenser  an  ihn  gerichtete  Frage,  wie  viel  Sacramente 
es  gebe,  die,  um  den  Waidensem  in  dieser  Lehre  die  Priorität 
vor  den  Reformatoren  zu  waluren,  durch  eine  pia  /raus  in  jenes 
Symbol  übertragen  wurde,  und  die  so  in  die  genannte  ita- 
lienische Schrift  und  fast  alle  anderen  Werke  über  die  Wai- 
denser Eingang  gefunden  hat. 

Von  einer  Beeinflussung  der  Waidenser  auf  die  Reforma- 
toren kann  demnach  keine  Rede  sein. 

wyoiiffe.  Auch  Wjcliffc'  erkennt  die  Sacramentalität  der  Ehe 

an,  und  wenn  er  auch  in  seiner  Ehedoctrin  sich  einiger  von 
der  Londoner  Provincialsynode  des  Jahres  1396.^  und  später 
vom  Kostnitzer  Concil  gerügter  Irrthümer  und  Ketzereien 
schuldig  machte,  —  er  behauptete,  allein  die  mit  Absicht  der 
Kindererzeugung  geschlossenen  Ehen  seien  wahre,  und  zog 
daraus  seine  Consequenzen^  —  so  berührt  das  einerseits  die 
Frage  nach  dem  sacramentalen  Wesen  der  Ehe  gar  nicht,  und 
Hus».  ist  andererseits  nicht  einmal  in  die  Hussitischen^  Lehren 
übergegangen,   geschweige   denn   in   die   der   Reformatoren. 

^  Oesch.  d.  Ketzer  2, 138. 

s  Die  roman.  Waldens.  (Halle  1853.)  403.  f.  407.  ff. 
8  Vgl.  Vaughan  traeta  and  treatiscs  of  John  de  Wycliffe  (London 
1845.)  58. 

4  bei  Wilkina  Conc.  Magn.  Brittan.  8, 227.  ff. 

5  Vgl.  Böhringer  Vorreformat  Joh.  v.  Wycliffe  (Zürich  1856.)  883. ff. 
^  In  den  Schriften  Ton  Husa,  welche  in  den  Histor.  et  Monam. 

loann.  Huasi  (Norimb.  1715.)  abgedruckt  sind ,  habe  ich  über  Ehe  nichts 
gefunden.  Vgl.  auch  Böhringer  Vorreformatoren.  ZweiteHälfte  (Zürich 
1858.)  658.  —  Auch  die  bei  Ullmann  Keformatoren  vor  der  Refonnat 
(Hamburg  1841.)  besprochenen  Reformatoren  geben  für  unseren  Zweck 
keine  Ausbeute.    Bemerkenswerth  ist  dagegen ,  dass  Erasmusdie  Sscrs- 
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Wenn  wir  uns  aber  jetzt  zu  den  Lehren  der  Beforma-  Referma- 
tion  selbst  wenden,  so  stossen  wir  auf  yerschiedene  Schwie- 
rigkeiten und  Widersprüche,  die  wir,  wenn  auch  nicht  zu  heben 
und  zu  ISsen,  so  doch  zu  erkläreu  haben  werden. 

Luther  in  seinem  Sermon  vom  ehelichen  Stande,  Latherr 
der  in  das  Jahr  1519.  fallt,  erkennt  vollkommen  die  Sacra-  ehelichen 
menlalität  der  Ehe  an,  die  er  in  dieser  Beziehung  der  Taufe 
als  ganz  gleichberechtigt  an  die  Seite  stellt. 

Seine  Beweisführung  ist  die  der  katholischen  Dogmatik 
des  Mittelalters  und  specieU  die  des  Thomas  von  AquinoS 
der  auch  das  Wesen  des  Ehesacraments  gleichsam  in  der 
Legalisirung  der  sinnlichen  Triebe  suchte.  „Also  ist  auch 
der  eheliche  Stand",  sagt  Luther,  ,,ein  Sacrament,  ein  ausser^ 
tich9y  heilige  zeichen  des  aUergroeaten,  heiligsten,  würdigsten,  ed- 
listen  DingSy  das  noch  nie  gewesen  oder  werden  mag,  das  ist  der 

Voreinung  gottlicher  und  menschlicher  Natur  in  Christo 

Sich,  umb  der  Ehr  willen,  dass  Vormischung  Manns  und  Weibs 
ein  so  gross  Ding  bedeut,  muss  der  ehelich  Stand  sulchs  Bedeut- 
niss  geniessen,  dass  die  böse  fleischliche  Lust,  der  Niemand  ahn 
ist,  in  Micher  P/licht  nit  verdammlich  ist,  die  sonst  ausserhalb 
der  Ehe  allezeit  todtlich  ist,  wann  sie  vorbracht  wird.  Also 
deckt  die  heilige  Menschheit  Gottis  die  Schande  der  fleischlichen 
bösen  Zusf'K 

Ebenso  erklärt  Luther  in  seinen  Predigten  über  das  Predigten 

fih    H     I    T) 

erste  Buch  Moses  v.  J.  1527.  den  ehelichen  Stand  für  Moses. 
„ein  Sacrament  und  geistUeJie  Deutung  Christi  und  der  Christen^ 
heit,  dass  wir  allesampt  ein  Leib  mit  Cliristo  sind,  die  wir  glau- 
ben und  seine  Braut  .  .  .*'\  und  steht  damit  ebenfalls  auf  dem 
Boden  der  katholischen  Doctrin,  die  ja  auch  darin  das  Wesen 
des  Ehesacramentes  fand^. 

Dennoch  ist  aber  wohl  hier  der  Ausdruck  „Sacrament" 
nicht  mehr  in  jenem  technischen  Sinne  zu  nehmen,  wie  er  der 
Schule  geläufig  war,  sondern  nur  als  Bezeichnung  einer  hei- 
ligen Sache.   Wenigstens  hatte  sich  Luther  schon  i.  J.  1520.  y^^^^^P^^ 
in  der  Schrifl  Von  der  Babylonischen  gefencknuss  der^^jj^;»^'-^. 

Kirchen. 

mentalitftt  der  Ehe  anzweifelte.  Not.  Testam.  recogn.  a  Des.  Erasmo 
cum  annotat  ejusd.  Basil.  1522.  ad  Rom.  c.  7.  p.  870.  sqq. 

^  Siehe  oben  S.  154.  Anmerkg.  8. 

*  bei  Strampff  a.  a.  0. 205. 

'  ebendas.  212. 

^  Vgl.  z.  B.  Innoc.  III.  ep.  lib.  1.  ep.  826.  (ed.  Baluiius  Parif.  1682.) 
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Kirchen^   entschieden  gegen  die  Sacramentalität  der  Ehe 
erklärt,  und  noch  viel  entschiedener  thut  er  das  in  der  Schrift 
Von  den  Concilijs  und  Kirchen  i.  J,  1539*. 
voniicn  Wenn  irgend  etwas ,  so  bezeugt  dieser  dogmatische  Fort- 

Kirchen.' schritt  Luthers,  dass  er  durch  eigene  Untersuchungen,  und 
zwar,  wie  es  sich  aus  dem  Wortlaute  der  angeführten  Stellen 
crgiebty  durch  genauere  Kenntniss  des  biblischen  Grundtextes 
zu  dem  ßesultate  gelangte,  die  Ehe  sei  kein  Sacrament. 
Luthers  Was  ist  ihm  aber  die  Ehe?  —  Er  erklärt  sie  für  einen 

'd.  Ehe'  von  Gott  eingesetzten,  hochheiligen  Stand,  der,  wie  er  in  der 
Predigt  Vom  Ehestande  auseinandersetzt,  unendlich  von 
Gott  geehrt  ist,  der  mit  Gott  anzufangen  und  mit  Gott  zu 
Hoch-    vollenden  sei.     Er  behauptet,  „dass  der  Ehestand  sei  der  aUer- 
<ier8eibcu.  geistlichste  Stand,    und  dass  man  fälschlich    und  mit   Unreck 
etliche  Stände  Imt  geistliche  Ordeyi  und  die  Ehe  weltlichen  Stand 
genennet,  sondern  es  sollt  umgekehrt  sein,  dass  der  Ehestand  der 
rechte  geistliche  Stand  Messe  .  .  ."^  er  erblickt  in  der  Ehe  den 
Quell,  .aus  dem  das  weltliche  und  häusliche  Begiment  ent- 
springen, die  Grundlage  der  menschlichen  Gesellschaft,  die 
„zergehen  und  verfallen  müsste,  wo  kein  ordentlicher  und  gewmcT 
^  Stand  der  Elie  wäre"K 

Nicht  einmal  die  römischrechtliche  Ehedefinition  betagt 
ihm^;  es  fehlt  ihr  das  Element  der  göttlichen  Mitwirkung;  und 
dasselbe  vermlsst  er  in  der  Definition  der  Kanonisten^. 

^  Die  bezügliche  Stelle  ist  abgedruckt  bei  Strampf  f  a.  a.  O«  206.  ff- 

2  beiStrarapff  a.  a.  0.  213.  f. 

8  Das  siebend  Capitei  St.  Pauli  zu  den  Corinthem  ausgelegt  (v.J.  152S.) 
bei  S  tramp  ff  a.  a.  O.  41. 

^  Gründliche  und  erbauliche  Auslegung  des  ersten  Buch  Moses  (1586— 
45.)  bei  Strampff  a.  a.  0. 180. 

^  „In  dieser  Beschreibung  ist  der  rechte  Unterscheid  und  diefurnehm- 
sten  Stücke  ausgeschlossen;  denn  sie  verstehen  den  Handel  nicht,  wie  sol- 
len sie  ihn  denn  recht  beschreiben  können?  Ihre  Definition  saget  nichts 
mehr,  denn  dass  ein  Ehestand  sei,  wenn  Mann  und  Weib  zusammenkom- 
men. Eine  rechte  Definition  aber  und  Beschreibung  ist,  dass  man  sage: 
der  Ehestand  sei,  wo  Mann  und  Weib  göttlich  und  ordentlich  werden  lo- 
sammen  gefüget,  in  Hoffnung,  dass  sie  Kinder  wollen  mit  einander  zeugen, 
oder  dass  sie  zum  wenigsten  die  Hurerei  und  Sünde  meiden  mögen,  und 
Gott  zu  Ehren  in  dem  Stande  leben",  ebendas.  bei  S tramp  ff  a.  a.  0. 183. 

^  „DieKanonisten  machen  zumal  eme  kalte  Definition  oder  Beschrei- 
bung vom  Ehestand,  da  sie  sagen:  Mer  Ehestand  ist,  wo  Mann  und  Weib 
zusammengefugt  werden  nach  dem  Gesetz  der  Natur',  da  ist  zumal  eine 

geringe  und  schwache  Beschreibung denn  sie  betrachten  nicht,  wie 

dass  ein  so  gross  Ding  sei.  Die  Theologia  beschreibt  den  Ehestand  anders 
und  sagt  also:  'der  Ehestand  ist,  wo  Mann  und  Weib  zusammengefügt 
werden,  dass  sie  nicht  wiederumb  zu  scheyden  seynd,  und  das  nicht  allein 
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„Alle  Menschen  veratehens  wul  glauhena  wohl",  sagt  er  in 
Feinen  Tischreden,  ,yda8s  die  Ehe  eine  Ehe  sei,  eine  Hand  eine 
Hand,  Reichthum  und  Guter  Güter  seien  etc.,  aber  dass  die  Ehe 
(lOües  Ordnung  und  Stiftung  .  .  •  deis  musst  du  glauben"^. 

Alles  Heilbringende,  Gute,  Empfehlenswerthe,  das  von 
einem  Sacramente  nur  immer  gesagt  werden  kann,  schreibt 
Luther  der  Ehe  zu-,  nur  den  technischen  Begriff  des  Sacra^ 
loents  will  er  ihr  nicht  lassen:  umgekehrt,  wie  die  katholischen 
ICanonisten  des  Mittelalters,  welche  die  Sacramentalität  der 
Ehe  festhielten,  doch  von  innerer  Verachtung  gegen  sie  durch- 
drun<Ten  waren. 

Den    hier    dargestellten  Lutherischen  Ansichten   wider- oegensiuze 
sprechen  aber  andere  Stellen  durchaus  und  nut  Entschieden- 
heit, und  dieser  Zwiespalt  pflanzt  sich  durch  die  ganze  spätere 
Literatur  fort,  wie  er  denn  noch  jetzt  die  richtige  Erkenntniss 
vom  Wesen  der  Ehe  hindert. 

„5o  manc/is  Land,  so  manche  Sitte,  sagt  dasgemeiHe  Sprüche 

trort;  demnach  tceil  die  Iloclizeit  und  Ehestand  ein  weltlich  Ge- 

icitäft  ist,  gebührt  uns   Geistlichen  oder  Kirchendienern  nichts 

darin  zu  ordenen  oder  regieren,  sondern  lassen  einer  iglichen 

Stadt  und  Land  hierin  ihren  Brauch  und  Gewonheit,  wie  sie 

oeheti*^^, 

« 

„Es  kann  ja  niemand  leucken",  heisst  es  in  der  Schrift  ^*n*{",, 
Von  Ehesachen  (1530.)*,  „dass  die  Efie  ein  äusserlich,  weit-  ^in«"-  . 
lieh  Ding  ist,  wie  Kleider  und  Speise,  Haus  und  Hof,  weltlicher 
Oberkeit  unterworfen ;  wie  das  beweisen  so  viel  Kaiserliche  Rechte 
darüber  gestellet ". 

„Wie  aber  itzt  bei  uns  in  Ehesachen  und  mit  dem  Scheiden 
zu  halten  sei",  äussert  er  sich  in  der  Auslegung  des  fünf- 
ten, sechsten  und  siebenten  Capitels  des  Evange- 
liums St.  Mathaei  (1532.)*,  „hab  ich  gesagt,  da^  man  den 
Juristen  soll  befehlen,  und  unter  das  weltliche  Regiment  geworfen, 
xceil  der  Ehestand  gar  ein  weltlich  äusserlich  Ding  ist,  xoie  Weib, 

nach  dem  Gesetz  der  Natur,  sondern  nach  Gottes  Willen,  Lust  und  Wohl- 
gefallen*''. Ausleg.  d.  2.  Buch  Mos.  Cap.  24.  Werke  (Altenburg.  Ausg.) 
3, 656. 

^  Tischreden  in  Wierke  (Erlang.  Ausg.)  61, 167. 

^  Vgl.  im  Allgemeinen  die. Zusammenstellung  der  Lutherischen  Aus- 
sprüche bei  Strampff  a.  a.  0. 6 — 214. 

3  Vorrede  sum  grossen  Katechismus  mit  dem  Traubüchlein  (1529.)  bei 
Strampff  a.  a.  0. 422. 

4  bei  Strampff  a.  a.  O.  423. 
&  bei  Strampff  a.  a.  0. 429. 
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Kind,  Haus  und  Hof,  und  Anders,  so  zur  Oberkeii  Regiment 
gehöret,  als  das  gar  der  Vernunft  untenoorfen  ist". 

In  derselben  Weise  hat  sich  Luther  auch  mehrere  Male 
in  den  Tischreden  ausgesprochen. 

„Ehesachen  gehen  die  Gewissen  nicht  an",  heisst  es  an 
einer  Stelle*,  „sondern  gehören  für  die  weltliche  Oberkeit;  drünih 
schlage  sich  Euer  keiner  drein,  die  Oberkeit  befelle  es  denn,  sprach 
D,  M.  Luther  zu  den  Predigern". 

„Zum  andern,  so  gehet  die  Elie  die  Kirche  nichts  an'\ 
sagt  er  an  einer  anderen  Stelle*,  „ist  ausser  derselben,  ein  zeit- 
lich weltlich  Ding,  drümb  gehöret  sie  für  die  Oberkeit". 

Diese  Aussprüche  Luthers,  sich  so  unmittelbar  und 
schroff  gegenüberstehend,  haben  den  verschiedenartigsten  Ten- 
denzen zur  Stütze  dienen  müssen;  sie  waren  Schild  und  Deck- 
mantel der  Partei,  welche  beständig  über  Verweltlichung  der 
Ehe  klagte,  und  diese  als  Domäne  der  Kirche  in  Anspruch 
nehmen  wollte;  sie  waren  die  Angriffswaffe  derjenigen,  die  in 
den  factisch  von  der  Kirche  in  Ehesachen  ausgeübten  Rechten 
nur  Delegationen  des  Staates  erblickten,  welche  dieser  nach 
Belieben  zurückziehen  könne.  Luthers  Name  war  auf  beiden 
Seiten  das  Feldgeschrei,  und  die  Bestrebungen  sowohl  für  wie 
gegen  die  Einfuhrung  der  Civilehe  stützen  sich  auf  seine  Au- 
torität. —  Was  Wunder,  wenn  katholische  Kanonisten  mit 
einem  gewissen  Spotte  etwaige  Vereinigungsversuche  der  Lu- 
therischen Ansichten  zulassen,  denn  „es  giebt  in  Luthers  Be- 
hauptungen der  Widersprüche  genug!" 

isrkiirnng  Richtcr  in  seinem  Aufsatze  „Die  Grundlagen  der 

spittcbc.  lutherischen  Kirchenverfassung''',  und  ausfuhrlicher  in 

DieAeoft-  geiucr  „Geschichte  der  evanficelischen  Kirchenverfas- 

scrang.  üb.  "  o 

J^wettikh^gung  in  Deutschland"*   hat  für  die   zuletzt  angeführten 

noüTirt.  Lutherischen  Aeusserungen  eine  Erklärung  aufgestellt,  die  ich» 

wenn  auch  nur  theilweise,  gern  unterschreibe,  und  auf  die  ich 

hier  näher  eingehen  will. 

Eh^nritd.         Wie  schou  obcu  an<]cedeutet^   war  die  Jurisdiction  der 

Alter.     Kirche  in  Ehesachen  bei  Weitem  nicht  so  den  Eingriffen  der 

weltlichen  Macht  unterworfen  —  zumal  wenn  man  von  der 

^  Werke  (Erlang.  Ausg.)  61, 205. 

s  Werke  (Erlang.  Ausg )  61 ,  285. 

s  InderZt8chr.f.deutftche8Recht4,  21.ir.  (1840.) 

«  (Leipzig  1851 )  64.  ff. 

^  Siehe  S.  104. 
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Strafgericlitsbarkeit  absieht^  —  welche  sonst  das  kirchliche 
Gerichtswesen  hemmten«  Nicht  allein  —  um  mis  auf  Deutsch- 
iand'  zu  beschranken  —  in  Goslar^,  Nordhausen^  Ham- 
burg^, sondern  auch  in  Augsburg^,  Bern^,  Colmar^, 
Culm»,  Deleni«,  Erfurt",  Eisenach",  Heilbronni», 
Worms^^  lässt  sich  (iir  das  Mittelalter  aus  bestimmten  Worten 
der  Urkunden  und  Stadtrechte  eine  kirchliche  Ehejurisdiction 
nachweisen. 

Freilich  sind  auch  hier  einige  Seactionen  des  Staates  er- 
k^mbar,  gegen  die  eine  Freisingsche  Synode  y.  J.  1480.^^ 
den  alten  kanonischen  Grundsatz  aufrecht  zu  halten  sucht, 
und  die  Bchon  auf  dem  Costnitzer  Concil  als' Grund  vieler 
AergerniBse  gerügt  werden '^  dennoch  aber  zweifelten  selbst 

1  VgL  darüber  Friedberg  de  fin.  reg.  iud.  104.  ff. 
'  lieber  die  VerhältniBae  in  England  und  Frankreich  ebendas. 
120.  Sl  und  oben  S.49. 

9  bei  GS  sehen  die  Goslar.  Statut.  (Berlin  1840.)  77:  ,,Weenne  scul- 
dighet  dat  be  ghelovet  hebbe  ene  to  echte  to  nemende,  et  si  man  oder  wif 
oder  maget,  dat  mot  he  wol  vorderen  vor  gheijstlikem  gherichte  **. 

^  T.  J.  1300.  bei  Forste  mann  Neue  MiUh.  aus  d.  Geb.  bist,  antiq. 
Fonch. (Halle u.  Nordtiausen) III,  1, 59.  vgl.  t.  J.  130S.  Das. III, 2, 12. 

^  V.  J.  1270.  bei  L  a  p  p  e  n  b  e  r  g  Hamburg.  Rechtsalterth .  (Hamburg 
1845.)  1, 19.  Tgl.  T.  J.  1292.  das.  1, 118.  vgl.  auch  y.  J.  1497.  das.  1, 254. 

*  Crk  T.  J.  1276.  bei  Walch  Verm. Beitr.  z.  d.  deutsch.  R.  (Jena  1773.) 
4, 89.  üik.  T.  J.  1460.  bei  Stetten  Gesch.  d.  heil,  Rom.  Reichs  freyen  Stadt 
Aagsb.  (Franke  u.  Leipz.  1743.)  1, 174. 

7  VgL  Ryhiner  Gesch  d.  Cant.  Bern 2, 443. 

^  Urk.  T.  J.  1293.  bei  Gaupp  deutsch.  Stadtrechte  d.  M.A.  (Breslau 
1851.)!,  117. 

^  Stadtiecht.  B.  5.  §.  43.  bei  Lern  an  d.  alte  Kulm.  R.  158. 
»»  Ulk.  V.  J.  185S.  bei  Schöpflin  Alsat  diplom.  (Manheim  1772.)  2, 220. 
u  UriL.  ▼.  J.  1488.  bei  Falckenstein  Civit  Erfurt  bist  et dipL  (Erfurt 
1739.)  400. 

12  Rechtsb.  B.  1.  c  43. 44.  bei  Ortloff  d.  Rechtsb.  nach  Distinct.  (Jena 
1836.)  664. 

^  Vgl.  Jäger  Gesch.  d.  SUdt  Heilbronn  (Heilbronn  1828.)  1, 298. 
^  Urk.  ▼.  J.  1519.  bei  Seh  an  na  t.  bist,  episc.  Wormat.  (Francofurt. 
1784.)  2,  331. 

^  bei  Hartzheim  Conc.  5,  517:  „ut  in  causis  matrimonialibus  nemo 
quam  iudex  eoclesiasticos  dif&niat*^  Aehnliche  Concilienschlüsse  siehe  bei 
Friedberg  a.  a.  0. 120. 

^  beiy.d.  HardtMagnum  oecumen.  C.  Constant  (Francof.  etLipsiae 
1700.)  I,  II9  735:  „  Qma  sacrae  congregationi  ex  querela  quamplurium  inno« 
tuit,  qoaliterquidam  iaici  potentes  pro  lege  suis  subditis  statuerunt,  quod,  si 
qmst  aut  qnae,  personam  quamcunque  super  matrimonio  coram  ecclesiastico 
iodice  trahat  in  eauaam,  si  pars  attrax  in  eadem  causa  fructum  petat,  sub 
graTi  pecaniaria  poena  talis  pars  agens  illi  Domino  laico  veniat  punienda, 
quam  poenam  effugiat,  si  causam  hujusmodi  coram  illo  laico  et  Domino  sim- 
pliciter  et  de  piano  deeidendam  intentabit.  Quo  fit ,  quod  vera  matrimpnia 
Friedbtrg,  Bhetchtieiiung,  |I^ 
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diejenigen  Schriftsteller,  welche  sonst  für  das  Recht  des  Staa- 
tes in  die  Schranken  traten,  nicht  die  Ebejurisdiction  der  Kirche 
an^  Sogar  Occam^  und  Marsilius  von  Padua',  die  Ver- 
theidiger  Ludwigs  des  Baiern,  erkannten  die  Sacraments- 
natur  der  Ehe  an,  und  wurden  dadurch  zu  der  nothwendigen 
Consequenz  gefuhrt,  auch  die  Ehejurisdiction  der  Kirche  nicht 

occam.  verwerfen  zu  können;-  so  spricht  denn  Occam^  aus,  dass 
„regutariter"  die  Laien  eine  Ehegerichtsbarkeit  nicht  ausüben 
könnten,  sondern  höchstens  „quantum  ad  gradus  eonsanffuini" 
iatü"  und  „pro  urgenti  necessiiate  ae  etiam  evidenti  uHUtaU*\ 
„Nee  ohatat^i  fahrt  er  fort,  „quod  matriinonium  sit  scu^afnen" 
tum,  qida  etiam  lata  in  casu  neceentatis  possint  eacramenta  v.  g. 
baptismi  adminütrare**.  — 
MisMtKnde         Die  Uebcl  aber,  an  denen  alle  Institute  der  Kirche  krank- 

Ehejuri«.'  ten  und  die  erst  gleichzeitig  mit  der  dogmatischen  Beformation 
und  als  ihre  Folge,  durch  die  disciplinäre  Reform  des  Tri- 
dentinum  beseitigt  wurden,  traten  auch  in  der  kirchlichen 
Gerichtsbarkeit  deutlich  zu  Tage. 

Unerträgliche  Unwissenheit  der  Richter,  Verschleppung 
der  Prozesse  nach  Rom,  Ueberschreitung  der  Jurisdictions* 
befugnisse,  und  schliesslich  und  vor  allem  ein  aussaugendea 
Erpressungssystem,  waren  Vorwürfe,  die  wieder  und  wieder 
gegen  die  geistlichen  Gerichte  geschleudert  wurden,  und  die 
zuletzt  noch  in  den  Beschwerden  der  deutschen  Nation 
einen  scharfen  Ausdruck  erhielten^. 

sine  executione  solemnitatum  etiam  contracta,  imperfecta  manebunt,  et  per 
partes  ad  alias  nuptias  conyolantes  adulteria  perpetua  committentur,  et  per^ 
Tersitatis  quadam  lege  laici  de  ecclesiasticis  sacramentorum  institutis  contra 
canonicas  sanctiones  iudicabunt'^  Derartige  Bestimmungen  ^aube  ich 
in  den  Rechten  folgender  Städte  zu  finden :  Halle  bei  Förstemann  Neue 
Mittheil.  I,  2,  78.  Leutkirch  v.  J.  1488.  bei  Jäger  Jur.  Magas.  f.d. 
DeuUoh.  Reichsstädte  (Ulm  1790.  ff.)  5,  278.  Soest  bei  Weslphalen 
Monnm.  ined.  rer.  Germ.  4,  3078.  und  Urk.  ▼.  J.  1870.  bei  Seibertz  Urkb. 
z.  Landes-  u.  Rechtsgesch.  d.  Herzogth.  Westphalen  (Arnsberg  1839.  ff.) 
2, 405. 

^  Vgl.  Aegid. Romanus (1247 — 1316.)  Quaest. in utx. part. disput  de 
pot.  reg.  et  pontif.  bei  Ooldast  Monarchia  (Francofurt  1614.)  2,  101. 
*  loann.  de  Parisiis  (f  1304.)  de  pot.  reg.  et  pap.  bei  Schardius  de  juris- 

dict  (Basti.  foL)  180. 

2  de  iurisdict  imperat«  in  caus.  matrimonial,  bei  Ooldast  a.  a.  0. 
1,  21.  ff. 

8  de  iurisd.  imper.  in  caus.  matrimon.  bei  Goldast  a.  a.  0. 2, 1383.  f. 

«  a.  a.  O.  S.  22.  23. 

6  c.  55.  56. 57. 59. 60. 62—65.  67.  f.  70.  f.  u.  s.  w.  ~  Die  GraTamiD« 
nat  Oerman.  sind  aus  d.  J.  1522.  und  sind,  worauf  Laurent  TegUse  et 
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Auch  die  Ehejurisdiction  litt  unter  diesen  Missbräuchen, 
und  sie  mussten  hier  un)  so  greller  hervortreten  und  um  so 
schwerer  ins  Grewicht  fallen,  als  es  sich  nicht  blos  um  ver- 
mögensrechtliche,  sondern  um  die  wichtigsten,  um  familien* 
rechtliehe  Verhältnisse  handelte. 

Es  war  auch  hier  nicht  allein  das  Heranziehen  der  Dotal* 
und  Legitimitätsstreitigkeiten  in  den  Bereich  der  geistlichen 
Gerichte',  welches  die  Opposition  der  Laien  herausforderte, 
OS  war  auch  hier  nicht  allein,  dass  „urtschuldige  leute  um  Ehre 
und  guten  leumund  gebrächt  wurden,  dataus  mord  und  jamer 
}:am*\  sondern  auch  hier  lief  Alles  auf  ^Schaben*^  und  „Schin- 
den***  von  Geld  hinaus,  auch  hier  galt  der  Ausspruch  des 
Älanus':  „Nummus  vindt,  nummus  regnat,  nummus  imperat 
vniverHS  *'. 

So    lautete  denn  die  neunundsechszigste  Beschwerde  ^^ 

der  Deuts cnen  Nation*;  ,fDeincep8,  quum  inter  virum  atque  ^RatuIIiT 

joemmam  "'de  pangendü  matrimonialibue  sacris  ilUe  foederibus, 

negotium,  quod  inter  eoe  forte  agebatur,  eousque  proceseit,  quod 

ab  aüerutra  partium  matrimonii  contractus  ex  pactionibus  illie 

rcrtiu  perfectueque  praeiendaiur;  ut  inßcietur  altera,  datumque  est 

oh  altera  aüeri  personae  vestium,  aut  alioqui  mundi  muliebjie 

quidquam  tamquam  arrabonü  loco,  ad  servandum  oo  custodten~ 

dum;  aeeidatque  deinde,  ut  a^serti  contractus  matrimonii  scilicet 

contemplaüone,  eontrahentea,  ad  eccleaiasticumperveniant  tribunal, 

ae  ibidem  per  sententiam,  in  diversum  ire  jubeantur,  eeparentur^ 

que:  tum,  judex  ille  ecclesiasticus  inique  hoc  sibi  in  hac  causa 

praetendit  interesse,  nimirum,  ut  omne  quicquid  hinc  inde  arra- 

honis  vice  traditum  eit,  ut  hoc  eibi  cedat  tamquam  commisaum. 

Id  quod  nedum  contra  omnia  iura,  sed  et  aequitatem  atque  ho^ 

nestatem  ipsam  proeul  dubio  est". 

Aach  die  sechs  und  siebenzigste  Beschwerde  bezieht 
$ich  auf  Ehesachen^. 

letat  (deux.  part.  Bruxelles  1860.)  213.  mit  Recht  aufmerksam  macht,  von 
katholischen  Fünten  erhoben  worden.  Abgedniekt  sind  sie  u.  a.  bei  S ch il- 
ter  de  libert.  eccl.  Grerm.  (Jenae  1683.)  859.  ff.,  wonach  ich  sie  citire. 

1  Vgl. Friedberg  a.a.O.  121. ff. 

<  Unterricht  d.  Visitator.  a.  d.  Pfarherrn  im  Kurfürstenth. 
Sachsen  (1528.)  beiRichter  K.0. 1,83. 

'  de  plaoctu  eccles.  bei  Huss  de  pace  in  Histor.  et  Monum.  1, 69. 

4  bei  Schilter  a.  a.  0. 906.  f. 

^  bei  Schilter  a.  a.  O.  S.  911 :  „Praeterea  contingit  aliquando,  quod 
alter  conjugura,  belli,  Totorum,  seu  alia  quapiam  causa  peregre  proficisca- 
tur:  qui  si  aliquanto  diutius,  quam  alterius  conferat  libidlni,  absit,  tum  offt*> 

ir 
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Opposition  Gegen  die  Jurisdiction  der  OeiBtlichen  und  speciell  gegen 
ireistlicbe  ihre  Ehejnrisdiction  traten  daher  Luther  und  die  Beforma- 
toren  überhaupt  entschieden  auf.  So  erklärten  die  Schmal- 
kaldischen  Artikel  (v.  J.  1537.)^:  ^^Damach  ist  einjuris^ 
dictio  in  den  Sachen,  welche  nach  päbetlichem  Recht  in  das  forttm 
'  eceleaiastieum  oder  Kirchengericht  gehlen»  wie  sonderlich  die 
Ehesaxihen  sind*  Solche  Jurisdiction  haben  die  Bisehöfe  auch 
nur  aus  menschlicher  Ordnung  an  sich  braucht;  die  dennoch  nicht 
sehr  aü  ist,  wie  man  ex  codice  und  novellis  lustiniani  siehet^  dass 
die  Ehesachen  dazumal  gar  von  weltlicher  Oberkeit  gehandelt 
sindy  und  ist  weltliche  Oberkeit  schuldig  die  Ehesachen  zu  rieh-- 
ten,  besondem,  wo  die  Bischöfe  unrecht  richten,  oder  nachlässig 
sind,  wie  auch  die  Canones  zeugen ** 

dadorchdie  Wollte  aber  Luther  nicht  an  demselben  Felsen  schei- 
^nttber  tcm,  an  dem  schon  die  Bestrebunfi^en  Occam^Schiflfbruch 
der  Eh«  va  gelitten  hatten,  so  musste  er  die  Sacramentalität  der  £ne  laug- 
nen;  und  je  entschiedner  er  sie  für  ein  „weltlich  ding*'  erklärte, 
um  so  sicherer  konnte  er  der  auch  bei  der  protestantischen 
Greistlichkeit  erkennbaren  Tendenz*  entgegentreten,  die  £he- 
falle  nach  wie  vor  zu  den  Internen  der  Kirche  zu  rechnen  und 
beurtheilen  zu  wollen. 

In  dieser  Weise  kann  daher  Richter  mit  Hecht  mehrere 
der  zuletzt  genannten  Stellen  erklären  und  mit  yerwandten 
^JJJ^^jJJJ  Anordnungen  der  Kirchenordnungen  in  Einklang  bringend 
Dennoch  aber  dürfte  das  bei  der  zuerst  genannten,  der  Vor- 
rede zum  Traubüchlein  entnommenen  Stelle  nicht  der  Fall 
sein,  da  hier  durchaus  gar  keine  Beziehung  zur  Gerichtsbar- 

cialis  alteri,  pacta  tarnen  numerataque  prius  mercede  satis  magna,  cum  alia 
yictitare  persona  ac  cohabitare  indulget,  non  praehabita  prius  diligentL 
vestigatione,  superstesne  sit  abiens  coniunx,  an  naturae  concesserit.  Et  ne 
hoc  eorum  factum  a  quoquam  calumniari  posset,  tolerantiae  nomen  ei,  non 
sine  magno  mortalium  offendiculo,  sanctique  matrimonü  contemptu  indi* 
deremus*^ 

1  de pot.  episc.  bei  M Qller  symb.  Bächer  848. 

s  Vgl.Chur8fichs.In8truct.  f.d. Visitat. (1527.) beiRichter K.O. 
1,81. 

8  Vgl.  besonders  die  Bremer K.O.  v.J.  1584:  „VonEhesaken  schol- 
len de  I^dicanten  eynes  yuweliken  Conscientien ,  de  des  von  nöden  hefit 
underrlchten.  Is  de  Casus  tho  swer,  so  werden  se  wol  wyder  fragen  by  dem 
Superattendenten,  Ouerst  wenn  ydtMadersaken  werden,  edder  ergenÜMe 
andrept,  so  schollen  se  nicht  vortuaren,  sondern  tho  der  Ouericheit  wyaefi, 
der  de  Eesaken  (also  ein  uthwendigh  wentlick  Dinck)  underworpen  syn,  alae 
datbewisen  so  vele  keyserlike  rechte,  dar  ouer  gesteh**  bei  Richter  K.O. 
1,  242. 
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keit  vorliegt,  vielmehr  von  der  Form  der  Eheschlieesung  die 
Bede  ist,  und  dasselbe  glaube  ich  für  die  aus  den  Tischreden 
angeführten  Stellen  behaupten  zu  müssen. 

Wenn  wir  aber  hier  nur  ein  Motiv  zur  Säcularisirung  der  MottTinm; 
Ehe  gefunden  haben,  welches  noch  dazu  nicht  durchweg  Gel-sprttcheT. 
tung  findet,  so  können  wir  im  Gegensatze  dazu  für  die  von  der  Ehe' 
Lacher  so  oft  versuchte  Heiligstellung  der  Ehe  mehrere 
Grunde  beibringen,  die  überall  durchschlagen.  — 

In  Uebereinstimmung  mit  der  Entwicklung  des  Sacra-  csiibat. 
ments  des  Ordo  hatte  der  Cölibat  der  Geistlichen  Platz  ge- 
griffen, und  war  endlich  durch  Gregor  YII.  zum  Abschlüsse 
gekommen.  Diejenigen,  welche  dem  Staate  gegenüber  als 
Wesen  höherer  Art  auftraten,  als  „der  crütenheit  meistere"^, 
die  wohl  von  sich  eine  Superiorität  über  die  Jungfrau  Maria 
behaupteten',  und  -von  denen  der  Catechismus  Romanus 
aussagt,  dass  sie  mit  Recht  nicht  allein  Götter,  sondern  auch 
Engel  genannt  werden,  „quod  Dei  immortalia  vim  et  numen 
apud  no8  teneant'^^,  sollten  nicht  durch  die  verunreinigende 
Yerbindung  der  Ehe  an  das  Irdische  gefesselt,  vom  Himmel 
auf  die  Erde  herabgezogen  werden*. 

Freilich  hatten  auch  diese  Bestimmungen  nie  vollkommen  ^l^^^^' 
durchgeführt  werden  können  und  die  lange  Reihe  der  Synodal-  ^^^^^ 
Schlüsse  aller  Länder^  schärfte  wieder  und  wieder  und  stets 
vergebens  dem  Clerus  die  Sittenreinheit  ein,  die  dem  „genus 
flectum"  der  „gens  sancta",  dem  „populus  acquisitionü"^  ge- 
ziemte. 

Auch  hier  galt  das  Wort  Walthers  von  der  Vogel- 
weide:^ 

^  Sachsenspiegel  B.  2.  Art.  66. 

>  Schon  Hu  SS  rügt  das  bei  den  Clerikem  seiner  Zeit;  Contra  Praedi- 
cat.  Plznens.  inHist.  et  Monum.  1,  182.  Eigenthümlicher  Weise  findet 
sich  dasselbe  in  der  Confessio  novor.  Catholic.  ad  papat.  pervers- 
in  Hungaria  bei  Mohnicke  Zur  Gesch.  d.  Ungar.  Fluchfofmul.  (Greifs- 
Trald  1823.)  27. 

s  de  ordin.  sacram.  In  der  mir  vorliegenden  Ausgabe  Bassan.  1774. 
S.  174. 

«  Vgl.  auch  Richter  Kirchenr.  §.  116.  ff. 

^  Aufgezählt  und  besprochen  sind  diese  in  dem  angeführten  Buche  der 
Th einer  die  Einfuhr,  d.  erzwung.  Ehelosigk.,  auf  weiches  ich  verweise; 
ebesnso  in  Cb,tov6  Vollst.  Samml.  d.  Cölibatges.  (Frankf.  a/M.  1883.) 

<  1.  Fe  tr.c  I.V.  9.  bei  Bonaventura  de  ecci.  hierarch.  pars  2.  c.  1. 
7  ed.  Lachmann.  S.  34. 
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„  nü  sehi  ir  toüz  der  pfaffen  werc  und  waz  ir  lire  st 

e  daz  was  ir  lere  hi  den  werken  reine 

nu  sint  sie  aber  anders  so  gemeine 

daz  tßirs  unrehie  tourken  sehen,  unrehte  hoeren  sagen, 

die  uns  guoter  lere  bilde  sohlen  tragen. 

des  muogen  wir  tumbe  leien  wol  verzagen  ". 

Die  UnsittUchkeit  des  Clerus  überstieg  alles  Glaubliche  ^ 
und  schliesslich  begnügten  sich  viele  Bischöfe  damit»  die  Coli- 
batvorschriften  als  pekuniäre  Einnahmequellen  auszubeuten, 
und  den  Geistlichen  gegen  jährlich  zu  zahlende  Abgaben  da^ 
Zusammenleben  mit  Concubinen  zu  gestatten  ^  die  dann  wohl 
in  Urkunden  mit  fast  komischer  Naivetät  ,,PaMör8che'*  ge- 
nannt werden^. 
Kirche  wiu  Dcunoch  aber  trug  die  Kirche  Bedenken  >  durch  Auf- 
Mfh«ben.  hcbung  dcs  Cölibats  den  Rathschlägen  Wycliffes^  und  An- 
derer^ nachzukommen  —  scheute  sich  doch  selbst  Gereon*, 
der  die  UnsittUchkeit  des  zeitgenössischen  Clerus  offen  genug 
rügt,  vor  diesem  Heilmittel^  — ,  dennoch  blieb  die  übel  be- 

pie  a«ist.  y^ahrte  Keuschheit  des  Clerus  nach  wie  vor  von  tiefer  Ver- 
liehen rer- 

««Jt«n  Jen  achtung  gegen  den  Ehestand  durchdrungen,  den  er  mit  dem 
ordo  fiir  unvereinbar  und  seiner  unwürdig  erachtete. 

„  Und  sprach  D.  Luther,  ak  er  ein  junger  Knab  gewesen 
wäre,  da  hätte  man  die  Hochzeit  und  den  Ehestand  für  sündltch 
und  unehrlich  wesen  gehalten  und  gemeinet,  tcenn  man  an  der 
JEheleute  Leben  gedächte,  so  sündigete  man  dran"K 

„Und  ich  wüsste  wohl  Exempel  vorzubringen*^  sagt  Me- 

1  Eine  Anzahl  Schriften  darüber  habe  ich  angeführt  de  fin.reg.iud.33. 
Hinzuzufügen  it»t  noch  Schade  Sat}T.  u.  Fasquille  a.  d.  Reform.-Zeitaiter 
(Weimar  3.  Bde.). 

«  Vgl.  Grav.  nat.  Germ.  c.  75.  bei  Schilter  a.  a.O.S.  910.  Thei- 
ner  a.  a.  0.  an  verschiedenen  Stellen. 

3  Vgl.  Synodalprotok.Y.J.  1591.  bei  Niesert Münster.  Urk.Samffl!. 
(Coesfeld  1826.)  4>  69. 

*  Vgl.  Of  Wedded  men  and  wives  and  their  children  also 
bei  Vaughan  tracts  a.  a.  0. 58. 

5  Z.B.  Wilhelm  Saginetus.  vgl.  Oudini  Comment.de Script  ecci. 
ant.  3,  2325.  Franc.  Zabarella  bei  v.  d.  Ilardt  Conc.  Const  I,  9,  524. 
Andere  bei  Carove  a.  a.  O.  365.  ff. 

6  Ich  hake  mit  Schwab  Joh.  Gevson  (Würzburg  1858.)  S.  483.  «.Ger- 
son  nicht  für  den  Verfasser  der  bei  v.  d.  Hardt  a.  a.  0. 1, 5, 68 — 142.  abge- 
druckten und  ihm  zugeschriebenen  Schrift:  demodisuniendietrefor- 
mandi  ecclesiam. 

7  Dialog.  Sophiae  et  Naturae  super  coelibatu  sive  castitate  ecclesia&ti- 
cor.  Opp.  2,617— 34. 

8  Tischreden  in  Werke  (Erl.  Ausg.)  61,  301.  vgl.  auch  Zimmermann 
Concordanz  a.  a.  0. 1,  648. 
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Lincfathon  im  dreiundzwanzigsten  Artikel  der  Apologie  zur 
Aogsburgischen  Confession»  „wie  manch  fromm  Herz 
und  armes  Gewissen  dadurch  betrübt  worden  und  in  Fahr  kom* 
men  t«t,  das  es  nicht  Unterricht,  dass  der  EJiestand,  die  Ehe- 
pßickt  und  was  an  der  Ehe  ist,  heiUg  und  christlich  wäre.  Der 
gross  Jammer  ist  erfolgt  aus  der  Mönch  ungeschicktem  Predigen^ 
welche  ohne  Mass  den  Coelibat,  die  Keuschheit  lebeten,  und  den 
ehelichen  Stand  für  ein  unrein  Leben  ausschrieen ,  dass  er  sehr 
hinderlich  wäre  zu  der  Seligkeit  und  voll  Sünde". 

Dem  trat  Luther  und  die  Reformation  entgegen»  indem  ^'•««pn 

o   *?       '  opponiren 

»e  theils  schriftmässig  die  UnStatthaftigkeit  des  Cölibats  be»  ^^.f^/^^' 
wiesen,  theils  auf  die  Sittenverderbniss  aufmerksam  machten, 
die  er  In  seinem  Grefolge  gehabt  hatte.  Ihre  Beweisführung 
war  etwas  naturalistisch^  und  stand,  vom  theoretischen  Stand- 
punkte aus  betrachtet,  den  idealen  Lehren  der  katholischen 
Kirche  bei  Weitem  nach»  ja  war  im  Stande,  ihren  Urhebern 
den  Vorwurf  der  fleischlichen  Siimlichkeit  zuzuziehen'.  Den- 
noch aber  ging  sie  von  der  richtigen  Erkenntniss  des  wirk- 
lichen Lebens  aus,  und  verschmähte  schönklingende  Lehren, 
die  der  Erfahrung  nach  nicht  praktisch  wurden. 

Es  war  aber  nicht  genug,  die  Berechtigung  des  Cölibates  indem  sie 
selbst  zu  verneinen',  sondern  es  musste  vielmehr  die  Würde  keit  d.  Eho 
des  £hestandes  gehoben,  es  musste  gezeigt  werden,  dass  auch 
die  Geistlichen,  ohne  sich  etwas  zu  vergeben,  ehelich  werden 
konnten.  Deshalb  die  häufige  Betonung  der  göttlichen  Ehe- 
einsetzung, deshalb  die  beständigen  Lobeserhebungen,  deshalb 
die  Parallelisirung  mit  dem  Sacrament  des  Ordo^ 

^  Vgl. z.B.  Luther  an  die  Herrn  d.  Deutschs  Ordens,  das  sie  falsche 
Keuscheyt  meyden  und  zur  rechten  ehlichen  Keuscheyt  greiffen  Ermanung. 
(1523.)  bei  Strampffa.  a.  O. 

*  DöllingerReformat.  Oesch. 

9  Auch  auf  den  Widerspruch  machten  die  Reformatoren  aufmerksam, 
dass  die  Ehe  ein  Sacrament  und  doch  den  Priestern  verboten  sein  solle. 
Vgl.  Luther  Ausleg.  d.  7.  Cap.  d.  Ep.  St  Pauli  a.  d.  Corinth.  (1528.)  bei 
Strampff  a.  a.  0. 261.  Calvin  instit  tot.  Christ,  reiig.  c.  19.  (ed.  Genevae 
1550.)  635.  f. 

^  Damit  erledigt  sich  auch  die  Bemerkung  Wilda's  der  reichsgrfifl. 
Bentincksche  Erbfolgestr.  in  Zeitschr.  f.  deutsch.  B.  4,  212.  über  die 
Stelle  aus  Luthers  Vorrede  zum  Traubüchlein:  ,,Weil  man  denn  bisher 
mit  denMunehen  und  Nonnen  so  trefflich  gross  Oepr&nge  getrieben  hat  in 
ihrem  Einsegnen,  so  doch  ihr  Stand  und  Wesen  ein  ungOttlich  und  lauter 
Menschengedicht  ist»  das  keinen  Grund  in  der  Schrift  hat;  wie  viel  mehr 
soUen  wir  dieeen  göttlichen  Stand  (d.  h.  den  Ehestand)  ehren  und  mit  viel 
herrlicher  Weise  segnen,  beten  und  zieren?^'  (bei  Strampff  a.  a.  0. 841.) 
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Anderer  Auch  noch  ein  anderer  Grund  war  vorhanden,  fortwährend 

Heiiigstei-' auf  die  Göttlichkeit  des  Eheinstitutee   hinzuweisen  und  das 

£he.     göttliche  Wort  als  seine  Norm  aufzustellen. 
Christliche         Die  Beformation  hatte  das  Princip  der  christlichen  Frei- 

Freiheit         ^  ji    -«        •     i  . 

heit  verkündet,  und  damit  begonnen,  die  Institute,  von  denen 
die  katholische  Kirche  einen  göttlichen  Ursprung  behauptet 
hatte,  für  eitel  Menschenwerk  zu  erklären. 

Dies  Princip  der  christlichen  Freiheit  hatte  auf  politi- 
schem und  socialem  Gebiete  zu  Consequenzen  geführt,  denen 
die  Keformatoren  selbst  entgegenzutreten  für  gut  erachteten, 
und  die  in  den  Bauernkriegen  ein  blutiges  Ende  fanden;  aber 
auch  auf  dem  Gebiete  des  Eherechts  führte  es  zu  der  irrthüm- 
lichen  Behauptung,  dass  jetzt,  nach  dem  Durchbrechen  der 
kanonischen  Satzungen,  das  subjective  Belieben  schalten  könne. 
wirdgemiM-  ^yUnd  dieweil  wir  finden**  y  heisst  es  in  dem  Unterrichte 
der  Visitatoren  an  die  Pfarrherrn  des  Chürfürsten- 
thums  Sachsen  (v.  J.  1528.) S  „e2a«  man  der  Christlichea 
freyheit  ynn  vielen  stücken  leichtfertig  und  trotzig  miebraucht,,* 
Denn  ,  .  ,  »  ist  die  ChristUcJie  freyheit  nicht  dazu  gegeben,  dat 
ein  iglicher  seine  lust  odder  fürwitz  daryn  suche  .  .  J*  Ebenso 
sagt  die  Lübecker  Kirchenordnung  v.  J.  1531.:^  „UVtf- 
deruemme  moth  me  och  dem  freuele  veler  luede  wedderstaefit  di 
under  dem  schyne  der  Christlichen  fryheyt  (de  t/edermanne  nyck 
bekant  ys)  gantz  aller  ehren  und  redelick  vargeten", 
Tf?^?"  Auch  dagegen  wurde  die  göttliche  Einsetzimg  der  Ehe 

liebe  Ein.  scharf  betont,  um  eben  das  TOttliche  Gesetz,  die  Sitte,  in 

sctzangder    •  ^^  •  ii 

Ejje  hinge- einen  Gegensatz  zu  der  zügellosen  Sittenlosigkeit  zu  steUen. 
Ich  will  schon  hier  darauf  aufmerksam  machen,  dass  auch  bei 

Ordnungen,  allen  nachher  anzuführenden  Kirchenordnungen  die  Zurück- 
fiihrung  der  Ehe  auf  göttlichen  Ursprung  mit  dazu  dient,  ge- 
genüber den  vielfach  hervortretenden  Missständen  den  ab- 
helfenden Gesetzen  eine  gewisse  Sanction  und  den  Titel  einer 
göttlichen  Berechtigung  zu  geben. 

Retaiute.  Wenn  wir  uns  daher  jetzt  von  Neuem  die  Frage  vorle- 

gen:  was  dachte  Luther  von  der  [Ehe?  so  kann  nach  den 

1  beiRichterK.0.1,94. 

>  ebendas.  1,  148.  Vgl.  Ooslar.  Cons.  O.  v.  J.  1555.  ebendas.  % 
168.  CharsäohB.  K.O.  v.J.  1580.  ebendas.  3, 407.  Vgl.  Luther  Brief 
T.  J.  1586.  bei  de  Wette  Luthers  Briefe,  Sendschreiben  n.  BedenkenfBerlio 
1825.  ff.)  5»  S5 :  „Es  haben  mich  die  Bauren  und  rohen  Leute,  so  nichts  denn 
fleischliche  Freyheit  suchen  ...  so  müde  gemacht,  dass  ich  die  Ehesachen 
Ton  mir  geworfen  **. 


weUl.Ding. 
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obigen  Erörterungen  die  Antwort  nur  lauten:  Er  hielt  sie  für 
ein  weltlich  Ding;  und  ee  läset  sich  das  auch  aus  den  Fol- 
gerungen zeigen,  die  er  aus  dieser  Weltlichkeit  zog,  und  die 
in  den  oben  angeführten  Stellen  schon  enthalten  sind. 

So  begnügte  er  sich  nicht  damit  >  neben  der  kirchlichen 
Seite  der  Ehe  eine  weltliche  anzuerkennen,  wie  düs  ^chon  im 
Mittelalter  von  den  Scholastikern  geschehen  war^,  sondern  crpieEheein 
verlangte  vor  allen  Dingen,  dass  die  Eingehung  der  Ehe  den 
von  der  Obrigkeit  erlassenen  bürgerlichen  Bestimmungen  un- 
terliege, er  wollte  die  Ehegerichtsbarkeit  dem  Staate  über- 
lassen und  schliesslich  die  Ehegesetzgebung  von  der  Obrigkeit 
aasgeübt  wissen,  wie  er  denn  auch  die  Bestimmungen  des 
weltUchen  und  speciell  des  römischen  Rechts  in  Ehesachen 
fiir  geltend  anerkannte. 

^y Demnach   gefallen  mir",    sagt    er   in  der  Vorrede    zu 

Johannes  Brenz  Von  Ehesachen^,  9,hierin  die  weltliehen 

rechte  viel  beuer,  ah  die  richtiger  hindurch  gehen,  und  nicht  so 

viel  strick  und  Ursachen  geben,  zu  manchen  jrrigen  feilen  und 

Kommemis.      Und  wer  ein  Ehelich  gemalh  nimpt   odder  hat, 

nach  solchen  rechten,  dem  han  ein  Pfarherr  mit  fröhlichem  hertzen 

sagen  und  urteilen,  das  ers  mit  gutem  gewissen,  mit  Gott  und 

ehren  habe.    Denn  das  Euangelion  leret  uns  die  weltliche  rechte 

ehren  und  halten,  an  welchem  ort  wir  sind,  odder  wo  vnr  hin 

kamen,  wie  Paulus  Ho.  XIII.  klerlich  sagt,  die  Oberkeit  so  aUent*- 

halben  ist,  ist  von  Gott  geordent.    Und  ein  j glicher  sol  seiner 

Oberkeit  unterthan  sein". 

^  Vgl.  s. B.Thomas  ?on  Aquino  contra  gentes  üb.  4.  c.  78:  „Con- 
siderandum  est,  quod  quando  aliquid  ad  diversos  fines  ordinatur,  indiget 
habere  diyersa  dängentia^in  finem,  quia  finis  est  proportionatus  agenti: 
generatio  autem  hmnana  ad  multa  ordinatur,  scilicet  ad  perpetuitatem  ali- 
cujus  boni  positiyi,  putapopuliinaliquacivitate;  ordinatur  etiam  ad  perpe- 
tuitatem Eeclesiae,  quae  in  fidelium  coUectione  consistit:  unde  oportet, 
quod  hujustnodi  generatio  a  diversis  dirigatur.  In  quantum  igitur  ordinatur 
ad  bonum  naturae,  quod  est  perpetuitas  speciei,  dirigitur  in  finem  a  natura 
inclinante  in  hunc  finem:  et  sio  dicitur  esse  naturae  officium.  In  quantum 
vero  ordinatur  ad  bonum  politicum ,  subjacet  ordinationi  ciyilis  legis.  In 
quantum  igitur  ordinatur  ad  bonum  Eeclesiae,  oportet,  quod  subjaceat  regi- 
mini  Ecclesiaatieo  ^  etc.  Weitere  Beispiele  hat  gesammelt  L  au n  o y  reg.  in 
matr.  pot  (Pam.  1674.)  7.  ff. 

^  VgLBiief  Luthers  v.J.  1524.  bei  de  Wette  a.a.O.  2,  519:  „...Nu 
aber  nieht  Mose  sonder  Kaiserliche  Rechte  seind  in  der  Welt  angenommen 
und  im  Brauch,  will  sioha  nicht  gebühren,  dass  wir  hie  ein  Secten  und  Zwie- 
tracht anheben,  und  Moses  Gesetz  annehmen  und  Kaiserliche  Recht  fahren 

lassen sintemal  der  Glaub  und  Lieb  wohl  bleiben  kann  mit  und  unter 

Kaiserlichen  Rechten  ^^   Vgl  auch  S.  170.  Anmerkg.  2. 
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Freilich  brachte  bei  ihm^  wie  bei  der  Beformation  über- 
haupt, das  Zurückgehen  auf  die  Schrift  auch  die  Tendenz  zu 
Tage,  eine  gewisse  Geltung  des  mosaischen  Bechts  als  eines 
göttlichen  zu  behaupten,  und  es  kommt  auch  wohl  die  For- 
derung vor,  dass  das  menschliche  Gesetz  diesem  göttlichen 
entsprechen,  müsse  ^,  aber  andererseits  wird  auch  oft  erklärt, 
dass  „die  bürgerlichen  gesetz  im  Mose  uns  nicht  binden"^,  eo 
daßs  man  nach  den  Ansichten  der  Reformatoren  in  dem  gott- 
lichen Rechte  nur  die  Grundlage  für  jede  Gesetzgebung  zu 
erkennen  hat,  und  gewissermassen  das  natürliche  Recht,  ge- 
gen das  denn  freilich  auch  obrigkeitliche  Gebote  Niemand  ver- 
pflichten können^.  — 

Nähere  Er-  Dcmioch  aber  könnte  der  Ausdruck  „weltlich  Ding"  eine 
missverständliche  Erklärung  erfahren,  die  sich  auf  das  Ver- 

"^j'^f^^^' hältniss  zwischen  Kirche  und  Staat  im  Reformationszeitalter 

^'awL  "**  ^"^^  ^®  Ansichten  der  Reformatoren  darüber  stützen  könnte. 
I^Agegen  wollen  wir  uns  hier  schon  ausdrücklich  verwahren. 

Mittelalter.  Das  Mittelalter  hindurch  hatte  die  Kirche  fast  alle  geisti- 
gen Interessen  absorbirt,  und  dem  Staate  wurde  weder  die 

^  Vgl.  Melanchthon  de  conlug.  (Wittebergae  1551.)  p.  22:  „Evan- 
gelium non  abolet  politias,  sed  concionatur  de  iusticia  cordU,  Interea  in  tIu 
externa  sinit  no8  uti  legibus  politicis,  non  pugnantibus  cum  legibus  natu- 
ralibu8*^ 

s  Renov.  eccl.  Nordling.  y.  J.  1525.  bei  Richter  X.p.  1|  20. 
Mecklenb.  Cons.  O.  y.  J.  1570.  ebendas.  2,  329.  Hannov.  K.O.V.J. 
1536.  ebendas.  1,277.  Melanchthon  a.  a.  p.  22.  LutherBriefanSpa- 
latin  Y.  J.  1524.  bei  de  Wette  a.  a.  O.  2,  489.  Auch  den  VoTSchiiften  des 
neuen  Testaments  räumt  Luther  keine  Gesetzeskraft  ein;  ygl.  Brief  an 
den  Rath  SU  Dansigy.J.  1525.  bei  de  Wette  a.a.O.  2,657:  ,,Das  Ge- 
setz Mosis  ist  todt  und  ganz  abe,  ja  auch  allein  den  Juden  gegeben:  wir 
Heiden  sollen  gehorchen  den  Landrechten ,  da  wir  wohnen,  wieStPetxiu 
in  der  erstcjp  Epistel  am  5.  spricht,  aller  menschlichen  Ordnung.  Aber  da» 
Eyangelium  ist  ein  geistlich  Gesetz,  darnach  man  nicht  regieren  kann,  soli- 
dem muss  dasselbe  Jeglichem  yor  sich  selbst  stellen,  ob  er  alles  thun  oder 
lassen  werde.  Und  man  kann  und  soll  auch  Niemanden  dazu  zwingeot 
gleich  als  zum  Glauben;  denn  hier  nicht  das  Schwert  sondern  derGeiet 

Gottes  lehren  und  regieren  muss '*   Vgl.  darüber  auch  die  neueren  von 

Strampff  Gutachten  in  Aktenstücke  a.  d.  Verwalt  d.  evang.Ober- 
kirchenr.  III,  2,  501.  £  angeführten  Schriftsteller. 

8  Vgl.  oben  Anmerkg.  1.  Vgl.  Brief  Luthers  y.  J.  1524.  bei  de 
We  tte  a.  a.  0. 2, 519 :  „Wo  Kaiseriiche  Rechten  etwan  setzten,  dass  wider 
Gott  wäre  (darum  ich  nichts  weiss)  soll  man  sie  teylich  nicht  darnach 
halten''.  Melanchthon  de  coniug.  S.  12:  „Etsi  autem poUtIa  Moisi non 
pertinet  ad  nos ,  tarnen  regnla  uniyersaliter  tenenda  est ,  mandata  natoiaiiA 
ad  omnes  homines  et  ad  omnia  tempora  pertinere,  quia  sunt  normae  iasticiae 
in mente et yolunUte  diyina  immuUbiles",  ygl.  ebenda«.  S.  13.  Apoiog. 
Conf.Aug.  art.lV. 


I.  Die  proteBtantische  Auffassiuig  der  Ehe.  171 

Berechtigung  zagestanden»  noch  wohnte  ihm  auch  die  Fähig- 
keit bei,  sich  mit  etwas  Anderem,  als  dem  Materiellen  zu  be- 
fassen«    Die  Kirche  hatte  für  sich  den  göttlichen  Ursprung  in 
Anspmdi  genommen,  und  verglich  sich  und  ihr  Wirken  mit 
der  Sphäre  des  Geistes^;  der  Staat  an  und  für  sich  war  nicht 
heilig  —  liess  doch  Gregor  VII.  die  Fürsten  vom  Teufel 
herkommen^  —  nur  in  so  weit  er  sich  den  Forderungen  der 
Kirche  anbequemte  und  ihnen  Genüge  leistete,  wie  eben  der 
Körper  den  Befehlen  des  Greistes,  erhielt  er  auf  mittelbare 
Weise  die  göttliche  Weihe*.    Ja  dieser  untergeordnete  Stand-"* 
pnnkt  des  Staates,  der  ihn  zu  einer  Maschine  der  Kirche 
herabwürdigte^  wurde    ohne  Scheu  von  den  Fürsten  selbst 
für  den  richtigen  erklärt^  wenngleich  sich  auch  schon  in  den 
frühesten  Zeiten  des  Mittelalters  eine  consequente  Reaction 
der  Theorie  bemerkbar  machte^,  und  wenngleich  die  Verhält- 
nisse  >des   Lebens   nie   den   Vorschriften  der   Theorie    ent^ 
sprachen^.  Besonders  aber  im  fünfzehnten  Jahrhunderte  hatten 
theils  die  grossen  Missbräuche  des  Ejrchenwesens  den  Fürsten 
Veranlassung  gegeben,  thätig  und  reformirend  in  die  Verhält* 
mase  der  Kirche  einzugreifen,  theils  die  erstarkte  landesherr- 
liche Gewalt  die  Macht  dazu,  theils  endlich  der  so  häufig  her- 
vortretende Gegensatz  zwischen  Kaiser-  und  Papstthum  aucli 
woU  die  von  der  letzteren  Macht  ertheilte  Berechtigung^. 

Die  Fürsten  und  Städte  übten  einen  bedeutenden,  sich  jf^'gj^^., 
immer  vergrössemden  Einfluss  auf  die  Besetzung  der  geist*  ^^j^he'.^ 

^  Die  darauf  bezüglichen  Stellen  habe  ich  zusammengestellt  in  de  fin. 
reg.  iud.  22. 

•  Epist.  lib.'S.  ^.  21.  bei  Mansi  Conc.  tom.  21.  Vgl.  Friedberg 
a.  a.  O.  S. 

3  Vgl.  c.  23.  C.  XXIII.  qu.  5. 

*  Vgl.  c.  I.  de  mal.  et  obed.  Eztr.  com.  (1,  8.)  (Bonifacius  VIII.): 
,,Uterque  ergo  est  in  potestate  ecclesiae,  spiritualis  scilicet  gladius  et  mate- 
rialia.  Sed  is  quidem  pro  ecclesia,  ille  vero  ab  ecclesia  exercendus.  lile 
sacerdotis,  is  manu  regum  et  militum,  sed  ad  nutum  et  patientiam  sacer- 
dotis". 

^  Sogar  Friedrich  IL  nahm  keinen  Anstand,  die  kirchlichen  Schrift- 
steilem  geläufige  Vergleichung  des- Staates  und  der  Kirche  mit  Mond  und 
Sonne  anzunehmen'*;  bei  CancianiBarb.  legg.  antiq.  1, 305« 

«  Dieselbe  habe  ich  dargestellt  de  fin.  reg.  iud.  82—78.  S.  245.  £ 

7  Vgl.  Friedberg  a.  a.  O.  79.  ff. 

9  Vgl  z.  B.  Urk. Eugens  IV.  t.  J,  1446.  bei  Chmel  Reg.  Friedr. IV. 
(Wien  1838.)  no.  2018.  Urk.  Nicolai  V.  t.  J.  1447.  bei  Riedel  Cod.  dipl. 
Brandenb.  I,  2,  501.  Eugens  IV.  y.  J.  1444.  bei  Teschenmacher  Ann. 
CÜTiae  (Francof.  et  Lipsiae  1721.)  Cod.  prob.  82.  no.  79.  u.  s.  w. 
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lichea  Pfründen  S  sie  unterwarfen  die  landgeeeasenen  Geist- 
lichen ihrem  Schutze^,  ihrer  Aufsicht ^  ihren  Steuern^  und  meist 
auch  ihrer  Jurisdiction ,  sie  visitirten  und  reformirten  Klöster 
und  Stifter  ^  und  ihre  Sorge  und  ihre  Befugniss  in  kircb- 
lichen  Angelegenheiten  führte  nicht  allein  zu  der  bekannteüf 
den  hundert  Beschwerden  der  deutschen  Nation  angehängten 
Drohung,  dass  sie  selbst/ wenn  der  Papst  es  unterliesse,  den 
gerügten  liebeln  steuern  würd^i^  sondern  auch  zu  der  viel 
bezeichnenderen  Aeusserung»  wie  sie  sich  bei  sKch8ischeE^ 
österreichischen^  clevischen^  Fürsten  vorfindet:  Ich  bin 
Papst  in  meinem  Lande. 
«eforme.  Die  Refprmation  und  die  protestantische  Kirche  bewährte 

in  der  Theorie  über  das  Yerhältniss  zwischen  Staat  und  Krcbe 
wenig  schöpferische  Kraft  Sie  wollte  Staat  und  Kirche  aus- 
einander halten ^^:  das  hatten-  vorher  schon  Dante»  Oceam 
und  viele  Andere  gethan^^;  sie  stellte  später  die  Lehre  von  den 
drei  Ständen  auf  ^^  die  sich  doch  schon  bei  Huas^^  gefunden 

1  Vgl.  z.  B.  y.  Mühler  Gesch.  d.  ev.  Kirchenverf.  i.  d-  Mark Brandenb. 
(Weimar  1846.) 21.  Friedberg  a.  a.  0. 169.  ff. 

>  Vgl.  Kirchner  Gesch.  d.  Stadt Frankf.  a/M.  (Frankf.  1807.)  1,^25. 
Schreiber  Urkb.  d.  St  Freiburg  1, 5il.  Stettier  Staats-  u.  Rechtsgesch. 
d.  Gant.  Bern  (Bern  1845.)  92.  u.  s.  w. 

•  Vgl.  Sattler  Gesch.  d.  Heraogth.  Würtemb.  (ülml768.)4,Bcyl.  57;5, 
Beyl.  123.  f.  Lochner  Beform.  Gesch.  v.  Nürnberg  (Nürnberg  184d.)4. 
Jäger  Ulms  Verf.  (Stuttgart  u.  Heilbronn  1831.)  505.  ff. 

^  Vgl.  Riedel  a.  a.  O.  I,  8,  11.  Westenrieder  Glossar,  gemlat 
(Monach.  1816.)  XIII.   Friedberg  a.  a.  O.  S.  144.  ff. 

fi  Der  Landesherr  Erbkastenvogt  Schutz-  u.  Schirmherr  d. 
Gotteshaus.  Schwarzach  a.  Rhein  (Carlsruhe  1775.)  1, 113.  Reinhard 
Med.  de  iur.  princ.  Germ,  cumprim.  Saxon.  circ.  sacra  (Hallae  1717.)  129.  ff- 

6  bei  Schilter  a.  a.  O.  S.  927. 

7  Herzog  Georg  bei  Stryk  de  iure  pap.  princ.  evang.  c.  1.  §.  10. 

8  Herz.  Rudolph  IV.  bei  Kurz  Oesterr.  unt.  Herz.  Rud.  IV.  (Iva 
1821.)  113.  —  Auch  Graf  Ulrich  v.  Schaumburg,  ebendas.  317. 

9  Jacobson  Gesch.  d.  Quelt.  d.  evang.  K.R.  d.  IVov.  Rheinl.  u.  West- 
phal.  (Königsberg  1844.)  12. 

10  Vgl.  Luther  Brief  v.  J.  1526.  bei  de  "Wette  a.  a.  O.  6,  8:  „Nach- 
dem unser  ETangelinm  und  Lehre  aufs  hoheste  dahin  dringet,  dass  man  die 
zwey  Regiment,  weltlich  und  geistlich,  wohl  unterscheide,  und  nicht  unter 
einander  menge  **.  Mehreres  über  diesen  Standpunkt  bei  S  c  h  e  nke  l  üb.  d. 
ursprüngl.  Verh.  d.  Kirche  z.  Staate  a.  d.  Greb.  d.  ev,  Protest  in  Theo  1. 
Stud.  u.  Kritik.  1850.  S.  216.  ff. 

1^  Die  Ansichten  dieser  Schriftsteller  sind  entwickelt  bei  Förster 
Staatslehre  d.  M.A.  in  d.  Allg.  Monats  sehr.  f.  Wissensch.  n.  Litterat 
Kiel  1853.  S.  823.  ff.  922.  ff.  S  c  h  r  e  i  b  e  r  d.  polit .  u.  relig.  Doctr.  u.  Ludw.  d. 
Baiem  (Landshut  1858.).  Frie dberg  a.  a.  O.  S.  32.  ff. 

"  Vgl.  Richter  KJl.§.  97. 

^  Vgl.HussHist.etMonum.l,31;2,40.  SieheattchRichterKJl.§-^« 
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hatte;  sie  lief  die  Obrigkeit  zur  Reformation  der  verderbten 
Kirche  an^:  was  den  Wirren  dea  Schisma  gegenüber  schon 
fortwahrend  geschehen  war^ 

Kcht  eimnal  Consequenz  Ist  den  Ansichten  der  Eefor- 
matoren  hier  zuzusprechen.  Nur  in  der  Negation  der  früheren 
Kirdienfaerrschaf);  sind  sie  einig  und  sich  selbst  treu',  während 
sie  sonst  auf  der  einen  Seite  das  Recht  der  Fürsten  in  kirch- 
lichen Sachen  läugneten  und  nach  Kräften  zu  bekämpfen 
strebten^  und  andrerseits  als  die  Macht  der  Thatsachen  über 
diese  ihre  Theorie  hinweggegangen  war,  ihre  Lehre  den  facti- 
schen  Verhältnissen  ohne  Weiteres  anbequemten  ^ 

Die  Fürsten,  die  schon  vor  der  Reformation,  die  obgleich 
dem  katholischen  Glauben  zugethan,  auch  während  derselben^ 
beständig  den  kirchlichen  Angelegenheiten' die  grösste  Sorg- 
falt zuwandten  und  eine  Art  Kirchenregiment  ausübten,  mit 
dem  sie  das  Heil  ihrer  Seele  verknüpft  glaubten^,  von  deren 
Willen  endlich  allein  das  Grelingen  der  ganzen  grossen  Kirchen- 
Umwälzung  zu  hoffen  war,  liessen  sich  nicht  so  leichthin  als 
blosses  Weltregiment  hinstellen,  welches  Gott  nicht  in  sein 
Rdch  greifen  dürfe. 

So  entstand  denn  der  Begriff  des  christlichen  Staates  und^i«  ctari»ti. 
der  christh'chen  Obrigkeit,  von  dem  sich  jedoch  auch  schon 
irülier  Spuren  finden^  die  Theorie,  dass  .die  Fürsten  Träger 

1  Z.  B.  Luther  in  der  Schrift:  An  Kaiserliche  Majestftt  und  den 
chmtlichen  Adel  deutscher  Nation. 

'  Z.  B.  Ton  Seiten  der  Pariger,  Ozforder,  Prager  und  Bömi- 
sehen  UniTertitAt  bei  Goldast  Monarch.  1,  281.  Ton  Qerson  de 
anferibiUt.  pap.  in  opp.  2,  218.  Theoder.  v.  Niem  de  pot.  ponüf.  Hb.  8. 
c.  9.  bei  Goldast  a.  a.  O.  2,  1878.  Gregor,  y.  Heymburg  de  injusU 
usnrp.  pars  2.  bei  Goldast  a.  a.  0. 1,561. 

*  Daae  die  bekannte  Stelle  der  Conf.  August  Art.  28.  bei  Müller 
a.  a.  O.  S.  62.  sich  nur  hierauf  besiehe,  hat  überseugend  dargethan  Richter 
Gesch.  d.  evang.  K.Verf.  75.  f. 

«  Luther  Brief  t.  J.  1548.  bei  de  Wette  a.  a.  O.  5,  596:  „Satan 
pergit  Satan  esse.  Sub  Papa  miscuit  ecclesiam  poiitiae,  sub  nostro  tempore 
Tolt  miscere  politiam  ecclesiae.  Sed  nos  resistemus  Deo  fayente  et  stude- 
bimus  pro  nostra  yirili  yocationes  distinctas  seryare  '^ 

ft  Das  ist  auf  das  Gründlichste  dargestellt  bei  Richter  Gesch.  d.  ey. 

*  Ich  erinnere  nur  an  Herzog  Georg  y.  Sachsen. 

'  VgL  Aussohreib.  d.  Her«,  v.  Liegnit«  y.  J.  1527.  bei  Richter 
K.0. 1,  78.  Vorrede  «.  Würtemb.  summar.  Begriff  v.  J.  1559.  das* 
2, 198. 

8  VgL  r.  B.  Huss  in  Hist.  et  Mon.  2,  735.  f.  '  Joh.  Tauler  bei 


174  III.  Buch.  Das  Recht  der  eTangeliochenELirche. 

eines  göttlichen  Amtes  S  Werkzeuge  eines  göttlichen  Willens, 
dass  sie,  den  alttestamentarischen  Königen  gleich,  Wächter 
der  göttlichen  Gesetze,  ^^custodea  utriusque  tabulae"  seien^; 
und  diese  Lehre  griff  um  so  schneller  Platz,  als  sie  den  Nei* 
gungen  der  Machthaber  entsprach,  und  den  wirklichen  Ver- 
hältnissen angemessen,  ja  recht  eigentlich  ein  Ausfluss  der- 
selben war. 

Einem  solchen  christlichen  Staate,  einer  solchen  christ- 
lichen Obrigkeit  konnte  und  musste  das  Regiment  auch  in  den 
Materien  zugesprochen  werden,  bei  welchen  ein  ethisches  Ele- 
ment den  Staat  früher  ausgeschlossen  hatte.  Die,  welche 
„Väter  der  Unterthanen  der  Seelen  halber"^  zu  sein  beanspruch- 
ten, welche  ihren  „Ernst  gegen  dem  heiligen  Evangelio"*  immer 
zu  zeigen  bereit  waren,  und  ihre  Pflichten  gegen  die  Kirche 
über  die  gegen  den  Staat  stellten^,  konnten  auch  in  Ehesachen 
richten  und  ordnen,  ohne  dass  der  Ehe  selbst  an  ihrer  Würde 
irgend  etwas  vergeben  worden  wäre.  — 
Wie  steht  d.  So  könnte  es  denn  scheinen,  als  ob  Luthers  Aussprüche 
AenMeron-von  der  Wcltlichkeit  der  Ehe  auch  nur  eben  eine  Folge  der  in 
Ehe?  der  Beformationszeit  herrschenden  Verhältnisse  wäre,  dass 
seine  Ansicht  nur  in  Theokratieen,  wie  sie  damals  bestanden, 
Geltung  haben  könnte,  dass  endlich,  bei  einer  Gebietsauseinan- 
dersetzung zwischen  Staat  und  Kirche,  der  letzteren  wieder 
die  Ehe  als  alleinige  Domäne  zufallen  müsse.  — 

Dem  ist  aber  nicht  sol  Gerade  jene  Theokratie,  gerade 
jenes  Zusammenfliessen  von  Staat  und  Kirche  hätten  Luther 
gestattet,  die  Ehe  sogar  für  ein  Sacrament  auszugeben,  ohne 
doch  an  den  factischen  Verhältnissen  irgend  etwas  zu  ändern. 
Er  hätte  um  so  mehr  die  Theorie  von  der  kirchlichen  Heilig- 
keit der  Ehe,  falls  er  ihr  angehangen  hätte,  festhalten  können, 
.  als  er  nicht  die  Besorgniss  hegen  durfte,  dadurch  den  Un- 
willen der  Fürsten  zu  erregen  und  ihre  Befugnisse  zu  schmä- 

Schm  idt  Joh.  Tauler  S.  58 :  „  Oberkeit  ist  ein  Stand  von  Gott,  dem  man  in 
weltlichen  Sachen  solle  gehorsamen ,  aach  die  Geistlichen,  es  sey  wer  et 
woUe«. 

1  Vgl.  Schenkel  a.  a.  O.^IO. 

s  Melanchthon  inCorp.Reformat  8,224.  Vgl.  Richter  Gesch. 
d .  ev.  K.Verf.  77.  Hundeshagen  Entwickl.  d.  Verf.  s w.  Staat u.  Kirche  in 
D  ove  Ztschr.  f.  K.R.  1, 486.  f. 

8  EsslingerK.G.  v.J.  1584.  beiRichterK.0. 1,247. 

^  ebendas.  S.  248. 

8  Vgl.  das  angef.  Ausschreiben  d.  Herz.  t.  Liegniti  bei  Richter 
K.0. 1,  78.  t 
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lern.      Ein  Herzog  von  Liegnitz,   der  über  das  heilige 
Abendmahl  Beatimmuugen  traf  S  würde  fifieh  auch  nicht  Tor 
Anordnungen  über  die  ,,  heilige  ^^  Ehe,  über  das  Sacrament  der 
Ehe  gescheut  haben.    Wenn  Luther  daher  doch  die  Ehe  für 
ein  vrdtUch  Ding  erklärte,  so  war  das  in  der  That  seine  für 
alle  Zeiten  geltende  Meinung»  deren  Consequenzen  freUich  erst 
nach  Tollendeter  Trennung  zwischen  Staat  und  Kirche  ge- 
zogen werden  können. 

Aber  noch  vor  einem  anderen  Missverständnisse  ist  zu^<'"i>«ints 

die  Khe  bt 

warnen,  zu  welchem  unser  Besultat,  dass  Luther  die  Ehe  für  ®*°  ^®'*^' 
weltlich  erachtete,  fuhren  könnte,  und  welches  seinen  Ursprung 
in  dner  falschen  Deutung  des  Wortes  ,,w*eltlich^^  haben  würde. 

Das  Mittelalter  hindurch  war  der  Gegensatz  zwischen  ^^i|i![^^ 
Staat  und  Kirche  eigentlich  nicht  in  dieser  Form  anerkannt  ^/^^JJ* 
worden.  Nur  Welt  und  Kirche  wurden  einander  gegenüber- 
gestellt, die  unheilige  Welt  der  heiligen  Kirche,  und  der  Staat, 
indem  er  unter  den  ersteren  Begriff  fiel,  nahm  an  dessen  Un- 
hdligkeit  Theil.  Die  Reformation  formulirte  den  Gegensatz 
anders.  Sie  schälte  den  Staat  aus  der  Hülle  der  Weltlichkeit 
heraus,  sie  sprach  ihm  ethische  Tendenzen  zu  und  machte  ilm 
zum  Träger  der  Sittlichkeit.  Früher  war  der  Staat  unheilig 
gewesen,  weil  er  der  Welt  angehörte,  jetzt  wurde  das  Weltliche 
fiitth'ch,  weil  es  in  den  Bereich  des  Staates  fiel,  weü  dieser 
selbst  sittlich  war.  Kirchlich,  so  weit  es,  wie  im  Mittelalter, 
nur  ein  Vertreten  ethischer  Principien  bedeutet,  und  weltlich, 
wie  es  sich  bei  Luther'  und  der  Reformation  findet,  sind 
keine  absoluten  Gegensätze  mehr;  das  erstere  ist  integrirender 
Bestandtheil  des  letzteren. 


Was  nun,  um  Luther  zu  verlassen  und  die  Fortentwick-  j^J^JJ^^f;,. 
lung  des  Ehebegriffes  zu  zeigen,  die  Bekenntnissschriften  •c>^fton 
anlangjt,  so  geben  sie  uns  nichts  Neues  an  die  Hand. 

Die  Sacramentalität  der  Ehe  verwerfen  sie  alle  ohne  Aus-  ^^JTjJ^IJ*//' 
nähme,  indem  sie  nur  zwei  Sacramente,  Taufe  und  Abend- 
mahl, anerkennen^.    Die  göttliche  Einsetzung  der  Ehe  aber, 

^  Liegnitt*8che  Verordn.  d.  Sacramente  betreffend  y.J.  1534. 
bei  Richter  K.0. 1, 239.  ff. 

*  Dennoch  kommen  aach  bei  Luther  Aeusterungen  über  Staat  und 
Kirche  vor,  die  sich  von  jenem  Ausspruche  Gregors  VII.  venig  unter« 
scheiden.  Vgl.  Schenkel  a.  a.  0. 216.  ff. 

3  Vgl.Apolog.Conf.art.  13. beiMüller  a.a.O.S.204.  II.SchweiE. 
<31auben8bek.  Ali.  19.  bei  Böckel  d.  Bekenntn.Schr.d.  evang,  reform. 
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und  deren  nothwendige  Regelung  nach  göttlichen  und  natür- 
lichen Vorschriften  betonen  sie  in  derselben  Weise  i¥ie  Luther, 
verbinden  es  ebenso  mit  Lob  und  Preis  der  Ehe,  aber  auch 
immer  im  Gegensatze  zum  Cölibat  oder  den  auftauchenden 
Uebelständen. 

So  heisst  es,  wenn  wir  die  einzelnen  Stellen  betrachten, 
im  23.  Artikel  der  Augsburgischen  Confession^:  „Gott 
hat  den  Ehestand  menschlicher  Gebrechlichkeit  zu  helfen  und  Un- 
zucht zu  Unehren  eingesetzt"  —  aber  diese  Aeusserung  steht  in 
dem  Artikel  de  coniugio  saeerdotum  und  als  Motiv  für  die  Ehen 
der  Geistlichen;  und  dasselbe  gilt  von  den  Worten  der  Apo« 
logie^  dass  y^des  Manns  und  Weibs  Beieinandersein  und  Zur 
sammenffehören  ist  natürlich  Recht ....  Ists  nun  naiürUeh  Rick, 
so  ist  es  Gottes  Ordnung,  also  in  der  Natur  gepflanzt ,  undiii 
also  auch  göttlich  Recht", 

„Für  das  erste  müssen  je  die  Widersacher  bekennen  und  lön- 
nens  nicht  läugnen,  dass  der  Ehestand  an  Christgläubigen  ein 
reiner  heiliger  Stand  sei;  denn  er  ist  je  geheiliget  durch  das  Wort 
Gottes.  Denn  von  Gott  ist  er  eingesetzt,  durch  Gottes  Wort  üt 
er  bestätigt,  wie  da  die  Schrift  reichlich  zeuget  »  ...  so  ist  es  ein 
rein,  heilig,  edel,  löblich  Gottesv>erk"\ 

Ebenso  nennt  der  grosse  Catechismus  den  Ehestand 
den  „gemeinsten,  edelsten  Stand'* ^,  aber  theils  auch  im  Gegen- 
satze zu  dem  „päbstischen  Haufen  der  Pfaffen,  Mönche,  Nomen, 
die  wider  Gottes  Ordnung  und  Gebot  streben  und  den  Ehegtand 
verachten  und  verbieten'*^,  theils  „wider  das  schändlich  gemeng 
und  die  Grundsuppe  edler  Untugend  und  Büberei"^,  die  überall 
zu  finden  waren. 

Kirche  (Leipzig  1847.)  S28.  Thor ner  Erklär.  Ahachn.  y.  d.  Ehe.  eben- 
da8.S82. 

^  hei  Müller  a.a.  O.  50. 

S  ebendaa.  208. 

>  ebendaa.  241.  —  Dennoch  ist  zu  bemerken,  dass  an  der  Stelle  der 
Apologie,  wo  die  Sacramentalitftt  der  Ehe  geläugnet  wird,  AusdrAcke  vor- 
kommen, die  ftUr  die  spätere  Entwicklung  sehr  wichtig  wurden.  Art  Xip* 
de  numero  sacram. :  „  Aber  der  eheliche  Stand  ist  nicht  erst  eingesetit  im 
neuen  Testament,  sondern  bald  als  das  menschliche  Geschlecht  erst  ge- 
schaffen ist.  Und  er  ist  auch  dorch  Gott  befohlen  und  geboten.  Er  hat 
auch  göttliche  Zusagung,  welche  wohl  nicht  eigentlich  zum  neuen  Teits- 
ment  gehören,  sondern  mehr  das  leiblich  Leben  angehen.  Darom  bo  es 
jemand  will  ein  Sacrament  nennen,  fechten  wir  nicht  hoch  an",  bei  Muller 
a.  a.  0. 8.  204. 

^  LPars.  Decalog.  VI.  praec.  ebendas.  S.  424. 

^  ebendas.  S.  425. 

<  ebendas.  S.  422. 
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Das  IL  Schweizerische,  von  Ballinccer  verfa88tci>}orefonD. 
Glaabensbekenntniss  erkennt  die  Ehe  als  „fföttUche,  heil- 
same Anordnung '^^  an,  als  eine  y^ Arznei  wider  die  Unenthalt- 
mmkdi^  als  eint  von  Gott  dem  Herrn  selbst  gemachte  Einrichtung, 
tlU  er  auA  reichlieh  gesegnet  hat'*^  aber  auch  die  Schweizer 
Keformation  hatte  den  Kampf  auf  dem  Gebiete  des  Ehe- 
recbts  mit  Verwerfung  des  Cölibats  begonnen',  und  war  von 
denselben  Anschauungen  durchdrungen ,  wie  die  lutherische 
deatsdie  Opposition. 

So  ist  denn  auch  die  Behauptung  der  Thorner  Erklä- 
rung, „dass  die  Ehe  eine  heilige  und  göttliche  Anordnung"  sei, 
verbunden  mit  der  Negation,  dass  sie  f^wahrhaft  und  eigentlich 
ein  Sacrasnent  des  Neuen  Testamentes  sei  und  bei  Strafe  des 
Bannes  dafür  müsse  gehalten  werden",  und  „dass  die  Ehe  der 
Geistlichen  von  Christo  oder  von  der  ersten  Kirche  verboten  sei"^. 


Auch    die    evanofelischen   Kirchenordnun^ren    des  i>J«Kir- 
sechszehnten  Jahrhunderts  läugnen   die  Sacramentalität   der   nonren- 
Ehe,  ohne  ihr  jedoch  auch  damit  den  kirchlichen  Character 
abzosprechen;  ja  es  kommt  für  die  Eheeinsegnung  noch  in  der 
Caaseler  K.O.  v.  J.  1539.  die  Bezeichnung  ,,sacramentalicfie 
Ceremonie^^  vor,   und  Melanchthon  stellt  in  der  Witten- 
berger  Beformation   v.  J.  1545.,    die.  zwar,  selbst  keine 
Kirclienordnung,  aber  doch  Quelle  der  Mecklenburgischen 
v.  J.  1552.  ist,  die  Ehe  unter  die  Sacramente,  freilich  nur  dem 
nlten  Brauche  folgend  und  mit  specieller  Verwahrung  gegen 
iks  katholische  Dogma^. 

Als  göttliche  Institution  wird  die  Ehe  in  vielen  Kirchen- 
ordnungen  gepriesen,  sie  wird  ein  Bild  der  Vereinigung  Christi 

i  beiBöckel  a.  a.  O.  S.  828. 

2  ebenda8.S.  845. 

s  Vgl.  schon  die  67.  Art  y.  Zwingli  Art.  29.30.  bei Bdckel  a.  a.  O. 
S.  7.  BernerStreitsätzeNo.  9. 10.  ebendas.  S.  89. 

*  eb«ndas.  8.SS2. 

^  bei  Richter  K.O.  1,  804:  „Die  ander  Sacramentalicb  Cerimonien 
(die  Erst  ist  das  bendt  anfflegen,  damit  man  die  Kinder  su  der  cbristlichen 
gemein  bestetiget)  ist  das  Insegen  der  Ehe". 

^  bei  Richter  K.O.  2^  87:  „Hoc  loco  et  de  coniugio  dicemus,  quia 
uätatum  est»  fieri  mentionem  eins  inter  sacramenta.  Nee  dissensio  est  ulla^ 
q[iiid  Sit  coniugiani,  sicat  et  manifestum  est,  de  bis  tribus  yitae  gradibns,  de 
cooiogiis,  de  digitale  ordinis  ecclesiastici,  et  de  dignitate  politicae  gnber- 
natioois  in  eoclesüs  nostris  singulari  Dei  beneficio  doctrinam  praeclare 
illustrstam  et  repurgatam  esse ,  qaae  antea  in  traditionibus  pontificum  et 
deliramentis  moDachomm  valde  obscurata  et  contaminata  fuerunt*'. 

Friedberg,  Ehetchlieuung,  ]^2 
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mit  seiner  Gemeinde  genannt^,  eine  „Zusammenfügunff  Mannes 
und  Weibes'^  nach  göttlichem  Gebote,  nach  Gottes  ,9 wort  und 
befehl ....  das  sie  bis  an  jr  ende  für  und  für^  in  aller  GoW- 
seUgkeit,  zucht  und  gerechtigkeit  bei  einander  wohnen  ^  und  jr 
leben  in  der  aller  höchsten  gemeinschafft  aller  ding  in  lieb  und 
leid  beschUessen  sollen  ^  kinder  zu  zeugen,  und  die  selbigen  Gott, 
seiner  Kirchen  und  Gemeinen  nutz  recht  auff  zu  ziehen  ^  unsrucht 
zu  vermeiden  f  und  das  jre  eins  sich  dem  andern  als  ein  gehü/ff' 
jme  von  Gott  gegeben,  nicht  allein  zu  diesem,  sondern  auch  zum 
ewigen  leben  zeige  und  beweise**^. 

Dennoch  wird  es  auch  hier  nöthig  sein,  auf  den  Zusam- 
menhang und  die  Gegensätze  dieser  Stellen  aufmerksam  zu 
machen,  um  ihren  wahren  Character  erkennen  zu  könnoi. 

DfoMoiivo         So  heisst  es  in  der  Schwäbisch  Haller  K.O.   ▼.  J. 

•timmun'  1543^:  „DcT  EhcUch  standt  ist  GotOs  Ordnung  und  stifftung, 
**'**     das  daraus  die  Kirch  von  Kinder  zu  Kinds  Kinder  biss  an  Jünq- 

Ar 

sten  Tag  erzogen  werde.  So  hat  auch  Gott  das  geheimniss  unsers 
lieben  Herrn  Jesu  Christi  und  seiner  Kirchen  durch  den  EeUehen 
standt  abmalen  wollen".  —  Aber  diese  Aeusserung  bildet  nur 
die  Einleitung  und  gewissermassen  die  Rechtfertigung  der  fol- 
genden Bestimmung,  die  gegen  die  heimlichen  Verlöbnisse^ 
eifert  und  als  Orund  des  Verbotes  hinstellt,  dass  „was  ehrlick 
und  Göttlich  ist  das  Hecht  nicht  schewet". 

i  K.O.  V.  Schwab.  Hall  t.  J.  1543.  bei  Richter  K.0. 2, 16. 

s  HesBischeK.O.y.J.  1566.  bei  Richter  K.O.  2,297. 

s  beiRichterK.0.2, 16. 

^  Ebenso  beziehen  sich  auf  Eingehung  der  Ehe  die  Steilen  folgender 
Kirchenordnungen : 

BaselerK.O.  y.  J.  1529.  bei  Richter  K.0. 1, 125:  „die  wil  Gott  unser 
hymmelischer  vatter  denEelichen  standt  aelbs  uffgesetzt,  gebenedeyt  und 
vurdencklich  zehalten  gebotten  hat'^ 

Strassburger  K.O.  y.  J.  1534.  bei  Richter  K.0.  1^  2SS:  „Dan  so 
diser  stand  so  heylig  und  so  vii  allem  menschlichen  geschlecht  daran,  das  er 
wol  und  Christlich  angefangen  und  gehalten  werde,  gelegen,  und  der  Kirch- 
gang und  das  einsegnen  je  darumb  angesehen  ist,  das  man  sollichen  stand  in 
und  mit  Gott  anzutretten  und  darin  zu  leben  geleret  werde  und  danni  genad 
und  segen  yon  Got  erlange  ". 

K.O.  f.  Calenberg  u.  Göttingen  y.  J.  1542.  bei  Richter  K.O.  3, 
365:  „Nach  dem  Gott  der  Herr  den  Ehestand  selbs  eingesetzt  unnd  rol- 
gends,  durch  Christum  seinen  Sohn,  auch  durch  die  Apostolischen  Schriften 
zwischen  einem  mann  und  einer  Frawen  so  herlich  bestetigt  hat*^ 

Braun8chweig*Lüneb.K.0.  y.  J.  1564.  bei  Richter  K.O.  «,287. 
nennt  die  Ehe  eine  sonderliche  göttliche  Ordnung  „dadurch  das  Mensch- 
liche Geschlecht  eihalten  und  dem  Allmechtigen  eine  Kirche  auff  dieser  Welt 
gesamlet  wird^^ 

K.O.  f.  Schwab.  Hall  y.  J.  1543.  ebendas.  2, 16.  siehe  unten. 
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Die  Bergedorfer  K.O.  v.  J.  1544.  sagt^:  „Nademe  de 
Ehitand  v€tn  Gade  dem  AUmecfitiffen  to  einen  Eren  Lof  und 
Pryee  tko  Erholdinge  minechUkee  Geschleehte  und  aller  notkwen^ 
iligen  Denete  in  deeeen  Levend  verordnet  und  angeeteüet  ie,  will 
Mk  ocle  behören,  dat  ein  jederman  eick  in  dem  Ehetande  ahe  in 
einer  f^ttUken  Ordeninge  gottfürchtigk  echieke  und  holde'*.  — 
Aber  es  bildet  das  die  „Vermaninge*%  die  den  neuen  Gatten 
mit  in  die  Ehe  gegeben  wurde;  es  ist  die  Göttlichkeit  der  Ehe 
zu  Nichts  weiter  betont,  als  um  den  Eheleuten  die  folgenden 
Oebote  als  göttliche  einzuschärfen,  eine  Tendenz ,  die  auch 
aus  den  Schlussworten  der  angeführten  Stelle  hervorgeht^. 

In  derselben  Verbindung  mit  der  inneren  Ordnung  der 

Ehe  steht  die  Bestimmung  der  Brandenburgischen  Visi- 

tations-  und  Consistorial-Ordnung  v.  J.  1573.^  und  um 

schliesslich  noch  die  Worte  der  Würtembergischen  K.O. 

T.  J.  1&56.^  anzuführen:  „Es  ist  wol  und  christlich  bedacht,  das 

<Ue  neüwen  Eeleut  in  der  Kirchen  vor  der  gemein  verkündiget 

und  eingesegnet  werden  .  •  •  .  jedoch  weil  nach  der  ersten  ausS' 

breitung  des  heiligen  Evangeliums  Christi  nach  der  Apostelzeit 

sich  vil  funden  haben,  so  den  eelichen  stand  für  ein  unheiUgen 

stand  mit  dein  die  Kirch  Christi  nicht  zu  thun  haben  solt  ge- 

haben,  .  . . ,  so  ist  es  zur  besserung  der  Kirchen  fast  nützlich 

«...  damit  menigklich  darauss  ermanet  werde,  das  der  Eestandt 

-an  jm  selbe  ein  ehrlicher  und  gottgefälliger  stand  sei,  das  auch 

die  Eeleut,  so  jnen  was  unglü<;ks  begegnet  dadurch  zur  geduldt 

und  anrufung  Gottes  bewegt  werden  mögen",  —  so  ist  ersicht- 

1  beiRichterK.0.2,77. 

*  Ebenso  in  der  Cöln.  Reform,  y.  J.  154S.beiRichterK.0.2.47.f., 
'vo  gesagt  wird:  „das  die  heilig  Ehe  ja  ein  besonder  bescheret  sach  ist  von 
<3ott". 

'  bei  Riohter K.0. 2, 875 :  „Nach  d^m  alle  rennischungen  ausserhalb 
des  Ehestandts  Sünde  sein,  und  derEhestandt  yon  Qott  dem  Vater  einge- 
«atit.  Auch  durch  seins  lieben  Sohns  Jesu  Christi, gegenwart  und  herr- 
liche mirakel  gelieret  worden,  und  also  der  christlichste  und  fumemste  unter 
■allen  stenden  ist,  wil  cum  höchsten  yomöten  sein,  das  ein  jeder,  mitanntf- 
fang  des  Allmechtigen  denselben  nach  Göttlichen  und  beschriebenen  Rech- 
ten anfahe,  und  sich  also  darein  verhalte  und  schikke,  das  er  möge  zu  Gottes 
Ehien  und  seiner  Seelen  Heil  gereichen  '*. 

^  bei  Richter  K.O.  2,  ISS.  Vgl.  auch  noch  die  Reformatio  eccl. 
Hassiae  v.J.  1526.  bei  Richter  K.0. 1,  61.,  deren  Aeusserungen  über  die 
£he  (de  sacro  coniugio)  „quod  in  domino  Jesu  Christo  et  Ecclesia  sua  prae- 
^larittnms  et  sublim ia  admodum  mysteria  habet",  eben  so  gut  in  einem 
katholischen  Synodalschluss  stehen  könnten,  wfthrend  sie  doch  nur  dem 
^'eibot  der  unzüchtigen  Hochzeitsgebrfiuche  mehr  Nachdruck  sn  yerleihen 
^«zwecken. 

12» 
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lieh,  dass  sie  im  Gegensatz  zum  Cölibat  der  Geistlichen  stehen« 
und  zu  jener  Doctrin,  welche  au«  der  Verherrlichung  der  Vir- 
ginität  zur  Verachtung  des  Ehestandes  gefuhrt  hatte. 

zu%veiien  Dennoch  darf  nicht  verschwiegen  werden,  dass  auch  schon 

keim  «icht^  in  den  Kirchenordnungen  sich  Aeusserungen  über  die  £he 
tivcvor.  vorfinden,  die  durch  keinerlei  äussere  Motive  zu  erklären,  Bon- 
dem  als  Anfange  einer  Richtung  zu  betrachten  sind,  die  Kirch- 
liches und  Sittliches  zu  identificiren  und  der  Ehe  mehr  nnd 
mehr  einen  specifisch  kirchlichen  Character  aufzudrücken 
suchte,  wenngleich  daraus  noch  keineswegs  dem  Staate  feind- 
liche Folgerungen  gezogen  wurden. 

So  heisst  es  beispielsweise  in  der  Oesterreichischen 
K.O.  V.  J.  1571.*:  ^yUnd  ist  gewiss ^  nach  der  Erlösung^  de< 
menschlichen  Geschlechts,  und  was  demselben  anhängig,  hat  sif-h 
Gott  Vater,  Sohn,  heiliger  Geist  in  keinem  Stand  und  Ort  seiner 
Verordnung  herrlicher  geoffenharet  als  im  Ehestande:  der  VaUr 
gieht  zusammen  und  ist  Pfarrherr;  der  Sohn  bestätigt,  begalt 
und  ehrt  ihn  mit  seiner  Gegenwart  und  ist  ein  Hochzeittnann: 
und  der  heilige  Geist  giebt  Liebe,  salbet,'* lehret,  leitet  und  tröstet: 
und  die  lieben  heiligen  Engel  sind  die  Rathgeber  und  Fuhrer^^ 

Mehrere  Andererseits  aber  erklären  mehrere  Kirchenordnungen 

oninangen  die  Ehcsachcn  für  weltliche,  bürgerliche  Sachen,  freilich  allein 

erklären  '  o  ' 

Ehenmr  mit  Kücksicht  auf  die  Ehejurisdiction.     So  die  Bremische 

weltliche  t-«k-»ji  ▼«»•  i  i  *^i  «jiq 

Anfr«ieffen- V.  J.  1534.,  ucrcn  Bestimmungen  schon  oben  angeführt  emd-,. 
imd  die  Jenaische  Consistorialordnung  v.  J.  1569.,  wo 
es  heisst^:  „Und  wiewol  die  Ehesachen,  an  jnen  selbst  Bürger- 
liche Sachen  seindt,  dafür  auch  bey  den  alten  chrisüichin  Keisern 
gehalten  worden  ..."     - 

chnmetcr  Eiucm  Irrthumc  aber  will  ich  an  dieser  Stelle  noch  ent- 

d .  K  Irchen» 

oninangen.  gegentreten,  der,  vielfach  verbreitet,  mit  dazu  gedient  hat,  die 
Einsicht  in  die  Stellung  des  Staates  zur  Ehe  zu  verwirren. 
Man  hat  nämlich  aus  der  Natur  der  Kirchenordnungen  als 
kirchlicher  Gesetze  folgern  wollen,  dass  schon  in  den  ersten 
Zeiten  der  Reformation  der  Staat  ein  gesetzgeberisches  Secht 
in  Ehesachen  nicht  besessen,  sondern  dasselbe  der  Kirche 
überlassen  hätte,  die  eben  in  den  Kirchenordnungen  ihre  Be- 
stimmungen getroffen   habe;   und  man  hat  wohl  in  neuerer 

1  bei  D  aniel  Cod.  Hiorg.  2, 319. 
*  Siehe  oben  8. 164.  Anmerkg.  8. 
»  bei  Richter  K.O.  2,825. 
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Zek  die  Kbchenordnungen  als  Angriffswaffe  gegen  die  staat- 
lichen Gesetze  zu  benutzen  gesucht 

Das  ist  aber  voUig  widersinnig  und  unhistorisch* 

Die  Kirchenordnungen  selbst  sind  zwar  immer  von  Theo-  Kirchen. 
logen,  häufig  von  bedeutenden  Reformatoren  verfasst,  und  «ind  L«n- 
sind  daher  für  die  Kenntniss  von  deren  Ansichten  eine  wohl 
zu  benutzende  Quelle ,  sie  behandeln  nur  Gegenstände,  die 
mit  der  Sittlichkeit  und  darum  auch  mit  der  Kirche  in  Ver- 
bindung gedacht  wurden:  aber  stets  und  ohne  Ausnahme  sind 
sie  im  Namen  und  im  Auftrage  der  weltlichen  Obrigkeit  er- 
lassen^, stets  und  ohne  Ausnahme  haben  sie  nur  deswegen 
gesetzliche  Kraft,  wurden  nur  deswegen  aus  individuellen 
Meinungsäusserungen  einzelner  Theologen  bindende  Vor- 
schiifien  ftir  die  Ejrche. 

Die  Sarchengewalt  ist  nach  evangelischen  Begrifien,  wie 

Tweaten'  sich  ftir  die  Reformationszeit  wenigstens  trefiend 

ausdrückt,  die  „potesias  seu  mandatum  Dei  praedieandi  evan- 

adUt  remUtendi  et  retinendi peccata  et  adminiatrandi  eacramenta'^ 

und  wenn  wir  derselben  auch  das  Recht  einräumen,  gewisse 

Anordnmigen  zu  treffen,  welche  nproeunt  ad  tranquillitfxtein 

€ai^ntu,  M  alius  aUum  offendat^  ut  ordine  et  sine  tumultu  omnia 

ßant  in  eeekeia":  so  darf  dies  doch  nur  so  geschehen,  „ne 

conaaentiae  onerentur"\  —  Wie  sollte  sie  dazu  kommen,  bin- 

elende  Gesetze,  wie  die  Kirchenordnungen,  zu  erlassen? 

Die  Frage  aber,  ob  die  Obrigkeit  kraft  ihrer  staatlichen 
oder  kirchlichen  Crewalt  derartige  Anordnungen  getroffen  habe, 
i«t,  wenngleich  sie  im  letzteren  Sinne  zu  beantworten  ist,  doch 
völlig  müssig.  So  lange  der  Staat  und  die  Kirche  in  der 
einen  Person  des  Landesherm  vereinigt  und  gleichsam  ver- 
körpert gedacht  wurden,  so  lange  konnte  vemunftgemäss  der 
Fall  nicht  gedacht  werden,  dass  Staat  und  Kirche  zu  einander 

i  VgL  darüber  beispielsweise  folgende  Stellen  der  bei  Richter  a.  a.  O. 
abgedruckten  Kirchenordnungen,  deren  Zahl  sich  leicht  yermehren  Hesse. 
Landes-O.  d.  Hersogth.  Preussen  ▼.  J.  1525.  R.  1, 28.  Berner  Re- 
form. T.  J.  1528.  R  1, 104.  Cley.  K.O.  t.  J.  1582.  R.  1, 162.  Sachs.  Visit. 
Art.  ▼.  J.  1588.  R.  1,  227.  Clev.  K.O.  ▼.  J.  1588.  R.  1, 218.  BrenL  K.O. 
▼.  J.  1584.  R.  1, 248.  Fommer.  K.O.  t.  J.  1535.  R.  1, 248.  Würtemb.  K.O. 
▼.  J:  1586.  R.  1, 266.  Wfirtemb.Kasten-O.T.J.  1586.  R.  1,261.  Lieg- 
nits.  K.O.  ▼.  J.  1542.  R.  1, 860.  Schlesw.-Holst  K.O.  y.  J.  1542.  R.  1, 
354.    Ooslar.  Cons.O.  ▼.  J.  1555.  R.  2,  168. 

*  Gutachten  in  Richter  u.  Jacobson  Ztschr.  f.  d.  Recht  u.  d.  Polit. 
d.  Kirche  (Leipsig  1847.)  1, 188. 

'  Vgl.  C onf.  Aug.  de  abus.  mutat.  art  7.  de  pot  eccL 
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in  einen  Gegensatz  treten,  oder  um  es  noch  schärfer  zu  formo- 
liren,  dass  der  Fürst  als  Landesherr  zu  sich  selbst  als  hödi- 
sten  Bischof  der  Kirche  in  feindliche  Beziehung  kommen 
könne* 

DieeinE.  Was  dic  Ansichten  der  einzelnen  Kirchen-  und  Recht»- 

Q.  juritten.  lehrcr  anbelangt,  so  stehen  sie  wesentlich  auf  dem  Boden  und 
beruhen  meist  auch  auf  den  Gregensätzen,  die  bei  Luther  za 
beachten  waren. 
Meuncbthon.  Menscheu  und  Engel,  dcfinirt  Melanchthon^,  sind  von 
Gott  geschaffen,  als  Objecto  seiner  Gnade  und  Gterechtigkdt. 
Sie  sind  von  einander  geschieden  durch  den  Unterschied  der 
Keuschheit,  denn  jene  sind  gleich  den  Teufeln  unrein.  Des- 
wegen hat  Groii  die  Ehe  eingesetzt,  als  eine  Ordnung  gegen 
dies  unreine  Wesen,  und  hat  ihr  im  Paradiese  seine  Gesetze 
gegeben.  Das  erste:  „u<  sit  eoniugium  copulatio  uniua  nuxm 
et  unius  foeminae  indisaolubilis^^;  das  andere:  »^de  ineestis**. 

Es  ist  diese  ganze  Art  der  Herleitung  der  Ehe,  die,  wie 
wir  auch  bei  Luther  gefunden  haben,  als  Heiligung  der  sinn- 
lichen Triebe  aufgefasst  wird,  nahe  verwandt  mit  dem  katho- 
lischen Sacramentsbegriffe,  und  die  darauf  folgende  speci^e 
Definition:  f,est  ergo  coniuffium  legiüma  et  indissolubiUs  copu- 
latio uniita  maris  et  unius  foemtnae  instituta  divinitus^^^,  weicht 
in  Nichts  davon  ab. 

Ueberall  wird  bei  Melanchthon  die  Heiligkeit  der  Ehe 
betont  und  als  ihre  Norm  das  göttliche  Gresetz  aufgestellt'^ 
dem  der  weltliche  Gesetzgeber  einige,  doch  jenem  nicht  wider- 
sprechende Anordnungen  hinzufiigen  darf^.  Das  Wesen  und 
Amt  der  Obrigkeit  soll  überhaupt  darin  besteben,  das  gott- 
liche Gesetz  zu  verkünden,  zu  bewahren  und  mit  weltlicher 
Macht  durchzufuhren.  So  heisst  es  mit  specieller  Beziehung 
auf  Ehesachen^:  „Sciant  severissimis  mandatU  Dei  praedpiy  ut 
leges  coniugiorum  conaervent,  et  puniant  adulteria,  vagae  et  in-- 
eestßs  Ubidinee,  et  tollant  e  medio  illa  dira  portenta,  qnae  et 
iram  Dei  irritant,  et  poUuunt  genua  humanum  tetria  libidinwn 
confuaionibua  9  quia  certiaaimum  eat,  Deum  horribiUter  iraad,  et 

1  de  coniugio  piae  coinmonefactiones  collectaea  Philippo 
Melanthone  (Wittebergae  excudebat  Johannes  Crato  Ao.  1551 ). 
^  a.  a.  O.  S.  2. 

8  Vgl.  auch  oben  S.  170.  Anmerkg.  1. 
*a.a.  O.  S.23. 
5  a.  a.  O.  S.  40.  f. 


I.  Die  protestantische  AnffasBung  der  Ehe.  183 

ipsis  tibidinum  eonfuswnibua  et  negUgentiae  gubematorum,  qiU 
€09  non  pumunty  nee  sontes  e  medio  tollunt*^ 

Dieser  kirchliche  Ehestandspunkt  Melanchthons  erhalt 
aber  raie  Erklärung  durch  die  Vorrede  des  Büchleins,  aus  der 
dessen  ganze  Tendenz  als  eine  pädagogische  erscheint.  Gegen 
£e  herrschende  Unzucht  will  er  auf  das  göttliche  Gebot  zu- 
nidcgehen,  wegen  der  Nachlässigkeit  der  weltlichen  Obrigkeit 
in  der  Durchfuhrung  dieser  Gebote ,  will  er  jedem  Einzelnen 
das  Material  an  die  Hand  geben,  in  Ehesachen  zu  wissen, 
was  Recht,  was  göttliche  Anordnung  sei^. 

Die  Ehe  stellt  er  als  Mittel  dar,  sich  der  Unkeuschheit 
zu  entziehen,  als  Gott  gegebenes  Mittel,  den  Strafen  zu  ent- 
ziehen, mit  denen  Unkeuschheit  zu  belegen  ist,  und  diese 
Identificirung  der  Keuschheit  mit  der  Ehe  muss  ihm  zugleich 
dazu  dienen,  gegen  den  Cölibat  aufzutreten,  der  allein  von 
sich  die  Keuschheit  prätendirte:  ^^Dicunt  contra  Romani  PoU" 
üßcee  et  magnae  parti  JumUnum  praedpiunt,  ne  vivant  in 
caniugio.  Quis  non  expavescat  tantam  audaciam  consideranSf 
qitod  ndeerrimi  hominee  avdent  legem  ferre^  quae  expreese  con^ 
trana  ext  legi  divinae". 

So  Uegen  doch  auch  hier  wohl  die  Motive  klar  zu  Tage.  — 
Spangenberg  in  seinem  Des  Ehelichen  Ordens  ^'5«')|l^°' 
Spiegel  und  Regel  v.  J.  1566.'  nennt  die  Ehe  „«tn  zu^ 
samenfägung  eines  mannee  und  eines  weibs  durch  Gottes  vjort^ 
nach  beider  verwiUigung ,  die  freundtUch  und  erbarlieh  bey 
einander  wonen  sollen^  sünde  zu  meiden  und  fruchte  zu  bringen**^. 
Er  halt  den  Ehestand  für  einen  gottseligen  Stand  „ab  den 
Gott  »etbs  g^tifft  und  geordent  hat"^,  aber  er  zählt  zu  diesen 
gottlichen  Ständen  auch  den  „Predigerstandt,  Regierenden 
sUmdt,  Wittwenstandti  Jungfrawen  ständig  unter  welchen  alle 
handwerckeg  ackerbaw,  viehzuch  und  andere  auffrichtige  hendele 
begriffen  sindt  .  •  •  .''^  und  wenn  er  an  einer  Stelle  sagt^: 
„der  Eheliche  orden  ist  Gottes  werck,  nicht  von  einem  Engel 
odder  menschen ,  sondern  von  Godt  selbs  gestifft  unnd  geordent^ 
und  ist  ein  solcher  seliger  standt,  das  alle  andere  stende  daraus 
fliessen**,  so  erklärt  er  doch  das  gleich  darauf  dahin ^,  dass 

1  a.  a.  O.:  „At  dülgentius  moneri  diseentes  opus  est,  qaia  magpuaex 
parte  magistratos  politid  in  defensione  castitatis  et  coniugii  yalde  segnes 
•unl". 

2  Gedruckt  su  Magdeburg  durch  Michael  Lothoer  1566. 
»  Bog.  B.  IV.  —  *  Bog.  B.  Uv.  —  6  Bog.  B.  UI. 

«  Bog.  C.  IV.  —  7  Bog.  C.  IVt. 
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f,  Gott  den  Ehestandt  als  ein  ertzeney  wieder  die  Hurerey,  unnd 
andere  unzucht  eingesetzt'^  dass  „dieweil  auch  der.Ehestandl 
jnn  aller  welt^  als  ein  elender  verachter  standt  schendtUch  zurissea 
veracht  unnd  verworffen  wirdt  ....  einer  starcken  vermanmu 
noth  sei".  So  ist  denn  auch  das  ganze  Buch  weniger  durch 
Schärfe  der  juristischen  Deduction,  noch  selbst  durch  eine 
klare  Darstellung  des  geltenden  Eherechts  ausgezeichnet,  al^ 
vielmehr  durch  eindringliche  Anweisung,  wie  sich  Eheleute 
gegen  einander  zu  benehmen  haben.  Es  ist  ein  Catechismos 
der  christlichen  Ehemoral,  und  dass  dieser  die  Ehe  beständig 
"  auf  Gott  zurückfuhrt,  wie  alle  Sittlichkeit  von  ihm  herzuleiten 
ist,  darf  folglich  kein  Wunder  nehmen. 

Juristen.  In  dcu  juristischcu  Schriften  der  Zeit  finden  wir  den  pro- 

testantischen Standpunkt  viel  reiner  und  unverhüllter  vor,' da 
es  eben  hier  weniger  darauf  ankam,  ethische  Tendenzen  zu 
verfolgen,  als  vielmehr  das  geltende  Eherecht  darzustellen, 
dessen  Grundlage  die  Anerkennung  der  Ehe  für  ein  „weltlich 
Ding^'  blieb  und  bleiben  musste. 

Erafmnt  So  heisst  CS,  um  den  E'rasmus  Sarcerius  zu  übergeben^ 

dessen  Buch  zwischen  Theologie  und  Jurisprudenz  die  Mitte 
hält,  und  der  die  weltliche  Obrigkeit  „gerne  mit  Ehesachen  gc- 

BMitiot  walten  lassen  vnll"^,  bei  Monner^:  „Sed  nos  asserimus,  matri- 
monium  rem  esse  politicam,  quod  ad  substantiam  eins  attinet, 
non  aliter  atque  Magistratus"^,  an  einer  anderen  Stelle^:  „oJ' 
quos  (d.  h.  ad  Magistratus)  haec  quoque  causa  pertinet  (d.  h* 
clandestinorum  matrimoniorum)  ut  quae  non  est  spirituaUs  sed 
iuris  naturalis  et  poKtica",  und  endlich  an  einer  dritten^:  »Cm- 
stat  autems  magistnaium  habere  ius  statuendi  de  rebus  politici^ 
quae  subiectae  sunt  rationi.    Polest  igitur  etiam  de  comugio  sU' 

Schneide-  iuers".  —  Und  Aehnliches  findet  sich  bei  Schneidewin*,  bei 
Beust.    Mauser^  und  bei  Beust^  — 

^  Vom  heil.  Ehestände  (Eisleben  1556.)  Vorrede. 

^  BasiliusMonner  de clandestinis  coniugiis libellus  (Erford.  15H)- 

*  a.  a.  O.  19t. 
^  a.  a.  O.  52. 

^  de matrimonio  (Francof.  1561.)  72.  Vgl.  89.  f.:  „Matrimonium enio 
neque  res  est  per  se  spirituaUs,  nee  Sacramentum.  Nihil  enim  habet  spiiitus^ 
nee  confert  aliquam  gratiam,  sicut  Canonistae  et  Fanormitanus  ....  g*'' 
riunt ....  sed  res  est  plane  politica,  licet  a  Deo  instituta,  sicut  et  Magi<tr&* 
tus . . .  ad  quem  ejus  dijudicatio  pertinet". 

6  a.  a.  O. 

^  a.  a.  O. 

*  a.  a.  O. 
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Auch  die  Doctrinen  der  reformirten  Kirchenlehrer  wei-  Rerormifi« 
eben  von  denen  der  lutherischen  Theologen  hierin  nicht  ab, 
und  wenn  auch  Zwingli  zuerst  wie  Luther  von  der  Sacra-  zwingii. 
mentalitat  der.  Ehe  ausgingt,  so  verwarf  er  doch  bald  selbst 
^ese  Ansicht,  die  denn  auch  in  schärfster  und  entschiedenster 
W^se  von  Calvin  bekämpft  wurde.  Caivin. 

„jPattremum  est  matrimaiiium"^  «agt  dieser  in  seinen  In- 
stitutiones  totius  christianae  religionis^  „qtiod  ut  a 
Deo  instüutum  fatentur  omnes :- ita  pro  SacrameiUo  datum  nemo 
vsque  ad  Gregorü  tempora  viderat  Et  cui  unqiuxm  sobrio  in 
mtntem  venisaet?  Ordinatio  bona  est  et  sancta.  Et  agricultura, 
uTckitecturag  sutrina,  tonstrina,  ordinatUmes  sunt  Dei  legitimae, 
nee  tarnen  sacramenta  sunt". 

Auch  die  V ergleichung  der  Ehe  mit  der  Verbindung  Christi 
und  der  Menschen* durch  die  Kirche  ist  ihm  in  dieser  Be- 
ziehung gleichgültig. 

„Et  qids  tandemßnis  aut  modus?  nihil  hoc  ratione  sdcra- 
menJtmn  non  erit.    quot  in  Scriptura  parabolae  sunt  et  simiUtU" 
dines,  tot  erunt  Sacramenta.     Quin  etiam  furtum  sacramentum 
erit:  quando  quidem  scriptum  est:  Dies  domini  sicut  fur"K  — 

BulUnger  in  seinem  Büchlein  vom  Ehestande  erkennt  Baiiinger. 
die  Doppelseitigkeit  der  Ehe  an:  ihre  ethische  Seite,  die  ,fdie 
Seel  und  den  jnneren  Menschen  angehet,  und  ihre  weltliche,  zu 
JFoige  der  sie  als  „euserlich  ding"  der  Obrigkeit  unterworfen 
ist.  „Wo  denn  trewe  redliche  obere",  fahrt  er  fort,  »gute  be- 
quemUche  undfügliche  Ehesatzungen  auffgericht^  oder  sonst  ziem- 
liche bürgerliche  Recht,  die  Ehe  betreffend  haben  ^  denen  sol  sich 
kein  redlicher  Christ  widersetzen ,  sondern  viel  mehr  soll  er  sich 
ir  vleisseny  als  denn  auch  der  heilig  Apostel  Petrus  geschrieben 
und  geleret  hat  ....  IHe  Oberkeit  haben  gewalt  gebürliche 
Satzungen  in  eussem  dingen  zu  machen.  Und  wer  sich  dem  wider- 
setzty  der  widersetzt  sich  der  Ordnung  Gottes,  und  wird  derhalben 
von  Gott  gestraffet" ^.  .  .". 


^  In  der  Schrift  de  vera  et  falsa  religione;  siehe  Zwingli*8  Schriften 
im  Aussöge  y.  U st eri  u.  Vögelin  (Zürich  1820.)  II,  1, 186. 

>  (Genevae  1550.)  S.  684.  c.  19. 

3  ebenda  8.  Auch  auf  den  Widerspruch,  der  zwischen  dem  Sacraraent 
der  Ehe  und  dem  COlibat  der  Greistlichen  obwaltet,  macht  er  aufmerksam. 
S.  635.  f.:  „Quam  absurdum  est,  arcere  a  sacramento  sacerdotes?  Si  a 
aacramento  se  aicere  negent,  sed  a  ooitus  tantom  libidine :  non  ita  mihi  eia- 
buntur.  Nam  et  coitum  ipsum  partem  esse  sacramenti  tradunt  *S 
^  beiSarcerius  a.  a.  O.  fol.  LXXIL 
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umacbw.  AllmäUich  aber  erfolgte  in  der  Doctrin  der  Ehe  m  Um- 

'  Schwung  nach  der  kirchlichen  Seite  hin,  dessen  Gründe  und 

Wesen  hier  darzustellen  sind. 

Motive  dR-         X)ie  Ehejurisdiction  war  nach  dem  Aufhören  der  bischöf- 

Ehejnris.  üchen  Gerichte  theils  in  die  Hände  der  Pfarrer  S  theild  an 

diction. 

weltliche  Richter  gefallen. 

Beides  musste  in  der  damaligen  Zeit  gefahrlich  sein,  und 
Verhältnisse  hervorbringen,  die  den  Anschauungen  der  Be- 
formatoren  widersprachen. 
DiePfnrrcr         Abficeschen  davou,  dass  die  Pfarrer  ihrem  ordentlichen 

schlechte       ^  ^     ^  '  , 

£bericbtcr.](irchlichen  Berufe  durch  die  fremdartige  eherichterliche  Tha- 
tigkeit  entzogen  wurden,  so  war  auch  die  Achtung  vor  dem 
geistlichen  Stande,  nachdem  die  unterscheidende  Schranke  des 
Ordo  gefallen  war,  ich  will  nicht  sagen  gesunken  —  denn  sie 
war  schon  vor  der  Reformation  nicht  mehr  vorhanden  ge^ 
wesen  und  hatte  einem  bitteren  Hasse  Platz  gemacht'  —  aber 
auch  keineswegs  gestiegen,  und  jedenfalls  wohnte  ihnen  nicht 
die  Macht  und  das  Ansehen  bei,  ihren  richterlichen  Sprüchen 
gehorsame  Nachachtung  zu  verschaffen. 

9, Nach  dem  auch  den  pfarrem*^  heisst  es  in  dem  Ton 
Justus  Jonas  verfassten  Bedencken  der  Consistorien 
halben^,  ^unnd priestem  offte  vonn  Iren  pfarkindem  undanek- 
barheytt  miittmlUge  zumotigung  allerley  heechwerung  hejegendi, 
Wie  dann  itzund  der  Satan  gerne  zwiespaldt  zwischen  denen  an- 
richtf  unnd  man  solcher  klage  zu  Hoffe  nit  alle  zeit  hequemUd^ 
abwartten  kan,  Were  wol  nott  das  die  pfarrer  bey  gewissen  or- 
dentlichen befehlhabem  an  benenneten  orten  ^  schütz  und  tchxm 
zu  su^chen  wüsten  y  als  dan  werden  auch  etliche  ein  Schew  habenn 
Ir  priester  zu  beleidigen**.  — 

Wie  sollten  die,  welche  selbst  des  Schutzes  Anderer  so 
dringend  bedurften,  Rechtsuchenden  Beistand  gewahren 
können? 

Dazu  kam  noch,  dass,  nach  dem  Verwerfen  des  kanoni- 
schen Rechtes,  das  römische  und  göttliche,  letzteres  besonders 
in  Ehescheidungssachen,  die  einzigen  Normen  waren,  nach 
denen  in  streitigen  Fällen  zu  entscheiden  war,  und  doch  welch* 

1  Vgl.  darüber  die  Worte  der  Chttrs&ehs.  Instruct.  1  d.  Viiitat. 
Y.  J.  1527.  bei  Riebter  K.Ö.  1-,  81. 

>  Die  daraof  bezQglichen  QuellensteUen  habe  ich  gesammelt  de  fifl* 
reg.  iud.  88. 

*  bei  Richter  Gesch.  d.  ey.  K.Verf.  85. 
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einer  numnichfach  verschiedenen  Interpretation  mussten  diese 
Bechte  unterliegen,  wer  hatte  die  Befiigniss,  authentisch  zu 
interpretiren,  wer  bürgte  selbst  dafiir,  dass  den  Pfarrern  die 
noüngate  Bechtskenntniss  innewohne,  und  wer  konnte  endlich, 
ohne  eine  Centralisation  der  Gerichte  auch  nur  in  den  klein- 
sten territorialen  Gebieten  eine  gemeinsame  Bechtsprechnng 
herbeiführen?     Der  Zustand,   den  Benedict  XIV.   einmal 
spiter  als  unerträglich  schildert:  ^yNeque  porro  aequum  est,  ut 
ab  arbiirio  faetoque  parochi  pendeatf  Ubertatem  mairimanii  tm- 
pedirt'^^y  war  bei  den  geistlichen  Ehegerichten  in  der  Befor» 
mationflzeit  der  legale,  und  musste  bei  der  allgemeinen  Zucht» 
Weigkeit,  die  der  grosse  religiöse  Umschwung  in  seinem  Ge- 
folge hatte,   bei  der  Unzahl  von  Ehestreitigkeiten,   die  das 
neue   Scheiderecht  hervorrief,   um  so    schwerer    empfunden 
werden« 

IKe  weltlichen  Beamten  andrerseits,   die  Amtleute  und^^«o^^^^ 
Schoaaer,  die  sich  ebenfalls  der  Ehejurisdiction  unterzogen^  Btamtea 
gaben  zu  anderen  Beschwerden  Anlass. 

Die  Nachlässigkeit,  die  Melanchthon  bei  den  weltlichen 
Begierden  in  Ehesachen  so  sehr  zu  rügen  hat^  kam  grössten- 
thols  auf  ihre  Bechnung,  und  fand  in  der  Ueberladung  der 
Amtsgeschäfte  und  täglichen  Arbeit  vieUeicht  eine  Entschul- 
digung; die  aber  den  Zustand  darum  nicht  erträglicher  machte. 

£s  war  femer  natürlich,  dass  die  ethische  Seite  der  Ehe 
in  den  weltlichen  Gerichten  keine  Berücksichtigung  fand. 
Das  „de  eonseeatie  bedrapende,  und  woer  verücheit  der  eelen  is** 
wie  die  Kirchenordnungen  sich  ausdrücken^,  konnte  bei 
weltlichen  Gerichten,  die  nach  den  festen  Bestinmiungen  eines 
geschriebenen  Bechts  sprachen,  nicht  in  Erwägung  kommen^, 
und  doch  war  das  bei  der  Unsicherheit  des  ganzen  damaligen 
Bechtszustandes  im  höchsten  Grade  wünschenswerth. 

Und  nach  welchem  Bechte  richteten  denn  die  weltlichen 
Gerichte?  # 

Es  ist  ein  eigenthümlicher  Umstand,  auf  den  hinzuweisen 

1  de  syBod.  dioeces.  lib.  18.  c.  23. 

'  de  coniugio  a.  a.  O.  S.  43. 

s  Braunschweig.  K.O.  y.  J.  152S.  bei  Richter  K.0. 1, 112.  Min- 
dener  K.O.  ▼.  J.  1580.  ebendas.  1,  UO. 

*  Vgl.  dieReformationiformel  im  Corp.  Be form.  5,  605:  „Dar* 
über  sind  na  die  Ehesachen  in  diese  Kirchengericht  gezogen,  welches  nicht 
übel  bedacht  ist;  denn  es  fallen  oft  fVagen  für,  da  der  Riditer  den  Gewissen 
rathen  muss,  welches  die  weltlichen  Gericht  nicht  achten '^ 
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wohl  verlohnt,  doss  in  den  geistlichen  Gerichten  besonders  auf 
das  römische  und  göttliche  Recht,  in  den  weltlichen  auf  das 
kanonische  2iiriickgegangen  wurde« 
richten  Es  wdT  das  aber  auch  erklärlich.    Die  geistlichen  Ge- 

nach  dem 

Corp.  lurbt  richtc,  die  weniger  den  rechtlichen  Kern  der  Ehestreitigkeiten 
berücksichtigen  woUten,  ak  deren  sittliches  Wesen, /anden  für 
alle  ihre  Sentenzen  die  Grundlage  in  der  heiligen  Schrift,  wie 
sie  eben  als  Basis  der  christlichen  Sittlichkeit  ersehet,  und 
das  römische  Recht,  in  seiner  oft  genug  missverstandenen  An- 
wendung, diente  dazu,  den  geftindenen  Rechtssätzen  eine  ge- 
wisse juristische  Unterlage  zu  geben.  Die  weltlichen  Gerichte 
dagegen,  mit  juristisch  gebildeten  Beisitzern,  die  in  der  a}ten 
Hochachtung  vor  dem  kanonischen  Rechte  gross  gezogen 
waren,  die  Spruchcollegien  der  Universitäten,  bei  denen  die 
Professoren  des  geistlichen  Rechts  nicht  die  geringste  Bolle 
spielten,  fanden  für  alle  vorkommende  Fälle  Entscheidungen 
oder  Principien  im  Corpus  iuris  canonici  vor,  das  durch  Luthers 
Verbrennung  ihnen  seine  gesetzliche  Kraft  nicht  verloren  za 
haben  schien;  und  da  sie  sich  auf  theologische  Deductionen 
aus  der  protestantischen  Kirchenlehre  nicht  einlassen  mochteni 
so  nahmen  sie  die  fertigen  Entscheidungen  und  applicirten 
sie  auf  alles  Vorkommende,  freilich  unbekümmert,  ob  ea  mit 
den  Anschauungen  der  Reformation  in  Einklang  stehe  oder 
nicht. 

«JfTO  «•  ^'^  werden  Gelegenheiten  haben,  darauf  später  bei  Ge- 

juristcn.  legenheitder  heimlichen  Verlöbnisse  zurückzukommen,  jetzt 
genüge  es,  einige  von  Luthers  hierauf  bezügliche  Aeusserun- 
gen  anzuführen. 

„  Und  er  war  zornig  auf  die  Juristen** 9  heisst  es  in  den 
TischredenS  „welche  Alles  nach  ihren  Canonichen  und  Deere' 
ten  aufs  Strengste  handelten  wider  ihr  Gewissen  wollten  GotUi 
Wort  nicht  weichen**. 

9, Es  unterstehen  sich  wisere  Junckern** ,  sagt  er  ander8W0^ 
ffdie  Juristen  das  Jus  canonicum ,  den  päbstlichen  Dreck  ^  öffent- 
lich der  Jugend  zu  lesen,  hoch  zu  preisen  und  einzubilden,  aU 
wäre  es  köstlich  Ding^  das  wir  doch  mit  grosser  Mühe  und  Arhü 
aus  unser  Kirchen  Verstössen  ^  verworfen  und  verdampt  haben 
und  mit  genügsamen  Ursachen  beweiset,  dass  es  in  der  Kircken 
nicht  zu  leiden  noch  zu  dulden  sei.     Sie  aber  wollen  mit  Stob 

1  Tiaohieden  in  Werke  (Erl.  Auag.)  61, 198. 
^  ebendas.  62,245. 
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und  lUM   zum    Verdruss  solchen  päbatUchen   stinkenden  Dreck 
wieder  in  unsere  Kirehen  bringen  **. 

Nimmt  man  nun  noch  den  WiderwSlen  hinzu ,  der  im 
Volke  gegen  die  gelehrten  Juristen  herrschte,  die  y,stießvetter 
und  nit  reckt  erben  des  rechten  mögen  genant  werden** ^^  ein 
Ilass,  von  dem  Luther  keineswegs  frei  war,  und  der  ihn  ver» 
Jeitete,  die  Uebelstände  des  herrschenden  Prooesses  der  Bö9* 
wiOi^eit  der  Juristen  zuzuschreiben,  so  kann  es  kaum  Wunder 
nehmen,  dass  für  Ehesachen  besondere  und  mit  geistlichen  3c^„d,.re 
Beisitzern  versehene  Gerichte  verlangt  wurden.  ^tSJu^'* 

,9  Es  hat  mich  Christoph  Kühne  von  Burau",  schreibt  Luther 
i.  J.  1541.  an  die  Gebrüder  Fürsten  von  Anhalt*,  „E.  F.  G, 
UrUerihan,  gebeten  an  E.  F,  G*  zu  schreiben^  und  zu  bitten,  dass 
er  in  der  Sachen  seiner  Tochter  von  H.  K,  geschwächt  zu  Ende 
hommen  möchL  Ich  habe  gesehen  den  Abschied,  darin  E,  F,  G, 
ihn  ins  Recht  geweiset.  Aber  meine  gnädige  liebe  Herren,  E.  F. 
G.  wissen,  dass  er  solch  Recht  weder  ausstehen  noch  dulden  kann 
als  ein  armer  Mann,  und  solch  Recht,  so  itzt  gewöhnlich  worden, 
mit  Advocaten,  RepUciren,  TripUciren  und  widderumb  Läute^ 
rua^,  whts  anderes  ist  denn  ein  ewiger  Hadder  und  ewiges  Unr- 
recht,  dan  Gott  einmal  wird  beyde  Juristen  und  Richter  zum. 
Teufel  jagen,  die  mit  solcher  Juristerei  die  Part  aussaugen  und 
neh  selbst  mästen  ....  denn  mich  treugt  dann  mein  Leben,  so 
iann  solch  juristische .  Plackerey  nicht  die  Länge  stehen  .... 
Jura  sind  allewege  recht;  Juristen  und  Richter  sind  sehen  recIiU 
Geld  ist  gut,  aber  der  Wtieher  ward  nie  gut**.  — 

So  erschienen  denn  eigene  Ehegerichte  geboten  und  so 
hatten  denn  schon  die  Schmalkaldischen  Artikel  an  der- 
selben Stelle,  wo  sie  die  bisher  von  den  Bischöfen  ausgeübte 
Ehejurisdiction  als  staatliche  Concession  bezeichneten,  deren 
Einrichtung  gefordert:  „Denn  da  tragen  sich  so  mancherlei/  und 
seltsame  Fälle  zu,  dass  es  wohl  eines  eigen  Gerichts  dörfte*^^. 

Ebenso  verlangte  die  Wittenberger  Reformation  v. 

^  Vgl.  die  als  Forderung  der  Bauern  aufgeatellte  Schrift:  Welcher 
gefttaU  ain  Ordnung  Reformation  Zu  NutE  und  fromen  und 
Wohlfahrt  aller  Christenbruder  subegreyffen  und  uffsurich- 
ten  tey.  bei  Oechsle  Gesch.  d.  Bauernkrieg.  S.  288.  —  Vgl.  Fugger 
Ehrenspiegel  d.  Haus.  Habsb.  6,  1872.  —  Seb.  Brant  Narrenschiff: 
t^^aneken  und  zu  Gericht  gon*^  —  Thon.  Murner  8cbelmenzunfi:  „die 
Pederffritaen.  Fuas  halten  **.  u.8.  w. 

*  bei  d  e  Wette  a.  a.  O.  ö,  412. 

>  bei  Müller  a.  a.  O.  S.  848. 
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J.  1545.^  in  üebereinstimmung  mit  den.  von  Melanchthon 
auch  in  eeinem  Buche  de  eoniugio  geäusserten  AnsichteIl^ 
Jdrchliche  Ehegerichte,  und  das  schon  erwähnte  Bedencken 
der  Consistorien  halben  bezeichnet  als  Wiricungskreis  der 
zu  errichtenden  Consistorien  vor  allem  die  Ehesachen'. 

Diesen  so  dringend  verkündeten  Wünschen  entsprachen 
denn  auch  die  meisten  Gesetzgebungen,  und  £e  Ehejnris- 
/diction  wurde  fast  überall  den  neu  entstandenen  ConsistorieD 
übertragen  9  wobei  jedoch  theils  an  die  Weltlichkeit  der  Ehe- 

1  bei  Richter  K.O.  2,  91.  f.:  ,,DeuB  potestati  gerenti  gladium  man- 
•davit,  ttt  extemam  honestam  disciplinam  iuxta  omnia  mandata  Dei  tuettur 

«t  retineat Praeter  hoc  forum  conatituit  Deus  aliud  iudicium  in  e^ 

•clesia,  quod  punit  verbo  Dei ....  Postea  yero  huic  foro  ecclesiaatico  etiam 
•controversiae  de  matnmonÜB  commendatae  sunt,  quod  bono  conailio  faetoo 
videtur.  Saepe  enim  incidunt  controyeraiae,  in  quibua  conscientüa  partioo 
conauli  debent,  cuiua  rei  in  foro  profano  non  ita  habetur  ratio . . . .  Ac  primum 
«ciunt  omnea,  negotia  coniugii  magnam  partem  eaae  vitae  humanae  et  in- 
•cidere  tarn  multaa  et  variaa  controveraiaa,  at  ad  cognitionem  negotioruD 
coniugaiium  opus  ait  peculiari  iudicio,  aeu  peculiari  decuria  iudicum.  Nee 
iieri  poteat,  ut  ainguÜ  paatorea  in  eccleaiia  tantum  eruditionia  et  iudicii  ba- 
beant,  ut  haa  controveraiaa  recte  diiudicare  poaaint ....  Idee  neceaae  est,  io 
«ertia  iocia  opportunia,  praecipuia,  ad  quae  accedere  hominea  aine  magotf 
aumtibua  poaaunt,  in  dioeceaibua  conaiatoria  conatituere,  quae  cognoacantet 
diiudicent  controveraiaa  matrimonialea  Chriatiania  aententiia  iuxta  Teihum 
Dei,  Evangelium  et  illaa  honeataa  legea,  quae  in  eccleaia  Chriati  a  piiaet 
prudentibua  Chriatiania  inde  uaque  ab  apoatolia  tamquam  honeataa  et  Dei 
placentea  iudicatae  aunt,  ne  ethnicae  et  turcicae  confuaionea  libidinoin 
exiatant".  Vgl.  dazu  die  Beatimmungen  derMecklenb.  K.O.  v.J- 1^^'^. 
beiRichterK.O.  2, 119.f. 

s  Vgl.  S.  43 :  „Sint  igitur  recte  conatituta  iudicia  de  coniugiia.  Fotestaa 
politica  adiungat  aibi  doctoa  et  honeatoa  viroa  eiectoa  ex  toto  corpore  £c- 
€le8iae'^  etc. 

9  bei  Richter  Oeach.  d.  ev.  K.Verf.  89: 

„Zum  Funfften,  Selten  die  Eheaachen  für  die  Consiatorien  gehören,  als 
nemUch  dieaae  Artickell, 

1.  Welcha  ein  recht  bündig  ehegelubd  aej,  ader  nicht 

2.  Welche  gnugaame  uraach  aind,  die  ehe  lu  acheiden  diuortia  lu 
machen  ader  nitt. 

8.  Item  wie  su  atraffen  aeuitia  maritor.  Wie  dan  teglich  klage,  vor  die 
Tiaitatorea  für  gelangt,  daa  der  Teuffei  viel  unluat,  dem  zu  erwirkung  alleriey 
-ergemia^  imd  dem  Eyangelio  zu  hindemia  anrieht. 

4.  Item  was  für  einaehen  zuhaben ,  Wan  ehelewtt  In  teglichen  zang  mit 
eynander  leben,  allerley  ergemia  anrichten,  und  aich  nlt  wolln  yozaäoen 
laasen. 

Auch  ist  sa  herataehlachen,.  wie  ea  itzund  dieaaer  Zeitt,  In  den  Landen, 
unnd  Füratenthumen  aol  ^halden  werdenn ,  Welche  daa  Eyangeliom  ange- 
nomen  haben  etc.  Wan  feile  und  Caaua  furkommen  do  Jua  Caoonicom,  ader 
•dea  Babata  recht,  unnd  die  achrifite  Doetoiia  Martinj ,  Ader  ander  nitt  lu- 
«ammen  atimmen^^ 
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Sachen  ansdriicklich  erinnert  S  thefls  das  gemeine  und  parti* 
cnlare  weltliche  Recht  in  materieller  mid  processualiscfaer  Be* 
Ziehung  als  Norm  aufgestellt  wurde*. 

Nur  in  einigen  Territorien  wurde  die  Ehegerichtsbarkeit 
den  wdtlichen  Gerichten  Torbehalten*,  und  in  anderen ,  wie  in 
Preasaen^  griff  eine  Entwicklung  Platz,  die  sich  an  die 
Torrefbmiatorischen  Verhältnisse  anschloss^. 

Die  Consistorien,  aus  geistlichen  und  weltlichen  Personen 
zusammengesetzt^,  damit,  wie  es  in  der  Lippeschen  K.O.  chancter 
V.  J.  1571.  heisst^:  t^niemandt  unter  den  Kirchendienern  eich  zu   toriea. 
beschweren  oder  zu  klagen  ^  AU  ob  die  vseUUche  Obrigkeit  eich 
JT€9  Amptt  missbrauchen  9  dem  H.  Geist  den  Hundt  verbinden, 

ziel  und  tnassen  setzen  wolle Dessgleichen  auch  hinwieder^ 

wnb  der  Oberkeit  und  Unterthanen  versichert ,  das  eich  die  Pre- 
dieanten  jhres  Ampts  auch   nicht  ndssbrauchen   noch  zu  weit 
greifen 9  und  in  der  Kirchen,  gegen  derselben  P/arkindem  in 
gdstUcken  sacken  wider  die  eigenschaft  jhres  Ampts  unbilUcher 
gewaU  brauchen **  —  erscheinen  als  landesherrliche  Be- 
hörden; allein  schon  in  dem  ersten  Entwürfe  wird  ihnen  in 
Bezug  auf  den  Bann  eine  SteDung  gewährt,  die  sie  als  Be- 
jiräsentanten  der  Kirche  auftreten  lässt^  und  selbst  £e  Art 
ihrer  Zusamqiensetznng,  der  Bereich  ihrer  Amtsthätigkeit,  die 
Anwendung  endlich  der  kanonischen  Vorschriften  über  Juris- 
diction auf  ihre  Beftignisse,  liessen  sie  bald  als  überwiegend 

1  Vgl.  Const.  tt.  Art.  d.  geiitl.  Cons.  z.  Wittenb.  t.  J.  1542.  bei 
Richter K.O.  1,  368.  870.  Jenaische  Cons.O.  t.  J.  1569.  ebendae.  2, 
3*25.  Mecklenb.  K.O.  y.  J.  1570.  ebendas.  2, 827.  Jenai8cheCons.O. 
T.J.  1574.  ebenda».  2,896.  f. 

*  Braunschw.  K.O.  v.  J.  1543.  eben  das.  2,  58.  Osnabrück.  R.O.T. 
J.  1543.  ebenda«.  2,  25.  Ooslar.  Con8.0.  t.  J.  1555.  ebendas.  3, 164. 
Jenaisch.  Cons.O.  y.J.  1569.  ebendas.  2,825.  Jenaisch.  Con8.0.T. 
J.  1574.  ebendas.  2, 396.  Chur8fich8.K.O.y.  J.  1580.  ebendas.  2,420. 
Preass.  Cons. 0.y,J.  1584.  ebendas.  2, 463. 

'  Wenn  auch  eigene  Gerichte  dafür  errichtet  wurden  ;Zürich.£he*0. 
T.J.  1528.  ebendas.  1,  21.  Braunschw.  K.O.  v.J.  1528.  ebendas.  1, 
112.  Chursichs.  Instr.  Y.  J.  1527.  ebendas.  1,81.  Chursächs.  Vis. 
Ab8eh.y.  J.  1529.  ebendas.  1, 103.  Baseler  K.O.  v.J.  1529.  ebendas. 
1, 128.  Hamburg.  K.O.  y.  J.  1529.  ebendas.  1,  130.  Ll&beck.K.O.  v. 
J.  1531.  ebendas.  1,  148.  154.  Brem.K.0.  y.  J.  1534.  ebendas.  1,  242. 
Würtemb.£he-0.  y.J.  1537.  ebendas.  1,  280.  Hildesheim.K.O.  t. 
J.  1544. ebendas.  2, 80.   Würtemb.  Ehe-0.  y.  J.  1553.  ebendas.  2, 129. 

*  L.0.Preu88.Y.  J.  1525.  ebendas.  1,31. 

'  VgL  daraber  Göschen  doctr.  de  matr.  (Haiis  1848.)  70.  ff. 
«  VgL  Gösch^en  a.  a.  O.  S.  73.  Not.  242. 

7  beiBichterK.0.2,838. 

8  Vgl.  Richter  Gesch.  d.  ev.  K.Veril  97. 
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geiBtliche  Behörden  erschemen,  und  gaben  auch  den  zu  ibrcr 
Cognition  kommenden  Sachen,  besondere  aber  den  Ehesachen, 
Theil  an  dieser  Spiritualität, 

In  der  That  waren  ihre  Befugnisse,  um  uns  hier  auf  Ehe- 
sachen zu  beschränken,  volUcommen  denen  der  früheren  gast* 
liehen  Gerichte  entsprechend;  Verlöbnisse  de  praeaenti  und  de 
fiUuro,  Scheidungen,  innere  Ehestreitigkeiten  und  Legitimi- 
tätsverhältnisse kamen  zu  ihrer  Entscheidung,  während  die 
Dotalsachen,  allerdings  abweichend  wenigstens  von  dem  Streben 
der  katholischen  geistlichen  Gerichte,  an  die  weltlichen  Behör- 
den fielen. 
nndnrch  Es  War  kein  Wunder,  dass  dadurch  die  Ehe  in  eine  ganz 

AafTAMang  audcrc  Beziehung  zum  Staate  treten  musste,  und  dass  eine 
eine  Ter-  Entwicklung  Platz  griff,  die  ein  umgekehrtes  Bild  der  katho- 
'  lischen  darbot:    Nach  kanonischem  Rechte  wurde  die  Ehe- 
jurisdiction  von  der  Kirche  vindidrt,  weil  die  Ehe  ein  Sacn- 
ment  war,  bei  den  Protestanten  wnirde  sie  beinahe  zum  Sacra- 
mente,  weil  die  Kirche  die  Ehegerichtsbarkeit  ausübte. 

Dazu  kam  noch,  dass  die  Gresetzgebung  über  Ehesachen 
in  den  Kirchenordnungen  enthalten  war,  mithin,  wenn  auch 
falschlich,  der  Kirche  zuzustehen  ^hien,  dass  die  Ehen  selbst 
kirchlich  eingegangen  wurden  und  auch  darin  den  kirchlichen 
Stempel  trugen,  so  dass  dem  Staate  scheinbar  in  Ehesachen 
keinerlei  Bechte  blieben. 

So  geschah  es  denn,  dass  die  Auffassung  von  der  Ehe 
eine  Aenderung  erfuhr,  dass  ihr  weltlicher  Character  wohl 
noch  erwähnt  wurde,  aber  theils,  wie  es  im  frühen  Mittelalter 
schon  geschehen  war  und  wie  es  auch  katholische  Kanonlsten 
thaten,  mit  Beziehung  auf  die  Dotalstreitigkeiten,  theils  in 
gedankenloser  Weise,  die  das  von  Altersher  überkommene 
Axiom  aufstellte  und  es  In  einem  Athem  durch  die  wider- 
sprechendsten Annahmen  paralysirte. 

Man  sprach  zwar  nicht  ausdrücklich  aus,  dass  die  Ehe 
ein  Sacrament  sei,  im  Gegentheile,  man  scheute  sich  schon  aus 
Hass  gegen  die  katholische  Keligionspartei  vor  diesem  Worte, 
aber  in  der  That  war  man  von  dem  Begriffe  selbst  nicht  sehr 
weit,  oder  vielmehr  gar  nicht  entfernt  — 
Kiniren  So  ertönten  denn  die  Klagen  laut,  dass  die  Ehe  für  ein 

Sacrament  gehalten  würde,  und  nicht  allein  Männer,  wie  Tho- 
jlirüÄn^aÄßi'is  und   Justus  Henning  Böhmer^    sondern  selbst 

*  lu«  eccl.  prot  lib.  4.  tit.  1.  §.  1, 


I.  Die  protestantische  Auffassuig  der  Ehe.  193 

fromme    und    gewissenhafte  Theologen,    wie   Gerbert,    be- 
6chwerten  sieh  darüber. 

,yI}octrina(e)  iuris  canonici**,  sagtThomasiusS  „fnatrimo- 
nium  esse  sacramentum,  qua  nihil  absurdius^  etsi  ea  nostratibus 
adhuc  non  paucis  ea  arrideat,  si  non  aperte  illam  profitentibus, 
tarnen  mussitantibus'*, 

„Und  also  sehe  ich  nicht *%  meint  Gerbert*,  „une  einige  Gcrbcrt. 
Theologi  undPolitici  hier  ein  institutum  divinum  behaupten  wollen. 
Die  Beweisthümer,  die  sie  anfahren y  kommen  mir  eben  so  strin- 
girend  für,  als  wenn  die  Papisten  z.  E.  ihre  letzte  Oelung  oder 
lue  Autorität  derer  mündlichen  Argumenten  aus  heiliger  Schrift 
wollen   darthun!    Man  thut  mit  solchen  Argumenten  der  gött- 
lichen JVahrheit  und  der  gantzen  PeUgion  grossen  Schaden.  Denn 
die   Libertiner  und  Naturalisten   nehmen   hernach  von  solchen 
schlecht  gegründeten  Beweisthümern  Anlass,  unserer  gantzen  Re- 
ligion nur  zu  spotten  unter  den  Praetext,  es  stehe  alles  übrige 
tccts  wir  leliren  auf  ebenmässigem  schlechtem  Grunde^** 

Stryk  schrieb  eine    eigene  Abhandlung,    worin   er  die    s*^^- 
Consequenzen   des   fälschlich   angenommenen  Sacramentsbe- 
OTiffes  zu  zeioren  suchte*. 

Schon  Dunte  —  wenn  wir  jetzt  einzelne  Vertreter  dieser    Dnntev 
Theorieen  vorführen  wollen  —  der  orthodoxe  Verfasser  der 
Casus  conscientiae,  hatte  sich  in  höchst  zweifelhafter  Weise 
ausgesprochen. 

yfGeist-  und  Weltlich  Regiment",  sagt  er*,  ^ysind  zwar  unter- 
scMeden,  aber  eins  muss  dem  andern  die  Hand  bieten  in  Sachen 
das  Gewissen  angehend,  und  ob  die  Sachen  gleich  weltlich  seyn, 
kan  man  doch  der  Geistlichen  Rath  und  Gutachten  nicht  ent- 
rathen.    Die  Ehe\  ist  nicht  allein  ein  bloss'  eusserlich  und  welt- 
lich Ding,  sondern  zugleich  ein  Stand  von  Gott  selbst  eingesetzet, 
und  mit  gewissen  Rechten  und  Satzungen  verwahret.     Nu  aber 
i^t  den  Geistlichen  befohlen,  solche  Satzungen  zu  erklären,  darumb 
'anüssen  sie  dabey  seyn,  die  execution  aber  jhres  Uriheils  ist  apud 
jPotiticos"  —  und  noch  mehr  war  das  bei  Chemnitz  der  Fall,  chemnite. 
dessen  Einfluss  auf  die  zeitgenössische  Theologie  nicht  gering 
ftiuuschlagen  ist. 

1  Hist.  content,  int.  imp.  et  sacerdot  (Halae  1722.)  115. 
*  Gesch.  d.  Kirchen  Ceremonien  in  Sachsen  (Dresden  u.  Leipzig  1732.) 
530. 

'  de  reliqiuis  saeramenti  in  matiimonialibus  (Halae  1711.). 
«  red.  1634.)  1083. 
Friedberg,  Ehe»chlies$ung,  ]^3 
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£r  läugnet  die  Sacramentsnatur  der  Ehe,  sieht  aber  in 

Gott  den  Urheber  derselben  ^    ,fSecundo  Deus  non  i4xnium  tn- 

^tituU  matrimonium,  ut  hamines  ipsi  coniugali  illa  coniunctiont 

se  conaodenU  sed  sicut  Deua  primus  paranymphua  fuit,  qvdEvm 

adduadt  ad  Adamum  et  primos  coniugea  ipse  copidavit  (Gena. 

2,  22.)5  ita  Christus  affirmatf  Deum  adhuc  liodie  esse,  qm  coniuga 

legitimo  matrimonio  coniungit  et  copulat", 

Johannes  Wie  Johannes  Gerhard^  will  er  der  Ehe  den  Namen 

yfSacrament**  in  der  Auffassung  der'  Augsburgischen  Apologie 

zugestehen,  freilich  nicht  berücksichtigend,  in  welchem  Sinne 

und  Zusammenhange  er  dort  gebraucht  wird;  und  wenn  Cy- 

Poui  cy  praeus'  die  Ehegerichte  aus  Juristen  und  Theologen  gemischt 

'*'**"'    sehen  will,  ohne  dass  die  Motive  seiner  Ansicht  klar  zu  Tage 

Chcmnits.  treten,  so  sind  sie  bei  Chemnitz  deutlich  erkennbar: 

„  Qaia  matrimonium  in  Ecclesia  normam  habet  ipsum  w- 
bum  Dei  et  caussis  matrimonialibus  mtdti  accidunt  casits  coMcUk- 
tiarum:  Ecclesia  igitur  non  potest  prorsus  et  simplidter  cama^ 
matrimoniales  a  se  ad  poUticum  magistratum  reiicere:  sicut  in 

caussis  hereditatum,  successionum  et  similibus Nunquam 

vero  vetus  Ecclesia  caussas  matrimoniales  ita  ad  suum  formw 
transtulit,  ut  prorsus  excluderet  politicum  magistratum,  mami 
si  Christianus  esset,  Ferre  enim  leges,  ad  Magistratus  ofßcim 
pertinet"K  — 

Vorzüglich  aber  tritt  die  Lehre  von  der  Kirchlichkeit  der 
Carpiow.  Ehe  mit  allen  ihren  Widersprüchen  bei  Carpzow  zu  Tage* 
der  denn  auch  in  den  Widerlegungen  Stryks  und  Böhmer? 
die  Hauptrolle  spielt 

y^Estque  procul  dubio  matrimonium  iuris  privati  ....  ^?'^ 
male  refertur  ad  causas  ecclesiasticas ,  quae  spectant  ad  iw 
publicum**,  sagt  er  in  seiner  lurisprudentia  Consifltoria- 
lis^  imd  stützt  sich  dabei  auf  die  Autorität  Luthers  undi^ 
römische  Eecht;  aber  gleich  darauf  fährt  er  fort*:  „Nihihmi- 
nus  et  matrimonium  seu  nuptias  ecclesiastice  tractari  vel  tViA 
obviam  est,  quod  Deus  in  hoc  contractu  dicatur  intervenire,  ipf^' 
que  per  ministrum  Ecclesiae  coniuges  copulare;  .  ,  .  *  Et  (f^* 
inßcias  ibit,  in  causis  matrimoniaÜbus  casus  accidere  eonscien' 

1  Examen  Conc.TridentiDi(Francof.a.M.  1707.)  loc.XIV.de  matr.S,593. 

*  Loci  theologici  (ed.  Cotta  Tubing.  1776.)  loc.  26.'C.  S.  — 15, 12. 
8  bei Dedeken Thesaur.  consU.  et  decis.  (Hamb.  1623.)  3,  7. 

*  a.  a.  O.  609. 

*  Lib.  II.  tit.  1.  de  matr.  et  nupt.  (Lipaiae  1665.)  def.  1.  n.  7. 8. 
6  a.  a.  O.  n.  12.  flf. 


1.  DlepTotestantiBcheAuffasBtmgderEhe.  195 

iiarum,  de  quibus  consulendi  9unt  EccUsiastici  atque  Theoloffi, 
praeeunte  Sahatore^  q%d  licet  causam  dividendae  hereditatis 
dvilem  •  •  .  prarsus  rejecerit  ....  super  quaeetione  tarnen  de 
divartio  ex  verbo  Dei  ostendit,  quid  cum  narma  insUtutionis 
TnatHmonU  divinae  consentiaU  quid  vero  pugnet,  tantum  abest  ut 
pro  eodenasiUa  haberi  nan  debeat  causa  matrimoniaUs**. 

Sein  Resultat  ist  an  dieser  Stelle,  dass  Ehesachen  causae 
ndxtae  seien,  and  zur  geist-  und  weltliehen  Jurisdiction  zu- 
gleich gehören^:  „  FJ?/  enim  quantum  ad  formam,  perpetuam 
^ciÜeet  cohabitaiionem  et  societatem  humanam,  causa  matrimonium 
habetur  civiKs;  quantum  vero  ad  institutionem  et  mysterium  eo- 
cluiae,  quaUnus  sciUcet  Deus  expresse  dicitur  intervenire  et  con- 
iuges  copulare,  et  quatenus  hinc  casus  consdentiae  concemit, 
onmino  est  spiritualis  et  eecUsiastica  ....  Vel  distinguendum  est, 
an  quaestio  vertatur  de  ipsa  matrimonii  substaniia;  vinculo,  iure 
et  viränis  eius,  sive  de  foedere  matrimonii,  et  ad  iudicium  ec^ 
eksiasticum  pertinet:  an  vero  de  iudicio  possessorio  ad  reposcoi^ 

dam  uxarem,  et  tunc  ad  seculare  iudicium  spectat Vel 

tandem  quacritur  de  facto,  ah  matrimonium  fuerit  inter  patrem 
et  maJtrem  eius,  qui  vult  succedere,  et  tum  causa  in  iudicio  seculari 
est  tradanda". 

Schliesslich^  kommt  er  zu  dem  eigenthümlichen  Resultate, 
dass  eben  dieser  doppelten  Natur  der  Ehesachen  wegen  auch 
die  Consistorien  mit  Laien  und  Theologen  besetzt  seinmüssten, 
w^irend  doch  nach  der  Gebietsscheidung,  die  er  soeben  vor- 
genommen hatte,  nur  rein  geistliche  Sachen  an  die  Consisto- 
rien fallen  sollten,  mithin  aUein  geistliche  Beisitzer  gerecht^ 
fertigt  waren.  — 

In  so  unlogischer  Weise  glaubte  et  das  bestehende  Recht 
mit  seinen  Principien  vereinbaren  zu  können. 

Noch  schärfer  spricht  sich  sein  Standpunkt  an  einer  an- 
deren SteUe  aus^,  wo  er  der  Ehe  einen  „character  spirituaUs** 
vmdicirt,  und  sich  auf  eine  Stelle  des  Corpus  iuris  canonici^ 
berojft,  in  der  von  der  Sacramentalität  der  Ehe  ausgegangen 
wird  ....  „matrimonium",  sagt  er,  „non  est  contractus  tan- 
tummodo  civilis,  sed  res  consdentiae  et  tale  negotium,  cui  character 
spirituaUs  est  impressus,  qvippe  foedus  matrimonii  sanctissimum 

^  a.B.  O.  n.  18.  ff. 
'a.a.O.  n.  21. 
«  lib.ILtit.  l.def.21.n.7. 
^  c.  9.  X.  de  haeret.  (5, 7.) 
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non  tarn  a  contrakentium  consensu,  quam  Dei  autorüate  et  volun* 
täte  dependet.  Estque  hinc  mairimonium  de  causia  spirituatibvi 
sive  ecclesiasticie  (cap.  ad  abolendum  9.  ewtr.  de  haeret^),  de  ^tn- 
btu  vere  ait  Ponüfex  ea,  quae  spirüualia  sunt  et  coMdenUath 
concemuniy  faciliue  conatruuntur,  quam  destruuntur  (cap*  inter 
corporalia  2.  extr.  de  transL  episcop,).  — 

Die  Bekanntschaft  mit  den  holländischen  Verhältnissen^ 
und  die  Kenntniss  der  Ansichten  niederländischer  Schriftsteller, 
cSbertVoit.^®  Brouwer*  und  Gisbert  Voet*,  hatte  zwar  auch  auf  & 
deutsche  Theologie  einen  bemerkenswerthenEinflussS  dennoch 
aber  waren  die  Theorieen,  als  deren  Vertreter  wir  Carpzow 
Rcaction.  hingestellt  haben  9  weit  verbreitet ^  und  erst  der  energischen 
Thomasias. Opposition  vou  Thomasius  und  seiner  Schule ,  mehr  aber 
noch  der  ganzen  Zeitrichtung,  die,  für  kirchliche  Dinge  kein 
AufTaBsang  lutcrcsse  hcgcnd,  die  Axt  der  nüchternsten  Kritik  an  die  über- 
lieferten Begriffe  von  Kirche  und  Staat  legte,  gelang  es,  in 
der  Doctrin  von  Ehesachen  einen  Umschwung  herbeizuführen. 
Die  Keaction  war  aber  eben  so  einseitig,  wie  es  die  fTÜll^ 
ren  Missverständnisse  gewesen  waren.    Während  bisher  äie 
kirchliche  Seite  der  Ehe  das  Uebergewicht  gehabt  hatte  und 
die  Beziehungen   des  Staates   in   den   Hintergrund  getreten 
waren,  ging  jetzt  mit  der  kirchlichen  auch  die  sittliche  Auffas- 
sung der  Ehe  verloren,  und  sie  wurde  als  gewöhnliches  bürger- 
liches Contractverhältniss,  wie  auch  der  Staat  eins  sein  sollte» 
dargestellt^. 

^  Ihre  Darstellung  bleibt  dem  4.  Buch  vorbehalten, 
s  de  iure  connubiorum  ap.  Batavos  recepto  (Amstelod.  1665.)* 
»  Politica  eccles.  (Amstel.  1666.)  Vgl  Pars  I.  lib.  3.  tract.  1.  qu.  l.S.?- 
^  Vgl.  z.  B.  Danhauer  specul.  theolog.  conscient  dub.  (Argentorati 
1679.)  818.  ff. 

ö  Vgl.  z.B. Finckelthaus  de  iur.  patron.  c.  4.  n.  16:  „Ratio  secun- 
dum  canonistas  est,  quia  matrimonium  est  sacramentum.  Ratio  nostration 
est,  quia  licet  matrimonium  sacramentum  esse  negetur,  oausae  tarnen  noath* 
moniales  quantum  ad  institutionem  et  mysterium  ecclesiae  sunt  spiiitaales** 
Mentzer  quaest.  theol.  num  sponsis  ante  solenn,  in  eccles.  copulat.  et 
•  benedict.  concumbentib.  publ.  poenit.  iuste  imponatur  (GKessae  1710.)  qu.  1'- 
6  Vgl.  S tryk  de  matr.  iure  et  Institut  (Halae  1707.)  5 :  „NoonulU  DO^i» 
videntur  in  alterum  extremum  prolabi,  atque  matrimonium  pro  re  exigui 
momenti,  et  solo  contractu,  qui  simpliciter  ex  consensu  contrahentium  de- 
pendet  habere^*.  Dennoch  scheint  Stryk  von  diesem  Standpunkte  aacb 
nicht  allzuweit  entfernt  gewesen  zu  sein,  wenigstens  erklärt  er  de  reliq*  s^* 
S.  86 .  seine  völlige  Uebereinstimmung  mit  C  o  c  c  e  j  i ,  der  de  matrimon.  mo- 
mentaneo  in  proleg.  §.1.  sagt:  „ius  nostrum  civile,  -negotium  hoc  matrimo- 
niale respexit  tamquam  maxime  civile,  uti  quoque  in  se  et  sua  natura  est, 
nee  ullum  inter  matrimonium  et  aliud  quoddam  negotium,  in  yita cifili <x^' 
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Es  war  damit  ähnlich  wie  in  der  Theorie  von  Kirche  und 
Staat,  wo  anch  der  Gegensatz  zu  dem  consistorialen  Hoch- 
muthe  frülierer  Tage,  Thomasius  zur  völligen  Knechtung  der 
Kirche  and  schliesslich  zur  Zerstörung  alles  positiven  Kirchen- 
thums  führte.  — 

Auch  diese  Theorien  hatten  für  die  Praxis  sichtbare 
Folgen.  Vor  allem  aber  trugen  sie  zu  dem  Untergange  des 
Institutes  bei,  durch  welches  jene  kirchliche  Ansicht  von  Ehe- 
sachen erst  gross  gezogen  war,  und  das  PufendorP  als  ein 
Präjudiz  der  weltlichen  Macht  bezeichnete,  —  zu  dem  Verfalle 
der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen,  der  seit  dem 
Anfange  des  achtzehnten  Jahrhunderts  beginnt. 

Ich  vermag  in  das  Bedauern  Richters*  darüber  kaum  Conai^to- 
omzustinamen.  Wenn  irgendwo,  so  hatten  sich  in  den  Con- barkejt  ver- 
Mstorien  die  weitgreifendsten  Missbräuche  und  Missverständ- 
nisse  eingerüstet,  wenn  irgendwo,  so  war  da  kein  protestanti- 
sches Kirchenrecht,  sondern  das  kanonische  Recht  geltend, 
in  der  abgeschmacktesten  Weise  auf  protestantische  Verhält- 
nisse übertragen,  in  kaum  denkbarer  Art  missverstanden. 

Der  Vorwurf,  den  HommeP  in  einer  anderen  Materie 
gegen  die  zeitgenössische  Wissenschaft  schleudert,  und  den 
Richter*,  Walter^  gegenüber,  mit  Recht  von  den  heutigen 
protestantischen  Kirchenrechtslehrern  abweist,  „ut,  quid  aibi 
velint,  plane  nesciant*^  gilt  für  Ehesachen  von  den  Consisto- 
rien  in  seiner  ganzen  Schärfe;  und  ihre  beständig  sich  wider- 
sprechenden Erkenntnisse  bieten  dem  Forscher  das  trübe  Bild 
eines  Rechtszustandes,  der,  fortwährend  nach  festen  Normen 
haschend,  sie  doch  nur  in  alten  kanonischen  Bestimmungen 
finden  kann,  die  im  prinzipiellen  Gegensatze  zur  ganzen  pro- 
testanäschen  Kirche  stehen.  — 

currens,  Terum  subest  discrimen,  multo  minus  quicquam  spirituale  habet  *^ 
Vgl.  auch  Kant  Metaphys.  Anfangsgr.  d.  Hechtslehre  (Königsberg  1797.) 
Th.  1.  Hauptst.  2.  Abschn.  8.  §.  24. 

^  de  habitu  relig.  ad  vit.  cIyü.  §.  44 :  „  Quo  ex  genere  inter  alia  sunt 
caosae  matrimoniales,  quae  nullo  aut  futili  e  argumento  sacerdotes  ad  suum 
forum  pertraxere,  magno  cum  praeiudicio  summorum  imperantium  civilium, 
qaorum  uti  est  circa  matrimonium  leges  ferre ,  naturali  et  divino  iuri  con- 
graas,  ita  et  si  quid  circa  isthaec  controversia  oriatur,  penes  eosdem  est  ius 
dicere". 

«  Ge«ch.  d.  ev.  K.Verf.  245. 

'  epit.  iur.  sacri  (Lipsiae  1777.)  cap.  16.  §.5. 

*  Die  Gnmdlag.  d.  luther.  KVerf.  in  Zt sehr.  f.  deutsch.  R.  4,  25. 

5  K.R.  §.  204. 
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Heutige  Aber  auch  diese  Beaction  war  zu  einseitig ,   um   lange 

Aafrasfliing  herrscheo  zu  können,  und  sie  machte  denn  einer  würdigen 
'  und  wissenschaftlich  durchgebildeten  Rechtsauffassung  von  der 
Ehe  Platz,  deren  Ursprung  vielleicht  auf  den  grossen  pro- 
testantischen Kirchenrechtslehrer  Böhmer  zurückzuführen  ist. 

Die  geistlichen  Ehegerichte  wurden  zwar  nicht  wieder 
eingeführt,  meist  auch  die  Bestimmungen  der  Kirchenord- 
nungen ausser  Acht  gelassen,  und  neue  weltliche  Gesetz- 
gebungen für  Ehesachen  veranstaltet:  die  sittliche  Seite  der 
Ehe  aber,  oder  wenn  man  es  so  nemien  will,  die  kirchliche, 
fand  in  der  Wissenschaft  wieder  die  gebührende  Berücksich- 
tigung, wie  sie  im  Leben  sich  auch  durch  den  Act  der  Che- 
Schliessung  äusserte. 

Erst  neuerdings  hat  sich  wieder  eine  Richtung  bemerkbar 
gemacht,  die  auf  Carpzow  und  seine  Gesinnungsgenossen  zo- 
rückgriff,  die  aber  nicht  das  kanonische  Kecht,  sondern  die 
alten  Kirchenordnungen  hochhielt,  und  sich  zu  einer  Auffas- 
sung von  der  Ehe  bekannte,  welche  katholische  Schriftsteller 
mit  Recht  für  nur  iil  Worten  von  dem  katholischen  Dogma 
verschieden  erachteten^. 
Betaitate.  Dagegen  muss  sich  die  protestantische  Wissenschaft  mit 

Energie  erklären,  und  als  Princip  den  Satz  Luthers  aufrecht 
erhalten,  wie  wir  ihn  vorhin  angeführt  und'  gedeutet  haben: 
„Die  Ehe  ist  ein  weltlich  Ding". 


Alle  dargestellten  Doctrinen,  jedes  Schwanken  der  Lichre 
von  dem  Wesen  der  Ehe  hat  für  das  Recht  der  Eheschlies- 
sung sichtbare  Folgen  gehabt.  Das  zu  zeigen,  soll  jetzt  unsere 
Aufgabe  sein. 

n.  Die  Form  der  Eheschliessung. 

Kirchliche         Die  kirchliche  Eheschliessune  war  fire&:en  Ende  des  Mit- 
nmg  ent-  tclalters  immer  mehr  in  Aufnahme  gekommen  und  ist  für  das 
voiksb«-  Ende  des  fünfzehnten  und  den  Anfang  des  sechszehnten  Jahr- 
'  hunderts  in  Deutschland  als  Regel  anzusehen. 

Die  germanische  Rechtsansicht,  welche  heimliche  Ehen 
verwarf,  billigte  die  mit  der  kirchlichen  Eheschliessung  ver- 
bundene Oeffentlichkeit,  und  der  Instinct  des  Volkes,  der  Ver- 
hältnisse von  so  wichtiger  und  für  das  ganze  Leben  so  be- 

1  Tgl.WalterK.B.§.294. 
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deutsamer  Natur  der  privaten  Willkür  entzogen  wissen  wollte, 
fand  endlich  in  der  kirchlichen  Feier  einen  Kern,  der  im 
Grande  überall  gemeinsam  und  in  allen  Landen  der  katholi« 
sehen  Christenheit  gleich,  doch  das  Kleid  der  mannichfachsten 
Yolksgebrauche  annahm  und  so  selbst  eine  nationale  und  pro« 
vinzielle  Verschiedenheit  gestattete. 

Der  Staat  bekümmerte  sich  um  die  Ehen  ebensowenig, '^"j^jj^^lj" 
wie  um  die  meisten  anderen  Verhältnisse  sittlicher  und  recht- 
licher Natur,  und  doch  war  die  Wichtigkeit  der  Ehe  fiir  die 
menschliche  Gesellschaft  nicht  blos  Gegenstand  unfruchtbarer 
theologischer  Speculationen,  sondern  von  allen  Einsichtigen 
anerkannt.  Sollte  daher  die  Eheschliessung  nicht  ganz  in 
private  Kreise  gerückt  werden,  wie  das  eben  in  den  früheren 
Jahrhunderten  der  Fall  gewesen  war,  so  war  die  kirchliche 
Form  auch  die  einzige  Art,  die  dem  Gemeinwesen  den  nöthi- 
gen  Antheil  und  eine  Controle  verstattete. 

Dennoch  war  die  kirchliche  Eheschliessung,  wie  wir  oben 
wäter  ausgeführt  haben,  nicht  absolut  nöthig;  auch  auf  un* 
rählig  andere  Arten  —  ich   erinnere  nur   an  die  angeführte 
Stelle  des  Erasmus^  —  wurden  Ehen  eingegangen.  — 

Die  Reformation  fand  wesentlich  dieselben  Verhältnisse  L^SSrora". 
vor,  welche  vorher  massgebend  gewesen  waren;  nur  drängte  '^^^J^*' 
Alles  noch  mehr  zur  öffentlichen  und  kirchlichen  Eheform  hin. 

Die  Rechtsansicht  im  Volke  über  heimliche  Ehen  hatte 
keine  Aenderung  erfahren;  im  GegentfaeUe  wurde  sie  noch  be-      ' 
sonders  gestärkt  durch  das  Verbot  der  ohne  elterliche  Ein- 
wülignng  eingegangenen  Verbindungen. 

Die  socialen  Verhältnisse  hatten  durch  die  religiöse  Um- 
wälzung einen  gewaltigen  Stoss  und  eine  durchgehende  Locke- 
rung erlitten:  da  war  gegenüber  der  überall  auftauchenden 
geschlechtlichen  Zügellosigkeit  eine  feste,  gemeinsame  Ehe- 
fonn,  die  eben  in  untrüglicher  Weise  die  Ehe  vom  Concubinate 
trennte,  und  die  der  Oeffentlichkeit  der  Eheschliessung  Rech- 
nung trug,  dringendes  Bedürfhiss. 

In  der  Schrift  war  keine  Form  der  Eheschliessung  zu 
finden,  um  so  mehr  aber  wiess  die  Tradition,  diese  sonst  von 
der  protestantischen  Ejrche  so  verworfene  Potenz,  auf  die 
kirchliche  hin. 

All*  die  Kirchenväter,  die  Ignaze,  Tertulliane,  all'  die 
Papste,  die  Evariste,  Callixte,  Innocenze,  welche  katho- 
^  Siebe  obenS.  102. 
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Warum 
keine  Civil 
ehe? 


Drcn2. 


lificherseits  für  kirchliche  Eheechliessung  beständig  ins  Feld 
geführt  wurden,  dienten  auch  den  Protestanten  zur  Begründung 
der  Doctrin,  und  dazu  kam  noch  die  von  der  Kirche  so  viele 
Jahrhunderte  hindurch  befolgte  Praxis,  die  zwar  vor  nicht 
allzulanger  Zeit  Eingang  in  das  Volk  gefunden,  dort  aber  um 
so  tiefere  Wurzel  geschlagen  hatte,  weil  sie  sich  mit  nationalen 
Gebräuchen  in  fester  Art  verbunden  hatte. 

Es  hätten  die  Ehen  nach  protestantischer  Doctrin  ebenso 
gut,  wie  die  Würtemberger  K.O-  v.  J.  1553.*  sich  aua- 
drückt,  auf  dem  Rathhause  geschlossen  werden  können,  es 
wäre  möglich  gewesen,  dem  von  Erasmus^  in  seinem  Bache 
de  matrimonio  ausgesprochenen  Vorschlage,  der  eigentlidi 
auf  Civilehe  hinauslief,  Folge  zu  leisten,  aber  man  wäre  viel- 
leicht auf  einen  Widerstand  des  Volkes  gestossen,  der  die 
schon  in  Ehesachen  herrschende  Verwirrung  noch  um  ein 
Beträchtliches  vermehrt  hätte.  — 

Auch  musste  die  ethische  Seite  der  Ehe,  ihre  göttliche 
Einsetzung,  die  eben  der  herrsehenden  Unzucht  gegenüber, 
und  im  Gegensatze  zu  den  an  den  Cölibat  sich  anknüpfenden 
Ansichten  so  beständig  und  so  eifrig  betont  wurde,  und  die 
eine  Beziehung  der  Ehe  zur  Kirche  begründete,  auch  für  die 
Eheschliessung  eine  Form  wünschenswerth  machen,  der 
ethische,  kirchliche  Elemente  innewohnten.  Und  hätte  man, 
falls  eine  solche  schon  vorhandene  Eheform  verworfen  worden 
wäre,  nur  um  einem  blossen  Principe  zu  Liebe  die  bürger- 
liche Eheschliessungsform  einzuführen,  nicht  air  den  Theorieen 
Nahrung  und  neues  Leben  verliehen,  welche  die  Ehe  als  un- 
heilige Sache  darstellten,  und  die  man  als  mönchische  und 
papistische  so  eifrig  bekämpfte? 

So  sagt  denn  auch  die  eben  erwähnte,  von  Brenz  vcr- 
fasste,  Würtembergische  KO.  v.  J.  1553:  „Es  ist  tpol 
und  Christlich  bedacht,  das  die  neuwen  Eeleut  in  der  Kirchen 
vor  der  gmein  verkündiget  und  eingesegnet  werden,  dann  meicol 
der  Eelich  contract,  gleich  v?ie  sonst  andere  weltliche  contractu 
macht  auch  wol  auff  den  Ratsheusem  oder  andern  gemeinen  offen-- 

1  bei  Richter  K.0. 2, 139. 

^  S.  77:  ,,Quod  igitur  controversiarum  nascitur  ex  verbis  praesentibus 
etfuturis,  ex  matrimonio  rato  et  consummato ,  ex  signis,  nutibus  et  scriptiss, 
magna  ex  parte  toUetur,  ei  dignareotor  Ecclesiae  proceres  statuere,  nuUum 
matrimonium  prius  esse  ratum ,  quam  apud  magistratus  ad  hoc  designatos, 
adhibitis  testibus  clare  conceptis  Terbis ,  uterque  sobrius  ac  liber  alten  con- 
dicat  coniugium,  eaque  verba  scripto  seiTentur".  (ed.  oit) 
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licherif  ehrlidien  unnd  bürgerlichen  orten  verrichtet  werden.  Jedoch 
dweil  in  der  ersten  ausehreittang  des  heiligen  Evangelions  Christi, 
nach  der  Apostelzeit,  sich  vil  fanden  haben,  so  den  Eelichen 
stand  für  einen  unheiligen  stand,  mit  dem  die  Kirch  Christi  nicht 
zviJihun  haben  sott,  gehalten,  auch  sich  durch  anrichtung  des 
Satans,  der  aller  göttlichen  Ordnung  feind  ist,  den  Eeleuten  in 
jrem  stand,  allevlei  Unrichtigkeit  begegnet,  darinn  die  vergwissung 
jrer  göttlichen  zusamenfügung  jnen  in  jrem  gwissen  nöttig.  So 
ist  es  zur  besserung  der  Kirchen  fast  nutzlich,  das  die  neuteen 
EeUut  in  öffentlicher  versamlung  der  Kirchen  eingesegnet  werden, 
damit  fnenigkUch  darauss  ermanet  werde,  das  der  Bestand  an 
jm  selbs  ein  ehrlicher  und  GottgfälUger  stand  sei,  das  auch  die 
Eekut,  so  jnen  was  Unglücks  begegnet,  dadurch  zur  geduU  und 
anraffung  Gottes  bewegt  werden  mögen**  —  und  damit  sind  fast 
alle  Motive»  die  für  die  kirchliche  Eheform  sprachen»  erschöpft. 

Aber  auch  das  darf  nicht  ausser  Augen  gelassen  werden,  ^'JJJJJj^J'*^ 
dasg,  falls  eine  Oeffentlichkeit  der  Eheschliessung  ein  Antheil  Q^g*'^*^^^®,^. 
der  Beyölkemng  an  jeder  Ehe  gewünscht  wurde,  eben  keine     ^®''' 
passendere  Form   derzeit  gefunden  werden  konnte,   als  die 
kirchliche.    In  der  Kirche  vereinigte  wöchentlich  der  Gottes« 
«lienst  die  Bewohner  der  Städte  und  Dörfer,  und  der  Kirchen- 
besnch  war  nicht  in  das  Belieben  eines  Jeden  gestellt,  sondern 
durch  staatlichr-polizeiliche  Vorschriften  geregelt,   so  dass  die 
Anwesenheit  der  ganzen  Gemeinde  mit  Becht  vorausgesetzt 
werden  durfte^. 

Wo  konnten  also  öffentliche  Aufgebote  besser  verkündet, 
öffentliche  Ehen  besser  vollzogen  werden,  als  in  der  Kirche?^ 

1  Vgl.  Preuss.  L.O.  v.  J.  1525.  bei  Richter  K.O.  1,  34.  Preuss. 
Art  T.  Erwähl.  d.Prar.  T.J.  1540.  eben d as.  .1,  837.  Liegn.  K.O.  v.  J. 
1542.  ebendaB.  1,  361.  Essling.  K.O.  v.  J.  1534.  ebendas.  1,,  247.  Die 
LeiningschePoliz.O.  v.J.  ]556.  ebendas.  2,  289.  setzt  für  Nichttheil- 
nähme  am  Gottesdienste  eine  Geldstrafe  fest.  Interessant  ist,  dass  sich  - 
derartige  Bestimmungen,  von  weltlichen  Behörden  ausgehend,  auch  schon 
vor  der  Reformation  vorfinden.  Vgl.  die  Constit.  Carls  II.  (Königs  ▼.  Si- 
cüien  u.  Jerusalem)  bei  Giraud  Essai  sur  Thist  du  droit  frang.  au  moy.  äge 
2, 33 :  „Si  Tero  contingerit,  ut  die  dominica  non  renerit  saltem  una  persona 
de  qualibet  domo, ....  dominus  vel  domina  illiua  domus  XIII  denariosreg. 
coron.  pro  poena  solvere  teneatur,  nisi  ezousa  necessitatis  se  raluerit  ex- 
cusare,  quorum  denariorum  VI  sint  curiae  temporalis,  et  VI  slii  parochialis 
ecclesiae^S 

<  Die  Kirchen  yertraten  überhaupt  in  mancher  Beziehung  die  Stelle  der 
heutigen  Intelligens-  und  öffentlichen  Verordnungsblätter.  Vgl.  z.  B.  die 
Bestimmungen  der  Strassburg.  K.O.  Y.J.  1534.  bei  Richter  K.0. 1,237: 
f^Zum  dritten  ist  ein  missbrauch,  das  man  vas  verloren  wird,  kinder,  vihe, 
kleyder,  gelt,  unnd  anders,  zu  end  der  Predig,  da  man  das  volck  zum  gebet 
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DMVer-  Aber  auch  der  protestantiBche  Staat  oder  vielmehr  die 

Kirche  and  Fürsten  und  Magifitrate»  in  denen  der  Staat  derzeit  veri^örpert 
nicht  da.  gedacht  wurde  9  erlitten  durch  die  kirchliche  Eheschliessimg 
keine  Beeinträchtigung.    Es  war  factisch  ganz  gleichgültig» 
ob   der  Fürst  als  Landesherr  weltliche  Eheschliessung  an- 
-  ordnete  nach  weltlichen  Gesetzen ,  oder  als  höchster  Bischof 
kirchliche  nach  kirchlichen  Verordnungen,  da  seine  gesetz- 
geberische Gewalt  [in  jedem  Falle  anerkannt  werden  muMte, 
und  er  auch  kein  Bedenken  getragen  hätte,  kirchliche  Anoid- 
nungen  als  weltlicher  Fürst  zu  treffen.    Es  war  facdsch  ganz 
gleichgültig,  ob  die  Amtleute,  die  dem  Fürsten  als  weltliche 
Beamte  untergeben  waren,  oder  die  Pfarrer,  die  ihm,  dem 
höchsten  Bischöfe,  als  Kirchenbeamte  gehorchten,  die  öffent- 
lichen Interessen  bei  der  Eheschliessung  vertraten,  da  der  Fürst, 
und  somit  auch  der  Staat,  in  jedem  Falle  reprilsentirt  war. 
Das  k«non.         Wcuu  Wir  uach  dicseu  einleitenden  Bemerkungen  uns  zur 
Bang8rectat.Doctrin  der  einzelnen  Kirchenlehrer  und  Juristen  wenden,  60 
wird  vorher  der  Kern  der  kanonischen  Bestimmungen  über 
Eheschliessnng  noch  einmal  mit  kurzen  Worten  zu  vergegen- 
wärtigen sein.  ^ 

Die  katholische  Kirche  hatte  im  Hecht  der  Eheschlies- 
sung, den  bei  den  Römern  geltenden  Grundsatz  adoptirt,  dass 
der  blosse  Consensus,  ohne  eine  bestimmte  Form  zur  Be- 
gründung der  Ehe  genügen  sollte,  sobald  nur  dieser  Consens 
in  erkennbarer  Weise  ausgedrückt  wäre. 

Dabei  war  selbstverständlich,  dass,  sobald  eine  erschwerte 
und  endlich  gar  eine  verweigerte  Ehescheidung  es  wichtig  er- 
scheinen liess,  die  Existenz  der  Ehe  über  jeden  Zweifel  hin- 
zustellen, gewisse  feste  Formen  entstanden,  die  als  den  Con- 
sens  involvirend,  und  als  untrügliche  Zeichen  desselben  ange» 

und  gesang  ermanet,  und  besonder  andacht  pflegen  soll,  verkündet,  Dem- 
halb  haben  unsere  Herren,  ein  Ersa.  Raht  erkennet  und  wollen,  das  wer 
etwas  verloren,  das  selbig  in  zedelen  verzeychnet,  den)  Sigristen  innen 
Münster  bringe,  der  ein  taffei  an  predigstuhl  hencken  solle,  und  soliche 
hendel  and  den  selbigen  hefften*'  u.  s.  w.  vgl.  auch  die  bei  Siebenkee» 
Mater,  z.  Nürnberg.  Gesch.  (Nürnberg  1792.)  1,  56.  abgedruckte  Bestim- 
mung des  Nürnberger  Käthes  v.  J.  1628:  „Nachdem  man  allhier  lange 
Zeit  jährlich  am  SonnUge  Jubilate  bey  St.  Sebald,  und  über  8  Tage  hentck 
bey  St  Laurenzen  die  Chor-Glocke  gel&utet,  und  das  Stadt-  oder  Wandel- 
buch  (insgemein  Verrätherbnch  genannt)  von  den  Stadtknechten  in  der  Fast 
in  die  Kirchen  getragen,  auf  der  Kanzel  aufgelegt  und  von  den  Canzellisten, 
einem  nach  den  andern  etliche  Augs-Artickel  von  der  Kanzel  abgelesen 
worden,  bey  welchem  Lesen  keine  ehrliche  Personen,  mit  kleinen  Kindern 
zugehöret"  etc. 
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sehen  wurden,  und  diese  Entwicklung  schloss  sichinnatUrlioher 
Weise  an  die  romischrechtliche  Lehre  von  den  Verlöbnissen  an. 

Hier  war  in  den  Sponsionen  eine  feste  und  ungekünstelte  ■ponMit« 
Form  gegeben;  und  es  bedürfte  nur  einer  klemen  Aenderunga.dciütoro. 
in  der  Fassung  der  Worte,  um  die  Consenserklänmg  aus  dem 
Bereidie  der  Zukunft  in  die  Gegenwart  zu  rücken,  und  aus 
dem  Verlobnisse  eine  Ehe  zu  machen. 

So  bildete  sich  die  Theorie  der  Sponsalia  de  prae-o.si.  x.  da 

sentit   deren  Wesen  auf  das  Deutlichste  in  den  folgenden    m«tr! 

Worten  Gregors  IX.  [c.  31.  X.  de  sponsal.  et  matr.  (4, 1.)] 

geschildert  wird.    Er  sagt:  „Si  tnter  virum  et  muUerem  legiti- 

WM  eofuensua  interveniat  de  praeeenti  ita,  quod  laiue  aUerum 

mnUuo  caneeneu,  verbü  eaneuetia  eapreeeo  reeipiat,  utroquedicente: 

„effo  ie  in  tneam  aeeipio**  et  „ego  te  aeeifio  in  meum'*  vel  atia 

verba  cansensum  exprünentia  de  praesentis  eive  sit  turamentum 

interpositum,  sive  non:  non  licet  ediert  ad  aUa  vota  transire* 

Quodei  feeerit   seeundum   matrimamum   de  facto    contractum, 

etiamsi  dt  camaUs  eopula  ettbsecuta,  separari  debet,  et  primum 

in  wa  ßrmUate  manere.     Verum  si  inter  ipaos  acceeeit  tantum^ 

modo  prcndssio  de  futuro^  vtroque  dieente  aüeri:  „ego  te  red- 

piam  in  meam"  et  „ego  ie  recipio  in  meum^^  sive  verba  sitniUa, 

si  aUtis  midierem  illam  per  verba  de  praesenti  desponsaverit, 

etiamsi  inter  ipsam  et  primum  iuramentum  intervenerit,   siciU 

dijrimus,  de  futwro:  hujusmodi  desponsationis  intuitu  seeundum 

matrimofdvm  fum  poterit  separari,  sed  eis  est  de  violatiane  fidei 

poemtentia  iniungenda"* 

Nach  dieser  Erörterung  woUen  wir   die  protestantische 
Doctrin  in  ihren  vetschiedenen  Entwicklungsstadien  darstellen, 
und  es  wird  sich  dabei  fast  von  selbst  die  Analogie  zu  den 
Lehren  ergeben,   die  wir  im  vorigen  Abschnitte  vorgeführt      ^ 
haben. 

1.  Die  Doctrin. 
a.  Das  sechszehnte  Jahrhundert 

L#nther  war  mit  der  Leh^  der  Kanonisten  nicht  zu-    Lnuier 
frieden. 

39 Die  Canonisten  sagen",  sprach  D.  M.  Luther,  „sufßcit 
consensus.  Das  steht  wohl  im  Text,  wird  aber  nicht  deßniret: 
Quid  aut  qualis*  Der  Text  redet  relative  auch  de  publica  eon-* 
sensu  et  pactione  sponsaliorum  et  quando  hoc  fit  cum  aliqua  so- 
lentdiaie.     Wie  wollen  sie  es  probiren,  dass  er  de  privato  eon^ 
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sensu  redef  Es  thäte  gar  noth  in  causis  mairimoniaUbus,  dass 
jetzund  wären  heroicissimi  und  sapientissind  determinatares.  Es 
gehet  sonst  itzt  in  der  Welt  lauter  Sophisterei^  fraudes  und  doli**K 

Dennoch  gehörte  er  nicht  zu  diesen  „determinatores  heroi-' 
cissimi",  die  in  der  That  nöthig  gewesen  wären ,  um  der  pro* 
testantischen  Kirche  die  unzähligen  Missstände,  die  eine  von 
jedem  Schwanken  der  Ansichten  abhängige  Doctrin  mit  sich 
führte,  zu  ersparen. 

Er  stellte  für  die  Eingehung  der  Ehe  durchaus  keine  bm- 
dende  Form  auf. 
tibor  kirch-  Frcilich  wiess  er  auf  die  kirchliche  Eheschliessung  hin,  als 
«chiiessnng.die  der  Würde  der  Ehe  angemessene,  als  die  öfPentlicfae,  als 
die  glückverheissende:  —  ^^  Darum  so  leitet  man  auch  Brcmt 
und  Bräutigam  zur  Kirchen,  dass  sie  öffentlich  bekennen,  sie 
treten  nach  Gottes  Ordnung  in  den  heiligen  Ehestand,  dass  sie 
nicht  ein  Humehe  fuhren  wollen,  werden  auch  gesegnet,  und 
zweifei  auch  gar  nicht,  sie  sind  vofi  Gott  gesegnet"^.  — 

Freilich  nennt  er  die  kirchliche  Eheschliessung  eine  ,^eine 
und  christliche  Ordnung"^,  aber  in  der  Vorrede  zum  Trau- 
büchlein, wo  er  selbst  ein  Muster  giebt,  welches  vielfach  in 
die  Ejrchenordnungen  übergegangen  ist,  stellt  er  die  Trauung 
nicht  so  als  ein  Postulat  der  Kirche  auf,  sondern  vielmehr  als 
eine  Erfüllung  eines  von  Aussen  her  an  die  Ejrche  gerichteten 
"leinT  Begehrens,  dem  sie  sich  nidit  entziehen  dürfe*.  „So  manchs 
Land,  so  manche  Sitte,  sagt  das  gemeine  Sprüchwort,  demnach, 
weil  die  Hochzeit  und  Ehestand  ein  weltlich  Geschäft  ist,  gebührt 
uns  Geistlichen  oder  Kirchendienern  nichts  darin  zu  ordenen  oder 
regieren,  sondern  lassen  einer  ig  liehen  Stadt  üjid  Land  hierin 
ihren  Brauch  und  Gewohnheit,  wie  sie  gehen.   Etliche  fuhren  die 

1  Tischreden  in  Werke  (Erl.  Ausg.)  61,  271.  Vgl.  Zimmermann 
Concordanz  a.  a.  O.  1, 620:  ,,D er  Papst  versteht  anders  Nichts  da%'on,  denn 
TTO  ihrer  zwei  zusammenlaufen,  und  Eins  zum  Andern  sagt:  Ich  bin  dein 
und  du  bist  mein,  das  soll  der  Ehestand  sein  ". 

*  Zwei  Pred. ,  d.  erste  v.  Reiche  Christi  a.  d.  VIIL  Psalm;  d.  andere  v. 
Ehestande  a.  d.  Ep.  a.  d.  Ebräer  43,  4.  v.  J.  1545.  bei  S  tramp  ff  a.  a.  0. 344. 

3  Hochzeitpred.  a.  d.  Ep.  a.  d.  Ebräer  am  13.  v.  4.  eben  das.  844.  VgL 
auch  Gründi.  u.  erbaul.  Ausleg.  d.  I.  R.  Mos.  y.  J.  1536 — 45.  eben  das.  344. 
2u  Cap.  41,  ▼.  16:  „Derohalben  geschiehet  es  nicht  umsonst ,  dass  man  son- 
derliche Ceremonien  und  Ordnungen  gebrauchet  in  der  Kirche,  wo  man  die 
Eheleute  einsegnet  und  zusammen  giebet, Denn  wir  gesegnen  Bräuti- 
gam und  Braut,  wünschen  ihnen  Glück,  lesen  die  Worte  Ton  der  Einsetzung 
dieses  Standes,  rufen  Gott  an,  dass  er  darüber  halten,  und  denselben 
schützen  und  bewahren  solle  '^ 

4  ebendas.  S40.f. 
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Braut  zweimal  zur  Kirchen,  beide  des  Abends  und  des  Morgens, 
Etliche  nur  einmal;  Etliche  verkündigen's  und  bieten  sie  auf 
auf  der  Kanzel,  zwo  oder  drei  Wochen  zuvor:  solchs  alles  und 
dergleiehen  lass  ich  Herrn  und  Roth  schaffen  und  machen,  wie 
sie  woUtn,  es  gehet  mich  nichts  an. 

Aber  so  man  von  uns  begehret,  für  der  Kirchen  oder  in  der 
Kireken  sie  zu  segenen,  über  sie  zu  beten,  oder  sie  auch  zu  trauen,, 
sind  wir  schuldig  dasseUnge  zu  thun". 

Die  Form  aber,  die  er  daselbst  aufstellt,  lautet  folsrender«  sein  Trair. 
massen^: 

„Für  der  Kirchen  trauen  mit  solchen  Worten: 

Hans,  wilt  du  Greten  zum  ehelichen  Gemahel  haben? 

Dieat:  Ja. 

Greta,  wilt  du  Hansen  zum  ehelichen  Gemahel  haben  f 

Dicat:  Jeu 

Hie  lasse  sich  die  Trauringe  einander  geben,  und  füge  ihre 
beide  rechte  Hand  zusammen,  und  spreche:  Was  Gott  zusammen 
füget,  soll  kein  Mensch  scheiden.' 

Damach  spreche  er  für  Allen  ingemein:  Weil  denn  Hans 
N.  und  Greta  N,  einander  zur  Ehe  begehren,  und  solches  hie 
öffentlich  für  Gott  und  der  Welt  bekennen,  darauf  sie  die  Hände 
und  Trauringe  einander  gegeben  haben,  so  spreche  ich  sie  ehelich 
zusionmen,  im  Namen  des  Vaters  und  des  Sohnes  und  des  hei-- 
Ugen  Geistes.    Amen! 

Für  den  Altar  über  den  Bräutigam  und  Braut  lese  er-Gottee 
Wort*'K 

Es  ist  ersichtlich,  dass  hier  die  Consenserklämng  der 
Brautleute  „für  der  Kirchen**,  von  der  priesterli6hen  Bene- 
diction  ,^ür  dem  Abar^*  getrennt,  dass  dem  Consense  die  ehe-^ 

^  Vorher  geht  folgendes  Aufgebot:  „Hang  N.  und  Greta  N.  wöllea 
nach  göttlicher  Ordnung  zum  heiligen  Stande  der  Ehe  greifen ,  begehren 
de«  ein  gemein  christlich  Gebet  für  sie,  dass  sie  es  in  Gottes  Namen  an- 
fahen,  und  wohl  gerathe.  Und  hätte  Jemands  was  darein  zu  sprechen ,  der 
thu  es  bei  Zeit,  oder  schweige  hernach.  Gott  gebe  ihn  seinen  Segen,  Amen**» 

s  Genes.  II.  Paul.  Ephes.  5,  25;  5,22.  Genes.  III,  17.  Genes.  I,  27. 28. 
31.  Salom.  proT.  18.  22.  Darauf  folgt  denn  auch  die  Benediction:  „Hie 
recke  die  Hftnde  über  sie,  und  bete  also:  Herr  Gottl  der  du  Mann  und 
Weib  geschaffen,  und  zum  Ehestand  verordnet  hast,  dazu  mit  Früchte  des 
Leibes  gesegnet,  und  das  Sacrament  deines  lieben  Sohns,  Jesu  Christi,  und 
der  Kirchen,  seiner  Braut,  darin  bezeichnet;  wir  bitten  deine  grundlose 
Gate ,  da  wollest  solch  dein  Gesohäff ,  Ordenung  und  Segen  nicht  lassen 
verrücken  noch  verderben,  sondern  gnädiglich  in  uns  bewahren,  durch 
Jesum  Christum  unsem  Herrn.  Amen".  —  Die  Trauhandlung  besteht  also 
aus  drei  Acten :  der  Copulation,  Lection  und  Benediction. 
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wirkende  Kraft  beigelegt  wird,  und  der  nachfolgende  Segen 

nur  die  schon  geschlossene  Ehe  heiligen  soU^.  — 

KachLoUier        D^inoch  aber  kann  nicht  einmal  behauptet  werden,  dasB 

liehe  Mit-  Luther  die  Consenserklärung  coram  parocho  für  absolut  zur 

Ehe  nicht  Eheschlicssung  nöthig  erachtete,  vielmehr  trat  hier  sein  Stand- 

nöthig.    punkt  in  der  Lehre  von  den  Verlöbnissea  hindernd  entg^en. 

Lothen  Auch  die  herkömmliche  Theorie   der  Sponsalien  gefiel 

theorie.   ihm  uämlich  nicht,  wie  sie  schon  früher  das  Missfallen  Wy- 

cliffes*  erregt  hatte. 

Den  Unterschied  zwischen  sponsaUa  de  pi^aesenti  und  dt 
futuro  verwarf  er  zwar  nicht  geradezu,  wohl  aber  sprach  er 
sich  gegen  die  Anwendbarkeit  der  alten  kanonischen  Form  m 
der  deutschen  Sprache  aus,  und  machte  sich  dabei  des  Feh- 
lers schuldig,  den  ganzen  Unterschied  zwischen  sponsaKa  d< 
praesenti  und  de  fiAturo  für  einen  formalen  zu  halten,  wahrend 
doch  die  Form  nur  so  weit  ins  Gewicht  fiel,  wie  sie  ein  er- 
kennbares Zeichen  der  Intentionen  der  Brautleute  war,  auf 
die  Alles  ankam. 

Es  wird  zweckmässig  sein,  Luthers  eigene  Worte  aus 
Von  Ehe-  seiner  Schrift  Von  Ehesachen  (1530.)  anzuführen,  zumal  er 
gerade  in  dieser  Lehre  von  unverkennbarem  Einflüsse  auf  die 
ganze   spätere  Entwicklung   des  protestantischen  Efaerechts 
gewesen  ist', 
wieipons.  „Gleichme  sie  auch  ein  lauter  Narrenspiel  getrieben  hohen" f 

u.defüturoheisst  CS  dort,  yycmn  verbis  de  praesenti  vel futuro.  Damühßhm 
»cheiden  sie  ouch  viel  Ehe  zurissen,  die  nach  ihrem  Recht  gegolten  hat^ 
und  gebunden,  die  nicht  gegolten  hat.  Denn  diese  Wort:  Ich 
will  dich  zum  Weibe  haben;  oder:  Ich  will  dich  nehmen,  ich  iw'fl 
dich  haben,  du  sollt  mein  sein,  und  dergleichen,  haben  sie  gemei- 
niglich verba  de  futuro  genennet,  und  furgegeben,  der  Mann»' 
name  sollt  also  sagen:  Accipio  te  in  uxorem  ich  nehme  dich :» 
meinem  Weibe;  der  Weibsname  also:  Ich  nehme  dich  zu  meinm 
Ehemann*  Und  haben  nicht  gesehen  noch  gemerkt,  dass  Sef 
nicht  im  Brauch  ist,  deutsch  zu  reden,  wenn  man  de  praesenti 

^  £s  ist  mir  daher  nicht  ersichtlich,  mit  welchem  Rechte  Kliefotb 
Liturg.  Abh.  1,  S8.  diese  lutherische  Trauform  eine  ,,Hsn^ungaus  einem 
Guss**  nennt. 

*  Er  meinte  in  der  Schrift  de  ordine  Christiane  die  Worte  de  fatuzo: 
ego  te  accipiam ,  eigeneten  sich  besser  zur  Eheschliessung,  als  jene  de  pn^' 
senti :  ego  te  accipio.  Der  Sats  wurde  von  der  Convocatioder  Pro  Tini 
Canterbury  i.  J.  1896.  als  irrig  verdammt,  bei  Wilkins  a.  a.0.  8,229- 
▼gl.  auch  das  Urtheilder  Ozforder  Universität  ebendas.  8, 845. 

>  bei  Strampff  a.  a.  O.  828. 


U.  Die  Fonn  d.  Eheschi.   1.  Die  Doctrin.  a.  Das  sechsz.  Jahrh.     207 

redet;  sondern  das  heisst  de praesenti  geredt:  Ich  vnll  dich  haben; 

€^0  volo  te  habere  est  praesentis  temporist  non  fuiuri;  darumb 

redet  kein  deutscher  Mensch  von  zukünftigem  Verlöbnisse  wenn  er 

spricht:  Ich  will  dich  haben  oder  nehmen.     Denn  man  spricht 

nidit:  Ich  werde  dich  haben ^  wie  sie  gaukeln  mit  dem:  Acdpiam 

te;  sondern  Aecipio  te  heisst  eigentlich  auf  deutsch:  Ich  will  dich 

nehmen  oder  habm,  und  wird  verstanden  de  praesenti^  dass  er 

itzt  mü  solchen  Worten  Ja  spricht,  und  seinen  Willen  darein 

ffiebt.    Ja,  ich  wüsste  selbe  nicht  wol,  wie  ein  Knecht  oder  Magd 

sollten  oder  kannten  in  deutscher  Sprache  per  verba  de  futuro 

sieh  verloben;  denn  wie  man  sich  verlobet,  so  laui's  per  verba  de 

praesenti  und  sonderlich  weiss  der  Pobel  von  solcher  behender 

GrammaHea  nichts,  dass  aecipio  und  acdpiam  zweierlei  sei;  er 

fähret  daher  nach  unserer  Sprachen  Art  und  spricht:  Ich  will 

dich  haben,  ich  will  dich  nehmen,  du  sollt  mein  sein  etc.    Da  ist 

die  Stunde  Ja  gesagt,  ohn  weiter  Aufzug  und  Bedenken.    Das 

Hess  ich  wohl  verba  de  futuro  heissen,  wenn  ein  condicio,  Anhang 

oder  Auszug  dabei  gesetzt  würde,  als:   Ich  vnll  dich  haben,  wo 

du  mir  wiUt  zu  gut,  zwei  oder  ein  Jahr  harren;  item:  Ich  will 

<Hefc  haben,  so  du  mir  hundert  Gulden  mitbringest;  item:  So 

deine  oder  meine  Aehem  wollen;  und  dergleichen.    In  solchen 

Worten  icird  der  Wille  nicht  frei  dar  zu  geben,  sondern  aufge- 

schoben  tmd  an  etwas  verbunden,  das  in  seiner  Macht  nicht  stehet, 

und  darumb  er  auch  zugldch  damit  bekennet,  dass  er^s  itzt  noch 

nicht  ihun  könne,  und  sein  Wille  noch  nicht  frei  sei;  darumb 

bindet  auch  solch  Verlöbniss  nicht  cds  per  verba  de  praesenti^^. 

Die  Sponsalia  de  praesenü  und  de  futwro,  oder,  um  sie 
mit  Luther  zu  definireu,  die  unbedingten  und  bedingten  Ver- 
löbniflse,  unterschied  er  aber  in  durchgreifender  Weise. 

Abgesehen  davon,   dass  die  letzteren  schon  durch  das  'p^^**^**^ 
Befidren  der  Bedingung  null  und  nichtig  wurden,  sollten  sie 
auch  aufgelöst  werden  können,  wenn  „anders  .  .  .  grosse  wichr- 
tige  redliche  Ursachen  dazwischen  fallen,  dass  man  mit  Gott  und 
Jtecht  den  Glauben  nicht  halten  kannte*^ ^. 

Ob  das  in  das  Belieben  der  Parteien  zu  stellen,  oder 
darüber  richterliche  Entscheidung  einzuholen  sei,  lässt  er  uur 
berücksichtigf,  wie  er  denn  überhaupt  die  Juristen  „ausfechten 
lassen"  will^  welches  die  Kraft  der  bedingten  Verlöbnisse  sei, 
i^o  die  Condicion  oder  AnJiang  geräth"^. 

1  bei  Strampff  a.  a.  0.  319. 
>  ebendas. 
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i^ponuiiu  Die  unbedingten  Verlöbnisse   dagegen    sind  ihm  walire 

Ehen,  und  wer  sie  bricht,  ist  als  Ehebrecher  zu  bestrafen. 

i^Wer  die  Braut  haty  der  ist  Bräutigam*^  heisst  es  in  der 
Schrift  Von  Ehesachen^  (v.  J.  1530.),  „spricht  Johannts  ihr 
Täufer,  Joh.  3.  Weil  nu  der  erst  verlobte  Mann  die  Braut  hat, 
und  ist  Bräutgamy  kann  sie  sich  mit  keinem  Andern  hernach 
verloben,  noch  der  Bräutgam  mit  einer  Andern.  Daher  auch 
Moses  Deut  22.  eine  vertrauete  Jungfrau  ein  ehelich  Frau 
nennet  .  .  .  ." 

„  Wenn's  bei  schlechtem  Verlöbniss  bleibt",  sagt  er  an  einer 
anderen  Stelle  derselben  Schrift^  „so  ist  bald  geurtheih,  dasf 
hernach  kein  ander  Verlöbniss  gelten  soll,  denn  es  ist  eine  reckt 
Ehe  für  Gott  und  der  Welt". 

Und  an  einer  dritten  Stelle  desselben  Werkes  heiset  es 
endlich':  „Denn  wir  droben  gehört  haben,  dass  eine  ofenüidf 
verlobte  Dirne  heisse  eine  Ehefrau,  und  dass  solch  öffentlich  Ycr^ 
Idbniss  ....  stifte  eine  rechte  redliche  Ehe;  darumb  ist  er  owc/i 
geunsslich  ein  rechter  Ehemann.  Und  weil  sich's  bei  uns  nidt 
ziemet,  mehr  denn  ein  einiges  Weib  zu  haben,  die  eines  Mtn 
Ehefrau  sei,  so  ist  er  seines  Leibes  nicht  mächtig,  und  kann  kein^ 
andere  berühren  ohn  Ehebruch". 
DicTrannng  Die  Trauuug  Und  der  Act  der  kirchlichen  Eheschliessun^ 
Btstig^ang.ist  also  conscquentcr  Weise  nichts  weiter  als  die  öffentliche 

Bestätigung  einer  schon  geschlossenen  Ehe. 
Lother  will         Dcunoch  aber  wollte  Luther  nicht   allen   unbedingten 
keitd.ver- Verlöbnissen  solche  Kraft  zuschreiben,  sondern  nur  den  offent- 

JCbniste 

liehen.  Seine  Ansicht,  dass  die  elterliche  Einwilligui^  zur 
Eheschliessung  nöthig,  dass  die  Ehe,  als  öffentlicher  Stand. 
auch  öffentlich  vor  der  Gemeinde  eingegangen  werden  müs^i 
liess  ihn  ebenso  öffentliche  Verlöbnisse  wie  öffentliche  Ehe- 
schliessung fordern,  ebenso  die  Nichtigkeit  der  heimlichen 
Verlöbnisse  wie  der  heimlichen  Ehen  behauptend 
dw'^nicS  Aber  auch  hier  konnte  er  nicht  die  Strenge  srines  Priß^ 

TJIT^-*  ^P^®  g«^  durchfuhren. 
«»»'*•  In  der  Schrifl  Von  der  Babylonischen  Gefengnis« 

der  Kirchen  (v.  J.  1520.)*  beschwert  er  sich  zwar  noch  über 
die  Doctrin  der  katholischen  Kirche,  welche  „die  Werke  dfr 

1  ebendas.  831. 

s  ebendas. 

8  ebendas.  384. 

*  Vgl.  ebendas.  826.  ff. 

^  ebendas. 828. 
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Fleuchs  (copulam  camie)  mehr  angesehen  haben,  dann  Gottes 
Gebot**,  welche  von  zwei  auf  einander  folgenden  Verlöbniesen 
dem  letzteren,  falls  die  copula  camalis  hinzugetreten  sei,  die 
bindende  Kraft  zuspreche  —  was  doch  im  kanonischen  Kechte 
nur  der  Fall  war,  wenn  das  erstere  sponsalia  defuturo  waren  — 
in  der  Schrift  Von  Ehesachen  aber  (v.  J.  1530.)  zog  er 
selbst  das  heimliche  Verlöbniss  mit  Beischlaf  dem  öffentlichen, 
also  sogar  „der  Ehe^*  vor,  undTCchtfertigte  diese  Inconsequenz 
durch  die  Bücksicht  auf  die  weibliche  Ehre^. 

yj)arumb  habe  ich  also  wollen  rathen":  sagt  er,  „Wo  das 
offentUche  Verlöbniss  noch  ohn  Beschlafen  rein  ist,  und  zuvor  ein 
heimUch  Verlöbniss  mit  Beschlafen  furhanden,  das  bekant,  er- 
schtDoren  oder  beweiset  vnrd,  soll  die  öffentliche  vertrauete  Dirne 
der  BilÜgkeit  nach  weichen,  angesehen,  dass  sie  den  Schatz  ihrer 
Ehren  noch  ganz  hat,  und  damit  wohl  zur  Ehe  kommen  kann, 
aber  diese  Beschlafene  ihren  höhesten  Schatz  nach  unsers  Lands 
Gestalt,  verwahrloset,  und  zur  Ehe  nicht  wohl  kommen  kann,  une 
sie  unter  Mose  wohl  hätte  mugen  kommen**^. 

Von  selbst  versteht  sich  übrigens,  dass  bedingte  Verlöb- 
nisse durch  den  Beischlaf  zu  unbedingten,  sponsalia  de  futaro 
zu  de  praesenti  werden  sollten,  wie  das  ja  auch  im  kanonischen 
Rechte  so  bestimmt  gewesen  war. 

Wenn  wir  jetzt  noch  einmal  mit  kurzen  Worten  die  f.  Lutheri 
Lutherische  Ansicht  über  die  Eheschliessung  zusammen- ^^*JJ^^i^^^" 
fassen,  so  ergiebt  sich,  dass  er  die  kirchliche  Trauung  für  gut 
und  empfehlenswerth  ansah,  ohne  sie  jedoch  ftir  absolut  nöthig 
zu  erklären,  dass  er  dem  Consens  der  Brautleute  bei  der 
Trauung  die  ehestiftende  Kraft  zuschrieb,  dass  er  diesen  Con- 
sens, falls  er  unbedingt  aber  öffentlich  geäussert  wurde,  auch 
ohne  die  Gegenwart  des  Pfarrers  für  ehewirkend  hielt,  und 
eben  so  den  bedingten  und  den  heimlichen  mit  hinzugetretener 

^  ebenda«.  831.  f. 

^  Luther  scheint  hier  die  ohne  Zeugen  eingegangenen  Verlöbnisse  zu 
meinen,  nicht  die  gegen  den  Willen  der  Eltern  geschlossenen,  welche  er 
^och  heimliche  nannte.    Vgl.  Von  Ehesachen  bei  Strampff  a.  a.  0.  S14: 
^Auf  dass  aber  nicht  Jemand  hie  ein  Wortgezänk  anrichte,  heisse  ich  das 
heimlich  Verlöbniss,  das  da  geschieht  hinter  Wissen  und  Willen  derjenigen, 
"«o  dieUeberhand  haben,  und  die  Ehe  zu  stifften  Recht  und  Macht  haben, 
als  Vater  und  Mutter,  und  was  an  ihres  Statt  sein  mag  *^    Sollte  er  dennoch 
luer  an  die  letztere  Art  der  Verlöbnisse  denken ,  so  wäre  entweder  anzuneh- 
men, dass  er  später  diese  Ansicht  wieder  aufgegeben  habe,  oder  dass  di& 
^Juristen  des  sechszehnten  Jahrhunderts  derartige  Verlöbnisse  auch  ohne 
^Qzugetretene  copula  camalis  für  gültig  gehalten ,  was  ich  nirgends  ge* 
^^den  habe.    Vgl.  übrigens  S.  210.  Anmerkg.  1. 

Friedherg,  Ehesehlieftung*  ]^4 
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copula  camalia,  und  dass  er  endlich  in  diesen  letzteren  Fällen  der 
später  hinzutretenden  Trauung  nur  die  Kraft  der  Confirmadon 
einer  schon  bestehenden  Ehe  beiwohnen  lassen  konnte. 

er  repro-  Luthcr  rcproducirtc  also,  wie  ersichtlich,  vollständig  die 

kanonische  von  ihm  vcrworfenc  kanonische,  vor  dem  Tridentinum  geltende 

Doctrin,  mit  einer  und  freilich  sehr  eingreifenden  Modifica- 


tion,  die  in  der  Folge  aus  dem  früheren  unpraktischen, 
nicht    unbilligen   Rechte,    ein   unpraktisches    und  unbilligem 
machte^. 

Auch  er  erblickte  schliesslich  in  dem  Consens  der  Ehe- 
gatten das  Wesentliche,  wie  das  auch  in  der  That  der  Fall 
ist,  aber  auch  er  kam  nicht  über  die  den  Kanonisten  vorge- 
worfene Formlosigkeit  der  Eheschliessung  hinweg,  auch  er 
sprach  der  kirchlichen  Trauung  nicht  den  Character  der  ab- 
soluten Nothwendigkeit  zu,  welche  allein  die  herrschende  Ver- 
wirrung durchgreifend  und  mit  einem  Male  hätte  heben  könneL 
Gefährlich-         Während  aber  im  kanonischen  Rechte  die  spansatia  d( 

kelt  seiner  ii-ri» 

Lehre,  futuvo  gclost  Werden  konnten,  so  erklärte  Luther  seine  «pcn- 
salia  de  praesenti  —  und  es  waren  das  doch  fast  alle  Ver- 
löbnisse, also  auch  und  wesentlich  die  kanonischen  spomah 
de  futuro  —  für  unauflöslich,  und  gab  so  zu  demselben  Heere 
von  TJebelständen  Anlass,  welches  die  Unauflöslichkeit  der 
kanonischen  sponsalia  de  praesenti  in  ihrem  Gefolge  gehabt 
hatte,  nur  freilich  in  doppelt  vermehrtem  Masse.  — 

Das  waren  die  Bahnen,  in  die  Luther  die  Entwicklung 
des  Rechtes  der  Eheschliessung  lenkte,  und  in  denen  sich 
Theorie  und  Praxis  bis  ins  achtzehnte  Jahrhundert  hinein  roii 

1  Noch  ein  anderer  Unterschied  zwischen  seinen  und  den  Lebren  dei 
kanonischen  Rechts  besteht  in  der  Doctrin  von  den  heimlichen  Verlöb- 
nissen, d.  h.  den  ohne  Einwilligung  der  Eltern  eingegangenen.  Dies« 
erklärt  er  für  ungültig.  Vgl.  Strampff  a.  a.  O.  299.  ff.  Dass  er  sie  auch 
nicht  durch  nachfolgenden  Beischlaf  convalesciren  lassen  wollte,  halte  ich 
mit  Wilda  Ztschr.  f.  deutsch.  R.  4,  217.  nach  seinen  Aeusserungen  gegfQ 
die  Juristen,  und  nach  dem  Streite,  in  den  er  noch  gegen  Ende  seines  Lebess 
mit  ihnen  verwickelt  wurde,  und  dessen  Gegenstand  die  heimlichen  Verlöb- 
nisse waren,  für  wahrscheinlich.  Die  von  Dieck  Gewissensehe  102.  bei- 
gebrachte Aeusserung  Luthers:  „Dass  man  sie  (d.  h.  die  ohne  Ein^"' 
ligung  der  Eltern  zusammengekommenen  Ehegatten)  zusammenlasse  und 
T&terlicher  Gewalt  die  Hand  abthue  "  (Werke  ed.  Walch  10, 851.),  ist  «el- 
leicht  so  zu  erklären,  wie  die  Stelle  in  der  Schrift  Von  Ehesachen,  wo 
Luther  auch  seine  Vorschriften  nicht  auf  die  schon  bestehenden,  eondero 
die  noch  zu  schliessenden  Ehen  angewendet  wissen  will.  Vgl  Strampn 
a.  a.  O.  322.  Dennoch  aber  ist  diese  Luther  zugeschriebene  Ansicht  m 
jedem  Falle  schon  bei  Melanchthon  zu  finden.    VgL  unten  S.  25.  f. 
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wenigen  Ausnahmen  bewegt  haben.  Dann  endlich  wurde  durch 
die  neueren  Gesetzgebungen  den  allmählich  in  der  Doctrin 
herangebildeten  Ansichten  ein  fester  Ausdruck  und  gesetzliche 
Geltung  verschafft. 

Die  Bekenntnissschriften  geben  für  die  Fräse  der  Bekennt- 
Eheschhessung  wenig  Ausbeute. 

Es  war  hier  eben  kein  Gott  gebotenes  Recht  vorhanden, 
welches  einen  Ausdruck  gefordert  hätte;  es  gab,  von  der  Ver- 
werfung der  heimlichen  Ehen  abgesehen  ^  nicht  einmal  einen 
Gegensatz  zur  katholischen  Doctrin,  der  einer  Erwähnung 
werth  gewesen  wäre. 

So    sprach   denn   von   den   lutherischen   Bekenntniss-    Tma- 

*^  .  bttcblein, 

Schriften  nur  das  dem  grossen  Catechismus  angehängte  Trau- 
büchlein, und  dies  ex  professo  von  der  Eheschliessung,  ohne 
jedoch  eine  allgemeine  Geltung  seiner  rituellen  Vorschriften 
zu  beanspruchen. 

„Darumb  habe  ich  wollen",  sagt  Luther*,  ,, diese  Wart 
und  Weise  stellen  denjenigen,  so  es  nicht  besser  wissen,  ob  Etliche 
gthuiet,  einträchtiger  Weise  mit  uns  hierin  zu  brauchen**. 

Yen  den  reformirten  Bekenntnissschriften  sind  nie reform. 
allein  die  Worte  der  beiden  Helvetischen  Confessionen  Schriften. 
erwähnenswerth,  und  diese  lauten: 

(Erstes  Helvetisches  Glaubensbek.  Art.  27.)':         i.Hewct. 

„  Wir  halten  dafür,  dass  der  eheliche  Stand  allen  Menschen, 
die  dcum  tauglich  und  geschickt  und  von  Gott  sonst  nicht  berufen 
sind,  ausserhalb  der  Ehe  keusch  zu  leben,  von  Gott  eingesetzt 
und  verordnet  sei,  dass  kein  Orden  oder  Stand  so  heilig  und  ehr^ 
har  sei,  dass  ihm  der  eheliche  Stand  zuwider  wäre  und  verboten 
werden  sollte,  und  vne  nun  solche  Ehe  vor  der  Kirche  mit  einer 
herrlichen  öffentlichen  Ermahnung  und  Gelübde  bestätigt  wird, 
abo  soll  auch  die  Obrigkeit  Acht  haben  und  dafür  sorgen,  dass 
die  Ehe  rechtlich  und  ordentlich  eingegangen,  und  recht  und  ehr^ 
bar  gehalten,  auch  nicht  leicht  ohne  wichtige  und  rechtmässige 
Ursachen  getrennt  und  geschieden  werde**. 


1  In  den  Schmalk.  Art  Art.  Von  d.  Bischofs-Gewalt  u.  Jurisdict.  bei 
Müller  a.  a.  O.  343.  wird  als  unbillige  Satzung  des  kanonischen  Rechts 
u.  a..  hervorgehoben,  „dass  ingemein  alle  Heirath,  so  heimlich  und  mit  Be- 
trug, ohn  der  Aeltem  Vorwissen  und  Bewilligung  geschehen,  gelten  und 
kräftig  sein  sollen**. 

»  bei  Strampff  a.a.O.  340. 

3  bei  Böckel  a.  a,  0. 125. 

14* 
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ii.Hewet.         (Zweites  Helvet.  Glaubensbek.  Art  29.)^- 

***  „TFir  lehren,  dass  die  Ehen  ordentlich  in  der  Furcht  des 

Herren  geschlossen  werden  ....  Sie  müssen  geschlossen  werden 
mit  Zustimmung  der  Aeltem  oder  derer,  welche  die  Stelle  der 
Aeltem  vertreten,  und  vornehmlich  zu  dem  zweck,  wozu  der  Herr 
die  Ehen  eingesetzt  hat;  auch  sollen  sie  öffentlich  in  der  Kirche 
unter  Gebet  und  Segenswünschen  bestätigt  werden*^. 

Jedoch  ist  ersichtlich,  dass  in  beiden  Confessionen  die  kirch- 
liche Eheeinsegnung  nicht  für  ein  Dogma  erklärt  wird,  woran 
die  Kirche,  im  Widerspruche  zum  Katholicismus,  fest  zu  halten 
habe;  sie  wird  vielmehr  in  der  einen  mit  der  im  Gegensatze 
zum  Cölibat  hervorgehobenen  Heiligkeit  der  Ehe  verknüpft, 
und  erscheint  in  der  anderen  als  Consequenz  der  durch  die 
Nothwendigkeit  der  elterlichen  Einwilligung  gebotenen  Oeffent- 
lichkeit  — 

Kirohen-  Eine  Ungemein  wichtige  Quelle  für  das  Eecht  der  Ehe- 

schliessung sind  die  Kirchenordnungen,  deren  Bestim- 
mungen daher  einer  genaueren  Darstellung  bedürfen'. 

meiatkirch«  Kirchliche  Eheschliessuncr  nach  voraufjarefican£:enem  kirch- 
liche Ehe-  . 
ftchiieaninf.lichen  Aufgebote^  ist  ein  Postulat  der  meisten  Kirchenord- 
nungen, sei  es,  dass  sie  diese  Vorschriften  als  leges  perfectae^ 
sei  es,  dass  sie  sie  als  imperfectae  aufstellen,  sei  es,  dass  sie 
dieselben  mit  ausdrücklichen  Worten  auch  wohl  mit  eigenem 
oder  an  das  Lutherische  angeknüpftem  Ritual,  sei  es  endlich» 
dass  sie  sie  nur  nebenbei,  wie  sich  von  selbst  verstehend,  an- 
ordnen. 

Und  in  der  That  verstand  sich  die  kirchliche  Eheschlies- 
sung, wenigstens  zu  Ende  des  sechszehnten  Jahrhunderts,  so 
sehr,  von  selbst,  dass  wir  auch  durch  ihre  Nichterwähnung  in 
den  aus  dieser  Zeit  stammenden  Kirchenordnungen  keines- 
wegs zu  dem  Schlüsse  berechtigt  sind,  dass  diese  die  kirch- 
liche Trauung  für  unnöthig  erklärt  hätten*. 

1  ebendas.  345. 

'  Vgl.  darüber  yor  Allem  0  ob  eben  jdoctrina  de  matrimonio  ex  ordi* 
nationibuB  eccles.  evang.  Bec.  XVI.  (Halis  1848.) 

s  Vgl.  Göschen  a.  a.  0. 48.  ff. 

*  Gar  nicht  von  der  Ehe  bandeln  folgende  der  bei  Ri  cb  te  r  abgedruck- 
ten Kircbenordnungen:  Stralsund.  K.0. 1525.  1,22.  Brandend-Ans- 
bacb.  Abscb.  1526.  1,  50.  Lüneb.  Art.  1527.  1,70.  Ausscbreib.  d. 
Herz.  T.  Liegnitz  1527.  1,  72.  Frankf.  K.0. 1530.  1,  140.  Göttiog. 
K.0. 1530. 1, 142.  Rostock.K.0. 1531. 1,144.  Nassauisch. K.0.15S2. 
1,  173.     Wittenb.  K.O.  1538.  1,  220.     Sachs.  Vis.  Art.  1588.  1,226. 
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Wenn  wir  auf  die  Anordnungen  der  einzelnen  Kirchen-  nie  eins. 
Ordnungen  eingeben,  so  findet  sich  die  kirchliche  Eheschlies-  nongen. 
sung  in  folgenden  ausdrücklich  vor^: 

EUbogensche  K.O.  (1524.  E.  1, 17.):  „..aollein  P/ar^ 
rer  die  leut  zu  Ee  geben^  und  den  Iq^  darvon  wie  vormals  haben". 

Zürch.  Chorger.  O.  (1525.  R.  1,  22.):  „dass  ein  iedUche 
ee  die  reditUch  bezogen  ist  öffentlich  in  der  Kirchen  bezügt  und 
mit  der  gemeind  fürbitt  zesamen  werde  gegeben", 

Basel.  K.O.  (1529.  E.  1,  125.):  „haben  wir  geordnet, 
das  die  Eeleut  ....  offenlich  jngesegnet  •  .  .  •  sollen  werden", 

Zürch.  K.O.  (1529.  R.  1,  135.):  ,fWie  man  die  bezogne 
Ee  offenlich  vor  der  Kilchen  bestätet", 

Goslar.  K.O.  (1531.  R.  1,  155.):  „Es  sol  ouch  kein 
Fredicante  einem  andern  in  seiner  Pfarr  die  Braut  und  Bräu- 
tigam zusammen  geben  oder  vertrauen", 

TJlmer  K.O.  (1531.  R.  1,  158.) 

Ulmer  Agend.  (1531.  R.  1,  159.):  „Das  die  neüwen 
ehleät  vor  der  Einsegnung  offenlich  verkänt  sollen  werden", 

Xfübeck.  O.  (1531.  R.  1,  148.):  „wona/tige  und  bekande 
Boergere  ....  moegen  syck  ,  ,  ,  laten  vortruwen  ym  huse.  De 
oeuerst  van  unbekandem  volcke  synt,  schoelen  syck  yn  der 
Kercken  ....  vortruwen  laten", 

Hess.  K.O.  (1532.  R.  1,  164.):   „Wen  sye  ire  hochzeit 

hcJten  sol  der  Pharher  underweysen was  das  sey 

disser  newe  orden  des  Ehestants", 

Soest.  K.O.  (1532.  R.  1,  167.):  „So  schql  men  ,  ,  ,  de 
yenige  .  •  .  welck  gesinnet  to  dem  Eestande  tho  gripende  HL 
Fest  dage,  er  se  vortruwet  ....  namkuendich  maken". 

Pfalz-Zweibrück.  K.O.  (1557.  R.  2,  197.) 

Hess.  K.O.  (1557.  R.  2,  505.):  „Es  soll  auch  keine  Ehe 
....  Jngesegnet  werden  vor  der  Gemeinde  vonn  den  Pfarherm, 
die  zu  Nahe  verwand  seindt", 

Wittenb.  K.O.  (1559.  R.  2,  222.) 

Naasau. Instr.  1536. 1, 277.  Nördling.  K.0. 1538. 1, 286.  Hess.  O.  d. 
Kirch.  1539.  1,  290.  Die  Form  der  Eheschliessung  wird  übergangen  in: 
Wittenberg.  K.0. 1522. 2,  484.  Unterr.  d.  Visit  a.  d.  Pfarh.  i.  Churf. 
Sachs.  1528.  1,  94.  Braunschw.  K.0.  1528.  1,  112.  Hamburg.  K.0. 
1529.1,130.  Minden.K.0. 1530. 1,140.  Lüb.  K.0. 1531. 1, 148.  Clev. 
K.O.  1532.  1, 162.  Soest  K.0.  1532.  1,  167.  Sachs.  Vis.  Art  u.K.0. 
1539.  1,  289.  Lüneb.  K.O.  1543.  2,  55.  Ref.  Wittenb.  1545.  2,  87. 
Mannsfeld.  KO.  1554.  2, 142.  Schi.  d.  Synod.  z.  Emden  1571. 2,  341. 
^  VgL  auch  die  Ton  Lambert  von  Avignon  verfasste  Reformat 
eccLHass.y.  J.  1526.  bei  Richter  K.0. 1,  61. 
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K.O.  f.  Mömpelg.  u.  Eeichenweil.  (1560.  E.  2,  222.) 

Agend..Buch  f.  Worms.  (1560.  R.  2,  224.) 

Erbach.  K.O.  (1560.  R.  2,  223.) 

K.O.  f.  Steurwolt  u.  Peine.  (1561.  R.  2,  224.) 

Jever.  K.O.  (1562.  R.  2,  227.):  „.  .  .  unnde  latten  sych 
aUdenne  vor  der  gantzen  Gemene  ihosamende  geuen". 

Pommer.  K.O.  (1563.  R.  2,  242.):  ,yBie  nicht  thor 
Kerchen  ghan,  schollen  halde  nach  der  vortruwtnge  benedtdrt 
werden", 

Pfalz.  K.O.  (1563.  R.  2,  270.):  „/««  es  billich,  dass  die 
newen  Eheleuth  inn  der  Kirch  für  der  Christlichen  gemein  ein- 
geleitet  werden". 

Braunschw.-Lüneburg.  K.O.  (1564.  R.  2,  287.) 

Hess.  K.O.  (1566.  R.  2,  297.) 

Acta  syn.  Wesal.  (1568.  R,  2,  316.) 

K.O.  f.  d.  Herzogth.  Preuss.  (1568.  R.  2,  297.) 

Lipp.  K.O.  (1571.  R.  2,  338.) 

Oesterr.  K.O.  (1571.  Daniel  Cod.  Hturg.  2,  316^) 

Clav.  K.O.  (1533.  R.  1,  218.):  „.  .  .  dat  die  Latinische 
Benedictio  und  gebeder,  so  in  dem  tosamengeven  der  Ehehtyde 
verlesen  mhtgelacht  und  verkleret  werden", 

Brandenb.  Nürnb.  K.O.  (1533.  R.  1,  210.) 

Brem.  K.O.  (1534.  R.  1,  243.):  „  Wenn  brudt  unäe  bru- 
degam  tosamen  gegeven  werden  .  .  .  schollen  de  Fredicanien  .  •  . 
vormanen,  wat  de  Eestandt  sy  .  ,  ," 

Strassb.  K.O.  (1534.  R.  1.  238.) 

Pommer.  K.O.  (1535.  R.  1,  250.):  „de  vortruwynge  •  . . 
schal  gescJieen  dorch  den  preester  ..." 

Würtemb.  K.O.  (1536.  R.  1,  270.)  Ehe-O.  (1537. 
R.  1,  281.) 

Hamburg.  K.O.  (1539. R.  1,320.):  „Indem  Vortruwemh 
schal  diese  .  .  Form  ....  geholden  werden", 

Sachs.  K.O.  (1539.  R.  1,  313.):  „  Wenn  die,  so  zur  Ehe 
•  •  g'i^^ff^n  wollen  ....  zusamen  gegeben  jren  öffentlichen  Kirchs 
gang  halten  wollen,  mag  man  in  der  Kirchen  nachbeschriebem 
Ceremonien  halten", 

Kassel.  K.O.  (1530.  R.  1,  304.):  „.  .  .  so  sollen  alle 
Eheleut  zuvor  jhre  Ehe  von  der  Kirchen  bestetigen  und  heiligen 
lassen", 

Brandenb.  K.O.  (1540.  R.  1,  330.) 

Meissn.  Visit.  Absch.  (1540.  R.  1,  321.) 
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Preuss.  Art.  v.  Erwähl,  d,  Pfarr.  (1540.  R.  1,  338.): 
„w  söüen  etliche  treuung  ,  .  ,  jn  der  Kirchen  ..  .  gehandelt 
werden^*  K 

Ordonn.  eccl^s.  de  Genive  (1541.  R.  1,  347.):  „QuV 
pria  Ja  pubUcation  des  bans  accoustumez  on  celebre  et  bSnisse  le 
mariage  en  FEglise", 

Hall.  K.O.  (1541.  R.  1,  341.):  „Es  soll  keine  Copula^ 
tian  in  Häusern  gescheiten,  sondern  die  Ehe^Persohnen  zu  der 
Kirchen  gehen", 

Pommer.  K.O.  (1542.  R.  2,  11.) 

Calenb.  Götting.  K.O.  (1542.  R.  1,  365.):  „dessgleichen 
sotten  funfOrt,  Braut  und  Breutgam  für  der  gantzen  gemein  in 
der  Kirchen  .  .  .  zusamen  gegeben  werden",         ^ 

Schweinfurt.  K.Q.  (1543.  R.  2,  22.) 

Hall.  K.O.  (1543.  R.  2,  16.):  „So  sol  der  Ehelich  con- 
trakt  .  .  .  o^entUch  besteiigt  und  darin  der  Kirchen  fürbit  •  . 
begeret  werden", 

Osnabrück.  K.O.  (1543.  R.  2,  25.):  ,ywen  dat  bylager 
}fffte  die  Werschop  gesehen  scholl  dess  avendes  so  schollen  bruth 
und  hrüdigam  in  der   kerken  vor  deme  altare  tohope  gegeven 
werden", 

Coln.  Ref.  (1543.  R.  2,  47.):  „so  sollen  alle  Eheleuth 
zuvor  jr  ehe  in  der  Kirchen  für  der  gemein  Gottes  durch  das 
wort  Gottes  und  gebett  bestetigen  und  heiligen  lassen", 

Lüneburg.  K.O.  (1543.  R.  2,  56.) 

Braunschw.  K.O.  (1543.  R.  2,  60.):  „aüe  die  sick  in 

den  Echtenstand  begeven  scholen  van  einem  Predicanten 

thoscanen  gegeven  werden". 

Preuss.  K.O.  (1544.  R.  2,  70.) 

Berge dorf.  K.O.  (1544.  R.  2,  77.):  „und  schalen  ock  na 
der  Messe  vor  dem  Altare  im  Chore  vortruwet  und  tohope  ge- 
geven werden", 

K.O.  d.  Niederländ.  in  London  (1550.  R.  2,  114.) 

Mecklenb.  K«0.*  (1552.  R.  2,  120.):  „und  sollen  vor  der 
öffentlichen  christenlichen  solennitet  der  Hochzeit  keine  beywonung 
zulassen", 

Würtemb.  Ehe-0.  (1553.  R.  2,  128.  ff.) 

Würtemb.  K.O.  (1553.  R.  2,  139.):  „dass  die  neuwen 

^  Das  ift  kein  Gebot  der  Trauung,  sondern  die  den  Pfarrern  ertheUte 
Berechtigung,  ihren  Pfarreingesessenen  xu  diesem  Zwecke  nicht  |,nachzu- 
zciehen". 
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Eeleut   in   öffentlicher    Versammlung   der  Kirclien   eingesegnd 
werden", 

K.O.  d.  ausL  Gem.  z.  Frankf.  (1554.  B.  2,  157.):  „w 
coniugia  nisi  publice  et  solenni  quodam  ritu  ineant  homines", 

K.O.  f.  Hüttenberg  u.  d.  gemeine  Land  a.d.LahiL 
(1555.  R.  2,  163.) 

Waldeck.  K.O.  (1556.  R.  2,  172.) 

Sachs.  Generalart.  (1557.  R.  2,  181.):  „.  ..wß.. 
die  Copulierung  und  zusamengehung  oder  einaegnung  der  Braut 
und  Breutgams  .  .  .  andere  nicht y  dann  "jnn  der  Kirchen . . . 
gescheen". 

Brandenb.  Agend.  (1572.  R.  2,  348.) 

Hoya.  K.O.  (1573.  R.  2,  357.) 

Brandenb.  Cons.  O.  (1573.  R.  2,  381.):  „Undsolik 
Copulierung  und  zusammen  gebung  oder  Einsegnung,  der  BTüvi 
und  Breutigams,  anders  nicht  dann  in  der  Kirchen  vor  der 
christliclien  Gemein geschehen*^, 

Lüneburg.  KO.  (1575.  R.  2,  399.) 

Hohenloh.  K.O.  (1577,  R.  2,  401.) 

Hoya.  K.O.  (1581.  R.  2,  458.) 

Henneberg.  K.O.  (1582.  R.  2,  461.) 

Solms.  Braunfels.  K.O.  (1582.  R.  2,  459.) 

Niedersäch8.,K.O.  (1585.  Daniel  Cod.  2,  316.) 

Tecklenburg!  K.O.  (1588.  R.  2,  478.):  „.  .  .  ioh  die 
sich  ehelich  versprochen  jre  Ehe  jn  den  Kirchen  bestetigea  und 
hilUgen  lassen",  — 
Motive  Aber  auch  hier  ist  auf  diet  näheren  Umstände  aufinerk- 

mungeii.  sam  ZU  macheu,  die  sich  ziun  Theil  aus  dem  Wortlaute  der 
Bestimmungen,  zum  Theil  aus  der  von  den  Kirchenordnungen 
aufgestellten  Lehre  von  den  Verlöbnissen  ergeben.  Abge- 
sehen nämlich  davon,  dass  nur  in  einigen  der  angeführten 
Eirchenordnungen  die  kirchliche  Trauung  als  absolut  noth- 
wendiges  Erforderniss  der  Eheschliessung,  deren  Unterlassung 
Nichtigkeit  nach  sich  zöge,  dargestellt  wird^,  abgesehen  selbst 

1  Z.B.  Zürich.  Chorger. 0.1525.  Basel. K.O.  1529.  Cassel.KO. 
1539.  Ordonn.  eccl.  deG^ueve  1542.  Calenb.Götting.  K.O.  iMi 
Hall.  K.O.  1543.  Osnabrücker  K.O.  1543.  Cöln.  Reform.  1^2. 
Braunschw.  K.O.  1542.  Bergedorf.  K.O.  1544.  Mecklenb.K.0.1552. 
Würtemb. K.O.  1553.  K.O.  d.  ausl.  Gem. «.Frankf.  1554.  Sachs. Ge- 
neral-Art 1557.  Jever.K.0. 1562.  Pommer.  K.O.  1562.  Braunschv. 
Lüneb.K.0. 1664.  Pfalz.  K.O.  1563.  Lüneb.  K.O.  1575.  Tecklcnb. 
K.0. 1588.  —  Vgl.  auch  Meier  a.  a.  0. 50.  f. 
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von  den  Worten  der  Würtemberg.  K.O.  v.  J.  1553.S  welche 
die  bürgerliche  Zusammengebung  der  Eheleute  auf  dem  Rath- 
hause  als  berechtigt  erwähnt,  oder  von' den  Bestimmungen  der 
Renovatio  eccl.  Nordling,  v.  J.  1525,*,  die  in  höchst  vor- 
aichdger  Weise  von  der  Aufstellung  bindender  Anordnungen 
Abstand  nimmt,  ,,ne  qms  gentium  matrimonia  cavilletur,  Nam 
et  gent3m8  idem  in  matrimoniif  ius  est,  quod  Christianis  et 
ludaeis  olim,  et  quemadmodum  nobis  non  est  matrimonium,  quod 
contra  legem  Dei,  sive  eccUsias  sanctae  initum  est,  ita  neque  gen^ 
tibus  est,  quod  contra  leges  desponsatur,  Ut  aiUem  ad  Eccle- 
Slam  Dei  revertamur.  Hoc  agnosdmus  et  vocamtus  matrimonium, 
quod  secundum  legem  Dei  aut  secundum  pubKcae  honestatis  rar 
tionem  initum  est  et  confirmatum**  —  so  sind  vor  allen  Dingen 
die  Motive  zu  den  Vorschriften  der  Kirchenordnungen  über 
kirchliche  Eheschliessung  wichtig,  imd  sie  stellen  sich  häufig, 
^ie  Meier  mit  Recht  bemerkt,  als  dieselben  dar,  die  auch 
bei  der  Fassung  der  Tridentinischen  Schlüsse  die  bewegen- 
den waren. 

So  heisst  es  denn:  wetJheSi 

Ziirch.  Chorger.  O.  (1525.  R.  1,  22.):  «/«em  argwon,^'^^^^^ 
hinderred,  betrug  ze  vermyden".  "wawn!"'^ 

Würtemb.  Ehe-O.  (1537.  R.  1,  281.):  „Darauss  vil  jr- 
rangen  und  onrats  ervolgV*. 

Hall.  K.O.  (1543.  R.  2,  16.):  „auch  niemands  durch 
argwönisch  beywonung  seinem  nechsten  ergerlich  sein  soll", 

Braunschw.  K.O.  (1543.  R.  2,  60.):  „dat  se  by  uns  in 
unser  stadt  gude  tüchnisse  hebbet  eres  ehelihen  Standes", 

Bergedorf.  K.O.  (1544.  R.  2,  77.):  „dat  alles  vor  dem 
gantzen  Carspel  also  desto  erUker  togahn,  und  ein  yeder  desto 
intkr  und  beröhmUker  Tüchnisse  hebben  möge  sines  Ehstandts", 

K.O.  d.  ausL  Gem.  z.  Frankf.  (1554.  R.  2, 157.):  „Vos 
omnes,  quotquot  adestis,  testes  hujus  facio  ac  memores  esse  iubeo 
....  nee  fraus  ulla  dolusve  intercedat,  sed  bona  ßde  omnia  inter 
eomuges  fiant", 

Pfalz.  K.O.  (1563.  R.  2,  171.):  „Ich  nenne  euch  alle,  die 
jr  hie  seiet  zu  zeugen"K 

1  Siehe  oben  S.  200. 

2  bei  Richter  ILO.  1,19. 

s  So  heisst  es  auch  im  Ritual  des  Genfer  Catechismus:  „Vos  ego 
omnes,  qui praesentes  adestis,  testes  facio,  petoque,  ut  huiusrei  memoriam 
habeatis*^ 


218  III.  Bach.  Das  Recht  der  eyangelischen  Kirche. 

Ebenso  ist  auch  die  Bestimmung  der  Lübecker  K.O. 
V.  J.  1531.  zu  erklären,  welche  bekannte,  in  Lübeck  wohn- 
haftige Bürger  zu  Hause  trauen  iässt,   unbekannte,  fremde 
Leute  aber  nur  in  der  Kirche^. 
Kirchen-  Auch    die    Einfuhruncr    der    Kirchenbücher,    die    in 

bQchcr  

manchen  Kirchenordnungen  gefordert  wird^,  dient  demselben 
Zwecke,  die  Existenz  der  Ehe  gegen  jeden  Zweifel  zu  sichern, 
Aufgebote,  selbst  die  Aufgebote,  die  in  den  meisten  Kirchenordnungen, 
wie  auch  in  der  katholischen  Kirche*  vorzugsweise  wegen  Er- 
forschung der  etwa  obwaltenden  Ehehindemisse  angeordnet 
sindS  scheinen  zuweilen,  wie  z.B.  in  der  so  eben  angeführten 
Lübecker  K.O.,  nur  behufs  der  grösseren  Publicität  der 
Ehen  festgesetzt  zu  sein*. 

Dennoch  ist  aber  auch  in  vielen  Kirchenordnungen  die 
kirchliche  Eheschliessung  das  Resultat  der  ganzen  kirchlichen 
Auffassung  von  der  Ehe  selbst.  Der  von  Gott  eingesetzte 
heilige  Ehestand,  den  er  durch  y,  Christum  seinen  Sohn  auch 
durch  die  ApostoKschen  Schriften  ....  so  herlich  besteü^i 
hat^,  schien  einer  kirchlichen  Eingehungsform,  der  Fürbitte 
der  Gemeinde,  des  Segens  der  Kirche  zu  bedürfen,  um  den 
Satan,  der  dem  Ehestande  mehr  als  irgend  einem  anderen 
Stande  feind  ist^,  zu  bannen,  und  den  Eheleuten  einen  festen 

1  Richter  K.O.  1,  14S:  „Doch  so  wonafftige  und  bekande  Boergerc 
nicht  wolden  thor  kerken  gan,  de  moegen  sick  mit  woentlikem  prenge  laten 
Tor  trugen  ym  huse.  De  oeuerst  van  unbekandem  yolcke  synt,  scheelen 
syck  yn  der  kerchen  ....  edder  vor  der  karckdoer ....  vortniwen  laten .... 
Sulcke  apenbare  vortruwinge  des  unbekanden  volckes,  dat  ys  der  de  hyr 
noch  hus  noch  erue  hebben,  denet  tho  vormydende  veles  ungeualtes  de  dar 
geschuet  wedder  den  ehelicken  standt  van  Gade  yngesettet ". 

a  Vgl.  Zürich.  Ehe-0. 1525.  R.  1, 22.  Baseler K.0. 1529.  R.  1, 125. 
Brandenb.  Nürnb.  K.O.  1583.  R.  1,  210.  Brandenb.  K.0. 1540.  R.  1, 
830.  Schl.d.Synod.  Z.Emden  1571. R.  2,841.  Cöln.Ref.  1543.R.2,47. 
K.O.  d.  ausl.  Gem.  z.  Frankf.  1554.  R  2, 157.  Acta  syn.  Wesal.  15C«. 
R.  2,816.  l^ecklenb.K.0. 1588.R.2,478.  Brandenb.  Vis. u.  Cons.O. 
1578.  R.  2, 878.  Zurch.  Cborger.0. 1521.R.  1, 22.  Hanau.  £.0.  1575. 
R.  2,  507.    Hess.Agend.  1574.  R  2,  394. 

3  c.  6.  X.  qui  matr.  accus.  (4, 18.) 

A  Z.  B.  Labeck.  K.O.  1531.  R  1,  148.  Brandenb.  Nfirnb.  K.O. 
1538.  R.  1,  209.  Hess.  K.O.  1557.  R.  2,  505.  KurpfäU.  K.0.  1580.  R. 
2, 443. 

fi  In  der  Brandenb.  Vis.  u.  Cons.O.  1573.  R  2,  377.  erscheint  da& 
Aufgebot  als  kirchliche  Solennität:  „Wann  sich  die  unschuldige  gescbeidne 
Persone  wider  verehelichen  wil,  soll  ....  der  Pfarrer  sie  nicht  öffentlich 
Auffbietten". 

«  K.O.  f.  Kaienberg  u.  Götting.  R  1, 865. 

'  Vgl.  Daniel  Cod.  liturg.  2,818. 
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Halt  zu  geben  gegen  die  „mancJierley  anfechtung  darinn  sie 
GoUis  gnad  und  hilf  notdürftig  seyen  begegnet"^. 

Als  göttliches  Gebot  wird  aber  die  kirchliche  Trauung  Kirchliche 
mrsends  dargestellt,  und  wenn  auch  viele  Kirchenordnunscen  «nng nicht 

,  .  ,  ,  ^         göttliche» 

ihre  Bestimmungen  an  die  bekannte  Genesisstelle  anknüpfen,  Gebot, 
an  die  Zusammensprechung  und  Benediction  Adams  und  Evas 
durch  Gott  selbst  im  Paradiese '9  so  dient  das  höchstens  dazu, 
einen  göttlichen  Präcedenzfall  der  Trauung  anzuführen,  und 
als  Ermahnung  an  die  Ehegatten,  ihre  Zusammenfiigung  als 
von  Gott  selbst  vorgenommen,  als  eine  unauflösliche  zu  be- 
trachten. Denn  der  Erwägung,  dass  in  jener  Stelle  die  Be- 
nediction sich  eben  so  gut  auf  die  Thiere,  wie  auf  die  Men- 
schen bezieht,  konnte  sich  schon  Luther  nicht  entziehen'; 
wäre  doch  also,  falls  man  darin  eine  göttliche  Einsetzung, 
einen  göttlichen  Befehl  der  kirchlichen  Trauung  hätte  erblicken 
wollen,  auch  eine  kirchliche  Ehe  der  Thiere  gerechtfertigt,  ja 
geboten  gewesen.  — 

Im  Gegentheil.  Es  geht  vielmehr  aus  der  ganzen  Natur 
der  Kirchenordnungen  als  staatlicher  Anordnungen  hervor, 
dass  wir  auch  die  kirchliche  durch  sie  gebotene  Eheschlies- 
sung als  staatliches  Gesetz  zu  betrachten  haben,  wie  das  schon 
oben  im  vorigen  und  einleitungsweise  in  diesem  Abschnitte 
weiter  ausgeführt  worden  ist  ^  — 

Die   Lehre   von   den  Verlöbnissen    findet    sich    in   den  Kirchen- 

•     1  1  ii»ii»j  Ordnungen 

Kircbenordnungen  nicht  mit  derselben  Ausführlichkeit  darge-  «ber  ver- 
Stellt,  wie  bei  den  meisten  Theologen  und  Juristen,  mcht  ein- 
mal der  Unterschied  zwischen  sponsalia  de  praesenti  und  de 
futuro  wird  aufgestellt  und  erörtert;  wohl  aber  ist  als  Resultat 
bei  vielen  deutlich  zu  erkennen,  bei  anderen  aus  geringen 
Spuren  zu  errathen,  bei  allen  zu  vermuthen,  dass  sie  offen t- 
hchen,  und  fügen  wir  noch  hinzu,  unbedingten  Verlöbnissen 
die  Kraft  von  Ehen  zuschrieben. 

So  lassen  denn  die  Acta  synodi  Wesallensis  v.  J. 

1  Hall.  K.0. 1543.  R.  2, 16. 

«  Vgl.«.B.Kur8äch8.Unterr.  1528.  R.  1,94.  Cöln.  Ref.  1643. R. 
2,47.  Pfalz.  K.0. 1563.  R.  2,  270. 

5  Tischreden  in  Werke  (Erl.  Ausg.)  61,  168.  —  Gegen  die  Herbei- 
liehnng  dieser  Stelle  erklärte  sich  Lamberts  (praes.  Pagenstecher) 
Matrimonium  absque  benedictione  sacerdotis  legitimum  (Teutob.  1752.)  §.  4. 
Dafür  beispielsweise  Schelinigius  diss.  de  antiq.  consecrat.  nuptial. 

^  VgLTwesten  a.a.O.  183.  Göschen  a.  a.  56.f. 
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1568.^  die  Verlobten  schon  vor  der  kirchlichen  Trauung  in 
das  Kirchenbuch  als  Eheleute  eintragen: 

„Antea  vero  quam  haec  nominum  editio  fiaU  sistentseum 
cum  parentihuB  aut  curatoribus  ministro  et  duobus  suae  dasiii 
senioribus,  ut  de  iis,  quae  necesaaria  esse  existimabuntur,  possini 
interrogari.  Quo  facto  eorum  nomina  tabuKs  publicis  comigM- 
buntur". 

So  wird  in  der  Goslarer  Cons.  O.  v.  J.  1555,*  die  m- 
Utiosa  desertio  fiir  gleich  verwerflich  bei  Ehen  wie  bei  Verlob- 
nissen erklärt,  und  in  der  Brandenburg.  Cons.  0.  v.  J. 
1573.^  den  Verlöbnissen  die  bindende  Kraft  der  Ehe  zug^ 
schrieben:  „Was  aber  öffentlich  mit  vorwissen  und  bemWgm 
derjenigen,  so  die  uberhandt  haben,  ah  Vater,  MiUter,  undviu 
an  jhrer  statt  sein  mag,  oder  im  beysein  Ehelicher  Leute  fürgt- 
nommen  und  geschlossen  wirdet,  das  hat  Gott  zusammen  gefügt^ 
und  soUhs  soll  kein  Mensch  auff lösen  noch  scheidenden  Aehnlidi 
sprechen  sich  auch  die  Beschlüsse  der  Emdener  Synode  t. 
J.  1571.*,  die  Preussische  Cons.  O.  v.  J.  1584.^  und  die 
Niedersächsische  K.O.  v.  J.  1585.^  aus. 
veriBbniBse  Mit  den  sponsaKbus  de  futuro  aber  cum  copula  subsemtü 
der  Sache  8oll  CS,  uach  der  Goslarcr  Cons.  O.  v.  J.  1555.^  vermöge  hi- 
tificirt.  schriebener  Rechte  gehalten  werden,  d.  h.  es  sollen  die  Vor- 
schriftten  des  kanonischen  Rechts  angewendet,  mithin  ein  sol- 
ches Verlöbniss  fiir  eine  Ehe  gehalten  werden. 

Beischlaf  und  öffentliches  Verlöbniss  mit  einer  anderen 
Frau,  nach  schon  gefeiertem  öffentlichen  Verlöbnisse  irird  in 
der  Brandenburger  Cons.O.  v.  J.  1573.®  und  in  der  Gos- 
larer V.  J.  1555.^  dem  Ehebruche  gleichgeachtet     „Wehn 

1  bei  Richter  K.O.  2,816. 

*  ebendas.  2, 166:  „. . . .  und  solches  wird  auch  gemeinet  toü denen 
die  einander  ehelich  und  öffentlich  verlobet  und  ihr  Eins  vor  dem  eheiicheD 
Beylager  ohne  redliche  Ursache  hinweglaufft . . . ." 

8  bei  Richter  K.O.  2,  881. 

*  ebendas.  2, 840:  „Die  hiligen und Ehcberedungen rechtmessig«»* 
gegangen,  kunnen  auch  nicht  auff  beiderseits  bewilligungh  wider  aufigelöset 
werden". 

6  ebendas.  2, 466:  „Wenn  aber  ein  Verlöbniss  unter  denen  PenoncD 
80  sein  mächtig,  einmal  öffentlich  und  ordentlich  getroffen  und  beschlosseo 
ist,  soll  dasselbige  weder  durch  Wiedersendung  der  Mahlschatz  nochdurcfi 
Geld  oder  einige  Verträge  wieder  zurissen  und  aufgehoben  werden '^ 

^  ebendas.  2, 471.  Eigenmächtiges  Zurücktreten  von  einem  gültigen 
Verlöbnisse  wird  nach  Befinden  mit  Landesverweisung  geahndet. 

7  ebendas.  2, 165. 
^  ebendas.  2,881. 
^  ebendas.  2, 166. 
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auch  auf  das  letzte'*,  heisst  es  in  der  ersteren,  ^^das  Bey^ 
schlaffen  erfolgt  y  Soll  der  Mann  vor  ein  Ehebrecher  gehalten, 
unnd  tele  Recht  gestrafft  werden  .  .  ." 

„Dem  EhescJuiden",  sagt  die  letztere,  „von  wegen  de9 

Ehhruehs  wird  gleich  geachtet,  wenn  einer  recht  und  redlich  mit 

einer  öffentlich  verlobet  ist,  und  ehe  dann  er  bey gelegen,  sich  mit 

einer  andern  vertrauen  lest,  und  die  beschlefft,  oder  vermeintlich 

mit  ihr  ehelich  beyleget,  der  Meinung  von  der  ersten  dadurch  ledig 

SU  werden.    Ein  solcher  sol  als  ein  Ehebrecher  gegen  der  erst 

Vertrauten  gehalten  und  durch  das  Consistorium  zu  Poenitenz 

gedrungen,  oder  im  Mangel  dess,  durch  die  weltliche  Obrigkeit^ 

wie  sich  zu  Recht  gebührt,  gestraffet  werden,  und  do  sich  die 

erste  mit  ihm  nicht  wolle  versühnen,  soll  ihr  erleubet  werden,  sich 

mit  einem  andern  zu  verehelichen,  dergleichen  soll  auch  erleubet 

werden  der  andern  und  stuprirten,  so  fem  sie  unwissentlich  und 

ohne  Arg  und  Falsch  hiezu  kommen  ist,  hette  sie  aber  der  ersten 

Verlöbniss  Wissenschaft  gehabt,  und  sich  mit  ihme  darüber  in 

Ehegetobnuss  und  Beyschlaffen  eingelassen,  so  soll  sie  durch  die 

Obrigkeit  gebürUch  gestraffet  werden". 

Daher  wird  denn  auch  in  vielen  Elirchenordnangen  das  ■'**^)*^*"!' 

^  o  Worte  nach. 

VerlobiuBs  geradezu  mit  dem  Wort  „Ehe"  bezeichnet ^  und 
in  anderen  der  kirchlichen  Trauung  nur  die  Kraft  der  „Be- 
stätigung'*,  mithin  der  Bekräftigung  einer  schon  geschlossenen 
Ehe  beigelegt^.  Indem  ihr  aber  so  die  ehewirkende  Kraft 
abgesprochen  wurde ,  konnte  sie  als  blosse  Vollziehung  einer 
schon  geschlossenen  Ehe  auch  zwangsweise  von  den  Ver-  tnaungen. 
lobten  gefordert  werden ,  wie  das  in  der  Brandenburger 
Cons.O.  V.  J.  1573.*,  in  der  Preussischen  v.  J.  1584.* 

1  Vgl.  Zürich.  K.0. 1529.  R.  1,  185.    Brandenb.  Cons.O.  1578.R.' 
2,  SSI.  Tgl.  auch  die  Kassel.  K.0. 1539.  R.  1,304,  wo  von  den  Verlobten 
gesagt  wird :  „wo  sieh  die  leuth  mit  einander  vermehlet  haben  *^ 

>  Zürich.  K.0. 1529.  R.  1,135.  Kassel. K.0. 1539.  R.  1,304.  Wür- 
temb.K.0. 1536.  R.  1,270.  Hall.  K.O.  1543.  R.  2, 16.  Cöln.  Ref.  1543. 
R.2,47.  Tecklenb.  K.O.  1588.  R.  2,478.  Vgl.  auch  die  Würtemb.  Ag. 
T.J  1809.  bei  Daniel  Cod.  lit  2,  331. 

'  Rieh  ter  K.O.  2,  383 :  „Do  das  Verlöbniss  ordentlicher  Weise  öffent- 
lich geschehen  ....  und  wolte  (ein  Theil)  dasselbe  mit  dem  Kirchgange 
nicht  Tolnziehen ,  soll  dasselbe  durch  die  Obrigkeit  dazu  mit  bedrawunge 
<^«r  Gefengnuss  angehalten,  oder  do  solches  nicht  helffen  wollte  gefeng- 
^<^hen  eingezogen  und  ehe  nicht  entledigt  werden,  efl  habe  dann  Caution  ge- 
^^n,  die  zugesagte  Ehe  wirklich  zu  yollnziehen*^ 

^  eben  das.  2, 466:  „. . .  würde  ...  ein  Theil  das  andere  aufhalten . . . 
*^H  dasselbe  durch  Straf  des  Oeföngnisses  angehalten,  auch  nicht  ehr  es 
^^be  denn  zuvor  genügsame  Caution  gethan,  die  zugesagte  Ehe  in  gewisser 
^^it  zu  vollziehen,  daraus  gelassen  werden  **. 
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und  in  den  Genfer  Ord.  ^   v.  J.  15iL  auch  in  der   That 
geschah. 
Züricher  gehr  interessant  ist  das  von  Lavater  verfasste,  in  dem 

Traantuai. 

Büchlein  de  ritibus  et  institutis  ecciesiae  Tigurinae^ 
enthaltene  Trauceremoniell.  Dort  wurden  nämlich  auch  die 
Sponsalien  wo  möglich  kirchlich  eingegangen,  und  begrün^ 
deten  dann  die  Ehe,  die  darauf  eingesegnet  wurde.   Es  lautet: 

„XF7.  Matrimonii  consecratio. 

In  contrahendis  sponsalibus  haec  fere  servatur  consuttado. 
Conveniunt  tarn  sponsi  quam  sponsae  parentes,  cognati  ac  affines 
et  tractant  de  aponsaUbus,  quibus  in  literis  relatis,  si  adest  verbi 
minister,  procumbentium  (in  medio  suorum  choro)  sponsi  ei 
sponsae  mantis  connßctit  et  aolennibus  verbis  conixmgiU  Si  non 
adsit  verbi  minister,  facit  hoc  honestissimns  quisque  ex  toto  coetiL 
Sequenti  mox  die  vel  elapsis  aliquot  diebus  (prout  cuique  ccm- 
modum  est)  pompa  novi  coniuges  deducuntur  in  templum. 

Finita  concione  accedunt  ad  ministrum  ecciesiae,  tri  prima 
parte  templi  stantem,  in  loco  ad  hoc  designato,  ibique  in  genua 
procumbunt.  Minister  versus  ad  populum  ad  hunc  modum  Zo- 
quitur, 

Charissimi,  notum  nobis  sit,  duas  hos  personas  N.  et  N. 
matrimonium  contraxisse  et   contractum   coram  vobis 

1  ebenda 8. 1,  S50:  „Si  im  homme apr^s  avoir iure fille ou  femmes'en 
Ta  en  un  autre  pays  . . .  S*il  comparoit  qu*on  le  contraigne  de  celebrer  le  ma- 
riage  au  premier  iour,  qu*il  se  pourra  faire  ".  Auch  in  der  K  u  r  s  ä  c  h  s.  K.O. 
y.  J.  1580.  B.  2, 411.  wird  den  Visitatoren  aufgetragen,  zu  sehen,  ,,0b  etliche 
unter  jhnen,  die  sich  mit  einander  ehelich  verlobet,  nach  dem  sie  aber  solch 
Terlöbniss  gerewet,  nicht  zur  Ehe  greiffen,  sondern  auff  beyden  theylen  stille 
schweigen,  und  die  Ehe  nicht  \olnziehen,  auch  nicht  ordentlich  Toneinander 
geschieden  sein".  —  In  anderen  Kirchenordnuugen  wird  gefordert,  dass  bei 
Verlöbnissen  mit  Beischlaf  der  Verführer  ausser  zur  Ehe  auch  noch  zur  Do- 
tirung  der  Braut  genöthigt  werden  solle.  Vgl.  Hoy  a.  K.0. 1581.  R.  2, 458. 
Vgl.  Göschen  a.  a.  O.  45.  f.  Wenn  Göschen  daher  behauptet :  „  Spoo- 
salium  rite  contractorum  atque  adeo  in  casu  concubitus  accedentis,  non  is 
est  effectus,  ut  contrahentes  sine  ulla  contradictione  ad  matrimonium  ineon- 
dum  cogantur",  so  bringt  er  dafür  keine  Beläge  bei,  da  weder  in  der  von 
ihm  angeführtenZürch.E.0.1525.R.  1,22.,  noch  in  der  Basel.  K.0.1529. 
K.  1, 125.  von  einem  Eheversprechen  oder  Verlöbnisse ,  sondern  allein  tou 
einer  Verfahrung  die  Rede  ist.  Die  auch  angeführte  Hoya.  K.0. 1581. K.  2, 
458,  wo  allerdings  ein  Verlöbniss  erwähnt  wird,  widerspricht  aber  geradezu 
dem  aufgestellten  Satze;  sie  sagt:  „Wenne  Jemand  eine  Frauensperson  be- 
schläft, und  ihr  die  Ehe  verspricht,  soll  er  dieselbe,  wenn  sie  die  Zusage  Tor 
dem  Consistorium  beweisen  kann,  zur  Ehefrau  behalten  ". 

2  Anonym  in  Zürich  erschienen.  (Es  ist  auch  abgedruckt  in  Bd.  Ü. 
von  Daniel  Cod.  liturg.)  —  fol.  15. 
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christianiß  testibus  con/irmare  velle*  Quare  st  quis  adest, 
qtd  iusta  impedimenta  kmua  coniugii  novit,  ü  incUcet"»  Dann 
folgt  die  Liesung  des  19.  Capitels  Mathaei,  die  Consenserklärung, 
die  Vereinigung  der  rechten  Hände  und  endlich  die  Benediction. 

Dass  übrigens  auch  die  Kirchenordnungen  dem  Consens  SranSoifc 
der  Ehegatten  und  nicht  der  Benediction  die  eheschaffende  ^"j^j|^^^^°^' 
Wirkong  zuschrieben ,  geht  besonders  aus  den  Bestimmungen 
derjenigen  hervor,  welche,  wie  diePommerschen  v.  J.  1535.^ 
und  1563.*,  die  Osnabrücker  v.  J.  1543.^  die  Branden- 
burger V.  J.  1540.*,  die  für  Calenberg  und  Göttingen  v. 
J.  1542.^  die  Oesterreichische  v.  J.  1571.^  die  Nieder- 
sachsische  v.  J.  1585.^  und  die  Magdeburger  Agende  v. 
J.  1663.^  die  Benediction  in  der  Weise  des  Lutherischen  Trau- 
buclileins  von  der  eigentlichen  Trauung  trennen,  und  erstere  viel- 
leicht sogar  erst  nach  vollzogenem  Beilager  vornehmen  lassen. 

Je  mehr  Gewicht  aber   auf  die  Verlöbnisse  gelegt,  jeSrfw  v»- 
grössere  Wirkung  ihnen  zugeschrieben  wurde,  um  so  mehr  wbniMo. 
musste  eine  feste  Form  derselben  und  nicht  blos  im  Interesse 
der  elterlichen  Einwilligung  wünschenswerth  sein. 

So  wird  denn  nicht  allein  vielfach  gefordert,  dass  die 
„Ehe  nitt  dem  Gebeth  und  öffentlicher  desponsation,  in  beyeein 
etlicher  Ehrlicher  Leute,  ungefehrlich  zwey  oder  drey  auf  jeder 
Seite,  wo  sie  mit  Ehern  oder  Vormunden  nicht  versehen,  als 
zeugen  anfangen  sollen"^,  sondern  es  kommen  auch  kirchliche 

1  bei  Richter  K.O.  1,  250:  „De  tho  der  kercken  gaen,  scholen  nha 
der  Tortrawynge  edder  des  morgens  vor  deme  altare  gesegnet  werden  *S 

^ebendas.  2, 242 :  „  Die  nicht  thor  kercken  ghan ,  scholen  balde  nah 
der  Tortruwinge  benedicirt  werden  *S 

'  ebendas.  2,  26:  „Soauerstin  den  grothen  Wertschoppen  Brut  und 
Brüdegam  willen  sick  im  Huse  tohope  geuen  laten ,  so  schal  dat  sül?e  ge- 
schehen des  Auends  iror  der  Mahltydt  in  bywesende  aller  Gäste,  Des  andern 
Dages  wen  de  Brüht  to  kercken  geyt ....  schal  man  vor  dem  Altar  euer 
Brut  aod  Brüdegam  de  benedictiones  lesen . .  .'* 

*  ebendas.  1,330:  ,J>es  andern  tags  sol  der  l^irchgang  wie  gewohn- 
iich  gehalten,  unde  dise  folgende  gebet  über  Breutigam  und  Braut,  nach  ge- 
haltenem Ampt  gesprochen  werden  *^ 

^  ebendas.  1,365. 

^  bei  Daniel  a.a.O.  2,  316.  ^ 

7  ebendas. 

^  ebendas. 

»  Brandenb.  Vis.  u.  Cons.0. 1570.  R.2, 376.  VglMecklenb.  K.O. 
15o2.R2,120.  Frenss.Cons.0. 1584.  R.2, 465.  Gosl.  Cons.0. 1555. 
R.2, 165.  Zürich.  E.0. 1525. R.  1,21.  Cöln. Ref.  1543. R.  2,48.  Wür- 
temb.E.0.1537.R.  1,280.  Würtemb.E.0. 1553. R.2, 128.  Braunschw.- 
Lüneb.  K.O.  1564.  R.  2, 285.  Pomm.  K.O.  1563.  R.  2,  242.  KurpfäU. 
2.0. 1563.  R.  2, 256.    Basel.  K.0. 1520.  R.  1, 125. 
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Verlöbnisse  vor,  wenigstens  solche ,  wo  die  Anwesenheit  des 
Geistlichen  gefordert  und  eine  gewisse  Liturgie  beobachtet 
wurde,  wie  in  dem  oben  angeführten  Züricher  Rituell,  den 
Schlüssen  der  Emdener  Synode^  und  anderwärts';  aber 
allerdings  gab  das  zu  Missständen  Anlass,  die  eine  Aufhebung 
dieser  Verlobungsform  veranlassten,  und  die  in  der  Lauen- 
burgeip  K.O.  anschaulich  geschildert  werden •• 

Es  war  daher  nicht  „  Sorge y  den  sittlichen  CharacUr  da 
Verlöbnisses  hervorzuheben'',  wie  Kliefoth*  irrthümUch m^t, 
dass  eine  OefFentlichkeit  der  Verlöbnisse  gefordert  wurde,  es 
war  nicht  Opposition  gegen  den  „Leichtsinn  und  die  ScMeel^ 
tigkeit  des  subjectiven  Gelüstes  und  Beliebens,  dem  das  Gtliä 
der  Eheberedungen  und  Eheversprechungen  zum  ewigen  und  zä" 
liehen  Schaden  vieler  Tausende  zum  Raube  geworden  ist",  ^e 
derselbe  Theologe  tendenziös  hervorhebt^,  welche  die  Kirchen- 
Ordnungen  bewog,  den  Verlöbnissen  den  bindenden  Character 
der  Ehe  beizulegen,  sondern  es  war  eine  vollständige  Repro- 
duction  des  kanonischen  Bechts,  wie  es  bis  zum  Trienter 
Concil  gegolten  hatte,  und  wie  es  Kliefoth  freilich  in  sebem 
ganzen  Buche  consequent  ignorirt.  Es  war  auch  keine  „iMn- 
lichkeit",  in  welche  die  lutherischen  Kirchenordnungen  daaVer- 
löbniss  mit  der  Ehe  gesetzt  hätten,  keine  Analogie  mit  der 
Ehe,  wie  derselbe  Kliefoth  behauptet^,  sondern  es  war 
eine  völlige  Identificirung  beider,  wie  sich  das  aus  allem  oben 
Gesagten  hinreichend  ergiebt  — 
vlriöbn?»«.         Heimliche  Verlöbnisse  erklären  viele  Kirchenordnungen 

1  Richter  K.O.  2,  841:  „Ja  es  ist  auch  nöth,  dass  lemands  von  den 
Dhienem  oder  Eltesten  der  Kirchen  dabey  sein,  da  solche  Ehegelobten  Ter 
handelt  werden  *^ 

«  Mecklenb.  K.O.  1552.  R.  2,  120.  Brandenb.  Vis.  u.  Cons-O. 
1573.  R.  2,  876.  Vgl.  auch  Gerbert  a.  a.  0. 579:  „An  einigen  Orten  die- 
ser Lande  ist  auch  der  Brauch,  dass  die  Personen,  die  sich  verloben  wollen, 
mit  ihren  Eltern  oder  Anverwandten  zu  dem  Pfarrer  des  Orts  in  seine  Pfar^ 
Wohnung  kommen  und  da  in  seiner  Gegenwart  sich  versprechen".  Calför 
rituale  eccles.  (Jenae  1705.)  1, 12. 

^  Fol.  249:  „Es  sollen  die  Pastoren  Niemanden  vertrauen",  heisstes 
dort,  „wie  bisher  geschehen  ist,  auf  den  Verlöbnissen,  daraus  grosser  Uebe'* 
stand  und  ärgerliches  Wesen  erfolgt  ist,  dass  die  Personen  sich  zusammei^ 
gefunden,  ehelich  mit  einander  gelebt,  die  Braut  gleichwohl  in  den  HoareB 
umgegangen  und  oft  Kindbette  gehalten,  ehe  die  Hochzeit  geworden,  und 
sie  dem  Bräutigam  ins  Ehebette  geworfen  ist  worden".  Vgl.  Kliefoth 
Liturg.  Abhandl.  1, 40. 

4  ebendas.  89. 

*  ebendas.  40. 

^  ebendas.  85. 
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für  ungültig  S  viele  belegen  sie  mit  Strafe',  dennocL  aber 
schreiben  Bie,  gleich  Luther,  dem  hinzugetretenen  Beiachlafe 
eine  solche  Kraft  zu,  dasa  sie  dadurch  öffentlichen  Verlob-' 
nisaen  Torzuziehen  seien';  ja,  die  Hessische  Reformation 
T.  J.  1572>  will  sogar  in  diesem  Falle  der  Verweigerung  der 
elterlidien  Einwilligung  keinerlei  Wirkung  zumessen. 

Gehen  wir  jetzt  zu  den  Lehren  der  einzelnen  Theologen   Lutbe» 

.  •'  ö       Kampf  mit 

und  Juristen  über.  —  d.  juriiten 

Schon  Luther  hatte  bei  Lebzeiten  einen  harten  Kampf 

mit  den  zeitgenössischen  Juristen  zu  bestehen,  welche  sich  in 

Ehesachen  auf  die  Principien  des  kanonischen  Kechts  stützten, 

gleichviel^  ob  sie  dann  noch  mit  den  reformatorischen  Theorieen 

in  Einklang  stünden  oder  nicht,  die  fast  einmüthig  den  theologi- 

schenBeatrebungen  entgegentraten,  und  durch  ihre  Autorität  und 

il}re  Sechtskenntniss  auch  die  Consistorien  mit  sich  fortrissen. 

„Wir  Theologen  können  nichts  (d.  h.  in  Ehesachen)  und 

gelten  auch  nichte^*,  klagt  Luther  in  einem  Briefe  a.  d.  J. 

1536.^  und  gleich  darauf  fügt  er  hinzu:  ^^sintemal  ich  noch  nicht 

eitlen  Juristen  habe,  der  wider  den  Papst  in  solchen  und  dergletF- 

chen  JaUen  mit  mir  und  bey  mir  halten  wolle". 

1  Goflar.  Cons.  O.  1555.  K.  2,  165.  Zürich.  E.O.  1525.  R.  1,  21. 
BaseLKO.  1529.  R.  1,125.  Cöln.Ref.  154S.R.2,48.  Hess.  Ref.  1572. 
R.  2,  S5U    VgL  auch  ob  en  S.  223.  Anmerkg.  9. 

*  Z.  B.  Preuss.  Cons.  0.1584.  R.  2,  465. 

s  Vgl.  Brandenb.  Vis.  u.  Cons.0. 1573.  R.2, 381 ;  Preuss.  Con8.0. 
1584.  R.  1,465. 

*  bei  Richter  K.O.  2,  352:  „Zum  andern  wann  nicht  allein  auff  ein 
liloss  Ehegelübt  sondern  dameben  auch  geklagt  würde,  das  die  fleischliche 
Termischung  darauff  gefolgt  wehr,  wirdt  dann  dieses  beids  gestanden . .  oder 
erwiesen . .  so  soll  uneraohtet  der  Eltern  verwegerung,  die  jhre  Kinder  nicht 
besser  erzogen  haben,  auff  vollnziehung  der  Ehe  gehandlet  werden,  es  were 
dann  sach,  das  der  Beklagte ....  In  diesen  dingen  mit  list ....  angereitzt*^ 
VgL  Niedersfichs.  K.O.  1585.  R  2,  461:  „Verlöbnisse  der  Kinder  ohne 
Wissen  und  Bewilligung  der  Eltern  bez.  der  Grosseltem,  sind  nichtig  und 
die  dennoch  ToUzogene  Ehe  wird  mit  Verlust  des  halben  oder  auch  des 
ganaen  Erbes  geahndet  Haben  sich  solche  Contrahenten  fleischlich  vep- 
mischtf  in  der  Meinung',  damit,  weil  nicht  mehr  res  integra  sei,  durch  zu 
brechen,  weil  jhres  Erachtens,  solche  Ehe  nicht  wol  möge  noch  könne  zer- 
rissen werden ,  so  sind  sie  erblos  zu  machen ,  mit  Qef&ngniss  zu  strafen  und 
des  I^andes  zu  verweisen.  Hat  ein  Tbeü  den  andern ,  dessen  Aehem  nicht 
in  die  Ehe  willigen  wollen ,  zur  Unzucht  verleitet,  so  soll  er  gebührend  ge- 
straft und  die  Ehe  selbst  zerrissen  werden**.  Dass  übrigens  nach  den  Be- 
stimmungen vieler  Kirchenordnungen  die  ohne  elterliche  Einwilligung  ein- 
gegangenen Ehen  nur  zu  bestrafen,  nicht  für  ungültig  zu  erklären  seien^ 
wird  ausführlich  dargestellt  bei  0  ö  s  c  h  e  n  a.  a.  0.  9 .  ff. 

^  bei  de  Wette  a.  a.  0. 5, 25. 
Frieibtrg,  EhetchlieBSung.  J5 
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wegen  der  WiT  haben  schoü  oben  erwähnt^  dass  Luther  Tor  aUen 
^Ehen.  ^  Dingen  die  ohne  Einwilligung  der  Eltern  eingegangenen,  oder, 
wie  er  sie  zu  nennen  pflegte,  die  hdmlidien  Verlöbnisse  ver- 
warf, dass  er  sie  selbst  nach.  Hinzutritt  des  Beischlafes  für 
ungültig  erklärte,  und  in  jedem  Falle  mit  Strafe  belegt  wsm 
wollte,  dass  hierin  —  von  sein^  Definition  der  sponsaHa  ä 
praesenii  und  de  futuro  abgesehen  —  seine  Hauptabweichnng 
vom  kanonischen  Rechte  bestand«  Die  Juristen  aber,  „der 
ffrösste  Haufe*',  hielten  „heimlich  Verlöbniss  für  ein  Dinji  d(u 
man  könne  leiden,  drümh  müssen  sie  Gottes  auch  aufheben  vmn 
sie  nach  des  Papsts  Canönichen  und  Satzungen  stracks  spredm 
und  urtheln  wollen"*,  sie  erachteten  sponsaKa  clandesüna  für 
bindend,  und  machten  die  Nothwendigkeit  der  elterlichen  Eäh 
wilHgung  illusorisch. 

Ba'cIT^e^'S         Vergeblich   drohte   Luther  mit   einer   eigenen  Schrift, 

^j^J^^^^n  welche  das  Unwesen  der  Juristen  beleuchten  und  geisaeb 

der  Chor-  solltc:  Diese  wandten  sich  an  den  Churfürs ten  von  Sachsen, 

Sachsen   dcr  zwar  am  8.  Januar  1544.  ein  Rescript  erliess:  „ut  dens, 

verhindert  .    t   i  .  .  ...  .  .  .       • 

daa.  qiuie  controversa  et  dubia  essent,  spectatim  in  causis  matrtmoma' 
Ubus,  theohgi  et  ICH  amice  conferrent,  absque  detrimad^ 
doctrinae  christiahae,  a  Luthero  propositae  concordarent,  fost- 
habüis  legibus  pontißeiis'^^,  Luther  aber  von  der  beschlösse 
Hen  Ab&ssung  seiner  Schrift  zurückhielt,  und  doch  ein  durch- 
greifendes Verbot  des  kanonischen  Rechts,  wie  Luther  es 
gewünscht  hätte,  nicht  für  gut  erachten  mochte. 

So  blieben  denn  die  alten  Missstände  in  ungeschwächter 
Kraft  fortbestehen,  und  als  bald  darauf  Luther  durch  den 
Tod  dem  Kampfe  entrückt  wurde,  waren  die  Juristen  Sieger, 
und  das  kanonische  Recht,  welches  Luther  einst  dem  Scheiter* 
häufen  übergeben  hatte,  blieb  für  die  protestantische  Kircic 
mehrere  Jahrhunderte  hindurch  die  oberste  Rechtsquelle. 
Die  Theo-  Schou  bei  Mclauchthon,  der  sich  sonst  ziemlich  nahe 

Meiandkthon^aii  Luthcr  auschliesst,  finden  wir  die  von  diesem  verpönte 

1  Vgl  oben  S.  210.  Anmerkg.  1. 

s  TiBchreden  in  Werke  62,  239.  Vgl  Zimmermann  Concordaos 
a.  a.  O.  10,  830.  824.  f.  Vgl.  Brief  an  Spalatin  v.  J.  1543.  bei  de  Wette 
a.  a.  0. 4, 626:  „Ego  tibi  fateor,  in  hoe  anno  novo,  sie  esse  me  acceptomt  ut 
in  vita  mea  et  in  tota  causa  Evangelii  nunquam  fuerim  perturbatior.  Oritor 
enim  mihi  cum  lurisüs  negotium,  acerrimum  de  clandefitinis  spontalibuti  ^ 
quoft  Bperayeram  fidos  Evangelii  amicos,  ezperior  hoBtes  acerrimos^^  Siebe 
übrigens  auch  oben  S.  188. 

8  Vgl.  Seckendorff  hist.  Luther.  Üb.  3.  sect  32.  §.  126.  c  a.  154i. 
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Theorie*.     Auch  er  erkennt  den  Unterschied  zwischen  V^>^d7m^mti 
^aUa  de  praeaenH  und  de  futuro  an';  jene  sind  ihm  die,  wo^*^^'^^"^- 
^eQteff€f%e€"  die  Ehe  yersprochen  wird,  diese  die  bedingten 
imd  4£e  der  iny»uberes»     Jene  erklart  er  für  das  „vere  initiym 
^romujjfü  praesentis'^,  diese  will  er  bei  Deficienz  der  gestellten, 
BedSngang  und  bei  nicht  erfolgter  Genehmigung  nach  Er- 
reichung der  Pubertät  für  auflösbar  gelten  lassen.    Die  <poii- 
^aäa  de  praesenH  stellt  er  fortwährend,  z.  B.  bei  Erörterung  der 
Präge,   ob  eine  Ehe  wegen  Irrthums  in  der  Person  aufgelöst 
werden  könne,  mit  der  Ehe  parallel^  und  gelangt  sogar  zu  der 
B^el,  dass  der  Bräutigam  die  nicht  als  Jungfrau  befundene 
Braut  behalten  müsse,  i,ne  facile^^  wie  er  vermuthet,  yydiBBoU 
rofifair  canhtgiai  et  ne  armehtr  levüae  eorum,  qtd  libenter  uxorea 
quoKcvnque praetextu  abiiciunt,  quoquo  modo  voluntate  mutata**K 

Auch  Oeffentlichkeit  der  Verlöbnisse  und  Einwilligung    eopnu 
der  filtem  ist  bei  ihm  nicht  durchgreifendes  Postulat:  die  Motuch. 
schon  hinzugetretene  copula  carnaUe  —  und  hierin  Hegt  sem 
Unterschied  Yon  Luther  und  offenbart  sich  der  Einfluss  der 
JuriBten  —  überwiegt  selbst  den  Widerspruch  der  Eltern: 

^Seiendum  et  hoc  est,  poat  eoncubttum  non  posse  reedndi 
4:onxuigia  auctaritate  parentum,  qida  non  est  tarn  quaestio  defu* 
turo  coniugio,  et  violata  est  auctoritas  parenium,  ae  ßeret  in* 
•ireria  deseiiae  muUeri'^K 

Von  kirchlicher  Ehescfaliessung  ist  in  dem  ganzen  Buche 
de  coniugio  keine  Kede,  vielmehr  wird  als  Essentiale  der 
Cheschliessung  der  Consens  der  Ehegatten  bezeichnet :  „Primum 
igitur  eit  consensus  eapressus  sponsi  et  sponsae,  ut  regula  saepe 
repeüta  in  iure  docet,  coniugia  mutuo  consensu  iungi"^,  — 

1-  YgL  u.  a.  aach  das  Gutachten  hei  D  edeken  a.  a.  O.  III.  lib. 2.  seet  2. 
ii.4.  —  MelchiorKliagin  der  Vorrede  und  Dedication  seines  traotatus 
de  caoiis  matrimonialibas  erki&rt:  y,Sum  autem  in  hoc  scripto  ius  canoni- 
cum secatns,  qood  hoc  tempore  Imperii  Romani  in  eondpiendis  sententüs 
t»iiearum  matrimonialium  usitatnm  ius  est^'.  Ueber  GeorgMaiorin  se»- 
xiem  Buche  de  oonsanguinitate  et  affinitate  Tgl.  Fichardi  Cons.  (Francof. 
1687.)  2f  278.  ff.  Vgl.  Vultejus  m  ConsiL  Marburg.  (Francof.  1639.) 
3,77.468. 

>  de  coniugio  S.  87.  f.,  ich  dtire  nach  der  oben  erwähnten  Ausgabe 
<  Witteb.  1551.). 

'  a.  a.  0. 18. 

^  a.  a.  O.  IS.  Nachher  urtheilt  er  in  dieser  Beziehung  milder,  und  ge- 
«tüttet  dem  Bichter,  falls  eine  Versöhnung  der  Ehegatten  unmöglich  ist,  die 
.Scheidung  anssusprechen.  20.  £ 

»  a.a.O.  16. 

•  a.  a.  0. 15. 
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joh.Brens.  Brenz  flpricht  sich  in  seinem  Buche  Wie  jn  Ehe- 
sachen und  jnn  den  feilen,  so  sich  derhalben  zntra- 
gen,  nach  Göttlichen  billichen  Rechten  Christenlich 
zu  handeln  sey  ^9  über  die  Frage  der  kirchlichen  EheechEeft- 
sung  und  der  Verlöbnisse  ex  profeBso  nicht  aus,  so  dass  wir 
nur  ans  wenigen  Andeutungen  seine  Ansicht,  die  uns  übrigens 
schon  in  der  bekannten,  oben  angeführten  Stelle  der  Wür- 
temberg.  K.O.  v.  J.  1553.'  entgegengetreten  ist,  entnehmeff 
können. 
«berYer.  Dcu  Verlöbnisscn  legt  ec  danach  die  Kraft  und 

den  Namen  der  Ehe  bei,  ohne  sich  über  den  Unterschied 
tpofuaUa  de  praeeenti  und  de  futuro  näher  auszulassen,  die 
kirchliche  Trauung  dient  ihm  zur  Bestätigung  der  schon  ge^ 
schlossenen  Ehe. 

So  sagt  er  bei  Erörterung  der  Frage,  ob  die  Pfarrer  Ver- 
und     löbnisse,  die  ohne  Bewilligung  der  Eltern  eingegangen  sind, 
einsegnen  dürfen  :* 

„  Und  obe  eich  begeh,  das  ein  iungs  das  ander  on  witm 
und  toillen  der  Eltern  zu  der  Ehe  neme,  eol  der  Pfarher  du 
selben  Ehe  nicht  beetetigen  oder  einsegen  eondem  sichtofff^ 
des  iungen  fründechafft  üben  ob  der  wil  der  Eltern  erlangt  mödi 
werden"  u.  s.  w. 
Ehe.  Dennoch  macht  er  an  einer  anderen  Stelle  eben  gewiBseo 

Unterschied  zwischen  einer  Verlobten  und  einer  kirchlidi  Ein- 
gesegneten.   Jene    soll  nämlich  bei  Abwesenheit  des  Bäor 

^  Ich  citire  nach  der  Ausg.  (Wittenb.  1581.) 

>  Siehe  oben  S.  200.  Auch  die  K.O.  f.  Schwab.  Hall  1543.  B.2,1^- 
hat  ihn  zum  Verfasser.  Dort  heisst  es :  „der  Ehelich  standt  ist  Oottis  Ord- 
nung und  stifftung,  das  daraus  die  Kirch  von  Kinder  zu  Kinds  Kinder  bis» 
an  Jüngsten  tag  erzogen  werde. 

So  hat  auch  Gott  das  Geheimnus  unsers  lieben  Herrn  Jesu  Qaa^^ 
■einer  Kirchen  durch  den  Ehelichen  stand  abmalen  wollen. 

Und  nachdem  die  Ehelich  yerpflichtung,  nach  Götlichem  und  ordent- 
lichem Rechten  geschehen  sol,  uhd  was  ehrlich  und  Grötlich  ist,  das  tieekt 
nicht  schewet,  auch  niemands  durch  argwönisch  beywonung,  ssinen 
nechften  ergerlich  sein  sol,  zu  dem  das  den  Eheleuten  mancherlej  sofecb- 
tung,  darinn  sie  Gottis  gnad  und  hilff  notdürfitig  seyen  begegnet,  so  loUrf 
Ehelich  Contractt  der  do  nach  Götlichem  und  ordentliehem  Rechten  förgr* 
nommen  ist,  öffentlich  bestetigt  und  darinn  der  Kirchen  fiiibit  demütigücH 
begeret  werden. 

Dammb  ist  es  von  unsem  Vorfazn  wol  und  nutzlich  bedacht,  du  ^ 
newen  Eheleut,  zuvor,  inn  der  Versammlung  der  Kirchen  yeriiundigt,  voii^ 
der  Christlichen  Kirchen  Gebet  bevolhen,  darnach  in  der  Kirchen  offentiicit 
eingesegnet  werden  sollen '^ 

8  Bogen  C.  4. 


n.  Die  Form  <L  Ehesdil.  L  Die  Doctrin.  a.  Das  seclisz.  JaLrh.     229 

tigama  zwei  oder  drei  Jahre  warten,  je  nachdem  er  sich  mit 
ihr  in  demselben,  oder  in  einem  anderen  Lande  befindet,  und 
dann  erst  die  Freiheit  haben,  eme  anderweite  Ehe  einzugehen. 
Von  dieser  aber  heisst  es:^  „Wenn  aber  die  ehe  bestetigt  und 
-tU  heid  man  und  weib  beieinander  heuaUch  gewont  haben,  und 
der  man  hinweg  jnn  Krieg  leufft,  kümpt  unter  die  feind,  wird 
oonjAnen  gefangen ,  so  lang  nu  dem  weib  beumst,  das  jhr  man 
noch  lebt,  eol  sie  ledig  bleiben  und  des  mans  warten.     Wenn  sie 
aber  niehi  weis,  ob  er  jm  leben  sey  odder  nicht,  sol  sie  funff 
iar  tsforten,   und  darnach  /reg  sein,   eich  wiederumb  zu  ver- 
heiraten"» 

Die  Einwilligung  der  Eltern  in  die  Ehen  der  Kinder  halt  ^^^^ 
er  für  überaus  nöthig,  und  beweist  diese  Nothwendigkeit  aus* 
fiihrlich  gegen  die  katholischerseits  gemachten  Einwendungen'. 
Dennoch  aber  scheint  auch  er  dem  Beischlafe  und  der  kirch- 
lichen Schliessung  einer  Ehe  die  Kraft  zuzumessen,  über  den 
Mangel  des  elterlichen  Consenses  hinweg  zu  helfen.    Wenig- 
stens sagt  er:'  „So  aber  der  handel  also  gestalt  ist,  das  die 
Etttem  fleissiglich  jhre  Kinder  aufferzogen,  und  für  sich  selbe  zu 
gelegener  zeit,  sie  zuverheiraten  willig  sint,  und  begibt  sich  doch 
Me  zwisdien  das  ein  iungs  sich  zum  andern  jrgends  aus  unver- 

etand Ehelich  on  wissen  und  willen  der  Eltern  verspricht, 

Diomaek  aber  ehe  das  beyschlaffen  und  bestettigung  vor 
der  Kirchen  geschieht,  das  Kind  aus  dem  ungehorsam,  jnn 
den  gehorsam  der  EUem  wiedderumb  tritt  ,  .  .  ,  so  mag  .  «  .  die 
vorgehend  heimlich  EheUch  verpßicht  für  ledig  und  unhrefftig 
erkent  werden*'. 

Erasmus  Sarcerius  in  seinem  zuerst  1553.  erschiene-  Erasmns 
nen^  merkwürdigem  Buche  Vom  heiligen  Ehestande" 
erklart  sich  gegen  heimliche  Verlöbnisse  und  heimliche  Ehen. 
X>er  Ehestand  ist  ihm  ein  öfFentliöher  Stand,  „beides  von  der 
Kirchen  und  von  den  Rechten  verordnet"^,  darum  soll  man  sich 
auch  ofientlich  verloben,  oder,  wie  er  sich  ausdrückt,  „die  Ehe 
in  etlicher  Ehelicher  menner  beistehen  anfahen  und  versprechen'*, 

i  Bogen  J.  8^- 

>  £r  handelt  dayon  Id  dem  enten  Abschnitte :  „Die  Erste  frag.  Ob  der 
Hbelich  Contract,  so  sich  zwischen  Jungen  gesellen  und  Töchtern,  on  wissen 
und  wülen  der  Eltern,  begibt,  für  krefitig  zu  halten  sey". 

'  Bogen  C.  3. 

^  Ich  citire  nach  der  Ausg.  (Eisleben  1556.) 

6  a.  a.  O.  foL  LXXVIl. 
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sich  öffentlich  aufbieten  lassen,  öffentlich  f,im  angmchu  der 
Kirchen  und  etlicher  Christen^'  Hochzeit  haltend 
comensb.         Das  Wesentliche  bei  der  Eheschliessung  ist  aber  anch 
kiieinwe>'ihm.  zufoIiTe  der  römischrechthchen  Resel*  der  Consens  der 

sentUch.    -,  ,  ^ 

Brautleute. 

„  Was  nu  die  Ehe  vomemUch  mache  f^*  fragt  er,  und  seine 
Antwort  lautet:  „  Verstehe ,  die  volburt  und  verwiWgung  zum 
Personen  i  des  Menleins  und  Frawleins.  Und  das  nach  im  ge- 
meinen Sprichwort  Consensus  facit  nuptiasK 

Darin  ist  denn  auch  der  Grund  enthalt^i,  weshalb  er 
selbst  heimlichen  Ehen,  und  es  geht  aus  dem  Wortlaute  der 

Heimlich«  Stelle  hcrvor,  auch  nicht  eingesegneten,  die  Gültigkeit  nicht 

^^*°^"*' absprechen  kann,  wenngleich  er  sie  für  y^ergerlich"  erachtet^ 

iyEine  frage*^,  heisst  es,  „ron  denen,'  so  jhrer  Ehe  mk 
wollen  oder  aus  fwrcht  bekand  sein  für  den  Leuten,  und  mtt 
doch  in  jrem  Gewissen  ein  arider  für  ehelich  halten,  auch  einmiif 
eheUche  pflicht  und  freundschafft  leisten.  —  Solches  achten  wir 
warlich  für  Gott  für  eitie  Ehe". 

veri«bniM.  Die  Theorie  der  Verlöbnisse  erörtert  er  in  herkömmEdier 
Weise  in  dem  Theile  des  Buches,  der  „Ein  hirtzer  Aunv^ 
von  Ehesachen  aus  gemeinem  und  doch  vomemUch  BepeiM^ 
Rechten"^  überschrieben  ist.  Allein,  da  er  dort  selbst  be- 
merkt: „Darinnen  zu  sehen,  das  es  die  Canonisten  auch  nicht 
allzeit  so  Schurrecht  mit  den  Eliesachen  troffen  haben**,  ohne 
jedoch  seine  etwaige  Missbilligung  der  kanonischen  Bestim- 
mungen irgendwie  auszudrücken,  so  ist  seine  eigene  Ansicht 
durchaus  nicht  mit  Sicherheit  zu  bestimmen. 
Etiichw  Sehr  beachtenswerth  ist  auch  das  bei  Sarcerius  abg^ 

Lent«  be-  druckto  Etlicher  Gelerten  Leute  bedencken  aus  uott- 
lichem  und  kaiserlichen  Kechten^  Dort  wird  nsmlicn 
für  die  Eingehung  der  Verlobung  dieselbe  Form  gefordert,  die 
naich  Komischem  ßechte  für  die  Ehescheidung  angeordnet  ist, 
die  Gegenwart  von  sieben  ehrlichen  Männern,  wobei  die  Ehe 
mit  der  Verlobung  dem  Worte  und  der  Sache  nach  vöDis 
identificirt  wird.     Ausserdem   aber  wird  in  Bezug  auf  4c 

TerivbniM«.  bindende  Kraft  der  Verlöbnisse  eine  Theorie  aufgestellt,  die 
von  der  zu  jener  Zeit  herrschenden  in  beträchtlicher  Weise 

^  ebendas. 
«  a.  a.  O.  fol.  cm. 
»  a.  a.  O.  fol.  CCCXIr. 
4  a.  a.  0.  fol.  CXLim.  ff. 
ß  a.  a.  0.  fol  XCVI.  ff. 
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abweicht  und  die  uiis  erst  wieder  zn  Ende  des  eiebzehniesi 
Jahrhimderts  bei  Mevius,  Stryk  u.  a.  entgegentritt.  Fast 
li^  die  Vermuthung  nahe^  daas  das  ganze  Schriftstück  mit 
jenem  bekannten,  die  Ehescheidung  behandehiden  Bedenken^ 
zusammenhängt»  w^elches  dem  Buche  des  Sarceriua  die  An- 
fdndmig  und  Denunciation  des  nachher  zu  erwähnenden 
Junsfen  Melchior  Kling  zuzogt 

Ea  heisst  hier  nämlich^:  „Ed  were  auch  zubedencken,  weil 
iich  etwan  nach  dem  Ehe  versprechen,  eher  man  zusamen  kompt, 
schwere  feil  begeben  ^  auch  etwa  sachen  erfaren  werden ,  das  man 
sich  nicht  leicht  einer  guten  Ehe  getrösten  kan.  In  solchen  feUen, 
^0  man  doch  in  andern  contracten  so  leicht  wandet  zugibt,  solt 
eificm  Ehegericht  sein  hand  unbeschlossen  sein  nach  gelegenheit 
der  Sachen,  und  wo  es  die  hohe  not  und  Rechtmessige  verhindere 
nisse  erforderte  zu  zulassen,  das  man  noch  den  keiserUchen  Satzun- 
gen die  sponsalia  wider  auff sagte,  und  besonders,  wo  das  beide 
Teil  leiden  möchten  ....  Doch  möchte  man  dem  auffsagendem 
die  siraß  der  keiserUchen  Recht  aufflegen,  das  er  vierfach  oder 
zwifach  zalete  das  er  auff  die  Ehe  genomen"* 

Wenn  wir  jetzt,  um  die  üebersicht  der  lutherischen 
Theologen  des  sechszehnten  Jahrhunderts  zu  beschliessen,  den 
juristisch  indifferenten  Spangen berg*  und  Andere  mit  Still-  ^ISSK"" 
schfreigen  übergehen,  so  sind  vielleicht  noch  die  Ansichten 
Felix  Bidembachs,  des  Abts  von  Adelsberg,  schon  des- Bia^mbach. 
wegen  nicht  unwichtig,  weil  sie  unmittelbar  aus  der  Praxis  der 
Ehegerichte  geflossen  sind,  bei  denen  der  Verfasser  in  den 
Jahren  1592  —  1606  als  theologisches  Mitglied  thätig  wiu*, 
und  weil  Valentin  Andreae  einen  deutschen  Auszug  aus 
Bidembachs    tractatus    de    causis    matrimonialibus^ 

1  Ä.  a.  0.  fol.  CCXXII.  ff. 

^  VgL  darüber  Richter  Beitr.  z.  Oesch.  d.  Ehescheidungsrechtes  36. ff. 

« fol.  xcvnT. 

^  Er  sagt  a.  a.  O.  Bog.  C.  V:  „Für  war  die  es  zum  ersten  yerordent 
baben,  Braut  und  Breudtgam  zur  kirchen  zufiiren,  habens  freylich  für  keinen 
scbertz  gehalten  ....  die  alten  habens  für  einen  grossen  ernst  angesehen, 
Nemlich  das  sie  da  den  sogen  des  Herren,  und  die  furbitte  der  Christlichen 
gemein  holen  möchten,  das  warllch  auch  woL  von  nöten  ist,  unnd  darff 
Gottes  Segen  unnd  der  gemeine  gebedt  wol  wer  sich  jnn  diesen  standt  be- 
gibt, Sintemal  der  Eheteuffel  hie  nicht  rüget  noch  feiret,  sondern  allen  vleiss 
furwendet,  das  er  jm  Ehestande  unter  Eheleuten  viel  unfaer, ....  anrichte  *^ 

5  Ich  citire  nach  der  Ausg.  Lips.  1621.  und  bemerke  dies  besonders  des- 
wegen, weil  Ha  üb  er  Recht  u.  Brauch  d.  ey.  luth.  Kirche  in  Würtemb. 
zweit  Thöl  Ehesachen  (Stuttgart  1856.)  19.  keine  spätere  Ausg.  kennt,  als 
V.  J.  1612. 
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seiner  Cynosura  angehängt  hat,  der  dann  auch  an  dem  halb- 
officiellen  Character,  den  diese  als  Rescripten-  und  Normalien- 
Sammlung  behauptete»  Theil  nahm. 

TerisbniMe.  Bidembach  erkennt  die  bindende  Natur  der  Verlöbnisse 
an  9  die  nach  ihm  die  Ehe  schon  begründen  und  ein  „fnatri- 
monium  initiatum"  bilden»  wahrend  die  hinzutretende  Trauung 
sie  zum  „consummatum*^  macht ^^  eine  im  siebzehnten  Jahr- 
hunderte vielfach  Torkommende  Uebertragung  der  kanonischen 
Begriffe  des  matrimonium  inchoatum  und  consumnuUum  anf 
protestantisches  Eherecht»  wobei  denn  freilich  der  wahre  Sinn 
jener  Unterscheidung  völlig  verloren  ging. 

Zwangt-  Bidembach  will  daher  auch  Verlobte»  welche  die  Voll- 

ziehung der  Ehe  weigern»  durch  Gefangniss  und  Strafen  dazu 
zwingen  lassen,  und  sein  Standpimkt  in  der  Lehre  von  den 
Verlöbnissen  hilft  ihm  hier  ohne  Weiteres  über  dife  Schwierig- 
keiten  hinweg ,  welche  die  Rechtfertigung  eines  solchen 
Zwanges  heutigen  Juristen  oder  Theologen  bereiten  würde. 
»»/Stc  enim  non  coguntur  invüi  ad  matrimonium  contrahendum, 
sed  ad  contractum  legitime  consummandum^K 

Verlobte  begehen»  falls  sie  sich  mit  anderen  Personen 
einlassen»  Ehebruch  —  f,quia  consensus  facit  nuptias  .... 
aequitur  •  .  .  coram  Deo  adulterium  committere"  —  der  jedoch 
milder,  als  die  Verletzung  einer  schon  eingesegneten  Ehe  be- 
straft werden  soll*. 

Ocffenuich.  Die  Vcrlöbnisse  sollen  öffentlich  geschehen»  »»in  Gegen- 
isbniMe.  wart'^,  wie  es  bei  Andreae^  heisst»  „zum  wenigsten  zwei  oder 
drei  ehrbarer*  redlicher  unparteyischer  Personen".  Doch  sind 
heimliche  Verlöbnisse  nicht  schon  allein  deswegen  ungültig, 
sondern  haben  volle  Kraft,  „wo  beide  Theile  geständig  sind, 
dass  sie  einander  .  ,  .  die  Ehe  versprochen", 

Concnrrenz         Bidcmbachs  Grundsätze  über  die  Concurrenz  der  Ver- 

einander  löbnissc  Unterscheiden  sich  von  denen  der  oben  angeführten 

o  gen  er.  g(.jjj.jftgteller  nur  dadurch»  dass  er  bei  zwiefachem  öffentlichen 

Verlöbnisse»  falls  zu  dem  letzteren  der  Beischlaf  hinzugetreten 

ist»    nicht  diese  Verführte   als    allein   Berechtigte    darsteUt» 

vielmehr  den  Rücktritt  von  dem  Verlöbnisse  ganz  in  das  Be- 

1  a.  a.  O.  289. 

>  ebendas. 

8  a.a.  0.296.  vgl.  auch  Andreas  bei  Hauber  a.a.  0.209. 

^  bei  Hauber  a.  a.  0.  206.] 


n.  Die  Foim  d.  EheachL   1.  Die  Doctrio.  a.  Das  bocIibz.  Jahrh.     S33 

lieben  der  ersten  Verlobten  legt,  also  ihrem  Bündnisse  gros* 
0ere  Kraft  beimisst,  als  dein  zweiten  mitsammt  der  copula^. 

Die  elterliche  Einwilligung  ist  ihm  so  absolute  Forderung, 
das8  anf  Wunsch  der  Eltern  auch  eine  durch  priesterliche 
Trauung  und  Beischlaf  schon  vollzogene  Ehe  getrennt  werden 


Unterziehen  wir  jetzt  die  Ansichten  der  lutherischen  Dteiather. 

Jniisira. 

Juristen  des  sechszehnten  Jahrhunderts  einer  Prüfung,  so 
werden  wir  auch  hi^  nichts  Neues,  sondern  höchstens  ein 
noch  grosseres  Ueberwiegen  des  kanonischen  Rechtes  zu  be- 
merken haben.  Alle,  Beust,  Schneidewin,  Mauser, 
Monner,  Molrad,  Kling,  Pistor,  Schürpf  blieben  mit 
wenigen  und  theilweise  unwesentlichen  oder  schon  oben  ange- 
deuteten Modificationen  in  den  Bahnen,  die  Luther  der  ehe- 
rechtfich^i  Doctrin  vorgezeichnet  hatte. 

Joachim   von  Beust,    der  Verfasser   des  bekannten Joachtm r. 

Beiut. 

Tractatus  connubiorum',   hält  kirchliche  Eheeinsegnung 

für  schicklich  und  der  Würde  der  Ehe  angemessen..    In  der 

lurche,  gleichsam  vor  Gott  selbst,  der  durch  den  Mund  seines 

Dienen  spricht,  unter  den  Augen  der  Engel  und  Menschen  ^^^q^^ 

sollen  JSe  Brautleute  zusammengegeben  werden,  „tU  per  hoc 

Deo  conseeretur",  wie  er  sagt,  „individuae  comuetudinis  vitae 

initium".    Schimpflich  ja  wäre  es,  falls  Christen  ohne  Wissen 

der  Kirche  Ehebündnisse  schlössen,  aus  der  doch  die  Earche 

ergänzt  und  ihr  neue  Glieder  geboren  werden,  während  selbst 

die  Heiden  durch  priesterlichen  Segen  ihre  Ehen  geheiligt 

haben^. 

Dennoch  halt  diese  Ansicht  den  auch  sonst  streng  kirch-sponMiten- 
lieh  gesinnten  Beust  nicht  zurück,  den  Verlöbnissen  dieselbe 
Kraft  wie  den  Ehen  zuzusprechen. 

Den  Unterschied  zwischen  sponsalia  de  praesenti  und  de 
ßimv  verwirft  er  mit  Luther,  sofern  die  letzteren  etwas 
anderes  als  bedingte  Verlöbnisse  sein  sollen,  aber  das  bringt 
an  Bchliesalich  zu  dem  Resultate,  in  dubio  alle  Verlöbnisse 
Ar  sponsalia  de  praesenti  anzusehen'. 

1  ebendas.  206.  Hat  er  jedoch  mit  der  ersten  heimlich  Verlobten  den 
^ischlaf  vollzogen,  mit  der  zweiten  öffentlich  Verlobten  nicht,  somusscr 
^'Q  erste  behalten,  ebendas. 

2  ebendas.  204. 

>  Ich  ötire  nach  der  Ausg.  (Jenae  1606.),  wo  auch  Mauser  und 
^hneidewin  mitgedruckt  sind. 
*  a.a.O.  97.  —  5  a.a.O.  11. 
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Wahrend  er  aber  die  aponsaUa  de  futaro  dnrdi  bloMen 
dissensus,  auch  wenn  sie  eidlich  bekräftigt  werden»  auflöaen 
lassty  ,,cum  matrimonia  coacta  toleant  habere  dtfßcilee  ejcitus**, 
sind  ihm  die  eponeaüa  de  probend  ^^  verum  matrirnamunt'%  und 
geben  der  Reue  keinen  Kaum^. 

Ja  selbst,  wenn  vor  oder  nach  dem  Verlöbnisse  Ton  dem 
einen  Theile  ein  Diebstahl  oder  ein  anderes  Verbredien  be- 
gangen ist,  können  die  eponealia  de  praeeenti  nicht  aii%eiost 
werden,  f,quod8olu$  consensus  verum  matrimonium  conetitmai .... 
propter  anteeedene  autem  vel  eubeequene  facttan  n(m  ddrimitw 
matrimonium  •  .  .^'^ 

Der  Consens  gilt  ihm  bei  der  Eheschliessung  als  das 
Wesentliche,  als  die  f^basie  et  causa  effi/Aene  matrimonii";  durch 
die  beiderseitige  Consenserklärung  wird  „vere  matrimanü  tm- 
iium"f  und  consummatum  nicht  etwa  durch  die  kirdükhe 
Trauung,  die  im  ganzen  Buche  als  rechtlich  gleichgültig  mit 
Stillschweigen  übergangen  wird,  sondern  durch  die  copula 
eamcUisK 
oeffentiich.  Auch  Beust  wüuscht,  dass  die  Verlöbnisse  öffentlich 
lobniMe.  eingegangen  würden,  aber  auch  bei  ihm  hat  die  copula  camaUi 
die  Kraft,  nicht  allein  eponsaUa  de  futuro  zu  de  praesenti  zu 
stempeln,  sondern  auch  den  Mangel  der  Clandestinilät  za 
hebend  und  den  elterlichen  Widerspruch  uni^ksam  zu  machen« 
^yMuUa  enim  impediunt  matrimonium  contrahendum ,  quae  eon» 
tractum  non  dissolvunt"^ 

Ich  habe  das  Buch  Ton  Beust  genauer  besprochen,  weil 
es  auch  für  die  Folgezeit  von  grossem  Einflüsse  war.    Um  so 
kürzer  kann  ich  mich  bei  den  anderen  oben  Genannten  fassen, 
da  sie  fast  gar  nicht  von  Beust  abweichen. 
johinnet  So  erklärt  denn  Schneidewin®  in  seinem  Buche  de 

nuptiis,  ohne  der  kirchlichen  Eheeinsegnung  irgendwie  Er- 
wähnung zu  thun,  dass  der  conaeneus  der  Brautleute  „de  eub- 
etantia  matrimonn"  sei,  „cum  nuptias  solus  consensus  faciat**\ 
wie  er  denn  auch  sponsalia  de  praesenti  für  verum  mairunonium 

i  a.  a.  0. 13. 
«  a.  a.  0. 17. 
8  a.  a.  0. 169. 
*  a.  a.  0. 88. 
^  a.  a.  0. 190. 

^  Johannes  Schneide win,    Professor    in  Wittenberg,    Schüler 
Luthers,  f  1568.    Siehe  ohen  S.  283.  AnmeriLg.8. 
7  a.  a.  0. 448. 


Schneidewill 


Monner. 
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hS}t\  so  behauptet  Maaser':  ,,in  matrimonio  solua  consennta   conna 

est  de  9ub8ianiia^;  ....  tponMlia  de  praesenti  contrario  conn      ****'" 

sensu  nunqudm  toUuntur**^ 

Schür pf^  entscheidet  in  einem  FaUe,  wo  jemand  mit  Hieronim. 
einem  Franenzimmer  ein  heimliches  Verlöbniss  eingegangen  ' 

war,  ond  Kinder  gezeugt  hatte ,  „quod  postea  pubUeavit^  eofiß- 
tendo  eoram  Notario  testibus  et  parocho^  quod  antea  dam  cum 

ea  maiHmonium  controMsset,  petendo  eibi  in  praesentia  teetium 

pubSeum  eiuper  hoc  fieri  instnmientum*' ' —  für  die  Gültigkeit 

der  Ehe,  und  die  Ehelichkeit  der  Kinder^ 

Monner^  erklärt  den  consensus  für  die  efßciens  causa  ma^  BaBiiio» 

trtmomi^  und  Winold  Molrad^  will  zwar  in  derselben  Weise 

1  a.  a.  O.  431 :  Er  theilt  daher  folgendes  Schema  aus  der  Praxis  der 
Consistorien  mit:  „In  Ehesachen  H.  Kläger  eins  ond  G.  Beklagten  andern 
theik,  erkennen  wir,  weU  die  Beklagte  nicht  im  abreden,  sondern  gestendig 
ist,  auch  durch  der  vorgestalten  Zeugen  Aussage  dargethan  und  erwiesen, 
dass  sie  Klägern  die  Ehe  öffentlich  zugesagt,  und  sich  mit  jhm  ehelichen 
verlobt  hat,  so  ist  sie  auch  jhres  Vorwendens  ongeacht,  solch  Ehegelübd 
mit  Christliohem  Kirchgang  und  ehelichem  Beylager  zu  vollziehen  schuldig, 
und  in  wegerung  des,  wird  Beklagte  dazu  gebürlichen  billich  angehalten 
Tmdcompeiliret  V.  R.  W.»*  432.  —  In  Bezug  auf  Verlöbnisse  ohne  Einwil- 
ligung der  Eltern  cum  copula  subsecuta  hat  er  die  Ansicht  Melanchthons. 
„Et  idem^S  fügt  er  hinzu,  „servatur  et  pronunciatur  in  consistoriis  nostiis  *^ 
455. 

'  ConradMauser,  Prof.  in  Wittenberg.  Ezplicatio  erudita  et  utili» 
X.  ütuii Inst  de  nupt,  geschrieben  i.  J.  1549.  Siehe  oben  S. 288.  Anmrkg.8. 

3  a.  a.  O.  326. 

4  a.  a.  0. 319.  In  Bezug  auf  die  Frage  der  clandestina  sponsalia  ver> 
wahrt  er  sich  gegen  das  Oebahren  derjenigen ,  'die  „  ex  ficta  aequitate  et  ca- 
pite  ano^*  urtheUen  wollen,  und  vom  geschriebenen  Rechte  abweichen.  812. 
Er  behauptet,  „quod  sola  dandestlnitas  per  se  non  vitiat  matrimonium '^ 
In  Bezug  auf  die  elterliche  Einwilligung  schildert  er  als  Praxis  der  Con- 
sistorien,  dass  fast  ohne  Princip  nach  den  concreten  Verhältnissen  entschie- 
den werde,  dass  man  die  Ehen  zerreisse,  falls  der  Widerspruch  der  Eltern 
gereehtfertlgt  sei,  dass  man  deren  Consens  erzwinge,  falls  er  ungerechter 
Weise  zurückgehalten  werde.  „  Quamquam  optarem-',  fügt  er  hinzu ,  „hac 
in  re  certas  constitutiones  a  Principibus  fieri ,  secundum  quas  pronunciarl 
debezet,  ne  scilicet  affectio  esset  iudex,  aicut  communiter  fit,  ita  ut  hodie  ad- 
mittatur,  craa  dirimatur  matrimonium  liberorum  propter  dissensum  pa- 
rentam'*. 

5  Von  1481—1554.  Vgl.  über  ihn  Muther  d.  Reformat,  JTur.  Hier. 
Schürpf  (Erlangen  1858.).  —  Ueber  seinen  Streit  mit  Luther  wegen  der 
heimlichen  Verlöbnisse :  e  b  e  n  d  a  s.  85.  ff. 

s  Consil.  seu  resp.  iur.  cent  (Francof.  1594.)  centur.  1.  cons.  1.  Vgl. 
auch  Ruckerus  Matrim.  consil.  (Francof.  1580.)  2, 180.  £ 

7  BasiliuB  Monner,  Jenenser  Jurist.  Sein  Buch  de  matr.  erschien 
Francof.  1561.  Von  dem  Buche  de  clandest.  coniug.  libellus  liegt  mur  die 
Ansg.  vor  (Erfurt  1594.). 

8  de  matr.  82. 

9  Braunschweigischer  Jurist  de  matrimonio  (Francof.  1592.). 


236  IU.Bach.  Das  Recht  der  evangeliflclien  Kirche. 

wi^  die  Anderen  kirchliche  Trauung,  aber  ^ftion  modo,  vi  Dto, 
ncu^  par  edt,  consecretur  indimduae  eonauetudinü  initium;  verm 
etiam  infinitia  aUoqvin  fraudibus  oceufT<xtur^'\ 
Hartmiina         Hartmann  Pistor^  erklärte.  dasB  „.  •  •  solua  eomenm, 

Plfttor» 

nedum  camali  copula  accedente,  matrimonium  conatUuat  atqw 
eHam  apansaUa  de  futuro,  BOÜem  suhseeuta  eamaU  copula,  ingtar 
matrimonii  obHneant". 

:Meich!or  Mclchior  Kling'  hält  die,  welche  BponaaUa  de  proamii 

eingegangen  sind,  für  wahre  Eheleute,  „quia  consensus  cMaf 
tandi  et  individtiam  tritae  eonsuetudinem  retinendi  facü  mr 
iuffium"\  uhd  sagt  von  der  priesterlichen  Eheeinsegnung,  wie 
von  den  Aufgeboten,  dass  sie  Feierlichkeiten  ifrären,  die  ohne 
Grund  nicht  unterlassen  werden  müssten.  „Et  hae  soknm- 
tates",  fiigt  er  hinzu,  „licet  non  eint  de  substantia  matrimmi 
3ed  sufßciat  coneenaus:  Tarnen  ne  sub  specie  matrimonü  fiat  fcr- 
nicatio,  vel  ne  matrimonialiter  coniuncti  eeparentur",  omittendai 
non  8unt\  „  Qui  autem  eic  contrcuterunt,  et  iUae  eolennüaUs  n 
contemptu  omiserint,  peecant  et  imponatur  eis  poenitentia**.  Uo- 
gültig  sind  aber  ihre  Ehen  nicht,  ihre  Kinder  nicht  unehelich^ 
Auch  heimliche  Ehen  bestehen  zu  Becht,  sind,  wie  er  sich 
ausdrückt,  „ratione  impedimentorum  non  ilUcitae,  tarnen  iw< 
prohibitae";  das  aber  wegen  der  Gefahr,  welche  der  Seele 
droht:  „Quia  mutata^voluntate  alteriue  sponsorum,  non  poti^i 
fierifides  iiuUci"''. 

wetembeck.        Wesembeck®  hält  den  Unterschied  zwischen  eponsaJüade 
DerUeh.  proesenH  und  de  faturo  aufrecht,  und  Berlich^  stellt  die  Au- 
torität des  kanonischen  Kechtes  in  Ehesachen  so  hoch,  ,>«< 
sacrikgii  instar  sit,  contra  illos  disputare  et  merito  secundum  eoi 

^  a.  a.  0. 27.  ff.  lAsst  er  die  yermögenBrechtlichen  VortheUe,  wekhe  der 
Mann  beim  Tode  seiner  Frau  geniesst,  auch  bei  Sponsalia  de  praeaenti  Statt 
finden;  ebenso  auch  die  Klage  auf  Ehebruch.  Aehnlich  ist  die  Ansicht  Toa 
Ambrosius  Schurer  in  seinem  Buche  de  haereditate,  quae  ab  int  def.(^P** 
1595.)  Dort  wird  285.  die  Regel  aufgestellt:  „deficientibusconiuneüsn^ 
que  ad  decimum  gradum,  maritus  et  uxor  sibi  invicem  succedunt**.  286.  aber 
heisst  es:  „etiam  locum habet  haec  regula in  sponso  et  sponsa  contraheoti- 
buB  per  yerba  de  praesenti *^  Arg.  L.  nuptias  ffl  de  r.  l  c.  1.  2.  C.  27.  qu.  2. 

*  1 1601.  Obseryat.  singular.  Obs.  88. 

8  f  1571.  tractat  matrimonial,  caussar.  (Francof.  1581.) 

*  a.  a.  O.  föL  ?▼• 

5  a.  a.  0.  fol.  72^. 

6  a.  a.  O.  fol.  72. 

7  a.  a.  0.  foL  68^' 

8  geb.  1581.  in  Antwerpen  f  1586.  in  Wittenberg.  —  in  paratit  Dig-  ^ 
rit  nupt  n.  5. 

9  1 1688.  Condos.  pract  pars.  4.  concL  28.  n.  66.  ff. 
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m  Consistoriis  debeat  pronunttari,  cum  non  pugnent  cum  nosira 
TtUgione,  et  perieulomm  sit,  exßeta  aeqmtate  et  eapite  etio  iiuiir- 
care". 

Mathias  Colerus^  präfiumirt  ans  dem  blossen  Rimr-  xathiM 
wechsd  die  Ehe,  und  warnt  leichtsinnige  Jünglinge  davor: 
BponiüBa  de  praesenti  und  Ehe  sind  ihm  identisch. 

Thomingius'  entscheidet  den  Fall,  wo  jemand  mit  einem Thoningfot. 
Jkfadchen  sponsaUa  de  praesenti  eingegangen ,  und  dann  mit 
einer  anderen  sich  yerlobt  und  concumbirt  hatte ,  dahin,  dass 
das  zweite  Verlöbniss  aufzulösen  sei  und  er  mit  der  ersten  die 
E3ie  zu  vollziehen  habe»  und  ebenso  urtheilen  in  demselben 
Fjffle  Modestinus  Pistor»  mit  Valerius  Pfister  und  der *'?££"" 
ganzen  Leipziger  Juristenfacultät,  von  denen  dem  „Ehe-  ^^'^^ 
brecher'^  auch  schliesslich  auferlegt  wird,  die  der  ersten  Yer- 
lobten-^iniror  versprochene  Ehe  zu  solennieiren,  und  jhr  hcizu^ 
wknen**K 

Oldendorp^  erkennt  die  GiOtigkeit  der  heimlichen  Ehen  oidendorp. 
an,  Bensner^  erklärt,  dass  zur  Eheschliessung  der  blosse  Beniner. 
Consens  genüge,  und  erläutert  das  dahin,  dass  eben  weder 
BdscUaf,  noch  irgend  eme  Ceremonie  hmzuzukommen  brauche, 
um  der  gegenseitig  ausgetauschten  Einwilligung  die  Kraft  der 
Ehe  zu  Terleihen^  und  ebenso  identificnrt  Henning  Goden  ^JJJJJn*' 
£Iie  mit  Verlöbnisse 

Bei  Vultejus*  endlich  steht  zu  lesen:  „tmo  licet  matri"  vnit«jM. 
manium  non  fuisset  contractum  in  facie  eeclesiae,  eed  clam,  ma^ 
trimonium  tarnen  est^  et  cum  non  eit  contractum  inter  personas 
prokibitas,  omnino  vaUdum  fiUt,  per  ea,  quae  respondit  Socinus 

1  f  1587.  Prof.  in  Jena.  Decis.  (ed.  in.  Lips.  1614.)  11.  dec  800. 

>  Prof.  in  Leipzig.  Responsa  (Francof.  1608.)  voL  1.  consil.  52. 
*  1 1568.  Professor  in  Leipsig. 

^  Mod.  Pistor.  ConsiL  sive  responsa  (Lips.  1588.)  voL  2.  cons.  52. 

'  f  1567.  Consil.  Marburg.  (Francof.  1629.)  vol.  1.  cons.  1.  VgL  yoI. 
2.  cons.  S:  „Matrimoniom  enim  sine  solennitate  clandestinum  omnino ,  vel 
oon  iusU  sea  plena  habens  solennia  utique  valet:  imo  in  sua  eonionctione 
inseparabÜi  non  minus  praestat  quam  ülud,  quod  aperta  et  sumptuosa  pompa 
contractum  est".  Vgl.  Vol.  2.  S.  2. 

<  Profi  in  Jena.  Sententiar.  sive  Decis.  lib.  5.  (Francof.  1599.  ff.)  ConsiL 
aife  Responsa  (Francof  1601.). 

7  ConsiL  lib.  1.  cons.  10.  1,  111.  vgl.  auch  S.  88.  Decis.  lib.  1.  dec.  4. 
n.  39. 1, 19.  lib.  4.  dec  5.  n.  5.  4, 82,  wo  er,  ohne  die  kirchliche  Trauung  lu 
erwähnen,  sagt:  „matrimonium  desponsatione  initiatur ....  consensu rati* 
ficator ....  et  anra  firmatnr ....  et  copula  denique  consummatur**. 

8  ConsiL  (Budiss.  1568.)  Seite  DXIII.  auch  abgedruckt  bei Kuckerua 
Matrim.  consiL  (Francof.  1580.)  2, 2. 

>  ConsiLMarburg.  8, 477.cons.  84.  TgL8, 79* 
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jur.  com.  85.  infine  voL  2*,  quod  etiam  valeUt,  Ucet  eowtractim 
fxdaset  coram  duohus  testibua,  masculia  vel  foeminia",  — 

In  der  That,  die  Vorwürfe,  die  Carpzow  gegen  die 
Juristen  des  seohszehnten  Jahrhunderts  schleudert^:  ^tMiscenl 
cammuniier  copulam  camalem  cum  ipao  matrimonio,  per  hm" 
dictionem  ecciesiasiieam  rive  aacerdotalem  cansunmicUo;  v&tuijw 
eundem  ponunt  effectum^  ut  sciUcet  ad  priora  spamalia  redm 
cogatur  persona  nocens  aduliera,  eive  copula  camalis  sohj  du 
benedictio  aacerdotalis,  et  sie  verum  matrimonivsn  postermim 
sponsaUbus  accesserit",  und  die  so  ziemlich  deren  ganze  Theorie 
characterisiren,  waren  wohl  begründet,  nur  kam  es  Carpzov 
am  Wenigsten  zu,  sie  auszusprechen. 

Beformirte         Betrachten  wir  jetzt  noch,  ehe  wir  zu  den  Lehren  des 
siebzehnten  Jahrhunderts  übergehen»  kurz  die  Ansichten  der 
reformirten  Kirchenlehrer. 
caiTin.  Calvins  Meinungen  ergeben  sich  aus  den  Bestimmungen 

der  oben  angeführten  Genfer  Ordonnanzen^:  Earchliche 
Trauung  mit  kirchlichem  Aufgebote,  aber  auch  förmliche 
Verlöbnisse^  und  Zwang  der  Obrigkeit,  dieselben  zu  toII- 
ziehen^. 

BnUin^er.  Bullingcr  in  seinem  Büchlein  Vom  christlichen  Ehe- 

stand will,  dass  bald  nach  »abgeredeter  Eheteiding"  die  Ehe- 
leute sich  einsegnen  lassen.  „  Und  dieweil  er  (Gott)  sdk**) 
fährt  er  fort^  »die  erste  Ehe  zuaamen  geben,  und  sie  beide  ge- 
benedeiet hat,  so  hat  die  Kirch  aus  dem  beispiel  und  geist  GMi 
geordnet,  das  die  Eheleut  öffentlich  und  vor  allen  dingen  w 
Kirchen  komen,  und  jhre  Ehe  da  der  Kirchen  offnen  tmd  bi- 
stetigen,  auch  die  benediciion  von  dem  diener  Gottes  empfoh^f 
und  sich  da  gemeiner  Kirchen  fürbit  befehlen  und  gebravchea 
sollen.  Solche  Göttliche  Ordnung  sol  ein  redlich  ChristenmeMck 
seinen  anfechtungen  fürstellen  und  in  seiner  ehe  nicht  das  mahl 
und  das  bett,  sondern  das  Reich  Gottes  zum  ersten  suchen,  wi 
darnach  erst  im  namen  Gottes  die  beiwonung  zu  handen  netnen  * 

Kirchliche  Er  motivirt  aber  die  kirchliche  Trauuner  mit  vielen  Gründen. 
Es  wird  nämlich  „aller  weit  offen  für  die  äugen  gestelü",  u^s 
Gott  selbst  die  Eheleute  zusammengiebt     Denn  der  Diener 

1  luriBprud.  Consist  üb.  IL  tit  4.  def.  66. 
s  Siehe  oben  S.215. 

s  „  Que  toutes  promesses  de  manage  se  faoent  honestement  et  eo  1« 
craintedeDieu^  etc.  Richter  K.0. 1,  847. 
^  Siehe  oben  S.  222. 
B  Cap.  16.  bei  Sajrcerius  a.  a.  O.  fol.  CXI^-  f. 
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der  Kirche  handelt  im  Namen  und  nach  dem  Beispiele  Gottes, 
dann  aber  wird  „bezeuget,  das  die  Ehe  ehrlich  und  OoU  wohl-' 
gejeVüg,  ein  h«iJig  werek  des  Uschis,  und  nicht  ein  unrein  werch 
darfinstemis  ist",  es  wird  der  Concubinat  in  sichtbarer  Weise 
von  d^  Che  geschieden«  Femer  wird  an  die  Eheleute  die 
Ermahnung  zur  Treue  gerichtet,  die  Ehe  von  Gott  gesegnet, 
das  Wort  Gottes  verkündet ,  die  Heiligkeit  der  Ehe  gelehrt, 
und  endlich  die  Fürbitte  der  Gemeinde  erlangt  Alles  also 
Themeen,  die  mit  den  oben  dargestellten  für  den  kirchUchen, 
heüig^i  Character  der  Ehe  beigebrachten  vollständig  identisch 
smd.  —  Welche  Ansichten  BuUinger  von  dem  Verlöbnisse 
aufstellt,  lässt  sich  aus  den  bei  Sarcerius  abgedruckten 
Stdlen  nicht  ersehen,  und  das  Buch  selbst  habe  ich  nicht  er- 
langen können. 

Sehr  beachtenswerth  und  auch  von  nachhaltigem  Einflüsse 
auf  die  lutherische  Doctrin  ist  die  Darstellung  des  Eherechts, 
die  Beza  in  seiner  tractatio  de  repudiis  et  divortiis    Bes«. 
giebt^. 

So  wird  es  gleich  unnöthig  sein,  seine  Apologie  der  kirdi- 
lichen  Eheschliessung  hier  anzuführen,  da  dieselbe  fast  wört- 
lich von  Beust  ausgeschrieben  und  so  oben  mitgetheilt  ist^ 

Auch  Beza  verlangt  die  „solemnis  nuptiarum  in  Ecclesia 
benedictio,  non  modo  nt  Deo  sicufi  par  est,  consceretur  individuae 
consuetudinis  vüae  üdHum,  verum  etiam  lU  inßnitis  cdioqui  frau* 
däms  oceurratur^K 

Den  Unterschied  zwischen  sponsalia  de  praesenti  und  de^v*»*»^^^^ 
futuro  erkennt  er  an,  indem  er  sich  dabei  der  kanonischen  De-  <i«  »itero. 
£nition  vollkommen  anschliesst^. 

Diese  können  aufgelöst  werden,  wobei  den  Brautleuten 
^e  gewisse  Freiheit  gelassen  wird,  vom  Contracte  zurückzu- 
treten, jene  jedoch  sind  die  eigentlichen  Verlöbnisse  f^atque 
cdeo  matrimonium  ipsum,  quamvis  non  de  facto,  ut  vulgo  loquun^ 
tut,  de  iure  tarnen  eo  ipso  mamento  initur'^^;  sie  begründen 
einen  Zwang  zur  Ehe^ 

Dennoch  nuicben  ihm  aber  auch  die  sponsalia  de  praesenW 

leb  citire  nach  der  Ausg.  Genevae  1587. 

Siehe  oben  8. 2S8. 

W«rtlioh  to  bei  Molrad  a.  a.  O.  S$. 

a.  a.  0. 4. 

a.  a.  0. 6. 

a.  a.  0. 7. 

a.  a.  0. 89. 


S40  III.  Buch.  Das  Recbt  der  eyangelischen  Kirche. 

noch  keine  volle  Ehe  —  wie  er  sich  denn  auch  in  der  an«re. 
führten  SteUe  vorsichtig  genug  ausspricht  —  sondan  diese 
wird  durch  die  fleischliche  Vereinigung  der  Ehegatten  toD- 
zogen.  fyEgo  vero**^  sagt  er^  ,yAugtt8tini  sententiam  iecubu  ab 
ipso  etiam  Oratiano  prolatam,  arbitror,  iüam  midierem  nm  per- 
tinere  ad  matrimonium,  cum  qua  commixtio  sexus  non  docetvr 
fuisse**. 
Kirchliche  Der  kirchlichen  Trauung  scheint  er  nach  alledem  mir  die 
rechtliche  "Wirkung  zuzusprechen,  die  gewissermassen  geseUos- 
senCy  und  noch  durch  den  Beischlaf  zu  vollziehende  Ehe  zu 
besta.tigen  und  zur  Kenntniss  der  Gremeinde  zu  bringen;  mit- 
hin hält  er  sie  für  eine  blosse  Solennität. 

b.  Das  siebzehnte  Jahrhundert 
Die  Doctrin  des  siebzehnten  Jahrhunderts  weicbt 
Zwei  Rieh-  ^^™  Theil  in  ihren  Grundprincipien  nicht  von  den  Lehren  de? 
tungea.    gechszchnteu  aby  zum  Theil  aber  unterscheidet  sie  sich  sehr 

wesentlich  von  denselben. 
Die  Einen         DicEineh  nämlich  lehrten  beständig,  dass  eponsdUa  detm- 

noch  ginx  ^  ^  ^  -J  ' 

Im  kanon.  setiti  uud  cfe  futuTo  vou  einander  verschieden  seien,  dass  erstem 
ftngen.  unbedingt  die  Kraft  der  Ehen  zu  beanspruchen  hätten,  und  m 
die  letzteren,  wenn  auch  heimlich  geschlossen,  durch  die  copik 
camalis  volle  Gültigkeit  bekämen.  Zwar  wurde  die  Tnumng 
vielfach  ein  Gegenstand  theologischer  Speculationen,  und  die 
kirchliche  Auffassung  von  der  Ehe  überhaupt,  die  theilweise 
ein  Product  der  kirchlichen  Trauung,  mehr  noch  als  Factor  in 
der  Lehre  von  der  Eheschliessung  auftrat,  und  die  wir  oben 
in  ihrer  Entwicklung  gezeichnet  haben,  —  gab  der  Eheemscg- 
nung  und  Copulation  einen  ganz  besonders  spirituellen  Chü- 
racter;  aber  das  führte  doch  nicht  dahin,  dass  man  die  Trauting 
für  unumgänglich  nöthig  erachtet  hätte,  sondern  diente  höch- 
stens dazu,  den  Widerspruch  zwischen  diesen  Anschauungen 
und  der  sich  fortschleppenden  kanonischen  Theorie  von  deo 
Verlöbnissen  noch  klafiender  zu  machen. 

Was  half  es  da,  dass  die  weltliche  Gresetzgebung,  wie  es 
vielfach  geschah,  kirchliche  Eheschliessung  gebot,  wenn  jedee 
Yerlöbniss  schon  für  eine  Ehe  gehalten  wurde,  die  nur  tQC° 
der  Bestätigung  bedürfe,  was  half  es,  dass  fast  überall  die 
heimlichen  Verlöbnisse  verboten  wurden,  falls  diese  durch  den 
Beischlaf  convalesciren  sollten?!  — 

1  a.  a.  0. 69. 
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Ein  anderer  Theil  der  Schriftsteller  aber  fing  an,  das  i>i«  ^Andar. 
joristische  Wesen,  die  rechtliche  Wirkung  der  Trauung  zum  hv  «»»nci- 
Gregenstande  der  Betrachtung  zu  machen.  Bisher  war  man 
darauf  noch  nicht  gekommen.  Man  hatte  die  Ehe  durch  Con~ 
gens  schliessen,  durch  den  Beischlaf  coneummiren  lassen,  wo 
die  Traunng  da  hingehöre,  was  ihre  rechtliche  Wirkung  wäre, 
fand  kaum  eine  Erörterung.  Jetzt  behielt  man  zwar  auch  die 
alte  Theorie  von  der  Eheschliessung  bei,  aber  man  versuchte 
doch,  die  Trauung  in  das  System  aufzunehmen,  ihr  die  Stel-> 
long  theoretisch  zu  verschaffen,  die  sie  gesetzlich  wenigstens 
einnahp« 

Aach  die  Doctrin  von  den  Sponsalien  blieb  den  Schrift- 
steilem dieser  Sichtung  nicht  fremd,  der  Unterschied  der 
sponsaUa  de  praeaenti  und  de  futuro  wurde  auch  von  ihnen 
aufgestellt,  aber  das  hatte  nur  den  Zweck,  überhaupt  die  Auf- 
losungsfahigkeit  der  Verlöbnisse  zu  erschweren,  während  diese  . 
selbst  und  der  Unterschied  zwischen  Verlöbniss  und  Ehe  ge- 
nügend anerkannt  wurde.  — 

Gehen  wir  jetzt  zu  den  Ansichten  der  Einzelnen  über  und  ^°*^«r. 

•  •  •   •      •  •  Theologen 

betiaditen  wir  zunächst  diejenigen  lutherischen  Theologen,  d.  enteren 
welche  noch  ganz  dem  Geleise  des  vorigen  Jahrhunderts  fol- 
gen, 80  ist  zuerst  Chemnitz,  der  geschätzte  Verfasser  des  Cbenmitx. 
Examen  Coneilii  Tridentini  zu  erwähnen.  Er  theilt  wie 
Luther  die  Sponsalien  in  solche  de  praeeenti  und  solche  de 
futuro,  wobei  er  die  unterscheidenden  Merkmale  herleiten  will, 
nicht  „ex  eavillatione  verborum,  aed  ex  intentione,  ratione  et  aliis 
dramutantÜB  tractatuum*'^* 

Die  SponsaUa  de  praesenti  machen  aber  volle  Ehe,  „jutaSponeaiien- 
inducunt*^,  wie  er,  dem  heil.  Ambrosius  folgend,  sagt:  „ef/l-' 
caeem  obligationem,  nexum  et  vinculum  eoniugale.  Et  licet  talia 
etiam  sponsaUa  in  futurum  respiciunt,  ut  edlicet  postea  addu- 
eatur  et  tradatur  sponsa:  tarnen  vere  tantum  est  coniugium,  et 
jitm  initium  factum  est  praesentis  coniu^ffii"*.  Darum  begründen 
sie  auch  Zwang  zur  Vollziehung  der  Ehe^  und  können  nicht 
ohne  beiderseitige  Einwilligung  aufgelöst  werden^.  — 

Dunte   giebt  der  Ehebenediction  einen   göttlichen  Ur-    Dunte. 
Sprung:  ,,Quamquam  non  pertineat  ad  essentiam  coniugii,  tarnen  ' 

1  Loci  theol.  de  eoniug.  (Witteb.  1628.)  8, 218. 

2  a.  a.  O.  8, 214. 
s  ebendas. 

*  ebendas. 
Priedberg,  Eheichlie$tung,  IQ 
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eet  necessaria  propter  eaemplum  Dei  ei  eeclesiae  eonstihUmm 
Uli  eonfwTMm**^.  Aber  auch  er  theilt  die  VerlöbiUBse  nach 
hergebrachter  Art^  auch  er  sieht  in  den  spansaUa  de  praesenü 
wahre  Ehen,  so  dass  er  die  Frage:  „Ob  ein  Bräutigam  der 
Braut,  oder  die  Braut  dem  Bräutigamb  nach  gehaltenem  Verlölh 
nise  könne  aufsagen,  wenn  grosse  Boessheit  an  jhn  oderjhrgt" 
spüret  toird,  und  keine  ruhige  Ehe  zu  hoffen'%  unbedingt  verneint^ 

KtrcWche  Di^  kirchliche  Einsegnung  dient  ihm  mithin,  wie  aach 

Chemnitz,  nur  zur  Bestätigung  der  schon  geschlossenen  Ehe. 
Das  erklärt  er  ausführlich  bei  Beantwortung  der  Frage:  »Ob 
des  Priesters  öffentliche  Ehetrauung  nötig  oder  genug  sey^  dm 
es  durch  verlobten  Persohnen  Eltern  geschehe**^. 

Danhtotr.  Ganz  in  derselben  Weise  spricht  sich  Danhauer^  über 

das  Wesen  der  Trauung  aus,  der  noch  darauf  aufmerbam 
macht,  dass  die  Holländer,  weil  die  Ehe  ein  „weliUeh  Dinj"* 
sei,  „hac  politicismi  ratione  freti"  i.  J.  1594.  die  Civilehe  ein- 
geführt hätten, 
sptner.  lieber  eben  diese  holländischen  Verhältnisse  äusserte  sich 

auch  ein   anderer  berühmter  Theologe   und   Schüler  Dan- 
hauers,  Spener^.    Dieser  nämlich  erklärte,  dass  er  solche 
und  auch  der  „ungläubigen  Ehe**  für  vollkommen  rechtmässig 
.  und  gültig  erachte,  „dass  an  solcher  Ehe  nichts  ermangle"» 

1  Casus  CoiMcientiae  (1634.)  1103. 

s  a.  a.  0. 1084.  ^ 

8  a.  a.  0. 1090. 

^  a.a.O.  1136:  „1.  Distinguendum inter ea,  quae  ad8iibstaDtiamcon> 
tractuB  gehören  und  inter  ea ,  dass  erfordert  wird  ad  matrimonii  consoin- 
mationem.  Was  das  erste  belanget,  so  machet  der  Consensus  beydercoD- 
trahirenden  Fersobnen  die  £be,  dazu  ist  nicht  eben,  wenn  man  sich  alio 
▼erhindert  des  Friestera  Beyweaen  etc.  nötig,  es  wehre  denn  dass  es  io 
Lande  oder  Stadt  gebräuchlich;  Und  wenn  diePeraohnen  nicht  oontiahirt 
hetten,  mochte  des  Priesters  Copulation,  Wort  und  Segen  an  sich  selbst 
keine  Ehe  machen.  Was  aber  die  Consummation  und  VoUenaiehung  der 
Ehe  belanget,  ao  ist  in  allen  wolbeatelleten  Kirchen  und  Regimenten  dieiM 
eingeführet,  daas  die  Ehe  in  allewege  öffentlich  aoi  ▼ollencogen  werden,  aut 
Trawung  etc.  Und  dazu  gehöret  der  Prediger.  Denn  ob  wol  dass  Prediger 
Leute  zusammen  geben  aollen,  in  Gottea  Wort  nicht  eben  gebothen,  jedoch 
weU  der  Befehl  da  iat,  dass  die  Ehe  aol  Ehrlich  gehalten  werden,  und  es  eise 
alte  wolhergebrachte  Ordnung  ist,  und  iat  bUlig  darob  zuhalten,  und  sol- 
len dem  Eheatande  zu  Ehren  solche  Dinge  in  der  Kirchen  volleDiogeD 

werden 2.  Wenn  einer  aber  an  einem  solchem  Orthe  lebete,  da  er 

die  benedictionem  sacerdotalem  nicht  haben,  noch  in  benachbarten  Kirchen 
erlangen  könte,  möchte  jhm  derselbe  Mangel  in  seinem  Oewisaeo  oicli^ 
jrren". 

*  theolog.  conacientiaria  (Argentorat.  1679.)  818.  ff. 

6  Theolog.  Bedenk.  (Halle  1713.)  8.  567.  c.  4.  acct.  12. 
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Er  entschied  anch  in  einem  ihm  Torgelegten  Falle ,  wo 

ZW&  Personen  ohne  kirchliche  Trauung  zwanzig  Jahre  lang 

beiaammen  gelebt  hatten,  „dasa  es  eine  wahre  und  bündiffe  Ehe 

sowohl  sey  aUda  jene  dar  zu  gekommen  tväre",  und  wenn  er  auch 

die  lodden  Eheleute  für  strafbar  hält,  weil  sie  sich  gegen  die 

,,A«i%e  Ordnung  Gottes**  versündigt,  so  erklärt  et  doch  ihre 

Tremrang  für  gänzlich  unstatthaft.   »yDarf  deswegen**,  sagt  er, 

y,mekts  davon  disputiert  werden,  ob  sie  beysammen  tu  bleiben 

haben,  oder  das  matrimonium  als  nullum  zu  dirimiren  wäre, 

sondern  ob  sie  schon  woUen,  tönten  sie  so  wenig  als  andere  reehP- 

massig  eopuUerte  von  einander  sich  wiederum  trennen,  noch  auch 

von    einer    Obrigkeit   wieder   die    göttUche    Ordnung   getrennt 

weTden**\ 

David  Hollaz  unterscheidet  sich  von  den  eben  Ange-  HoUm. 
führten  gar  nicht.  Er  kennt  sponsalia  de  praesenti  und  de 
futuro,  er  halt  die  ersteren  für  Ehen:  „adeoque  sponsalia  de 
praesenti  a  matrimonio  non  distincta  sunt**^.  Die  kirchliche 
Trammg  dient  zur  Vollziehung  der  Ehe,  „ad  consummandum 
conixyium  ehristianum**\  und  ist  dazu  theils  aus  äusseren, 
thdÜB  aus  inneren  Gründen  besonders  qualificirt^. 

Kach  Quenstedt  bilden  die  sponsalia  ein  matrimonium (^nmgitdu 
inehoatum,  das  natürlich  volle  Geltung  zu  beanspruchen  hat, 
die  oonsummatio  mairimonii  erfolgt  aber  „per  copulam  camaUm 
in  nuptüs**^  und  begründet  einige  wesentliche  Eigenschaften 
der  Ehe,  die  den  Verlöbnissen  meist  nicht  zugeschrieben 
werden,  wie  ehehindemde  Verwandtschaft  und  Anderes  auf 
^  eheliche,  fleischliche  Gemeinschaft  Bezügliche^. 

^  ebenda 8.  Freilich  hält  er  für  gerathen,  dass  diese  Eheleute  sich 

iioch  nachträglich  benediciren  lassen.  —  Vgl.  noch  folgende  Aeusseningen 

^peners  a.  a.  O.  S.  516:  „Indem  der  consensus  und  nicht  die  benedictio 

'^acerdotalis  (die  nur  eine  solemnitas  confirmatoria  ist)  die  ehe  machet,  unnd       ' 

^lao  iro  derselbe  ist,  auch  eine  wahre  Ehe  zu  sein  erkannt  werden  muss  (wie 

5^naere  Theologen  einmuthig  zu  lehren  pflegen)  S.  566:  „Zum  Grand  lege 

^ch  dies  Toraus,  dass  die  benedictio  sacerdotaiis  weder  de  essentia  conlugii, 

^^och  auch  simpliciter  necessaria  sei''. 

'  Examen  theologic.  (ed.  1741.)  S.  1871. 
s  ebendas.  * 

A  ebendas.   „a)  ut  de  legitime  contrahentium  coniugio  publice  con- 

b)  ut  de  sancto  et  indissolubili  yinculo  matrimonii,  de  divina  bene- 

^"""^•^Ädiäone,  de  officiis  coniugalibus  de  aeAimnarum  tolerantia  contrahentes  ad- 

'^sioQeantur.    c)  ut  noyi  coniuges  per  solenmes  preces  commendentor  Deo 

^ningü  anctori'^ 

5  Theolog.  didactico-polemica  siye  syst  theologic.  (Lips.  1715.)  2, 1579. 

6  a.  a.  0. 2, 1581. 

16* 
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Die  Ehen  selbst  werden  durch  den  Consens  geschlossen 
—  y,F<yrma  coniugü  est  legüima  et  indUsolubiUs  duorwm  w 
unam  eamem  et  paeto  cofiiunctio"^  —  und  die  an  die  bekannte 
Genesisstelle  angeknüpfte  Trauung  ist  eine  blosse  Solennität 
„Adiuncta  sunt  NecessiUu,  Digmtas,  UtiKtas,  CanaecrcUio  Saeer- 
dotalis  et  tota  nuptiarum  8olennücts"K 

BATcmano  Zufolge  mehrerer  Stellen  seiner  Gamolo'gia  synoptica 
würde  Havemann  zu  den  Schriftstellern  gezählt  werden 
können,  die  sich  von  der  alten  Theorie  lossagten.     Ob^eich 

bildet  den  er  nämlich  auch  die  sponsaUa  in  der  herc^brachten  Art  treIUlt^ 

ITahin  gang 

Bod. neuer.  80  Unterscheidet  er  doch  den  ,,consen8U8  eponsaUtiue''  von  dem 

*  „consenstu!  matrimoniaUs'^^g  und  von  jenem  heisst  es:   „non 

absolvit  matrimonium**,  während  dieser  in  der  Kirche  öffentlich 

kirchliche  vor  der  Einsegnung  erklärt  werden  muss.  „Beepectu  autm 
sang,  üliue  declarationü",  fährt  er  fort^,  ^ybenedictio  necessaria  ap- 
peüari  potest,  non  ut  forma,  aed  ut  proxima  causa  effidens,  nm 
eas  mandato  divino,  sed  ex  constitutione  Ecclesiastiea  ae  CiriUf 
iniuitu  puilicae  honestatis  introducta.  In  foro  conscieniiae  et 
eoram  Deo,  ratum  est  matrimonium,  legitime  ae  matrimamali 
eonsensu  utriusque  partis  initum,  quamvis  benedtctio  sacerdotalu 
non  accesserit,  At  in  foro  exteriori,  coram  populo  Christiano,  ip- 
sam  svra^lav,  publicumque  decorum  magni  aestumante,  vix  rectum 
censebitur  matrimonium  sacerdotaU  benedictione  destitutum**,  — 
Die  kirchliche  Eheschliessung  wird  aber  auch  durch  viele 
Vorzüge  besonders  empfohlen^.  Denn  abgesehen  von  ihrem 
Alter,  ist  sie  das  beste  Erkennungszeichen  der  Ehe  gegenüber 
dem  Concubinat,  und  dann  bietet  sie  Gelegenheit,  die  ethische 
Seite  der  Ehe  mehr  hervorzukehren,  die  Brautleute  über  ihre 
Pflichten  zu  belehren  und  den  göttlichen  Segen  für  sie  zu  er- 
flehen.    99 Ergo  non  f adle  contemnendum"  schliesst  er. 

Dennoch  stellt  er  sich  gleich  darauf  in  einen  entschiede- 
nen Gegensatz  zu  den  Vorschriften  des  Trienter  Concils^ 
welches  die  Gültigkeit  der  Ehe  von  ihrer  kirchlichen  Ein- 
gehung abhängig  macht,  und  behauptet  kurzweg:  „Caetenm 
omissa  illa  benedictio  sacerdotaUs  non  vitiat  matrimonium*^^,  — 

1  a.  a.  0. 2, 1582. 
9  a.  a.  0. 2, 1583. 
s  (Stadae  1656.)  161. 
*  a.  a.  0. 18.  f. 

6  a.  a.  O.  558.  ff. 
^  ebendas. 

7  ebendas. 
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Da88  er  aber  mit  der  priesterlichen  Einsegnung  den  ganzen 
Act  der  kirchlichen  Eheschliessung  bezeichnet  und  auch  die 
Gopulation  darunter  begreift,  mag  sowohl  von  ihm  als  von 
allen  anderen  hier  angeführten  Schriftstellern  ein  ftir  alle  Mal 
ausgeaprochen  werden. 

Wahrend  Hayemann  so  den  üebergang  zu  einer  Lehre 
bildete,  die  sich  mehr  oder  weniger  von  den  Fesseln  des  ka- 
nonischen Bechtes  zu  befreien  strebte ,  finden  wir  dieselbe 
schon  klarer  ausgesprochen  bei  einem  anderen  berühmten 
Theologen,  Johann  Gerhard,  der  die  Nothwendigkeit  der  oJjJä 
Trauung  und  das  Verhältniss  zwischen  Ehe  und  Yerlöbniss 
zum  Gegenstände  eingehender  Erörterungen  macht. 

Vor  allen  Dingen  will  er  unterscheiden^   zwischen  der  if^uiw^n- 
Consenserklänmg,  welche  die  Eheleute  vor  dem  Pfarrer  ab-  ^^^^^ 
^ben  und  die  der  Einsecrnunflc  voraussieht,  und  dieser  selbst.  Erster toh 
Jene  ist  zur  Eheschliessunff  absolut  nöthicc,  weil  der  beimVer-  Besiehang 
iofaiiisse  geäusserte  Consens  dazu  nicht  ausreichend  ist.    DaUntertchicd. 
nun  aber  diese  Consenserklärung  nach  dem  protestantischen 
Ritna  ganz  unmittelbar  mit  der  Benediction  verbunden  ist: 
„ideo  xBiua  ratione  et  respectu  benedictio  sacerdotalis  ad  con- 
iugiwn  netessaria  haud  incommode  diciiur,  non  quidem  ut  forma, 
-sed  ut  causa  ef/iciens  proxima***  —  Gerhard  schreibt  also  hier, 
wie  wir  das  auch  bei  dem  aus  Luthers  Traubüchlein  mitge- 
fheOfen  Ceremoniell  gesehen  haben,    allein   der  Consenser- 
klärung die  bindende  Kraft  zu,  wie  er  denn  auch  anderswo 
erklart,  dass  der  Consens  die  Ehe  machet  — 

Er  virill  jedoch  femer  unterscheiden  zwischen  einer  Noth-_  zweiter 
wendigkeit,  die  sich  aus  götthchen  Geboten  oder  aus  dem  in- 
neren Wesen  der  Sache  ergiebt  und  einem  durch  menschliche 
Bestimmungen,  aus  äusseren  Ursachen  eingeführten  Zwange. 
^,  Benedictio  sacerdotalis'^  fährt  er  aber  fort,  y^necessaria  est  ad 
^oniuffium  rite  ineundum  non  ex  speciaU  quodam  praecepto 
divinOf  nee  propter  coniugii  naiuram,  quasi  ea  non  sit  integra 
absque  sacerdotaU  consecratione,  sed  ob  constitutionem  ecclesiastt" 
com  et  düilem,  pubücae  utiUtatis  et  honestatis  intuitu  introdu^ 
ctam*'.  Daher  schliesst  er  sich  der  Ansicht  des  Donellus* 
an,  dass  die  kirchliche  Eheschliessung,  wo  sie  im  Gebrauche 
sei,  nicht  aufgegeben  werden  müsse,  und  dass  man  sie  auch  do> 

i  Lod  theologici  (Tubing.  1776.)  tom.  XV.  loc.  26.  cap.  6.  S.  895.  flf. 
>  a.  a.  O.  loc.  25.  c.  4.  sect.  2.  art.  1.  S.  67. 
3  Comment.  IIb.  III.  c.  20. 
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wo  sie  nicht  eingeführt  sei,   nur  aus  dringenden  Gründen 
unterlassen  dürfe,  nimmt  aber  andererseits^  Gel^nhdt,  sick 
gegen  die  zu  erklären,  welche  wegen  der  göttlich  gebotenen 
Trauung  die  Ehe  zu  einem  Sacramente  stempeln  wollten. 
Dritter  Drittens    macht  Gerhard   einen  Unterschied  zwischen 

üntertchJed. 

dem,  was  zum  Wesen  der  Ehe  gehört,  und  dem,  was  zu  ihrem 
Zeugnisse  dient.  Aber:  „Benedictio  sacerdotalü  nowmmeon- 
iugutn  non  requiriiur  ad  m  ipdus,  coniugii  Bcilicet,  euetäim^ 
sed  ad  pubKcum  eius  testimonium,  ut  omnibu8  consiare  powit  k- 
gidme  et  honeste  matrimonium  esse  eontractum",  £r  vergleicht 
die  kirchliche  Eheschliessung  mit  der  römischen  deductio  m 
damum,  die  nach  der  Glosse'  wenigstens  ein  nöthiges  Zeug- 
niss  der  Ehe  war,  er  stellt  die  kirchliche  Trauung  mit  der 
Investitur  auf  gleiche  Linie  ^  die  auch  nicht  zum  Wesen  h 
Lehns  gehörend,  denn  das  beruhe  allein  auf  der  Treue,  un- 
umgänglich nöthiges  Zeugniss  desselben  sei.  — 

vierter  Viertens  aber  trennt  Gerhard  die  Gültigkeit  des  «wfrt- 

manium  in  foro  consctenUae  von  der,  welche  es  un  äusBeren 
^  Leben,  in  foro  eateriori  beanspruchen  kann.     Da  sei  nun  kein 

Zweifel,  dass  im  Gewissensforum  der  blosse  Consensaustaasch 
auch  ohne  kirchUche  Form  die  Ehe  mache,  aber  eben  so  weni^ 
sei  zu  bezweifeln,  dass  eine  Ehe  nur  dann  die  gesetzliche, 
staatliche  Anerkennung  erhalten  könne,  wenn  sie  in  der  Tor- 
geschriebenen  kirchlichen  Form  eingegangen  sei. 

Fttafter  Einen  fünften  Unterschied  leitet  Gerhard  aus  dcrDop- 

pelsmmgkeit  des  Wortes  „nuptiae"'  her.  „Monuimus  gufe- 
rius",  sagt  er,  „nuptiarum  nomen  significare  ipsum  fwoÄvwwitw». 
ta  quando  dicitur,  non  conaibiUtm,  sed  consensum  facere  nup&K 
•  •  •  •  .  quandoque  vero  festivitatem  nuptialem  soknni  novcr^ 
coniugum  copulatione  adhiberi  solitam".  Nach  der  ersten  Be- 
deutung nun  gehört  die  kirchliche  Eheschliessung  nicht  zum 
Wesen  der  Ehe,  wohl  aber  nach  der  zweiten. 
üMenlcwed  Scchsteus  endlich  unterscheidet  er  zwischen  der  wesent- 
lichen und  zufälligen  Form  der  Eheschliessung,  deren  erstere 
in  der  engen  und  unauflöslichen  Verbindung  eines  Mannes 
und  einer  Frau  besteht,  und  deren  letztere  er  in  der  kirch- 

1  a.  a.  O.  loc.  XXVI.  c.  8.  S.  47. 
'  1. 6.  de  ritu  nupt  (23, 2.)  zum  Worte  „deductione^S 
9  Maller  Dissert.  de  hierolog.  (Jenae  1708.)  knüpft  diesen  Vergleicb 
an  II.  Feud.  58.,  wo  der  Vasall  „Domini  coniuz''  genannt  wird.  sectVII. 
th.  8.    Vgl.  Friedr.  Reichhelm  de  fide  reciproea  T^oniugali Dornioi  coa 
VasaUo  et  protectoris  cum  diente  (Argentorat.  1667.). 
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lidben  Trauung  erblickt:  y,ideo  stricte  loquendo  forma  non  est, 
Hd  dmUaaai  externum  adiuneium*\ 

BeachteuBwerth  ist  übrigens,  dass  Gerhard  für  nötUg]^"^"'°* 
halt,  ebensowohl  der  politischen,  wie  der  kirchlichen  Natur  der    "^^ 
Ehe  bd  der  Form  der  Eheschliessung  einen  Ausdruck  zu  ver- 
schaffen, und  dass  ihn  dieser  Geduike  zu  einer  höchst  eigen» 
thumlichen  Parallelisirung  verleitet^.    Die  kirchliche  Seite  der 
Ehe  nämlich,  die  sie  „pro  foedere  divino  ae  re  sacra  et  ee^ 
clesiaatiea**  erscheinen  lässt,  erfordert  die  kirchliche  Trauung, 
von  der  er  sagt:  n-Sa^e  ceremonia  merito  retinetur  1.  propter 
ipdua  Dei  exemplum  (Genes.  1,  27.)  • . .  2.  . .  .  propter  aposto^ 
Ucum  praeceptum  .  •  •  •  3.  Ob  novorum  coniuffum  doeumentum 
.  •  •  •  4.  Ob  eorundem  commodum  .  ,  .  .  b*  Ob  antiquissimum 
Auius  eeelesiasticae  benedieHonia  instUutum  ....  6.  propter  tp- 
sorum  gentiUum  suffroffium".     Die  weltliche  Natur  der  Ehe 
aber  lässt  das  Hochzeitsmahl  als  nothwendig  erscheinen,  dem 
nach  erfolgter  Trauung  Freunde  und  Verwandte  des  jungen 
Paareä  beiwohnen,  dem  die  Heimfuhrung  der  Braut  folgt, 
wodurch  diese  in  den  Besitz  ihres  Gatten  kommt  und  an  das 
nch  endlich  die  Gremeinschaft  aller  Güter  knüpft*    „Feetimtaa 
iUa  mrptiaUs  merito  obeervatar  1.  propter  ritus  hujus  antiquüor' 
tem  ....  2.  propter  coniugii  dignitcUem  ....  3.  propter  pubK- 
eeon  kone$tatem  •  •  •  .  4.  o6  perpetuam  omnium  gentium  consue" 
tucKnem**, 

Dieser  Theorie  von  der  kirchlichen  Trauung  entspricht  verisbniMe. 
denn  auch  Gerhards  Ansicht  über  die  Verlöbnisse.  Auch 
er  verwirft  nicht  die  gewöhnliche  Eintheilung  der  Sponsalien', 
aber  er  ist  weit  davon  entfernt,  die  sponsalia  de  praesenti  für 
Ehen  zu  erklären^  er  ist  durchaus  abgeneigt,  einen  Zwang 
zu  ihrer  Vollziehung  zuzugeben^  und  er  spricht  nachdrück- 
lich aus,  dass,  wenngleich  solche  Verlöbnisse  nur  durch  richter- 
liche Autorität  zu  lösen  seiend   doch  ihre  Auflösungsgründe 

^  a.  a.  O.  loc.  XXyi.  c.  9.  S.  466.  ff. 

>  a.  a.  0.  loc.  XXVI.  c.  4.  sect.  8.  S.  132.  f. 

s  a.  a.  O.  e  b  en  d  aa.  S.  160.  f.  Dennoch  läaat  er  die  Verlöbniaae  durch 
die  copula  caznalia  in  Ehen  übergehen,  a.  a.  O.  S.  149:  „Tranaeunt  autem 
sponaaUainmatrimonium,  cujua  promiaaionem  continent,  tum  per  aequen- 
tem  in  nnptiaa  conaenaum,  tum  per  copulam  camalem.  Quamvia  enim  non 
coDcabitua,  aed  conaenaua  fiiciat  nuptiaa,  tarnen  per  intenrentom  camalia 
eopolae,  conaenaua  iUenuptialia  exprimi  cenaetur".  Danach  iat  alao  aeine  oben 
TQigetiagene  Anaicht  yon  der  kirchlichen  Eheachlieaaung  zu  modificiren. 

«  a.  a.  0. 8. 149. 

^  a.  a.  O.  S.  155. 
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mit  den  Ehescheidungsgründen  nicht  für  identisch  gehalten 
und  verwechselt  werden  könnten^*  Ueberhaupt  müssen  nach 
seiner'  Ansicht  Verlöbnisse  tmd  Ehen  aus  vielen  Gründen 
durchaus  von  einander  getrennt  werden. 

HUdebrand.  Denselben  Standpunkt  wie  Gerhard  nimmt  Hilde- 
brand ein,  der  mit  seinem  bekannten,  fireilich  nicht  sehr  kri- 
tischen Buche  De  nuptiis  veterum  Christianorum' lange 
Zeit  für  die  geschichtliche  Darstellung  des  Eherechts  die 
HauptqueUe  war.  Er  weist  nach,  dass  die  kirchliche  Traoimg 
weder  nach  natürlichem,  noch  nach  tu«  gentium  oder  cM  tm 
Eheschliessung  nöthig  sei,  dennoch  aber  sagt  er:*  „ommm 
necessaria  hodie  est  (necessitate  quamms  hypothetiea)  • . .  iVef 
per  se  non  ipeas  nuptias  ....  canstituat,  seä  ad  solennia  nvpHa- 
Tum  vel  ad  fesüvitatem  nuptialem  et  ad  consensum  matrimonia- 
lem (quem  a  sponsaUMo  diversum  /atemur)  publice  eoram  iestikt 
in  Ecclesia  declarandum  directe  speetet".  Er  empfiehlt  sie  aos 
zahlreichen  Grründen^ 
caiT»r.  An  ihn  und  Gerhard  schliesst  sich  Calvör^  der  für 

die  kirchliche  Eheschliessung,  die  er  der  göttlichen  Natur  der 
Ehe  angemessen  hält^,  allein  mit  den  von  jenen  beigefarachteD 
Grründen  operirt. 

EicÄ  SchliessUch  will  ich  dann  noch  Christian  Eichsfeid«, 

• 

^  a.  a.  O.  S.  159. 

«  a.  a.  O.  S.  160.  f. 

9  Ich  citire  nach  der  Ausg.  Helmstad.  1661. 

^  Bogen  M.  2. 

^  1)  quod  omnium  rerum  ab  immortali  Deo  primordia  aint  dacenda- 
2)  .weil  Adam  und  Eva  benedicirt  sind.  3)  damit  die  consummirte  Ehe  aach 
denen  bekannt  werde,  welche  von  den  Sponsaiien  nichts  wissen,  d.  h.  der 
Kirche.  4)  um  den  Schlingen  des  Satans  zu  entgehen.  •  5)  um  die  Ehe  für 
sacrosanct  zu  erkläran.  6)  damit  die  Christen  nicht  den  Heiden  nachstehen, 
die  auch  eine  Eheeinsegnung  hatten. 

^  Rituale  eccles.  (Jenae  1705.) 

7  „  Quum  interea  coniugium  in  ecclesia  christiana  non  habendam  sit 
pro  contractu  mere  politico,  sed  pro  foedere  divino  ac  re  sacra,  benedictio&ü 
ac  copulationis  sacerdotalis  ritus  haud  immerito  retinetur".  a.  a.  0. 1,  l^^- 

8  Theolog.  casual.  erschien  anonym  (C.  E.  D.)  Leipz.  1678.  Vgl.  S.  2ÖI: 
„Benedictio  sacerdotalis  necessaria  est  ad  coniugium  ineundem  non  ex  $p«- 
ciali  quodam  praecepto  divino,  nee  propter  coniugii  naturam,  quasi  eanon 
Bit  integra  absque  sacerdotali  consecratione,  sed  ob  constitutionem  ecele- 
siaaticam  et  oivUem  publicae  utilitatis,  honestatis  et  imprimis  legitimitefiti- 
monii  intuitu  introductam^^  Er  unterscheidet  Ehe  und  Sponsaiien  S.  ^' 
„Sponsa  in  sacris  literis  vocatur  uxor ,  non  quod  inter  aponsam  et  uzorem  et 
consequenter  inter  sponsalia  et  nuptias  nuUa  ait  differentia,  sed  quia  <^'^ 
uxor  sperato,  pacta  promissa  futura".  Dennoch  will  er  Zwang  pa  Voll- 
ziehung der  Verlöbnisse  durch  Geld-  und  Oeföngnissstrafe  und  Untcnag«Dg 
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den  Giessener  Theologen  Mentzer^  und  den  Dänen 
Brochmand'  erwähnen,  die  Alle  Ehen  ohne  priesterliche  Ein- 
segnung für  ungiildg  erachteten,  und  bei  denen  theilweise,  wie 
so  eben  bei  Cal vor  angeführt  wurde,  ihre  ganze  kirchliche  An- 
schauung Ton  der  Ehe  auch  für  diese  Lehre  bedeutungsvoll 
wurde.  — 

Wir  wollen  uns  jetzt  zu  den  Juristen  des  siebzehn- 
ten Jahrhunderts  wenden,  und  zuerst,  wie  ermüdend  auch 
die  Monotonie  ihrer  Doctrinen  sein  mag,  kurz  die  berücksich- 
dgen,  welche  sich  von  der  alte^  Theorie  noch  nicht  losmachen 
konnten. 

So  unterscheidet  Moller'  sponsalia  de  praesenti  und  de 
fyUvro  und  schreibt  den  ersteren  die  Wirkung  der  Ehen  zu, 
so  ist  es  Ernst  Cothmann^  nicht  zweifelhaft:  „^mn  Jehova 
eomtmxerü  eos,  qm  ipn  inter  ae  de  mairimonio  eive  spansalibus 
consentianV\ 

Pfeil^  identificirt  Verlöbniss  mit  Ehe  und  Kitzel^  stellt 
die  kirchliche  Trauung  der  römischen  deductio  in  domum  an 
£e  Sdte;  demnach  gehört  sie  nicht  zum  Wesen  der  Ehe, 
sondeni  zu  den  äusseren,  dem  Beweise '  dienenden  Feierlich- 
keiten, deren  Unterlassung  die  Ehe  nicht  verletzt^. 

David  Mevius,  der  berühmte  Commentator  des  lübi- 
«cben  Rechtes,  erklärt  die  kirchliche  Trauung  für  unwesentlich. 

einer  anderen  Ehe  auf  Lebenszeit.  „Nam  cum  semel  fide  data  Bponsus 
facta«  sit,  alterius  sponsus  priore  viva  esse  nequif.  S.  278. 

^  Qnaest.  theolog. :  Num  sponsis  ante  solenn,  in  eccl.  copulat.  et  bene- 
dict.  concumbentibus  pubL  poenitentia  iuste  imponatur?  (Giessae  1710.) 
n.  36.  ff. 

*  Syitema  universae  theolog.  (Lips.  1638.)  2,  6014:  „Vix  datur  ullum 
tnüos  medium  et  remedium,  quo  vagae  et  libidinosae  conjunctiones  distingui 
potenmt  ab  honesta  maris  et  foeminae  coniunctione,  quam  quod  honestum 
conittgiom  publice  fiat,  et  quidem  a  publico  verbi  divini  ministro*'.  Er 
unterscheidet  zwar  2, 5070.  auch  sponsalia  de  praesenti  und  de  futuro ,  fugt 
j«doch  hinzu:  „haec  sponsaliorum  divisio  videtur  minus  recto  tuto  stare. 
Nam  accurate  loquendo,  non  dantur  sponsalia  de  praesenti,  quia  sponsalia 
^efininntur  pxomissio  futurarum  nuptiarum*'. 

'  aus  Braunschweig  Comment.  ad  August.  Duc.  Sazon.  ordinat.  (Lips. 

^Bl2.)S.429;  nur  in  Bezug  auf  die  Beerbung  modificirt  er  das,  falls  noch 

^ine  Bettbeachreitung  erfolgt  ist;  ebenso  meint  Sibr and  de  irritis  spon- 

^lib.y  quib.  citratntor.  consens.  pupilL  sunt  irretitae  (Rostochi  1685.)  §.  6. 

^(onsalia  de  praesenti  würden  nur  uneigentlich  so  genannt;  sie  seien  wahre 

-^hen. 

^  Prof.  in  Rostock.  Consult  et  resp.  iur.  (Francof.  1662.)  8,  266. 

^  ConaU.  iur.  (Francof.  et  Lips.  1670.)  cons.  IX.  — 1,11. 

*  Fkof.  in  Oiessen.  Synopsis  matrimonial.  (Giessae  1620.)  172.  f. 

7  a.  a.  0. 172.  f.  174.    Er  hftlt  sponsalia  de  praesenti  für  Ehen,  157. 
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9iNuptia8**s  sagt  er^,  j,€onsensu»  solus  fadt,  .  •  •  •  et  cum  Ite 
de  praesenti  interveneriU  nihil  ampKue  dmderatur,  sediUaeraiat 
9unt,  ein  nee  dotaUa  inairumenia  eonfi/Aanixsr  ....  Mi  ii» 
eanstituta  sit  .  .  .  nee  deductio  in  damum  mariti  facta  fuerii . . . 
nee  etiam  benedietio  eaeerdotaUs  in  eeeleeiis  ChristiamB  miäBi 
proeesserit,  utpote  quae  non  ad  subitantiam  matrimonü  invenk, 
sed  pio  ordini  inaervit  ....  IRne  eponealia  de  praeeentif  jiuHid 
pUroaque  iuris  effeetus,  pro  indissolubiU  et  vero  mairinmio, 
Sponeus  et  Sponsa  pro  eoniugibus  habentur,  et  pro  pa$ikii  ür 
itidicantur  ....  Idque  in  statutia  interpretandia  obaervatur,  q^t 
etai  de  marito  vel  uxore  loquantar,  loetim  tarnen  in  SpoMu  ix- 
veniunty  niai  vel  diver aitaiia  ratio  vel  aingulare  oditan  maimüe 
atrictiaaimam  interpretationem  exigunV*. 

Zwar  ist  Mevius  viel  zu  gut  im  römischen  Rechte  be- 

Hober.    wandert,  um,  wie  später  Htfber'  oder  Gundllng^  denUn- 

''  terschied  zwischen  aponaäUa  de  praeaenti  nnd  de  futuro  dort 

begründet  finden,  oder  gar  die  lutherische  Ansicht  über  £e 

Lyncker.  Verlöbnisse  mit  Lyncker^  dvilistisch  beweisen  zu  wollen, 
aber  er  erklärt^  dass  er  dem  kanonische^  Rechte  fblg^  welcbes 
ja  auch  sonst  in  Ehesachen  recipirt  sei,  und  entscheidet  so 
auch  folgegemäss,  dass  bei  doppeltem  Verlöbnisse  das  erste 
gelte,  wenn  auch  zu  dem  anderen  Beischlaf  hinzugetreten  sei. 
So  will  er  de&n,  dass  die  Obrigkeit  die  Brautleute  aus  eigenem 
Antriebe  unaufgefordert  zur  Vollziehung  der  Ehe  anhalte,  denn 
9,quod  ab  initio  voluntatia  poatea  fit  necesaitatia^. 

Dennoch  befolgt  er  in  Bezug  auf  die  Auflösungsfahigkeit 
der  Verlöbnisse  eine  mildere  Praxis,  die  auch  bei  dem  Dänen 

Hemmiflg.  Hemmiug^  schon  anzutreffen  war,  denn:  „aretius  muAo  ä 

1  f  1670.  Commentarius  in  ius  Lubec.  Hb.  1.  art.  14.  no.  1.  fL  (P^eof. 
ad  M.  1664.)  240. 

2  lib.  2.  degress.  c.  7.  ff. 

^  Gundlingiana  pars  X.  art  1. 

^  in  anal,  ad  D.  tit.  de  sponsal.  th.  10.  Tgl.  auch  M.  Godofr.  Wernber 
die«,  an  consens.  sponsalit  a  matrimonio  differat  (Altdoxf  1694.)  §.  4.  p.  ^' 
&  a.  a.0.1ib.  l.tit.7.  S.167. 

6  Decision.  (Francof.  1794.)  pars  VL  dec.  61. 

7  Dieser  sagt  in  einer  bei  De  de  den  a.  a.  0. 8,260.  abgedrucktes  Stella 
(das  Original  seiner  Schrift  de  coniugio  ▼.  J.  1572.  habe  ich  nicht  erlsogeo 
können) :  „Si  autem  alteruter  a  legitimo  consensu  ante  nuptias  cupit  dece- 
dere, iudex  rationes  audiat  mutatae  Yoluntatis,  quae  si  iustae  ftierint,  p<>^^ 
iudex  discessionem  a  pactione  permittere ,  si  caetera  sal?a  sunt . . .  •  Sico- 
pula  camaiis  non  accessit  post  sponsalia,  Yelim  iudicem  non  magnopere  eese 
solUcitum  de  causis  offensae  interrenientibus.  Sed  ne  quid  deteziss  ^ 
coactis  nuptiis  eyeniat,  permittere  rescindi  contractum  ut  imperfectiuDi  »i 
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perfeeiiua  ut  matrimonii  vineulum  quam  sponsaliorum,  ideo  etiam 
iUud  hoe  sobUo  difßciliui".  —  Ea  soll  daa  der  richterlichen ' 
Entscheidimg  anheim  gestellt  werden^.  — 

Anch  Brückner^  und  Brunnemann'  sind  hier  zu  er- 
^wahnen« 

Der  erstere  hält  zwar  die  Trauung  für  nöthig,  und  er-  BrecioMr. 
klärt  an  einer  Stelle,  dass  Ehen,  die  dieser  Form  entbehren, 
nichtig  seiend  dass  durch  die  Benediction  die  Ehen  consum- 
mirt  werden,  „post  quam  demum  vir  et  muUer  pro  eoniugibus 
habeniur"^,  aber  auch  er  folgert  aus  dem  Satze,  dass  der  Con- 
sens  die  Ehe  mache,  die  Unauflöslichkeit  der  Verlöbnisse  S 
auch  er  zieht  bei  dem  Zusammentreffen  zweier  sonst  nicht 
fehlerhaften  Verlöbnisse  das. erstere  dem  zweiten  vor,  und 
wenn  auch  zu  diesem  die  priesterliche  Einsegnung  hinzu- 
getreten wäre^  auch  er  gelangt  schliesslich  zu  der  firei- 
Ikh  seiner  obigen  Behauptung  widersprechenden  Consequenz:  - 
„patet  •  •  •  benedietianem  aaeerdotalem  non  de  eseentia,  sed 
ianium  deeoro  (etiam  Chrietiani)  coniugii  esse**^,  oder,  wie  er 
anderswo    sagt:    „tamquam    teeiimonium   publicum    eaniugü 

Nach  Brunnemann  gehen  die  Sponsalien  allein  durch  Bronn*. 

<^  *  mann. 

priesterliche  Benediction  in  Ehen  über,  „quae  benedicüo  sacer^ 
dotaÜs  non  omittenda**^\^  Aber  auch  er  nennt  die  bedmgten 
Verlöbnisse  eponeaUa  de  futuro,  die  anderen  epofisalia  de  prae- 
senti,  i,quae  ipsum  sunt  matrimomum^ « •  •  cum  hie  iam  •  •  *per^ 

tarnen,  nt  iustas  poenas  fidei  non  serratae  ratione  fortunarom  et  conditionis 

luinl**.  

1  Deds.  a.  a.  O.  pars  VL  dec.  CCXXV. 

>  S&ehs.  Goth.  Hof-  u.  Consistorialrath.   Schrieb  1692.  Decis.  iur.  ma- 
trimoniaL  controYersi  (Gothae  1724.). 

>  Prof.  in  FrankAirt  a.  O.  f  1672.  De  iure  eccles.  tractat  posthum. 
(Sam.  Stryk.)  (Francof.  ad  V.  1681.) 

*  a.  a.  0. 87.  ^ 
ft  a.  a.  0. 46. 

*  a.  a.  O.  85.  Er  meint  daher,  dass  zwar  Zwang  ad  contrahendum  ma- 
trimoniiun  yerweiflich  wäre,  nicht  aber  „ad  consummandum'S  und  das  ge- 
schehe allein  doroh  die  Zwangstrauungen.  38. 

7  a.  a.  0. 203.  282. 

8  a.  a.  O.  52.  er  sagt  das  bei  Gelegenheit  der  Lehre  yon  den  Braut- 
ioodem. 

9  a.  a.  O.  9d.  f. 
10  a.  a.  0. 562.  -—  So  auch  der  sich  an  Donellus  anschliessende  (siehe 

oben  S.  245.)  Valentin  Forster  de  nuptiis  (Witeb.  1617.)  174. 
u  a.  a.  0. 560. 
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feda,  obliffatio  .  •  •  quae  vinctUum  aliquod  difdnum  tndticfunf)", 
^e  er  an  einer  anderen  Stelle  sagt^. 

Den  Schluss  der  Schriftsteller,  die  in  Bezug  auf  die 
Lehre  der  Eheschliessung  dem  kanonischen  Bechte  folgten, 
soll  ein  Gelehrter  bilden ,  der  bis  heute  als  Hauptautoritat  (iir 
kirchliche  Trauung  angeführt  zu  werden  pflegt^  und  bei  dem 
es  sich  daher  lohnt,  die  Widersprüche  alle  aufzudecken,  aof 
die  beständige  und  nur  zu  oft  missverständliche  Anwendoog 
des  kanonischen  Rechtes  aufinerksam  zu  machen,  die  ach  m 
seinen  Schriften  vorfinden  —  bei  dem,  wie  wir  oben  sahen, 
der  geistliche  Character  der  Ehe  am  Schärfsten,  fast  zur 
Sacramentalität  gesteigert,  vertreten  war  und  der  eben  de^ 
wegen  die  kirchliche  Trauung  gewaltsam  in  das  System  zu 
pressen  strebte.  Wir  wollen  die  Ansichten  Carpzows  (1595- 
1606.)  entwickeln. 
Caxpzow.  Carpzow  verlangt  zur  Eheschliessung  als  absolut  notbi^ 

die  priesterliche  Trauung,  ohne  jedoch  die  Frage,  ob  in  dieser 
ein  Essentiale  der  Ehe  zu  erblicken  sei,  zu  erörtern'.  Kacl 
ihm  beruht  diese  Form  auf  göttlichem  Gebote  und  Beispiele; 
die  Unauflöslichkeit  der  Ehe,  die  im  neuen  Testamente  vor- 
geschrieben ist,  wurzelt  in  ihr.  Sie  stützt  sich  auf  das  Natur- 
recht, welches  überall  geltend,  bei  allen  Völkern  zu  einer  itt 
kirchlicher  Eheschliessung  geführt  hat.  Sie  ist  mithin  nicbt 
ein  von  Staat  und  Kirche  vorgeschriebener  und  wenn  auch 
löblicher,  so  doch  von  Menschen  eingeführter  Brauch,  aondern 
vielmehr  Befehl  Gottes,  der  sich  durch  den  evangeEschen 
Prediger  vertreten  lässt^. 
veriöbniM«  Carpzow  vcrwahrt  sich  ausdrücklich  Resten  den  Irrthnm 
verschieden  derjenigen,  die  Verlöbnisse  und  Ehen  identificiren,  die  ange- 
fangene Ehe  und  die  vollendete  gleichstellen,  das  mairimonm 
inchoatum  mit  dem  coTiaummatumK  „Coniuffium",  sagt  er*, 
„.  .  .  ut  Omnibus  numerU  dt  perfectum  et  absolutum,  omw«}«^ 

1  a.  a.  0. 563.  Nach  ihm  gehen  Verlöbnisse  mit  copula  canudls  nach- 
folgenden schon  eingesegneten  Ehen  Tor.  20S. 

s  Glück  Ausf.  Erläut.  d.  Pandekt.  24,  860.  will  sogar  ,»dem  groiff» 
Ansehen  eines  Carpzow"  suschreiben,  dass  „man  in  allen  deutschen  Kir- 
chenordnungen die  Trauung  als  nothwendig  yorschrieb  '^  Das  ist  jedoch 
falsch ,  da  die  Kirchenordnungen  diese  Bestimmungen  nur  aus  denen  des 
sechszehnten  Jahrhunderts  herübemahmen. 

9  Jurisprud.  consist  lib.  2.  tit  8.  def.  142.  §.  8. 

*  a.  a.  O.  §.  10.  ff. 

6  a.  a.  0.  lib.  2.  tit.  8.  def.  180.  §.  1. 

«  a.  a.  O.  def.  142.  §.  1. 
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vtri  et  completi  matnmonü  efeetus  produeat,  ulämus  ad  eonavmv» 
mationem  gu$  aecedat  actus  neeesse  est  .  <,  .  .  qui  hodie  in  eopu^ 
latione  et  henedictione  saeerdotaK  eansisiit,  tanquam  in  eaniugii 
requisito  formaU  et  solenni". 

Er  giebt  zu,  dass  der  Conseas  allein  die  Ehe  mache,  dass 
die  Yedobnisse  in  Bezug  auf  die  Unauflöalichkeit  den  Ehen 
gleichstehen;  aber  die  Ehe  wird  dadurch  noch  nicht  vollzogen. 
Wie  zur  Perfection  des' Kaufes,  der  auch  durch  Consens  ge~ 
fichlosflcn  wird,  die  Tradition  der  verkauften  Sache  hinzukom- 
men  mnas,  so  zur  Eheschliessung  die  deductio  in  domum  und 
heute  die  priesterlidie  Benediction^ 

IKese  Theorie  Carpzows  steht  aber  mit  anderen  Stellen 
seines  Buches  in  nicht  zu  verkennendem  Widerspruche,  wie 
denn  überhaupt  die  Nothwendigkeit  der  kirchlichen  Eheschlies* 
fiung  nicht  mit  dem  Unterschiede  eines  niixtrimonium  inehocUum 
und  consumnuUum  bestehen  kann,  wenn  das  erstere  schon  durch 
das  Verlöbniss  und  das  letztere  nicht  durch  die  copula  camalis 
geschlossen  werden  soll. 

Carpzow  verwirft  an  einer  Stelle  seines  Buches  demponMiiad« 
Xlntersdiied  zwischen  sponsaUa  de  futuro  und  de  praesenti,  als  de  itatnro. 
im  deatachen  Sprachgebrauche-  nicht  begründet,  und  daraus 
zieht  erden  hergebrachten  Schluss,  dass,  abgesehen  von  den 
traetatus  de  sponsalibus  und  den  bedingten  Verlöbnissen,  alle 
anderen  als  sponsaKa  de  praesenti  aufzufassen  seien';  von  die-« 
sen  aber  sagt  er:  „nee  differentia  inter  sponsaUa  et  matrimo^ 
nium  ctmsistere  potest,  nisi",  wie  er  im  zweifelnden  Conjünctiv 
hinzufügt,  ,Jha8  de  ritu  solenni  benedietionis  saeerdotaUs  accipere 
veKs**\  Es  bleiben  uns  nur,  meint  er,  sponsaKa  de  praesenti, 
£e,  vom  kanonischen  Rechte  eingeführt,  in  der  That  gar  keine 
Verlöbnisse  sind,  sondern  wajire  Ehen,  welche  freilich  noch 
durch  die  Benediction  zu  consummiren  und  zu  confirmiren 
8uxd*.  Obgleich  aber  die  Verlöbnisse  noch  keine  volle  Ehe 
machen,  so  sind  sie  doch  nach  Carpzow  unauflöslich'^,  und 

1  a.  a.  O.  üt.  4.  def.  66.  $.  9  ff. 

>  a.  a.  O.  lib.  2.  tit.  2.  def.  17.  §§.  6.  7. 

^  a.  a.  O.  lib.  2.  tit.  2.  def.  17.  §.  5. 

«  a.  a.  O.  lib.  2.  tit  2.  def.  17.  §.  7.  —  tit.  4.  def.  68.  §.  7. 

5  a.  a.  O.  lib.  2.  tit.  10.  def.  173.  §.  5.  §.  6:  „Ex  regula  Christi  finniasima 

^ariter  et  rectiasima:  Quos  Deus  coniunxit,  homo  non  aeparet  (Math.  19, 9.). 

^nae  licet  de  vero  ac  per  benedictionem  aacerdotalem  conaummato  matri- 

^omoloquatur:  attamen  quoad  effectum  consortiiac  yinculum  indiasolubi- 

^tatis,  DuUa  inter  matrimonium  inchoatum  et  conaumxnatuxn,  h.  e.  inter 

ipoDsalia  publica  et  nuptias  ezistit  differentia  *^ 
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ihre  Ejraft  ist  so  gross,  dass  sie,  einmal  eingegangen,  aUe    j 
nachher  geschlossenen,  selbst  durch  BeiscUaf  und  Traooog    i 
consummirten  Ehen  nichtig  machen^.  — 
Rcsnitate  Ziehen  wir  nach  alledem  aus  Carpzows  widerspiecheo- 

■chen  Dt-  den  Aeusscrungen  —  „sed  haec  beneoolus  lector  non  tniräur, 
qma  non  mfrequem  est,  CarpzotDtum  tn  suu  senptu  rni  tpa 
contradicere"^  —  6xe  Consequenzen,  so  steUt  sich  uns  ab  Be- 
sultaty  trotz  der  scharfen  Betonung  der  priesterlichen  Ben»- 
diction,  kurz  heraus:  Verlöbnisse  machen  schon  volle  £ltt,da 
der  Consens  zur  Eheschliessung  wesentlich  und  hinreichend 
ist'.  Von  selbst  versteht  sich  dabei,  dass  der  BeiscUaf  aDe 
Mängel  des  Consenses  purificirt,  wie  er  auch  über  den  Fehler 
der  Heimlichkeit  hinweghilft^.  Verlöbnisse  sind  deswq;en 
unauflöslich,  wie  die  Ehen  selbst,  und  auch  von  ihnen  gut  der 
göttliche  Spruch:  Was  Gott  zusammengefugt  hat,  soll  der 
Mensch  nicht  scheiden,  auch  ihnen  muss  ein  character  «ptrv 
tuaUs  vindicirt  werdend 

Die  kirchliche  Trauung,  so  nöthig  sie  auch  ist,  so  göttlidi 
ihr  Ursprung  auch  sein,  und  so  tiefe  Begründung  im  Natur- 
rechte sie  auch  haben  mtig,  bewirkt  folgegemäss  nicht  die  Ehe, 
die  ja  eben  schon  vorhanden  ist  Sie  ist  nur  das  Zeugmu^ 
einer  schon  geschlossenen  Ehe,  ein  Beweisact,  der  nützlich 
und  empfehlenswerther,  als  das  sonst  auf  gleicher  Lime  «lebende 
fiochzeitsmahl  ist^.  Denn  dies  ist  nur,  wie  Carpzow,  Ger- 
hard^ folgend,  andeutet,  eine  Bepräsentation  der  weltlichen 
Seite  der  Ehe,  und  wie  diese  bei  Carpzow  der  kirchlichen 
nachsteht,  haben  wir  oben  zur  Genüge  dargethan^. 

1  Pract.  rer.  crimin.  p.  2.  qu.  67.  n.  58.  In  der  Jur.  Cons.  iibi 
tit  4.  def.  66.  vertheidigt  er  die  entgegengesetzte  Meinung. 

^  Stryk  de  rel.  sacr.  S.  46.  Vgl.  auch  Lftuterbach  CoUeg.  tbeor. 
pract.  lib.  21.  tit.  1.  §.  9.  (Tübing.  1706  J  2, 366. 

8  a.  a.  O.  lib.  2.  tit.  2.  def.  86. 

^  So  sagt  Carpcow  selbst:  „Cum  consensns  non  concubitus  fsdst 
nuptias,  prout  in  ore  omnium ....  dubium  esse  nequit,  quin  per  sola  spoo- 
salia  Buptiae  contrahantur  ipsumque  inchoetur  matrimonium  ".  Zwar,  fugt 
er  hinzu,  sei  das  nach  den  Orunds&tzen  des  sächsischen  Rechtes  anders,  wo 
Benediction  und  Bettbeschreitung  erfordert  würde,  dadurch  könne  aber  den 
Orundsfitzen  des  gemeinen  Rechts  nicht  präjudicirt  werden.  So  sei  aacb 
im  Sachsensp.  lib.  8.  art  45.  mit  „getrawet**  das  Verlöbniss  gemeint 
Decision.  lib.  6.  tit.  10.  resp.  108.  S.  1224.  f. 

ft  a.a.O.  lib.  2.  def.  21.  §.7. 

6  a.  a.  O.  lib.  2.  tit  8.  def.  142.  §.  8. 

7  a.  a.  O.  lib.  2.  tit  8.  def.  142.  §.  1. 

8  Siehe  oben  S.  247. 
»  Vgl.  oben  S.  194.  ff. 
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beruft  man  sich  mit  Unrecht  auf  Carpzows  Au- 
torität, wemi  man  die  Jdrchliche  EheachHeasung  als  unum- 
^nglich  nöthig  darstellen  "will,  denn  eben  bei  ihm  giebt  es 
keine  kirchliche  Eheschliessung,  sondern  nur  eine  kirch- 
liche Ehebestätigung.  — 

länen  Yermittlungsstandpunkt  zwischen  den  so  eben  dar-  pmi  cy 
«restellten  and  den  klareren  Theorieen  des  siebzehnten  Jahr*  mitunngi- 
iinnderts  nimmt  der  Schleswiger  Paulus  Cjpraeus  em. 
£r  verlangt  kirchliche  Eheschliessung,  theils  weil  der  An- 
fang aller  Dinge  Ton  Gott  herzuleiten  sei,  weil  der  Prediger 
als  Vertreter  Gottes  fungire,  weil  die  Ehe  bekannt  sein  müsse 
vor  Grott  xnx&  den  Menschen,  theils  „ut  fraudibus  et  technicii 
hommwn  flagttiosorum  oceurratur"^.  Die  Benediction  erachtet 
er  für  eine  öffentlich  geschehene  Tradition  der  Braut;  sie  ist 
an  die  Stelle  der  römischen  deductio  in  domum  getreten,  und 
wie  die  römischen  Ehen  ohne  diese  ungültig  waren,  so  sind  es 
die  christlichen  ohne  jene*. 

Auch  sponsalia  de  praesenti,  fuhrt  er  aus,  beziehen  sich 
auf  künftige  Ehen^  und  können  —  wobei  er  der  Autorität 
Luthers  entgegentritt  —  aufgelöst  werden*. 

Dennoch  aber  findet  auch  Cypraeus  die  Consummation 
der  Ehe  neben  der  Benediction  in  der  Vollziehung  des  Bei- 
scbiafes  und  stellt  so  den  seine  früheren  Behauptungen  para- 
Ijsirenden  Satz  auf,  dass  Verlöbnisse  mit  copula  camalia  ftir 
consommirte  Ehen  zu  eraphten  seien  ^.  Dadurch  drückt  er 
wenigstens  in  dieser  einen  Beziehung  die  Bedeutung  der  Trau- 
ung auf  eine  Ehebestätigung  herab,  und  würde  demnach  auf 
gleiche  Linie  mit  Gerhard^  gestellt  werden  müssen. 

Entschiedener  spricht  sich  Johann  Schilter  aus,  der,Joh.8citiuor 

•otflchicden 

obgldch  er  den  gewöhnlichen  Unterschied  der  Sponsalien  sta^  nir  d.  nene 
tuirt^,  in  der  Benediction  und  Copulation  das  Wesen  der  Ehe- 
schliessimg  erblickt.  ,Jtatio  apecißca  nuptiarum",  sagt  er^  „in 

^  de  connubior.  iure  (Francof.  1605.)  418.  ff. 

>  a.  a.  0. 427. 

'  &.  a.  0. 20. 60. 

«  a.  a.  0. 466. 

6  a.  a.  0. 451. 

^  Siehe  oben  S.  247. 

^  1682 — 1705.  Inatit.  iur.  canon.  (Francof.  et  Lips.  1721.  7.  Ausg.)  lib. 
11.  Üt  10.  §.8.8.845. 

^  a.  a.  O.  lib.  II.  tit.  1 1.  §.  2.  S.  881.  Die  Auflösung  der  Sponsalien  ge- 
stattet er  demgem&as  „quoties  post  sponsalia  talis  intervenit  casus,  qui  ai 
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solennitate  eansenatu  eatifistit,  quae  iure  gentium  requiritwr  oh 
negotii  gravitatem  atque  magnum  eiue  mcmentum  •  • « .  tUqvi 
obtinuits  ut  benedictio  haee  eeu  copulatio  eaeerdotaUSf  vel  deeb- 
ratio  deßde  eaniugali  eoram  eaeerdote  dt  de  essentia  ntiptiarm, 
ita  ut  ea  negkcta  necdum  matrimorUum  inteUigatur^  nee  Bfri 
inde  legitimi  nascantur". 
samüoi  ImReeultate  stimmt  mit  Schilter  Samuel  Stryk^  insei- 

nen  Annotationes  zu  Brunnemanns  ins  ecclesiasticum  überein, 
wenngleich  er  in  der  Trauung,  ebenso  wie  Henning  Arni- 
saeuflS  nur  ein  bürgerliches  Gresetz  erblickt  und  nicht  das 
Wesen  der  Eheschliessung  darauf  beruhen  lassen  wiU.  h 
sündigt  gegen  das  Gewissen,  meint  er,  wer  sich  mcht  kirchlich 
copuliren  lässt,  aber  nur  ,,eum  dubivm  nuUum  supergitj  kga 
noetrorum  principum  eccleeiaaticas  obUgare  in  conecientia,  (fUr 
teniu  nihil  iuri  divino  adversum  di8ponunt"K 

Die  Sponsalien,  erläutert  er  Brunnemanns  An8icht\ 
sind  nur  in  Bezug  auf  die  Unauflöslichkeit  den  eingesegneten 
Ehen  gleichzustellen,  dennoch  aber  nicht  mit  ihnen  zu  Ter- 
wechseln,  und  hier  folgt  nun  die  Lehre  von  dem  Unterschiede 
des  conseneus  sponsalitius  und  matrimoniaUs,  der  Vergleich  mit 
dem  Kaufe  und  der  Tradition,  die  wir  schon  oben  bei  meh- 
reren Schriftstellern  angeführt  habend 

ante  extitisset,  nunquam  in' sponsalia  consensum  fuisset".  lib.  II.  tit.  10. 
§.  50.  S.  875. 

1  1640-1710.  Vgl  S.  251.  Anmerkg.  8. 

*  Ein  Frankfurter  Jurist,  Verfasser  des  Commentar.  politic.  de  m 
connub.  (Francof.  1618.):  „Causae  autem  propter  quas  desponsatio  poblici 
coram  facie  Ecclesiae  necessario  requiri  coepit,  multae  sunt,  piimam  qw^ 
Keipublicae  interest  scire,  quinam  cum  quibus  coSant,  ne  civitas  Telrixons 
matrimoniis  oneretur  Tel  mendicorum  copia  repleatur.  OeneTse  coriD 
consistorio  coguntur  rationes  vitae  suae  reddere,  qui  coniugium  ambinot  et 
qua  arte,  quibus  mediis  vitam  sustentare  possint  ....  Deinde  qoii^  eias* 
destina  sponsalia  ut  et  alii  contractus  clanculum  facti  inducuntpraesumpüo- 
nem  firaudis  ....  et  coniugio  autem,  tamquam  bonae  fidei contractu Tolu^ 
runt  iura  omnem  doli  suspicionem  amotam  et  propterea  nequaqoam  das^ 
culum,  sed  coram  facie  universae  Ecclesiae  publice  id  ipsum  iitft>^ 
Yoluerunt .... 

Denique  quia  hoc  vitae  genus  ineundum  non  est,  nisi  precibus  pna* 

Deo  commendatum  fuerit  etc Hae  causae  ostendunt,  benedictionem 

coram  Ecclesia  non  requiri  ad  essentiam  coniugii,  sed  acoedeie  tanqasii^ 
testimonium  publicum  legitime  et  non  clanculum  contractarum  nuptianus  • 
S.  245.  f.  vgl.  S.  148. 

8  a.  a.  0. 586. 

4  a.  a.  O.  575. 

6  Es  war  ein  beliebtes  Dissertationenthema,  den  Unterschied  des  coo- 
sensus  sponsalitius  und  matrimonialis  su  erörtern.     Darüber  scbnebea 
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Dasselbe   ist  auch   der   Standpunkt   Johann   SamuelJoh.samoei 

StryksS  der  fireilich  in  der  kirchlichen  Eheschliessung  nur  ' 

ein  merum  .  .  •  .  inventum  pontißciorvm  erblickt^  ganz  wie  seiil 

Schüler  Philipp  Odelem  in  der  in  Halle  i.  J.  1706.  erschie-  odeiem. 

nenen  Exercitatio  academica  de  reliquiis  sacramenti 

in  matrimonialibus,  an  den  sich  wieder  der  Bintelner  Pro- 

fe»or  FesteP  anlehnte  und  die  dann  eine  ausfuhrliche  Wider-   Peitei. 

Jegirng erfiihr  durch  Michael  Heinrich  Griebners  Disser-  GHcbner. 

tatio  de  his,  quae  ex  iure  protestantium  matrimoniali 

adreliquias  sacramenti  perperam  referuntur.    „Conv- 

ffmniter  qtddem",   sagt  Stryk*,    „honestatia  pvhticae   causa 

factum  illud  esse  asserunt,  sed  tecte  aUa  ratio  subfuit,  eaque  tri" 

plex:  prinu)  vt  hoc  modo  magis  magtsque  fundaretur  dominatus 

papaKs,  OG  ita  a  clericali  eonsecratione  omnis  vis  et  eßectus  ma-^ 

trimonU  dependeret  atque  adso  de  successione  Kberorum  in  regna 

etiam  et  principatus  pantifex   quodam  modo   disponere  posset. 

ÄUera  ratio  est,  ut  omnes  causae  matrimoniales  et  quaestiones  de^ 

nuünmonio  valido  et  efßcaci  etiam  inter  reges  principesque  ad 

forum  ecclesiasticum  pontificis  et  clericorum  traherentur,     Tertia 

äMque  ratio  est,  qvia  matrimonium  habebatur  pro  sacramento, 

hinc  optu  erat,  ut  per  sacerdotem  copularentur  desponsati,  cum 

fiotimmum  est,  omne  sacramentum  iure  pontificis  sacerdotes  ad-- 

mmtmre  debere  .  .  •" 

Johann  Samuel  Strjk  bildet  schon  den  Anfang  jener Anfung der 

Richtung,  die  uns  noch  später  näher  entgegentreten  wird,  die Eh«Ia<ykt. 

Werner (Altdorfi  1694),  Vollmar(prae8.  Zoll  Rintelii  1715.),  Reichelt     "*"*' 
(praes.  ReiahardtErfordiae  1729.)»  Dietmar (praea.  Wildvogel  Jenae 
1702.);  Tgl.  noch  mehrere  angeführt  beiGottschald  Vopi  Jawort  (Lipaiae 
1802.)  7. 

1  1668—1725.  de  reliq.  »acr.  77. 

>  Additament  lu  einem  Rechtagutachten  der  dortigen  Facult&t  v.  J. 
1723.  bei  Odelem  Allerhand  curieuse  Rechtssachen  (Braunschweig  1729.) 
l,Anh.S.26. 

^  a.  a.  O.  S.  77.  Aber  auch  Stryk  erkennt  die  bindende  Kraft  selbst 
beimUcher  Verlöbnisse  an,  wenn  zu  ihnen  der  Beischlaf  hinzutrete,  freilich 
ohne  in  seiner  Deduction  dem  kanonischen  Rechte  zu  folgen;  er  sagt: 
ninterea  concedimus,  tales  personas  obligari  ad  consuromandum  matrimo- 
niom ,  ast  non  propter  vim  copulae  carnalis ,  sed  propter  virn  prioris  promis- 
tionis  in  clandestinis  sponsalibus  factae,  quae  postea  ipeo  actu  corporali 
eoofinnata.  Ut  adeo  non  convalidetur  ita  actus  invalidus  et  nuUus,  sed 
potiog  actus  per  se  validus  et  obligatorius  sequenti  concubitu  plane  insolu- 
bilis  reddatur  **.  S.  60.  Er  lässt  aber  auch  die  Gültigkeit  der  a.  g.  Gewissens- 
ehen zu:  „Cum  nee  publicatio  nuptiarum  nee  illa  externa  solennitas  ad 
CBBentiam  matrimonii  perüneat ....  tamen  omnino  caveatur,  ut  aliis  nuilum 
^etQrseandalnm,  iisquenoivinnotescat,  talea  personas  utconiugeaTilrere". 
<li».  de  natura  matrim.  (Hai.  1708.)  S.  41. 

Friedberg,  Ehe§ehUe»$ung,  J7 
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im  Gegensatze  zu  den  überschwänglichen  Phrasen  Carpzows 
und  seiner  Genossen  mit  abgeschmacktem  Bationalismos  und 
un^aublicher  Flachheit  die  ganze  historische  Entwicklang  für 
ein  Machwerk  einzelner  Personen  erklärte,  und  beständig  nacii 
den  Fäden  forschte,  durch  welche  die  Menschheit  wie  Mario- 
netten seit  Jahrhunderten  von  den  Päpsten  bewegt  worden 
sei.  Sie  erblickten  in  der  kirchlichen  Eheschliessung  nichts 
als  ein  berechnetes,  fein  angelegtes  Product  geistlichen  Hocli- 
muthes:  es  war  nur  noch  ein  kleiner  Schritt,  sie  für  eine 
lächerliche  Albernheit  zu  erklären. 

sanrnei  Auch  Samucl  Pufcudorf  ist  hier  zu  nennen,  der  in 

'  seinem  berühmten  Buche  de  iure  naturae  et  gentium  den 
blossen  Consens  für  ungenügend  erklärt  zur  Begründui^  einer 
Ehe,  wenn  nicht  die  Frau  in  derselben  Weise  in  die  Hände 
des  Mannes  gelange,  wie  eine  Sache  tradirt  werden  muBs,  um 
in  das  plenum  dominium  des  Eigenthümers  zu  kommen  —  tM 
ea  tamquam  uaore  poasit  uti"^. 

Ausserdem  aber  macht  er  darauf  aufmerksam,  dass  im 
positive  Becht  gewisse  Solennitäten  bei  Eingehung  der  Ehe 
vorschreibe,  die  das  Naturrecht  freilich  nicht  kenne,  die  aber, 
weil  eben  dies  die  Bestimmungen  jenes  halten  und  beobachten 
lehre,  nicht  zu  unterlassen  seien,  und  von  deren  Befolgung  die 
Gültigkeit  der  Ehe  abhänge*. 
Die  rftfor-  Nicht  uuwichtig  für  die  deutsche  Rechtsentwicklnng  war 

i&ader.  auch  die  Bekanntschaft  mit  den  niederländischen  refor* 
mirten  Schriftstellern,  von  denen  Gisbert  Voet,  Brouwer 
und  Johann  von  Sande  eine  grosse  Autorität  genoBsen. 

oitbert  Der  erste  kennt  eine  kirchliche  Eheschliessung,  aber  er 

sieht  darin  nur  eine  Delegation  von  Seiten  des  Staates';  er 
erklärt  sie  für  nöthig,  aber  nur  in  so  weit  sie  die  solenne  Be- 
stätigung und  Bekanntmachung  des  Eheconsenses  in  sich  be- 
greift, nicht  in  so  fem  sie  einen  religiösen  Character  hat^ 

i  1631—94.  (Francof.  ädM.  1706.)  S.  817.  Wenn  er  aber  die  Verlobte 
eines  Abwesenden ,  die  sieb  anderweit  verheiratbet,  vom  Ehebruche  bti 
erklärt,  so  liegt  der  Grand  davon  in  der  Abwesenheit  des  Bräutigsou  rm^^ 
der  im  Texte  dargestellten  Deduction. 

s  a.  a.  O.  S.  859.  f. 

3  Politica  ecclesiasticR  (Amst.  1666.)  S.  8.    Vgl.  aucb  d.  folg.  Aomerkg. 

4  a.  a.  O.  S.  1 1 5.  —  Er  macht  einen  wesentlichen  Unterschied  iwi»chea 
der  Copulation  und  Benediction  S.  114:  „de  solenni  matrimonii  beoe- 
dictione  et  confirmatione  in  ecclesiis  peragenda  quaeritur:  An  et  quomodo 
differant?  Resp.  Quam  vis  eodem  in  actu  coniungantur,  indubium  tan^^ 
est,  ea  differre.    Benedictio  enim  opus  pure  ac  formaliter  pastonde  et  eode- 
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»yApud  nos  PofUißciorvm  et  Anabapiütarum  eamugia  eofi" 
fimuLntur",  sagt  er,  „in  curia,  ubi  nulla  benedietio  paataraUs: 
quae  tarnen  ideo  non  dmnunt  easentialiter  esse  legitima". 

Ebenso  denkt  Brouwer  über  die  Eheschliesaung^;  auch  sronwer. 
er  ist  weit  davon  entfernt,  der  Ehe  oder  der  Zusammengebun^ 
der  Eheleute  einen  specifisch  religidsen  Character  zu  vindi- 
dren;  er  stellt  ausführlich  das  holländische  Becht  der  Civilehe 
dar,  und  verliert  nicht  ein  Wort  zur  Empfehlung  der  kirch- 
iichen  Form,  oder  gar  zu  einer  Lobpreisung  derselben  auf 
Kosten  der  anderen. 

Johannes  von  Sande  endlich  hält  die  kirchliche  Ehe-  JohAunM 
form  fiir  sehr  empfehlenswerth;  er  glaubt,  dass  ein  würdiger 
Mann  sie  nicht  leicht  umgehen  wej'de^;  nothwendig  ist  sie  ihm 
aber  niur  dann,  wenn  sie  speciell  durch  staatliche  Gesetze  an- 
geordnet wird,  da  sie  zum  Wesen  der  Ehe  —  und  hierin  ist 
ihm  später  ein  anderer  friesischer  Jurist,  Zacharias  Huber,  Hnber. 
gefolgt*  —  nicht  gehört« 

siaaticnin,  qaod  immediate  iure  dlTino  a  pastore  peragitiir ....  CoDfinnatio 

«utein,  Beu  ratihabitio  et  legitimatio  ejusdem  ratihabiüoDiB  et  legitimationis 

^nbUca  promulgatio  proprte  et  directe  pertinet  ad  communitatem  et  socie- 

tatcm  Iramanam  seu  civilem,  eiusque  Praefectos:  non  Tero  ad  ecclesiam 

quataküL    Quam  vis  enim  coniugiunl  a  Deo  institutum  sit,  etfoedus  Del 

<licatiir:  inde  tarnen  non  sequiturhujus  ordinis  in  individuo  legitimationem 

ac  piefectoram  magis  pertinere  ad  ecclesiam  qua  talem ,  quam  ordinis  et 

regindna  politicL    Hie  enim  et  a  Deo  est  institutus  et  magistratus  Dei 

minister  dicitur.    Rom.  13.    Et  fideles  magistratum  eligunt,  suscipiunt, 

genmt,  haud  aliter  ac  fideles  in  domino  nubunt,  edunt,  bibunt,  anna  sumunt, 

Texillum  erigunt,  ius  dicunt,  manibus  laborant  etc.    Quas  tarnen  actiones  et 

TeUtiones  nemo  propterea  formaliter  ac  specie  sacras  dicturus  est.    Quia 

aotem  fideles  in  tanti  momenti  confoederatione  adeunda  atque  inchoanda 

psstoralem  precationem  ac  benedictionem  iure  merito  requirunt,  eaque  ipsis 

negui  Dequit,  una  opera  solennis  confirmatio  seu  ratihabitio  a  ministris 

delegata  poteatate  peragitur.    Quamyis  negare  noiim ,  occasionem  aliquam 

liue  delegationi  apud  nos  dalam  fuisse  ab  inveterata  et  apud  plerosque 

oiagistratus  nostrates,  post  ezactum  papatum  tunc  adhuc  oblinente  opi- 

^ne,  Matrimonium  esse  sacramentum,  aut  saltem  esse  fori  ecclesiastici ". 

^  de  iure  conn.  ap.  BataT.  recepto  S.  636.  f.  —  Er  erklärt  auch  den 

Oonsens  bei  der  Eheschliessung  für  das  Wesentliche,  aber  indem  er  sich  an 

^tspositiye  holländische  Recht  hält,  erkennt  ^  diesen  Consens  nur  in  der  vor 

dem  Pfarrer  oder  dem  Civilstandsbeamten  abgegebenen  Erklärung.  S.  63S* 

'  Decis.  Frisic.  (Leovardiae  1647.)  S.  55. 

«  Obsenrat.  rer.  iudicat.  (Franequerae  1727.)  2,.  426.  Obs.  100:  (Spon- 
'^alia  de  praesenti,  jampublicata  per  trinam  proclamationem) :  „Quae  con* 
Staunt  yerum  solidumque  matrimonii  Tinculum,  etsi  benedietio  sacra  Tel 
>»pulationis  ecdesiasticae  solennitas  nondum  sit  adhibita,  quarum  neutra 
^pertinet  ad  naturam  atque  substantiam  matrimonii,  quod  ex  ratione  iuris 
cirilia  et  nostratis  conventione  partium  sola  contrahitur^S  Daher  wird  der 
Stuprator  einer  Braut  wie  ein  Ehebrecher  gestraft. 

17* 
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DieGeieta-  Es  war  natürlich,  dass  das  Schwanken  der  Doctrin  auch 
auf  die  Gesetzgebung  einen  verhängnissvollen  Einfluss  aus- 
üben musste.  Denn  der  Wunsch  wenigstens,  den  so  mancher 
einsichtige  Mann  des  sechszehnten  Jahrhunderts  schüchtern 
geäussert  hatte  ^:  „Aac  in  re  certas  constitutiones  a  prindpihm 
fieri^^f  war  im  vollsten  Masse  erfüllt  worden:  Granz  Deutsch- 
land war  mit  Ehegesetzen  überschwemmt;  es  gab  keine  Kir- 
chen-, keine  Landes-  oder  Polizeiordnung,  die  nicht  über  das 
Eherecht  Bestimmungen  getroffen,  und  es  existirte  kein  Ter- 
ritorium, welches  nicht  alle  drei  Gattungen  von  Gesetzen  be- 
sessen hätte. 

AH©  kirch-         Die  kirchliche,  öffentliche*  Trauung  haben  sie  alle;  theil- 

llcho  Eh©- 

■ehuenaog.^eise  ohuc  sic  auch  nur  ausdrücklich  vorzuschreiben.  Ver- 
stand sich  doch  ganz  von  selbst,  dass  eine  Ehe  nur  durch  den 
priesterlichen  Segen  „bestätigt"  werden  könne. 

Oegen  Mit  derselben  Einmüthi^rkeit  untersacren  sie  auch  die  heim- 

helmlicha  ,,  ,  ,^,  ,  ?  .       • 

Ehen.  Lchcn  Ehcu  und  ebenso  die  heimlichen  Verlöbmsse.  „tor 
erbaren  und  glaubhaften  Leuten"  solle  ,,man  eheUchen",  sagt 
die  Württemberger  Landes-Ordnung  v.  J.  1621.',  und 
dann  die  Ehe  „nacA  Christlicher  Ordnung  vor  der  Kirche  ht- 
stätigen  lassen".  Anderswo  wurde  gar  die  Gegenwart  des 
Pfarrers^  und  überall  natürlich  die  Genehmigung  der  Eltern 
gefordert. 
Oeffenti.  Ooffeutliche  Verlöbnisse  aber,  —  und  darin  zeigt  »ch  der 

•ind  aber  Emfluss  dcs  kanonischen  Rechts  und  der  Doctrin  —  smd  un- 

den  Ehen  ...  1 

gleich,    bedingt  gültige   sie  begründen   eine   vollständige  Ehe,  onu 
werden  durch  die  kirchliche  Trauung  nur  confirmirt 

So  bestinmit  beispielsweise  die  Lüneburger  K.O.  v.  J» 
1643.*,  die  Hessische  K.O.  v.  J.   1657.«  und  die  Olden- 

^  Conrad  Mauser  Ezplicat.  enid.  et  util.  319.  Siehe  oben  S.  2$^- 
Anroerkg.  4. 

*  Der  Bischof  von  Hildesheim  bedrohte  am  10.  October  1693. 
heimliche  Verlöbnisse  mit  Strafe.  Ebhardt  Ges.  etc.  d.  Königl.  Consiitor. 
E.  Hannover  (Hannover  1845^  2, 175.  —  Deswegen  wurden  auch  dieTrtn- 
tmgen  in  Privathäusem  verboten.  So  in  Oldenburg  am  17.  Noveffiber 
1682.  bei  Oetken  Corp.  Constit.  Oldenburg.  (Oldenb.  s.  a.)  2, 11. 

s  bei  Revscher  Samml.  wOrtemb.  Landesgesetze  (Tabingen  1841) 
12, 850. 

^  So  in  Oldenburg.  Ordn.  v.J.  1636.  bei  Oetken  a.a.O.  2,5. 

ft  bei  Ebhardt  a.  a.  0. 1, 280. 

0  Samml.  Fürstl.  Hess.  Landes-Ordn.  (Cassel  s.  a.)  2, 508.  Ob- 
gleich schon  die  Synode  v.  J.  1571.  die  Aufhebung  dieser  Bestimmung  be- 
antragt hatte.   Vgl.  B  ü  f  f  a.  a.  O.  S.  628. 
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burgiscbe  L.O.  von  demselben  Jahre  S  und  so  bestraft  die 
Celler  Polizeiordnung  v.  J,  1618.*  denjenigen^  welcher 
«ine  ,  jemanden  beständiger  und  verbindlicher  weise  per  sponsaUa 
de  fraesenti,  ehelich  versprochene  Braut"  verführt,  wie  einen 
Ehebrecher,  — 

Die  Zerrissenheit  aber  und  der  Zwiespalt,  der  sich  unter  zwietpait 
den  ibcJinftstellem  zeigte,  ist  auch  m  der  Gesetzgebung  zu  ffebunfen. 
£nden,  freilich  hier  schon  auf  einen  kleinen  Punkt  reducirt. 

£fl  betrifft  das  die  Frage  nach  der  Wirksamkeit  der 
copula  earnalis  und  ihrem  Verhältnisse  zum  Requisite  der 
elterlichen  Einwilligung. 

Die  meisten  Verordnunffen  lassen  heimliche  Verlöbnisse  .H«*™"che 

,  ^  VerlöbniMe 

durch  den  Beischlaf  auch  ereccen  den  Willen  der  Eltern  con- «""»  ««p"^ 

"  gültig. 

valesciren,  sie  erkennen  in  denselben  nicht  minder  wahre  Ehen, 
als  in  den  öffentlichen  Sponsalia  de  praesenti.  So  die  Olden- 
burger Ordnung  V.  J.  1636.',  welche  die  clandestinen  Ver- 
bindungen ^allerdings  fwr  heimliche  Verkuppelung  und  nichtig" 
halt,  und  daraus  keine  Rechtsstreitigkeiten  zulassen  will,  y^es 
icäre  denn  copula  earnalis  zwischen  den  Contrahenten  vorange- 
^awgen— ",  die  Gothaische  Landes-Ordnung  v.  J.  1666.*, 
welche  ganz  auf  dem  mittelalterlichen  Bechtsstandpunkte  steht 
und  die  beleidigten  Eltern  allein  auf  die  Befugniss  hinweist, 
iiire£iDder  zu  enterben,  die  Hessische  Reformation  v.  J. 
1656.*  u.  a.  m.* 

Andere  Gesetze  verfahren  dagegen  durchgreifender,  wie  «nguitig. 
^  Statut  der  Stadt  Hildesheim  v.  J.  1638.*^,  welches  auch 
oonfiummirte  Verlöbnisse  nur  für  gültig  ansieht,  wenn  sie  vor 
2wei  Zeugen  geschlossen  seien,  und  das  Brandenburger 
£dict  V.  15.  Dezember  1694.^  welches  im  Artikel  15.  das 
Erfordemiss  der  elterlichen  Einwilligung  weder  durch  die 
Kopula  earnalis  y  noch  sacerdotalis  beseitigt  werden  lässt,  wah- 
rend das  Requisit  der  Oeffentlichkeit  allerdings  durch  das  voll- , 
2ogene  Beilager  ersetzt  werden  kann,  wenn  „tn  continenti  solche 

^  beiOetken  a.a.O.  2,28. 

'  FürstL  Braunschw.  Lüneb.  Zellischeu  TheiU  Pol.0.  (Hau- 
.noveru.Zelle  1700.)  1,16. 

3  Oetken  a.  a.  O.  2,5. 

*  FürstL  Sachs.  Goth.  L.O.  (Gotha  1695.)  Pars  1.  c.  8.  tit.  1.  S.  76. 

^  HesB.Land-0.  a.a.O.  2,418. 

^  Vgl.  noch  die  Sachs.  Ehe-Ordn.y.  J.  1624.  bei  Schleyer  Codex 
d.  Sachs.  Kirchenr.  (Leipzig  1864.)  72. 

'  Ebhardt  a.a.O.  2,212. 

^  Mylius  Corpus  Constit.  Brandenburg.  1, 2, 118. 
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Eheverspreehunff  schnftUch  oder  mit  zween  Zeugen,  oder  auch 
per  teetem  unicum  omni  eaceptione  mcgorem  oder  sonsten  Bead" 
plene  cum  praeatcLtione  juramenti  euppletorii,  wann  das  Con- 
eiatorium  aus  erhebUchin  Ursachen  solches  erkennete,  beweisen 
toürde'*,  — 

c.  Das  achtzehnte  Jahrhundert 

Die  Ter-  Man  darf  übrigens  9  wenn  wir  nns  jetzt  zur  Lehre  des 

Richttuigen.achtzehnten  Jahrhunderts  wenden,  nicht  glauben,  iae$ 

die  Nothwendigkeit   der  Trauung  in  der  Theorie  allgemein 

Die  Canonis- durchgedrungen  und  anerkannt  worden  wäre.  Im  Gregentheüe 

brachte  schon  das  hohe  Ansehen,  welches  Carpzow  m£h^ 

Sachen  genoss,  seinen  zahlreichen  Nach  tretern  zwar  die  vor- 

zügliche  Betonung  der  kirchlichen  Eheform,  aber  ebenso  die 

dem  widersprechende  Theorie  der  Sponsalien,  und  als  Resultat 

die  Lehre,  dass  die  Ehen  durch  den  Consens  beim  Verlöbnisse 

geschlossen  oder  yielmehr  angefangen,  durch  die  Trauung  und 

den  Beischlaf  nur  vollzogen  würden,  wie  wir  sie  oben,  mit 

nicht   allzuvielen  Ausnahmen,   als    die  geltende   angetroffen 

haben. 

DieBatfonä.         Es  war  aber   andererseits  nicht   allein  ein  unbewusstes 

listen.  ,  ^  ^  . 

Zurückfallen  in  die  Lehren  des  kanonischen  Rechts  ^  ob- 
gleich dies  fast  allgemein  für  unanwendbar  auf  protestantische 
Verhältnisse  erklärt  wurde*,  —  welches  einzelne  Schriftsteller 
zu  einer  gewissen  Nichtachtung  der  kirchlichen  Ehefonn  tneb, 
es  war  auch  die  bewusste  Opposition  gegen  die  ganze  kirch- 
liche Richtung,  die  in  Carpzow  ihren  Hauptvertretcr  fand, 
und  auf  die  wir  oben  hingewiesen  haben. 

So  äusserte  denn  hier  wieder   die  Gresammtanschaunog 
von   der  Ehe  auf  das  Recht  der  Eheschliessung  eine  tief- 
gehende Einwirkung, 
scopp.  Von  den  Schriftstellern  der  ersten  Art  will  ich  beispiels- 

weise den  Verfasser  des  Tractatus  de  iure  sponsalioruin 
(Nürnberg  1755.),  Johann  GjBorg  Scopp,  anfuhren.  Der- 
selbe hat  sich  die  Resultate  der  Bö  hm  ersehen  Untersuchun- 
gen, auf  die  wir  sogleich  kommen  werden,  wohl  zu  Nutxe 
gemacht;  er  verwirft  den  Unterschied  der  sponsaKa,  wie  ihn 
das  kanonische  Recht  oder  die  protestantische  Doctrin  aofge- 

1  Das  war  schon  im  vorigen  Jahrhunderte  ron  Einselnen  gescbeheo» 
s.  B.  von  Joh.  Sam.  Stryk.  Andere,  wie  Mevius,  hatten  sich  förö'« 
Geltung  des  kanonischen  Bechts  wenigstens  in  Ehesachen  ausgesprochen. 
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stellt  hatte,  und  erklärt,  dass  alle  Verlöbnisse  in  Deutschland  « 

defuiuro  seien,  dass  keines  mit  der  Ehe  verwechselt  werden 
dürfe^.  Dennoch  aber  lässt  er  schon  eine  volle  Ehe  entstehen 
durch  den  zum  Verlöbnisse  hinzugetretenen  Beischlaf,  so  dass 
eme  nachher  geschlossene  und  selbst  eingesegnete  Ehe  kraft- 
los md*;  und  obgleich  er  sich  mit  scharfen  Worten  gegen 
die  Dhauflöslicfakeit   der  Verlöbnisse    im   Allgemeiuen   aus- 
spricht, so  will  er  doch  nie  Sponsalien,   die  durch  den  Bei- 
schlaf vollzogen  sind,  wieder  lösen  lassen;  es  ist  ihm  „natür- 
licher Weise  das  matrimonium  vor  der  priesterKchen  Einsegnung 
voükommen"K  — 

Hierher  gehört  auch   der  berühmte  Verfasser   des  lus 
civile  controversum,  Samuel  von  Cocceji.    Dieser  ver-   ^^^\, 
wirft  den  Unterschied  der  sponsalia  de  praesenti  und  de  futuroy 
aher  nur  weil  die  ersteren  keine  Verlöbnisse  mehr  sind,  son- 
dern eben  Ehen^.  „  ObjecHo:  quod  tarnen  benedictio  saeerdotaUs 
adhiberi  debeat,    Re^,  adhiberi  debet,  at  non  est  de  essentia 
nuptiarum;  nee  iure  canonico  .  •  •  •  Ita  irina  quoque  prodamatio 
adhiberi  debet,  at  non  est  necessitatis,     Effectus  est,  quod  puniri 
po$mi,  qui  eam  negligunt,  at  ideo  negotium  non  redditur  nul- 
lum^'K   Er  glaubt,   dass  die  kirchliche  Eheschliessung   nur 
diene  „ad  quandam  ejus   (sc.  matrimonii)'  inauguraiionem  et 
fnaJGrem  auetoritatem"  und  er  fügt  hinzu:  „Planumque  omnino 
est,  riius  ecclesiasticos  non  pertinere  ad  substaniiam  actus  civilis, 
cid  adhibentur,   quod  exemplo  inaugurationum  magistratuum  ac 
principum  docetur^. 

Auf  der  anderen  Seite  will  ich  vor  Allen  Carl  Ferdinand  Hommei. 
Hommel  anführen,  der  die  kirchliche  Eheschliessung  für  einen 
»nfw  arbitrarius"  hält^,  von  der  superßua  hierologiae  solennitas 
spricht,  und  das  Bestreben  der  Theologen,  überall  die  kirch- 
ücbe  Trauung  durchzusetzen,  mit  dem  Vorwurfe  belastet  und 

1  a.  a.  O.  802.  f. 

*  a.  8. 0. 88.  f. 
'  a.  a.  0. 139. 

*  (1697—1756.)  Ausg.:  Francof.  1727. S.  124. 

^  a.  a.  0. 120.  Er  will  sponsalia  de  praesenti  aus  denselben  Gründen 
geschieden  wissen  wie  Ehen,  nur  soll  das  Fehlen  der  popula  camalis  die 
Auflösungsföhigkeit  vermehren.  122. 

6  a.a.O.  180. 

'  (1722—81.)  epitome  iur.  sacri  c.  58.  §.21.  In  wie  weit  die  Schriften 
Ton  Sahne  diss.  de  matr.  legitim,  absque  bened.  sacerdot.  (Regiom.  1720.) 
und  Hoffmann  Progr.  de  effect.  bened.  sacerdot.  perperam  adscriptis 
(Francof.  1730.)  hieher  gehören,  weiss  ich  nicht,  da  ich  sie  nicht  erlangen 
konnte. 
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^  der  Erklärung  erläutert  „ne  sua  benedicüo  vilipenderetur,  et  nc 

in  Omnibus  pubUcis  et  privatis  ipsi  interes8ent"K 

Sehr  beachtenswerth  ist  aber,  dass  dieser  seichte  Rationa- 
lismus,  an  dem  die  ganze  Zeit  krankte,  auch  zu  Vorschlägen 
für  Einführung  der  Civilehe  führte. 

Schon  i.  J.  1782.  war  eine  darauf  bezügliche  Abhandloog 
Diec  von  Diez  in  den  Berichten  der  Dessauer  gelehrten  Bach- 
handlung erschienen,  deren  Ideen  wesentlich  in  einem  aoo* 
Berliner  nymcn,  E.  Y.K.  unterzeichneten  Artikel  der  B  er  liner  MonatB- 
AGhrift.  Schrift  von  Gedicke  und  Biester  reproducirt  und  com- 
mentirt  wurden^.  Das  Ehebündniss  ist  dem  Verfasser  dieses 
letzteren  Aufsatzes  „ein  Contract  und  nichts  weiter  aU  m 
Contract";  das,  meint  er,  „tnVti  wohl  kein  vernünftiger  läugnen''; 
die  kirchliche  Trauung  ist  ein  Beweisact  und  steht  mit  „Hani' 
geldf  Schrift,  Stempelpapier,  Zeugen"  auf  gleicher  Linie.  So 
.  ist  ihm  denn  auch  die  Mitwirkung  der  Geistlichkeit  bei  der 
Eheschliessung,  die  er  „theih  aue,  gutgemeinter,  obwohl  mk 
hinlänglich  überlegter  Absicht,  diesen  Contract  ja  recht  ehrvmdij 
zu  maclien",  ableitet,  theils  „auch  wohl,  weil  die  allenthalben  nci 
zudrängende  regierungssächtige  Geistlichkeit  auch  dies  loicktijti 
wo  nicht  wichtigste  Gescliäft  des  Menschengeschlechts  an  sieh  xv 
ziehen  sucfUe,  ungemein  lästig,  und  es  ist  characteristisch  fSr 
den  Verfasser^  und  für  die  Zeit,  in  der  er  schreibt,  dass  er  in 
der  kirchlichen  Trauung  einen  den  meisten  „lächerlichen  AkV^ 
erblickt,  „und  manchen  so  anstössig,  dass  er  lieber  gar  mki  in 
die  Ehe  tritt". 

Ganz  albern  schliesslich  ist  die  Deduction,  mit  welcher  er 
die  Gefährlichkeit  der  kirchUchen  Eheschliessung:  zu  beweisen 
sucht,  und  die  er  als  sein  eigenstes  Geistesproduct  hervorhebt. 

Die  Ehe,  sagt  er,  ist  ein  Contract  wie  der  Hauskauf,  wie 
tausend  andere  Verträge  des  täglichen  Lebens;  sie  soll  eine 
besondere  Festigkeit  und  Heiligkeit  besitzen,  weil  sie  kirchlich 
eingegangen,  weil  sie  eingesegnet  wird:  kann  das  nicht  den 
gefährlichen  Glauben  verbreiten,  dass  die  anderen  mcht  ge- 
heiligten Verträge  deswegen  ohne  Weiteres  zerrissen  werden 
dürfen,  und  kann  das  nicht  zu  der  grössten  VerTvirrung  führen? 

Uebrigens  traten  solche  Ansichten  nicht  vereinzelt  auf. 

1  Rhapsod.  quaest.  forens.  6, 28.  ff. 
>  (Berlin  1783.)  Bd.  2.  S.  265.  ff. 

s  Er  empfiehlt  übrigens  in  demselben  Aufsatze  die  Einfühlung  des 
Concubinats. 


n.  Die  Fonn  d.  £he8chl.  1.  Die  Doctrin.  c.  Das  achtz.  Jahrh.    265 

Im  J.  1789.  finden  wir  einen  gleichartigen  anonymen  Aufsatz 
in  Hagemann  nnd  Günthers  Archiv  für  theoretische  undounthora. 
prakÜBche  SechtsgelehrsamkeitS  der  sich  sogar  auf  Luthers   atcmt. 
Autorität  stützt  und  der  den  etwaigen  Nutzen  der  kirchlichen 
She&cUiessung  „dieFet/erächkeit  derHandlung^f  beim  näheren 
Zoaeheafiir  einen  scheinbaren  erklärt:  „der  ehrliche  Mann  hält, 
um  er  verspricht,  und  fragt  nickt,  ob  er  sein  Versprechen  am 
Altar  oder  sonst  wo  leistete**; — und  auch  Johann  Christian 
Conrad  Schröter,    in   den  Vermischten  juristischen  Schröter. 
Abhandlunge n^  theilt  diese  Ideen,  nnd  meint  von  den^Ver- 
fasaem  der   Gegenschriften,    die   der   erwähnte  Artikel   der 
Berliner  Monatsschrift  hervorrief^:  „sie  liätten  immer  schtvet- 
gen  können**. 

Abgesehen  aber  von  diesen  Canonisten  und  Rationalisten 
hielten  fast  alle  Schriftsteller  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
an  der  absoluten  Nothwendigkeit  der  kirchlichen  Trauung 
fest,  freilich  auch  fast  eben  so  einstimmig  —  Augustin 
Leyser^  weicht  wohl  kaum  davon  ab  —  von  der  Ansicht  Lerwr. 
ausgehend,  dass  diese  zum  Wesen  der  Ehe  nicht  gehöre. 
Die  äponsalientheorie  beeinflusste  nur  noch  wenig  die  neuen 
Systeme. 

^  (Bnunschweig  1789.)  4, 140.  ff. 

^  (Halle  1786.)  2, 279. 

^  Diese  erschienen  auch  in  der  Berliner  Monatsschrift;  die  eine 
TomPaftorZöilner2,  508.  ff.,  die  andere  vom  Grafen  F~n.  8, 286.  ff. — 
Vieles  hierauf  Bezügliche  wird  bei  der  Codüicationsgeschichte  des  Preuss. 
Landr.  im  IV.  Buche  beizubringen  sein. 

^  (1683—1752.)  Meditot.  ad  Fandect.  (Lips.  et  Ouelpherbyti  1744.) 
tom.  IX.  Specim.  588.  §.  1 :  „Fopularis  iste  iurisconsultorum  error  originem 
inde  traxit,  quod  illi  definitionem  matrimonii  seu  nuptiarum,  quae  in  iure 
Tomano  reperitur,  quod  scilicet  sint  yiri  et  mulieris  coniunctio  indiyiduam 
^itae  coDsuetudinem  conünens . . .  ante  oculos  habuerunt,  nee  definitionem 
i^tam  iamdiu  obliteratom  ac  iuribus  moribusque  plane  non  convenire  cog^* 
tanint  ...  At  ea  res  poatea  insignem  mutationem  passa  fuit,  postquam 

christianns  orbis Benedictionem  sacerdotalem  ad  essentiam  nuptiarum 

requirere  coepit.  £x  hoc  igitur  tempore  Tetus  illa  nuptiarum  definitio 
nutari  debuisset  atque  male  a  iurisconsultis  nostris  et  per  manifestum  erro- 
^m  retinenda  est  Solus  de  individua  vitoe  societote  inter  Tlrum  et  uxorem 
^^Dsensoa,  quamvis  in  actum  deductus,  nuptias  et  legitimum  matrimonium 
^odie  non  facit,  quamdiu  benedictio  sacerdotalis  non  acceditmerus  concu- 
^Datus  est**.  Er  beruft  sich  dabei  auf  die  Bestimmungen  des  Trienter  Con- 
cils.  —  Dennoch  ist  auch  seine  Ansicht,  dass  die  priesterliche  Einsegnung 
^ur  „hodie  in  Germania  ad  essentiam  matrimonii**  gehört;  nicht  aber  im 
Allgemeinen,  nach  natürlichem,  göttlichem  oder  römischem  Rechte,  sp.  298. 
^*  4-  vgl*  $§.  !•  2.  Verlöbnisse  selbst  mit  copula  camalls  erachtet  er  nicht 
^£hen.  ebenda8.§.4. 
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Kirchliche  ,y Deswegen  die  Trauungsritus'',  sagt-Naevius^  „nicht  (Ht 

nicht  zum  ein  nothwendig  Stück  sub  opinione  cvltus  dimni  der  Kirchen  auf 
Ehe:  gedrungen,  und  die  so  darwieder  reden  oder  handeln  fuhm 
anathematis  geschreckt  werden  sollen,  indem  solches  alles  irüier 
die  Christliche  Freyheit  und  Gewalt  des  geistlichen  Standes  mk 
wieder  die  Natur  und  Eigenschaft  derer  Kirchengebrduche  ül 
als  die  nach  dem  Zustand  der  Zeit  und  Personen  geändert  Ver- 
den können''. 
ThomaeiM.  „EccUsia pontißciorum",  sagt  Thomasiu  8*,  ,,matnnmm. 
habet  pro  sacramento,  adeoque  non  potest  non  benedictionm 
sacerdotalem  habere  pro  requisito  essentiaU  mairimonü  legiäm. 
Contra  Protestantes ,  matrimonium  negant  esse  sacramenim, 
adeoque  statuerunt,  benedictionem  sacerdotalem  non  esse  necem- 
tatis  sed  honestatis  ut  ordo  aliquis  sit  in  ecclesia  et  repuhka, 
At  res,  quae  ad  ordinem  perünent  et  honestatem,  non  ad  regvk 
iusti,  sed  decori  saltem  respidentem,  sunt  adiaphorae,  et  sdk 
subsunt  imperio  magistratus.  Et  adeo  iuste  potent  berjädio 
sacerdotalis  abrogari  a  magistratu  christiano,  uti  etiam  in 
Belgio  matrimonium  quarundam  sectarum,  quae  ibi  ioleranivf, 
fiunt  absque  benedictione  sacerdotali,  per  conßrmationem  «ota 
magistratus  poUtici".  Dennoch  aber,  meint  er,  sei  der  G^ 
brauch  der  kirchlichen  Eheschliesaung  nicht  ohne  Noth  auf- 
zugeben, 

„Maiori  adhuc  ratione  benedictionem  sacerdotalem  eägunt 

1  Iu8  coniug.  (Chemnitz  1716.)  446.  Vgl.  448:  „Daher  wir  «war  gern 
gestehen,  dass  die  Priesterliche  Copulation  nach  denen  recipirten  Canooi- 
sehen,  und  nach  denen  Lands  Rechten,  als  eine  fiusserliche  Form  und  solen- 
nitat  ohservirt  werden  solle,  der  effect  aber^erstreckt  sich  nicht  alleieit» 
annuliandum  matrimonium,  wenn  öffentliche  Verlöbniss  Torfaergegangßi: 
cum  ea  quae  sunt  solennitatis  et  formae  eztemae,  actum  nontoUantinqoo 
forma  constitutiya  intrinsecus ,  nempe  animus  electijus  nubendi  publice  o^ 
claratus  Torhanden  ist^^  S.  452:  „Daher  wir  schliessen,  dass  die  Priester- 
liche Copulation  an  ihr  selbst  ein  inTcntum  humanum  verbleibet,  so  doich 
das  Canonische  Recht  eingeführet.  etc.** 

*  in  not.  ad  Huber  tr.  de  iure  civ.  1. 1.  sect.  5.  c.  4.  n.  8.  Ut  o.  VgLd« 
usu  pract.  inst,  de  nupt.  inDissert  acad.  8,  769.  f.:  „Porro  quid  ad  beB^ 
dictionem  sacerdotalem  attinet,  quamvis  certum  sit,  eius  necessitatem  ortno 
ducere  ex  falsa  hypothesi,  quasi  matrimonium  sit  sacramentum,  adeoqQ« 
ICti  etiam  protestantes  in  defensione  huius  necessitatis  falsas  plerumqw*^ 
arcanas  Papatus  redolentes  adferre  rationes;  ac  propterea  extra  impenDW 
Germaniae  quibusdam  in  locis  eam  necessitatem  recte  non  attendi;  pro- 
pterea tarnen  nuUa  sufficiens  aderit  ratio,  abrogationem  huius  ntusUindiö 
retenti  suadendi  principi  evangelico,  sed  potest  idem  iuste  retineri  mo«* 
retineatur  ut  ritus  boni  ordinis  gratia  ab  hominibus  inventus  sepositisist]« 
rationibus  papizantibus ".   Vgl.  de  concubinatu  e b en  d  a s.  S,  704« 
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m  pubUeae  I^testantium'%  heisst  es  bei  Delbrücks  „sed  Deibrttck. 
non  nm  tamquam  radonabilem  modum  publice  declarandi  con^ 
iensum  matrimonialem ^   Christianis  optime  decentem,  ordinatie 
obstnandum,  attamen  ex  superuyris  non  vero  ecclesiae  arbitrio 
dtpendaäem*'. 

„Quandoquidem  vero  negari  nequit",  meint  Hartzmann^  H«rtsmann. 
„arÜtranwn  in  se  esse,  quibus  documentis  pubUcis  consensus 
mairürumaUs  edatur,  adeoque  a  legislatoribus  in  rebus  pubUcis 
reeipi  potidsse  solennia  ecelesiastica,  seu  ut  coram  eeclesia  matri-' 
monimn  inituri  consensum  suum  declarent;  ita  negari  nequit,  haec 
(ußue  kodie  esse  arbitraria  hoc  sensu ,  ut  ex  tusta  causa,  a  prin-^ 
ofimmuiari  et  loco  eorumaUa publica declaratiosubstituipossit". 

Und  schliesslich  wollen  wir  noch  einen  bekannten  Theo- 
logen Bprechen  lassen,  Buddaeus^  welcher  sagt:  „Est  «ttam  Baddaen». 
nutbimanii  ut  et  aliorum  pactorum  haec  indoles,  ut  per  leges 
dviUt,  quorsum  et  ecclesiasticae  pertinent,  certa  requisita  Ulis  addi 
posmt,  quae  si  observata  non  fuerint,  in  foro  civili  pro  validis 

non' habentur.     Huc  periinent benedictio  sacerdotalis» 

£tit  entm  ritus  ille  in  eeclesia  christiana  sit  longe  antiquissimus» 
idemqui  tx  lege  generalis  qua  omnia  ordine  et  decenter  ßeri 
debent,  iarivari  queat,  lege  tarnen  speciaK  divina  non  est  prae- 
eeptm,  Interim  cum  hodie  a  magistratu  adprobatus  atque  prae^ 
ceptus  tu,  indolem  quoque  habet  legis  civilis,  quam  migrare 
nemimfas  est**. 

Dieser  Ansicht  schliesst  sich  auch  der  Marburger  Pro- 
fessor Carl  Wilhelm  Kobert  an  in  seinem  Buche  ^^Recht-  Robert, 
liehe  Gedancken  über  den  Beffriff  der  Ehe"*,  und  sie    ^ 
ist  neuerdinffs    u.   A.    von   Glüfck*,    Twesten^    Puchta^  Twe«ten. 

^  de  m&trim.  ad  benedictionem  sacerdotis  iDCompetentis  contracto 
lß»lae  1769.)  25. 

^de  iure  princip.  protest.  circa  solemnia  matrixnon.  Christ.  (Halae 
17J8.j$.^ ebenso  auch  Lobethan  EinL  z.  theor.Ehe-Rechts-Gelehrsamk. 
(Halle  1775.)  68.  Justi  Von  den  Ehen ,  die  an  und  vor  sich  selbst  uDgültig 
Qod  nichtig  sind  (Leips.  1757.)  190.  Lange  d.  Geistl.  Recht  d.  EvangeL- 
Lother.  Landesherm  2,  178.  ff.  Schröter  Verm.  jur.  Abhandl.  (Halle 
^t^')2,279.  Titius  Eine  Probe  d.Teutsch.  Geistl.  Rechtes  (1701).  B.IV. 
Haaput  2.  §.  80.  S.  600.  Schnaubert  Grunds,  d.  K.R.  §.  251.  (Jena 
1^5.  6.)  Schott  Einl.  in  d.  Ehe-R.  (Nürnberg  1786.)  §.  165.  Jurist 
0racul.6,670.649.ff. 

'  Theologia  moralis  (1711.)  S.  567.  Vgl.  Loy  d.  protest  Eherecht 
(^'ü^lb.  1793.)  2, 498.  ff. 

*  (Frankf.  u.  Leipzig  1787.)  S.  151. 

^  Ausföhrl.  Erläut  d.  Fand.  24, 359. 

*  Gutachten  a.  a.  O.  siehe  oben  S.  181.  Anmkg.  2. 
^  in  Richter  u.  Jacobson  a.  a.  O.  Bd.  1.  Heft  1. 


268  UI.  Buch.  Das  Becht  der  eyangeliBohen  Kirche. 

Göschen.  Göschcii*  Und  Bichter^  vertreten  worden.  —  Auch  der  be- 
rühmteste Kirchenrechtslehrer  des  vorigen  Jahrhunderts,  Just 
j.H.B»hmer.Henning  Böhmer,  dessen  Lehre  wir  jetzt  entwickeb  wollen, 
bekennt  sich  zu  dieser  Meinung. 

Böhmer  verwirft  die  kanonische  Theorie  von  den  Spo&- 
salien  gänzlich',  wie  er  denn  überhaupt  die  Geltung  des  ka- 
nonischen Kechts  in  den  protestantischen  Consistorien  be- 
schränkt wissen  will^  Auch  die  Lutherische  Ansidit  ond  die 
daran  sich  anschliessenden  Definitionen  der  früheren  Bechts- 
lehrer  sind  ihm  nicht  stichhaltig^:  nach  protestantischem 
Earchenrechte  giebt  es  nur  Verlöbnisse,  die  sich  auf  künftig 
•ponsaiiadezu  schliesBcnde  Ehen  beziehen,  nur  sponsalia  de  fuiuro,  keine 

defutaro.'  de  praesenti^f  keine,  die  mit  der  Ehe  zu  identifidren  wären. 
Der  sponadlitius  consenaus  genügt  nicht  zur  Ehe  „std  ad  hf 
ineundum  novits  et  a  priare  diversus  desideratur,  et  in  hurohj» 

kirchliche  hodU  exprimitur^^^.  Diese  hält  er  aber  für  nothwendig  als  die 
„solennis  dedaratio  consensvs  coniugaUa  eoram  ecclesia  pvhlict 
facta,  adhibitia  a  ministro  ecclesiae  piis  predbue  et  vatW'i  &k 
einen  ,,rnodii8  arbürarius",  der  von  dem  Fürsten  verändot 
werden  könne,  als  einen  „ritus  ecclesiastictis  a  principe  ccr^> 
matus,  ei  libere  recq>tii8"\  — 

^  Gutachten  in  Aktenst.  ans  d.  Verwalt.  d.  Evang.  Oberkir- 
chenraths  Bd.  8.  Lfg.  2.  S.410.  Vgl.  auch  dessen  Art.  „Ehe'^mHer- 
zogs  Real-Encyclopfidie  Bd.  3.  S.  686. 

>  K.R.  §.  278.  In  den  beiden  ersten  Auflagen  seines  Bttcheft  hatte 
Richter  diese  Ansicht  nicht,  > 

8  Ich  citire  nach  der  Ausgabe  des  3.  Bd.  (Halae  1747.)  des  J.  E.  Prot- 
S.  1079.  ff. 

*  a.  a.  0. 1077. 

^  a.  a.  0. 1084. 

0  a.  a.  0. 1209.  Vgl.  Consult  et  Decis.  153. 1, 1,  494.  (Halae  1733.)  Sk 
können  daher  auch  mutuo  dissensü  richterlich  aufgelöst  werden,  ebendi»- 
So  entscheidet  er  in  dem  Falle,  wo  eine  Braut  einen  Dritten  geheiratbetbsi, 
dass  diese  letzte  Ehe  nicht  zu  trennen  sei.  Es  wäre  umgekehrt  zu  erkeDDeo, 
sagt  er  mit  Samuel  Stryk  (de  dissens.  sponsalit.  lib.  4.  c.  2.  §.  6. ff.)  ,^^ 
enim  vis  matrimonii  in  benedictione  sacerdotali  constitui  potest,  nam  fl 
minister  ecclesiae  priora  sponsalia  scivisset,  nunquam  eos  copulatfet". 
Demnach  aber  müsste  man  das  Frauenzimmer  zur  Vollziehung,  des  firäb«RO 
Verlöbnisses  zwingen.  Ein  solcher  Zwang  sei  aber  nicht  zu  biiligcDt  m^' 
geschweigen ,  dass  ein  stärkeres  vinculum  in  dem  bereits  getroffenen  matn* 
monium,  als  in  denen  blossen  sponsalibus,  in  quibus  res  adhuc  est  integn, 
sich  findet  *^  (c.  81.  X.  de  sponsd.j  —  Consult.  1, 1, 149.  f. 

7  a.  a.  O.  S.  1213. 

8  a.  a.  0.  S.  1290.  —  Dieselbe  Ansicht  haben  Justi  Von  denBhendie 
an  und  Tor  sich  selbst  ungültig  und  nichtig  sind  (Leipz.  1757.)  S.  56:  ,.1^' 
die  Ehe  ein  bloss  weltlicher  Vertrag  und  keineswegs  eine  geistliche  SicU 
ist,  so  kann  es  auch  nicht  schlechterdings  nothwendig  seyn,  dass  dabejeio« 
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Nichts  desto  weniger  soll  der  Füret,  wie  das  auch  schon 

Thomasius  wollte,  vorsichtig  bei  der  Abänderung  dieser  Form 

der  £heschliessung  verfahren^,  weil  sie  allgemein  gebräuchlich, 

me\l  nach  der  allgemeinen  Volksansictit  die  Gültigkeit  der  Ehe 

-von  ihr  bedingt  ist.     „Et  quia  dübitaret*\  fugt  er  hinzu*,  und 

£e  Gesduchte  hat  seine  Worte  bestätigt,  y^quin  etiam  foraan 

quidam  inter   ipsos   ecclesiae  ministros  reperturi  sint,   pUhem 

moffis  in  hae  sententia  eonßrmantes,  qiuxm  ab  ea  revocanteaV* 

Dennoch  ist  aber  auch  Böhmer  —  und  das  haben  wir  inconse- 
oben  schon  angedeutet,  wenn  wir  von  dem  Einflüsse  der  Spon- 
ealientheorie  gesprochen  haben  —  von  Inconsequenzen  nicht 
frei,  die  sich  vor  allen  Dingen  darin  zeigen,  dass  er  der  copula 
camdUs  dieselbe  Wirkung  zuschreibt,  welche  sonst  der  prie- 
«teiiichen  Eheeinsegnung  zukommt.  Wenigstens  erklärt  er' 
:iur  den  Fall,  dass  die  Verlobten  den  Beischlaf  vollzögen: 
jsiHi^  obtinet  requla  vulgata:  sponaaKa  per  coneubitum  ^rafmr^  iponMiiado 
^n  matnmontum,  quomam  ipso  concuöttu  consenstu  eomugaas 
^atis  declaratus  est^  qui  inducit  vinculum  indiasolubile  ....  At-' 
que  hie  unieus  casus  est^  qui  iriter  protestantes  referri  poterit  ad 
spoiuaäa  de  praesenti,  in  sensu  iuris  canonici*^. 

Er  statuirt  hier,  wie  in  dem  Falle,  wo  zwei  Personen 
längere  Zeit  in  ehelicher  Gemeinschaft  zusammengelebt,  ab- 
soluten Zwang  zur  Trauung,  zur  Benedictio  sacerdotalis.  Diese 
begründet  mithin  nicht  die  Ehe,  wie  er  das  auch  ausdrücklich 
hier  ausspricht,  sondern  das  thut  det  consensus  coniugcUis, 
der  eben  schon  früher  geäussert  ist,  und  der  jetzt  nur  be- 
stätigt wird. 

Diese  Ansicht  Böhmers  theilen  viele  Bechtslehrer  des 
vorigen  Jahrhunderts. 

So  Berger*,  der  die  kirchliche  Trauung,  wenn  auch  nicht  Berger. 
99aisoiUe*%  für  nöthig  hält^,  und  der  ein  später  geschlossenes 
Verlobniss,  wenn  auch  die^  copula  cämalis  und  selbst  sacerdo- 

H^ndhiiig  der  Religion  vorgehe**.  S.  190.    Lange  d.  geistLB.  d.  Evang.- 
Lt^Jther.  Landesherrn  (Calenb.  1786.)  2, 44. 
1  a.  a.  O.  S.  1294. 

*  ebendas. 

*  a,  a-  O.  S.  1120.  —  Darüber  existirt  eine  eigene  Schrift  von  Bauer 
^^    concubita  matrimonii  perfectione  ante  benedictionem  sacerdotalem 

(Lipsiae  1 725. 1747.).  Diese  Ansicht  theilte  auch  H arprecht  diss.  de  iure 
hb«ror.  a  desponsat  ante  bened.  sacerd.  nee  ex  post  subsecut.  nator.  c.  2. 
§-  ^'  Wolf  deuteche Metaphys.  §.  519. 

^  Oeconomia  iuris  (ed.  VII.  Lips.  1771.)  lib.  1.  tit.  3.  th.  7.  S.  84. 

^  a.  a.  O.  lib.  1.  tit  2.  §.  2. 
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taUs  hinzugetreten  wäre,  auflösen  will,  sobald  nur  em  früheres 
besteht^:  „Enimvero  traditio  in  negotio  matfimomali  dupkx eii: 
altera  vera,  quae  fit  per  ipsam  thcUami  conaceruionem,  dtm 
9ymboUca,  quae  fit  ut  plurimum  per  copulam  saeerdotalem;  wm 
ei  vero  trcuHtio  .  •  •  •  illud  non  effidty  ut  posteriora  tponsah 
prioribus  anteferaniurj  coneequitur,  multo  minus  tradüme» 
eymboUcam  idem  illud  efficere  posse". 

Hellfeld.  Femer  Hellfeld^,  der  freilich  nur  dann  Zwangstrauung 

eintreten  lassen  will,    falls   d^  Stuprator   keine  genügende 

LAuterbacfa. Satisfaction  leisten  kann^    Lauterbach S  der  sich  aberdeor 

noch  gegen  den  Schluss  verwahrt,  als  ob  durch  Sponsaüen 

mit  Beischlaf  schon  wirkliche  Ehen  geschlossen  würdeII^  und 

Bodinns.  somit  in  einem  gewissen  Gegensatze  zu  Bodinus  steht, 
welcher  den  Satz  aufstellt®  ^^Si  deüberato  consenstd  mMs 
traditio  ad  procreandam  sobolem,  quod  ex  coneubitu  praeswat» 
accesaitf  verum  mcUrimonium  est,  licet  benediciio  sacerdotaUi  a^ 
hibita  non  ßierit". 

jarietiscbei         Das  Juristischc  Oraculum^  gewährt  sogar  den  Ver- 

*  lobten,  die  ihre  Ehe  durch  den  Beischlaf  vollzogen  haben,  ilk 

„effectus  naturales"  der  Ehe,  „worunter  hauptsächlich  die  Vicuf- 

trennUchkeit  und  das  Recht,  dass  der  eine  dem  andern  den  Gt- 

brauch  seines  Leibes  nicht  versagen  könne,  sondern  beydt  mtadst 

Bommel,  die  eheliche  Pflicht  leisten  müssen,  begriffen**,  und  Ho  mm  er 

will  den  Verlobten  selbst  die  Termögensrecbtlichen  Vortheüe 

und  die  erbrechtliche  Succession  aus  dem  Edicte  Vfi'k  nr  ^ 

Berger.   uxoT  zulasscn, . uicht  frcilich,  wic  Borger^  das  thut,  ohneHio- 

zutreten  des  Beischlafes. 

1  ebendas. 

s  lurisprud.  forens.  (Jen.  1 796.)  Die  kirchliche  Trauung,  weil  es:  ^' 
publicae  interest,  ne  consummatio  matrimonii  clam*'.  §.  1220.  S.  452. 

8  a.  a.  O.  §.  1202.  S.  448.  In  §.  1201.  S.  442.  erklärt  er:  „spoDMlia  «Ui^ 
destina  in  regula  sunt  nuUa ,  et  ad  matrimonii  consummaüonem  arctioitc 
non  producunt.  Si  vero  copula  camalis  vel  sola  vel  simul  cum  benedictiosi 
sacerdotali  accessit,  iure  communi  subsistit  matrimoniumi  nee  parsDtioiii 
ius  datur  agendi  ad  nullitatis  declarationem  ". 

4  Coileg.  theoret-practic,  (Tub.  1706.)  lib.  28.  tit.  1.  §.  83.  —  2, 8«1. 

ö  ebendas.  §.  84.  —  2,  882.  —  Die  Benediction  hält  er  furnothir 
nicht  de  substantia  coniugii,  aber  durch  positives  Recht  eingeführt,  wdiss 
eine  zwar  öffentlich,  aber  ohne  kirchliche  Form  eingegangene £be am d** 
trimonium  ratum,  aber  kein  legitimum  ist.  lib.  28.  tit.  2.  §.  17.  —  S»  406. 

6  de  anticipato  concubitu.  S.  19. 

■^  6,671. 

8  Hhapsod.  6, 28.  f. 

'  Oecon.  iur.  lib.  2.  tiL  4.  th.  42.  noL  2. 
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Endlich  schliesst  sich  auch  Schott^  in  diesem  Punkte  an   schott 
Böhmer  an. 

Dasselbe  ist  aber  auch  die  freilich  noch  beschränkter  aus« 
gesprochene  Ansicht  Georg  Ludwig  Böhmers,  der  zwar  o.  l. 
ebenfalls  alle  nicht  kirchlich  eingesegneten  Ehen  für  nichtig  er-  « 
klart',  zugleich  aber  ausspricht^:  „Species  matrimonü  legitind 
ei  non  raü  est  inter  Protestantes  illud,  cid  ex  spedcUi  causa  e/*- 
jectiis  ctviles  tribuantury  quamquam  forma  ecclesiasiica  desit: 
prout  cantingit,  si  sponsaUbus  rite  contractu  accessit  copula  car^ 
nalis,  ccpula  sacerdotaUs  vero  1)  vel  oh  contumaciam  sponsi  ab' 
sentis*  vel  2)  ob  eius  mortem  aliumve  casum  fortuitum  intervenire 

nequit ita  tamen,  ut  contamax  simulac  eius  copia  haberi 

polest.  Cid  copulam  sacerdotalem  recipiendam  adigatur^'. 

Also  auch  noch  hier  ist  die  Trauung  nicht  der  ehebe- 
griindende,  sondern  vielmehr  der  die  schon  geschlossene  Ehe 
bestadgende  Act.  — 

Audi  von  Seiten  der  Publicisten   des   vorigen  Jahr- o«wIm«ih- 
himderts  erhielt  die  Lehre  von  der  Eheschliessung  in  Bezug 
auf^e  Gewissensehe  eine  eingehende  Behandlung. 

Es  erscheint  mir  aber,  zumal  bei  den  ausführlichen  Dar- 
stellungen Heffters^  und  Diecks^  über  Gewissensehe  un- 
nöthig,  die  Ansichten  der  Schriftsteller  hierüber,  die  sich  bei 
den  genannten  Autoren  vollständig  aufgeführt  finden,  beizu- 
bringen, oder  gar  auf  die  Frage  einzugehen,  die  Wilda^  spe- 
ciell  behandelt  hat,  ob  dem  Fürsten  eine  stillschweigende  Dis- 
pensation von  der  kirchlichen  Trauung  zustehe.  Nur  so  viel 
mag  bemerkt  werden,  dass  die  Majorität  der  Schriftsteller  sich 
für  die  Dispensabilität  der  Trauung  ausgesprochen  hat,  und 
dass  nur  Wenige  den  entgegengesetzten  Standpunkt  ein- 
nehmen.    Zu  jenen   gehören    Sahme^,    Griebner ^,  Neu- 

1  Einleit  in  d.  Eherecht  (Nürnb.  1786.)  §.  150. 

*  princip.  iur.  canon.  Hb.  3.  sect.  2.  tit.  2.  §.  349. 
^  ebendas.  §.  352. 

^  ebenso  Wiese  Handb.  d.  gem.  in  Teutschl.  übL  K.R.  §.  422.  (Leips. 
1802.) 

^  Die  Erbfolgerechte  d.  Mantelkinder,  Kinder  aus  Gewissensehen  und 
putatiT.  Ehen  u.  d.  Brautkinder  (Berlin  1836.). 

*  Die  Gewissensehe,  Legitimst,  durch  nachfolg.  Ehe  u.  Missheirath 
(Halle  1838.), 

^  d.  Beichsgräfl.  Bentincksche  Erbfolgestr.  in  Ztschr.  f.  deutsch.  R. 
3, 197.  ff.  4, 148.  ff. 
8  a.  a.  0. 

*  bei  Moser  deutsch.  Staatsr.  18, 493.  f.,  wo  noch  mehrere. 
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mann^  Schloer^  Langet  LobethanS  Bichter^  Wal- 
ter^  Zachariae^  Zöpfl^  Klüber^,  Dieck^^  und  auch 
Moser  ^^  und  Böhmer ^^  die  sich  früher  dagegen  aus- 
gesprochen hatten ^^,  zu  diesen  Gatzert^^,  Häberlin^ 
Schnauber t^^  Wiese^^  und  aus  neuerer  Zeit  Heffter", 
Wilda^ö  und  Eichham^?. 


?"chtr1?  Gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  erhielt  aber  die 
Theorieen.  ^jisicht,  dass  die  kirchliche  Trauung  die  Ehe  begründe,  von 
Neuem  den  gesetzlichen  Halt  und  die  gesetzliche  Anerken- 
nung durch  die  verschiedenen  Legislationen ,  die  in  jene  Zeit 
fallen;  indem  ferner  den  Consistorien  die  Ehejurisdiction  ge- 
nommen wurde  9  wurde  auch  zugleich  die  Anwendung  des  b- 
nonischen  Rechts  unmöglich  gemacht,  die  bisher  zur  Uni- 
gehung  aller  gesetzlichen  Bestimmungen  geführt  hatte.  Und 
auch  die  Doctrin  endlich,  die  nun  nicht  mehr  die  anomalea 
Rechtssprüche  der  Consistorien  zu  erklären,  zu  vertheidigen 
und  in  ihr  System  aufzunehmen  hatte,  wurde  in  die  Lage  g^ 
setzt,  einfacheren  Principien  folgen  zu  können.  Als  solche 
sind  aber  zu  bezeichnen:  Absolute  Nothwendigkeit  der  kirch- 
lichen Trauung,  -welche  die  Ehe  begründet,  die  aber  nicht 
durch  göttliches  Recht  oder  die  heilige  Schrift  geboten,  son- 
dern vom  Staate  eingeführt  ist,  im  Interesse  der  Rechtssicher- 

1  de  matrim.  princip.  tit.  10.  §.  149. 

s  Vindic.  legit.  natal.  S.  R.  I.  princip.  etc.  (Mogunt  1782.)  ] 

«  a.  a.  O.  2, 187. 

*  a.  a.  O,  S.  67. 

5  K.R.  §.  278. 

«  K.R.  §.  800. 

7  Deutsch.  Staatsr.  §.  67. 

8  Deutsch.  SUater.  $.  219. 

»  Rechtl.  Ausfuhr,  (anonym)  Varel  18S0. 

10  a.  a.  O. 

u  Staatsr.  18, 493. 

u  de  sublimi  princip.  ac  statuum  evang.  dispensandi  iure  (Halae  17SSA 

W  Moser  Staatsr.  18, 494.  f.  19, 457.  Böhmer  de  iure  princip. protest 
circa  solennia  (v.  J.  1718.),  auch  aufgenommen  in  I.  E.  Prot.  lib.  IV.titS-— 
Aus  dem  siebtehnten  Jahrhunderte  H  ert  de  matr.  conscient. 

^4  de  S.  R.  I.  principum  comitumve  liberis  ex  matrimonio  oonBci^tiie 
illegitimis  (Oiessae  1778.). 

^  U.  G.  Scheidemantel  Repertor.  d.  Deutsch.  Staats-  a.Lehnrecbts 
8, 427.  ff. 

1«  Grunds.  d.K.R§.25S. 

"  Handb.  d.  K.R.  §.  422. 

"  a.  a.  O. 

1»  a.  a.  O. 

»>  K.R.  2,  S.  320.  f.  329.  f. 
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heii  und  der  Sittlichkeit.  Gänzliche  UnweBentHchkeit  der  ca^ 
pük  camaUa,  die  weder  Verlöbnisse  zu  Ehen  umwandeln,  noch 
auch  zu  Zwangstrauungen  Veranlassung  geben  kann. 

Einzelne  Schriftsteller  hielten  freilich  auch  da  noch  an  noch  da 
der  alten  Sponsalientheorie  fest;  aber  sie  brachten  dieselbe  theori«. 
mit  den  gesetzlichen  Bestimmungen  auf  leichte  Weise  in 
debereinstimmung,  indem  sie  den  Sponsalien  die  ehewirkende 
Kraft  nur  dann  zuschrieben,  wenn  sie  vor  dem  Priester  ein- 
gegangen wurden,  und  faUs  ihnen  unmittelbar  die  Benediction 
nacbfolgte.  Diese  Ansicht  ist  u.  a.  bei  Schott^  Titius^ 
Schnaubert'  und  Schmalz^  vertreten;  sie  ist  nichts  weiter 
als  eine  unschädliche  theoretische  Spielerei,  die  in  keiner  Weise 
Werth  beanspruchen  kann. 

Der  Standpunkt  aber,  den  Verschiedene  in  neuester  Zeit*,  »«»te 
im  Gegensatze  zu  den  Bestrebungen  für  c|ic  Civilehe,  einge- 
nommen haben  —  dass  nämlich  eine  christliche  Ehe  ohne 
kirchliche  Trauung  mcht  gedacht  werden  könne  —  steht  mit 
der  ganzen  historischen  Entwicklung  des  Kechtes  der  Ehe- 
EcUiessnng  im  Widerspruche,  und  ist  als  unprotestantisch  mit 
&Uer  Entschiedenheit  zu  verwerfen. 


EndEch  ist  noch  zu  bemerken,  dass  auch  die  weltliche   o«*«ti. 
Gesetzgebung  dieser  Periode  die  von  der  Wissenschaft  auf- 
gestellten Principien  zur  Geltung  gebracht  hat. 

Allgemein  wird  vorgeschrieben,  dass  heimliche  Verlöb- 
nisse, wenn  auch  mit  hinzugetretener  copula  camalü^  ungültig 
seien^,  und  der  letzte  Best  der  alten  Sponsalientheorie,  den 

1  Einleit.  in  d.  £he-R.  §.  144. 

'  Eine  Probe  d.  Teutsch.  GeisÜ.  R.  S.  600. 

'  Grds.  d.  K.R  §.  252. 

'  Handb.  d.  kanon.  R.  (Berlin  1884.)  §.  239. 

^  Schon  Pabl  d.  öffentl.  R.  d.  evang.  Luth.  Kirche  inTentschl.  (Tab. 
1 827.)  betont  sehr  die  religiöse  Natur  der  Ehe.  Ebenso  Ziehnert  Prakt. 
eTang.  K.R.  (Meissen  1826.)  1, 248. 

^  Mecklenb.  Strelitz.  Verordn.  t.  24.  Januar  1767.  bei  Kampts 
Mecklenb.  Strelitxsche  Verordn.  (Neubrandenburg  1794.)  274.  Braun- 
sehweig-Lünebnrg.  Const.  y.  16.  Januar  1738.  bei  Willich  Churf. 
Braunschw.  LOneb.  Landesges.  (Göttingen  1780.)  1,  652.  Kursächs. 
Mandat  t.  2.  Juli  1746.  bei  Schaffrath  Cod.  Sazonic.  (Leipiig  1842.) 
1)804.  Hildesheim.  Cons.  Verordn.  y.  22.  October  1748.  in Hildesh. 
L.O. a.a.O.  1,814.  Brandenb.-Onolsbachische  Eheartik.  y.  1748. 
Art. 9.  (Onolzbach  s.  a.)  Hessische  L.O.  y.  8.  Januar  1728.  in  Hess.  Lan- 
des-Ordn.  a.  a.  0. 8, 899.  Hannov.  Konsistor.  Verf.  y.  6.  Januar  1788. 
bei  Ebbardt  a.  a.  0. 2, 220. 
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man  vielleicht  aufweisen  könnte,  sind  die  Bestimmungen  über 
die  Zwangstrauungen  und  die  Brautkinder  ^ 

2.  Die  Praxis  der  G-erichte  und  die  Sitten  des  Volkes. 

Das  hier  gezeichnete  Bild  der  Bechtsentwicklung  m  der 
Lehre  von  der  Form  der  Eheschliessung  würde  wesentlicb 
einseitig  sein,  wenn  wir  nicht  auch  die  Praxis  der  Condstorien 
und  der  anderen  Ehegerichtshöfe  darstellen«  und  endlich  aucb 
den  Versuch  machen  würden,  so  weit  das  die  Natur  derQaelleQ 
erlaubt,  die  Verhältnisse  des  wirklichen  Lebens  zu  schüdenu 

Zwar  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  wir  die  Praxis  der  Ge- 
richtshöfe schon  ohne  Weiteres  aus  den  Ansichten  der  Maimer 
abstrahiren  könnten,  welche  als  Hauptträger  der  Entwicklung 
auftraten,  und  deren  Doctrinen  für  ihre  Zeit  massgebend  waren, 
allein  es  k)hnt  sich  die  Mühe,  die  Widersprüche,  die  in  der 
Doctrin  auffallencT  genug  waren,  in  den  Erkenntnissen  der 
Gerichtshöfe,  wo  sie  unerträglich  sein  mussten,  wiedorzo- 
finden. 

Und  wenn  auch  beispielsweise  aus  den  Schriften  von 
Kling,  von  Brückner  etc.  hervorgeht,  dass  sie  das  geltende 
Recht  dargestellt  haben,  wenn  wir  auch  schon  aus  der  über- 
reichen Consilienliteratur,  in  der  die  Verschmelzung  Ton 
Theorie  und  Praxis  sich  darbietet,  vieles  hierauf  Bezügliche 
beigebracht  haben,  so  ist  doch  andrerseits  wohl  zu  bemerken, 
dass  viele  der  dargestellten  Lehren  von  geringem  iänflusge 
,  auf  die  Praxis  blieben,  und  dass  vor  allen  Dingen  im  »eb- 
zehnten  Jahrhunderte  die  Consistorien  noch  vollkommen  in 
den  Fesseln  des  kanonischen  Rechts  befangen  waren,  während 
doch  mehrere  Juristen  und  Theologen  mit  fireilich  verschiede- 
nem Erfolge  sich  davon  zu  befreien  strebten. 

Versuchen  wir  zuerst  eine  Schilderung  des  sechszehnten 
Jahrhunderts. 

a.  Das  sechszehnte  Jahrhundert 

^torPxn*         T>em  Consistorium  zu  Stuttgart  wurde  i.  J.  1595.  die 
^^^^^'^'Ftüge  vorgelegt*:  „06  ein  Evangelischer  an  einetn  Bäpstischen 

^  Darüber  wird  im  folgenden  Abschnitte  gehandelt  werden.  Vgl. 
anch  Braunschw.  Lüneb.  Const  y.  16.  Jan.  1783.  bei  Will  i  ch  a.  S.O. 
1,  652.  Zn  bemerken  ist  auch,  dass  noch  in  derCatzenellenbogener 
L.O.  y.  J.  1711.  die  Traunng  „Ehebestatigung"*  genannt  wird,  Th.  2.  Cap.  3. 

2  belDedeken  a.  a.  0.8,481. 
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orte  durch  einen  Messpfafen  in  Ehestandt  sich  müge  irawen 
Imml"  Die  Antwort  lautete  unter  gewissen  Bedingungen 
bejahend.  In  den  Granden  aber  wurde,  neben  dem  eigen- 
thumlicheny  nns  hier  freilich  weniger  angehenden  Umstände: 
„£<  %oH  ein  Mesepfaff  set/n,  der  sehr  guthertzigj  qid  vivit  in 
inatrimomo,  der  Lutherische  Psalmen  sing  et  ^  et  de  quo  commu^ 
mter  iudieatur,  dass  er  mehr  Lutherisch  denn  Bäpstisch"  vor 
allen  darauf  hingewiesen:  >>guta  etiam  privatum  qmspiam  possit 
fonßrmars  mairimoniunu  3.  Idem  sentiunt  Symmerenses  TheO" 
loji  hoc  nomine  audiliy  quasi  Evangelici  inde  non  offenduntar: 
dann  es  eommtmüer  daselbsten  abo  gehalten  wird,  5.  Contractus 
fMärimonii  poUticus  tnagis  est  quam  eeelesiasticus*\ 

Der  Standpunkt  des  Consistoriums,  der,  wie  es  gewisser- 
massen  zu  ihrer  Beruhigung  anführt,  von  angesehenen  Theo- 
logen getheilt  wird,  ist  also  mit  kurzen  Worten  der,  dass  die 
Ehe  schon  vor  der  Trauung  vorhanden  ist,  mithin  nur  noch 
der  Confirmation  bedarf,  die  aber  des  weltlichen  Characters 
der  Ehe  wegen  von  jedem  Laien  mit  Fug  und  Becht  ertheilt  . 
^^cidenkann. 

Im  J.  1598.  wurde  in  Leipzig  folgender  Fall  entschieden^:  ^*^^^ 
nC\m  (pddam  requisivisset,  ut  sibi  sponsa  privatis  in  aedibus  ^^^* 
fortaue  m  matrimonium  daretur,  et  pastor  recusaret,  ilU  dare 
nuptam,  per  iniuriam  tempestatis  pluvialis,  petens  ut  ingredereu" 
tur  templum;  ibi  petitioni  esset  gratißcaturuSi  et  functurus  suo 
officio,  hoc  contempto,  sponsam  et  sponsum  sidnto  cognatorum 
con^atione  fojcta  domum  duaere  et  postridie  copulari  permise^ 
runt  etc.  An  supplicio  digni  essent,  quod  concübuissent  ante 
If^netUcüonem  eacerdotalemf 

Et  responsum  est  a  ScabinisLipsiensibus,  quod  non.  Senten^ 
^^  (soncepit  D,  Badehom^  quia  canon,  quamvis  lianc  solemni- 
f^^  constituit,  tarnen  non  censet  ratione  peccatum  si  amütetur"* 
Es  wird  dabei  noch  erwähnt,  dass  Schürpf  sich  der  Sentenz 
l^nge  widersetzt  habe,  „quod  videretur  res  esse  mali  exempli  et 
<^otUemla  auctoritas  ecclesiae",  und  dass  er  nur  durch  den  Um- 
stand zur  Zustimmung  bewogen  worden  sei,  dass  die  Braut- 
leute die  priesterliche  Einsegnung  in  der  That  gefordert  und 
auch  am  anderen  Tage  erhalten  hätten,  welches  Motiv  freilich, 
ivie  sich  aus  der  angeführten  Deduction  des  D,  Badehorn 

^  bei  Georg  Beatus  sententia  deftnitiva  saxonica  de  caus.  matrimo- 
niaL  (Gerae  1668.)  S6. 

18* 
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ergiebt,  für  die  Schöffen  nicht  das  bestimmende  gewesen  zu 
sein  scheint. 

Ehennd  Dass  Übrigens  die  Ehen  schon  durch  blossen  Consem 

gleich,    geschlossen  und  Yerlöbniss  mit  Ehe  gleichzustellen  sei,  ^hellt 
aus  vielen  Erkenntnissen. 

wittenb.  So  Wird  schon  in  einem  Briefe  von  Luther  enriilmt^ 

162a'.  '  dass  in  Wittenberg  i.  J.  1523.  ein  Verlöbniss  pro  vero  ma- 

wittenb.  irimonio  erklärt  worden  sei,  so  entscheiden  die  Wittenberger 

^•'^^»•°- Theologen  Paul  Ever,  Georg  Major,  Paul Coelius«,  dass 
Verlöbnisse  aus  denselben  Ursachen  wie  Ehen  zu  scheiden 
seien.  „Wann  zwo  Personen",  heisst  es,  s,gehükrUeher  und 
ordentlicher  weise  einander  die  Ehe  zugesagt  und  sich  öffentM 
verlobet  haben,  dass  sie  mit  einander  ex  mutuo  dissensu  solche 
Ehegelübde  nicht  können  oder  mügen  aufsagen  oder  davon  al'- 
stehen,  es  weren  dann  solche  Ursachen  und  causae  suffidtnUs 
vorhanden,  dadurch  auch  die  vollenzogene  Ehe  et  matrimonim 
copula  consummatum  köndten  gescheiden  werden", 

Wittenb.  In  einem   anderen   Wittenberccer  Erkenntnisse  t.  J. 

159?'.  *  1597 .^  wo  derselbe  Kechtsgrundsatz  ausgesprochen  ist,  wird 
noch  hinzugefugt,  „dass  es  also  vor'  Gott  und  der  Welt  eine 
rechte  verbündliche  Ehe  zwischen  jhnen  beyden  geschlossen^  unge- 
achtet,  ob  sie  gleich  Christlichem  brauch  und  Gewonheit  nach, 
durch  den  Priester  Ehelichen  nicht  getrawet  und  gesegnet,  noch 
mit  ehelichem  beylager  solch  Ehegelübdte  vollzogen  haben.  Nup- 
tias enim  seu  matrimonium  non  concubitus  facit,  sed  eonsensuB", 
Schliesslich  wird  auf  Verlöbnisse  der  Spruch  angewendet: 
„Was  Gott  zusammenfüget,  soll  der  Mensch  nicht  scheiden*',— 

Leipziger  Qauz  merkwürdig  aber  ist  die  Entscheidung  des  Leip- 

lÄM.  ziger  Schöffenstuhles  v.  J.  1550.*,  wo  zwei  Verlobte  auf 
Lebenszeit  von  Tisch  und  Bett  gescUeden  werden.  Sie  lautet: 
„  Sprechen  vnr  Schoppen  zu  Leipzig  vor  Recht,  Haben  sich  zvo 
ledige  Personen,  mit  wissen  und  Willen  jhrer  bet/derseits  ElUrn 
unnd  Freunden,  gebürlicher  weisse  öffentlich  mit  einander  per 
verba  de  praesenti  verlobet,  unnd  aber  vor  dem  Kirchgange,  der 
Geselle  sich  mit  seines  Vatters  Magd  unziemlich  vermischet,  und 
ein  Kind  mit  jr  gezeuget,  und  wil  desswegen  die  Jungfraw  das 
geschehen  Verlöbnuss  mitjrem  vertrawten  in  keinem  Wege  voll- 

1  bei  de  Wette  a.a.O.  2,317. 

>  beiDedeken  a.a.  0.8,256.    Vgl  das  Wittenberg.  Erk.  ebenda». 
3, 252. 

8  bei  Beatus  a.  a.  O.  7. 
4  ebendas.  117. 
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«  •    • 

ziehen,  So  mögen  sie  von  tisch  und  bett  geachidm  werden,  es  hat 
aberjr  keines  Fug,  nach  beschriebenen  geistlichen  Rechten,  bey 
dm  andern  leben  sich  anderweit  zu  verehelichen**. 

Auch  wird  vom  VerlöbnisSy  was  wir  schon  oben  bei  einigen 
Eirchenordnungen  bemerkt  haben,  ohne  Weiteres  der  Aus« 
druck  „Ehe"  gebraucht»  wie  es  in  einem  Leipziger  Schöffen-  ^i^^fj' 
urtheile  v.  J.  1548.  heisst^:  „Habtjhr  euch  mit  eines  Schäfers     "**• 
TocktermUBewilUgung,  unnd  in  Beysein  ewer  Eltern  unndFreundt" 
sehojß  verehelichet,  auch  öffentlich  auffbieten  lassen",  und  in 
einem  Wittenberger  Erkenntnisse  die  wegen' Venerie  derMamnuI. 
Btant  geforderte  Trennung  eines*  Verlöbnisses  mit  der  Aus- 
föhnmg  verweigert  wird*:  „Hette  aber  die  Frawe  die  Jeranckheit 
ülkrmt  nach  besehenem  Verlöbdnuss  überkommen,  so  mochte  von 
desswegen  die  Ehe  durch  den  puren  Consens  zuvor  bekräfftigt,  nit 
zms$en  werden**. 

Die  Gerichtshöfe  erkennen  daher  auch  immer  auf  Voll- 
ziehimg  oder  Solennisation  der  Ehe,  wobei  vorausgesetzt  wer- 
den Tsms,  dass  die  Ehen  selbst  schon  geschlossen  waren'.  — 

Es  wäre  natürlich  gewesen,  dass  bei  der  gänzlichen  Identi-  Bei>cfaUf 
fidiung  der  Elie  mit  dem  Verlöbnisse ,  den  Verlobten  auch  Tnaong. 
^ircUicber  und  staatlicher  Seits  alle  Bechte  und  Befugnisse 
desdieEcfaen  Zusammenlebens,  dass  ihnen  der  Beischlaf  ge- 
stattet worden  wäre,  und  ebenso,  dass  die  Kinder  der  Ver- 
iobten^  die  aus  irgend  einem  Grunde  die  kirchliche  Trauung 
lucht  erlangten,  für  ehelich  erklärt  worden  wären\  Nichts  desto 
weniger  sprachen  sich  die  Keformatoren  gegen  die  erstere 
Consequenz  aus.    „Ich  rathe**,  sagt  Luther  in  seinen  Tisch- ^"^jjfnt*' 
reden^,    „wenns    Verlöbniss   geschehen   ist,    dass    man    aufs 
Alkrente  das  Beilager  und  öffentlichen  Kirchgang  halte**,  und 
ebenio  äussert  sich  Bullinger^   der  aber  zugleich  darauf  Bduinger 

^ebendas.  86. 
'ebenda8.49. 

'  Vgl  beispielsweise  Erk.  t.  J.  1528.  im  Corp.  Reformat.  1,  1009. 
▼.i.  1597.  bei  Beatus  a.  a.  0. 5. 7. 

*  Das  geschah  auch  in  derThat;  ygl.  Erk.  T.Schürpf  beiRuckerus 
natrim.  consiL  2,  ISO.  ff.  und  unten  S.  285. 

*  Werke  (Erl.  Ausg.)  61, 178. 

^  Vom  chiistL  Ehest  c.  16:  „Und  nach  abgeredeter  Eheteidung 

wU  der  kirchgang  und  beiwonung  nicht  lang  auffgezogen  werden ,  damit 
^er  Böse  nicht  etwan  bösen  samen  daizwischen  see.  Es  sol  auch  die  bei- 
voBimg  mit  Oott  und  der  kirohen  fürbit  angehaben  werden.  Da  hftt  sich 
^ber  der  Teufel  eingeflickt,  und  viel  böser  breuch  und  sitten  eingemischt. 
Denn  es  ist  an  etlichen  orten  ein  strefflicher  brauch,  das  man  bald  auff  die 
vennehlimg  ein  grosses  wül  and  wüstes  gefires  anrichtet,  und  bald  dieselbige 
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hinweist  I  dass  Missbräache  in  dieser  Beziehung  ungemem 
häufig  waren. 

nnddia  Auch  die  Kirchenordnungen  verwarfen  und  bestraften 

oxdoimg«n.  den  Beischlaf  der  Verlobten  vor  geschehener  Eins^ung. 
9»  Que  durant  lea  fiancaüUs  .les  parlies  n^habitent  point  ensiM 
eomme  nuxri  et  femme^  iusqiies  ä  ce  que  le  vnariage  ait  i$ti  betdt 
en  VEgUse  ä  Ix/ofon  des  Chrestiens*^  heisst  es  in  den  Genfer 
Ordonnanzen  v.  J.  1541. S  wobei  eine  dreitägige  Gefiog* 
nissstrafe  bei  Wtoser  und  Brot  angedroht  wird;  und  iimüche 
Verordnungen  finden  sich  inder  Würtemberger  Ehe-O.v.J. 
1537.'«  der  Pfälzischen  v.  J*  1563.^,  der  Leiningischen 
Poliz.-O.  V.  J.  1566.S  der  Hessischen  K.O.  v.  i.  l&66.^ 
der  Kalenberger  v.  J.  1569.^,  der  Kursächsischen  v.J. 
1580.'^  und  der  Brandenburger  Cons.-  und  Visitai-0. 
V.  J.  1573.^  Auch  wird  vorgeschrieben,  dass  die  geschwächte 
Braut  ohne  Kranz  zur  Kirche  zu  fuhren  sei^. 

wittenb.  Um  so  auffallender  ist  der  Umstand,  dass  die  Fraxifl  der 

1867*.  '  Consistorien  und  Gerichte  wesentlich  eine  andere  gewesen  za 

naoht  die  iwey  venprochenen  Ehemenachen  tasammeti  legt,  dandf  ent 
nach  etlichen  wochen  zur  Kirchen  gehet  Welche  doch  nicht  aoden  nti 
dann  eine  unmechtige  begierde,  und  ein  anzeigung  das  du  bald  klein  achten 
die  benediction,  gleich  wie  der  Esau,  und  in  der  Ehe  nichts  dann  fleisch- 
lichen lust  suchest". 

1  beiRichterK.0. 1,348. 

s  eben  das.  1,281:  „Zum  Sechsten,  so  werden  wir  gläuplkh  bericht. 
dass  biss  anher,  etlich  vil  personen  nach  beschehner  Euerlobung,  Tnd doch 
sCLuorEe,  und  dieselbig  an  der  Cantsel  verkündigt,  und  ror  derChiisten- 
liehen  gemein  (wie  gebreüchlich)  bestetigt  worden,  die  Eelichen  Weitknit 
einander  gepflegen  '*. 

8  ebendas.  2, 256. 

*  ebendas.  2, 289. 

8  ebendas.  2,297. 

^  ebendas.  2,  279. 

T  ebendas.  2, 408. 

8  ebendas.  2,  377. 

9  Z.  B.' in  der  Anmerkg.  6.  angeführten  Kalenb.  K.O.  —  Die  Meck- 
lenburg. Foliz.O.  y.  J.  1572.  in  Samml.  aller  f.  d.  Orosshersogth 
Meoklenb.-Schwerin  gültigen  Lan^esgesetse  (Wismar  1834.)I,^- 
bestimmt:  „Und  dieweil  sich  etwa  sutregt»  das  ein  lediger  Gesel  von  Ade!, 
eine  Jungfraw  oder  Witwe  vom  Adel«  die  jhm  verlobt,  vor  dem  Hochieit- 
lichen  beylager,  oder  vertrawung  beschlefit,  welche  leichtfertigkeit  aocb 
gants  ergerlich  ist,  vnd  ene  Verachtung  des  Christlichen  Kirch^uags,  tlA 
Ehelicher  ordentlicher  vertrawung  gebiret,  So  ordenen  wir,  das  denelh,  so 
wol  als  seine  verlobte ,  vor  anrichtig,  vnd  unredlich  bey  menniglicbeo  ge- 
halten, Auch  in  ehrlichen  QesellschsjSfcen  vnd  xusammenkynfiten  nicht  ge- 
duldet werden^'.  —  Unadeliche  Personen  sollen  von  den  Zünften  anage- 
Bchlossen  sein,  mit  1—2  Monate  Gef&ngnisa  bestraft  werden,  und  eodli^ 
ohne  „hochxeitliches  ehrliches  Qepreng**  den  Kirchgang  thun. 
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gern  scheint»  Wenigstens  ist  uns  ein  Actenstiick  erhalten, 
worin  Ton  Wittenberg,  aus  i.  J.  1567.  dem  Batbe  zu  F., 
welcher  klagte,  dass  in  seiner  Stadt  die  Verlobten  sehr  häufig 
concambirten,  geantwortet  wurde,  dass  Strafen  u.  dgl.  nicht 
angewendet  werden  dürften,  weil  Verlöbnisse  schon  Ehen 
wären,  weil  man  das  Gewissen  der  Verlobten  verletzen  und 
überhaupt  zu  der  irrigen  Ansicht  Veranlassung  geben  würde, 
dass  durch  Verlöbnisse  noch  keine  Ehen  geschlossen  würden. 
Desshfdb  könne  man,  wie  ärgerlich  die  Sache  auch  sei,  nur  zu 
Ennahnongen  seine  Zuflucht  nehmen. 

Ich  theile  das  betreffende  Actenstück  um  so  lieber  mit,^i>«Mch 

Beischlaf  ▼• 

we3  es  bis  jetzt  nicht  beachtet  zu  sein  scheint.    Es  lautet^:     d-  Tnmiag 

„Ei  wU  in  einer  Statt  sehr  gemein  einreiseen,  dz  etliche 
pmofien  zum  theü,  wenn  eie  eich  mit  einander  perlobtf  ehe  dann 
m  ehelich  eopuKrt  werden^  in  die  winckel  zueamen  krichen,  und 
trdben  ßeiechUehe  vnzucht,  zum  iheil  seind  etliche  dz,  ob  sie 
gldch  ehelich  vertrawt^  kommen  sie  doch  zu  früh  in  die  vfochen, 
vnd  benimm  sich  darnach  uff  jre  ehegenossen ,  weil  dann  solche 
ein  gross  ergemuss  der  Gemein  macht,  und  der  ehestand  heilig 
und  hmeh  soli  angefangen  werden,  als  bittet  man  wnb  einen 
lmä\ims  solchem  ergemuss  nach  straff  der  rechte  zu  wehren, 
dana^  berichten  wir,  so  viel  die  personen  belangt,  ists  an  dem, 
d:  wider  solche  pers.  derwegen  im  rechten  keine  straff  geordnet, 
mtmd  nach  beschehener  verlöbnuss  zwischen  jnen  ein  rechte  ehe 
i^Umdsie  vor  eheleut  zuhalten,  wie  denn  auch  die  kinder  so  aus 
solcher  zusammenhaltung  gebom,  vor  ehelich  gehalten,  und  von 
dtrUdien  stende  oder  zunfften  nit  mögen  aussgeschlossen  werden, 
«nd  ist  solcher  pers.  fümemen  selbst  grosse  schad,  dz  sie  sich 
(indem  leuten  ins  maul  setzen  müssen,  gleich  wol  daneben  bC' 
inuim  dass  solehs  ufider  Christliche  zucht,  dessgleichen  wider 
gewciniichen  Christlichen  brauch  der  Coptäation,  sintemal  der 
Ehestand  unbeßecket  und  ohne  Ergemuss  angefangen  werden 
^olL  Derwegen,  do  es  bey  euch  eynrei^sen  und  gemein  werden 
v^olte,  Ist  unser  bedencken,  dass  mit  guter  Bescheidenheit  uff  der. 
CatUzel  solches  erwehnet,  das  Volk  mit  Christlicher  Vermahnung 
davon  abgehalten  würde,  und  dass  sie  selbsten  vor  Nachreden 
^ch  hüten  und  vorsehen  woüen.  Da  jnen  aber  andere  straff 
^f gelegt  würde,  mochte  solches  zu  Verwirrung  jhrer  Gewissen, 
a««Ä  den  Kindern  zu  naehtheiHgen  Vorworff  unnd  Auffruck  ge^ 
rächen". 

^beiBeatua  a.a.O. 51. £ 
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Ebenso  da         Ebenso  lautct  ein  anderes  Wittenberger  Erkenntnus^: 

tenberg.Er-„£ra(   stch   twet  Schwoger  mit   N.  N.  Seligen  nachgelattm 

Tochter,  ehelich  verlobt,  unnd  nach  solchem  Verlöhmus  zum 

find  ehe  sie  jhme  vom  Priester  öffentlich  vertrawet  worden,  «> 

erkand  und  geschwängert  dz  sie  nach  gehaltener  Ehe-Gnk  :k 

zeitlichen  in  die  Wochen  kommen,  und  einer  Tochter  geneun,  So 

mag  auch  N.  N,  oder  sein  Weib  von  jrer  beyder  ObrigkU  dtr 

halben  nicht  beilagt  noch  in  Straf  genommen  werden^^— 

Dia  voib-         Wenn  wir  jetzt  zu  einer  Betrachtung  der  wirklichen  Ve^ 

hältnisse  im  sechszehnten  Jahrhunderte  übergehen,  so  istm 

allen  Dingen  zu  bemerken,  dass  die  kirchliche  Eheschlieesimg 

kirehucbe  rcirelmässific  vorgenommen  und  auch  nach  der  allgemeinen  Ao- 

Bong  regoi- sieht  dcs  Volkcs  wohl  als  nothwendig  erfordert  wurde.  Wemg- 

stens  thut  keiner  der  Dichter  des  Sefonnationszeitalters  caner 

anderen  Eheschliessmigsfonn  Erwähnung«. 

aber  auch         Deunoch  aber  wurden  auch  noch  im  eechszehnten  Jtk- 

diTon.    hunderte  imkirchliche  Ehen  geschlossen,  zu  denen  vielleickt 


nachträglich  ein  Kirchgang  hinzutrat,  die  aber  deswq^en 

für  gültig  anerkannt  wurden. 

H^immit         ^^  wurde  die  bigamische  Ehe  Philipps  des  Gross- 

^•^«^•müthigen  von  Hessen  mit  der  Margaretha  v.  A  Sahl 

auf  jeden  Fall  heimlich,  und  nach  dem  Wortlaute  der  bei 

BommeP  mitgetheilten  Urkunde  höchst  wahrscheinlich  obe 

kirchliche  Feierlichkeiten  eingegangen.     „Cum  omnia  (^fvta 

sint  ocuUs  Dei*%  heisst  es  in  dem  Copulationsinstmmeate  v. 

4.  März  1540.,  „et  homines  pauca  lateant,  et  Sua  Celsündo  ttUi 

cum   nominata  virgine  Margareiha  matrimonio   copularif  tt& 

.   prior  suae  Celsitudinis  coniunx  adhue  sit  in  vivis  •  •  •  •  t^^^ 

Sua  Cebitudo,  hie  coram  Deo  et  in  suam  conscientiam  et  axmm^ 

hoc  non  fieri  ex  levitate  .  .  .  Non  mUt  S.  €•  publice  coram  pbffi- 

bus  consuetas  ceremonias  usurpare  et  palam  nuptias  ceUbfsn 

1  bei BeatuB  a.a.O.  134. 

*  Vgl.  beispielsweise HansSachs  Der Pawren Knecht wil two fragen 
haben  in  Werke  (Nürnberg  1560.)  II,  4, 16 : 

„Conts.  Pötsch  (der  Brautvater)  spricht: 

*  Ja  wol  darwider  ich  nicht  bin 

Mein  Gret  ist  auch  willig  darzu 

Die  ich  im  fusstritt  holen  thu 

Den  Pfarrer  aber  hol  cler  Fritt 

Das  ers  yollent  zusammen  schnitz 

Denn  woll  wir  schlemm  und  frölich  sein 

Biss  auff  die  Mittemacht  hinein' *^ 
S  Philipp,  d.  GrossmQth.  2, 411. 
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cum  memarata  Miuyaretka  de  Sohl,  sed  hie  in  private  et  eilentio 
inpraeeentia  mbseriptorum  teetium  volunt  invicem  iungi  matri^ 
momo".  Es  liegt  hier  aber  kein  Concabinat  vor,  sondern  eine 
wahre  Ehe,  der  nur  wegen  der  Standeeungleichheit  der  Mar- 
gaied&a  7.  d.  Sahl  und  zufolge  des  besonderen  Abkommens 
lucht  £e  Folgen  einer  wirklichen  Ehe  zugeschrieben  werden 
konDteo. 

Aber  auch  Luthers  Ehe  scheint,  wie  schon  Meier^  an-  Luther« 

gedeutet  hat,  ohne  kirchliche  Einsegnung  geschlossen  zu  sein. 

„MetigisJunüdieXIIL*',  schreibt  Melanchthon  an  Joachim 

Camerarius,^  „inopinato  dtucit  Lutherus  Boream  —  ^y^f^^f 

wie  es  in  dem  griechischen  Briefe  heisst  —  cum  nuUo  ami' 

(iman  ea  re  prius  communieata  —  also  hatte  sicherlich  kein 

Aufgebot  stattgefimden  —  sed  vespere  ad  coenam  invitato  Pom^ 

merano  et  pictare  Luca  et  lurisconsulto  Appello  soUSf  peregit 

consveta  sponsalia  —  iTtolrjoe  to  üd'ia^iva  nqoxiXsia*^.  — 

ndoti  hat  michlunversehens^^y  sagt  Luther  selbst^  „mit  der 

tugendiomen  Jungfer  Käthen  von  Bare  in  den  Ehestandt  timn* 

Morhüi  geworfen,  und  bin  bedacht  Dinstag  ein  hochzeitlieh 

^oU  zu  geben";  und  anderswo  heisst  es^:  „so  hob  ich  um 

höüf  Mmler  willen  dass  nicht  verhindert  würde,  mit  Eile  bey^ 

geUgm  und  bin  wiUkns  auf  Dienstags  über  acht  Tage  eine  kleine 

Freude  md  Heimfahrt  zu  machen".    Ebenso  sagt  er  in  seinen 

Tischreden^:   „Und  wenn  ich  nicht  alsbald  und  in  der  Stille 

te  Hochzeit  gehalten  mit  Vorwissen  wenig  Leute,  so  hätten  sie 

M  AJk  verhindert".  — 

Ueberhaupt  ist  wohl  bei  den  Ehen  der  ersten  Geistlichen  Ehen  der 
annehmen,  dass  sie  ohne  die  gewohnte  und  wahrscheinlich  fast '''^"''''"• 
unm^  ohne  kirchliche  Form  emgegangen  wurden,  wenngleich 
^  auch  in  einzelnen FäUen  das  Gregentheil  überliefert  finden^. 

^  1. 1, 0. 64- 

*Corp.Reform.  1,754, 

*  Werke  (ed.  Welch  Halberst  1774.)  10, 864. 
*ebenda8.861. 

*  Werke  (Erlang.  Ausg.).  —  Diese  Ansicht  von  Luthers  Eheachlies- 
^ongberuhtanch  auf  der  Meinung  der  Wittenberger  Theologen.  Con- 
•iUheol,  IV,  19.  —  Dagegen  sindWalch  wahrh.  Gesch.  d.  seeL  Frau 
Cath.T.Bora(Hailel752.)97.ff.  Berte  Gesch.  Cath.  v.  Bora  (Halle  1848.) 
^*  Nach  dem  letzteren  hätte  sich  Luther  an  jenem  Abend  feierlich 
^loreh  Bugenhagen  tränen  lassen. 

<  So  liets  sich  1523.  Wilh.  Röuble  durch  den  Pfarrer  Jac.  Keiser 
ntemerPfsRkirohe  Wytikon  trauen.  Vgl. Beruh.  Weisen  kurtzeBe- 
tt^ib.d.GUubenBänder.  L  d.  SchweiUerl.  bei  F ü sslin  Beitr.  z.  ExUuter. 
iXirchen  Reform.  Gesch.  d.  Schweitzerl.  4, 45. 
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Aber  selbst  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  sediszehnten 
Jahrhunderts  finden  wir  im  höheren  Bürgerstande  eine  ndt 
den  hergebrachten  Feierlichkeiten  und  ohne  kirdiliche  Mit- 
wirkung geschlossene  Ehe. 

Barthoiom*  Bartholomacus  Sastrow  verlobte  sich  am  5.  Januar 
Greif8waid.l551.  feierlich  zu  Greifswald^  in  Gegenwart  des  Bürger- 
meisters, der  Bathsherm  und  vieler  angesehener  Bürger.  Am 
2.  Februar  hielt  er  Hochzeit^.  t»Auff  den  NaekmXtog  nach 
dreien",  heisst  es  in  seiner  Selbstbiographie,  „a&  m/den 
Abendt  die  Hochzeit  angön  solte,  vereamlten  sieh,  die  gtlaka 
unnd  dem  Breutigam  Beistandt  leisten  wölten,  zu  jhme;  gkgm 
nach  dem  Macrchete  nach  der  Seiten  der  Sehuestrassen,  derBmi'' 
mann  zumschen  ztoen  Bürgermeistern  .  •  ,  ,  In  der  Tühren  m 
der  Schwellen  des  Hauses,  recht  auf  der  Sehuestrassen  Ortte,  ht; 
ein  vierkantig  Ehlstein*;  dar  gingk  der  Brautman  aüein  Uuwl 
die  andern  edle  blieben  ungefehr  50.  Schritt  zurück  in  ordirUi  «> 
sie  gangen.  Da  stund  der  Brautman  gar  aUeine,  unnd  die  Spi^ 
leute  midt  jren  Pfeifen,  unnd  hoffirten  jhme,  etwan  ein  Pdff 
noster  lang;  kam  alsdann  der  Brautman  mder  herunter  nn- 
sehen  den  beiden  Bürgermeistern,  unnd  gingen  also  semptSA 
nach  dem  Hause,  darin  die  Hochzeit  sein  solte;  da  wurden  Bnat 
und  Breutigam  zusammende  gegeben".  Von  einer  priesterlichen 
Copulation  erwähnt  er  nichts,  wohl  aber  bemerkt  er,  äzss  er 
„fast  der  letzeste  Breutigam "  gewesen,  der  den  alten  Gebranch 
gehalten;  nicht  lange  darauf  sei  „das  Steingant  (jd^gaUlU  ^'^ 
dasselb  in  ein  besser  Ordnung  vorwendett". 

Laienoopn-  Noch  auffaUeudcr  aber  ist  der  Umstand,  dass  aucli  im 
sechszehnten  Jahrhunderte  noch  Laiencopulationen  vorgenois- 
men  wurden,  wie  wir  sie  im  Mittelalter  angetroffen  haben. 

Wir  haben  schon  oben  das  Stuttgarter  Consistorialerkennt- 
niss  angeführt^  welches  von  der  Laiencopulation  spricht,  ^ 
finden  dieselbe  aber  noch  in  mehreren  EarcbenordnuDgeD  er- 
wähnt, in  denen  sie  freilich  verboten  wurde. 

„Idt  schöl  ock  de  Brüdigam  unde  sine  Brudt  van  Nemaf^^^ 
anders  als  dem  Pastoren  und  ock  in  der  Kerken  alUne  getrwt^ 

1  Barth.  Sastrowen HeriLommen,  Geburt  und  Lanff  seinet  gant»» 
Lebens  von  ihm  selbst  beschriben  (her.  von  Mohnioke  Greifinraid  ^^^'f 

s  Ein  aoloher  Ehestein  exiatirte  axuSi  in  Toura  (Baases  Alpes) deNort 
€out  myth.  et  tradit.  des  prorinoea  de  France  (Paria,  Lyon  1846.)  7* 
9  Siehe  oben  S.  276. 
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u^erden",  heisat  ea  in  der  Bergedorfer  K.O.  t.  J.  1ö44,S  und 
ähnlidie  Bestimmungen  sind  in  der  Schleswig-Holstein- 
sehen  K.O.  v.  J.  1542.^  und  der  Hadelerisohen  v.  J.  1544.' 
enthalten« 

Dass  aber  überhaupt  die  alten  Beohtsgebranche  im  Volke  aitevoik». 
fortlebten,  dass  die  Zusammengebung  der  Brautleute  vor  derb«iyeriob- 
kirchlichen  Trauung  erfojgte,  dass  sie,  wie  im  firiihen  Mittel- 
alter, durch  einen  Trunk  bekräftigt  wurde,  dass  selbst  das 
Hochzeitsmahl  der  jNriesterlichen  Copulation  voranging,  ergiebt 
sich  aus  den  oben  angeführten  Worten  BuUingers^  und  wird 
durch  die  Eirchenordnungen  bestätigt. 

In  so  fem  gingen  die  Volksgebräuche  mit  dem  geltenden 
Sechte  gleichen  Schritt,  denn  beide  erkannten  schon  vor  der 
Trauung  eine  gültige  Ehe  an,  beide  Hessen  sie  durch  die  prie-» 
aterliche  Einsegnung  nur  bestätigt  werden« 

Schon  die  öffentliche  Form  der  Verlöbnisse  gab  Grelegen- 
faeit,  diesem  Bewusstsein  des  Volkes  einen  Ausdruck  zu  ver- 
schaffen, und  ich  erinnere  nur  an  das  oben  mitgetheilte  Ver- 
lobongsceremoniell  der  Zürcherischen  Kirche^,  wo  ein 
OästUeher  und  im  Nothfalle  ein  Laie  die  Brautleute  in  der- 
selben Weise  zusammenspricht  y  wie  wir  das  in  den  Gedichten 
des  Mittelalters  gesehen  haben« 

Aoch  viel  anschaulicher  aber  werden  uns  die  Volksge- |<»>|^i>|- 
brauche  in  der  Kursächsischen  E.O«  v«  J«  1580« <^  geschil-     luo:  ' 
dert,  die  fir^ch  von  deren  juristischem  Kerne  und  von  deren 
Zusammenhange  mit  dem  früher  geltenden  Becht  keine  Ah^ 
nuDg  hat 

„j^adidem  auch  aaff  den  Börffervf^'^i  heisst  es  dort,  „^^ 
rmmglich  ausgaben  gehauen,  daraus  grosse  Unordnung  erfolgen, 
^  the  man  auf  den  Hochzeiten  zur  kirchen  gehet  der  Breutigam 
^ne  freundschafft  zu  sich  nimpt,  und  sich  in  der  Jungfrawen 
^oUn  hause  verfüget,  welcher  gleichergestalt  seine  freundschafft 
%  sich  versamlet,  und  lasset  den  Breutigam  auffs  newe  umb 

1  bei  Richter  £.0.2, 77. 
s  ebenda«.  1,356. 

3  ebendaa.2, 74. 

^  Siehe  oben  S.  277.  Anmerkg.  6. 

^  Siehe  oben  S.  222. 

6  bei  Richter  K.0. 8,448. 

^  £•  ist  bexeichnend,  dass  die  alten  Oebrfiuche  ▼oxtQgUoh  auf  den  Oüb> 
fem  Yorgefdnden  werden.  Bekanntlich  erhalten  sich  dieselben  dort  viel 
länger,  und  werden  viel  zfther  beobachtet,  als  in  den  schneUIebenden,  wech- 
seWollen  St&dten. 


284    III.  Buch.  Das  Recht  d.  ev.  Kiiohe.  IL  Die  Foim  d.  Eheschi 

die  Braut  werben,  dem  eie  audh  von  newen  wieder  zugesagt^  dor 
bey  dann  etzUehen  orten  auch  wol  unzüchtige  wort  fallen,  md 
ungebürUche  Bachen  mit  grossem  ergemiss,  besonders  der  Jugeni 
getrieben  werden,  darauff  auch  gleich  wieder  ein  gefress  angt- 
stellet,  welches  der  Brautvater  geben  muss,  dadurch  der  Pfarrer, 
und  das  tersamlete  volck  in  der  Kirchen  so  lange  ai^gekalten, 
biss  sie  jhr  ergerUch  gefrese  verrichtet*^. 

Aehnlich  lauten  die  Anordnungen  der  Lüneburger KO. 
T.  J.  1543.^  wo  die  bindende  Kraft  derartiger  Verlöbnkae,  die 
Lobcibier"  noch  dazu  durch  das  Trinken  von  „Lobeürier**^  bestärkt  sind, 
eingeschärft  wird.  99  Als  dann  gewöhnlich**,  heisst  es  dort, 
„dass  der  so  eine  zur  Ehe  begehret,  ihre  Freunde  bittet,  dau  at 
ihmre  ihre  Freundin  loben,  und  hemachmab  geben  woüen,  uni 
die  Freunde  solche  zusage  thun,  auch  darauff  Lobel-Biff 
trinken"  u.  s.  w.  — 

Das  Trinken  des  Lobelbiers  wird  auch  in  der  Hojai« 
sehen  K.O.  t.  J.  1573>  erwähnt  und  verboten,  und  ebeo£0 
heisst  es  in  den  Genfer  Ordonnanzen  v.  J.  1541.^:  „^ 
tautes  promesses  de  mariage  sefacent  honestement  et  enla  enük 
de  Dieu:  et  non  point  en  dissolution,  ne  par  une  legereti  frivdi 
comme  en  tendant  seulement  la  verre  pour  boire  ensenJ>le". 
y^i!^w°'  Auch  blieb  es  Volksansicht,  dass  heimliche  Verlöbmsse 

Sicht  über  ' 

die  copak  ^{^  BciscUaf  voUe  Ehe  machen,  und  auch  wohl  durch  den 
letzteren  der  Mangel  der  elterlichen  Einwilligung  ersetzt  werde. 
„Nach  dem  auch  die  heimliche  verlöbnusse  und  vleisdMe^^' 
mischung  weit  einreissen",  sagt  die  Hessische  BefornL  t.  J- 
1572.®,  „und  überhandt  nehmen,  das  es  schier  vom  jungen  voB 
darfür  geachtet  werden  ml,  wann  nur  eins  von  dem  andern  än^ 
heimliche  zusag  und  verwehnung  der  Ehe  halber  erlangt^  (x/er 
sich  miteinander  fleischlich  vermischen,  das  darauss  ein  EheUck 
Verbindung  erfolgen  müsse". 

1  Es  entspricht  das  ganx  der  alten  Zusammengebung  durch  den  Fv^ 
aprecher. 

»  bei  Richter  K.O.  2, 56. 

^  Vgl. Neocorut  Chron.  d.  Land. Dithmar.  (ed.  Dahlmann Kiel  18S7) 
1, 106.  f.:  „Unnd  geit  den  de  Löyede-Beker  dieser  Gestalt,  dat  aTermal^^^ 
Yader  edder  de  Vedder  edder  de  negeste  Blottfrundt  eine  nie  escheo« 
Schale  edder  Beker  uth  einer  frischen  Kannen  Beer  unde  frischen  Tanoeo 
volschenken  leth,  dat  it  wil  averstrinken,  und  darin  dem  Brudegam  sine 
Dochter  edder  yorwante  Frundinne  tho  drinket:  Im  Namen  des  Vaden,  des 
Lohnes  unde  des  Hilligen  Oestes!*^  Siehe  auch  oben  S.  29.42.63. 

4  bei  Richter  ILO.  2,  S57. 

6  ebendas.  1, 847. 

6  ebendas.  2, 851. 
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Selbst  das  scheint  eine  Beminiscenz  an  das  früher  sei-  Ehen  der 
iende  Recht  zu  sdn,  dass  Wittwen  und  Wittwer  es  fiir  an« 
nöthig  erachteten,  ihre  fäen  dorch  die  priesterliche  Benediction, 
die  ihnen  eben  im  Mittelalter  versagt  gewesen  war,  bestätigen 
za lassen«  Wenigstens  hielt  es  die  Leiningensche  Poliz.O.^ 
fiir  nöthig,  besondere  Strafbestimmungen  fiir  diesen  spedeUen 
Fall  aofzastellen. 

Was  BchUesslich  die  Sitte  anlangt,  den  Beischlaf  vor  der  Copni«  cer- 
ürchlichen  Einsegnung  zu  vollziehen,  so  mag  dieselbe  weit  Tt»nnn^. 
genng  verbreitet  gewesen  sein;  denn  die  Klagen  darüber  er- 
tönten laut  genug  und  nur  so  sind  die  zahlreichen,  oben  an« 
geführten  Verbote  der  Kirchenordnungen  zu  erklären'. 

Auch  Brautkinder  hielt  man  für  ehelich,  und  liess  sie,Bnntkinder. 
wie  sich  aus  dem^oben  beigebrachten  "Wlttenberger  Erkennt- 
nisse ergiebt^,  sogar  zu  Zünften  zu.  — 

b.  Das  siebzehnte  JahrboiideTt 

Ans  dem  siebzehnten  Jahrhunderte  besitzen  wir  verschie- 
dene, höchst  merkwürdige  Aktenstücke  der  rechtssprechenden 
FacnUaten  imd  Consistorien  über  die  Nothwendigkeit  der  kirch- 
lichen Trauung. 

Im  J.  1630.  hatte  die  Helmstädter  juristische  FacultätHeimetidter 
den  Fall  zu  entscheiden,  ob  die  zwischen  dem  Sohne  des  evan-  i63o.  * 
geiischen  Bürgermeisters  und  einem  wiedertäuferischen  Mäd- 
chen ohne  Aufgebot  und  priesterliche  Copulation  eingegangene 
Verbindung  fiir  eine  „bet/  Christlichen  Evangeliaehen  Protesti» 
rendm  Kirchen  und  Consietoriie  passirUche  Ehe^*  zu  halten  sei^. 
Sie  sprach  sich  bejahend  aus,  indem  sie  deducirte:  y,Alldie^ 
veil  iedoch  eothane  uffhieiung  und  Copulation  der  Ehegatten 
nwrUn  ex  ordinatione  aUqua  humana  hinzugethan,  und  also  nach 
GäälUhen  Rechten  die  Eheliche  Beywohnung  auch  ohne  dieselbe 
heständig  dazu  gegenwärtige  Personen  nicht  ohne  Vorbewust  der 
Obrigkeit  sich  zusammen  gethan,  sondern  sich  bey  Dero  darumb 
vorher  angestichet,  solches  ihnen  von  derseßngen  durch  des  Roths 
Secretarium  in  Beyseyn  zweyer  oder  dreyer  Schoppen  des  Ortes 
erlaubet,  der  Wiedertäufferischen  Tochter  EUem  die  Beywohn^ 
«nJ  Vermisdiung  nicht  widersprochen,  sondern  dieselbe  udssenU 

1  eben  da  8. 2,289. 

*  Vgl.  oben  8. 278. 

'  Siehe  oben  8. 279. 

^  bei  Willenberg  Selecta  inr.  matrimoniaL  (Halae  1720.)  327. 
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lieh  verstattet,  item  der  Herr  BurgermeUter  darinnen,  indem  er 

eelbsten  um  dero  Continuation  geschrieben,  und  sieh  nieht  wm 

.  angelegen  seyn  lassen  ex  post  facto  deutlich  genug  erhellä . . . 

So  kan  und  mag  dem  allen  nach,  mehr  erwehnte  Beywohnm 

für  OoU  nicht  anders,  denn  für  eine  beständige  Ehe  gdialtn 

werden**, 

ootactaten         Auch  von  der  Wittenberfi^er  Theologischen  Facoltat 

FÜenidu  %\  besitzen  wir  ein  Gutachten  ^  worin  zwar  auf  die  Löhlfehkeic 

und  Nothwendigkeit  der  priesterlichen  Trauung  hingemesen, 

zugleich  aber  denen,  welche  dieselbe  aus  äusseren  Gründen 

nicht  erlangen  können,  gesagt  wird,  dass  sie  sich  in  ihrem 

Gewissen  deswegen  nicht  beunruhigen  sollten. 

Das  Gutachten  lautet:  „Es  halten  wir  vor  recht,  dm 
essentia  mairimonii  vomemblich  bestelle  in  consensu  contnhat' 
tium  legitimo  et  per  consensum  parentum  approbato.  (hoc  em 
necessario  addendum  est.)  gestehen  auch  gern,  dass  des  PritAm 
copulaiion,  Wort  und  Segen  vor  sieh  selbst  keine  Ehe  ma^- 
Dann  wo  die  Personen  nicht  consehtirten,  würden  sie  dmk  ^ 
copulaiion  keine  Eheleute  werden*  Gleichwohl  niuss  man  wif 
solcher  benedietione  sacerdotali  nicht  ein  solch  ädiaq>0Q0v  madM, 
welches  man  auslassen  oder  gebrauchen  kante,  oder  dürfte,  nach 
eines  jeden  gefallen.  Denn  was  für  eine  confusio  darantt 
werden  möchte,  ist  leicht  zu  erachten.  Darumb  oi^ncar 
solche  copulaiio  oder  benedictio  sacerdotaUs  in  Oottes  Wert  mck 
eapresse  b^ohlen,  so  ist  doch  kein  Zweiffei,  dass  die  S.  G(Me9 
nicht  im  Winckel  zusammen  gekrochen,  sondern  diesen  Standt 
mit  Segen  und  Beten,  für  Gott  und  seiner  Gemeinde  angefo^^ 
und  ehrliche  Mahlzeiten  dabey  angestellet  haben.  So  haben  vif 
atich  in  unsem  Kirchen  constitutionem  EccUeiastieam,  so  ff^ 
Christi  Eaempel  und  Lehr  Joh.  2.  Luc.  14.  bestetigt  wird,  r(ff 
eins  in  Condlio  Carthaginiensi  Anno  Christ  402.  von  2)  4.  Efi' 
scopis  ist  approbiret  worden,  und  solches  auss  vemünpia^ 
und  erheblichen  Ursachen,  die  leicktUch  honte  angezogen  werdf^ 
so  es  die  Noth  erforderte.  Ist  deswegen  dies  die  Meinung,  i^ 
consensus  contrahentium  legitimus  de  simpHci  necessitate  Ufftti»* 
mairimonii  sey,  und  so  jemand  an  solchem  ort  lebete^  da 
er  die  benedictionem  sacerdotalem  nicht  haben,  noch 
in  benachbarten  Kirchen  erlangen  könte,  m'öehte  ß^ 

1  bei  Dedeken  a.  a.  O.  8, 426.  Eine  grosse  2 ahl  sehr  wichtiger,  bier 
einschlagender  Gonsistorialerkenntnlsse  hat  aus  den  Gonsistorialacteo  dü^* 
getheilt:  Baff  Chorhess.  Kirchenr.   SobeispielsweiBeS.eu. 
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derselbe  Mangel  in  seinem  Gewissen  nicht  irrenK    Da^ 

neben  halten  wir  iUam  benedidionem  saeerdotalem  nicht  aUein 

de  honeaiate  in  unsem  Kirchen,  sondern  auch  de  necessitate  ex 

hypotkesi  veri  matrimoniu    Denn  da  haben  wir  die  Constitution' 

nen  Eedesiae  vor  uns  in  legitimo  condUo  approbatam  et  hactenus 

longo  e(  laudabHi  ontnium  orthodoaarum  Ecclesiarum  usu  con^ 

ßrmatam,  daran  ein  jeder  Christ  der  sich  in  diesen  standt  be^ 

gAen  ml  verbunden  ist    Siwtemahl  es  keinem  frey  stehet,  das- 

jemge  zu  endem,  was  in  der  gantzen  werden  Christenheit  löblich 

und  van  vilen  Jahren  hergebracht  worden,  ja  er  soUe  sein  selbst 

schonen,  damit  er  nieh  dafür  gehalten  würde,  als  hette  er  ausser 

der  Ehe  Sinder  gezeuget,  dieweil  sein  Ehestandt  nicht  ist  vor  der 

ChristUehen  Gemeine  bekandt  werden.    So  hat  auch  sonsten  nie^ 

numdt  was  Standes  er  seg  solcher  öffentlicher  copulation  sich  zu 

sthemen,  so  er  anders  dafür  heü,  das  Gott  selber  durch  den  Pre^ 

diger  mit  jhm  handele,  und  durch  Gebet  vieler  frommer  Christen 

mMn  Ehestandt  einsegene*  —  SchUessen  demnach  dies  Bedencken 

^  den  Warten  Augiutini  in  Ep.  119.  ad  lanuarivm:  Quae 

non  sunt  contra  ßdem  neque  contra  bonos  mores  et  he^ent  aUquid 

cd  taihortaHonem  meUoris  vitae,  ubieunque  institui  videmus  aut 

instituta  cognoseimus,  non  solum  non  improbemus,   sed  etiam 

madeiub  et  iwitando  sectemiwr,  cum  aUquorum  inßrmitas  non 

itfqpediat,  et  ampüus  detrimenium  sit^*. 

Dennoch  existiren  auch  Erkenntnisse^  in  denen  Verbin- 
dangen,  welche  durch  cEle  priestorliche  Einsegnung  nicht  ge- 
heiligt sind,  der  Charaoter  einer  Ehe  abgesprochen  wird. 

Am  Anfange  des  siebzehnten  Jahrhunderts  hatte  ein  Sol-  Leioz.  Erk. 

dat,  Namens  Martin  Z.,  die  Barbara  H.>  ungeachtet  des  Wider- 

«pracEes  ihrer  Mutter  zu  sich  genommen,  und  war  in  ihrer 

Bereitung  in  fremde  Kriegsdienste  getreten.     Nach  vielen 

Jahren   zurückgekehrt ,    erlangte   er   die  Verzeihung    seiner 

Schwi^nnttttier,  und  b^schloss,  das  früher  erlernte  Schneider^ 

liandwerk  wieder  anfiEunehmeoau  Die  Schneiderzunft  wollte  ihn 

aber  nicht  dulden  „aws  Ursachen**,  wie  es  in  dem  Consistorial- 

^kenutnisse  heisst^  „dass  er  mit  eurer  Tochter  nicht  ehelichen 

^ärawet,  ....  vne  sie  denn  femer  eure  Tochter  vor  sein  Ehe- 

^eti  nicht  erkennen  wollen**.     Es  lag  nun  dem  Leipziger 

^^kmsistorium  i.  J.  1616.  die  Frage  vor,  ob  jene  nicht  kirchlich 

1  Hiexsu  ist  die  oben  mitgetheUte  Ansicht  D  u  n  t  e  s  zu  vergleichen,  der 
^^  Qntachten  wesentlich  beeinflusst  lu  haben  scheint.  —  Siehe  S.  242. 
^  bei  CarpzoW'Iurisprud.  Consist.  lib.  2.  tit  S.  def.  142.  §.  19. 
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geschlossene  Verbindang  fiir  eine  Ehe  zu  halten  sei,  und  es 
erkannte  im  verneinenden  Sinne.  ifDieweil  •  ...  er  weder  tnä 
derselben  getrauet  noch  Hochzeit  jemah  ff  ehalten  und  gkidimM 
allein  durch  die  prieeterUche  Copulation  und  Eineegnwng  die  Ek 
vollzogen  wird,  und  ohne  derselben  'keine  eheUehe  Bejfwohm 
vor  eine  rechtmässige  Ehe  zu  halten;  So  kann  dahero  noehzttf 
Zeit  euer  Eydam  vor  keinen  ehrlichen  Ehemann,  nocA  «aie 
Tochter  vor  sein  Eheweib  geachtet  und  genennet  werden,  Sondern 
sie  seyn  die  Ehe  nochmals  durch  die  priesterKche  Copdaim  zvl 
vollenziehen  schuldig*^. 
TUbinger  Aehnlich   entschied   die  Tübinger  jaristischc  Facdtit 

'i628'.  '  i.  J.  1628.^  für  Auflösung  eines  Verlöbnisses  aus  dem  Grande, 
dass  der  Vater  der  Braut  gezaubert  und  Sodomie  getriebeo 
hätte,  „weil  erstlich  diejenige  Ehe^Verlobnusse,  so  sonsten  «poft- 
salia  depraesenti  genent  werden,  aber  mit  dem  ordentlichen  Kirch' 
gang  und  Christlichem  Einsegnen  in  Angesicht  der  Heiügen  Ef- 
chen  nicht  vollzogen,  gar  nicht  für  ein  solch  und  rechte  B« 
zuhalten  die  keiner  Ursach  halber,  dann  umb  dess  EhetrvA' 
willen  gescheiden  werden  möchte**. 

Es  ist  aber  zu  bemerken,  dass  dergleichen  Erkenntius^e 
nur  ganz  vereinzelt  vorkommen',   und  dass  die  Praxis  de« 
siebzehnten  Jahrhunderts  im  Allgemeinen  noch  viel  mehr  & 
Lehren  des  sechszehnten  Jahrhunderts  befolgte  als  dieTbeorie. 
Ausserdem  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  von  denselben  BAör- 
den  und  Collegien,  welche  so  entschieden  für  die  pnesterEck 
Eheeinsegnung  auftraten,  Erkenntnisse  vorhanden  sind,  wdcbe 
dieselbe  für  rechtlich  indifferent  erachteten,  und  auf  &  ^ 
sogleich  kommen  werden. 
Gutachten         Zuerst  wiU  ich  aber  noch  auf  ein  Gutachten  der  Leip* 
Facuioit'E'.ziger  theologischen  Facultät  v.  J.  1620.  aufmerksam  machend 
j^imJ' -worin  sie  die  Frage,  ob  die  kirchliche  Trauung  zur  Eheschfies- 
sung  nöthig  sei,  zwar  bejaht,  zugleich  aber  schon  Verlöbmsse 
für  Ehen  erklärt,  und  dem  kirchlichen  Akte  nur  die  Kraft  der 
Bestätigung  beilegt.    Das  interessante  Aktenstück  lautet: 

„Auff  die  Frage,  ob  des  Priesters  öf entliehe  Ehetrau^? 
nötig,  oder  genug  sey,  dass  es  durch  der  verlobten  Personen  Ebn^ 

1  bei  B  e  s  o  1  d  Consil.  2,  328. 

*  Die  von  Garpzow  mitgetheüten  Erkenntnisiie  müssen  mit  einer  ge^ 
vissen  Vorsicht  benutzt  werden ,  da  sie  nach  Hommel  Rhapsod.  6, 44.  vm 
W  i n  c  k  1  e  r  iui.  criminal.  corollar.  tert  et  quart.  (Lipsiae  1 778.)  S.  IX.,  ^^  ^ 
revidirt  haben,  zum  Theil  gefllscht  sind. 

8  beiDedeken  a.  a.  0.8,424. 
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und  Freunde  pesehehet  Berichten  wir  so  viel,  dose  für  allen 
dingen  zu  unterscheiden  sey,  zwischen  dem  was  in  der  Ehe  ad 
suhstantiam  contraetus  gehlhig  ist,  d.  u,  dass  eine  Ehe  zwischen 
den  tweyen  Personen  geschlossen  werde,  und  den  zteischen  demr 
jemgen,  was  femer  erfordert  wird  ad  mätrimonii  coneummatiO' 
nem,  4.  i.  dass  die  geschlossene  Ehe  gebührUeh  vollzogen  werde. 

Das  'erste  belangende  so  ist  kundtbahr  und  ausser  Zweifel, 
dass  die  Ehe  mache  der  Consenss  beyder  contrahirenden  Perso^ 
nen,  also,  dass  wo  ein  Manns  und  Weibsperson,  so  beyde  ledig 
sind,  Lust  und  Liebe  zusammen  haben,  und  sich  nUt  einander 
ehdieh  versprechen  entweder  für  sieh,  sofern  sie  sui  iuris  sind, 
cäer  durch  jhre  EÜem  und  mit  derselben  (oder  derer  die  an  der 
Eltern  statt  sind)  einwilligung,  so  ist  das  allbereit  eine  Ehe, 
und  verbindet  beyde  Personen,  wann  es  sonst  richtig  zugegangen 
gegen  ein  ander,  dass  keines  vom  andern  lassen  kan.  Und  zu 
solcher  Verbindung  der  JEhe  beredung  ist  keines  Predigers  von 
nöhten,  sondern  ist  genug,  dass  Eltern  und  Freunde  darumb 
tpissen,  und  durch  diese  die  Zusag  geschehe,  es  werde  dann  in 
einem  Lande  also  herkommen,  dass  der  Prediger  zu  solcher  Ehe^ 
hertätmg  erfordert  ufürde,  nicht  cds  ein  schlechter  Zeuge,  sondern 
dass  er  durch  Gebet  die  vertrawte  Personen  neben  den  Zeugen 
Gott  befehlen  sollte,  welches  als  eine  Christliche  und  nützUche 
ffewamheit  billig  in  acht  zu  nehmen,  und  danoider  nicht  zu  han^^ 
dein  ist 

Jßetreffende  aber  die  Consummationem  oder  Vollziehung  der 

Ehe,  eo  ist  bey  wolbestelten  Kirchen  und  Begimenten,  die  gesatzte 

vnd  löbUehe  eingefiihrte  Ordnung,  dass  die  Ehe  in  allewege  öffenU 

lieh  soll  voUenzogen  werden,  also  das  vor  der  deductionem  in 

domum  oder  ehe  newe  Eheleute  sieh  ziuamen  halten,  fürhergehen 

^oUe  die  öf  entliehe  Verkündigung  von  der  Kantzel,   auff  dass 

jedermennigUeh  wisse,  dass  die  und  die  Personen  sich  mit  einan^ 

der  in  Ehegelöbniss  eingelassen  haben,  und  man  also  vergewissert 

^erde,  ob  jemandt  sey,  der  vielleicht  Einspruch  zu  thun  hette, 

^^nnd  die  Ehe  hindern  möchte  oder  nicht,  dabey  denn  auch  die 

angehenden  Eheleute  in  das  gemeine  Gebet  mit  eingeschlossen 

^f^erden,  dessgleiehen,  dass  sie  hernach  in  faeie  Ecclesiae  getrawet, 

Gottes  Wort  über  sie  gelesen,  unnd  der  Segen  gesprochen  werde  etc. 

Zu  diesem  Acta  gehöret  der  Priester  oder  Prediger  aUdie^ 
v?eü  diese  sacken  auss  Verordnung  der  Kirchen  in  öffentlicher 
-fCirchenversammlung  zu  verrichten  sind.  Denn  obwol  dieses, 
^as  Prediger  nothwendig  müssen  Eheleute  zusammen 

FTi94h§rg,  Ehetehtietsung*  19 
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geb€n,  in  Gottes  'Wort  nicht  eben  geboten  iet,  jedod^wd 
der  befehl  da  ist,  das  die  Ehe  sol  ehrlieh  gehalten  werden  Ebr,  13. 
V.  14.  und  es  also  herkommens  auch  durch  die  Rechte  uni 
der  Obrigkeit  Ordnung  bestetigt,  das  die  Vollziehung  der 
Ehe  gedachter  massen  geschehen  sol»  so  stehet  keinem  ßrey,  Ma 
wolhergebraehte  Ordnung  hindan  zu  setzen  und  zu  brechen,  ton- 
dem  mebnehr  dieselbe  propter  publicam  potestatem,  und 
das  keyne  erhebliche  Ursache  seyn  kan,  warumb  er  toolUnnp- 
laris  seyn,  zuhalten,  unnd  dem  zufolgen,  Sintemahl  mA  d» 
heilige  Apostel  S.  Petrus  saget,  dass  man  edler  MensehlUUn 
Ordnung,  so  nembUch  nicht  under  Gott  ist,  und  an  sieh  itik 
einen  guten  finem  hat,  unUrihan  seyn,  und  sieh  dero  gemess  ta^ 
halten  sol,  Petr.  2,  13. 

So  findet  man  in  heiliger  Schrifft  nicht  anders,  als  dm 
öffentliche  Hochzeiten  sind  gehalten  worden,  und  die  Perm» 
nicht  heimlich  sind  zusammen  gekrochen,  inmassen  beumst  i*tfo^ 
Jacobs,  Simons  V'nd  Tobias  Hochzeit,  dessgleiehen  von  der  Eoät- 

zeit  zu  Cana So  man  nun  öffentliche  Hochzeiten  hA 

warumb  wolte  man  die  proclamationem  und  öffentliche  trcae«^- 
so  durch  den  Prediger  geschieht  schewen,  und  nicht  nötig  addei 
Und  dass  man  diese  Dinge  in  der  Kirchen  zu  voüenziehen  vif* 
ordenet  hat,  unnd  das  Predigampt  dazu  gebrauchet,  ut  i<^ 
zweiffei  geschehen,  dem  Ehestande  zu  sonderliclien  Ehren,  üb 
Gottes  heiliger  Ordnuno,  auch  den  Eheleuten  zu  Trost,  vnddai 
sie  sich  desto  stercker  zusammen  verbunden  achteten,  aU£^^' 
jhre  Versprechung  coram  fade  Ecclesiae  coniunete  cum  tnroc^- 
tione  divini  nominis  an  etat  einer  Eidlichen  Verbündnuss  »(..•• 
Das  also  offenbar,  wasser  massen  dess  Priesters  öffentliche  Ek- 
trawung  nötig  sey^. 

veriöbSai         Uebcrhaupt  aber  finden  wir  beständig  diese  Identificmmg 
gleich,    von  Ehe  und  Verlöbniss  and  die  eben  gedachte  Anschaaioig 
von  der  Trauung. 

wittonb.  In  einem  Wittenberger  Erkenntniss  v.  J.  1645.^  ^ 

1646.  '  eine  Verlobung  wieder  geradezu  „  VereheUehung"  genannt,  ima 

Bedenken  die  Leipziger   theologische  Facultät  sagte,    in  emem  bei 

Facaiut^füDedeken^  abgedruckten  Bedenken:  „Des  Herrn  Ausspnicl^ 

^  ^*, '  ist  hell  und  klar  Math,  am  19.    Was  Gott  zusammengefugä  hat' 

sol  kein  Mensche  nicht  scJiciden.    Nun  aber  wo  Breuiigam  ^^ 

^  beiBeatus  a.  a.  O.  26.    Vgl.  £rk.  bei  Carpzow  lur.  Cons.  Üb.  U 
tit.  2.def.  17.§.  10. 11. 

>  a.  a.  0. 3,  Append.  41. 
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Braut  rind,  Vielehe  sich  mit  einander  verlobet,  und  in  beyseyn 
^UAer  Leute  die  Ehe  einander  vereprochen  htd^en,  die  hat  Gott 
j^usammen  gefüget,  eie  sind  in  Grottee  Augen  Eheleute,  darumb 
iol  aie  kein  Mensch  scheiden  .  •  •  Und  ob  UH>1  benedictio  Saeer^ 
dotolu,  deduetio  in  domum  et  cohtdntatio  noch  nicht  erfolget,  so 
ist  doch  henedietio  coniugü  simpUciter  nicht  die  essentia  eoniugii, 
die  deduetio  in  domum  ist  eoniugii  eonsequens,  Und  bleibt  die 
Segel  war,  Consensus  non  coneubiius  facit  nuptias^*. 

Ebenso  entschied  das  Leipziger  Schöffengericht  !•  J*  «^^^'^^ 
1621.^  für  die  Unanfloslichkeit  eines  Verlöbnisses,  weil  dies     i^^^- 
teeits  eine  Ehe  wäre,  „und  dadurch  das  matrimonium  geschlos- 
sen, durch  GröttKehe  Ordnung   dermassen  verbindlich  gemacht 
vpüd,  dass  es  von  den  Contrahenten  nicht  unederumb  außgehoben 
und  dissohnret  werden  mag'\ 

Das  Sächsische  Ober-Consistorium  erkannte  i.  J.  1613^:^ |:^-^f 
„Habt  ihr  euch  mit  A.  W,  in  ein  Ehegelöbniss  eingelassen,  und  ^^V'^l' 
in  Beyseyn  der  Eltern  auch  anderer  Gezeugen  öffentliche  spon- 
•Sofia  gehalten,  darbey  einander  Mahlschätze  gegeben.     Ob  ihr 
mm  wol  in  denen  Gedancken  stehet',  dass  ihr  widderumb  ab  zu 
tcdchen^  und  euch  mit  einer  andern  Person  zu  verehlichen  befugt, 
aus  Dfiochen,  dass  bis  dato  noch  nicht  die  PriesterUche  Copula" 
Hon  vorgegangen»    Dieweil  aber  gleichwol  die  sponsaUa  und  das 
Ehegelöbniss  richtig,  wodurch  das  matrimonium  und  die 
Ehe  allbereit  geschlossen,  und  ihr  dadurch  biss  auff  die 
PnesterKehe  copulation  verbündlich  gemacht  worden:  So  möget 
ihr  nunmehr  demselben  nicht  vnderkommen,  sondern  ihr  seyd  die 
Ehe  durch  öffentlichen  Kirchgang  und  PriesterUche  copulatio  zu 
foUnziehen  pßiehtig.  V.  R,  W." — und  ebenso  i.  J.  1618.,  dass 
die  Beklagte  „die  getroffene  Ehe  durch  die  PriesterUche  Copula- 
tion zu  vollnziehen  schuldig**^. 

Die   Leipziger  Schöffen  urtheilten  i.  J.  1636.^,  dass  |;;1p'*^ 

^  *        o  Eilt»  ▼•  «!• 

zwischen  „öffentlichen  SponscUia und  dem  vero  matrir     i^^^- 

monio  quoad  indissoluhiUtatem  vineuU  coniugalis,  nach  göttUchen 
^nd  weltlichen  Rechten  kein  Unterschied,  sondern  die  Verlobten 
Personen  für  Eheleute  zu  achten",  und  ebenso  spricht  sich 
die  Leipziger  juristische  Facultät  in  einem  bei  Finckelt-jnritÜFacüi- 

'^      °  tätÄ.Lclp». 

^  bei  Carpzow  Besp.  ior.  elector.  (Lips.  16i2.)  IIb.  5.  tit  10.  n.  29. 
^«^«p.  108,  S.  1227. 

S  bei  Carpzow  lur.  Cons.  lib.  II.  tit  2.  def.  17.  §.  12. 

'  ebeiida6.§.  11. 

^  bei  Carpzow  Resp.  lib.  5.  tit  10.  resp.  115.  no.  28.  S.  1245. 

19* 


292    III«  Buch.  Dm  Eecbt  d.  6r.  Kirche.  II.  Die  Fonn  cL  EhMchL 

haus^  abgedruckten  Conailium  aus:    ,,<So  mögen  ohgedadu 

heyde  Personen  das  Ehegelöbniee,  so  im  Namen  der  Heil  Dr^ 

faUigkeit  geschloeeefif  und  vor  Gottes  Angesicht  eine  rechU  ver- 

bindliehe  Ehe  ist,  vor  sich  selbst  nicht  o^ffheben. 

Gntachtan         Die  Tübinger  Facultät  endlich  erklärte  in  einem  V(m 

FacQitBtsoHarprecht'  mitgetheilten  Gutachten,  daas  Verlöbnisse  durck 

'  hinzugetretenen  Beischlaf  nicht  allein  maJbrimonia  roUx  et  valida 

würden,  sondern  auch,  falls  die  elterliche  Einwilligung  gegeben 

würde  „pro  legüimo  zu  halten^'.    Die  kirchliche  EinBegaung 

wird  dort  ausgeführt  „non  .  .  est  .  .  de  esseniia  conbytit  txf 

quod  matrimonium  ?iac  etiam  remota,  tarnen  suam  essetUiam  i» 

arctissima  et  indissolvbili  maris  et  foeminae  coniunctioM  eon- 

sistentem  nihilominus  retineat,  et  haee  ipsa  benedictio  non  u 

^  Observat.  pract.  (Lips.  1686.)  S.  49 1 .  Es  lässt  sich  jedoch  nich  lin^- 
nen ,  dass  die  Ftazis  in  Bezug  auf  die  Auflösungsföhigkeit  der  Veriöbnii» 
auch  oft  nach  milderen  Orunds&txen  verfuhr.  Vgl.  Berath8chiag.d. 
Churf.  Sftchi.  Consist  belDedeken  a.  a.  O.  3,  261:  „Ob  wc^dio» 
ohne  einigen  Zweiffei  ist,  wann  die  Eheyerlöbnuss  pure  de  praesenti  qd^ 
legitime  Terbfindlichen  getchlossen,  daas  dieselbige  durch  eines  oderbeyder 
Theile  Dissens  nicht  köndte  dissolviret  werden  ....  So  gibt  auch  dioErftb- 
rung,  dass  solche  Dissolution  mehr  dann  es  gut  ist,  in  S.  Churf  Gnadoi 
Landen  geschieht.  Dass  auch  etzliche  weltliche  Obrigkeit  und  Gericht»- 
herren,  solches  nicht  allein  wissentlich  geschehen  lassen,  sondern  licb 
unterstehen  unter  den  Personen  solches  zu  Tertragen  und  abzuhandelo.  £t 
hanc  sententiam  approbat  Hemmingius  lib.  de  coniug.  p.  163.  (Vgl oben 
S.  250.);  und  ebenso  entschied  i.  J.  1698.  die  Hallenser  FaciilUt,  (2ass 
Zwang  zur  Vollziehung  der  Ehe  nur  dann  angewendet  werden  dfirftt  veni> 
keine  „rationabilis  causa matrimonio  obstans*'  vorhanden  wäre,  ob^ickhe» 
im  Anfange  des  Gutachtens  heisst:  „Ob  nun  gleich  die  Sponsslia  public» 
Ton  solcher  Terbindlichkeit,  dass  wenn  solche  einmahl  vollensoges,  öer 
zurücktretende  Theil  mit  Gef&ngniss  und  anderer  Strafe  ad  consnmBisDdaB 
matrimonium  wohl  angehalten  werden  kann"  inCona.HalleBt.(LQd^ 
wig)  (Eblae  1733.)  tom.  1.  Cons.  de  iure  eccles.  lib.  2.  cons.  6.  —  war  aber 
kein  genügender  Orund  Torhanden,  so  war  an  eine  Auflösung  der  Verlöb- 
nisse nicht  zu  denken.  Vgl. Erk.  d.  Hall.  Facult  ▼.  J.  1695.  ebendii- 
.   1,111. 

>  Consil.  Tubing.  (Tub.  1695.)  2,  475.  Cons.  24.  Vgl.  d.  Erk.  t.J. 
1664.  im  Jur.  Oracul.  6,  315:  „Dass  in  gegenwärtigem  Falle  eine  rechte 
Ehe  getroffen  worden  sey **.  Vgl.  auch  das  Erk.  d.  Facult.  z.  Frankfurt 
T.  J.  1674.  bei  S try k  Suppl.  ad  Brunnemann  a.  a.  O.  S.  579 :  „Die  apooMfi^ 
de  praesenti  aber  secundum  ius  canonicum  eben  solche  verbindliche  kraft 
haben,  als  eine  ToUenzogene  Ehe ^.  —  In  dem  Falle,  dass  der  Beiachlafm 
einem  Verlöbnisse  hinzugetreten  war,  sollte  nach  einem  Wittenberg* 
Consist  Erk.  bei  Dedeken  a.  a.  O.  3, 226.  Zwangstrauung  sUttfinden;  - 
die  Hallesche  Facult.  sprach  sich  L  J.  1695.  dagegen  aus;  bei  Saau 
Stryk  (der  auch  Zwangstrauungen  Terwarf)  de  dissensu  sponsal.  ^^'7* 
Auch  gingen  solche  Veriöbnisse  schon  eingesegneter  Ehen  Tor;  tgL  £rk. 
bei  Brückner  a.  a.  O.  8.  285.  Ja  das  war  auch  hei  VerlöbnisseD  oboe 
copula  der  Fall.  Vgl  Erk.  im  Jur.  OracuL  6, 65. 
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dimna  tnstittOione  praeceptüve  descendat,  sed  tantum  ex  civiK  et 
^deaiastiea  düpontwne^. 

Zwar  existirt  ein  firkenntniss  der  Universität  Greifs-  crfc-  <ier 
wald  ▼.  J.  1674.  %  wonn  sie  über  emen  wegen  Bigamie  An- orei&wftid. 
gcSdagten  nicht  die  Todesstrafe  verhängt,  sondern  ihn  exilirt  und 
atanpen  lässt,  y^dieweil:  Inqmsitus  in  echarffer  Frage  erhalten^ 
das»  et  rieh  da$  Wrihebild  nicht  ehelich  trauen  lassen",  aber 
dieselbe  Milde  liess  die  Greifswalder  Facultät  auch  in 
einem  ähnlichen  Falle  walten 'y  wo  der  Angeklagte  gestand, 
,fd€us  er  zwcar  über  sein  erstes  Eheweib  sich  ehelich  in  Holstein 
vertrauen  lassen.  Er  hätte  aber  bey  ihr  noch  nicht  gelegen*'. — 

Den  Brautkindern  wurden  in  der  Praxis  die  Rechte Bnatunden 

der  ehelichen  Kinder  beigelegt,  und  nicht  blos  deswegen,  wie 

die  frankfurter  Juristenfacultät  i.  J.  1662.  ausfiihrteS  weil 

es  ein  Delict  der  Eltern  sei,  welches  den  Eandem  nicht  zum 

Schaden  gereichen  könne,  sondern  weil,  nach  Mevius  De-  MerioB. 

duction.in  einem  Rostockischen  Gutachten,  die  Trauung 

füs  unwesentlich  erachtet  wurde ^:  „Cum  inter  stupratam  iam 

^froxAäam  et  siupratorem  consensus  matrimonialis,  at  non  copula 

BoeerdotaKs  processisset,    qtda  ante  hanc  iste  peregre  abüsset, 

fnortua  stiq^rata  de  successione  inter  iUius  matrem  et  natae  prolis 

cha^üoftfn  controversia  exorta  est,    Exisümatum  auiem  non  esse 

mairis  stwprixtae  exinde  iustam  Ktigandi  causam,  quod  fiKum  in 

st^qnv  concq>tum,  at  post  consensum  nuptialem  prognatum  pro 

spurio  haberet,    Erracit,  qyda  non  spurius  ampUus,  sed  per  sub- 

sequentem  matrimanium  legitimatus  erat.     Ad  hoc   enim  solus 

eoT^sensus  sufficit.     Copula  sacerdotaUs  per  Ecclesiae  introduc- 

^  Die  Erkenntnisse  lauten  daher  aach  fast  immer  auf  „Vollziehung  der 
IShe  dnreh  Kirchgang".  Vgl.  Erk.  d.  Altdorf  er  Facult.  v.  J.  1607.  in 
Cont.  et  Responsa  Aitdorfina(Ritterhu8iu8  et  Dinnerus)  (Nori- 
bergae  1702.)  1, 247.  548. 

'Gerdesius  sesquicenturia  praecip.  differ .  iure  comm.  aLubec.  n.  1 26. 
Nach  sftchsischem  Rechte  begeht  auch  eine  Braut  Bigapiie,  falls  sie 
sidi  Ton  Neuem  verlobt  (Garpzow  Prax.  crim.  qu.  56.),  der  Bräutigam 
nicht.  Vgl.  Thomasius  de  crim.  bigam.  in  Dissert.  aeadem.  (Halae 
2  773.)  1 ,  805.  Vgl.  übrigens  J  a  r c  k  e  Handb.  d.  gem.  deutsch.  Strafir.  8, 70.  f. 
fieffter  Lehrb.  d.  gem.  deutsch.  Strafr.  §.  452.  —  In  einem  Responsum  der 
Helmatadter  Facaitftt  wird  bei  derselben  Entscheidung  ausdrücklich  als 
^nd  angegeben:  ,^am  benedictio  sacerdotalis  est  legitimum  matrimonii 
implementnmf  adeoque  ea  cessante  ordinaria  bigamiae  quoque  poena  cessat. 
Homberg  Consil.  siTe  Respon.  Helmstadt  (Francof.  et  Lips.  1723.)  S.  506. 

*  beiOerdesins  a.a.O. 

4  bä  Brunnemann  Decis.  centur.  V.  (cur.  Sam  Stryk.  Francof. 
^704.)  Cent  IV.  dec.  47.  S.  241. 

6  I>ecls.  par8n.no.  81. 
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tuan  ritum  ad  decentiua  meUusque  esse  quidem,  tum  tamm  (ki 
sub9tantiam  matrimonii  necesaaria  est  ...  .  Quemadmodum  tta- 
que  Uberif  qui  ex  despcnaatorum  coitu  naseunitar,  ei  wm  iutm- 
quitur  benedicUo  aacerdotaUs,  quia  cmtea  altera  pars  vel  moribfy 

vel  aufugit,  non  eo  minus  legitimi  surU iia  ti  (pi  a 

solutis  procreantur,  qtiando  hi  postea  sponsaUa  de  praesenü  ewh 
trahunty  non  possunt  non  censeri  Ugitimati^  cum  verum  sit  et 
habeatur  matrimomum*  Jta  ICH  et  Theologi  post  introduäm 
eopulätUmis  sacerdotaKs  in  EecUsiae  conspectu  fadendae  rmmr 
totem  in  muhis  casibw,  praesertim  in  favorem  Ubetorwn  et  ad 
eüitandum  peceati  soandalum  poenamque  in  favorem  emvgm 
statuunt.  Jsta  recepta,  non  sunt  sublati  effectus,  quos  a  van 
civili  antea  consensus  matrimoniaUs  habuit*'. 

Wir  haben  aber  in  dieser  Entscheidiuig  nicht  etwa  speddl 
mecklenburgisches  Recht  zu  erblicken,  sondern  ganz  richtig 
macht  Dieck^  darauf  aufmerksam,  dass  sie  voUstandig  «of 
den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts  beruhe,  wie  sie  dem 
auch  von  den  gemeinrechtlichen  Juristen  des  siebzehnten  rai 
achtzehnten  Jahrhunderts  beständig  als  AutcMität  angefuk 
wurde. 
Erk.der  Ebcuso  entschicd  die  Jenenser  Facultät  i«  J.  1633.^: 

tutcjen« ,,...,  So  viel  ober  das  Kind  und  die  Ehe  an  ihr  seihst  wiJ 
dero  Wirkung  anlanget^  weil  vermöge  unserer  kayserüchenBeekUt 
denen  diesfalls  Gottes  Wort  und  das  natürliche  ReAt  g<if^^ 
nicht  zuwider^  sondern  allerseits  gleichstimnUg  die  JE^Aa-ScUuM* 

1  a.a.O.  119.  f. 

>  bei  Philipp!  Obsenr.  iur.  practici  (Lips.  1661 )  842.  f.  Vgl  auch  di» 
Erk.  des  Wittenberg.  Schöppenstuhls  t.  |.  1690.  bei  NaeviuB  a.  a.0. 
4i8 :  ,  J)as8  N.  im  Fall  er,  dass  des  Vaters  Ehegelöbniss  in  besrseyn  gewisier 
zeugen  gehalten,  ingleichen  er  Ton  demselben  nach  angeregtem  Offeotlicba 
Gelöbniss  gezeuget  worden,  in  supplementum  iedoch  nur  de  crednliutt, 
schweren  möchte ,  so  ist  er  Tor  N.  als  Vaters  ehelichen  und  rechten  Sohs  n 
halten,  und  daher  zur  Succession  desselben  an  Lehn  und  Eifoe  zuxuliiMo  • 

—  Die  Theoretiker  sprachen  sich  fest  Alle  für  die  Legitimitftt  der  Brsst- 
kinder  aus.  Vgl.  Sam.  Stryk  Suppl.  ad  Brunnemann  ius  eccL  S.  587. 
Struve  Syntagm.  iur.  civiL  exerc.  29.  th.  20.  Bodinus  a.a.O.  19.  ^^ 
liberis  ex  sponsa  natis  opuscula  duo  (Halae  1766.)  enthält:  EjBseobvtit 
(opuscul.  de  nato  ex  sponsa)  u.  Bünemann  (opusc  de  sponsae  partu  ipon^'^ 

—  Wiesand  diss.  de  eins  qui  ex  sponsa  natus  est  successione  in  feQ<^^ 
(Witeb.  1782.).  —  Vgl.  auch  das  Erk.  d.Tübing.Facult-beiHarpreclil 
a.  a.  O.  2, 498.  ff.  und  vgl.  Philippi  a.  a.  O.  S. 841.  f.:  „Siqaidem  flup^>* 
consensus  facit  et  hino  anima  matrimonii  didtur,  matrimonii  euenti*  lo* 
tegralis.  Unde  ipsi  Theologi  fatentur,  benedictionem  sacerdotslem  doo 
esse  substantiale  matrimonii  requisitum . . . .  sed  potius  ad  festxTitste0!*^ 
lennitatem  et  publicationem  matrimonii  iamdum  contracti  pertioet"« 
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und  Vtrsprechmg  9  oder  die  Ehe  eelbeten  auf  Braut  vofid  Breur- 
Hgamt,  oder  der  verlobenden  Pereon,  da  eie  ihrer  mächtig, 
ComuM  allein,  ah  dem  Hauptetäck  heineewegee  ober  auf  der 
PrieeUrUehen  Trarj^Ehe^Stiftr  oder  auch  Heimführung  bestehet 
und  henhet,  so  ist  auch  •  •  •  •  solch  Eheversprechen  und  erfolgtes 
Be^lmen  so  weit  eine  hräffüge  Ehe,  dass  das  Kind  vor  Ehe^ 
lieh  zu  aehien  und  zu  halten*^ 

Den  Beischlaf  der  Verlobten  vor  der  kirchlichen  Ein- ^'^^^^^'„^' 
segnnng  verwarf  aber  die  Theorie  des  siebzehnten  Jahrhun- 
derts mit  grosser  EinstimmigkeitS  und  die  Ansicht  Mentzers^  ^•A^^' 
der  diese  Frage  in  einer  eigenen  Schrift  vom  streng  kircb* 
Men  Standpunkte  aus  behandelte,  dass  ein  derartiges  Ver- 
fliehen  mit  öffentlicher  Earchenbusse  bestraft  w^en  müsse, 
fand  auch  in  den  Consisiorien  und  Spruchkollegien  Berück-  kou^«n. 
gcht]gallg^  So  entschieden  die  Tübinger^  Helmstädter^, 
die  Jenenser^,  die  Leipziger^  Facultäten,  wobei  jedoch, 
wie  z.  B.  in  einem  Helmstädtischen  Responsum®  ^^^E^  BXSSidu 
fuhrt  wurde,  dass  „die ßeisehUche  Vermischunge  Verlobter  Per-  ^**'"**** 
«okfli,  80  vor  der  PriesterUchen  Copulation  bevcercksteUiget  wird, 
n^  ein  stuprum  nich  mag  gehalten  werden,  angeeehen  solche 
^erimU  Persohnen  allbereit  in  foro  poU  mit  einem  ehelichen 
Bunde  verknüpfet  sind,  welches  hernach  in  foro  soli  durch  Prie- 
itfrUdi  benedictum  nur  voUenzogen  wird*'. 

Daher  war  denn  auch  die  gemeine  Ansicht,  dass  des- 
wegen eme  Ausscbliessung  von  den  Zünften  nicht  gerecht- 
fertigt aei^,  und  ebenso  wenig,  wie  die  Tübinger  Entschei- 
doDg  ausfuhrt,  eine  Entfernung  aus  dem  Senatorenstande. 

Was  die  Verhältnisse  des  wirklichen  Lebens  anbelangt,  ^^l*^*J^J** 
80  ist  kirchliche  Trauung  wohl  ohne  Ausnahme  Sitte  gewesen; 

^  Danhauer  8. a. 0. 81S.  HaTemann  a.a.O. 877.  Gypraeusa-a. 
0.129.525.  MeyiuaDecpanllLdec.  89.  Carpsow  Practcrim.  panll. 
qv-69.11.46.  Philipp!  a.  a.  O.  üb.  1.  eelog.  61.  n.  18.  Kortholt  dene- 
^'^ttitate  oonaecrat  nupt.  (Kiloni  1690.)  —  Ueber  die  Gesetzgebungen  Tgl. 
^arckeft.a.0.8,128.f. 

^  Siehe  oben  S.  249.  Anmkg.  1. 

^  bei  M  CTiuB  decis.  pars  HI.  dec.  89. 

*  beiHarprecht  a.  a.  0. 2, 492. 

^  äomberg  a.  a.  O.  S.  60.  resp.  9. 

^  v.J.  1683.  bei  Peter  Müller  de  hierolog.  sect  l.th.  9. 

'  bei  Carpzo w  lur.  Cons.  lib.  11.  tit  8.  def.  181. 

^  Siehe  oben  Anmerkg.  5. 

'  VgLMeyius  Dec.  pars  8.  dec.  89.  Sam.  Stryk  de  dissensu  spon- 
«alit. secL 4. c.  1. §. 28.  Pet  Müller  a.a«  O.  sect  5.  th.6.  Bodinus  de 
anticip.  concub.  S,  20. 
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wenigstens  lassen  sich  keine  Spuren  vom  Gegenth^e  nach* 
weisen;  nur  das  ist  aus  verschiedenen  Umstanden  za  ent- 
nehmen, dass  auch  im  siebzehnten  Jahrhunderte  ungei&dn 
häufig  und  aller  Verbote  ungeachtet  das  Zusammenleben  der 

veriisimiM.  Brautleute  gleich  nach  der  Verlobung  begann^;  und  dass  diese 
in  ihrer  alten  Wichtigkeit  mit  jener  schon  im  vorigen  Jahr- 
hunderte so  schBrf  verbotenen  Brautwerbung'  gefeiert',  dorch 
einen  Trunk  bestärkt^  und  durch  das  Zahlen  des  Brautaobtzes 
bekräftigt  wurde. 

Denn  in  jenen  Oeldstücken,  welche  in  fast  allen  Aete&- 
stücken  dieser  und  der  folgenden  Periode  erwähnt  werden, 
und  die  der  Bräutigam  der  Braut  bei  der  Verlobung  über- 

*^ihk^'  reicht,  haben  wir  kaum  die  römisch-rechtliche  arrha^  sonders 
das  altdeutsche  Mundgeld  zu  erkennen,  die  letzten  Ueberreste 
des  Frauenkaufs.  Sind  doch  noch  heutzutage  in  den  Sitten 
des  Volkes  davon  Anklänge  zu  finden^  I 

1  Darüber  wird  h&ufig  Klage  geführt,  z.  B.  Ton  der  Tübinger  Faeuhit 
bei  Harprecht  a.  a.  O.  2,  492.  Vgl.  Hess.  Reformat  t.  J.  1656.  i: 
Samml. Hess. Lande8-0.a.a. 0.2,417.  BirlingerVolkstbüfflUcheiaoi 
Schwaben  2, 224.  Deswegen  wurden  auch  überall  Verordnungen  eiUntB, 
wie  die  folgende  Oldenburgische  v.J.  1657.  beiOetken  a.a.O.  2,28: 
„Imgleichen  die  Hochzeiten,  wann  die  Verlöbnis  gehalten  und  dieTnuang 
geschehen,  zum  längsten  innerhalb  sechs  Wochen  darnach,  im  Angesicht 
der  Christlichen  kirchen  durch  die  priesterliohe  Copulation  vollzogen ^ 

>  Vgl.  Gothaische  Ordn.  y.  J.  1646.  (Gotha  1695.)  487:  ^VjA^'^I 
zu  Tieler  Unordnung  durch  das  an  etlichen  Orten  Tor  dem  Kirchgug  ge- 
^  brftuchliche  Brautwerben  Anlass  gegeben  wird^';  die  Bestimmongen  der 
Kursftchs.  K.O.  t.  J.  1580.  (siehe  oben  S.  288.)  sind  noch  in  der£be-0. 
▼.  J.  1624.  wörtlich  wiederholt  beiSchreyer  Codex  des  im  Königr.  Sacbiefi 
geltenden  Kirchen-  u.  Schulrechts  (Leipzig  1864.)  75.  Anderswo  fireÜich  er- 
folgte diese  alte  traditio  der  Braut  erst  nach  der  Trauung.  Vgl  Ordo.  ^^ 
Pritzwalk  ?.  J.  1626.  bei  Riedel  Cod.  diplom.  Brandenb.  2,  54:  „Sobal^t 
man  auss  der  Kirchen  ins  hochzeithauss  kompt  soll  der  Braut  Negsterdi- 
selbe  dem  Breutigamb  ans  Ehebette  zufuhren  *'.  Das  ist  unstreitig  eioe 
polizeiliche  Reaction  gegen  die  alten  Rechtsgebräuche. 

8  Die  Lüneb.  Celler  Pol. O.y.J.  1618.  klagt,  dass  bei  Verldbnioefi 
„fast  mehr  Unkosten . .  .^  gemacht  würden  „als  zu  einer  Hochzeit  nöthig*' 
(HannoT.  u.  Zeile  1700.)  1,  73.    Vgl.  die  Goth.  O.  t.  J.  1646.  S.  487.  s.a.0. 

4  Noch  heute  heisst  in  einigen  thüringischen  Orten  die  Verloboogs- 
mahlzeit  „Weinkauf".   S  ch  m  i  d t  a.  a.  0. 1 5. 

5  Vgl.  Schmidt  a.  a.  0. 12.  t  Auch  in  diesem  Volksliede  (bei  Hoff- 
mann u.  Richter  Schles.  Volkslied.  S.;il9.)  sind  wohl  Spuren  des Bnut- 
kaufeszu  finden: 

„Sind  drei  draussen,  Frau  Mutter.1  ** 
„„Frag,  wassiewoirn,  meine  Tochter "*^ 

„  Einer  will  mich  haben ,  Frau  Mutter! " 
„„Frag,  ob  Tiel  Thaler,  meine  Tochter*'". 
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c  Das  achtzehnte  Jahrhundert. 

Ans  dem  achtzehnten  Jahrhunderte  besitzen  wir  ein  sehr 
beachteDSwerthesBesponsum  der  Universität  Halle  v.J.  1713.S  ^^i^^'J- 
wiunn  zwar  nicht  über  die  Gültigkeit  einer  in  Deutschland  ^' ^' ^^^'- 
ohne  priesterliche  Einsegnung  geschlossenen  Ehe  geurtheilt, 
wohl  aber  im  Allgemeinen  die  Nothwendigkeit  der  kirchlichen 
Tnimog  geläugnet  wird. 

Das  Gutachten  lautet:  „Bat  Caia  9ieh  vor  ungefehr  3. 
Jahren  in  Leipzig  mit  Titio  einen  Kauffmanne  in  Holland,  eAr- 
Ufk  \md  rechte  beetändiger  weise  verlobet,  und  nachdem  nun^ 
mthro  die  Zeit,  die  Ehe  zu  vollziehen  heran  nahet,  itzt  gedachter 
T\Au  Bedencken  getragen,  eich  mit  der  Caia  hieeiger  Landes 
Gewdnheii  nach  copuKren  zu  lassen,  unter  dem  Vorwand,  dass 
&  priesterUehe  Copulation  überflüssig  und  dagegen  in  Holland 
eingeführt  sey,  dass  die  Verlobte  bloss  in  Gegenwart  der  Roths 
Personen  ihre  Namen  in  das  Ehe^Bueh  einschreiben  müssen, 
vnd  iffird  dahero  gefraget:  Ob  die  priesterliche  Copulation  ein 
noäaDendiges  Stück  der  Ehe  sey,  und  ob  ohne  dieselbe  an  Oertem, 
teo  ia»  Ehebuch  eingeführet.  Braut  und  Bräutigam  die  Ehe  zu 
coQzic^  vnd  eheUch  beysammen  zu  wohnen,  ohne  Sünde  zu  be^ 
gdm  befugt  sein  kanf 

Ob  mm  wohl  die  Einsegnung  ein  sehr  alter  löb&eher  Ge- 

hrmick  tf<,  die  bey  Einsetzung   der  Ehe  selbst  von  Gott  ge- 

irauchä  toorden,  dass  daher  es  das  Ansehen  gewinnet,  als  wenn 

Gott  telbst  durch  sein  Exempel  zur  priesterlichen  Copulation  und 

Emegmmg  den   Weg  gebahnet  •  •  .'  Wie  denn  auch  bey  den 

Jvden  im  alten  Testamente  die  Ehe  mit  öffentlicher  Einsegnung 

toUzogen  worden  .  •  .'  ui^  noch  heute  zu  Tage  also  vollzogen 

vird,  welchen  alten  löblichen  Exempel  die  ersten  Christen  ge- 

Jolgel  zu  seyn  seheinen,  als  welche  davor  gehalten,  aliter  legitimum 

non  em  coniugium,  nisi  sacerdotaliter  ut  mos  est,  cum  precibus 

^  oblationibus  a  sacerdote  benedicatur  •  •  .^  folglich  es  als  ein 

^^meiner  Kirchengebrauch  anzusehen,  welcher,  vmb  guter  Zucht 

„Dreihundert  Thaler,  Frau  Mutter! '< 
„„Das  Ut  zu  wenig,  meine  Tochter"  ". 
etc.  etc.  etc. 

„F&nfhundert  Thaler,  Frau  Mutter!*' 
„  „Den  soUst  Du  haben ,  meine  Tochter  *'  *^ 
^  £•  findet  rieh  u.  a.  bei  Hartzmann  a.  a.  O.  8. 81.  Böhmer  I.  £. 
^t tom.  S.  lib.  4.  tit.  8.  §.  42.  und  Consult  et  Decis.  III,  1,  884.  ff. 
'  Bs wird citirt :  Hild ebran d  de  nupt  yet.  Christ. 
'  Es  wird  citirt:  Gerhard  de  coniug.  §.  594. 
*  Es  wird  citirt:  c.  1.  C.XXX.  qu.  5. 
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und  Ordnung  beyzubehcdten,  nicht  wohl  unterlassen  nach  ohtu 
Sünde  hindan  gesetzt  werden  kan,  welches  in  gegenwärtigen  Fall 
um  destomehr  zu  statuiren,  da  die  spansaHa  in  Leipzig  gescUoh 
sen,  und  die  Ehe  ordentUeher  Weise  daselbst  vollzogen  werdm 
tnuss,  wo  die  Braut  ihr  domieiKum  hat^  •  •  .  •  Weibi  aber  deit' 
noch  aus  den  ^angeführten  ratiofitbus  von  Selbsten  erheOet,  dm 
die  priesterliche  Copulation  ein  blosser  Kirchen  Oebrauek  und 
wicht  Iuris  divini  sey^  •  •  •  aUo,  wo  die  Ehe  an  solchm  Orten 
vollzogen  wird,  allwo  dieser  ritus  eingeführet,  es  aüerding%  nötUg 
und  billig  ist,  dass  die  priesterUehe  Trauung  adhibiret  werde  etc. 
also  daraus  erhellet,  das  dies  ein  solcher  ritus  sey,  der  per  hgti 
civiles  et  ecclesiasticas  gehoben  werden  könne,  woraus  denn  «v 
wohl  die  Theologi  als  ICH  sehliessen,  dass  die  prissterSA 
Trauung  kein  nothwendig  Stück  des  Ehestandes  sey^  •  •  •  •  lo»- 
dem  die  Ehen,  welche  in  Holland  nach  dösigen  Grebrauch  ge- 
schlossen und  vollzogen  werden,  auch  von  unsem  Theologie  sdktnt 
vor  bündig  gehauen  werden^  •  •  •  •  und  obwohl  regtilariter  die 
Ehe  an  dem  Ort,  wo  die  Braut  wohnet,  vollzogen  wird,  dSm 
dennoch  keine  absolute  Nothweridigksit  ist,  sondern  mU  derBrsii 
Bewilligung  auch  in  foro  donUeiUi  sponsi  consummirt  werdn 
mag.  So  halten  wir  davor,  dass  die  priesterUehe  Trauung  hin 
wesentliches  Stück  des  Ehestandes  sey,  mithin  wenn  die  Ek 
an  dem  Ort  vollzogen  wird,  wo  das  Ehe-Buch  eingefühfety 
solche  mit  Recht  und  gutem  Gewissen  unterlassen  werden  hm. 
V.  R.  WJ' 
j^Facait!  ^^  Jahre  1721.  respondirte  die  Helmstädter  juristische 
';^eimstiutFacaltät^  auf  die  Anfrage  eines  Fürsten,  „ob  das  mä  Augusten 
geschlossene  Ehebündniss  auch  vor  erfolgter  priesterUeher  Trauung 
(die  Ehe  wurde  später  wirklich  noch  eingesegnet)  vor  güMj 
und  die  Ehe  vor  rechtmässig  zu  achten**,  im  bejahenden  Sinne, 
„alldieweil  die  priesterUehe  Trauung  kein  wesentliches  Stück  dn 
Ehestandes,  sondern  nur  besserer  Ordnung  wegen  eingefährft, 
diesem  nach  die  ohn  derselben  gezeugten  Kinder  vor  illegUm 
keineswegs  zu  achten  seyrui**. 

1  Hier  wird  citirt:  Schilter  Inst.  iur.  can.  lib.  2.  tit.  11.  §.  9.  infin. 

>  Hier  wird  citirt:  Hildebrand  cit.  citra  flu. 

8  Hier  wird  citirt:  Hildebrand  cit  Dedeken  p.  3.  Cons.  Üb.  2.  de 
spons.  sect  1.  n.  41.  StruTe  ex.  10.  th.  26.  Carpsow  üb.  2.  inr.  eocL  de£ 
144.  Malier  ad  StruT.  cit  1.  lit  s.  Stryk  ad  ins  eod. BraBnemami.  üb.  2. 
tit  16.  §.  6. 

^  Hier  wird  citirt:  Gerhard  de  coniug.  th.  468. 

6  bei  Leyser  Medit  ad  Pandect  spec.  29$.  med.  4. 


3.  Die  FraxiB  der  Gerichte  und  die  etc.  c.  Dai  achte.  Jahxli.     299 
Anch  ezistiren  noch  ^kenntniMe  des  achtzehnten  Jahr-  VArisbniM 

und  EhA« 

hunderte,  worin  den  Verlöbniesen  die  volle  Kraft  4cr  Ehe  ganz 

wie  firOher  beiireleirt  wurde.     So  lautete  ein  Gutachten  der  oatacbten 

^       ®  derjorlst. 

Frankfurter  jnrietiechen  Facultät  v.  J.  1725.^:  ^yUnd  aßfte- Facaitits. 
kamiUr  messen  SponsaSa  de  praesenti  ipsae  nupHae  und  eine  ▼•  J-  i7S5. 
reehu  ßie  seyn.  In  mehrer  Erwegung  die  Substantz  und  Natur 
einer  wakren  Ehe  beydes  nach  Civil-'  und  Canoniechen  Rechten 
meki  in  der  PriesterUchen  Einsegnung  oder  in  dem  Ehelichen 
BeyeMiffy  sondern  in  beyder  Theile  EheUehem  Consens  bestehet: 
indem  ausdrückUeh  und  beständig  in  beyden  und  vomehmlieh  in 
OmofdsAen  Hechten  versehen  ist,  quod  consensus  /(zeiat  nuptias, 
wm  eoneubitus  •  .  •  .  Wie  dann,  dass  die  IMesterUehe  Einseg- 
nmg  zur  Substantz  einer  Ehe  nicht  gehöre,  und  demnach  auch 
die  Kinder,  so  vor  der  Einsegnung  post  sponsalia  de  praesenti 
empfangen  werden,  zu  halten  seyn,  quasi  ex  legitime  coniugio 
mH,  mm  vero  quasi  per  subsequens  matrimonium  legitimati,  beg 
dm  Evangelischen  Consistorien  allenthalben  angenommen  ist**. 

Uebrigens  führte  die  vielfach  übliche*  und  nach  der  Praxis B'*"***"^*»^- 
aucli  heute  noch  theilweise  geltende  Anerkennung  der  Braut- 
Vmder  den  erkennenden  Richter  häufig  zu  Deductionen»  welche 
die  kirchBche  Trauung  für  ein  unwesentliches  Stück  der  Ehe- 
scUiessimg  erklärten. 

So  lautete  die  Argumentation*  des  Referenten  der  w^Jf'^^^JJ" 
Heichskaounergerichte  schwebenden  Sache  betreffend  die  Suc- 
ceeBionsfahigkeit  des  Friedrich  Wilhehn  von  Hompesch,  dass 
dieser  auch  dann  nicht  für  einen  Spurius  zu  halten  sein  würde, 
wenn  das  „matrimonium  solemniter  celebratum  nonfuerit  •  •  •  . 
Parochus  ei  non  adstiterit  ....  Benedictio  sacerdotaUs  non  ao~ 
fetmt .  .  ,  •  nuUi  testes  interfuerint",  und  es  wird  die  Legiti- 
outätder  Brautkinder  für  die  „communis  et  vulgata  Protestan-- 
tt\m  dodrina**  ausgegeben. 

^  bei  Cocceji  Deduct  Consil.  etltesp.  1,  1104.  Eine  leichtere  Auf- 
^ungifahigkeit  der  Verlöbnisse  im  Vergleiche  su  den  eingesegneten  Ehen 
^^de  aber  doch  wohl  überall  angenommen.  Vgl.  Erk.  d.  Giessener 
Fikolt.  v.J.  1701.  im  Jur.  OracuL  6, 239. 

^  Für  dieselbe  erklarten  sich:  Hommel  Rhapsod.  6, 2S.  f.  Berger 
Oeconoin.  iur.  üb.  1.  th.  8.  th.  13.  n.  ö.  Cooceji  ins  ciT.  controv.  lib.  28. 
^  2-  qn.  L  Httber  praeL  iur.  cir.  ad  Inst  lib.  1.  tit.  10.  lib.  8.  Ley ser 
*«dit  ad  Fand.  sp.  298.  n.  4.  Loy  a.  a.  O.  2,  444.  n.  s.  w.  —  Dagegen 
J.  EBöhmer  L  E.  Pwt.  lib.  4.  tit  8.  §.60.  und  Andere  beiHeffter  a.a.O. 
S- 164.  i  angefthrte. 

'  bei  Gramer  Obserrat  iur.  miiv.  Obs.  514.  —  2, 181, 
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BMpou.  d.  Auch  in  einem  von  Engau^  nutgetheilten  Beeponsrnn  der 
"s!  jwM.  Jenenser  Facnltät  wird  für  die  Legitimität  der  Brantldnder 
erkannt  und  als  Orund  angegeben:  „wann  nun  iowoU  nad 
gemeinen  bürgerlichen  Recht  eolue  eonaeneue  zur  Ehe  zulangl 
ab  nach  dem  päbetiaehen  die  Verlobung  wenn  der  B^sMaf  fr* 
folget,  ist  der  Ehe  gleiehgesteUet";  somit  wird  die  yorangehende 
£rwägungi  „daae  die  priesterliche  Einsegnung  zu  VcXbidmj 
der  Ehe  so  wohl  bei  CathoUschen  als  Evangelischen  erfifrdert 
wird'^f  für  rechtlich  unerheblich  erklart« 

Vor  allen  Dingen  aber  scheint  die  Ansicht»  die  ja  auch 
von  Böhmer  und  noch  später  von  Schott  yertreten  wurde, 
Geltung  gefunden  zu  habend  dass  die  Verlöbnisse^  weimgleidi 
sie  sich  von  den  Ghen  unterscheiden  und^aus  gewissen  Grün- 
den richterlich  gelöst  werden  können,  doch  durch  den  BeiBcUif 
zu  ToUen  Ehen  werden,  die  in  der  kirchlichen  Traming  nur 
noch  eine  Bestätigung  erhalten  können. 
zwangi-  Aus  diesem  Grunde  ist  die  Zwansstrauunir  z.  B*  in  Neo- 

Vorpommern  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein,  sogar  Doelt 
i.  d.  JJ.  1842.  und  1845.,  gerichtlich  ausgesprochen  worden^« 
während  sie  sich  in  Sachsen,  wo  sie  durch  Consistorialrer- 
Ordnung  v.  J.  1607.  eingeführt  war,  nur  bis  in  den  Anfang 
unseres  Jahrhunderts  erhalten  hat,  so  dass  ihre  BeseitiguDj 
im  Wege  der  Gesetzgebung  für  unnöthig  erachtet  werden 
konntet 

icircuich«  Ab&cesehen  jedoch  von  diesen  vereinzelten  Aeusacnmgen 
nothwendiff.der  alten  Sponsalientheorie  wurde  die  kirchliche  Eheschbes- 
Betpon0.d.  sung  regelmässig  für  nöthig  gehalten  und  die  Antwort  der 
ÜSeSSidtHelmstädtischen  Facultät  a.  d.  J.  1718*:  ^.proimmm 

*  Decis.  et  reap.  (Jenae  1761.)  dec  38.  —  1, 88.  f. 

s  Dass  nach  der  sächsischen  Phuds  solche  Verlöbnisse  scbos  eioge- 
segneten  Ehen  vorgingen,  bezeagt  Weber  Sftchs.  KJl.  S.  1168.  Vgl aock 
das  im  Jur.  OracuL  6,  122.  abgedruckte  Erkenntniss ,  wo  dem  Beklagtes 
Ton  der  Jenen s er  Facultät  aufgegeben  wird,  „die  yersprochene  £he  duith 
den  Beyschlaff  und  fleischliche  Vermischung  vollEogen'*  su  halten,  ao^^ 
sweite  angetraute  Gattin  eu  verlassen.  Dass  das  Magdeburger  CoDsisto- 
rium  L  d.  J.  1707.  1709.  1711.  so  entschied,  berichtet  Berg  er  Oeeooiur 
lib.  l.tit.  S.th.  7. 

>  VgL  darüber  Altmann  Frax.  d.  Freuss.  Gerichte  in  Kirch.-«  Scbol- 
XL  Ehesachen  (Leipzig  1861.)  S.  618.  ff. 

A  Vgl.  Wie  send  de  repudio  ob  metum  mali  matrimon.  (Viteb.  177^  ^ 
Klügel  de  flde  sponsaL  (Vit  1782.)  19.  —  Ein  Beispiel  a.  d.  J.  1802-  ^^ 
jedoch  noch  mit  Haubold  Abriss  d.  Eher,  in  Zachariae  Annsl.  d.  Ge- 
aeUgeb.  u.  d.  Rechtswissensch.  d.  Königreichs  Sachsen  (Leipsig  ISOM 
2, 184.  ff. 

6  bei  Ley serMed.  ad Faadect  Spee.  298. med.  10. 
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wimokAilis  viiae  consuetudinü  in  pratBentia  paroehi  et  testium 
ted  gine  benedietiane  faetam,  eUi  concubitu»  deinde,  cohabitatio 
pimum  €mnorum  et  nativitas  aliquot  Uhercrum  aecesserit,  mc^ 
ixvmmvm  tarnen  non  inducere"  —  ist  als  die  fast  allgemein 
gdtende  Norm  anzusehen. 

Audi  in  der  Volksanschauung  war  die  kirchliche  Trautmg  voUcatttten. 
DOthwendiges  Erfordemiss  der  Eheschliessung^,  wenngleich 
ach  noch  hie  und  da  Spuren  der  alten  Rechtsansicht  erhielten, 
die  in  der  beim  Verlöbnisse  ausgetauschten  gegenseitigen  Ein- 
wüIigoDg  das  bindende  Element  der  Ehe  erkannte,  und 
welche  die  Verlöbnisse  immer  noch  nach  alter  Weise  be- 
gangen wissen  wollte. 

So  schildext  Gerbert'  die  zu  seiner  Zeit  geltende  Sitte :uebenre«t» 

„in  einigen  Orten  dieser  Lande  ist  auch  der  Gebrauch,  dose  die 

Penonen,  die  sich  verloben  wollen,  mit  ihren  EUem,  oder  An^ 

verwandten  zu  dem  Pfarrer  des  Orte  in  seine  Pfarr^Wohnung 

hamen,  und  da  in  seiner  Gegenioart  sieh  versprechen.    Doch 

vA  äesfalls  kein  Gesetz  vorhanden.    Bisweilen  nehmen  sie  auch 

den  SeeUorger  freiwUlig  dazu,  und  er  muss  entweder  im  Nahmen 

des  Brwtigams  nodi  einmal  tmi  die  Tochter  bey  ihren  EUem  in 

einer  hatzen  Rede  anhalten,  oder  auch  im  Nahmen  der  Braut 

Ehern  ihre  Tochter  dem  Bräutigam  selber  versprechen  und  zun 

iogen**. 

Noch  i.  J.  1714.  erging  ein  Befehl  des  sächsischen 
Ober-ConsistoriumSy  dass  auf  dem  Lande  vor  der  Trauung 
keine  Mahlzeiten  gehalten  werden  sollten'. 

Der  Beischlaf  vor   der  kirchlichen  Trauung  wurde  für  Beiwhur 
straflich  erachtet,  wenngleich  sich  in  der  Theorie  mehrere  und 

^  So  gingen  denn  auch  Verlobangsgebränche  anf  die  Hochzeitsfeier- 
Uchkehen  über,  gans  wie  wir  das  oben  in  der  mittelalterlichen  Entwicklung 
geielieD  haben.  So  der  Trunk  der  Brautleute.  Vgl.  Heise  Geschicht- 
liche«, Sitten  n.  Gebräuche  aus  d.  Amte  Diepinau  in  d.  Z  tschr.  d.  Hi  stör. 
Ver.l  Niedersachsen  ISöl.  S.  107.  —  Was  die  8itte  der  Trauringe  an- 
belangt, MO  bemerke  ich,  dass  dieselben  nach  protestantischem  Ritus  eigent- 
lich nicht  nöthig  waren.  Tgl.  Braunschweig.  K.O.  t.  J.  1542:  „Haben 
sie  anders  Rmge^  Richter  K.O.  1,  865.  Wflrtemb.  K.O.  t.  J.  1536: 
itHaben  sie  dann  ring  mfigen  sie  dieselben  einander  geben".  R.  I9  S71; 
Oitfries.K.O.T.J.  1631,  Gothaisohe  Agende  t.J.  1645.  Wflrtemb. 
Ag.  ▼.  J.  1309.  bei  Daniel  Cod.  liturg.  2, 386.  Vgl.  Kliefoth  Ltturg.  Ab- 
InadL  1, 107.  —  So  entsprach  also  auch  dies  Symbol  mehr  einer  yolksthüm- 
liehen  als  kirchlichen  Anschauung. 

*  a.  a.  0.  S.  579. 

'  Neu  Vermehrtes  u.Vollstftnd.  Corp.  iur.  ecoL  Baxon.(Dresd. 
1773.)  8. 590. 
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von  Theo,  gewichdge  Stimmen  dagegoi  erhoben.  So  vor  Allen  BodU 
TcrtheidigtnusS  HommeP  und  die  anonyme  Schrift  Eines  Franckia- 
ner  Beweis»  dasa  Verlobter  Beysammenschlafang eine 
grosse  Sünde  seje.  Dagegen  eines  Thomasianers 
Beweis,  dass  dies  eben  eine  so  grosse  Sünde  nicht 
sej.  (Halle  1724.)  Nichts  desto  weniger  aber,  mid  obgieicli 
Verlobte,  die  sich  derartig  vergingen,  öffentliche  Kirchenbosee 
thun  sollten^,  kam  der  Beischlaf  vor  der  Trauung  beaooders 
auf  dem  Lande  häufig  vor^,  wie  das  noch  heute  in  viden 
Gegenden  Deutschlands  der  Fall  ist 

3.  Resaltate. 

Mit  kurzen  Zügen  wollen  wir  noch  einmal  den  Crang  der 
protestantischen  Eintwicklung  vorfuhren.  — 

Kirchliche         Dic  kirchliche  Trauung  wurde  als  Dottma  oder  bindeode. 

keinDogma  absolut  uöthige  Satzung  der  Kirche  nicht  gefordert.  Sie  lie» 
sich  auch  nicht  auf  ein  specielles  Gebot  Gottes  zurückftiliK&t 
und  wenn  das  versucht  wurde,  wie  z.  B.  von  Carpzownoi 
einigen  Theologen  der  neuesten  Zeit,  so  wurde  das  im  acht- 
zehnten Jahrhunderte  fast  allgemein  als  irrthümlich  anerkanot. 

^  de  anticlpato  concubitu  (äal.  1712.)  und  error,  commun.  circa  matii- 
monialia  (Halae  Magdeb.  1705.)  th.  IC 

>  Observat  2, 813. 

>  VgL  s.  B.  die  Trauung  in  Unehren  der  Ruthen itcheoA^eode 
y.  J.  1766.  bei  Daniel  a.  a.  O.  2,840:  „Ihr  beyde Personen seydliier tot 
Gott  und  einigen  Zeugen  gegenwertig  erschienen,  euch  priesterUch  tls 
künftige  Eheleute  trauen  zu  lassen.  Hättet  aber  billig  bedenken  sollen. 
wie  Gott  die  Ehe  wolle  ehrlich  gehalten  haben,  und  dieselbe  nicht  im Hnreih 
Winkel  verunehren  lassen;  dahero  ihr  nach  Gottes  Gebot  und  nach  der 
Ordnung  der  christlichen  Slirche,  den  heiligen  Ehestand  mit  and&chtigeo. 
Gebet,  öffentlichen  Aufgeboth  und  Förbitte  der  ganzen  christlichen  Ge- 
meine anfangen  sollen.  Allein ,  ihr  habt  euch  aus  Antrieb  des  leidigen  do- 
reinen  Geistes  und  eures  sündigen  Fleisches  zusammen  gefunden,  und  In- 
zucht mit  einander  getrieben,  damit  ihr  Gott,  der  die  Hurer  und  Ehebrecher 
richten  will  höchlich  erzürnet,  und  seine  schwere  seitliche  und  ewige  Stnfe 
auf  euch  geladen ,  daneben  auch  der  christlichen  Kirchen  löbliche  Oidnoag 
freventlich  verachtet,  eure  Eltern  und  Verwandten  höchlich  beleidiget ood 
betrübet  etc. 

Hierauf  frage  ich  euch  N.  N.  bekennet  ihr,  dass  ihr  die  göttl  Ordnuof 
des  Ehestandes  übergangen,  und  unsere  Gremeinde  durch  Unzucht  und  un- 
ordentliche Vermischung  geärgert  habt?*^  etc. 

*  VgL  Hes^.  L.O.  ▼.  8.  Januar  1728.  in  Hess.  L.O.  a.  a.  0.  «,  Ä^- 
„Nachdem  aber  Uns  bishero  Tiehnalen  missfäilig  vorgekonunen,  dsssiiuoft* 
derheit  das  junge  Volc^  in  Städten  und  Dörffem,  sothanen  WinckeMer^ 
löbnissen  annoch  allzusehr  ergeben,  darbneben,  um  selbigen  euiige  «^f* 
bindlichkeit  beyzulegen,  sich  darauf  zusammen  thun  und  fleischlich  ve^ 
mischen . .  .** 
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und  diese  Anschannng  muss  aaoh  in  unserem  Jahrhunderte. 
ala  die  wieaeiiBchaftliche  und  richtige  aufrecht  erhalten  werden, 
^'obei  wir  ganz  von  der  Frage  absehen  wollen,  wie  weit  eine  ■<»<>«» 
derart^  gottliche  Vorschrift»    selbst  wenn    sie  vorhanden 
\i;ue,  eine  äussere  staatliche  Geltung  zu  beanspruchen  hätte. 

Bis  kirchliche  Trauung  ist  vielmehr  durch  staatliche  Ge-  d.  itMti. 
setze  angeordnet,  und  der  copulirende  Priester  erscheint  wesent«  boten. 
M  ab  Del^atar  des  Staates,  wie  denn  auch  seine  Trauung 
i'eberlei  eheschliessende  Wirkimg  hat,  falls  der' Staat  ihr  die 
Anerkennung  versagt,  oder  falls  Voraussetzungen  zu  Grunde 
liegen,  die  der  Staat,  nicht  aber  die  Kirche  ftlr  ehehindemd 
erklärend 

Die  kirchliche  Trauung  wurde  im  seohszehnten  Jahr-zvLJahrh. 
lunderte  nur  für  einen  bestätigenden  Akt  der  bereits  durch 
<la8  Yerlobniss  geschlossenen  Ehe  angesehen«  Man  unter« 
schied  maiarmoniaim  inchoatum  und  eonsummatum,  und  stellte 
beide  in  ihrer  Liösungsfahigkeit  auf  gleiche  Linie;  die  Con- 
«ummation  der  Ghe  ging  ebensowohl  durch  den  Beischlaf,  wie 
^k  die  priesterliche  Trauung  vor  sich,  durch  jedes  von 
baden  wurden  Brautleute  ein  Leib  und  ein  Fleisch:  Kurz,  ea 
gab  keine  kirchliche  Eheschlieasung,  sondern  nichts 
weiter  als  eine  kirchliche  Ehebestätigung. 

ioch  im  siebzehnten  Jahrhunderte  ist  diese  Theorie' als  ^^j^^'* 
die  geltende  auszusehen,  wenngleich  sich  schon  die  Ansicht 
Stirn  bricht,  dass  die  Trauung  die  Ehe  b^prunde,  und  diese 
gdaogt  im  Laufe  des  achtzehnten  Jahrhunderts  zur  Herr-^^^*^^^' 
«diaft 

Erst  von  da  an  kann  man  also  eigentlich  von 
einer  kirchlichen  Eheschliessung  sprechen. 

Dennoch  aber  kommt  selbst  da  noch  die  Theorie  der  R«*te  der 
Spon»aHa  de  praesenti  mit  der  Nothwendigkeit  der  kirchlichen    rieen. 

'  Böhmer  L£.  Prot  S,1S00.  ff.  VgL  «Dch  das  Erk.  der  Bo  stock  er 
^acult.T.J.  1689.  bei  ThomasiusDissert  academ.  1,  665.,  unddasCon- 
«utoriat-Erkenntniss  bei  Verdunck  (praes.  SchrOpfer)  de  necessitate 
<^nseiu.  patemi  in  nupt.  liberor.  (Rostochii  1698.)  59.,  welches  dieselben 
Gnmdifttie  ausspricht.  Beiapiebweise  führe  ich  an,  daas  nach  dem  O  e ster* 
'eich.£he«Patentey.  J.  1 783.  jede  ohne  obrigkeitliche  Bewilligung  ge- 
schlossene Ehe  ipso  iure  nichtig  ist.  Diese  Bestimmung  gilt  noch  heute 
inHohensollern-Siegmaringen,wo  sie  durch Verordn. im  Wochen- 
^istte  T.  12.  Mai  1810.  S.  73.  und  100.  eingeführt  wurde.  SammL  d.  Ge- 
setze luVerordn.  f.  d.  Fürsteath.  Hohenzollern-Siegmaringen 
^>  1808-20.  (Siegmaringen  1845.)  1,  49.  So  auch  in  Württemberg, 
Söikind  u.  Werner  Handb.  d.  Württemberg.  Ehe-Ges.  (Darmsheim  u. 
SUmmheim  1864.)  1, 232.  ff. 
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Trauung  in  Conflict,  und  sogar  Böhmer  erkannte  in  Verlöb- 
nissen, zu  denen  der  Beischlaf  hinzugetreten  wäre»  ipahre 
Ehen.  Die  priesterliche  Trauung  ist  also  wenigstens  für  diewo 
Fall  nur  ehebestätigend.  Die  Praxis  der  Zwangstraoimges, 
die  sich  bis  auf  unsere  Tage  erstreckt  hat,  beruht  auf  dem- 
selben Grundsätze,  und  ist  eigentlich  nur  eine  Conseqoenz  der 
Lehre,  dass  die  kirchliche  Trauung  keine  Ehe  nmche. 

Eine  absolute  Nothwendigkeit  der  kircUidien  EhesciiEe^ 
sung  wurde  dagegen  auch  jetzt  nur  vereinzelt  angenonanen, 
und  die  in  Holland  üblichen  Civilehen  fiberall  für  dem  pro- 
testantischen Eeohte  und  den  Satzungen  der  Kirche  nidtt 
widersprechend  erklärt, 
^sciiritl^  Der  letzte  Schritt  endlich  war,  dass  man  SpofuaSa  k 

praesenti,  und  wenn  auch  der  Beischlaf  hinzugetreten  war,  mr 
dann  für  bindend  erkannte,  falls  sie  vor  dem  Priester  gescUoe^ 
sen  und  von  der  Benediction  gefolgt  waren.  Zu  dieser  TheoiJe 
führten  vor  allen  die  Bestimmungen  der  neueren  GeeeUr 
gebungen,  welche  die  kirchliche  Trauung  als  einzige  Form  der 
Eheschliessung  aufsteUten,  und  erst  durch  sie,  und  also  erit 
am  Ende  des  vorigen  und  Anfange  des  jetzigen  Jftlif- 
hunderts,  ist  der  kirchlichen  Trauung  der  Ckaracter 
der  absoluten  Nothwendigkeit  in  Deutschland  (far^^* 
weg  beigelegt  worden,  den  man  ihr  fälschlich  bA  i^^ 
Beformationszeit  vindicirt  hat 
Brantkinder.  Die  Lehre  von  den  Brautkindem  dagegen,  die  noch  heute 
particulares^  und  freilich  controverses  gemeines  Becht'  »^ 
haben  wir  als  letzten  Ueberrest  der  alten  Lehre  von  der  Ehe- 
schliessung anzusehen.  — 

Die  Richtung  der  Theorie  endlich,  die  der  kurchlicheo 
Trauung,  wie  allem  Kirchlichen,  feind  war,  hat,  was  die  Ehe» 
Schliessung  betrifft,  erweisliche  Einwirkungen  auf  die  deot« 
sehe  Praxis  oder  die  deutschen  Gesetzgebungen  nicht  g^ 
habt.  — 
Bciiagcr.  Schliesslich  aber  sei  noch  darauf  aufmerksam  gemäU 

dass  die  vollen  bürgerlichen  "Wirkungen  einer  Ehe  meist  nur 
dann  zugeschrieben  wurden,  falls  das  Beilager  selbst  voll«^ 
war,  dass  mithin  die  blosse  priesterliche  Trauung  dazu  zueot 

1  Ueber  das  säohs.  Recht  vgl.  Weber  a.  a.  O.  2,  1173.  ff.  CurtU* 
Sachs.  Civibecht  2,  §.  847.  ^ 

«  Vgl. Heffter  a.a.O.  118. ff.  VangerowLehrb.d.Paiidckt(JW- 
bürg  1854.)  §.  418.  Anmerkg.  8.  Arndts  Lehrb.  d.  Fandekt  (Motf^ 
1859.)  §.  476.  Anmerkg.  8.   Fuchta  Fandekt.  (Leipsig  1858.)  §. 4l.ootii* 
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genügte.  Es  verdient  das  besonders  dem  etwaigen  Einwände 
gegenüber  hervorgehoben  zu  werden,  dass  Verlöbnisse  mit 
Ehen  nie  identificirt  worden  seien,  weil  die  ersteren  nie  die 
Termögensrechtlichen  Wirkungen  der  letzteren  gehabt  hätten. 
Diese  Wirkungen  fanden,  wie  gesagt,  auch  noch  nicht  nach 
der  priesterlichen  Trauung  statt,  und  würden  mithin  für  diese 
Dichts  beweisen^. 


In  dieser  Weise,  glaube  ich,  muss  die  so  allgemein  aus- 
gesprochene Behauptung,  dass  seit  der  Reformation  die  kirch- 
liche Eheschliessung  die  allein  geltende  gewesen  sei,  erklärt 
und  berichtigt  werden. 

^  Vgl  die  besonders  interessante  Stelle  der  Frankfurt.  Beform. 

psn  UL  tit.  8.  §.  5 :  „  Gleicher  Gestalt  ist  auch  bey  den  Bechtsgelehrten 

sehr  itrittig  and  disputirlich,  wie  die  Wort  Ehemann,  Ehefrau  zu  verstehen 

seyn;  Denn  deren  Tiele  Termeinen,  wenn  die  Eheberedung  zwischen  den 

Ehegemahlen  geschlossen,  sie  einander  ihre  Treue  verheissen,  auch  Treu- 

^atx  darauff  gegeben  haben ,  dass  es  eine  rechte  Ehe  sey.    Derowegen 

auch  obgleich  unter  ihnen  eins  vor  dem  andern  Yor  dem  Kirchgang  und 

llielichenBeylager  verstürbe,  dass  nichts  desto  weniger  das  letzte  lebend 

uclitBllem  was  die  Heyrath-Verschreibung,  sondern  auch  was  die  gemeinen 

^U)  und  sonderbare  Statuta  etc.  einem  rechten  Ehegemahlen  zugeben 

und  eignen,  haben  und  gemessen  sollen.    Die  andern  aber  (auch  in  grosser 

Anzahl)  denn  Meynung  sind,  Wann  die  Ehe  gleich  abgered,  auch  per  yerba 

de  praeienti  ....  aber  der  Kirchgang  und  Ehelich  Beylager  nicht  auch 

eifolgt,  dass  es  kein  recht  noch  Tollkommliche  Ehe  ....  Diesen  Streit  und 

Zveiflelaber  auffisvheben,  setzen  und  ordnen  wir,  dass  allePact  und  Ge- 

^i  so  in  den  He^aths  Brieffen  abgered  worden,  anders  nicht  yerstanden, 

•  ..  noch  auch  for  krefilig  gehalten  sollen  werden,  es  seyen  denn  beyde 

^hegemahl  Christlicher  Ordnung  nach,  öffentlich  zu  Kirchen  gangen ,  ehe- 

lichäi  beygelegen,  darauff  einander  Beywohnung  gethan  und  also  rechte 

EBeleut  worden.    Dero  wegen  obgleich  der  Bräutigam  oder  die  Braut  nach 

ToUbrachtein  Kirchgang  desselbeh  Tages  (doch  vor  dem  ehelichen  Bey- 

^er)  Todes  yerschieden,  dass  es  doch  für  keine  yoUkömliche  Ehe  so  yiel 

die  Erbschafit  und  andere  Gemeine  belanget  soll  gehalten  werden".    Vgl- 

irautCfrdr.f.  187.n.85.ff. 


^rieiherg,  Ehe$chlie»$ung.  20 


Viertes  Buch 


Die  Civilehe. 


20^ 


VIERTES  BUCH. 
Die  Civilehe. 

L  Eoglud.  1.  Von  der  BeformaUon  bit  s.  J.  16U.  S.  Von  165S.  bis  17S8.  8.  Von  175».  bis 

Utt.  •.  Die  MtesUlnde  der  Bardwicke*e-Act  und  Ihre  Bescitigang.   b.  Die  Ehen  der 

DiMCDten  und  Katholiken,  c  Das  Registerwesen  seit  d.  J.  17M.  —  8t.  6.  n.  7.  Will.  IV. 

c  M.  —  d.  Die  Ehen  der  Juden  nnd  QalUcer.   Die  Im  Anslsnde  geschlossenen  Ehen. 

«.DleGeMtse  für  dSe  Colonieen.    f.  Die  Bhen  der  kdnlgllchea  Familie,  g.  Rttckbllck. 

IL  Sdietaand.    lU.  Irland.    IV.  Vereinigte  Staaten  Ton  Nord-Amerika.    V.  Die  Nleder- 

Itndt.  1.  Von  der  Rafonnation  bis  xn  Ende  des  aehtsehnten  Jahrhnnderis.  S.  Die  fran« 

sSibche  Rerolotion  nnd  das  heutige  Recht.    VI.  Frankreich.   1.  Bis  snm  Jahre  1792. 

1.  Die  hefaBÜchen  Ehen.  b.  Der  Ghrilstand.  e.  Die  Ehen  der  Protestanten.   9.  Die  Oe- 

K<>C«lmBgder  Reyolntloni  1790—1803.   8.  Der  Code  civil.    VII.  Der  Code  civil  ansser- 

bilbjFniikreichs.    1.  Belgien.   3.  Die  Rheinischen  Provinxen.    8.  Der  Canton  Genf. 

4.DteI)oBsnf!Irstenthlimer.  VIII.  lUUen.   IZ.  Die  Sehweis.  1.  Die  obligatorische  Civil- 

^«>  s.  Seaenbnrir.    b.  Tessin.     8.  Die  gemischten  Systeme,    a.  Waadt.    b.  Ztlrlch. 

c  Thain  vad  Behaffhausen.   8.  Modlflcatioaen  des  kirchlichen  Rechts.    X.  Die  nordi- 

Kbcn  fiddie.     Schweden  —  Korwegen  —  DKnemaik.      XI.   Die   spanischen    Staaten 

Amcribi.  XII,  Dentsehland.  1.  Die  obligatorische  Civllehe  und  die  deutschen  Orand- 

ncbte.  a,  FMnkfnrt  am  Main.  b.  Sehwanburg-Sondershansen.  c.  Waldeck.  d.  Mecklen- 

baif-Mwecin.   e.  Benss-Schlels.   f.  Hannover.   9.  Die  ftcnltatlve  Clvilehe.    a.  Olden- 

bof]^  b.  Hambozip.     8.  Die  Nothdvllehe  für  Personen ,  welche  die  kirchliche  Trauung 

Blebt  erlangen  kSnnen.   a.  Anhalt-Dessau-KSthen.  b.  Württemberg,  o.  Baden.    4.  Die 

Hotbdrilelie  fUr  Dissidenten,  a.  Prenssen.  b.  Anhalt-Bembuig.  c.  Lfibeck.  d.  Hessen- 

KttMl.  e.  Cobury-Gotha.   f.  Nassau,  g.  Sachsen-Weimar.  6.  Die  Clvilehe  xwlscben 

ivka  and  Christen.   Brannschwelg  und  Hessen-Hemburg.    XIII  Rflckblick  und  Schloss. 

I.  England. 
1.  Von  der  Befonnation  bis  z.  J.  1653. 

Die  Reformation  änderte  in  Bezug  auf  das  Eherecht  nurReformstioA 
äusserst  wenig.   Vielmehr  blieben  die  Grundsätze  des  common  Princip. 
^•ow  von  den   statutarischen  Bestimmungen   fast  unberührt. 
)tand  doch  Heinrich  VTII.  selbst  so  weit  auf  dem  Boden  der 
anonischen  Doctrin,  dass  er  die  Ehe  vor  und  nach  seinem 
brache  mit  Leo  X.  für  ein  Sacrament  erklärtes  und  übte  er 

^  Die  Reformatio  legum  v.  J.  1550.  erklärte,  dass  nur  Taufe  und 
Ibendmahl  Sacramente  seien,  dieSynodevonLondon  v.  J.  1552.  er- 
^Dte  ebenfalls  die  SacramentsquaUtftt  der  genannten  beiden  an,  ohne 
sdoch  die  der  Ehe  zu  bestreiten.  Erst  die  S9  Artikel  y.  J.  1 55  2.  (Art.25.) 
pnchen  definitiv  aus,  dass  die  Ehe  gar  kein  Sacrament  sei — G  i  b  s  o  n  Cod. 
IV.  eceles.  Anglic.  (Oxf.  1761.)  1,  856.  —  sondern,  yne  das  Rituale  sagte, 
•ein  heüi^  Stand,  geheiligt  von  Oott  su  dem  Mysterium,  das  in  ihm  be- 
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doch  die  ersten  zwanzig  Jahre  seiner  Regierungszeit  kernen 
einzigen  jener  kirchlichen  Supremat-Acte  aus,  dk  er  nachher 
in  solchem  Uebennaasse  über  die  Kirche  ausströmen  liess. 

Enteibaw-        Erst  das  Jahr  1532.  brachte  Anordnungen  über  das  Eh^ 

Tieha  vui.  recht  und  einige  Abweichungen  von  dem  früher  geltenden. 

st.s4.Hen.^^^^  die  letzteren  doch  mehr  formeller  Natur,  als  von  em- 

vm.  c.  11.  schneidender  materieller  Wichtigkeit^. 

Die  Ehe  sollte  nach  wie  vor  zur  geistlichen  Jarisdiction 
gehören,  das  war  die  dem  früheren  Rechte  entsprechende,  jetzt 
gesetzlich  fixirte  Anordnung;  die  Appellationen  aber  m  Eh^ 
Prozessen  nicht  mehr  une  bisher  an  den  römischen  Papst  ein- 
gelegt werden  dürfen,  sondern  an  englische  geistliche  Bichter, 
wie  denn  auch  der  Erzbischof  von  Canterbury  emeder 
früheren  päpstUchen  analoge  Dispensationsgewalt  erhielt'. 

Die  zunächst  aufrauchende  Frage,  nach  welchem  Bedite 
die  so  von  Rom  losgetrennten  geistlichen  Gerichte  sprechen 

St. ss.Hen.  sollten,  wurde  dann  durch  das  St  25.  Hen.  yiILc.19. 

VIII   fi  19 

'  (v.  J.  1533.)  dadurch  der  Lösung  näher  gebracht,  dass  ein^ 
Commission  ernannt  wurde,  die  den  ganzen  kanoniscb 
Bechtsßtoff  einer  genauen  Prüfung  unterziehen  sollte  und  ent- 
scheiden, inwiefern  derselbe  für  seine  Anwendung  in  Eng- 
land einer  Abänderung  bedürfe  oder  nicht. 
Geltung  d.  Bis  zum'Schlusse  dieser  Arbeiten  —  und  em  solcher  ist 

Rechts,  nie  eingetreten*  —  sollte  aber  das  frühere  Hecht  mit  gewiesen 
Modificationen  in  Kraft  bleiben;  „thai  such  Canons,  Con<täu- 
Hons,  Ordinances  and  Synodais  Provincial,  heing  alrea^  »w»^' 
which  wiU  not  be  contrariant  or  repugnant  to  the  lam,  Btat^i^ 
and  customs  of  this  realm,  nor  to  the  damage  or  hurt  of  te  K^f 
prerogative  rogal,  shall  now  stiU  be  used  and  eaeeuted,  (U  ^ 
were  afore  the  making  of  this  act,  tili  such  time  as  ihetf  he  viem 
.  •  .  according  to  the  tenor  •  .  •  of  this  act". 

zeichnet  und  durch  ihn  dargesteUt  ist:  idie  geistige  Ehe,  die  VertHndos? 
Christi  mit  seiner  Kirche". 

1  St.  24.  Hen.  VIII.  c.  12. 

»  St  25.  Hen.  VIH.  c.  21. 

3  Durch  St»  27.  Hen,  Vin.  c.  15.  wurde  die  Geltung  des  kanoniscbea 
Rechtes  weiter,  und  durch  St.  85.  Hen.  VIII.  c.  16.  bis  auf  die  Lebcntfc»* 
desKönigs  ausgedehnt  Durch  St  S.u.4.  Edw.  VI.  c.  11.  wurde  demKönif 
wiederum  die  Befugniss  lugestanden,  eine  Commission  eu  ernennen,  derea 
Arbeit  uns  in  der  Reformatio  legum  ecclesiasticarum  Torliegt.  ^ 
aber  der  König  bald  darauf  starb ,  so  erhielt  diese  keine  gesetiliche  Ant«^ 
rität.  Vgl.  Burn's  eccl.  law.  (ed.  by  Phillimore  Lond.  1842.)  l^F*^ 
XXin.  ff.  und  vgL  die  höchst  unwissenschaftliche,  überaus  fehleriiafte  V^- 
Stellung  bei  Roge^  ecdes.  law  (Lond.  1849.)  129.  ff. 
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FreOich Würde  diese Bestimnuing  eben  jener  einschränken-. zv zeit 

°  *  Marlft^  der 

den  Klausel  wegen   schon  im  ersten  Jahre  der  katholischen   k*choi. 
Maria  wieder  aufgehobenS  aber  Elisabeth  Hess  sie  durch 
St.  1.  Eliz.  c,  1,  aufs  Neue  in  Kraft  treten,  und  so  .giebt  sie^**  J;f"*' 
denn  noch  heute  das  Princip  für  die  Geltung  des  kanonischen  beviLT«««. 
Rechts  in  England,  soweit  hier  nicht  durch  besondere  Gesetze 
Veranderangen  eingetreten  sind« 

Auf  diese  aber  wollen  wir  jetzt  eingehen,  und  zwar  ist 
Uer  zuerst  das  St.  32.  Hen.  VI  IL  c.  38.  aus  dem  Jahre  8«;nHcn. 
1510.  zu  erwähnen  »^or  marriages  to  stand  notwith- 
standing  Precontracts'*.  Dadurch  wurde  festgesetzt,  dass 
eine  Ehe,  die  im  erlaubten  Grade  —  zwischen  „  lawfvl  per- 
sons"  —  geschlossen,  kirchlich  eingesegnet  und  consummirt 
vrorden  sei,  nicht  wegen  einer  früheren  unconsummirten  Ver- 
bindung aufgelöst  werden  solle;  mit  andern  Worten,  dass 
ipowaKa  de  praesenti  sine  copula  späteren  consummirten  und 
benedicirten  weichen  müssten. 

Es  ist  interessant,  neben  den  im  Gesetze  selbst  ange-Moti^«^«» 
tuhrten  Motiven,  die  sich  auf  einzelne  Stichworte,  wie  fffnany  f^^^^ 
mowenieneee^',  Häufigkeit  von  unbilligen  Scheidungen  u.  s.w.,  Königs, 
beschnnken,  die  wahre  Veranlassung  in  den  persönlichen  Ver- 
bältnissen des  Gesetzgebers  kennen  zu  lernend 

Sollte  doch  die  neue  Anordnung  nichts  Anderes  sein,  als 
eine  nachgehende  Beschönigung  der  früheren  Thaten  des 
Königs,  ein  Nachweis,  dass  sein  Gebahren  bei  den  mannich- 
facben  Scheidungsprozessen  den  Grundsätzen  des  jetzt  auch 
gesetzlich  fixirten  absoluten  Rechts  entspreche. 

Katharina  von  Arragonien  wurde,  wie  St.  28.  Hen.  8*-28.Hen. 

«•^^_  ^^  VAU«  V»  «2»« 

YIIL  c  22.  sagt,  vom  Könige  geschieden^  weil  sie  vorher  Heinricbn. 
loit  seinem  Bruder  Arthur  vermählt  und  diese  Verbindung T.Arregon. 
auch  consummirt  gewesen  sei:  die  Scheidung  war  also  völlig 
den  durch  das  neue  Gesetz  aufgestellten  Grundsätzen  gemäss, 
i&  die  Ehe  nicht  zwischen  „lawßU  persona"  stattgefunden 
batte;  und  „lawful persans'*  waren  Heinrich  und  Katharina 
eben  nicht  gewesen  wegen  der  Consummation,  die  bei  Ka- 
tharina's  früherer  Ehe,  freilich  erst  zwanzig  Jahre  nach- 
her, behauptet  wurde,  und  wegen  der  dadurch  bewirkten  Af- 
finitat. 

^  St.  1.  Mar.  c.  3.  und  St.  1.  u.  2.  PhiL  u.  Mar.  c.  8. 

*  Vgl.  Stoddart  a Letter  89.  ff. 

*  Vgl.  Wilkins  Concü.  3, 714. 756.  ff.  765.  ff. 
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SdAnna         ^'^^  ^^®  Heinrichs  mit  Anna  Boleyn  wurde  vomPar- 
'boi.^.   lamente  durch  St.  28,  Hen.  VIIL  c,  7.  für  nichtig  erklärt^ 

fit  9fl  Hm 

viiLc.  7.'  wegen  „gewisser  wahrer  und  gesetzlicher  Hindemisse",  und  diese 
bestanden  darin,  dass  sie  vorher  einen  „preconiract*^  mit  Lord 
Percj  eingegangen  war  und  conaummirt  haben  sollte:  in 
entsprach  vollkommen  dem  oben  angeführten  Statute. 
Heinrich  Anna  von  Cleve  endlich  wurde  im  Jahre  unseres  6e- 

▼.  cieye.  sctzcSy  1540.,  ebenfalls  wegen  eines  mit  dem  Herzoge  ron 
Lothringen  geschlossenen  „precontract"  vom  Könige  ge- 
schieden^  Sie  hatte  zwar  die  frühere  Verbindung  nicht  con- 
summirt,  dafür  aber  auch  der  König,  wie  er  behauptete,  mcht 
die  letztere,  und  so  konnte  denn  auch  hier  das  Recht  Platz 
greifen,  welches  in  dem  St.  32.  Hen.  VIIL  c.  38.  niederge- 
legt wurde. 

So  dient  das  Leben  des  Königs  dazu,  seine  eherechtlichen 

Geststzesarbeiten  zu  illustriren. 

sponsfliu  Wahrend  das  neue  Statut  die  Giilti&^keit  der  sponsaKa  it 

T^,vitn,praesenti  wemgstens  relativ,  gegenüber  rechtmässigen  Men. 

'  schwächte,  liess  es  doch  deren  Bechtsbeständigkeit  an  und  fir 

sich  nach  wie  vor  bestehen',  und  nach  wie  vor  konnte  maa 

beim  geistlichen  Gerichte  auf  Soleimisation  einer  derartiges 

Verbindung  klagen,  oder  der  Richter  von  Amts  wegen  mit 

Strafen  gegen  Eheleute  einschreiten,  die  sich  der  kirchlichezi 

Emsegnung  entzogen. 

Heinrichs  Doch  hatte  auch  jene  durch  Heinrich  vorgenommene 

wMerbe-  Acnderung    des   gemeinen   Rechts    keinen    langen  Beatand 

9.a.3.Edw.Schon  acht  Jahre  später  stellte  Edward  VI.  (2.  u.  3.  Ed^r. 

> I.e. 23.  yj^  ^^  23^j  ^g  frühere  Recht  wieder  her  imd  verordnete: 

„ihai  when  any  cause  or  contract  of  marriage  should  bepretendfd 
to  have  been  made,  it  should  be  lawful  to  the  King's  EccUsiastM 

judge  to  hear  and  examine  the  same;  and  having  the  seid  con- 
tract sufficiently  and  lawfully  proved  before  him,  to  give  senienct 

for  matrimony,  commanding  solemnization,  cohabitation,  consuni' 
ination,  and  tractation  as  in  times  past,  before  the  said  stütuUt 
the  King's  Ecclesiastical  judge,  by  the  King^s  Ecclesiastical  to'i 
ought  and  might  have  done". 
AitesRecht         Das  alte  common  law  sollte  also  wieder  herrschen,  d« 

wieder  her-  ^  •  •       •    l  T77TI 

getteiit.  frühere  vor  jener  Bestimmung,  also  auch  vor  Heinrich  VUi* 
in  England  geltende  Recht.     Dass  aber  dies  nicht  absolut 

1  Vgl.  Wilkins  a.  a.  O.  S,  808. 
»  Vgl  Wilkins  a.a.O.  8, 851. 
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kirchliche  Trauung  erforderte,  habe  ich  oben  nachgewiesen 
und  werde  es  fort  und  fort  fdr  alle  späteren  Perioden  an 
neuen  Beispielen  zeigen. 


Bnnting  ▼. 


Vor  aDen  Dingen  ist  hier  ein  Fall  zu  erwähnen,  der 
neuerdings  bei  Gelegenheit  des  oben  erwähnten  irischen  Rechts- 
Mes^  mannichfache  Besprechung  erfahren  hat,  der  in  das 
Jahr  1586.  fallende  Gase  Bunting  v.  LepingwelP.  Leping^du 

John  Bunting  verlobte  sich  durch  aponaalia  depraeaenti 
mit  Agnes  Addishall,  die  sich  später,  des  bestehenden 
Ehebandes  ungeachtet,  mit  Thomas  Twede  vermählte. 
Bunting  beklagte  sie  im  Gerichtshofe  des  Erzbischofs 
Ton  Canterburj  und  „le  Sentence  fuit  pronounce  qne  el 
fffxmera  le  dit  Bunting  et  cohabitera  avec  tut/,  le  quel  elfiaV^ 
Sie  zeugten  darauf  einen  Sohn  Charles  Bunting.  Dieser 
kam  spater  in  den  Besitz  des  väterlichen  Erbgutes,  und  stellte 
dann,  als  er  daraus  von  einem  gewissen  Lepingwell  ver- 
trieben wurde,  gegen  diesen  die  Eigenthumsklage  an.  —  Das 
Yeifict  der  Jury  wollte  zuerst  festgestellt  wissen,  ob  der 
Hager  em  legitimer  Sohn  seines  Vaters  sei. 

Efl  konnte  diese  Fragestellung  bedenklich  erscheinen  und  'p^* J®* 
im  liöchsten  Grade  der  Autorität  des  geistlichen  Richters 
präjudicirlich,  der  ja,  falls  Charles  Bunting  für  einen  un- 
ehelichen Sohn  erklärt  worden  wäre,  in  seinem  finiheren  Er- 
kenntnisse nach  Ansicht  der  Jury  die  Agnes  Addishall 
geradezu  zu  neuem  Ehebruche  gezwungen  hätte.  Aber  es 
Iäs8t  sich  einerseits  zur  Erklärung  wohl  anfuhren,  dass  nach 
<ieQ  mannichfachen  Schwankungen,  welche  das  common  law 
IQ  fieser  Beziehung  erduldet  hatte,  und  die  wir  so  eben  ge- 
schildert haben,  das  geltende  Recht  der  Jury  zweifelhaft  er- 
scheinen konnte,  und  andererseits  hilft  uns  hier  ein  anderer 
Bericht,  der  von  Coke»,  zur  erwünschten  Klarheit.  Bei  ihm  ^^J^p"^^;^*' 
laotet  nämlich  das  Erkenntniss  des  geistlichen  Richters  in 
Bunting  v.  Addishall:  „-quod  praedicta  Agnes  eubiret  matri- 
^^f^f^fiium  cum  praefato  Johanne  Bunting.  Et  insuper  pronuncic^ 
^  deeretum   et    declaratum   fuit  dictum   matrimonium  fore 

^  Siehe  oben  8.  48. 

*  Moore  Cases  recollect  et  report  (Lond.  1663.)  169.  ff. 
Reports  (Lond.  1610.)  4,  29.  a. 
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Das  aber  konnte  in  der  That  bedenklich  erscheinen,  dass 
die  Ehe  mit  Twede  fiir  nichtig  erklärt  wurde,  ohne  dasa  er 
irgendwie  in  den  Prozess  hineingezogen  worden  war,  und  dar- 
über war  ein  Zweifel  gerechtfertigt,  ob  die  mit  Bunting 
später  solennisirte  Ehe  Geltung  haben  könne,  ohne  dass  die 
andere  zuvor  rite  annuUirt  worden  sei.  Allein  darauf  be- 
zog sich  das  Bedenken  der  JuryS  u^^d  ganz  allein  deswegen 
liess  sie  einen  Sachverstän^gen,  den  Dr.  Goldinghanii  ver- 
nehmen, der  freilich  in  dem  bei  Moore  erhaltenen  Beport 
auch  noch  über  das  Eheschh^ssungsrecht  selbst  sich^  ausra- 
lassen  für  gut  befand,  wenn  nicht,  wie  wohl  möglich  ist,  der 
Bericht  von  Moore  die  Gutachten  verschiedener  Sachver- 
ständigen unter  einander  gemischt  hat. 

Dr.  Goldingham  hielt  die  Scheidung  der  zweiten  Ehe 
für  unnöthig: 

d"  r"o  ku  «^^  ^^  ?^  Agnes  fuit  primes  contract  cd  Bunting;  a 
inffbam.  quel  cose  elfuit  aa  ferne  loyal  en  le  civil  ley  (f):  cor  il  du  äs 
ont  eamal  copulacön  puie  contract,  ils  ne  seront  punies  f» 
adulterg,  ou  fomicacSn,  mes  solement  pur  contempt  encouater  n 
edict  del  Eglise,  que  avoit  prohibite  camal  coptUacon  decant 
Veepoueaü  eolemnised  in  /acte  Ecclesiae.  Auxi  ei  un  legacg  eti 
done  al  ferne  cum  uxor  fuerit,  et  el  contract  luy,  el  demädera  k 
legacy  en  le  epiritual  Court^  devant  Tespoueala  celebree:  per  que 
aemble:  que  en  construccSn  del  Civil  ley  la  ferne  est  uaor  decant 
les  espousals  et  comment  que  el  eoit  marry  pais  le  contract,  et 
devant  Fespousals,  al  un  estranger  ceux  espouaah  sont  void.  Et 
il  dit  que  le  eolemnization  de  marriages  ne  fuit  use  en  TEghe 
devant  que  lePape  innocent  le  3.  ceo  ordaine  primes ;  mes  decant 
cest  ordinance  le  marriage  fuit  solemnize  en  iiel  forme  qtu  k 
home  vient  cd  meason,  hu  la  ferne  inhabite  et  amesneroit  lafäne 
avec  luy  a  son  meason  et  ceo  fuit  tout  le  ceremony,  etcJ* 

StldMwS^        Die  Entscheidung  des  Bichters  lautete  denn  auch:  „qvi 

^*^     Ussoue  de  Bunting  fuit  legitimate'%  und  bei  Coke  finden  vir 

seine  Mo-  eine  vöUig  sachgemässe  Modvirung  des  Urtheils:  „eteiM 

que  le  conusans  de   droit  de  mariage  appent   al  Eccksia»^ 

call  court,  et  mesme  le  court  ad  done  sentence  en  eeste  case,  ks 

^  Vgl.  den  Report  bei  Moore:  „Et  la  le  point  en  Bank  le  Roy  fuit  tiel 
(cest)  si  TespousalB  penter  Bunting  et  Agnes  fuerint  loyab|  sani  deroice 
penter  Twine  et  Agnes,  et  eans  conventing  Twine  de  responder**. 

>  Testamentsstreitigkeiten  gehörten  vor  geistliches  Forum,  rgLFried* 
berg  de  fin.  reg.  124.  ff. 


I.  England.  1.  Von  der  Refonnaüon  bis  2.  J.  1653.  315 

Jidges  de  nostre  ley  doient  (comt  que  sait  ^eneount^  h  reason 
de  nostre  ley)  doner  foy  et  credit  a  lour  proeeedtnge  et  eentenees 
et  a  penser  que  lour  proceedings  sont  coneondt  cd  ley  de  ecdnt 
Eigtise.  cor  cidUbet  in  aua  arte  perito  est  credendum". 

Ein  Fall,  der  im  Jahre  darauf,  1587*9  entschieden  wurde,  Hampden*» 
'zeigt  uns  dasselbe  Recht;  dieTochtervonEdwurdHampden,     1587*.  ' 
die  „post  annos  nubiles"  mit  William  Ditton  contrahirt  hatte, 
dann  aber  John  Cooke  heirathete,  wurde  von  ijirem  zweiten 
Gatten  getrennt,  „causa  praecontr€U!iU8"K 

Zum  Ueberflusse  können  wir  uns  noch  auf  die  Autorität  swinbvne. 
von  Henry  Swinburne  stützen,*  der  zur  Zeit  der  Königin 
Elisabeth  sein  in  England  noch  heute  unvergessenes  Werk 
ITreatise  of  Spousals  schrieb.  Seine  Deductionen  und 
Besnltate  entsprechen  ganz  dem  vortridentinischen  kanonischen 
Rechte',  da  ja  die  Bestimmungen  dieses  Concils,  wie  Ayliffe^ 
sagt,  nicht  in  England  redpirt  sind:  „our  Law  only  puniehing 
mk  marriages  with  the  Cenewre  of  the  Church". 

Das  aber  blieb  natürlich  bestehen,  wie  wir  es  schon  oben  bei  ünf«ieriieh» 
der  Schilderung  der  mittelalterlichen  Zustände  angeführt  haben,  Termöffeii"- 
und  m  es  sich  von  Neuem  aus  den  Worten  von  Swine-  Folgen, 
burne  ergiebtS  dass  unfeierliche  Ehen  im  bürgerlichen  Forum 

I  Coke  a.  a.  O.  2, 98.  Eb  sind  auch  aus  dieser  Periode  Fälle  vorhan- 
den, die  uns  das  Auseinandergehen  des  geistlichen  und  weltlichen  Gerichts 
lüar  feigen,  und  als  ergänzender  Belag  des  oben  S.  50.  fF.  Gesagten  dienen 
können.  Im  J.  1587.  wurde  in  Leigh  y.  Hanmer  —  Leonard  Reports 
(Lond.  1687.)  1,  52.  —  eine  Ehe  zwischen  Personen,  die  das  Heirathsalter 
noch  nicht  erreicht  hatten,  von  der  Jury  fOr  „marriage  in  possession'*  er- 
klärt, wenngleich  zweifelsohne  der  geistliche  Richter  sie  annuUirt  haben 
würde.  Aus  d.  J.  1605.  ist  Fletcher  ▼.  Pynfett  zu  erwähnen.  Coke 
leports  (Lond.  1790.)  3.  Jac.  M.  T. 

<  2.  ed.  (Lond.  1711.)  Vgl.  beispielsweise  15.  sect.  4:  „Worthly,  I  say» 
ffld  apon  good  ground  was  tlüs  Brauch  ofthat  Statute  [(nämlich  St  82.  Hen. 
VIE  c.  88.)  siehe  oben  S.  811.]  (established  by  the  Father  repealed  and 
made  Toid  by  the  son  King  Edward  the  Sixth)  . .  for  Spousals  de  praesenti 
though  not  consummate  be  in  truth  and  substance  very  Matrimony,  and 
therefore  perpetually  indissoluble  except  for  adultery.  Although  by  the 
Common  Laws  of  this  Realm  (like  as  it  is  in  France  and  other  place) 
SpousaU  not  only  de  futuro ,  but  also  de  praesenti  be  destitute  of  any  legal 
effects,  wherewith  Marriage  solemnized  doth  abound,  whether  we  respect 
legitimation  of  Issue,  alteration  of  property  in  her  Goods,  or  right  of  Dower 
in  the  Husband*B  Lands  *^ 

^  Parergoniur.  canon.  (Lond.  1734.)  364. 

*  Siehe  oben  Anmkg.  2.  Der  um  d.  J.  1682*  erschienene  The 
Womans  Lawyer  —  citirt  yon  Mr.  Shadwell  in  Beer  v.  Ward, 
reportnt  in  der  Times  v.  22.  November  1828.  —  sagt:  „How  baron 
and  ferne  are  said  to  be  one  person.    If  Titus  and  Sempronia  by  words 
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nach  common  law  für  mannichfache  Bechtsverhältuisse  unwirk- 
sam waren. 


Prioeteri.  Sehen  wu"  Jetzt  zu,  ob  die  anGclikanische  Eorche  etwa  die 

v.d. Kirche Jfostulate  aufj^estellt  hat,  dass  em  Geisthcher,  oder  sar,  wie 

gefordert,  liord  Tyndal  behauptet,  em  episcopal  ordinirter,  die  Ehen 

emgesegnet   haben   müsse,    so    finden    wir    von   alle  dem 

Nichts. 

Aufgebote  werden  wohl  verlangt  und  über  die  BefiogniM 
zu  Dispensationen  davon  Anordnungen  getroffen,  es  wird  w^ 
eingeschärft,  dass  der  heilige  Stand  der  Ehe  —  denn  einen 
sacramentalen  Anflug  behielt  die  englische  Ehe  auch  nach  d. 
J.  1552.  —  vor  einem  Geistlichen  eingegangen  werden  solle, 
dass  Bussen  und  Strafen  für  Zusammenwohnen  vor  der  Trau- 
ung zu  verhängen  seien  ^:  aber  nirgends  werder  SponsaSa  dt 
praesenti  für  Concubinate  erklärt,  nirgends  wird  eine  absolute 
Nothwendigkeit  der  Aufgebote  oder  der  Trauung  behai:qitet'. 
Im  GegentheUe,  die  Londoner  Synode  v.  J.  1597.,  wo  £e 
xccietiMti-Ecclesiastical  Constitutions  entworfeü  wurden,  erkaimte 
'tatj^nsT.j. selbst  die  rechtliche  Wirksamkeit  unkirchlicher  Verbindungeo 

de  praesenti,  in  a  lawftil  consent  contract  marriage,  they  are  man  and 

wife  before  God.    But  they  can  not  do  all  that  married  peraons  maj: 

ye  know  my  meaning:   id  poBsumua  quod  de  iure  posaurnua:  but  they 

may,  auth  Perkina*,  infeoffe  one  another:  for  they  are  not  yet  unapenoD« 

in  the  eye  of  the  law.     Iff  it  fall  out,  that  the  Woman  chanoe  to  die 

before  nuptiala  celebrated,  he  which  ia  no  more  but  betrothed,  ahall  not 

haire  her  gooda  except  it  be  by  her  laat  will  and  teatament  ....  ?nb\ic 

celebration,  therefore,  according  to  law  ia  that  which  maketh  man  and  infe* 

In  piain  view  of  law,  conaenaua  enim  non  concubitua  facit  matrimomum. 

But  one  naile  keepeth  out  another,  and  a  firm  betrothing  fdrbiddeth  any  nev 

contract;  yet  they  which  dare  play  man  and  wife  only  in  the  view  of  heaven 

and  cloaet  of  conacience ,  let  them  be  adviaed  how  they  ahall  take  the  ad- 

\antagea  or  the  emolumenta  of  marriage,  in  conacience  or  in  heaven:  for  on 

earth  if  the  priest  aee  not  celebrated  marriage,  the  judge  aaith  no  legitimate 

issue,  nor  the  law  any  reaaonable  or  conatituted  dower*^ 

■  A  proflUble  book  treating  of  the  Uwt  of  Eof  l«od.    Die  ctUite  Stelle  etehi  ia  der 
Ansg^be  Lond.  1827.  d.  89.  f. 

^  Ueber  Allea  daa  wird  weiter  unten  gehandelt  werden.  Tgl.  S.  SIS.  f. 

>  Vgl. Erkenntniaa  auademJ.  1581:  „. ..dictaml.  L.praefato A.L. 
in  uxorem,  et  eundem  A.  eidem  L  in  Timm  adiudicamua,  pro  vero  iusto 
et  legitime  matrimonio  inter  eoa  per  rerba  de  praeaenti  legi- 
time contracto,  illudque  in  facie  eccleaiae  aolempnizandum  fore  decre- 
Timua".  Depoaitiona  etc.  S.  47.  Nur  die  Reformatio  legg.  eccl. 
■c.  2.  de  matr.  (Lond.  1641.  p.  88.)  will  alle  ohne  kirchlichen  Segen  einge- 
.gangenen  Ehen  aUein  für  „actua  praeparatorii"  halten,  welche  die  Parteien 
nicht  verpflichten.  Ebenao  erfordert  sie  ib.  c.  4.  (p.  39.)  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit  die  elterliche  Einwilligung.  Ueber  die  Bedeutung  dieser  Re- 
formatio siehe  aber  oben  S.  310.  Anmkg.  3. 
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anS  und  die  noch  jetzt  geltenden  Canones  v.  J.  1603.  blieben  Cmontu 
auf  demselben  Wege*. 

Und  kamen  etwa  in  der  Periode,  die  wir  hier  zu  schildern  voikMitte. 
haben,  keine  heimlichen  Ehen  mehr  vor,  war  das  Bewusstsein 
des  Volkes  schon  so  ganz  mit  der  kirchlichen  Traumig  ein- 
Terstsoden,  dass  man  unfeierliche  Verbindungen  für  recht- 
nnd  baltloB  erachtet  hatte?  Viele  der  oben  angeführten  Be- 
iage  gehören  dem  sechszehnten  Jahrhunderte  an,  und  die  vor 
geistlichem  Gerichte  gemachten  Zeugenaussagen  lassen  in  der 
ansdiaolichsten  Weise  erkennen,  wie  die  alten  HAndfestungen  Handfestnn- 
fortdauerten,  wie  ein  Fürsprecher  die  beiden  Brautleute  zu- 
Mmmengab  und  wie  dann  häufig  genug  das  Beilager  der 
kirchlichen  Feier  vorangingt 

So  erklärt  ein  Zeuire  i.  J.  1563>:  Duergebei» 

9,At  what  Urne  he  the  $aid  John  Patter son  toke  her  Aa7id««tiM.inEhe> 
and  hand  fast  them  .  ...  he  sctid:  „  WilUam  lUeherdson ,  ar 
ye  corUent  trith  thia  woman  Margaret  Jot/eyt**  And  he  eaid,  Ye, 
jmouih,  that  he  was.  And  then  he  eaid  to  Margaret,  y^Are  you 
c(mUnt  with  tkds  man  WiUiafn  lüeherdsont**  and  ehe  said  '  Ye 
fmimA*  And  he  toke  the  hands  and  Udd  th*  one  in  th*  other  and 
Mid  ^JfiADe  have  I  doon  aemoche  ae  ther  gooetly  faiher  coulde 
dooandl  tdke  reeorde  of  their  worde  of  you  that  stände  bye''^  — 

Und  ähnlich  lautet  die  Darstellung  in  einem  zweiten,  auch 
dem  sechszehnten  Jahrhunderte  angehörigen  Falle^: 

f,At  which  tyme  one  Laneelet  Elles,  a  very  elderly  man,  did 
^ndfast  them.  Andßrste  he  asked  them  2,  the  pardes,  at  'the 
«me  tyme  in  the  presence  of  tliis  examinate  and  all  other  neigh^ 
fxntn,  whither  they  2  were  free  from  aU  promesse  and  mighi 
P^ht  iher  fcdth  and  treoth  ihe  one  to  the  other.  And  the  said 
Uortyn  and  Janett  answered,  that  they  were.    And  whereupon 

^  Eb  wurde  festgesetzt,  dass  die  Personen,  welche  Dispens  Tom  Aufge» 
böte  nachsuchten,  Garantieen  bieten  müssten,  dass  keine  „precontracta'^ 
oder  andere  Bhehindemisse  entgegenständen.  Wilkins  a.  a.  0. 4, 857. 

'  c  102.  wiederholt  die  Bestimmungen  von  1597.  und  c.  108.  verlangt 
die  eidliche  Bestfttigung  dieser  Versicherung.  Vgl.  auch  c.  105.  Wilkins 
«.a.  0.4, 898.  Gibson  Codex  1,428. 

*  Ueber  das  Letztere  Tgl.  Deposit  ions  etc.  84. 86.  256. 

^  Depositions  etc.  78. 

^  ebendas.241.  Tgl.  auch  die  S.  54.  und  255.  erzählten  FftUe.  Indem 
letiteren  werden  alle  Anwesende  zu  Zeugen  aufgerufen  „of  ther  hand- 
^■Btting,  and  that  thei  2  were  oontraet  in  the  way  of  matrimony.  to  gither  aa 
B^  and  wyff  before  God;  and  the  said  Robert  dranke  to  the  said  Agnes 
and  caold  her  bis  wyf ,  and  she  in  lyke  maner  dranke  to  the  sdd  Robert  T» 
«nd  cauld  hym  husband  ....*♦ 
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at  the  bydding  of  the  scdd  Lemeektt,  ihe  said  Martyn  and  ik 
Said  Janett  did  mlUngly  take  handa  together,  and  either  of  ihm 
2  dyd  pleeghi  ther  faith  and  irueth  to  the  other,  <u  man  and 
tmnf,  bjffore  Ood,  after  the  eountry  manner". 

Noch  unter  Elisabieth  wurde  den  Greistlichen  die  Fnge 
vorgelegt^:  „  WheOier  they  have  exhorted  young  foJke  io  abvkfi 
from  privy  eontracts  et  not  to  marry  without  the  eaneeni  oftutk 
theyr  parents  andfryenda  aa  have  authority  over  them,  or  nof ''— 


Tonchriit.  BcTor  ich  jetzt  zur  Besprechung  des  Gesetzes  übergdie, 
liehe  Ehe-  wclchcs  zucrst  den  öffentlich-rechtlichen  Character  der  Ehe  b 
den  Vordergrund  stellte,  und  zuerst  eine  bei  Strafe  der  Kck- 
tigkeit  zu  befolgende  Eheschliessungsfmn  anordnete,  wird  ei 
nöthig  sein,  die  seit  der  Reformation  gebräuchliche  zu  kenn- 
zeichnen  und  die  Entwickelung  der  Civilstands-Repster  in 
England  Torzuführen,  da  das  genannte  Gresetz  in  beiden 
Punkten  abschliessend  und  reformirend  eingewirkt  hat 
Aufgebot«.  Aufgebote  wurden  nach  dem  Vorgange  des  kanoniscben 
Rechts  an  drei  auf  einander  folgenden  Sonntagen  m  der 
Pfarrkirche  Terkündet',  und  Dispensationen  davon  durch  dit 
Bischöfe^  nur  in  dringenden  Fällen  und  allein  an  PerBOoeB 
höheren  Standes,  f^duntaxat  illuetrü  ac  clarae  eondUianü  hm- 
nthu**  ertheilt^.  Das  /Umgehen  der  Aufgebote  wurde  mit 
Strafen  geahndet,  die  der  geistliche  Richter  auszusprec^^ 
durch  keine  Massregel  weltlicher  Gerichte  verhindeit  werden 
solltet 
tempiif  Bis  zur  Zeit  von  Elisabeth  irab  es  ein  tempus  dausm 

für  die  Eheschliessung^  welches  jedoch  später  von  selbst  fort* 

^  Strype  Annals  of  the  Reformation  1.  Appdx.  57. 

«  Canones  v.  J.  1608.  o.  62.  f.  Wilkine  a.  a.  O.  4,  891.  Oibiofi 
Codex  1, 424.  f. 

8  Can.  101.  T.  J.  1608.  Wilkins  a.  a.  O.  4, 8.  Special-Lioeiueii, ^ 
SU  jeder  beliebigen  Zeit,  an  jedem  beliebigen  Orte  die  Ehe  geichloaefi 
werden  könne,  hatte  der  Ersbischof  von  Canterbury  zu  bewil^gen« 

«  Canon.  T.J.  1597.  bei  WilkinB  a.a.  0.4,  357.  v.J.  1603.  ebenda 
4,89S. 

8  Godolphin  repertor.  oanon.  (Lond.  1678.)  467.  Eb  aollteii  keio» 
writs  of  Prohibition  statt  finden;  ygl.  über  dieselben  Friedberg (i( 
fin. reg. iud.  115.  Boger  a.a.O.   B um  a.a.O. a.h.T.  >^ 

6  VgL  Lyndwood  Provinoiale  (Ozoniae  1679.)  de  eland.  ^f^^^^ 
c.  Quia  ex.  t.  seien. :  „Solenniiatio  non  potest  fieri  a  prima  Dominics  Ad- 
ventus  usque  ad  Octavas  Epiphaniae  exclusive  et  a  Dominica  LXX.  uiqa* 
ad  primam  Dominicam  post  Pascha  exduaiTe;  et  a  prima  die  Bogitiosus 
usque  ad  septimum  diem  festi  Fentecostes  indusive,*  licet  quoad  Tiocolua 
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M\  nachdem  mehrere  Geset^ntwQrfe,  welche  die  Aufhebung 
dieaer  Schranke  bezwedLt  hatten,  theils  durch  den  Einflusa  der 
Geistlichkeit«  theila  durch  den  der  Konigin  gekreuzt  und  er- 
folglos gemacht  waren^  Beatehen  aber  blieb  die  Beachran^ 
koBg  der  Trauzeit  auf  die  a.  g.  luuumiaehen  Stunden  (die  Vor-  ^^' 
nüttagtatnnden  von  8 — 12  Uhr),  welche,  zuerat  durch  eine 
C<»tftkatioa  des  Jahrea  1597.  eingeführt,  im  628ten  Kanon 
rom  Jahre  1603.  wiederholt  wurdet  Da  indeaaen  diese  Ca- 
iiones  Tom  Parlamente  nie  beatätigt  worden  aind,  so  bilden 
ilire  Beatimmungen,  wenn  aie  vom  alten  Bechte  abweichen 
oder  ZoMtze  dazu  enthalten,  keinen  Theil  dea  common  law 
und  sind  mithin  nur  für  den  Elerua  verbindlich^. 

Die  Fubning  \oa  Kirchenbüchern  endlich  wurde  zuerst  ^^^^ 
durch  eme  Bestimmung  des  Vice-Begenten  Cromwell  im 
Jahre  1538.^  angeordnet,  wobei  die  BngstlichQ  Sorgfiilt,  die  zoent an. 
aof  die  Bewahrung  der  Begiater  verwendet,  und  die  Strafen,  i.  J*  ins. 
mit  dttien  eine  nachlassige  Führung  gerügt  werden  sollte, 
sdion  die  Wichtigkeit  zeigen,  welche  man  dieser  Massregel 

Um  disboB  contrahi  possit".  Vgl.  Gibson  a.  a.  O.  1,  430.  Foynter  a 
condaeiiew  of  the  doctrine  and  practice  of  the  ecd.  courta  of  Doctoxs*  Com- 
num . . .  nkt&re  to  the  aubjeet  of  Bfarriage  and  Divorce  (Lond.  1824.)  79. 

^  T^Poynter  a.  a.  O.  80. 

'  Warne r  Chuich  Hiatory  2,  457.  enählt,  die  Gemeinen  hätten  eine 
Bfli  benthen,  daaa  Ehen  jedeneit  geschlossen  werden  könnten;  die  Kö- 
nigin habe  aber  auf  Verlangen  des  Erzbischofs  diese  Anregung  unterdrückt. 
—  Gibion  a.  a.  O.  in  einer  Note  sam  62.  Caaon  erwihot,  dasa  im  deb- 
tthnten  Bagiarungsjahre  Ton  Elisabeth  eine  Bill  eingebracht  worden  sei. 
An  Act  declaring  Marriages  lawfull  at  all  times.  Dieae  sollte 
veitergehen  ala  das  1662.  projeetirte  Gesetz,  welches  den  Weihnachtstag, 
den  Ottertag  mit  den  sechs  irorangehenden  Tagen ,  und  den  Ffingstaonntag 
ausgenommen  hatte. 

'  Nach  der  Ueberaetsung  bei  Gib  so  n  a.  a.  O.  könnte  es  scheinen, 
ftU  ob  die  Stundenfestsetsung  sich  nur  auf  die  dispensirten  Ehen  besöge. 
^  ngt:  ,,Neither  shall  any  minister  upon  the  Uke  pain  solemnise  mar- 
'i'ge  between  any  person  whomsoerer  (although  licensed  as  aibreaaid)". 
Biist  dss  aber  nur  eine  falsche  Uebertragung  des  lateinischen  Textes :  „Ne- 
qiie  nlios  minister  sub  poena  simili  inter  quaslibet  personas  (quantumyis 
ejoamodi  fiscultatem  seu  indulgentiam  habentea  etc.)*^ 

^  Vgl.  Middleton  and  Wife  ag.  Croft-Strange  reporta  a.a.O. 
1062.  Roger  a.  a.  0.  618.  Foynter  a.  a.  0. 81. 

^  Burn  registr.  eccles.  parochialis  (2.  ed.  Lond.  1852.)  Daa  ergiebt 
uch  such  aus  dem  Wortlaute  der  Bill  v.  J.  1562.,  welche  Anordnungen  triflt 
vegen  der  Registrirung  der  ^fonner  Church  books,  titles,  notes  and  re- 
membrsnce  of  twenty-four  yeares  (also  15S8.)  continuance  aJready  paased  or 
tbereabonts".  Es  wurden  jedoch  schon  früher  Eintragungen  in  Miasalien 
ynd  Piaheiien  irorgenommen.  Beiapiele  bei  B  u  r  n  registr.  11.  —  Aus  einer 
^  J.  1830.  Tom  Parlamente  angeatellten  Untersuchung  ergaben  sich  folgende 
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beOegte.     „That  you",  schrieb  er^,  „and  every  panony  xAcar  or 
curate  wiihin  this  dioeese,  far  every  ehureh  keep  one  bock  or   . 
regüter,  wherein  he  shall  write  the  day  andyeair  of  every  treddtnQ,    j 
ehriatening  and  burial  mads  mthin  yaur  parish  for  ywir  im,    1 
and  80  every  man  sueceeding  yau  Kkewise,  and  abo  there  vueri 
eoery  peraon's  name  that  shaü  be  so  wedded,  ehristmed  ani 
buried:  and  for  the  safe  keeping  of  the  eame  book  the  pariA 
shall  be  bound  to  provide  of  their  common  chargeSi  im  tun 
coffety  with  two  loeks  and  keys^  tohereof  the  ane  to  remak  witk 
you,  and  the  other  mth  the  tvardens  of  every  parish  «Mn 
the  Said  book  shall  be  Imd  up,  vohich  book  ye  shaU  every  /Stimby 
take  forth,  and  in  the  presence  of  the  said  wardens,  or  OMOJ 
them,  write  and  reeord  in  the  same  all  the  toeddings,  ckristina^( 
and  buricds  made  the  whole  week  afore,  and  that  done,  to  h/vf 
the  book  in  the  send  eoffer  as  afore;  and  for  every  time  ihatik 
same  shall  be  omitted,  the  party  that  shall  be  in  the  fault  Ami 
shall  forfeit  to  the  said  ehureh  iij*  iiij^,  to  be  employsd  on  tk 
reparaUon  of  the  said  ehureh'*, 
Eduard  Yi.         ^^  ^^^  gleichlautendes  Gebot  erliess  Eduard  VI.  il 
1547.     1547;  nur  sollten  die  Strafgelder  nicht  wie  bisher  zumErcha- 
baufonds  geschlagen,  sondern  der  Armenkasse  des  Kirchspiels 
zuertheilt  werden'. 
Die  viBito-         ^  demselben  Jahre  schon  gehört  zu  den  Punkten,  auf 
^j^'jljjjjjjj^  welche  die  Visitatoren  ihre  Aufmerksamkeit  richten  «oto, 
^bS?w  ^®  ^^^  Geistlichen  vorzulegende  Frage:  sfWhether  tfcy  *<»« 
**«ni!*j."'^"^  ftooA  or  regi^ter  savely  kept,  wherein  they  write  ikeiffsof 
1M7.     ^ery  wedding  christing  and  buryingt"^ 

Resultate : 
Bei  B  um  registr.  15: 
Register,  die  1588.  begonnen :     .    812. 
(40  dftT.  haben  Efaitragong«]!  ftUher  all  d.  Datum.) 

1538—1568: 1823. 

1558—1603: 2448. 

1603—1650: 969. 

1650—1700: 2757. 

1700—1757: Uf6, 

seitdem!     .    .    .      600  oder  700. 

Summa:  10,984. 

1  bei  Burnett  History  of  the  Reformation  1, 1781.  —  Die PnblictÄjn 
des  Enbischofes  Ton  Canterbury  bei  Wiikins  a,  a.  O.  8,  8S7.  -  D|' 
Anordnung  rief  übrigens  den  Unwillen  der  niederen  Ciassen  benroTf  ^^ 
die  Einfübrung  einer  neuen  Steuer  förcbteten.  Vgl.  den  Brief  von  Sir  Fi«/* 
Eggecomb  a.  d.  J.  1589.  an  Cromwell  in  Reports  from  Com»»<* 
tees  1888.  toLX.  8.88, 

«  Reports,  Coramittees  10, 88.  (1888.) 

»  Wiikins  a.  a.  O.  4, 28.  ff.  ebenso  auch  i.  J.  1559.  ebends8.4,  w« 
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Auch  die  katholische  Reaction  unter  Maria  änderte  an  Mariadie 
diesen  Vorschriften  nichts 9  zumal  ja  auch  das  Tridentinum 
die  Führung  von  Ejrchenregi^tem  angeordnet  hatte* 

Bei  der  Instruction,  die  der  päpstliche  Legat,  Cardinal  cardhMi 
Pole,  im  J.  1556.  auf  der  von  ihm  berufenen  Synode  erliess,  ims.  ' 
wurde  auch  ganz  besonders  der  Kirchenbücher  Erwähnung 

gethan.  — 

Bald  darauf^  tauchten  auch  schon  Pläne  auf,  die  Begistri-    itegisttr 
rang  für  jede  bischöfliche  Diöcese  zu  öentralisiren,  ein  Fort- 'Dis^sen* 
schritt  in  der  Einsicht  von  der  staatlichen  Wichtigkeit  und^w^cn.^ 
Nothwendigkeit  solcher  Register,  der  zu  jener  Zeit  in  keinem 
andern  Lande  anzutreffen  ist« 

In  der  Session  1562/3.  wurde  eine  Bill  im  Unterhause  nannrbe- 
gelesen:  „To  auiorize  every  Arehbühop  and  JSishop  to  erect  entwürfe:  ~ 
wie  Office  of  registerahip  of  all  ihe  Chureh  Bockes  to  he  kept  in    ^^^^' 
every  dio^e"^,  und  ähnliche  Ideen  beschäftigten  die  Gesetz- 
gebung wiederum  um  das  Jahr  159Q'.  i69o. 

Durchgeführt  wurde  dieser  Plan  aber  erst  durch  die  Ver-verordn.T. 
orixwmg  vom  26.  October  1597.*,  in  welcher  die  Synode  der  ^'ßlSr^ 
Proyinz  Canterburj,    mit  Zustinmiung   der  Königin,    den 
Geistlichen  nicht  allein  die  sorgsamste  Führung  der  Register 
znrPflicIit  machte  —  hatte  doch  jeder  Pfarrer,  wie  bald  darauf  inhait  der. 
festgesetzt  wurde,  die  schriftliche  Versicherung  abzugeben: 
ijshall  keep  the  Regüter  Book  according  to  the  Queen's  Majesty'a 
Injimctums"^  —  sondern  neben  vielen  Massnahmen,  welche 
auf  die  Sicheruiig  von  Verlust  und  Fälschung  abzielten,  auch 
die  Festsetzung  traf,  dass  jedes  Jahr  in  dem  Monate  nach 
Ostern  ein  Exemplar  jedes  Kirchenbuches  in  das  bischöfliche 
ArcluY  niedergelegt  werden  sollte.    „  Quicunque  vero  in  pre- 
"ti^  eorum  vel  aüquo  deliqueritg  is,  ut  delicti  qualitas  postula-- 
^if  puniatur". 

Neue  Anordnungen,  die  jedoch  von  keiner  priDcipielleny^'*joj^ 
Wichtigkeit  waren,, erfolgten  dann  in  den  Jahren  1603.^  und  isoa-und 

^  Was  ans  der  am  15.  November  1547.  in  das  Unterhaus  eingebrachten 
Bill,  „for  a  Treasure  House  in  every  shire  for  keeping  of  the 
re Cords*',  die  einmal  gelesen  wurde,  geworden  ist,  lässt  sich  nicht  an- 
geben.   Journals  of  the  H.  of  Commons  1,  1. 

'  Journals  of  the  H.  of  Comm.  1,  68. 

'  Stry p  e  Annab  4, 45. 

*  Wilkin8a.a.  0.4,856. 

*6ibson  a.a.O.  1,204. 

^  Gibson  a.  a.  0. 1, 204. 

Frieiherg,  EheteUieaiMng.  21 
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1644.     1644.^9  freilich  ohne  einer  immer  mehr  überhand  nehmendes 
Verwirrung'  abhelfen  zu  können. 

Qea«tzT.  Das  Gesetz^  welches  ich  schon  oben  angedeutet  h&be, 

'i6M.    und  das  jetzt  besprochen  werden  muss,  ist  die  Verordnung 

der  Commonwealth  vom  24.  August  1653.,  die  eineioll- 

ständige  Reformation  des  Eheschliessungs-Bechtes  einführte'. 

Zeit  der  Die  Aufgebote,  so  wurde  festgesetzt,  sollten  drei  JUfal 

'  während  dreier  Wochen  in  den  Vormittagsstunden  von  11  bis 

Ort  der-   2  Uhr  crfolgcu,  und  zwar  entweder  Sonntags  in  einem  Gottes- 
hause, oder  aber,  nach  Verlangen  der  Parteien,  zur  Vailtzeit 
auf  dem  Marktplatze.      Vorher  jedoch  sollten  die  Brautleute 
Eingabe  zn  eine  Schriftliche  Eingabe  zu  dem  Civilstands-Register  ebrei- 

aUndnre.  chcn,  in  der  sie  ihre  Namen  und  Wohnorte,  sowie  die  derElten 
oder  Vormünder  darzuthun  hatten,  und  in  deren  Venesoii; 

Auffflbote;^*^*"^  eben  das  Aufgebot  bestand,  lieber  die  VerkimdigoDf 
desselben  war  dann  wieder  ein  Vermerk  in  das  B^gister  a 
machen,  der  als  Beweis  für  die  Erfüllung  der  yorgeschriebeoei 
Formalitäten  dienen  konnte.  Ebenso  sollte  der  etwaige  Qy 
Spruch    gegen    die   beabsichtigte    Ehe    eingetragen  verfa. 

Müdem  Mit  einem  vom  Civilstands-Beamten  übe^  die  Aufgebote  lOs* 

ccrtiflcat.  gestellten  Certificate  hatten  sich  dann  die  Brautleute  in  6^ 


gleitung  von  zvm.  oder  drei  glaubwürdigen  Zeugen  za 
zam     Friedensrichter  des  Bezirks  zu  begeben,  in  dem  die  Anfgfix^^ 
richter.    verkündet  waren;  sie  sollten,  falls  sie  das  einundtwanogste  i 
d^Euim.'  ^^^  ^^^^  ^^^^^  erreicht  hatten,  die  Einwilligung  ihrer  El^^  I 
Echtheit  oder  Vormünder  darthun  und  endlich  die  Wahrheit  des  Certv  | 
cau.     fiCats  durch  Eid,  oder  in  einer  anderen,  vom  Richter  yorge- 1 
Traoung.  schriebencn  Art  beweisen.     Dann   sollte   der  Consens-Aoi'  | 
tausch  ohne  jede   andere  Ceremonie  als  Verschlingung  ^ 
kein  Tran-  Hände,  uud  namentlich  ohne  Anwendung  des  Trauringest  ^ 
folgen,  und  endlich  durch  den  Friedensrichter  die  Ehe  für 
schlössen  erklärt  werden.     Keine  auf  andere  Weise  einj 
gangene  Ehe  war  in  England  gültig;  nur  für  Geistesscbv 
und  Handlose  wurden  Modificationen  zugelassen. 
Civiiatanda-         Die  CivUstands-Rcs^ster  sollten  von  eigenen  Beamten  p 
fuhrt  werden,    welche  die   im  Kirchspiele  zur  Armenatew 

^  Burn  registr.  23. 

s  Das  war  namentlich  unter  der  Regierung  Carla  I.  der  Fallt  1^'P^' 
a.  a.  O.  S.  14.  j. 

»  bei  Scobell  a  CoUection  of  Acta  and  Ordinancea  of  g««**'^" 
made  in  Parliament  (Lond.  1658.). 
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Zahlenden  auf'  drei  Jahre  zu  wählen  hatten.  Jedoch  mufiste 
der  Sichter  die  Eintragung  jeder  Ehe  noch  durch  seine  Unter- 
schrift beglaubigen«  wie  er  auch  verpflichtet  war,  den  Eheleuten 
auf  ihr  Verlangen  einen  Trausohdn  auszustellen.  — 

Das  waren  die  auf  Eheschliessung  bezüglichen  Punkte 
dieses  merkwürdigen  Gesetzes. 

Die  Parlaments-Geschichte  des  Jahres  1663.  enthält  nichts  ^^otiv«  de« 
T(m  den  Verhandlungen,  welche  das  Gesetz  hervorgerufen  hat» 
ebensowenig  wie  die  Briefe  und.  Beden  von  Cromwell  die 
Motive  ergeben^  die  ihn  dabei  geleitet  haben. 

Dennoch  aber  werden  wir  solche  aufzusuchen  haben,  wenn  Meinonr 
ynt  uns  nicht  mit  der  wohlfeilen  Bemerkung  begnügen  wollen,  ^^lu^^ 
die  man  wohl  bei  englischen  Schriftstellern  findet^,  dass  Crom- 
well aas  Hass  gegen  die  Geistlichkeit  ihr  die  Eheschliessung 
genommen  habe. 

Die  Gründe  liegen  denn  doch  etwas  tiefer:  es  waren  fkst  nie  wahren 
dieselben,   welche   heute   die   Gesetzgebungen   zur  Civilehe 
treiben. 

Durch  die  Reformation  hat  in  Enccl&nd  eine  Verschmel-  S?5*l°^^ 

°  Kirche  In 

2ung  von  Kirche  und  Staat  Platz  gegriffen,  wie  sie  in  ^^ß®' J"^^^": 
Inni^eit  nirgends  angetroffen  wurde.  ^^^i^- 

Die  Lostrennung  von  Bom  war   eben   nicht,    wie   in 
Deutschland,  das  lange  vorbereitete  Werk  des  Volksgeistes, 
sondern  allein  ein  äusserlicher  Begimentswechsel,  eine  Succes* 
sion  des  englischen  Königs  in  die  Befugnisse  des  römischen 
Papstes'.    Erst  später,  nachdem  die  Hülle  der  neuen  Kirche  nentkoin« 
schon  äusserlich  ganz  fertig  da  stand,   gab   man  ihr  emen    Beform. 
geistigen  Inhalt,  erst  nach  Vollziehung  des  Schisma  wurde 
^in Dogma  geschaffen^.    Vorfallen  aber  blieb  der  englischen 
^^^e  die  streng  hierarchische  Gliederung,  welche  im  Katho-  Hierarchie 
ücismus  die  ganze  kirchliche  Verfassung  durchzieht^;  es  blieb 
^  die  apostolische  Succession  von  sich  prädicirende  Bischof-  Epucopat. 
thum^;  es  blieben  endlich  die  vielerlei  in  das  staatliche  Gebiet 

1  Vgl.  Bacon  new  abridgment  of  the  law  (7.  ed.  Lond.  1832.)  Marriage 
C.  note.  Gripps  law  of  the  Clergy  716. 

*  Vgl.  Abbot  hiBtory  of  the  Roman  and  English  HierarehieB  (Lond. 
1831.)  252-56.  Ranke  Engl.  Gesch.  1,  182.  Gneist  a.  a.  O.  2,  258. 
Montaga  the  fbur  experiments  in  church  and  State  (Lond.  1864.)  50.  f. 

»  St  81.  Hen.  VIII.  c.  14.  v.  J.  1589;  St.  82.  Ken.  VIII.  c.  2«;  St  84. 
Hen.Vm.c.l. 

*  Vgl.  Qneist  a.  a.  0. 2, 261.  Fischel  a.  a.  0. 171.  ff. 

*  Vgl  Burn's  Eccl.  L.  1, 207. ff, 

21* 
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DU  kirobi.  übergreifenden  kirchlichen  Competenzen,  welche  den  Anlas» 
sen  gi«ifen  ZU  den  harten  Kämpfen  des  Mittelalters  eesehen  hatten^ 

ind.stutt.  '^  r  .         . 

ttber.  Jetzt  konnte  das  Letztere  für  politisch  bedenklich  niclit 

mehr  gehalten  werden.  War  doch  der  Konig  das  anerkaimte 
Haupt  von  Kirche  und  Staat,  so  dass  die  Streitfragen  zwischen 
der  Gewalt  beider,  die  früher  für  den  Staat  Lebensfragen 
ausgemacht  hatten,  zu  dem  Zwiste  zweier  gleichgeordneter 
Mächte,  zweier  demselben  Oberhaupte  unterworfener  Kreiee, 
zu  einem  Competenzconflicte  im  heutigen  Sinne  des  Worts 
herabgedrückt  waren. 

Wohl  aber  konnte  der  religiöse  Sinn  des  Volkes  Ein- 
spruch erheben  gegen  ein  System,  welches  sich  von  dem  Pro- 
testantismus kaum  den  Namen  erborgt  hatte  und  ganz  in  des 
früheren  Bahnen  wandelte. 

theorettache         Die  calvinlstischc  Theorie,  die  protestantische  Leb 
gf^Ni^iMVom  allgemeinen  Priesterthume,  von  der  Gleichberechtiguii; 
^'  ^'   aller  Geistlichen  drang   durch   deutsche  Vermittelung  nacli 
England',  gewann,   durch  Verfolgungen  geschärft'  und  ge- 
stärkt, immer  mehr  an  Verbreitung,  und  nahm  schliesslich  h 
Kampf  auf  Tod  und  Leben  mit  dem  Episcopalismus  auf. 

indepen-  Keine  Bischöfe,  so  lauteten  die  Forderungen,  weide  in 

dem  Independentismus  ihren  Höhepunkt  erreichtenS  kern  oen- 
tralisirtes  oder  auch  nur  organisirtes  Earchenwesen,  keine  Fer- 
mischung  von  Staat  und  Ejrche. 

Es  würde  hier  zu  weit  fuhren,  wenn  ich  das  allmaUiclie 
Wachsen  und  die  allmähliche  Verbreitung  dieser  Ideen  nach- 
weisen wollte. 
Muton.  Ich  will  mich  begnügen,  auf  Miltons  Schriften  zu  ver- 

weisen, in  denen  er  die  religiösen  Tendenzen  seiner  Partei- 

1  So  geistliche  Jurisdiction  u.  b.  w.  R  e  e  y  e  bist  of  the  Engl.  Uw  (U^ 
don  1814.)  5,  216>-18.  Burnet  bist,  of  the  Reformat  2,  858.  Onei»'^ 
a.a.O.  2, 280.  Fischel  235.ff. 

»  Vgl.  Weber  Gesch.  d.  akathoL  Kirchen  u.  Secten  v.GrossbritlaDnieB 
(Leipz.  1845.)  I,  1,  106.  ff.  Richter  Gesch.  d.  deutsch.  ILVeif.  (Leipi* 
I851.)175.ff.  VgLaucbDordrecbterSynodeArtSl:  „übi «unt loco- 
mm  yerbi  dei  ministri,  eandem  illi  atque  aequalem  omnes  habeot  tos 
jK>testatem,  tum  auctoritatem,  ut  qui  sint  aeque  omnes  Christi  unici  iliin* 
episcopi  universalis  et  capitis  ecclesiae  ministri".  Vgl.  auch  Bänke  Eog^ 
Gesch.  2, 213. 

•  Weber  a.a.O.  1,2, 424. 

*  Vgl.  Maoaulay  history  (Tauchn,  ed.)  1, 114.  Bouge  andBennet 
history  of  dissenters  (Lond.  1808.)  1, 128.  ff. 
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genossen  mit  grossser  Schärfe  und  Klarheit  £a8t  zum  wissen- 
dchafUichen  Systeme  gestaltet^,  und  ich  möchte  noch  die  Be* 
merkung  hinzufügen,  dass  der  Tnderstand  gegen  das  Ver-  wer  Feind 
fassimgsw^en  der  Hochkirche  um  so  energischer  sein  musste,  ««ch  Fetnd 
da  aach  alle  politischen  Feinde  des  Königs  in  das  Heer  der 
reü^ösen  getrieben  wurden.  Denn  da  die  Staatskirche  noto- 
lisch  dea  König  stützte,  so  war  eine  Verbindung  der  gegen  den 
Kömg  als  Monarchen  Kämpfenden  mit  den  Feinden  des  ober- 
sten Bischofs  von  selbst  gegeben. 

Endlich  müs  auch  noch  des  Hasses  seeen  das  sranze  vom  kathousir. 
Katholidsmus  überkommene  Formenwesen  der  ansclikanischen  der  anguk. 

Kirche. 

Kirche  Erwähnung  gethan  werden ,   der  durch   die  katholi- 
sirenden  Bestrebungen   eines  Land  gefördert  wurdet   und    L^ad. 
schon  in  den  vierziger  Jahren  auch  in  Bezug  auf  die  bei  der 
EhescUiessung  gebräuchlichen  Ceremonien   einen  Ausdruck 

fand». 

Alle  diese  Factoren  waren  bei  den  Berathunscen  der  Com-  die  com- 

nonweelth.  ■ 

mnweaUh  maassgebend:  Trennung  von  Staat  und  Kirche  ver- 
langte man.  Zurückfährung  der  l^chenverfassung  auf  das 
anorgamsche  Zusammenleben  der  apostolischen  Zeiten,  Fort- 
fallen alles  und  jedes  an  Heiden-  oder  Papstthum  erinnernden 
Fonnenwesens :  das  Resultat  war  eben  die  Cromwellsche  weueche 

AI      ,       ,  Ehegeeetz. 

uesetzgebung. 

Sie  schaffte  die  kirchliche  Eheschliessung  ab  und  führte 
Civilehe  ein,  weil  die  Ehe  ein  bürgerliches  Rechtsgeschäft  sei, 
weil  den  Greistlichen  eine  nicht  unbeträchtliche  Einnahmequelle 
entzogen  und  dadurch  die  Miethlinge»  die  nach  Geld  Dürsten- 
den, ?om  Dienste  der  Kirche  abgeschreckt  würden;  sie  nahm 
den  gastlichen  Richtern  die  Ehejurisdiction  und  übertrug  sie 
den  Friedensrichtern,  weil  den  Geistlichen  eine  weltliche  Ge- 

^  Gegen  den  Episcopalismus  vgl.:  Of  Reformat.  in  Engl.  Works 
(Lond.  1753.)  1, 8.  Of  prelaticai  episcopaoy  ebendas.  S.  82.  The 
Äeaion  of  Charch  Goyernment  book  U.  eh.  8.  „that  prelaticai  juris- 
^tioQ  apporeth  the  reason  and  end  of  the  Gospel  and  of  State",  ebendas. 
^1^7;  —  Gegen  die  Geremonieen:  Animadyersions  sect  IL  ebendas« 
1|85.  —  Trennung  von  Staat  und  Kirche:  A  treatise  of  ciTil  power  in 
eecleBiastical  causes.  ebendas.  598.fi. 

'  Macaulay  bist.  (ed.  cit)  1, 86.  ff. 

'  The  humblest  Petition  of  the  ministers  of  the  Churoh  of 
England  (8. 1. 1641.)  p.  2.  erbittet  die  Abschaffung  mehrerer  Geremonieen, 
we  mit  dem  Trauringe  vorgenommen  «u  werden  pflegten.  —  Eine  scharfe 
^tikderPetitionSeitensder  Universität  Oxford  ebendas.  12.  ff. 
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richtsbarkeit  nicht  zustehe;  sie  beseitigte  endlich  den  Traoring» 
weil  er  heidnischen  und  katholischen  Ursprungs  sei^ 
MutonsVer-  Sehr  beachtcuswerth  ist,  dass  das  revolutionäre  Gesetz 
dfrCiTuSM.aus  den  hier  dargestellten  Motiven  heraus  seinen  Vertheidiger 
in  Milton  gefunden  hat,  und  bei  dem  Einflüsse,  den  er,  der 
politisch  Hochgebildete,  unstreitig  auf  den  Gang  der  Gesetz- 
gebung ausgeübt  hat,  bei  dem  Ansehen,  veelches  er  ab  eb^ 
rechdicher  Schriftsteller  in  der  vcNrliegenden  Frage  gemessen 
musste,  l'ässt  sich  wohl  annehmen,  dass  die  von  ihm  der  ge- 
setzgebenden Versammlung  zugeschriebenen  Beweggründe 
auch  die  in  Wahrheit  wirkenden  gewesen  sind^. 

1  Vgl.  darüber  (Buttler)  Hudibras  III,  2, 803 : 
„  Othera  were  for  aboliahing 
Thattoolofmatrimony,  aring 
With  which  th*  unsanctify*d  bridegroom 
Ib  many'd  only  to  a  thumb 
(As  wise  aa  ringing  of  a  pig 
That  us*d  to  break  up  ground  and  dig) ; 
The  bride  to  nothing  but  her  will, 
That  nulla  the  after  marriage  still  *^ 
Vgl.  Walch  Einleit.  in  d.  relig.  Streitigk.  auss.  d.  luther.  Kirche  !,«;• 
Halsemann  in  Calvinism.  irreconcil.  th.  U.    P.  Müller  de  hieroloftt 
sect.  4.  th.  12.  ^ 

>  Ich  theile  in  dem  Folgenden  die  bis  jetzt  so  weit  ich  sehe  noehTöilL; 
unbeachtete  Aeusserung  M  i  1 1  o  n*s  mit ;  —  auch  W  e  b  e  r  in  dem  Anfeatie: 
JohnMÜton's  prosaische  Schriften,  in  Kaum  er  histor.  Taschenbachfl^ip' ' 
1852.,  S21.  ff.  übersieht  sie  —  sie  ist  seiner  Schrift  The  likelieitMeaos 
to  remoye  Hirelings  out  of  the  Church  entnommen,  Works  ed.  cit. 
1, 625.  f. :  „But  somel^ing  must  be  spoken  in  praise;  if  due,  theirdaty;  if 
undue,  their  corruption :  a  peculiar  Simony  of  our  diyines  in  England  on^- 
But  the  ground  is  broken,  and  especially  their  unrighteoua  possesdon,  ue 
chancel.  To  seil  that,  will  not  onlyraise  up  in  judgment  the  Council  o. 
Trent  aginst  them,  but  will  lose  them  the  best  champion  of  tithes,  tbeir 
zealous  antiquary,  Sir  Henry  Spelman ;  who  ifi  a  book  written  to  that  p 
pose,  by  many  cited  canons  and  some  eyen  of  times  corruptest  in  the  chvita- 
proyes  that  fees  exacted  ordenninded  for  sacraments,  marriages,  bonil^ 
and  especially  for  interring,  are  wicked,  accursed,  simoniacal  and  thons^ 
able.  Yet  thus  is  the  church ,  for  all  this  noise  of  reformation,  lest  still ub* 
reformed,  by  the  censure  of  their  own  synods,  their  own  fayourera  a  den"- 
thieyes  and  robbers.  As  for  marriages,  that  ministers  should  meddle  viu 
them  as  not  sanctified  or  legitimate,  without  their  celebration,  I  find  o^ 
ground  in  scripture  either  of  precept  or  example.  Likeliest  it  is  (which  ocr 
Seiden  hath  well  observed,  1, 2.  c.  28.  Ux.  Eh.)  that  in  imiUtion  of  heatkc» 
priesta  who  were  wont  at  nuptials  to  use  many  rites  and  cerremonieS)  ^ 
especially,  judging  it  would  be  profitable,  and  dhe  increase  of  their  authonty» 
not  to  be  spectators  only  in  business  of  such  concemment  to  the  lÜe  oiv^^ 
they  insinuated  that  Marriage  was  not  holy  without  their  benediction,  so 
for  the  better  colour,  madeitasacrament;  being  of  itself  a  ciyil  ordisaBCf* 
ahoushold  contract,  a  thing  indifferent  and  free  to  the  whole  raccofin»^ 
kind,  notasreligious,  butasmen:  best,  indeed,  undertaken  to  religi^)^ 
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Das  Gesetz  über  Civilehe,  welches  die  Commonweaüh  für  AaMfebning 
England   im  Jahre   1653.   erlassen  hatte,    wurde    schon  und. ottcue«. 
December  desselben  Jahres  auf  Irland  ausgedehnt  und  em- 
pfing dann  auch  Greltung  für  Schottland.        ^ 

So  war  denn  in  dem  grossen  britischen  Reiche  ein  Becht 
der  Eheschlie^sung  geltend ,  und  überall  wurden  die  Ehen  vor 
den  Friedensrichtern  eingegangen^;  das  bezeugen  uns  noch 
zahlreich  erhaltene  Trauscheine '. 

endi  and  as  the  apoBÜe  saith ,  1.  Cor.  VII.  'in  the  Lord'.    Yet  not  therefore 

inTalid  or  unholy  irithout  a  minister  and  bis  pretended  neceasary  hailowing, 

more  than  any  other  act ,  enterpriae  or  contract  of  civil  life ,  ivhicb  onght  all 

to  be  done  aUo  in  the  Lord  and  to  bis  giory.    All  wbicb,  no  leas  than  mar- 

riage,  were  by  tbe  cunning  of  prieats  beretofore ,  as  material  to  tbeir  profit, 

transacted  at  Üie  altar.    Our  divines  deny  it  to  be  a  sacrament ;  yet  retained 

tbe  celebration,  tili  prudently  a  late  parliament  recoyered  tbe  ciyUliberty 

of  marriage  from  tbeir  incroachment,  and  transferred  tbe  ratifying  and 

legistring  tbereof  from  tbe  canonical  sbop  to  the  proper  cognizance  of  ciyü 

magistratea.     Seeing  then,  tbat  God  batb  given  to  ministera  imder  tbe 

Gospel,  tbat  only  wbicb  is  jusüy  giyeu  tbem,  tbat  is  to  say,  a  due  and 

moderate  ÜTelibood,  tbe  bire  of  tbeir  labour ,  and  tbat  tbe  beave-oiering  of 

tisbes  is  abolisbed  witb  the  altar,  yea,  thougb  not  abolisbed,  yet  lawleas,  aa 

tbey  enjoy  tbem;  tbeir  Melcbisedecbian  right  also  trivial  and  groundless, 

and  beul  tithes  and  fees,  if  exacted  or  establisbed,  unjust  and  scandalous; 

we  may  bope ,   with  tbem  removed ,   to  remove  birelings  in  some  good 

measore,  whom  these  tempting  baits,  by  law  especially  to  be  recovered, 

allore  into  the  church".  —  Schon  in  seiner  UebersetzungBacers  „Jadg- 

ment  of  Martin  Bucer  touching  the  marriage"  hatte  er  auf  das  15.  Capitel 

von  dessen  de  regno  Christi  aufmerksam  gemacht,  in  dem  behauptet  wird, 

dass  die  Ehe  ein  weltlich  Ding  sei,  „tbat  Üie  ordering  of  marriage  belongs 

to  the  civil  power".    Works  1,  240.    lieber  die  Ebescbliessung  selbst 

scheint  aber  Milton  zur  Zeit  der  Abfassung  jener  Schrift  (1644.)  noch  keine 

abweichenden  Ansichten  gehabt  zu  haben ;  wenigstens  findet  sich  in  den 

eberecbtlichen  Schriften  Nichts  darüber  und  das  20.  Capitel  Buoer*s  bat  er 

mit  der  Bemerkung  ausgelassen,  dass  es  nur  von  der  Ebescbliessung  bandle. 

^  &•  0. 1,  242.    Seine  Definition  von  der  Ehe  lautete  damals :  „Marriage  is 

a  dime  Institution,  joining  man  and  woman  in  a  love  fitly  disposed  to  tbe 

belps  and  comfortof  domestic  life";  Tetrachordon  a.  a.  O.  1,  275.  v.  J. 

1(45. 

^  Doch  erscheinen  in  einigen  Tbeilen  Englands  gewisse  Modificationen 
der  vorgeschriebenen  Form.  So  wurden  inNortbampton  die  Eben  vor 
dem  Mayor  und  dem  Geistlichen  der  Kirche  solennisirt  Burn  registr.  161. 

2  Vgl.  Gentleman's  Magazine  v.  J.  1784.  p.  8.  —  Aufgebote  auf 
dem  Marktplatze : 

„165S.  )  Julius  Wood  of  Nigbtingale-lane,  in  tbis  parish,  mariner 
December,  26.  ]  and  Martha  Wagdock  oftbesame,  widow,  were  published 
in  the  marcket-place  at  Leadenball  three  several  marcket-days  in  three 
sereral  weeks  (viz.)  on  the  llth  day,  on  the  19^  day,  on  tbe  26«»»  day  of  De-  . 
cember  1653;  and  the  said  Julius  W.  and  Martha  W.  were  married  by  me, 
Biebard  Loton  esq.  and  justice  of  the  peace  in  the  county  of  Middlesex  on 
the  2^^  day  of  December  1653;  Edward  Callis  and  Tobias  Harborough 
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Beartheu.  Gfossen  UnwiUen  aber  rief  die  neue  MaaBsresel  bei  JH 
noMen.  deu  Mftnnem  hervor^  welche  kirchlich  dem  IndependentianiB 
fem  standen,  und  wieder  war  auch  hier  die  poliibche  Partei- 
farbe von  Wirkung.  Gleich  wie  alle  Feinde  des  Königs  dem 
neuen  Gesetze  ihre  Zustimmung  gegeben  hatten,  in  ihrer 
Coalition  mit  den  Gegnern  der  Hochkirche,  so  waren  alle  gotCD 
Bojalisten  einig  in  dem  Hasse  gegen  eine  Maassregel,  die  in 
Terwerftmgden  religiösen  Prinzipien  usurpatorischer  Königsmörder  ihren 
durch  Roya- Ursprung  hatte.  „Matyiage  by  juaticea",  heisst  es  in  emer 
Kirchenbuch-Eintragung  jener  Zeit,  y,election  of  registm  In/ 
Parühioners  and  the  tue  of  ruUng  eldera  ßrat  catne  ifUo  faäm 
in  the  Urne  of  rebellion,  under  ihat  monster  of  nature  and  hhi}i 
tt/rant  Oliver  Cromweü"^;  und  in  einem  anderen  Kirchenbache 
werden  die  Lücken  der  Bevolutionsjahre  trauernd  mit  der 
Maassregel  der  Commonwealth  erklärt,  „the  said  Parlia- 
ment  also  coneisting  of  Annabaptists  and  Independents". 

satyn.  Auch  die  Satyre  bemächtigte  sich  des  neuen  Gesetzes, 

und  von  den  zahlreichen  Pamphleten,  welche  zweifelsohne  b 
jener  schreibeei&igen  Zeit  ihren  Spott  darüber  erg088en^  k 
uns  wenigstens  ein  nicht  witzloses  Gredicht  erhalten,  in  welchen 
die   durch   die  npue  Maassregel  bewirkte  Wiederkunft  der 

witnesses  present'^  bei  Poynter  a.  a.  O.  26. — Aufgebote  in  der  Kirche: 
bei  der  Eheschliessung  von  CromwelU  Tochter: 
„Novembern,  1657. 

There  aie  to  certify  whom  it  may  concemed,  that  accordiogto  &l&^ 
Act  of  Parliament,.  entytuled  an  Act  touching  Marriages  and  the  regutoing 
thereof  etc.  Publication  was  made  in  the  publique  meeting  place ,  in  the 
Pariah  Church  of  the  Pariah  of  Martina  in  the  Fielda  in  the  County  of  Midd- 
leaez,  upon  three  aeyeral  Lord*8  Daya,  at  the  cloae  of  the  moming  exercu<* 
namely  upon  the  XXV.  day  of  Ootober  1657,  aa  also  upon  the  Land VIII- 
NoTember  following  of  a  marriage  agreed  upon  between  the  Honorabl« 
Robert  Eich  of  Andrew*a  Holbome  and  the  Right  Honorable  the  Lady 
Prancea  Cromwell,  of  Martina  in  the  Field  in  the  county  of  Bliddleaez.  ^^ 
which  waa  fully  performed  according  to  the  act  without  exception. 

In  witneaae  vhereof  I  have  hereunto  aet  my  band  the  IX.  day  of  No- 
Tember 1657. 

WiUiam  WiUiama. 
Regiatrar  of  the  Pariah  of  Martina  in  the  Field. 

Folgt  dann  Tor  der  Hand  Henry  Scobell'a : 

„Married  XI.  November  1657.  in  the  preaence  of  hia  Highneas  theLoid 
Protector,  the  Right  Honble  the  Earla  of  Warwick  and  Newport ...  9ßd 
manyother".  beiß  um  regiatr.  160. 

^  beiBurn  regiatr.  161. 

s  Leider  exiatirt  im  Britiah  Muaeum  kein  Catalog  über  diese  Lite- 
ratur; die  von  der  Berliner  Bibliothek  beaeaaenen  Flugacbrüten  bebm- 
deln  daa  Thema  nicht. 
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goldenen  Zeiten  konisch  gefeiert  wird  und  das  hier  eine  Stelle 
%nj3en.  mag^: 

y,On  The  Justice  Of  Peace*8  Making  Marriaget  And  The        Ctedichtaat 

Crying  Thun  In  The  MarckeU  dÄI!" 

Now  just  as  *twas  in  Satums  Reign 
7%e  Golden  Age  is  retumed  agtdn 
And  Astrea  <igain  from  heaven  is  catne 
When  all  on  Barth  by  Justice  is  done. 

Amongst  the  rest^  toe  have  cause  to  heglad 
JNhw  Marriages  are  in  marckets  made 
Sinkx  Justice  we  hope  will  take  order  there 
We  may  not  he  cousened  no  more  m  our  wäre. 

So  hushands  shall  have  the  commodity  hy% 
*Thave  wives  by  the  weigJU,  who  are  often  too 
Andwives  (to  cohtentment  ofevery  one) 
Shaü  haoe  hushands  too  (they  hope)  by  the  stone, 

Nayperhaps  in  tone  they  may  think  it  fit 
Thai  Justice  first  night  by  b^side  shotUd  sit. 
And  carefvlly  look  (as  in  marcket  they  did) 
Thal  Justice  too  he  done  m  the  hed. 

So  etil  incommodities  would  beprevented 
And  eoery  one  would  hold  them  contented^ 
And  all  debates  m  Marriage  would  cease 
When  things  were  done  by  Justice  ofPeace, 

Besides  each  thmg  would  fall  out  right 
And  (hat  old  Proverb  be  verified  b^t 
That  Marriage  and  Hanging  both  together 
When  Justice  shall  have  disponing  ofeither. 

Now  as  for  Ladies  who  may  be  so  proud 
They  worCt  go  to  marcket^  where  things  are  allow*d 
They  may  in  their  Chambers  (for  ought  Ido  know) 
Have  Weddings,  and  Ut  the  Marriage  go. 

And  as  for  Ime  *ofthe  Dairy  it  may  be 
Who  counts  her  sdfas  good  as  my  Lady, 
Who  knowSy  whUst  no  body  too  does  mark 
But  she  may  have  a  touoh  in  the  dark, 

Let  Parson  and  Vtear  then  say  what  they  vnll 
The  Custome  is  good  (God  continue  it  still), 
For  Marriage  being  a  now  Trafique  and  Trade 
Pray  where  but  in  Marckets  shotUd  it  made, 

*7*  was  well  ordain^d  they  should  be  no  more 

In  Churches  and  Chapels  then  as  before 

Since  for  it  in  Scripture  we  have  example 

How  buyers  and  sellers  were  droifn  out  o*  th*  Temple 

Mean  Urne  God  blesse  the  Parliament 
In  maJang  this  Act  so  honestly  meant 
Ofthesegood  marriages  God  blesse  the  breed 
And  God  blesse  us  all,  for  was  never  more  need  '^ 

^  in  FI ecknoe'g  Diarium  (1656.)  p.  8a. 
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2.  Von  16&S.  bu  1758. 

Fortflüien  Im  Jahre  1660.  besdeg  Carl  IL  den  Thron  sdner  Vater. 

Ges«aM.  Es  war  selbstverständlich,  dass  das  republikanische  Gesetz, 
welches  im  Schosse  des  jetzt  so  schwer  Ycrfolgten  Indepeo- 
dentismns  erstanden  war,  von  dem  neuen  hochkirchKchen 
Boyalismus  ohne  Weiteres  beseitigt  wurde,  und  dass  du 
frühere  Recht  der  Eheschliessung  mit  seinem  kirchlichen  Auf- 
gebote, seinem  priesterlichen  Segen,  seinem  Trauringe  imd 
der  ganzen  alten  Liturgie  wieder  in  Wirksamkeit  trat^ 

Manche  Die   Unduldsamkeit   der   neu   eonstituirten  Hodildick 

CiTUebenf.  schciut  sich  aber  nicht  allein  mit  harter  Strafe  für  die  Per- 
sonen der  früheren  Gesetzgeber  begnügt  zu  haben,  oder  durch 
die  blosse  AnnuUirung  der  verhassten  Maassregel  befriedigt 
worden  zu  sem.  Es  gab  ohne  Zweifel  eine ,  extreme  Parti 
welche,  wenn  sie  auch  dem  geltenden  Rechte  gemau  aDe 
Bponadlia  de  praesenti  für  Ehen  anerkennen  musste,  alle 
formlosen  Verbindungen  als  eheliche  zu  behandeln  hatte, 
an  der  Bechtsgültigkeit  der  in  den  Bevolutionsjahren  p- 
schlossenen  CivUehen  zweifelte,  ja  sie  für  nichtig  zu  eddirsi 
keinen  Anstand  nahm. 


oenhri;cb.  Das  Gesetz  der  Commonwealth  hatte  aber  fast 
Altficht.  Jahre  in  England  geherrscht,  es  hatte  eine  absolute,  bei  Strafe 
der  Nichtigkeit  zu  befolgende  Form  vorgeschrieben;  alle  Eben 
in  England  waren  CivUehen  gewesen:  um  so  empfindbclier 
mussten  die  neuen  Theorieen  den  ganzen  Kechtsstand  des 
Volkes  treffen,  denn  indem  die  Basis  aller  bürgerlichen  Ver- 
haltnisse berührt  und  die  Rechtsgültigkeit  der  geschlosse- 
nen Ehen  in  Frage  gestellt  wurde,  war  jede  Legitimität  ebe^ 
Erben,  waren  aUe  Eigenthumsverhaltnisse  zweifelhaft 

So  war  es  denn  nur  eine  Maassregel  der  gewöhnlichste» 

Gerechtigkeit,  die  Unschuldige  nicht  die  Thaten  kaum  Scbol- 

diger  entgelten  lassen  wollte,  dass  der  König  im  ersten  Jalre 

stij.    seiner  Kesierunfir  ein  Gesetz  erliess,  —  St.  12.  CharL  H- 

Chart  II  c  QS  ^  ^  ' 

Die  ciVu-.  c.  23,  —  worin  er  alle  während  der  Kevolution,  ja  sogar  seit 
^^'dem  1.  Mai  1642.  in  einer  anderen,  als  der  kirchlichen  Foim 
geschlossenen  Ehen  für  rechtsgültig  erklärte. 

Die  Bechtsfragen  aber,  die  sich  daran  knüpfen  konnten, 

sei  es  über  die  Gültigkeit  jener  Ehen  selbst,  sei  es  über  die 

Legitimität  der  in  ihnen  gebornen  Kinder,  sollten  vor  einer 

Jury  verhandelt  werden.  —  Was  diese  letztere  Bestimmong 

^  Gesetzlich  ist  die  Verordnung  v.  J.  1653.  nicht  aufgehoben  worden. 
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wollte,  welche  dem  geistlichen  Richter  aeine  Cognition  in  so 
betrachtfioher  Weise  schmälerte,  lässt  sich  kaum  ermessen. 
Oder  hasste  die  Hochkirche  die  Civilehen  wirklich  in  dem 
Grade,  dass  sie  von  einer  Bechtssprechnng  befreit  zu  sein 
wunsdite,  durch  welche  sie  die  Gültigkeit  derselben  aner- 
kouien  mnsste?  Die  Quellen  bleiben  uns  jede  Antwort  schuldig. 

Die  weiteren  Gesetze  dieser  Periode  bis  zur  Hardwicke's  chmcter 
Act  g^hem.  auf  das  Eheschliessungsrecht  nur  beiläufig  ein«         Ges«tse. 

Nicht  weil  es  im  staatlichen  Literesse  läge,  eine  Oeffent- 
lichkeit  der  Ehe  zu  erzwingen,  oder  weil  ein  geordnetes  Ge- 
meinwesen ohne   Civilstandsregister  kaum  bestehen   könne,  ^^^^j^ji^,. 
sondern  aliein  um  Steuermaassregeln  zu  treffen,  wurden  Normen^^^U^"^^^ 
über  die  Eheschliessung  aufgestellt.  *°  erheben. 

Der  Ejjeg,  den  Wilhelm  und  Maria  mit  Frankreich 
zu  führen  genöthigt  waren,  nahm  alle  materiellen  Kräfte  der 
Nation  in  Anspruch.  Im  Jahre  1698.  bewilligte  das  Parla-|t.  »•  n«  «• 
ment  verschiedene  Abgaben,  welche  auf  die  Dauer  von  vier  c.  si.  '§.  l  * 
Jahren  erhoben  werden  sollten.  Dabei  auch  eine  für  jede 
Eheschliessung  mit  stufenweiser  Steigerung,  je  nach  dem 
Stande  der  Brautleute,  zu  zahlende  Summe  —  St.  6.  u.  6. 
Will.  ü.  Mar.  c.  21.  §.  1.  —  . 

£m  zweiter  Paragraph  schärfte  den  Geistlichen  bei  100  £ 
Stnde  die  Führung  von  Kirchenbüchern  ein,  doch  auch  das 
nur  zum  Zwecke  der  Steuereinziehung,  wie  die  beigeftigte 
Clausel,  welche  den  Steuereinnehmern  freien  und  unentgelt- 
lichen Zutritt  zu  den  Begistem  sichert,  beweist. 

Schon  die  folgende  Parlamentssession  musste  die  Bill 
^ederholen  —  St.  6.  u.  7.  Will.  u.  Mar.  c.  6.  §.  47.  —  und^^iif;;»^!;. 
durch  den  Znsatz  wirksamer  machen,  dass  auch  an  Orten,  ^•^•9'i^* 
&  Ton  der  bischöflichen  Visitation  und  Aufsicht  frei  zu  sein 
behaupteten,  doch  nur  mit  Beobachtung  der  Aufgebote  oder 
^t  der  bischöflichen  Dispensation  getraut  werden  sollte. 
100  £  Strafe  wurde  den  Greistlichen  aufs  Neue  für  den  ersten 
Ungehorsam,  eine  Amtssuspension  von  drei  Jahren  für  den 
zweiten  angedroht 

Aber  auch  dies  Gesetz  genügte  noch  nicht,  um  die  be- anwirkstm. 
^villigte  Steuer  mit  Sicherheit  von  allen  im  Beiche  geschlos« 
%enen  Ehen  eintreiben  zu  können.  Wenn  auch  das  Gesetz 
iiir  exemte  und  nicht  exemte  Kirchen  erlassen  war,-  so  war 
doch  der  Fall  noch  nicht  vorgesehen  worden  —  und  bei  der 
stricten  englischen  Bechtssprechnng  mussten  alle  Möglich- 
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keiten  berücksichtigt  werden  —  dass  (}dfttliche»  die  mcht 
unter  den  Begriff  der  in  den  Bills  genannten  „  Parsona,  Vican, 
Curates**  gehörten ,  die  Ehen  trauten,  dass  also  Priester  ia 
fremden  Kirchen  die  Ehen  einsegneten.  ^  They  .  ,  »  do  suhsti^ 
St.  7.11. 8.  tute"»  heisst  es  in  St.  7.  u.  8.  Will.  III.  c  35.,  „and  enaHm 

WQl  III  • 

c.  SS.  '  and  knowingly  and  unUingfy  suffer  and  permitt  dwene  oiker 
Minister  to  marry  great  nvmber  of  penona  in  their  teapeeüot 
churches  and  ehappeb  unthout  publicationa  of  banne  or  Scences 
of  marriaffe  ßrat  hadd  and  obtained  many  of  whieh  nUnütm  «o 
subatituted  employed  permiUed  and  auffered  to  marry  aa  afon- 
aaid  have  no  Beneficea  or  aettled  habitationa  and  are  poor  and 
indigent  and  cannot  eaaily  be  diacovered  and  eontneted  of  tk 
cffencea  aforeaaid.  And  wheraaa  miniatera  being  in  IViaon  fcir 
Debt  or  otliertmae  da  marry  in  the  aaid  Priaona  many  Persont 
reaorting  thither  for  the  purpoaea  aforeaaid  and  in  other  Plam 
for  Lucre  and  Qain  to  tiiemaelvea^'  etc,  ^ 

Daher  wurde  die  schon  früher  ausgesprochene  Geldstrafe 
auch  auf  diese  Fälle  ausgedehnt  und  zugleich  jedes  ohne 
Licenz  oder  Aufgebote  verheirathete  Paar  zur  Zahlung  tod 
10  £.  Strafe,   jeder  Parish  Clerk,  der  einer  solchen  Ehe- 
schliessung  beiwohnen  würde,  von  5  j^.,  für  schuldig  erachtet 
Den  Steuereinnehmern  sollten  die  Geistlichen  zweimal  im 
Jahre  bei  5  ^  Strafe  die  Kirchenregister  vorzeigen  müssen.  — 
St.  8. ..  0.         Prolongirt  wurden  diese  Bestimmungen  wieder  dmdi  St. 
c.2o.*t.i4.8.  u.  9.  Will.  III.  c.  20.  §.  14.  bis  zum  1.  August  1701.  und 
will  hl'  ^  Bezug  auf  die  Execution  in  St  8.  u.  9.  Will  III.  c  20. 
C.83.    §.  16.  und  St.  9.  Will.  UI.  c.  32.  die  nöthigen  Anordnungen 
getroffen. 
Anne'c'*M         Auch  uutcr  Auua's  Regierung  blieb  die  Gesetzgebung 
8t.io.Annemit  St  4.  u.  5.  Auuc  c,  23.  und  St  10.  Ann.  c  18.  §.  192. 
'in  demselben  Geleise;  nur  dass  Clausel  auf  Clausel  gehäuft 
wurde,  um  die  Umgehung  der  Vorschriften  immer  mehr  zu 
erschweren:  die  unfeierlich  geschlossenen  Ehen  wurden  ako 
i»erz«it«'^^^  nicht  nur  mit  geistlicher,  sondern  auch  mit  weldicher 
Strafe  belegt^:  ihre  Bechtsgültigkeit  blieb  aber  nach  wie  tot 
unerschüttert 


1  Das  wäre  vorher  anmöglich  gewesen.  In  Seeles  and  othert, 
Croke  Reports  on  select  cases  in  the  court  of  K.  B.  (London  1790.  ff.)  VoL4. 
15.  Carol.  reg.  a6. 1639.  heisst  es:  „it  was  doubted  whether  the  Court  of  the 
Maiches  could  meddle  with  a  clandestine  marriage  to  punish  it,  being  > 
mere  spiritual  act";  und  demgeniftsB  wurde  auch  entschieden. 
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Wir  haben  jetzt  wieder  die  in  den  Höfen  des  Civilrechts  o«»c>>tiiche 
entflchiedenen  Prooesse  zu  betrachten,  begnügen  uns  aber  bei    <>vogeo. 
der  Ueberzahl  derselben,    einige  der  wichtigsten   herauszu- 
greifend 

Im  zwölften  Begierungsjahre  Karls  ü.  wurde  derPaine's^**'***'^'^*^ 
Gase  entschieden*. 

„FuU  (Kt  per  Windham  Serjeant,  Que  ei  käme  ccntraet  ave 
vn  ferne  pur  luy  marrier,  et  apree  il  marry  luy  meeme  dl  un 
müer  ferne,  et  le  primer  ferne  eue  en  le  Spiritual  Court,  Et  per 
sentence  In  le  primer  Marriage  eet  adjudge  nul,  et  que  le  honte  et 
U  primer  ferne  eont  baron  et  ferne.  Icy  il  dit  que  Noy  Attumey 
General  teigne  in  Mr.  Harrieons  Lecture  in  lAncolns-Inn  que 
per  eeo  Sentence  le  hom  et  le  primer  ferne  fueront  eompleate 
baron  et  ferne  sans  aseun  auter  eolempnity.  Yee  Tuneden  Justice 
negavü  et  dit  que  le  Marriage  doit  estre  solemnize  devant  que  ils 
seront  eompleate  baron  et  ferne**. 

Welche  Verschiedenheit  der  Ansichten  hier  auch  unter 

den  Richtern  in.  Bezug  auf  die  bürgerlichen  Folgen  einer  un- 

teierUchen  Ehe  herrschte,  darin  waren  sie  Alle  einig,  dass  die 

zweite  Ehe  aufgelöst  werden  müsse,  und  die  erstere  auch  ohne 

kirdiEche  Form  zu  Recht  bestehe. 

in  Jahre   1682.  lag  in  Weld  v.  Chamberlaine»  dem  c7ambl;- 
Ciief  Justice  Pemberton  der  schwierige  Fall  vor,  dass    *■*"•• 
die  Personen,  deren  Ehe  angezweifelt  wurde,  von  einem  Geist- 
lichen getraut  worden  waren,  welcher  nach  dem  Bitus  der 
ano^kamschen  Kirche  vor  der  Revolution  ordinirt,  im  Jahre 
1663.  aus  dem  Königreiche  vertrieben,  sich  bei  der  Eheschlies- 

^  Vgl.  noch  Holt  T.  Ward  t.  J.  1732.  bei  Strange  Reports  of  ad- 
Gases  (Savoy  1754.)  2,  9S7.  Leeson  v.  Fitsmaurice  v.  J.  17S2. 
angefahrt  Ton  LordStowell  in  Dalrymple  t.  Dalrymple  (ed.  Dod- 
Bon  London  1811.)  p.  18.  —  Von  Erkenntnissen  aus  späterer  Zeit  bezeugen 
du  frühere  Recht:  Rex  v.  Brampton  beiEast  Reports  of  Cases  argued 
«od  detennined  in  the  Court  of  K.  B.  (Philadelphia  1845.)  10,  288:  Lord 
£ilenboroagh;  —  Lautour  v.  Teesdale  beiTaunton  Reports  of  Cases 
•  .  in  the  Court  of  Common  Fleas  (London  1810.  ff.)  8,  882:  Sir  Vicary 
Gibb«;  —  Morton  v.Fenn  bei  Douglas  Reports  (London  1881.)  8,211: 
LordMansfield;  —  Reid  T.Passer  beiPeake  Cases  detennined  atNisi 
Priui  (London  1820.)  292:  Lord  Kenyon;  —  M*Adam  t.  Walker  bei 
Dow  Reports  of  Cases  upon  appeal  and  writs  of  error  in  the  House  of  Lords 
(London  1814.)  1,  181:  Lord  Eldon;  —  Smith  t.  Maxwell  hei  Ryan 
and  Moody  Reports  of  cases  . . .  at  Nisi  Prius  (London  1827.  ff.)  1,  80: 
Lord  Wynford;  —  Dalrymple  T.  Dalrymple  ed.  Dodson  a.  a.  O.: 
Lord  StoweU.  —  u.  s.  w.  . 

'  Siderfin  tres  reports  des  diTers  special  cases  (Lond.  1688.)  1, 13. 

>  Shower  report  of  Cases  (Lond.  1794.)  2, 800. 
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sung  eines  Rituals  bedient  hatte ,  das  von  dem  des  Pntyer 
book  in  vielen  Beziehung«!  abwich,  wie  er  denn  auch  den 
Trauring  weggelassen  hatte. 

„Pemberton  C.  J*\  heisst  es  in  dem  Report ,  „tnc2in^to 
ihink  it  a  good  mamag€f  there  being  worda  of  eontract  de  prat- 
senti,  repeaied  after  a  parson  in  Orders"^ 

Noch  bemerkenswerther  ist  aber  der  ins  Jahr  1703.  fal- 
jessonT.  lendeProzess  Jessons  v.  Collins^,  weil  die  englische Fraxu 
sich  lange  Zeit  —  bis  auf  das  Urtheil  Lord  Tyndal»— tuf 
diese  Entscheidung  gestiitzt  hat«. 

Eine  Klage  war  beim  geistlichen  Gerichte  anhängig  ge- 
macht worden  auf  Annullirung  einer  Ehe  wegen  früher  ge- 
schlossener aponsaUa  de  praesenH.  Der  Beklagte  sachte  aber 
dem  Spruche  des  geistlichen  Richters  zu  entgehen,  indem  er 
bei  dem  Hofe  der  King^s  Bench  ein  Verbot ,  den  Process  zo 
instruiren,  gegen  den  OfBcial  zu  erwirken  strebte,  unter  dem 
Vorwande,  dass  seine  prätendirte  frühere  Ehe  nur  ein  blosses 
VerlÖbniss  sei,  keine  eponsaUa  de  praesetiti,  sondern  nur  i 
futuro,  dass  mithin  auch  nur  eine  beim  weltlichen  Gericht 
anzubringende  EQage  auf  Geldentschädigung  zugelassen  werda 
dürfe.  Die  King's  Bench  lehnte  das  Gesuch  des  Provocanta 
ab,  weil  die  gesammte  Ehejurisdiction  zur  Competenz  der 
geistlichen  Gerichte  gehöre,  und  es  wurde  vom  Chief  Justice 
Lord  Holt  der  Ausspruch  gethan,  den  der  ganze  Gendtsbo! 
genehmigte:  „That  if  a  eontract  be  per  verba  de  pnutcn^f  « 
amounta  to  an  actual  marriage,  which  ihe  very  parties  thutMdxa 
cannot  düsolve  by  release  or  otJier  mutucU  agreement;  for  it  ii  oi 
much  a  marriage  in  the  sight  of  God  aa  if  it  had  been  in  /««< 
Ecclesiae'^ 
dtrschrin-  Fügen  wir  noch  hinzu,  dass  auch  namhafte  kirchenrecbt- 
"teuer  Uche  Schriftsteller  dieses  Zeitalters,  wie  Ayliffe»  und  Ougk- 
ooughton.  ton*,    der  hier  vertretenen  Anseht  waren,    und  dass  weh 

1  SalkieldreportofCase8(2.ed.Lond.  1731.)2,437.  Modern  case« 
adjudged  in  the  Courtof  K.  B.  (5.  ed.  Lond.  1794.)  1, 155.  Gibsoo  a.t.0. 
41S.417. 

3  So  namentUcli  LordStovell  in  dem  angef.  DairympleT.Dftl* 
rymple  bei  Dodson  a.  a.  O.  18.  in  Haggard'a  rep.  of  cases  ...in"'^ 
conaistory  Court  of  London  (Lond.  1822.)  2, 59. 

s  Parergon  iuris  canonici  erschien  1726.  2.  ed.  Lond.  1754.  Vgl  ^ 
ganze  Capitel  „of  Marriage  or  Matrimony  otherwise  called  wedlock  **. 

4  Ordo  iudiciorum  um  1733.  (Lond.  1738.)  Beispielsweise  tit  193.  »^ 
16:  „Si  iuYenis  cum  foemina  tractaverit  de  matrimonio  contrahendo «  ^ 
forsan  contrazerit  sponsalia  de  fiituro,   sed  non  contraxerit  rerao 
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Blackstone  ihnen  beipflichtet,  so  können  die  BestinmnmgenBiackiioM. 
des  englischen  Common  law  auch  für  diese  Periode  kaum 
einem  Zweifel  unterliegen. 

Gehen  wir  jetzt  zur  Schilderung  des  praktischen  £he- q^^^^JH^;, 
scUkssungsrechtes  über,  so  begegnen  uns  in  dieser  Periode  ^^l^'»- 
Erschebungen,  die  im  höchsten  Grade  Beachtung  verdienen* 
Ich  habe  schon  oben  bei  Besprechung  von  St.  6.  u.  7. 
IFilL  IIL  c  6.  auf  die  Bestimmung  hinzuweisen  gehabt,  welche 
exemte  Kirchen  den  Vorschriften  des  Gesetzes  mit  unterwar« 
fen,  und  durch  welche  alle  heimlichen  Ehen  verpönt  wurden:  H«imUche 
wir  haben  zu  betrachten,  in  wie  fem  jene  Gesetze  nöthig  ge-    **•" 
wesen,  in  wie  fem  sie  wirksam  geworden  sind.  *  ^ 

Schon  i.  J.  1644.  sind  in  einer  Kapelle  des  Tower  heiqi-  i» Tower. 
liehe  Ehen  geschlossen  worden.     Alpine  Land  in  seiner -^pjnoijj^"*" 
Yertheidigung  vor  dem  Oberhause  erklärte,  wie  energisch  er 
gegen  ein  derartiges  gesetzloses  Treiben  aufgetreten  wäre^ 
Dennoch  aber  waren  sowohl  seine  Bemühungen,  wie  die  der  •^j®^'** 
übrigen  Bischöfe,  fruchtlos;  nicht  allein,  dass  £e  Zahl  der 
^Kirchen,  welche  von  der  bischöflichen  Aufsicht  frei  zu  sein 
bdisopteten,  der  ^^lawleaa  churches^*,  in  denen  Aufgebote  nie  JlSrchM. 
verkündet  wurden^    beständig  im  Wachsen  war,    auch  der 
JJntag  und  die  Verbrechen,  die  mit  heimlichen  Ehen  inmxer 
auf  das  Engste  verknüpft  sind,  nahmen  täglich  zu. 

So  beanspruchte,    ebenfalls  noch  im  siebzehnten  Jahr- 
hunderte, die  Kirche  von  St.  James  Duke's  Place^  die  stjamet 
Berechtigung,  dass  Ehen  ohne  Aufgebote  von  ihren  Geist- 
lichen eingesegnet  werden  dürften  wie  auch  die  Befreiung  von 
der  bischöflichen  Jurisdiction,  und  in  welchem  Umfange  hier  be- 
ständig den  Gesetzen  Hohn  gesprochen  wurde,    zeigen  die 
noch  erhaltenen  Kirchenbücher,    welche  häufig  dreissig  his  äJ^^'J;^® ^ 
Herzig  an  einem  Tage  geschlossene  Ehen  registriren,  und  in  ****jgjj!2*®** 
dem  Zeiträume  von   1664.   bis   1691.   beinahe  40,000  Ehe- 
eintragungen enthalten^. 

matrimonium  per  yerba  de  praesenti  etc/'  tit.  194.  no.8;  tit.  195. 
110, 4.  etc. 

^  VgL  Burn  registrum  H5. 

'  So  auch  ausser  den  unten  zu  nennenden:  Lamb's  ChapelHei« 
field  und  vielleicht  auch  Lincoln's-Inn-ChapeL 

s  Vgl.  über  diese  schon  gegen  1586.  sehr  renommirte  Kirche  Tom 
Brown's  Works  (ed.  1774.)  4, 177. 

«  VgL  Burn's  History  of  the  Fleet  Marriages  (2.  ed.  Lond.  1834.^4. 
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DieBehVr-         Vergeblich  schritten  die  Commissarien  fiir  geisdidie  An- 
ten ein.   gelegenheiten  gegen  den  Bector  Adam  Elliot  ein,  indem  ae 
ihn  i.  J,  1686.  auf  drei  Jahre  suspendirten:  schon  nach  wemgen 
Monaten  wurde  er  restituirt  und  begann  seine  gesetzwidrige, 
gewinnbringende  Thätigkeit  von  Neuem  ^. 
Trinity  Ebcuso  zcigcu  uus  die  erhaltenen  Register  der  E]rche 

von  Trinity  Minories  das  beständige  ansehnliche  WadiBen 
der  heimlichen  Ehen'. 

Fleet-Ehen.        AUcs  das  wurdc  aber  durch  die  Fleet-Ehen  indner 
Weise  übertroffen,  die  noch  jetzt  staunenerregend  ist. 
dmg«-  Der  Fleet-Stadttheil  enthielt  das  grosse  Gefangmss. 

F^et    wohin  alle  Schuldgefangenen  aus  dem  ganzen  Keiche  hinge- 
bracht zu  werden  verlangen  konnten^, 
ttberfout  So  geräumig  aber  auch  das  Gebäude  war,  so  konnte  es 

doch  unmöglich  der  stets  wachsenden  Zahl  seiner  Inssssen 
genügen,  zumal  nach  dem  englischen  Schuldrechte  die  Gfio- 
biger  keinerlei  Alimentenzahlungen  zu  ge^^hren  hatten,  - 
einer  langen  Haft  also  aus  diesem  Grunde  nicht  abgenei^ 
waren,  —  und  die  Schuldner  ihre  Freiheit  erst  an  dem  Ti^ 
wieder  erhoffen  konnten,  wo  sie  ihrer  Verpflichtungen  ledij 
wurden. 

dieGefanp.         Es  bildete  sich  mithin  der  Grebrauch,  dass  die  Gefangenen 

"^tiasMnraus  dem  G^fangnissgebäude  entlassen  wurden  und  dieBerecli- 
tigung  erhielten,  sich  in  dem  bestimmt  abgegränzten,  aber 
nicht  unansehnlichen  Umkreise  des  Fleet^  häuslich  niederzu- 
lassen, wenn  sie  nur  Sicherheit  stellten  für  ihr  jedesmaBges 
Erscheinen  vor  dem  Gefängnissbeamten,  sobald  der  Befehl 
dazu  an  sie  erginge. 

urMched.         Es  War  uun  nicht  so  die  Pfarrkirche  dieses  Stadttlieils 
Im  Fleet.  St.  Bridc's  —  wcnugleich  auch  diese  ezemt  zu  sein  be- 
hauptete —  welche  zu  der  Unzahl  der  heimlichen  FlectrEhcn 
Anlass  gab,  sondern  vor  Allem  der  Umstand,  dass  manch 
hochwürdiger  Herr  hieher  von  seinen  Schuldnern  in  Gewahr- 

1  ebendas. 

a  ebendas.  8.5. 

«  Ueber  diea  und  das  folgende  vgl.  Norothouck  a  new  hiitory  oj 
London  (Lond.  177S.)  663.  und  wörtlich  gleichlautend  Harrison  newisd 
universal  history  of  London  (Lond.  1 776.)  2, 477. 

4  „The  rules  of  liberties  of  this  prison  comprehend  all  Ladgste-OT 
to  the  Old  Baiiey  on  the  north-side,  and  to  the  Cock-alley  on  tbe  sootb: 
both  sides  of  the  Old  BaUey  to  Fleet-lane:  all  Fleet-lane  and  the  east-nd« 
of  the  marcket,  firom  Fleet-lane  to  Ludgate  hill".  Harrison  a.  a.  0. 2,477. 
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8ftm  gebracht  wurde»  der  dann  die  Gelegenheit  zum  Geld- nie Gaflmg»- 
erwerbe  nicht  unbenutzt  vorbeigehen  lassen  wollte,  und  so  wiesnm  oeider- 
er  ans  dem  Gefängnisse  entlassen  war^,    die  Function  des 
Trauens  geschäftlich  zu  betreiben  anfing.  Und  was  sollte  ihm  stmflosig. 
auch  der  bestehenden  Gesetzgebung  gemäss  deswegen  wider-  Beginnens. 
fahren?    Sollte  der  Bischof  ihn  des  Amtes  entsetzen?    Das 
war  ja  schon  geschehen ,  als  man  ihn  aus  der  Pfründe  ins 
OefingnisB  geschleppt  hatte.     Sollte  der  geistliche  Obere  ihn 
eiDsperren  lassen?    Er  war  Gefangner I     Sollte  man  ihn  lun 
Geld  büssen?    Er  hatte  keins! 

So  gab  es  bei  der  Schwerfälligkeit  der  englischen  Legis- 
lation kein  Mittel,  dem  Unwesen  der  heimlichen  Eheschlies- 
sungen,  welches  sich  immer  mehr  ausbreitete,  eine  Schranke 
zu  setzen«  und  auch  St  10.  Anne  c.  19.  v.  J.  1712.,  welches  ^*-"-^« 
die  Ueberführung  jedes  den  Gesetzen  zuwider  handelnden 
im  Fleet  gefangenen  Geistlichen  nach  dem  Grafschaftsgefang-^^  ^^^ 
nisse  anordnete,  und  die  Grefängnissbeamten  für  jede  von 
einem  Schuldgefangenen  getraute  Ehe  mit  einer  Geldstrafe 
Terantwortlich  machte,  blieb  ohne  Wirkung. 

Freilich  erfahren  wir  aus  dem  Weekly  Journal,  dass^JJ^J*^*' 
i.  J.  1716.  ein  John  Mottram  wegen  zweier  von  ihm  im 
Fleet  eingesegneter  Ehen  bestraft  wurde',  aber  schon  i.  J. 
1723.  berichtet  dieselbe  Zeitschrift,  dass  in  einer  Juni-Woche 
vom  Montage  zum  Donnerstage  32  Paare  gegen  das  Gesetz 
getraut  worden  seiend 

^  Sie  konnten  aber  auch|  da  der  Besuch  der  Gefangenen  Jedem  frei- 
stand, im  Gefängnisse  trauen. 

s  T.  13.  Febr.  1717:  „John  Mottram,  Clerk,  was  tryed  for  solemnizing 

«Uadestine  and  unlawful  marriages  in  the  Fleet  Prison,  and  of  keeping 

^audnleot  Registers,  whereby  it  appeai^d  that  he  had  dated  several  mar- 

nagea  aererai  ytax»  before  he  enter*d  in  orders,  and  that  he  kept  no  less 

Ulan  nine  seTerai  Registers  at  different  houses,  which  eontained  many 

•candaioufl  frauds.    It  also  appeared,  that  a  marriage  was  antedated  be- 

^use  of  pregnancy ;  and  to  impose  on  the  Ignorant  there  was  written  under- 

i^eith,  this  scrap  of  barbarous  Latin,  'Hi  non  nupti  fuerunt,  sed  obtinuerunt 

Testimonium  propter  metum  parentnm',  meaning  that  they  were  not  mar- 

^ed ,  but  obtained  this  priyate  Register  for  fear  of  their  parents.    It  rather 

appeared  from  evidence,  that  these  sham  marriages  were  soiemnized  in  a 

^cm  in  the  Fleet,  they  call  the  Lord  Mayor*s  ChappeU  which  was  fürnished 

'^th  ohurs,  oushions,  and  proper  conveniencies,  and  that  a  coal-heaver 

^^  generally  set  to  piy  at  the  door  to  recommend  all  couples  that  had  a 

^ind  to  be  inarry*d,  to  Uie  Prisoner,  who  would  do  it  cheaper  than  any  body. 

^ti  fattfaer  appesv^d,  that  one  of  the  Registers  only  eontained  above  42200 

^^trys  which  had  been  made  within  the  last  year^. 

^  Weekly  Journal  1728.  t.  29.  Juni. 

FTitdberg,  Eheichliet$u»g,  22 
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Die  Zciftao^  Ebciisowemg  half  es  auch,  dass  die  Zeitungen  jener  Tage 
eine  consequent  wiederkehrende  Warnung  vor  jenen  Ehes 
als  stehende  Artikel  brachten,  und  die  gesetzlichen  Strafen 
hervorhoben^;  sie  hatten  in  ebenso  consequenter  Folge  Ton 
den  Ehen  zu  erzählen,  die  geschlossen,  und  den  Verbrechen, 
die  dabei  verübt  wurden. 

Ich  will  einige  dieser  Berichte  hier  anführen. 

u^ng  to  Am  26.  September  1719.  erzählte  das  Original  WcekJj 

Journal,  wäre  eine  Mrs.  Anne  Leigh,  eine  Erbin  von 
200  £  jährlich  und  6000  £  Vermögen,  ihren  Verwandten  ent- 
fuhrt  und  gegen  ihren  "Willen  in  der  Fleet-EIirche  verheintbet 
worden.  Sie  habe  derartige  Misshandlungen  erlitten,  dass  k 
noch  jetzt  sprachlos  danieder  liege.  Ein  Captain  Pealj 
wurde  später  wegen  des  Verbrechens  verhaftet. 

Einen  ähnlichen  Fall  berichtete  die  Daily  Post  t.  i  Ibi 
1728.«  und  der  Post  B07  v.  18.  Juni  1730.,  und  ausfuMdi 
stellte  im  Grub  Street  Journal  eine  anonyme  Einsendenn 

Bigamien,  die  Ucbclstände  dar'.  —  Ebenso  zahlreich  waren  die  Bifi- 

1  „Whereas  several  incqnsiderate  and  unwary  persons  consent  tst« 
married  at  the  Fleet,  May  Fair,  and  other  places  by  sham  licences,  vitb^^« 
any  bannt  or  legal  authority,  by  wbich  the  parties  that  think  themielv^ 
properly  married,  are  much  difficulted  in  the  proof  of  their  marriages  aod<tf 
the  legitimacy  of  their  chlidren . . . .  It  is  thought  proper  for  the  welibein^* 
peaoe  and  security  of  such  aa  intend  lo  many,  to  make  it  known,  thai 
besidesthe  inconveniences  before  mentioned,  there  iaan  actoTPsi^^^^^ 
made  in  7  &  8  years  of  King  William,  cap.  35.,  by  which  itisenacted.  '* 
hier  folgt  jene  Bestimmung. 

s  „Two  Irishwomen  were  convicted  at  the  Old  Bailey  forüdingoü» 
Bussel  in  forcibly  marrying  and  bedding  vith  a  gentlewoman  —  the  cef^ 
mony  haying  been  performed  by  a  Fleet  parson". 

•  „Sir.  —  There  is  a  very  great  stU  in  this  town  and  of  dangerDUfcoa- 
sequence  to  our  sex,  that  has  never  been  suppressed,  to  the  great  pre)Q$^ 
and  ruin  of  many  hundreds  of  yoiyig  people  every  year;  vhich  I  beg  soo« 
of  your  learned  heads  to  consider  of ,  and  consult  of  proper  ways  and  ne^ 
to  prevent  for  the  future.  I  mean  the  ruinous  maniages  that  are  pnetis^ 
in  the  liberty  of  the  Fleet,  and  thereabouts,  by  a  sett  of  drunken  swein^ 
parsons,  vith  theyr  myrmidons,  that  wear  black  coats  and  pretendtot« 
Clerks  and  registers  to  the  Fleet  These  ministers  of  wickedness  ply  «^ 
Ludgate  Hill  pulling  and  forcing  people  to  some  pedling  alehouie  or  ^ 
brandy-shop  to  be  married,  even  on  a  Sunday  stopping  them  ai  theTgo^^ 
church  and  almost  tearing  their  cloaths  off  their  backs.  To  confinnti^^ 
truth  of  these  facts,  I  will  give  you  a  case  or  two  which  lately  hsppeoed. 

Since  Aüdsummer  laat  a  young  lady  of  birth  and  fortune  wiideloo^ 
and  forced  from  her  firiends,  and  by  the  assistance  of  a  wry-necked  s^^' 
parson  married  to  an  atheistical  wretch,  whose  life  is  a  continued  pnctk« 
all  manner  of  rice  and  debauchery.  And  since  the  min  of  my  relatioo«  s^' 
other  lady  of  my  acquaintance  had  like  to  have  been  trepanned  in  te  wäfi^_ 
ing  manner.    This  lady  had  appointed  to  meet  a  gentlewoman  st  the  i 
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mieen,  welche  im  Fleet  geschlossen  wurden^;  denn  man  darf  zahidar 
nicht  etwa  meinen,  dass  die  Fleet-Ehen  Tereinzelt  eingegangen 
waren.    Allein  der  Geistliche  John  Gaynham,  der  „Höllen- 

Playhouse  in  Dnuy-lane :  but  extraordinary  business  prevented  her  Coming. 
Being  alone  when  the  play  was  done ,  she  bade  a  boy  call  a  coach  for  the 
dty.  One  dressed  like  a  gentleman  helpa  her  into  it,  and  jumps  in  after 
her.  'Madam',  saya  he,  Hhis  coach  was  caiied  for  me,  and  since  the 
veatherisBo  bad  and  there  is  no  other,  I  beg  leave  to  bear  your  Company: 
I  am  going  into  the  city,  and  will  set  you  down  whereyer  you  please*.    The 
Mj  begged  to  be  excnsed;  but  he  bade  the  coachman  drive  on.    Being 
come  to  Ludgate  Hill,  he  told  her  bis  sister  who  waited  bis  Coming,  but  five 
doors  up  the  court,  would  go  with  her  in  two  minutes.    He  went,  and  re- 
tumedwith  bis  pretended  sister  who  asked  her  to  stop  in  one  minute,  and 
she  would  wait  upon  her  in  the  coach.    Deluded  with  the  assurance  of  hav- 
ing  bis  aister^s  Company,  the  poor  lady  foolishly  followed  her  into  the  house, 
vhen  inatantly  the  aistervanished;  and  a  tawny  fellow  in  a  blackcoat  and 
black  wig  appeared.     *  Madam ,  you  are  come  in  good  time ,  the  Doctor  was 
JQst  a-goingl'    *The  Doctor',  says  she  horribly  frighted,  fearing  it  was  a 
madhouse:  'What  has  the  Doctor  to  do  with  me?'    *To  marry  you  to  that 
gentleman:  the  Doctor  has  waited  for  you  these  three  hours,  and  will  be 
pajed  by  you  or  that  gentleman  before  you  gol'    *That  gentleman  I'  says 
she,  recoyering  herseif,  'is  worthy  a  better  fortune  than  mine',  and  begged 
bardtobegone.    But  Doctor  Wryneck  swore  she  should  be  married;  orif 
6\iewoQldnot,  he  would  still  haye  bis  fee,  andregister  the  marriage  from 
tbatm^t    The  Lady  finding,  she  could  not  escape  without  money  or  a 
pledge,  tdd  them  she  liked  the  gentleman  so  well,  she  would  certainly  . 
meethiffl  to  morrow-night,  and  gave  them  a  ring  as  a pledge:  which,  says 
she,  'vas  my  mother's  gift  on  her  death-bed ,  injoining  that,  if  everl  mar- 
ried, it  abould  be  my  wedding-ring*.    By  which  cunning  contrivance  she 
wasdeÜTered  from  the  black  Doctor  ai^d  his  tawny  crew.    Some  time  after 
thisl  went  with  this  lady  and  her  brother  in  a  coach  to  Ludgate  Hill  in  the 
day  time,  to  see  the  manner  of  their  picking  up  people  to  be  married.    As 
soon  as  cur  coach  atopt  near  Fle^t-Bridge ,  up  comes  one  of  the  Myrmidons. 
^ Madam*,  says  he,  *you  want  a  parsonl'    *Who  are  you?'  saysL    *I  am 
the  Clerk  and  register  of  the  Fleet'.    *Show  me  the  chapel'«    At  which 
Cornea  a  second,  desiring  me  to  go  along  with  bim:  Says  he,  'That  fellow 
will  carry  you  to  a  pedling  alehouse'.    Says  a  third,  *Go  with  me,  he  will 
cvry  you  to  a  brandy-shop  *.    In  the  Interim  comes  the  Doctor.    '  Madam ', 
»ay»be,  'in  do  your  jobb  for  you  presentiyl'    *Well,  gentleman',  saysi, 
'sioce  you  can't  agree,  and  I  can't  be  married  quieUy,  TU  put  it  off  'tili 
anothertime':  so  droye  away.    Learned  Sirs,  I  wrote  this  in  regard  to  the 
honour  and  safety  of  my  own  sex  —  and  if  for  our  sakes  you  will  be  so  good 
as  to  publish  it,  correcting  the  errors  of  a  woman's  pen,  you  will  oblige  our 
wholesex,  and  nonemore  than,  Sir 

Your  constant  reader  and  admirer, 
Januaryl5th  1734-5.  Virtuous". 

^  So  beispielsweise  i.  J.  1748.  Robert  Hussey  durch  Doctor  Gktynham. 
Bei  dieser  Gelegenheit  sagte  jener  würdige  Geistliche : 

Counsel:  „Are  you  not  ashamed  to  come  and  own  a  clandestine  mar- 
riage in  the  face  of  a  Court  of  Justice  ?  " 

Dr.  Gainham  (bowing):  „Video  meliora,  deteriora  sequor".  —  Burn   . 
Fleet  manriag.  49. 

Im  J.  1737.  Richard Leayer.    Dabei  fand  folgende  Verhandlung  statt: 

22* 
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Ort  der 
Tnaangen. 


ieufeV*,  wie  er  genannt  wurde,  der  in  den  Jahren  toq  1709. 
bis  1740.  im  Fleet  gefangen  war,  segnete  36,000  Ehen  eb\ 
und  hatte  dabei  noch  mit  der  Concurrenz  \JOia  Edward  Ash- 
welly  Walter  Wjatt,  und  unzähliger  anderer,  wirklicher 
oder  fingirter'  Amtsbrüder  im  kämpfen^. 

Die  Ehen  wurden  auch  nicht  allein  in  der  Küche  toII* 
zogen,  sondern  jeder  Geistliche  richtete  sich  einen  eigenes 
Raum  dazu  her;  durch  ein  grosses  Schild  zeigte  er  sich  den 
Vorübergehenden  anS  indem  er  seine  Billigkeit  und  fiedlich- 

Alice  Allington:  „On  January  18,  1783-4, 1  was  married  to  the  pritooff 
at  the  Hand  and  Pen,  in  Fleet  Lane,  by  the  famoos  Doctor  Cainham**. 

Prisoner:  „I  don't  know  that  woman  for  my  wife.  I  know  notlmig 
aboat  the  wedding.  I  was  fiiddled  over  night,  and  next  morning  I  fofod 
myself  a-bedwith  a  stränge  woman ,  —  'Andwho  are  you?  howcameyinL 
here?*  saysi,  —  ^Omydear,  saysshe,  we  were  marry'dlast  night  attiif 
Fleet'".  —  Burn  a.  a.  0. 82. 

1  Reed*s  Weekly  Journal  June  25,  1787:  „Monday  iastthevn- 
neck'd  Parson  of  the  Fleet  (who  by  his  own  Books  as  it  appeared  at  Cluifl- 
maslast  had  married  86000  persons)  was  attached  at  hisMajesty'tsuitd 
carried  to  Wood  Street  Compter  for  £  200,  being  the  penalty  ibr  p^ 
certificates  of  marriages  that  are  not  stampt  with  a  5  s.  according  to  A((« 
Parliament".  —  The  Old  Whig  April  14,  1737:  „Yesterday  Ptt» 
Gaynham  near  eighty  years  of  age  yery  remarkable  for  haTing  cou[^ 
86000  persons  in  the  liberty  of  the  Fleet,  was  himself  married  in  theuae 
liberty  to  hls  servant-maid,  who  has  lived  with  him  upwards  of  fourtKt 
years".  In  dem  Eheprozesse  des  Edmund  Dangerfield  i.  J.  17S<i.  ugte  er 
auf  die  Frage  des  Richters,  ob  er  sich  noch  des  Gefangenen  entsinne:  "Cis  i 
I  remember  persons?  I  have  married  2000  persons  since  that  time^  Born  | 
Fleet  marr.  50.  | 

>  General  AdTertiserDec.  12,  1747:  „Some  of  the  peitoni  that  ^ 
pretend  to  marry  in  the  Fleet  and  the  places  adjacent  have  beenchargedio 
the  course  of  the  law  as  not  being  in  holy  Orders,  by  which  sevendonwai^ 
people  have  been  great  suiferers  in  the  proof  of  their  pretended  marrisges"- 
Vgl.  Grub  Street  Journal  June  10,  1786.  General  Advcrtisef 
Dec22,  1746. 

>  Ein  Verzeichniss  derselben  bei  Burn  Fleet  Marr.  49.  ff. 
4  Auch  durch  Zeitungsannoncen.    Die  Hand-biU  von  Peter  Syo«« 

(1731—54.)  lautete  (Burn  Fleet  Marr.  54.): 


O.  R, 

At  the  true  Chapel 
at  the  old  red  Hand  and  Mitre,  three  doors  from 
Fleet  Lane  and  next  door  to  the  white  Swan; 
Marriages  are  performed  by  authority  by  the 
Reverend  Mr.  Symson  educated  at  the  Uni- 
versity  of  Cambridge,  and  late  Chaplain  to  the 
EarlofRothes. 

N.  B.  Without  Imposition. 
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leit  rulunte;  seine  Agenten  zogen  durch  alle  Strassen  der  Recuim«. 
Stadt  und  empfahlen  den  Spazier^ngem  die  Adresse  ihres 
eheschUessenden  Principals^. 

Alles  das  war  nothig,  um  die  Concurrenz,  die  sich  in  der 
AufsteOung  immer  niedrigerer  Traugebühren  geltend  machte, 
zu  überwinden  *• 

Auch  die  Wirthshäuser,  die  aus  den  auf  die  Trauungen  ei»«»  in 
forden  Schmausereien  ihren  Gewinn  zogen,  besoldeten  h&iueni. 
eigne  Geistliche,  die  bei  ihnen  trauen  mussten^.  Das  wurde 
dann  ebenfalls  durch  ein  grosses  Schild  der  Welt  verkündet. 
Darauf  m  urthümlicher  Malerei  ein  Paar  mit  yerscUungenen 
HändenS  und  darunter  die  lakonische  Inschrift:  Hier  kann 
geheirathet  werden. 

Vgl. DailyAdvertiser  1 749 :  ,,MarriageB with  a Licence,  Certificate 
snd  a  Crown  Stamp,  at  a  Guinea,  at  the  New  Chapel,  nezt  door  to  the  China 
Sliop,  near  Fleet  Bridge,  l4,ondon,  by  a  regulär  bred  Clergyman,  and  not  by 
Fleet  Panon  as  ia  insinuated  in  the  public  papera;  and  thatthe  Town  may 
bee  &eed  mistakea,  no  Clergyman  being  a  priaoner  in  the  Rules  of  the  Fleet 
^laairy;  and  to  obriate  all  doubta,  thia  chapel  is  not  in  the  verge  of  the 
^t,  bat  kept  by  s  Gentleman  who  was  lately  Chaplain  on  board  one  of 
luBHi}eity*smen>of-war,  andlikewiae  has  glorioualy  diatinguished  himself 
in  defence  of  bis  King  and  Country,  and  is  aboTe  committing  those  little 
meu  acdons  tbat  aome  men  impose  on  peopie ,  being  determined  to  have 
eTei^think  oonducted  with  the  utmost  decency  and  regularity,  auch  aa  ahall 
^  aJvays  supported  in  law  and  equity  ".  Vgl.  Grub  Street  Journal  June  1 0, 
173€. 

^  Pennant'a  Hiatory  of  London  (Lond.  1791.)  224:  „In  Walking  along 
the  Street  in  my  youtb  out  the  aide  uext  to  thia  priaon ,  {  have  oiten  been 
tempted  bj  the  queation,  Sir,  will  you  be  pleased  to  walk  in  and  be  married? 
Along  this  most  lawleaa  apace  hung  up  the  frequent  sign  of  a  male  and 
female  band  conjoined,  with  'Marriagesperformedwithin*  written  beneath. 
A  diity  fellow  invited  you  in.  The  paraon  waa  aeen  Walking  before  bis 
^hop;  a  tqualid  pröfligate  figure,  clad  in  a  tattered  plaid  night-gown,  with  a 
&<^  face,  and  ready  to  couple  you  for  a  dram  of  gin  or  roll  of  tobacco  ^^ 

^  Vgl  Abbe  le  Blanc,  Lettera  of  aFrenchman  No.  10:  „They  all  have 
s  tendency  to  favour  even  the  moat  indecent  marriagea;  they  do  not  require 
h'  &r  enough  of  public  aolemnity.  Aa  the  wedding  ceremony  may  here  be 
^sacted  in  any  place  whatever,  I  have  heard,  that  a  clergyman  who  waa  in 
Prison,  to  get  a  more  tolerable  aubaiatence,  hung  an  advertisement  at  hia 
^dow  wiÄ  theae  worda '  Weddinga  performed  cheap  here.'"  Vgl.  Burn 
HeetManr.74.89. 

^  Weekly  Journal  1723.,  June  29:  „Severalof  the  above-mentioned 
lirandy-men  and  victuallera  keep  clergymen  in  their  houaea  at  20«.  per  week 
«ach,  bit  or  miaa,  but  ifa  reported  that  one  there  will  atoop  to  no  sucb  low 
conditiona,  but  makea  at  leaat  j^500  per  annum  of  Divinity-joba  afterthat 
manner". 

^  So  auch  m  der  Comödie  von  Douglas   Jerrold  Dovea  in  a 

cage. 
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umehen  Und  fragen  wir  nun,  was  so  Viele  verleiten  konnte,  m  so 

£h«n.    regelloser  Weise  in  den  Ehestand  zu  treten ,  so  gab  es  der 

Gründe  mancherlei. 

dS'kirohf         ^®  Kirche  verlangte  zur  Eheeinsegnung  die  elterliche 

Gebote.   Einwilligung  ^  nach  der  hier  nicht  gefragt  wurde,  sie  setzte 

ein  bestimmtes  Alter  zur  Eheschliessung  fest  \  das  hier  nicht 

nöthig  war.     Die  Gesetze  verlangten  Aufgebote,  damit,  wer 

schon  eheliche  Verpflichtungen  eingegangen  wäre,  von  einem 

bigamischen  Ehebündnisse  zurückgehalten  würde,  und  davon 

war  hier  nie  die  Bede. 

^hm&Snh  Dazu  kam  noch  der  namentlich  bei  den  Frauen  vielfach 

^^^•^JJJlJ^j  verbreitete  irrige  Glaube,  dass  sie  aller  Schulden  durch  me 

«o  werden.  jEhe  ledig  würdcu*,   und  endlich   der  Widerwille,  den  die 

ireg.sffenti. Engländer  jener   Zeit    vor   öffentlichen   Eheschliessonges 

empfanden.     „Was  würde  Mylady  Aileshury  sagen" ^  schreibt 

WiSpo^it.  Horace  Walpole  i.  J.  1753.*,  „wenn  sie  dreimal^  wahrend 

dreier  Wochen,  in  der  Pfarrkirche  aufgeboten  werden  möMfe? 

Ich  glaube,  sie  hätte  eher  ihr  Wittwenkleid  zeitlebens  getragen, 

als  sich  solch  einer  unverschämten  (impudent)  Ceremonie  tmiff*- 

worfen". 

So  war  es  denn  ebenso  bequem  wie  billigt  sich  im  Fleei 

zu  verheirathen« 

"^  Freilich  gaben  die  von  den  Fleet-Geistlichen  'geführten, 

theils  von  ihnen,  theils  in  den  Wirthshäusem  aufbewahrten 

Earchenbücher^  später  keinen  gültigen  Beweis  für  £e  ge- 

1  Vgl.  Poynter  a.  a.  O.  87. 
*  Svinburne  a.  a.  O.  a.  7. 

3  VgL  G^lly,  Some  considerations  upon  clandestine  marriagei  (Lond. 
1780.)  15.  Vgl.  auch  Karoline  Norton,  die  Frauen  in  England  (Berlin 
1855.)  267.  —  Deswegen  gab  es  auch  im  Fleet  eine  Anzahl  von  Minnero. 
die  sich  allen  verhafteten  Frauen  zur  Heirath  zur  Disposition  stellten,  vie 
Armstrong,  der  in  14  Monaten  yier  Frauen  heirathete  und  die  dann,  wie  eine 
Kirchenbucheintragung  besagt,  8  Shill.  erhielten  „for  his  trouble^S  >-  Bure 
Fleet  Marr.  83. 

4  T.  24.  Mai  1758.  an  Henry  Seymour  Conway. 

5  Doch  aber  meist  nur  um  10  bis  15  Shill.  biÜiger  als  auf  dem  gewöho- 
lichen  Wege.    Parliamentary History  15, 18. 

^  B  um  Fleet  Marr.  66.  ff.  —  Vollst&ndig  missrerstanden  ist  der  Chft- 
racter  der  Fleet-Ehen  und  die  Bedeutung  dieser  Register  TonBienerZar 
Gesch.  der  CiTÜehe  in  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  20, 137.  Er  meist 
dass,  als  die  Hardwicke's  Apt  i.  J.  1758.  die  alte  kanonische  Conseofosl- 
Ehe  abschaffte,  sich  gefunden  habe,  „dass  bis  dahin  ebenso  wie  in  dem  Mit- 
telalter die  meisten  Ehepaare  sich  nicht  mit  dem  blossen  Gonsens  begnügt, 
sondern  eine  Befestigung  und  Registrirung  ihrer  Ehe  gesucht  hatten,  sber 
nicht  durch  die  kirchliche  Einsegnung  bei  dem  Ffairer  ihres  Kirchspiels, 
sondern  durch  Anmeldung  an  gewissen  Orten".     In  London  habe  e$  ^ 
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scUossene  Ehe*  —  waren  sie  doch  hänfig  genug  gefälscht'  — zeng«  d« 
£reilich  wurden  die  Zeugen  der  heimlichen  Verbindung  im     rang- 
Gerichte  zur  Aussage  nicht  zugelassen,  wenn  sie  sich  nicht 
\'Oii  der  Ezcommimication  befreit  hatten,  die  sie  eben  ihrer 
Zeogenachafl  wegen  betroffen  hatte':  Aber  Alles  das  waren' 
Folgen,  die  erst  spater,  die  vieUeicht  nie  eintraten,  es  waren 
Nadityie,  welche  von  den  Vortheilen  überboten  zu  werden 
aclueoen,  zumal  bei  der  Unwissenheit,  welche  über  rechtliche 
Dinge  im  Volke  herrachte,  und  welche  von  den  Insassen  des 
Fleet  hinlänglich  ausgebeutet  wurde^. 

Fragen   wir    endlich,    welche    Art   von  Personen   ihre  ?SjJ,än. 
Ehen  dort  schloss,  so  muss  bepierkt  werden,  dass  es  nicht  pfeethl^ 
bIo6  liederliches  Gesindel  oder  Leute  niederen  Ranges  waren:  »^«^o« 
(lie  erhaltenen    Regster    zeigen    viele   Namen    von    gutem 
Klange,  und  mancher  Lord  und  manche  Lady  ging  hier  den 
Ehebund  ein^ 

In  derselben  Weise,  wenngleich  nicht  in   dieser  Aus-^^^J^^*, 
dehnimg,  wurden  heimliche  Ehen  auch  in  Mayfair,  in  Tj-  J^^ 
burnund  im  Gefangnisse  der  King's  Bench,  welches  „the  Tybnrn! 
Mint"  genannt  wurde,  vollzogen*;  namentlich  aber  in  May-  ^'J!^*' 
fair  gelbst  von  Personen  höchsten  Standes^.    Dort  fanden  in 

diese  CiTÜheiratlien  drei  Orte  gegeben,  nämlich  die  Kapelle  in  Mayfair 
(dejie  unten),  damn  ,,in  und  bei  dem  Fleet-GeAngnisse,  theils  vor  dem 
P/aimderGefiLngnisskapelle,  theila  TorSchenkwirtben  in  der  Nähe,  welche 
sämmtlicli  Register  hielten  **,  und  drittens  in  der  Kirche  St.  Mary  im  Savoy .  . 
Das  Yon  dieser  ganzen  Darstellung  auch  nicht  ein  Wort  richtig  ist,  erg^ebt 
sich  ans  den  obigen  Ausführungen  von  selbst 

^  Felkes  N.  P.  Cases  185.  231.    Burn  Fleet  Marr.  127.  ff.  ISS.  ff. 
Hovell  a  complete  coUection  of  State  Trials  (Lond.  1816.)  14, 1351.  ff. 

^  Antedatirungen  und  Rasuren  waren  gewöhnlich.    Vgl.  Burn  Fleet 
Mmi.  78. 75.  77.  80. 82. 

'  Burn  Fleet  Marr.  18. 

^  Burn  Fleet  Marr.  62.  note  2. 

^  Ich  theile  einige  Beispiele  aus  den  bei  Burn  a.  a.  O.  93.  ff.  extrahirten 
Begistemmit: 

6.  May.  1724.  Lord  Abergavenny  u.  Catharine  Tatton. 

10.  Aug.  1742.  Domin.  Bonaventura,  Baron  of  SpiteriL 
20.  Jan.  1729.  John  Bourke  (späterer  Viscount  Mayo). 

11.  Febr.  1728.  Anthony  Henley  (älterer  Bruder  des  Earl  of  Northing- 
toOfliordkanders),  mit  Lady  £liz.Berkley  Tochter  James  HI.  EarlofBerkley. 

20.  NoY.  1715.  Wm.  Johnston  Lord  Marquess  of  Annandale. 

3.  April  1753.  Robert  Lord  Montagu. 

18.  Aug.  1735.  John  Qeorge  Ogilvie,  Lord  Banff. 

25.  Sept.  1728.  Lady  Catherine  Annisley.  u.  s.  w. 
*BurnFleetMair.  137.ff.    Vgl.  auch  Daily  Post  1738,  U.April. 
^  So  29.  Juni  1753.  Lord  George  Bentinck;    14.  Februar  1752.  Jamea 
DukeofHamüton.  u.s.w. 
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einem  Jalife  6000  EheschliesBimgen  statt,  während  die  be- 
nachbarte Pfarrkirche  St«  Anne  nur  50  registriren  konntet 
Ehen^aoch         Nehmen  wir  noch  hinzu,  dass  auch  ausserdem  Tiel&ch 
yieif.aon8t.|^jiQUQ}i^  Ehcn  eingegangen  wurden  —  war  doch  der  Lotd- 

kanzIer'ElIesmore  heimlich  verheirathet,  und  ebenso  der 
Chief  Justice  von  England,  Sir  Edward  Coke^^dass 
auch  ausserhalb  jener  genannten  Orte  die  Leichtglaaing^eit 
unerfahrener  Personen  von  alten  und  jungen  Lüstlingeo  ge- 
missbraucht  wurde,  ein  Stoff,  den  alle  Balladen  und  Bomue 
jener  .Zeit  mit  Vorliebe  behandeln,  —  ich  erinnere  nur  an 
Oliver  Goldsmith's  Vicar  of  Wakefield — so  darf  man  sich 
kaum  verwundem,  wenn  das  geltende  Recht  der  EhescUies- 
sung  gründlich  in  Missachtung  kam  und  Aenderungen  dessel- 
ben fiir  nöthig  erachtet  wurden. 
^m/«m  Doch  bevor  ich  auf  die  Darstellung  der  Eeformvewucke 

jenwzeit.  ^J^3  deren  endlichen  Abschluss,  das  Gesetz  v.  J,  1753.,  niher 
eingehe,  will  ich  noch  zweier  Falle  erwähnen,  die  so  recht  & 
Schäden  des  damaligen  Bechtszustandes  kennzeichnen^  & 
ihrer  Zeit  grosses  Aufsehen  gemacht  und  auch  eine  Anheim 
in  die  Sammlung  der  Staatsprozesse  gefunden  haben. 
I^S  H^fSi  1°^  J-  l'^02.  standen  vor  dem  Gerichtshofe  der  Queen  ? 
swendien.  ßench  Haageu  Swendsen,  Sarah  Baynton,  John  Hart- 
well  und  John  Spurr,  peinlich  angeklagtauf  Leben  und  Tod^ 

Die  Anklage  beruhte  auf  folgenden  Thatsachen.  Haagen 
Swendsen,  ein  übel  berüchtigter,  unvermögender  Mann, 
wünschte  die  elternlose,  siebzehnjährige  Mrs.  Pleasant 
Kawlins  zu  heirathen,  zumal  sie  2000  £  im  Vermögen  und 
eine  jährliche  Beute  von  20  £  besass. 

Da  er  auf  geradem  Wege  kaum  hoffen  durfte,  zum  Ziele 
zu  gelangen,  so  nahm  er  zur  List  die  Zuflucht. 

Seine  Agentin  und  frühere  Geliebte,  Sarah  Baynton, 
musste  sich  in  der  Nachbarschaft  der  Umworbenen  ebmietken 
und  Freundschaft  mit  ihr  schliessen.  An  einem  Sonntaget 
als  Mrs.  Bawlins  mit  einer  Freundin  zur  ziemlich  entfernten 
IGrche  gehen  wollte,  nahm  sie  das  Anerbieten  von  Sarab 
Baynton  an,  mit  ihr  gemeinsam  in  Ihrem  Wagen  den  Weg 
zurückzulegen. 

^  ParliamentaryHiatory  15,21. 

^  Maequeen  a  practica]  treatise  of  marriage,  divorce  and iegitiiBft<7 
(2.ed.Lond.  1S60.)6. 

s  Howell  State  Trials  14,  559.  ff. 
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Unterwegs  aber  worden  sie  von  Geriohtsdieneni,  nament- 

Ikb  den  beiden  Mitangeklagten,   die  Swendsen  gewonnen 

hitte,  überfallen;  es  wurde  der  Mrs.  Bawlins  mitgetheilt, 

dass  Bie  w^en  einer  Schuldforderung  verhaftet  sei  und  nach 

%iw-Gate  abgeführt  werden  müsse«  Alle  ihte  Betheuerongen^ 

das«  sie  Niemanden  etwas  schulde,  waren  verblich,  alle  ihre 

AneriMetni^en,  Bürgen  zu  stellen,  wurden  zurückgewiesen* 

Sie  wurde  von  einem  Wirthshause  ins  andere  geschleppt,  bis 

ae  endlich  mit  Swendsen  imd  Sarah  Bajnton  zusammen-» 

tni.    Sogleich  versprach  der  erstere,  Bürgschaft  zu  leisten 

und  sie  von  der  drohenden  Haft  zu  erretten,  wenn  sie  sich 

eitschlosse,  ihn  zu  heirathen.    Obgleich  sie  das  nun  Anfangs 

verweigerte,  so  wurde  sie  doch  schliesslich  durch  Angst  vor 

Misflhandlung  und  Tod  zur  Einwilligung  vermocht.  Ein  schon 

bereiter  Fleet-Geistlicher  segnete  die  Ehe,  und  der  Zwang 

dauerte  noch  so  lange  fort,  bis  sie  mehreren  Personen  erklärt 

hatte,  wie  sie  aus   freier  Ueberlegung  die  Ehe  geschlossen 

habe. 

Swendsen  und  Sarah  Baynton  wurden  beide  zum 
Tode  verurtheilt,  der  erstere  hingerichtet,  die  letztere  be- 
gna£gt  Die  anderen  beiden  Angeklagten  erklärte  die  Jury 
^  nicbt  schuldig. 

Noch  grösseres  Aufsehen  machte  derProzess  des  General-  Feiidtng*! 
Megon  Robert  Feilding,  der  i.  J.  1706.  vor  dem  Gerichts- 
hofe zu  Old  Bailey  wegen  Bigamie  angeklagt  wurde^.  War 
doch  der  Verbrecher,  der  den  Namen  ,,Beau  Feilding ^*  nicht 
mit  unrecht  führte,  eine  aUbekannte  Person,  dessen  Liebens- 
▼ürdi^eit  selbst  der  königliche  Ankläger  als  unwiderstehlich 
•cUld^e,  und  die  nur  durch  seinen  Leichtsinn  übertroffen 
vnrde. 

Feilding  beabsichtigte  eine  Wittwe  zu  heirathen,  deren 
einzige  ihm  bekannte  Eigenschaft  ein  beträchtliches  Ver- 
Qiogen  war. 

Eine  Agentin,    der   er  reichliche  Belohnung  verheissen 
^Mdf  wenn  er  das  Ziel  seiner  Wünsche  erreicht  haben  würde, 
%8cfate  ihn,  eben  um  den  Gewinn  zu  erlangen,  indem  sie  ihm 
^ine  andere  Frau  zuführte,  und  diese  für  jene  Wittwe  ausgab, 
-^eilding  liess  sich  durch  den  katholischen  Elaplan  der  spani- 
schen Gesandtschaft  heimlich  trauen,  und  wurde  erst  später 
\]es  ihm  gespielten  Betruges  inne. 
1  Howell  State  Triali  14,  ISSr.  ff. 
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Nichts  desto  weniger  verbeirathete  er  sich  bald  darauf  mit 
der  Herzogin  von  Cleveland»  der  bekannten  Maitresee 
Carls  n.,  die  dann  seine  Bigamie  in  Erfahrung  brachte  und 
ihn  anklagen  liess* 
Ä.i.jac.L  Zufolge  St.  1.  Jac.  L  c.  11.*  wurde  er  zum  Tode  vcr- 
urtheilty  wenngleich  er  die  Nichtigkeit  seiner  ersten  Ehe  be- 
hauptete,  weil  seine  erste  Gattin  zur  Zeit  der  EheschliessuDg 
noch  mit  einem  anderen  Manne  verheirathet  gewesen  wäre. 
Es  genügte  eben  ein  matrimonium  de  facto,  um  das  Verbrechen 
der  Bigamie  zu  constituiren.  Die  Rechtmässigkeit  der  eniea 
Ehe  konnte  vor  dem  weltlichen  Richter  nicht  zur  Sprache 
kommen.  Nur  die  königliche  Gnade  rettete  Feilding  vom  Tode. 

Das  waren  die  englischen  Zustände  im  achtzehnten  Jahr- 
hunderte. 


dilRecht  Gehen  wir  jetzt  zu  den  Versuchen  über,  das  geltende 

abza&ndern.Jiecht  abzuändcm. 

1666.  Schon  am  18.  September  1666.  wurde  im  Unterhanse 
eine  Bill  gegen  heimliche  Ehen  gelesen^;  es  erfolgte  auch  am 
27.  September  die  zweite  Lesung^,  aber  damit  fiel  sie. 

1667.  Ein  neuer  Gesetzentwurf  wurde  dann  gleich  wieder  im 
folgenden  Jahre  am  8.  November  eingebracht,  der  aber  das 
Schicksal  des  vorjährigen  vollständig  theilte^  i 

1676.  Mehr  Erfolg  hatten  die  Berathungen  des    Oberhauses 

V.  J.  1676.  über  einen  Gesetzentwurf:  „An  Act  to  prevent 
Clandestine  Marriages  without  Consent  of  ParentB^S 
den  der  Lord  Chief  Justice  des  Court  of  Common 
Pleas  auf  Befehl  des  Hauses  vorbereitet  hatte*  Er  ^g 
nach  mannichfachen  Berathungen,  welche  die  Zeit  Tom 
29.  März  1676.  bis  21.  Januar  1677.  ausfüllten,  durch^  und 

1  Vgl.  dazu  Coke  Inst.  S,  88:  „this  eztendeth  to  a  mamage  de  facto, 
or  Toidable  by  reason  of  a  precontract,  or  of  consangoinity,  affimty  ortb 
like;  for  it  is  a  mamage,  injudgment  of  law,  until  it  be  avoided:  and  thexe- 
fore,  though  neither  marriage  be  de  iure,  yet  they  are  within  this  Statute^.— 
Vgl.  über  diesen  Fall  die  Argumentationen  Lord  TyndaFs  a.  a.  O.  p.^-» 
der  aus  dem  Umstände ,  dass  der  erkennende  Richter  sich  auf  die  Priester- 
qualit&t  des  trauenden  Geistlichen  bezogen  habe,  den  Schluss  sieht,  da» 
andern  Falls  keine  Ehe  vorhanden  gewesen  wäre.  Gegen  ihn  Stoddard 
Obsenrations  etc.  a.  a.  O.  85. 

s  Journals  of  the  House  of  Commons.  8,  626. 

8  ebendas.  8, 628. 

*  ebendas.  9, 17. 

6  Journals  of  the  House  of  Lords,  18,  88.  90.  92.  95. 107.  117. 
121. 125.  188. 156.  —  Vorher  hatte  das  Oberhaus  schon  am  7.  No^mber 
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wurde  den  GemeiDen  überBandt,  von  denen  er  aber  nie  zurück- 
kehrtet 

Derselbe   Gegenstand  beschäftigte   dann  das  Oberhaus    uts. 
zweimal  i.  J.  1678.   in  gleich  erfolgloser  Weise',  und  am 
26.  März  1679.  fassten  die  Lords  von  Neuem  den  Beschluss,     i«?»- 
eine  Bill  gegen  heimliche  Ehen  einzubringen'« 

Dennoch  erfolgte  die  nächste  Vorlage  erst  u  J.  1685.S     im». 
welche  im  Oberhause  gleichfalls   passirte^   deren  Schicksal 
bei  den  Gemeinen  aber,  nachdem  sie  schon  zweimal  gelesen^ 
und  einem  Conunittee  zur  Berathung  überwiesen  war,  nicht 
klar  erhellt. 

Die  in  demselben  Jahre  im  TJnterhause  eingebrachte  „A  i685. 
BllP  for  registering  (he  Death,  Burials  and  Mar- 
riages  and  Issue  of  the  Nobility  and  Gentrj  of  Eng- 
land'' fiel  nach  zweimaliger  Lesung,  wobei  jedoch  zugleich 
die  Einbringung  eines  neuen,  demselben  Zwecke  huldigenden 
Gesetzes  beschlossen  wurde. 

Im  Jahre  1 689.  wurden  von  den-  Lords  zwei  Bills  nach     less. 
einander  angenommen,  welche  für  die  Ehen  der  Minderjähri- 
gen, deren  Alter  auf  21,  beziehentlich  18  Jahre  fixirt  wurde, 
die  elteiiiche  Einwilligung  erfordertet     Beide  scheiterten  an 
dem  TTiderstande  der  Gemeinen^. 

1670.  ein  Committe«  zur  Berathung  über  einen  ähnlichen  Gesetzentwurf  er- 
naooL   Journ.  of  the  House  of  Lord^.  12,  858. 

^  Die  Bill  war  eine  Zeit  lang  aus  dem  Hause  verschwunden,  so  dass  am 
32.  Februar  die  Mitglieder  einen  Eid  schwören  mussten,  dass  sie  dieselbe 
weder  fortgenommen  noch  verborgen  hätten.  Journals  of  the  House 
of  Common 8  9, 445.  Die  erste  Lesung  erfolgte  am  8.  März,  ebendas. 
451. 

*  27.  Mai:  erste  Lesung  einer  Bill:  „An  Act  disabling  Minors 
to  marry  without  the  consent  of  their  Fathers  or  Guardians 
and  Bgainst  their  untimely  marrying  after  the  Decease  of 
their  Fathers.".  Journ.  of  the  H.  ofL.  18, 229:  2te  Lesung:  81.  Mai; 
«beodftt.  284.  —  Erste  Lesung  einer  völlig  gleichlautenden  Bill  am  21. 
Oetober  desselben  Jahres:  ebendas.  296;  zweite:  22.  October  ebendas. 

m. 

'  ebendas.  480. 

^  Journ.  of  the  H.  of  L.  14, 11.  13. 80. 

^  Den 5.  Juni:  ebendas.  14, 82. 

^  Journ  of  the  H.  of  C.  9, 728. 740. 749. 

^  Am24.Jimi:  ebendas.  9, 750. 751. 

^  Die  erste  eingebracht  20.  JulL  Journ.  of  the  H.  of  L.  14,  287. 
Verhandlungen:  27.,  29.  Juli,  5«,  6.,  12. Aug.,  angenommen  den  16.  —  eben- 
da». 296. 298. 804.  f.  808. 818.  —  Die  zweite  eingebracht  den  28.  October. 
ebendas.  822.  Verhandlungen:  25.,  80.  Oct,  15.,  18.  November,  ange- 
nommen am  19. November,  ebendas.  325. 829.  848.  845. 415. 

•  Journ.  of  the  H.  of  C.  10, 267.  —  10, 290. 887. 
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Der  bedeutendste  gesetzgeberische  Versuch  fallt  in  das 

1690.     Jahr  1690.^,  wo  dem  Committee  des  Unterhauses  die  Aufgabe 

gestellt  wurde,  in  die  Bill  die  Bestimmung  aufzunehmen,  dass 

heimliche  Ehen  für  die  Zukunft  nichtig  sein  sollten.    Aber 

auch  dies  Gesetz  fiel,  und  dasselbe  Schicksal  theilten  die 

*^iVwf'' Entwürfe,  welche  in  den  Jahren  1691.»,  1697,»  und  1698.*  im 

17M.     Oberhause  passirten,  und  die  Anträge,  welche  i.  J.  1739.  £e 

J?SJ;  JJJJ;  Lords«  und  1705.«,  1715.^  1732.»  und  1735.»  die  Gemeinen 

beschäftigten. 
Hai^^iHdce*!        ^^^^  ^  ^^^  1753.  brachte  die  lange  ersehnte  Abhülfe, 
^^^     nachdem  sogar  eigene  Berathungen  über  die  Missstande  der 

^  Einbringung  gestattet  am  25.  Oetober.  J.  of  the  H.  of  C.  10, 4dl. 
erste  Lesung  28.  Oetober,  zweite  17.  November:  eben  das.  454. 473. 493. 

'  Zweite  Lesung  27.  Oetober,  dritte:  21.  November;  Mahnungen  an 
das  Unterhaus:  2.,  17.,  22.  Februar  1692.  —  J.  of  the  H.  of  L.  14,626.6SS.l 
640.656;  15,13.81.88.  —  VgLJourn.  of  the  H.  of  C.  10, 558. 584. 61i. 
679.  683. 

'  „An  Act  to  prevent  undue  Marriages  of  Infants  and  for 
better  securing  the  Guardianship  of  them'^  Dritte  Lesia^: 
12.  April.  J.  of  the  H.  of  L.  16,  150.  f.  148.  f.  —  eine  gleiche  Bill  vb^ 
zum  erstenmale  gelesen  am  3.  Dez.  e<bendas.  175,  passirte  am  17.  ebev 
das.  182.  vgl.  179.  181.  —  Unterhausv.erhandlungen  vom  17.  De- 
zember bis  8.  Januar:  J.  of  the  H.  of  G.  12, 11. 18. 19. 33«  87. 

^  Erste  Lesung:  15.,  zweite:  20.,  dritte:  22.  Juni.  J.  of  the  H.  of L 
16,317.322.325. 

^  „An  Act  for  the  more  effectual  preventing  clandestine 
marriages*'.  I.Lesung:  26. Februar,  zweite:  4.  März,  weitere  Veriasod- 
lungen:  ll.M&rz,  1.  JunL  Journ.  of  the  H.  of  L.  25,465.471.479. 

6  Journ.  of  the  H.  of  C.  15, 188. 

7  ebendas.  19, 88« 

s  9.  März;  das  Committee  des  Hauses  beschloss:  „That  is  the  opiniot) 
of  this  Committee,  That  no  Licence  be  granted  without  an  Affidavit,  signed 
by  one  of  the  parties  to  be  married,  settingforth  the  Agea,  Qualitiesasd 
Parishes  of  both  Parties. 

ßesolved,  that  . . .  a  bond  shall  be  given  by  the  Party  prayingtbe 
Licence;  which  bond  shall  be  forfeited,  and  made  suable  in  theCooxtsof 
Law,  if  it  shall  afterwards  appear  that  the  Licence  has  been  obtained  ob 
any  false  Suggestion. 

Kesolved,  . . .  that  no  Licence  be  granted  for  the  marriage  of  an; 
Persons  under  age,  without  the  personal  consent  of  Parents,  er  Ousrdiaas 
respectively,  ordne  Proof  of  such  Consent. 

Besolved, . . .  that  no  Rector ,  Vicar  or  Curate  or  other  Person  belog  of 
pretending  to  be  in  holy  Orders,  who  shall  be  in  Prison,  or  within  the  Role» 
of  any.  Prison,  shall  perform  the  office  of  matrimony'S 

Die  dritte  Resolution  wurde  verworfen.  Nach  diesen  GrundsitKO 
wurden  Sir  Nathaniel  Curzon  und  John  Bainard  am  23.  April  mit  der  Eis- 
bringung  einer  Bill  beauftragt  —  J.  o  f  th  e  H.  o  f  C.  22, 80. 125. 

*  ebendas.58S.  676.  —Burn  Fleet  Marr.  12.  erwähnt  auch  Verbsod- 
lungen, die  im  Unterhause  i.  J.  1718.  statt  geftinden  haben. 
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Fleet-Eben  im  Unterhause  Platz  gegriffen  hatten  und  eiü 
leider  nicht  gedruckter  Bericht  darüber  erstattet  worden  war^ 

In  dem  genannten  Jahre  gelangte  ein  schottischer  Ehe- ®**^"«'»*« 
prozesr,  Cochrane  v.  Campbell,  in  letzter  Instanz  asur^^*^^^- 
Entscheidung  an  das  Oberhaus  ^ 

Die  harte  Unbilligkeit  des  geltenden  Rechtes  und  die 
Schideii  des  Eheschliessungsrechtes  traten  dabei  grell  zu 
Tage.  Denn  es  handelte  sich  um  die  Nichtigkeitserklärung 
einer  Ehe,  die  dreissig  Jahre  lang  glücklich  bestanden  hatte, 
wegen  der  Ansprüche,  die  von  anderer  Seite  her  aus  früher 
geschlossenen  sponaaKa  de  praesenü  abgeleitet  wurden.  Jetzt 
sollte  die  Frau,  welche  während  so  langer  Zeit  ihrem  Gatten 
in  treuer  Liebe  ergeben  gewesen,  obgleich  £eser  selbst 
schon  todt  war,  gesetzlich  zu  einer  Concubine  erniedrigt,  die 
m  der  Ehe  erzeugten  Kinder  zu  Bastarden  gestempelt  und 
ihres  Erbrechtes  beraubt  werden. 

Freilich  konnte  im  vorliegenden  Falle  der  hohe  Gerichts- 
hof die  Grrundsatze  der  Billigkeit  und  Gerechtigkeit  nicht  ob- 
"aalten  lassen:  die  Ehe  musste  für  nichtig  erklärt  werden  und 
«ff  betrüben  Consequenzen  des  Urtheils  Platz  greifen,  den- ^JjJJJJ'" 
noch  aber  gab  dieser  IVozess  den  Anstoss  zur  Abänderung 
d»  ganzen  Gesetzgebung. 

War  doch  hier  nicht  vereinzelt  und  ausnahmsweise  die 
mma  iniuria  des  simimum  itu  zu  Tage  getreten,  sah  man 
dodi  nor  ein  Glied  in  der  langen  Kette  von  Unglücksfallen, 
welche  dem  laxen  Eheschliessungsrechte  ihren  Ursprung  ver- 
dankten. 

Ana  31.  Januar  1753,  wurde  vom  Oberhause  auf  den  An-  •^•^^JJ"^ 
trag  des  Lord  Bath  die  Einbringung  einer  „Bill  for  the  ^-©rd  B«tfc. 
heiter  preventing  of  clandestine  marriage"  befohlen,  ©ineriwii"* 
und  die  zwölf  Bichter  Englands  mit  der  Ausarbeitung  be-        *****"' 

traut*. 

Die  Arbeit  der  Commission  konnte  aber  gerechten  -^"iJS^rirb. 
spruchen  kaum  genügen,  und  das  um  so  weniger,  da  sie  in  <*•  ^^^^ 
«iner  so  mangelhaften  Form  auftrat,   dass  selbst  die  guten 

^  Siehe  General  Index  of  the  Reports   1715—1801.  (Lond. 

1803.)  41. 

^  Vgl  Lord  Ozford's  Memoire  of  the  last  ten  yeare  of  the  Reign  of 
^'^OTge  the  Second  (London  1822.)  1,  298-804.  Vgl.  Parliamentary 
History  15,8. 

^  Journ.  of  the  H.  of  L.  28, 14. 
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Absichten  des  Gesetzgebers  unter  der  Incorrecthdt  des  drei- 
mal vorgenommenen  Druckes  litten  ^ 
^HarluJkkT        ^®^  Lord  KauzIcT  Hardwicke  übernahm   daher  äe 
d!*ES52rf*  Ueberarbeitung  des  Entwurfes.    Mehrere  flagrante  FäDc  vwi 
heimlichen  Ehen  waren  ihm  selbst  in  seiner  Bicht^laufbak 
entgegengetreten^;  er  hatte  damals  schon  die  Ansicht  griussert, 
dass  das  Eheschliessungsrecht  einer  Aenderung  dringend  be- 
dürfe".   Er  unterzog  sich  jetzt  mit  Eifer  der  Arbeit. 
verhandi.  Schon  am  19.  März  konnte  seine  BiU  zum  ersten  Male 

im  UMr- 

haaie.  {^  Obcrhause  gelesen  werden  und  am  29.  zum  zweiten  Male. 
Nachdem  dann  am  6.,  9.  und  17.  April  das  Haus  im  Cm- 
mittee  berathen  hatte,  erfolgte  am  4.  Mai  die  dritte  Lesoog 
und  die  Annahme  ^ 

D«tMitt«a.  Es  ist  sehr  zu  bedauern,  dass  uns  von  den  Debatten  des 

Oberhauses  nichts  erhalten  ist.  Nur  der  energische,  freilich 
wenig  unterstützte  IJVlderspruch  des  Herzogs  von  Bedford 
wird  bezeugt^ 

^"hM»«!'"  ^^  ^^  heftiger  tobte  der  Streit  im  anderen  Hause*,  ia 

7.  Mai  erfolgte  die  erste,  am  14.  die  zweite  Lesung.  B» 
zeigte  sich  schon  deutlich  das  Auseinandergehen  der  versdue- 
denen  Meinungen, 
nen^d«.'  ^"*  eifriger  Vertheidiger  erstand  dem  Gesetze  in  der  Pewon 
des  Attornej  General  Byder.  Mit  überzeugenden  Worten 
schilderte  er  die  herrschenden  Missstände  und  die  Erfollgiosig- 
keit  aller  bisherigen  gesetzlichen  Massregefai.  Er  eiUiile  es 
fiir  einen  TJeberrest  der  papistischen  Sacramentstheorieen,  veno 
man  sich  vor  der  Annullirung  der  heimlichen  Ehen  scheue, 
und  er  entschuldigte  den  Radikalismus  des  Gesetzes,  welchem 
Vornehme  und  Geringe  nach  demselben  Massstabe  bemesse. 
^^*JJ*^  Aber  gerade  der  entgegengesetzte  Vorwurf  wurde  von 

Mr.  Bobert  Nugent  der  Bill  entgegengehalten.  Aristo- 
kratisch nannte  er  sie,  vom  Oberhause  angenommen,  weil  die« 
nicht  das  Wohl  der  Nation,  sondern  nur  die  eigenen  Interessen 
vertrete.    Man  wolle  nicht  mehr,  dass  wie  bisher  die  reiche 

^  Lord  Oxford  a.  a.  O. 

>  Middleton  and  Wife  y.  Croft  bei  Harris  the  Life of  the Lop) 
Chancellor  Hardwicke  (Lond.  1847.)  1, 448.  —  ClewB  y.  Bathnrit  ebes- 
das.  1,270. 

*  Moore  y.  Moore,  ebendas.  1,462. 

A  Journ.  of  the  H.  of  L.  28, 54.  68.  78. 82.  98.  US. 

&  Walpole  Briefy.  24.  Mai  175S. 

^  Ueber  dies  und  das  Folgende:  ParliamentaryHistory  15, 1.^- 
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Aristokratie  sich  mit  den  niederen  und  den  mittleren  Ständen 
Tennische:  man  wolle  das  Vermögen  concentriren  und  die 
Btandesgleichen  Ehen  einführen»  die  in  Frankreich  bo  traurige 
Consequenzen  gehabt  hätten.  Darum  allein  werde  die  Ein- 
wilfigaDg  der  Eltern  betont. 

Aber  was  werde  die  Folge  sein?  Würden  die  Schäden 
abnehmen,  die  man  als  Folgen  des  gegenwärtigen  Zustandes 
beilage?  Im  GegentheUel  die  Polygamieen  würden  «mehmen, 
da  es  ja  jedan  Lüstlinge  frei  stehe,  die  rechtsunkundige  Un- 
sdnüd  zu  hintergehen,  indem  er  nur  eine  einzige  der  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit  vorgeschriebenen  Formalitäten  der  Ehe- 
scUiessung  unterlasse.  Es  würden  dieselben  gezwungenen 
Ehen,  dieselben  Convenienzheirathen  Platz  greifen ^  die  in 
Frankreich  zu  der  offenen  Unsittlichkeit  geführt  hätten,  an 
der  das  ganze  Staatswesen  kranke. 

Der  Geist  des  englischen  Volkes,  rief  er  aus,  ist  der  Oef- 
fendichkeit  der  Eheschliessung  abgeneigt.  Es  beleidigt  das 
Sdiamgefuhl  jedes  Mädchens,  öffentlich  aufgeboten  zu  werden, 
eserr^  den  Unwillen  jedes  Junggesellen,  so  der  Spott  sei- 
ner das  eheliche  Joch  verachtenden  Altersgenossen  zu  werden. 
Jetzt  volle  man  den  lange  überlegten  Plan,  man  wolle  die 
Weisheit  zur  Stiflerin  des  Ehebündnisses  machen.  Als  ob 
das  nicht  gegen  die  einfachsten  Theorieen  der  Bevölkerungs- 
Politik  wäre,  als  ob  die  niederen  Classen  überhaupt  noch  hei- 
rathen  würden,  und  all'  die  drückenden  Lasten  der  Ehe  auf 
sich  nehmen,  wenn  sie  reiflich  und  sorgsam  überlegten? 

Er  betrachtete  die  Annullirung  der  heimlichen  Ehen  als 
eine  Einführung  des  Scheiderechtes,  welches  in  der  englischen 
Geaeti^ebung  keine  Stätte  gefunden  habe.  Er  empfahl  dringend 
die  Ablehnung  der  Bill. 

Demioch  wiurde,  nachdem  diese  Argumente  durch  cineQ^J|f^^„ 
I^üigere  Bede  des  Lord  Bavington  zurückgewiesen  worden 
waren,  die  zweite  Lesung  mit  116  gegen  55  Stimmen  be- "JJJJ^" J;!' 

schlössen.  schloiaen. 

Committeesitzungen  des  ganzen  Hauses  fanden  statt,  wo^,^^^^^^' 
in  stürmischen,  bis  in  die  späte  Nacht  sich  hinziehenden  De- 
hatten —  die  Hauptgegner  der  Bill  waren  Henry  Fox  und^f^^^fj^* 
Charles  Townsend^  —  gestritten  und  das  Gesetz  durch ''^»^•*'^**- 

^  Lord  Oxford  a.  a.  O.  —  Henry  Fox  hatte  seine  Ehe  mit  der  &ite- 
stenTochter  Charles  IL,  Hersogs  TonRichmond,  selbst  im  Fleet  ge- 
■cUoisen.  —  Burn  Fleet  Marr.  16. 
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zahlreiche  AbänderungsTorsohläge  und  Zusätze  völlig  umge- 
formt wurde. 

'iufR?p°oT         "^^  ^*  ^^^  erstattete  Lord  Dupplin  dem  Hause  Be- 

4iritte  L«.  richt«  uud  die  Bill  wurde  zum  dritten  Male  irelesen. 

Jetzt  spielte  auch  die  Oppositionnoch  ihre  Haupttriinqifeaiu. 

Als  eine  Art  Yerrath  am  Vaterlande  bezeichnete  Colonel 

HoldjSl.  Grcorge  Holdane  die  Zustimmung  zu  dem  Gesetze.    Denn 

dadurch  würde  die  Basis  eines   aristokratischen,  Begimentes 

begründet,  wie  es  in  Venedig  herrsohcy  und  ganz  dendben 

TowMend.-^"^  warcu  die  Vorwürfe,  die  Charles  Townsend  geg^  die 
Bill  schleuderte,  der  in  ausfuhrlicher  Rede  jeden  eipzelnea 
Paragraphen  kritisirte  und  schUesslich  zu  dem  Resultate  kaim 
dass  das  Gesetz  weder  seinen  eigenen  Tendenzen  entspreche, 
noch  auch  dem  Wohle  des  Volkes  gemäss  sei. 

HenryFox.  Auch  Hcury  Fox  erklärte  sich  noch  einmal  mit  aller 
Leidenschaft  gegen  die  Bill.  Es  wäre  nicht  mehr  das  Gesetz 
des  Lord  Hardwioke,  meinte  er,  welches  jetzt  dem  Hanae 
vorliege,  sondern  ein  völlig  neues;  aus  den  sieben  Sätzen  der 
ursprünglichen  Vorlage  wären  sechszehn  geworden,  der  ik 
Entwurf  sei  kaum  noch  wieder  zu  erkennen.  Deswegen  koioe 

^wniuiMn  —  ein  Argum^it,  welches  dann  William  Beckford  wieder- 
holte —  die  dem  Oberhause,  den  Richtern  und  dem  Lord 
Kanzler  gebührende  Achtung  und  Rücksicht  von  der  Ver- 
werfimg  dieses  Gesetzes  nicht  abhalten. 

John  Bond.         Nichts  dcsto  Weniger  ging  dasselbe,  nachdem  dafür  John 

Bond  —  namentlich  mit  Berufung  auf  Holländische  ZoBtinde 

Hiiuborongh. —  der  Earl  of  Hillsborough  und  der  Sollicitor  General 

nSüSSrfylMurray  das  Wort  ergriffen  hatten,  mit  125  gegen  66  Stimmen 

Oesetx  geht  durch. 
durch. 

Broschttren.         Die  grossc  Mcugo  dcs  Volkcs  hatte  inzwischen  mit  leb- 
iias^Geüetz/hafter  Theilnahme  die  Debatten  des  Hauses  verfolgt    Flug- 
blätter aller  Parteien  wurden  ausgestreut,  die  bald  die  aiisto- 
kratischen  Tendenzen  des  neuen  Gesetzes,  bald  die  Sdüides 
der  bestehenden  Zustände  hervorhoben^. 

1  An  humble  and  seriouB  representation  of  the  hardthip* 
and  difficulties  of  the  marriage  act  —  A  brief  review  of  tHe 
law8  relating  to  marriage.  —  Some  considerations  on  an  act 
to  proTent  clandestine  marriagea.  —  A  letter  to  tha  pttblic 
on  the  act  to  prevent  clandeatine  marriagea.  —  A  byatanders 
remarka  on,  and  objectiona  to  the  bill  for  preventing  eUn- 
deatine  marriagea.  —  Conaiderationa  on  the  bill  for  preTeat- 
ing  clandeatine  marriagea,  u.  a. 
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Unter  den  ersteren  sind  namentlich  die  des  Dr.  Keith  er-  Dr.  Ketth. 
wähnenswertliS  der  als  Hauptstifter  heimlicher  Ehen  sich  nüt 
komischer  Emphase  als  den  Vater  der  Bill  bezeichnete^  unter 
den  letzteren  muss  das  freilich  schon  weit  früher  erschienene 
Buch  eines  Dr.  Gally  genannt  werden*,  weil  es  in  den  De-  or.  oniy. 
batten  des  Hauses  eine  Bolle  spielte'. 

Auch  die  Journale  bemächtigten  sich   des  anziehenden  niejoanaie. 
Stoffes.    Das  Gentleman's  Magazine  brachte  einen  länge- 
ren Artikel,  in  dem  alle  Vorwürfe  gegen  das  Gresetz  aufge- 
führt und  in  bündiger  Weise  widerlegt  wurden^    und  das 

1  An  Appeal  to  the  public  on  the  act  against  clandettine  marriages.  und 
Obserradons  on  the  Act  for  preyenting  dandestine  Marriages.  —  Ich  theile 
einige  bemerkenswerthe  Stellen  aus  den  letzteren  mit:  „Happyis  the  wooing 
that  18  not  long  a-doing ;  ia  an  old  proyerb  and  a  yery  true  one ,  but  we  ahall 
haTenooccasion  for  it  after  the  25^  day  of  March  nezt,  when  we  are  com- 
manded  to  read  it  backwards  and  from  that  period  (fatal  indeed  to  Old  Eng- 
land!) we  most  date  the  declension  of  the  numbers  of.  the  inhabitanta  ofEng- 
land^^  . . .  ,^s  I  haye  married  many  thousands  and  consequently  haye  on 
those  occasions  seen  the  humonrs  of  the  lower  clasa  of  people ,  I  haye  often 
uked  the  married  pair  how  long  they  had  been  acquainted ;  they  would 
reply  gome  more ,  some  lesa,  but  the  generality  did  not  ezceed  the  acquaint- 
uce  of a  week,  some  only  of  a  day,  half  a  day  &c.*^  „Another  inconyeniency 
ybidivÜl  arise  from  this  Act  will  be,  that  the  ezpence  of  being  married  will 
be  10  giMt,  that  few  of  the  lower  class  of  people  can  afford ;  for  I  haye  often 
heard  a  Fleet-parson  say,  that  many  haye  come  to  be  married  when  they 
iitre  had  but  half-a-crown  in  their  pockets ,  and  sizpence  to  buy  a  pot  of 
beer,  and  for  which  they  haye  pawned  some  of  their  cloatha  ". . . .  „I  remem- 
beronce  on  a  time ,  I  was  at  a  public  house  Badcliff,  which  then  was  füll  of 
sailon  and  their  girls,  there  was  fiddling,  piping,  jigging,  and  eating; 
atlength,  one  of  the  tars  Starts  üp,  and  says  *!> — m  ye,  Jack,  TU  be  married 

jtttt  now;  I  will  haye  my  partner,  and '    The  joke  took,  and  in  lesa 

tban  two  houra  ten  couple  set  out  for  the  Flete.  I  staid  their  retum.  They 
letamedincoaches;  fiye  womenineachcoach;  the  tars,  some  running be- 
fore,  others  riding  on  the  coach-box,  and  others  behind.  The  cayalcade 
being  oTer,  the  couples  went  up  into  an  upper  room,  where  they  concluded 
tlieeTening  with  great  jollity.  The  next  time  I  went  that  way,  I  called  on 
ny  landlord  and  asked  him  conceming  this  marriage  adyenture:  he  at  first 
>tared  at  me,  but  recoUecting,  he  said  those  things  were^o  frequent,  that  he 
b^lytook  any  notice  of  them;  for,  added  he,  it  is  a common  thing  when  a 
fleet  comes  in,  to  haye  two  or  three  hundred  marriages  in  a  week*s  time 
wnongthesailors". 

'  Some  considerations  upon  clandestine  marriages  (Lond.  1780.). 

'  Walpole  letter  y.  24.  u.  29.  Mai  1758. 

^  S.  400.  f.  Nachdem  dort  gesagt  ist,  dass  die  Act  die  aus  den  heim- 
lichen Ehen  entstandenen  Uebelstände  beseitigen  werde,  heisst  es  weiter,  so 
>ei  nur  die  Frage,  ob  sie  nicht  grösseren  Schaden  henrorrufen  werde,  als  sie 
beilen  könne. 

Um  dies  su  beweisen ,  werde  hervorgehoben,  l)dass  die  beanspruchte 
Macht  der  weltlichen  Gesetzgebung,  fOr  nichtig  zu  erklären,  was  den  Ge- 
boten Gottes  nicht  zuwider  ist ,  in  jeder  Beziehung  verwerflich  sei,  2)  „That 

frieiherg,  EheKkUestnng,  23 
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» 

Scotts  Magazine^  gab  eine  Satire,  die  alle  Stichworte  des 
Gesetzes  zu  persifliren  suchte. 

Ansi^htde.  Pas  Volk  aber  begünstigte  in  auffallender  Weise  die 
Opposition.  Wo  Henry  Fox  sich  öffentlich  sehen  liess,  vmr- 
den  seinem  Wagen  die  Pferde  ausgespannt^:  Die  Schwärmer 
für  heimliche  Ehen  feierten  deren  energischen  Vertheidiger. 

cH»erhaaa  -^^  ^*  ^^^  wurde  die  Bill  dem  Hause  der  Lords  zurück- 

xnrfick.   gesandt  und  die  neuen  Amendments  in  Erwägung  gezogen^ 

Herzog T.  Wieder  erklärte  der  Herzog  von  Bedford  sich  dagcgoi, 
anstatt  aber  über  die  einzelnen  Amendments  zu  sprechen,  kan- 
delte  er  von  der  Bill  im  Ganzen,  und  als  ihn  der  Lord  Kanzler 
auf  das  Unparlamentarische  seines  Verfahrens  aufmerksam 
machte,  kam  er  so  in  Verwirrung,  dass  er  schliesslich  nur  be- 
klagte, dass  das  neue  Gresetz  auf  England  und  Wales  be- 
schränkt bleiben  solle. 

^Vi^^  Der  Einfluss  des  Lord  Kanzlers  siegte.  In  fast  drei- 
viertelstündiger Bede  wies  er  mit  bitteren  und  scharfen  Worten 
die  Einwürfe  des  Herzogs  und  die  Polemik  des  Unterhanses 
zurück.  Er  hielt  es  der  warmblütigen,  zügellosen  Jugend  a 
Gute,  eine  Bill,  die  eine  Regelung  der  bisherigen  ünordnos^ 
bezwecke,  für  absurd,  grausam  und  ärgerlich  zu  erklären,  er 
beklagte,  dass  auch  verständige  Männer  —  damit  war  der 
Sprecher  des  Unterhauses,  Arthur  Onslow,  gemeint  —  sich 

it  will  discourage  the  maniage  of  the  poorer  Bort,  among  wbommanü^ 
however  necessary  to  political  purposes,  is  generally  an  impondent  step 
ivith  respect  to  themselves,  and  by  this  act,  they  will  be  preventedfitom 
doing  it  without  great  deliberation,  xnany  will  not  do  it  at  all ". 

8)  werden  die  Argumente  wiederholt,  dass  öffentliche  Aufgebote  geges 
den  Geist  des  englischen  Volkes  seien. 

4)  „Seamen,  soldiers,  barymen,  waggoners  etc.  iftheycannotaffordi 
licence,  cannot  be  married  at  all ,  becau^e  their  residence  injusy  ooe  pUce  i 
sufficient  time,  is  incompatible  with  their  profession'^ 

5)  „The  consequence  of  this  wiU  be  the  decrease  of  people,  and  tbe  io* 
crease  of  those  vices,  which  the  passions  not  legally  gratified,  wouldpi^ 
duce'^ 

6)  „FaYOursaresometimesbyaccident,  obtained,  from  womeaof  cht* 
racter,  before  marriage,  and  when  a  pregnancy  happens,  infamy  ii  firequeoüv 
prerented  by  a  sudden  and  secret  marriage ,  the  time  of  which  cannot  be 
generally  known:  But  this  will  by  the  act  be  rendered  imposiible,  and  he 
who  cannot  marry  a  girl,  whom  perhaps  he  loves,  without  having  it  pubücklT 
known,  that  she  was  a  whore,  will  not  marry  her  at  all".  —  Diese  Aniichteo 
werden  dann  in  dem  Folgenden  S.  452.  ff.  widerlegt.  — 

^  Es  war  das  eine  Wiederholung  eines  Artikels,  den  das  Grub  Street 
J  o  u  r  n  al  i.  J.  1 743.  gebracht  hatte. 
>  BurnFleetMarr.  16. 
S  ParliamentaryHistory  15,84. 
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zur  Opposition  hätten  verleiten  lassen.    Namentlich  goss  er 

<lie  ganze  Fülle  seines  Unwillens  über  Henry  Fox  in  einer 

Weise  ans,    dass«  nur   die  Vertagung  des  Parlamentes  das 

Unterhaus  von  weiteren  Schritten  zurückhalten  konnte^.  Auch 

in  der  veränderten ,  ja  theil weise  verstümmelten  Form,  wie 

daa  andere  Haus  seine  Bill  zurückgesendet  habe,  bat  er  um 

ihre  Genehmigung,  damit  eine  so  nothwendige  Massregel  nicht 

dcbeitere.  Künftigen  Gesetzen  behielt  er  die  nothwenc^ge  Ver* 
l)es8erung  vor. 

So  ging  die  Bill  am  6.  Juni  durch  und  sollte  am-25.  März  bui  dwoh. 
1754.  in  Kraft  treten. 

Vorher  aber  beeilten  sich  noch  Alle,  die  eine  heimliche "JjJ^^,^^*^ 
Eheschliessung  wünschten,  der  neuen  Massregel  zu  entgehen.  "«»»»»»«• 
In  der  Keith's  Kapelle  wurden  noch  am  24.  März  61  Paare 
getraut^  und  ein  Kirchenbuch  des  Fleet  weist  an  diesem  Tage 
217  Eheschliessungen  nach'. 

„Tritt  das  Gesetz  nicht  bald  in  Kraft'',  rief  die  Herzogin 
von  Argjle  nicht  mit  Unrecht  aus,  „so  laufen  uns  bis  dahin 
noch  alle  unsere  Töchter  fort!''^ 


Wenn  wir  jetzt  zu  dem  Inhalte  des  Gesetzes  übergehen,  ^5Si<J?i 
<lessen  Entstehungsgeschichte  wir  so  eben  vorgeführt  haben,  26.  o«^.  u. 
so  treffen  die  meist  auf  der  Ghrundlage  der  Canones  v.  J.  1603.     ^  ^* 
I^erulienden  Paragraphen  folgende  Bestimmungen: 

§•  1.  Drei  Aufgebote  an  drei  aufeinander  folgenden  Sonn- 
tagen sollen  der  Eheschliessung  vorangehen,  und  in  der  Pfarr-  Aafirebou. 
Idrehe  oder  einer  innerhalb  der  Parochie  belegenen  Kapelle 
Verkündet  werden,  wo  Prodamationen  herkömmlich  waren^ 

In  derselben  Kirche,  wo  die  Aufgebote  stattgeftmden 
haben,  ist  auch  die  Einsegnung  der  Ehe  innerhalb  der  kanom- 
^chen  Stunden  vorzunehmen. 

Wohnen  die  Brautleute  in  verschiedenen  Kirchspielen,  so 
^<t  in  beiden  Pfarrkirchen  aufisubieten. 

1  Parliam.HiBtl5,86. 

s  Barn  Fleet  Marr.  145.  Vgl.  Gentleman's  Magaz.  1754.  S.  141: 
^«Sunday  24.  March  1754.  Being  the  last  day  before  the  commencement  of 
^e  mamage  act  before  11  o'clock  45  couple  were  married  at  Mr.  Keith*8 
^^spel,  and  when  tbey  ceas'd  near  100  pair  had  beed  join'd  together;  two 
^^  b^g  oonstantly  and  closely  employed  with  in  filling  up  licences  for 
^^^tpinpose". 

»Burn  Fleet  Marr.  20. 

^  Hör ace  Walpole  letter  to  George  Montagu  July  17, 1758. 

6  Danach  nicht  in  Westminster  und  St  FauL 

23* 
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^aSS^^*         §•  2.    Kein  Geistlicher  ist  zur  Verkündigung  der  Anfge- 

^*u.^* w*"*  "^^^  verpflichtet,  wenn  ihm  nicht  die  Brautleute  sieben  Tage 

vorher  schriftlich  ihre  Namen  und  Wohnorte  und  die  Zeit  ihres 

Aufenthaltes  in.  der  Parochie  mitgetheilt  haben. 

«nutHi^.         5*  ^*    Kein  Geistlicher  kann  zur  Strafe  gezogen  werdeot 

J^^*J5J*j,wenn  er  Personen  unter  21  Jahren,  nach  geschehener  Froda- 

lignnff.    mation,  auch  gegen  den  Willen  ihrer  Eltern  oder  Vormünder 

traut. 

§.  4.    Es  sei  denn,  dass  er  von  dem  Dissens  hinreidiende 
Kenntniss  gehabt  habe.    Sollte  dieser  aber  öffentlich  bei  Ge- 
legenheit der  Aufgebote  erklärt  worden  sein,  so  werden  da- 
durch die  Aufgebote  selbst  nichtig. 
Liemira.  §.  5*    Licenzen  sind  nur  auf  solche  Kirchen  zu  erthefleiv 

in  deren  Parochie  die  Brautleute  entweder  wohnen,  oder  eich 
doch  seit  vier  Wochen  aufhalten. 
UMuen.  5»  6.    Dadurch  sojlen  jedoch  die  dem  Erzbischofe  von 

Canterbury  zustehenden  Rechte  in  keiner  Weise  betroffen 
werden*. 

§.  7.    Personen,  die  mit  Ertheilung  der  Licenzen  betrat 
sind,  haben  die  Beobachtung  der  Gesetze  eidlich  anzugeloben 
und  dem  Bischöfe  der  Diöcese  dafiir  eine  Garantie  von  100/. 
zu  stellen. 
"kSd?*  5-  ^'    Personen,  die  Ehen  in  einer  anderen  als  den  ge- 

setzlich qualificirten  Kirchen  einsegnen  —  ausser  wenn  eine 
Special-Licenz  des  Erzbischofes  von  Canterbury  beigebracht 
wird  —  oder  welche  ohne  vorangegangene  Aufgebote  tnuen 
—  ausser  wenn  Dispens  von  diesen  ertheilt  ist  — 
auf  vierzehn  Jahre  deportirt  werden.  Die  Ehen  selbst 
nichtig'. 

§.  9.    Die  Verfolgung  der  verbrecherischen  Geistlichen 
verjährt  in  drei  Jahren.  - 

1  Vgl.  dazu  den  Brief  des  Erzbischofes  y.  Canterbury  io  der 
Parliam.  History  15,81. 

s  Nichtigkeit  der  Ehe  hatte  es  bisher  nur  gegeben  —  abgesehen  natür- 
lich von  Fehlem  des  Consenses  —  wegen  verbotener  Verwandtichaft,  roA 
auch  da  konnte  die  Klage  nur  bei  Lebzeiten  beider  Ehegatten  aogeitellt 
werden.  —  Noch  als  die  Bill  in  der  Session  1689--90.  im  Oberhaoie  doicb- 
ging,  welche  die  Nichtigkeit  der  Ehen  Minderjähriger  ohne  elterlichen 
Consens  einfuhren  sollte,  gaben  eine  Anzahl  Lords  folgenden  katholiairen' 
den  Protest  zu  Protokoll:  ,,because  we  belieye  marriage  to  besosacreda& 
Ordinance  of  Ood,  that  after  it  is  religioualy  contracted  and  consummtled 
it  cannot  be  annulled".  History  of  the  Proceedings  of  the  E  of 
Lords  (Lond.  1742.)  1, 399. 


I.  England.  2.  Von  1653.  bis  17&3.  357 

§.  10.  Nach  der  SoUeimisation  der  Ehe  ist  es  fiSr  die 
Brautleute  unnöthigy  den  Nachweis  zu  fuhren,  dass  sie  sith  die 
m  den  Aufgeboten  oder  der  Licenz  vorgeschriebene  Zeit  im 
Kirchspiele  aufgehalten  haben« 

Es  kann  demnach  eine  Nichtigkeit  der  Ehe  damit  nicht 
lyegrimdet  werden. 

{.  11.  Alle  mit  Licenz  geschlossenen  Ehen  von  bisher  «'^«j»^ 
UDTerheiratheten  Personen  unter  21  Jahren  sind  nichtig,  falls 
nicht  der  Vater,  oder,  wenn  dieser  todt  ist,  der  Vormund,  oder 
wenn  kern  solcher  vorhanden,  die  nicht  wieder  verheirathete 
Mutter,  oder  endlich  ein  vom  Kanzleihofe  gegebner  Vormund 
Torher  eingewilligt  hat. 

§.  12.  Sollten  die  Personen,  deren  Einwilligung  in  die 
mit  Licenz  geschlossenen  Ehen  der  Minderjährigen  für  noth- 
wendig  erklärt  wird,  wegen  Geisteskrankheit  oder  aus  sonsti- 
gen Gründen  zur  Abgabe  des  Consenses  nicht  fähig  sein,  so 
haben  sich  die  Brautleute  an  den  Lord  Kanzler  zu  wenden. 

§.  13.   Aus  sponsalia  de  praesenti  und  de  futuro  ist  keine  iponnou. 
ßage  auf  Sollennisation  mehr  zulässig^. 

\.  14.  gieht  genaue  Vorschriften  über  die  Einrichtung  der 
KircheDbücher. 

j.  15.  AJle  Ehen  sind  vor  zwei  Zeugen  zu  schliessen,  BhescWies- 
und  gleich  nach  der  Trauung  in  das  Begister  einzutragen,  Regiitrirnnff. 
wobei  zugleich  zu  bemerken  ist,  ob  Aufgebote  verkündet  oder 
eine  Licenz  ertheilt  war,  ob  die  Brautleute  volljährig  gewesen, 
oder  den  vom  Gesetze  erforderten  Consens  beigebracht  haben. 
—  Der  Geistliche,  die  Brautleute  und  die  Zeugen  haben  den 
He^tervermerk  zu  unterschreiben. 

§.  16.  Fälschung  und  Vernichtung  der  Kirchenbücher  ist 
mit  dem  Tode  zu  bestrafen. 

§.  17.    Die  königliche  Familie,  §.  18,  so  wie  Juden  und  Ananahmen 
Quäker,  wenn  sie  unter  einander  heirathen,  sind  von  den  Vor-^^'ieu?. 
schriflen  des  Gesetzes  ausgenommen.    Zugleich  wird  dessen 
Geltung  auf  England  und  Wales  beschränkt. 

^  Die  Nichtigkeit  der  sponsalia  de  praesenti  wird  eigentlich  nirgends 
«oigesprochen ,  so  dass  das  Gesetz  sich  die  merkwürdige  Inconsequenz  zu 
Schulden  kommen  Hess,  die  heimlich  vor  einem  Priester  eingegangenen 
£hen  zu  annuUiren  und  die  Gültigkeit  der  doch  viel  unfeierlicheren  spon- 
^iia  de  praesenti  nicht  zu  bem&ngeln.  —  Doch  lag  das  wohl  mehr  in  der 
^blechten  Wortfassung  als  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers. 
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§.  19.  trifft  über  die  Publication  des  Gesetzes  Anordnungen, 
das  in  allen  Kirchen  von  den  Kanzeln  verlesen  werden  sdL 


^^l^wt*  ^^®  letzten  Bestimmungen  des  Gresetzes,  weldw  den 
Juden  und  Quäkern  das  frühere  Recht  erhalten  und  ebenso  an 
der  Rechtsgültigkeit  der  von  Engländern  im  Auslande  ge- 

^*»^'^^»'«°-8chlossenen  Ehen  nichts  ändern  wollten,  nöthigen  uns  zu  einer 
rückblickenden  Darstellung,  was  bei  derartigen  Ehen  bisher 
Rechtens  gewesen  sei  —  da  sich  daraus  unmittelbar  die  Inter- 
pretation  des  §.  18.  der  Hardwicke's  Act  ergiebt — ond^ie  I 
die  englischen  Dissidenten  überhaupt  bis  zum  Jahre  17o3.  ihre 
Ehen  einzugehen  pflegten. 

Jiid«nb.i768.  ^^  ^^®  englischen  Juden  betrifft,  so  war  ihre  SteDuiu: 
im  Mittelalter  durchaus  der  in  den  übrigen  europ^chen  Län- 
dern  entsprechend.     Sie   waren  Fremde,    die   nur  geduldet 

^*®']™f^J[ wurden,  und  hatten  die  mannichfachsten  Erpressungen  und 

teuiter,   Migshandlungeu  zu  erfahren.     Unter  Eduard  L  waren  A 

dann  ganz  vertrieben  worden,  und  erst  die  unter  Cromweil 

für  das  staatliche  Leben  zum  Principe  erhobene  Toleranz  hiite 

ihnen  von  Neuem  eine  Zuflucht  in  England  gewährt^ 

▼ShStaüwe  Doch  war  auch  dadurch  nichts  an  ihrer  rechtlichen  Lagf 
geändert  werden.  ,yDe  anima  ludaei  non  se  impedit  eeekm''t 
hatte  ein  kirchlicher  Schriftsteller  gesagt^,  „servatur  leiMo- 
saica  inter  Ivdaeos  quoad  matrimonium"  •  .  .  nee  ludicattur^- 
cundwm  canonesy  aed  secundum  ritus  eorum"^  —  und  nach  dem- 
selben Principe  wurden  sie  auch  von  dem  protestantiechea 
Staate  und  der  anglikanischen  Barche  behandelt. 

"nSditl"  ^^  eigenes,  das  mosaische  Recht,  hatte  für  sie  Geltung, 
und  als  Lord  Stow  eil  in  einem  jüdischen  Eheprozesee 
Rabbiner  als  Rechtsverständige  vernahm,  erklärte  er:  „I^ 
•  cdve  thia  aa  in/ormaiion  reapecting  foreign  law^'K  Deshalb  wie? 
auch  das  englische  Gericht  einen  jüdischen  Zeugen  als  nicht 
gehörig  qualificirt  zurück,  weil  er  am  Sabbath  ein  Licht  tsr 
gefasst  hatte. 
^  Ehim*  Demnach  war  also  jede  Ehe,  die  ein  Jude  mit  einer  Jädin 

nach'  mosaischem  Ritus  einging,  auch,  im  englischen  Gerichte 
vor  wie  nach  dem  Jahre  1753.  vollgültig.  — 

1  VgLFischel  a.  a.  O.  77. 
'  Maranta  spec.  aur.  p.  8. 8.  57. 
8  eben  das.  8.  58.  59. 

^  Ooldsmith  v.  Broomer  bei  Haggard  Repocts  a.  a.  0.  1)^^^ 
Vgl.  Burn  eccl.  law 2, 336.  a.  Roper  a.a.0.by  Jacob  2,476. 
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In  Bezug  auf  das  Eherecht  der  protestantischen  Dissi- j^5j^,pg;{j^ 
deuten  ist  die  Toleranzacte  Wilhelms  III.  —  St.  1.  Will.  u.  »Dentin. 

g^  j^  WUT 

Mar.  c.  18.  —  von  einschneidender  Wichtigkeit^.     Vorher  n.M«r. eis. 
hatte  die   Gresetzgebung    einem    ausgebildeten   Verfolgungs- 
Systeme  gegen  alle  der  anglikanischen  Elirche   nicht  Zuge« 
hörige  angehangen.     Die  von  der  Hochkirche  Dissentirenden  DjJfSenten 
wurden  —  die  Quäker  einbegriffen  -^  mit  harten  Strafen  be-  '^«^«^«*- 
legt^f  und  ihr  Verhältniss  zu  anderen  Beligionsgesellschaften 
der  Landeskirche  gegenüber  vollständig  unberücksichtigt  ge- 
lassen.   Sie  wurden  ohne  Weiteres  als  Glieder  der  anglikani- 
schen Ejrche  angesehen,  hatten  deren  Lasten  zu  tragen  und 
deren  Gebräuche  zu  erfüllen. 

Fragen  wir  aber,  was  mit  ihren  Ehen  Rechtens  war,  so  UtfeEhen 
ergab  sich  als  natürliche  Consequenz  der  auch  von  der  Hoch- 
kirche anerkannten  formlosen  Begründung  der  Ehe,  dass  jede 
in  einem  Conventikel  eingegangene  Verbindung,  wenn  nur  ein  «a^war  wenn 
Conaensaustausch  beider  Theile  stattgefunden  hatte,  selbst  vor    tausch, 
den  geistlichen  Gerichten  der  Hochkirche  als  wahre  Ehe  gelten 
musste,  and  dass  sie  zu  einer  Kl^e  auf  Solennisation  nach 
an^kamschem  IKitus  den  Titel  gab. 

Dennoch  a"ber  \y^c'^  vor  d.  J.  1688.  derartige  Klagen 
kaum  möglich,  weil  Niemand  seine  Angehörigkeit  an  eine 
Secte  aas  Furcht  vor  Strafe  bekennen  mochte,  und  deshalb 
finden  TO  auch  weder  Fälle,  die  in  den  geistlichen  Gerichts- 
höfen, noch  solche,  die  vor  einer  Jury  über  dissidentische  Ehen 
zum  Austrag  gekommen  wären. 

Anders  stellte  sich  jedoch  das  Verhältniss,  als  die  To-j^^i^^^. 
leranzacte  eine  freilich  noch  genugsam  verclausulirte  Duldung     **^**' 
proklamirt  hatte. 

Jetzt  konnten  allerdings  Eheprozesse  von  Dissidenten  vor 
uen  Beichsgerichten  zur  Verhandlung  kommen,  und  diese 
hatten  darüber  Entscheidung  zu  fällen,  ob  sie  eine  nach  dissi- 
dentischem Bitus  eingegangene  Ehe  den  sponsalia  de  praesenü 
oder  den  nach  den  Vorsckriften  des  Ptayer  booh  eingesegne- 
ten Verbindungen  gleichstellen,  ob  sie  dieselben  für  ein  matri^ 
^onmm  de  iure  oder  de  facto  halten,  ob  sie  mithin  die  ver- 
mögensrechtlichen Wirkungen  einer  Ehe  eintreten  lassen 
wollten  oder  nicht. 

Ueber  die  Gültigkeit  dissidentischer  Ehen  konnte  aber  der  ^ricit"" 

*  Barn  eccl.  law  2, 166.  ff. 

'  Vgl.  Borgue  and  Bennet  history  of  diasenterfi  (Lond.  1808.)  1, 171. 
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^  weltliche  Richter  ebensowenig  ein  Urtheil  fallen,  wie  über  die 

der  von  Mitgliedern  der  Hochkirche  eingegangenen. 

Das  gehörte  zur  Cognition  der  Kirche ,  und  der  Ausfall 
des  geistlichen  Spruches  konnte  keinem  Zweifel  unterworfen 
sein^;  somit  beruht  die  Annahme  Lord  Tyndars,  der  & 
Erkenntnisse  der  Jury,  nach  dieser  Seite  hin  zu  interpretiren 
sucht,  auf  demselben  Irrthume,  den  wir  schon  oben  gekenn- 
zeichnet und  zurückgewiesen  haben. 

irkennä^Me.        ^^  bcsitzcu  aber  verschiedene   hier  anzuführende  Ur- 
theilssprüche  aus  dieser  Periode. 

^Sie?*  ^^  ^'  niO.  kam  in  dem  Wigmore's  Gase*  die  Rechts-     i 

gültigkeit  einer  Anabaptistenehe  zur  Erörterung.   Lord  Holt     ^ 
hielt  sie  de  iure  für  gültig.     „Solch'  ein  Contract",  sagte  er, 
„ist  eine  Ehe  nach  kanonischem  RecIU".    Die  vermögensrecht- 
lichen Wirkungen  einer  Ehe  wollte  er  aber  nicht  eintreten 
lassen.    „But  marriages  ought  to  be  solemnized  aecording  to     j 
the  rites  of  the  Church  of  England  to  entitle  to  the  privikgtt     j 
attending  legal  marriages  as  dower,  thirds"  etc. 

"(foiüV*         Diesem  Besultate  widerspricht  auch  nicht  die  L  J.  1710. 
in  Hajdon  v.  Gould'  gefällte  Entscheidung.     Gould  hatte 

1  Nur  einmal  scheint  der  geistliche  Richter  in  Hutchinson  Y.Brook- 
bank  beiLevinz  Reports  (3.  ed.  Lond.  1802.)  3,  876.  den  freilich  vergeb- 
lichen Versuch  gemacht  zu  haben,  die  Rechtsgültigkeit  einer  Dissidentenebe 
zu  bemängein.  Um  das  Jahr  1690.  nämlich  wurde  Hutchinson  und  seine 
ihm  in  einer  Dissidenten-Congregation  angetraute  Ehefrau  yor  dem  geist- 
lichen Gerichte  wegen  fomicatio  angeklagt.  Sie  suchten  deshalb,  gestützt 
auf  die  Toleranzacte,  beim  weltlichen  Gerichte  einen  writ  of  prohibition  la 
erlangen,  und  wurden  nicht  abgewiesen.  Seitdem  finden  wir  nicht mebr, 
dass  der  geistliche  Richter  Dissidenten  beunruhigt  hätte. 

8  Salkeld  rep.  2,438. 

8  Salkeld  rep.  1,  119:  „One  had  Issue  three  daughters.  Margaret, 
married  to  Richard  Goult;  Elizabeth,  who  married  Franklin;  and  Rebecca, 
who  married  Haydon.  Rebecca  deposited  1701.  in  the  hands  of  Gould, 
and  took  bis  Bond  payable  to  Franklin  for  her  use.  Rebecca  died,  and 
Haydon  her  husband  took  Administration:  And  now  Richard  Oould  aod 
bis  wife  sued  a  Repeal  upon  this  Suggestion ,  That  Rebecca  and  Haydoo 
were  never  married;  and  it  appeared  in  fact,  That  they  were  Sabbatarian« 
and  married  by  one  of  their  Ministers,  in  a  Sabbatarian  Congregation,  and 
that  they  used  the  form  of  the  Common  Prayer  except  the  Ring;  and  thtt 
they  had  lived  together  as  Man  and  Wife  as  long  as  the  Woman  lired  viz. 
seven  years:  On  the  other  band  it  appeared,  that  the  Minister  wasamere 
Lay-man  and  not  in  Orders;  upon  which  the  letters  of  administration irere 
'repealed  and  new  administration  granted  to  Margaret  Gould  eto.  And  dow 
thatSentence  upon  an  Appeal  was  affirmed  by  the  Delegates;  for  Haydon 
demanding  a  Right  due  to  bim  as  Husband  by  the  Ecclesiastical  law,  mu^t 
proye  himself  a  Husband  aecording  to  that  law,  to  intitle  himself  in  tbii 
case:  And  tho'perhaps  it  should  be  so,  that  the  Wif,  who  is  the  weaker  Sex, 
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seine  Verbindung  in  einer  Sabbatarianer  Congregation  ohne 
den  yollfitändigen  Bitus  der  anglikanischen  Kirche  und  vor 
einer  nicht  priesterlichen  Person  geschlossen.  Die  Ehe  wurde 
nicht  für  ungültig  erklärt,  wohl  aber  glaubte  die  Earche  dem 
Ehemanne  die  vermögensrechtlichen  Yortheile  nicht  gewähren 
zu  können  9  welche  sie  allein  den  von  ihr  eingesegneten  Ehen 
zugestanden  hatte.  —  Jedoch  auch  hier  zeigt  schon  die  Be- 
merkungy  dass  der  Ehefrau  gegenüber  eine  mildere  Ansicht 
Platz  gegriffen  haben  würde,  wie  an  der  Gültigkeit  der  Ehe 
selbst  kein  Zweifel  vorhanden  war. 

Bestätigt  aber  wird  unsere  Ansicht  auch  durch  das  I^echtj^J^J^^Y-fsa. 
welches  bei  Quäker-Ehen  galt 

Freilich  scheint  nur  ein  Fall,  und  dieser  noch  dazu  höchst 
unvollständig  aus  der  Zeit  vor  dem  J.  1753.  reportirt  zu  sein 
—  Haswell  v.  Dodgshon^  v.  J,  1730.,  wo  eiae  Quäkerin ^^■JJJlin 
auf  Solennisirung  der  in  der  Congregation  geschlossenen  Ehe 
klagte,  und  wo  das  Urtheil  nicht  überliefert  ist  —  aber  die 
Aeusserungen  des  zeitgenössischen  Wood^  stellen  als  un- 
zweifelhaft hin,  dass  man  ihre  Ehen  nicht  allein  für  gültig  er- 
Idarte,  för  mairimonia  de  iure,  sondern  auch  für  matrimonia  de 
facto^i  dass  iauch  die  weltlichen  Gerichtshöfe  ihnen  die  ver- 
mögensrechtlichen Consequenzen  anerkannter  Ehen  gewährten, 
was  übrigens  später  vielleicht  bei  allen  dissidentischen  Ehen 
Platz  griff. 

Gültigkeit  muss  aber  auch  den  Ehen  der  Katholiken  zu-  Ka*thoUken 
gesprochen  werden,  die  sie  dem  Ritus  ihrer  Kirche  gemäss  ge-  ****  ^^*** 
schlössen  hatten. 

or  the  Iflflue  of  the  Marriage,  who  are  in  no  fault,  might  intitle  themselves  by 
such  Marriage  to  a  temporal  Right ,  yet  the  Hasband  himself ,  who  is  in 
fault,  «hall  never  iotitle  himself  by  the  mere  Reputation  of  a  marriage  with- 
out  right,  In  thia  Gase  it  was  urged,  that  this  marriage  was  not  a  mere 
nuUity,  because  by  the  law  of  nature  the  contract  was  sufficient,  and  tho*  the 
positive  Law  ordains,  that  Marriage  shall  be  by  the  Priest,  yet  that  makes 
auch  positive  Law  bad  gone  on  and  ordained  it  ezpressly  to  be  so.  Vide 
Mo.  169.  170.  Bracton  IIb.  4.  c.  8, 9. 8.  Jac.  I.  c.  5.  IS.  But  the  court  ruled 
ut  supra:  And  a  case  was  cited  out  of  Swinbume,  where  such  a  marriage  was 
ruled  Toid :  And  an  Act  of  Parliament  was  made  to  confirm  the  marriage 
contracted  during  the  Usurpation  viz.  18.  Gar.  2.  o.  85.  and  the  constant  form 
of  pleading  marriage  is,  that  it  was  per  Presbyterum  Sacris  Ordinibus  con- 
stitutum". — 

1  Hag  gar  d  rep.  a.  a.  0. 1,  9.  Appdx. 

s  beiStoddard  alettera.  a.  0. 1,70. 

8  Dagegen  spricht  auch  nicht  St  6.  u.  7.  Will.  u.  Mar.  c.  6.  §.  47.,  wo  - 
Ton  den  „angeblichen  Ehen*'  der  Quäker  gesprochen  wird. — VergL  die  von 
S  t  o  d  d  ar  d  Observat  66 .  angeführten  Worte  LordGampbelTs. 
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kcn^S.  Freilich  konnten  dieselben  kaum  zur  gerichtlichen  Er- 
örterung  kommen.  Sollte  doch  nach  der  Strenge  des  Ge- 
setzes jeder  Katholik  als  beständig  excommunicirt  gelten,  imd 
kein  geistlicher  oder  weltlicher  Gerichtshof  die  Klagen  dnes 
überführten  Anhängers  der  katholischen  Religion  annehmen. 
Katholische  Priester  aber,  die  Gottesdienst  abhielten,  waren 

^^y\iJ;Jfinach  St.  11.  u.  12.  Will.  III.  c.  4.  lebenslänglich  einzn- 
sperren^. 

»ber  Sutig.  Dennoch  aber  ist  es  unrichtig,  zu  glauben,  dass  Ihre  Ehen, 
die  doch  jedenfalls   als  sponaalia  de  praesenti  gültig  waren, 

^l'g'j^jg^'nicht  als  solche  anerkannt  worden  wären,  und  St.  3.  Jac.  L 
c.  5.  §.  13.  konnte  wolil  die  nach  katholischem  Ritus  geschlos- 
senen Ehen  der  bürgerlichen  Vortheile  berauben,  ohne  ßie 
jedoch  für  nichtig  zu  erklären. 

^n^athS?  J^  ^^^^  Ehen  protestantischer  Brautleute,  die  ein  katholi- 
^  getomu"  sclißr  Geistlicher,  einsegnete,  —  natürlich  nur  ein  im  Hause 
eines  katholischen  Gesandten  fungirender,  denn  andere  waren 
st.«7.Eite.nach  St.  27.  Eliz.  c.  2.  in  England  officiell  nicht  geduldet - 
waren  gültig,  und  fUrEngland  wenigstens  bestanden  keine  diesen 
Fall  berücksichtigenden  Strafbestimmungen,  wie  sie  so  zahl- 
reich für  Irland  erlassen  wurden^. 

^^äitig?***  ^^  traute  in  dem  oben  angeführten  Feilding's  Gase 
ein  katholischer  Geistlicher,  und  in  einer  Kirchenbuchein- 
tragung  der  Kirche  La  Patiente  en  Spital  v.  J.  1716.  wird 
angemerkt,  dass  ein  Brautpaar  allein  um  deswillen  so  lange 
mit  der  Einsegnung  der  Ehe  gewartet  habe ,  weil  es  sich  sonst 
an  einen  katholischen  Geistlichen  hätte  wenden  müssend 

d^^ltidoi         ^'^^  Ehen  endlich,  die  ausserhalb  Englands  geschlossen 


Ehen  bis 
1768. 


waren,  wurden  bis  zum  Jahre  1753.,  wie  mehrere  Reports  be- 
zeugen, ebenfalls  für  gut  und  bürgerlich  vollgültig  gehalten, 
wenn   sie   nur   der   lex   loci   contractm   entsprachen,   wie  in 
,^^^^j[[^  Scrimshire  v.  Scrimshire*,   oder  sonst   als  sponsaHa  de 

1  Vgl.  Blackstone  Commentaries  4,  55.  ff.,  wo  jedoch  auch  gesagtist, 
dass  diese  Bestimmungen  nie  in  volle  Kraft  getreten  sind. 

'  Das  übersiebt  Fisch el  a.  a.  O.  70. 

8  „The consistory granted (Dez. 29, 1716)  the  nuptial  benediction to le 
Court  and  M.  P.  who  had  been  married  some  years  before  in  the  presenoe  of 
their  relations,  but  had  not  received  the  nuptial  benediction,  there  beingno 
Protestant  minister  in  their  neighbourhood  and  they  were  unwüling  to 
receive  it  of  a  Popish  priest  as  Üiat  woidd  have  compelled  thcm  to  have 
assisted  at  mass".  Burn  history  of  the  protest.  Refug.  173. 

^  Haggard  a.  a.  O.  2, 899. 
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fraesenti  angesehen  werden  konnten,  wie  in  Westcombe  v.  ^?*Dodli!** 
Dods^  und  Bavington  v.  Bavington*.  —  ^Si^^ln." 

Die  Hardwicke's  Act  in  ihren  oben  angeführten  Be-^/^^SJ.! 
Stimmungen  schlug  nun  für  die  Behandlung  aller  dieser  Ehenj^jJ^^jJ^^^«^ 
einen  Weg  ein,  auf  dem  die  Gesetzgebung  lange  Zeit  ver-    ^^«"' 
harrte,  und  der  zu  unzähligen  Härten  und  Unbilligkeiten  Ver- 
anlassung gab. 

Die  Quäker,  von  deren  Starrheit  man  keine  Unterwerfung  ^eJJJ'" 
unter  das  hochkirchliche  Ritual  erwarten  zu  können  glaubte, 
imd  die  auch  schon  bei  früheren  gesetzgeberischen  Versuchen 
besonders  berücksichtigt  worden  waren^,  wurden  von  der  im 
Gesetze  vorgeschriebenen  Eheschliessungsform  ausgenommen. 
Für  sie  sollte  das  alte  Recht  maassgebend  bleiben:  also  alle 
in  den  Conventikeln  eingegangenen  Verbindungen  sich  auch 
der  bürgerlichen  Folgen  einer  Ehe  erfreuen;  und  ganz  dasselbe 
wurde  für  die  Juden  festgesetzt.  •  Joden. 

Alle  anderen  Secten  aber,  wie  auch  die  Katholiken  wurden  giften  unj 
jetzt  wesentlich  gegen  früher  beschränkt*.  Kathouken. 

Sie  mussten  sich  jetzt  von  einem  anglikanischen  Geist- 
liclien  nach  hochkirchlichem  Ritus  in  einer  anglUcanischen 
Ktrcbe  trauen  lassen,  wenn  sie  gültige  Ehen  eingehen  woll- 
ten. — 

Für  die  ausserhalb  Englands  geschlossenen  Ehen  blieb 
daa  alte  Recht  bestehen. 


Es  war  natürlich,  dass  ein  Gesetz  von  so  durchgreifend ^^^^o^^ 
refonnatorischer  Natur  die  verschiedenartigsten  Beurtheilungen  '^SieS.*'" 
erfahren  musste.    Der  Volksgunst  hatte  es  sich  nicht  zu  er-  Du  vouc. 
freuen.     Als   es  von  den  Kanzeln  verlesen  wurde,  verliess 
Alles  die  Kirchen*. 

Aber  auch  gewichtige  Stimmen  erhoben  bittere  Elage. 
So  sagt  der  berühmte  Blacks  tone,  dessen  Worte  hier  eine  nuckttone. 

^  Lee  reports  (Lond.  1883.)  1, 69. 

*  Vgl  Stoddard  a letter to  Lord Brougham  61. 

'  So i.  J.  1690.  Journ.  of  the  H.  of  C.  10, 451.  und  i.  J.  1718.  eben- 
da». 19,185. 

^  Das  bestreitet  fälschlich  Morgan  the  Doctrine  and  law  of  marriage 
(Oxf.  1826.),  welcher  behauptet,  auch  sie  wären  beim  alten  Recht  belassen 
worden;  jedoch  wären  ihre  Ehen  schon  nach  diesem  ungültig  gewesen.  Sonst, 
iQeint  er,  wenn  eine  derartige  Verkümmerung  ihres  Rechts  Torgenommen 
▼oiden  wfire,  würde  ihr  Un^len  sich  jedenfaUs  geäussert  haben. 

^  Gentleman*s  Mag.  1758.  S.  538. 


364  lY.Boch.  DieCivüehe. 

Stelle  finden  mögen^:  „Viel  kann  und  viel  ist  für  und  gtgen 
diese  Veränderung  unserer  alten  Gesetze  und  Verfassumg  ge- 
eprochen  worden. 

Einer  Seils  beugt  sie  den  heimMchen  Ehen  Minderjähriger 
vor,  die  oft  ganze  Familien  in  schreckliches  Unglück  stürzen^ 
andrerseits  sind  Behinderungen  der  Ehe  namentlich  unter  din 
niederen  Glossen  geradezu  dem  Gemeinwesen  schädüch,  da  tu  | 
das  Wachsthum  der  Bevölkerung  hemmen.  Sie  sind  sehädUd 
der  Religion  und  der  Moralität,  da  sie  Zügellosigkeit  und  Vn-  ^ 
zucht  unter  den  ühvermählten  beider  Geschlechter  befördern,  wui  | 
dadurch  jenes  Ziel  der  Regierung  und  der  Gesellschaft  durtk-  , 
kreuzen,  concubitu  prohibere  vago". 

Theiyptonu  Der  VcrfaBser  der  Theljptora  nennt  das  Gesetz  ein 
wahrhaft  patricisches^;  er  kann  nur  mit  Unwillen  seiner  er- 
wähnen oder  auch  nur  gedenken  ^  er  wünscht  den  Namen  der 
Marriage^Ad ^  in  Anti-Marriage-Act  verändert  zu  sehen*,  er 
schleudert  dieselben  Vorwürfe  gegen  die  Bill,    die  auch  in 

°'*'SSie7'^"Horace  Walpole's  Briefen   und  in  Lord   Oxford's  Me- 

LordOxfoxti.jQQj|.ej^  anzutreffen  sind. 

Barke.  Von  bedeutenden  Staatsmännern  scheint  nur  Burke  £e 

Hardwicke's  Act  vertheidigt  zu  haben*. 

^  nia«.""  Auch  die  Journale  der  Folgezeit  öfineten  mit  Vorliebe 

grossen,  weitschweifigen  Beurtheilungen  der  neuen  Massregel 
ihre  Spalten.      Sie   zeigen  uns  —  und  als  Belag  mag  ein 

*^gMiM?"  Artikel  des  Scot's  Magazine  v.  J.  1754.  hier  angeführt 
werden*  —  wie  abgeschmackt  die  meisten  Vorwürfe  waren, 
die  man  dem  missliebigen  Gesetze  entgegenhielt 

^  Comment.  b.  1.  c.  15. 

'  Thelyptora  or  a  treatise  on  female  min  (Lond.  1780.)  2, 60. 

^  ebendas.  2,41. 

^  ebendas.  2, 54. 

5  Parl.Hi8t25,26. 

6  S.  886.  f.:  „Whether  it  has  not  been  demonstrated",  fragt  der  Ver- 
fasser des  genannten  Aufsatzes ,  „  that  marriage  is  of  divine  institutioo,  ai» 
when  duly  solemnized  by  a  minister  of  Christ  upon  earth ,  radfied  befoit 
God  and  bis  holy  angels  in  heaven? 

2.  Whether  the  united  power  of  all  the  courts  upon  earth  can  annuU 
marriage  so  performed  and  ratified?  and  whether  a  couple  parted  by  >" 
earthly  court,  for  want  of  some  fonn  of  their  own  appointing  and  manyfflg 
again ,  will  not  be  guilty  of  adultery  in  the  sight  of  Grod ,  and  have  it  to  an* 
flwer  for  at  the  day  of  judgment? 

3.  Whether  an  act  of  parliament  that  contradicts  the  Bible  is  not  ips^' 
facto  Toid  and  null  to  all  purposea  whatsoeyer? 

4.  Whether  making  a  marriage  in  any  other  place  than  a  church  or 
chapel  null  and  void,  ifdone  with  a  common  licence,  benotascribiogtba 
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Und  wollen  wir  nnn  noch  schliesslich  unser  Urtheil  über  ^^li^^' 
den  wichtigen  Gesetzesact  aussprechen ,  so  wird  es  uns  heute, 
nach  Verlauf  eines  Jahrhunderts,  leicht  sein,  auf  cBe  Mängel 
md  Schattenseiten  desselben  hinzuweisen.  Lagen  doch  die- 
selben schon  fünfzig  Jahre  später  den  Augen  der  Verstan- 
digen unverholen  da. 

Das  Gesetz  hatte  gute  Tendenzen.  Es  wollte  die  frühere 
Formlosigkeit  der  Ehen  um  jeden  Preis  brechen,  es  wollte  dem 
immer  zunehmenden  Unwesen  der  heimlichen  Verbindungen 
auf  alle  Fälle  einen  Damm  entgegensetzen:  Dagegen  konnten 
die  Gründe,  welche  Im  Parlamente  geltend  gemacht  wurden 
and  die  in  der  Tagesliteratur  einen  Nachhall  fanden,  nicht  in^s 
Gewicht  faOen.  Aber  das  Gesetz,  indem  es  die  Eheschlles- 
suDgsform  mit  einem  unendlichen  Gewebe  von  Formalitäten 
umgaby  musste  bei  der  Wortbeachtung,  mit  der  englische 
Richter  zu  interpretlren  gewohnt  waren,  und  die  im  Grelste  des 
englischen  Rechts  liegt,  nach  allen  Seiten  hin  Unheil  anrich- 
ten: es  bedurfte  nach  allen  Selten  hin  der  Ergänzung  und 
Versöhnung  mit  den  Erscheinungen  des  täglichen  Lebens.  — 

Ich  habe  hier  nicht  nöthig,  gleichsam  mit  prophetischer 
Miene  und   wohlfeil   divinatorischem    Talente   die    Schäden 
Torauszusagen,  die  sich  mit  nothwendiger  Consequenz  aus  der 
Hardwidce's-Act  ergeben  mussten:  wir  werden  bei  der  Schil- 
derung der  englischen   Gresetzgebung  unseres  Jahrhunderts 
iiioen  an  allen  Orten  begegnen.    Ich  will  hier  nur  die  Ge- 
rechtigkeit üben,  welche  der  Geschichte  geziemt,    und  das 
Andenken  des  Gesetzgebers  vor  dem  Vorwurfe  wahren,  der 
vorzüglich  gegen  ihn  geschleudert  wurde,  als  habe  er  mit  sei- 

^noity  of  the  institation  to  the  money,  which  the  one  costs  more  than  the 
Zither  and  how  far  it  Btops  short  of  down-right  Atheism? 

5.  Whetber  a  clergyxnan  can  with  a  good  conscience  go  up  to  the  altar 
^  eight  o'ciock  in  the  moming  and  pronounce  in  the  name  of  God  that 
^oie,  whom  he  has  joined  together  no  man  can  put  asnnder,  and  declare 
^omthedesk  at  twehe,  that  those,  whom  God  has  joined  together,  mau 
^  and  does  put  aaunder ,  and  transports  him  to  the  plantations  for  saying 
^«contrary? 

6.  Whether  the  clergy  therefore  ought  not,  in  duty  to  God,  to  Christ 
^d  his  Church,  to  stand  up  as  one  man,  and  protest  againat  reading  such  an 
^t  in  their  churches  as  the  Bishops  in  James  the  Second*8  time  did  against 
^^  reading  the  declaration  for  liberty  of  conscience,  and  rejoice  as  they  did, 
^  Sttifer  in  the  cause  of  their  master?  Whether  otherwise  the  people  can 
r^^  there  ia  any  thing  divine  in  the  institutions  of  Christ,  when  they  see 
^^  clergy  allow  there  is  not?  "  — 
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ner  Arbeit  nur  selbstsüchtige,  aristokratische  Tendenzen  ver- 
folgt. 

Alle  Gesetzgebungen  des  Continents,  die  ganze  deutsche 
Bechtsentwicklung,  welche  die  Heimlichkeit  der  Ehen  verpönte 
und  die  elterliche  Einwilligung  als  wesentlich  betonte,  müsBten 
mit  demselben  Tadel  belastet  werden. 

Wahrlich,  wer  die  Summe  von  Elend  und  Unglück  be- 
trachtet, welche  das  frühere  Recht  in  seinem  GefblgQ  schlepptej 
der  wird  nicht  erst  künstliche  Motive  da  unterzuschieben 
suchen^  wo  der  natürlichen  nur  allzuviel  zur  Hand  sindl 

3,  Von  1753.  bis  1865. 
a.  Die  Missstände  der  Hardwicke's-Act  nnd  ihre  Beseitigimg. 

Hwdw"kev        ^*®  Hardwicke's-Act  in  ihren  oben  dargestellten Prin- 
^^^'      cipien  bildete  bis  auf  unsere  Tage  den  Ausgangspunkt  der 
ganzen  englischen  Gesetzgebung  über  Eheschliessung,  und 
^- ^*!J*^/^- selbst  als  sie  durch  4.  Geo.  IV.  c.  76.  formell  aufgehoben 
worden  war,  blieben  dem  englischen  Statutenrechte  die  von  ilir 
aufgestellten  Grundsätze  der  Nothwendigkeit  des  elterlichen 
Consenses,  der  Aufgebote  und  der  Oeffentlichkeit,  es  blieb 
auch  die  Beschränkung  der  Eheschliessungshandlung  auf  g^ 
wisse  Kirchen  bis  durch  die  Einführung  der  Civilehe  wenig- 
stens nach  einer  Seite  hin  ein  grosser  Kiss  in  das  ganze  System 
gemächt  wurde. 
H^^'ikev        Zunächst  aber  musste  die  Hardwicke's-Act  noch  mit 
'^hcben!"'  ^^^  Widerwillen  kämpfen,  der  schon  ihr  Zustandekommen  so 

erschwert  und  die  Berathung  so  stürmisch  gemacht  hatte. 
**^  HM.'  ^'         Schon  am  5.  März  1754.,  also  wenige  Tage  vor  dem  Zeit- 
▼.*B«<SSrd!P"^^*®»  an  dem  die  neue  Bill  in  Wirksamkeit  treten  sollte, 
brachte  der  Herzog  von  Bedford,  dessen  Opposition  am 
6.  Jimi  1753.  ein  so  klägliches  Ende  genommen  hatte,  ein® 
Gesetzentwurf  ein  „An  Act  to  postpone  the  Commence- 
ment  of  an  Act  passed  in  the  last  Session  of  Parlia- 
ment  intituled,  An  Act  for  the  better  preventing  of 
Clandestine  Marriages"*.     Noch  war  aber  der  Einfluss 
des  Lord  E^zlers  und  die  Stimmenzahl,  über  die  er  im  Ober- 
hause zu  gebieten  hatte,  zu  gross,  als  dass  die  Motion  nicht 
ohne  Weiteres  beseitigt  worden  wäre. 
1764.  Allein  schon  am  27.  Januar  1764.  ging  bei  den  Gemeben 

1  Journ.  of  the  H.  of  L.  toI.  28. 
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^::nit  130  gegen  30  Summen  der  Antrag  durch  ^,  die  Hardwicke's- 

^^ct  im  Committee  des  ganzen  Hauses  einer  erneuten  Prüfung 

^u  unterziehen  ^  und  als  Besultat  dieser  Committeesitzungen 
^Tgab  sich  der  Beschluss':  ^^Leave  be  given  to  bring  in  a  Sill^'^^^^^ 
tc  repeal  an  Act  passed  in  the  2Q  .  .  .  ., Geo  IL  ...  .  and  to 
encaurage  and  facilüate  Marriages  to  be  solemnized  in  Churches 
or  Public  Chapeh,  under  a  PublicoHon  of  Banns^  or  by  lAcences, 
ctnd  to  remove  all  Doubts,  which  have  ariaen,  or  may  arise^  con-^ 
eerning  the  validity  of  certain  Marriages,  solemnized  of  that  Ptxrt 
of  Great  JBritain,  caUed  Scotland,  or  beyohd  the  Sea^\ 

Die  Journale  berichten  auch,  dass  dem  Hause  Seitens  des 
Committee  Bericht  erstattet  worden  sei,  dass  neue  Committee- 
sitzungen Platz  griffen,  und  ein  neuer  Keport  erstattet  wurde, 
auch  dass  am  IL  April  der  Druck  der  zum  zweiten  Male  ge- 
lesenen Bill  mit  den  dazu  gemachten  Amendments  beantragt 
worden  sei^.  Weiteres  ist  jedoch  von  dem  Schicksale  dieses 
Gesetzentwurfes  nicht  überliefert. 

Der  Anfang  des  folgenden  Jahres  aber  gab  schon  wieder     ^^^ 

den  gegen  das  Eheschliessungsgesetz  gerichteten  Bestrebungen 

f'ortgang. 

Am  8.  Februar  ertheilte  das  Haus  dem  Sir  John  Glynne  ünurhio«. 

die  Genehmigung,  eine  Bill  einzubringen,  welche  ganz  die 

Tendenzen  der  vorjährigen  verfolgte'. 

Schon  am  13«  Februar  konnte  das  Gesetz  zum  ersten 
Male  gelesen  worden^,  am  18.  erfolgte  die  zweite  und  endlich 
am  2.  Mai  die  dritte  Lesung  und  Annahme  ^  nachdem  viel- 
fache Committeesitzungen  statt  gehabt  hatten^  und  die  Clausel 
durchgegangen  war',  ,,declaring  that  solemnizing  marriages 
between  Persons  under  Age  by  Publication  of  Banns,  shall  not 
subject  the  Parson  to  ecclesiastical  censure". 

Die  Bill  wurde  am  3.  Mai  den  Lords  übersandt^^,  aber  Oberhaus. 
von  diesen  nach  einmaliger  Lesung  verworfen^^. 

•  1  Journ.  oftheH.  of  C.  29,762. 

*  Am  9.  Februar  ebendas.  826.  und  am  6.  März  ebendas.  912. 
^  ebendas. 929. 

4  ebendaa.  1044  1048. 

6  Journ.  of  the  H.  of  C.  30, 104. 

*  ebendas.  129. 

7  ebendas.  898. 

^  ebendas.  172. 176.  220. 234.  291.  317.  323.  330.  344.  389. 

^  ebendas.  346. 
io  ebendas. 31, 175J 
^^  ebendas.  31, 186. 
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mi.  Ein  neuer  Versuch  wurde  dann  wieder  i.  J.  1772.  ge- 

macht ^y  allein  die  schwache  Majorität  von  einer  Stimme,  mit 
welcher  der  Antrag  auf  weitere  Prüfung  des  Gesetzes  v.  J. 
1753.  durchging,  beweist  schon,  wie  ungeneigt  das  Haus  jetzt 

chiiriasFox.war,  das  ältere  Recht  wiederherzustellen.  Mochte  Charles 
Fox  auch  in  längeren  Beden  die  Argumente  wiederholen,  die 
sein  Vater  von  Anbeginn  an  der  Marriage-Act  entgegenge- 
stellt hatte :  die  Bill  fiel  schon  in  den  Vorstadien  mit  92  gegen 
34  Stimmen'. 
1781.  Um  so  merkwürdiger  ist  es,  dass  der  letzte  Versuch,  der 

neun  Jahre  später  zur  Beseitigung  der  Hardwicke's-Act  ge- 
macht wurde,  wenigstens  im  Unterhause  die  Majori^  er- 
langen konnte. 

Schon  als  Lord  Beauchamp's  nachher  zu  erwähnende 
Bill  am  28.  März  1781.  im  Unterhause  berathen  wurde,  waren 
die  heftigsten  Vorwürfe  gegen  die  Hardwicke's-Act  geschleu- 
dert worden^. 
Fox.  Als  eine  Schmach  fiir  das  Land  bezeichnete  Fox  das 

Gesetz;  grausam,  unpolitisch  und  schändlich,  nannte  es  m 
Toner,  anderer,  und  Turner  meinte,  dass  es  eine  Schande  für  das 
englische  Gesetzbuch  wäre.  „It  was  a  breach",  rief  er  so?) 
„o/  religious  liberty  and  an  encroachment  upon  the  natural  frtt- 
dorn  of  the  subject".  An  demselben  Tage,  an  welchem  Lord 
Beauchamp's  Bill  durchging,  wurde  die  Genehmiguiig  er- 

ütttertuiiu.  theilt  zur  Einbringung  eines  Entwurfes,  der  die  ganze  Hard- 
wicke's  Act  beseitigen  sollte.  Wieder  unterzog  sich  auf  den 
Wunsch  des  Hauses  Charles  Fox  der  Mühe  des  Antrag- 
steilens. 

Am  11.  Juni  erfolgte  die  erste,  am  15.  mit  90  gegen  27 
Stimmen  die  zweite  Lesung  der  BilL  Dennoch  hatte  dies 
Ergebniss  erst  nach  harten  Kämpfen  erzielt  werden  können* 

Conrtenty.  Mit  bitterer  Ironie  hatte  Courtenay  die  Schäden  des 
geltenden  Bechtes  aufgedeckt  Was  man  dem  Gesetze  denn 
vorwerfe?  fragte  er.  Etwa  dass  es  die  standesgemässen  Ehen 
begünstige?  Seien  diese  doch  die  Wurzel  der  Aristokratie 
und  somit  die  Basis  des  Staatslebens.  In's  Indische  rieth  er 
die  HardwickeVAct  zu  übersetzen.  Die  Braminen  würden 
freudig  überrascht  sein,  wie  sehr  ihr  kastengeistiges  Rechts- 

1  ebendas.  83,671. 

*  Parliam.  Bist.  17,446. 

>  Ueber  dies  und  das  Folgende  Tgl.  Pari.  Hist  22, 371.  883.  C 
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bewusstsein  mit  dem  des  freien  englischen  Volkes  überein- 
stimme. 

Jetzt  würden  die  jungen  Leute  in  dem  kritischen  Altor 
Tom  sechszehnten  bis  einundzwanzigsten  Jahre  vom  Heirathen 
abgehalten;  aber  damit  sei  den  leichtsinnigen  Ehen  ein  Damm 
entgegengesetzt.  Jetzt  zögen  die  verführten  Mädchen  aus 
den  Dörfern  in  die  Städte ,  um  die  dort  wohnenden  Jünglinge 
für  die  ihnen  staatlich  verbotenen  Genüsse  der  Ehe  zu  ent- 
schädigen; aber  das  sei  ja  ein  verdienstvolles ,  den  Staat  for- 
derndes, den  Tendenzen  des  Gresetzgebers  entsprechendes 
Treiben.  Freilich  würden  unzählige  uneheliche  Kinder  ge- 
boren: aber  welch'  ein  beneidenswerthes  Loos  harre  auch  dieser? 
Sie  würden  der  milden  Sorgfalt  erfreuter  Communen  übergeben, 
um  durch  spartanische  Erziehung  zu  der  ruhmvollen  Thätigkeit 
eines  Soldaten  oder  Matrosen  befähigt  zu  werden. 

Die  Population  wolle  man  gesteigert  wissen?  Welch  thö- 
richter  Wunschi  man  gehe  nach  Irland,  um  davon  geheilt  zu 
werden!  Man  weise,  das  Gesetz  v.  J.  1753.  anklagend,  darauf 
hin,  dass  so  viele  Geistliche  und  so  mancher  Bischof  schon 
der  Deportation  verfallen  sei?  Um  so  besser:  dann  kann  man 
in  Jenen  Strafanstalten  die  Gefangnissgeistlichen  sparen  I  — 

Auch  Fox  hielt  eine  seiner  viel  bewunderten  Beden.  ^^^ 
Der  Hauptgesichtspimkt,  den  er  betonte,  war  die  in  der  Hard- 
wicke*s-Act  verlangte  elterliche  Einwilligung.  Er  wollte  der 
väterlichen  Gewalt  nicht  so  weitgreifende  Befugnisse  ver- 
statten.'—  Er  machte  darauf  aufmerksam,  dass  nur  die  Un- 
vermögenden die  Schwere  der  gesetzlichen  Massregefai  zu 
tr^en  hätten,  während  jeder,  der  nur  eine  Postkutsche  nach 
Gretna  Green  bezahlen  könne,  davon  befreit  seL  Er  ver- 
langte vollständige  Aufhebung  des  Gesetzes. 

Als   Vertheidiger    der   Hardwicke's-Act    trat   vor   allen 

Dingen  Burke  auf.     Es   sei  nicht   dem  Staate  wohlthätig,    ^"^*' 

führte  er  aus,  dass  so  viel  Ehen  wie  möglich  geschlossen,  so 

>iel  Ejnder  wie  möglich  erzeugt  würden;  nicht  für  die  Zwecke 

^er  Population  allein  sei  die  Ehe  eingesetzt,  sondern  die  Kinder 

^^üssten  auch  ernährt  und  erzogen  werden.  Deshalb  lasse  man 

^cfat  gleich  jeden  heirathen,  so  wie  er  die  natürliche  Zeugungs- 

ffthigkeit  habe,  sondern  wenn  er  diesen  höheren  Anforderungen 

^  entsprechen  im  Stande  sei,  und  deshalb  sei  es  nothwendig, 

^8  die  elterliche  Einwilligung  und  ihr  reiferes  Urtheil  die 

^<ibedachtsame  Jugend  zügle.    Man  solle  ihm  nicht  aristokra- 

Friedberg,  Eheschliesaung,  24 
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tische  Gesinnung  vorwerfen.  Er  sei  bereit,  sein  Leben  für 
die  Freiheit  des  Volkes  zu  lassen ,  aber  ebenso  auch  dasselbe 
im  Kampfe  gegen  die  Zügellosigkeit  einzusetzen.  —  Man  tadle 
an  der  Hardwicke's-Act,  dass  sie  das  Vermögen  der  grossen 
Familien  zusammenhalte.  Es  könne  das  wahr  sein.  Aber 
habe  nicht  jedes  Gesetz,  und  alles  Gute  derartige  schlimme, 
kaum  vermeidliche  Folgen?  Man  müsste  denn  auch  den 
Schutz  des  Eigenthums  fallen  lassen  wollen,  um  den  dadurch 
gestützten  Geiz  zu  brechen,  man  müsste  die  ganze  Staats- 
maschine  mit  ihrer  Beamtenhierarchie  demoliren,  damit  imhel- 
voller  Ehrgeiz  unmöglich  gemacht  werde.  — 
L^lmg.  ^^®  dritte  Lesung  wurde  vom  Hause  mit  75  gegen  43 

Stimmen  genehmigt 


Am«nd- 
menta. 


Es  erfolgten  dann  auch  noch  mehrere  Amendments. 


Das  eine  wollte  die  Altersstufe,  bis  zu  welcher  eine  elter- 
liche Einwilligung  zur  Eheschliessung  nöthig  sei,  für  Männer 
auf  das  achtzehnte,  für  Frauen  auf  das  sechszehnte  Lebens- 
jahr festsetzen,  während  der  vorliegende  Entwurf  das  einund- 
zwanzigste,  beziehentlich  das  achtzehnte  aufgestellt  hatte. 
Das  andere  verlangte,  dass  erst  nach  zwanzigjähriger  Dauer 
der  Ehe  den  Ehegatten  das  Becht  genommen  werden  soUte, 
wegen  Form  Verletzung  bei  der  Eingehung  auf  Annullation  zu 
klagen,  während  der  Entwurf  nur  fünf  Jahre  offen  hielt. 

Beide  Anträge  fielen.    Dagegen  ging  durch,  dasskdne 
Ehe  wegen  Formverletzung,  noch  nach  dem  Tode  emes  der 
Ehegatten  angefochten  werden  dürfe. 
nTnSl  I>ie  Bill  wurde  genehmigt.  —  Allem  im  Oberhause  erlitt 

obcrhaw.  gj^  ^^  Schicksal  ihrer  Vorgängerinnen.  Noch  vor  der  zweiten 
Lesung  fiel  sie^.  Dieselbe  conservative  Gesinnung,  weiche 
einst  das  Entstehen  der  Hardwicke's-Act  gefährdet  Hatte, 
sicherte  jetzt  ihren  Bestand. 


jTiridiche  Es  war  aber  nicht  mehr  blosse  Parteileidenschafl  gewesen, 

der  H»rd.  wclchc  zulctzt  beständig  an  der  Umformung  des  Ehescnlics- 

sungsrechtes  mit   so   energischer  Ausdauer  gearbeitet  hatte, 

sondern  es  trafen  in  der  That  viele  der  üblen  Consequenzcn 

der  Handwicke's-Act  ein,  die  schon  i.  J.  1753.  vorhergesehen 

und  gesagt  worden  waren. 

gSou,  w"J'         Nur  in  solchen  Kirchen  und  Kapellen,  so  hatte  die  erste 

imfüiSSection  des  Gesetzes  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  vorgeschrieben, 

1  Parliam.  Hiat.  22,  617.  f. 


3.  Von  17&3.  b.  1865.  a.  Die  Missstände  der  Hardw.-Act  etc.     37 1 

sollten  Aufgebote  verkündigt  und  Ehen  geschlossen  werden, 
in  denen  vor  der  Emanationszeit  des  Gesetzes ,  also  vor  dem 
Jahre  1754.,  die  Proclamirung  von  Aufgeboten  üblich  gewesen 
wäre. 

Seit  jener  Zeit  aber  hatten  Wohlstand  und  Bevolkerung„^^|^|^i^„ 
beständig  zugenommen.  Wo  firüher  kleine  Weiler  gewesen,  ■•^I^J^*"'" 
waren  volkreiche  Städte  erstanden;  unzählige  Kirchen  waren 
neu  erbaut  worden.  Sollten  nun  diese  von  der  Berechtigung 
zu  Trauimgen  durchweg  ausgeschlossen  sein?  Sollten  die  in 
ihnen  eingegangenen  Ehen  ungültig,  die  segnenden  Priester 
der  Deportation  verfallen  sein?  Sollten  die  Bewohner  neuer 
grosser  Städte  sich  zur  Heirath  auf  die  benachbarten  Dorfer 
begeben,  weil  ihre  Kirchen  vielleicht  erst  nach  1754.  erbaut 
waren? 

Vom  Standpunkte  des  strengen  Bechts  aus  durfte  die  JJ/hio^nw' 
Entscheidung  kaum  zweifelhaft  sein,  und  doch  konnte  das^***""**^****** 
unmöglich  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers  gelegen  haben. 

In  dem  Falle  The  King  v.  Inhabitants  of  North-  ^^i^Sbii 
field^  kam  die  Frage  zum  ersten  Male  zin:  Beurtheilung  des  NorSöcid. 
Genchtes,  und  die  King^s  Beuch  annullirte  aus  dem  §.  1.  des 
Gesetzes  von  1754.  die  Ehe*. 

Ein  panischer  Schrecken  bemächtigte   sich   des  ganzen  ^heidanf 
Landes  I    Wer  konnte  noch  sagen,  dass  er  rechtmässig  ver-  itgraleSe 
heirathet  sei,  wer  wissen,  ob  nicht  seine  Eltern,  seine  Gross-  »«•***"»»«• 
eitern  schon  gegen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  gefehlt,  ob 
nicht  alle  diese  Ehen  eine  fortlaufende  Kette  von  Concubinaten 
«eien,  die  jeden  Augenblick  daftir  erklärt  werden  mochten? 
So  war  denn  eine  Abhülfe  der  Bechtsunsicherheit  dringend 
geboten,  und  sie  erfolgte  auf  den  Antrag  von  Lord  Beau- J'jf^J^JJ^ 
champ  durch  St  21.  Geo.  IH.  c.  53.»  —  5.  JuU  1781.  — ^^^^i?"^' 
aber  freilich  in  der  ungenügenden  Weise,  wie  die  englische 
Gesetzgebung  derzeit  überhaupt  ihre  Aufgaben,  wenigstens  auf  kiSJ»^. 
dem  Gebiete  des  Eherechtes,  zu  lösen  pflegte.    Anstatt  ein  "'n^^fef*' 
Prindp  aufzustellen,  welches  das  Uebel  von  der  Wurzel  aus 
treffen  und  ftir  die  Zukunft  unschädlich  machen  konnte,  be- 

1  Douglas Rep.  634. 

^  Der  erste  Richter  hatte  sie  für  gültig  erklärt   Vgl.  Parliam.  Hist. 

*  Die  BÜl  wurde  eingebracht  am  12.  Juni,  wurde!  den  2.  Juli  zum  dritten 
^ale  gelesen  und  am  5.  durch  den  König  bestätigt  Journ.  oftheH.  of 
^«  S6,  809.  S35.  S44.  Die  Verhandlungen  im  Unterhause  siehe  Parlam. 
^ist  22, 870.  ff.  im  Oberhause  ebendas.  571.  ff. 

24* 
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gnügte  man  sich^  um  jedem  parlamentarischen  Kampfe  Torzu- 
beugen  und  namentlich  die  Zustimmung  des  Oberhauses  zu 
erlangen,  alle  in  solchen  Ejrchen  bis  zum  1.  Äugast  1781. 
geschlossenen  Ehen  von  ihrer  Ungültigkeit  nachträglich  zu 
heilen,  und  die  Geistlichen  Ton  der  gesetzlichen  Strafe  loszu- 
sprechen, unbekümmert  darum,  dass  nach  wenigen  Jahren  die 
Gesetzgebung  auf  neue  Mittel  sinnen  müsse,  den  alten  ]&G88- 
ständen  wiederum  zu  begegnen. 
1804.  Und  in  der  That  beschäftigte  diese  Frage  schon  im  J» 

^^^'     1804.  und  dann  wieder  i.  J.  1808.  die  Begierung,  und  fand 

®m.\^T  d^ch  St  .44.  Geo.  III.  c.  77.  — 14.  JuH  1804.*  — und  St  48. 

St.  48.  Geo.  Geo.  in.  c.  127.  —  30.  Juni  1808.*  —  dieselbe  ungenügende 

XkL»   Ca    XXf  •      ^ 

Lösung. 
d^rehdie  Ganz  derselben  Art  waren  die  Zweifel,  welche  durch  die 

Buüdi^'f  Church  Building's  Act  hervorgerufen  wurden,  und  die  dann 
^^^     durch  die  Gresetzgebung  beseitigt  werden  mussten. 

Jenes  umfangreiche,  verwickelte  Gesetz  gab  einer  Com- 
mission  die  Befugniss,  Kirchspiele  zu  theilen,  und  so  neue 
Pfarreien  zu  begründen.  Es  musste  sich  fragen,  wie  ee  mit 
den  Ehen  gehalten  werden  sollte,  welche  in  den  Kirchen  dieser 
neuen  Pfarreien  eingegangen  würden,  und  ob  die  in  der  Hard- 
wicke's-Act  für  damals  schon  bestehende  Pfarrkirchen  gegebe- 
nen Vorschriften  auch  auf  die  neu  begründeten,  oder  noch  za 
errichtenden  ausgedehnt  werden  sollten. 
®uL®c.«?'  St  58.  Geo.  III.  c.  45.  s.  27.  gestattete  das  für  bc- 
**  ^^*  stimmte  Kirchen  unter  einigen  Modificationen,  die  durch  die 
Bücksichten  hervorgerufen  waren,  welche  auf  die  bisher  be- 
rechtigten Pfarrer  der  alten  Kirchspiele  genommen  werden 
mussten.  Erst  nach  dem  Tode  der  jetzt  lebenden  wollte  das 
Gesetz  seine  Bestimmungen  in  Krafl  treten  lassen  (s.  28.)* 
m^l'.m!  St.  59.  Geo.  HI.  c.  103.  bestimmte  in  s.  16.,  dass  die 
Mitglieder  der  Commission  discretionäre  Gewalt  haben  soUten, 
jeder  neu  begründeten  Pfarrkirche  das  Recht  der  Aufgebote 
und  Eheschliessung  zu  ertheilen,  und  dass  dann  jedesmal  die 
Gränzen  des  zu  einer  solchen  Kirche  gehörigen  Bezirkes  beim 
High  Court  of  Chancery  und  im  Registeramte  der  Diö- 
cese  eingetragen  werden  mussten.  Durch  diesen  Vermerk  sollten 
die  in  der  Hardwicke's-Act  den  Kirchen  v.  J.  1754.  ertheilten 

1  Eingebracht  vom  Bisbop  of  Saint  Asoph.  Journ.  of  the  H.  of 
L.  44,  627. 

<  Eingebracht  vom  Bishop  of  Bristol,  ebendas.  46,  604. 


•.  16. 
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BefugniBse  bedingt  sein,  wie  er  denn  auch  gerichtlichen  Be- 
weis fiir  die  Gültigkeit  der  Ehe  abgeben  soUte. 

Es  lie^  auf  der  Hand,  dass  alle  diese  Bestimmungen  nicht  P*®"«  ^*- 
nüsreiehend  waren,  die  Rechtsunsicherheit,  die  in  dem  Mangel  m«ng«ihAft. 
principieller  Vorschriften  ihren  Grund  fand,  zu  beseitigen. 

Sollten  etwa  die  Brautleute  bei  jeder  Eheschliessung  sich 
Ton  der  Rechtsfähigkeit  der  Elirche,  in  welcher  sie  sich  trauen 
lassen  wollten,  im  High  Court  of  Chancery  oder  beim  Bischöfe 
unterrichten?  Wie  beschwerlich  war  das,  wie  wenig  der  Sorg- 
losigkeit entsprechend,  mit  der  das  niedere  Volk  wenigstens 
seine  Ehen  einzugehen  pflegte! 

Deswegen  wurden  schon  durch  St  4.  Geo.  IV.  c.  72.  ^c???.^* 
8. 17 — 19.  neue  Bestimmungen  getroffen.    •  ^'~^*' 

Die  Bischöfe  sollten  solchen  Kirchen  Certificate  ausstellen, 
worin  ihre  Berechtigung  ausgesprochen,  die  in  der  Kirche  auf- 
zubewahren, am  Anfange  der  Kirchenbücher  einzuschreiben 
seien,  und  Ton  denen  eine  Copie  in  das  Diöcesanregisfer  nie- 
dergelegt werden  müsse. 

Das  Certificat  sollte  vor  allen  Gerichtshöfen  des  König- 
reichs unzweifelhaften  Beweis  für  die  Berechtigung  der  Kirche 
abgeben,  wenngleich  es,  wie  mit  ängstlichen  Clausein  ausge- 
sprochen wurde,  nicht  als  Bedingung  derselben  gelten  solle. 
Alle  Pfarreingesessenen  der  neuen  Earchspiele  wurden  für 
ihre  Ehen  auf  die  Pfarrkirchen  verwiesen. 

Auch  die  Massregeln  dieses  Gesetzes  waren  kaum  prakti-  ^ibenflu»" 
scher, -als  es  die  früheren  gewesen  waren;  denn  das  Certificat '"p"^'**^*'' 
des  Bischofs  entzog  sich  in  gleicher  Weise  der  Beachtung 
ine  die  Eintragung  im  Kanzleihofe.     Die  Berechtigung  der 
Kirche  musste  für  die  grosse  Menge  bei  Weitem  mehr  in*s 
Auge  fallend  gemacht  werden. 

Dieser  Aufgabe  unterzog  sich  S  t.  4.  Geo.  IV.  c.  76,  welches  ^iV*  c??J; 
^ber,  wie  schon  St.  3.  Geo.  IV.  c.  75,  auch  noch  andere,  der 
Hardwicke's-Act  entsprungene  Missstande  abzustellen  suchte. 

Wir  werden  etwas  weiter  auszuholen  haben  I 

Alle  Ehen  von  Personen  unter  einundzwanzig  Jahren,  die^j*,J*2l!fd«' 
<Kiit  Licen2i  geschlossen  waren,  sollten  nach  dem  Gesetze  v.  J-R^'ü^klv 
1753.  ungültig  sein,  falls  die  elterUche  Einwilligung  fehle,  und^^^«,^^- 
^eswegen  sollte  Brautleuten,  die  keine  Genehmigung  der ^,^;J*£;^^^ 
Altern  beibrächten,  eine  Licenz  nur  ertheilt  werden,  falls  sie  ''foi^nf' 
eidlich  ihre  Volljährigkeit  versicherten.  Dem  Gebrauche  nach 
^b  nun  der  Mann  diese  Erklärung  in  seinem  und  seiner  Braut 
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Namen,  er  schwur,  nach  der  damaligen  nachlasaigen  Praxis, 
seinen  Eid  in  die  Hände  von  Personen,  die  kaum  dne  Be- 
fugniss  besassen,  ihn  über  die  Richtigkeit  seiner  Versicherun- 
gen zu  befragen^.  Wie  nun,  wenn  ein  Irrthum  dabei  yixkm, 
oder  gar  wissentliche  Täuschung  und  Meineid?  War  die  Ehe 
ungültig,  heilte  das  Zusammenleben  während  einer  Beihe  tod 
Jahren  die' Nichtigkeit  der  Verbindung,  und  war  es  wenigsten» 
dem  Schuldigen  selbst  benommen,  sein  Vergehen  zum  eigenen 
Vortheile  auszubeuten,  sich  aus  dem  Meineide  die  Freiheit  vom 
ehelichen  Joche  zu  erobern? 
dSau«  «ft-  ^^®  Antwort  musste  überall  verneinend  lauten,  und  dne 
liwwse'!  in^ner  steigende  Zahl  von  Bechtsfällen  —  i.  J.  1822*  aUem 
40.  vor  dem  Consistory  Court  in  London,  20  in  Canterbm; 
und  eben  so  viel  in  den  übrigen  geistlichen  Gerichtshöfen*  — 
legte  Zeugniss  ab,  zu  welchen  groben  Unbilligkeiten  der  Ter- 
rorismus der  Hardwicke's-Act  fuhren  könne. 
^fmlT  ^  *^*  1805.  wurde  im  geistlichen  Gerichtshöfe  zu  London 

^LuSe7*  ^^^  Prozess  Watson  v.  Little*  entschieden.  Die  Ehe  war 
i.  J.  1787.  geschlossen  worden.  Der  Mann  hatte  Licenz  er- 
halten, auf  die  eidliche  Versicherung  hin,  dass  er  einundzwanzig 
Jahre  alt  sei,  wie  das  auch  in  der  That  der  Fall  war,  und 
dass  seine  Braut  ebenfalls  das  gesetzliche  Alter  erreicht  habe, 
wie  er  das  wenigstens  nicht  besser  wusste.  Sie  lebten  acht- 
zehn Jahre  zusammen  und  hatten  sechs  Kinder,  als  die  Frtu 
die  Nullitätsklage  anstellte,  weil  ihr  zur  Zeit  der  Hochzeit  noch 
sechs  Wochen  zum  einundzwanzigsten  Jahre  gefehlt  hätte  — 
die  Ehe  wurde  vernichtet. 
Hithawly.  ^  Wattle  V.  Hathaway*  hatte  der  Mann  mit  wissent- 
lichem Meineide  die  Volljährigkeit  seiner  Frau  beschworen;  er 
lebte  mit  ihr  siebenundzwanzig  Jahre  in  bitterster  Annuth. 
Als  er  plötzlich  Vermögen  erworben  hatte,  liess  er  die  Ehe 
vernichten. 
Hewitt  T.  In  Hewitt  v.  Bratche^  (1809.),  in  Johnson  v.  Parker* 

Johnson  V.  wurden  funfundzwanzigjährige  Ehen,   in  Jones   v*  Hasle- 
Jones  ▼.  wood^  cinc  achtunddreissigjährige  aufgelöst. 


Hftslewood. 


1  VgLFarliam.Hist22,414. 

>  Hansard'fl  Debates  N.  S.  6, 1842.  f.  Dabei  kamen  noch  viele gsr 
nicbt  rar  Entscheidung  der  Gerichte,  weil  die  Parteien  gleich  von  selbst  aa» 
einander  liefen. 

s  Hansard's  Debates N. S. 6, 1337.  f. 

*  ebendas.  —  ^  ebendas.  1388. 

^  ebendas.  —  7  ebendas.  1840. 
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In  Hiddal  v.  Liddiard»,  der  i.  J.  1818.  in  London  zur  ™5f>»- 

'  lildalAra« 

Yerhandlang  kam  —  zugleich  mit  noch  drei  ähnlichen  Fällen 
im  Laufe  von  zwei  Monaten  —  hatte  der  Vormund  der  minder- 
jährigen Braut  seine  schriflliche  Zustimmung  zur  Ehe  gegeben 
und  von  einem  Zeugen  unterzeichnen  lassen ,  während  nach 
St.  12.  Charl.  II.  c.24.  s.  8.  zwernöthig  waren:  die  Ehe  wurde st.i3.ch.n. 
am  8.  Mai  1820.  annullirt.  Der  Richter  selbst  bedauerte  die  '  * 
Härte  des  Spruches,  den  ihm  das  Gesetz  abgezwungen  hatte'. 
„7^  marrioffe",  sagte  er,  „w  in  n&degree  clandestine,  it  has 
been  solemnized  with  all  the  requintes  of  law.  The  court  must 
deeply  lamenty  to  see  9ueh  a  caae  brought  before  it;  it  is  a  case 
of  hardühip  on  aodeiy  that  persona  akould  kave  been  so  long 
Uving  together  as  man  and  wife  and  be  cast  hose  on  society;  but 
it  is  in  vain  for  the  court  to  observe  on  the  hardship  so  long  as 
the  law  eonünues  on  its  present  footing.  As  the  law  now  Stands, 
there  is  nothing  to  be  done,  but  to  pronounee  this  to  be  an  in- 
valid marriage". 

In  ähnlicher  Weise  wurde  in  Hajes  v.  Watts*  i.  J.  ^^JJ^^* 
1818.  die  Ehe  nach  achtzehnjährigem  Bestand  auf  Antrag  der 
Frau  für  nichtig  erklärt,  weil  die  Mutter  der  Braut,  die  für 
eine  Wittwe  gehalten  wurde,  ihre  Einwilligung  gegeben  hatte, 
während  der  Vater  selbst  noch  lebte. 

Viel  bedenklicher  waren  aber  die  Falle,  die  sich  ergaben,  E^^te^ein 
wenn  einer  der  Ehegatten  ein  uneheliches  Kind  war.  Die  ge-  °K£d  war? 
wohnliche  und  volksthümliche  Anschauung  musste  sich  für 
befriedigt  erklären,  falls  nur  die  Mutter  oder  gar  der  unehe« 
liehe  Vater,  oder  endlich  die  von  diesem  bestellten  Vormünder 
die  Einwilligung  gegeben  hatten:  das  freilich  zweifelhafte 
Beeht^  verlangte  die  Genehmigung  eines  vom  Kanzleihofe 
ernannten  Vormundes,  und  erklärte  sonst  die  Ehe  fiir  un- 
gültig. 

Namentlich  erregten  die  Prozesse  Homer  v.  Liddiard^ 

1  ebendas.  6,1888.  f. 

^  Dasselbe  that  der  Richter  in  the  King  v.  Inhabitants  of  Pres- 
^^nBlackstoneRep.  1, 192. 

3  Hansard^sDebatesN.S.  6, 1839. 

^  Mr.   Justice   Grose  in  Homer  v.  Liddiard  (siehe  die  An- 

'^wkg.  5.)  meinte,  dieser  Fall  sei  gar  nicht  in  der  Hardwicke's-Act  vorge- 

teheii.  —  Der  Fall  the  King  v.  Inhabitants  of  Hodnet  bei  Term 

Sports  1, 96.  ist  nicht  anzuführen,  weil  hier  Niemand  in  die  Ehe  consentirt 
hatte. 

^  Croke  Report  of  the  Case  of  Homer  v.  Liddiard;  Consittory  Court 
«London  1799. 
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aus  d.  J.  1799.  und  Priestlej  v.  Hughes^  aus  d.  J.  1809. 
in  der  englischen  Jurisprudenz  gerechtes  Aufsehen. 
??![^r^         Harriet  Liddiard  war   die   natürlidie  Tochter  John 

▼.  Liddiard.  . 

Whitelock's  Ton  Sarah  Liddiard.  Als  der  Vater  starb, 
hinterliess  er  ihr  ein  bedeutendes  Vermögen  und  setzte  die 
Mutter  und  noch  eine  Person  zu  Vormündern  ein. 

Bald  nach  ihrem  zwanzigsten  Jahre  wurde  sie  an  Mr. 
Horner  verheirathet,  mit  Genehmigung  der  Mutter  —  da  der 
andere  Vormund  inzwischen  Tcrstorben  war  —  indem  diese 
der  Trauung  gelbst  beiwohnte  und  ihre  Einwilligung  in  der 
Licenz  Tcrmerken  lieas.  —  Drei  Jahre  nachher  wurde  die  Ehe 
auf  Klage  des  Mr.  Horner  für  nichtig  erklärti  weil  die  Ge- 
nehmigung des  Kanzleihofes  fehlte. 
Priestiey  Iq  dem  vou  Lord  Ellenborough  entschiedenen  Priest- 

T.  UugllM.  Ö 

ley  V.  Hughes  hatte  John  Wynne  Hughes  i.  J.  1792. 
Jane  Holeeds  geheirathet,  die  uneheliche  Tochter  von 
Thomas  Jones,  wieder  in  Gegenwart  der  Mutter  unter  ihrer 
ausdrücklichen,  durch  die  Licenz  bezeugten  Zustimmung.  Im 
Jahre  darauf  starb  John  Hughes  mit  EQnterlassung  einer 
Tochter,  und  einige  Jahre  später  sein  Vater,  dessen  grosses 
Vermögen  denmach  an  die  Enkelin,  die  Tochter  von  John 
Hughes,  fallen  musste.  I.  J.  1809.  wurde  dieser  aber  die 
ganze  Erbschaft  entrissen,  ^ weil  die  Ehe  ihrer  Mutter  — als 
nicht  vom  Kanzleihofe  consentirt  —  ungültig  gewesen  sei 
^*  Fau***'  Noch  stärker  wo  möglich  trat  die  Unbilligkeit  des  Rechtes 
in  eiiiem  Falle  zu  Tage,  der  auch  im  Hause  der  Gemeinen 
zur  Sprache  kam^ 

Ein  Mann  hatte  sich  mit  Einwilligung  seiner  Eltern  ver- 

heirathet.     Die  Ehe    war  glücklich   und   mit  Kindern  und 

Enkeln  gesegnet.    Da  entdeckt  er  plötzlich,  dass  er  ausser  der 

Ehe  geboren  sei.    Er  lässt  seine  Ehe  für  nichtig  erklären, 

und  damit  zerfallt  auch  die  seiner  Kinder,  die  mitsammt  den 

Enkeln  zu  Bastarden  gemacht  werden.     Denn  überall  lagen 

ja  Ehen  unehelicher  Kinder  vor,  die  der  Genehmigung  des 

Kanzleihofes  bedurften.  — 

i??'?i**°^?*         Wenn  das  die  Schäden  des  socialen  Lebens  waren,  die 

^oStdw^  bei  den  mit  Licenz  geschlossenen  Ehen  im  Grefolge  der  Hard- 

^^^^^^•'•wicke's-Act  schleppten,  so  waren  die  bei  Ehen  mit  Aufgebot 

hervortretenden  anderer  Art,  doch  kaum  geringer. 

1  EasterTermReporUBd.  1. 

a  Hansard'BDebatesN.S.e,  1352. 
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Hier  sollte  die  Oeffentlichkeit  der  Proelamationeii  die 
Nothwendigkeit  der  elterliohen  Einwilligung  ersetzen,  und  die 
Rechisgültigkeit  der  Ehe  nachher  wegen  etwa  fehlender,  zur 
Erlangung  der  Aufgebote  nothwendiger  Requisite  nicht  mehr 
angefochten  werden  dürfexu 

Die  natürliche  Folge  davon  war,  dass  jeder,  der  heimlich 
eine  Eihe  schliessen  wollte,  sich  in  ein  volkreiches  Kirchspiel, 
womöglich  nach  London,  begab,  wo  er,  dem  Geistlichen  ganz 
unbekannt,  ohne  Weiteres  aufgeboten  und  getraut  werden 
konnte^.  Hatte  er  sich  nicht  geradezu  eine  Namensfalschung 
zu  Schulden  kommen  lassen,  wie  das  in  Purget  v.  Tomkins^  v.Toü^iu». 
zur  Entscheidung  gebracht  wurde,  so  war  die  Ehe  ohne  Wei- 
teres gültig. 

Auch  waren  bei  den  Aufgeboten  selbst  alle  denkbaren^JJj**«®^*^'" 
Betrügereien  mo^oh  und  üblich,   denn  die  Forderung  des     ^^'^*^* 
Gesetzes,   dass  die  Verlobten  ihre  Namen   dem  Geistlichen 
schriftlich  einreichen  sollten,  war  nur  als  Wunsch,  nicht  als 
Befehl  ausgesprochen. 

So  wurde  denn  am  11.  März  1812.  vom  Hause  der  Ge- |;^\*^\yj, 
meinen  die  Genehmigung  ertheilt,  eine  Bill  zur  Abänderung  unte^w. 
der  HardwickeVAct  einzubringen'  und  schon  am  26.  Mai 
konnte  das  Gresetz  den  Lords  übersandt  werdend  Hier  wurde  Ob«rtiau9. 
die  Berathung  aber  nach  der  zweiten  Lesung  auf  zwei  Monate 
vertagt,  d.  h.  das  Gresetz  fiel  für  ^ese  Session^. 

Die  Verhandlungen  des  Jahres  1817.,  welche  im  Unter-  cnierhius. 
hause  über  die  Bill  gepflogen  wurden®,  „for  the  further 
Regulation  of  Marriages  to  be  solemnized  after  the 
publication  of  Banns  of  Matrimonj'^  wurden  durch  den 
Schluss  der  Session  unterbrochen;  dagegen  waren  die  des 
Jahres  1818.  erfolgreicher.  untShiw. 

Am  13.  Mai  bat  Dr.  Phillimore  Him  Erlaubniss,  eine  ^'ifj!.""- 
BiU  einbringen  zu  dürfen,  welche  die  11.  Section  der  Hard- 
wicke*s-Act  abändern  sollte^. 

1  Vgl.  Hansard's  DebateB  N.  S.  6, 1S55.  ff. 
s  Haggard*B  Cons.  Rep.  2, 142. 
9  Journ.  oftheH.  of  C.  67,190. 
4  ebendas.  399. 

6  Journ.  of  the  H.  ofL.  48, 1016.  erste  Lesung  am  27.  Mai:  48,865; 
zweite  am  7.  Juli  ebendas.  957. 

V  Ente  Lesung:  29.  Juni  Journ.  of  the  H.  of  C.  72,  371.   Zweite 
Lesung:  1.  Juli  ebendas.  436. 

7  Journ.oftheH.ofC.  73, 384.  Han8ard*8Debate8  38,617. 
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Nur  während  ihrer  Minderjahrigkeity  oder  ein  Jahr  nach- 
her, wollte  er  Eheleuten»  die  ihre  Verbindung  ohne  elterliche 
Einwilligung  geschlossen  hatten ,  die  AnnuUationsklage  ge- 
währen, und  femer  sollte  dem  geistlichen  Gerichtshofe  die 
Befiigniss  zustehen,  auch  ein  Jahr  nach  dem  Abschlüsse  einer 
mit  Aufgeboten  eingegangenen  Ehe  zu  prüfen,  ob  die  Fartden 
den  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Erfordernissen  genügt 
hätten. 

Am  15.  Mai  wurde  das  Gesetz  zum  zweiten  Male  ge- 
obcrhaas.  Icscu^  Und  aut  27.  Mai  angenommen':  das  Oberhaus  verwarf 
es  wieder. 

rnlerhiui.         ^^^  ^^^^^  *°^  !''•  ^^^^  ^^^^'  brachte  Dr.  Phillimore 

^'- ^^"»-  seine  Bill  aufs  Neue  in  das  Unterhaus';  diesmal  mit  der  Aen- 

derung,  dass  die  Ehen  mit  Aufgeboten  ganz  den  mit  Licenz 

eingegangenen  gleich  stehen  sollten,  und  mit  dem  Zusätze: 

„that  the  partiea  marrying  by  banns  should  have  a  compläen- 

sidence  of  one  fortnight  in  the  parüh  where  the  banns  wen 

published". 

Discnuionen.        Heftige  Discussioncn  fanden  im  Ausschasse  stattS  aber 

^^J^^^J^  dennoch  und  obgleich  Sir  C.  Robinson,   the  King^s  Ad- 

vocate,  geradezu  gegen  die  Annahme  der  Bill  Protest  ein- 

®Ä*  ^®g^®^  g^g  «e  »°^  21.  Mai  1819.  durch«,  um  freilich  wieder 

dagegen."  ^^  ^®^  WiderStande  des  anderen  Hauses  zu  scheiternd 

Einer  der  Lords  bat,  ijian  mpge  die  allerdings  seit  Jahren 
als  nothwendig  erkannte  Beform  nicht  übereilen  und  so  ge- 
langte das  Gesetz  gar  nicht  zur  Discussion. 
UMeiLs.         ^^  J-  1819.  brachte  Phillimore  im  Mai»  und  im  De- 
^'' ^"i"""  zember®  einen  Gesetzentwurf  ein,  von  denen  der  eine  bei  den 

more  ' 

oberSM.'  I^ords  fiel,  dcr  andere  wegen  des  Sessionsschlusses  nicht  zur 
Endberathung  gelangen  konnte.  Hier  wurde  die  Anfechtungs- 
zeit  ungültiger  Ehen  auf  sechs  Monate  nach  erreichter  Voli- 
jährigkeit  beschränkt  —  nur  den  jetzt  Volljährigen  sollte  ^m 

wrottcBiey.  Antrag  von  Mr.  Wrottesley  eine  gleiche  Frist,  von  der  An- 
nahme des  Gesetzes  an,  zur  AnnuUationsklage  verstattet  werden 

1  Journ.  of  the  H.  of  C.  73, 846. 

'  ebendas. 895. 

s  Journ.oftheH.ofC.  74,242. 

4  Han8ard*sDebates89, 1028. 1461.  ff. 

^  ebendas.  40, 657. 

6  Journ.oftheH.ofC.  74,469. 

7  Journ.  of  theH.of  L.  52,  624. 

8  Journ.of  the  H.ofC.  75, 149.889. 

9  Journ.  of  the  H.  of  C.  75, 102. 
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—  und  femer  festgesetzt,  dass  ToUjährige  Personen ,  welche 
wissentfich  minderjährige  ohne  elterliche  Einwilligung  heira- 
theten»  nie  die  Ehe  anfechten  dürften,  wie  das  auch  schon  bei 
früheren  Parlamentsverhandlungen  zur  Sprache  gekommen 
war^  Aber  auch  durch  dies  beständige,  in  der  englischen 
Gesetzgebung  nur  allzuhäufige  Misslingen  seiner  Bestrebungen 
wurde  der  unermüdliche  Phillimore  nicht  abgeschreckt. 

Im  J.  1820.'  und  1821.'  beschäftigte  er  sich  mit  dem  Ehe- ^Dn'phlml 
schliessungsrechte,  und  am  27.  Mai  1822.  bat  er  das  Haus     ^^' 
wiederum  um  die  Genehmigung,  eine  Bill  zur  Abänderung  der  ^^"^«r^ot 
Marriage-Act  einbringen  zu  dürfenS  die  sich  von  seinen  frühe- 
ren Gesetzesvorschlägen  in  vielfacher  Hinsicht  unterscheidet 

Er  wolle  nicht  das  alte  Recht  herstellen,  dessen  Mängel  ^^^^1^ ' 
er  wohl  kenne,  aber  er  beabsichtige,  die  Härten  des  neuen  zu 
beseitigen.  Das  Princip  der  Hardwicke's-Act,  die  elterliche 
Einwilligung  zu  betonen,  sei  eben  so  richtig,  wie  die  wegen 
der  Kirchenbücher  getroffenen  Massnahmen  praktisch:  die 
ganze  Maschinerie  aber  allein  durch  den  Terrorismus  regieren 
zu  wollen,  habe  die  unzähligen  Missstände  hervorgerufen,  die 
jetzt  zu  beklagen  seien. 

In  zwei  Fällen  erkläre  das  Gesetz  die  Nichtigkeit  von 
Ehen:  wenn  sie  von  Personen  unter  einundzwanzig  Jahren 
mit  Licenz  ohne  elterliche  Einwilligung,  und  wenn  sie  in  Got- 
teshäusern eingegangen  würden,  in  welchen  Aufgebote  vor  d» 
J.  1754.  nicht  üblich  waren. 

Die  aus  der  zweiten  Clausel  entsprungenen  Missstände 
hätten  die  Gesetzgebung  schon  mannichfach  beschäftigt,  die 
der  ersten  wären  unberücksichtigt  geblieben.  So  sei  denn 
nicht  nur  jeder  unzüchtigen  Begierde  ungestraft  Thür  und 
Thor  geöffnet,  sondern  auch  Flüchtigkeit  und  Uebereilung  er- 
dulde die  härtesten  Folgen. 

Denn  gleichviel  aus  welchen  Ursachen  einer  der  Braut- 
leute eine  falsche  Altersangabe  gemacht  habe,  um  die  Licenz 
zu  erlangen:  in  jedem  Falle  sei  die  Ehe  nichtig,  und  wenn 
auch  der  Mann  durch  die  Nothwendigkeit,  seine  Angaben,  sein 
^fMwoiif  zu  beschwören,  von  Leichtsinnigkeit,  nicht  aber  von 

1  Haüsard's  Debates  41, 1445.  N.  S.  1, 800. 

>  Hansard's  DebatesN.  S.  2, 139.  Oberhausverhandlnngen  eben- 
<^»a.2,419.489.558. 

>  Joarn.  of  theH.of  0.76, 166. 
4  ebenda».  77, 144. 

&  Hansard's  Debates N.  S.  6, 1326.  ff. 
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verbrecherischen  Absichten  zurückgehalten  werden  könne»  so 
sei  das  doch  nicht  bei  der  Frau  der  Fall,  für  die  der  Mann 
die  Versicherung  abzugeben  pflege^. 

Unter  dem  gegenwärtigen  Systeme  sei  keine  Person  in 
England  ihrer  Güter,  ihres  Vermögens,  ihrer  Familienbe- 
ziehungen sicher.  Könnte  nicht  Einer  der  Vorfahren  irgend 
welche  der  Formalien  der  Marriage-Act  verletzt  haben?  Frei- 
lich vielleicht  vor  vierzig  Jahren:  aber  der  Ablauf  von  Zdt 
schütze  nicht;  die  Klage  auf  Annullation  der  Ehe  sei  nnyer- 
jährlich.  Dadurch  sei  ein  Fundamentalsatz  des  englisdien 
Bechtes  in  Frage  gestellt.  Keiner  dürfe  in  dem  Besitze  dnes 
Grundstückes  gestört  werden,  das  er  sechzig  Jahre  ohne  Un- 
terbrechung inne  gehabt  habe;  nach  der  Hardwicke's-Act 
könne  er  aus  hundertjährigem  Eigenthume  vertrieben  werden. 

^ÄJ?.''         Er  schlug  deshalb  vor,  das  Princip  des  irischen  Rechtes, 
»•«^^j;>"wie  es  durch  St.  23.  Geo.  II.  c.  10.  festgestellt  worden  war, 
auch  in  die  englische  Gesetzgebung  aufzunehmen.   Der  Vater 
des  Minderjährigen,  nach  dessen  Tode  der  Vormund,  in  dessen 
Ermanglung  die  nicht  wiederverheirathete  Mutter,  oder  endKch 
der  vom  Kanzleihofe  ernannte  Tutor  sollten  die  Befugniss  er- 
halten, eine  Ehe  zu  annulliren,  nicht  aber  die  Ehegatten  selbst. 
Jedoch  auch  für  die  Vergangenheit  sorgte  der  Gesetzent- 
wurf.   Er  erklärte  alle  aus  den  genannten  Gründen  nichtige 
Ehen  ex  poat  für  gültig,  falls  die  Parteien  nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit noch  weiter  zusammengewohnt  hätten;  er  verordnete 
femer,  dass  die  Ehen  mit  Aufgeboten  denen  mit  Licenz  völlig 
gleichgestellt  sein  sollten,  dass  die  Namen  der  Brautleute  dem 
Geistlichen  zur  Proclamirung:  schriftlich   eingereicht   werden 
'  müssten,  und  dass  endlich  Licenzen  und  Aufgebote,  faU^ 
die   Ehe  nicht  binnen   drei   Monaten   erfolge,    zu   erneuern 
seien.  — 
nimmt  die  Die  Berathungeu,  welche  über  diese,   vom  ünterhause 

oberhMDs   ebenfalls  angenommene  Bill^  im  Oberhause  gepflogen  wurdeo, 
i>i«cuMioneii.gj^^  uns  theilweisc  erhalten. 

^borouihf"  -^^  warmer  Vertheidiger  des  Gesetzes  trat  LordEllen- 
borough  auf.  Viermal  schon  sei  ein  gleichartiges  Gesetz 
vom  Unterhause  genehmigt,  und  eben  so  oft  von  den  Lords 

^  Nur  zwei  Fälle  seien  ihm  bekannt,  wo  auch  die  Frau  die  YerBicherang 
abgegeben  habe.  Hansard'sDebatesN.  S.  6, 1335. 
«  am20.MaiJourn.oftheH.ofC.  77,  290. 
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beseitigt  worden:  jetzt  endlich  müsse  die  Gesetzgebung  auf 
die  Heilung  der  nicht  zu  laugnenden  Schäden  dringen. 

Er  rief  dem  Hause  zu,  was  schon  Phillimore  den  Ge- 
meinen gesagt  hatte,  dass  jetzt  kein  edles  Geschlecht ,  kein 
Lord,  noch  seiner  Güter  und  seines  Banges  sicher  sei. 

Gegen  die  Bill  erklärte  sich  vor  allen  Lord  StowelL      Lordstoweii 

Er,  einer  der  berühmtesten  englischen  Richter,  der  lange 
Jahre  im  anderen  Hause  eine  bedeutende  Stellung  eingenom- 
men hatte,  sprach  in  längerer  Rede  sein  Bedenken  aus,  dem 
neuen  Gesetze  seine  Zustimmung  zu  geben.  Er  erkannte  die 
Nothwendigkeit  an,  eine  Umänderung  des  gegenwärtigen 
BechtszBstandes  herbeizufuhren,  er  beklagte,  dass  alle  Gesetz- 
entwürfe des  Unterhauses  zu  so  ungelegener  Zeit,  so  spät  in 
der  Session  an  die  Lords  gelangten,  aber  er  rieth,  auch  dies- 
mal von  einem  Reformversuche  abzustehen,  der  an  denselben 
Schäden  kranke  wie  die  Hardwicke's-Act. 

Nach  diesem  Gesetze  seien  die  Ehen  von  vornherein  ent-  p*  hS/de» 
weder  gültig  oder  nichtig.  Nach  dem  neuen  Entwürfe  seien  sie  Entwürfet, 
nur  anfechtbar.  Fünf  Jahre  lang — dies  Argument  brachte  auch 
der  Lord-Kanzler  vor  —  könne  der  um  seine  Einwilligung 
nicht  gefragte  Vater  oder  Vormund  die  Ehe  bestehen  lassen, 
dann,  gegen  den  Willen  der  Eheleute,  die  Annullationsklage 
anstellen,  die  in  den  zwei  Instanzen  auch  wieder  drei  Jahre 
beanspruche:  und  so  seien  denn  die  Ehegatten  erst  nach  dem 
Verlaufe  von  acht  langen  Jahren  gewiss,  dass  ihre  Verbindung 
eine  Ehe  sei,  dass  sie  nicht  Seitens  eines  Dritten  aufgelöst' 
werden  könne.  Er  warf  dem  Gesetzentwurfe  femer  vor,  dass 
er  der  unehelichen  Mutter  in  gewissen  Fällen  die  Fähigkeit 
zuspreche,  —  die  einer  ehrbaren  Wittwe  nicht  vergönnt  sein 
sollte  —  zu  den  Ehen  ihrer  Kinder  den  Consens  zu  geben, 
und  doch  wäre  keine  Garantie  gegeben,  dass  jene  nicht  eine 
sittlich  ganz  verwahrloste,  verworfene  Person  sei. 

Die  Argumentation  des  Lord-Kanzlers  wendete  sich  vorLordk«n«ier. 
allen  Dingen  gegen  die  Bestimmungen  des  Gesetzes,  welche 
die  früher  geschlossenen  Ehen  ex  post  von  ihrer  Nichtigkeit 
heilten,  und  gegen  welche  auch  die  Petition  eines  Arthur  Petitionen. 
Chichester  Esqr.  eingelaufen  war^ 

Obgleich  auf  eherechtlichem  Gebiete  schon  mannichfache 
Gesetze  erlassen  waren,  welche  nicht  für  die  Zukunft,  sondern 

^  Auch  beim  Unterhause  lief  eine  Petition  für  und  eine  gegen  die  Bill 
ein.  Journ.  of  the  H.  of  C.  77,423. 
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für  die  Yergungenheit  Sorge  tragen,  und  die  von  allen  Ver- 
theidigern  der  Bill  bestandig  angeführt  wurden,  so  mmte  der 
Lord-Kanzler  doch,  dass  eine  Trennung  dieser  zwei  ganz 
ungleichartigen  Theile  des  Gresetzes  geboten  sei. 

d^Geittikhen.  Noch  Wichtiger  war,  dass  auch  die  GreistHchen  des  Ober- 
hauses sich  gegen  die  in  der  Bill  aufgestellten  Prindpien 
aussprachen. 

^Intertn^^'  Es  Widerstrebe  der  Heiligkeit  der  priesterlich  eingeseg- 
neten Ehe,  deducirte  der  Erzbischof  von  Canterburj  am 
19.  Juni,  dass  sie  nach  dem  Belieben  eines  Dritten  aufgelost 

Erabiicbof  werden  könne,  und  das  Mlssverständniss  des  Erzbischofes 

T.  lOn. 

von  York  ging  so  weit,  dass  er  dem  Gresetze  den  biblischen 
Spruch  entgegenhielt:   Was  Gott  zusammengefugt  hat,  soll 
kein  Mensch  scheiden, 
»er  Entwarf        3q  jj^m  ^g  denn,  dass  der  Entwurf  Im  Hause  eine  völlige 

wird  amgc-  .  %  . 

formt.    XJmformung  erlitt*  und  auch  dann  nur  unter  dem  Protest  einer 
Anzahl  von  Mitgliedern  durchging'. 

daranradct        ^^®  Vorgenommenen  Aenderungen  liefen  wesentlich  dar- 

^^«'^"■«■«  auf  hinaus,  dass  das  Unterhaus  den  Mangel  der  elterlichen 
Einwilligung  als  AnnuUatlonsgrund  der  Ehe,  als  impedimentum 
dirimenSf  hingestellt  hatte,  während  ihn  das  Oberhaus  in  dn 
impedimentum  impedieria  verwandelte,  dass  das  Unterhaus  die 
rückwirkende  Ejraft  des  Gesetzes  auf  die  jetzt  bestehenden 
Ehen  beschränkt  hatte,  während  die  Lords  sie  mit  gewissen 
Ausnahmen  auf  alle  seit  1753.  geschlossenen  Verbmdungen 
ausgedehnt  wissen  wollten.  Dennoch  litten  die  Verändenmgen 

ihrChmcterdes  Oberhauscs  an  manchen  Gebrechen.  Die  Sprache,  in  der 
die  Amendments  formulirt  waren,  war  zumal  bei  der  fünften 
Clausel  ganz  unverständlich,  Wiederholungen  häuften  sich, 
und  materiell  musste  die  Ueberfülle  vor  Eiden  auffallen,  deren 
Ableistung  für  nothwendig  erklärt  wurde. 

^ünfeAaM*  Nlchts  dcsto  Weniger,  obgleich  nur  zwei  Clausein  des  ur- 
sarttck.  aprongllchen  Gesetzes  stehen  geblieben  waren,  wünschte  Phil- 
oiorc.  limore,  dass  das  Unterhaus  den  Amendments  der  Lords 
seine  Genehmigung  gebe,  damit  bei  einer  so  wichtigen  Mass- 
regel doch  wenigstens  einige  Resultate  erreicht  würden,*  und 

^'-  ^"•|^°fi^-ungeachtet  der  abmahnenden  Worte  des  Dr.  Lushington  und 
des  Attomey  General  ging  die  Bül  mit  einigen,  nachher  vom 

^  Siehe  dieselben  Journals  of  the  H.  of  C.  77, 399—402. 
s  Hansard*«  Debates  N.  S.  7, 1455. 
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Oberhause  genehmigteii  Aenderungen  mit  122  gegen  20  Stirn-  bui  dnrch. 
Jnen  durchs 

Es  war  das  St  3.  Geo.  IV,  c.  75.,  welches  wir  oben  er-^**;®?*-^^- 

'  C.  19, 

-"^ähnt  habend    Die  erste  Section  des  Gesetzes  hob  die  Vor- 
schriften der  Hardwicke's-Act  auf,  welche  die  Nothwendigkeit 
«der  elterlichen  oder  vormundschafUichen  Einwilligung  für  dio^ 
mnit  Licenz  geschlossenen  Ehen  der  Minderjährigen  forderten 
(s.  II.)-     Statt  dessen  sollte  jetzt  Becht  sein,  dass  in  allen  D^e  Hanpt- 
Fallen,  wo  Ehen  früher  wecren  dieser  Bestimmuns:  der  Hard-Hardwicke*i. 

•        ,  .  Act  g«ffen- 

wicke's-Act  nichtig  gewesen  wären,  die  Nullitätsklage  fortfalle,  uber. 
fafls  die  Ehegatten  bis  zum  1.  September  1822.  oder  bis  zum 
Tode  eines  von  ihnen  zusammengelebt  hätten.  Die  schon 
frfiher  annuUirten  Ehen  xmä  die  auf  Grund  dieser  Nullitäten 
anderweitig  emgegangenen  soUten  durch  die  neue  Verfugung 
ebensowenig  berührt  werden,  wie  die,  welche  gerade  jetzt 
Gegenstand  richterlicher  Erörterung  wären,  oder*  die  Eigen- 
thmnsverhältnisse,  die  sich  daraus  gestaltet  hätten.  Die  fol- 
genden Sectionen  —  8.  bis  20.  —  stellten  Formalitäten  auf,  die'^g*;"^®* 
bei  Erlangung  von  Licenzen  (8 — 15.)  und  Verkündigung  der 
Aufgebote,  freilich  nicht  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  befolgt 
werden  sollten. 

Keine  Licenz  dürfe  nach  dem  1.  September  1822.  ertheilt^™ä!S«. 
werden,  wenn  nicht  beide  Theile  —  auch  Wittwen  —  ihre 
Volljährigkeit  (21  Jahre)  beschwören,  und  zugleich  auch,  dass 
jeder  den  anderen  Air  volljährig  halte.  Die  Minderjährigen 
aber  hätten  den  Consens  des  Vaters  beizubringen.  Dieser' 
sollte  in  schriftlicher  Form  vor  zwei  Zeugen  ausgestellt  und 
Ton  beiden  unterschrieben  sein;  beide  Zeugen  hätten  femer 
äe  Richtigkeit  dieses  Scheines  zu  beschwören,  und  ausserdem 
noch  eine  andere  Person,  dass  der  Consentirende  wirklich 
Vater  oder  Vormund  der  Heirathenden  sei. 

Jeder  hier  geschworene  falsche  Eid,  heisst  es  weiter,  soll  *gSS^n!*** 
ds  Meineid  strafrechtlich  geahndet  werden.  Die  Person  selbst, 
Welche  betrügerisch  eine  Licenz  erlangt,  ist  auf  Lebenszeit  zu 
^t^msportiren.     Die  vermögensrechtlichen  Vortheile  der  Ehe 
Verfallen  dem  Fiscus. 

Es  sollen  die  Papiere,  auf  denen  die  Ertheilung  der  Licenz 
Ijeruht,  aufbewahrt  und  Calendarien  und  Register  darüber  ge- 
^Euhrt  werden.     Jeder  Beamter,  der  hiegegen  handelt,  wird 

1  Journ.  oftheH.  ofC.77,424. 

2  Siehe  Seite  373. 
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bestraft.  Zur  Ertheilung  von  Licenzen  sind  die  Erzbischöfe 
von  Canterburj  und  York  und  die  Bischöfe  für  ihreDiö- 
cesen  berechtigt,  falls  die  Petenten  dort  residiren. 

Nach  Schliessung  der  Ehe  ist  es  nicht  mehr  erlaubt,  die- 
selbe wegen  Mangels  irgend  eines  der  zur  Erlangung  der 
Licenz  nothwendigen  Requisite  anzufechten. 
Aufgebote.  Bei  den  Aufgeboten  müssen  die  Brautleute  dem  Geist- 
lichen ein  Affidavit  auf  Residenz,  Namen  u.  s.  w.  bezüglich 
übergeben,  welches  vor  dem  Friedensrichter  oder  dem  Geiet- 
liehen  beschworen  sein  soll  und  von  dem  letzteren  aufzube- 
wahren ist 

Ein  falsches  Affidavit  zieht  die  Strafen  des  Meineides  und 
Verlust  der  vermögensrechtlichen  Vortheile  der  Ehe  nach  aidu 

Die  Aufgebote  selbst  sind  nicht  eher  zu  verkündigen,  als 
bis  die  Namen  der  Brautleute  an  der  Earchthür  und  innerbalb 
der  Kirche  angeachlagen  sind. 

Nach  der  Trauung   soll  jeder  Beweis   des   geschehenen 
AfSdavit  mmöthig  sein,  und  selbst  ein  falscher  Name  der  Ehe- 
leute das  Aufgebot  und  die  Ehe  nicht  ungültig  machen. 
Zeit  der  Erfolgt  aber  die  Ehe  nicht  binnen  drei  Monaten  nach 

Verkündigung  der  Aufgebote  oder  nach  Erlangung  der  Licenz, 
so  müssen  erstere  noch  einnial  proclamirt,  letztere  noch  einmal 
nachgesucht  werden. 
^onTSJcT-         ^^^  ^^"^  Gesetze  sind  die  königliche  Familie,  Juden  und 
setze.     Quäker  ausgenommen  und  seine  Geltung  wird  auf  JEngland 

beschränkt. 
Gewtzw?  ^^^  wesentlichste  Fortschritt,  den  das  Gesetz  der  Hard- 

seine  Vor-  wickc's^Act  gegenüber  enthielt,  war  das  Fortfallen  einer  grossen 
z^ff«*  Zahl  von  Nullitäten.  Dennoch  war  auf  die  Kirchen,  in  denen 
seine  Fehler.  gl^Qj^  gcschlossen  wcrdcu  könnten,  gar  keine  Bücksicht  ge- 
nommen worden  und  einzelne  Bestimmungen  waren  von  gros- 
ser Härte.  Hatte  der  Mann  bei  dem  Affidavit  oder  bei  Er- 
langung der  Licenz  einen  Meineid  geleistet,  so  wurde  er  freilieh 
mit  Kecht  transportirt,  aber  die  unschuldige  Frau  verlor  nicht 
nur  ihren  natürlichen  Beschützer,  sondern  auch  ihr  ganzes 
Vermögen,  welches  der  Mann  durch  die  Ehe  erlangt  hatte, 
und  welches  dem  Fiscus  zufiel.  Es  war  femer  dem  Sinne 
des  Volkes  kaum  gemäss,  dass  die  verschiedenen,  theilweise 
ganz  unnutzen  Eidesleistungen  als  integrirende  BestandtheiJe 
des  Trauactes  auftreten  sollten,  und  dann  waren  diese  Eide 
wegen  der  Extracte,  die  aus  den  Taufregistern  beigebracht 
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werden  sollten,  eigentlich  völlig  unwesentlich,  und  wie  die  für 
die  Affidavits  zu  zahlenden  Stempelgebühren  überaus  lästig. 
Die  in  s.  25.  geforderte  Verlesung  des  umfangreichen  Gesetzes 
in  bestimmten  Zeiträumen  von  der  Kanzel  musste  als  durch- 
aus ärgerlich  erscheinen,  und  die  Benachtheiligung,  welche  alle 
Personen,  die  früher  Erlaubniss  zur  Licenzertheilung  gehabt 
hatten,  durch  die  Beschränkung  dieses  Vorrechtes  auf  die 
Bischöfe  erlitten,  —  eine  Massregel,  die  nur  in  der  Unkennt- 
niss  der  Lords  ihren  Grund  hatte ^  —  war  zu  gross,  als  dass 
nicht  ein  Sturm  von  Unwillen  und  Besorgniss  gegen  das  n^Ggr^solin^a- 
Gesetz  losgebrochen  wäre.  In  dem  kurzen  Zeiträume  vom  wedenheiu 
10.  Februar  bis  zum  19.  März  liefen  allein  neun  und  zwanzig 
klagende  Petitionen  beim  Unterhause  ein^ 

So  blieb  denn  auch  St.  3.  Geo.  IV.  c.  75.  nicht  lange  in 
Kraft— Schon  am  7.  März  1823.  wurde  St.  4.  Geo.  IV.  c.  5.  *'  ^.•^•/^• 
erlassen  „An  Act  to  render  valid  certain  marriages'S 
wodurch  wenigstens  die  vielfachen  Strafen,  die  in  der  kurzen 
Zeit  der  Geltung  des  Gesetzes  wegen  unbefugter  Licenz-Er- 
theilong  zu  verhängen  waren,  aufgehoben  und  die  Ehen  nach- 
trägUch  legaUsu^  wurden.      . 

Am  5.  Februar  erhielt  dann  Dr.  Phillimore  die  Geneh.„SirGe"t«- 
migong,  eine  Bill  zur  Abänderung  von  3.  Geo.  IV.  c.  75.  ein-  DlTphin" 
zubringen',  die  am  24.  Februar  zum  zweitenmale  gelesen  und     "^ 
endlich  am  9.  Juni  vertagt  wurdet  weil  inzwischen  die  Ober-  oberham 
hausverhandlungen  über  einen  von  Lord  Ellenborough  ein-   desLo^nT' 
gebrachten  Gesetzentwurf  schon  weiter  gediehen  waren*.  *°  ^'**"'  * 

Dieser  beabsichtigte,  das  frühere  Becht  mit  der  Modifica- 
tion  wieder  herzustellen,  dass  die  Nullitäten  der  Ehe  beseitigt 
werden  sollten. 

Auf  den  Antrag  des  Lord  Stowell  wurde  ein  Committee^'*'^^***''*"- 
eingesetzt,  welches  den  ganzen  Stan^  der  Eheschliessungs-     ™" 
frage  in  Erwägung  ziehen  sollte  ^  imd  welches  seine  Meinung 
daÜn  aussprach,  dass  einstweilen  bis  zum  endgültigen  Ent- 
schlüsse eine  kurze  Bill  angenommen  werden  möchte,  um  in- 
terimistisch Geltung  zu  empfangen^. 

1  VgLHan8aTd'8DebateBN.3.8,12d. 

«  VgLJourn.oftheH.ofC.  vol.  78. 

»  /ourn.  of  theHLofC.  78,  7. 

A  ebendas.  376.    Vgl.  Hansard'sDebatesN.  S.8,  80. 

^  ebendas.  8, 87. 

6  ebendas.  123. 

7  ebendas.  235.. 

PrUdberg,  EheschliMtMng,  25 
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?^'*c?i?:^'        Diese  Bill,  welche  ak  St.  4  Geo.  IV-  c.  17.  die  Geneh- 

g^jhj^'i^  migung  beider  Häuser  erhielt»  —  26.  MSras  1823.  —  erklärte 

«•^»•;^»-2«ß.  8—26.   des  St.  3.  Geo.  IV.  c  75.   für  abgeschaffi  und 

stellte  die  bezüglichen  Bestimmungen  der  HardwickeVAct 

wieder  her,  doch  „Provided  ahoaySy  that  no  marriage  soUmnmi 

nnder  any  licence  granted  in  the  form  and  manner  prescribed  bt/ 

either  of  the  reeited  acte,  ehaU  be  deemed  invalid  on  accaunt  of 

want  of  consent  of  any  parent  or  guardian*'. 

^'**i®7«*'^^'        Die  definitive  Ordnung  der  verwickelten  Frage  erfolgte 

durch  St  4.  Geo.  IV.  c.  76.  vom  18.  Juli  1823«.    Es  ist  «i 

bedauern,  dass  von  den  Verhandlungen  des  Unterhauses  über 

dies  Gesetz  gar  nichts,  von  denen  der  Lords  nur  wenig  er- 

DebAUen.  halten  ist.  Es  ergiebt  sich^  dass  heftige  Debatten  statt  fanden, 

ob  nicht  den  Eltern  und  Vormündern  die  Befugniss  ertheilt 

werden  könne,    ohne  ihre  Einwilligung  geschlossene  Ehen 

Committee.  binnen  Jahresfrist  anzufechten.    Das  Committee  sprach  sich 

mit  7  gegen  4  Stimmen  dafür  aus,  und  ebenso  jetzt  auch  der 

Erxbischof  von  sciucr  ^  früheren  Ansicht  zurückgekommene  Erzbischof 

von  Canterburj.    Dagegen  erklärten  sich  aber  alle  übrigen 

Bischöfe  und  schliesslich  fiel  das  Amendment  mit  28  gegen 

22  Stimmen.  # 

GelSuer  ^*^  umfangreiche  Gesetz  selbst  enthielt  in  33  Sectionen 

folgende  Bestimmungen: 

§,  1.    Die  Hardwicke's-Act  und  4.  Geo.  IV.  c.  17.  werden 
aufgehoben. 

AufgebMe.  §.  2.  Die  Aufgebote  sind  vom  1.  November  ab  in  der 
Pfarrkirche  oder  einer  dazu  tauglichen  Kapelle  der  Parochie, 
wo  die  Brautleute  wohnen  —  oder  wenn  sie  an  verschiedenen 
Orten  ihren  Wohnsitz  haben,  in  den  beiden  Kirchen  —  w 
drei  Sonntagen  während  des  Morgengottesdienstes  laut  und 
hörbar  nach  Maassgabe  des  Prayer  bock  zu  verkündigen.  In 
derselben  Kirche  muss  dann  die  Ehe  eingesegnet  werden. 

?« lurdlln'!  §•  ^-  "^^^^^  Bisöhof  kann  eine  Kirche  mit  Zustimmung 
des  Patrons  und  Beneficiaten  zur  Eheschliessung  qualificiren. 
Das  ist  dann  in's  Kirchenregister  einzutragen. 

kenotiicb  SU         §'  "**    ^  je^cr  solchcu  Kirchc  soll  sich  an  sichtbarer  Stelle 
machon.   ^j^  Inschrift  befinden,    dass  hier  Aufgebote  verkündet  und 

1  Unterhausverhasdlung.  Journ.  of  the  H.  of  C.  78,  81. 136. 150. 
157.  etc. 

>  Journ.  of  the  H.  of  C.  78,420.424.457.478.479. 
*  Han8ard'BDebatesN.S.9,651. 


a  Von  1753.  b.  1866.  a.  Die  Missstände  der  Hardw.-Act  etc.     387 

Ehen  geschlossen  werden  dürfen:  yy Banns  may  be  pubUshed 
^nd  Marriages  Bolemnized  in  tkie  Chapel**. 

§.  5.  Alle  für  Führung  der  Register  in  den  Pfarrkirchen 
^rlsssenen  Vorschriften  sind  auf  diese  Ejrchen  auszudehnen. 

S.  6.    Die  Aufgebote  sind  in  ein  festes  Buch  einzutras:en,  Aofgebou 
und  nicht  ans  losen  Blättern  zu  verkünden.    Nachher  hat  der 
Oeistliche  den  Vermerk  zu  unterzeichnen. 

§.  7.  Kein  Geistlicher  ist  zum  Aufbieten  verpflichtet,  jJJ^JtSi» 
wenn  nicht  die  Brautleute  ihm  sieben  Tage  vorher  ihre  Namen'jJJJ^JJJJJ* 
und  Wohnorte  schriftlich  einreichen.  eiardciieii. 

§.  8-  Traut  der  Greistliche  nach  voraufgegangenem  Auf-  ^luJj*^; 
geböte  Mindeijährige  ohne  elterlichen  Consens,  so  ist  er  straf- 
MoB,  falls  ihm  nicht  der  Dissens  der  Eltern  mitgetheilt  oder 
sonst  wohl  bekannt  war.  Sollte  aber  die  elterliche  Einwil- 
ligung öffentlich  bei ,  Gelegenheit  der  Proclamationen  ver- 
weigert werden,  so  sind  die  Aufgebote  selbst  nichtig. 

§.  9.    Drei  Monate  nach  Verkündigung  der  Aufgebote  ^jjl^^^« 
fibd  dieselben  zu  wiederholen,  falls  die  Ehe  nicht  inzwischen 
erfolgt  ist. 

§.  10.    Licenzen  sind  nur  för  die  Pfarrkirche  oder  die  LiceMw. 
Kirche  eines  Bezirkes  zu  ertheilen,  in  dem  die  Brautleute  sich 
fim£Eelm  Tage  unmittelbar  vorher  aufgehalten  haben. 

§.  11.    Sollte  aber  der  Licenzertheilung  ein  Caveat  ent-    c«ve*t. 
gegengestdit  werden,  so  ist  dasselbe  denx  Richter  zu  geben, 
auf  dessen  Amt  die  Licenzertheilung  beruht,  und  eine  Prüfting 
des  Eänwandes  vorzunehmen. 

§.  12.    Sollte  in  einer  Parochie  die  Kirche  ganz  fehlen,  el^ntikho 

-^  Tranklrchc 

*^Cr  fehlt. 

§.  13.  zur  Zeit  wegen  baulicher  Veränderungen  nicht 
benutzt  werden  können,  so  ist  die  Ehe  in  der  Kirche  der  be- 
nachbarten Parochie  zu  schliessen. 

§.  14.  Vor  Ertheilung  der  Licenz  hat  einer  der  Braut- ^^euSJ" 
leute  den  körperlichen  Eid  abzuleisten,  dass  seines  Wissens  ^^^' 
kein  Hindemiss  der  beabsichtigten  Eheschliessung  entgegen- 
stehe, dass  sie  sich  die  vorgeschriebenen  vierzehn  Tage  in  der 
Parochie  aufgehalten  und  dass  sie,  falls  sie  unter  einundzwanzig 
Jahren  sind,  den  vom  Gesetze  erforderten  Consens  ihrer  Ge- 
"^althaber  erhalten  haben. 

§.  15^  Dagegen  soUen  alle  anderen,  bisher  von  den  Braut- 
leuten vor  der  Licenzertheilung  zu  stellenden  Garantieen 
^c:>rtfallen. 

25* 
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Bhe.Coni«iiB.        §.  16.   FÜT  minderjährige  noch  unverheirathete  Personen 
ist  zur  Eheschliessung  der  Consens  des  Vaters  nothwendig» 
nach  seinem  Tode  des  Vormundes   oder  eventuell  der  lucht 
weiter  verheiratheten  Mutter.     Im  Nothfalle  muss  m  vom 
Kanzleihofe  ernannter  Vormund  die  Grenehmigung  ertheilen 
§•  17.    Sollten  die  zur  Consentirung  berechtigten  Personea 
unzurechnungsfähig  oder  über  See  sein,  so  müssen  die  Braut- 
leute die  Genehmigung  des  Lord  Kanzlers  einholen. 
de^nmtra,         §.  18.    Der  Beamte,  welcher  im  Auftrage  der  zur  Licenier- 
^^'^yu^'^^theilung  Berechtigten  die  Licenzen  gewährt,  muss  eidlich  Ter- 
sprechen,  die  ^gesetzlichen  Vorschriften  genau  beobachten  zu 
wollen,  und  hat  auch  dem  Bischöfe  eine  Caution  von  100  £ 
zu  stellen. 
^  lS««?"         §•  19-    I)ie  Wirkung  der  Licenz  erlischt  nach  drei  Monaten 
falls  die  Eheschliessung  nicht  erfolgt  ist 
tti!"  §•  20.    Dem  Erzbischofe  von  Canterbury  werden  die  durch 

St.  25.  Hen.  VIU.  gewährten  Bechte  erhalten. 
niÜb^n^  §•  21.   Personen,  welche-Ehen  an  anderen,  als  den  ge- 

^^o*^  setzlich  dazu  qualificirten  Orten  einsegnen,  oder  ohne  Aufge- 
bote oder  Licenz,  oder  ohne  ordinirt  zu  sdn,  sind  mit  Tier- 
zehnjähriger Deportation  zu  bestrafen.  Doch  muss  mit  der 
gerichtlichen  Verfolgung  drei  Jahre  nach  dem  Vergehen  tot* 
gegangen  werden. 
^AenE^  §•  22.  Die  in  dieser  fehlerhaften  Art  geschlossenen  Ehen 
»'<^»»«<?-    sind  nichtig. 

^äSialS?  §•  ^^'  ^®*  ®^^®  ^^®  ^  gesetzlicher  Form  von  Minder- 
£b«n.  jährigen,  sei  es  mit  Aufgeboten,  sei  es  mit  Licenz,  ohne  dea 
nothwendigen  Consens  der  dazu  Berechtigten  eingegangen 
worden,  so  soll  der  Attomej  general  auf  Antrag  der  mn  die 
Einwilligung  nicht  befragten  Person  gegen  die  Schuldigen 
einschreiten.  Diese  sollen  aller  vermögensrechtlichen  Yortheiie 
aus  der  Ehe  beraubt  werden,  welche  nach  Ansicht  des  Gerichts- 
hofes zum  Besten  des  unschuldigen  Ehegatten  zu  verwenden 
sind,  oder,  wenn  die  Schuld  beider  Ehegatten  gleich  ist)  ^ 
Gunsten  der  Kinder. 

4.  24.  Vorhergehende  Verpflichtungen,  welche  die  ^ 
leute  fiir  die  so  verfallenen  Güter  eingegangen  sind,  werden 
durch  das  gerichtliche  Verfahren  ohne  Weiteres  nichtig« 

§.  25.  Die  EQage  wird  aber  auf  die  Zeit  von  emem  Jahre 
nach  Eingehung  der  Ehe  beschränkt 

§.  26.    Nach  der  Trauung  brauchen  die  zur  Erlangung  der 
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Aufgebote  oder  Licenzen  nothigen  Bequiaiie  nicht  mehr  be- 
Tiiesen  zu  werden. 

§.  27.   Wedei:  aus  spansaKa  de  praesenii  noch  aus  spou'  »po"«!**» 
^ciUa  de  futuro  kann  hinfort  bei  irgend  einem  geistlichen  Ge- 
richte auf  SoUennisation  geklagt  werden. 

§.28.    Der  Trauung  sollen  zwei  Zeugen  beiwohnen;  gleich  JSiSin*' 
nach  Vollziehung  derselben  ist  die  Ehe  in's  Kirchenbuch  ein-Begutiirnnff. 
zutragen y  wobei  bemerkt  werden  soll,  ob  Aufgebote  verkiin- 
digt  oder  Licenzen  erhalten  waren»  ob  die  Brautleute  Consens 
{beibrachten  oder  nicht;  die  Eintragung  ist  von  dem  Geist- 
lichen, den  Brautleuten  und  den  Zeugen  zu  unterzeichnen. 

§.  29.    Verfälschung  oder  Vernichtung  des  Kirchenbuchs  d^fK^SeS- 
und  der  Licenzen  ist  mit  lebenslänglicher  Deportation  zu  be-    dachet. 
strafen. 

§.  30.    Das  Gesetz  bezieht  sich  weder  auf  die  königliche  ^o'SJSg?- 
Familie,  ••**•• 

§.  31.    noch  auf  Juden  und  Quäker,  wenn  sie  unter  sich 
faeirathen. 

§.  32.    Zwei  gedruckte  Exemplare   des  Gesetzes  sollen 
jedem  Pfarrer  eingehändigt  werden. 

§.  33.    Die  Geltung  des  Gesetzes  wird  auf  England  be-  ^j^^^i" 
schriuikt. 


Aber  auch  dies  weitläufige,  übermässig  verclausulirte  Ge-  j^i^it^^ht 
setz  war  noch  nicht  hinreichend,  eine  sichere  und  billige  Praxis      ■"*• 
der  Gerichtshöfe  zu  bewirken.     Schien  es  doch,  als  ob  es  der 
englischen  Gesetzgebung  nicht  beschieden  sein  sollte,    eine 
Frage  auf  einen  Wurf  zu  erledigen,  wenn  sie  auch  zu  deren 
Erörterung  selbst  Jahrzehnte  hingebracht  hatte. 

Schon  St.  5.  Geo.  IV.  c.  32.  „An  Act  to  amend  anS^^^pg^;^^- 
Act  passed  in  the  last  Session  of  Parliament,  in- 
tituled  An  Act  for  amending  the  Laws  respecting  the 
Solemnization  of  Marriages  in  England'^  vom  17.  Mai 
1824.  suchte  Unklarheiten  in  der  Fassung  von  St.  4.  Geo.  IV. 
^  76.  zu  beseitigen. 

Dies  hatte  wohl  von  den  Kirchen  gesprochen,  in  denen ^°Jj5,*^fJJJf* 
aufgeboten  werden  könne:  der  Trauung  selbst  aber  keine 
Erwähnung  gethan;  Es  hatte  wohl  festgesetzt,  dass  in  be- 
stimmten Kjrchen  schon  geschlossene  Ehen  gültig  sein 
-Sollten:  die  in  Zukunft  zu  schliessenden  aber  völlig  übergangen, 
Vind  was  dergleichen  ähnliche  Bedenken  waren,  die  auf  dem 
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Contmente  durch  die  gesunde  Interpretation  der  Bichter  ihre 
Erledigung  gefunden  haben  würden,  hier  aber  ein  neues  Gesetz 
beanspruchten^. 

Am  5.  Juli  1825.  wurde  dann  wieder  eines  jener  Gesetze 
erlassen,    wie  wir    sie   schon  bisher  einigemale  angetroffen 

Bte.G€o.iv.haben.  —  St.  6.  Geo.  IV.  c.  92.  „An  Act  to  rcnder  valid 
certain  Marriages  solemnized  in  certain  Churches  and 
Public  Chapels  in  which  Banns  h^ve  not  usually  been 
published*^  Nur  dass  man  sich  nicht  damit  begnügte,  die 
Ehen  zu  legalisiren,  welche  wegen  Nichtberechtigung  der  im 
Jahre  1753.  noch  nidit  benutzten  Traukirchen  ungültig  vares. 
sondern  dass  man  auch  diese  Qualification  der  Kirchen  aelbt 
nach  dem  Jahre  des  neuen  Gesetzes  bemessen  wissen  wollte. 
(§.  2.) 

«:iÄivl*        ^^^  St.  11.  Geo.  IV.   u.  1.  Will.  IV.  c.  18.  vom 
«•  18-     29.  Mai  1830.  hatte  es  mit  einer  ämlichen  Frasre  zu  thnn*. 
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1  Es  wurde  verordnet:  „That  from  and  alter  the  pasaing  of  this  actill 
marriagea  which  have  been  theretofore  aolemniaed  or  which  8haLlbebeI^ 
alter  scftemnized  in  any  Place  within  the  Limita  of  auch  Pariah  or  Chapeln 
ao  iicenaed  aa  aforeaaid  for  the  Performance  of  Divine  Service  duiingtbe 
Bepair  or  Rebuilding  of  the  Church  of  any  Pariah  or  Chapel  of  any  Cht- 
pelry,  wherein  Marriages  have  been  uaually  aolemnized,  or  if  no  such  Flsce 
ahaU  be  Iicenaed,  then  in  a  Church  or  Chapel  of  any  adjoining  Paiisbor 
Chapelry,  in  which  Banna  are  uaually  prociaimed,  whether  by  Banns  Ut* 
folly  publiahed  in  auch  Church  or  Chapel,  or  by  Licence  iawfully  gianted 
ahall  not  have  their  validity  queationed  on  account  of  their  having  bete 
aolemniaed;  nor  ahall  theMinistera,  who  have  ao  aolemnized  the  samebe 
liable  to  any  Ecclesiaatici^lCenaure,  or  to  any  otherProceeding  whatwever*' 
Alle  Licenaen  von  Biachdfen,  wodurch  die  Kirchen  bereditigt  weiden, 
aollen  auch  zugleich  den  Nachbarkirchen  die  Berechtigung  gewähren,  feil» 
die  Pfarrkirchen  in  Reparatur  sind.  (§.  2.) 

Die  dort  prodamirten  Aufgebote  aind  ala  gute  anzuaehen.  (§.  S.) 

*  §.  1. . . .  „That  all  Marriagea,  the  Banna  whereof  have  been  published 
in  any  Place  used  for  the  Performance  of  Divine  Service  within  the  LiBÜi^ 
of  any  Pariah  or  Chapelry  during  the  Kepaira  or  Rebuilding  of  the  Chorcii 
or  Chapel  thereof,  which  Marriages  have  been  aolemnized  either  in  the  nid 
Place  80  uaed,  or  in  the  Church  or  Chapel  of  the  same  or  of  aome  adjoisio^ 
Pariah  or  Chapelry  during  such  Repair  or  Rebuilding,  ahall  not  have  tbeir 
validity  queationed  on  account  of  having  been  so  solemnized  *^ 

§.  2.  Während  der  Reparatur  kann  der  Bischof  jede  Kapelle  oder 
Kirche  dea  Pfarrapiela  zur  Vornahme  der  Trauung  berechtigen. 

§.  8.  That  all  Marriages  which  have  already  been  solemnized  or  msy 
hereafter  be  aolemnized  in  any  Church  which  ahall  have  been  made  ani 
conatituted  the  Church  of  a  diatinct  Pariah ,  or  a  diatinct  Pariah . . . .  aft^^ 
Conaecration  thereof  and  Aaaignment  of  a  Diatrict  thereto ,  ahall  be  ai  good 
and  valid  in  law  aa  if  such  Marriages  had  been  solemnized  in  any  Pari^^ 
Church,  wherein  Banns  had  .been  uaually  publiahed  before  or  at  the  times  of 
175^". 
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Es  handelte  sich  um  die  Zweifel ,  wo  während  der  Reparatur 
einer  Pfarrkirche  die  Ehen  der  Parochianen  geschlossen  wer- 
den sollten,  u;^d  zugleich  um  die  Nichtigkeit  der  Ehen, 
die  bisher  aus  der  irrthümlichen  Befolgung  von  St«  58. 
Oeo.  IIL  c.  45.  und  St  59.  Geo.  IIL  c.  134.  sich  ergeben 
hatte.  — 

b.  Die  Ehen  der  Dissenters  and  KathoUken. 

Kehren  wir  jetzt  zur  Hardwicke's-Act  und  ihren  Bestini- J^J'JJJJJJ*^; 
mungen  zurück,  wie  das  nothwendig  ist,  um  nur  irgend  ein  ^*°-  [ 
System  in  die  Ueberfiille  von  Anordnungen  hineinzubringen, 
mit  denen  die  englische  Ehegesetzgebung  unseres  Jahrhunderts 
gewissermaassen  ihre  lange  frühere  Unthätigkeit  wieder  gut  zu 
machen  suchte,  so  mussten  vor  allen  Dingen  die  Vorschriften, 
welche  die  E^atholiken  und  Dissenters  den  Trauformen  der 
anglikanischen  Kirche  unterwarfen,  beständigen  Anstoss  er- 
regen, und  dringend  zur  Aenderung  auffordern. 

Es  war  nicht  allein  den  Grundsätzen  der  Toleranz,  wieH^l^wid^I'» 
sie  durch  das  Gesetz  v.  J.  1688.  für  protestantische  Dissiden-  ^^ 
ten  und  i.  J.  1799.  für  Elatholiken  immer  mehr  zum  Durch- 
bruche gekommen  waren,  widersprechend,  Personen  zu  einer 
kirchlichen  Eheschliessungsform  heranzuziehen,  die  ihren  dog- 
matischen Prinzipien  geradeswegs  zuwiderlief;  es  war  auch 
eine  Entwürdigung  der  anglikanischen  Geistlichkeit,  sie  zu 
zwingen,  ihre  Benediction  im  Namen  der  Dreieinigkeit  über 
Ungläubige  zu  spenden,  die  nur  aus  äusserer  Nothwendigkeit 
sich  dem  Verfahren  fügten,  oder  die  den  pries terlichen  Segen 
mitsammt  der  Dreieinigkeit  gering  achteten. 

Eine  Beform  erfolgte  dann  auch  i.  J.  1836.,  aber  wieder 
erst,  nachdem  fast  jedes  Jahr  das  Parlament  in  Verhandlung 
über  diese  wichtige  Frage  gesehen  hatte  ^,  nachdem  unzählige 
Petitionen  die  Klagen  der  Bedrückten  ausgesprochen,  nach- 
dem der  zähe  Eifer  wohlverdienter  Männer  jenen  Widerwillen 
gegen  alles  Neue,  der  eine  so  wesentliche  Eigenschaft  der 
englischen  Gesetzgebung  ist,  siegreich  bekämpft  hatte. 

§.  4.  Die  in  unberechtigten  Kapellen  geschlossenen  Ehen  werden  ex 
post  legalxsirt. 

§.5.  Ebenso  die,  welche  in  irrthümlich  für  consecrirt  gehaltenen  Ka- 
pellen eingegangen  sind. 

1  Vg^.  cUe  dankenswerthe Darstellung Ton  Oppenheim:  dieVerhandl. 
d.  engl.  Parlaments  über  Einfuhrung  der  Ciyüehe,  in  DoTe  Ztschr.  f. 
Kircbenr.  1,8.  £ 
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Mdi^nS".  ^^  ^®"*  ^'  1782.  begannen  jene  Berathungen  des  Parlar 
mentes«  Damals  erklärte  sich  ein  Theil  der  hohen  engliscben 
und  irischen  Geistlichkeit  damit  einverstanden,  dass  die  pro- 
testantischen Dissenters  ihre  Ehen  vor  den  Greistlichen  'iaec 
Confession,  oder  vor  Gemeindemitglledem,  die  zu  diesem 
Zwecke  erwählt  würden ,  eingehen  könnten.    Dennoch  aber 

Biiinuit.   fiel  die  Bill,  deren  einzelne  Bestimmungen  Bedenklichkeiten 
erregt  hatten^. 
1819.  Dann  ruhte  die  Angelegenheit  bis  zum  Jahre  1819.  Damab 

w.  Smith,  nahm,  durch  vielfache  Petitionen*  bewogen,  Mr.  W.  Smith 
sich  der  bedrückten  Dissidenten  an',  und  blieb  ihnen  manches 
Jahrzehnt  hinduri^  ein  unermüdlicher,  wenn  auch  durch  den 
Erfolg  nicht  begünstigter  Helfer.  Er  beabsichtigte,  die  Coo- 
senserklärung  vor  dem  anglikanischen  Geistlichen  zu  lassen, 
aber  frei  von  jenen  religiösen  Ceremonieen,  welche  die  Ge- 
wissenszweifel der  Dissenters  erregten:  doch  war  er  selbst  mit 
^^'J^'JJf ^•* dem  Vorschlage  Lord  Castlereagh's  einverstanden,  die  Vor- 

▼ertagt.    läge  auf  die  nächste  Session  zu  vertagen,  da  das^Gesetz  auch 

den  Katholiken  eine  Eheschliessungsform  gewähren  müsse. 
18M.  Nichts  desto  weniger  stellte  er  i.  J.  1822.  die  gleichen 

Anträge  ^    Er  wies  darauf  hin,  was  für  eine  schwere  Verkür- 

1  Vgl.  Hansard's  Pari.  Debates  N.S.  12,  1239. 

s  Vom  J.  1817 :  J ourn.  of  the  H.  of  C.  72, 466.  —  Ich  theile  beispiels- 
weise hier  eine  solche  Petition  mit:  „That  tbe  Petitioners,  Dissenters firom 
the  Establisbed  Church  on  the  Principle  that  Christ  is  their  sole  Hesd  in 
Matters  of  Religion  are  deeply  impressed  with  tbe  inconsistency  of  Sub- 
mission on  their  part  to  the  Marriage  Ceremony  of  that  Church,  as  an  Aet 
vhereby  its  Authority  to  decree  Rights  and  Ceremonies  is  acknovledged, 
and  this  their  leading  Principle  of  Dissent  is  violated:  That  as  UnitaHan 
Christians,  the  Petitioners  cannot  exculpate  themselves  from  the  Charge  of 
a  palpable  Violation  of  moral  Principle,  in  joiningin  Devotions  addressedto 
the  Father,  the  Son  and  the  Holy  Ghost:  That  finding,  that  the  British 
I^egislature ,  in  an  Act  passed  in  the  Reign  of  His  Majesty  George  tbe 
Second,  relating  to  such  Religious  Scruples  by  exemting  the  Jevs  and 
Quakers  from  all  Obligation  to  submit  to  its  Proyisions,  so  far  as  reapected 
the  Members  of  their  several  communions,  the  Petitioners  feel  encouraged 
to  submit  their  Case  to  the  Consideration  of  the  House  and  bumbly  to 
Petition,  that  they  also  may  be  allowed  to  marry  among themselves,  in con- 
formity  with  their  Religious  Principles.  J o  u  r  n.  o f  t h  e  H.  o  f  L.  51, 405. -^ 
1819.  ebendas.  vol.  52.  Journ.of  theH.  of  C.  vol.  74.  Hansard's  Pari, 
Deb.  N.  S.  40, 863.  — 

«  Journ.  of  theH.ofC.  74,542:  Leave:  (16.  Juni);  2te  Lesung:  W8. 
(30.  Juni);  Vertogung:  607.  (1.  Juli).  — Die  Verhandlungen  siehe  io  Han- 
sard's Pari.  Debates  N.S.  40, 1200.  ff.  1504.  ff. 

4  Journ.  of  the  H.  of  C.  77,  882.  418.  —  Hansard's  Parliam.  De- 
bates m.  Serie  6, 1460.  ff.  —  Petitionen:  Journ.  of  the  H.  of  C.  76, 478- 
▼oi.  77 :  27  Petitionen  für  und  1  gegen  die  Dissenters. 
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zting  ihrer  Rechte  die  Dissidenten  durch  das  Gesetz  des 
Jahres  1753.  erlitten,  dessen  Härte  nur  die  Juden  und  Quäker 
durch  energisches  Petiren  von  sich  abgewendet  hätten ,  wäh- 
rend doch  kein  Grund  ersichtlich  sei,  welcher  die  diesen  Be« 
ligionsparteien  so  ganz  ausnahmsweise  gewährte  Bevorzugung 
rechtfertigen  könne. 

Seme  Bemühungen  waren  aber  auch  dies  Jahr  erfolglos; 
beide  von  ihm  eingebrachte  Gesetzentwürfe  fielen  schon  in 
den  Vorstadien. 

Im  J.  1823^  trat  die  Frage  an  das  Oberhaus  heran.  Der  obotiaiu. 
Marquis  of  Landsdowne  befürwortete  in  der  Sitzung^  vom  warqüitof 
12.  Juni  die  zweite  Lesung  einer  Dissenter's  Marriage 
BilL  Er  beabsichtigte  den  Dissidenten  mit  einigen  Modifica- 
tionen  die  Bechte  der  Juden  und  Quäker  zu  gewähren.  Sie 
soUten  die  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Formalitäten  er- 
füllen, in  ihren  Gotteshäusern  verheirathet  werden,  dem  angli- 
kanischen Geistlichen  die  Traugebühren  zahlen  und  endlich 
die  Ehe  unter  Aufsicht  eines  EJrchspielbeamten  registriren 
lassen* 

Nur  aber  solchen  Personen  wollte  er  die  Wohlthaten  des 
Oesetzes  gewährt  wissen,  welche  nicht  blos  dem  Namen,  son- 
dern der  Sache  und  Wahrheit  nach  von  den  Lehren  der.  Hoch- 
kirche abwichen,  selbst  wenn  das  auch  nur  bei  Einem  der 
Brautleute  der  Fall  wäre.  Licenzen  könnten  für  alle  Plätze 
ausgestellt  werden,  so  dass  also  nicht  mehr  nothwendig  die 
£he  in  einer  Kirche  geschlossen  werden  müsse. 

Ge&cen  das  Gesetz  erklärte  sich  neben  den  Bischöfen  vor^Jf  ßj'cjjjf«« 

11  •  r»  Der  Lord- 

allen  Dingen  der  Lord  Kanzler.     Es  sei  zu  spät  in  der  Ses-    Kanzler. 

sion,  machte  er  geltend,  um  ein  so  wichtiges  Princip  jetzt  noch 
zum  Austrage  zu  bringen,  und  ausserdem  leide  der  Gesetz- 
entwurf noch  an  manchen  Gebrechen,  die  der  Heilung  dringend 
l)edürflen.  Nichts  sei  über  Ehen  zwischen  Katholiken  und 
Protestanten  festgeseszt,  keine  Garantie  sei  gegeben,  dass 
nicht  selbst  atheistische  Secten  gewissennassen  staatlich  pri- 
TÜegirt  würden. 

Die  zweite  Lesung  wurde  mit  einer  Majorität  von  6  Stirn-   biu  «iit. 
inen  abgelehnt. 

Bios  für  Katholiken  berechnet  waren  die  Gesetzentwürfe,    ^'°'  **' 


RattaoUkei 


^  Hansard'B  Parliom.Debates  III.  Serie  9, 697.  —  Petitionen:  Journ« 
of  the  H.  of  C.  78, 115;  der  EathoUken  ebendas. 888. 
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,g^^»;7j«^^  welche  in  den  Jahren  1823.*  und  1824.»  im  Unterhanae  be- 

unterh*«!.  rathen  wurden.  Sie  gingen  aus  der  Erwägung  hervor,  dass 
in  vielen  Kirchspielen  kein  Katholik;,  seine  Ehe  vor  einein 
anglikanischen  Priester  schliessen  wollte»  dass  sie  sich  alle 
den  Segen  der  Geistlichen  ilnrer  Confession  erbaten  und  somit 
rechtlich  nichtige  Verbindungen  eingingen'. 

^  unitorie^  Ein  Bcsultat  wurde  nicht  erzielt,  und  ebensowenig  durch 
einen  Gesetzentwurf  des  Jahres  1825.,  welcher  wieder  allein 
die  Unitarier  ins  Auge  fasste,  und  wesentlich  zu  den  schon 
i.  J.  1822.  aufgestellten  Principien  zurückkehrte^« 

BobertPed.  Bemerkenswcrth  ist,  dass  Sir  Robert  Peel  hier  zum 
erstenmale  seine  Ansicht  in  dieser  wichtigen  Frage  ent- 
wickelte ^  die  er  später  auch  durch  einen  eigenen  Gresetz- 
entwurf  bethätigte. 

Er  wollte  dem  jetzigen  unerträglichen  Zustande  abgeholfen 
wissen  y  aber  er  glaubte  doch  auf  die  Schwierigkeiten  des  Un- 
ternehmens hinweisen  zu  müssen.  Die  Unitarier  bildeten  nicht 
eine  so  geschlossene  Genossenschaft»  wie  die  Quäker  oder 
Juden»  so  dass  ihnen  die  jenen  zustehenden  Rechte  ohne  Wei- 
teres gewährt  werden  dürften.  Eine  Eheschliessung  sei  nach 
englischem  Rechte  ein  halb  kirchlicher»  halb  weltlicher  Act: 
also  könne  man  nicht  jeden  Beliebigen  zur  Abnahme  des  Ehe- 
consenses  beglaubigen»  ebensowenig  wie  lüan  die  Geistlichen 
der  Hochkirche  mit  der  Registrirung  von  Verbindungen  be- 
helligen dürfe»  welche  gar  nicht  durch  sie  geschlossen  seien. 

^^'^m*"*"  ^^^  kurzsichtigen  Erwägungen»  welche  in  der  anglikani- 
schen Trauform  fast  ein  alleinseligmachendes  Dogma  erblick- 
ten» und  in  jeder  Beeinträchtigung  der  Hochkirche  Gefahren 

1  „An  Act  to  enabie  Roman  Catholic  Priesta  to  soiemnize 
Marriages  among  lloman  Catholics  under  certain  restric- 
tions;  and  to  give  certificateH  of  the  Marriages,  Baptitms 
or  Burials  performed  by  them  and  directing  such  Certifi- 
cates  to  be  entered  on  the  Registers  of  the  Parish  or  Cha- 
pelry  of  the  place  in  vhich  the  same  shall  be  performed'*. 
Journ.of  the  H.  ofC.  78,451;  I.Lesung:  S.Juli,  ebendas.  464. 

'  A  Bill  to  amend  the  Laws  regarding  the  Baptisms,  Mar- 
riages and  Burials  of  Roman  Catholics  in  England.  1.  Lesg.: 
15.  April.  Journ.  of  the  H.  of  C.  79,  SOS;  2.  Lesg.:  14.  Mai  ebendas. 
367;  ?ertagt:  S.Juni  ebendas.  456.  Petitionen  dagegen:  ebendas.  312. 

s  Vgl.  Hansard*s  Parliam.  Debates  UI.  Serie  9, 965.  ff. 

^  Leave:  21.  Februar  Journ.  of  the  H.  of  C.  80,  105.  L  Lesg.: 
23.  Febr.  ebendas.  119;  2.  Lesg.:  25.  März  ebendas.  266.  8.  Lesg.: 
V$.  Mai  ebendas.  881.  —  5  Petitionen  gegen  die  Bill,  ebendas.  816.  ff. 

&  Hansard*s  Parliam.  Debates  III.  Serie  12, 1242. 
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Thron  nnd  Staat  mttertenS  hielt  Dr.  Lnshington  das 
treffliche  Wort  der  Bischöfe  von  London,  Llandaff  mid*^»«»*«*^»»«''^- 
£xeter  entgegen': 

„Wir  haben  nicht  zti  prüfen,  ob  eure  Grewissenszweifel  wohl 
beffrundet  eind  oder  nicht;  wir  wollen  die  Form  der  Trauung 
nicht  untersuchen;  wir  wollen  die  Gründe  eurer  Ansieht  nicht 
erörtern*  Das  allee  würde  fruchiloe  sein.  Denn  wir  wissen, 
dasB  in  Olaubenssachen  das  Geunssen  des  Einzelnen  berücksichtigt 
u^erden  muss.  Das  Gewissen  des  Einzelnen  allein  kann  entscheid 
den,  ob  dies  oder  jenes  System  geeignet  ist,  ihn  mit  dem  non  ihm 
angebeteten  Gott  zu  versöhnen*'.  — - 

Bedeutend  wichtiger  waren  die  Verhandlungen,  weiche  in  Unterhaus. 
der  Session  1826/7.  im  Unterhause  stattfanden. 

Hier  wurde  zum  ersten  Male  das  Princip  der  Civilehe^^^J^*^//^^ 
aufgestellt,  welches  dann  auch  endlich  durchdrang. 

Der  ursprüngliche  Gesetzentwurf  hatte  freilich  noch  Nichts  ^£U^nif!' 
davon  gewusst^  Nach  ihm  sollten  die  Brautleute  die  Erklä- 
rung ihres  dissentirenden  Glaubens  schriftlich  an  den  trauungs- 
berechtigten hochkirchlichen  Geistlichen  abgeben,  und  wenn 
sie  Unitarier  wären,  ihre  Ehen  durch  einfache  declaratio  con-- 
sensus  vor  diesem  schlie^sen. 

„/  A.  Ä",  sagte  der  Mami,  „take  Thee  C.  D.  for  mg 
wedded  Wife,  artd  do  here  in  the  presence  of  God  and  before 
these  Witnesses  promise  to  be  unto  thee  a  loving  and  faithful 
Husband".  Dem  entsprechend  antwortete  die  Frau.  Dann 
sollte  gleich  eine  Eintragung  in  das  Trauregister  gemacht 
werden,  unterzeichnet  von  dem  Geistlichen,  den  Parteien  und 
Zeugen.  — 

Die  Vorschriften  über  Licenzen  und  Aufgebote  wurden 
dadurch  in  keiner  Weise  berührt,  ebensowenig  wie  die  Ge- 
bühren-Ansprüche Seitens  des  trauenden  Geistlichen. 

Die  Geltung  des  Gesetzes  sollte  auf  England  und  Wales 
beschränkt  sein. 

Die  Abänderungen,    welche   das   Committee  vornahm*,  ^'^^^j;;^*^""- 
liessen  aber  die  Trauung  durch  den  Geistlichen  fallen,  und  Commmee. 
führten  dafür  Civilehe  vor  dem  Friedensrichter  ein.     Dieser  civiiehe. 
hat,  nachdem  der  anglikanische  Geistliche  die  Aufgebote  ver- 

1  ebendas.  12S7. 

8  ebendas.  12S8. 

s  Bills  Public  1826/7.  II,  No.  336. 

^  ebendas. N6. 440. 
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kündet  nnd  ihm  das  durch  schriftliche  Bescheinigung  mitge* 
theilt  hat,  den  Consens  der  Brautleute  entgegenzunehmen  und 
ein  Certificat  über  die  geschlossene  Ehe  auszustellen.  Auf 
Grund  des  letzteren  nimmt  dann  wieder  der  Geistliche  die 
Kegistrirung  vor,  für  welche  die  Parteien  selbst  binnen  ein- 
wöchentlicher  Frist  zu  sorgen  haben ,  und  deren  Unterlassong 
für  den  Mann  eine  Strafe  von  20  £  nach  sich  zieht. 
Recommiit-         Bcim  Bccommittmcnt^  am  12.  Juni  wurde  noch  hinzo- 

meoL 

gefugt  y  dass  der  Ilichtcr  aufgebotene  minderjährige  Personen 
nicht  verheirathen  solle,  wenn  er  Kenntniss  des  elterlichen 
Dissenses  habe,  und  dass  die  Kraft  der  Aufgebote  odßc  der 
Licenz  nach  dreimonatlichem  Nichtgebrauche  erlöschen  solle. 
Alle  Strafen  für  Fälschung  der  Register  wurden  auch  auf 
die  nach  dieser  Act  zu  führenden  ausgedehnt.  — - 

^"u  ge"'  Im  Unterhause  ging  die  Bill  am  20.  Juni  durch«.    Ven 

x>ebltten.  ^^^  Verhandlungen  ist  nicht  viel  erhalten.  Der  Vorwurf,  dass 
das  Gresetz  mit  seiner  Civilehe  den  Schatten  der  revolutioniireii 
Cromwellischen  Massregel  wieder   heraufbeschwöre,   wurde 

wJtweuI  Aamentlich  von  Acland  und  WetwelL  ausgesprochen,  und 
durch  die  historisch  richtige  Bemerkung  widerlegt,  dass  es 
sich  vielmehr  völlig  auf  den  Boden  stelle,  auf  dem  das  ganze 
englische  Eherecht  bis  zum  J.  1753.  erwachsen  sei'. 

Oberhauf.  Mehr  wisseu  wir  von  den  Oberhausdebatten  ^. 

i-?nd2?owne.         ^^^  Marquis  of  Landsdowne  erklärte   sich  für  er- 

Der  cienu.  mächtigt,  die  Zustimmung  der  englischen  Geistlichkeit  zu  der 
vorliegenden  gesetzgeberischen  Massregel  zu  constatireu;  er 
sprach  sein  wie  des  Clerus  Ynderstreben  aus,  dem  Vorschlage 

''*'*"'ooi7*'' ^^^  Lord  Liverpool  gemäss,  die  allseitig  als  nothwendig 
anerkannten  legislativen  Beformen  auf  eine  Umformung  der 
hochkirchliclien  Trauform  zu  beschränken,  auf  eine  Anbe- 
quemung derselben  an  die  reli^ösen  Grundsätze  der  Dis* 
senters. 

''thiJrpe!*  ^^9  ^®  Lord  Calthorpe,  wünschte  die  englischen  Geist- 

lichen von  der  Blasphemie  befreit,  ihren  Segen  im  Namen  der 
Dreieinigkeit  über  Personen  aussprechen  zu  müssen,  die  nicht 
an  dieselbe  glaubten. 

LordKanzier.        Ebcuso  ergriff  der  Lord  Kanzler  für  die  Bill  das  Wort. 

1  ebendas.  No.459. 

s  Journ.oftheH.ofC. 82,588.  (l.Lesg.  10.  Mai.  2. Lesg. SO.  Hai)* 
Petitionen  dafür :  e  b  e  n  d  a  8.  81 , 2 19 ;  82,  456 . 

s  Hansard^B  Parliam.  Debates  lU.  Serie  17, 1343. 
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▼oa 
Chftft«r. 


!Er  wies  mit  dem  Bischöfe  von  Chester  den  Ungrund  der^^'T^^®,^ 
Behanptmig  nach,  die  namentlich  Lord  Eiden  dem  Gesetz- Lord  emoo 
entwürfe  entgegengehalten  hatte ,  dass  es  eine  EIntwürdigang 
der  englischen  Greistlichen  wäre,  Ehen  zu  registriren,  die  durch 
den  Friedensrichter  geschlossen  seien  und  so  den  englischen 
Clems  gewissermassen  zum  Schreiber  des  Friedensrichters 
herabzudrücken. 

Nichts  könne  einen  Mann  entwürdigen,  was  er  im  öffent- 
lichen, im  Interesse  des  Staates  thue. 

Er  gab  eine  ausführliche  historische  Rechtfertigung  der 
Civilehe,  deren  Annahme  im  Principe  er  wünschte,  wenngleich 
er  die  weiteren  Ausführungen  gern  der  nächsten  Sitzungs- 
periode anheim  stellen  wollte. 

Erwähnt  müssen  auch  noch  die  Worte  des  Bisohofs^cbeft«^"" 
Ton  Cliester  werden,  welcher  der  Meinung  entgegentrat, 
dass  Ehen  ohne  kirchliche  Einsegnung  nicht  geduldet  werden 
dürften.  Allerdings  soUe  die  Ehe  nach  der  Ansicht  der  Ejrche 
nicht  ohne  eine  religiöse  Handlung  geschlossen  werden,  aber 
nixgends  finde  sich  eine  bestimmte  vorgeschrieben,  niemals 
dürfe  den  Dissidenten  eine  ihren  Grundsätzen  zuwiderlaufende 
aufgedrungen  werden. 

Mit  61  gegen  54  Stimmen  ging  die  Bill  in  den  Ausschuss  ^turtü' 
und  wurde  dann  nach  dem  Antrage  des  Marquis  of  Lands* 
downe  auf  die  nächste  Session  vertagt,  welche  sich  jedoch  ^«^e^ 
nicht  mit  der  Frage  beschäftigte. 

Im  J.  1834.  liess  das  Unterhaus  einen  Gresetzentwurf^  ünteSrtfaai. 
drucken,  welcher  Lord  John  Russell,  damaliges  MitgHed  ^^"^n^'' 
der  Begierung,  zum  Verfasser  hatte  und  der  bemerkenswerth 
ist,  weil  einige  seiner  Principien  in  den  späteren  gesetzgeberi« 
sehen  Versuchen  wiederkehren  und  auch  in  dem  abschliessen- 
den Gesetze  v.  J.  1836.  verwerthet  sind. 

Die  Aufgebote  sollen  in  der  anglikanischen  Pfarrkirche  ^n'ir^'^«^^«: 
publicirt  werden,  und  ebenso  gewähren  die  bisher  berechtigten 
Personen  dem  Dissenter  auf  sein  Ersuchen  eine  Licenz,  sich 
in  einem  anderen  dazu  berechtigten  Gotteshause  trauen  zu 
lassen. 

Eine  solche  Autorisadon  wird  aber  einem  Gebäude  durch  ^^^^^^2 
den  Friedensrichter  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  gewährt, 
wenn  20  im  Kirchspiele  angesessene  Leute  das  verlangt  haben. 
Die  Berechtigung  der  Kapelle  ist  äusserlich  durch  eine  In- 

1  BillB  Public  1834.  U,No.93. 
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Schrift  kenntlich  zu  machen,  und  erlischt,  wenn  durch  Beschd- 
nigung  zweier  Friedensrichter  erhellt,  dass  die  KapeDe  ausser 
Benutzung  gekommen  sei. 
dT™h"d(fn  '^^  Grund  der  von  dem  Pfarrer  über  die  Verkündigung 

cl'isttkhen.'  ^^  Aufgebote  ausgestellten  Bescheinigung  oder  einer  Licenz 
ist  der  Dissenter-Geistliche  zur  Trauung  befugt,  welche  vor 
zwei  Zeugen  geschieht  und  der  die  Begistrirung  der  Ehe,  eben- 
falls durdi  den  Dissenter^Geistlichen,  unmittelbar  nachfolgt. 

Doch  müssen  die  Aufgebote  auch  noch  in  der  Dissenter- 
kapelle  prodamirt  werden.  Ausserdem  werden  noch  Vor-  I 
schrifiten  gegeben,  welche  die  Nichtigkeit  der  in  unberechtigteD 
Kapellen  geschlossenen  Ehen  aussprechen,  die  Wiederholnng 
der  Aufgebote  oder  Licenzen  nach  Verlauf  von  drei  Monaten 
anordnen,  falls  die  Trauung  noch  nicht  stattgefunden  haben 
eollte,  der  Erlangung  der  elterlichen  Einwilligung  Bechnimg 
tragen  und  vor  Fälschung  der  Register  durch  harte  Strafbe- 
stimmungen sichern. 
^^StSulf Vn  ^^^  Entwurf,  der  im  Juni  desselben  Jahres  *  in  ganz  ahn- 
KAthoUken'^^^'  Wciso  uud  ebenfalls  ohne  zu  einem  Resultate  zu  fuhren, 

für  die  Katholiken  umgeformt  wurde,  gelangte  aber  gar  mcht      i 
zur  Berathung.  ! 

de^tiPram         ^®  Dissidenten  selbst  erklärten  sich  gegen  ein  (xesetz, 
«'^"^^^J^  das  ihnen  eine  vor  dem  hochkirchlichen  Geistlichen  abzulegende 
johnRuMU.  jg^m^Qg  ihi^g  Dissidententhums  auferlegte,  und  die  Aufge- 
bote doch  in  der  anglikanischen  Kirche  vollzogen  wissen  wollte; 
welches  dem  dissidentischen  Geistlichen  die  nothwendigenSpo^ 
teln  gewähren  musste,  dem  anglikanischen  die  bisher  genösse* 
neu  nicht  verkürzen  woUte  und  die  Dissidenten  endlich  mit 
beiden  belastete. 
Robert  Peel.         Aber  auch  andere  Bedenken^  denen  Sir  Robert  Peel 
im  folgenden  Jahre  den  beredten  Ausdruck  gab,  mussten  sieb 
gegen  den  Entwurf  geltend  machen^. 
^^eri^Jd  Jeder  Lehrer  und  Prediger  soUte  danach  die  Befugniss 

johnRu8«eiri  2um  Traueu  haben.    Nun  hatten  zwar  manche  Dissidenten- 
Entwurf. 

gemeinden  eine  gegliederte  Verfassung  und  ein  ständiges  geist- 
^ntenM^fen^^^^^®  Amt:  dic  meisten  aber  gefielen  sich  gerade  im  Gegen- 
*«M  Amt*"  ^cile  in  einer  anorganischen  Unordnung,  welche  jeden  amt- 
lichen Character  scharf  verneinte,  und  andere  waren  wenigstens 
genöthigt,    ihre  Geistlichen  mit  verwandten  Religionsgesell- 

1  Bills  Public  1834.  II,No.422. 
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Schäften  gemeinsain  tu  halten.  So  muaste  es  in  mehr  als  einer 
Hinsicht  nnangradessen  erscheinen,  dissidentischen  Predigern 
die  Traanng,  die  Begistrirung  und  mehr  noch  die  Aufbewah- 
rung der  Kirchenbücher  anzuvertrauen. 

Die  Qnalifidrung  endlich  eines  Gebäudes  zum  Zwecke  ^jl^jl^f^*^'!']^'. 
der  Andachtsübung  unterlag  keinerlei  Schwierigkeit.    Eine ^^n^^- 
halbe  Krone  genügte,  um  das.  zu  erlangen.    Damit  aber  war  "^';'{|][^'J^^/' 
auch  zugleich  der  Regierung  jedes  Mittel  genommen,  diesen 
Gotteshäusern  die  Eigenschaft  einer  Traukapelle  zu  vwsagen, 
sobald  nur  20  Personen  darum  baten^:  und  das  hiess  wiridich 
jedem  TJnterschleife  und  jeder  Betrügerei  Thür  und  Thor 
Öffiien.  — 

Nachdem  Mr.  Brougham  seine  am  13.  Mai  1834.  dem^J^^^ 
Unterfaause  angekündigte  Absicht,  eine  Marriage  Bill  einzu^ 
bringen,  nicht  erfiillt  hatte,  legte  Sir  Bobert  Peel  als RobertPeei. 
Chancellor  of  the  Exchequer  i.  J.  1835.  dem  Hause  einen 
Gesetzentwurf  vor:  „A  Bill  concerning  the  Marriages 
of  Persons  not  being  Members  of  the  United  Church 
of  England  and  Ircland  and  objecting  to  be  married 
according  to  the  Bite  thereof'^^ 

Wenn  zwei  Dissenters  den  Ritus  der  anglikanischen  Kirche  ^^chUgtT 
bei  ihrer  beabsichtigten  Eheschliessung  verschmähen,  so  haben 
«ie  dem  Friedensrichter,  in  dessen  Bezirk  sie  seit  sieben  Tagen 
gewohnt  haben,  davon  zu  benachrichtigen,  und  gehen  vor  ihm 
in  Gregenwart  von  zwei  Zeugen,  nachdem  sie  noch  schriftlich  ciTiiehe. 
ibr  Dissidium  von  der  Hochkirche  bescheinigt,  und  eidlich 
versichert  hab^i,  dass  Ehehindernisse  ihnen  nicht  bekannt 
seien,  ihre  Verbindung  ein;  doch  darf  das  nicht  vor  vierzehn 
T7agen  und  nicht  nach  drei  Monaten  von  gedachter  Notiz  an 
|2^escheh6n.    Der  Bichter  sendet  dann  ein  Certificat  über  den 
Oonsensaustausch  an  den  Pfarrer  der  neuen  Eheleute,  und  ^egutrirt^' 
dieser  trägt  die  Ehe  ins  Register  ein. 

In  der  Sitzung  vom  17.  März  begründete  Peel  seine  Bill  ^üiuw-* 
in  ausführlicher  Rede'.  '>*«"*^- 

^  HanBard's  Pari«  Deb.IIL  Serie  23,  940.  ff,  £t  sollten  in  den  Qoarter 
Sesaioos  PezBonen  ernannt  werden,  weiche  die  Trauungen  in  jeder  Dis- 
aenter-Secte  Tomehmen  und  die  dazu  tauglichen  genauer  bestimmen 
müssten.  Kein  Geistlicher  solle  eine  Trauung  vollziehen,  bis  ihm  durch 
ein  Attest  des  Friedensrichters  die  Erfüllung  aller  dazu  nothwendigen  Be- 
<iingangen  nachgewiesen  sei.  Die  Registrirung  müsse  soweit  wie  möglich 
Jeden  religiösen  Character  abstreifen. 

>  Bills  Public  1835.  III,  910.  96. 

3  Hansard's  Parliam.  Deb.  III.  Serie  26, 1078. 


400  IV .  Buch.  Die  CiYÜehe.  I.  England. 

^•Vi  Mt'iJ?*  ^'  ^®®  zuerst  auf  die  Nothwendigkrit  hin,  die  Qewisaois- 
wendig.  2weifel  der  Dissidenten  zu  beschwichtigen*  Es  sei  nicht  wahr^ 
was  hie  und  da  behauptet  werde»  dass  die  kirchliche  Ttauung 
eine  leere  Form  sei,  der  jeder  sich  fügen  könne  und  müsse. 
Sie  sei  mehr  als  das;  sie  sei  durchweg  ein  reli^öser  Act,  zu 
dem  Unwillige  zu  zwingen  ebenso  dem  Zwecke  der  haligen 
Handlung  selbst  widerspreche,  wie  es  den  Forderungen  der 
Toleranz  widerstreite. 

^ranfora'  Aber  eben  aus  denselben  Gründen  müsse  auch  eine  At>- 

^Kndert^  ändorung  der  anglikanischen  Trauform,  um  sie  den  religiö6eii 
werden.  Qrundsfitzen  der  Dissidenten  anzupassen,  durchaus  abgelebt 
werden.  Denn  einerseits  würde  es  fast  unthunlich  sein,  eine 
noch  religiöse  Form  zu  finden,  die  allen  dissidentischcn 
Keligionsparteien  genehm  sei,  und  andrerseits  dürfte  den  Mit- 
gliedern der  Hochkirche  nicht  ebenfalls  in  ihrem  Gewissen 
Grewalt  angethan  werden,  dürften  nicht  diese  die  Schmalenmg 
ihrer  Rechte  erleiden,  welche  man  bei  den  Dissidenten  jetzt 
als  unerträglich  bezeichne  und  fortschaffen  wolle. 

^üS^tn         ^^^  wirksamste  Massregel  scheine  ihm  zu  beruhen  in  der 

ompfetaien.  AufstcUung  cincs  Staatlich  genau  bestimmten,  zum  AbschhisK 
der  Ehe  absolut  nothwendigen  Civilactes,  und  in  der  Gewäb- 
rung  einer  rechtlich  freilich  indifferenten  Trauung  durch  den 

^Tniauiir*  I^^s^^c^^^i^^B^^^®^»  welche,  vollständig  den  Keligionsgrimd- 
sätzen  jeder  Dissidentenfaction  überliissen,  mehr  Erfolg  ver- 
spreche, als  wenn  der  Staat  sie  nach  einer  bestimmten  Schablone 
zuschneiden  würde. 

Dies  von  ihm  vorgeschlagene  Princip  sei  auch  in  der  eng- 
lischen Ehegesetzgebung  kein  neues;  schon  i.  J.  1827.  hatte 
sich  das  Haus  der  Gremeinen  dazu  bekannt,  bis  zum  J.  17^* 
wäre  es  herrschend  gewesen,  noch  neuerdings  habe  es  in  den 
Sprüchen  bedeutender  englischer  lUchter  Anerkennung  ge- 
funden, und  es  könne  auch  Kirchlich-G^esinnten  um  so  weniger 
Anstöss  erregen,  da  der  Civilact  nur  dann  vorgenommen  werden 
solle,  wenn  die  Brautleute  sich  ausdrücklich  gegen  die  £be- 
Schliessung  in  der  Form  der  Kirche  ausgesprochen  hätten  und 
da  das  Becht  der  anglikanischen  Kirche  gar  nicht  berührt 
werden  solle. 

«^eÄS.         Peel's  Antrag,  seine  Bill  einbringen  zu  dürfen,  stiess  aof 
•'^'"*-    keinen  Widerspruch;  um  so  heftiger  aber  richtete  sich  derselbe 

B«]eiik     8®8®^  ^®  Principien  des  Gesetzentwurfes. 

8«gn  die  Man  konnte  sich  der  Erwägung  nicht  verschliessen,  das^ 
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das  Gesetz  zwei  Arten  van  Ehen  schaffe:  eine  höhere  kirch- 
liche und  eine  niedere  eiviley  man  machte  anf  die  Nothwendig- 
keit  anfinerksam  —  namentlich  thaten  das  Sir  John  Camp-j^^JJ^'- 
bell  und  Mr«  Wilks  —  eine  Form  für  Alle  zu  habeui  man  '^*^*- 
stellte  die  obligatorische  oder  die  facultative  Civilehe  als  Aus- 
kunftsmittel  hin,  nnd  man  nvies  emdlioh  auf  die  Mängel  des 
bestehenden  Cindlstandsregister-Sysiemes,  denen  gleichzeitig 
al^eholfen  werden  müsse. 

Die  Bin  wurde,  nachdem  das  Ministerium  Peel's  einem  Buinuit. 
aaderen,  dessen  Mitglied  Lord  John  Bussell  war,  Platz  ge- 
macht hatte,  zwar  pro  forma  zum  zweiten  Male  gdesen,  aber 
dann -aufgegeben  ^  --* 

Wir  haben  jetzt  zu  den  Berathungen  überzugehen,  welche  Lord?öhn 
über  die  Ton  Lord  John  Busseil  angebrachte  Bill  i.  J.   b^«^^* 
1836.  im  Parlamente  gepflogen,  4md  durch  welche  die  sdhmerz- 
liche  offene  Wunde  des  engliscfaen  Staatslebens  endlich  ge- 
sehlossen  wurde.     Doch  basirt  dies  Gesetz  wesentlich  auf  i>i«  siii  b«. 

ruht  ftuf 

einem   fast   zu  gleicher  2^it  eingebrachten  und  gleichzeitigeiB«mgieieii- 
durchgegangenen  über  CSvUstandsregister,  welches  wh-,  we»n-si«t«seMue. 
gleich  es  im  Statntenbuche  das  spätere  ist,  deswegen  doch 
zuerst  zu  betrachten  haben. 

Dazu  aber  werden  wir  vorher  noch  einen  Blick  auf  den 
Zustand  des  englischen  Begisterwesens  werfen  müssen,  wie  es 
sich  seit  dem  J.  1753.  entwickelt  hatte. 

c.  Da»  RcgisterweBen  seit  d.  J.  1753.  —  St.  6.  u.  7.  Will.  IV.  c.  85. 

Nach  der  Hardwicke's-Act  war  die  Aufmerksamkeit  j*2ltngLRt 
der  Begierung  auf  die  Führung  der  Civilstandsregister  ganz^,^*J*°* 
in  den  Hintergrund  getreten.     Man  schien  zu  glauben,  dass     ^^^- 
die  harten,  auf  Fälschung  von  Kirchenbüchern  gesetzten  Stra-  unmittelbar 
fcn  eine  hinreichende  Sicherheit  für  deren  Aechtheit  geben  Hart  wicko'»- 

Act» 

würden,  und  man  vemachlässigte,  dafiir  zu  sorgen,  dass  sie 
überhaupt  und  in  regelmässiger  Weise  gefuhrt  würden. 

Im  J.  1783.  beschäftigte  sich  die  Gesetzgebung  in  St.  23.  ^\^\J^-^: 
Geo.  ni.  c.  67.  wieder  mit  den  Kirchenregistem,  aber  nur  zu 
dem  Zwecke,  der  schon  die  oben  angeführten  Bestimmungen 
aus  den  Jahren  1694.,   1695.  u.  s.  w.  hervorgerufen  hatte:  ^JJJJJ;,^ 
Man  legte  auf  jede  JSintragung  eine  Steuer  von  3  </.,  welche 
dem  Geistlichen  entrichtet  werden  sollten. 

1  Hansard'B  Parliam.  Deb.  III.  Serie 2S,  84.  ff. 
Friedberg,  Eheschlietaung.  26 


402  IV .  Bach.  Die  Civüehe.  I.  England. 

^Vi?*  %"•         Durch  St.  25.  Geo.  IIL  c.  75.  wurde  das  GeseU  auch 
auf  Dissidenten  ausgedehnt  und  so  deren  Begistrirungen  lega- 
st^f*-^Geo.iig^^  jedoch  schUessIich  i.  J.  1794.  durch  St.  34  Geo.  IIL 
c.  7Ö.  gänadüch  mitsammt  der  Abgabe  aufgehoben. 
1811.  Nachdem  dann  i.  J.  1811.  ein  erfolgloser  Versuch  zur 

Begelung  der  Civilstandsgesetzgebung  gemacht  warS  wuide 
^ui!l*.?4«:«^^öh  i.  J.  1812.  St.  52.  Geo.  HI.  c  146.  erlassen:  „An 
^o'*J^^*«'"- Act  for  the  better  regulating  and  preserving  Parish 
and  other  Registers  of  Births»  Baptisms,  Marriages 
and  Burials  in  England^S  gewöhnlich  nach  dem  Antrag- 
steller Lord  Kose's-Act  genannt 

'  Das  Gesetz  liess  die  Vorschriften  der  Hardwicke's-Aci 
§•!•     ganz  unberührt  besteben  und  verordnete  im  §.  1.  die  Hsltuog 
von  Kirchenbüchern  9  Velche  durch  den  Drucker  des  Königs 
vorschiiftsmässig  anzufertigen ,    den  einzelnen  Parochien  za 
§.  2.     übermittela  (§•  2.),  und  hier  in  einer  auf  Kosten  der  Gemeinde 
§•  s-     angeschafften  eisernen  E[iste  aufzubewahren  sind  (§.  5.).  Die 
Eintragungen  sind  jedesmal  gleich  nach  Vollziehung  der  Cere- 
§.8.     monien  zu  machen  (§.  3.).    Alljährlich  muss  der  Geistliche 
von  allen  Kegistrirungen  Copieen  anfertigen ,   diese  attestiiea 
§.6.     (§.  6.)  und  dem  Registrar  der  Diöcese  übersenden»  der  ae 
§.  12.     aufzubewahren  und  alphabetisch  zu  ordnen  hat  (§.  12.).  Sollte 
der  Geistliche  mit  der  Anfertigung  und  Attestirung  der  Co- 
pieen säumig  sein  9  so  müssen  die  Churchwardens  das  olme 
9*  9*     Weitere^  dem  Be^strar  der  Diöcese  melden  (§.  9.),  der  wie- 
derum dem  Bischöfe  jährlich  über  das  regelmässige  Eintreffen 
§•  8.     der  Sendungen  Bericht  abstattet  (§.  8.). 

Fälschung  oder  Vernichtung  der  Kegister  wird  mit  vier- 
§.  14.     zehnjähriger  Deportation  bestraft  (§.  14.),  doch  kann  der  Geist- 
liche blosse  Lrrthümer  noch  einen  Monat  nach  der  Entdednuig 
in  Gegenwart  der  Betheiligten  verbessern. 

Es  wurden  endlich  noch  Strafbestimmungen  für  nachläs- 
sige Begisterfiihrung  aufgestellt,  welche  man  durch  den  Zusatz 
wirksamer  zu  machen  versuchte,  dass  die  Hälfte  der  Straf- 
summen dem  Denuncianten  zufliessen  solle.  — 
untÄSfWch!  ^^  Gesetz  entsprach  jedoch  seiner  Bestimmung  in  keiner 
Beziehung.  Schon  die  äussere  Form  zeigte,  wie  nachlässig 
die  Kedaction  verfahren  war,  und  der  Inhalt  liess  erkennen, 
dass  man  zwar  die  ganze  Maschinerie*  nicht  gerade  unrichtig 

1  Journ.  of  the  H.  of  G  66,  480.  1.  Lesg.:  18.  Juni  ebendaB,437; 
2.Lesg.:  21.  Juni  ebenda8.447. 
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gestaltet,  und  die  Bader  und  Federn,  die  in  einander  greifen . 
sollten,  angemessen  zusammengestellt  hatte,  dass  man  aber 
die  Kraft  nicht  berücksichtigt  hatte,  welche  das  ganze  Getriebe 
in  Bewegung  setzen  musste.  « 

Die  Ueberschrift  des  Gesetzes  kündete  Anordnungen  auch  ^^^^t* 
über  Greburtsregister  an,  während  doch  kein  einziges  Wort 
der  Bestimmungen  sich  damit  beschäftigte:  das  Statut  bürdete 
den  Begisterbeamten  zahlreiche  und  zeitraubende  Arbeiten  auf, 
ohne  ihnen  die  geringste  pekuniäre  Entschädigmlg  dafür  zu 
gewähren,  und  es  war  endlich  in  den  Strafbestimmungen  für 
nachlässige  Pflichterfüllung  ungemein  mangelhaft. 

Schon  im  folgenden  Jahre  wurden  Abänderungsversuche  deAnj^;«,. 
ina  Oberhause,  freilich  erfolglos,  berathenS  und  ein  ausführ-  »«>«*»•""• 
Hcher  Bericht,  welchen  die  durch  Parlamentsbeschluss  einge- 
setzte Commission  für  das  Begisterwesen  i.  J.  1833.  erstattete,  commii. 
gab  ein  höchst  unerfreuliches  Bild  von  dem  Stande  der  eng-'flberd^n^^ 
lischen  Civilstandsregister^.  Bristen 

Nur  zu  häufig  wurden  in  vielen  Kirchspielen  gar  keine  i^e^ff  ll' 
Eintragungen  gemacht;  in  manchen  zuerst  nur  auf  losen  Blät-j^j^^^ 
tem,  deren  Copie  dann  in  das  Elirchenbuch  eingetragen  wurde'; 
^durch  verlor  aber  das  Begister  nach  der  Ansicht  der  engli- 
schen Bichtcr  vollkommen  seine  Beweiskraft^. 

In  anderen  Fällen  zeigten  die   merkwürdigen  Missver-  Leichtfer. 
«tändnisse,  welche  sich  die  Begistrirenden  zu  Schulden  kom-  Begifter- 
men  liessen,  mit  welcher  Leichtfertigkeit  sie  ihren  Beruf  zu 
«rfuUen  wagten^ 

Dann  aber  waren  zahlreiche  Begister  verloren  gegangen^;  ^^^. 
thdls  durch  Zufall,  theils  auch  aus  grober  Fahrlässigkeit  Sie 
fanden  sich  dann  wohl  in  den  Läden  von  Eirämcm,  auf  den 
Werktischen  von  Schneidern  vor,  die  damit  ihre  Masse 
>8chnitten^,  oder  sie  figurirten  in  den  Yerkaufs-Katalogen  der 
Antiquare  als  theuere  Waare;  Elinder  benutzten  sie  als  Spiel- 

1  JouTn.oftheH.ofL. 49,  584.  596.  -^  Journ.oftheH.ofC.  69, 
125;  Berichte  über  den  Stand  der  Kirchenbücher  eingefordert  und  abge- 
«druckt  e  b  en d a 8.  Appdz.  717. 

s  Beports,  CommitteeB  1833.  voL  XIV. 

s  ebendas.  S.  25. 26. 

*  May  Y.  May  bei  Strange  Rep.  2,  272;  Doe  dem  Warren  ▼. 
AaronBray  beiBarnewall  andCresswell  Reports 8, 818. 

6  Bep.  a.  a.  O.  56;  so  war  beispielsweise  ein  Mann  Anketil  Orey  ein- 
^tragen  als  Miss  Ann  Kettle  Grey. 

*  Rep.  a.  a.  0. 26. 27. 

7  ebendas.  58. 97. 

26* 
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zeug  und  übten  ihren  Zerstorungatriefa  an  den  Blättern, 
welche  die  Legitimität  ihrer  Voryordem,  vielleicht  ihre  eigene 
stützten« 

nuschangen.        Oft  wurde  lange  Jahre  hindurch  jede  Führung  von  £r» 
chenbüchem  unterlasBen^,  und  selbst  die,  welche  sich  vorfan- 
den, trugen  nur  eu  häufig  die  Spuren  der  Fälschung  so  offen 
an  sich,  dass  auch  ihnen  kein  Glauben  beizumessen  war'. 
Diejiüiri.     .      Zwar  hatte  die  Rose's-Act,  wie  wir  so  eben  sahen,  um 

TonCopieen  einigen    dieser    Missstände    vorzubeugen,    angeordnet,   dass 
jährlich  Copieen  an  die  Diöcesanregistraturen  eingesandt  wer- 
den sollten;  Aber  wie  wurde  das  ausgeführt I' 
DiehtTor-  In  der  Diocese  Canterbury  waren  i.  J.  1828.  15,  1829. 

14  Parochieen  im  Rückstande,  in  York  31;  in  London  jähr- 
lich 122,  in  Winchester,  um  diese  Liste  der  gröbsten  Nach- 
lässigkeiten zu  schliessen,  408,  d.  h.  jährlich  24.  Andere 
Pfarrer  schickten  ihre  Copieen  nicht  postfrei  oder  als  Packete 
ein,  wie  das  in  der  Diöcese  von  York  mit  einem  Viertel  aller 
Sendungen  der  Fall  war:  dann  gingen  die  Register  an  die 
Postämter  zurück,  kamen  unter  die  unbestellbaren  Briefschaften 
und  wurden  schliesslich  wohl  gar  verbrannt. 

^rotMunt'  ^'^^  protestantischen  Dissenters  hatten  •gar  keine  offent- 
DiMent«».  ij(5}je  Beurkundung.  Nur  eine  Privatanstalt  hatte  sich  in  Dr- 
5j'^^^jJj3»'»William'8  Buchhandlung  zu  London  etablirt^  deren  Be- 
in x^ondon.  gigter  auf  publica  fides  natürlich  keinen  Anspruch  machen 
konnten. 

SluSltt«'  ^^®  katholischen  Geistlichen  hielten,  da  ihre  Trauung 
bürgerlich  wirkungslos  war,  gar  keine  Heirathsregister^  und 
doch  war  notorisch,  dass  eine  grosse  Zahl  der  von  ihnen  ein- 
gesegneten Paare  die  nachgehende  Mitwirkung  des  anglikani- 
schen Geistlichen  verschmähte,  und  den  Concubinat  einer  ihren 
Gewissen  widerstrebenden  Eheschliessungsform  vorzog. 

der  jndeo,  Die  Judcu  hatten  in  ihren  Synagogen  Begister^  die  firei- 
lieh  nicht  nach  einem  gleichartigen  Muster  geführt  wurden. 

der.QttiUicr.         Am  meisten  hatte  noch  der  strenge  Ordnungssinn,  durch 

1  ebendas.  25.26. 

>  ebendas.  105.  f.   Vgl.  auch  Lloyd  t.  PaaBingham  bei  Veiey 
BeportB  16, 59. 

^  Rep  ort  a.  a.  O.  Appdz.  142.  ff. 
*  ebendas.  150. 
ft  ebendas.  70. 
^  ebendas.  146. 
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den  die  Quäker  sich  aaezeichneten,  ein  regelmässiges  Yeifahren 
2U  Wege  gebracht^. 

So  war  es  gewiss  gerechtfertigt»  wenn  der  Ausschuss  das  ^^^^^^ 
Bedilrfniss,  dem  traurigen  Zustande  des  Begisterwesens  abzu-  °  e^üxrif ** 
helfen,  als  ein  dringendes  darstellte ,  wie  denn  auch  schon  das 
Conmiittee  zur  Ermittlung  der  Verhältnisse  des  Grrundbesitzes 
erklärt  hattet  dass  alle  Bestrebungen,  die  Eigenthums verhält-  '^^^^'/^ 
Hisse  festzustellen,  an  der  Mangelhaftigkeit  des  Registerwesens 
scheitern  müssten,  und  dass  nur  eii&e  allgemeine  bürgerliche 
Beurkundungsanstalt  helfen  könne. 

Der  Aussqfmss  gab  sein  Gutachten  dahin  ab,  „dass  eine  ^^^„f 
Nationalanstalt  zur  Beurkundung  der  Geburten,  Heirathen  und  •<^^«"<^ 
Sterbefälle  unabhängig  von  kirchlichen  Einrichtungen  und  der 
Verschiedenheit  der  CSonfessionen  zu  begründen,  und  dass  die 
neue  Einrichtung  einer  besonderen  in  der  Hauptstadt  einzu- 
setzenden Behörde  unterzuordnen  sei  .  .  /^' 

Das  Jahr  1834.  brachte  denn  auch  einen  solchen  Gesetz-  Q«,^^t^. 
Entwurf — nachdem  die  Versuche  des  Jahres  1824.  erfolglos  ge-^''-^^*^»* 
blieben  waren^ — welcher  Mr.  Brougham  zum  Verfasser  hatte^^ 

Dieser  wollte  die  Steuereinnehmer  zu  Ciyilstandsbeamten^^^^^,;^ 
machen,  wozu  sie  sich  ihm  durch  ihre  sittliche  Integrität,  und,  Su^ttSSn. 
wie  er  meinte,  auch  durch  hinreichende  Keimtnisse  empfahlen. 

Doch  gerade  in  der  letzteren  Beziehung  wurde  seme  An-  ^^^g!^^ 
sieht  Seitens  des  Hauses  nicht  getheilt^  Die  fraglichen  Be- 
4unten  schienen  den  Meisten  die  erforderliche  Bildung  nicht 
zu  haben,  und  die  Besetzung  der  Posten  mit  gebildeten  Män- 
nern hätte  das  Institut  wieder  unverhältnissmässig  yertheuert, 
^während  Mr.  Brougham  dessen  jährliche  Kosten  ftuffu^l^te«.* 
£9,585  £  angeschlagen  hatte,  eine  für  die  Beamtenzabl  von 
^6,000  Personen  sehr  geringe  Summe  ^. 

^  Nach  einer  Nonn,  welche  sie  auf  der  JahresTersammlung  1882.  ange- 
imcmmen  hatten  —  ebendas.  147.  Vgl.  auch  Daniels  die  Civilstands- 
.^setigebung  f.  EngL  u.  Wales  (Berlin  1851.)  7. 

*  1829.  pag.  59. 

s  Report  a.  a.  0. 9. 

A  A  Bill  to  authorize  the  establishment  ofa  Metropolitan 
Begister  Office  for  concentrating  and  preserying  the  Re- 
gisters of  Baptisms,  Karriages,  and  Burials  in  England. 
Jonrn.  of  the  H.  of  C.  79,  S21.  1.  Lesg.:  5.  Mai.  ebendas.  S25;  Ter- 
tagt:  28.  Mai.  ebendas.  idO. 

&  A  Bill  to  establish  a  General  Register  of  Births,  Deaths 
and  Marriages  in  England.  Bills  public.  1834.  III.  No.  808.  amen- 
dirtimComraittment:  No.  866;  amendirtbeimRecommittment:  No.  461. 

«  Hansard*s  Parliam.  Debates III.  Serie  23, 946. 
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Dabei  war  freilich  das  Londoner  General-Register- 
Office  nicht  in  Rechnimg  gezogen. 

Es  sollten  nämlich  die  Re^sterbeamten  durch  Inspectoren 
beaufsichtigt  werden,  und  das  ganze  Gebäude  in  dem  Gene- 
ral-Register-Office in  London,    dem   der  Registrar 
General  vorsteht,  gipfeln. 
^S«it«rum         ^^  scheiterte  der  genau,  ausgearbeitete  Entwurf,  der  auch 
unterhawe.  fQ].  ^^  regelmässige  Vornahme  der  Registrirungen  und  die 
sichere  Aufbewahrung  der  Kirchenbücher  Sorge  trug,  schon 
an  dem  Widerspruche  des  Unterhauses. 
^RSiSL**         Auch  das  Gesetz,  welches  Lord  Joh»  Russell  dem 
Parlamente  vorlegte   „An   Act  for   registering  births, 
deaths  and  marriages  in  England^S  und  welches  als  St. 
WIU.V;  6.  u.  7.  Will.  IV.  c.  86.  am  17.  August  1836.  publidrt  mrde, 
^*  ^    knüpfte  seine  Einrichtungen  an  einen  schon  bestehenden  Be- 
amtenorganismus an. 
wiii.'iv;         In  St.  4.  u.  5.  Will.  IV.  c.  76.  war  nämlich  em  neues 
Anaenge-  Armcngesctz  für  Endand  erlassen  worden. 

Die  erste  Section  desselben  ermächtigte  den  König,  eine 

Commission  von  drei  Personen  zur  Ausführung  der  getroffenen 

The  Poor  Anordnungen  ZU  ernennen  „The  Poor  Law  Commissioner? 

miBsioner«  f or  England  and  Wales",  zu  deren  Befugnissen  nach  s.  26. 

and  waiea.  gehörte,  mehrere  Kirchspiele  zum  Zwecke  der  einheitlichen 

Verwaltung  der  Armenpflege  zu  vereinen. 
gwdianL  ^^  diesen  Unionen  bestand  aber  die  leitende  Behörde  ans 
einem  CoUegium  „board  of  guardians",  dessen  Befugnisse  von 
den  Commissarien  festgesetzt  wurden,  und  welches  von  den 
zur  Armensteuer  Zahlenden,  so  wie  von  den  in  der  Pfarm 
angesessenen  Grundbesitzern  alljährlich  gewählt  wurde, 
beai^teni  Diesc  Beamten  wurden  durch  das  neue  Gesetz  zur  Führung 

der  Civilstandsregister  verwendet. 
••  «•  Durch  s.  2.  wurde  der  König  ermächtigt,  in  London  oder 

Westminster  einen  widerruflichen   General-Registrator  — 
GcSerai?  Kegistrar  General  —  für  ganz  England  zu  ernennen,  der  nicht 
nur  das  gesammte  Registerwesen  centralisiren  sollte,  sondern 
auch   die   nothwendigen  Verfügungen    zu   treflfen  berechtigt 
»•  5.     war.  (s.  5.) 

Die  Guardians  der  nach  der  Armengesetzgebung  unirtea 
^t*^^J^j;Pfarr8piele  beschaflflen  die  untersten  Eegisterbeamten. 

Sie  waren  befugt,  mit  Genehmigung  des  Begistrar  Ge- 
neral ihre  Bezirke  nach  Zweckmässigkeitsgründen  in  Unter- 
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bezirke  zu  theilen  und  ernannten  für  jeden  derselben  eine  nach 
den  vom  Begistrar  General  aufgestellten  Grundsätzen  qualifi- 
drte  Person  zum  Begisterbeamten. 

Der  Schriftführer  —  eiere  —  des  board  of  guardians  er-^^J*^^ 
luelt  die  Function  eines  Superintendant  jRegistrar,  oder,  wenn 
er  den  Posten  verschmähte,  ein  ebenfalls  von  den  Guardians 
Ernannter^  (s.  7.)  a.7. 

Die  Guardians  hatten  auch  für  die  Errichtui^  eines  Be- 
gister- Amtes  zu  sorgen,  welches  unter  die  Aufsicht  des  Superin- 
tendant Begistrar  gestellt  wurde,  (s.  9.)  •• «. 

In  diesen  Behördenorganismus  wurden    dann  noch  die^j|^^^' 
Geistlichen  aufgenommen,    denen  neben   der  Trauung  auch 
deren  Beglaubigung  belassen  wurdet 

Wenn  das  die  Maschinerie  war,  durch  welche  das  ver- 
wickelte System  in  Bewegung  gesetzt  werden  sollte,  so  müssen 
wir  Jetzt  die  G-arantieen  betrachten,  durch  welche  man  die  Be- 
gister  vor  Verlust  und  Fälschung  zu  sichern  trachtete. 

Viermal  im  Jahre  —  im  April,  Juli,  October  und  Januar  ^cliittn, 
—  hat  jeder  Begistrar  dem  Superintendant  Begistrar  seines 
Districtes  in  einem  vorgeschriebenen  Formulare  eine  getreue 
Copie  aller  von  ihm  vorgenommenen  Geburts-  und  Todesein- 
tragungen zu  überliefern,  welche  dieser  beglaubigen  muss. 
(s.  32.)  Ebenso'  überschicken  die  Geistlichen  jeder  Kirche  oder  '*  '^* 
Kapelle,  die  Begisterbeamten  der  Quäker,  die  Secretäre  der 
Synagogen  Duplicate  der  von  ihnen  vorgenommenen  Eheein- 
tragungen, zu  welchem  Zwecke  sie  schon  vorher  vom  Begistrar 
Greneral  mit  zwei  Exemplaren  der  Kirchenbücher  versehen 
worden  sind.  (s.  33.)  a.38. 

Aber  auch  der  Superintendant  Begistrar  ist  nur  Mttels- .  copieen^ 
person;  er  hat  ebenfalls  die  Copieen  weiter  an  d^n  Begistrar  *^^®°*'**' 

1  Nach  der  Dienstordnung  y.  10.  October  1886.  —  abgedruckt  bei 
Matthews  the  Marr.  and  Registrat  Acts  (London  1887.)  240.  —  muss  er 
Einwohner  d.es  KirchspieWereins  sein,  EigenthÜmer  oder  Hauptmiether 
eines  Hauses  oder  Waarenlagers ;  er  darf  nicht  schon  Mitglied  des  Pfleg- 
schaftsrathes  sein,  von  welchem  seine  Ernennung  ausgeht,  es  würde  denn 
durch  ein  von  ^/j  der  im  Rathe  sitzenden  Pfleger  ausgestelltes,  vom  General- 
registrator  confirmirtes  Zeugniss  bestätigt,  dass  keine  anderen  zur  Ueber- 
niiäme  des  Amtes  tauglichen  Personen  yorhanden  seien.  Er  darf  nicht 
»choii  Oberregistrator  eines  anderen  Bezirkes  sein,  nicht  Bankerott  ge- 
macht haben;  oder  während  der  letzten  zwölf  Monate  die  Wohlthat  der 
Gesetze  für  zahlungsunfähige  Schuldner  in  Anspruch  genommen  haben 
(,,for  the  reliefof  insolvent  debtors'*). 

s  Hinzukommen  noch  die  deputy-registrars,  welche  jeden  registrar 
im  Verhinderungsfälle  zu  vertreten  haben  s.  12. 
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•.S4. 

Certlfleate. 

••  85. 

Indices. 


•..36. 


Art  der  Re- 
gtatrlrnng. 


s.  81. 


1.40. 


1.41. 


1.43. 


General  zu  übersenden »  der  sie  in  Gemässheit  der  unter  Mit- 
wirkung des  Staatsseoretariats  getroffenen  Anordnungen  auf- 
bewahrt, (s.  34.) 

Jede  Person 9  weldie  ein  Begister  fuhrt»  ist  Terpffichtet, 
Nachsuchungen  darin  zu  gestatten  und  Abschriften  gegen  Er- 
legung einer  bestimmten  Gebühr  auszufertigen,  (s.  35.)^ 

Eben  so  sind  aber  auch  Nachsuchungen  in  den  Indioes 
gestattet,  welche  der  Superintendant  Begistrar  von  den^schon 
gefüllten  9  ihm  übersandten  und  bei  ihm  aufiEubewahrenden 
Kirchenbüchern  und  der  Begistrar  General  von  aUen  ihm  über- 
mittelten Copieen  anzufertigen  hat.  (s.  36.)^ 

Was  die  Art  und  Weise  der  Be^strinmg  betriffl,  so 
gehen  uns  hier  natürlich  nur  die  Ehedntragungen  naher  an 

Die  Personen 9  welche  Eheregister  fuhren,  haben  gleidi 
nach  Schliessung  der  Ehe  in  beiden  Kirchenbüchern  die  Ein- 
tragungen vorzunehmen,  welche  sie  selbst,  die  beiden  Ehe- 
gatten und  zwei  Zeugen  unterzeichnen  müssen,  (s.  31.)' 

DieEheleute  sind  verpflichtet,  auf  alle  nothwendigenFragen 
des  Begistrirenden  wahrheltsgemässe  Antwort  zu  geben  (s.  40.); 
wissentliche  Unwahrheit  zieht  die  Strafe  des  Meineides  nach 
sich.  (s.  41.) 

Unterlassung  der  Begistrirung  seitens  des  dazu  yerpfli<Ji- 
teten  wird  jedesmal  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  50  jf  gebüsst 
(s.  42.) 


^  Ein  SchUUng  für  jede  Nachauchung,  die  aioh  nicht  über  einjährige 
Frist  erstreckt;  fiir  jedes  weitere  Jahr  dann  ein  sizpence;  für  ein  Ceitifiot 
2sh.  undSd. 

s  Die  Gebühren  betragen:  beim  Superintendant  Begistrar:  för  jede 
allgemeine  Nachsuchung:  5  sh.;  für  jede  besondere:  1  sh.;  för  jedes  Cer* 
tificat:  2  sh.  6d.;  ebenso  beim  Registrar  General,  nur  dass  die  aligeineiof 
Kachsuchung  20  sh.  kostet. 

*  Die  Eintragung  geschieht  nach  folgendem  Formulare : 
1S86.  —  Marriages  solemnised  at  the  Farish  Church  in  the  Farish  of  Mut* 

le-Bone  in  the  County  of  Middlesex. 


No. 


Wbea 
ntrried. 


IfMarcli. 
Utf. 


Maine  «od 
Snrnam«. 


William  Has- 

tiBft. 
Sophia  Ann« 

Mitcball. 


Age. 


Or  fall 

Age. 

Minor. 


COD- 
diUOB. 


Sacbelor. 
Spioater. 


Rank  or 
Profmaioa. 


Carpenter. 


Residente  at 
the  Tino  of 

Marriage. 


t,  Sovth 
StreeL 

IT,  Blgh 
Street. 


Pather*s 
Hase  end 

Snrname. 


Peter  Has- 

tiOft. 

Geoffiy  Mit- 
eben. 


RhI 

orPreftMiN 

of  F«lb«r. 


Upholfterer. 
Selcber. 


Mairied  in  the  Farish  Church,  acoording  to  the  Rites  and  Ceremonies  of  the 
Established  Church,  by  Licence  or  after  Banns,  by  me 

James  HoUingshead,  Vicar. 
This  Haxriage  was  ao-( William Hastings       i in  the  Fre-iJohn HsstiDgi. 
lemnised  between  us.  (Sophia  Anne  Mitchellf sence  of  usiGeoffiyBfitcheU 
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Ausserdem  enthielt  das  Gesetz  noch  zahhreiche  andere  droh^ogen. 
schwere  Strafbestimmungeni  durch  welche  beispielsweise  Zer- 
störung oder  Fälschung  d^  Register  für  nftUmy*^  erklärt 
wurdet  (s,  43.)  ••  ^• 

Die  Unterhaltung  des  Generalregisteramtes  mit  scinem^l^^'^^;^ 
ganzen  Beamtenpersonale  geschieht  auf  Staatskosten,  während 
die  untergeordneten  Behörden  den  Gremeinden  zur  Last  üoUen. 
—  (8.4.13.39.45.)  -|i»- 

Auch  das  Gebührenwesen  erhielt  eine  sorgsame  Regelung,  oebahrea. 

Diese  Einrichtungen  suchte  Lord  John  Russell  auch^^^^JI^" 
für  das  Eheschliessungsrecht  nutzbar  zu  machen  und  ^wfa^^^^^ 
zeigte  sein  Gesetzentwurf  gegenüber  den  früher  vom  Par-*^**"*"""«- 
lamente  berathenen  einen  entschiedenen  Fortschritt. 

Zuerst  hatte  man  —  wenn  wir  uns  erinnern  wollen  —  den 
Dissidenten  nur  die  Eheschliessung  vor  den  Geistlichen  ihrer 
Religionspartei  verstatten  wollen,  dann  hatte  sich  schüchtern, 
wenngleich  vollständig  auf  die  Dissidenten  beschränkt ,  das 
Princip  der  Civilehe  geltend  gemacht,  und  jetzt  sollte  dies 
auch  auf  die  Hochkirche  ausgedehnt  werden.  —  Es  war  selbst^ 
verständlich,  dass  sich  darum  der  Streit  der^ Parteien  haupt- 
sächlich drehen  musste. 

Am  12.  Februar  1836.   bat  Lord  John  Russell  das  ,Li®^^^^,;„. 
Haas  um  die  Genehmigung,  seine  Bill  einbringen  zu  dürfen,    ^^^^"' 
deren  Grundzüge  er  auseinandersetzte^. 

&  wies  auf  die  Unhaltbarkeit   des  gegenwärtigen  Zu-  ^ord  john 
Standes  hin,  und  atif  die  Mittel  der  Abhülfe,  welche  vorge- 
schlagen seien;  obligatorische  Civilehe  laute  daa  Programm ^^i^tor"* 
der  einen  Partei:  der  Staat  verhalte  sich  gegen  die  Idrehliche  ^^^'^®^** 
Einsegnung  ganz  indifferent  und  überlasse  deren  Nachsuchung 
ckm  individuellen  Belieben. 

^  Die  Strafbestiminungen  Ton  St  4.  Oe  o.  IV.  c.  76.  waren  schon  durch 

St  11.  Geo.  IV. u.  1.  Will  IV.  v.  33.  Juli  ISSO. dahin  abgeAndert  worden: 

fl.  20:  F&lschung  und  Vernichtung  vonBegistem  oderLicenzen  werden 

nach  Discretion  des  QerichUhofes  bettraft,  mit  Transportation  von  7  Jahren 

bis  zu  lebenslänglicher,  oder  Oeföngniss  yon  2—4  Jahren. 

«.22:  Wer  die  Copieeni  welche  der  Diöcesanregistratur  übersandt 
Verden  müssen,  f&lscht,  mit  Transportation  bis  zu  7  Jahren  oder  Oef&ngniss 
^on  1—2  Jahren.  — 

St  16.  a*  17.  Vict  a  39.  hat  theilweise  die  Transportation  aufgehoben 
Vind  „penal  servitude"  an  deren  Stelle  gesetzt.  Vgl.  Blackstone  Com- 
"^ent.  4, 64.  note  9. 

*  Hansard*s  Parliam.  Debates  III.  Serie  81, 367.  ff.  —  Bills  Public 
^.  p.  383.  ff. 
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IJiSTirnnSg        Gleichstellung   der   dissidentischen  Eheschliessungsform 
uschcnilM-^^  der   hochkirchlichen    verlange   man   andererseits:  Jeder 
form.     Dissenter  möge  in  seiner  Congregation  nach  deren  Ktos  sebe 
Ehe  eingehen. 

Beides  scheine  ihm  den  englischen  Zuständen  nicht  ent- 
sprechend zu  sein:  Die  obligatorische  Civilehe  sei  eine  schwere 
Beeinträchtigung  der  Kirche ;  die  Anerkennung  der  Dissenter  s 
Ehen  aber  bei  der  losen,  laxen  Form  vieler  Religionsgesell- 
Schäften,  bei  dem  gänzlichen  Mangel  jedes  Beamtenthumes 
innerhalb  derselben  imthunlich. 

fruhwenfint*  Aber  auch  der  von  Peel  im  vergangenen  Jahre  einge- 
wurf.  brachte  Gesetzentwurf,  der  das  Recht  der  Hochkirche  unl»- 
rührt  liess  und  nur  für  die  Dissenters  eine  Civilehe  schuf» 
könne  nicht  genügen.  Es  liege  darin  eine  Herabsetzung  der 
Dissenters,  denen  doch  theilweise  die  Ehe  nicht  minder  hei; 
sei,  als  den  Mitgliedern  der  Hochkirche.  — 

^ot^ünd*'  ^^  schlage  daher  vor,  das  ganze  bisherige  System  der 
mtttJum   Aufgebote  und  Licenzen  fallen  zu  lassen«     Alle  Personen, 

fortfallen,  gleichviel  von  welcher  Religionspartei,  haben  dem  BegUtnr 
ihre  Absicht,  eine  Ehe  einzugehen,  mitzutheilen  (notice)^  dieser 
trägt  die  Anmeldimg  in  ein  öffentlich  ausliegendes  „n^ 
book"  und  ertheilt  nach  einundzwanzig  oder  bei  Licenznsch 
acht  Tagen  ein  Attest,  kraft  dessen  dann  die  Ehe  geschlossea 
werden  darf. 

Eheachue.-  j);^g  geschieht  aber  für  die  Mitglieder  der  anglikaniscben 
Kirche  diurch  deren  Geistliche,  die  auch  auf  Wunsch  der  Par- 
teien die  Aufgebote  verkünden  können. 

^eSen '  ^^^  Dissidenten  entweder  vor  ihrem  Geistlichen  in  Ge- 

genwart von  Registrar  und  Zeugen  in  privilegirten  Andacht«- 

reiigiss«  häusem  (ffChapek")  —  die  Privilegirung  wird  aber  wieder,  ^ 
oder     schon  in  dem  früheren  Entwürfe,  auf  Antrag  von  zwanzig 

Civilehe.  Pferreingesessenen  ertheilt  —  oder  aber  ohne  jede  religiöse 
Form  vor  dem  Chief  superintendant  in  bestimmt  vorgeaclme- 
bener  Wortfassung.  — 

Debatten.  Mit  dicscr  Teudcnz  des  Gesetzes  erklärten  sich  fast  aUe 

Parteien  des  Hauses  einverstanden. 

o'conneii.  O'Connell  sprach  im  Namen  der  Katholiken,  Bsins  in 
dem  der  Dissenters  seine  Zufriedenheit  aus,  und  auch  der  jetzt 
Robert peei.in  der  Opposition  befindliche  Robert  Peel  gab  seine  Ein- 
willigung zu  erkennen,  vorausgesetzt,  dass  die  Mitglieder  der 


3.  Von  1753.  b.  1865.  c.  St.  6.  u.  7.  Wül.  IV.  c.  85.  41 1 

Hochkirche —  darüber  hatte  sich  der  Antragsteller  höchst  un- 
klar aasgesprochen  —  von  jeder  CivQehe  aasgeschlossen  sein 
sollten. 

Das  wair  denn  auch  der  Hauptpunkt,  über  den  bei  der  j^*i"*5j^^ 
Ausschnssberathung  des  gaxuen  Hauses  am  13.  Juni  auf  das^j^^-^^J^^; 
Heftigste  gestritten  wurde*.  'w^eT/^" 

Die  Opposition  liess  das  Stichwort  der  Entchristlichung  Debatten 
der  Ehe  fallen,  welches  in  den  langathmigen  Beden  des  Sir  c.  ingiis. 
C.  Ingiis  sattsam  ausgesponnen  wurde. 

Peel  blieb  völlig  auf  dem  Standpunkte  stehen,  den  er  Robert  Peci. 
mit  seiner  früheren  Vorlage  vertreten  hatte. 

Die  Vertheidigung  des  Gresetzes  fusste  fast  ganz  auf  jy^J«'^*}- 
naturrechtlichen  Doctrinen.  Alle  Menschen  hätten  ein  gleiches 
Recht  zur  Ehe,  alle  könnten  eine  ihnen  genehme  Eingehungs- 
form verlangen.  Der  Staat  habe  hier  beschränkend,  ergän- 
zend und  gestaltend  nur  in  so  weit  einzuwirken,  wie  es  sein 
eigenes  Wohl  erfordere,  d.  h.  wie  es  zur  Verhütung  heimlicher 
Ehen  nothwendig  sei.  — 

Die  Streichung  des  Paragraphen,  welcher  die  reine  Civil- 
ehe  auch  den  Mitgliedern  der  Hochkirche  gewährte,  wurde 
mit  123.  gegen  58.  Stimmen  abgelehnt  ^ 

Dennoch  aber  war  die  Opposition  noch  nicht  bezwimgen. 

Am  28.  Juni,  als  die  dritte  Lesung  anstand,  brachte  Mr.  ^i^^^' 
Goulburn  den  auch  von  Peel  unterstützten  Antrag  ein,  nur^°®°**™*°*- 
solchen  Personen  die  Civilehe  zu  verstatten,  welche  die  feier- 
liche Erklärung  abgeben,   dass  Gewissensbedenken   sie   ab- 
hielten, die  Ehe  in  Gemässheit  der  hochkirchlichen  Vorschriften 
einzugehen. 

Natürlicherweise  traf  dieser  Antrag  das  ganze  Princip  des 
Gesetzentwurfes;  aber  er  war  um  so  geschickter  gewählt,  als 
auch  die  Regierung  keinen  Widerspruch  erhoben  hatte  gegen 
den  in  der  Tendenz  fast  gleichartigen,  bei  der  Berichterstattung 
angenommenen  Zusatz,  dass  in  allen  Fällen  der  Civilehe  die 
Parteien  die  Erklärung  abgeben  sollten:  „JcA  erkläre  feierlich, 
dass  ich  Gewissensbedenken  hege  gegen  Eingehung  der  Ehe  in 
der  Kirclie,  oder  in  einem  zu  Andachtsübungen  bestimmten  Ge- 
bäitdey  sowie  gegen  Beobachtung  jeder  religiösen  Feier". 

1  Hansard's  Parliam.  Debates  III.  Serie  34, 490.  ff.  —  Der  Antrag  auf 
«weite  Lesung  der  Bill  war  am  15.  April  ohne  Widerspruch  durchgegangen, 
eben  das.  32, 1093.  ff. 

2  ebendas.'34, 1021.ff. 
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nuit.  Dennoch  aber  fiel  das  Amendment,  und  mit  ihm  aoeh 

jener  Zoaatz  mit  108  gegen  67  Stimmen ,  und  in  deredben 
Minorität  blieb  auch  die  Opposition  bei  der  SchlussabatiiB- 
BHi  paMirt  muug.    Mit  132  gegen  68  Stimmen  passirte  die  BilL 

Oberhans.  Im  Oberhause  waren  es  vor  allen  Dingen  wieder  die  Uit- 
glieder  der  geistlichen  Bank,  welche  energischen  ^derspnieh 
einlegten^. 

EmbiBchoi        Der  Erzbischof  von  Canterbury  woUte  keine  Gtü- 
hfuy,    ehe;  er  wollte  den  Dissenters  helfen,  aber  ohne  das  Reckt  der 
Hochkirohe  zu  verändern. 

T^Ex^  Mit  seiner  Zustimmung  stellte  der  Bischof  von  Bieter 

den  Antrag,  <Ue  einfachen  Worte  der  Consenserklärung  bei 
nicht  hochkirchlichen  Ehen  zu  verändern  und  eine  Form  mit 
religiösen  Beziehungen  an  deren  Stelle  zu  setzen. 

s,In  Gegenwart  des  Allmächtigen** ,  sollten  die  Braudeuie 
erklären,  ^,und  dieser  Zeugen  nehme  ich  Dich  zu  meinem  <mg(- 
trauten  Ehegatten ,  um  mit  Dir  nach  Gottes  heiligem  Gebote  zth 
sammen  zu  leben;  ich  gelobe  hier  in  Gegenwart  Gottes  und  f(?r 
diesen  Zeugen  feierlich^  Dir,  90  lange  ich  lebe,  ein  liebender  W 
treuer  Gatte  zu  sein"^. 

^borwilr"  Obgleich  selbst  Lord  Ellenborough,  der  schon  früher 
seine  Abneigung  gegen  die  Civilehe  offen  genug  ausgesprochen 
hatte,  sich  diesem  Antrage  widersetzte,  so  ging  er  doch  m 

jJ^^Ij^^^^jJ^  Ausschusse  durch,  freilich  nur,  um  durch  Viscount  Mel- 
bourne in  der  Berathung  des  Hauses  mit  72  gegen  29  Stim- 
men wieder  gestrichen  zu  werden'.  Am  4.  August  erfolgte 
u  die  dritte  Lesung  und  Annahme^. 

g^nd!*S!I3i.  -^^  Lords  hatten  mehrfache  Aenderungen  mit  dem  G^ 
setzentwurfe  vorgenommen,  die  freilich  die  dort  aufgestellte 
Form  der  Eheschliessung  nur  in  höchst  untergeordneter  Weise 

^^^^2Lberührten*.  Dennoch  ging  das  Unterhaus  in  Anbetracht  der 
sich  zum  Schlüsse  neigenden  Sitzungsperiode  darauf  einS  und 
am  17.  August  erhielt  die  Bill  die  Zustimmung  des  Königs- 

Wenn  wir  jetzt  die  einzelnen  Bestimmungen  des  umfang' 

1  ebendas.  85, 79.  ff.  S75.  ff. 

s  ebendas.  604.  ff. 

8  ebendas.  6S8.  ff. 

A  ebendas.  902.  ff. 

6  Vgl.  Bills  Public  1886. 1.  No.  584. 

0  Hansard's  Parliam.  Debates  HI.  Serie  85, 11^.  ff. 


Bill  «nge- 
ii<nniD6n. 
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reichen  Geaetees*  —  St.  6.  u.  7.  Will.  IV.  c.  86.  —  naher^*i«iv\V 
betradiien,  so  ist,  wae  zunSohst  den  Ort  der  Eheschliessung^SJSi^Sj: 
betrifil,  zu  bemerken: 

Die  £hen  können  eingegangen  werden ,  dem  alten  von  special- 
Heinrich  VIII.  an  den  Erzbischof  von  Canterbury  ver- 
lidienem,  durch  kein  späteres  Gesetz  verkürztem  Privileg  ge- 
mäss,  mit  dessen  Speciallicenz  zu  jeder  passenden  Zeit,  an 
jedem  passenden  Orte  (s.  1.).  •.  i. 

Dann  aber  in  den  Kirchen  der  Staatskirehe.    Da  jedoch  g^jjjjj"^*;^ 
die  Bewohner  volkreicher  und  umfangreicher  Bezirke  oft  nur 
mit  Sehwier^keit  die  Pffurkirchen  erreichen  können,  so  ist 
dem  Bischöfe  ireigestellt,  dem  Bedürfnisse  Rechnung  zu  tragen, 
und  durch  eine  unter  Siegel  ausgestellte  Licenz,  einer  öffent- 
lichen KapeUe,  in  welcher  die  Haltung  des  GottescUenstes  nach 
dem  Ritus  der  anglikanischen  Earche  gesetzlich  gestattet  ist   Berech- 
—  sei  es,  dass  zu  ihr  eine  Gemeinde  gehöre  oder  nicht  —  die   Gebäude. 
Berechtigung  zu  ertheilen,  dass  die  Bewohner  eines  bestimm- 
ten Bezirkes  dort  ihre  Ehen  eindrehen  können. 

Dodi  bedarf  er  dazu  der  schriftlich  unter  Siegd  ertheilten 
Erlaubniss  des  Patrons  oder  Pfründners  der  Pfarrkirche,  in 
deren  Sprengel  die  KapeUe  gelegen  ist,  und  dies  Erfordemiss 
fallt  nur  fort,  wenn  der  Patron  oder  Pfründner  sich  nicht  bin- 
nen 2swei  Monaten  auf  die  ihm  von  dem  Diöcesanregistrator 
desfalls  zugegangene  Nachricht  erklärt  hat. 

Sollten  die  genannten  beiden  Personen  ihre  Zustimmung 
verweigern,  so  haben  sie  das  schriMich,  unter  Angabe  der 
Gründe,  zu  thun,  und  ohne  diese  gehörig  geprüft  zu  haben, 
soll  der  Bischof  nicht  mit  Ertheilung  der  Licenz  vorgehen. 

Alle  den  Vorgang  betreffenden  Papiere  sind  in  der  Diö- 
cesanregistratnr  aufzubewahren,  sobald  das  aber  geschehen  ist, 
und  bis  die  ertheilte  Licenz  nicht  widerrufen  wird,  sollen  Trau- 
ungen, die  in  solchen  Kapellen  vollzogen  werden,  den  in  der 
Pfarrkirche  vorgenommenen  an  Gültigkeit  vollkommen  gleich 
stehen  (s.  26.).  »-««^ 

Sollte  der  Bischof  gegen  den  V^len  der  Zustimmungs- 
bereditigten  eine  Kirche  zur  Traukapelle  erklären,  so  haben 
die  Verietzten  binnen  Monatsfrist  das  Rechtsmittel  des  Re- 
curses  an  den  Erzbischof  der  Provinz  einzulegen,  welcher  nach 

1  Von  Commentaren  erwähne  ich:  Burn  the  Marriage  and  Registra- 
tion Acts  (London  1886.).  Matthews  an  actformarriages  in  England  (Lon- 
don 1836.).  Deutsch  übersetzt  sind  beide  Gesetze  Ton  D  aniels  a.  a.  O. 
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Vornahme   eines   Bummarischen  Verhörs   die  nöthigen  Ver- 
fugungen erlässt.    Die  Entscheidung  wird  ebenfalls  den  Acten 
•.  28.     der  Diöcesaiuregistratur  einverleibt  (s.  28.)* 
Di«Berecii-         In  dem  Inneren  jeder  von  dem  Bischöfe  so  berechtigten 
ootteshausea Kapelle  muss  an  sichtbarer  Stelle  die  Inschrift  stehen:  „h 

kenntlich  so         *  ■»     »  -ni'  ii  »  /      c%t\\  r   1/ 

machen.  (Ueaer  KixpeUe  können  Ehen  geschlossen  werden**  (s./sv.)  [nMat- 
rioffes  may  he  solemnized  in  ihis  Chapel"^. 

Ausserdem  aber  hat  noch  der  Vorsteher  der  Diöcesu- 
registratur  in  den  ersten  vierzehn  Tagen  jedes  Jahres  emVer- 
TillJ^der  zeichniss  aller  zur  Hochkirche  gehörigen  Traukapellen  —  mit 
'^'•°""'*'"  genauer  Bezeichnung  von  deren  Bezirken  und  mit  der  B^ 
merkuiogyob  sie  Parochialkirchen  sind  oder  nicht — aufzustellen 
und  durch  die  Post  dem  Begistrar  General  zu  übersenden. 
Jährlich  Dieser  befordert  alljährlich  die  eingelaufenen  Verzeidi- 

gedruckt  jjggg  ^^^  Drucke  und  fugt  auch  noch  die  anderen,  unten  zu 
erwähnenden  Gebäude  ^  in  welchen  Ehen  geschlossen  werden 
dürfen,  hinzu.    Jeder  Begistrator  und  jeder  Begisterauffidier 
a.  84.    wird  mit  einem  Exemplare  dieser  Publicationen  versehen  (s.  34.). 
Alle  Anordnungen,  welche  über  <Ue  Trauung,  Führung 
von  Kirchenbüchern  u.  s.  w.  für  Pfarrkirchen  ergehen,  gelten 
natürlich  auch  für  die  so  berechtigten  Kapellen,  wie  auch  io 
gleicher  Weise  deren  Geistliche  dieselben  Bechte  und  Pfliditea 
0. 80.    haben,  welche  den  Pfarrern  zustehen  und  obliegen  (s.  30.). 
Uebrigens  bleibt  es  allen  Parochianen  unbenommen,  wenn 
auch  in  ihrem  Bezirke  ein  Gotteshaus  in  der  angedeuteten  Art 
zur  Traukapelle  berechtigt  sein  sollte,  ihre  Ehen  nach  wie  tot 
8.81.    in  der  Pfarrkirche  einzugehen  (s.  31.)* 
rahme  der         ^^®  Zurücknahme  der  einer  Kapelle  ertheUten  TrauliccM 
Traniiceni.  erfolgt  durch  dcu  Bischof  mit  Genehmigung  des  Erzbischafo 
der  Provinz,  und  ist  nicht  nur  dem  Geistlichen  der  betreffen- 
den Kirche  schriftlich  anzuzeigen,   sondern  auch  durch  die 
London  Gazette  und  ein  im  Bezirke  gelesenes  Anzeigeblatt 
bekannt  zu  machen. 

Die  darüber  gefertigten  Schriftstücke  sind  in  dem  Diöoe- 

«.  82.     sanarchive  aufzubewahren  (s.  32.),  während  die  Begister  jener 

Kirchen  an  die  Pfarrkirchen  des  Bezirkes  überliefert  und  dami 

was  die  Aufbewahrung,  die  Anfertigung  von  Copieen  u.  8.  ^' 

•.  33.    betrifil,  völlig  wie  die  Pfarrregister  behandelt  werden  (s.  33.)« 

mad^%        Es  können  aber  femer  Ehen  geschlossen  werden  in  Ge- 

'"ditncSf  *^ä"<^«»»  welche  zur  Andachtsübung  dienen.     Der  Vervtit^ 

oder  Eigenthümer  derselben  hat  an  den  Begisteraufseher  seines 
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Bezirkes  ein  schrifUIcbes  Gesuch  zu  richten,  das  Grebäude  unter 
die  Zahl  derjenigen  aufzunehmen,  welche  zur  Schliessung  von 
Ehen  geägnet  sind,  wobei  er  eine  von  mindestens  zwanzig 
Hausvätern  ausgestellte,  von  ihm  mit  unterzeichnete  Beschei- 
nigung in  doppelter  Ausfertigung  einreichen  muss,  dass  sie 
das  betreffende  Gebäude  seit  wenigstens  einem  Jahre  als  den 
gewöhnlichen  Platz  ihrer  öffentlichen  Andachtsübungen  benutzt 
hätten,  und  dass  sie  sich  dem  Gresuche  der  Petenten  an- 
schlössen.    Zugleich  wird  eine  Grebühr  von  3  £  berichtigt 

Der  Begisteraufseher  sendet  beide  Exemplare  an  den 

Begistrar  General,  der  das  Gebäude  in  ein  von  ihm  geführtes 

B^ister  einträgt    Das  eine  Exemplar  der  obigen  Bescheini- 

gnng  bleibt  im  Greneralregisteramte,  das  andere,  wie  jenes  mit 

dem  Datum  der  vorgenommenen  Begistrirung  versehen,  geht 

an  den  Begisteraufseher  zurück.    Dieser  vermerkt  das  Datum 

der  Be^strirung  in  ein  eigens  dazu  von  ihm  geführtes  Buch, 

welches  er  vom  Begistrar  General  erhalten  hat,  und  ertheilt 

den  Petenten  zu  Händen  des  Verwalters  oder  Eigenthümers 

jenes  Gebäudes  auf  Pergament  ein  Certificat  über  die  Begistri- 

Tung.    Auch  diese  wird  durch  die  London  Gazette  und  ein 

gelesenes  Blatt  des  Bezirkes  veröffentlicht  (s.  18.).  *•  ^^ 

Sobald  aber  später  dem  Begistrar  General  nachgewiesen  LOsehmgr 

^»^^  ^^  o^  eines  solchea 

wird,  dass  das  registrirte  Gebäude  nicht  mehr  zu  den  religiösen  o«biiadcs. 
XJebungen,  welchen  es  früher  gewidmet  war,  benutzt  wird,  so 
xnuss  er  es  im  Begister  löschen.  Doch  kann  er  auch  anstatt 
des  früheren  Ortes  ein  anderes  Gebäude,  wenngleich  es  auch 
noch  nicht  ein  Jahr  zu  den  Andachtsübungen  der  Gesellschaft 
verwendet  wird,  substituiren.  J)ie  Gesuche  deswegen  gehen 
vrieder  durch  die  Hand  des  Superintendant  Begistrar,  wieder 
anter  einer  Gebühr  von  3  £  und  wieder  mit  einer  Bescheini- 
gung der  Be^trirung  Seitens  des  Superintendant  Begistrar 
in  der  angeführten  Art 

Durch  die  Streichung  erlischt  natürlich  die  Trauberech- 
tignng  des  Gebäudes  (s.  19.)*  '*  ^* 

Endlich  kann  —  um  von  den  Juden  und  Quäkern  abzu-  ^Qa^ke^r?"^ 
sehen,  die  nach  wie  vor  ihre  Ehen  in  ihren  Gotteshäusern 
eingehen  —  die  Ehe  in  dem  Amtsiocale  des  Superintendant 
Begistrar  geschlossen  werden  (s.  2L).  »-  ^i- 

Was  nun  die  Art  und  Weise  anlangt,  wie  die  Ehen  ein-  Art  d.  ehc- 
gegangen  werden,  so  haben  wir  auch  hier  mehrere  Unterschiede 
xa  bemerken. 
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dlrtuato-         ZuerBt  nämlioh  durch  Geistliche  der  Staatddrehe,  welche 

kkche.    qU^  Jji  |]0||  fiüheren  Gresetzen  —  namentlich  in  St  4.  Oeo.  IV. 

c.  76.  —  vorgeschriebene  Formalitäten  zu  beobachten  hdben,  nur 

dass  statt  der  Aufgebote  eine  vom  Kegistrator  üb^  die  A&- 

1. 1.  n.  16.  meidang  der  Ehe  ausgestellte  Anzöge  erfordert  md  (s.  I. 

und  16.)  ^ 
m^SS^.  '  ^®  Parteien  haben  nämlich  dem  Be^sterbeamten  dei 
Bezirkes,  in  welchem  sie  seit  mindestens  siebm  Tagen  gewdmt 
haben,  eine  schriftliche  Angabe  einzureichen  über  ihitn  Vot> 
und  Zunamen,  ihre  Berufsstellung,  ihren  Wohnort  imd  die 
Kirche,  in  welcher  sie  getraut  zu  werden  wünschen. 

Eine  Ausnahme  von  dieser  Vorschrift  findet  nur  statt, 
wenn  Dispensation  —  Licenz  oder  SpedalUcenz  —  ertheilt 
s.  4.     worden  ist  (s.  4.). 
^^dMMtf!         ^^^  Begisteraufseher  bewahrt  diese  Anzeigen  in  seinem 
^^l^^^Kx^y^  auf  und  trägt  eine  Abschrift  ins  HeirathsineldebQch 
(iiThi  Marriage  Notiee  Bookf*),  welches  jedermann  gebuhren- 
firei  zur  Einsicht  offen  liegt. 
8. 5.  Für  die  E&tragting  bezieht  er  die  Gebühr  von  1  sh.  (e.ö.). 

Clerk  ofthe        Dic  Meldung  wird  dann  durch  den  clerk  des  board  of 
gnardüma.  guardians,  ein  Posten,  der  freilich  meist  mit  dem  des  Snper- 
d^HSdu^.intendant  Registrar  zusammenfällt,  an  drei  Sitzungen  dieser 
Behörde  während  dreier  Wochen  verlesen,  wenn  nicht  DispeDS 
B.  6.     zur  früheren  Schliessung  der  Ehe  ertheilt  worden  ist  (s.  6.). 
Nach  Verlauf  von  ein  und  zwanzig,  oder  bei  Dispensadon 
von  sieben  Tagen  seit  der  Eintragung,  muss  der  Superintendant 
Registrar,  falls  nicht  von  berechtigter  Seite  Einsprache  eAsk^ 
ist,  oder  ihm  sonstige  Ehehindemisee  bekannt  geworden  mi 
auf  Gresuch  desjenigen,  welcher  die  Meldung  gemacht  hat, 
einen  eigenhändigen  Meldeschein  ausstellen,  der  nicht  nur  über 
alles  ihm  von  den  Brautleuten  Mitgetheilte  Ausweis  giebt,  son- 
dern auch  über  den  Tag  der  Meldung,  und  den  Umstand,  i^^ 
kein  Einwand  der  beabsichtigten  Ehe  entgegengestellt  worden 
s.  1'     ist     Auch  hiefiir  ist  eine  Gebühr  von  1  sh.  zu  zahlen  (s.  ?•)* 
Einapraeh         Die  Persoueu  aber,   welche  Einspruch  gegen  die  £1^^ 
Ehe.    erheben  wollen  und  nach  St.  4.  Geo.  IV.  c.  76.  dazu  berceb- 
tigt  sind,  thun  das,  indem  sie  in  das  Heirathsanmeldeboch  an 
den  Band  neben  den  Meldevermerk  das  Wort  „verboten' 

^  Mithin  traut  der  Geistliche  nur,  wenn  1)  SpecialUceni  bei^brachttfU 
oder  2)  Licenz,  oder  3)  nach  Verkündigung  der  Aufgebote,  oder  4)  ntch 
Vorzeigung  des  Register-Certificates. 
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,ffarbidden"aeixen,  mitNamensanterachrifik,  Angabe  des  Wohn- 
ortes und  der  Eigenschaft,  welche  sie  zu  dem  Ausspruche  des 
Verbotes  berechtigt  (s.  9.)*  ••  *• 

Gegen  Missbrauch  dieser  Befiigniss  ist  durch  die  An- 
drohung der  Meineidsstrafe  gesichert  (s.  38.)  ■  ss. 

Ausserdem  kann  aber  auch  jeder  Andere  gegen  eine  6e-  c«vc«t. 
biihr  von  5  sh.  eine  Verwahrung,  „caveat'%  gegen  die  Ehe 
einlegen,  wieder  schriftlich,  mit  gehöriger  Bezeichhung  Ton 
Namen  und  Wohnort  und  des  Grundes,  welcher  zum  caveat 
befugt.  Dann  darf  der  Begistrar  nicht  eher  das  gewünschte 
Certificat  ausstellen,  als  bis  er  die  Sachlage  untersucht,  oder 
den  Entscheid  des  Registrar  General  eingeholt  hat,  welcher 
letztere  auch  in  zweiter  Instanz  befindet,  falls  der  registrar  das 
caveat  ftir  gerechtfertigt  hält  (s.  13.).  •.  is. 

Auch  hier  ist  gegen  Missbrauch  ieine  Strafbestimmung  ^^Jj^^^j^ 
getroffen  worden.  Jede  Person,  die  unbefugt  Einsprache  gegen  ^^  ^"^^^ 
die  Ehe  erhebt,  hat  nicht  nur  die  Kosten  des  Verfahrens  zu 
tragen,  sondern  kann  auch  von  dem  Benachtheiligten  mit  Ent- 
schädigungsansprüchen belangt  werden  (s,  37.).  •.  sr. 

Die  Ehe  kann  femer  in  einem  nicht  der  Hochkirche  zu-  ^Jjj^hoch- 
gehörigen,  registrirten  Gotteshause  nach  der  religiösen  Form  '5!",J|b^'' 
gefeiert  werden,  welche  die  Parteien  für  angemessen  halten,    *'®""- 
Vormittags  zwischen  8 — 12  Uhr,  bei  offenen  Thüren,  in  Gegen- 
wart von  wenigstens  zwei  Zeugen  und  eines  Begisterbeamten. 
Dabei  muss  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Consenserklärung 
ausgetauscht  werden.    Der  Begistrar  empfängt  für  seine  Be- 
mühung 5  sh.  (s.  22.)  •.  83. 

So  wie  die  Trauceremonieen  vollzogen  sind,  hat  der  Re-Rcgistrinrnr. 
gistrar  die  Ehe  in  ein  Kirchenbuch  einzutragen^  welches  ihm 
von  dem  Be^strar  General,  gemäss  den  Vorschriften  der 
Begistrations-Act,  überliefert  wird.  Der  Vermerk  wird  unter- 
zeichnet von  dem  Trauenden,  den  Brautleuten,  zwei  Zeugen 
und  dem  Begistrar  (s*  13.).  >.  is* 

Zu  diesem  Zwecke  kann  ^der  Begisterbeamte  den  Ehe- 
leuten, alle  nothwendigen  Fragen  vorlegen,  die  sie  zu  beant- 
worten gesetzlich  verpflichtet  sind  (s.  36.).  '•  ^• 

Endlich  bleibt  den  Brautleuten,  falls  sie  kirchliche  Ehe-  civiieiie. 
Schliessung  verschmähen,  die  Civilehe  im  Geschäftszimmer  und 
in  G^enwart  des  Superintendant  Begistrar,  vor  einem  Be-* 
gistrar  und  zwei  Zeugen,  bei  offenen  Thüren  zu  der  oben 

Friedherg,  Ekeschlietsung.  27 
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angegebenen  Zeit  mit  geeetzlich  vorgeschriebener  Conseiu- 
1. 23.    erklänmg  (s.  22.). 

Die  Gebühren,  die  Begistrirung  und  die  BefugmBS  des 

Begisterbeamten,  die  nothwendigen  Fragen  Torznlegen,  sind 

■.S3.88.86.  dieselben  wie  bei  der  kirchlichen  Eheschlieseung  (e.  22«  23. 36.). 

^Rertoira-^*         DcT  Begisteraufsehcr  kann  aber  auch  Lioenzen  aosstellen 

Aufsehen,  n^£  regifltrirte  Grebäude,  die  in  seinem  Districte  belegen  sind, 

oder  aufsein  Geschäftszimmer  in  vorgeschriebener  Form»  wofür 

er  ausser  der  S{empelgebühr  die  Summe  von  3  £  erhebea 

darf. 

Doch  steht  ihm  die  Licenzertheilung  erst  zu,  wenn  er  dem 
Begistrar  General  eine  Caution  von  100  £  für  gewissenhafte 
Beobachtung  seiner  Amtspflichten  gestellt  hat»  und  nie  für 
Gebäude,  in  welchen  Gottesdienst  nach  dem  Bitus  der  angli- 
kanischen Kirche  abgehalten  wird.  Auch  hat  er  vierteljährlicb 
dem  Begistrar  General  Bericht  abzustatten  über  die  während 
••11.  dieser  Zeit  von  ihm  ausgestellten  Licenzen  (s.  II.)« 
nu^rdJr  Uebrigens  wird  die  Licenz  nur  gewährt,  wenn  dner  der 

theuuiwf  Brautleute  persönlich  darum  nachsucht,  den  nach  §.  4.  erfor- 
derlichen, oben  erwähnten  Anmeldeschein  beibringt,  und  zu- 
gleich  das   eidliche   oder  wenigstens   feierliche   Versprechen 
ablegt,    dass  seines  Erachtens  der  beabsichtigten  Ehe  kern 
gesetzliches  Hindemiss  entgegenstehe,  dass  er  oder  der  andere 
Theil  schon  mindestens  15  Tage  in  dem  Bezirke,  wo  £e  Ehe 
geschlossen  werden  soll,  seinen  Aufenthalt  gehabt  habe,  dass 
sie  beide  entweder  das  21.  Jahr  schon  überschritten  haben  oder 
verwittwet  seien,  oder  doch  die  Erlaubniss  der  consensberech- 
s.  13.     tigten  Personen,  wofern  diese  noch  leben,  erlangt  haben  (s.  12.). 
*?niJJ*miT         ^'^^  Schliessung  der  Ehe  erfolgt  dann  nach  sieben  Tagen 
Licen«.    jjj  derselben  Weise  wie  oben,  nur  dass  die  Gebühren  für  den 
bei  der  Trauung  geg^wärtigen  Begistrar  hier  10  sh.  betragen. 
Begifltrar.  Dies  sind  übrigens  Beamte,  die  in  dem  durch  die  Begistra- 

tion  Act  geschaffenen  Organismus  noch  nicht  vorbanden  waren, 
sondern  erst  durch  die  Marriage  Act  eingeführt  wurden.   Ihre 
Ernennung  steht  dem  Superintendant  Begistrar  zu. 
strafen.  Es  bleibt  uns  jetzt  noch  übrig  zu  erwähnen,  dass  das  neue 

Gesetz  seine  Anordnungen  durch  harte  Strafandrohungen  gegen 
jede  Uebertretung  zu  sichern  suchte. 

Jede  falsche  Aussage,    um  sich  ein  Certificat  za  ver- 
schaffen, wird,  wie  die  Fälschung  dieses  Actenstückes  selbst, 
1. 38.     als  Meineid  bestraft  (s.  38.). 
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Jeder  Greistliche,  welcher  bei  der  Trauung  gegen  die  ge- 
setzlichen Vorschriften  verstösst»  ist  der  y^FeUmy**  schuldig 
{s.  39.)y  und  ebenso  der  Registerbeamte ,   welcher  unbefugt    ■•<». 
Certificate  ausstellt  (s.  40.).    Doch  soll  das  Vergehen  immer    i*  «o. 
in  drei  Jahren  verjähren^. 


Durch  diese,  mit  dem  Re^stergesetze  unmittelbar  zusam- 
menhängenden   Anordnungen,    deren  Inkrafttreten  übrigens 
durch  St.  7,  Will.  IV.  u.  1,  Vict.  c.  1.  vom  24.  Februar  1837.  ß»-^-,^»!; 
noch  auf  kurze  Zeit  hinausgeschoben  wurde,  in  Verbindung     ^  ^ 
mit  St*  4.  6eo.  IV.  c.  76.  hat  die  englische  Eheschliessmiigs- 
gesetzgebung  ihren  Abschluss  gefunden. 

Die  zahlreichen  Statuten,  die  noch  in  der  Folgezeit  ^-"pSSw«^' 
lassen  worden  sind,  bezwecken  nur  die  Regelung  von  mehr 
untergeordneten  Fragen,  die  Ergänzung  von  Lücken  ^  die  Ver- 
hütung von  Missverständnissen,  die  Verbesserung  von  Fehlem« 

Ja  schon  im  folgenden  Jahre  war  solch'  ein  Gesetz  nothig. 

St  7.  W.  IV.  u.  1.  Vict.  c.  22.  vom  30.  Juni  1837.  ^^V^Ji^f- 
gab  in   36   Sectionen  ausfuhrliche  Bestimmungeu,    wo    das     ^*^« 
Gresetz  von  1836.  noch  Zweifeln  Raum  gelassen  hatte',  und 

^  A]e  abflolutnothwendiges  Erfordeniiss  zur  Ebeschliessung  stellt  sich 
demnach  heraus:  1)  die  Ehe  muts  dem  Registrator  angemeldet  werden; 
2)  darfiber  hat  er  em  Certificat  auszustellen;  S)  dass  die  Licenz,  wo  eine 
ndthig,  gehörig  ausgefertigt  wird;  4)  dass  die  Ehe  an  dem  Orte  geschlossen 
wird,  der  in  der  „notice**  und  dem  Certificate  angegeben  ist;  5)  dass,  wenn 
nicht  die  Ehe  durch  einen  hochkirchlichen  GreistBchen  nach  anglikanischem 
Hitos  celebrirt  wird,  ein  Registrar  der  Schliessung  beiwohnen  muss,  und 
endlich  €)  dass  bei  der  CiTileho  der  superintendant  registrar  und  der 
registrar  gegenwärtig  sein  müssen. 

>  So  wurde  durch  St  15.  u.  16.  Vict.  c.  25.  v.  17.  Juni  1825.  der  Regie- 
rung die  Erlaubniss  ertheilt,  das  General  Register  Office  nach  jedem  belie- 
l^igen  Orte  zu  Terlegen,  wozu  die  Befugniss  nach  St.  6.  u.  7.  Will.  IV.  c.  86. 
zweifelhaft  erschien. 

^  Auf  Eheschliessung  beziehen  sich  darunter: 

B.  8:  Jeder  superintendant  registrar,  der  wissentlich  und  vorsfitzlich, 
idrei  Monate  nach  geschehener  Meldung,  die  Erlaubniss  zur  Eheischliessung 
ertheilt  oder  wissentlich  eine  Ehe  in  seinem  Geschäftslocale  eingehen  lässt, 
'«reiche  das  Gesetz  für  nichtig  erklärt,  macht  sich  der  Felonie  schuldig. 

s.  5:  Um  die  Entschädigungsklage  gegen  denjenigen  möglich  zu 
ma^en,  welcher  böswillig  ein  Cayeat  gegen  eine  Ehe  eingelegt  hat,  wird 
featgesetst,  dass  die  Bestimmung  des  Registrar  General,  welche  die  Schlies- 
sung der  Ehe  ungeachtet  jenes  Caveat  gestattet,  als  Beweis  gelten  solle, 
dass  der  Registrar  General  den  Einspruch  für  einen  böswilligen  halte. 

8.  7:  iÜle  Post-Sendungen  von  und  an  den  Registrar  General  zum 
Zwecke  der  Ausfuhrung  des  Gesetzes  geniessen  Portofreiheit. 

a.  9 :  Wenn  Ortschaften  innerhalb  der  Gränzen  eines  Bezirkes  liegen, 
ohne  zu  dessen  Armenyerband  zu  gehören ,  so  kann  der  Registrar  General 

27* 
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viit* '"ts.  8^1*^°'  ^^^  '^*  August  1840.'  erfolgte  in  St.  3.  u.  4.  Vict. 

sie  doch  mit  Genehmigung  der  AnnengeaetzkommlBsarien  Begisterbe- 
zirken  zutheilen. 

B.  1^0 :  Ebenso  kann  der  Registrar  General  aus  ZweckmässigkelUgröii- 
den  mit  Genehmigung  des  Staatssecret&rs  mehrere  Armenverbände  n 
einem  Registerbezirke  vereinen  oder  s.  11 :  theilen. 

8. 12:  Aufsichtsämter  vereinigter  Bezirke. 

8. 18 :  Befugnisse  der  Armengesetzkommissarien,  Begisterbezirke  zq 
bilden  und  Registratoren  zu  ernennen,  falls  bis  zum  1.  Juli  1837.  die  Annen- 
Torstandscollegien  das  noch  nicht  gethan  haben. 

8. 14:  Sollte  der  clerk  des  board  of  guardians  das  Amt  eines  Super* 
Intendant  Registrar  nicht  anzunehmen  geneigt  sein,  und  ungeachtet  einer 
Aufforderung  des  Registrar  General  kein  anderer  binnen  14  Tagen  Seiteos 
des  Armenvorstandes  ernannt  sein,  so  steht  die  Ernennung  dem  Registnr 
General  zu. 

s.  15,  16:  Mit  Genehmigung  der  Lordkonmiissarien  des  Schaties  er- 
nennt sich  der  Registrar  General  und  mit  dessen  Genehmigung  der  8ope^ 
Intendant  Registrar  einen  Stellvertreter. 

s.  17:  Sind  mehrere  Clerks  des  board  of  guardians  vorhanden tmdilie 
bereit  und  qualificirt,  das  Amt  eines  Superintendant  Registrar  zu  über- 
nehmen, so  steht  dem  board  of  guardians  unter  denselben  die  WahltQ. 
Nur,  wenn  keiner  von  ihnen  wählbar  ist  und  gewählt  werden  will,  kann  das 
Amt  einer  anderen  Person  übertragen  werden« 

s.  18:  Die  Registerbeamten  sind  von  allen  andern  öffentlichen Dienitea 
befreit. 

8.  19:  Zur  Beschaflfung  der  nöthigen  Geschäftslokale  sind  die  Annen- 
vorstände  zur  Vornahme  von  Anleihen  befugt. 

s.  20:  Sollte  der  Armenvorstand  mit  der  Beschaffung  oder  Ansbetw- 
rung  der  Register-Geschäftslokale  säumig  sein ,  so  können  drei  Kosanii* 
sarien  des  Schatzes  dafür  Sorge  tragen  und  für  die  Einrichtongen  eise 
Summe  bis  zu  300  £  verwenden. 

8. 21:  Einstweilige  Geschäftslokale. 

s.  22 :  Der  Registrar  General  bestimmt  von  Zeit  zu  Zeit  die  Zahl  darin 
jedem  Aufsichtsbezirke  anzustellenden  Registratoren  der  Heirathen. 

s.  23:  Fassung  der  Erklärung  bei  der  Eheschliessung  in  wäüscher 
Sprache. 

s.  24:  Da  vorgeschrieben  ist,  dass  dieHeirathsmeldungen  dem  derli  de» 
board  of  guardiani  zuzuschicken  und  von  diesem  in  gewissen  Sitzungen  derge- 
nannten  Behörde  zu  publiciren  sind,  und  es  gleich  wohl  möglich  ist,  dassindeo 
Bezirken  einiger  Registeraufseher  solche  Armenvorstände  gar  nichtezistiTeo, 
so  soll  dann — bis  zur  Wahl  eines  Armenvorstandes  und  eines  Schriftfuhren 
desselben — eine  Abschrift  der  Meldung  während  21  Tagen — bei  Liceni  wah- 
rend 7  Tagen  —  im  Superintendant  Registrar  Office  ausgehängt  werden. 

6. 25 :  Die  Kosten  der  Pfarrregister  für  Heirathen. 

s.  26 :  Zeiträume  für  den  Abschluss  der  vierteljährigen  Abschriften  der 
Register. 

s.  27:  Der  Superintendant  Registrar  hat  dem  Geistlichen  für  jede  Bis* 
jtragung,  die  dieser  in  Copie  vierteljährlich  jenem  zu  übersenden  hat,  6d*iD 
zahlen,  welche  von  den  Vorstehern  des  Armenbezirkes  zu  beschaffen  sind. 

s.  28:  Wer  mit  der  angeordneten  Einsendung  von  Gopieen  über  einen 
Monat  säumig  ist,  verf&Ut  jedesmal  in  eine  Gelds^afe  bis  zu  10  j^,  von  ▼«* 
eher  jedoch  nicht,  wie  bei  den  anderen  Strafsuttunen,  die  Hälfte  deni  An- 
geber gegeben  wird,  sondern  welche  ganz  an  den  Registrar  General  einia* 
zahlen  ist. 
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c,  72.^  ein  neues  Gesetz,  welches  besonders  einschärfte,  dass 
die  Eheschliessung  immer  in  dem  Districte  geschehen  solle, 
wo  die  Brautleute  wohnen« 

Ebenso  bildete  St.  19.  u.  20.  Vict.  c.  119.  vom  29.  JulisVl*";?« 

VICK.  0«  UV. 

1856.  das  Recht  der  Marriage  Act  weiter  aus  K  Namentlich  fielen 
-dadurch  die  Verlesungen  der  Anmeldescheine  m  den  Sitzungen . 
-der  Armenkommission  fort,  und  s.  12.  gestattete  den  Parteien,  ^^^;,^^ 
welche  eine  Civilehe  eingegangen  waren,  auch  nachher  noch  crTulh?et* 
die  kirchliche  Ceremonie  erfüllen  zu  dürfen.  ^^^ 

8. 29 :  Für  alle  Einsendungen,  welche  Oeistliche  an  den  Superintendant 
Begistrar  xu  machen  haben,  können  Bie  sich  der  Vermittlung  eines  Registra- 
tors  bedienen. 

s.  80:  Jede  Person,  vor  welcher  ein  Eid  nach  den  angeführten  Statuten 
«u  leisten  ist,  ist  xur  Abnahme  desselben  befugt 

8. 31:  Jede  strafrechtliche  Verfolgung  einer  Verletzung  der  angef.  Sta- 
tuten veijfthrt  nach  drei  Monaten. 

a.S2:  Die  UriLunden,  welche  eine  Kapelle  zur  Traukapelle  machen, 
sind  stempeUrei. 

8.  SS :  Wo  getraut  werden  darf,  kann  auch  aufgeboten  werden.  Die  in 
den  früheren  Gesetzen  Torgeschriebene  Inschrift  ist  dahin  abzuändern:  „In 
'dieser  Kapelle  sind  Heirathsaufgebote  und  Trauungen  zulässig  *^ 

s.  S4:  Da  es  zweifelhaft  ist,  ob  den  Bischöfen  zustehe,  Ermächtigungen 
4in  Bolche  Kapellen  zur  Trauung  solcher  Paare  zu  geben,  yon  denen  nur  ein 
Theil  in  dem  in  der  Ermächtigung  bezeichneten  Bezirke  wohnt,  so  wird  dies 
bejaht,  doch  müssen  dieTheile,  welche  nach  Torhergehenden  Aufgeboten 
getraut  werden  sollen  und  in  Terschiedenen  kirchlichen  Bezirken  wohnen, 
ihre  Aufgebote  sowohl  in  der  Kirche  Tollziehen  lassen,  in  welcher  sie  die 
Eheschliessung  beabsichtigen,  wie  in  dem  zu  Trauungen  ermächtigten 
Gotteahause,  in  dessen  Bezirk  der  andere  Theil  wohnt. 

8.  So:  Jedes  Gebäude,  welches  ein  Jahr  vor  seiner  Registrirung  aus- 
«chUeaslich  zu  katholischem  Gottesdienste  benutzt  worden  ist,  wird  för  ein 
besonderes  Gebäude  angesehen,  sollte  es  auch  nur  den  Theil  eines  anderen 
bilden. 

8.  86:  Die  Eriheilung  des  Certificates  durch  den  Superintendant 
Begistrar  vertritt  völlig  die  Rolle  der  Aufgebote.  — 

Die  Verhandlungen  über  dies  Gesetz  befinden  sich  in  Hansard*s  FarL 
Beb.  m.  Serie  38, 1674.  ff. 

^  Nur  wenn  die  Secte  kein  registrirtes  Gebäude  in  dem  Bezirke  hat,  ist 
•das  n&chste  zu  nehmen  (s.  2.). 

Personen,  die  wissentlich  falscl^e  Erklärungen  abgeben,  sind  des  Mein- 
eides schuldig  und  binnen  18  Monaten  zu  verfolgen  (s.  4.). 

Nicht  für  Juden  und  Quäker  (s.  6.). 

Beantragt  wurde  das  Gesetz  durch  Mr.  Langdale  am  28.  Mai  1840. 
H  an  8  ar  d*s  Parliam.  Debates  IXI.  Serie  54,  687.  Unterhaus:!.  Lesg. : 
29.  Mai  ebendas.  708;  2.  Lesg.:  17.  Juni  eben  das.  124S;  8.  Lesg.: 
25.  Juli  ehe ndas.  55,979;  Oberhaus:  1.  Lesg.:  27.  Juli  ebendas.  981; 
2.  Lesg.:  8.  August  ebendas.  1194;  3.  Lesg.:  5.  August  ebendas..  1279; 
Royal  Assent:  7.  August  ebendas.  1887. 

s  Oberhaus:  1.  Lesg.:  I.Juli  1857.  ebendas.  143,  110;  2.  Lesg.: 
^.  Juli  ebendas.  490;  3.  Lesg.:  22.  Juli  ebendas.  1176;  Royal  Assent: 
39.  Juli  ebendas.  1491. 
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QuUAc»?!^  Von  den  übrigen  Gesetzen  beschäftigte  sich  eine  groese 
der  Kirchen.  2ahl  mit  der  Qualification  der  Kirohen,  in  welchen  getränt 
werden  könne;  theils  wurden  nämlich,  wie  das  sdion  iBniher 
geschehen  war,  die  in  unberechtigten  Kirchen  geschlossenen 
Ehen  nachträglich  legalisirt^  theils  die  Zweifel,  die  sich  über 
Tranuneen  in  ausserhalb  der  Parochie  liegenden  Ejrchen  er- 

T  II  8  VIet 

e.66.     hoben  hatten,  gelöst  Das  letztere  namentlich  durch  St  7.  a  8. 
vki.%.  w.  Vict  c.  56.«  vom  29.  JuH  1844.    14.  u.  15.  Vict  c  97. ».  25. 

^  Durch  folgende  Gesetze:  St  44.  Geo.  III.  c.  88.  for  enabling  tlie 
officiating  minister  for  the  time  being  of  the  Chapel  of  Voelas . . .  to  poblisb 
Banns  and  solemnize  marriages  in  the  said  chapel. 

St.  47.  Geo.  III.  c.  76.  to  render  valid  the  maniagea  solemnisedinthe 
Testry  room  of  the  Parish  Church  of  Wallsend. 

St  6.  &  7.  Will.  IV.  c  24.  to  render  Taiid  certain  mamages  solemniied 
in  a  Chapel  of  Base  in  the  Parish  of  Wandsworth  • . .  called  Saint  im'» 
Chapel. 

St.  6.  &  8.  Will.  IV.  c.  92.  to  render  Taiid  certain  mamagei  aoleanittd 
in  the  Church  of  Saint  Clement,  Oxford. 

St  4/&  5.  Vict.  c.  42.  for  removing  questions  aa  to  Talidity  of  mir- 
riages  in  the  Parish  of  Winterboume. 

St  5.  &  6.  Vict  c  65.  8.  3.  marriages  may  be  solemnised  in  dittriet 
Chapels  of  the  Forest  of  Dean. 

St.  18.  &  14.  Vict  c.  88.  to  render  valid  certain  Marriages  solemniied 
in  the  new  Church  at  Upton  cum  Chalvey. 

St  16.  &  17.  Vict  0. 122.  to  render  Talid  certain  marriages  boI&bjM 
in  the  Church  of  the  Holy  Trinity  • .  •  Manchester. 

St  18.  &  19.  Vict.  c.  66.  to  render  valid  certain  marriages  in  Chnt 
Church  in  the  Chapelry  of  Todmosden  and  parish  of  Rochdale. 

St  20.  &  21.  Vict  c.  29.  to  render  valid  certain  Marriages  in  Chiift 
Church  West  Harüepool  in  the  Parish  of  Stranton. 

St«  22.  Vict.  c.  24.  to  render  valid  certain  marriages  in  the Ghorch of 
St  James  Baldersby. 

St  28.  &  24.  Vic  t  c.  1.  to  render  valid  certain  marriages  in  the  Chapet 
of  St  Mary  in  Rydal. 

S 1 24.  &  25.  V  i  0 1.  c  16.  to  render  valid  marriages  heretofore  solenuuMii 
in  Trinity  Church  Rainow  and  in  other  Churches  and  Chapels. 

>  An  Act  concerning  Banns  and  Marriages  in  certain  DU- 
trict  Churches  or  Chapels.  Oberhaus:  1.  Lesg.:  11.  Jnni  1^ 
Hansard's Parliam.  Beb.  III.  Serie  75, 478;  2.  Lesg.:  22.  Juni  ebenda»; 
1241;  3.  Lesg.:  8.  Juli  eben  das.  76,448;  Unterhaus:  l.Lesg.:  lOM 
ebendas.  558;  2.  Lesg.:  12.  Juli  eben  das.  788;  8.  Lesg.:  24.  Juli  eben- 
das.  1331.  Royal  Assent:  29.  Juli  ebendas.  1505. — 

Eingangs  werden  die  früher  ergangenen  Oesetse  erwähnt  (St  59.  CSeo. 
UL  c.  184;  1.  &  2.  Will.  IV.  c.  88;  1  &  2.  Vict  c.  107;  8.  &  4.  Vict.  cfiO.): 
da  nun  Zweifel  entstanden  sind ,  ob  Aufgebote  verkündet  und  Eben  ^ 
schlössen  werden  können  in  Gotteshfiusem,  denen  nach  St  1.&2.  Vkt 
0. 107.  Districte  zuertheilt  worden  sind,  so  wird  festgesetit,  dass  in  jedem 
solchen  Falle  die  Church  building  Comnüssion  mit  Zustunmung  des  DM' 
sanbischofea  darüber  zu  entscheiden  habe. 

s.  2 :  Dann  hat  der  Bischof  diese  Gotteshäuser  mit  einem  dort  sofro- 
bewahrenden  Certificate  zu  versehen.     Doch  soll  das  Fdilen  deiselbeot 
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Tom  7.  AuguBt  1861.1  und  23.  u.  24.  Vict.  c.  24.  vom  25.Mai  ^f^»;»Ji 
1860.« 

Ueber  Licenzertheilung  Btellte  das  beständig  prolon^rte  ^1^°^^-^^ 
St.  10.  n.  11.  Vict.  c.  98.  s,  6.»  vom  22,  Jmii  1847.  einige  ^*V^'^' 
miwesentHche  Vorschriften  auf,  und  rein  temporäre  Massregeln 
endlich  in  Bezug  auf  die  durch  eine  Kommission  zu  bewerk- 
stelfigende  Prüfung  der  englischto  Trauregister  wurden  ge- 
geben durch  St.  3.  u.  4.  Vict  a  92.*  vom  10.  August  1840.||;,%%*; 
und  St.  21.  u.  22.  Vict.  c.  25.  vom  14.  Juni  1868.«  —  ^^^i^; 

wenn  nur  die  Berechtig^g  der  Kirche  feststeht,  die  dort  geechlossene  Ehe 
nicht  ungültig  machen. 

s.  8 :  Die  inrthümlich  hier  celebrirten  Ehen  oder  verkündeten  Aufge- 
bote werden  hiemit  validirt. 

8.  4:  Sind  schon  oder  sollen  noch  gemäss  St  59.  Geo^  III.  c.  184. 
Districte  einer  Kirche  zuertheilt  worden,  dabei  aber  unterlassen  sein,  die 
Trauberechtigung  derselben  auszusprechen ,  so  kann  das  durch  einen  sup- 
plemental  Order  in  Council  nachgeholt  werden.  —  Vgl  auch  St  8.  &  9. 
Vict  c  70. 8. 10. 

1  An  Act  to  amend  the  Church  building  Act:  Irrthümlich  oder  nicht 
dolos  in  einer  unberechtigten  Kirche  geschlossene  Ehen  werden  yalidirt 

s  An  Act  to  remoTe  Doubts  as  to  the  Validity  of  certain 

Marriages  in  Extraparochial  Flaces.     Oberhaus:  1.  Lesg.:  26. 

M&n  Hansard*s  Pariiam.  Deb.  III.  Serie  157,  1280;  2.  Lesg.:  29.  März 

ebendas.  1471;  8. Lesg.:  20. April  ebendas.2041;  Unterhaus:  1. Lesg.: 

4.Mai  eben  das.  158, 678;  2.Lesg.:9.Maiebendas.970;  8.  Lesg.:  M.Mai 

ebendas.  1204;  RoyalAssent:  25.  Mai  ebendas.  1714.  —  St  20.  Vict. 

c.  19.  wird  wiederholt;  der  Zweifel,  ob  ein  Bischof  eine  Kapelle  zur  Ehe 

aatoriairen  könne,  wenn  nur  einTheil  in  dem  Extraparochial  place  wohnt, 

wird  bejahend  entschieden.    Die  Vorschriften  von  6.  u.  7.  VIT i iL  IV.  c.  85. 

8.  26.  sind  hier  anzuwenden. 

8  Alle  Autorit&ten,  welche  früher  Licenzen  ertheilten,  thun  das  auch 
noch ;  mit  Ausnahme  des  Bischofs ,  aus  dessen  Diöcese  der  eine  Theil  nach 
dem  Erlasse  dieses  Actes  schon  weggezogen  ist  oder  noch  wegziehen  wird. 

Sollte  gelten  bis  zum  1.  August  1848. 

Frolongirt  bis  1.  August  1849.  durch  St  11.  u.  12.  Vict  c.  67. 

-  -        -      1850.      -     St  12.  u.  18.  Vict  c.  89. 

-  -        -      1851.      -     St  18.  u.  14.  Vict  c.  47. 

-  -        -      1852.      -     St  14.  u.  15.  Vict  c.  29. 

-  -        -      1858.      -     St  15.  u.  16.  Vict  c.  17.    ' 

-  -        -      1854.      -     St  16.  u.  17.  Vict  c  108. 

4  An  Act  for  enabling  Courts  of  Justices  to  admit  Non- 
parochialRegisters  asEvidence  of  Births  orBaptisms,Death8 
orBurials  and  Marri  age  s.  —  Es  war  eine  Commission  ernannt  worden^ 
die  englischen  Kirchenbücher  zu  prüfen;  sie  erhielt  an  7000  Register,  Ton 
denen  einige  dem  Registrar  General  zu  übergeben  waren ,  andere  in  ihrer 
Obhut  bleiben  sollten  (s.  1.). 

Das  Commissorium  wird  auf  12  Monate  verlängert,  sie  haben  während 
dessen  die  AuthenticitAt  aller  ihnen  zugeschickten  Register  zu  prüfen  und 
zu  bescheinigen.  etc.  etc.  ' 

5  AnActto  amend  theAct8.&4.  Vict  c.  92.  concerningNon- 
parochial  Registers,  and  the  Acts  6  &  7.  Vict  cc.  85.,  86.  and  7. 
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d.  Die  Ehen  der  Jaden  und  Quäker.  Die  im  Auslände  geachloMenen 

Ehen. 

Kehren  vnr  jetzt  zu.  der  im  vorigen  Abschnitte  befolgten 
Anordnung  des  Stoffes  zuriicki  so  liegt  uns  die  Erörterung  der 
Frage  ob,  was  mit  den  Ehen  der  Juden  und  Quäker  Bechtens 
sei,  und  nach  welchen  Kücksichten  die  im  Auslande  geschlos- 
senen Ehen  bemessen  werden. 
Qaix«-Eh«.       ^*®  erste  Frage  hat  durch  St.  61  u.  7.  Will  ^T.  c  85. 
I^^J^.  schon  eine  ausreichende  Beantwortung  erhalten ,  und  es  blabt 
uns  hier  nur  nachzutragen,  dass  alle  etwaigen  Zweifel  an  der 
®viJu  "  mV  Gültigkeit  der  Quäker-Ehen  durch  St.  10.  u.  11.  Vict  c  58.» 
-»^j«»;»«^- beseitigt  wurden,  und  dass  durch  St.  23.  u.  24.  Vict.  c.  18.' 
—  vom  15.  Mai  1860.  —  die  Vorschriften,  welche  bisher  nur 
in  Uebüng  waren,  wenn  beide  Brautleute  ausgesprochen  zur 
Quäkergemeinschaft  gehörten,  auch  auf  den  Fall  ausgedehnt 
wurden,  wenn  nur  ein  Theil,  oder  keiner  von  beiden  geradezu 
Mitglied  der  Quäkergemeinde  war,  dennoch  sich  aber  zu  deren 
Grundsätzen  bekannte  und  einen  auf  seine  Eheschliessung  be- 
züglichen Befehl  der  Gemeinde  erlangt  hatte. 
AwiAade.  ^^®  ^  Auslande  geschlossenen  Ehen  aber  waren  nach 

wie  vor  gültig,  wenn  sie  der  lea  loci  eontractas  entsprachen. 
Actis En*'        ^'^  hs}>Q  schon  oben  darauf  hingewiesen,  dass  die  Oppo- 
* Jjj^^^*"  sition  des  Unterhauses  i.  J.  1753.  durchgesetzt  hatte,  dass  die 
Wirkung  der  Hardwicke's*Act  auf  England  und  Wales  be- 

Will.  IV.  &  1.  Vict.  c.  22.  for  Marriages  and  for  Registering 
ßirths,  Deaths  and  Marriages  in  England  and  16.  &  17.  Viel 
c.  100.  concerning  Vaccination. 

B.  1 :  Der  Registrar  General  hat  alle  bisher  bei  den  Commissarien  depo- 
nirten  Register  in  seinem  Amtslocale  zu  verwahren. 

8. 2 :  Sein  Gehalt  kann  von  1000  auf  1200  jf  jährlich  erhöht  werden. 

s.  5 :  St  6.  u.  7.  Will.  IV.  und  1.  Vict.  c.  22.,  soweit  sie  die  dem  Regi«- 
trar  General  zu  entrichtenden  Kosten  der  Registerbücher  betreffen,  ^ 
aufgehoben. 

^  An  Act  to  remove  Doubts  as  to  Quäkers  and  Jews  Mar* 
riages,  solemnized  before  certain  Feriods  (d.  h.  geschlossen  in 
England  vor  d.  1.  Juli  1837;  und  in  Irland  vor  dem  1.  April  1845).  —  Vgl. 
übrigens  die  Ansichten  LordEldon's  in  Hansard*B  Farliam.  Debstci 
N.  S.  17, 1411.    Vgl.  auchPrater  a.  a.  O.  23.  f. 

>  An  Act  to  amend  the  Acts  relating  to  Marriages  in  Eng- 
land and  Ireland  by  certain  provisions  thereof  to  persona 
professing  with  the  society  of  friends  called  Quakers.  Ein- 
gebracht Ton  Mr.  Melle  Hansard^s  Parliam.  Debates  III.  Serie  156,  631. 
Unterhaus:  l.Lesg.:  7.  Februar  ebendas.;  2.  Lesg.:  16.  Febr.  eben - 
das.  1181;  8. Lesg.:  16. März  ebendas.  157,  718.  Oberhaus:  l.Lesg-' 
19.  Mftn  ebendas.  814;  2.  Lesg.:  24.  April  ebendas.  158, 1;  3.  Lesg.: 
30.  April:  ebendas.  305;  Royal  Assent:  15. Mai  ebendas.  1863. 
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achrankt  bleiben  solle.  Das  hatte  2ur  Folge ,  dass  das  Un- 
wesen der  heimlichen  Ehen  nicht  durchweg  ausgerottet ,  son- 
dem  nur  in  eine  andere  gesellschaftliche  Sphäre  geruckt  wurde. 

Bisher  hatte  sich  Jedermann  heimlich  verheirathen  können,  buebThdm. 
der  die  geringen  Gebühren  einer  Fleet-Ehe  zu  erschwingen  "*'**•  *^*'*"'- 
▼ermochte:  jetzt  bedurfte  es  schon  einer  grösseren  Summe, 
um  ein  Land  zu  erreichen,  welches  von  den  Vorschriften  der 
Hardwicke's-Act  nicht  berührt  war. 

Dazu  empfahl  sich  zunächst  die  kleine  Insel  Jersey  an  '^j^e/.^ 
der  Westküste  Englands,  und  so  lagen  denn  in  Southampton 
beständig  Böte  bereit,  welche  die  von  England  Flüchtenden 
nach  jenem  Eilande  zur  Eheschliessung  übersetzten^. 

Später  erst  zog  sich  der  Strom  der  heimliche  Eheschlies- 
8ung   Suchenden   nach    Schottland  und    die   Grränzdörfer Schottland. 
Springs  field,     Golds  tream-bridge,     Lambertontoll, 
Berwick  und  Gretna  Green  kamen  immer  mehr  in  Auf- 
nahme. 

War  doch  die  Frequenz  des  letzteren  so  gross,  dass  derQ^J^JJ^^^ 
Vertreter  der  Stadt  Carlisle  im  Unterhause  erklären  konnte, 
sein  Wahlflecken  und  die  ganze  Nachbarschaft   zöge  ihren  iiu«z«hi 
Hauptunterhalt  von  den  zahlreichen  Paaren,  welche  Gretna 
Green  zueilten'. 

War  in  Carlisle  Jahrmarkt,  so  zogen  Schaaren  von 
Hunderten  über  die  Gränze,  um  die  oft  im  trunkenen  Ueber- 
muthe  angeknüpfte  Verbindung  zur  untrennbaren  ehelichen  zu 
machen',  und  ein  statistischer  von  18.  schottischen  Kirch- 
spielen aufgenommener  Nachweis^  ergab  folgendes  merk- 
würdige Resultat: 


Ehen  t  wo 

beide  Thetle 

Schotten. 

Ehen,  wo 
oln  Thell 
Schotten. 

Ehen ,  wo 
beide  Thelle 
EnglXnder. 

1850: 

25. 

11. 

1091. 

1851: 

26. 

6. 

1098. 

1852: 

29. 

15. 

1110. 

Die  rechtliche  Grundlage  dieser  Ehen  wird  bei  Behandlung 

des  schottischen  Eherechtes  darzustellen  sein:  hier  genüge  die  wticheV 

Bemerkung,  dass  auch  der  hohe  englische  Adel,  Männer  des  heinfhcten. 

1  Vgl.  Oentleman's  Magaiine  1760. 3. 80. 
'  Parliam.  History  22, 870. 
'Hans  ar  «Ts  ParUam.  Debatea  III.  Serie  188, 288. 
*  ebendas.  281.  Ein einsiger Bohmied  toll  80,000 Paan  Terheirathet 
liaben.  ebendas.  102,858. 
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Bechts  wie  der  Kirche  nicht  TerBchmähten,  ihre  Ehen  tot  dem 
Grobschmiede  in  Gretna  Green  einzugehen^. 

SSübSmu.  *^8  ^a*  ^«r  merkwürdige  Fall  ein,  dass  die  drd  hocheten 
gleichzeitig  fnngirenden  Beamten  der  Krone,  der  Lord  Pre- 
sident of  the  Council,  der  Lord  Chancellor  und  der 
Lord  Privj  Seal  sich  in  jenem  schottischen  Dorfe  Tcr- 
heirathet  hatten'. 

Die  im  Parlamente  oft  genug  gehörte  Phrase,  dass  jeder, 
der  nur  eine  Postkutsche  bezahlen  könne,   sich  durch  eine    ' 
schottische  Ehe  von  den  lästigen  Förmlichkeiten  des  engli- 
schen Eherechts  befreien  könne,  wich  nicht  allzuweit  von  der 
Wahrheit  ab. 

b^ÄIJeUS.         ^^"®  schottische  Ehe  war  aber  in  England  rechtlich  voll-    ; 

Und  gttitig.  gültig,  mochte  ihr  der  Segen  eines  englischen  Priesters  naci-    ] 
träglich  noch  ertheilt  sein  oder  nicht     Das  ergab  sidivor 
allen  Dingen  aus  dem  berühmten  Ton  Lord  Stowell  g^ 

^■Jj^fJ- fällten  Urtheile  in  dem  Prozesse  Dalrymple  v.  Dalrymple'. 

Der  Verklagte  Dalrymple,  der  spätere  Lord  Stair, 
war  in  dem  Alter  von  neunzehn  Jahren  in  die  Armee  getreten. 
Er  hatte  seinen  Wohnsitz  in  England,  begleitete  aber  sdn 
Kegiment  im  Frühlinge  des  Jahres  1804.  nach  Schottland 
Hier  in  Edinburgh  einquartiert,  machte  er  die  Bekanntschaft 
der  Klägerin,  Miss  Gordon,  der  Tochter  eines  Landedel- 
mannes, welcher  zeitweise  in  der  Stadt,  zeitweise  auf  seinein 
nicht  weit  davon  belegenen  Gute  wohnte.  Es  entspann  sich 
bald  einVerhältniss  zwischen  den  jungen  Leuten,  welches  aber 
Mr.  Dalrymple  vor  seiner  Familie  geheim  zu  halten  wünschte, 
und  das  daher  auch  den  Verwandten  der  Miss  Gordon 
verheimlicht  wurde.  Sie  schlössen  endlich  beide  eine  heim- 
liche Ehe  mit  sponsaUa  de  praesentiy  welche  sie  durch  schriit- 
liehe  Erklärung  bekräftigten  und  nach  welcher  sie  eheliche 
Gemeinschaft  hatten.  Dalrymple,  nachdem  er  Edinburgh 
verlassen  hatte,  erkannte  auch  in  mehreren  Briefen  die  Ehe  an. 
1806.  verliess  er  das  Land,  und  damals  scheint  seine  Zu- 
neigung zu  Miss  Gordon,  die  übrigens  i.  J.  1807.,  nach  d^ 
Tode  seines  Vaters,  sogleich  ihre  Ansprüche  als  Ehegattin 
geltend  machte,  völlig  geschwunden  zu  sein. 

So  verheirathete  er  sich  denn,  als  er  i.  J.  1808.  m«* 

1  Vgl  Caroline  Norton  die  Frauen  in  England  (Berlin  1855.)259. 
«  LordBrougham  inHansard'«Parliam.DcbatcaIII.Seric9^5n. 

8  ReportedbyDodBon (London  1811.). 
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England  mriickgekehrt  war,  kurz  darauf  mit  Miss  Laura 
Mannersy  der  Tochter  von  Lady  Dysart,  welche  Ehe  in 
LoikUm  mit  den  gewöhnlichen  Formliohkeiten  geschlossen 
wurde« 

Miss  Gordon  stellte  jetzt  eine  Klage  auf  Oültigkeits- 
erklärong  ihrer  Ehe  an  und  Miss  Laura  Manners  eine 
Gegenklage;  das  sorgsam  ausgearbeitete  Urtheil  des  Lord 
Stowell  erklärte  aber  die  erste  Ehe  für  gältig  und  sprach 
demgemäss  die  Nichtigkeit  der  zweiten  aus. 

Je  mehr  aber  die  wissenschafUiche  Begründung  dieses 
Erkenntnisses,  welches  namentlich  auf  die  dem  schottischen 
Sechte  gleichartigen  Grundsätze  des  Common  Law  hinwies, 
den  allgemeinen  Beifall  der  englischen  Jurisprudenz  errang, 
je  öfter  das  von  Lord  Stowell  gewonnene  Resultat  auch  in 
weiteren  Urtheilen  bestätigt  wurde,  um  so  grösser  musste  das 
Aufsehen  sein,  welches  die  Entscheidung  der  Richter  in  dem 
Processe  The  Queen  v.  Millis^  erregte.  ^.'lüSu?* 

Wir  werden  auf  diesen  Fall  bei  der  Erörterung  des  irischen  .  - 
Rechts  zurückzukommen  haben,  hier  bedarf  er  der  Erwähnung 
w^en  der  von  Lord  Tyndal  unternommenen,  oben  schon^®'^'^^- 
vielfach  angeführten  und  widerlegten  Begründung,  welche  als 
englisches  Common  Law  hinzustellen  versuchte,  dass  nur  von 
einem  ordinirten  Priester  eingesegnete  Ehen  Gültigkeit  bean- 
spruchen könnten^. 

^  Zwar  war  im  Oberhause,  als  der  Prozess  zur  Erörterung 
kam,  nur  Stimmengleichheit,  aber  eben  deshalb  keine  prin- 
cipielle  Verwerfung  der  von  den  früheren  Richtern  aufgestellten 
Theorieen. 

Wenn   dieses  Erkenntniss  noch  wenigstens   den  Buch- 
staben des  irischen  Gesetzes  für  sich  anfuhren   zu  können 
meinte,  so  war  das  gar  nicht  der  Fall  in  Catherwood  v.^;*^^®^f 
Caslon^  wo  dieselben  Grundsätze  ausgesprochen  wurden. 

WissenschafUiche  Schriflen  haben  vielfach  die  Unhalt- 
barkeit  der  historischen  Argumente  dargethan,  welche  jenen- 
Erkenntnissen  als  Unterlage  dienen^:  dennoch  aber  scheint 

1  Clark  and Finelly  Reports  10,  5S4. 

s  Also  die  im  Auslande  geschlossenen  Ehen,  wenn  sie  dort  durch  einen 
englischen  Geistlichen  eingesegnet  sind. 

'  Meeson  &Welsby  Reports  18, 2S1. 

4  So  namentlich  Stoddart  Irish  Mamage  Question  (London  1844.) 
und  derselbe  A  Letter  to  the  rigfat  hon.  the  Lord  Brougham  (London 
1844.V 


BeformTer- 
■acbe. 
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^PnjTu '  ^^  Ansicht,  daas  nur  von  hochkirchlichen  oder  katholisdieii 
Geistlichen  —  beide  sind  ordinirt  —  eingesegnete  Ehen  nach 
Common  Law  gültig  seieni  sich  in  der  englischen  Prazia  be- 
haupten zu  wollen^. 

'''^Ehen^'**  ^^^  schottischen  Ehen  jedoch  blieben  nach  wie  vor  an- 
erkannt. Aber  gerade  sie  forderten  fortwährend  aufs  Neae  die 
Aufmerksamkeit  der  Gesetzgebung  heraus,  welche  alle  für 
England  erlassenen  Anordnungen  durch  das  laxe  Becht  des 
Nachbarlandes  beständig  vereitelt  sah. 

Brougham,  ^^^^  ^^^  Jahre  1835.,  wo  Lord  Brougham  zuerst  za 
Beformen  aufforderte  ^  ist  bei  jedem  Abändeningsversnche  des 
schottischen  Kechtes  beständig  als  Motiv  hingestellt  worden, 
dass  man  der  Umgehung  der  englischen  Gesetze  dne  Schranke 
entgegensetzen  müsse,  ja  viele  Gesetzentwürfe  wollten  nor 
diese  Tendenz  allein  verfolgen,  ohne  das  schottische  Recht 
selbst  zu  verändern',  und  das  ist  denn  auch  durchgeeetzt 
worden* 
"vicJc"m?'  St.  19.  u.  20.  Vict.  c.  96.  vom  29.  Juü  1856.,  welches 
der  Umsicht  des  Lord  Brougham  zu  verdanken  ist,  macht 
die  Gültigkeit  einer  schottischen  Ehe  von  dem  Umstände  ab* 
hängig,  dass  die  Brautleute  schon  ein  und  zwanzig  Tage  vorher 
in  Schottland  gelebt  haben. 

In  der  Zeit  aber  können  entführte  Mädchen  schon  langst 
eingeholt  sein,  und  den  schottischen  Ehen  wird  somit  wenig- 
stens das  Gefahrliche  genommen,  welches  sie  für  die  Sittlicb- 
keit  des  englischen  Volkes  bisher  gehabt  haben. 


AwunliMie        ^^^  zahlreich  waren  die  Verordnungen,  welche  sich  fflit 
"^oSttHche  ^^'  Frage  beschäftigten,  ob  und  unter  welchen  Bedingtmgcn 
f etraut*ind.  ^Q  durch  engUscho  Geistliche  im  Auslande  geschlossenen 
Ehen  gültig  seien^. 

Theils  wurden  Gesetze  erlassen,  welche  sich  auf  speaelle 
ßt.4.oeo.iv.Fjme  bezogen^  theils  in  St.  4.  Geo.  IV.  c.  91.  —  19.  i^ 

1  Vgl.  Rogei^B EccleBiastical  Law  697.  f.  Harrison'a Dig«»t  of  thc 
Cooimon  Law  reports  (Lond.  1856.)  1, 1890. 

s  Hansard^B  Farliam.  Debatea  IIL  Serie  SO,  1808.  ff. 

3  Das  AUes  wird  bei  der  DmteUung  des  Bchottiseheii  Bechtoi  wst 
ausgeführt  werden. 

^  Ueber  das  Common  law  vgl.  oben  S.  424.  ff. 

»  St  4.  Oeo.  IV.  0. 67.  ▼.  10.  Juni  1823.  An  Act  to  declsre  TtlidcerUffl 
HairiageB  that  haye  been  solemnised  at  St.  Petersburgh  sinee  tba  AboUUOB 
of  the  BriÜBh  Factory  there. 

St.  8.  u.  4.  Will  IV.  c.  45.  ▼.  14.  August  1838.  to  decUre  ftMotf 
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1823.^  —  allgemeine  y<H*8chriften  gegeben,  welche  in  St.  12.  ^4ict'e'^. 
u.  13.  Vict  c.  68.  vom  28.  Juli  1849.  wiederholt  wurden. 
In  diesem  Gesetze^  wurde  angeordnet: 

1.  Da  St.  4.  Geo.  IV.  c.  91.,  welches  nur  die  vor  eng-  conwin.' 
lischen  Geistlichen  geschlossenen  Ehen  behandelt,  nicht  aus- 
reichend ist,  so  können  alle  Ehen  vor  einem  gehörig  dazu 
ermäditigten  englischen  Consul  eingegangen  werden. 

2.  Die  Parteien  haben  dem  Consul  des  Bezirkes,  in  wel-  adSÄV 
chem  sie  seit  mindestens  einem  Monate  gewohnt  haben,  eine^'"'*^^^"^^- 
BchnfUiche  Eingabe  zu  machen  über  ihre  Personalien  und  die 
vorgeschriebene  Dauer  des  Domicils. 

3*  Der  Consul  hat  diese  Eingabe  aufzubewahren,  eine  ^tton^nf' 
Copie  in  sein  Segister  einzutragen  und  eine  andere  an  einer 
sichtbaren  SteUe  des  Consulat-Büreau  anzuschlagen,  wo  sie 
wahrend  eines  Zeitraumes  von  ein  und  zwanzig  Tagen  —  bei 
Ehen  mit  Licenz  von  sieben  Tagen  —  aushängt.  Die  Ge- 
bühren des  Consuls  dafür  betragen  10  sh. 

4.  Jede  befugte  Person  kann  die  Ehe  verhindern,  wenn  gegS'Sfi* 
sie  das  Wort  „Verboten"  in  das  Register  schreibt,  mit  Namen,     *^**®- 
Wohnort  und  Bezeichnung   des  Verhältnisses,    welches  das 
Einspnichsrecht  gewährt 

5.  Derselbe  Consens,  der  zu  Ehen  mit  Licenz  in  Eng-^^^^j^^jjj***' 
lond  nothwendig  ist,  wird  auch  hier  erfordert. 

6.  Bevor  eine  Ehe  mit  Licenz  geschlossen  wird,  haben  Licen«. 

die  Brautleute  vor  dem  Consul  zu  beschwören,  dass  kein  Hin- 

demiss  ihrer  Verbindung  im  Wege  stehe  und  dass  sie  einen 

Monat  ihr  Domicil  am  Orte  haben.    Daraufhin  ertheilt  der 

Consul  gegen  eine  Gebühr  von  20  sh.  die  Licenz. 

riages  flolenmized  at  Hamburgh  since  the  Abolition  of  the  British  Factoiy 
there. 

St.  17,  u.  18.  Vict  c.  88.  V.  10.  August  1854.  to  rendet  valid  certain 
Marriages  of  British  subjects  in  Mexico. 

St  21.  u.  22.  Vict  c.  46.  ▼.  28.  Juli  1858.  to  remove  doubt«  astothe 
VaUditjr  of  certain  Marriages  of  British  Subjects  abroad. 

St.  22.  u.  23.  Vict.  c.  64.  v.  IS.  August  1859.  An  Act  to  remove  doubts 
as  to  the  validity  of  certain  marriages  of  british  Subjects  at  Lisbon. 

1  An  Act  to  relieve  hisMajesty's  Subjects  from  all  Doubt 
concerning  the  Validity  of  certain  Marriages  solemnized 
abroad:  Alle  Ehen,  geschlossen  durch  Gesandtschaftskapläne  in  einer 
Kapelle f  die  su  einer  Factorei  gehört  oder  im  Hause  eines  britischen,  einer 
Pactorei  angehörigen  Unterthans,  oder  durch  einen  Kaplan  oder  Beamten, 
der  unter  dem  Befehle  des  kommandirenden  Officiers  steht,  ist  gültig  (s.  1.). 

Bezieht  sich  nicht  auf  überseeische  Länder  (s.  2.). 

*  An  Act  for  facilitating  the  Marriage  of  British  Subjects 
resident  in  Foreign  Countries. 
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«■TMt  7.  Jede  Person  ist  durch  Eintragung  eines  cayeat  Eb- 

spruch  gegen  die  beabsichtigte  Ehe  zu  erbeben  befugt  Ueber 
die  Erheblichkeit  desselben  entscheidet  der  Consul»  und  wem 
Zweifel  obwalten,  durch  Vermittlung  des  Staatssecretan  der 
Begistrar  General,  vor  dessen  Urtheil  dann  die  Ehe  mckt  ge- 
schlossen werden  darf. 

d.ihMTuei.        ^*  ^^^  Kraft  der  dem  Consul  gemachten  Notiz  erlischt 
>«ns*     nach  drei  Monaten. 

Form.  9.  Nach  sieben  Tagen  mit  Licenz  und  sonst  nach  ein- 

undzwanzig ist  die  Ehe  zu  schliessen:  in  kirchlicher  Form 
oder  vor  dem  Consul,  in  Gregenwart  von  zwei  oder  melir 
Zeugen»  bei  offenen  Thüren,  zur  kanonischen  Stunde.  Im 
letzteren  Falle  lautet  die  Erklärung  jedes  Theils : 

nl  do  ßolemnfy  declare,   thai  I  know  npt  of  ang  Imßd 
ImpecUment  why  I  A*  B.  may  not  he  joined  in  MoUfimmj  to 

„7  call  upon  these  Persana  here  preeeni  to  vntnei$f  tlißt  I 
A.  B.  do  take  thee  C  27.  to  my  lawfoU  and  toedded  wife  (hu- 
bandy. 
Gebflhren.         10.  Die  Gebühren  des  Consuls  betragen  dafür  10  ab. 
Begiftiinuiff.        11.  Der  Consul  registrirt  die  Ehe  in  duplo  —  die  Bücher 
dazu  erhält  er  vom  Begistrar  General  — , 

12.  und  sendet  sJ^ährlich  eine  Copie   an  den  Staats- 
secretir  ein. 
u^«A^Sä.        13.  Eine  schon  geschlossene  Ehe  kann  wegen  mangebden 
^°Ehe1^  elterlichen  Consenses,  oder  Fehlen  der  vorgeschriebenen  Do- 
midlzeit  nachher  nicht  mehr  angefochten  werden. 
^hnidig«  14-  ^^^  verliert  der  schuldige  Theil  gemäss  den  Vor- 

^«^^'    Schriften  von  St  4.  Geo.  IV.  c.  76.  alle  vermögensrechtiicheo 
Vortheile  aus  der  Ehe. 
d^cSSä.         15.  Der  Consul  ist  befugt,  den  Brautleuten  über  Alle« 
Fragen  vorzulegen,  was  er  zu  registriren  hat. 
stmfi».  16.  Eine  falsche  Notiz  oder  ein  falscher  Eid  zieht  die 

.  Strafe  des  Meineids  nach  sich. 
ÄSJÜ.         !''•  ß®*  ^^^  Processen,  die  über  die  Gültigkeit  der  Ehe 
etwa  entstehen  könnten,    macht  das  Certificat  des  Consob 
Beweis. 

18.  Dies  Gesetz  soll  als  ein  Theil  des  grossen  Begifiter- 
gesetzes  angesehen  werden;  jeder  Consul  als  ein  Begistrar* 
«utoriä.         19-  ^^^  Consub  werden   vom  Staatssecretär  zur  Va^ 
nähme  der  Trauungen  autorisirt. 
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2L  Das  Gesetz  bezieht  sich  nicht  auf  Ehen,  die  in  über- 
seeischen Ländern  abgeschlossen  sind,  und  auf  die  ehelichen  ^^«^1^ 
Verbindungen  der  königlichen  Familie. 

e.  Die  Gesetie  für  die  Colonieen. 

Von  den  zahlreichen  Gesetzen,  welche  für  die  Colonieen  <^oioniai<^ 
erlassen  worden  sind,  bedürfen  wenigstens  die  hauptsächlicheren   iadi«n. 
einer  Betrachtung. 

St.  58.  Geo.  IIL  c  84.  yom  5.  Juni  1818.  sorgte  für  diest^M^OM. 
Verhältnisse  Indiens. 

Dort  hatten  schottische  Greistliche,  die  mithin  nach  hoch- 
kirchlichen Grundsätzen  nicht  als  ordinirt  anzusehen  waren, 
vielfach  Ehen  von  Personen  getraut,  die  auch  der  englischen 
Kirche  angehörten. 

Es  mussten  sich  Zweifel  an  der  Gültigkeit  solcher  Ver- 
bindungen erheben,  und  diese  beseitigte  das  Gesetz  in  der 
Art,  dass  die  Parteien  schriftlich  ihre  Zugehörigkeit  zur  schot- 
tischen Kirchengemeinde  bekennen  sollten  (s.  1.)^ 

Die  weitere  Regelung  der  Ehegesetzgebung  erfolgte  dannLoeairoMte«. 
durch  Localgesetzgebung,    bis  neue  Missstände  i.  J.  1851. 
wiederom   die  Aufmerksamkeit   des    Mutterlandes    auf  sich 
zogen'. 

Die  Ehen,  welche  durch  dissidentische  Geistliche  geschlos-     la^i. 
sen  waren,  vnirden  durch  ein  Erkenntniss  des  obersten  Ge- 
richtshofes zu  Madras  für  ungültig  erklärt,  und  dennoch  gab 
es  in  Indien  nur  1045  trauberechtigte  Geistlidie,  von  denen 
789  der  katholischen  Kirche  angehörten. 

Deswegen  wurde  am  24.  Juli  1851.  St  14.  u.  15.  Vict.»*;,^*  »-i»- 
c.  40.  erlassen,  dessen  Bestimmungen  die  Berechtigung  der 
früher  traubefugten  Geistlichen  nicht  schmälerte,  aber  facultativ 
4£e  Civilehe  vor  dem  Begistrar  gestattete'. 

1  Gleich  nach  der  Traunng  hat  der  Geistliche  iwei  Certificate  aatia- 
stellen,  welche  über  den  Namen  der  Brautleute,  die  Zeit,  den  Ort  und  die 
Zeugen  der  Trauung  Ausweis  geben.  Eins  erhalten  die  Eheleute,  das 
andere  der  Secretär  des  Gouvernements  (s.  2.). 

s  VgL  Hansard*8  Parliam.  Debates  III.  Serie  115,  1850.  ff.  116,  501. 
935;  117, 895. 1245. 1818;  118, 206.  910. 1882. 

8  IMe  wesentlichsten  Bestimmungen  sind: 

s.  1 :  Bei  jeder  in  Indien  beabsichtigten  Ehe,  wo  Einer  der  Brautleute 
der  christlichen  Religion  angehört,  muss  dem  Begistrar  des  Bezirkes  eine 
acbriftliche  Anmeldung  gemacht  werden. 

8.  2:  Die  Parteien  erklären  dann  vor  ihm  eidlich,  dass  keine  Ehe- 
hindemisse  ihnen  entgegenstünden,  und  erhalten  darüber,  wie  über  die  An- 
meldung  von  dem  Begistrar  ein  Certificat  ausgestellt 


c. 
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^^und^^'        Noch  arger  waren  die  Mlssstände  in  New-Foundland. 

'^irrong'"  ^^®  kleine  hochkirchliche  Partei  behauptete  die  Ungültig- 
keit aller  nicht  Ton  anglikanischen  Greistlichen  eingesegneten 
Ehen»  und  verlangte  ein  Einschreiten  der  Be^erung  gegen 
alle  dissidentischen  Geistliche,  welche  Trauungen  vornähmen, 
diese  hingegen ,  und  mit  ihnen  die  grosse  Masse  des  Volkes, 
sah  solche  Verbindungen  als  völlig  rechtmässig  an»  und  die 
Colonialregierung  endlich  scheute  sich»  die  Yeranbvortung  der 
Entscheidung  zu  übernehmen»  lind  Hess  Zügellosigkeit  und 
Unordnung  ungehemmt  fortwuchem^. 

^'lu/i.  m!'  Im  J,  1817,  wurde  dann  endlich  ein  Gesetz  erlassen  St. 
57.  Geo.  III.  c.  51:  Alle  Ehen  sollten  durch  ordinirte  Geist- 
liche geschlossen  werden»  und  nur»  wenn  das  factisch  unmög- 
lich wäre»  der  Friedensrichter  oder  eine  andere»  vom  Gourer- 
neur  beauftragte  Person  trauep  dürfen. 

6t5.Gjo.iv.  '  Aber  schon  St.  5.  Geo.  IV.  c.  68.«  vom  17.  Juni  1824. 
musste  diese  Bestimmungen  wieder  aufheben»  ja  sogar  aDe 
gegen  jenes  Gesetz  geschlossenen  Ehen  nachträglich  validires, 
sofern  sie  nicht  schon  geradezu  durch  einen  Gerichtshof  für 
ungültig  erklärt  wären. 

.  B.  8:  Bei  hisher  noch  nicht  verheirathet  gewesenen  Personen  anter 
21  Jahren  ist  die  väterliche,  beziehentlich  die  vormundachafUiche Einwü- 
^  ligung  nothwendig. 

B.  4:  Gegen  die  Ausfertigung  des  Registercertificates  kann  Seitens  der 
dazu  berechtigten  Personen  Einspruch  erhoben  werden. 

s.  5 :  Sollte  die  consentirungsberechtigte  Person  unzurechDungsitlu^ 
sein,  oder  der  Vormund  widerrechtlich  seine  Einwilligung  yersagen,  so  km» 
diese  von  der  Obrigkeit  ergänzt  werden. 

fl.  9 :  Nach  Ausstellung  des  Gertificates  kann  die  Ehe  in  bestimmter 
Fonn  Tor  dem  Regiatrar  und  zwei  Zeugen  getchlozaen  werden. 

8. 10:  Nach  Verlauf  von  3  Monaten,  seit  Ausstellung  des  Certificate^ 
bedarf  es,  falls  die  Ehe  noch  nicht  erfolgt  ist,  einer  erneuten  Anieigeder 
Verbindung  bei  dem  Registrar. 

8.  11 :  Gleich  nftch  der  Eheschliessung  ist  die  Einzeichnung  in  da» 
Register  vorzunehmen  und  von  allen  betheiligten  Personen  zu  unter- 
schreiben. 

8. 12:  Die  Ehecertificate  sind  jährlich  dem  GouTemements-Secretiria 
übersenden,  um  durch  diesen  an  die  Centralregisterstelle  in  England  b^ 
fordert  zu  werden. 

s.  21:  Die  kirchliche  Eheschliessung  in  der  bisher  berechtigten  Ait 
bleibt  nach  wie  vor  bestehen. 

1  Vgl.  Pedley  the history  of  New Foundland (London  186S.) ZOU^ 

>  AnActtorepeal  anAct  passed  in  theöZ^^yearof  theBejg» 
of  his  lateMajesty  King  George  the  III.  instituted  ....  aD^I" 
make  further  Provision  for  the  Celebratipn  of  Marrisge»  »» 
the  Said  Colony  and  its  Dependencies. 


3.  Von  1753.  b.  Idfö.  e.  Die  Gesetze  für  die  Colonieen.        433 

Jetzt  wurde  festgesetzt ,  dass  alle  Eben  vor  einem  ordi- 
nirten  Greistlichen  gescblossen  werden  müssten  (s.  2.).  •.  2. 

Da  aber  New-Foundland  eine  grosse  Ansdebnung  habe  Q^j^ij^^f 
and  zu  gewissen  Jahreszeiten  gar  keine  Communication  zwi-   ^^^^ 
sehen  den  einzehien  Theilen  stattfinde»  so  könne  der  Grouver-  TtrJolen 
neur  oder  die  Staatsseeretäre  an  Prediger  u|id  Lehrer,  welche  '^^om  gou' 
keinen  weiteren  Erwerbszweig  betreiben,  die  Lioenz  zur  Ehe-  ^*'°'"'* 
Schliessung  ertheilen.    Diese  Personen  haben  St.  52«  Geo. 

III.  c.  155.^  mit  dem  Versprechen  der  gewissenhaften  Befol- 
gung zu  unterzeichnen  (s.  3.),  dürfen  aber  nur  trauen,  wenn  ^,,JJ:';^,^ 
ein  Geistlicher  nicht  erlanet  werden  kann  (s.  4.).    Entffeiren-  ^^  ^^°* 
gesetzten  Falles  verheren  sie  nicht  allein  das  Recht  zu  trauen, 
sondern  yerfallen  auch  in  eine  Geldstrafe  von  10 — ^50  £. 

Aber  auch  dies  Gesetz  reichte  nicht  aus.     St  3.  Will.  ?• '•  ^l"- 

IV.  c.  10. 

IV.  c.  10.  „An  Act  to  repeal  the  laws  now  in  force 
concerning  the  celebration  of  mar^iage  in  this  island" 
wurde  erlassen,  welches  wieder  früher  geschlossene  Ehen 
legalisirte,  und  festsetzte,  dass  jeder  Greistliche  einer  christ- 
lichen Denomination  trauen  dürfe,  und  dass  der  Gouverneur 
je  nach  Bedürfniss  die  Befugniss  dazu  auf  einen  Prediger,. 
Lrehrer  oder  Anderen  übertragen  könnet 

Ein  ausführliches  Gesetz  wurde  endlich  noch  am  6.  Au&fust  ionische 
1860.»  —  St  23.  u,  24.  Vict.  c.  86.  —  für  die  Ionischen ?A.23.n.24. 


Viel.  c.  86. 


^  An  Act  tQ  repeal  certain  Acts  and  amend  other  Aots  re- 
lating  to  ReligiouB  Worship  and  AssemblieB  and  Persons 
teaching  or  preaching  therein. 

«  Vgl Pedley  a.a.O.  877. 

s  8. 1:  Alle  Eheni  die  unter  der  Autorität  des  Lord  High  Commisaioner 
jener  Inseln  geschlosaen  sind,  werden  Talidirt,  ausser  wenn  ein  Gericht  sie 
ichon  für  ungültig  erkl&rt  hat'. 

B.  II:  1.  Jetzt  sind  alle  Ehen  in  der  Kirche  zu  schliessen,  oder  in  dem 
durch  die  licenz  benannten  Orte,  oder  in  dem  Palaste  des  Lord  High  Com- 
missionerinCorfu,  oder  endlich  in  der  Residenz  eines  Residenten  auf  der 
Insel. 

2.  Jede  Ehe  muss  zu  der  in  der  Licenz  angegebenen  Zeit  vor  zwei 
Zeugen  eingegangen  werden. 

3.  Die  Form  einer  in  der  Kirche  zu  schliessenden  Ehe  richtet  sich  nach 
der  ßestimmung  der  Personen,  welche  darüber  zu  verfügen  haben.  Sonst 
ist  aie  beliebig,  doch  muss  sie,  wenn  sie  nicht  dem  hochkirchlichen  Ritus 
gemftss  ist,  eine  bestimmt  Torgeschriebene  Consenserklärung  enthalten. 

8.  UI:  Gleich  nach  der  Trauung  ist  die  Ehe  in  triplo  zu  registriren.  Ein 
Exemplar  erh&lt  der  Lord  High  Commissioner. 

s.  IV:  Alljährlich  ist  eins  dem  Registrar  General  zu  übermitteln, 
s.  V:  der  es  zur  Einsicht  ausliegen  lässt  und  Copieen  ertheilt 
8.  VI :  Die  letzteren  machen  in  Prozessen  Beweis. 

Pritdberg,  Ehe$chUe$$ung.  28 
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Inseln  erlassen ,  welche  indessen  jetzt  unter  griechisdie  Herr- 
schaft gekoDimen  sind^ 

f.  Die  Ehen  der  königlichen  Familie. 

ksüiffUc^hen         ^^^  haben  bisher  bei  allen  Gesetzen,  welche  das  common 
Familie.  j|^^  abänderten  und  modificirten,  einen  beständig  wiederkehren- 
den Paragraphen  gefunden»  welcher  die  königliche  Familie  von 
den  neuen  Vorschriften  befreite  und  ihr  das  alte  Becht  erhalten 
wissen  wollte;  darüber  werden  wir  noch  kurz  zu  handeln  haben. 
1718.  Schon  i.  J.  1718.  trat  auf  Veranlassung  König  Georgs  I. 

an  die  englischen  Richter  die  Frage  heran',  ob  zu  den  Ehen 
der  königlichen  Kinder  und  Enkel  die  Einwilligung  des  Vatera 
nothwendig  sei;  und  mit  10  gegen  2  Stimmen  antworteten  sie 
bejahend. 

Ob  auch  die  übrigen  Mitglieder  der  königlichen  Familie 

solches  Consenses  bedurften «  wurde  jedoch  von  ihnen  mcbt 

ausdrücklich  entschieden. 

HerelgT.  ^  ^'  1772.,  als  der  Herzog  von  Cumberland  nüt 

V  ^"JjnJ^JJJ"^ einer  Mrs.  Horton  und  der  Herzog  von  Gloucester  mit 

^JJJ,^{J- der  Countess  Dowager  of  Waldegrave  sehr  gegen  die 

Absicht  ihres  königlichen  Bruders  eine  Ehe  eingegangen  waren, 

wurde  dem  Oberhause  ein  Gesetzentwu|:f  vorgelegt  —  St.  12> 

8.  VII :  Der  Lord  High  Commissioner  kann  über  die  Form  der  LiceDzes 
und  Certificate  Anordnungen  treffen. 

B.  VIII.  IX:  Fälschung  und  Zerstörung  der  Register  hat  dieselben  Fol- 
gen wie  in  England. 

s.  X:  In  solchen  Prosessen  macht  die  Erklärung  des  Lord  High  Com- 
missioner  Beweis. 

s.  XI:  Nichts  in  dieser  Act  macht  frQhere  Ehen  ungültig. 

Der  frühere  Code  v.  J.  1841.  —  Saint-Joseph  a.  a.  0.4,414.- 
schrieb  kurchliche  Eheschliessung,  Registrirung  durch  den  Pfairer  and  Mit- 
theilung des  Trauscheines  an  den  Civilregisterbeamten  vor,  der  eine  neoe 
Eintragung  vornahm  (Art.  142. 158.  ff.). 

^  Die  übrigen  Colonialgesetzgebungen,  die  von  ganz  untergeordneter 
Bedeutung  sind,  finden  sich  zusammengestellt  bei  Burn  Ecclesiastaeal  Uv 
2,433.  yy.  u.  fg.  —  Zu  bemerken  ist  noch,  dass  für  Australien,  wodk 
Entscheidung  von  the  Queen  t.  Millis. (siehe  oben  S«  427.)  ebenfalb 
üble  Folgen  zu  Wege  brachte,  ein  Gesetz  im  Parlamente  nicht  durchdrasg* 
obgleich  der  Herzog  von  Argyll  eine  darauf  bezügliche  Petition  dringend 
befürwortete.  Hansard*s Parliam.  Debates  lU.  Serie  117, 536.  Es  h>^ 
delte  sich  auch  hier  um  Ehen,  die  zwischen  Hochkirchlichen  und  Fretbyte- 
rianem  eingegangen  und  durch  einen  der  letzteren  Religionspartei  angebft- 
rigen  Geistlichen  getraut  waren.  Ein  Colonial-Gresetz  ▼.  J.  1334.  erkllite 
zwar  derartige  Ehen  für  gültig,  aber  in  einer  so  Terclausulirten  Fassong,  du* 
der  höchste  Gerichtshof  in  Sidney  sich  dennoch  in  mehrem  Fällen  ford!« 
Nichtigkeit  entschied.  — 

^  Vgl.  Burn  Eccles.  Law  2, 488.  n. 


3.  Von  1753.  b.  1865.  f.  Die  Ehen  der  königHchen  Familie.     43& 

Geo.  III.  c.  11.  —  dass  kein  Abkomme  Georgs  Et.  —  ft^«- ^m?c.^!' 
genommen  die  Elinder  der   an  ausländische  Fürsten  verhei- 
ratheten  Prinzessinnen  —  ohne  königliche  Genehmigung  eine 
gültige  Ehe  eingehen  könne  (s.  1.).  ••!- 

Nur  die  Descendenten  Georgs  U.,  welche  über  25  Jahre 
sli  waren,  sollten  des  königlichen  Consenses  nicht  bedürfen. 
Doch  sollten  sie  dem  Privj  Council  von  der  beabsichtigten 
Ehe  eine  Anzeige  machen  imd  dann  noch  zwölf  Monate  warten, 
während  welcher  Frist  das  Parlament  die  Ehe  untersagen 
könne  (s.  3.).  ••*- 

Jede  Person,  welche  eine  so  unrechtmässige  Ehe  fördert, 
Terfällt  in  die  Strafe  des  Praemunire  (s.  4.).  ••  ^• 

Die  Bill  stiess  schon  im  Oberhause  auf  grossen*  Wider-  obeinana. 
stand^;  man  wollte  die  Befiigniss  des  Königs  auf  Kinder  und 
Enkel  beschränken,  man  beabsichtigte,  die  Altersgränze  auf 
das  einundzwanzigste  Jahr  festzusetzen.  Nichtsdestoweniger 
passirte  das  Gesetz  mit  90  gegen  20  Stimmen,  freilich  unter  pudrt. 
zwei  energischen  Protesten,  die  von  14  und  6  Lords  aus- 
gingen*. 

Noch  heftiger  aber  waren  die  Angriffe  des  Unterhauses',  unterhan«. 
Es  wäre  das  Vorrecht,  welches  für  den  König  beansprucht 
Tvürde,  mit  den  englischen  Yerfassungsgrundsätzen  völlig  un- 
Tertraglich.  An  30,000  Personen  existirten  im  Lande,  welche 
königliches  Blut  in  ihren  Adern  hätten  und  alle  diese  würden 
jetzt  unter  königliche  Tutel  gestellt. 

Aber  ungeachtet  aller  dieser  Einreden  ging  die  Bill  auch  ^IS^^ 
bei  den  Gemeinen  mit  165  gegen  115  Stimmen  durch. 

Praktisch  wurde   das  Gesetz  bei   der  ohne  königlichen  gJ^^^J;, 
Consens  in  Rom  geschlossenen  Ehe  des  Herzogs  vonSus-  „{^^«^7 
«ex,    eines   Sohnes  Georgs  IIL,    mit   Ladj  Margareta^^^l^^J,^* 
Murray*.    Die  Ehe  wurde  vernichtet,  und  als  i.  J.  1831.  Sir  Ehe  ver- 
Augustus  d  Este,   em  aus  jener  Verbmdung  stammender 
Sohn,  von  Neuem  deren  Rechtmässigkeit  behauptete,  erklärten 
the  King^s  advocate,  der  attomej  und  sollicitor  general  sich 
für  das  firühere  Urtheil*. 

1  Vgi.ParliamentaryHiatory  17, 384.  ff. 

*  ebendat. 891. ff. 

*  ebendas.  ddS.ff. 

4  Vgl.  Burn  Eccles.  Law  2, 483.  8. 

^  Vgl.  Law  Magazine  7,  176.  432.  —  DieBegency  Act  vom  4. 
August  1840.  St.  8.  u.  4.  Vi  et  c.  51.  ist  durch  den  inzwischen  erfolgten  Tod 
^es  PrinzenAlbert  unpraktisch  geworden. 

28* 
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«ICUODS' 


g.  BOckblick. 

Das  ist  der  Entwicklongsgang,  den  dos  englieche  Ebe- 
Bcliliessutigsreclit  bis  auf  unsere  Tage  genommen  hat. 

Von  der  blosBen  FormloBigkeit  ging  es  aus,  von  den  Grond- 
sätzen  des  kanonischen  ßechta,  um  dann  in  ränen  Fonoilif- 
mue  umzuschlagen,  wie  er  aufdemContinente  vöjlig  unbekumi 
ist,  wie  er  auch  nur  als  Ergänzung  des  mangelhaften  Scheide- 
rechtes  vegetiren  konnte.  —  Denn  wo  die  Trennung  der  Ehe 
fast  unmöglich  war,  da  suchte  man  sich  nothgedrungen  iui^ 
AnnuUation  zu  helfen. 

Dann  wurde  dieses  Formenwesen  wenigstens  theävdfe 
in  den  Hintergrund  gedrängt  (seit  der  Zeit  machte  sich  web 
dann  das  Bedürfniss  eines  reformirten  Scheiderechtee  immer 
dringender  geltend)  dadurch,  daee  der  Mangel  mancher  frükr 
absolut  noth wendiger  Postulate  zu  impedimenta  imptämlia 
herabgedrückt  wurde,  und  endlich  dem  ganzen  Gebäude  diircli 
die  Civilehe  der  Abschlues  gegeben.  — 

Zuerst  wandte  sich  das  Volk  nur  sparsam  an  den  Begister- 
aufseher,  um  vor  ihm  die  Ehe  zu  scliliesaen,  aber  statigbu 
eich  seitdem  die  Zahl  der  Civilehen  vermelirt,  wie  aiu  der 
folgenden  Tabelle  sich  deutUch  ergiebt. 
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Nach  wie  vor  aber  herrscht  bei  den  Engländern  em  ge-gJJSjASJi- 
wisser  Widerwille  gegen  die  kirchlichen  Aufgebote,  den  wir      *^**' 
echon  oben  mit  all'  seinen  üblen  Consequenzen  kennen  gelernt 
haben«     Noch  heute  sucht  sich,    wer  nur  kann,  von  dieser 
lästigen  Formalität  zu  befreien,  was  die  Zahlen  der  vorher- 
gehenden Tabelle  beweisen  mögen. 

Aber  auch  nach  wie  vor  sieht  der  gemeine  Mann  —  so  iJSJhiS? 
weit  das  aus  den  Quellen  über  englisches  Volksleben  erhellt  —      >*°' 
«chon  in  der  Handfestung  einen  bindenden,  der  Ehe  gleichen 
Vertrag,  und  noch  heute  sind  die  Anschauungen  nicht  ver- 
schwunden, welche  für  die  ganze  englische  Bechtsentwicklung 
massgebend  gewesen  sind^. 

n.  Schottland. 

Auch  in  Schottland  wich  die  Beformation  von  den  vor- 
gefundenen Bechtsgrundsätzen  in  Nichts  ab.  tponMiiftd« 

Die  reformirte  Kirche  verlangte  eine  öffentliche,  bei  Tage*  PMewnü. 
Im  Gotteshause'  vorzunehmende  priesterliche  Trauung,  aber 
«ie  knüpfte  eben  so  wenig  wie  die  katholische  an  diesen  Act 
die  Bedingung  der  Grültigkeit,  und  sprach  geradezu  die  Becht* 
mässigkeit  der  sponsalia  de  praesenti  aus. 

Die  Generalversammlung  der  schottischen  Kirche  ^J2^^^ 
V.  J.  1638.  adoptirte  vollständig  die  durch  jenes  oben  er-  ^•'-^<''* 
wähnte  Perther  ConcU^  aufgestellten  Anordnungen,  und  hatte 
«ogar   schon  Grelegenheit,    sich  über   deren  Nichtbefolgung 
rügend  zu  äussern. 

Aber  gleich  das  erste  Buch  über  kirchliche  Disdplin, 
welches  von  den  schottischen  Beformatoren  verfasst,  von  den 
Vertretern  der  Kirche  unterschrieben  und  i.  J.  1560.  dem 
Adel  vorgelegt  wurde,  sprach  aus,  wie  in  der  reformirten  Ejrche 
heimliche  Eben  nicht  geduldet  werden  könnten^. 

^  Vgl.  Brand  on  populär  antiquitiet  2, 9S. 

2  Acts  of  the  Kirk  of  Scotland  1002.  v.J.  1602:  »The  Aflsemblie 
ordaines  that  no-mairiages  be  celebrated  drlie  in  the  moming  or  with 
candle  light;  and  find  likewayes  that  it  is  leisure  to  celebrate  the  said  band 
of  mazriage  apon  a  Sabboth  day  or  «ny  other  preaehiag  day  aa  the  parties 
flhall  requyre  and  thinkezpedient;  and  ordaines  the  same  to  beindifferentlie 
done  and  that  no  ryotousnes  be  used  at  the  same  upon  tfae  Sabboth  day".  — 
Die  Vorschriften  über  Ehen  am  Sonntage  wurden  wiederholt  i.  J.  1610. 
«bendas.  1101. 

8  ebendas.S.  192. v.J.  1570. 

*  Sieh«  oben  S.  57. 

5  oh.  13.  §.  5.  bei  Spottiswood  Chnrch  history  1,  867.  VgL  anck 
Calderwood  history  of  the  ChurchofSootland(£dinb.  1844.)  2,117.119. 
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„In  a  refomud  ^rk,"  hiess  es,  „marrioffe  ought  mot  to 
be  aecretly  used  hut  in  open  face  and  public  audienee  of  the 
Kirh.  And  for  avaiding  of  dangers,  eapedient  it  i$  thai  tke 
banna  be  pubUcly  proclaimed  three  several  Sondayts,  unle$s  iht 
persons  be  so  well  knoten  that  no  suspicion  of  danger  may  arise, 
and  tken  may  the  iime  be  shortened  at  the  discreUon  of  the 
miniatry,  but  nowise  can  we  admit  marriage  to  be  used  secretiyt 
how  honourable  soever  the  persons  be;  and  therefore,  the  Sonday^ 
before  noon,  we  think  most  expedient  for  marriage  and  ihai  it 
ought  to  be  used  no  day  ehe,  without  the  consent  of  the  tehok 

MugAfom.  So   wurde   denn  auch  in  zahlreichen  Beschlüssen   der 

schottischen  Kirche  immer  von  Neuem  die  Form  der  JShe- 
Schliessung  in  sorgsame  Erwägung  gezogen. 

1562.  Eine  allgemeingültige  müsse  es  sein,  nach  dem  Bnoiche 

der  Genfer  Elirche  wurde  i.  J.  1562.  festgesetzt^,  groBsere 

1608.  Klarheit  der  Consenserklärung  forderte  man  i.  J.  IGOS.',  tmd 
das  von  Karl  I.  bestätigte  Directory  for  the  public  ^wor- 

161».  ship  of  God,  vom  Februar  1645.,  stellte  sogar  ein  ausführ- 
liches Trauceremoniell  auf  ^.  Ein  Gebet  solle  der  Geistliche 
über  die  Brautleute  sprechen  und  dann  ihre  Einwilligung^  ent- 
gegennehmen. „I  A.",  sagt  der  Mann,  „do  take  thee  B.  to 
be  my  married  toife^  and  do  in  the  presence  of  Ood  and  before 
ihis  congregation  promise  and  covenant  to  be  a  Umng  and  faUk- 
fvl  husband  unto  thee,  until  God  shall  separate  us  by  death,** 
und  dabei  ergreift  er  die  Rechte  der  Braut.  Diese  thut  das- 
selbe, und  mit  den  Worten :  "IB.  do  take  thee,  A.,  to  be  my  mar- 
ried husband  and  do  in  the  presence  of  Grod,  and  before  thif 
congregation,  promise  and  covenant  to  be  a  loving,  faiikfiU  and 
obedient  wife  unto  thee  until  God  shall  separate  us  by  death**  — 
vermählt  sie  sich  dem  Manne.  Darauf  verkündet  der  Geist- 
liche sie  ohne  weitere  Form  als  Ehegatten  und  schliesst  mit 
einem  Gebete.  — 

Selbst  für  die  Verlöbnisse  wurde  eine  kirchliche  f^orm 
gewünscht,  wenngleich  von  bindender  Vorschrift  Abstand  ge- 
nommen wurde*. 

1  Acts  of  the  Kirkof  ScotlandS.  80. 

>  Calderwood  a.  a.  O.  6, 243. 

>  Vgl.  Halkerston  a.  a.  0. 1, 95.  ff. 

*  Acts  of  the  Kirkof  Scotland  S.  195.  T./.  1570.  Fngez  ^It  » 
not  expedient  and  necessar  tbat  an  imifonn  order  be  observed  in  all  Kirks, 
in  making  promitet  of  maniages,  qoither  they  sball  be  made  per  verba  de 
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Der  Gang  der  ganzen  Bechtsentwicklung  war  aber  einer  di«  voiu- 
absolat  nothwendig  kirchlichen  Eheschliessung  abgewendet,  und 
die  Aufgebote  entsprachen  den  schottischen  Volksneigungen 
eben  so  wenig  wie  den  englischen.  Sie  wurden  beständig  um-      and 
gangen  und  die  Gegenmassregeln  der  IGrche  blieben  fruchtlos. 

Schon  Beschlüsse  aus  dem  sechszehnten  Jahrhunderte 
drohten  mit  Versagung  des  Sacramentes  und  Absetzung  der  die  Kirche. 
fehlenden  Geistlichen  ^  den  sponsaUa  de  praesenti  sollte  keiner- 
lei Glauben  geschenkt  werden  bis  der  kirchlichen  Busse  nach- 
gekommen sei '9  aber  dieselben  Bestimmungen  mussten  im 
siebzehnten  Jahrhunderte  wiederholt  werden  und  wurden  noch 
am  £nde  des  achtzehnten  für  nothwendig  befunden'. 

Ja  die  schottische  Geistlichkeit  selbst ,  wie  umfassende 
Befugnisse  sie  sich  auch  bei  der  Verkündigung  der  Aufgebote 
vindiciren  mochte*,  war  selten  abgeneigt,  der  Strafe  zum  Trotze^ 

faturo  Tel  per  yerba  de  praesenti;  or  should  no  promise  be  made  tili  the 
aolenmisation?^'  Antw. :  »^Promise  of  marriage  per  verba  de  futuro,  sali  be 
made,  according  to  theordour  of  the  reformedKirk,  to  the  minister^,  ex- 
liorteT  or  reidar;  takeand  caution  for  abstinence  tili  the  marriage  be  so- 
lemnizit".  Im  J.  1575.  wurde  an  die  Assembly  folgende  Frage  gestellt: 
Qu.:  ,,Whetber  the  contract  of  marriage  used  to  be  made  before  the  pro- 
clamation  of  banns  betwixt  man  and  woman  should  be  made  be  words  of  the 
present  tyme,  The  man  saying  to  the  woman,  I  take  thee  to  be  my  wife,  and 
the  woman  saying  to  her  husband,  I  take  thee  to  be  my  husband ;  or  should 
tfaere  no  contract  or  promise  be  made  while  the  instant  time  of  solemniza- 
tion  of  the  marriage?"  A.:  ,,Let  the  order  observed  within  the  reformed 
Xirk  of  Scotland  be  keeped.  Parties  to  be  married  sould  come  before  the 
Assemblie,  and  give  in  thair  names,  that  thair  bands  may  be  proclaimit  and 
no  forther  ceremonies  usit ".  e  b  e  n  d  a  s.  843. 

1  ebendas.  939.  T.J.  1597. 

s  eben  das.  32.  t.  J.  1568:  „The  Kirk  pronouncit  that  no  contract  of 
marriage  alledged  to  be  made  secreitly,  camall  copulatioun  following,  sali 
hare  faith  in  judgement  in  tyme  comeing,  untill  the  tyme  that  the  con- 
tractors  suffer  as  breakers  of  good  ordour  and  slanderers  of  the  Kirk;  and 
thereafler  that  faith  sali  not  be  givinunto  that  promise,  unto  sicktymea» 
famous  and  unaspected  witnesses  aiBrme  the  same,  or  eis  the  parties  confess 
it;  and  in  case  that  probation  nor  confession  follow  not,  that  the  said 
offenders  be  punishit  as  fomicators". 

s  Siehe  Selection  from  the  minutes  of  the  synod  of  Fife 
(Edinb.  1837.) S.  187.  ^  Folgende  finden  sich  bei  Halkerston  A  Digest 
of  the  Law  of  Scotland  relating  to  marriage  1, 104.  angemerkt:  1698.  §.  3; 
1699;  1784.  §.8.9. 

^  Vgl.  Cook  History  of  the  Reformation  in  Scotland  3,  255.  Irvine 
Considerations  on  the  inexpediency  of  the  law  of  marriage  in  Scotland  40. 

5  Beispiele  von  Amtsentsetzungen  oder  mindestens  —  bei  geringeren 
Vergehen  —  öffentlichen  Bussen  der  Geistlichen  Yor  der  Gemeinde  nndea 
sichausden  Jahren  1567:  Acts  of  the  Kirk  of  Scotland  S.  114;  1587: 
ebendas.  695.  —  1565:  ebendas.  66.  1577:  ebendas.  893. 
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heimliche  Ehen  einzuBegDLen»  und  schlimmsten  Falls  waren 
dazu  katholische^  und  abgesetzte  protestantische  Geisdidie 
genug  zur  Hand^,  von  denen,  die  ersteren  begierig  einen  Zu- 
wachs ihrer  IQrche  erstrebten,  die  anderen  Lebensunterhalt 
suchten  und  Beide  wegen  heimliche  Ehen  überlaufen  wurden, 
ungeachtet  solche  Verbindungen  unzweifelhaft  für  ungültig 
erklärt  wurden. 

^äJlrlbniig*'  Aber  eben  so  wenig,  wie  Seitens  der  kirchlichen,  wurde 
die  Bechtsgültigkeit  der  heimlichen  Ehen  oder  der  spoMoIia 
de  praesenti  durch  die  staatliche  Gesetzgebung  bemängelt^ 

Freilich  waren  die  Strafen,  mit  denen  hier  die  Nicht- 
achtung  der  kirchlichen  Gebote  gerügt  wurde,  bedeutend 
härter. 

i««!imI  Ein  Gesetz  v.  J.  1641.  c.  8.,  wiederholt  in  1649.  and 

«•  «*•  1661.  c.  34.  ordnete  an,  dass,  wer  sich  ohne  Aufgebote  \ei- 
heirathe  oder  durch  Personen  zusammengeben  lasse,  welche 
die  Vollmacht  dazu  Seitens  der  Elirche  nicht  empfangen 
hätten,  mit  dreimonatlichem  Gefängnisse  zu  belegen  sei  und 
eine  Geldstrafe  zu  zahlen  habe,  deren  Höhe  nach  dem  Bange 
des  Fehlenden  bemessen^,  und  vor  deren  Leistung  er  nicht 
aus  dem  Gefängnisse  entlassen  werden  solle.  Der  trauende 
Geistliche  wiu'de  aus  dem  Königreiche  verbannt  und  ihm  die 
Bückkehr  bei  Todesstrafe  verboten. 

1898.0.6.  Diese  Vorschriflen  wurden  dann  noch  verschärft  durch 

1698.  c.  6."    Danach   sollten  ausser  allen  firuheren  Strafen 

^  ebendas.  441.  t.  J.  1579:  Q.:  „What  ordour  salbe  Une  with  theM 
persona,  that  passes  to  a  popish  priest  to  be  married,  thair  bands  not  beand 
proclaimed:  Sali  they  be  esteimed  as  married  persons,  and  if  not,  quhat 
discipline  salbe  usit  against  them?**  A.:  „This  coniunctioun  is  no  mu^ 
riage,  and  therefor  ordaines  the  persons  to  be  callit  before  thair  particuUr 
Assemblies  and  satisfie  as  fomicatours;  and  upon  new  proclamatioon  to  be 
roamed  according  to  the  ordour  of  reformit  Kirk  and  the  papist  priest  to  be 
punischit". 

>  ebendas.  855.  v.J.  1595. 

9  Bemerkenswerth  aber  ist,  dass  das  Stat.  v.  J.  1551.  no.  11.  —  Acti 
of  theParliament  of  Scotiand2,486.  — das  Verbrechen  der  Bigamie 
nur  da  anerkennt,  wo  kirchliche  EheschUessung  war:  ,Jtem  it  is  Statute 
and  ordanit  that  quhats  umeuer  persoun  maryis  twa  sindrie  wysis  or  womas 
marryis  twa  sindrie  husbandis  leuand  togidder  undeuorsit  lauchfuiüe  cod- 
traire  the  aith  and  promeis  maid  at  the  aolempnixatioun  and  contracting  of 
the  matrimonie  etc. ' ' 

4  nobleman:  ^1000;  landed  gentleman:  lOOOmarks;  gentlemao  snd 
burghar:  ig  500;  eachotherperson:  lOOmarks. 

6  nobleman:  £  2000  Strafe;  baron,  landed  gentleman:  SOOO  maib; 
gentleman  or  burghar:  ^1000;  eachother:  200marks. 
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die  Brautleute  so  lange  gefangen  gehalten  werden»  bis  sie  den 
trauenden  Geistlichen. zur  Bestrafung  anzeigen  würden,  und 
dieser  sollte  vor  seiner  Verbannung,  Geld-  und  Körperstrafe 
nach  Gutdünken  des  Privj  Council  erleiden.  Auch  jeder 
Zeuge  einer  heimlichen.  Ehe  wurde  um  100  £  schottisch  oder 
mit  Gefangniss  gebüsst. 

Es  sind  zahlreiche  Beispiele  vorhanden,  dass  jene  Straf- 
bestimmungen praktisch  ausgeführt  wurden^. 

Manch'  schottischer  Geistlicher  stand  an  dem  Pranger, 
mit  einem  Zettel  um  den  Hals,  welcher  sein  Vergehen  angab, 
und  musste  dann  das  Vaterland  auf  ewig  meiden,  aber  es 
fanden  sich  immer  andere,  die  sich  nicht  scheuten,  in  die  Fuss- 
tapfen  der  bestraften  Amtsbrüder  zu  treten. 

Auch  privatrechtliche  Nachtheile  wurden  durch  das  Gresetz  i67s.  e.9. 
von  1672.  c.  9.  an  die  unfeierlichen  Ehen  geknüpft:  Der  Ehe- 
mann verliert  sein  ius  mariti,  sein  Becht  an  den  Mobilien  der 
Frau,  und  die  Wittwe  ebenso  ihr  ins  reKctae,  ihren  Pflichttheil 
an  dem  Nachlasse  des  Mannes. 

Allein  wenigstens  das  letztere  wurde  schon  i.  J.  1690.  i690.  c.sr. 
c.  27.  wieder  aufgehoben,  und  so  stellt  sich  denn  das  heutige 
Hecht  —  die  kurze  Episode  der  obligatorischen  Civüehe  durch 
das  von  Cromwell  erlassene,  auf  Schottland  übertragene 
Gesetz  des  Jahres  1653.  ist  spurlos  vorübergegangen*  —  in 
folgender  Art  dar. 

Das  Hauptprincip  des  heutigen  schottischen  Eheschlies-   ^^^* 
eungsrechtes  ist  der  den  römischen  und  kanonischen  Grrund- 
sätzen  entsprechende  Satz,  dass  der  blosse  Consens  die  Ehe  ^^^J^JJ'JJ^^ 
begründe'. 

Je  nachdem  aber  dieser  Consens  in  der  vom  Gesetze  vor- 
geschriebenen Weise  abgegeben  ist  oder  nicht,  wird  „regulär" 
und  „irregulär  marriage"  imterschieden*. 

Zu  der  regelmässigen  Eheschliessung  gehört  vor  allen  "«^J*J^"" 
Dingen  dreimaliges  Aufgebot  in  der  Eorche  deijenigen  Parochie, 
welcJier  die  Brautleute  seit  sechs  Wochen  angehörend 

1  Vgl.  HalkerstoD  a.  a.  0. 1, 121.  f. 

«  Vgl.  oben  S.  327. 

8  Vgl.  Erskine  An  Institute  of  the  law  of  ScoÜand(ed.  by  IvoryEdinb. 
182S.)  1, 121.  Stair  Institutions  tit  4.  §.  1.  Bankton  Instit.  B.  1.  tit  5. 
§.  2 ;B. 4. tit. 45. §.46.    Halkerston  a.a.O.  1,65. 

^  Bell  principles  of  the  law  of  Scotland414.  Fergusson  Treatise  on 
the  piesent  State  of  the  Coasistorial  law  in  Scotland  (Eddnbuxgh  1828.)  105. 
Srskine  a.a«  O. 

^  Halkerston  a.  a.  0. 1, 105. 
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Ueber  die  Vollziehung  der  Proclamationeiiy  von  denen 

übrigens  dispensirt  werden  darf^y  giebt  der  clerk  of  the  session 

ein  Certificat  und  auf  Grund  dieses  wird  die  Trauung  celebriit*. 

miasbrUnehi.  Denuoch  aber  hat  auch  hier  eine  missbrauchliche  Praxis 

Pnuüi 

die  heilsamsten  Vorschriften  vereitelt,  und  nur  zu  häufig  dient 

ein  Certificat,  welches  ohne  wirkliche  Verkiindung  der  Auf* 

geböte  ausgestellt  ist,  zur  Bemäntlung  einer  heimlichen  £he. 

Macgregorr.         Sasfte   doch    der   clerk   of  Session   in  Malcolm  Mac- 

BlftckMacneil.  o 

gregor  v.  Mary  Black  Macneil  aus,  dass  unter  50  FäDen 
höchstens^  einmal  wirklich  die  Brautleute  aufgeboten  wiirden^ 
und  Mr.  Bow,  der  session  clerk  von  Edinburgh  bezeugte, 
dass  Aufgebote  dort  fast  gar  nicht  vorkämen*.  — 
Tninberech-  Zur  Trauung  sind  vor  Allem  die  Geistlichen  der  schot- 

tischen Kirche  berechtigt,  doch  sind  die  harten  Strafverbote 
i«6i.      des  Jahres  1661.,  welche  in  1695.  c.  12.  noch  verschärft  wur- 
den,    und  wodurch  Geistlichen   der   englischen  Kirche  jede 
Trauung  in  Schottland  untersagt  war,  schon  durch  die  Tole- 
'^®*^**^"  ration  Act  (10)  der  Königin  Anna  aufgehoben,  und  ebenso 
S1.4.U.5.   sind  durch  St  4.  u.  5.  Will.  IV.  c.  28.  die  Strafen  zurück- 
genommen   worden,    welche   katholische   Geistliche    fiir    die 
Trauung  andersgläubiger  Brautleute  Bedrohten.  — 

Ein  bestimmtes  Ritual  der  Eheschliessung  ezistirt  nicht 
mehr,  da  das  frühere,  oben  erwähnte  seit  lange  ausser  Geltung 
gekommen  ist^  Vielmehr  genügt  jede  beliebige  Consenser- 
klärung  vor  dem  Geistlichen;  auch  kann  die  Ehe  zu  jeder 
Zeit  und  an  jedem  Orte  geschlossen  werden®.  — 

irregniar  Zu  den  unregclmässigen  Ehen  gehören  zunächst  die  ohne 

marriaffw.  j^^fg^jj^jg  kirchlich  eingegangenen. 

Zwar  sind  hiefür  noch  die  alten  Strafbestimmungen  in 

Kraft,  aber  theils  ist  die  Landesverweisung  für  den  trauenden 

i8*i,'i;«J,»i'oGei8tBchen  durch  St.  1.  Will.  IV.  c.  37,  s.  10.  aufgehoben, 

theils  sind  die  übrigen  Strafen  in  ganz  geringe  Geldbuasen 

verwandelt  worden^. 

^  ebendat.  1, 115;  Erskine  a.  a.  0.  B.  1.  tit.  6.  §.  10.  Astemblf 
1688.se88. 28.  c.  21. 

^  Fergusson  a.  a.  0.  Reports  87.  ff. 

'  ebendas.  Rep. 61. 

^  ebendas.  Rep.67. 

^  Halkerston  a.  a.  0. 1,98. 

*  Vgl:  Barclay  a  Digest  of  the  law  of  Scotland  (Edinb.  1852.)  49. 
Hume  Comment.  od  the  Criminal  Law  of  Scotland  2, 828. 

7  Fergusson  a.  a.  0. 114. 
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Ja,  meiet  begeben  sich  sogar  die  Paare,  welche  gar  nicht  °^^^J]*JJ"* 
kirchlich,  sondern  nur  durch  sponsalia  de  praeaenii  ihre  Ehe 
eingegangen  sind,  zu  dem  Friedensrichter,  erklären,  sie  seien 
ohne  Aufgebot  von  einem  Geistlichen,  den  sie  weder  nennen 
könnten  noch  wollten,  getraut  worden,  bezahlen  die  gesetzliche 
zwischen  einer  halben  (f  uinea  und  5  sh.  schwankende  Strafe, 
und  erlangen  so  wenigstens  einen  vollgültigen  Beweis  der  von 
ihnen  geschlossenen  Ehe^.  — 

Hieher  gehört  aber  auch  die  Civilehe  vor  dem  Friedens-   ciTfUhe. 
richter. 

Eigentlich  ist  eine  solche  im  schottischen  Bechte  — ^  über 
das  Gesetz  der  Revolutionszeit  habe  ich  schon  gesprochen  — 
durchaus  nicht  begründet^,  aber  sie  hat  sich  aus  mehrfachen 
Ursachen  seit  dem  siebzehnten  Jahrhunderte  theils  entwickelt, 
theils  erhalten. 

Einmal  nämlich  erwuchs  aus  dem  Umstände,  dass  die 
Parteien  bei  sponsalia  de  praesenti  in  der  so  eben  angegebenen 
Art,  gegen  Erlegung  einer  geringen  Strafsumme,  sich  eine 
'Bescheinigung  ihrer  Ehe  verschallen,  eine  Art  von  Beur- 
Jcundang  durch  den  Kichter,  dann  aber  hielten  und  halten  aucl^ 
diese  —  freilich  unbefugter  Weise  —  Trauregister'  und  die 
vor  ihnen  eingegangenen  Verbindungen  sind,  da  ja  der  Con- 
sens  allein  zur  Constituirung  einer  Ehe  hinreicht,  somit  frei- 
lich unregelmässige,  aber  doch  gültige  Ehen. 

Zu  den  unregelmässigen  Verbindungen  gehören  aber  auch  ^iSfi^^gh™* 
alle  völlig  formlosen. 

In  welcher  Art  der  Consens  nur  ausgedrückt  sein  mag^ 
ob  durch  Worte,  Schrift  oder  Zeichen:  immer  ist  er  im  Stande, 
eine  wahre  Ehe  zu  begründen,  und  dasselbe  geschieht,  den 
Vorschriften  des  kanonischen  Bechts  entsprechend,  durch  Ver- 
löbnisse mit  darauf  folgender  eopula  camaUs^. 

1  Burn  Registram  ecoletiae  parochialis  217.  Barclay  a.  a.  O.  693« 
Tgl.  135. 

s  Halkerston  a.  a.  0. 1, 110.  Barclay  a.  a.  0. 185.  —  Danach  sind 
die  Iirthömer  neuerer  Schriftateller  lu  berichtigen,  die  —  wie  Mejer  In* 
stitut.  d.  gem.  deutsch.  Kirchenr.  (Göttingen  1856.)  502.  —  ohne  Weiteres 
Ton  der  Einfuhrung  der  Civil  ehe  in  Schottland  zur  Reformationszeit 
sprechen.    Das  ist  gründlich  fSftlsch. 

>  Fergusson  a.  a.  O.  Reports  229.  ff. 

4  Erskine  a.  a.  O.  Book  1.  tit  6.  §.  5.    Fergusson  a.  a.  0. 112. 

5  Fergusson  a.  a.  O.  115.  Erskine  a.  a.  0.  Book  1.  tit.  6.  §.  4. 
Stair  a.  a.  O.  Book  1.  tit.  4.  §.  6. 
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Der  Beweis  wird  natürlicher  Weise  durch  Ebgestandiugg, 
Zeugen,  unter  denen  auch  Frauen  jetzt  zugelassen  sindS  Ur- 
kunden und  endlich  durch  Zuschiebung  des  Eides  geführte — 

Ich  will  diese  Bechtsgrundsätze  durch  Fälle  ans  der 
schottischen  Praxis  erläutern:  es  wird  uns  das  auch  ein  ürtheil 
an  die  Hand  geben  über  den  Werth  des  heutigen  schottischen 
Eherechts.  Zuvor  werde  ich  jedoch  der  Gretna-Green- 
Ehen  gedenken  müssen. 
^"^2L**°'  Schon  oben,  bei  der  Darstellung  des  englischen  Ehe- 
rechts, habe  ich  auf  die  Wichtigkeit  hingewiesen,  die  Gretnt 
Green  für  das  englische  Eheachliessungsrecht  bis  auf  Lord 
Brougham's  Bill  gehabt  hat'.  Wir  müssen  jetzt  den  recht- 
lichen Character  dieser  Ehen  ins  Auge  fassen. 

Man  hat  aus  dem  bekannten  Umstände,  dass  der  Schmied 
von  Gretna  Grreen  die  Brautleute  zusammenglebt,  woU  den 
Schluss  gezogen,  dass  hier  ein  besonderes  Privileg  vorliegen 
müsse,  eine  besondere  Berechtigung,  welche  diesem  Schmiede 
durch  Gesetz  oder  Herkommen  verliehen  worden  sei.  —  Das 
ist  jedoch  nicht  der  Falll 

Der  erste  Schmied,  welcher  in  Gretna  Green  traute,  that 
das  nicht  aus  den  angeführten  Ursachen,  auch  nicht,  weil  er 
sich  eines  besonderen  Ansehens  im  Dorfe  erfreute,  sondern 
ganz  einfach,  weil  sein  Haus  das  erste  des  Fleckens,  das 
nächste  war,  welches  ein  von  England  flüchtiges  Paar  errei- 
chen konnte.  Seine  Nachfolger  aber,  die  gar  nicht  mehr  am 
Ende  des  Dorfes  wohnten,  setzten  das  Trauen  fort  und  wurden 
von  den  Brautleuten  dazu  in  Anspruch  genommen,  weil  sie, 
der  Tradition  zufolge,  Trauregister  hielten  und  somit  doch 
eine  Art  Beurkundm^  der  Ehe  bieten  konnten. 

Auch  haben  nicht  blos  Schmiede  in  Gretna  Green  ge- 
traut: schon  der  Nachfolger  von  David  Paislej  war  John 
Linton,  ein  Gastwirth,  der  Besitzer  der  Gretna-HalL 

Der  Schmied  aber,  oder  wer  auch  immer  den  Consens 

der  Brautleute  entgegennimmt  und  die  Ehe  registrirt,  ist  nichts 

weiter  als  ein  gewöhnlicher  Zeuge,  der  durch  jeden  anderen 

ersetzt  werden  könnte:  die  Verbindung  hat  nur  als  ^jwualui 

ProsMM  mit  ^^  praesenti  die  Kraft  einer  Ehe.  — 

^^\^iS5r        ^^^  Prozessen  mögen  folgende  angeführt  werden,  Bxd 

^  Irvine  a.a.O.  161. 

>  HalkerstOB  a.  a.  0. 1, 150.  ft  168.  ff. 

>  Siehe  obenS.426. 


U.  Schottland.  445 

denen  die  ganze  heutige  Praxis  als  auf  Pracedenzen  vorzüg- 
fich  beruht,  und  die  deswegen  eine  besondere  Wichtigkeit 
haben. 

Was  zunächst  sponaalia  de  praesenti  anbetrifily  so  wurde  'JJJJJinu**^ 
ein  merkwürdiger  Fall  in  Macgregor  v.  Macneil  ent- **J2JJ»y/* 
schieden^. 

Der  Kläger  war  ein  Buchdrucker  in  Edinburgh ,  die  Be* 
klagte  eine  natürliche  Tochter  des  Dr.  Macneil ,  bei  dem  der 
Kläger  als  Verwalter  diente.  Obgleich  Macgregor  über  noch 
einmal  so  alt  war  als  Mary  Macneil,  gelang  es  ihm  dennoch, 
ein  LiiebesverhältnisB  mit  ihr  anzuknüpfen,  welches  nach  seiner, 
Ton  ihr  bestrittenen  Aussage  zu  sponaalia  de  praesenti  führte, 
die  sie  im  Frühjahre  1816.  im  Hochlande  heimlich  eingingen, 
ohne  sie  jedoch  durch  copula  camaUs  zu  consummiren. 

Bei  seiner  Sückkehr  nach  Edinburgh  drängten  sich  Mac- 
gregor gewichtige  Zweifel  auf,  ob  seine  Verbindung  mit 
Mary  Macneil  zu  Recht  bestehe  und  eine  Ehe  wäre. 

Er  beschloss,  sich  noch  einmal  kirchlich  trauen  zu  lassen. 
Mit  leichter  Mühe  erlangte  er  ein  Certificate  dass  die  Auf- 
gebote verkündet  seien',  und  zwang  dann  Mary  durch  die 
Drohuogen,  einige  in  seinen  Händen  befindliche,  ihr  gehörige 
Werthpapiere  verbrennen  und  einen  Mr.  JoUy,  dem  ihr  Vater 
sie  schon  vorher  verlobt  hatte,  misshandeln  zu  wollen,  ihm 
Nachts  in  das  Haus  eines  Geistlichen  zu  folgen. 

Hier  wurde  die  gewöhnliche  Trauhandlung  vorgenommen, 
und  Nachts  schliefen  sie  in  demselben  Hause;  ob  in  demselben 
Bette  oder  Zimmer,  war  unbewiesen. 

Damit  hörte  aber  auch  jeder  Verkehr  zwischen  beiden 
auf;  vielmehr  war  der  Kläger  bei  der  späteren  Hochzeit  der 
ihm  Angetrauten  mit  eben  jenem  Mr.  JoUj  gegenwärtig,  trank 
auf  das  Wohl  der  neuen  Ehegatten  und  erkannte  die  Ehe  in 
jeder  Weise  an. 

Im  J.  1818.  starb  ßhev  der  Dr.  Macneil  und  hinterliess 
seiner  Tochter  mehrere  Güter:  Jetzt  stellte  auch  Macgregor 
seine  Klage  auf  Vermchtung  der  zweiten  Ehe  an,  welche  bis 
zum  Jahre  1825.  bei  den  Gerichten  schwebte.  Das  Erkennt- 
niss  erster  Instanz  erkannte  die  Klage  fÖr  begründet  und 
erklärte  die  erste  Ehe  fiir  gültig: 

„  The  Commissariea  having  eonsidered  the  memoriah  for  the 

^  FerguBSon  a.  a.  0.  Rep.  51.  ff. 

s  Dies  diene  zur  Illustration  des  oben  S.  442.  Gesagten. 
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partieSf  proof  adduced  on  both  aidesg  and  whole  cause,  find,  that 
the  purauer  haa  esiabUahed,  by  sufficient  evidence,  that  a  mar-' 
riage  was  celebrated  beturiat  the  de/ender  and  Mm,  by  the  Re^ 
verend  Joseph  Robertson,  late  minister  of  the  chapel  in  lueüh 
Wynd,  Edinburgh,  in  the  month  of  May  1816:  Find,  that  the 
defender  has  failed  to  estabUsh  by  evidence  any  circvmstances 
sufficieni  to  elide  the  legal  presumption  thence  arising  of  the 
matrimonial  consent  having  been  duly  adhibited  by  her  on  thai 
occasion:  Find  therefore,  facts,  circumstances  and  qual^icatians 
proven,  relevant  to  infer  marriage  between  the  parties:  Find  and 
declare  them  married  persons  and  decem*\  — 

Dies  Urtheil  wurde  in  der  zweiten  Instanz  bestätigt,  aber 
dann  vom  Oberhause  vernichtet.  Nicht  freilich  aus  d^n 
Grunde,  weil  durch  sponsatia  de  praesenti  keine  Ehe  begründet 
würde,  sondern  weil  der  ehewirkende  Consens  beider  Theile, 
ihre  Absicht,  eine  Ehe  eingehen  zu  wollen,  aus  der  Beweia- 
auinahme  nicht  genügend  erhelle.  — 

Es  wurde  also  damit  das  jedenfalls  sehr  gefährliche  Princip 
ausgesprochen,  dass  nicht  einmal  die  freie  kirchliche  Consens- 
erklärung  genüge,  um  den  wirklich  vorhandenen  Consens  pra- 
Bumiren  zu  können. 
^!Margwet*  Als  Gegensatz  dazu  kann  der  Prozess  David  M'Krie 
rergii-saii.  ^^  Margaret  Fergusson^  —  1783.  —  dienen.  Hier  war 
der  Kläger  ein  Weber,  der  sich  jedoch  später  durch  PriTat^ 
Unterricht  im  Englischen  und  im  Schreiben  den  kärglichen 
Lebensunterhalt  von  14  £  jährlich  verschaffle.  Als  Lehrer 
kam  er  auch  mit  der  Verklagten  in  Berührung  und  wurde  mit 
ihrem  Vater  befreundet. 

Dieser  starb,  als  seine  Tochter  sech^zehn  Jahre  alt  war 
und  hinterliess  ihr  ein  Vermögen  von  500 — 600  £f  welches 
die  Habsucht  des  Klägers  reizte  und  ihn  zu  dem  Entschlüsse 
brachte,  die  Erbin  zu  heirathen. 

Schon  aber  war  ihr  Verhältniss  zu  den  Ohren  der  Vor- 

« 

münder  und  Testamentsexecutoren  gekommen,  welche  ihnen 
jeden  Umgang  streng  untersagten,  und  als  sie  nichtsdesto- 
weniger einer  heimlichen  Correspondenz  auf  die  Spur  kamen, 
ihre  Pflegbefohlene  von  Majbole  nach  Irvine  in  das  Haus 
eines  Verwandten  brachten.  Doch  zuvor  noch  wusste  sich 
David  M'Krie  einen  Schein  von  ihr  zu  verschaffen,  worin  sie 
zur  Verkündigung  der  Aufgebote  ihre  Einwilligung  gab. 
1  FergusBon  a.  a.  O.  Bep.  155.  ff. 
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Obgleich  sie  nun  gleich  darauf  in  einem  Schreiben  an 
den  Session  Clerk  von  Majbole  ihre  Genehmigung  widerrief, 
wurde  doch  mit  den  Aufgeboten  Yorgegangen  und  zwei  Pro- 
damationen  an  einem  Tage  verkündet;  erst  die  dritte  wurde 
verhindert. 

Somit  war  eine  reguläre  Eheschliessung  unmöglich  ge- 
macht. — 

Jetzt  überredete  aber  David  die  junge  und  unbesonnene 
Afiargaret,  ihn  eines  Tages  in  das  Haus  einer  Mrs.  Main  zu 
begleiten. 

Hier  wurde  dann  am  hellen  Nachmittage  ein  Bett  aufge* 
schlagen,  die  Parteien  lagen  bei  und  erklärten  im  Beisein  von 
zwei  eigens  von  David  dazu  bestellten  Zeugen  ihren  ehelichen 
Consens.  Ob  die  copula  camaKs  vollzogen  wurde,  war  zwei- 
felhaft* Die  Verklagte  bestritt  es  entschieden,  der  Gerichts- 
hof untersuchte  es  nicht  weiter. 

Jedenfalls  sahen  sich  David  und  Margarete  nachher  nicht 
wieder,  bis  er  eine  Klage  auf  Gültigkeitserklärung  seiner  Ehe 
anstellte. 

Der  Gerichtshof  erklärte  die  Verbindung,  wie  bedenklich 
auch  die  Glaubwürdigkeit  der  vom  Kläger  beigebrachten  Zeugen 
sein  mochte,  fiir  eine  Ehe,  und  dies  Urtheil  wurde  in  der  zwei- 
ten Instanz  bestätigt. 

In  Taylor  v.  Kello*  hatte  der  Kläger  die  Verklagte  "^g^jjj- 
bewogen,  ihm  einen  Schein  auszustellen,  in  welchem  sie  er- 
klarte: „Ich  erkenne  Dich  Patrick  Taylor  aus  Elirkenshaw 
liiemiit  als  meinen  rechten  und  gesetzmässigen  Ehemann  und 
Terharre  Dein  treues  Weib  Agnes  Kello".  Concubitus  wurde 
^war  klägerischerseits  behauptet,  aber  nicht  erwiesen. 

Die  Verklagte  machte  geltend,  dass  sie  jene  Erklärung 
nur  abgegeben  habe,  nachdem  ihr  Liebhaber  ihr  versprochen, 
den  Schein  geheim  zu  halten  und  nie  gegen  ihren  Willen 
zu  gebrauchen.  Später  habe  sie  denselben  auch  auf  Wunsch 
ihrer  Mutter  von  dem  Kläger  zurückverlangt,  und  als  sie  ihn 
nicht  erhalten,  jeden  weiteren  Umgang  abgebrochen« 

Mchtsdestoweniger  sprach  sich  der  Richter  erster  Instanz 

für  Vorhandensein  der  Ehe  aus:  „m  respect  it  appeared  that 

the  def ender,  when  arrived  at  age  when,  by  the  law  of  Scotland, 

she  tcaa  deemed  eapahU  of  consent,  voluntarily  and  deliberately 

ffranted  to  the  pursuer  the  declaraiion  Uhelled  on,  and  received 

^  Fergutson  a.  a.  O.  Rep.  34.  ff. 
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frovn  him  a  eounter  declaration  cf  the  same  wipart,  found  Ae 
mutual  obligations  relevant  to  in/er  marriage  between  the  partUty 
and  found  them  married  persona  accordinglff**. 

Die  zweite  Instanz  verwarf  die  Berufiing  und  erst  das 
Oberhaus  vernichtete  das  erste  Erkenntnisse  wieder  weil  der 
zwar  scheinbar  ausgetauschte  Consens  kein  wahrer  gewesen  sei 
^f Dobionir  Ebenso  wurde  in  Maclauchlan  v.  Dobson^  entschieden, 
dass  ein  langer  Briefwechsel,  in  welchem  die  Parteien  sich  als 
Ehegatten  bezeichneten  und  eine  Erklärung  des  eheüeheo 
Consenses  vor  Zeugen  nicht  hinreichend  sei,  eine  Ehe  zu  be- 
gründen, weil  sich  ergab,  dass  der  angebliche  Ehemann  zur 
Zeit  jener  Consenserklärung  schon  beschlossen  hatte,  keine 
Gremeinschaft  mehr  mit  der  Person  zu  pflegen,  welche  er  sein 
Weib  nannte«  ^ 

'VÄiStoJ*  ^^  Anderson  v.  Fullerton*  erkannte  der  Bichter,  dass 
ein  eigenhändiger  Brief,  der  nach  dem  Tode  des  Mannes  in 
seinen  Papieren  vorgefunden  wurde,  und  in  welchem  er  die 
Klägerin,  seine  Haushälterin,  mit  der  er  lange  zusammen- 
gelebt und  mehrere  Einder  gezeugt  hatte,  als  Ehefrau  be- 
zeichnete, keinen  genügenden  Beweis  der  Ehe  abgebe. 
'ftitaro  com  Wenn  wir  jetzt  zu  Beispielen   übergehen,   welche   von 

^^^eotiu  ^  Eheschliessung  durch  sponsaUa  de  futuro  cum  copula  8ubseeuia 
PennycookT.  handeln,  so  wiU  ich  zuerst  den  Fall  Pennycook  v.  Grinton^ 
erwähnen. 

Im  Februar  1748.  stellte  Alison  Pennycook  in  dem  Con- 
sistorj  Court  von  Edinburgh  eine  E3age  an,  in  welcher  sie 
behauptete,  dass  der  Verklagte  im  Laufe  einer  längeren  Be- 
kanntschaft ihr  oftmals  die  Ehe  versprochen,  diese  Zusage 
ihren  Verwandten  wiederholt  und  auch  endlich  sie  dazu  ver- 
mocht habe.  Unter  dem  Versprechen  der  Ehe  habe  er  sie 
dann  verfuhrt  und  zur  Mutter  eines  Kindes  gemacht.  Für  dies 
verlange  sie  jetzt,  da  Grinton  sie  zu  heirathen  verweigere, 
daS'  Eind  aber  als  das  seinige  anerkannt  habe,  Alimente. 

Der  Beklagte  gab  alle  klägerischen  Behauptungen  zu, 
machte  dagegen  geltend,  dass  er  die  Eheversprechungen  immer 
nur  im  Zustande  völliger  Trunkenheit  gemacht  habe.  —  Darauf 
hin  einigten  sich  die  Parteien  aussergerichtlich,  lebten  jedoch 
nach  wie  vor  von  einander  getrennt. 

^  V^l.  e  b  e  n  d  a  8.  Appdx.  103. 

'  ebendas. 

^  Fergusson  a.  a.  O.  Rep.  95.  ff. 
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Im  Januar  1750.  verheirathete  sich  Grinton  mit  Amie 
Grraite  zwar  in  einem  Privathause,  aber  doch  mit  nachfolgendem 
grossen  Hochzeitsschmause»  öffentlichem  Kirchgange,  und 
einem  Greprange,  welches  der  in  demselben  Orte  lebenden 
Alison  Pennjcook  hinreichende  Kenntniss  von  dieser  Yer^ 
bindung  verschaflfle. 

Nichtsdestoweniger  verhielt  sie  sich  ruhig  bis  zum  Januar 
1751.9  nachdem  in  der  Ehe  Grrinton's  mit  Anne  Graiton  schon 
ein  Kind  geboren  war.  Dann  aber  stellte  sie  eine  Klage  an, 
sie  für  die  Ehefrau  Grinton's,  ihr  Kind  fiir  ein  eheliches  zu 
erklären  und  sie  von  ihrem  Ehegatten  wegen  dessen  mit  der 
Anne  Graiton  verübten  Ehebruches  zu  scheiden. 

Dem  letzteren  Theile  ihres  Gesuches  gab  der  Sichter 
keine  Folge,  dagegen  vmrde  sie  allerdings  für  die  rechtmässige 
Ehefrau  Grinton's  erklärt  und  auf  eine  Gegenklage  der  Anne 
Graiton  deren  vermeintliche  Ehe  vernichtet.  —  Die  Behaup- 
tung des  Beklagten,  dass  er  nur  berauscht  die  Ehe  Ver- 
sprechungen gemacht  habe,  wurden  als  nicht  genugsam  er- 
wiesen angesehen.  — 

In  Castlelaw  v.  Agnew*  war  die  Klägerin,  Tochter ct«ti«i*w t. 
eines  Geistlichen,  als  Wirthschafifcerin  im  Hause  des  Verklag- 
ten, eines  Wittwers.  Nach  dem  Tode  ihrer  Mutter  wollte  sie 
den  Dienst  verlassen,  vmrde  jedoch  durch  die  Bitten  des  Ver- 
klagten zurückgehalten  und  von  diesem  im  Laufe  des  folgen- 
den Jahres,  wohl  mit  Aussicht  auf  eine  künftige  Ehe,  verfuhrt 

Die  Klägerin  wurde  schwanger,  nach  Irland  geschickt, 
dann  aber  von  dem  Verklagten,  als  sie  nach  ihrer  Niederkunft 
sich  wieder  zu  ihm  begeben  wollte,  zurückgewiesen. 

Der  Beklagte  gab  zu,  ihr  einen  Ring  gegeben,  Aufgebote 
bestellt  und  bezahlt  zu  haben,  behauptete  aber,  nachher  keine 
Gemeinschaft  mehr  mit  der  Klägerin  gehabt  zu  haben.  Diese 
konnte  nicht  beweisen,  dass  irgend  ein  formelles  Eheversprechen 
dem  Concubitus  vorangegangen  sei:  Sie  wurde  mit  ihrer 
Klage  abgewiesen  und  erhielt  nur  eine  Entschädigung  wegen 
ihrer  Verfuhrung. 

Ebenso  entschied  der  Gerichtshof  in  Forbes  v.  Strath-  ForbeiT. 

Stnthmore. 

xnore*. 

Der  Kläger  hatte  im  Dienste  der  Beklagten  gestanden, 

1  Fergusson  a.  a.  O.  Rep.  125.  ff. 
s  FergQ88on  a.  a.  O.  Bep.  115.  ff. 
Frieäberg,  Ehe$ehliei9mig.  29 
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der  verwittweten  Gräfin  Stratlimore*  Er  zeugte  mit  ihr  etil 
Kind  und  dann  lebten  sie  längere  Zeit  als  Mann  und  Ftaa  in 
Holland.  Die  Verkli^e  bestritt,  jemals  dem  Kläger  die  EIhe 
versprochen  zu  haben,  und  der  Bichter  nahm  an,  dass  b^  dem 
grossen  Standesunterschiede  zwischen  den  Parteien  es  wahr- 
scheinlicher sei,  dass  die  Verklagte  einer  strafbaren  Leiden- 
schaft nachgegeben,  als  dass  sie  durch  eine  Heirath  mit  ihrem 
Diener  auf  ihre^  Rang  Verzicht  geleistet  habe. 

^ciJmoronT*  "^  Camerou  V.  Cameron^  war  die  von  den  Parteiai 
beabsichtigte  Ehe  eine  bekannte  Thatsache,  und  nur  aus  öko- 
nomischen Rücksichten  bisher  verschoben.  CopiUa  camalU 
war  zugestanden  und  dennoch  die  Ehe  für  nicht  vorhanden 
erklärt,  weil  keine  ausdrückliche  meniio  futurarum  nuptiamm 
nachgewiesen  werden  konnte. 

orienon.  Achnlich  lag  der  Fall  in  Smith  v.  Grierson*. 

Die  Familien  beider  Parteien  lebten  in  Freundschaft,  und 
es  waren  schon  Vorbereitungen  zur  Hochzeit  getroffen,  als  der 
Verklagte  die  Klägerin  zur  copula  camalis  überredete:  Der 
Grerichtshof  nahm  an,  dass  ausdrückliche  sponsalia  de  futwre 
durch  das  freundschaftliche  Verhältniss  der  Parteien  und  ihrer 
Familien  nicht  ersetzt  werden  könnten.  — 

'JJ^JfJ^^         Endlich  ist*  noch  als  letzte  Art  der  irregulären  Eheschliea- 
wpuu.     gmjg  ^g  gjjg  ^^  jy  habite  and  repute^^  zu  erwähnen'. 

1508.  e.  77.  Durch  Parlameutsacte  v.  J.  1503.  c.  77.  ist  nämlich  fest- 

gesetzt worden,  dass  eine  Person,  welche  für  die  Efaeiraa 
«^  eines  Verstorbenen  bei  dessen  Lebzeiten  gehalten  wurde,  einen 
bestinunten  Erbanspruch  gemessen  und  sich  auch  femer  die 
Rechte  einer  Ehefrau  vindiciren  könne,  bis  das  Gegentheil  er- 
wiesen sei. 

IkGt  anderen  Worten:  aus  dem  Zusammenwohnen  zweier 
Personen  bis  zum  Tode  der  einen  oder  beider,  erwächst  die 
praesumptio  iuris  für  eine  von  ihnen  geschlossene  Ehe,  und 
dieselbe  Vermuthung  greift  auch  bei  Lebzeiten  beider  Platz, 
weim  sie  sich  öffentlich  als  Eheleute  gerirt  haben  und  dafür 

^  FerguBBon  a.  a.  O.  Rep.  139.  ff. 

'  FergusBon  a.  a.  O.  Rep.  134.  ff. 

0  Stair  a.  a.  O.  B.  1.  tit  4.  §.  26.  Bankton  a.  a.  O.  B.  4.  tit.  41.  §§. 
47. 49.  Erskine  a.  a.  O.  B.  1.  tit  6.  §.  6.  Halkerstoa  a.  a.  O.  1, 350. 
FerguBBon  a.a.O.  116. — NachMacqueenapracticaltreatiseonthelav 
of  mamage,  diyorce  and  legitimacy  (Lond.  1860.)  22.  sind  diese  Ehen  auf 
dem  Continente  ganz  unbekannt.  Das  ist  jedoch  unrichtig.  VgLobenS.39. 
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gehaken  worden  sind.    Doch  müsBen  eie  eine  geranme  Ztii 
und  in  Schottland  selbst  zusammengewohnt  habend 


Die  SchSden  des  geschilderten  Sechtszostandes  ergeben  ^£|^|f£l' 
«ich  ohne  grosse  Auseinandersetzung  von  selbst  —  *^%^^*^ 

Die  heimlichen  Ehen  haben  noch  überall,  wo  sie  nicht 
'durch  die  HSrte  des  Gesetzes  ausgerottet  wurden,  Verbrechen 
aller  Art,  die  schwersten  Missstande  und  eine  Gefahrdung  des 
ganzen  sittlichen  Lebens  mit  sich  gefuhrt.  Wenn  wir  das 
schon  bei  der  Darstellung  des  vortridentinischen  Rechts  an 
den  mittelalterlichen  Zuständen  zu  zeigen  hatten,  so  lässt  sich 
leicht  ermessen,  welchen  Grad  solches  Unwesen  bei  compU- 
<urt6ren  Culturverhältnissen  erreichen  muss. 

Mag  auch  in  anderen  Landern  der  Verführung  mündiger  *•*"•*'•"•'• 
xmd  unmündiger  Mädchen  nun  und  nimmermehr  ^gesetzlich 
▼orgebeugt  werden  können,  mag  allein  nur  die  durch  Bildung 
getragene  Sittlichkeit  hier  einen  Schutz  gewähren:  aber  eine 
£fae  wird  doch  dadurch  nicht  eingegangen,  die  Unzucht  ist 
But  der  Eheschliessung  nicht  so  identisch  oder  wenigstens  so 
nah  verwandt  wie  in  Schottland. 

Und  welch'  ein  Antrieb  zur  unregelmässigen  Befriedigung 
der  Begierden  liegt  nicht  in  diesem  formlosen  Bechtel  Das 
Mädchen  ist  durch  einige  beschwichtigende  Worte,  die  sie 
vielleicht  irrigerweise  fiir  ein  Ehe  versprechen  hält,  beruhigt, 
oder  wird  geradezu  durch  ein  formelles  Verlöbniss  zur  Ver- 
fuhrung geneigt  gemacht,  und  der  Mann  sucht  seine  Beden- 
ken durch  die  wohlfeile  Vorspiegelung  zu  unterdrücken,  dass 
^r  ja  in  der  That  ein  eheliches  Verhältniss  einzugehen  beab- 
sichtige, vielleicht  nicht  jetzt,  aber  sicher  doch  später,  während 
«r  dann  freiüch,  nach  leichter  Erreichung  des  Zieles,  das 
Mädchen  treulos  verlässt.  Und  das  ist  noch  dazu  ein  günsti- 
ger Fall;  denn  wie  oft  mag  nicht  die  Vorspiegelung,  der  Be- 
trug, von  vom  herein  in  der  Absicht  des  Verführers  gelegen 
haben  I 

Welche  Familie  aber  ist  in  ihrer  Integrität  sicher,  wenn 
die  zwölQährigen  Tochter',    deren  körperliche  wie   geistige 

^  In  einem  Falle,  wo  die  Parteien  auf  der  Insel  Man  gewohnt  hatten, 
^wurde  die  Ehe  f&r  nicht  yorhanden  erklftrt  —  Maoeulloeh  Dictionary 
p.  4591. 

*  „Die  Sabitae  pennltimo  die  Augusli  161S.  Whilk  day  the  hononrable 
peraonaget  of  William  Master  of  Sanquhar,  Ursula  Swift  and  Bemard  Swift 
ftppemrand,  of  *  *  *  and  dame  Mary  Crighton  being  all  four  pnpils  not  ez- 

29* 
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Seife  sie  eher  fiir  die  Eanderstube  geeignet  macht,  als  (ur 
das  Ehebett,  ohne  Weiteres,  ohne  jede  elterliche  oder  vor- 
mundschafUiche  Genehmigung  eine  Verbindung  auf  Lebens- 
zeit eingehen  können,  wenn  vierzehnjährige  Knaben  schutzlos 
den  Verlockungen  habsüchtiger  oder  buhlerischer  Weiber  preis* 
gegeben  werden? 

Und  dann  welch'  ein  entsetzliches  Elend  wird  auf  die 
Personen  geworfen,  die  im  guten  Glauben,  eine  Ehe  einzu- 
gehen,  die  öffentlich  getraut  und  aufgeboten,    spater    ohne 
Weiteres  für  Concubinen  erklärt  werden,  ihre  Kinder  fiir 
Bastarde,  weil  der  andere  vielleicht  schon  verstorbene  Ehe- 
gatte,  vielleicht  schon  vor  fünfzig  Jahren,  vielleicht  in  einem 
unbewachten  Augenblicke  eine   heimliche  Ehe    geschlossen 
hattel^ 
tuadsTOffirter        ^^^  ^®^  Führung  der  den  staatlichen  Zwecken  so  absolut 
msgueh.    Bothwendigen   Civilstandsregister   konnte  aber  natürlich  \m 
einem  so  formlosen  Eheschliessungsrechte  gar  keine  Bede  aeiiu 
Jtor°^!rter.         Register  waren  in  Schottland  schon  durch  den  14.  Canon 

IUI.      des  Provincialconcils  zu  Edinburgh  i.  J.  1551.^  eing^ 
fuhrt,  und  dann  hatte  nicht  nur  das  Directory,  sondern  auch 

^"^     das  Privj  Council  i.  J«  1616«  die  Führung  von  Kirchen- 
büchern angeordnet'. 

ceedingtweWe  yean  old,  ük  one  of  them  aceomplished  their  maxria^  vitk 
othexB,  by  the  miniBtraüon  of  Mr.  John  GuÜirey  minister:  whtlk  God 
blcBS  ".  —  bei  D  al  y e  11  the  darker  superstitions  of  Scotland  (Edinb.  1834.) 
288. 

1  Bemerkenswerth  ist  auch,  dass  die  heutigen  schottischen  Gerichte 
noch  Fragen  zu  entscheiden  haben,  die  stark  an  die  Schulfragen  des  Mittel- 
alters erinnern.  So:  „An  promissio  futurarum  nupüarum  sub  conditione, 
*8i  concipiat'  post  primam  copulam  data  —  sed  secunda  etiam  copula  sub- 
aequente  necnon  pluribus  deinceps  copulis  ex  intenrallo  cum  oonoeptu  — 
matrimonium  faciat?"  Fergussona.  a.  O.  Bep.  163.  ff. 

«  WilkinsConc.4,  71. 

>  Vgl.  Seton  Sketch  of  the  history  and  imperfect  condidon  of  the 
parochial  records  of  births,  deaths  and  marriages  in  Scotland  (Edinb.  18d4.> 
11.  f.:  „That  in  euerie  paroche  of  this  kingdom,  thaire  sallbe  one  £unoiis. 
book  and  register,  maid  be  the  minister  of  the  paroche,  and preaentit  be 
him,  afoir  ony  thing  be  written  thairintill  to  the  bishope  of  Üie  diooete» 
who  »all  nomber  and  marii  with  his  awne  name  the  haill  leafis  of  the  said 
Register,  and  the  same  being  so  markit  and  redelyuerit  to  the  minister,  he. 
ortiiereider,  be  his  directioun,  sallbe  haldin,  beyertewofthispresentAct 
to  insert  thairintill  the  tymes  and  namea  of  the  persona  to  be  maxyed,  and  of 
the  baimes,  aa  alswa  the  names  and  tymea  of  persona  deceisand  within  tbe 
same. 

And  it  is  declared,  that  this  Register  shall  be  repnte  and  baldin  as 
famous  and  authentio,  and  mak  üuth  in  aU  and  qt  someuer  jndgmeotia 
ivithin  this  kingdome".  — 
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Darauf  war  i.  J.  1746.  wieder  ein  Aot  der  Generalver-  it«. 
sammlimg  gefolgt,  und  dennoch  ergab  sich  i.  J.  1801.  als  Be-  isoi. 
eultat,  da88  von  850  Kirchspielen  sich  nur  99  im  Besitze  von 
Registern  befanden,  und  dass  auch  die  vorhandenen  Kirchen- 
bücher im  Zustande  der  grössten  Unordnung  waren;  schon 
allein  weil  die  Ehen  der  Dissenters  nicht  eingetragen  wurden 
und  die  heimlichen  nicht  registrirt  werden  konnten'. 

Es  hätte  seltsam  zusehen  müssen,  wenn  all'  die  zahl«  Beformrer- 

•  .  weh«. 

reichen  Uebelstände,  an  denen  das  schottische  Eheschliessungs-* 
recht  krankte,  nicht  die  Aufmerksamkeit  der  Gesetzgeber  und 
Sachverständigen  auf  sich  gezogen  hätten* 

In  demselben  Jahre,  wo  die  englische  Entwicklung  durch     ^7m. 
die  Hardwicke's-Act  in  eine  so  andere  Bahn  gelenkt  wurde, 
erhielten  auch  die  schottischen  Richter  vom  Oberhause  den 
Befehl,  eine  Bill  vorzubereiten,  die  den  Tendenzen  des  eng- 
lischen Gesetzes  entspreche. 

Ein  solcher  Gesetzentwurf  ist  auch^  nach  dem  Ausweise  ^^^^f^^' 
der  Journale,  in  der  That  eingesendet  worden,  aber  ohne  dass 
ein  Resultat  erzielt  worden  wäre,  oder  etwas  über  sein  Ver- 
bleiben verlautete*. 

Aber  auch  die  schottischen  Behörden  selbst,  zum  Berichte  ^h^^ll^hen 
über  den  Zustand  ihrer  Ehegesetzgebung  aufgefordert,  haben  b«»»»«*««»- 
die  Consequenzen  derselben  mit  trüben  Farben  dargestellt. 
Schon  L  J.  1808.*   erklärten  die  Richter  des  Consistory      i«». 
Court  von  Edinburgh,  dass  nur  eine  förmliche  Publication 
der  Aufgebote  vor  der  jedesmaligen  Trauung  den  traurigen, 
verwirrten  Verhältnissen  abhelfen  könne,  und  1823.*  glaubten     iw». 
sie  sich  einer  Pflichtverletzung  schuldig  zu  machen,  wenn  sie 
nicht  der  Gesetzgebung  dringend  die  Regelung  des  Eherechts 
empfehlen  würden. 

Zahlreiche  Schriftsteller,  von  dem  berühmten  LordKames^  ^*Juuen^' 
herunter  bis  auf  unsere  Tage,   haben   auf  Abänderung  der 
Theorie  der  sponealia  de  praesenti  gedrungen. 

1  Seton  a.  a.  0. 18.    Burn  Regislar.  215. 
s  Journ. of  the H.  of  L.  SS,  14. 98. 

3  beiFergusson  a.  a.  0. 126. 

4  ebendas.  127. 

ft  Elaeidations  p.  29.  SoFergusson  a.  a.  O.  Irvine  a.  a.  O. 
145.  ff.  Prater,  An  Essay  upon  the  law  respecting  husband  and  wife. 
<Ixmdon  1836.)  28.  ff.  und  Gases  illustrative  of  the  conflict  between  the  laws 
of  England  and  Scotland  with  regard  to  marriage,  divorce  and  legitimacy 
(London  1835.).  Edinburgh BeTiew  1828. 
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Die  s«iiotteii         Dennoch  aber  haben  die  Schotten  diesem  Ansinnen  cmßii 

wollen  keine 

Befonn.  f^sten  Widerstand  entgegengestellt.  Sie  haben  bei  der  Form- 
losigkeit auf  die  Freiheit  der  fiheschliessung  hingewiesen,  eie 
stützen  sich  auf  dieselben  Argumente,  die  einst  i.  J.  1753.  & 
Gegner  der  Hardwicke's^Act  geltend  machten,  und  die  un- 
natürlichen Zustände,  welche  sich  für  England  in  Folge  dietti 
Gesetzes  ergaben,  das  Fallen  in^s  Extrem  von  der  laze6te& 
Formlosigkeit  zur  peinlichsten  Formenbeachtung,  welches  die 
Schotten  bei  dem  Nachbarvolke  zu  beobachten  genugsam  Ge- 
legenheit gehabt  haben^  scheint  sie  von  allen  Reformversuchen 
abschrecken  zu  wollen.  Auch  muss  das  wenigstens  zuge- 
standen werden,  dass  das  schottische  Eherecht  in  Schottland 
bedeutend  weniger  Schaden  thut,  als  es  in  irgend  eioem 
anderen  Lande  anrichten  würde. 

Die  lange  Gewöhnung  hat  das  Volk  zum  grössten  Thdle 
auf  das  Geleise  der  regelmässigen  Ehen  zurückgeführt  und 
lä^st  unregelmässige  Ehen  doch  nur  als  im  Ganzen  seltene 
Ausnahmen  erscheinen.  — 

^en^im  tn  °r         ^^  ^^^^  denn  auch  die  Bemühungen  des  englischen  Par- 

pii^Sfe*.  laments  in  den  Jahren  1847.S  1848.»,  1849.»  und  1855.*  er- 

^'J^^amp- fQigiog  geblieben.    Wie  treflfend  auch  Lord  CampbelP  die 

schottischen  Zustände  mit  dem  Schlagworte  illustrirte,  dass 

keine  Person,  die  sich  eine  Zeitlang  in  Schottland  aufgehalten 

habe,  genau  angeben  könne,  ob  sie  verheirathet  sei  oder  nicht: 

1  Am  22.  Febr.  bat  der  Lord  Adyocate  im  Unterhause  um  die  Genehmi- 
gung, eine  Bill  einbringen  su  dürfen,  welche  weniger  das  schott  Ebereeht 
abau&ndem  beabsichtige,  als  den  Beweis  der  geschlossenen  Ehen  betreffe. 
1.  Lesg.  —  Hansard's  Pari.  Debates  111.  Serie  90,  886;  2.  Lcsg.:  8.  Ml« 
ebendas.  1022.  Report:  26.  April  ebendas.  91,  1868.  —  Gleichzeitig 
damit  wurde  eine  Registerbill  berathen  l.Lesg.:  22.  Februar  eben  da»- 
91,  855;  2.  Lesg.:  8.  M&rz  ebendas.  1022;  vgl.  auch  91,  1864.  92,  l^» 
▼ertagt:  7.  Juni  ebendas.  98,229. 

>  Oberhaus:  1.  Lesg.  18.  April  ebendas.  98,  259.  Vgl.  auch 99, 
568.  2.  Lesg.:  9.  Juni  ebendas.  571.  8.Le8g.  Billpassirt:  2d.JuniebeD- 
das.  100,  779.  Unterhaus:  l.Le8g.28.  Juli  ebendas.  100,  924.  S-Leig' 

7.  August  ebendas.  1104. 

8  Oberhaus:  l.Lesg.  6. Februar  ebendas.  102,302;  LordCsmp- 
bell  beantragt  2.  Lesg.:  19. Februar  ebendas.  857.ff.  Report:  26. Febroar 
ebendas.  1208;  8.  Lesg.  Bill  passirt:  5.  März  ebendas.  108,  l^-" 
Gleichseitig  damit  eine  Registration  BilL  —  Unterhaus:  1.1^* 

8.  Mars  ebendas.  108,  883;  2.  Lesg.:  14.  Mftn  ebendas.  686.  Bep<»^' 
8.  Juni  ebendas.  105, 1288. 

4  l.Lesg.:  26.  Mftn  ebendas.  137, 1067.  vgl.  anch  lS8,229.ft  ve^ 
tagt:  ebendas.  289. 

5  Hansard*s  Pari.  Deb.  III.  Serie  102, 857. 
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eine  Fluth  von  Petitionen^  üb^strömte  die  beiden  Häuser  und  ^^*,**g;« . 
machte  jedesmal  die  Verhandlungen  stocken.  lonnen. 

Auch  die  Bemühungen  der  Law  Amendment  Society*,^J|^^^°*^^^ 
welche  das  Recht  der  drei  grossbrittannischen  Königreiche  — 
auf  Kosten  des  schottischen  —  zu  verschmelzen  strebt', 
scheitern  an  diesem  heftigen  Widerstände ,  wie  er  sich  noch 
neuerdings  in  der  Bede  und  Broschüre  von  Mr.  John  Camp- 
bell Smith:  ,^  The  Marriage  Laws  of  England,  Seotland  and 
Ireland  (Edinburgh  1864.)  kund  gegeben  hat. 

Dennoch  scheint  demnächst  ein  neuer  Reformversuch  be- 
vorzustehen, den  man  nach  der  Entscheidung  des  dem  Ober- 
hause vorliegenden  Yeherion  Caae  erwartet;*  denn  gerade  hier  ^^^^ 
ist  die  Zerklüftung  des  schottischen,  englischen  und  irischen 
Hechtes  grell  zu  Tage  getreten^ 

1  Im  J.  1847.  allein  298  Petitionen  gegen  und  nur  5  für  die  Bill.  Han- 
sard's  Parliam.  Deb.  III.  Serie  100, 1167. 

*  V^.  Law  Magazine  1863.  vol.  14.  p.  869. 

8  Zu  welchen  Härten  und  Misast&nden  das  in  England,  Schottland  und 
Irland  Yerschiedene  Eherecht  fuhrt,  hat  eine  von  Lord  Brougham  am 
^4.  April  1856.  im  Oberhause  befürwortete  Petition  auf  das  Schlagendste 
dargethan.  EinMr.  Laurie,  ein  achtbarer  Kaufmann  aus  Liverpool,  Hess 
sich  In  Schottland  von  seiner  Frau  scheiden,  und  verheirathete  sich  in  Eng- 
land Ton  Neuem.  Er  wurde  wegen  Bigamie  —  weil  eine  englische  Ehe 
nicht  in  Schottland  geschieden  werden  könne  — >  zu  7  Jahren  Transportation 
▼enirtheilt  und  nur  durch  königliche  Gnade  wurde  diese  Strafe  in  1  Jahr 
OefSngniss  umgewandelt.  Hansard*8  Parliam.  Deb.  III.  Serie  141, 1881.  f. 

^  Vgl.  Edinburgh EyeningCourantOctober  14, 1868. 

^  Der  Major  YeWerton  und  Miss  Theresa  Longworth  hatten  sich  i.  J. 
18&2.  kennen  gelernt.  Im  J.  1857.  schlössen  sie  in  Edinburgh  sponsalia  de 
praeaenti,  deren  Rechtsgültigkeit  jedoch  der  Miss  Longworth  nicht  ganz 
einleuchtete  und  nach  denen  sie  dem  Major  Yelverton  die  Cohabitatton  nicht 
gestattete.  Deshalb  liess  er  sich  mit  ihr  i.  J.  1858.  in  Irland  durch  einen 
katholischen  GreisUichen  trauen,  obgleich  seine  Zugehörigkeit  zur  katholi- 
schen Kirche  Yon  ihm  sp&ter  bestritten  wurde.  Beide  lebten  dann  bis  zum 
J.  1858.  ehelich  mit  einander,  bis  Major  YeWerton  sich  weiter  yerheirathete. 
Miss  Longworth  wandte  sich  deshalb  i.  J.  1859.  an  den  Diyorce  Court  und 
bat  um  Restitution  ihrer  ehelichen  Rechte.  Sie  wurde  jedoch  mit  ihrem  Ge- 
suche xurückgewiesen,  weil  sie  das  Domicil  ihres  Gatten  habe,  also  nach 
Schottland  gehöre,  und  so  nicht  der  Jurisdiction  des  Gerichtshofes  unter- 
geben sei.  —  Darauf  liess  sie  i.  J.  1861.  in  dem  Court  of  Commonpleas  in 
Dublin  eine  Klage  gegen  den  Major  YeWerton  anstellen,  worin  dieser  als 
ihr  Gatte  wegen  von  ihr  gemachter  Schulden  belangt  wurde.  Die  Jury 
verurtheilte  ihn,  und  erkannte  somit  die  Ehe  an.  DiesUrtheil,  yon  dem 
übrigens  appellirt  wurde,  und  welches  noch  nicht  rechtskräftig  ist,  hatte 
indessen  für  Schottland ,  wohin  Major  YeWerton  sich  begeben  hatte ,  keine 
Gültigkeit  Beide  Theile  klagten  dort  aufs  Neue.  Die  Frau  auf  Ehe- 
erklärung, „declaratorof  marriage  *S  der  Mann  auf  Erklärung  seiner  Frei- 
heit, „dJecUurator  of  freedom  and  puttin g  to  silence".  —  Der  Lord  Ordinary 
Ardmillan  entschied  zu  Gunsten  yon  Yelverton ,  der  Court  of  Session  gegen 
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Nur  in  zwei  Beziehungen  ist  die  Gresetzgebung  erfolg- 
reich gewesen:  in  jenem  oben  besprochenen,  von  Lord 
Brougham  durchgebrachten  Gesetze,  welches  zur  Eheschlies- 
sung  in  Schottland  einen  einundzwanzigtä^gen  Aufenthalt  emes 
vtet?'c?M?*  Theiles  in  jenem  Lande  erfordert  —  St.  19-  u.  20.  Vi  et  c96.- 
und  in  einem  Begistergesetze  vom  7.  August  1854.  St  17.  d. 
victlc"'»^'  18.  Vi  et  c.  80.  S  welches  vnr  noch  zu  betrachten  haben. 

-    Die  Act  to  provide  for  the  better  Begistration  of 
Births,  Deaths  and  Marriages  in  Scotland  beruht  we- 
sentlich auf  den  Grundsätzen,  welche  für  das  englische  gidch- 
namige  Gresetz  massgebend  waren. 
Beamten.  Das  Bcamtenpcrsonal  besteht  wie  dort  zuerst  aus  einem  Be- 

gistrar  General,  der  vomKönige  ernannt  inEdinburgh  sdnenSite 
hat,  und  einen  Gehalt  von  nicht  über  400.  £  jährlich  beaelit 
■.3.      (s.  2.)    Er  hat  die  Befugniss,  mit  Genehmigung  der  Conmus- 
••  4.      sioners  of  the  Treasurj  sein  Bureaupersonal  auszuwählen  (8.4) 
0. 8.      und  zu  seiner  Vertretung  einen  Secretär  zu  ernennen  (8.3.))  doch 
wird  er  selbst  durch  einen  Staatssecretär  beaufsichtigt,  der  auch 
•.  6.      die  Begulative  für  das  General  Register  Office  erlässt  (s.  6.). 
BtaäStu^r         ^*®  ^  England  muss  er  dem  Parlamente  jahrlich  einea 
Bericht    statbtischen  Nachweis  über  die  vorgenommenen  Begifltrirun- 
•.  7.      gen  vorlegen  (s.  7.). 
Begistrar.  Die  Bcgistratorcn  werden  in  den  auf  Buf  des  Armeoin- 

spectors  zusammentretenden  Kirchspielen,  —  die  zu  diesem 
f.  10. 11.    Zwecke  getrennt  oder  vereinigt  werden  können  (s,  10.  11.)^ 
B.  8. 9.  IS.  je  einer  für  den  Bezirk  gewählt  (s.  8.  9.  12.).    Doch  können 
sie  vom  sheriff  wegen  Nachlässigkeit  ohne  Weiteres  wieder 
•.  15.      aus  dem  Amte  entfernt  werden  (s.  15.),  wie  denn  dieser  über- 
J°PgJJ^2j;  haupt  die  Functionen  eines  Superintendant  Eegistrar  zu  er- 
•.  31.      füllen  hat  (s.  21.). 

Der  Begistrar  muss  im  Kirchspiele  wohnen  und  hat  seioe 

Amtseigenschaft  durch  eine  Inschrift  an  seinem  Hause  bekannt 

zu  machen.    Alljährlich  macht  der  sheriff  an  der  Kirchthür 

:  8. 35.     zwei  Anschläge,  welche  die  Begistratoren  nachweisen  (s.  25.)- 

Der  General  Begistrar  hat  die  einzelnen  Begistratoien 
mitKirchbüchem  und  eisernen  Eisten  zu  deren  Aufbewahrung 
0.».38.    zu  versehen  (s.  22.  23,). 

ihn,  und  das  Erkenntniss  des  Oberbauses  wird  noch  erwartet.    Vgl  West- 
minster  Review  1864.  No.  52  October,  S.  443. 

1  Gommentirt  von  Seton  practical  analysis  of  the  acta  velatingtothe 
xegistration  of  births,  deaths  and  maniages  in  Scotland  (Edinb.  1860. 4.  edV 
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Bei  regulären  EheschlieBsungen  erhalten  die  Brautleute  Aufgebot 
zugleich  mit  dem  Certificate  über  die  Vollziehung  der  Aufge- 
bote ein  Fonnular^,  welches   in  Gegenwart  des  Greistlichen 
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nach  der  Trauung  auszufüllen  —  ausgenommen  \m  Ehea  ton 
Juden  und  Quäkern  —  und  von  den  Parteien  und  wenigstens 
zwei  Zeugen  zu  unterschreiben  ist  Mindestens  drei  Tage 
nach  der  Trauung  haben  die  Eheleute  £es  Formular,  bei 
Strafe  bis  zu  10  £,  dem  Ke^strar  zuzustellen,  der  dasselbe 
in  duplo  registrirty  und  mit  dem  einen  Exemplare  des  Kirchen- 
buchs durch  Vermittlung  des  sheriff  dem  Begistrar  Genenl 

a.  46.  übersendet  (s.  46.)  Doch  ist  der  Registrator  auch  verpflichtet, 
wenn  ihm  die  beabsichtigte  Trauung  48  Stunden  vorher  an- 
gezeigt ist,  derselben  auf  Wimsch  der  Brautleute  gegen  eme 
Gebühr  von  20  sh.  und  6  d.  fiir  jede  Meile  Gehens  von  smem 
Wohnorte,  beizuwohnen,  um  gleich  die  Registrirung  vorzu- 
nehmen. 
^•II^EKSt"  ^^^  unregelmässigen  Ehen,  deren  die  Contrahenten  For 
einem  Friedensrichter  oder  Magistrat  überfuhrt,  oder  welche 
durch  richterliches  Urtheil  anerkannt  werden,  haben  cGe  Ge- 
richtsschreiber bei  Strafe  bis  zu  40  sh.  die  betreffenden  Se- 
gistratoren — im  ersteren  Falle  des  Kirchspiels,  wo  dieUebcr- 
führung  stattfand,  im  anderen  des  Wohnortes  der  Parteien  - 
durch  ein  bestimmtes  Formular  von  der  Ehe  zu  benachiieh- 

s.  48. 49.  tigen^  (s.  48.  49.). 

Im  Uebrigen  werden  noch  genaue  Vorschriften  getroffen 
über  die  Führung  der  Duplicatregister,  deren  jährliche  Ueber- 
sendung  an  den  Be^strar  Greneral,  nachdem  der  sheriff  Eie 

1.58.  sq.  einer  Prüfung  uüterzogen  hat  (s.  53.  ff.),  über  die  Anlegung 
von  Indices  zu  den  Pfarrregistem  und  den  in  der  General- 
Registratur  aufbewahrten  Kirchenbüchern,  deren  Benutzung 

•.55-^7.   dem  Publikum  gegen  eine  Gebühr  gestattet  ist  (8.55.56.57.), 

über  die  Gehälter  der  Kegistrars  u.  s.  w. 
^SSwn."'         Auch  zahlreiche  Straf  bestimmungen  sind  aufgestellt  i^ 
Person,  welche  dem  Begistrar  wissentlich  falsche  Angaben 
macht,  verfallt  einer  siebenjährigen  Transportation  oder  Ge- 
fangniss  bis  zu  zwei  Jahren.    Jeder  Be^strator,  der  wissent* 

.1  To  the  Registrar  of  the  Parish  [or  District]  of in  the  Om^ 

[or  Burgh]  of Take  notice,  That  A.  B.  a  Juatice  of  Peace  Ibr  the 

County  of convicted  C.  D.  of of  having  irregularly  contracted 

a  Marriage  with  E.  E.  of ;  or  that  the  Court  of  Seation  [or  other 

Competent  Court]  upon  the Day  of LB  . . . .  pronounced  decn« 

in  an  Action  of  Dedarator  of  Marriage,  before  the  aaid  Court  at  the  Instaixt 
of  6.  H.  [Pursuei^s  Name  and  Description]  againat  J.  K.  [Defendex^s  Nase 

and  Description]  finding  that  G.  H.  of and  J.  K.  of . . .  ^  W  mter- 

married.    Witnea«  my  Hand,  thia Day  of ....  One  thonsand  cigfit 

hundred  and  ... .  [Signed  by  the  Clerk  of  Court.] 
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lieh  eine  Eintragung  unterlässt,  hat  bis  zu  10  j^.  zn  zahlen, 
nnd  jede  Zerstönmg  oder  Fälschung  der  Register  zieht  end- 
lich ebenfalls  Transportation  bis  zu  sieben  oder  Grefängniss 
bis  zu  zwei  Jahren  nach  sich. 

m.   Irland. 

Das  irische  Eheschliessungsrecht  beruhte  bis  zur  Thron- M°»^on  i«^ 
besteigung  Wilhelm' s  III.^  vollständig  auf  den  Grundsätzen 
des  englischen  Common  Law,  ja  stellte  diesdn  einer  reineren, 
Ton  der  Statutargesetzgebung  unberührteren  Gestalt  dar,  als 
das  englische  Becht  selbst  es  vermochte. 

So  fanden  beispielsweise  jene  Bestimmungen  Hein- 
rich'sVm.^  welche  ftponsaUa  depraesenti  eine  eopula  späteren 
oonsummirten  Ehen  weichen  Hessen,  in  Irland  keine  Aufimhme, 
wie  sie  denn  freilich  auch  für  England  schon  durch  Edward  VL 
wieder  aufgehoben  wurden. 

Dennoch  kehrte  die  irische  Gesetzgebung  später  zu  die- 
sem Bechte  zurück  und  St  12.  Geo.J.  c.  3.  sanctionirte,  dass,8t"-Q«>.;^ 
tun  den  vielfachen  Missständen  zu  begegnen,  welche  sich  aus 
der  Beobachtung  des  Common  Law  ergeben  hätten,  jener  alte 
Grundsatz  des  Statutes  Heinrich 's  VIU.  in  Irland  Geltung 
finden  solle. 

So  wurde  also  der  Weg  gesetzlicher  Reformen  in  Irland 
noch  früher  betreten,  als  in  England:  denn  wenn  auch  das 
neue  Recht  an  einer  nicht  zu  verhehlenden  Inconsequenz 
krankte,  und  durch  seine  der  Beiwohnung  zugesprochene  Be- 
deutung dem  alten  gemeinrechtlichen  Satze,  „consenstis,  non 
coneubitus  facit  nuptias"  auf  das  Entschiedenste  widersprach, 
so  war  es  doch  praktisch  richtig,  von  zwei  mit  einander  con- 
currirenden  Ehebündnissen  vorzüglich  dasjenige  zu  schützen, 
wo  die  Ehre  der  Frau  geopfert  und  die  Verbindung  schon 
consummirt  worden  war. 

Aber  auch  in  Bezug  auf  die  Nothwendigkeit  der  clter-gj^JJ^SjJ*  ^ 
liehen  Einwilligung  in  die  Ehen  der  Eander  ging  Irland  dem 
Schwesterlande  in  der  Reform  voran. 

1  VgL Browne  a compendious view of  the eccleBiaaticai law of Ireland 
(Dublin  1803.)  261.  Law  Review  1863,  14*  Poynter  a.  a.  O.  17.  Die 
Meinung  von  Byrne,  the  new  law  of  divorce  and  matrimonial  causes  ap- 
plicable to  Ireland  (Dublin  1859.)  10.  f.,  dasa  alle  Ehen  nach  dem  älteren 
iiiachen  Bechte  h&tten  durch  einen  Priester  eingesegnet  werden  müssen,  iit 
TöUig  irrig. 

^  Vgl. oben  S.  812. 
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Während  in  England  erst  die  Hardwicke's-Act  —  St. 
26.  Geo.  n.  c.  33.  v.  J.  1753.  —  eine  durchgreifende  Hülfe 
^*»-Qj«°' gewährte,  gab  für  Irland  schon  St  9.  Geo.  11.  c.  11.  v.J. 
1736.  die  Bestimmung,  dass  Kinder  unter  21  Jahren  nickt 
ohne  elterlichen  Consens  heirathen  dürften,  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit  ihrer  Verbindung. 

Freilich  waren  diese  Anordnungen  an  Bedingungen  ge- 
knüpft, die  einen  wahrhaft  patricischen  Geist  athmeten;  min- 
destens  100  £  jährliche  Einkünfte  aus  Liegenschaften,  oder 
500  £  aus  beweglichem  Vermögen  sollten  die  Parteien  b^ 
sitzen,  wenn  das  Becht  des  Statutes  für  sie  Platz  greifen  sollte, 
oder  die  Eltern  des  fehlenden  Theils  entweder  2000  ^  an  be- 
weglichem Yermögen,  oder  Grundstücke,  welche  ihnen  min- 
destens 100  £  jährlich  abwürfen.  —  Dafür  stellte  aber  auci 
die  Section  2.  des  Gesetzes  ein  Princip  auf,  welches  in  Eng- 
land zum  grössten  Schaden  des  socialen  Lebens  erst  ein 
Jahrhundert  später  Eingang  fand. 

Xnfechtungs-  Nicht  den  Parteien  selbst  wurde  nämlich  die  Auflosung 
'ihrer  gegen  das  Gesetz  eingegangenen  Ehen  gestattet,  son- 
dern, den  continentalen  Bechtsbegrifien  entsprechend,  allein 
den  beleidigten  Eltern  die  Befugniss  gegeben,  eine  gegen 
ihren  Willen  geschlossene  Ehe  anzufechten. 

Erst  wenn  keine  Eltern  und  kein  Vormund  mehr  vor- 
handen waren,  wurde  die  Klage  eine  Popularklage,  die  jeder 
mit  Genehmigung  des  Lord  Kanzlers  anstellen  konnte. 

Um  aber  die  fehlenden  Ehegatten  von  der  quälenden  Un- 
gewissheit  zu  befreien,  ob  ihre  Verbindung  wieder  vernichtet 
werde  oder  nicht,  um  die  Missstände  zu  beseitigen,  die  sieii 
immer  ergeben  müssen,  wenn  die  Bechtsgültigkeit  einer  Ehe 
von  dem  Belieben  Drifter  abhängig  gemacht  wird,  und  auf  die 
im  englischen  Parlamente,  als  das  irische  Gesetz  zuerst  zum 
Muster  aufgestellt  wurde,    so  warnend  hingewiesen  wurde, 

AMJliSrona-'^®®^  ^^"^  ^^  Verjährung  der  Annullationsklage  em  Jahr  nack 
klage.     Abschluss  der  Ehe  eintreten. 

Aber  gerade  diese  letzte  Bestinmiung  machte  ein  neues 
Gesetz  nöthig.  Gewöhnlich  nämlich  verliessen  die  neu  ver- 
heiratheten  minderjährigen  Ehegatten  unmittelbar  nach  der 
Hochzeit  das  Land,  um  erst  nach  Jahresfrist,  vor  der  Klage 
der  dissentirenden  Eltern  gesichert,  wieder  zurückzukehren- 

1  Vgl.  oben  S.  881. 
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Dagegen  half  St.  23.  Geo.  U.  c.  10.,  welcbcB  für  diesen  Fall  \^i^^' 
die  Klage  reservirte. 

Sonst  blieben  aber  die  aponsalia  de  praesenti  und  die  A'^p^SSJäu* 
futuro  cum  capula  in  ihrer  vollen  Kraft  bestehen,  und  St  12.  8t.i3.Geoj. 
Geo.  L  c.  3.  legte  den  geistlichen  Gerichtshöfen  geradezu  die 
Pflicht  auf,  bei  »ponsaUa  cum  eopula  die  Parteien  zur  larch- ^'JI'^JSJ^ 
üchen  Solennisirung  ihrer  Verbindung  zu  nothigen. 

Auch  die  Hardwicke's-Act,  deren  Geltung  ja  auf  Eng- 
land beschränkt  war,  änderte  daran  nichts,  und  erst  St.  58.. 

^^  St.  58.  0«o. 

Geo.  in.  c.  81.  §.  3.  V.  5.  Juli  1818.  führte  für  Irland  alsnLcsi.f.s^. 
einzige  Eheschliessungsform  die  kirchliche  Trauung  ein. 

„Tkat  in  no  case  whatsoever",  hiess  es,  „shall  any  Suit  o^fiSS^^noth- 
Proeeeding  be  had  in  any  Ecclesiaatical  Court  of  that  Part  of  ^«°**'» 
the  United  Kingdom  called  Ireland,  in  order  to  compel  a  Celebran 
Hon  of  any  Marriage  in  facie  Ecclesiae  by  reaeon  of  any  Con^ 
tract  of  Matrimony  whatsoever,  tohether  per  verba  de  praesenti, 
OT  per  verba  de  futuro,  which  shall  be  entered  into  öfter  the  End 
and  Expiration  of  Ten  Days  next  after  the  pasting  of  this  Act; 
any  Law  or  üsage  to  the  contrary  notwithstanding*'. 

Damit,  mit  dieser  Unwirksamkeitserklärung  der  sponaaUa 
de  praesenti,  hätte  das  irische  Eheschliessungsrecht  —  abge- 
sehen von  durchgreifenden  Bestimmungen  über  die  Civilstands- 
register  —  seinen  Abschluss  finden  können:  aber  auch  hier 
erforderten  die  bunt  durcheinander  gewürfelten  Confessionen 
des  irischen  Volkes,  das  zögernde,  gewissermassen  nur  ruck- 
weise Vorgehen  der  englischen  Legislation,  noch  eine  Schaar 
Ton  Gresetzen,  besonders  seitdem  die  Politik  <les  Hauses 
Oranien  die  Ungunst  gegen  den  Katholicismus  auch  in  Irland 
frei  walten  Hess. 

Im  J.  1697.  verbot  St  9,  Will.  HI.  c.  3.  alle  Ehen  V."cT' 
zwischen  Katholiken  und  Protestanten  bei  Strafe  der  Nichtig- J^^^^*;^ 
keit,  und  bedrohte  die  trauenden  katholischen  Geistlichen,  ^^oiik"! 
auch  für  den  Fall,  dass  sie  die  Ehen  protestantischer  Braut-  ▼«*>oten. 
lente  einsegnen  würden,  mit  ewiger  Verbannung. 

St  12.  Geo.  I.  c.  2.  schärfte  noch  diese  Verordnung.  ®*-"c*.1.*''*^* 
Es  ermächtigte  die  Magistrate,  alle  protestantischen  Eheleute^ 
die  den  katholischen  Greistlichen,  welcher  sie  ungesetzlich  ge- 
traut hatte,  zu  nennen  weigerten,  gefangen  zu  halten,  und 
St  2.  Anne  c.  6.  s.  5.  machte  gar  aus  solcher  Trauung  für  den  «.  i.  t.*?.^ 
Priester  eine  „Felony",  die  mit  dem  Tode  bestraft  werden 
sollte.    Ausserdem  wurde  noch  die  gehässige  Anordnung  ge- 
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troffen,  dass  aus  dem  Factum ,  dase  der  eine  Ehegatte  Pro- 
testant seiy  schon  präsumirt  werden  könne,  der  Geistliche  sd 
damit  nicht  unbekannt  gewesen^ 

Wenn  schon  der  Druck  dieser  Bestimmungen  hart  genog 
auf  dem  irischen  Volke  lastete,  so  wurde  die  bittere  Unge- 
rechtigkeit noch  vermehrt  durch  St  19.  Geo.  11.  c.  13«,  wdchefl 

*^*^c.?i?*^"^^  St.  33.  Geo.  III.  c.  21.  seme  Bestätigung  fand.  Danack 
sollten  alle  von  einem  katholischen  Greistlichen  geschlossenen 
gemischten  Ehen  —  diese  einzusegnen  war  den  hochkirck- 

«*»«;^;^^ liehen  Geistlichen  durch  St.  32.  Geo.  IIL  c.  21.  gestattet 
worden  —  nichtig  sein,  wenn  der  eine  Theil  während  eines 
Jahres  nach  dem  Abschlüsse  der  Ehe  sich  als  Protestant 
bekannte. 

Zugleich  wurde  den  fehlenden  Greistlichen  noch  dne  6eM- 
strafe  von  500  £  auferlegt,  so  dass  es  theoretisch  aDerdiogB 
zweifelhaft  erscheinen  konnte,  ob  der  Schuldige  erst  gehängt 
und  dann  um  jene  Summe  gebüsst  werden,  oder  ob  die  frühe- 
ren Strafbestimmungen  beseitigt  sein  sollten'. 

diM  oJSte  Durch  dies  Gesetz  wurde  der  Keim  zu  unsäglichem  Elende 

verbrtiut.  gelegt  Gerade  wie  zu  derselben  Zeit  in  England  Unzählige 
ihre  Ehe  wegen  eines  bei  der  Schliessung  vorgekommenen 
Formfehlers  vernichten  Hessen,  so  wurde  es  auch  in  Irland 
herrschende  Unsitte,  dass,  wer  sich  dem  anderen  katholiBGhe& 
Ehegatten  gegenüber  als  £[atholiken  bekannt  und  demgema» 
nach  dem  Bitus  der  katholischen  Kirche  seine  Ehe  geschloaaen 
hatte,  später  plötzlich  erklärte,  er  sei  zur  Zeit  der  Traaung 
Protestant  gewesen:  —  Dann  war  die  Ehe  nichtig;  aber  ei 
bedurfte  nicht  einmal  eines  richterlichen  Ericenntnisses,  nm 
das  auszusprechen.  Die  Paare  liefen  vielmehr  ohne  Weiteres 
aus  einander,  und  verheiratheten  sich  wieder.  Erst,  wemi  sie 
dann  wegen  Bigamie  angeklagt  wurden,  gelangte  die  Bechts- 
gültigkeit  der  von  ihnen  geschlossenen  Ehen  zur  richterlicbea 
Entscheidung. 

Der  Geistliche  aber  verfiel  in  die  gesetzlichen  StrafeOf 
und  um  ihn  in  Erfahrung  zu  bringen,  sperrte  man  die  Eh^ 
leute,  oft  sogar  von  einander  getrennt,  auf  lange  Jahre  n^ 
Gefängnisse 

Bis  z.  J.  1833.  dauerte  dieser  unselige  Zustand:  erat 

1  Vgl.  Hansard's  Parliam.  Debates  N.  S.  12, 152.  ff. 

«  Vgl.  H  an  sard'8  Parliam.  Debates  N.S.  12, 152.  ff.;  IIL  Serie  18, 125»' 

*  Vgl.  Ha n s  ar d*s  Parliam.  Debates  N.  S.  12, 152.  ff. 
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damals  durch  St  3.  u.  4.  Will.  IV.  c.  102.  —  wurden  wenig-^gjfj^**;^ 
fltenB  die  kathoEscben  Geistlichen  von  den  früheren  Strafen^^*^*^^^* 
befreit.  Die  gemischten,  von  ihnen  eingesegneten  Ehen  blieben 
aber  nach  wie  vor  ungültig  —  „ITiot  nothing  in  thU  Act  shall 
extend  or  be  eonatrued  to  extend  to  the  giving  validity  to  any 
marriage  ceremony  in  Ireland,  whieh  ceremany  ü  not  now  vaUd 
under  the  exUting  laws,  or  to  the  repeal  of  any  enactments  now 
in  foree  for  preveniing  the  Performance  of  the  marriage  ceremony 
by  (Ugraded  cUrgymen*\  — 

Die  Verhältnisse  der  Dissidenten  gestalteten  sich  kaum  i>itt><i«nt6ii. 
günstiger. 

Bis  zum  Jahre  1781.  waren  ihre  Ehen,  wenn  nur  der  i78i. 
beiderseitige  Consens  der  Brautleute  ausgetauscht  worden  war,  coBsessai 
Tollgültig:  Die  Gerichtshöfe  des  civilen  Kechts  liessen  alle 
Tolgen  einer  rechtmässigen  Ehe  eintreten,  und  nur  die  geist- 
lichen Höfe  verweigerten  natürlich  die  vermögensrechtlichen 
Vortheile,  die  sie  zu  gewähren  hatten,  im  Falle  die  Ehe  nicht 
nach  dem  Bitus  der  Hochkirche  eingegangen  war^. 

Aber  auch  das  musste  nach  Erlass  von  St  21.  u.  22.q^,^ui°;,^. 
Geo.  m.  c.  25.  fortfallen,  durch  welches  Gesetz  die  Ehen 
der  Dissidenten  in  allen  Beziehungen  legalisirt  wurden  ^  vor- 
ausgesetzt, dass  Keiner  der  Contrahenten  der  Hochkirche  an- 
gehöre. Dennoch  dehnte  die  Praxis  die  Bestimmungen  des 
Statuts  auch  auf  diesen  letzteren  Fall  aus  und  die  Gerichts-  di«Praxu 
böfe  wiesen  geradezu,  wie  beispielsweise  i.  J.  1816.,  die  Ein- 
wände der  wegen  Bigamie  Angeklagten  als  unerheblich  zurück, 
wenn  diese  behaupteten,  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  ersten 
Ehe  mit  einer  dissidentischen  Person,  Mitglieder  der  Hoch- 
Idrche  gewesen  zu  sein^ 

Plötzlich  jedoch,  in  den  vierziger  Jahren  unseres  Jahr- 
hunderts, änderte  sich  die  Bechtsansicht  der  irischen  Gerichts- 
höfe*. 

Ein  Mann,  Namens  Smith,  wurde  wegen  Bigamie  ange-smith^sCaa« 
l^Iagt.    Es  ergab  sich,  dass  er  i.  J.  1830.,  obgleich  zur  Hoch- 
Kirche  gehörig,  mit  einer  Presbyterianerin  durch  einen  Pres- 
^^'^rianer-Geistlichen  getraut  worden  war,   und  dann  1839. 

^  Browne  a.  a.  O.  269. 

^  Den  Ton  einer  Aniahl  Lords  dagegen  erlassenen  Protest  bei  Br  o  wn  e 
^      a.  O.  Appdx.  84.  ff. 

3  Vgl.  Hansard*8  Parliam.  Debates  III.  Serie  60, 98. 976. 
^  Vgl.  ebendas.S.  1007. 
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nach  anglikanischem  Situs  eine  zu.  seiner  Confession  gehö- 
rige Frau  geheirathet  hatte.  ACt  8  gegen  2  Stimmen  sprachen 
die  Richter  die  Ungültigkeit  der  ersteren  Ehe  aus  und  den 
Angeschuldigten  frei. 

Das  Erkenntniss  erregte  in  Irland  eine  beispiellose  Auf- 
regung. Namentlich  in  dem  nördlichen  Theile  des  Liandes 
waren  Hunderte  seit  Jahren  ihre  Ehen  in  derselben  Weise 
eingegangen,  und  sahen  jetzt  ihre  Ehre,  ihren  Civilstand,  ihr 
Vermögen  durch  das  neu  aufgestellte  Bechtsprincip  bedroht 
Auch  machten  sich  die  gefurchteten  Folgen  bald  fühlbar: 
zahlreiche  so  geschlossene  Ehen  wurden  durch  das  Belieben 
des  einen  TheUs  gelöst^. 

1843.  Schon  in  demselben  Jahre  berieth  das  Parlament  über  die 
Mittel,  dem  geängstigten  irischen  Volke  beizustehen',  aber  man 

ViclViii  ®™g*®  8^^^  wieder  nur  über  eine  halbe  Massregel  —  St  5.  u. 
6.  Vict.  c.  113.  —  V.  12.  August  1842.  — j  welche  alle  durch 
dissidentische  Geistliche  schon  geschlossenen  Ehen  nach- 
träglich legalisirte,  ohne  jedoch  für  die  Zukunft  auch  nur  die 
geringste  Bestimmung  zu  treffen.  Die  natürliche  Folge  davon 
war,  dass  schon  im  folgenden  Jahre  am  28.  Juli  1843.  —  durch 

•nit?'o%9.'  ^^'  ^'  ^'  ^'  Vict.  c.  39.  —  dieselbe  Verordnung  fiir  die  seh 
dem  12.  August  1842.  geschlossenen  Ehen  getroffen  werden 
musste. 

1844.  Aber  schon  1844.  wurde  die  Aufmerksamkeit  der  Juristen 
wieder  auf  diese  Frage  gerichtet,  da  jetzt  der  höchste  Gerichts- 
hof, das  Oberhaus,  se'n  Erkenntniss  fällte'. 

Queen T.  Im  J.  1829.  hatte  Georcre  Millis,  der  HocUdrche  zu- 

gehörig,  sich  mit  Esther  Graham,  einer  Presbjterianerin,  durch 
einen  Fresbyterianer-Geistlichen  in  Irland  trauen  lassen,  und 
dann  zwei  Jahre  öffentlich  mit  ihr  als  Ehegatte  zusammen- 
gelebt. Dennoch  verheirathete  er  sich  später  bei  ihren  Leb- 
zeiten aufs  Neue.  Der  Bigamie  angeklagt,  wurde  er  von  den 
irischen  Richtern  freigesprochen,  aber  dann  die  Sache  durcii 
Oberiuiu  Writ  of  Error  an  das  Oberhaus  gebracht,  und  von  diesem  das 

Gutachten  der  Bichter  eingefordert. 
sirN.Tindai.        Ncuu  derselben  stimmten  mit  den  irischen  Richtern  überein 
und  ihre  Ansicht  wurde  am  7.  Juli  1843.,  durch  Sir  N.  Tindal, 
Lord  Chief  Justice  of  the  Common  Pleas,  dem  Oberhaose  mit- 

1  Vgl.  ebendas.  8.1009. 

^  Hansard  a.a.O. 

8  SiebeClark  andFinnelyBeporU  10,  684.  Vgl.  oben S. 427. 
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getheüt,  begleitet  mit  Motiven«  ffir  welche  Lord  Tiadal  allein 
die  Verantwortung  übernahm,  und  welche  den  irischen  Sichtar^ 
9pmch  auch  durch  die  Grundsätze  des  Common  law  zu  rechte 
fertigen  suchten.  Denn  auch  nach  diesem  habe  nur  die  von 
einem  ordinirten  Geistlichen  eingesegnete  Ehe  Gültigkeit 

In  mehrfachen  Sitzungen  pflog  das  Oberhaus  seine  Be- 
raihungen:  der  Lord  Kanzler,  Lord  Brougham  u,  a. 
erklarten  sich  gegen,  Lord  Cottenham  für  die  Meinung  der 
Sichter;  bei  der  Schlussabstimmung  ergab  sich  aber  Stimmen«« 
gleichheit,  und  somit  fiel  der  Spruch  zu  Gkmsten  des  Ange- 
schiild^en  aus,  der  ako  freigesprochen  wurde.. 

Wenngleich  so  das  Oberhaus  seine  Beditsansicht  nichtgjjfi^jjjij 
definitiv  äusserte,  und  die  IVage  der  wissenschaftlichen  Erörte- 
rung ofien  liess^,  so  war  doch  die  Bestürzung  über  den  Spruch  ^ 
wieder  dne  allgemeine. 

Diesmal  aber  trug  die  dadurch  .veranlasste  gesetzliche 
Massregel  einen  allgemeinen  Charaeter. 

Es  war  St.  7.  u,  8.  Vict.  c.  81.,  welches  am  9.  Auerust  st.  7.0.8, 

VIct.  c.  81 

1844.  erlassen  wurde,  und  welches  die  Grundsätze  von  S  t.  6. 
u.  7.  Will.  IV.  c  85.  mit  geringen  Modificationen  auf  Irland 


In^  Dublin  wurde  ein  General-Begisteramt  unter  Aufsicht  riä?t^mt 
des  Lord  Lieutenant  eingerichtet  (s.  52.  f.),  wohin,  wie  in  ^?.°58!°' 
England,  die  DupÜcate  aller  Begister  zu  senden  waren  (s.  65.   '-  ^'  ^' 
67.),  welches  Einsicht  in  seine  Bücher  und  die  dazu  ange- 
fertigten Inhaltsverzeichnisse  gestattete  (s.  70.  71.)  und  Co-    9. 70.  r. 
pieen  ausstellte. 

Der  Begistrar  General  soUte  femer,  wie  ebenfalls  in  Eng- 
land, alle  Civilstandsbeamten  —  die  Begistrars  wurden  vom 
L«ord  Lieutenant  ernannt  (s.  57.)  —  mit  den  nöthigen  Foimu-     ••  &?. 
laren  und  den  Be^stem  selbst  versehen  (s.  72,  73.).  ■•  79.  /. 

Die  Ehen  selbst  werden  aber  in  folgender  Art  geschlossen:  ^22{Jf,J," 

1.  mit  Speoiallicenz  des  Erzbischofes  von  ArmaghsptdaiUMos. 
za  jeder  Zeit  und  an  jedem  passenden  Orte,  ohne  Aufge- 
bote (s.  2.);  1. 2. 

2,  mit  Licenz,  die  von  dem  dazu  berechtigten  Geistlichen    Licens. 
jedoch  erst  dann  ertheilt  werden  darf,  wenn  einer  der  Braut- 
leute die  sieben  vorhergehenden  Tage  ohne  Unterbrechung  in 

der  von  ihm  in.  seiner  Anzeige  genannten  Parochie  gewohnt 
hat  (s.  2.).    Dann  fallen  ebenfalls  die  Aufgebote  fort.  •.  2. 

1  Vgl.  die  oben  yielfaeli  angeführten  beiden  Schriften  Ton  Stoddard. 

Friedbergt  EheschUeeaung.  gQ 
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AnfMbatJtt.         ^'  ^^^*^''*  dreimaKger  Verkündigung  der  Aufgebote,  m  der 
Pfarrkirche  oder   einem   anderen  vom  Bischöfe  mit  Geneh- 
migung des  Patrons  und  Geistlichen  unter  denselben  Formen 
und  Bedmgungen  wie  in  England  bestimmten  anglikamd>eD 
•.2. 88.     Gotteshause  (s.  2.  33.); 

4.  kann  die  Ehe  so  geschlossen  werden,  dass  dem  Be- 
gistrar  des  Bezirkes,  in  welchem  die  Parteien  seit  mindestens 
sieben  Tagen  gewohnt  haben,  oder  wenn  sie  in  verBcbiedeneD 
N  otice.  Begisterdistricten  ansässig  sind,  beiden  Registrars  eine  „Notice*^ 
gegeben  wird  über  Alter,  Name,  Wohnung,  Dauer  des  Auf« 
enthaltes  u.  s.  w.,  dass  der  Beamte  die  „Notice''  in  das 
„Noticebook'*  einträgt,  und  dann  durch  den  Clerk  des  board 
of  Guardians  der  Annenkommission  an  drei  Sitzungen  zur 
s.  3. 18. 16.  Verlesung  bringt  (s.  2.  13.  15.). 

certiflcmt.  Nach  Verlauf  von  21  Tagen  —  mit  Licenz  von  1  Tagea 

—  stellt  der  Begistrar  ein  Certificat  aus,  auf  Grund  dedsen 
1. 34.  f.    die  Trauung  binnen  drei  Monaten  erfolgen  kann  (s.  24. 25.). 
Einsproch.  Gegen  die  Ausstellung  dieses  Certificates  kann  aber  von 

den  consensberechtigten  Eltern  und  Vormiindeni  und  eventuel 
vom  Lord  Kanzler  bei  den  Ehen  minderjähriger,  nicht  verwltt- 
weter  Kinder  Einsprache  erhoben  werden,  wieder  wie  in  Eng* 
land  durch  Eintragung  des  Wortes  f^forbidden'*  in  das  Notice- 
book.    Andere  Personen  legen  gegen  die  Ehe  vennittekt 
«,  l8^3o^88.  eines  Caveat  Verwahrung  ein  (s.  18. — 20.  23.). 
Licenxcndea         Auch  der  Rcsnistrar  ist  zur  Licenzertheiluns:  berechtigt, 
doch  erst  nachdem  er  dem  Begistrar  General  100  £  Caution 
gestellt  hat,  und  nicht  für  Gebäude,  'in  denen  anglikaniseker 
oder  presbjterianischer  Gottesdienst  abgehalten  wird.    D^ 
muss  aber  einer  der  Brautleute  persönlich  vor  dem  Begistrar 
erscheinen,  und  eidlich  öder  feierlich  erklären,  dass  eeinei 
Wissens  kein  Hindemiss  der  beabsichtigten  Ehe  entgegen- 
t.  31.  f.  26.  stehe  (s.  21.  22.  26.). 

dJ^uad^  5.  Ausser  in  den  oben  genannten  Kirchen  können  aber 

^iSiS"i5d"  ^®  Ehen  noch  eingegangen  werden  in  Gebäuden,  fuf  welche 
Zeugen.  IQ  j^  Districtc  angesesscnc  Personen  diese  Berechtigung  nach- 
suchen, nachdem  sie  dargethan  haben,  dass  schon  seit  minde- 
stens einem  Jahre  dort  Gottesdienst  abgehalten  werde,  durch 
•.  37.  f.  Certificat  des  Begistrar  General  (s.  27.  28.).  —  Das  ißt  ß^ 
die  Eheschliessung  der  Dissidenten  wichtig  und  dies  sind  die 
Gebäude^  fiir  welche  allein  der  Begistrar  eine  Licenz  ertheilcD 
kann.  Hier  wird  die  Ehe  vor  dem  Begistrar  und  zwei  Zeugen 
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Bingegangen  (s.  29.).    Endlich  ist  auch  die  Civilehe  gestattet  q*;^^^ 
im  Registrar  Office,  ebenfalls  vor  dem  Begistrar  und  zwei 
Zeugen  (s.  30.).  •.  so. 

6.  Für  Quaker  und  Juden  gelten  dieselben  Vorschriften  ^'^dllii!"* 
^e  fiir  die  Mitglieder  der  Hochkirche.    Auch  sie  bedürfen 

^^es  Begistrar-Certificates  und  werden  dann  nach  dem  Bitus 
ihrer  Confessioneff  getraut  (s.  12.).  ••  is. 

7.  Die  Katholiken  sind  von  allen  Vorschriften  des  Ge-  Katholiken. 
setzea  ausgenommen.    Sie  werden  von  ihren  Geistlichen  auf- 
geboten und  zusammengegeben  (s.  3.).  ••  >• 

8.  Eigene  Bestimmungen  sind  für  die  Presbyteiiancr  ge-  ^'^^^' 
-troffen  (s.  4.  ff.).  ••  *•  *• 

Deren  Ehen  sollen  in  ihren  Gotteshäusern  durch  ihre 
Oeistlichen  nach  dreimaligem  Aufgebote  geschlössen  werden. 
Doch  kann  von  den  Proclamationen  dispensirt  werden,  ver- 
mittelst einer  Licenz,  welche  durch  die  von  jedem  Presbyte- 
Tiom  ernannten,  vom  Lord  Lieutenant  bestätigten  Greistlichen 
•ertheilt  wird.  —  Diese  geben  auch  den  Gotteshäusern  die 
Berechtigung»  dass  Trauungen  in  ihnen  vorgenommen  werden 
dürfen.  — 

Ausserdem  werden  noch  genaue^  den  englischen  voll-  Heguur. 
standig  entsprechende  Anordnungen  getroffen  über  Führung, 
Fälschung  und  Vernichtung  der  Begister,  Strafen  aufgestellt 
für  unbefugtes  Trauen,  und  die  Nichtigkeit  der  Ehen  ausge- 
sprochen, wo  beide  Theile  wissentlich  sich  einer  Gesetzesver- 
letzung schuldig  machen. 

Das  genannte  Gesetz  erhielt  in  der  Folgezeit  noch  mehrere  S^omcum! 
im  Ganzen  unwesentliche  Ergänzungen  durch   St.  8.  u.  9.  y^^l'^'l; 
Vict.  c.  54.  vom  31.  Juli  1845.  St.  9.  u.  10.  Vict  c.  72.  vom  «iL^-JJ 
26.  August  1846.  und  St.  12. u.  13.  Vict.  c.  99.  vom  1.  August  5![il?c?9»!' 
1849.,  betreffend  die  Kirchen,  in  welchen  bei  Dismembration 
<ler  Pfarrspiele  getraut  werden  solle,   die  Berechtigung  der 
Kirchen  zu  Traukirchen,  die  Ehen  der  Iren  mit  Engländern 
und  Schottländern,  und  den  Ort  der  Eheschliessung,  falls  die 
Brautleute  an  nicht  eingepfarrten  Plätzen  wohnen  soUten  oder 
<lie  Pfarrkirche  baulich  unbrauchbar  sein  würde. 

Aber  auch   so  litt    das   Eheschliessungsreoht   noch   an  EhelehUeL 
manchen  Härten,  die  eine  Abhülfe  dringend  erforderten.  «««»«««chtei. 

Die  Ehen  zwischen  Elatholiken  und  Protestanten  waren 
nach  wie  vor  ungültig,  wenn  sie  von  einem  kathoUschen  Geist- 
lichen eingesegnet  wurden,  für  die  Begistrirung  katholischer 

30* 
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Ehen  war  nicht  die  geringste  Vorsorge  getroffen,  ja  sogar  die 
Publioität  dieser  Verbindungen  war  in  keinerlei  Weise  ge> 
währleistet,  da  die  Ehen  zu  jeder  Stunde  bei  Tag  oder  Nacht 
und  auch  ohne  Aufgebote  geschlossen  werden  konnten. 

Dann  aber  war  es  eine  grobe  Ungerechtigkeit,  denPresb^- 
terianem  das*Recht  zu  verleihen,  Aufgebote  zu  Terkiindigen 
undLicenzen  davon  zu  ertheilen,  während  alle  anderen  Secten, 
die  doch  auch  theilweise  einer  festen  Organisation  nicht  ent- 
behrten,  wie  in  England  beim  Be^sterbeamten  die  Liceu 
nachsuchen  und  ihre  Ehe  entweder  im  Begister-Office  oder  m 
einem  registrirten  Gebäude  schliessen  mussten. 

Diese  so  zahlreichen  und  so  tiefgehenden  Missstudd 
haben  denn  auch  die  Aufmerksamkeit  der  englischen  Gesetz- 

etf  GetetratS^'^^^S  gcuugsam  auf  sich  gezogen:   allein  seit  dem  Jaiire 
^'^'•-     1859.  sind  elf  Gresetzentwürfe  berathen  worden. 

LordN^io.         Lörd  Naas  und  Mr.  Whiteside  i.  J,  1859*  und  Mr. 

J£:^iJSwrii;CftrdweIl  i.  J.  1860.  brachten  Bills  ein,  welche  ein  System 
1660.      ^Qj.  Civilstandsregister  für  Geburten  und  Todesfalle  mt  für 
die  Ehen  begründen  wollten^. 

^^'beu!°^  Die  Bill,  welche  von  Lord  Campbell  dem  Oberhauee 
vorgelegt  wurde,  bezweckte  St.  Geo.  IL  c.  13.  aofzoheben, 
so  weit  dadurch  gemischte  von  einem  katholischen  Geistlichea 
eingesegnete  Ehen  fiir  ungültig  erklärt  werden.  Sie  sorgte 
femer  nach  den  Amendments  des  Committee  für  die  Ke- 
gistrirung  der  katholischen  Ehen,  und  verlangte,  dass  diese 
in  der  Zeit  von  8  Uhr  Morgens  bis  2  Uhr  Nachnxittflgs  vor 
mindestens  zwei  Zeugen  geschlossen  werden  sollten. 
^ciSm?  Weitergehend   waren    die   Bestimmungei»,    welche  Sir 

Hugh  Claims  i.  J.  1862.  dem  Unterhause  vorlegte*.  Auck 
er  wollte  wie  Lord  Campbell  die  nach  St  9.  Gea  IL  al3. 
nichtigen  Ehen  für  gültig  erklären,  aber  zugleich  auch  deo 

i  1)  1859:  Register  Bill  von  Lord  Naas:  1.  Lesg,:  8.  Man;  Tertaft: 
6.  April.  —  2)  1860:  ebenso  von  Lord  Naas:  1.  Lesg.:  8.  Mai,  2.  UH-'- 
17.  Mai;  vertagt:  5.  Juli.  S)  1860:  ebenso  von  Mr.  Cazdwell:  1. 1^- 
10.  Mai;  2.  Lesg.:  17.  Mai.  Committee:  21.  Mai;  vertagt:  17.  J<i"' 
4)1861:  ebenso  von  Mr.  Cardwell:  l.Lesg.:  11.  Febr.;  2.Le6g.x  15.ApW' 
vertagt:  28.  Juli.  5)  1861:  ebenso  Lord  Naas:  1.  Lesg.:  22.  Febnitf: 
2.  Lesg.:  15.  Apiü.  6)  1861:  Marriage  Law  Amendment  Bill  vonLon 
Campbell:  l.Lesg.:  11.  Mfirz;  2. Lesg.:  28..^^;  passirt  im  Oberhaui^: 
4.  Juni;  Unterhaus:  v.  Sir  Hugh  Claims  eingebracht:  1.  Leig.:  ^^  \| 
1861.    7)1862:  Marriage  Solemnization  and  Registration  Bill  von  Sir  H"^ 

aaims:  1.  Lesg.:  19.  Februar  1862;  2.  Lesg.:  12.  Uin;  veitagt:  i.i^ 
<  Hansard's  Pariiam.  Debates  HL  Serie  166, 411.  fT. 
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Methodktesi   dieselben   Befugnisse   zugestehen,   welche   die 
Presbyterianer  genossen. 

Dagegen  bestimmte  seine  Bül  über  die  Ehen  der  Katho- 
liken gmr  nichts,  wie  denn  auch  für  die  Trauungen  der  Juden 
und  Quäker  keine  Oeffentlichkeit,  keine  bestimmte  Zeit  und 
keine  Gegenwart  von  Zeugen  angeordnet  wurde.  Die  Bill 
war,  wie  treffend  gesagt  wmtle,  nicht  so  ein  Ehecodex  ftir  die 
Irländer,  wie  vielmehr  eine  Ileihe  von  Concordaten  mit  den 
Haopt-Beligionsparteien,  die  dem  Systeme  der  Civilstands- 
register  angeheftet  werden  sollten. 

Im  J.  1863.  brachte  Peel  einen  Gesetzentwurf  ein,  Ge-  ^^-^^ 

burt»-  und  Todesre^ster  in  Irland  einzurichten.    LordNaas  LordNMs. 

stellte  dazu  den  Antrag,  auch  die  Eheregister  der  Katholiken 

mit  zu  berücksichtigen,  blieb  aber  in  der  Minorität ^    Ebenso 

scheiterten  die  Gesetzentwürfe   des  Mr.  Monsell  und  Mr.^'^^^^ 
Grog  an«.  iir.Gn>fMi. 

Der  erstere  verlangte,  dass  die  katholischen  Ehegatten 
ihre  Ehe  binnen  drei  Tagen  nach  der  Trauung  bei  10  j0  Strafe 
dem  Begistrar  anzeigen  sollten,  der  andere  beantragte,  die 
TereiDigtenPresbyterianer,  Convenanter,  Independenter,  Bapti- 
sten und  namentlich  Wesleyaner  den  Presbyterianern,  Juden 
xind  Quäkern  gesetzlich  gleich  zu  stellen.  — 

Endlich  i.  J.  1863.  sind  zwei  neue  Gesetze  zu  Stande     los- 
gekommen St.  26.  u.  27.  Vict  c.  27.  vom  8.  Juni  —  An^^^c!«!' 
Act  to  amend  the  Law  relating  to  Marriages  in  Ire- 
land  —  und  St.  26.  u.  27.  Vict.  c.  28.  vom  28.  JuU  —  An^^^l'^; 
Act  to  provide  for  the  Begistration  of  Marriages  in 
Ireland:  —  Die  wesentlichsten  Bestimmungen  des  erster^» 
sind^  dass  die  dem  Begistrar  zugesandten  Notizen  nicht  mehr 
in   den   Sitzungen    der  Armenkommission   verlesen    werden 
sollen  (s.  1.)^,   dass  die  Gegenwart  des  Begistrar  bei  Ehe-      *-i* 
Schliessungen  der  Dissidenten  fortfallen  solle,  und  dass  jeder 
Geistliche  unmittelbar  nach  der  Trauung  den  Ort,  wo  die  Ehe 
geschlossen  sei,  und  alle  anderen  zur  Eheeii^hung  nothwen- 
dificen  Erfordernisse  in  zwei  Becnsterbücher  eintragen  solle. 

^r  •  .St.  M.  n.  J7. 

Durch  das   andere  Gesetz  werden  namentlich  die   seit  vict.'c.'ii.' 

St.  26.  u.  27.  Vict.  c.  11.  existirenden  Superintendant  Be-  BegtoSm.' 

1  Vgl.  Hansard'fl  Parliam.  Debates  III.  Serie  169, 204.  647. 
>  Vgl.  ebendas.  169,  717. 856. 1118.  —  638. 

8  Auch  wurde  festgesetzt  (s.  5.),  dass  die  Certificate  vom  Begistrar  erst 
21,  oder  bei  Licenz  7  Tage  nach  der  „Notice^*  ausgestellt  werden  d&rften. 
^  Damit  wurde  das  englische  Recht  in  Irland  eingeführt. 


470  IV .  Bnch.  Die  Citilehe. 

gidtraw  auch  für  die  EheciviUtandsregieter  verwandt  und  fest- 
gesetzt,  dass  Anhänger  einer  Confession,  fiir  deren  Ehere- 
gistrinmg  durch  St  7.  u.  8«  Vict.  c.  81.  noch  kdne  Vor- 
schriften getroffen  seien,  sich  vom  Beg^strar  ein  Formular  zu 
erbitten  hätten  und  dies  ausgefüllt»  mit  der  Untersduifl  des 
trauenden  Greistlichen,  binnen  drei  Tagen  nach  der  Hochzeit 
dem  Begistrar  übergeben  müssten»  bei  Strafe  bis  zu  10 /im 
Ungehorsamsfalle«  — 
^£t!^f **  Die  Gültigkeit  der  von  katholischen  Priestern  eingeseg- 

neten gemischten  Ehen  ist  dagegen  bis  jetzt  noch  nickt  fest- 
gesetzt worden^. 

IV.  Vereinigte  Staaten  von  Nord-Amerika. 

^iSÄ''         Jn  de^  heutigen  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerib 
common  uw.ggj^  Ursprünglich  als  in  englischen  Colonieen  das  engWhe 
Common  LawK 

Der  blosse  Consens  begründet  die  Ehe:  Das  war  der 
Fundamentalrechtssatz,  der  von  England  nach  dem  fernen 
Welttheile  verpflanzt  wurde  und  der  noch  heute  dort  \rirk- 
sam  ist^ 

Während  aber  in  England  die  Formlosigkeit  der  Eh^ 
Schliessung  Anfangs  nur  Seitens  der  Kirche  eine  Emschrio' 
kung  fand  und  die  staatlichen  Gesetze  im  Ganzen  nur  Neben- 
dinge ordneten,  hat  in  Amerika  die  englische  Zwietheilin^ 
der  staatlichen  und  kirchlichen  Verwaltung  und  Gerichtsbar- 
keit von  Anfang  an  gar  nicht  Platz  gegriffen. 

Die  Colonialgouvemeure    vereinigten   vielmehr  in  ärff 
Hand  die  höchste  kirchliche  und  staatliche  Gewalt  und  die 
erstere  in  einem  um  so  ausgedehnteren  Maasse,  als  der  ganze 
englische  l^chenorganismus  hier  fehlte. 
GoSroraea«  Statt  dcr  englischen  Concilienbestimmungen  treten  on? 

daher  in  den  amerikanischen  Colonieen  Statuten  des  Gouver- 
neurs entgegen  y  welche ,  da  die  englische  Gesetzgebung  die 
colonialen  Verhältnisse  nicht  im  Mindesten  berücksichtigte? 
allein  die  nöthigen  Vorschriften  für  das  Eherecht  trafen. 
Obgleich  nun  jede  der  einzelnen  Colonialverwaltungen 

^  Darüber  waren  tohon  früher  vielfach  ParlamentsyerbandiiuigeB  g*" 
Wesen.  So  beispielsweise  i.  J.  1885.  Vgl.  Hansard's  Parlism.  T>^^ 
in.  Serie  26, 1231. 

>  Mit  Ausnahme  Ton  Louisiana.    Vgl.  unten^.  478. 

8  Vgl.  Kent  Comment  on  American  law  (New-York  1S40.)  %  ^^ 
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von  der  anderen  onabhän^g  war,  80  geht  doch  ein  fast  ge- 
meinsamer  Zug  durch  die  BechtBentwicklungy  wie  auch  heute 
die  in  beinahe  allen  Staaten  gleichmässige  lifischung  der  ver- 
schiedenen Confeesionen  ein  mehr  oder  weniger  gleichartiges 
Recht  zu  Wege  gebracht  hat. 

Anfanglich  yersuchte  man  wohl,    das  stricte  ^ngli0<^®haMt^Q*j^. 
Kircfaenrecht  nach  Amerika  zu  fibertragen.  ^^qJiuJS^" 

In  denjenigen  Staaten  wenigstens,  wo  GreistUche  in  ge- 
nügender Zahl  vorhanden  waren,  wurde  festgesetzt,  dass  nur 
ordinirte,  hochkirchliche  Priester  trauen  dürften. 

So  bestimmte  das  Gesetz  der  Verwaltung  von  Virgini  a  —   vifginu. 
ich  werde  die  Legislation  dieses  Staates,  die  als  Beispiel  für  alle 
anderen  dienen  kann,  geschichtlich  entwickeln  — i.  J.  1631.S      ie«i. 
dass  kein  Oeistlicher  eine  Ehe  einsegnen  dürfe  ohne  dreimal!* 
ges  kirchliches  Aufgebot  —  es   sei   denn   vom  Gouverneur 
Licenz  ertheilt  — ,  dass  die  kanonischen  Stunden  dabei  ein- 
zuhalten seien,  dass,  wie  i.  J.  1632.  hinzugefügt  wurdet  nur     1^2. 
in  der  Kirche  getraut  und  endlich,  dass  sogleich  Seitens  des 
Geistlichen  <^ie  Registrirung  vorgenommen  werden  solle'. 

Diese  bedurften  jedoch  zur  Vollziehung  der  Eheschlies- 
sungshandlungen  noch  einer  Ermächtigung  des  Gouverneurs^. 

So  häufig  aber  auch  diese  Vorschriften  wiederholt  wur- ^ihtdüSh! 
den*,  —  die  Zahl  der  Bestimmungen  erinnert  unwillkürlich  an  **'**^«- 
die  englische  Gresetzgebung  seit  1753.  — ,  so  scheinen  sie  doch 
nicht  durchfuhrbar  gewesen  zu  sein. 

Die  Bevölkerung  der  Colonie  nahm  stätig  zu,  ohne  dass 
die  Zahl  der  Geistlichen  in  dem  richtigen  Verhältnisse  zu  der 
vermehrten  Volksmenge  geblieben  wäre.  Die  einzelnen  Ort- 
schaften lagen  weit  auseinander,  die  Verbindungen  waren  oft 
gehemmt  oder  von  vom  herein  dürftig,  die  Pflanzungen  selten 
oder  gar  nicht  von  Geistlichen  bewohnt. 

Alles  strömte  daher  bei  dem  Grouvemeur  zusammen  mitDieLicen«cn 

,  ,  des  Gourer- 

Gesuchen  um  Licenz  von  den  Aufgeboten,  während  dieser     »««>"• 
doch  unmöglich  im  Stande  war,  die  Personalkenntniss  zu  be- 
sitzen, welche  ihm  die  Dispensertheilung  im  einzelnen  Falle 
hätte  als  unbedenklich  erscheinen  lassen  können« 

i  Hennig^s Statutes  at Large  (Richmond  1819.)  1, 156. 

s  ebendas.  ISS. 

^  ebendaa.  1, 155.  wiederholt  i.  J.  1657.  eben  dat.  1, 488. 

*  ebendas.  1, 156. 

5  Siehe  e  b  e  d  d  a  s.  pastim. 
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1660.  Schon  1660.  musste  festgesetzt  werden  S  dass  bestimmte 

1661.  liooalmagistratej  seit  1661  die  Clerks  der  Countj  Court8^ 
Licenzen  geben  dürften. 

1661.1696.  Dagegen  wurde  noch  1661.  S  1696>  und  1705«^  die  Be- 

obachtung des  anglikanischen  Tranrituals  dringend  dnge- 
schärft  und  die  ungehorsaunen  Geistlichen  mit  harter  Strafe 
bedroht:  zuerst  10,000  Pfund  Taback,  später  6  Monate  Ge- 
fängniss  und  Zahlung  von  500  Pfund  Courant  Geld. 

EtolrimiJJng.        Auch  die  elterliche  Einwilligung  in  die  Ehen  minderjalm- 
1696.      ger  Kinder  wurde  für  nothwendig  erklärt^  und  bis  z.  J.  1696.^ 
die  Nichtigkeit  von  nicht  consentirten  Verbindungen  ausge- 
sprochen, 
1705.  Schon  L  J.  1705.  musste  man  daran  denken,  den  Geiste 

liehen  für  die  Verkündigung  der  Aufgebote  in  den  cierks 
oder  readers  Stellvertreter  zu  geben^:  denn  die  Zahl  der 
hochkirchlichen  Priester  verminderte  sich  beständig.  — 

^*d«iSn**"  Inzwischen  nahmen  die  Confessionsverhältnisse  Virgi- 
nias, wie  der  übrigen  Colonieen,  eine  immer  buntere  Färbung 
an,  und  es  zeigte  sich  dieselbe  Ungeneigtheit  der  Dissidenten, 
das  hochkirchliche  Trauritual  anzunehmen,  welche  in  Eng- 
land die  Gesetzgebung  von  1836.  veranlasste. 

Hier  wurde  aber  die  Hülfe   in  einfacheren  Massregeln 
gefunden®. 

«ner  confei-         Zucrst  ermächtigte  man  die  Geistlichen  aller  Confessionoi, 

*^^  teJ^iT"""^®  ^^^^  Ordination  dem  Ma^strate  dargethan  und  eine  ge- 
nügende Caution  für  die  Beobachtung  der  Gesetze  gestellt 
hatten^^,  zu  trauen,  und  da  es  auch  Secten  gab,  welche  jeder 

Facuitattve  ordinirtcn  Geistlichkeit  entbehrten,  so  wurde  endlich  die  facd- 
tative  Civilehe  eingeführt,  je  nach  Belieben  der  einzelnen  Grraf- 
schaftshöfe  und  vor  Personen,  welche  durch  diese  die  Trau- 
befugniss  erhalten  hatten. 

Während  so  in  Virginia  die  Entwicklung  von  der  obll- 

1  ebendas.  2, 28. 
^  ebendas.  2,65. 
8  ebendas.  2,  49.  f. 
*  ebendas.  8, 150.  ff. 

6  ebendas.  3,441.  ff. 

^  Schon  1631.  eben  das.  1, 155. 

7  ebenda9.3, 150.ff. 
^.ebendas.  3,441.- 

»  Vgl.  Qhapt  XL.  §.  4.  5.    Vg}.  Aots  ia30--Sl.  p.  102.  cL  35.  f$*  ^• 
8— 10.  p.  108.  eh.  36. 

w  1500  dollar»  a.  a.  O.  §.  4. 
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gatorisdieii  kirchlichen  Ehe  zur  faciiltative&  Civilehe  drängte, 
war  in  anderen  Staaten  das  Ziel  wenigstens  dassdbey  wenn«* 
gleich  man  von  verschiedenen  Ausgangspunkten  seinen  Anfang 
nahm. 


Wo  namlieh  ^eich  die  Bevölkerung  einen  gemischten  ^"g^^*^ 
confessioneUen  Character  hatte,   oder  der  grossen  Mehrheit 
nach  der  Hochkirohe  nicht  angehörte,  wo  von  vorne  herein  j^^J^^^^i^j^. 
der  Mangel  an  Gastlichen  fühlbar  war,  da  wurde  wohl  auch      *^^ 
von  vorne  herein  die  Civilehe,  und  zwar  üe  obligatorische,  als 
einzige  Regelung  der  verwirrten  Verhältnisse  festgesetzt.    So 
1640.  in  Kentucky^,  so  in  Massachusets  und  anderwärts '.Kentucky 

Organisirten  sich  dann  später  die  einzelnen  Beligions*  spsterdie 
gesellschaften,  so  gab  man  auch  ihren  Greistlichen  die  Befugr  schiiMsuBg 
niss  zu  trauen,  ohne  jedoch  die  der  Richter  zu  schmälern^.       "^gefagtf" 

In  noch  anderen  Staaten  endlich  blieb  das  alte  common^*^*^^^^^!^'"' 
law  von  der  Statutargesetzgebung  völlig  unberührt.  Es 
herrschten  die  oben  dargestellten  Grundsätze  des  schottischen 
Rechts  und  die  amerikanischen  formlosen  Ehen  untersclueden 
sich  von  den  formlosen  englischen  nur  dadurch,  dass  sie  auch 
aUe  dvibrechtlichen  Folgen  ehelicher  Verbindungen  genossen, 
während  diese  doch  in  England  in  mannichfacher  Beziehung 
verkürzt  waren. 

So  in  New-York,  wo  zwar  die  New  York  Revised  NowYork, 
Statutes^  gewisse  Formalitäten  aufstellten  —  kirchliche  oder 
civile  —  wo  aber  wegen  vieler  dadurch  verursachter  TJnzu- 
tns^lichkeiten  L  J.  1830.  das  alte  Recht  wieder  hergesteUt 
werden mnsste,  in  New-Jersey, Pennsylvania,  Maryland,  Ncw-jewey. 

Kentucky,    Vermont,    Tennessee,    Alabama,    New-  M«ryund, 

/  '  Kentucky, 

Hampshire,  South-CarolinaundLouisiana^  in  welchem  Vermont, 

*  ,  ,  Tenneuee, 

letzteren  Staate,  emer  ursprünglich  spanischen  Kolonie,  ^^^^^  «-^"h*  m** 
das  englische  Common  law  nicht  gilt,  aber  auch  das  Concilium  shire,  sonth 
Tridentinum  nicht  redpirt  ist®.  Louiaian«. 

^  A  Digest  of  the  Statute  Lsw  of  Kentucky  (FranlLfort 
ISSi.)  974. 

>  The  Charters  and  General  Laws  of  the  Colony  aüd  Pro* 
Tince  ofMassachuBsetsBay  (Boston  1814.)  181. 

*  In  Kentucky  war  in  der  Zwischenseit  auch  einmal  obligatorische 
kirchliche  Ehe  eingefiihrt  worden.  YgL  A  D  i  g  e  s  t  etc.  a.  a.  0. 1 156.  f.  O  e  s. 
T.J.  1798.  8.4.    (^Tiiehe  wurde  wieder  gestattet  i.  J.  1799.  ebenda s.  1158. 

*  ToL  II.  p.  139.  f.  s.  8^19. 

5  Vgl.  Brshop  Commentaries  on  the  law  of  divorce  and  marriage 
(Botton  185^.)  128.    Kent  a.  a.  O.  2, 87. 
*Kent8.a.O.    Bishop  a.a.O. 
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Freilich  sind  hier  theilweiee  Eheschlieseungsformen  p- 
BetzUch  angeordnet  und  Personen  bestimmt»  Tor  denen  der 
Consens  der  Brautleute  zu  erklaren  ist,  aber  die  ersteren  doch 
nicht  als  unum^nglich  nothwendig. 
FennByWaniiu        So  soUen  in  Pennsjlvauia  zwölf  Zeugen  der  Tranimg 
RodebanghT.  beiwohnen:  in  dem  Prozesse  Rodebauirh  v.  Sanks  wurde 
aber  eine  Ehe  für  gültig  erklärt,  obgleich  die  Zahl  der  Zengea 
^  w«^?/''  bedeutend  geringer  war*.     In  New  South  Wales  ist  vor- 
geschrieben,   dass   kein  Presbyterianer-Geisdidier  eme  Ehe 
einsegnen  dürfe,  wenn  nicht  die  Contrahenten  vorher  die  schrift- 
liche Erklärung  abgegeben  hätten,  ebenfalls  der  Presbyteriaaer- 
CftteraiiT.  Kirche  anzuTOhören:  in  Caterall  v.  Sweetman  wurde  jedoch 
eine  Ehe,  obgleich  diese  Bestimmung  verletzt  war,  nicht  ver- 
nichtet^ 
Kentaeky.  In  Kcntuckj  soU  die  jedesmalige  TrauermächtigaDg  (ur 

den  Geistlichen  von  dem  Grafschaftshofe  ausgestellt  werden, 
^▼.*F^  welchem  das  Domidl  der  Braut  angehört:  in  Gaterwoodv. 
Funk  wurde  dennoch  eine  Ehe,  bei  der  dies  Gebot  libertreteD 
war,  für  gültig  angesehen^ 

.  Nur  wo  die  Nichtigkeit  einer  Ehe  wegen  Formverletzimg 
ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  wird  die  Verbindung  rechtlicli 
annullirt^ 


EhetchiiM-  Die  Eheschliessunesformen  aber,  welche  in  den  vcrsch»- 
den  eiDceinendenen  Statutargesctzgebungeu  angeordnet  sind,  unterscneideD 
sich  zwar  in  ihren  hier  nicht  weiter  z^.  berücksichtigenden  Ein* 
zelheiten  mannichfach  von  einander:  im  Grossen  und  Gaueo 
ergeben  sich  indess  folgende,  überall  wiederkehrende  Bestun- 
mungen.  | 

Die  Geiiii.  Zur  Eheschliessunc:  berechtig  sind  erstlich  alle  Geistliche 

aller  Confea- ,  .  -r^    ..    .  .    .         nt  ^         rw  •^  \  Aar 

»Ionen dürfen  irgend  cmcr  Beligionspartei  im  Staaten     Zuweilen  mit  o» 

^  Bishop  a.a.O.  181. 

s  ebendas. 

'  A  Digest  oftke  Statute  Law  of  Kentucky  116S. 

*  Kent  a.  a.  O.  2,  90.    Bishop  a.  a.  O.  180.    Toulmin  Dig.  oft» 
Lawof  Alabama 576.  ~  Vgl.  Bashaw  T.  Tennessee  bei  YergerSepoiti 

1, 117.    Reeye  Domestic  Reladons  196.  200.  290. 

&  Revised  Statutes  of  the  state  of  Rhode  Island  sndPrO' 
▼idenoe  Plantation  (Providence  1S57.)  c.  184.  s.  7.  The  Bev»"« 
Statutes  of  Indiana  (Indianapolis  1848.)  8.6.  S.  694.  ff.  TheGenm 
Statutes  of  the  Commonwealth  of  Massaohussetts  (Boston  l^j 
oh.  106.  s.  14.  A  Digest  of  the  Statute  Law  of  Kentucky  115«-^ 
The  Statutes  of  the  State  of  Connecticut  (New  Haven  IW^)^* 
VILch.l.8ec.  2.6.    Laws  of  the  Territory  of  Nevada* (IW^-)^^' 
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Beachränkiingy  dass  sie  für  eine  beadmmte  Zeit  mit  der  VoII-^BeichrSiikviit 
fühmi^  der  gotteadienstUcheni  Fanetionen  betraut  sein,  nnd 
auch  wohl,  dass   sie  Seitens  einer  staatUchen  Behörde  die 
Trau-Ermäcfatigung  erhalten  haben  müssend 

Der  Bitus  der  Trauung  ist  überall  willküchch  nnd  muss 
nothwendig  nur  den  Consensaustausch  enthalten'.  -—  Zuweilen 
sind  auch  Angebote  yorgeschrieben^  —  Ausserdem  aber  Aufgebote. 
geben  auch  riohterhche  Beamte^  —  Friedensrichter  oder  Bd-  ^^^"•'**'*- 

s.  1.  Revised  Statutes  of  the  Territory  of  Minnesota*  (1851.) 
eh.  52.  8. 5.  The  Statutes  of  the  Territory  of  Kansas*  eh.  108.  s.  11. 
Laws  of  Virginia*  eh.  108.  s.  4.  f.  —  Vgl.  American  Jurist  (Boston 
1829.)  2,  895. —  The  Revised  Statute  of  the  State  of  Vermont 
(Burlington  1840.)  chap.  62.  s.  11.  Stat.  of  the  State  of  Maine*  tit  5. 
eh.  59.  s.  11;  Stat.  of  the  State  of  New-York*  eh.  8.  §.  8.n.  1;  Stat. 
of  the  State  of  Missouri*:  —  An  Act  regulating  marriages  t.  28» 
Not.  1855.  s.  6.— New  Jersey*  Act  t.  4.  März  1795.  s.  2.  Ohio*  Act  y. 
6.  Januar  1824.  s.  2.  Code  of  Tennessee*  tit  4.  s.2439.  (I.Mai  1858.) 
Laws  of  Delaware*  eh.  74.  s.  2.  (Mai  1846.)  Wisconsin*  s.  4.  An  Act 
regulating  marriages  (22.  ApriJ  1850.)  of  the  State  of  California« 
a.  6.  —  Die  Gesetze,  versehen  mit  einem  Sterne  (*),  hahe  ich  in  beglaubigten 
Abschriften  benutzt,  welche  der  Hr.  Minister  Dr.  von  Mühler  mir  zur 
Disposition  zu  stellen  die  Güte  hatte.  — 

^  Kentucky  aö.  1798.  s.  9.  Connecticut  s.  2.  Virginia  s.  4.  5, 
Minnesota  s.  5;  „Ministers  of  the  gospel  before  they  shall  be  authorized 
to  perform  the  marriage  rite,  shall  file  a  copy  of  their  credentials  of  ordina^ 
tion  with  the  clerk  of  the  district  court  of  some  county  in  this  Territory,  who 
shall  lecord  the  same  and  give  a  certificate  thereof ,  and  the  place  where 
sneh  credentials  are  recorded,  shall  be  indorsed  upon  each  certificate  of 
marriage  granted  by  any  minister  and  recorded  with  the  same**.  Wis- 
consin 8.5.    Ohio  s«  3.    Maines.  11.    Connecticut  s.  2. 

*  Vgl.  beispielsweise  Nevada  s.  6:  „In  the  solemnization  of  marriage 
no  particular  form  shall  be  required,  except  that  parties  shall  declare,  in  the 
presence  of  the  judge,  minister  or  magistrate,  and  the  attending  wit-  , 
nessesy  that  they  take  each  other  as  husband  and  wife,  and  in  every  case^ 
there  shall  be  at  least  two  witnesses  present,  besides  the  person  performing 
ihe  ceremony  *'.  Minnesotas.  8.  New-Yorks.  9:  „When  solemnized 
by  a  minister  or  priest,  the  ceremony  of  marriage  shall  be  according  to  the 
forma  and  customs  of  the  church  or  sooiety,  to  which  he  belongs.  When 
solemnized  by  a  magistrate  no  particular  form  shall  be  required**,  etc.  min- 
destens ein  Zeuge. 

s  Ohio  s.  6.  Delaware  s.  2.  Maryland*  (1.  Januar  1860.)  s.  5. 
Maine  s.  5.  —  in  diesen  beiden  Staaten  alternativ  mit  dem  Certificate  dea 
Clerk  —  Massachusetts.  Vgl.  Kent  a.  a.  O.  2,  89.  -r-  In  dem  letz* 
ten  Staate  wurde  die  Publication  der  Aufgebote  Seitens  des  Riehtera 
schon  i.  J.  1692.  genau  geregelt  The  Charters  etc.  243. 

^  Tennessee  8.  2439:  „All  jüstices  of  the  peace,  judges  and  chan« 
cellors  in  the  State  **.  Virginias.  5:  „Pro  vides  that  the  county  court  may 
appoint  one  or  more  peraons  to  celebrate  the  rite  of  matrimony**.  Ken- 
tucky s.  8:  „Judges  of  the  county  court  and  such  jüstices  of  the  peace  as 
the  county  eoort  may  authorize**.  Wisconsin  s.  4:  „. . .  any  justice  of 
the  peaoe  in  the  county  in  which  he  is  elected . . .  and  throughout  the  state 
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Bitzer  des  höchsten  Gerichtshofes  —  und  Stadtma^trate^  & 
Brautleute  zusammen^  meist  wie  auch  die  Geistliche  nur  & 
einen  bestimmten,  ihnen  zueriheilten  Bezirk  beglaubigt 

T»aendcr  Kichtcr  uud  Geistliche  müssen  bei  der  Trauung  die  Al> 
sieht  haben,  ihre  amtKchen  Functionen  zu  erfüllen.  Bloflser 
Consensaustausch  vor  Urkundspersonen,  welche  gegen  iha 
Willen  zu  dessen  Anhörung  genöthigt  werden,  begründet  daher 
—  umgekehrt  wie  nach  den  Vorschriften  des  Tridentinum  — 
keine  Ehe^ 

nng  nm^?8        ^^^  ^^^  Trauung  jedoch  müssen  die  Brautleute  bei  einem 

^vertiäftoiMe!"®'*"^^^^®'*  Beamten  einen  genauen  Nachweis  über  ihre  Per- 
sonalverhaltnisse  fuhren.  Namen  und  Wohnort  angeben,  auch 
wohl  die  Zeitdauer  des  letzteren,  Beschäftigung,  Alter, 
Farbe  u.  s.  w.* 

ESiimäJg.  ^^^^  ^^®  minderjährig  (wie  in  England  unter  einundwanng 
Jahren)  S  so  haben  sie  die  elterliche  Einwilligung  darzuthun, 
entweder  schrifUich  von  Zeugen  beglaubigt,  welche  der  Con- 
sentirung  beigewohnt  haben  und  auch  wohl  die  Richtigkeit 
des  Schriftstückes  beschwören  müssen,  oder  so,  dass  die  Ge- 
walthaber persönlich  vor  dem  Beamten  erschein^i^ 

by  any  judge  of  a  court  of  record".  New- York  s.  8:  „Judges  of  tbe 
Coimty  Courts  and  jusüces  of  the  peaee".  Minnesota  (wie  bei  Wii- 
eonein).  Connecticut  s.  2:  „the  judges  of  the  supreme  court  of  eiron, 
judges  of  the  county  courte ,  juetices  of  the  peace  ".  Kansast.5:t,  emy 
judge  and  justice  of  the  peace  *S  M  is  s  o  u  r  i  s.  6 :  „  every  judge ,  justice  of 
a  county  court  and  justice  of  the  peace^S  New- Jersey  s.  2:  «ew! 
justice  of  the  peace  ^^  M  a  i  n  e  s.  1 1 :  „Every  justice  of  the  peace  appointed 
for  a  county  or  for  the  State  and  residing  therein'^  Californis  b.  6: 
„eTery  judge  and  justice  of  the  peace".  Ohio  s.  8.  Rhode  Islands  b.7. 
Indiana  s.  6.  Neyada  s.  4.  Vermont  s.  11.  —  rein  kirchliche  £h^ 
Schliessung  in  Maryland  s.  4. 

1  New- York  s.  8:  „Mayora,  recordersandaldermenofcities^  De- 
laware s.  2 :  ^  the  mayor  of  Wihnington  'S 

«  Vgl.  Milford  v.  Worcester  u.  Mangue  v.  Mangue  in  Dige»* 
of  the*  decisions  of  the  supreme  judioial  oourt  of  Masat- 
chusetts  (Boston  1851.)  468.  f. 

3  Das  vertritt  die  Stelle  der  Aufgebote,  ygL  oben  6.475.— Tennessee 
e.24il.  Ohio  8.7.  Maines.  5.  Kentucky  a.  10.  Rhode  Island  i.1^ 
Indiana  8.  &  Connecticut  a.  5.  Maaaachuaetta  a.  7.ff.  Termoiit 
8.5.  —  Anderswo  haben  sich  die  Trauenden  selbst  vom  Fehlen  der£h^ 
hindemisse  zu  überzeugen ;  auch  durch  Eid  der  Bnnitieute.  Ne w- J er*«7 
8.8.  Kansas  8.  6.  Missouris.?.  Minnesota  8.6.  Wiaeonsins.^- 
New-York  s.  10. 

*  Bei  Mädchen  meist  unter  18  Jahren.    VgL  Kent  a.  a.  0. 2, 78. 

ß  Wisconsins.?.  Minnesotas.?.  Miaaouri  a.  7.  Kansas  «■«• 
New-Jeraey  a.  8.  Maine  a.  6.  Ohio  a.  7:  l^entucky  a.  11.  »»'• 
ginia  a.  8.    Delaware  a.  8.    Indiana  a.  10.  12.    Connecticut  s.*- 
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Erst  wenn  diesem  letzteren  eraichtUch  ist»  dasa  keine  ge-  £[|^J^'}n^*i^ 
Betzlichen  Hindernisse  der  beabsichtigten  Ehe  en^^genatebcn»  "d~/%*{^' 
erthdlt  er  einen  Sch^n,   der  zur  Trauung  ermiichtigty  ^'^^  lülTttthdul 
harte  Strafen  droben  seiner  Leichtfertigkeit  oder  seinem  Uih 
gehorsam^« 

Ohne  einen  solchen  Schein  darf  aber,  ebenfalls  miter  An«» 
drohung  empfindlicher  Strafe,  keine  der  trattberechtigten  Per» 
sonen  die  Eheleute  zusammengeben'. 

Gleich  nach  der  IVanung  sind  die  Civilstandsregister  zuR«gittrironsr. 
berichtigen»  was  meist  durch  eigene  Beamte  geschieht,  welche 
einen  ihnen  von  den  Eheleuten  zugestellten»  von  dem  Tranen^ 
den  ausgefertigten  Schein  in  die  Register  eintragen'« 

M  as  8  a  c  h  u  8  e  tt e  8. 0.  Nichts  ist  in  dieser  Beziehung  in  dem  Gesetze  von 
New-York  Torgeschrieben«  -~  Wie  weit  dabei  die  pnritanisehe  Oesetz- 
gebang  ging,  ergiebt  sich  aus  den  merkwürdigen  Statuten  von  Massa- 
chusetts a.d.  J.  1647.  in  The  Charters  etc.  S.  151:  „And  whereas  Qod 
hatb  cmnmitted  the  care  and  power  into  the  hands  of  parents  for  the  dis- 
posing  their  diiidren  in  marriage ,  so  that  it  is  agunst  nile  to  seek  to  draw 
away  the  affections  of  young  maidens,  under  pretence  of  pnxpose  of  mar- 
riage, before  their  parents  have  given  way  and  allowance  in  thatrespect; 
lud  whezeas  it  is  a  common  practice  in  divers  places  for  young  men  ir- 
legularly  and  disorderly  to  watch  all  advantages  for  their  otU  purposes  to' 
insinuate  into  the  affections  of  young  maidens,  by  Coming  to  them  in  places 
and  seasons  unknown  to  their  parents  for  such  ends,  whereby  much  evii 
hath  grown  amongst  us,  to  the  dishonour  of  God  and  damage  of  parties;  for 
prerenlion  thereof  for  time  to  come : 

It.is  further  ordered,  that  whatsoever  person  from  henceforth  shall 
endeaTonr,  directly  or  indirectly,  to  draw  away  the  affection  of  any  maid  in 
thia  Jurisdiction,  under  pretence  of  mairiage,  before  he  hath  obtained  liberty 
and  allowance  fi'om  her  parents  orgoyemors  or,  in  absence  of  such,  of  the 
nearest  magistrate,  he  shall  forfeit  for  the  first  offence  five  pounds,  for  the 
second  towards  the  party  teu  pounds,  and  be  bound  to  forbear  boj ftirther 
attempt  and  proceedings  in  that  uniawfui  design ,  without  or  against  the 
allowance  aforesaid;  and  for  the  third  offence  upon  infonnation  or  com« 
plaint  by  such  parents  or  goTemors  to  any  magistrate,  giriog  bond  to 
prosecute  the  party,  he  shall  be  oommitted  in  prison ,  and  upon  hearing  and 
conviction  by  the  next  oourt,  shall  be  a^judged  to  oontinue  in  prison  untU 
the  couxt  of  assistants  shall  see  cause  to  release  ". 

^  Tennessee 8.2442.  Delawares. 2.  Maines.  18.  Californias. 7* 

*  Connecticut  s.  6.  Rhode  Island  s.  11.  Indiana  s.  17.  ff. 
Dnm  fiült  natürlich  in  den  Staaten  fort,  wo  ein  solches  Certificat  aberhaupt 
unadthig  ist.  Vgl.  o  b  en  S.  475.  InCalifornien,  wenn  die  Parteien  schoa 
Yorfaer  zusammengelebt  haben.  Doch  hat  der  trauende  Oeistliche  das  dann 
in  dem  Kirchenbuohe  zu  yermerken.  s.  7. 

<  Minnesota  b.  9.  Missouri  s.  9.  Kansas  s.  7.  New-Jersey  s.  6. 
Maines.  15.  Ohio  s.  8.  Kentucky  s.  12.  Virginia  s.  IS.  Delaware 
a.  5.  Nevadas.  8.  f.  California  s.  8.  f.  Connecticut  8.7.  Indiana 
a.  15.  t  Massachusetts  s.  21.  f.  —  In  einigen  Staaten  wird  der  IVau- 
acbein  nur  auf  Veriangen  der  Parteien  —  „on  request"  —  ausgefertigt  So 
in  New-York  a  13.  Wisconsin  s.  9. 
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Ein  solcher  Vermerk  macht  ToUen  Beweis  für  die  Sdilie»- 
song  der  Ehe* 

Die  Hauptechwierigkeit  bei  dem  Ton  diesen  Gesetzen  be- 
folgten Systeme  Hegt  in  dem  Umstände,  dass,  wo  so  viek 
Potaurehen.  Trauberechtigte  ezisdren,  deren  Befiigniss  sich  m^t  jeder 
Beurtheünng  entzieht,  leicht  vor  unberechtigten  Personen  die 
Ehen  geschlossen  werden  können,  und  denmach  nichtig  Beis 
müssten. 

Dagegen  ist  jedoch  fast  überall  besondere  Voraorge  ge- 
troffen und  angeordnet  worden,  dass,  wenn  die  Eheleute,  oder 
auch  nur  Eil^er  von  ihnen,  bei  der  Trauung  im  guten  Olsnben 
waren  und  dann  zusammen  gelebt  haben,  auch  ungeachtet  der 
Nichtberechtigung  des  Trauenden  die  Ehe  gültig  sein  solle'. 
^dMd«.  ^^  Auslande  geschlossene  Ehen  endlich  werden  ludi  der 

lea  loci  contractua  beurtheilt'.  Dass  die  Amerikanischen  Con- 
Conanin.  suln  zur  Trauung  nur  berechtigt  sind,  wenn  diese  Beiugmse 
ihnen  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  bei  welchem  sie  be- 
glaubigt sind,  zusteht,  ist  in  einem  Circulare  des  Attorne; 
General  y.  11.  November  1854,  ausdrücklich  ausgesprochen 
worden« 

y.    Die  Niederlande*. 
i<  Von  der  Befonnation  bis  zu  Ende  des  achtsehnten  JahrhimdeitL 

SJJhJwJäe"  ^^®  niederländische  protestantische  Kirche  stellte  über 
die  Eheschliessung  keine  von  den  kanonischen  Bestimmungen 
abweichenden  Regeln  auf. 

^  Massachusetts  t.20.  Virginia  g.7.  Neyada8.lS.  Wiseonflin 
8.18.  Delaware  8.2.  Virginias.  7.  Kentuckys.  7.  Mainea.!?. 
Ffir  unbefugtes  Trauen  sind  übrigens  überall  harte  Strafen  —  Oeftngnii«  - 
ausgesprochen,  ebenso  wie  für  falsche  Begistereintragungen.  —  Aach  über 
Quäker-u.Juden-  Ehen  sind  häufig  Vorschriften  gegeben.  Sie  soDes 
nach  dem  Ritus  dieser  Religionsgesellsohaft  eingegangen  werden.  Vgl. 
Minnesotas.  16.  Rhodeisland  8. 15.  New-York  b.19.  WisconsiB 
8, 14.   Maine  s.  10. 

s  Missouri  s.  5.  Kansas  s.  4.  Virginia  s.  16.  CalifornUa-^- 
*  Das  belgische  Recht  wird  sich  an  das  francOsisohealuicUiasMB' 
—  Von  Literatur  ist  ausser  den  unten  citirten  Werken  antuführen:  Btor 
mel  de  legitimer,  nupt  requisitts  (Fr.  1767.).  Berckens  de  justis  Dvptüt 
(L.B.1727.).  Blaubeen  de  nuptiis  (L.  B.  18S2.).  Boddens  de  eooieoiB 
parent  in  nuptüs  liberor.  (L.  B.  1744.).  Bruy n  de  sponsalibus  (L.  B.  174^-)« 
Cau  denupt(L.B.1710.).  Fagel  de rit  nupt  (Tr.  1690.).  Hooghtwosdt 
de  ooniugio  (Tr.  1702.).  Marez  de  nupt  (Tr.  1696.).  Opperdoe«  « 
nuptiis  (Hard.  1698.).  Fau  de  justis  nupt  (L.  B.  1757.).  Paai>  ^  ^^ 
eoniugii  (Tr.  1744.).  Raed  t  de  requis.  matrim.  natur.  et  civil.  (L.  B.  V^ 
Roijen  de  ritu  nupt  (L.  B.  1749.).    Schuyt  de  sponsalib.  et  nnpt  (ir* 
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Wenn  Bclioii  in  Deutschland  die  sociale  Unordnung»  welche 
der  dogmatischen  Revolution  folgte«  die  E[irche  von  allen 
Neuenmgen  auf  dem  Grebiete  des  Eheschliessungsrechtes  ab- 
hielt, 80  mussten  diese  Motive  in  den  Niederlanden  noch  viel 
wirksamer  sein,  wo  die  neue  Confession  mit  bitterer  Noth  zu 
kämpfen  hatte,  und  sich  nicht  nur  gegen  den  gewaltig  an- 
drängenden KatholidsmuB,  sondern  auch  gegen  zersplitterndes 
Sectenwesen  schützen  musste. 

Darum  wurden  hier  die  reformirten  Lehren  von  der  kirch-^ 
liehen  Eheschliessung  schon  in  den  ersten  Synoden  ausge-* 
sprechen^» 

Das  lange  Elend  der  Verfolgung  aber,  welches  die  refor«  "S^^S^. 
mirte  Kirche  bald  nach  ihrer  Begründung  auszustehen  hatte,  '*^''™*"*'°- 
brachte  ihr  auch  Noth  und  Verwirrung  in  Bezug  auf  das  Ehe- 
schliessungsrecht.    Die  Protestanten,  und  zumal  die  Geist* 
liehen,  waren  harten  Strafen  ausgesetzt;  die  Edicte  Philipp' s 
und  das  Schwert  Alba's  wütheten  gleich  unbanxiherzig. 

So  konnte  von  öffentlicher  protestantischer  Eheschliessung  shen'd"^ 
keine  Bede  sein,  zumal  diese  nach  derPublication  derTrienter  ^^^'^^^ 
Bestimmungen  auch  jeder  kirchlichen  Exaft  entbehrtet    VieU 
mehr  wurden  die  Ehen  durch  blossen  Consens  eingegangen 
und  durch  die  copula  eamalis  consummirt. 

„  Voor  het  emaneeren  der  PoUtieke  Ordonnantie  in  Holland 
in  dato  1.  April  1580/S  sagt  Van  Zurck^  „tvierden  de  Hu- 

1659).  Sevenhuysen  de  iust.  nnpt  (L.  B.  1709.)*  Wewelinchoven 
de  iust.  nupt.  (L.  B.  1709.).  Beels  de  napt.  sec.  cod.  leg.  ciiril.  (Tr.  1828.). 
Boas  de  consensu  in  nupt  sec.  ius  hod.  (L. B.  1836.).  Boddaert  de  re- 
quifl.  nuptiar.  iure  rom.  et  iure  Holl.  nov.  (L.  B.  1809.).  Diephuis  de  ma- 
trim.  (Qr.  1840.).  Heurn  de  iure  matrim.  (SyW.  1825.).  Lipman  de  iure 
uapt.  Rom.  atque  hod.  (L.  B.  1822.).  Musquetier  de  conaenau  parent  in 
Dupt.  liberor.  (L.  B.  1820.).  Sassen  de  requisit.  justar.  nuptiar.  iure Neer- 
Land.  (L.  B.  1839.).    Seh arp  de  libertate  matrimonii  (Gr.  1804.).  — 

1  VgL  Acta  synodi  Wesaliensis  v.  J.  1568.  bei  Richter  K.O.  2, 
316:  „matrimonio  copolandorum  nomina  temia  diebus  dominicis  pro  sug- 
gestu  ad  populum  edi,  et  usus  rerum  et  experientia  quotidiana  testatur*'. 
Die  Fortsetaang  der  Stelle,  welche  Einzeichnung  der  Verlobten  in  daa 
Kirchenbuch  Tor  der  Trauung  anordnet,  siehe  oben  S.  220. 

2  In  Friealand  wurde  dasTridentinum  beispielsweise  i.  J.  1570.  durch 
Decret  des  Bischofs  Yon  Leeuwarden  publicirt  Groot  Plakkaat*  en 
Chart erboek  Tan  Friesland  (Leeuwarden  1765.  ff.)  3,  775.  Sonst  war 
Breilich  die  Fublication  in  den  einzelnen  Städten  und  Farochieen  sehr  zwei- 
Telhaft;  cf.  Relatio  d.  Card,  de  Alsatia  archiep.  Mechlin.  bei 
Etichter  et  Schulte  Conc.  Trid.  305.  ff. 

^  Codex  NoTus  Batavus  (Amsterdam  1803.)  S.  219.  Vgl.  auch  Koning 
U  Tooryaderlijke  levenswijze  (Harlem  1810.)  216.  Groot  inleydingh  tot 
te  hollandsche  Rechts-geleertheyt  (Rotterdam  1631.)  11.    So  erklftrte  Jan 
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veUjkm  mit  mindere  solemniUten  voUrokken,   en  op  zammige 
plcuUsen  solo  eoncubUu  gecontracteerd", 

^Ki^be™*^^        Aber  allgemach  erholte  sich  die  protestanüache  Kirche 
irinnt^ festen  von  den  harten  Schlagen,  welche  sie  schwer  getioffeii,  aber 
1578.  U79.  nicht  vernichtet  hatten«    Seit  d.  J.  1578.  und  besonders  seit 
der  Utrecht  er  Union  v.  J.  1579«,    in  welcher  zahlreiche 
Provinzen  —  Holland,    Zeeland,    Geldern,   Zutphen, 
Utrecht,    Gröningerland,    Friesland,    Over-Yssel, 
Drenthe  und  Stadt  Groningen  —  sich  von  Spanien  ab- 
sagten  und  für  unabhängig  eridärten»,  gewann  die  lefonnirte 
E[irche  festen  Boden  und  jetzt  konnte  auch  wieder  an  die 
Ordnung  der  socialen  Zustände,  an  die  Regelung  des  Ehe- 
schliessungsrechtes  gedacht  werden« 
synod6i574.         Schou  die  crstc  Provinzialsynode  Hollands  undZee«* 
lands  zu  Dordrecht  1574.  bekannte  sich  zu  den  Qnmd- 
1571.     Sätzen,  welche  in  der  Embdener  K.O.  v.  J.  1571.'  nieder- 
gelegt waren. 

stDe  dienam**,  heisst  es  im  Art.  83 ^  „en  suUen  niemandt 
uyiHroepen  ein  te  tronwen,  dan  die  verclaren  datse  sich  ook  wiüen 
loten  in^zegenen  ende  feamen  geven,  ende  man  eal  hen  vermantn, 
dat  ay  by  makanderen  niet  en  woonen  noch  elaapen  toi  daetu 
ghetrout  zijn'\ 
Kirchliche  OcffentHch  soll  auffi^eboten^  öffentlich  in  derselben  Ejrehe, 

Ehctehllct-  ... 

•nog.     wo  die  Proclamationen  erfolgt  sind,  getraut  werden^;-  die  £in- 


Hciml.  £h«n. 


willigung  der  Eltern  wird  filr  nothwendig  erklärt^  und  die 
Nichtigkeit  der  heimlichen  Ehen  ausgesprochen. 

f,De  hemeUjken  beloften'^,  sagt  die  Dordrechter  K.O.  v« 
J.  1578.^  „stdUn  van  geener  toaerde  zijn,  (Ende  die  euUen  vocr 
hejmeUjk  gehouden  werden,  de  welche  niet  en  tegenwoordicheydt 
van  twee  ofte  drie  van  de  Vrienden,  Bloetverwanten  o/ie  immer$ 

ETertc  i.  J.  1584:  „zijne  huisTiow  alleen  met  worden  getiouwd  te  hebbes» 
haar  de  helft  van  een  gebroken  penning  geTende  . . ."  bei  Blaupot  Ten 
Gate  geschied,  der  doopegerinden  in  Holland,  Zeland,  Utrecht  enOelTtf* 
land  (Amsterdam  1847.)  1, 152. 

^  Vgl.  van  Kampen  Geach.  d.  Niederlande  (Hamborg  1881.)  1, 447. 

S  bei  Richter  K.0. 2, 840. 

8  De  Kercken  Ordeninghen  der  ghereformeende  Neder- 
landsche  Korken  (Delftl€40.)  8.  28.  —  in  Wittens  keriLolijk  Placeit- 
boek  (8*GraTenhagel792.)S,440. 

*  ebendas.  art  85. 

5  ebenda».  art87. 

s  ebendas.  art.84. 

"v  ebendas.  S.  47.  art  79.  bei  Wittens  a.  a.  0. 3,459. 
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van  andere  ghelofwaerdighe  persoonen  aen  beyde  zijden  sullen 
ghedam  zijn",  und  ebenso  spricht  sich  die  K.O.  vonMiddel- 
bnrgh  y.  J.  1581.^  aus. 

Die  Verlöbnisse  aber  —  und  hier  brechen  die  Grundsätze  verisbniMe. 
des  kanonischen  Hechts  in  derselben  Weise  hervor,  wie  bei 
der  zeitgenössischen  deutschen  Kirche  —  sollen  vor  den  Geist- 
lichen eingegangen  werden ,  schon  als  sponsaKa  de  praesenH» 
d.  h.  „sonder  candiHe  ofte  uytaeminghe"^^  eine  Ehe  begründen 
nnd  demgemäss  nicht  durch  blosse  Willkür  der  Parteien  wieder 
aufgelöst  werden  können*.  — 


Mit  der  reformirten  Kirche  zugleich  waren  zahlreiche  s«ctea, 
Secten  emporgewachsen,  die  ebenfalls  der  Verfolgung  getrotzt 
hatten,  und  ausserdem  hing  ein  Theil  der  Bevölkerung  noch 
der  katholischen  Religion  an,  wenngleich  diese  jetzt  dieselbe 
Noth  erdulden  musste,  welche  sie  einst  über  die  reformirte 
Kirche  gebracht  hatte. 

Die  Geistlichen  dieser  Religionsparteien  sollten  nicht  trauen 
dürfen:  das  war  die  natürliche  Folge  eines  politischen  Syste« 
mes,  welches  die  früher  erduldete  Intoleranz  mit  gleichem  Maasse 
vergelten  zu  müssen  glaubte. 

Es  sollten  alle  Dissidenten,  und  also  auch  alle  Katholiken, 
ihre  Ehen  durch  reformirte  Priester  nach  reformirtem  Earchen- 
gebrauche  einsegnen  lassen. 

Diese  Forderung,  die  übrigens  so  direct  und  nackt 
kaum  ausgesprochen  wurde,  stiess  aber,  wenn  auch  nicht  auf 
offenen  Widerstand,  so  doch  auf  hartnäckigen  Ungehorsam, 
uncT  konnte  um  so  weniger  auf  Verwirklichung  rechnen,  da  ja 
die  reformirte  Kirche  ihre  eherechtlichen  Gebote  nicht  einmal 
in  ihrem  eigenen  Kreise,  unter  ihren  eigenen  Anhängern  durch- 
zuführen vermochte^. 

Der  Ausweg  aus  diesen  Schwierigkeiten  konnte  kaum  in 
Zwangsmassregeln  liegen,  die  sich  schliesslich  doch  als  er- 
folglos bewährt  haben  würden,  sondern  in  der  Aufstellung 
einer  Trauform,  welche  den  Anforderungen  des  Staates  ent- 

1  ebendas.  S.60;bei'Wilten8  a.a.O.  8,488. 

«  WortcderDordrechterK.O.v.J.  1578.art.78. 

•  Vgl.  DordrechtcrK.O.  y.  J.  1578.  art.  85.  a.  a.  O.  „de  ondertrouwe 
weltelyk  gedaan  zynde,  sal  ook  door  beider  partyen  bewiUinge  niet  ge- 
brooken  können  worden  ".  Vgl.  im  Ganzen  R  o  y  a  r  d  s  Hedendaagsch  Kerk- 
»gt  (Utrecht  1887.)  2, 815.  ff. 

^  Vgl.  oben  S.  479.  Anmerkg.  8. 
^riedberg,  Eheiehlieuung,  3]^ 
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sprach  9  den  Ansprüchen  der  Staatskirche  nicht  zuwiddief, 
und  endlich  auch  den  verschiedenen  Keligionsparteien  selbst 
annehmbar  erscheinen  konnte. 

matMesiid         ^  kamen.dic  Staaten  der  Provinzen  Holland  und  West- 

friesland  —  die  Generalstaaten  hielten  sich  meist  von  privitp 

civiiehe.  rechtlicher  Gesetzgebung  fem  —  auf  die  Civilehe,  die  sie 

übrigens  nicht  auf  die  ausserhalb  der  Staatskirebe  Stehendeo 

beschränkten,  sondern  Allen  zu^mglich  machten. 

?M^d°°piii*  -^^  ^*  -^P"!  15^*  '^^rde  die  „Ordonnantie  van  de 
d«n sieden  Politicu  binueü  den  Steden  ende  ten  platten  lande 

ÄiTndeVan  Hollandt«  erlassen^. 

i.A^uiMo!  ^^^  Eingang  des  Gesetzes  erwähnt  die  „ongheregMedin 
die  daghelijks  800  langher  aoo  meer  ghepkeght  tporden",  und  ge- 
denkt auch  der  Personen,  welche  aus  religiösen  Bedenllicii- 
keiten  ihre  Ehen  nicht  kirchlich  eingegangen  wären. 

JdlrbüSiri.  J®^*^  wurde  festgesetzt,  dass  die  Brautleute  vor  demMa- 
Aufgebot,  gistrate  oder  den  Kirchendienern  erscheinen  sollten,  um  m 
diesen  die  Aufgebote  zu  erbitten.  Hier  wäre  eme  genaue 
Prüfung  vorzunehmen  y  ob  keine  Ehehindemisse  der  beabsicb- 
tigten  Verbindung  entgegenstünden.  Namentlich  sollten  MänDer 
unter  fünfundzwanzig  und  Frauen  unter  zwanzig  Jahren,  so- 
Eiteriiehe  fem  sie  noch  nicht  verheirathet  eewesen  wären,  die  elterücbe^ 

Einwilligung.     .  ..  im. 

EmwiUigung  beibrmgen. 

Die  Proclamationen  erfolgten  dann,  dem  Wunsche  der 

Brautleute  gemäss,  entweder  an  drei  auf  einander  folgenden 

Sonntagen  in  der  Kirche,  oder  an  drei  Markttagen  vom  Batb- 

hause  aus,  und  je  nachdem  kirchliche  oder  civile  Aufgebote 

Faenitaure  verkündet  waren,  sollte  auch  die  Ehe  kirchlich  oder  bürgeriicii 

ClTllehe.       .  ,      o 

emgegangen  werden'. 

Paare,  die  ohne  die  hier  vorgeschriebenen  FornuJita^^ 
zusammenziehen  und  sich  für  Eheleute  ausgeben,  verfallen  d 
eine  mit  der  Zeit  sich  beständig  steigernde  GreldbuMe  ^ 
zuletzt  in  die  Strafe  der  Verbannung.  — 

i  bei Wiltens  a.a.O.  1.804. ff.   GrootPlakkatboek8,öOJ.ff 
^  Unter  Eltern,  dedarirte  das  Placcaet  v.  81,  Juli  1671.  Wilte»» 

a.  a.  0. 1,  864.  Groot  Plakkb.  8, 506.,  seien  nicht  die  Grosseiten  >» ^ 

stehen. 

8  Formulare  f&r  die  Civiiehe  siehe  unten  S.  486.  Vgl  auch Si0O>>* 

Leeuwen  Keur.  v.  Rhynl.  p.  428.  —  Für  die  kirchHche  Ehewsblie»«^' 
*  findet  flieh  das  kürseste  Formular  bei  van  Hasseit  Araheouclie  ^^^^ 
'  1,  68.  V.  J.  1654.    Der  Priester  sagt:  „Ick  binde  U  tsamen  mytten  btf« 

daer  Got  Adam  ind  Eva  my t  bonde'S  und  nennt  dann  die  Brautleute  „tcn 

getrouwde  luyde  vur  God  ind  die  werlt ". 
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Das  von  den  Staaten  von  Holland  gegebene  Beispiel  ^^^^ 
fand  in  zahlreichen  Statutargesetzgebungen  Nachahmung.  Fast 
jede  einzelne  Stadt  gab  specielle  Anordnungen,  vor  welchen  . 
Behörden  die  Aufgebote-  anzumelden  seien,  welche  Formen  bei 
der  Eheschlieasung  beobachtet  werden  müssten,  wie  unfeier- 
liche  Ehen  Strafe  verdienten,  oft  mit  besonderen  Ausdrücken 
der  Freude,  dass  durch  die  Civilehe  dem  Gewissensdrucke  ab- 
^holfen  sei^ 

Doch  blieben  auch  manche  Gesetzgebungen  bei  der  rein 
kirchlichen  Eheachliessung  stehen  und  die  Politique  Ordon- 
nantie  binnen  Zeelandt  vom  8.  Februar  1583.^  klagte  zwar  ze«i«nd. 
auch  mit  bitteren  Worten  über  die  beständig  wachsende  ge- 
schlechtliche Zügellosigkeit,  verlangte  ebenfalls  die  den  Auf- 
geboten vorangehende  Anmeldung  der  Eheleute  bei  der  Be- 
hörde, ohne  jedoch  eine  facultative  Civilehe  zu  gewähren« 

Indessen  wurde  hier  auch  den  protestantischen  Dissidenten  »«nnoniten. 
—  wenigstens  den  Mennoniten  —  vergönnt,  ihre  Ehen  nach  . 
eigenen  Beligionsgebräuchen  zu  schliessen'.  — 

Die  reformirte  Kirche  brachte  dem  Principe  der  Civilehe  Steuong  der 

keinen  Widerstand  entgegen.     Im  Gegentheile  erkannte  sienvciTUeh«. 

-die  staatlichen  Ehegesetze,  als  auch  in  foro  intemo  bindend 

^nS  und  die  Haager  Synode  v.  J.  1591.  bezog  sich  geradezu 

auf  die  Ordonnanz  des  J.  1580*.  Dieniiridtn. 

Die  protestantischen  Dissidenten  dagegen  und  di^  EAtho-i£en«berdie 

CiTU«h«. 

^  8o  Amsterdtm  bei  RooBeboom  Hecueil  van  yencheyde  Kenien 
«n  Costumes  .  • .  binnen  de  Stadt  Amsterdam  (Amsterd.  1656.)  128.  und 
Snchuysen  Ord.  t.  S.Dez.  1606.  ait.  8.  in  Handvesten  Privilegien 
AVillkeuren  ende  Ordonantien  der  Stadt EnchuysenCEnchuysen 
1667.)  S.  166. 

>  WiltenBa.a.0. 1,812.    GrootPlakkb.  8,508. 

8  VgL  Blaupot  ten  Gate  a.  a.  O.  1,203:  „eent  werden  de  jonge 
lieden  in  wettigen  ondertrouw  opgenomen  door  gecommitteerden  van  de 
g^meente;  yervolgens  geschiedde  de  afkoDdiging  der  huwelijksgeboden 
rfio  hunnen  Kansel,  en  eindelijk  werden  zij  door  den  leerar  plegtiginhet 
b  vwelijk  bevestigd  *'.  C.  d  e  V  r i  e  8  lijkrede  op  J.  Cuperus  (t77 1.)  20. 

^  Vragen  voorgestellt  ende  beantwoordt  tot  Middelburgh  , 
im  Zeelandt  ad.  1581.  art.  90:  „of  de  conscientie  des  ghenen  die  een 
heymelicke  belofte  ghedaen  heeft,  die  hy  niet  en  begheert,  ofte  niet  en 
dient  te  hoiiden,  daer  mede  ghenoegh  ontlast  is,  dat  de  overheyd  met  bare 
Ordonnantie  de  heymelijke  beloftan  van  onweeden  verclaert?  Antw. :  Die 
snlex  doen  zijn  te  vermanen:  maer  sodanige  beloften  verbinden  de  Con- 
scientien  niet  tot  volbrengige  deHuwelijcz:  insonderheydt  daer  de  Overbeyt 
de  beymelicke  beloften  verboren  heeft**  bei  Wiitens  a.  a.  0. 8, 507. 

5  deKerckenOrdeningben  a.a.  O.  S.  94. 

31* 
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liken  reagirten  heftig  gegen  die  ihnen,  wie  sie  klagten,  auf- 
erlegte Gewissensbedrückung^ 

Und  in  der  That  gelang  es  wenigstens  den  Mennonitea 
und  den  Lutheranern,  sich  in  vielen  Städten  kircUidie 
Eheschliessnng  vor  den  eigenen  Geistlichen  zu  erwirken;  ea  | 
den  ersteren  in  Dordrecht,  Leyden,  Haarlem,  Hoorn,  I 
Alkmaar,  Enckhuizen,  Medemback  und  Edam',  den 
.    letzteren  in  Groningen'. 

Den  katholischen  Geistlichen  dagegen  war  nur  anf  der 
Insel  Schokland^  und  in  Ameland^  zu  trauen  gestattet; 
anderswo  drohte  ihnen  Verbannung  und  wurden  die  Personen, 
welche  ihren  Segen  nachgesucht  hatten,  als  „pertwbateyn 
vande  ghemene  fiiste  ende  toelvaren*'  bestraft^  Die  nach  katho- 
lischem Ritus  geschlossenen  Ehen  mussten  in  Holland  ge* 
radezu  vor  reformirten  Priestern  noch  einmal  eingegangen 
Worden^. 
Jaden.  Den  Judeu  endlich  wurde  die  Ehe-£uigehung  nach  mo- 

saischem Ritus  häufig  erlaubt^,  und  selbst,  wo  sie,  wie  ia 

^  So  petirten  dieMennoniten  in  Aalameer,  Saar  dam  tindUitgeest 
i.  J.  1597.  um  die  Freigebung  der  Trauung.  W  i  1 1  e n s  a.  a.  0. 2, 124.  Vgl 
Blaupot  ten  Gate  a.  a.  0. 1, 208.  f. 

>  Vgl.  Glasius  Gesch.  d.  Christ  Kerk  InNederl.  na  de  Herr.  1, SSI. 
Tegenw.  Staat  d.  Nederl.  11, 80.  Tegenw.  Staat  t.  Zeeland  1, ISS; 
2, 40.  —  In  Am  B  t  e  rdam  war  es  den  Mennoniten  früher  erlaubt  und  wurde  | 
ihnen  L  J.  1621.  genommen.  Handvesten  y.  Amsterdam  2, 464. 
Wagen  aar  Amsterdam  8,  75.  —  Nicht  erlaubt  war  es  ihnen  in  Frietland. 
Tgl.  Tegenw.  Staat  y.  Friesland  2,680.  Kesol.  y.  24. Febr.  1671.  in 
Groot  Plakkaat-  en  Charterboek  y.  Friealand  5,  803.  HolUfld 
ygLEchtregl. (siehe  unt  S.487.)und  überhaupt  wo  nicht  apeciellePriTÜegia 
ertheilt  waren,  ygl.  Arn  t z  e  n  i u  s  instit.  iur.  belgici  (Groningae  1783.)  2, 9i 
ihr  Trauritual  siehe  bei  Blaupot  ten  Gate  a.  a.  O.  1,  395;  ihre  Orand- 
satze  in  Bezug  auf  Ehe  ebendas.  2, 224. 

3  Resol.  y.  Burger-  en  Rad  y.  17.  September  1785.  Das  Bitaal 
der  luther.  holländischen  Kirche  findet  sich  in  dem  Formulier  Boek 
yeryattende  VII  formulieren  die  by  Christelyke  GemeenteuJ 
toegedaan  de  onyeranderde  Augsburgse  Confessie  in  deei^ 
Nederlanden  gebruyght  worden  (Amsterd.  1609.);  die  Trauung  wi 
dort  auch  wie  injpeutschland  „beyestigen  en  bekrachtigen"  genannt  S.  3*« 

*  Tegenw.  Staat  y.  Holl.  4, 634. 

*  Tegenw.  Staat  y.  FriesL  2, 886. 
6  Plakk.  y.  d.  Lande  yan  Utrecht  y.  J.  1584.  Art  4.  und  die 

Ordonn.y.4.Märzl581.  inHolland'sPlaccaetboek  (Amsterd.  1«45.^ 
1,62;  y.  9.  März  1589.  ebendas.  1,  144;  y.  I.Juli  1594.  ebenda«,  l,!"'* 
Resolutiey.  17-Sept  1597.  in  Groot  Plakk.- en  Charterboek tio 
Friesland  4,970.  Van  Zurck  a.  a.  0. 1,556.  Arntzenius  a. a.  0.2,99- 

^  Vgl.  Arntzenius  a.  a.  0. 

3  So  wurde  i.  J.  1736.  ein  Rabbiner,  der  eine  nach  mosaischem  Bechte 
yerbotene,  nach  ataatlichen  Bestimmungen  erlaubte  Ehe  nicht  solennisii«^ 
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Hollandy  an  die  Vorschriften  staatlicher  Verordnungen  ge- 
bunden waren,  wurden  ihre  gegen  das  Greseiz  geschlossenen 
Verbindungen  zuweilen  nachträglich  legalisirt^  — 

Bevor  ich  jetzt  aus  der  wirren  Menge  der  Statutargesetzge- 
1>ungen  ein  Gesammtbild  des  niederländischen  Eheschliessungs- 
rechtes  bis  zu  den  Zeiten  der  Batavischen  Bepublik  entwickele, 
will  ich  noch  des  umfangreichen  Gesetzes  gedenken,  welches  ^J^^^*"^^^, 
Ton  den  Greneral-Staaten  über  Eherecht  erlassen  worden  ist,  JJ^in 
das  £cht-reglement   over   de  Steden   en   dorpen   tenPj^^'JjJfgJJ 
platten  Lande   onder   de   Generaliteyt  resorterende^JJJJ"*^/^ 
vom  18.  März  1656«.  leJiteme! 

Jeder,  der  in  den  Niederlanden  eine  Ehe  schliessen  will,^^j5j**d. 
wird  dort  vorgeschrieben,  hat  sich  mit  seiner  Braut  zur  Ein-^^^'J^^JJ 
Schreibung  auf  das  Bathhaus,  oder  in  das  Consistorium  seines*"*  ^®'^*"**** 
Domicils'  zu  begeben  und  dem  dazu  bestellten  Beamten  oder 
dem  Greistlichen  Namen,  Alter  und  Wohnort  so  wie  die  Ab- 
wesenheit aller  Ehehindemisse  zu  erklären. 

„Wa  dit  ondersoeck  hy  de  Gereghten  of  Commüsariasen,  oße 
in  hären  name  by  den  Secreiaris,  aldus  gedaen  zijnde^  aal  mm 
den  3r*jyd/tg(ym  en  Bruyt  voor  het  laetste  a/vrizgen,  of  se  beyde 
voor  Godt  en  haerlieden  verklären,  alles  alsoo  te  zijn,  als  sy 
hebben  geantwoordt,  en  voomeemena  zijn  als  de  geboden  aonder 
wetteUjeke  inspraecke  of  oppoaitie  gedaen  zijn,  haer  in  den  Echten 
etaet  tnet  den  eeraten  te  laten  beveatigen.  Daer  op  ay  beyde 
^yndelgek  auUen  motenja  aeggen". 

Die  Namen  der  Brautleute  werden  dann  in  ein  von  den^fj^^gJSf^, 
Magistraten  und  den  Kirchenbeamten  geführtes  Ehebuch 
{HouweUjckaboeck)  eingetragen,  und  drei  Aufgebote  entweder  Aufgebote. 
in  den  Kirchen  der  Orte,  wo  die  Brautleute  seit  einem  Jahre 
und  sechs  Wochen  gewohnt  haben,  oder  auf  dem  Bathhause 
verkündet.  Auf  dem  letzteren  mit  folgenden  Worten:  „2?« 
navolgende  Peraoonen  aullen  vergaderen  in  den  HouweKjcken  Staet, 
<i&  JV:  N.  etc." 

"Wollte,  geradezu  zur  Trauung  gezwungen.  Kersteman  Rechtsgeleerd 
^oordenboek  219.  f.  •—  VgL  auch  Koenen  Gesch.  der  Joden  inNederl. 
<Utrec]it  1843.)  Register  s.  ▼.  „Huwelijk".  — 

1  So  in  Geldern:  Jaerboek  1776.  p.  1305.  in  Holland:  Groot 
^lakkb.  3,  505;  5,  681;  Amsterdam:  Handvesten  1,  471.  Vgl. 
^echtsgeleerdeObservatien  (zu Hugo  de  Groot)  door  enGenoot* 
-'chap  yanJlecht8geleerden(8*Gravenhage  1778.) 4, 111. — 

s  beiWiltens  a.a.O.  1,817.  ff.   6rootFlakkb.2,2429. 

^  d.  h.  wo  sie  ein  Jahr  und  sechs  Wochen  gewohnt  haben. 
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Termin  der 

EheschUes- 

■osg. 


Ort  der 
Tnnonff. 

Form  dei 
Cliilehe. 


Stnfen. 


cifupracbe.  Einspräche  gegen  die  beabsichtigte  Ehe  wird  beim  Ma- 
gistrate erhoben,  welcher  den  Aufgeboten  Einhalt  zu  thun  be- 

^JJJJJ^fJJJ' fehlen  kann.  Leichtfertige  Trennung  der  Verlöbnisse  zieht 
Strafe  nach  sich^. 

Spätestens  binnen  Monatsfrist  nach  den  Aufgeboten  imi$s 
die  Ehe  geschlossen  werden  —  es  sei  denn,  dass  Krankheit 
oder  sonstige  Hindernisse  dazwischen  treten  —  bei  Strafe  von 
50  Gulden.  Diese  Strafe  wird  nach  zwei  Monaten  verdoppelt. 
und  nach  dreien  vervierfacht,  dann  tritt  Leibesstrafe  ein  oder 
zehnjährige  Verbannung  aus  dem  Vaterlande.  Die  Traunng 
muss  jedesmal  in  der  Earche  oder  auf  dem  Stadthause  er- 
Form  der  folgen,  nach  einem  bestimmten,  durch  das  Gesetz  voije- 
schnebenen  Rituale*. 

Ausserdem  werden  noch  strenge  Strafen  angeordnet  ge- 
gen die,  welche  ungetraut  als  Eheleute  zusammenleben,  äa, 

^  „Indien  een  van  beyde  de  Ondertrouwde,  voor,  in,  of  na  de  pro- 
damatien,  de  andere  lichtvaerdelijck  laten  Bitten»  blyrende  ongetroovt 
of  oock  surreptive  met  een  ander  Yleeschelijok  converseerende,  ondei- 
trouwende,  oftrouwende,  sonder  blijck,  door  behoorlijke  rechtsTorderin? 
van  voorgaende  beloften  ende  ondertrouw,  wettelijck  ontslagen  te  rijo,  «*' 
aal  de  Geinteresseerde  sijne  Part^ce  ter  eerster  instantia  beklagen,  dterbr 
Bigh  den  Officier  oock  ex  officio  sal  voegen,  ende  die  naer  u}tspraeckcbe- 
Tonden  wordt  ligbtvaerdelijck  ende  malitienselijck  gehandelt  te  hebbec. 
sal  boven  de  poenen  in  de  beschreven  Rechten  nogh  arbitralijck  rod^^ 
gestraft '^ 

^  Dasselbe  lautet: 

„Den  Secretaris  spreeckt  tot  den  Bruydegom. 

6y  N.  N.  bekent  hier  voor  de  Heeren  en  alle  de  Omstanders,  dat  gy  g^ 
nomen  hebt  en  neemt  tot  uwe  wettige  Huysvrouwe  N.  N.  hier  tcgentoor- 
digh,  dewelcke  gy  belooft  nimmermeer  te  verlaten,  maer  dat  gy  baer  latt  v 
dagen  uwes  en  hares  levens  aenhangen ,  lief  hebben  en  trouwelijck  v<^' 
sorgen  en  onderhouden,  met  haer  in  alleredelijckheyt,  vroomigheyt  eiwJ« 
eerbaerheyt  leven  en  huyshouden ,  en  haer  in  alle  dingen  tronwe  en  ^^ 
houden,  gelijck  als  een  eerlijck  Man  betaemt  en  sijne  HuysYrouwe  ^v\&P 
is  te  doen.    Belooft  gy  dit  N.  N.  ? 

Den  Brydegom  antwoordt,  ja. 

Tot  de  Bruyt. 

Gy  N.  K.  bekent  mede  voor  de  Heeren  en  alle  umstanden,  dat  ff^ 
nomen  hebt  en  neemt  tot  uwen  wettelijcken  Man  N.  N.  hier  tegcnwoordi^ 
dien  gy  belooft  nimmermeer  te  verlaten,  maer  dat  gy  hem  sult  de  dsg^° 
uwes  en  sijnes  levens  anhangen,  gehoorsamen,  dienen  en  helpeo,  ^^ 
rechtelijcke  en  redelijcke  dingen,  met  hem  in  alle  redelijckheyt,  nomigi|^|: 
en  eerbaerheyt  leven  en  huyshouden,  en  in  alle  dingen  trouwe  en  gel<^^ 
houden,  gelijck  een  getrouwe  en  eerbare  Huysvrouwe  betaemt,  ende  b»**' 
Man  Bchuldigh  is  te  doen.    Belooft  gy  dit  N.  N.  ? 

De  Bruydt  antwoordt,  ja.  -, 

Geeft  elokander  de  rechter  handt    De  Heeren  Burgemeeste»)  ^ 
penen  ende  CommissarisBen  wenschen  haer  geluck". 
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wie  ausgesprochen  wird,  die  Erfabrimg  lehre»  dass  dies  nur  zu 
häufig  vorkomme. 

Ehen  Minderjähriger  ohne  elterliche  Einwilligung  werdenj.j^|J2}{*^*** 
^radezu  fiir  nichtig  erklärt ,  und  ebenso  die  von  katholischen  Eben  der 
oder  dissidentischen  Geistlichen  eingesegneten  Verbindungen.  DiMideuteii.* 

,,Geenvan  deRoamsche  Geesielijckheyt",  lautet  dieser  wich- 
tige Artikel,  ,,of  van  eenige  Secte,  so  se  mögen  genaemt  zyn» 
suUen  haer  ondenoinden  yemandt  in  ondertrouw  op  te  neemen,  te 
trouwen  of  hertrouioen,  op  poene  voor  de  eerste  ret/ee,  dat  alle  de 
soodanige  de  plaetse  harer  tcooninge  of  reeideniie  terstondt  eal 
werden  onteeyL  Ende  Indien  ey  van  het  Landt,  eenige  alimen^ 
taue  genieten,  dat  ee  de  facto  daer  van  eullen  vervallen  zijn,  en 
vor  de  tweede  reyse  dat  ae  uyt  one  Landt  aullen  gebannen  wor-^ 
den,  sonder  daer  immermeer  weder  te  mögen  inkomen,  en  soodanige 
ondertrouwe  sal  daerenboven  nul  en  van  geender  waerde  zijn,  en 
niemandt  hem  vervorderen  daer  op  eenige  proclamatie  en  solem^ 
nisatie  te  doen.  En  die  haer  by  soodanige  laten  ondertrouwen, 
of  oock  daer  toe  raedt  en  daedt  gegeven  hebben  sullen  verbeuren 
hundert  Carolas  gülden^*.  — 


Die  statutarischen  Bestimmungen,  auf  welche  wir  jetzt  .^^gebSg. 
überzugehen  haben,  weichen  nur  unwesentlich  von  dem  durch 
das  so  eben  besprochene  Gesetz  fixirten  Rechte  ab. 

Der  Eheschliessung  geht  das  Verlöbniss  voran,  welches  veriöbnug. 
von    mindestens    vierzehnjährigen  Männern    und    mindestens 
zwölQährigen  Mädchen  eingegangen  werden  kann^  schriftlich 
vor  Zeugen,  wie  in  Utrecht*,  Groningen'  und  Culem- 
burgS  oder  ohne  jede  besondere  Form^ 

Die  Einwilligung  der  beiderseitigen  Eltern  ist  dazu  noth-  Elterliche 
wendig^,    an  deren  Stelle   zuweilen,   wie   in  Geldern,   die 

1  Vgl.  Broawerde  iure  connub.  ap.  Batavos  recepto  I.  8.  n.  21.  In 
Priesland  genügt  nach  Hub  er  Hedendaegse  Rechts  Geleertheyt  (Am- 
flterd.  1742.)  1. 5.  §.  11.  das  siebente  Jahr. 

>  Echtregl.  art.  9.  Matthaeus  Observ.  rer.  iudicatar.  27.  —  öffent- 
liches vom  Notar  verfasstes  Instrument  mit  der  Unterschrift  von  wenigstens 
zwei  Zeugen. 

s  Const.  T«  Houwelijks  beloft.  art.  8. 

^  Landr.  25.  art  27. 

^  Vgl. Bro u wer  a.a.O. I.  23. n. 6.    Arntzenius  a. a.  O.  2,  6. 

^  Geldern  Echtordn.  art.  2.  Landr.  y.  Kuilemb.  25.  art.  28. 
!Nieuw.  Instructie  voor  Huwel.  Commiss.  te  Amsterd.  art.  2. 
Stadtr.  ▼.  DeventerD.  III.  tit  1.  art.  8.  Groeningen  Constit.  van 
Bouwelijks  beloft.  art.  1.  u.  4.  Oldamst.  Landr.  IV,  21.  —  Vgl 
l^rouwer  a.  a.  O.  II.  24.  n.  2.    Arntzenius  a.  a.  0. 2, 10. 
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Groseeltem   treten  ^^    anderswo    die   Verwandten  und 
jnünder^ 

^^2Smu"'  Heimliche  Verlöbnisse  sind  kraftlos  und  ziehen  für  lue 
dabei  Betheiligten  Strafen'  nach  sich,  die  gesetzlichen  dag^ 
gen  —  für  welche  der  Ausdruck  ,,ondertrouw,  huwelgk  sbaim^ 
oder  in  Groningen  s,wijnkoop  en  wascoop"  gebnUicUich  ist 
—  müssen  vollzogen  werden^  und  fuhren  für  den  widerspio- 
stigen  Theil  Gefangni^s — „gijselinge"^  —  oder  Vcrurtheilmg 
in  contumaciam  herbei^;  es  sei  denn,  dass  er  einen  gerechten 
Grund  für  die  Auflösimg  des  Bandes  dem  Magistrate  darzo- 
thun  vermochte^. 

väwJSLe!'  Durch  beiderseitige  Einwilligung  werden  natürlich  die 
Verlöbnisse  überall  ohne  Weiteres  aufgehoben  *,  mit  Ada- 
nahme  von  Geldern*  und  O  veryssel*®,  wo  die  altkmonische 
Theorie  noch  in  dieser  Beziehung  Geltung  hat,  wie  denn  auch 
in  Groningen  die  Dispositionsbefugniss  der  Braut  über  ihr 
Vermögen  schon  durch  das  Verlöbniss  zu  Gunsten  des  Bräu- 
tigams beschränkt  wird^^. 

1  Schrassert  Cod.  Gelro-Zatpbanicus  1,  271.  —  Vgl.  ArntieniBs 
a.  a.  0. 2, 12. 

*  Amsterdam:  Instructie  Yoor  CommiBS.  van  Huwelijks  zak.  arti 
Geldern:  Echtord.art. 4.  EnchuysenHandv.  p.  153.  Zeeland:Polit' 
Ord.ait.7.  Oldampat  Landr.  IV,  20.  —  Vgl.Brouwer  a,  a.O.I,W. 
n.  10.  Arntzenius  a.  a.  0. 2, 18. 

8  Die  Strafen  schreiben  sich  von  dem  oben  erw&hnten  Edicte  Karls  V 
her.  Vgl.  Rechtsgel.  Observat  a.a.O.  4,21,  Culemburg.La&dr. 
25.  art.  29.  Gro  eningen  Const.  v.  Houwelijks  beloft  art.  6.  Oldampit' 
Landr.  IV,  19. 

4  Vgl.  Schrassert  ad  Reform.  Velav.  cap.  27.  art  1.  no.  12.  Arntie- 
nius  a.  a.  0.2,20. 

5  Brouwer  a.  a.  O.  I.  24.  n.  S.  Voet  Comment.  ad  Dig.  de  aponsal 
n,  12.    Groeningen:  Constit  Tan Houwilijks beloft.  art.  1. 

^  Matthaeus  Obs.  rer.  iudic.  28. 

7  In  Gro  eningen  nur  aus  denselben  Gründen,  welche  EheacheidoB? 
rechtfertigen:  Constit.  te  Groning.  Tan  Houwelijks  beloft  ait> 
Oldampst.  Landr.  IV.  14.  —  nie,  wenn  concubitus  hinzugetreten  ist  oac£ 
Cos  over  hetHuwel.  §.  104.  —  Die  einzelnen  Gründe  sind  aufgefulirt be« 
Cos  a.  a.  O.  §.  87.  ff.  Brouwer  a.  a.  O.  I.  25.  n.  12.  ff.  Arntieoiot 
a.  a.  O.  2, 23.  ff. 

8  So  in  Holland  und Zeeland:  Brouwer  a.a.O.  1.25.  n. 56.  Co^ 
a.  a.  O.  §.  88.  Voet  a.  a.  O.  ad  Dig.  de  sponsal.  n.  18;  in  FrieaUod: 
Huber  a.  a.  O.  L5.  §.  11;  Groeningen:  Constit  van  Houwelijks  beloft. 

art.  1.    OldampstLandr.  IV.  13. 

9  Arntzenius  a.  a.  O.  2,22. 

w  Landr.  DeellLTit  1.  art.  1.   Stadr.v. D eventer DeelHI.  Titl. 

art.  4. 

"  Constit  V.  Houwelijks  voorwoord.  art  23. 
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ksd  dies  Eheyersprechen  folgt  nothwendigerweise  die  y^JSJJiJ* 
öffentliche  Verlobung.  Beide  Brautleute  begeben  sich  zu  den 
üheschliessungsbeamten  —  ganz  wie  es  im  Echtreglement 
vorgeschrieben  ist  —  um  die  Angebote  zu  erbitten.  Dies 
nennt  man  ^^inUheneny  andertrouw,  de  geboden  aangeven,  zgn 
troyw  bekendmcJcen,  beloften  van  daetKjke  trouwe'*.  — 

Diese  Beamten  sind  aber  entweder  allein  Greistliche  wie  Beamte. 
in  Geldern^  oder  der  Ma^strat  des  Wohnortes,  der  „Maalr 
stede",  der  Brautleute  —  in  Holland,  Zeeland  und  Fries* 
land'  —  oder  ein  CoUegium  weltlicher  Beamten  —  ComU- 
sartsaen  van  huwelijksche  zaken,  wie  in  Amsterdam,  Oude* 
water,  Leyden,  Enchujzen^  —  oder  endlich  Geistliche 
und  Ma^strate  je  nach  der  Wahl  der  Brautleute,  wie  in 
Utrecht,  Overyssel,  Flandern  und  Brabant^. 

Verlöbnisse  finden  zur  festgesetzten  Zeit*  an  bestimmtem  ort  dwver- 
Orte  statt,  also  in  der  Wohnung  des  Geistlichen,  —  was  freilich 
aelten  gestattet  ist^ — im  Consistorium^  und  auf  dem  Bathhause^. 

Die  Brautleute  haben  da6ei  den  Beamten  über  alle  ihre 
Personal  Verhältnisse  genau  zu  unterrichten^  und  namentlich 
auch  ihrer  Seligion  Erwähnung  zu  thun,  denn  in  einzelnen 
Provinzen  wurde  Minderjährigen,  die  der  reformirten  Kirche 
angehörten,  die  Ehe  mit  Katholiken  nicht  gestattet  ^^  in  an- 

1  Reglern.  2.  Maij  1770.  art.  1. 

<  Folit  Ordonn.  artS.  van  derEijck  Handv.  v.  Zaidholl.p.  120. 
€oB  a.a.  O.  §.  147.  Arntzenius  a.  a.  O.  2,  27.  f.  van  Zurck  a.  a.  O. 
1,  561. 

*  Ordonn.  voor  Comm.  van  huwel.  zaak.  art  2. u.  3.  —  Keuren 
V.  Oudewater  ad.  1605.  art  21.  —  Instructie  voor  Commiss.  van 
iiawel.  zaak.  art.  1.  —  Ordonn.  ?oor  CommisB.  van  huwel.  zaak. 
art  2.  u.  8.  (ad.  1606.) 

4  Plakkaatb.  1,  436;  3,  510.  —  Landr.  Deel  II.  tit  1.  art.  4.  — 
Echtregl.d.  Staat.  Gen.  art.  1.  u.  2.' -r  Arntzenius  a.a.O.  2,28. 

5  Arntzenius  a.  a.  O.  2, 29. 

6  Beispielsweise  in  Utrecht  Jaerboek  1758.p.l036. 

7  So  in  Brabant  und  dem  belgischen  FJiandern.  Echtreglem. 
T.  d.  Stat  Gen.  art.  5. 

8  Bechtsgel.  Observat  a.  a.  0. 4, 22.    Arntzenius  a.a.  O.  2, 28.  * 
^  So  müssen  Name ,  Stand  und  Wohnung  angegeben  werden  in  Gel- 
dern: Echtord.  art.  9.  Landr.  v.  Kuilemb.  25.  6;  in  Holland:  Keur. 
y.LeydenS.  168.  GrootPlakkb.  3, 1080;  5,1136.    Wittwen haben  den 
Namen  ihres  früheren  Mannes  zu  nennen  in  Groeningen:  Instruct  voor 
0>mmissar.  van  Huwel.  zaak.  art.  8;  in  Holland  und  Zeeland  müssen 
«le  auch  nachweisen,  dass  sie  die  auf  Trauungen  gelegten  Steuern  bezahlt 
isaben,GrootPlakkb.4,900;  5,1294. 

10  In  Geldern:  Männem  unter  25,  Frauen  unter  20  Jahren:  Jaer- 
\>oek  1752. p.  658;  in  Holland:  M&nnem  wie  Mädchen  unter  25  Jahren. 
Jaerboek  1755.  p.  72.  f. 
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deren  mussten  wenigstenB  die  Aufgebote,  falls  ein  Thdl  neuer- 
dings ZOT  katholischen  Kirche  übergetreten  war,  auf  ein  Jihr 
verschoben  werden  ^, 

Auch  die  Einwilligung  der  Eltern  muss  dargethan  werden, 
sei  es  durch  deren  persönliches  Erscheinen  vor  dem  Magistrate, 
sei  es  durch  schriftliche,  beglaubigte  Erklärung^.  —  Werdern 
Magistrate  wissentlich  falsche  Angaben  macht,  verfallt  in  harte 
Strafe  ^  ohne  dass  jedoch  die  Ehe  ungültig  würde.  Nur  wenn 
die  Gewalthaber  nicht  oonsentirt  haben,  tritt  meist  Nichäg- 
keit  der  Ehe  ein^  zuweilen  auch  noch  mit  Geldbusse  Ter- 
bunden^ 
lösaog  dieser         Durch  die  dargestellten  Verlöbnisse  wird  dne  Elast  auf 

Verlöbnlsae.  ^  ^ 

^  So  för  Orossjährige  in  Geldern:  Jaerboek  1752.  p.  559.  Hol- 
land: Jaerboekl755.  p.  75. 

'  Minderjährige,  deren  Alter  freilich  vielfach  verschieden  feitgesetit 
ist  —  Holland:  bei  Männern  25,  bei  Frauen  20  Jahre;  Cailembuig: 
22  J.;  Utrecht,  Overyssel:  25  J. —  bedürfen  des  elterlichen  Consenses 
immer,  sei  es  auch,  dass  sie  emancipirt  sind;  und  zwar  haben  die  Eltern 
nicht  nöthig,  irgend  einen  Grund  ihfes  Widerspruches  anzugeben.  Nor, 
wenn  die  Ehe  aus  religiösem  Hasse  verboten  wird,  dass  nämlich  katholische 
Eltern  die  Verbindung  ihres  Kindes  mit  einem  Protestanten  zu  hintertreiben 
suchen,  kann  die  Obrigkeit  einschreiten,  die  sonst  auf  eine  rein  vennittelsde 
Thätigkeit  beschränkt  ist.  So  in  Geldern  Echtord.  art  8.  ^  Bei  Gross- 
jährigen gilt  in  Geldern  ebendasselbe  Recht  —  Echtord.  art.  2.  —  vie 
Schrassert  ad  Reform.  Velav.  27.  art  1.  n.  12.  richtig  gegen  GorisAd- 
versar.  iur.  subcisivor.  ad  lucem  consuetudinis  ducat  Oelriae  et  comitat. 
Zutphaniae  ac  vicinarum  Belgii  provinciar.  (Amhemii  1651.)  tract  III.  c  10. 
n.  25.  darthut  —  anderswo  aber  müssen  die  Eltern  die  Gründe  ihres  Dis- 
senses  darlegen.  So  in  Holland:  Polit  Ordon.  art.  8.  Instruct.  van 
Commiss.v.HuweLzaak.te  Amsterdam  1754. art. 5. etc.;  in  Utrecht: 
Abrah.  t.  Wesel  ad  Novell.  Traiect.  art,  14.  u.  s.  w.  vgl. Brouwer  a.a. 
D.U.  24.  n.  8.  Cos  a.a.  0.§.  5^.  Arntzenius  a.  a.  0.2, 60.  Billigtder 
Magistrat  dieselben,  so  wird  die  Ehe  versagt,  ohne  dass  in  Holland  den 
Kindern  Appellation  gewährt  würde.  Groot  Plakkb.  2,  8090;  S,  505.  - 
Vgl.  im  Ganzen  Groot  inleid.  a.  a.  O.  p.  lO^-  Goris  a.  a.  0.  vanZurcL 
a.  a.  0. 1, 546.   Bynkershoek  Quaest.  iur.  priv.  (Lugduni  1744.)  S.  2SI. 

8  Geldern:  Echtord.  art.  9.  Landr.  v.Kuilemb.  25.  art.22.  Hol- 
land: Keur.  V.  Leyden  101.  n.  6.  —  Vgl.  van  Zurck  a.  a.  0. 1,5^^ 
Brouwer  a.  a.  O.  II.  2.  n.  10.   Arntzenius  a.  a.  O.  2,  82. 

«  So  in  Geldern:  Echtord.  art  2.    Holland:  Polit.  Ordon.  aii  1^ 
Zeeland:  GrootPlaccaatb.4,  989.  Utrecht:  EchtregL  art  9.  Fries- 
'land:  Huber  a.  a.  O.  I.  5.  §.  48.    Overyssel:  Landr.  deelll.  tili- 
art.  2.  u.  s.  w. 

6  So  sind  theilweise  die  in  dem  Gesetze  Karls  V.  vorgescbriebeoeo 
Strafen  (siehe  oben  S.  70.)  auch  in  die  Statutargesetze  übergegangen  - 
Holland:  Polit  Ordon.  art  18.  Zeeland:  Polit  Ordon.  srt  15. 
Utrecht:  Placcaatb.  1,  441.  u.  s.  w.  —  theils  ist  festgeseUt.  d«»»  <"« 
Eltern  den  Kindern  zur  Ehe  keine  Beisteuer  zu  geben,  noch  auch  si^ 
Testamente  zu  bedenken  brauchen.  Zeeland:  Groot  Plakkb.  4,9^9. 
Utrecht:  Placcaatb.  8, 278. 299.  884.  u.  s.  f. 
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Solexmiflirung  der  Ehe  begründet^;  aufgelöst  können  sie  ein- 
seitig werden  aus  triftigen  Gründen  und  durch  beidersdtigen 
Consens:  in  jedem  Falle  aber  bedarf  es  der  endgültigen  Ent- 
scheidung des  Magistrates  ^ 

Stehen  der  Ehe  keine  Hindemisse  entgegen,  so  erfolgen  Aui^bou. 
die  Aufgebote —  y^geboden,  proclamatc^  proclankxUen,  aproepin^ 
geUf  afkundigingen,  kerkensprcJcen*'  —  entweder  allein  in  der 
Kirdie,  wie  in  Geldern^  für  Angehörige  aller  Confessionen, 
oder  für  Dissidenten  auf  dem  Bathhause^,  oder  endlich  nach 
Wahl  der  Brautleute  in  diesem  oder  in  der  Kirche^. 

Die  Proclamationen  werden  an  drei  auf  einander  folgen- 
den Sonn-  oder  Markttagen  verkündet^.  Nur  wenn  einer  der 
Brautleute  katholisch  ist,  muss  in  Geldern^,  Holland^, 
Flandern  und  Brabant^  von  einem  Aufgebote  bis  zum  an- 
deren die  Frist  von  sechs  Wochen  eingehalten  werden,  damit 
die  reformirte  Partei  im  Falle  der  Beue  noch  zurücktreten  könne. 

Den  Behörden  steht  es  zu,  von  den  vorgeschriebenen 
Terminen  zu  dispenslren,  und  es  können  sogar  alle  drei  Auf- 
gebote an  einem  Sonntage  verkündet  werden  ^^. 

"Unterlassung  der  Aufgebote  macht  die  darauf  geschlos-  5lS«botJI[ 
sene  Ehe  nichtig  in  Geldern",   Holland^*,   Groningen, 
Flandern^^  nur  strafbar  in  Zeeland^*  und  Friesland^^ 

^  ArntzeniuB  a.a.O.  2, 88. 

'  Vgl.  SchraBsrert  Cod.  Gelro-Zutph.  1, 272.  Brouwer  a.  a.  0. 1. 25. 
11.56.  Voet  a.  a. 0.  adDig.  desponsalib.  n.18.  Cos  a.a.O. §.35.  Arntze- 
niuB a.  a.0. 2, 33. 

s  SchrassertCod.  GeLro-Zutphan.  1, 387. 

4  Arntzenius  a.  a.  0. 2, 28.  90. 

B  H aber  Beginselen  d.  Rechtakunde  gebraikelijk  in  Frieslaadt  (Leeu- 
warden  1684.)  I.  8.  §.  6.  —  immer  jedoch  am  Domicü:  Tan  Zurck  a.  a.  O. 
1,  551 .  und  wenn  die  Parteien  noch  nicht  lange  Zeit  dort  wohnen — 6  Monate 
in  Friesland,  "^gl.  Arntzenius  a.a.  0.2,89.,  ein  Jahr  in  einzelnen  Stftdten 
Hollands ,  vgl.  Brouwer  a.  a.  O.  II.  2.  n.  10.,  ein  Jahr  und  sechs  Wochen 
in  Leyden  Keur.  101.,  drei  Jahre  in  Amsterdam,  Instruct.  Toor  Commiss. 
van  HttweL  zaak.  1754.  art  10.  —  auch  an  dem  vorhergehenden  Domicile. 

^  Geldern:  Schrassert  Cod.  Gelro-Zutphan.  1,  271.  Holland: 
Poiit.  Ordon.  art  3.  Keur.  t.  Leyden  101.  n.2.  Zeel'and:  Polit.Ordon.6. 
in  Utrecht  früher  an  zwei  Sonn-  und  einem  dazwischen  liegenden  Werk- 
tage: Placcatb.  1, 436.,  sp&ter  an  drei  Sonntagen,  ehe  ndas.  l,442.u.  s.w. 

7  Placcat  y.  19.  Maij  1752.  Jaerb.  1752.  p.  558. 

0  Placcat  y.  24.  Jan.  1755.  art.  6. 

9  Placcat  y.  8.  Jun.  1749.  Jaerb.  1750.  p.  852. 

10  Schrassert  Cod.  a.a.  0.1, 157,   Cos  a.  a.  O.  §.  148.  Arntzenius 
0.  a.  0. 2, 92.  f. 

11  Arntzenius  a.  a.  0. 2, 95.  —  i*  Brouwer  a.  a.  O.  U.  2.  n.  14. 
13  Arntzenius  a.  a.  0.  2,  95.  ~  **  Polit.  Ordon.  art.  6. 

15  Hiiber  Hedend.  Rechtsg.  L  5.  art.  24. 
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d.^  A«f«biti,  Ueber  die  Vollziehung  der  Proclamationen  wird  den  Brut- 
leuten  ein  Zeugniss  ausgestellt  S  ohne  welches  kein  Geistlicher 
bei  harter  Strafe  trauen  darf^  mit  dem  er  aber  sogar  zor 
Trauung  gezwungen  werden  kann^ 

^'^s^m!**'  -^^^  Eheschliessung  selbst  darf,  wie  in  Holland^  bei  ge- 

mischten Ehen,  erst  eine  bestimmte  Zeit  nach  dem  letztoi 
Aufgebote  erfolgen  ^  muss  aber  fast  überall  bei  Yermeidimg 
von  Strafe  binnen  Monatsfrist  von  demselben  Termme  an 
vorgenommen  werden^. 

^toSäiä*'  »^^^^  ^®  Aufgebote  auf  dem  Bathhause  verkündet  worden, 
so  erfolgt  auch  die  Trauung  daselbst^  in  einer  Form,  welche 
der  oben  dargestellten  aus  dem  Echtreglement  vollständig 
entspricht^;  waren  die  Proclamationen  dagegen  in  der  Kirche 
vorgenommen  worden,  so  wird  auch  die  Ehe  kirchlich  ein- 
gesegnet^. 
^^  Unterlassung  der  Trauung  zieht  fast  überall  Nichtigköt 
der  eingegangenen  Verbindung  und  Strafe  für  die  „ConeuU- 
narii"  nach  sich^^,  doch  begnügen  sich  einige  Statuten,  wie 

1  So  in  Geldern,  Holland,  Zeeland,  Utrecht,  Flandern  und 
Brabant.  vgl.  Arnttenius  a.a.O.  2,96. 

s  Geldern:  Landr.T.Kailemb.25.  art.  l.u.  15.  Holland:  Ken- 
ren  v.  Leyden  101.  n.  11.  18.  f.  Zeeland:  Polit  Ordon.  6.u.8.w.  Die 
Strafen  sind  theilweise  arbiträr  —  Utrecht  und  Geldern  —  oder  be- 
stehen in  Geldbusse  und  kirchlicher  Gensur  —  Friealand  —  oder  in  Ve^ 
lust  des  Amtes  —  Flandern  und  Brabant  —  ygl.  Arntzenius  a.a.O. 
2,97. 

«  Huber  Hedend.  Rechtsgel.  I.  5.  (ed.  1742.  S.  25.)  sagt:  „de«c  fo- 
kondige  en  gaergevinge  in  de  Kerke  is,  soo  yeel  de  maniere  van  doen  en  bet 
formulier  aengaet,  kerkelyk,  maer  anders  een  geyolg  yan  politique  of  jon- 
dique  macht  ende  het  gebiet  selver  onderworpen,  sulks  dePredikanteoeo 
Kerkenraeden  daer  toe,  des  noodt,  sonden  können  gedwongen  werden  • 
Er  führt  ein  Erkenntniss  a.  d.  J.  1681.  an. 

«  Bei  Strafe  der  Nichtigkeit  erst  nach  6  Wochen  Place.  ▼.  24-  ^*°' 
1755.  art.  6.  Jaerb.  1755.  p.  74. 

^  Vgl.  Arntzenius  a.  a.  0. 2, 102. 

6  Theilweise  wie  oben  im  Echtreglement  mit  Androhung  von  Lau- 
desyerweisung  nach  drei  Monaten.  B  r o  u  wer  a.  a.  O.  II.  26.  n.  2.  Oyer- 
yssel:  Landr,  deel  U.  tit  1.  art.  8.  Stadr.  y.  Deyenter  deel  III.  tit  l. 
art  15.,  theilweise  mit  derselben  Strafe  schon  nach  Verlauf  eines  Monates. 
Geldern:  Echtord.art.7.;  Holland:  Instructic  yoorCommi".»' 
Huwei.  zaak.  1754.  art.  14.  ^ 

7  So  in  Holland:  Keur,  y.  Leyden  101.  n.  17.  Brouwer  a.a.0.^ 
27.  n.  5.    Rechtsg.  Obseryat4, 25.  ^ 

*  So  beispielsweise  inAmsterd  am.  Siehe  Roseboom*-*'  ^' ?* 
9  Haustrauung  und  Trauung  auf  dem  Siechbette  kommt  nur  wm^m  ^* 
is0yor.  —  Landr.  y.  Kuilemb.  25. 16.   Brouwer  a.  a.0.  II*^^"'  ' 
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10  Holland:  Politl  Ordon.  art  13.  Keuren  y.Leyden p.  W 
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beispielsweise  die  friesischen,  mit  der  letzteren  und  lassen 
die  Sechtsgültigkeit  der  Ehe  unangefochten^. 

Die  Begistrirung  in  die  CivUstandsregister  müssen  die**«**'^™"»^^ 
Eheleute  bei  Strafe  in  bestimmter  Frist  nachsuchen*.  — 

Werfen  wir  uns  nun  noch  schliesslich  die  Ftage  auf ,  ob  voikMitten. 
all'  diese  zahlreichen  Bestimmungen,  die  vielfachen  Strafan- 
drobongen,  mit  denen  Sittenlosigkeit,  Unordnung  und  Unzucht 
veipont  wurden,  im  Stande  waren,  die  alten  Volkssitten  zu 
bemeistem  und  ein  geregeltes  Eheschliessungsrecht  herbeizu- 
führen, so  müssen  wir  dennoch  verneinend  antworten.  . 

Nach  wie  vor  zogen  die  Paare  auf  blossen  Consensaus- 
tausch  hin  zu  einander,  nach  wie  vor  waren  die  Gresetze 
wirkungslos« 

Zahlreiche  Verordnungen  wurden  gegen  die  Unzucht  'eiv 
lassen^  Massregeln  so  ungewöhnlich  hart  und  schneidig,  dass 
sie  in  der  That  nur  durch  ausserordentliche  Missstände  er- 
klärt werden  können,  dass  sie  durch  die  ^mzlicheMiasaditung 
aller  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  erfordert  sein 
muBsten. 

Auch  ertönen  die  Etagen  über  heimliche  Ehen  noch  laut 
genug*. 

2.  Die  französische  Bevolution  und  das  heutige  Becht. 

Mit  dem  Haager  Tractate  vom  16.  Mai  1795.  brach  das     i795. 
alte  Gebäude   der  niederländischen  Staaten  zusammen:   die 

dem:  Arntzenius  a.  a.  O.  2, 103.  Abraham  v.  Wesel  Comxnentar.  ad 
NovelL  Constit.  Ultraject  (op.  GandaTÜ  s.  a.)  S.  124. 

^  Siehe  oben  S.  70.  —  Vgl  auch  B.  t.  Zutphen  Nederlandsche 
Practycque  (Utrecht  1696.)  S.  273:  „By  somnighe  Doctoren  wordt  ghedis- 
puteert ,  of  een  houwelijck  verstaen  wordt  ghecontraheert  te  zijn  door  dese 
worden :  Ick  sai  en  tot  een  huysTrow  hebben;  ofte  ick  swere  ende  belowe  dat 
iek  u  tot  een  wetteiijke  huysTrouwe  hebben  sal?  De  waerder  enda  ghe« 
meender  opinie  der  Doctoren  is,  dat  door  sodanighe  woorden  het  houweUjck 
is  gecontraheert^S  ebenso  durch  sponsalia  de  futuro  cum  copuia.  ebend  as. 
—  Zur  ConsUtuirung  der  Ehe  ist  dagegen  die  copuia  camalis  nicht  noth- 
wendig.  S.  t  an  L  e  e  u  w  e  n  het  Rooms-Hollands-rc^  (Amsterd«  1744.)  69.  ff« 

'  So  in  Amsterdam  nach  14  Tagen  Ropseboom  a.a.  0.128. 

s  Vgl  die  Schilderung,  welche  de  Neyn  Lusthof  der  huwelijken  etc. 
(Amaterdam  1681.)  168.  von  den  Sitten  seiner  Zeit  macht,  und  die  obexi 
S.  67.  abgedruckt  ist. 

4  VgL  beispielsweise  Friesland:  Oroot  Plakk.-  en  Charterb.  4, 
578.722.    Zeeland:  GrootPlakkb.8,592.594. 

^  So  Resolutie  van  de  Staaten  Oeneraal  tot  yorkoming 
▼an  clandestine  Huwelijken  ▼.  2.  Febr.  1723.  Wiltens  a.  a.  O.  8, 
349.  a.  8.  w. 
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^^Qbuk!  bfttavische  Bepublik  erstand  und  all'  cKe  reformatomcbeD 
Ideen  fanden  Eingang  und  Verwirklichung  y  welche  sich  oul 
der  französischen  Revolution  über  Europa  ausgebreitet  haben. 

▲ue  confei-         So  wurdo  auch  die  bisheriire  Suprematie  der  refonnirtea 

eionen  gleich-  "O  r 

berechtigu  Staatskirche  beseitigt  und  das  Princip  der  Gleichberecfatigimg 
aller  Confessionen  zur  Anerkennung  gebracht  — 

Das  bisherige  Eheschliessungsrecht  hatte  nun  zwar  die 
Civilehe  nicht  Uos  auf  Katholiken  und  protestantische  Dibo- 
deuten  beschränkt  gehabt;  auch  Keformirte  konnten  in  den 
meisten  Provinzen  zwischen  dem  priesterlichen  Segen  und  der 
Consenserkterung  vor  der  bürgerlichen  Obri^eit  frei  wählen: 
aber  was  in  das  Belieben ,  in  die  Willkür  der  letzteren  ge- 
stellt war,  das  lag  den  ersteren  als  zwingende  Nothwendigleit 
ob:  die  Civilehe,  facultativ  für  Beformirte,  war  für  EathoUkefl 
und  Dissidenten  meist  obligatorisch,  und  das  war  eine  RechU- 
ungleichheit  der  verschiedenen  Confessionen,  welche  den  neocn 
Principien  gegenüber  nicht  Stand  halten  konnte. 
owu^*JjJj^«  So  kam  man  zur  obligatorischen  Civilehe  für  alle  Staats- 
bürger der  batavischen  Republik. 
7.icaii7M.         Eine  Publikation  vom  7.  Mai  1795.  setzte  fest:^ 

„2?e  drie  huwelijkageboden  van  week  to  week  gedauin  zgndi^ 
moeten  de  huwelijken  zonder  onderacheid  van  kerkbegripp^  w!- 
trokken  worden,  voor  de  plaatseUjke  Regeering,  kunnende  nkt  U 
min  te  geboden  afgeUzen  en  de  trouw  volbragt  toarden,  ^  ^ 
Kerken,  toaar  zuUce  begeert  wardt,  mida  de  solemnaUen  ahooreM 
op  het  Hms  der  Oemeente  plaata  heefV*. 

Im  Einzelnen  wurde  in  diesem  für  Holland  erlassenen 
Gesetze',  in  der  Publicatie  Staaten's  Lands  van  Ut- 
recht V.28.  Octoberl795.,  in  den  Reglements  v.25.M8rx 

1803.  zu  Leyden  und  v.  29.  Dezember  1802  zu  Botter- 

•  •  • 
dam,  in  der  Notificatie  van  het  Comit^  van  Justititie 

V.  10.  Februar  1796.  in  Amsterdam  und  endlich  im  Echt- 
Reglement  voor  de  Landen,  door  de  Fransche,  aan 
deze  Republiek,  bij  Transactie  van  5.  Januarij  1800^ 
afgestaan  v.  19.  Januar  1804.»  —  folgendes  Recht  ange- 
ordnet. 

1  BataafsoheJaarb.III.N.XX.p.65. 

>  Vgl  Cod.  noY.  Batav.  (Amsterd.  1S08.)  1, 285. 

»  Da«  Letitere  abgedruckt  bei  Van  de  P oll  VenamlL  v.  TwlerUnd. 
sehe  Wetten  en  besluiten  uitgevaarigd  sedert  22.  Jannary  1798.  tot  la  JolQ 
1810.  (Amsterdam  1840.)  1,  253.  ff. 
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Das  offentüche  Verlöbnias,  die  Anmeldung  der  Aufgebote^^«;;»^;^ 
geachieht  fortan  nur  noch  auf  dem  Gerichte  oder  vor  den  ^^'^'J^^'^^- 
Ehecommissarien^y  und  wird^  nachdem  die  Personal  Verhält- 
nisse klar  dargethan  und  die  Elinwilligung  der  £ltem  beige- 
bracht ist,  in  ein  eigens  von  den  Secretären  dazu  geführtes 
Budi  eingezeichnet. 

Die  Aufgebote  erfolgen  an  drei  auf  einander  folgenden  Anfsebot«. 
Sonntagen,  acht  Tage  nach  der  Einschreibung  an  dem  Wohn- 
orte der  Parteien  „ter  plaaUe,  daar  men  gewoon  ia  Publicaiien 
U  dorn''. 

Ihre  Form  ist  in  dem  Echt-Beglement  v.  19.  Januar  l^^^, 
1804.: 

„De  navolgende  Persoonen  zvdlen  tnet  elkanderen  treeden  in 

het  Buweüjken'ßtaat,  als  N.  N.,  Bruideffom,  woonende  te 

met  N.  N.,  Brmd,  [woonende  te en  zoo  iemand  eenige 

beUtzelen  of  ktndemissen,  *t  zij  van  Bloede,  Zwagerachap  of 
voorgaande  Belofte,  waarom  dit  SuweUjk  geen  voordgang  zoude 
behooren  te  hebben,  wil  voortoenden,  die  zal  hetzelve,  in  tijds, 
hebben  behend  te  maken  daar  het  behoort". 

Das  Eheschliessungsritual  ist  mit  geringen  Modificationen  EheiehiiM- 
daa  durch  das  Echt-Beglement  v.  18.  März  1656.  festgesetzte* 

Nach  der  Trauung  ist  den  Eheleuten  sogleich  ein  Trau- 
Mhein  auszuhändigend 

Auch  das  Königreich  Holland  in  dem  Gesetzbuche  o«Mtabach 

T«  J.  1809« 

T.  24.  Februar  1809.  hielt  an  den  Grundsätzen  der  obligatori- 
schen Civilehe  fest^  und  diese  blieben  auch  massgebend,  als 
i.  J.  1810.  Holland  mit  Frankreich  vereinigt  und  im  folgen- 
den Jahre  den  französischen  Gesetzen  unterworfen  wurde. 

Das  heute  geltende,  i.  J.  1833.  publicirte  Burgerlijk^^^i^, 
Wetboek  kennt  ebenfalls   nur  obligatorische  Civilehe.    Es 
enthält  folgende  Bestimmungen: 

Personen,  die  in  dem  Alter  sind,  um  eine  Ehe  eingehen  '^dSShe!* 
zu  können^  haben  sich  persönlich  oder  schriftlich  bei  dem 

^  Zu  Utrecht  vor  dem  Magistrate;  zu  Leyden  von  Commisaarien 
«HB  den  Schöffen. 

s  Ueber  die  Traugebühren  vgl.  Cod.  nov.  Batav.  1, 286.  f. 

>  Mftnner  von  18  und  Mädchen  von  16  Jahren.  B.  1.  Tit.  6.  §.86.— Ein 
Decret  t.  20.  Sept  1792.  Tripier  les  Codes  frangais  (Paris  1868.)  S.  40. 
liatte  das  Hetrathsalter  auf  15,  resp.  18  Jahre  fixirt  gehabt,  das  sp&tere,  dem 
Wetboek  vorangehende  Recht  des  Code  civil  art.  144.  auf  18,  resp. 
15  Jahre.  Voorduin  Geschiedenis  en  beginselen  der  Nederi.  Wetboek  (Ut- 


I 


496  ly.Buch.  DieCivilehe.  Y.  Die  Niederlande. 

CiTilstandsbeamten  (ambtenaar  van  den  burgerUjken  ttandy 
des  Wolmplatzes  eines  von  ihnen  zu  melden,  und  ihm  ihre 
Namen  und  Wohnplätze,  ihr  Alter,  ihren  Beruf  und  die  Ab- 
sicht der  Eheschliessung  mitzutheilen'. 

^dlndb<^'  Alles  das  wird  durch  den  Beamten  in  eigens  von  ihm  ge- 
führte Be^ster  eingetragen'  und  über  die  Anmeldung  selbst, 
wenn  sie  personlich  geschah,  ein  Protokoll  aufgenommen^ 

Zwei  Anfg«.  Scheinen  dem  Amtmanne  der  beabsichtigten  Verbmdung 
keine  Hindemisse  entgegenzustehen,  so  hat  er  ohne  Wdteres 
an  zwei  auf  einander  folgenden  Sonntagen  vor  der  Thur  des 
Gemeindehauses  die  Aufgebote  zu  verkündigend 

Wohnen  die  Brautleute  in  verschiedenen  Gemeinden,  so 
müssen  die  Ptoclamationen  in  beiden  erfolgen^  haben  ae  in 

recht  1887.)  2, 148.  —  im  Nlederl.  Indien  gilt  das  Becht  des  Code (Bnr- 
gerLWetboek  yoorNederLIndie  ed.  de  Jongh(Zait-Bominell^7-) 
Bl  1.  tit.  4.  §.  29. 

^  B.  1.  tit  8.  §.  18.  „. . .  welke  daartoe  door  de  plaatstelijke  beitnreo, 
en  uit  hun  midden ,  zullen  worden  benoemd'^  Das  dieser  Bestimmung  lu 
Grunde  liegende  Motiv  bezeichnete  Nicolai  bei  der  Berathung  mit  fol- 
genden Worten:  ,^ans  les  dispositions  gän^rales,  yousremarquereiquelt 
r^daction  des  actes  de  l'^tat  cini,  continue  d'Stre  confi^e  &  dei  honfinei, 
re?dtu8  d*ane  magistrature  publique.  Des  empioy^s  d*un  ordre  subalterM 
ne  poayaient  et  ne  devaient  pas  en  dtre  investis.  La  loi  doit  del^guer  ell^ 
mime  ces  fonctions  importantes  k  des  magistrats  environnn^s  de  quelqne 
confiance;  les  abandonner  k  des  individus  sans  mission  legale  serait  coib- 
promettre  les  intärSts  de  tous.  II  fallait  encore  prendre  ces  fonctioDoaires 
dans  Tordre  civil,  parceque  dans  un  ro  jaume,  oü  le  peuple  professe  piuüevs 
religionSy  la  tenue  des  registres  de  T^tat  civil,  ne  pouvait  Itre  restitu^;  cv 
ceux  qiii  suivent  les  enseignemens  d*une  religion  differente,  ne  confienieBt 
pas  sans'r^pugnance  h,  des  miniBtres  d'un  autre  croyance,  le  däpdt  dei  tities 
les  plus  sacr^s'*  bei  Voorduin  a.  a.  O.  2,  62.  —  Vgl.  auch  ABser  het 
nederl.  burgerl.  Wetb.  vergelekken  met  het  Wetboek  Napoleon  fs  OrsTen- 
hage  en  Amsterdam  1888)  S.  20.  Grondwet  art.  164.  ff.  und  die  Literatur 
dazu  angeführt  bei  de  Pinto  Nederl.  Staatewetten  (Schiedam  1859.)  &  24 

«  B.  1.  tit.  5.  §.  1P5.  f.  --  Was  mit  dem  Worte  „woonplaete"  gemeiBt 
wurde,  darüber  vgl.  die  Verhandlungen  bei  Voorduin  a.  a.  0. 2, 196.  f- 

8  B.  1.  tit.  8.  §.  89.  f.  —  fehlt  im  französischen  Rechte.  Asser  s.  s.  0. 
24.  —  Aus  einem  Verlöbnisse  folgt  übrigens  nach  B.  1.  tit  5.  §.  113.  keine 
Klage  auf  Vollziehung  der  Ehe ;  nur  ist  nach  Verkündigung  des  ersten  Aoi- 
gebotes  eine  Schadenersatzklage  zulässig.  Vgl.  auch  Voorduina.a.0. 
2,  208.  ff.  Asser  a.  a.  O.  44.  de  Pinto  Handieid.  tot  het  Burg.  Wetb. 
Cs  Oravenhage  1849.)  50.  f. 

«  B.  1.  tit.  5.  §.  106.  Diese  Bestimmung  ist  erst  ein  Zusate  der  neaei 
Redaction  v.  J.  1822.  Voorduin  a.  a.  0. 2,' 198. 

*  B.  1.  tit.  8.  §•  41.  tit  5.  §.  107.  Vgl.  Voorduin  a.  a.  0.  2,  86.- 
Art  149.  des  Entwurfes  v.  1820.  hatte  8  Aufgebote.  Die  Gründe,  varnm 
man  davon  abging,  s.  Voorduin  a.  a.  0. 2, 199.  vgl.  Code  civil  art.  Bt 

«  B.  1.  tit  6.  §.  108.  Der  dem  Code  civil  art  168.  entspreche« 
Vorschlag,  hinzuzufügen,  dass  die  Aufgebote  der Mindeijfifarfgen  so  o^ 
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den  letzten  sechs  Monaten  ihr  Domicil  verändert,  so  auch  an 
dem  früheren'. 

Wahrend  der  Zeit  von  einem  Aufgebote   znm  anderen  Difpen«. 
—  ans  gewichtigen  Gründen  kann  übrigens  vom  zweiten  durch 
den  König  oder  die  Amtmänner  dispensirt  werden'  —  bleibt 
ein  Auszug  aus  dem  Aufgebotsregister  an  der  Thür  des  Ge-Antchiaffam 
memdehauses  angeschlagen'.  — ^  luiue. 

Frühestens  drei  Tage  nach  der  letzten  Rroclamation^  und  J*™!»"*' 
spätestens  em  Jahr  darauf  erfolgt  die  Eheschliessung^, 

ZuTor  müssen  jedoch  dem  Amtmanne  eine  Zahl  von 
Aktenstücken  Seitens  der  Brautleute  übergeben  werden^ 
namentlich  die  Geburtsscheine ,  die  schrifUiche  Zustimmung 
der  Gewalthaber^,  die  Bescheinigung  der  Aufgebote. 

Die  Trauung  geschieht  auf  dem  Bathhause  durch  ^cn^^^-^ 
Amtmann  in  Gegenwart  von  vier  grossjährigen  Niederländern 
als  Zeugen^  —  ausnahmsweise  in  Privathäusem  vor  sechs 
Zeugen^  — ,  und  zwar  durch  die  Erklärung  der  Brautleute: 
yydass  de  sich  einander  zu  Ehegenossen  nehmen^  und  dass  sie  ^JJRff'" 
geiarevJich  alle  Pflichten  erfülUn  sollen,  welche  gesetzlich  mit  dem 
Ehestände  verbunden  sind"^^,  und  durch  die  darauffolgende 
Confirmation  des  Bündnisses  Seitens  des  Amtmannes.  Dieser 
macht  sogleich  die  Eintragung  in  das  Ehebuch''.  '* 

Wohnorte  der  Eltern  pablicirt  werden  mussten,  wurde  bestAttgt  durch  die 
Exklirang  der  Regierung ,  dass  das  Domicü  der  Mmderj&hrigen  immer  das 
der  Eitern  seL  Voorduin  a.  a.  O.  2, 202.  f. 

^  B.  1.  tit  5.  §.  109.  ygl.  Code  civil  art  74. 

*  B.  1.  tit.  5.  $.111.  Der  ursprüngliche  Entwurf  ermftchtigte  daxu  die 
Gemeindebehörden,  man  verlangte  aber,  dass  sie  ersetzt  würden  „door  eene 
hoogere  (andere :  „door  eene  regterlijke'')  authoriteit'*.  Durch  Beschluas  v. 
16.  Juni  ISSO.  hat  der  König  seine  Befugniss  auf  die  Bichter  an  den  Axron- 
dissementsgerichten  übertragen.  Voorduin  a.  a.  0. 2,  204.  f. 

9  B.  l.tit.5.§.  110.  vgl.  Code  civil  art  64. 

*  B.  1.  tit.  5.  §.  ISO.  vgl.  Code  civil  art  64. 
ft  B.  1.  tit  5.  §.  112.  vgl.  Code  civil  art.  65. 

6  B.  1.  art  5.  §.  126.  ff. 

7  Kinder  unter  25  Jahren  bedürfen  der  elterlichen  ev.  grosselterlichen, 
«V.  vormundschafUichen  Einwilligung  B.  1.  tit.  5.  §.  92.  ff.  Grossj&hrige 
«mter  30  Jahren  ebenso;  doch  können  sie  die  Hülfe  des  Kantonrichters  an- 
vufen,  ib.  $.  99.  —  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  Ehe,  ib.  §.  146.  ff. 

*  B.  1.  tit  5.  §.  181.  vgl.  Code  civil  art  75.  —  Voorduin  a.  a.  O. 
2, 233. 

9  B.l.tit5.§.184. 
»  B.l.tit5.artl85. 

u  B.l.  tit  8.  art  44. 45.  vgl.  Code  civil  art.  75.  76. 
PrUdherg,  Bhe$ehii0$tMng.  32 
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^m^^  Vor  der  Schliessung    der  Civilehe  ist  jede  kircUIcbe 

Trauung  untersagt^.  — 

Alle  Register  sind  in  duplo  zu  fuhren^  am  Ende 
Jahres  abzuschliessen  und  das  eine  Exemplar  im  Januar 
folgenden  in  das  Gemeindearcfaiy  niederzulegen,  das  andere 
in  das  des  Bezirksgerichts', 
strafen.  .  Civilstandsbeamte,  die  gegen  die  Vorschriften  des  G^ 

setzes  handehiy  verfallen  den  Bestimmungen  des  Strafgesetz- 
buches und  können  ausserdem  von  dem  Bezirksgerichte  mit 
einer  Geldbusse  bis  zu  100  Gulden  belegt  werden*. 

Ehen,  welche  nicht  vor  dem  befugten  Beamten  und  den  g^ 
setzlichen  Zeugen  geschlossen  sind,  können  angefochten  werden^. 
Ehen  Im  Endlich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  im  Auslande  eingegan- 

gene Ehen  sich  nach  der  lex  loci  contractus  richten,  sobald  nicht 
eine  dolose  Umgehung  des  holländischen  Gesetzes  vorliegt^ 

Die  Aufgebote  müssen  jedoch  in  Holland  verkündet  tmd 
ein  Jahr  nach  der  Bückkehr  der  Eheleute  die  EintragungeD 
in  die  Civilstandsregister  vorgenommen  werden^. 

1  B.  1.  tit.  5.  §.  186.  Art.  181.  des  Entwurfes  ▼.  1820.  UutcU 
„Nadat  de  Toltrekking  van  het  huwelijk  zalvolbragt  zijn,  mögen  de  echt* 
genooten  hetselve,  op  de  vijze  bij  hunne  godsdienstige  gemeente  geb^ltk^ 
Ujk,  doen  inzegenen;  maar  de  burgerlijke  gevolgen  des  huwelijks  xqb 
hiervan  te  eenemale  onafhandelijk  'S  Dagegen  wurde  die  jetzige  Fasson^ 
Torgeschlagen  und  folgendermassen  motivirt:  ,,De  ce  que  la  cirimovMt^ 
ligieuse  est  permise  apres  la  c^läbration,  il  ne  s'en  suit  pas  qu'elle  soitiot^r- 
dite  auparavant  Cest  cependant  cette  Prävention  qu'il  faut  emp^er,  li 
Ton  ne  veut  ouvrir  la  porte  k  beaucoup  de  däsordres.  Apr^  quelques  ne* 
prises  Ton  y  est  parvenu  audjourd'hui.  II  ne  faut  d^truire,  il  De  faatp** 
pgme  affaiblir  ce  qui  se  trouve  heureusement  consomm^'*.  Voordois  | 
a.  a.  O.  2, 241.  —  Die  kirchliche  nachgehende  Trauung  wurde  Seitens  der 
Kirche  beständig  eingeschärft   Vgl.  R  o  y  a r  d  s  hedend.  kerkreght  2, 320. 

>  B.  l.tit.8.§.  14. 

3  B.  1.  tit.  3.  §.  22. 

*  B.  1.  tit.  5.  §.  187. 

ft  B.  l.tit.5.  §.  147:  ,,Denietigheid  van  een  huwelijk,  hetwelkniettes 

overstaan  van  den  beoogden  ambtenaar  van  den  burgerlijken  stand,  eois 
tegenwordigheid  van  het  vereischte  getal  getuigen,  is  voltrokken,  ktf 
worden  ingeroepen  door  de  echtgenootin ,  door  den  vader,  de  moeder^^ 
andere  bloedverwanten  in  de  opgaande  linie ,  mitsgaders  door  den  Toof!.  | 
den  zoezienden  voogd  en  door  allen  die  daarbij  belang  hebben,  en  eindeüjs 
door  het  openbar  ministerie.  .^ 

In  geval  van  overtreding  van  artikel  (31)  voor  zoo  veel  de  hoedanigb^x* 
der  getuigen  betreft,  is  het  huwelijk  niet  noodwendig  nietig,  masrnld^ 
regter  naar  de  omstandigheden  beslissen*^ 

0  B.  l.tit.5. §.188.  Voorduin  a.a.0.2,242.f. 

7  B.  1.  tit  5.  §.  159.  Doch  machte  die  Nichtbefolgung  dieser  Bestim- 
mung die  Ehe  nicht  ungültig.  Duranton  Cours  de  £oit  fran9ais (4.  t^ 
Bruzelles  1841.)  8. 271. 
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Das  EheschliesBungBrecht  des  niederländischen  lo-^J^^^Jue^; 
dien 8  entspricht  mit  unbedeutenden  Abweichungen  dem  des 
Mutterlandes^. 


Für  das  dem  deutschen  Bunde  angehöiige  Gros8her-^°J*^|*55Jj^ 
zogthum  Luxemburg  endlich  bestimmt  Art  22,  der  Yer- 
fassnngs-Urkunde  v.  9.  Juli  1848.*: 

„Die  bürgerliche  Ehe  muas  stete  der  kirchlichen  Einsegnung 
derselben  vorangehen"» 

Diese  Anordnung  ist  im  Art.  21.  des  Verfassungs-^*"^*''*^®**" 
gesetzes  v.  27.  November  1856.*  wiederholt  worden. 

VI.  Frankreich. 

1.  Bis  zum  Jahre  1792. 
a.  Die  heimlichen  Ehen. 

Im  Februar  d.  J.  1556.  erliess  Heinrich  IL  ein  Gesetz  "®*JJJJ "• 
über  die  £hen  der  Hauskinder*. 

Er  habe  in  Erfahrung  gebracht ,  erklärte  er»  dass  Kinder  Ehen  der 
üdelfach  ohne  und  gegen  die  Genehmigung  ihrer  Eltern  Ehe-  ^•'**""*®'* 
bündnisse  schlössen  ,,n'ayans  aucunement  devant  les  yeux  la 
vrcdnte  de  Dieu,  Vhonneur,  rhdrence  et  obüssance,  qu'ils  doivent 
en  taut  et  partout  ä  leurs  dits  parents";  er  habe  bemerkt,  dass 
dies  eingewurzelte  Uebel  täglich  eher  zu-  als  abnehme;  so 
müssten  denn  die,  welche  durch  die  Furcht  Gottes  und  die 
den  Eltern  schuldige  Ehrerbietung  nicht  von  ihrem  firevel- 
haftenThun  zurückgehalten  werden  könnten,  durch  die  Strenge 
des  Gesetzes  gezügelt  werden. 

Deswegen  setzte  er  fest,  dass  solche  Kinder  ohne  Wei- 
teres Ton  ihren  Eltern  enterbt,  dass  ihnen  die  von  diesen  unter 
Lebenden  gewährten  Vergünstigungen  wieder  entzogen  werden 
könnten,  und  dass  die  Ehegatten  endlich  aller  vermögens- 
rechtlichen Vortheile  verlustig  gehen  sollten,  welche  ihnen  aus 
den  Ehepacten  und  sonst  aus  der  Eheschliessung  gebührten 
^scomme  ne  pouvans  implorer  le  binifice  des  loix  et  coutumesjt 

^  B.  1.  tit.  4.  d.  indischen  Gesetzhuches. 

'  Zachariae  die  deutschen  Verf.-6e8.  d.  Gegenwart  (Qöttingenl855.) 
460. 

9  ehendas.  EzBte Fortsetzung (1858.)  186. 

4  Bei Nöron  et  Qirard Recueiid'ädits et d'ordonnances (Paris  1720. ff.) 
Ä ,  851.  ff. 
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euK  qui  ont  cornmis  contre  la  loy  de  Dim  et  des  honrnes".  Alle 
Personen,  welche  ein  so  yerbrecherisches  Ehebündmss  dord 
Bath  und  That  unterstützt  hätten,  wurden  der  discretiomuen 
Strafe  der  Gerichte  unterworfen. 

Die  Anwendung  des  Gesetzes  wurde  auf  die  Ehen  be- 
schränkt, welche  in  Zukunft  eingegangen  würden,  und  auf  die 
früher  geschlossenen,  die  noch  nicht  consummirt  worden  eeieiL 
Ebenso  wurden  die  Ehen  von  schon  dreissigjährigen  Söben 
und  funfundzwanzigjährigen  Töchtern  ausgenommen,  Yonni- 
gesetzt,  dass  sie  wenigstens  den  Versuch  gemadit  hätten,  sich 
die  elterliche  Genehmigung  zu  verschaffen. 

Es  war  kein  grosser  Eingriff  in  das  kirchliche  Recht,  den 
der  König  sich  gestattete.  Er  wagte  nicht,  über  die  Gültig- 
keit der  Ehe  Entscheidung  zu  treffen,  die  Nichtigkeit  der  obe 
elterlichen  Consens  geschlossenen  auszusprechen^;  er  begnügte 
sich,  dem  Beispiele  Kaiser  Karl'sV.  zu  folgen'  und  den  Weg 
einzuschlagen,  den  vor  und  nach  ihm  zahlreiche  statotariscbe 
Gesetzgebungen  gewählt  habend 

Dennoch  erregte  das  Gesetz  allgemeine  Freude.  Man 
muss  die  anerkennenden  Worte  von  Pasquier^  hören,  mit 

1  VglPapon  recueU  d'arrestB  notables  (Lyon  1569.)  697.  —  Schiff- 
ner Gesch.  d.  Rechtsyerfasa.  Frankreichs  (F^ankf.  a/M.  1850 )  3»  1S6.  int, 
wenn  er  meint,  das  Edict  spreche  sich  darüber  nicht  klar  aus. 

*  Siehe  oben  S.  70. 

<  So  beispielsweise :  Gout.  dupaysMessinad.  1564.  bei  B  oatdot 
deRichebourg  Nouyeau  coutumier  g^neral  (Paris  1724.)  1,  205.  Cde 
Metz  aö.  1613.  ebendas.  2,  896.  C.  d'Espinal  ao.  1579.  ebendai.  l 
1181.  C.  g^n^r.  des  trois  bailliages  de  Lorraine  ad.  1594.  ebendsi- 
2,1100.  C.  de  Furneaa.  1615.  ebendas.  1,643.  C.deBourboarg«^ 
1615.  ebendas.  1,498.  G.  deBruges  a6. 1619.  ebendas.  1,579.  CAt 
Bourbonnais  ad.  1500.  ebendas.  3,  1200.  G.  deLimoges  ebeodü 
4, 1155.    C.  de  Bretagne  ad.  1580.  p.  890.  etc. 

4  Lettres  liv.  8.  lettre  1.  (Amsterd.  1728.)  2,  50:  „Quant  ä  oet  ^ 
chacun  s'en  äjouit,  comme  beau  et  digne  d'un  roi.  Mais  seul  comioe^ 
autre  Timon  et  misanthrope,  je  pleure,  gömis  et  lamente,  non  qua  je  neio» 
bien  aise  de  Tautoritä  que  Ton  donne  aux  peres  dessus  leurs  enfani,  lo^ 
par  ce  qne  je  suis  marri,  que  Ton  ne  leor  en  octroie  darantage,  etq^etoot 
ainsi  qu' Alexandre  le  Grand  ne  s^amusa  de  denouer  les  entrelas  dttnoeod 
gordien,  comme  les  autres  princes,  qui  ayoient  pass^  dcTant  lui,  ainspoor 
en  yenir  plutdt  k  chef  le  coupa  tout  k  fait,  aussi,  j*aurois  youIu,  que  Yoneo^ 
franchi  le  pa8,  et  que  par  une  ordonnance  faite  du  commun  conseDtemeoUe 
l'Eglise  gallicane,  on  eust  d^clar6  tous  mariages  des  enfants  nuls,  esquelsu 
n'y  auro  ue  les  simples  paroles  de  präsent  sans  Tautorit^  et  eonseotem^t 
des  p^res  et  mdres.  £n  oet  endroit,  j'ai  pitiä  de  notre  France,  qai  nefnt 
jamais  lasse  de  r^duire  toutes  les  choses  eccl^siastiques  en  une  bonne^ 
louable  discipline,  et  qu'en  oe  fai^ci  eile  n*ait  os^  y  mettre  la  dcmiwe 
xnain'* 
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denen  er  den  König  und  sein  Edict  preist,  wenngleich  er  auch 
schon  darauf  hindeutet,  daas  die  neue  Massregel  eigentlich  nur 
als  Abschlagszahlung  aufzufassen  sei,  von  Hefoimen,  die  noch 
erstrebt  werden  müssten. 

Du  Thou  nennt  die  Verordnung  ein  p^edietum  pium, 
hneaium"^  und  dem  Advocaten  Guillaume  Mellier  gelang 
es  gar,  sich  zu  einem  Panegyrikus  darauf  zu  begeistern^. 

Dennoch,  nach  den  übereinstimmenden  Berichten  der  zeit-Beine  mout«. 
^nössischen  Geschichtsschreiber,  war  die  Ordonnanz  nicht 
die  lange  gereifte  Frucht  der  gesetzgeberischen  Weisheit  oder, 
wie  der  König  selbst  es  darzustellen  liebte,  eine  durch  Staats- 
rücksichten gerechtfertigte  Massregel.  Es  war  nichts  weiter 
als  der  Schlussact  einer  Hofintrigue,  der  gewaltsame  Schnitt, 
mit  dem  der  König  einen  ihm  unbequemen  gordischen  Liebe»- 
knoten  zweier  seiner  Hofleute  zu  trennen  suchte^. 

Der  Herzog  von  Montmorency  hatte  ohne  die  Ge* 
nehmigung  seines  Vaters,  des  Connetable,  mit  Jeanne  de 
Hallivin,  demoiselle  de  Pienne,  Ehrendame  der  Katha- 
rina von  Medicis,  ein  Ehebündniss  durch  sponaaUa  de  prae^ 
9enfx  geschlossen. 

Der  König  war  mit  dieser  Verbindung  sehr  unzufiieden, 
weil  er  seine  natürliche  Tochter  Mada.me  de  Farnise,  die 
Wittwe  des  Herzogs  von  Castro  mit  dem  Herzoge  von 
Montmorency  zu  verheirathen  gedachte. 

Er  sowohl,  wie  der  Connetable,  wandten  sich  daher  nach 
£om,  um  durch  den  Papst  die  Ehe  annulliren  zu  lassen.  Aber 
Faul  rV.  willfahrte  ihren  Wünschen  nicht. 

Sei  es,  dass  der  Herzog  von  Guise,  sein  Neffe,  die 
Vermehrung  des  Einflusses  fürchtete,  welcher  den  Mont- 
morenqrs  durch  diese  Ehe  zufallen  könnte,  sei  es,  dass  dieser 
selbst  eine  Verbindung  mit   der  Herzogin  von  Castro  er- 

^  Histor.  lib.  19.  gegen  Ende. 

s  Edit  du  roi  Henri  U.  sur  les  mariages  clandestins comment^  en 

d^claration  panägyrique  par  M«  Guillaume  Mellier,  docteur  ^b  droits, 
et  aTocat  ^  cours  de  Lyon  (Lyon  1558.).  Einen  lateinischen  Commentar 
Terfasste  Contius  (Antoine  le  Comte)  abgedruckt  bei  N^ron  a.  a.  O. 
1 ,  551 ,  eine  Paraphrase  sur  F^dit  des  mariages  dandestins  JeandeCoras 
(Paria  1579.)»  eine  weitere  Sohrüt:  Adrian.  Pulvaeus  de  nuptiis  sine 
parentum  consensu  non  contrahendls  (Paris  15^7.).  Noch  andere  Schrift- 
steller sind  angeführt  bei  Papon  Corp.  iur.  franc.  (Colon.  1624.)  Üb.  XV. 
:tlt.  1.  no.  8. 

'  VgL  Du  Thou  a.  a.  O.  lib.  19.  in  fine.  Bayle  dictionn.  histor.  s.  ▼• 
,>Fienne'S   Code  matrimonial  (Paris  1770.)  99.  f. 
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strebte,  genug  sein  Einfluss  in  Born  war  stark  genug,  um  im 
Papst  von  jeder  Nachgiebigkeit  zurückzuhalten. 

Da  erliess  denn  Heinrich  seine  Ordonnanz  und  zwv, 
was  über  seine  eigentliche  Tendenz  keinen  Zweifel  übrig  lasst, 
mit  rückwirkender  Ejraft;. 

Erst  durch  den  Widerspruch  des  Parlamentes  wurden  die 
oben  dargestellten  Beschränkungen  der  Wirksamkeit  des  Ge- 
setzes herbeigeführt^. 

^THeir  Das  Concil  von  Trient,  welches  aus  der  Clandestimtilt 

der  Ehen  ein  impedimentum  cUrimens  machte,  wurde  in  seinen 
disciplinären  Bestimmungen  in  Frankreich  nicht  redpirtl 

Wie  sehr  und  wie  häufig  auch  der  französische  Clenu 

die  Hegierung  bestürmte,  wie  eindringlich  auch  fremde  Heir- 

scher  ihren  Einfluss  zu  Gunsten  der  Kirche  geltend  machten: 

Hiebt pnbUcirt  der  französische  König  verweigerte  seine  Genehmignng  vst 

Veröffentlichung  von  Bestimmungen,  die  er  mit  seiner  Soo- 

veränetät  und  der  Unabhängigkeit  der  französischen  Kirche 

in  gleicher  Weise  für  unvereinbar  hielt. 

dc*i!s^aden         Dcnnoch  publidrten  französische  Concilien  die  eherecht- 

pubiicirt.  liehen  Verordnungen  des  Tridentinum  ohne  Scheu. 

,, Clandestina  matrimoniales  hiess  es  auf  der  Synode  Ton 

Cambrais  i.  J.  1565.^  „ut  sunt  ex  Tridentini  CondlU  deerd» 

deßnita,  nuUa  et  irrita  fore  episcopi  denuncient,  aut  dtnuneum 

curent".  — 

««richte!  ^^^  ebenso  sprachen  Erkenntnisse   geistlicher  Gerichte 

1  Siehe  die  Verhandlungen  im  Code  matrim.  102.  Zugleich fö^^ 
Parlament  noch  eine  Bitte  hinzu  —  „Pour  ohvier  k  plusieurs  graods  incofi- 
v^niens  qui  aviennent  des  mariages  faits  par  importunit^  de  ceux  qoi  ob- 
tiennent  du  roi  lettres-patentes  ou  cIoBes,  ladite  cour  a  ordonn^  qu'ellele 
Buppliera  tres-humhlement,  d'j  pounroir"  — «.welche  durch  dos  Deo^ 
Karl'B  IX.  ▼.  Januar  1560.  erfüllt  wurde.  —  So  wurde  die  Unsitte,  diesidi 
gezeigt  hatte,  dasa  Verhaftshefehle  gegen  Mädchen  erschlichen,  diese ei&- 
gesperrt  und  gegen  den  Willen  ihrer  Eltern  zur  Ehe  gezwungen  wurden. 
abgestellt. 

s  Vgl.  Histoire  de  la  r^ception  du  Concile  de  Trente  «o 
France  (1756.).  Examen  des  däcrets  du  concile  de  Trente  et  de 
la  jurisprudence  fran9oise  sur  le  mariage(en  France  1788.)  It'^j^ 
Durand  de  Mailiane  les  libertez  de  P^gl.  OaU.  (Lyon  1771.)  2,  91;^ 
LeRidant  Examen  de  deux  questions  importantes  tur  le  manage (17^- 
344.  ff.  (Laboulaye)  M^m.  k  consulter  et  consultation  pour  lei  b^ntiei^ 
Pescatore  (Paris  1S56.)  S.  2S.  —  Wenigstens  hat  der  Staat  nie  sein  Pla^ 
ertheilt,  wenngleich  die  Kirche  nach  den  Concüienbestimmungen  lebt«* 
Vgl.  unten  S.  506.  Anmkg.  1.  —  Insofern  ist  Phillips  Kirchenr. 4, 4«- 
(Hegensb.  1851.)  zuzustimmen. 

s  L  a  b  b  6  ConciL  15, 169. 
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die  Nichtigkeit  der  ohne  priesterliche  Mitwirkung  geschlosse- 
nen Ehen  auf  Grund  der  tridentinischen  Bestimmungen  aus. 

Aber  freilich  stiess  die  Kirche  in  letzterer  Beziehung  auf 
einen  harten  Widerstand  Seitens  des  Staates. 

Damals  hatte  die  Omnipotenz  der  Parlamente  auch  schon  ^jjj^*,*" 
die  Kirche  umstrickt,  und  das  Bechtsmittel  des  appel  comme 
d'abus  bot  die  bequeme  Handhabe,  um  alle  Beschlüsse  zu 
vernichten,  welche  der  staatlichen  Autorität  zu  nahe  traten 
oder  dem  zuwiderliefen,  was  das  Parlament  für  französisches 
Kirchenrecht  erachtete^. 

So  hatte  der  Official  von  Soissons  i.  J.  1576.  eine 
Ebe  für  nichtig  erklärt,  die  ohne  Aufgebote,  Nachts,  fem  von 
dem  Domicil  der  Brautleute,  durch  einen  Mönch  eingesegnet 
war,  er  hatte  die  Ehegatten  und  die  Eltern,  welche  der  Trauung 
beigewohnt  hatten,  mit  der  Excommunication  belegt:  Das 
Parlament  erkannte,  dass  die  Ehe  nicht  annullirt  werden  dürfe, 
und  befahl  den  Eheleuten,  sich  nur  den  kanonischen  Strafen 
zu  unterziehen,  welche  nach  dem  alten  französischen  Bechte 
den  Verächtern  der  kirchlichen  Vorschriflen  aufzuerlegen 
seien*. 

Da  die  Kirche  so  die  Gesammtheit  der  tridentinischen  ^'^f** 
Anordnungen  weder  allein  noch  mit  der  Unterstützung  des 
Königs  zum  geltenden  Bechte  zu  stempeln  vermochte,  da  sie 
sieb  auch  in  der  Durchführung  von  einzelnen  Bestimmungen 
auf  das  Empfindlichste  behindert  sah,  so  blieb  ihr  nichts  übrig, 
als  wenigstens  zu  diesem  letzteren  Zwecke  die  Unterstützung 
des  Königs  nachzusuchen'. 

Schon  i.  J.  1574.  bat  der  zu  Blois  versammelte  Clerus 
den  König  dringend  um  ein  Gesetz,  welches  die  Nichtigkeit 
der  heimlichen  Ehen  sanctionire,   und  Karl  IX,  in  seinen  .ff'?* 

'  ^  32.  JaDtar. 

Lettres  patentes  v.  22.  Januar^  gab  in  der  That  allen 
staatlichen  Behörden  Anweisung,  den  Wünschen  der  Geist- 
lichkeit nachzukommen.     Er  war  bereit,    das  tridentinische 

^  Vgl.  darüber  meine  Abhandlung,  der  Missbrauch  der  geistlichen 
Amtsgewalt  und  der  Recurs  an  den  Staat  I.  Frankreich,  in  d.  Ztschr.  f. 
Kirchenr.  8, 68.  ff. 

s  Chopin  de  sacra politia  lib.  II.  tit.  7.  n.  7.  (Paris  1621.)  —  Vgl.  auch 
Examen  etc.  2,228.  ff. 

9  Cahier  pr^sent^  au  roi  Charles  IX.  par  le  Clerg^,  pour 
le  r^tablissement  du  Service  divin  et  de  la  discipline  ec- 
cl^siastiqne  art.  21.  imRecueil  des  remonstr.  duClerg^p.  981. 

4  ebendas.  991. 
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Beoht  als  staoiliohe  Norm  anzuerkennen;  aber  aus  frdlichitt- 

^^jJI^JI^^^bekannten  Ghründen  re^trirte  kein  Parlament  die  kornj^oke 
Ordre,  und  so  blieb  das  Becht  der  sponaalia  de  praetenU  nich 
wie  vor  bestehend 

^BioiTiwJ'  ^^^  ^  ^'  1579.  erfolgte  die  berühmte  Ordonnanz  tod 
Blois,  welche  den  kirchlichen  Forderungen  Genüge  thatl 

,,Pour  obmer  aux  abus  et  tnconvSmens"^  so  lautete  der4D. 
Artikel,  „qui  adviennent  des  mariages  clandeetinSf  aoons  ord(m 
et  ordonnona,  que  noe.  eujetSf  de  quelque  dtat,  quaUti  et  eotidäm 
qv^iU  aaientf  ne  pourront  valablement  contracter  mariage  «mi 
proclamatione  pricSdentee  de  bans  faitea  par  trois  divers  jcm 
de  fetee,  avee  intervalle  compitent,  dont  on  ne  pourra  obtm 
diepense,  ainon  apris  la  premüre  proclamation  faite,  et  a  senk- 
ment  paur  quelque  urgente  et  Ugitime  cause,  et  ä  la  rijmim 
des  principaux  et  pltu  proches  parena  eommuns  des  parfia  «m- 
tractantea;  apris  lesquels  bans  seront  ipousis  pubüquement  Ei 
paur  pauvoir  tSmoigner  de  la  forme  qui  aura  iti  observie  etditt 
mariages,  y  assisteront  quatre  personnes  dignes  de  foi,  jMwr  U 
moins,  dont  sera  faite  registre;  le  tont  sur  les  peines  porüafot 
les  conciles.  Enjoignons  aux  curis,  vicaires  et  autres,  di  /^ 
quirir  soigneusement  de  la  quaKtd  de  ceux  qui  se  voudront  ffurnff» 
Et  sHls  sont  enfans  de  famille,  ou  itans  ä  la  puissanee  iauir^ 
nous  leur  difendons  iris-iirojXement  de  passer  outre  ä  la  äUhror 
tion  desdits  mariages,  s'il  ne  leur  apparott  du  consentemoii  dt 
leurs  phres,  mires,  tuteurs  ou  curateurs,  sur  peine  ^etre  paiu 
comme  fauteurs  du  crime  de  rapt"K 
Kirchlich«  Damit  wurde  die  kirchliche  Trauunsc  als  absolut  notb- 

wendiges  Erfordemiss  der  Eheschliessung  aufgestellt,  während 
über  das  Postulat  der  elterlichen  Einwilligung  und^deren  WiA- 
samkeit  für  das  Zustandekommen  der  Ehe   die  Yorschrifieii 

Die  ordon-  ^^^^^  ^^^  Zweifelhaft  waren*. 

S^dl/c^id!         ^*  ^^  ^^^^  zwischen  der  Ordonnanz  und  dem  Triden- 

Ton  Trient. 

1  Vgl  Reeueil  des  actes,  titres  et  m^moireB  concernant  les 
affaires  du  clergö  de  France  (Paris  1769. 4to)  (ich  citire  dies  wichtig« 
Werk  fernerhin  als  „M  4  m.  duClerg4")5,6S9.  Examen  etcl,S7.ff. 

*  Girard  et  N^ron  a.  a.  O.  1,  68S.  Permaneder,  der  ,4^*«<^ 
Heinrich  11/'  für  den  Verfasser  ausgiebt,  setzt  sie  in  d.  J.  15561  0.(l^ 
(Landshut  1S56.) 

3  Alle,  welche  minderjährige  (25  J.)  Hauskinder  bei  Entfiihxunga 
unterstüUt  haben*,  sollen  nach  Art  42.  mit  dem  Tode  bestraft  werden  ^^ 
espörances  de  grace  et  pardon  **,  —  Ueber  den  Begriff  des  „rapt**  ^f^'  ^^^ 
Coquille  ad  Ord.  de  Blois bei  Oirard  et Nöron  a.  a.  0. 1, 539. 

*  In  Art.  41.  wurden  die  früheren  Verordnungen  bestfitigt 
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tmum  Bioht  Uo8  der  wesentliche  Unterschied,  dass  hier  die 
Kirche,  dort  der  König  über  das  Eheschliessungsrecht  Ver- 
fügung trafS  sondern  auch  vielfache  Abweichungen  beider 
von  einander  lassen  die  oft  gehörte  Behauptung^  als  irrig  oder 
wenigstens  ungenau  erscheinen,  dass  durch  die  Ordonnance 
de  Blois  das  tridentisische  £echt  in  Frankreich  eingeführt 
worden  sei. 

Das  Concil  gestattet  die  Dispensation  von  allen  drei  Auf- 
geboten, die  Ordonnanz  nur  von  den  beiden  letzteren,  und 
auch  das  nur  auf  Verlangen  der  Eltern.  Das  Concil  begnügt 
sich  mit  einer  passiven  Mitwirkung  des  Geistlichen  bei  der 
Eheschliessung,  die  Ordonnanz  verpflichtet  ihn  zu  thätiger 
Theilnahme.  Das  Concil  verlangt  zwei  oder  drei  Zeugen,  die 
Ordonnanz  vier. 

Gerade  aber  wegen  dieser  Verschiedenheit  des  Gesetzes  miTder^r' 
voa  dem  allgemeinen  Rechte  der  katholischen  Kirche  war^^]^^^- 
auch  der  Clerus  keineswegs  durch  die  Ordonnanz  zufrieden 
gestellt. 

Im  J.  1586.  reichte  der  Erzbischof  von  Vienne  eine 
Beschwerde  beim  Könige  ein,  worin  er  auf  die  Mängel  der 
neu^i  Massregel  aufinerksam  machte  und  deren  Beform  be- 
fürwortete'. Durch  das  Wort  „valablement"  des  Artikels  40. 
führte  er  aus,  masse  sich  der  König  eine  Entscheidung  über 
das  foeduB  matrimonü  an,  die  ihm  nicht  gebühre;  die  Dispen- 
aationsbeschränkung  der  Bischöfe  sei  eben  solch  Eingriff  in 
das  kirchliche  Gresetzgebungsrecht,  wie  das  Verlangen  der 
Zeugen. 

Aber  auch  die  Parlamente  und  die  Praxis  üessen^fur's  ^Jj,f^***_ 
Erste  das  Gesetz  noch  völlig  unbeachtet  rucksichugu 

Es  existiren  zahlreiche  Erkenntnisse,  welche  sponaaKa  dt 
prciesenti  ohne  Weiteres  für  gültige  Ehen  erklären,  als  ob  die 
Ordonnanz  von  Blois  noch  gar  nicht  erlassen  worden  wäre*. 

^  Laboulaye  a.  a.  0. 23. 

*  Le  PreBtre  du  manage  clandestin  S73.  Chenu  Cent  notablea  et 
singuL  quest.  13.  L e  R i d an t Examen  344.  ff.  Fothier  traite  du  manage 
(Orleans  1768.  ü,) n.  348.   Laboulaye  a.  a.  0. 23. 

9  Coileotion  desproc^s-verbauzdes  Assembläes  du  Clergä 

1,322. 

*  Becueild'arr^tB du parlem. deParis, prisdesM^m-deLouet 

augment^  parBrodeau  (Paris  1668.)  lettre  M.  sommaire  6.  n.  17» 

Bardet  Becueil  d*arrSts  du  Parlement  de  Paris  (Avignon  1773.)  tom.  1. 
Ht.  81.  cb.  59.  —  Vgl.  aucb  Riebe  CO  eur  essai  sur  Tbistoire  et  la  Mgislat. 
des  formes  requises  pour  la  validit^  du  mariage  (Paris  1856.)  42. 
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Erst  seit  dem  Jahre  1600.  scheint  das  Gesetz  Befolgimg 
gefunden  zu  haben. 

Aber  auch  die  Ungeneigtheit  des  Clerus  mochte  £e 
Durchführung  der  neuen  Massregel  erschweren. 

Wenigstens  stehen  die  Concilien  der  Folgezeit  ganz  auf 
der  Basis  des  Tridentinum,  ohne  nur  im  Greringsten  die  Ab- 
weichungen der  staatlichen  Gesetzgebung  zu  berücksichtigend 

Den  Schutz  der  Ejrche  wollte  man  dem  Staate  gen 
überlassen  9  die  Hülfe  des  Königs  gegen  die  immer  mächtiger 
aufstrebenden  Parlamente  gern  in  Anspruch  nehmen:  den  staat- 
lichen Gesetzen  aber  Gehorsam  zu  leisten,  hielt  man  für  doe 
bedenkliche,  für  eine  unerträgliche  Verkürzung  der  „Freibat 
der  Kirche**. 

Gerade  aber  die  gezwungene  Coalition  mit  dem  Könige, 
zu  welcher  die  Kirche  durch  die  Grewaltthätigkeiten  der  Parla- 
mente- immer  wieder  getrieben  wurde,  legte  ihr  audi  end&ch 
die  Nothwendigkeit  auf,  sich  mit  dem  Könige  und  semen  B^ 
Stimmungen  gütlich  abzufinden,  und  so  wurde  gewissermaasen 
als  Kaufpreis  der  königlichen  Gunst  die  Beachtung  der  staat- 
lichen Gresetze  stipulirt. 

Im  J.  1605.  bat  der  Clerus  ^  die  kirchliche  Ehejurisdictioo 
vor  den  Uebergriffen  der  Parlamente  zu  schützen  und  zngleieh 
die  Ehevorschriften  ^yConformSment  ä  la  disposition  des  eondks** 
einzuschärfen.  Drei  Aufgebote  sollen  am  Domicile  der  Brant- 
leute  durch  den  Pfarrer  verkündet,  vor  drei  Zeugen  die  £beD 
geschlossen  werden, 
orfonrnr^;  Heinrich  IV.  in  der  Ordonnanz  v.  J.  1606.  erfuDte 
*^-  den  ersten  Theil  des  Gesuches,  knüpfte  aber  dann  an  die  Ge- 
währung die  Bedingung,  dass  das  Kecht  der  Ordonnanz  von 
Blois  in  jeder  Beziehung  beobachtet  werden  solle  ^ 

„Nous  voulons",  sagt  er  im  Artikel  12.,  „qne  les  cauuf 
eoncemant  tes  mariages,  soient  et  appartiennent  ä  la  eonnoisM^^ 

1  Vgl.  ConciLKhotmagense  v.J.  1581.  beiLabb^CoiiciL15,S39. 
Zuerst  wird  der  Wunsch  ausgesprochen,  dasTridentinum  su  publicireD(e.l)r 
dann  beispielsweise  in  c.  4.  nur  2  oder  8  Zeugen  bei  der  Trauung  für  notb- 
wendig  erklfirt,  im  c.  6.  die  Dispensation  Yon  allen  Aufgeboten  nachgelsMeo. 
DasConc.Remense  v.  J.  1588  ebendas.  15,  895.  nimmt  geradeso  auf 
dasTridentinumBexug,  ebenso  dasBurdigalense  y.  J.  1583.  ebendai. 
15,958.  C.Turonensev.J.  1583.  ebendas.  15,  1014.  C.Bitoriceose 
Y.  J.  1584.  ebendas.  15,  1096.  G.Tolosanum  y.  J.  1590.  ebendsi.  l^i 
1398.  G. Narbonense  y.  J.  1609.  ebendas.  15, 1594. u. s.w. 

>  Rec.  des  remon.  d.  Clergö  1182. 

3  Brillon  dictionnaire  des  arr^ts  (Paria  1727.)  4, 245. 
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et  juridiction  des  jugea  cFSgUse,  ä  la  charge  quHU  eeront  tenue 
garder  les  ardonnances,  meme  celle  de  Bhts  en  Fart.  40;  et 
emvant  icelies  y  diclarer  les  mariagea  qtd  fCauront  iti  faxte  et 
dUbrie  en  FSgUse,  et  avec  la  forme  et  solemnM  regtdees  par 
ledit  ardele  nul  et  non  valablement  eantractde,  comme  cette  peine 
indide  par  les  eoneiles**. 

Die  folgenden  Acte  der  Gesetzgebung  beruhen  im  Grossen 
und  Ganzen  auf  den  Principien  der  Ordonnanz  v.  J.  löTQ,  die 
beständig  wiederholt  und  in  ihren  Einzelbestimmungen  ver- 
schärft  wurde,  und  welche  die  Zusätze  erhielt,  die  durch  das 
augenblickliche  Bedürfhiss,  durch  gerade  herrschende  Miss- 
brauche  erfordert  zu  sein  schienen. 

Das  nächste  Gesetz  war  der  nach  seinem  Verfasser^  be-  ^^'^e».*''**" 
nannte  Code  Michau  v.  Januar  1629.^  dessen  Fortschritt 
einfach  darin  bestand,  dass  hier  allein  die  Pfarrer  des  Domi- 
cilr  der  Brautleute  für  trauberechtigt  erklärt  wurden. 

Es  geschah  das  hauptsächlich  der  zahlreichen  Missbräuche 
wegen,  deren  sich  namentlich  die  Mitglieder  des  Ordens  vom 
heiligen  Johann  zu  Jerusalem  schuldig  machten,  welche, 
der  kirchlichen  Verbote  ungeachtet^,  ohne  Aufgebote  und  Dis- 
pense alle  möglichen  Ehen  einsegneten. 

Dagegen  war  auch  Art.  5.  des  Edictes  speciell  gerichtet.  —  ^gj"  du* 
Nicht  aber  der  Clerus  allein  sprach  seine  Unzufriedenheit  über 
das  Gesetz  aus^,  es  stiess  auch  im  Parlamente  von  Paris 

^  £a  war  Michel  de  Marillac,  Siegelbewahrer  von  Frankreich 
-f-  1632.  Vgl.  Mor^ri  Orand  dictionn.  histor.  h.  n.  (Basle  1782.)  5, 139. 

*  OirardetN^rona.  a.0.  1,  795.  ,,L*ordoDnance  de  Blois",  hiesB 
es  da  im  Artikel  39,  „touchant  les  mariages  clandestins,  sera  exactement 
obaery^e;  et  y  ajoutant,  Youlons  que  tous  mariages  contract^B  contre  la 
tenenT  de  ladite  ordonnance,  soient  d^clar^s  non  valablement  contract^s: 
faisant  d^fenses  k  tooB  curÖB  et  autres  pretres  sdcullers  ou  reguliere,  sor 
peine  d'amende  arbitraire,  c^läbrer  aucun  manage  de  personnes  qui  ne 
seront  de  leurs  paroissiens ,  sans  la  permission  de  leurs  curäs  ou  de  T^v^que 
diocösain,  nonobstant  tous  priyil^ges  k  ce  contraires.  Et  seront  tenus  les 
joges  eccl^siastiques  de  juger  les  causes  desdits  mariages  conform^ment  k 
cetarticle". 

*  So  im  Conc.  Burdigalense  v.  J.  1624.  c.  7.  bei  Labbä  Conc.  15, 
1651.  ebenso  im  Reglement  desR^guliers  v.J.  1625.  in  denM^m.  du 
ClergÖ  6, 132.  —  Schon  i.  J.  1614.  wurde  der  König  gebeten,  dagegen  ein- 
zuschreiten, Reo.  des  rem.  du  Olerg^  1249. 

^  Hemonstrances  du  Clerg6  sur  Tarticle  39.  in  M^m.  du 
Clergd  5,  692:  „Le  roi  est  tr^s-humblement  Supplik  de  consid^rer  Timpor- 
taoce  de  cet  article,  et  qu'il  semble  devoir  etre  expliqu^  pour  deux  difficult^s 
qui  a'y  rencontrent.    La  premi^re,  quand  on  expliquera  le  mot  de  'yalable^ 
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auf  heftigen  TVlderstand,  und  wenngleich  wir  die  Motive  de»> 
selben  heute  kaum  noch  zu  ergründen  vermögen,  so  steht  doek 
so  viel  fest,  dass  der  ganze  Aufwand  der  königlichen  Autorität 
die  Begistrirung  der  Ordonnanz  nicht  zu  erreichen  im  Stande 
war^ 
t!^^no^         Erfolgreicher  war  der  König  mit  seiner  Declarationr. 
16S9.      26.  November  1639,  die  einstimmig  vom  Parlamente  gebilligt 
wurde,  wenngleich  sie  ihre  Veranlassung  wieder  in  mer  Hof- 
intrigue  hatte  ^.    Der  König  wies  darauf  hin^  wie  wenig  die 
Acte  der  firüheren  Gesetzgebung  im  Stande  gewesen  wären, 
die   heimlichen  Ehen   abzustellen:   strengere  VerordnoogeD 
müssten  sich  die  Achtung  erringen,  welche  die  Verderbtheit 
der  Sitten  und  die  Zügellosigkeit  des  Jahrhunderts  deo  bis- 
herigen Ordonnanzen  nicht  gezollt  hätten, 
^•dühoiu         Deswegen  wurde  nicht  nur  der  40ste  Artikel  der  Otdonr 
nance  von  Blois  wiederholt,  mit  den  Modificationen^  die  schon 
KM.      i.  J.  1629,  angeordnet  waren,  und  welche  die  Traubefugnisfi 
auf  den  parochus  propriua  der  Brautleute  beschrSnkten,  son- 
dern auch  die  Vorschriften  über  die  Bestrafung  der  Entfuhrong^ 

ment  ou  non  vajablement  contractu',  inserä  en  Tarticle  derordonnancede 
Bloiff,  relatif  au  contrat  civil  du  mariage  et  non  au  contrat  spirituel  du  mcr- 
ment.  La  aeconde,  quand  on  n'obligera  pas  les  jugea  ecd^astiquet  ijoga 
lea  mariagea  conform^ment  aux  ordonnances  et  k  cet'  artide;  mais  confi»' 
mäment  aux  sainta  d^crets  et  constitutions  de  r^glise,  la  seule  r^gle  deJeon 
jugemens:  car  la  juridiction  laYque  ne  peut  pas  donner  la  loi  auijüges 
eed^iastiques  en  mati^  spirituelle;  en  cona^uence  de  quoi  ilestn^c«' 
aaire  d*dter  de  cet  artide :  'Et  seront  tenus  lea  jugea  ecd^siastiques  de juger 
les  causes  desdita  mariages  confonn^ment  k  oet  article'. 

B^aolution  des  commissaires  nomm^s  par  aa  majest^. 

La  remontrance  du  Clergö,  pour  la  premi^re  difficultä,  a  ^t^  9nt\it 
par  Texplication  du  mot  de  valablement  ou  non  valablement  contract^i  qo 
ne  peut  etre  aucunement  prise  que  par  rapport  au  contrat  ciyil  par  dei  JQg^ 
laica :  et  pour  la  demidre,  eile  a  M  trouv^e  juste  '*. 

^  Eine  genaue  Darstellung  der  deswegen  gepflogenen  Verhandlungen 
findet  sich  im  Code  matrimonial  115.  ff. 

>  Mr.  de  Cinq-Mars,  Grossstallmeister  von  Frankreich,  hatte  out 
Marie  de  L'Orme  ein  Verlöbniss  geschlossen.  Seine  Mutter,  M*^ 
d'Effiat,  beschwerte  sich  deswegen  beim  Parlamente  und  erlangte  eineo 
l£eiftbefehl  gegen  Marie  de  L*Orme  und  ein  Verbot  an  beide  Verlobte,  ^^ 
Iftufig  die  Ehe  zu  schliessen.  Damals  Hess  Ludwig  XIIL  durch  seines 
Oeneraladvocaten  Big  non  die  Declaration  entwerfen,  nach  deren  Enss* 
auch  von  einem  weiteren  Verfahren  gegen  Marie  de  L'Orme  Abstand  g^ 
nommen  wurde.   Vgl.  Code  m  a t r im.  122. 

8  Oirard  etNäron  a.  a.  0. 1,  902. 

*  Es  ist  hier  nicht  sowohl  die  eigentliche  Entführung,  ab  auch  deri»?* 
raptdesäduction  gemeint,  d. h.  ,yi*usage  de  quelques manoeuTreip^ 
engager  un  fils  ou  une  fiUe  de  famille  k  contrActer  mariage  k  Tinsfu  et  ooo» 
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noch  wesentlich  dadurch  verschärft,  dass  aach  die  nachgehende 
Consentining  der  Gewalthaber  den  Entfuhrer  von  den  gesetzt 
liehen  Bussen  nicht  befreien  solle. 

Aus  der  Möglichkeit,  enterbt  zu  werden,  welche  i.  J.  1556. 
den  Hauskindem  angedroht  war,  um  sie  von  heimlichen  Ehen 
zurückzuschreckei^  wurde  jetzt  völlige  Incapacität.  Nicht  ein- 
mal von  den  Collateralen  sollten  solche  Eheleute  und  ihre 
Kinder  erben  dürfen. 

Noch  einem  anderen  Missbrauche  trat  die  Declaration 
entgegen,  der  in  letzterer  Zeit  beständig  an  Umfang  zuge- 
nommen hatte. 

„Didrant  pourvcir  ä  foftt«",  hiess  es  im  Artikel  5.,  „qtd  ^Ehin!** 
eammence  ä  sHntroduire  dana  notre  royaume^  par  ceux  qui  tien-' 
nent  leurs  mariagea  secreU  et  cacJids  pendant  leur  vie,  contre  le 
respect  qtd  est  du  ä  un  st  grand  eacrement,  noua  ordannons  que 
les  nuyeure  contractent  leurs  mariages  puhUquement  et  en  face 
^igUse,  avec  les  solemnitSs  prhcrites  par  Vordonnance  de  Bloü; 
et  dSelarons  les  enfans  qui  naitront  de  ces  mariages,  que  les 
parties  ont  tenus  jusqu'ici  ou  tiendront  ä  Favenir  cachSs  pendant 
leur  vie,  qui  ressentent  plutdt  la  honte  d^un  concubinage  que  la 
dignäi  Sun  mariagey  incapables  de  toutes  su^cessions,  aussi  Inen 
que  leut  postiriti"^*  — 


Die  Ehen  der  Reformirten  mit  den  Katholiken  waren  der  ^ISien?** 
Kirche  von  jeher  ein  Stein  des  Anstosses  gewesen. 

Zahlreiche  Concilien  hatten  sich  dagegen  ausgesprochen,  ^^^^1^ 
hatten  den  katholischen  Geistlichen  die  Einsegnung  verboten 
und  den  Gläubigen  anempfohlen,  ihr  Seelenheil  nicht  so  muth- 
willig  in  Grefahr  zu  bringen'. 

le  consentement  de  ses  parens".  Fournel  traitd  de  la  B^duction  (Paris 
1781.)  810.  ff.  —  Ueber  die  Zunahme  der  Entführungen  hatte  sich  der 
Clenis  schon  L  J.  1614.  beim  Könige  besehwert.  Kecueil  des  remonstr. 
du  Clerg^  1249. 

^  Dasselbe  Recht  wurde  im  Art  6.  für  Kinder  fbstgesetst,  deren  Vater 
die  mit  ihm  früher  im  Concubinate  lebende  Mutter  auf  dem  Todtenbette  ge- 
heiratbet  hatte.  >—  Gegen  die  Declaration  erschien  eine  Schrift  Optatus 
O  all  US  de  cavendo  schismate,  die  dann  eine  Zahl  Yon  Gegenschriften  her- 
▼onief.  Bec.  chronol.  de  divers  ordonn.  concern.  les  mar.  clan- 
de8t.(1660.)64. 

s  So  Conc  Bnrdigalense  t.  J.  15S8.  bei  Labb6  Conc.  15,  95S. 
C.  Turonense  v.  J.  1588.  ebendas.  1014.  €.  Tolosan.  t.  J.  1590.  eben- 
das.  1898.  C.Narbonense  v.J.  1609.  ebendas.  1594. 
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Dennoch  verhallten  diese  Warnungen  tfaeilwebe  wirkusgs- 

l08\ 

Katholiken  und  Beformirte  wohnten  bunt  durch  einander, 
und  der  Glaube  schied  nichts  was  das  bürgerliche  Leben  vei- 
einte. 

Die  Ehen  zwischen  Anhängern  der  verschiedenen  M- 
gionsparteien  wurden  häufiger^  und  mancher  katholische  Geiat- 
liche  liess  sich  auch  durch  die  Verbote  seiner  Oberen  nicht 
von  der  Einsegnung  solcher  Verbindungen  zurückschreckeD. 

Eia^haDg.  ^^®  ^^®"^»   ^®^"   ^^^  katholische  Pfarrer  die  Traoung 

weigerte?  Auf  welche  Weise  konnte  die  Ehe  geschlosseD 
werden? 

-^n*n«der  Die  Noth  machtc  erfinderisch;  sie  führte  auf  einen  Aus- 

ClTilehe.  .  ,       •  1  L      •  1, 

weg,  der  als  Anfang  der  Civilehe  m  Frankreich  zu  bereicfi- 
nen  ist. 
^  Arte'S"**'  Schon  die  Ordonnanz  von  Blois  hatte  im  Artikel  44 
Ehenror  dcu  Notarcu  untcrsageu  müssen,  Eheerklärungen  durch  «po«- 
salia  de  praeaenti  entgegenzunehmen,  mit  anderen  Wortea, 
Civilehen  zu  schliessen*.  Ob  oies  Verbot  mit  den  gemischten 
Ehen  zusammenhing,  oder  ob  dadurch  eine  Art  der  Ehesclmcs- 
sung  verpönt  wurde,  welche  das  Mittelalter  hindurch  im  G^ 
brauche  gewesen  war,  lässt  sich  kaum  noch  ermessen.  Bald 
aber  war  in  der  That  dies  die  Art,  wie  gemifichte  Ehen  ein- 
gegangen wurden.    Freilich  nicht  allein  vor  dem  Notar. 

Die  Parteien  begaben  sich  vielmehr,  den  königficken 
Ordonnanzen  gehorsam,  zu  dem  katholischen  Pfarrer  us& 
Domiciles  und  erbaten  die  Trauung.  Dieser  weigerte  oA 
dem  Gesuche  Folge  zu  geben,  und  dann  erklärten  die  Brwt- 
leute  vor  ihm  und  einem  eigens  dazu  mitgebrachten  Äotai« 
ihren  Consens  und  schlössen  die  Ehe. 

Damit  schien  ihnen  der  Wortlaut  der  Gesetze  crfiillt  ^ 
sein,  damit  war  den  Vorschriften  des  Tridentmum  Genüg« 
geschehen  und  endlich  auch  eine  gewisse  Legalitat  der  i^ 
erzielt. 
^c^^  Wenngleich  aber  auch  der  kirchlichen  Theorie  gextäsi 

die  passive  Assistenz  des  Pfarrers  zur  Begründung  der  i^ 

1  Vgl.  C.  Burdigal.  a.  a.  O.:  „taUbus  enim  conjugiis,  quoddoleotei 
referimus,  permulti  naufragium fidei  fecerunt ". 

*  „Däfeodons  pareiilemeDt  k  tous  notaires  sur  peine  de  punition  etf- 
porelle,  de  paaaer  ou  recevoir  aucunes  promesses  de  mariago  parpiro^ 
präsent*'. 
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vollständig  genügte,  so  klagte  doch  der  französische  Clerus 
nicht  nur  über  das  dadurch  erreichte  Kesultat:  die  gemischten 
Ehen  —  sondern  sprach  sich  auch  über  die  Art  und  Weise 
der  Eheschliessungy  die  Umgehung  der  so  nothwendigen  prie- 
sterlichen Benedicdon  in  bitterster  Weise  aus. 

Es  sei  leicht  einzusehen,  erklärte  der  Bischof  von  Nojon 
am  15.  August  1575.^,  dass  diese  verbrecherische  Art  von  ärger- 
lichen Ehen  • . .,  mit  einem  Male  der  Kirche  drei  grausame,  tiefe 
Wanden  schlage:  die  Schmach  des  entehrten  Sacramentes,  die 
Verachtung  der  verlassenen  Beligion,  die  Vernichtung  der  er- 
loschenen Disciplin;  dass  sie  den  Gebrauch  der  heidnischen 
Ehen  wiederherstelle,  welche  durch  die  Begierden  allein  ver- 
anlasst wären,  ^^que  noua  reprisente*',  fahrt  er  fort,  ,,d€8  alliances 
mains  sainUs  que  celUs  de  la  Un  de  nature  et  de  Moyse,  dont  les 
anges  envoyis  de  Dieu  itoimt  du  moins  lea  minxetree;  qu*enfin 
tUe  iiovcffe  tous  lea  sentimens  de  graces^  pvisque  le  pretre  y  de- 
ment un  thnoin  contraint  et  forci,  sans  ministire  et  sana  fonctiony 
q^ion  veut  arracher  eon  consentement,  qu'on  faxt  violence  ä 
ripotue  de  Jisiu-Chriet,  que  la  Uberti  lui  est  dirobie^  que  la 
gloire  des  temples  eet  obecurcie,  le  cube  des  autele  aboli,  la  piiti 
andantie,  et  que  toutee  les  binidictione,  lee  prOree  et  les  cSri- 
manies  eont  eupprimdee". 

Schon  die  Generalversammlung  des  französischen  Clerus 
V.  J.  1670.^  hatte  beschlossen,  ein  Kundschreiben  an  alle 
Bischöfe  zu  richten,  dass  sie  die  „Verächter  des  Sacraments*' 
und  die  Zeugen  solcher  Trauungen  mit  der  Ezcommunication 
belegen  sollten,  und  war  übereingekommen,  den  Erlass  eines 
Oesetzes  zu  erbitten,  welches  die  Notare  von  ihrem  „frevel- 
haften Thun'^  zurückhalte. 

Im  J.  1675.  waren  die  Elagen  und  die  Bitten  wiederholt 
worden^  und  ebenso  i.  J.  1680.^ 

Die  Folge  davon  war  das  Edict  Ludwig's  XIV.  v.  No-®^[^^^- 
vember  1680.,  durch  welches  die  gemischten  Ehen  gänzlich  I^^q'^^,? 
verboten  wurden*.  *>«'«"• 

Dennoch  war  damit  der  vom  Clerus  gerügte  Unfug  noch  "•'äSJ^J* 

1  Mäm.  du  Clergö  5,  721.  ~  Die  Articles  du  Clerg^  y.  J.  16S0. 
Kec.  des  remonstr.  d.  Clerg^  1485.  sprachen  sich  viel  Yorsichtiger  aus. 

s  M^m.  du  Cierg^  5, 716. 

8  ebendas.  717. 

^  Siehe  S.  oben  Anmerkg.  1. 

^  bei  Gir ard  et  N^ron  a.  a.  O.  Vgl.  auch  die  Remonstrance  v.  J, 
1665.  im  Recueil  d.  Remonstr.  718. 
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nicht  beseitigt.  Meht  nur  bei  gemischten  Ehen  wurde  <£e 
Hülfe  der  Notare  benutzt;  auch  Sfindeijahrige»-  die  des  elter- 
lichen Consenses  entbehrten,  Brautpaare,  deren  Aufgebote 
Einsprache  erfahren  hatten,  kurz  jeder,  dem  gesetzlich  de 
Trauung  verweigert  wurde  —  entzogen  sich  die  Geistlichen 
widerrechtlich  ihren  Amtspflichten,  so  schritten  die  Parlar 
mente  schonungslos  mit  Gefangniss-  und  Geldstrafen  ein^  ^ 
schloss  sein  Ehebündniss,  wie  man  zu  sagen  pflegte,  „ä  k 
gaubmine**,  vor  Notar  und  Geistlichen  durch  sponsoKa  de  prae- 
aenHK 

Schon  i.  J.  1639.  hatte  das  Parlament  von  Paris  den 
Notaren  untersagt,  sich  bei  solchen  Eheschliessungen  zu  be- 
theiligen, aber  dieser  Beschluss  musste  um  so  wirkungsloser 
sein,  da  die  Gültigkeit  der  Ehen  selbst  nicht  angefbebten 
wurde*. 

Im  J.  1652.  wurden  den  Notaren  harte,  „exemplarüche" 
Strafen  angedroht^.  Ebenfalls  vergeblich:  das  zeigen  die  zahl- 
reichen Fälle  dieser  Art,  die  zur  Cognition  der  Parlamente 
kamen^  das  beweisen  auch  die  stets  erneuerten  Yerbote 
—  1680.,  1681.,  1692.*  — ,  welche  gegen  die  Notare  erlassen 
wurden. 
<v«nchwisden  Erst  uach  d.  J.  1697.^  scheinen  die  „mariages  k  la  Gaul- 
mine^'  abgekommen  zu  sein,  in  Folge  eines  Gresetzes,  welches 
wir  sogleich  zu  betrachten  haben  werden. 

to?i?n!tions         Doch  zuvor  habe  ich  noch  mit  kurzen  Worten  die  Gc- 

*^flt^*^^'  schichte  zweier  Behörden  zu  zeichnen,  von  denen  <£e  eine  L  J. 

eontooieun  1691.,  die  andere  1697.  geschaffen  wurde,  der  „greffiers 

pabueattoni  des   insinuatious   eccl^siastiques*'   und    der  „contro- 

.»•riage.  ^^^^^  ^^^  ^^^^  ^^  publications  de  mariage«». 

Die  Verkündigung  der  Aufgebote,  erklärte  der  König  als 
2097.     Motiv  seiner  Massregel  i.  J.  1697.^  erfülle  nicht  regehnisa^ 

1  Vgl.  solche  Fälle,  erwähnt  in  der  Coli ection  des  prooisTerbasx 
daClergö  2,485.  —  VgL  auch  Examen  des  d^cretsdu  Conclle  de 
Trente  2,855. 

>  VgL  Remontr.  t.  J.  1680.  a.  a.  O. 

>  BardetRecueild'arr§t8(Avignon  177S.)  t  II.  liv.  18.  eh.  4S. 

^  Sogfye  rec.  de  plus,  quest.  notables  de  droit  et  de  coutame,  jag^es 
par  arrfits  du  Parlament  de  Paris  (Paris  1682.)  1 1.  cent.  5.  eh.  90. 
5  VgL  Code  matrimon.  266.  ff. 
^  Girard  et  Nöron  a.  a.  0. 2,  790. 885. 

7  Examen  desD^crets  duConciie  de  Trente  2,248. 

8  VgL  Code  matrim.  176. 181.  Riehecoeur  a.  a.  0. 85. 
^  Code  matrim.  a.a.O. 
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die  damit  verbundenen  Zwecke.  Häufig  erfuhren  die,  welche 
68  anginge^  nichts  von  der  beabsichtigten  Ehe  und  seien  ausser 
Stande,  ihre  Einsprache  geltend  zu  machen. 

Deswegen  wurden  Controleurs  eingesetzt  und  allen  IJnter- 
thanen  verboten ,  eine  Ehe  zu  schliessen,  allen  Geistlichen^ 
dieselbe  einzusegnen,  bevor  nicht  die  Aufgebote  von  jenen 
revidirt  wären.  Die  Gebühren  der  Beamten  wurden  nach  dem 
Stande  der  Brautleute  bemessen  und  bewegten  sich  in  den 
Gränzen  von  5  Sols  zu  6  Livres. 

Ebenso  sollten  nach  der  Bestimmung  d.  J.  1691.^  die     ^^^^* 
Dispense  von  den  Aufgeboten  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  von 
greffiers  des  insinuations  eccl^siastiques  eingezeichnet 
werden. 

Beide  Massregeln ,  weniger  aus  den  in  den  Edicten  ange- 
gebenen Gründen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  entsprungen,  als 
um  durch  Creirung  erblicher  Stellen,  die  verkauft  werden 
könnten,  die  lecken  Staatsfinanzen  flott  zu  erhalten,  stiessen 
auf  zähen  Widerstand. 

Die  Greffiers  wurden  fast  beständig  umgangen,  denn  weder 
GrosBJahrige  noch  die  Minderjährigen,  welche  mit  elterlicher  Ein- 
wilb'gong  heiratheten,  brauchten  die  im  Edicte  angedrohte  Nich- 
tigkeit der  ihnen  ertheilten  Aufgebotsdispense  zu  fürchten,  da 
das  Fehlen  der  Aufgebote  selbst  gar  nicht  als  die  Ehe  annul- 
lirend  angesehen  wurde,  und  die  Insinuation  nur  in  den  sel- 
tenen FäUen  wichtig  werden  konnte,  wo  die  Gültigkeit  der 
Ehe  zur  rechtlichen  Erörterung  kam. 

Den  Controleurs  wiederum  wurde  ihr  Einkommen  häufig 
geschmälert  durch  falsche  Standesangaben,  die  ihnen  von  den 
Brautleuten  gemacht  wurden,  und  durch  die  Nachlässigkeit  der 
Geistlichen,  die  bei  ihren  Trauungen  auf  die  Controle  der  Auf- 
gebote nicht  die  geringste  Rücksicht  nahmen. 

Dem  ersteren  Uebelstande  half  die  Declaration  v.  15.  DeckmUon 

T.  1699. 

Februar  1692.  ab^  dem  anderen  der  Staatsrathsbeschluss  staatantht- 
V.  16.  Dezember  1698.*,  beide,  indem  sie  die  Geistlichen  für  *'wS^^' 
die  Befolgung  der  Verordnungen  verantwortlich  machten. 

Der  Pfarrer,  welcher  traute  —  so  wollte  die  Declara- 
tion —  ohne  dass  die  Dispense  insinuirt  wären,  sollte  mit 
50  Livres  gebüsst  werden,  und  der,  welcher  die  Controle  der 

1  Code  matrim.  141. 
s  Journal  dnPalaiB  2,  802. 
'  Code  matrim.  181. 
Fried berg,  Ehe$chlie99ung,  33 
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Aufgebote  ausser  Acht  Hesse — so  bestimmte  der  S taatsraths- 
beschluss  —  fiir  die  Gebühren  derselben  haften. 

Ausserdem  sollten  die  Geistlichen  in  den  Cerdficslen, 
welche  sie  den  Brautleuten  über  die  Verkündigung  der  Pro- 
clamationen  ausstellten,  genau  der  Standesverhältnisse  Erwäh- 
nung thun,  so  dass  auch  da  eine  Fälschung  kaum  noch  denkbar 
war. 

Dennoch  muss  auch  diese  Massregel  noch  nicht  hinreichend 
1701.     gewesen  sein;  wenigstens  wurde  sie  i.  J.  1701.  noch  einmal 
und  mit  einer  Strafandrohung  von  100  Li^TCs  gegen  die  feh- 
lenden Greistlichen  wiederholt^.  — 
^nTcn""«?-         ^^^  Publicität  der  Ehen  war  nun  zwar  im  Allgemeinen 
Rcgefnm"  nothwendig  und  wünschenswerth,  aber  es  konnten  sich  doch 
"bo^Mden  *  ^^^^  Fälle  ei^eignen,  die  jene  durch  Insinuationen  und  Con- 
trole  erzwungene  Oeffentlichkeit  als  grausame  Härte  erßck'men 
Hessen,  welche  Ehre  und  Wohlfahrt  von  Familien  gefährdetet 
1698.  Deswegen  "woirde  unter  dem  16.  Dezember  1698.  bestimmt, 

dass  Alle,  denen  der  Erzbischof  von  Paris  Dispena  von 
den  drei  Aufgeboten  ertheilen  würde,  der  Controle  enthoben 

1705.  sein  sollten,  und  diese  Massregel  wurde  i.  J.  1705.  auf  alle 
Diöcesen  ausgedehnt '. 

coitroienw  "^^^^  Bchou  i.  J.  1702.  vcrschwandcn  die  Contröleur«  des 

weichcn'den  ^^"^"^  >   ihre  Functionen  wurden  den  Domänenpächtem  über- 

^sSueraf  tragen,  und  zugleich  durch  einen  neuen  Tarif  dafür  gesorgt, 

dass  die  wahren  Zwecke  der  Institution  nicht  unerfüllt  blieben^ 

Die  Gebühren  wurden  auf  das  Dreifache  des  ursprünglichen 

1706.  Satzes  heraufgeschraubt,  und  i.  J.  1705.  gar  über  das  Vier- 
fache. 

T^nchwindlt.        Bal^i  darauf  scheint  übrigens  das  ganze  System  der  Con- 
trole ausser  Uebung  gekommen  zu  sein^. 

^  Code  matrim.  182. 
\  *  Das  stellte  der  Cardinal  von  Noailles  dem  Könige  vor.  MeBi> 

dtt  Clerg^  IS,  184. 

8  Mem.  du  Clerg^  13,  135.,  noch  weiter  best&tigt  durch  eine  Verord- 
nung V.  80.  November  1706.  eben  das.  5,  1125.  —  Vgl.  auch  Code  m« 
trim.  162. 

A  Eine  Verfügung  y.  25.  Juli  1702.  schritt  gegen  den  Missbrsach  der 
Domänenpächter  ein,  so  oft  die  Gebühren  su  verlangen,  wie  ParochieeB 
vorhanden  waren,  in  denen  die  Aufgebote  verkündigt  wurden.  Code  mi- 
trim.  182. 

fi  ebendas.  188. 
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lUBt  dem  Eheschliessnngsrechte  beschäftigte  sich  zuerst  E<uctv.iG97. 
Tvdeder  das  Edict  v.  J.  1697  ^ 

Im  Eingänge  desselben  beschwert  sich  der  König,  dass 
aUe  Bestimmungen  seiner  Vorgänger  noch  nicht  im  Stande 
gewesen  wären,  einen  geregelten,  ordnungsmässigen  Zustand 
herbeizufuhren;  nicht  nur  die  Laien  umgingen  beständig  die 
gesetzlichen  Vorschriften,  sondern  auch  die  Oelstlichen  seien 
häufig  pflichtvergessen  genug,  die  Würde  des  Sacramentes, 
das  sie  zu  verwalten  hätten,  ausser  Augen  zu  lassen  und  Per» 
sonen  ehelich  zusammen  zu  geben,  die  zu  trauen  ihnen  weder 
kirchlicher-  noch  staatlicher  Seits  gestattet  sei. 

Während  daher  in  den  früheren  Ordonnanzen  zuerst  auf®*^'^^.^^®» 
die  Nothwendigkeit  der  priesterlichen  Trauung  überhaupt,  dann 
auf  die  durch  den  eigenen  Pfarrer  hingewiesen  war,  wurde 
jetzt  der  Begriff  des  Domicils  in  den  Vordergrund  gestellt  und- 
festgesetzt,  dass  die  Greistlichen  Niemand  trauen  dürften,  der 
nicht  in  ihrer  Pfarrei  angesessen  sei,  und  zwar  seit  mindestens 
sechs  Monaten,  falls  er  früher  in  einer  anderen  Parochie  der- 
selben Diöcese,  —  seit  einem  Jahre,  wenn  er  bisher  in  einer 
anderen  Di öcese  gewohnt  hätte. 

Darüber  und  ebenso  über  das  Alter  der  Brautleute  undDwch  zcogen 

festzutellen. 

die  Einwilligung  ihrer  Eltern  hätten  sich  die  Pfarrer  durch 
Vernehmung  von  vier  glaubwürdigen,  des  Schreibens  kundigen 
Zeugen  —  „s'il  s'en  peut  aiahnent  irouver  autant  dam  le  Heu 
^  on  dUhrera  le  manage*'  —  zu  unterrichten. 

Ein  dichtes  Netz  der  empfindlichsten  Strafbestimmungen 
«imgab  diese  Anordnungen. 

Jeder  Geistliche,  der  ihnen  zuwiderhandelte,  sollte  neben    strafan- 

'  '  drohangen» 

«len  geisdichen  Strafen  für  das  erste  Mal  aller  seiner  Ein- 
künfte auf  drei  Jahre  beraubt  —  mit  Belassung  freilich  des 
unumgänglich  nothwendigen  Lebensunterhaltes  —  falls  er  kein 
Beneficium  besessen,  auf  drei  Jahre  verbannt,  falls  er  einem 
Orden  angehorte,  nachErkenntniss  des  Gerichtes  in  ein  Kloster 
eingesperrt  werden.  Für  den  Rückfall  drohte  neunjährige  Ver- 
bannung und  noch  härtere  Strafe  syen  cos  de  rapt". 

Die  Zeugen  aber,  die  dem  Pfarrer  Falsches  bekundet,  und 
die  Personen,  welche  sich  betrüglich  für  Eltern  der  Braudeute 
ausgegeben  und  als  solche  consentirt  hätten,  sollten  mit  Ver- 
bannung oder  Galeere  bestraft  werden. 

^  Ordonn.  deLoaiBXrV.voLS?.  Seiteyyyyy. 
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Ha^iäden  ^^  Domicil  der  Hausväter  wurde  auch  für  das  der  nin- 
derjährigen  (25  Jahre)  Hauskinder  erklart  y  und  festgesetzt, 
dass,  im  Falle  die  Eltern  todt  seien  und  dieMmderjahrigeam 
Wahrheit  anderswo  wohnten,  nicht  nur  an  ihrem  wirkfiche& 
Domicile,  sondern  auch  an  dem  früheren  der  Eltern  und  dem 
der  Vormünder  die  Aufgebote  verkündet  werden  müssten. 

Irä^r*         I^i«  Ordonnanz  v.  J.  1556.  und  Art.  2.  der  Ordon- 
Rechto.    jianz  V.  J.  1639.  wurden  dahin  verschärft,  dass  auch  gross- 
jährige  Ejnder,  die  sich  ohne  Genehmigung  der  Eltern  ver- 
heiratheten,  enterbt  werden  könnten. 

^SiSbiSi?  Endlich  wurde  der  Artikel  6.  der  Ordonnanz  v.  J.  1639^ 
welcher  Ehen  auf  dem  Todtenbette  für  veirkungslos  in  Bezog 
auf  die  Frau  erklärt  hatte,  auch  auf  die  Männer  ausgedebt— 

Decicntion  Schou  am  15.  Juui  desselben  Jahres  musste  der  Kooi^ 

1697.     eüoie  Declaration  zu  seinem  Edicte  erlassen  S  da  in  diesem  £e 

Frage  völlig  unbeantwortet  geblieben  war,  welche  Gültigkeit 

die  gegen  das  Gesetz  geschlossenen  Ehen  zu  beansprachen 

hätten. 

Sie  sollten  —  das  war  der  wesentliche  Inhalt  der  Deds- 
ration  —  nicht  ungültig  sein,  vielmehr  die  Contrahenten  m 
gezwungen  werden,  die  Ehe  zu  rehabiUtiren  und  sich  den  vom 
geistlichen  Oberen  ausgesprochenen  Bussen  zu  unterwerfen. 
Die  Nachlässigkeit  der  königlichen  Beamten  wurde  ge- 
rügt, welche  höchstens  auf  Antrag  der  Eltern  gegen  die  Ge- 
setzesübertreter  einschritten;  die  geistlichen  Behörden  eiUel- 
ten  die  Ermächtigung,  die  Personen,  welche  als  Ehegatten 
zusanmienlebten  und  deren  gesetzliche  Trauung  zweifelhs'^' 
erscheine,  vorzuladen,  zum  Beweise  der  rechtmässigen  Ehe- 
schliessung zu  zwingen,  und  je  nach  dem  Ergebnisse  der  Un- 
tersuchung entweder  zur  Kehabilitirung  der  Ehe  zii  nothig^ 
oder  von  einander  zu  trennen. 

"iJÜSie.**  Zugleich  wurde  auch  der  „mariages  ä  la  gauhmim**  g^ 
dacht,  jener  Verbindungen,  „welche  darauf  abzielten,  dasSacrd- 
ment  der  Elie  zu  dem  einfachen  Zustande  zurüekzufvhreny  m  it» 
es  hei  den  Heiden  war".  Die  Notare,  welche  sich  bei  solcben 
Eheschliessungen  betheiligten,  sollten  ihrer  Stellen  verlustig 
gehen  und  für  unfähig  erklärt  werden,  eine  andere  JuAtuÄfl" 
Stellung  zu  erhalten.  Die  Ehen  selbst  wurden  für  vermögens- 
rechtlich wirkungslos  erklärt. 

1  Ordonn.  de  Louis  XIV.  vol.  50.  Seite  yyyy. 
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Wenn  die  königlichen  Gesetze  in  der  Folgezeit  noch  ver-  ^jJJ^JJ^" 
letzt  wurden  9  so  geschah  das  hauptsächlich  durch  die  Schuld 
der  Parlamente. 

Ich  habe  schon  oben  darauf  hingewiesen ,  wie  der  Begriff 2^*^JJJS| 
des  „rapt"  allmählich  den  „rapt  de  siduction"  mitumschloss^ 
wie  der  Entfuhrung  jede  Verlockung,  sei  es  eines  Mannes,  sei 
es  eines  Mädchens,  zur  £he  gegen  und  ohne  den  Willen  der 
'Eltern  gleichgestellt  wurde  ^. 

Wir  finden  davon  zahlreiche  Beispiele. 

£ine  Intrigantin  hatte  einen  Mindeijährigen  verleitet',  sie  Procewe. 
zu  heirathen.  Seine  Eltern  stellten  darauf  die  Klage  wegen 
,,rfl^<  de  sMuetian"  an,  und  das  Erkenntniss  vom  30.  August 
1602.  erklärte  die  Ehe  für  nichtig,  beraubte  die  Frau  aller  i^oa. 
Rechte,  die  sie  aus  der  Verbindung  hätte  erlangen  können, 
und  verbannte  sie  auf  neun  Jahre  aus  dem  Gerichtsbezirke 
von  Paris.  , 

Der  junge  Mann  wurde  verurtheilt,  seinen  Vater  baar- 
haupt  und  auf  den  Knieen  um  Verzeihung  zu  bitten  und 
25  Thaler  Almosen  an  die  Armen  der  Conciergerie  zu  zahlen. 

Dem  Notar,  welcher  die  Ehepacten  aufgenommen  hatte, 
wurde  auf  drei  Monate  die  Praxis  untersagt,  und  der  Geist- 
liche, der  getraut,  vor  seinen  Oberen  geschickt,  damit  dort 
in  Gregenwart  des  Lieutenant^Criminel  gegen  ihn  verfahren 
werde.  — 

Der  Sieur  de  Beaupaume,  königlicher  Musketier,  drei-And«rerFaiu 

tindzwanzig  Jahre   alt,    verheirathete   sich   mit  Marie   Ida 

Cabeo,  einer  Lütticherin,  ohne  "Wissen  seiner  Eltern'.    Die 

Mutter  des  Beaupaume  stellte  gegen  Marie  Cabeo  eine  Klage 

wegen  rapt  de  siducHon  an,  und  das  Erkenntniss  des  Ch&telet 

vernichtete  die  Ehe,  und  verurtheilte  die  Verklagte  zu  einer 

öffentlichen  Büge.     Sie  appellirte.     Sie  führte  aus,  dass  sie 

als  Fremde  die  firanzösischen  Gksetze  nicht  gekannt  habe,  dass 

em  dreiundzwanzigjähriger  Musketier-OfBcier  schwerlich  ein 

Object  der  Verführung  sein  könne,  und  endlich,  dass  sie  nur 

nach  langem  Sträuben  auf  die  inständigsten  Bitten  des  Sieur 

de  Beaupaume  in  die  Ehe  gewilligt  habe.    Nichtsdestoweniger 

wurde  das  Urtheil  am  19.  Juli  1706.  bestätigt,  und  noch  dahin 

1  Siehe  oben  S.  &0S.  Anmkg.  4. 

2  Papon Recaeü  d'arrßts  notables  (Geneve  1687.)  Ut.  22.  tit.  21. 
'  Fournel  traitö  de  s^duction  188. 
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verschärft^  dass  statt  des  ^^bldme"  eine  dreijährige Verbaiuiang 
aus  dem  Pariser  Grerichtsbezirke  ausgesprochen  wurde. 
raptdeBödac-        Ja  zuweilcu  verlans:ten  die  Parlamente  ffar  nicht,  dusiii 

tionanchbet  ,  o  .11 

erat beabsich- der  That  schon  eine  Ehe  geschlossen  sei,  sondern  begnugtoi 
sich  mit  dem  Beweise,  dass  eine  solche  beabsichtigt  werde, 
so  dass  schon  vor  der  Trauung  die  Klage  wegen  rapi  k 
siduction  zugelassen  wurde  ^. 

Bis  dahin  harmonirte  die  Praxis  völHg  mit  der  Gesetzge- 
i>««P»»'«  Werbung  und  führte  nur  die  Principien  aus,  welche  in  denOrdoD- 
weicht  von  d.nanzen  niedergeWt  waren.  Bald  aber  wich  sie  in  bedenklicher 

desetzeii  ab.  ^       ^ 

Weise  davon  ab,  indem  sie  die  Schwangerschaft  einer  minik- 
jährigen  Tochter  als  Beweis  betrachtete,  dass  ihr  gegenüber 
das  Verbrechen  der  „aubamation"  und  des  „rapt  de  siducHon'' 
begangen  sei. 

Seit  der  Zeit  wuicle  die  Anklage  des  rapt  die  Waffe  aller 
verführten  Frauenzimmer*. 

Ein  Vater  stellte  die  Ellage  gegen  einen  jungen  Menschen 
an,  der  8ein9  grossjährige  Tochter  verfuhrt  hatte,  verheirathete 
Männer  wurden  wegen  „rapt"  belangt,  Dienstmägde,  die  sieb 
ihrem  Herrn  preisgegeben  hatten,  klagten  wegen  rapt  ä 
subomation,  und  das  Resultat  dieser  heillosen  Begriffsverwir- 
rung war,  dass  oft  das  Todesurtheil  über  die  Verklagten  aas- 
gesprochen wurde. 

Doch  eröffnete  die  Praxis  wenigstens  den  VerurtieilfcD, 
welche  unverheirathet  waren  und  nicht  dem  geistlichen  Stande 
angehörten,  einen  Ausweg,  indem  sie  ihnen  die  Ehe  mit  der  Ver- 
führten oder  das  Tragen  der  erkannten  Strafe  zur  Wahl  stelke'* 

Fast  immer  wurde  die  Ehe  vorgezogen.  Ein  Parlaments- 
commissar  führte  den  Verurtheilten,  der  mit  Fesseln  beladen 
war,  in  die  Kirche,  wo  die  Klägerin  seiner  harrte,  und  dann 
wurden  beide  ohne  Aufgebote,  ohne  Erlaubniss  des  Pfener? 
oder  Bischofs  allein  auf  die  Autorität  des  weltlichen  Bichters 
hin  ehelich  zusammengegeben^. 

1  Perrier  Arrests  notables  du  parlam.  de  Dijon  ayec  des  obaenratio» 
sur  chaque  question  par  Baviot  (Dijon  1735.)  quaest  188.  no.  18. 

«  Vgl.Fournela.a.  O.  816.f. 

*  Vgl.  solche  Erkenntnisse  des  Parlaments  v.  Grenoblc  v.  J-  j^^' 
bei  Basset  Plaidoyers  et  atrits  de  la  cour  du  parlement  de  ^^r^ 
(Grenoble  et  Paris  1695.)  t.  1.  p.  2.  1.  6.  tiL  18.  eh.  1 ;  v.  Aix  ▼.  10.  Jwu^^^j^ 
bei  Boniface  Recueil  des  arrets  notables  de  la  cour  du  pariemeot 
Provence.  (Lyon  1708.)  to.  5.  liv.  4.  tit  8.  eh.  19 ;  t.  1681.  ebcndsi.  ^  J 

«  So  schildert  die  Declaration  y.  J.  1730.  — Siehe  unten  S.»i'- 
Anmkg.  5. 
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Das  ganze  Verfahren  widersprach  dem  Greiste  der  fran- 
zösischen Gesetzgebung. 

Sobald    der  Angeklagte   des   Verbrechens   des   rapt  d^  ^JJ'Jf ^"Jj" 
s^dtictian  für  schuldig  erklärt  und  zum  Tode  verurtheilt  war,  ▼««^•i»'««". 
lag  es  gar  nicht  mehr  in  der  Befugniss  der  Magistrate,  die 
Strafe  unter  Bedingungen  zu  erlassen,  und  um  so  weniger,  da 
die  Ordonnanzen  den  rapt  de  sSduction  zu  den  Verbrechen 
rechneten,  bei  denen  kein  Strafnachlass  eintreten  sollte. 

Dann  aber  hatten  die  Ordonnanzen,  die  sich  mit  dem 
„rapt"  beschäftigten,  vorzüglich  den  Zweck,  standesungleiche 
Ehen  zu  verhindern,  und  diese  Tendenz  wurde  durch  den 
Zwang,  die  verführte  Person  zu  heirathen,  vollständig  ver- 
eitelt. Vielmehr  wurde  der  Verführer  ja  geradezu  Seitens  der 
Obrigkeit  genöthigt,    das  Ziel   seiner   Bestrebungen  zu  er- 

I 

reichen. 

Endlich  aber  wurde  die  elterliche  Einwilligung,  deren  Um- 
gehung doch  ursprünglich  den  Hauptinhalt  des  crime  de  rapt 
ausgemacht  hatte,  vollständig  gleichgültig,  da  die  Ehe  in  das 
Selieben  des  Verführers  gestellt  wurde. 

Aber  alle  diese  Missstände,  wie  gross  sie  auch  waren,  unwiuendea 
erregten  nicht  so  den  Unwillen  des  Clerus  wie  die  Unter- 
lassung der  Aufgebote  und  die  Umgehung  des  parochits  pro^ 
priusi  welche  jedesmal  bei  solchen  Trauungen  erfolgte. 

Im  J.  1715.  beschwerte  sich  die  Assembl^e  du  Clerg^ 
zum  ersten  Male  darüber,  und  der  König  versprach,  sobald  ihm 
nur  specielle  Falle  mitgetheilt  wären,  einschreiten  zu  wollen^. 

Im  J.  1723.  wiederholten  sich  die  Klagen,  aber  bis  jetzt 
schien  nur  das  Parlament  von  Aix  sich  des  geschilderten 
Missbranches  schuldig  gemacht  zu  haben.  Wieder  wurde  Ab- 
hülfe verheissen^. 

Nichts  desto  weniger  blieben  die  Parlamente  bei  ihrer 
Praxis.  Das  zeigen  die  Beschwerden  des  Clerus  aus  d.  J. 
1 725.^  welche  die  Einsetzung  einer  Commission  zur  Prüfung 
derselben  zur  Folge  hatten,  und  die  Articles  pr^sent^s  par 
le  Clergö  assembl^  k  Paris  en  1730.^ 

Erst  in  diesem  Jahre  —  am  22.  November — erfolgte  denn  ^^^^^^ 
auch  eine  königliche  Declaration,  welche  das  frühere  Becht     ^^'®- 
ivieder  herstellte'. 

^  Rec.  des  remontr.  du  Clerg^  1584. 
*  ebendas.  1555.  —  '  ebendas.  1605. 
^  Code  matrim.  190.  —  ^  ebendas. 
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Die  Bestimmungen  der  Ordonnanz  von  Blois  soUten 
ohne  jede  Modification  wieder  Platz  greifen ,  die  Todesstnfe 
ohne  Alternative  der  t^he  erkannt  werden»  der  rapt  de  sidvdßn 
aber  nm*  dann  angenommen  werden,  wenn  eine  £he  erfolgt 
sei  und  die  verführte  Person  —  Mann  oder  Frau  —  daa  Alter 
von  fünfundzwanzig  Jahren  noch  nicht  erreicht  habe. 

Wenn  nun  aber  auch  in  der  That  das  Parlament  der 
Bretagne  zu  einer  gesunden  Praxis  zurückgeführt  warde\ 
so  wucherten  doch  an  den  übrigen  Parlamentshöfen  die  alten 
Missbräuche  ungestört  fort. 
1785.  Schon  1735.  erklärte  der  König  wieder  auf  die  Beschwer- 

den des  Clerus,  dass  er  Maassnahmen  dagegen  treffen  werdet 
^•«*Jj;J^° ^und  1740.  endlich  versprach  er',  seine  Declaration  beiden 
Parlamenten  registriren  zu  lassen,  welche  die  Grundsätze  der- 
selben noch  nicht  adoptirt  hätten. 

pISSäenYe.  ^^  ^®^  gegebene  Bild  der  Bechtsentwicklang  mag  noch 
durch  eine  Darstellung  der  Praxis  der  Parlamente,  ergänzt 
werden. 

Aufböte.  Was  zuvördcrst  die  Aufgebote  anlangt,  so  mussten  sie 

bei  Gediegenheit  der  sonntäglichen  Messe  verkündet  werden. 
Erk.T.ija8.         EinErkenntniss  des  Pariser  Parlaments  v.28.Februar 

fari.  ▼.  Irans.  , 

1608.*  erklärte  Proclamationen  für  nichtig,  welche  nach  dem 
Vespergottesdienste  vorgenommen  waren '^. 

Die  Aufgebote  konnten  gültig  nur  von  dem  Pfarrer  der 

|*j^^**J- Brautleute  verkündigt  werden;  so  entschied  ein  Erkenntmss 

Toulouse. ' des  Parlaments  von  Toulouse  am  3.  Februar  1692.^  am 

Allerwenigsten  aber  durch  Laien ,  wie  das  häufig  bei  Weig^ 

rungen  der  Priester,  zuweilen  sogar  auf  Befehl  der  StaÄta- 

behörden  geschah. 

^'k-  ▼•  i«W'         Den  13.  Mai  1614.  verurtheilte  das  Pariser  Parlament 

Fori«  T.  Farls*  • 

einen  Sergent,  Jean  Augustin,  der  auf  das  Widerstreben 
des  Geistlichen  die  Proclamationen  gethan  hatte,  zu  25  Livree 
Strafe  und  Amtssuspension  auf  sechs  Wochen,  mit  der  An- 

1  Die  Declaration  war  den  9.  April  zu  Rennes  und  den  lJw«* 
1731.  «u  Aix  regUtrirt  worden.  Vgl.  Deniaart  CoUect  de  d^c»  no«' 
Teiles  (Paris  1771.)  s.  v.  „rapt". 

*  Reo.  des  rem.  du  Clerg^  169S. 

8  Codematrim.  191. 

«  Vgl.  Möm.  du  Clerg^  5,  1122.  Pothier  trait^  d.mariageptft.'• 
ch.2.  §.4.  f.   Richecoeur  a.a.O. 81. 

^  Richecoeur  a.  a.  O.] 

e  ebendas. 
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drohung  einer  exemplarischen  Strafe  für  den  Rückfall  in  sein 
Vergehen*. 

Dispense  von  allen  drei  Aufgeboten  waren  nach  den  Be- ^eSAnf!^" 
Stimmungen  der  Ordonnanz  von  Blois^  ja  vielleicht  schon     ^^'^^ 
vorher'  nicht  gestattet    Dennoch  war  die  Praxis  der  Parla- 
mente in  dieser  Beziehung  schwankend. 

Ein  Erkenntniss  des  Parlaments  von  Paris  v.  13.  Juni^^-^J»^};^ 
1634.  hielt  eine  Ehe  aufrecht^  wo  der  Bischof  von  Angers 
von  allen  drei  Aufgeboten  dispensirt  hatte^  und  verbot  nur  für 
die  Zukunft,  solche  Dispensationen  zu  ertheilen  „sans  connaü" 
sance  de  cause'* K 

Zwei  Erkenntnisse   der  Parlamente    von  Paris   undp^;^;J»^*jJ^ 
Toulouse  V.  27.  Februar  1617.*^  und  vom  22.  März  1644.ßErk.T.i«44. 
erklärten  eme  solche  Dispensation  für  abusiv,  doch  scheint  Toulouse. 
auch    hier    die    Nichtigkeit    der    Ehe    nicht    ausgesprochen 
zu   sein^.    Andere  Erkenntnisse   annuUirten  aber   die  Ehen 
geradezu^ 

Noch  streitiger  war  die  Frage,  welche  Folge  die  Unter- J^^^ 
laasung  der  Aufgebote  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe  ausübe. 

Lonet^  in  seiner  Sammlung  von  Erkenntnissen  berichtet,^^  ^- ^^^ 
dass  i.  J.  1584.  das  Pariser  Parlament  darüber  Entschei- 
dung zu  fallen  gehabt  habe,  dass  die  Majorität  der  Richter 
sich  für  die  Nichtigkeit  der  Ehe  ausgesprochen  habe,  dass  es 
aber  zu  einem  Schlussurtheile  nicht  gekommen  sei. 

Diese  Ansicht  wurde  von  vielen  zeitgenössischen  Schrift-absoiat'ntfthig 
steilem getheilt^^  Sie  glaubten,  dass  das  Concil  von  Trient 
die  Aufgebote  als  absolut  nothwendig  erfordere,  sie  nahmen 
an,  dass  die  Ordonnanz  von  Blois  das  Tridtotinupi  repro- 

^  Brodeau  sur  Louet  a.  a.  O.  Lettre  M.  eh.  6.  n.  6.  —  Vgl.  auch 
Mem.  du  Clergö  5, 1128. 

^  Siehe  oben  8. 605. 

8  Fe  vre  t  trait^  de  Tabus  fuhrt  2  Erkenntnisse  t.  2.  Mai  1§72.  und 
18.  Januar  1579.  an,  wo  solche  Dispensationen  fikr  mbsbxftuchlich  erklärt 
werden,  liy.  5.  eh.  2.  n.  28. 

4  Bardet  a.  a.  O.  t  2.  ÜT.  8.  eh.  2S. 

6  ebendas.  liy.  2.  eh.  98. 

^  Albert  andts  (Toulouse  1781.)  s.  y. , manage*  art.  12. 

7  Richecoeur  a.  a.  0. 88. 

s  So  in  Paris  am  27.  Febr.  1627.  belBardet  a.  a.  O.  1 1. 1. 2.  eh.  98. 
vgL  Code  matrim.  889.  ff. 

^  a.  a.  O.  lettre  M.  n.  6. 

10  Milletot  du  d^tcommun  et  du  cas priyil^giö  p.  188.  f.  Chopin  de   . 
Sacra  politia  IIb.  2.  tit  7.  n.  7.   le  Prestre  a.  a»  O.  eh.  1.  n.  50. 51. 
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ducire^y  und  sie  erklärten  demgemäsa  alle  Ehen,  die  derPto- 

clamationen  entbehrten,  für  nichtig. 
diMeiTh?orie.        Noch  am  Anfange  des  siebzehnten  Jahrhunderts  hemcbte 

diese  Ansicht  ^  aber  bald  darauf  änderte  sie  sich. 

Man  meinte,  dass  nur  die  Ehen  der  in  Gewalt  stehendeo 

Hauskinder  der  Aufgebote  nothwendig  bedurften,  und  and 

das  nur,  wenn  die  Einwilligung  der  Eltern  fehlte. 
Erk^Ä9.         So  soll  Bignon  i.  J.  1630.  plaidirt  haben«,  so  wurde  1629. 
Pari.  T.  Parif-ij!  ^jg^  Toumelle  entschiedcnS  so  haben  alle  späteren  Parii- 

mentserkenntnisse  geurtheilt^ 
^****f**"*""  Die  Eheschliessuncr  selbst  sollte  dann  —  das  war  (b 

Ergebniss  der  Ordonnanzbestimmungen  und  namentlich  der 

Edicte  Ludwig's  XIV-  —  vor  dem  Pfarrer  der  BraatJeute 

erfolgen. 

Wie  nun,  wenn  ein  incompetenter  Pfarrer  traute?  war  fic 

Ehe  nichtig? 
ter  wJ^"         ^®  existirt  eine  ganze  Keihe  von  Erkenntnissen,  welche 

sich  in  diesem  Sinne  aussprachen. 

eAenSnhSi.        ^^  ^^^  Pariser  Parlaments   in    den  Jahren  1677.*, 
Ehe  nichtig.  1699.7,  1711.8,  dcs  Parlaments  vou  Di jou  i.  J.  1672.«  u.8.f. 

Eine  Zeitlang  zwar  schien  es,  als  solle  hier  auch  das 
Alter  der  Brautleute  von  Einfluss  werden  *^  so  dass  die  Eke 
Grrossjähriger,  auch  wenn  sie  vor  dem  incompetenten  Pfarrer 
eingegangen  sei,  nicht  angefochten  werden  könne;  dieMajontat 
der  Rechtslehrer  sprach  sich  aber  stets  dagegen  aus^,  und  die 
Praxis  folgte  ihnen.  — 
SnÄon!  ^®  Benediction  des  trauenden  Priesters  wurde  moat  für 
wesentlich  erachtet  ^^  doch  wurden  die  Ehegatten,  welche  ohne 

1  Vgl.  oben  S.  505. 
s  Mäm.duClerg^5, 1119. 
8  Bardet  a.  a.  O.  t  2. 1. 1.  c  46. 
^  Brodeau  sur  Louet  lettre  M.  eh.  6.  n.  19. 
B  VglRichecoeur  a.  a.  0. 84.  Gibert  conaultcanon.turleDans{* 
tl.  qu.22.  Code  matrim.261.f. 

6  Code  matrim.  850. 

7  Mäm.  du  Clerg^  5, 1067. 

6  Journal  dea  Audiencea  6, 159. 
^  Perier  a.  a.  0. 1 1.  qu.  112. 
^^  Vgl.  darüber  Richecoeur  a.  a.  O.  49. 

11  Vgl.  Höricourt  lois  eccUa.  part  8.  eh.  5.  art  1.  n.  26.  Gibert •.•• 
0. 1 1.  conault  52.  Feyret  a.  a.  O.  liv.5.  ch.2.  in  fine.  Code  matr.8«7 » 
Pothier  a.  a.  0. 1. 1.  p.  4.  eh.  1.  aect  8.  art  1.  §.  4;  art  2.  §.  1.  . 

1«  Vgl.  Code  matr.  264.  ff.  Möm.duClergö6,718.  Fevrcta.»." 
liv.  6.  oh.  2.  n.  84.  ff.;  eh.  5.  n.  12.  Frain  Anr6ts  du Parlem.  daBretogn« 
(1684.) 47«.  Pothier  a.  a.  O.  p.  4.  eh.  1.  aeot  8.  ait  1. 
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dieselbe  contrahirt  hatten ,  gewöhnlich  nur  zu  einer  Rehabili- 
tining  ihres  Bündnisses  angehalten^. 

Schliesslich  ist  noch   zu  bemerken,    dass   aus  Ehever-    sbeyeiu 
sprechen  eme  Klage  auf  Vollziehung  der  Ehe  nicht  zugelassen 
wurde,   und  dass  darauf  abzielende  Erkenntnisse  der  geist- 
lichen Richter  für  missbräuchlich  erklärt  worden  sind^. 


b.  Der  CivilBtand». 
Kirchenbücher  scheinen  in  Frankreich  seit  dem  vierzehn-   Kjrche«- 

bttcher. 

ten  Jahrhunderte  üblich  gewesen  zu  sein.  Zuerst  ohne  dass 
besondere  oder  durchgehende  Bestimmungen  über  die  Art  der 
Einrichtung  oder  Führung  gegeben  wurden,  später,  nach  dem 
Concilium  Tridentinum,  in  geregelter  Form*. 

Die  kirchlichen  Anordnungen^,   deren  Kern  wesentlich^oJdnangetr' 
darauf  hinauslief,  dass  genau  die  Namen  der  contrahirenden 
Personen,  ihrer  Eltern  u.  s.  w.  verzeichnet,  dass  am  Ende  des 
Jahres  die  Bücher  den  Bischöfen  übergeben  würden  u.  dgL,^ 
'können  hier  fuglich  unberücksichtigt  bleiben,  da  der  Staat  die 

ganze  Angelegenheit  in  den  Kreis  seiner  Thätigkeit  zog  und 

durch  seine  Gesetze  regelte. 

Schon  die  Ordonnanz  v.  Villers-Cotteret  v.  J.  1539.^  vin««"cli- 
beschäftigte  sich  mit  dem  Civilstande,  freilich  ohne  irgendwie  *«'*'' i*'^* 
ein  Princip  zur  Greltung  bringen  zu  wollen:  allein  zur  Abhülfe 
dringenden  Nothstandes.  Häufig  nämlich  wurde  der  Tod  von 
Vasallen  verheimlicht,  und  dann  Seitens  der  Hinterbliebenen 
ungestörte  Schritte  gethan,  die  Succession  des  Verstorbenen 
an  sich  zu  bringen. 

Deswegen  setzte  Art.  50.  fest,  dass  über  die  Todesfalle    ^^'  f^* 


1  Vgl.  oben  S.  505.516. 

>  Erk.d.  Pari.  T.Paris  ad.  1616.  bei  Ferro  t  a.  a.  0. 1.5.  eh.  5.  n.  27; 
ad.  1687.  bei  Barde t  a.  a.  O.  t  II.  1.  6.  eh.  15;  aö.  1645.  bei  Qirard  et 
N^ron  a.  a.  0.2,  707;  ad.  1647.  beiSogfve  a.  a.  O.  t  l.cent  2.'c.  34. — 
Vgl.  Oibert  a.  a.  0. 1 1.  cons.  7.  Möm.  du  Clerg^  5, 1105. 

9  Eine  freilich  in  mannichfacher  Beziehung  unvoUständige  Darstellung 
bei  Rieff  Commentaire  sur  la  loi  des  actes  de  l'ötat  ciyU.  (Colmar  et  Paris 
1837.)  S.  lO.ff. 

^  Vgl.  Burn  registrum  ecclesiae  parochialis  (Lond.  1852.)  S. 

6  Vgl.  Conc.  Aquense  v.  J.  1585.  in  den  Möm.  du  Clergö  5, 675. 

^  Vgl.  das  Reglement  des  Officialit^s  faits  par  TAssembUe 
generale  du  Clergä  tenue  ä  Paris  1606.  in  den  Möm.  du  Clergö  7, 
G54.  Rituels  de  Paris,  Seez,  Boulogne,  Carcassonne,  Auzerre, 
Toul  im  Code  matrim.  79.  ff. 

7  bei  Girard  et  N^ron  1, 158. 
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von  Lehnsleuten  durch  die  Geistlichen  Begister  gefuhrt  wenka 
sollten. 
Art.  61.  Dann  aber  wurde  in  Art.  51.  gewissermaassen  ganz  bei- 

läufig auch  die  Haltung  von  Greburtsregistem  angeordnet 

-  War  dochy  wie  Bourdin^  in  seiner  Paraphrase  der  Or- 
donnanz richtig  bemerkt  9  bei  Nachlassstreitigkeiten  viel&di 
Klage  erhoben  worden  über  die  Unsicherheit,  mit  der  man  du 
oft  für  die  Entscheidung  des  Prozesses  so  wichtige  Alter  der 
Parteien  feststellen  konnte.  —  So  erklärt  sich  auch,  dasa  du 
Civilstandsgesetz  mitten  unter  Vorschriften  kam,  welche  auf 
Abkürzung  des  Prozessverfahrens  abzielten. 

Noch  wichtiger  aber  waren  die  Bestimmungen  der  beiden 
folgenden  Artikel ,  weil  sie  von  einem  Geiste  getragen  aind, 
welcher  der  französischen  Gesetzgebung  von  da  an  beetindig 
beigewohnt  hat,  weil  sie  davon  ausgingen,  dass  die  CivilBtandsr 
regster  wesentlich  dem  Staate  zur  Ordnung  und  Aufsicht  ge- 
bühren. 
Art  53.  Notare  sollten  die  Begister  beglaubigen,  schrieb  Art  52. 

vor,  bei  der  weltlichen  Behörde  sollten  sie  niedergelegt  werden, 
Art.  53.    verlangte  Art.  53. 
^*w  wenj*         Dennoch  aber  traten  gerade  diese  Theile  der  Ordonnanz 
praktisch,  taum  je  in  Wirksamkeit  oder  hörten  jedenfalls  bald  auf,  gel- 
tend zu  sein. 

Schon  Fontänen'  erklärte,   dass  sie   nicht  beobachtet 
würden.  — 
woumi;  ^^®  Ordonnanz  v.  Blois  v.  J.  1579.  ging  auch  aof 

Ehere^ster  ein'. 

Um  den  Zeugenbeweis  zu  vermeiden,  sagt  Art.  181.»  ^^ 
man  häufig  gerichtlich  in  Bezug  auf  Greburten,  Eheschlies- 
sungen und  Todesfälle  zu  fuhren  hat,  soll  der  Greistfiche  die 
Begister  jedes  Jahres  spätestens  zwei  Monate  nach  Beendigung 
desselben  den  Greffiers  persönlich  oder  durch  eigene  Vertreter 
überbringen,  und  die  Wahrheit  seiner  Eintragungen  beschei- 
nigen. 

Den  Ungehorsamen  droht  Verurtheilung  in  die  Kosten 
des  gegen  sie  einzuleitenden  Verfahrens,  Zwang,  den  gesetz- 
lichen Vorschriften  Folge  zu  leisten  und  Sperrung  der  Teon 
poralien. 

i  ebendaa. 

s  Recueild*Ordonn.(1580.)h.l.^ 

>  Girard  et  Nöron  a.  a.  0. 1, 599. 


1.  Bis  Eom  Jahre  1792.  b.  Der  Civilstand.  525 

Die  neuen  Bestimmungen  gefielen  den  Geistlichen  sehr^^^^^^j[|^^^ 
wenige.  Sie  sahen  sich  zu  grossen  Ausgaben  genöihigt,  da 
die  oft  weite  Entfernung  ihrer  Beneficien  von  den  Archiven 
der  konischen  Höfe  kostspielige  Keisen  erforderte»  sie  hielten 
die  weltUchen  Anordnungen  für  einen  Uebergriff  in  das  kirch- 
liche Gebiet  —  „ctttendu  . . .  qtie  ce  aant  choses  ecelisiastiquea^^  — 
ne  baten,  dass  die  Pfarrer  ihre  Register  in  den  bischoflichen 
Ardüyen  niederlegen  und  auch  dort  ihre  Decharge  erhalten 
konnten.  Den  Greffiers  solle  es  unbenommen  sein,  sich  dann 
dort  die  nöthigen  Auszüge  zu  machen. 

Die  Antwort  auf  diese  Beschwerden  ist  nicht  bekannt. 
Wohl  aber  zeigen  sie  die  Ungeneigtheit  des  Clerus»  den  ge- 
setzlichen Vorschriften  Folge  zu  leisten.  Das  bestätigt  aber^^*"^'^^^^^- 
auch  das  Edict  Heinrich's  IV.  v.  1595.^  mit  nackten  Worten, 
welches  dann  freilich  dem  regellosen  Zustande  ein  Ende  zu 
setzen  strebte. 

Heinrich  IV.  schuf,  angeblich,  um  die  gewöhnlichen 
Greffiers  von  der  Ueberlast  der  Geschäfte  zu  befreien,  in 
Wahrheit,  um  neue  Stellen  verkaufen  zu  können,  eigene  Be- 
amte, greffierB  des  iruinuationa  ecclSsiastiquea,  die  in  jeder  Diö-  SSSS[Jion» 
cese  residiren  und  denen  allein  die  Sorge  ftir  die  Civilstands- 
register  obliegen  sollte.  Alle  drei  Monate  waren  ihnen  die 
Begister  zu  überbringen;  nur  die  von  ihnen  ausgestellten  Em- 
pfangsscheine konnten  die  Geistlichen  vor  Strafe  retten. 

Das  Pariser  Parlament  repstrirte  die  Ordonnanz  nur  ^JUi^Jot?" 
mit  gewissen  Beschränkungen^.  Das  aus  dem  Stellenverkaufe 
erzielte  Geld  sollte  blos  ftir  die  Kriege  in  der  Picardie  an- 
gewendet werden  —  das  illnstrirt  die  Tendenz  des  Gesetzes 
deutlich  —  und  die  Ablieferung  der  Register  nur  ^einmal  im 
Jahre  erfolgen. 

Die  so  modificirten  Vorschriften  des  Edictes  wurden  in^^^J^^^™* 
der  Ordonnanz  Ludwig' s  XIII.  v.  J.  1629.*,  welche,  wie 
schon  oben  erwähnt,   beim  Pariser  Parlamente   die  Re- 
gistrirung  nicht  erlangen  konnte,  wiederholt.  Nur  dass  die  Höhe 
der  Strafen  auf  50  Livres   festgesetzt  wurde  und  zugleich 

^  Vgl.  Cahier  des  remontrances  ....  de  F^tat  eccldsiast.  de 
Prance,  pr^sent^  au  Roi  en  rassemblde  g^n^rale  de  ses  ötats 
iBlois  le  8.  Fevrier  1577.  in  Reo.  des  remontr.  duClerge  1025. 

*  Code  Henri  1. 1.  Ut.  80.  §.  17. 

'  Gaenois  Conference  des  Ordonnances  (Paris  1678)  liv.  \.  tit.  8. 
pag.  1.  §.  37.  —  Vgl.  M^m.  du  Clerg^  5, 48. 

*  Vgl.  oben  S.  507.  —  (Art.  29.) 


eccltftiaaü- 
qacB. 
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an  die  Greffiers  das  Verbot  erging,  bei  Grelegenheit  der  Be- 
gisterablieferung  Gebühren  von  den  Geistlichen  zu  erpresaen, 
was  doch  vorgekommen  sein  mag. 

^cfcroi?**  ^®^  Clerus  stellte  den  Bestimmungen  seine  alten  Klagen 

entgegen»  freilich  nicht  mit  den  alten  Forderungen^. 

Er  wies  nur  auf  die  Kosten  hin,  welche  das  peraönlidie 
Abliefern  der  Register  den  Greistlichen  auferlege,  er  wünschte, 
dass  die  Greffiers  die  Bücher  sich  selbst  abholen  möchten. 

Die  königlichen  Commissarien  erklärten  die  Beschwerden 
des  Clerus  für  gerechtfertigt  und  versprachen  deren  Berück- 
sichtigung.   Dennoch  geschah  das  nicht.     Vielmehr  blieb  das 

£dictv.  i653.Edict  V.  Mai  1653.  ganz  bei  den  früheren  Anordnungen,  nur 
dass  die  Verpflichtung  der  persönlichen  Ablieferung  den  Geist- 
lichen erlassen  wurde.  — 


Seligen  An."         ^^^  bisherigen  Vorschriften  über  die  Civilstandsregister 

Ordnungen,  hatten  sich  begnügt,  ein  Princip  auszusprechen  und  für  deßsen 

Verwirklichung  im  Allgemeinen  Sorge  zu  tragen,  ohne  jedoch 

die  Ausfuhrung  im  Einzelnen  irgendwie  zu  regeh  oder  zu 

überwachen. 

Kirchenbücher  sollten  geführt,  den  Greffiers  sollten  sie 
eingehändigt  werden,  das  war  so  ziemlich  die  Summe  aller 
Gesetzesacte;  dass  aber  alle  möglichen  Fälschungen  vorge- 
nommen, dass  die  Civilstandsregister  vernichtet  werden  oder 
verloren  gehen  könnten,  blieb  völlig  unbeachtet,  und  das  noch 
zu  einer  Zeit,  wo  die  Gesetzgebung  anderer  Länder  schon 
längst  auf  alle  diese  Fragen  Rücksicht  genommen  hatte. 
^"^iwi:  ^'  Erst  die  Ordonnanz  v.  J.  1 667.  gab  hierüber  Vorschriften-. 

Wieder  war  es  ein  Prozessgesetz  über  Abänderung  und 
Abkürzung  des  Verfahrens,  dem  die  Civilstandsverordnungeo 
einverleibt  wurden,  wieder  war  es  das  unmittelbare  BedürfnuS) 
welches  das  Gesetz  veranlasst  hatte,  und  welches  durch  das- 
selbe Befriedigung  finden  sollte. 
Titel  20.  Der  Titel  20.  der  Ordonnanz  vom  April  1667.  hat  & 

Ueberschrift:   „Des  faits  qui  gissent  en  preuve  voeak  cu  Ö- 
Urale'';  Art.  7.  bis  14.  beschäftigen  sich  mit  den  Civilstands- 
registem. 
Art.  7.  Die  erste  Bestimmung  —  Art.  7.  —  reproducirte  voll- 

ständig die  Verordnungen  der  früheren  Ordonnanzen:  Geburte-> 

^  Vgl.  Recueil  des  remontr.  du  Clerg^  1375.  g 

>  Jott89 e Comment.  sur Fordonn.  ciyüe de  1667. (Parii  1767.)  J, «J*"^ 
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Heirathfl-  und  Sterberegister  sollten  gefuhrt  werden:  die  übrigen 
aber  beschritten  den  Weg  der  Reform. 

Und  zwar  setzte  Art  8.  fest,  dass  fortan  zwei  Begister    Art.  6. 
durch  den  Pfarrer  gehalten  werden  sollten.    Auf  Kosten  der  '7om  pfar^'^ 
Fabriken  seien  sie  anzuschaffen ,  vom  königlichen  Richter  zufTichtercoi? 
paginiren,  und  Ende  Dezember  jedes  Jahres  zu  schliessen. 

Die  Eheeintragungen  sollen  Namen,  Alter  und  Wohnort 
der  Brautleute  angeben,  ob  sie  Hauskinder  sind,  oder  unter 
Vormundschaft,  oder  in  der  Gewalt  eines  Anderen  stehen  u.s.  w. 

Die  vier  Trauzeugen  haben  im  Register  zu  erklären,  ob 
und  in  welchem  Grade  sie  den  jungen  Eheleuten  verwandt 
seien.  (Art.  9.)  Art.  9. 

Die  Eintraguniren  sind  hintereinander,  sofort  nach  Voll- ^rt  der  Ein- 
Ziehung  des  Actes   vorzunehmen,  ohne  irgend  ein  Blatt  leer 
za  lassen.    Die  Eheleute  und  die  anwesenden  vier  Zeugen 
unterzeichnen.  (Art.  10.)  Art.io. 

Sechs  Wochen  nach  Ende  des  Jahres  müssen  beide  Re^«^«»  J»»»'<JJ« 

Register  nn 

gister  dem  Greffier  des  königlichen  Gerichts  eingereicht  werden,  JJ^^^JJj^J^* 
welcher  die  Paginirung  vorgenommen  hat,  und  dieser  stellt  den 
Geistlichen  darüber  gebührenfrei  eine  Empfangsbescheinigung 
nus.  Das  eine  Register  bleibt  im  königlichen  Archive,  das 
andere  wird  dem  Pfarrer  zurückgegeben  (Art.  11.)  und  den  Art.ii. 
Parteien  steht  es  nun  vollständig  frei,  ihre  Trauscheine  bei 
der  Behörde  oder  beim  Geistlichen  ausfertigen  zu  lassen. 
(Art.  12.)  ^  «• 

Den  ungehorsamen  Geistlichen  droht  Zwang  durch  Sper-    s*»^«"- 
rung  der  Temporalien  und  25  Li\Tes  Geldbusse.  (Art.  13.)         ^^'  ^*- 

Sollten  die  Register  aller  dieser  Vwsorge  ungeachtet  ver-  ^^eguterr 
loren  gehen,  so  ist  den  Parteien  der  Beweis  der  Ehe  durch 
Zeugen  und  Schriftstücke  gestattet. 

Die  Greffiers,  welche  die  Geldnoth  Heinrich's  IV.  i.  J. 
1595.  geschaffen  hatte,  waren  schon  längst  verschwunden. 
Aber  die  Ebbe  in  den  Finanzen  Ludwig' s  XIV.  war  kaum 
geringer,  als  die  damalige,  das  Mittel  sie  zu  heben  dasselbe.  ^ 

Em  Edict  v.  October  1691.^  schuf  als  erbliches  Amt  die     ^^^i- 
„fi^reffiers  irardes  et  conservateurs  des  registres  dedeaetconter- 
baptemes,   mariages  et  sepultures  ,    wieder  angebhcn  regiatreade 
allein  im  Interesse  der  öffentlichen  Wohlfahrt,  um  die  Durchs  mariagei^ 
fiihrung  des  Gesetzes  v.  J.  1667.  zu  sichern.  — 

1  M^m.daClergö5,48.  Vgl.  über  das  Ganze  Code  matr im.  176.  ff. 


528  IV.  Buch.  Die  Civilehe.  VI.  Frankreich. 

In  allen  Städten,  wo  königliche  Gerichtsbarkeit  ansgenbt 
würde,  sollten  die  Greffiers  angesessen,  und  jedem  mindestens 
50  Parochieen  untergeben  sein.  Für  diese  hätten  sie  alle 
Jahre  die  Kegister  zu  liefern  gegen  Erhebung  einer  Gebuhr, 
die  durch  Staatsrathsbeschluss  fixirt  und  Seitens  der  Fabrik, 
oder,  in  deren  Unvermogensfalle,  Seitens  der  Pfarrer  gezahlt 
werden  sollte.  Alle  alten  Register  wären  bei  ihnen  zu  depo- 
niren«  — 

Die  grossen  Unbequemlichkeiten,  welciie  die  neue  Orga- 
nisation begleiteten,  waren  wohl  die  Ursache,  dass  sie  nicht, 
wie  bestimmt  war,  im  Dezember  1691.,  sondern  erst  im  Februar 
1692.  in  Ejrafl  treten  konnte^.  Dann  aber  wurde  sie  durch 
eine  ganze  Beihe  tou  Verordnungen  weiter  gefuhrt 

Zuerst  suchte  man  den  Werth  der  Greffiersposten  durch 
1691.      Privilegien  zu  erhöhen.     Schon  das  Edict  v.  J.  1691.  ge- 
währte ihnen  Freiheit  von  militärischer  Einquartierung  und  der 
1693.     Staatsrathsbeschluss  v.  J.  1693.  wiederholte  diese  Ver- 
Ii«ntinng  günstigung*.     Dauu  aber  zog  man  auch  aus  den  so  kostbarer 
dieser  Posteii.gQ|Qg^Q)|f ^jj^  Stellen  grösseren  Nutzen. 

1699.  Am  16.  Juni  1699.'  erschien  eine  Declaration,  wdcLf 

es  in  die  Wahl  der  Greffiers  stellte,  entweder  das  Geld  zu- 
rückzunehmen, das  sie  fiir  ihre  Posten  gegeben  hatten,  and 
diese  niederzulegen,  oder  einen  Beitrag  zu  den  Staatslasten  zu 
zahlen.  Nur  die  Greffiers  der  Bretagne  wurden  aasge- 
nommen und  die  Inhaber  der  Stellen,  welche  in  die  Hände  der 
Geistlichkeit  gekommen  waren. 

Denn  viele  Diöcesen  hatten  die  Greifiersämter  käoflicli 
erworben  und  liessen  sie  theils  durch  Geistliche  verwalteo« 
theils  unterdrückten  sie  sie  ganz. 
,      .  Das  gab  aber  wieder  zu  neuen  Auflagen  Veranlassung» 

1706.  Im  J.  1705.  schuf  der  König  contrdleurs  des  registres 

dM"AgJt^M.et  des  extraits  de  baptSmes,  mariages  et  s^pultore^s 
in  allen  Städten,  wo  königliche  Gerichte  sassen^. 

Sie  hatten  alle  Kegister  zu  controliren  gegen  die  Hälf^^ 
der  Gre£Sers-Gebühren,  und  ebenso  alle  Eztracte,  welche  tod 
den  Greffiers  oder  Pfarrern  ertheilt  wurden;  wo  die  GrcfBers- 
posten  unterdrückt  waren,  mussten  auch  ihnen  die  Begister 
hinterbracht  werden« 

1  M^m.duClerg^  5,52.  —  >  ebendas.  53. 
8  ebendas.  59.  —  *  Code  matrim.  178. 


1.  Bis  mm  Jahre  1792.  b.  Der  Cmbtand.  529 

Schon  im  October  1706.  indessen  wurden  die  Befugnisse      noe. 
der  Controleurs  bedeutend  vermindert^. 

Die  Controle  der  Register-Eztracte  wurde  ihnen  genom- 
men und  Domanialbeamten  übergeben.  Sollten  sie  wegen  des 
durch  diese  Aenderung  yerursachten  Verlustes  an  Einkommen 
ihre  Posten  niederzulegen  wünschen,  so  hätten  die  Domanial- 
beamten ihnen  deren  Kaufpreis  zurückzuerstatten  und  dann 
selbst  die  Stelle  zu  übernehmen. 

Jeder  Sichter,  welcher  nicht  controlirte  Begister-Extracte 
zuliesB,  verfiel  in  500  Livres  Strafe;   keine  Ehe  sollte  g^  • 
schlössen  werden  ohne  Beibringung  eines  controlirten  Tauf- 
scheines» kein  Prozess  über  Kindschaft  oder  Ehe  geführt  wer* 
den  ohne  Vorlegung  des  controlirten  Begisterausznges. 

Dennoch  kam  das  Edict  v.  J.  1706.,  welches  noch  durch  D"Bdict  r. 
die  Bestimmungen  v.  30.  November  1706.  und  25.  JanuarJ«ä«rtrt»  — 

^  **         ^  »0.  Not»  17Qd* 

1707*  weiter  declanrt  wurdeS  bald  ausser  Kraft,  ohne  dass  ^i-J:^^" 

'  '  1707. — 

jedoch  die  Begierung  dadurch  von  der  Verfehltheit  und  Halt-  •«»■erKnift. 
losigkeit  ihrer  Maassregeln  überzeugt  worden  wäre. 

Im  Gegentheile:  das;Edict  v.  Juli  1709.  stellte  die  frühe-  tba.  y.no9. 
ren  Behörden  in  noch  vermehrtem  Maasse  wieder  her*. 

Die  Klagen  über  die  drückenden  Lasten,  welche  durch 
diese  Beamten^haaren  der  Kirche  und  dem  Volke  auferlegt 
wurden,  und  welche  zu  den  Vortheilen  der  neuen  Organisation 
in  gar  keinem  Verhaltnisse  standen,  ertonten  aber  von  Jahr 
zu  Jahr  lauter.  Der  König  konnte  ihre  Berechtigung  kaum 
verkennen,  und  so  erfolgte  denn  L  J.  1710.^  auf  Gesuch  des 
Olems  eine  Reduction  der  Zahl  und  endlich  im  Dezember 
1716.^  die  völlige  Unterdrückung  der  greffierz  und  controleurs  iti6. 
des  regütres^. 

Die  acht  Artikel  der  Ordonnanz  v.  J.  1667.  über  denD»«o^jyn* 

T*  lvo7« 

Civilstand  hatten  auf  die  Länge  der  Zeit  der  Ungeneigtheit 
des  CleruB  gegenüber  und  bei  dem  beständigen  Wechsel  in 

^  ebendas. 

s  ebendas. 

s  £dit  ...  portant  cr^ation  d'offices  de  greffiers-gardes- 
eonserTateurs  des  registres  de  baptimes,  mariages  et  s^pul- 
tures  alternatifs,  et  de  leurs  controleurs  in  Mem.  du  Clerg^ 
5,  64. 

^  ebendas.  6F. 

<  Code  matrim.  179. 

^  ebendas. 
Friedberg,  Ehetchlie$8ung,  3^ 
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dem  weltlichen  Beamtenpersonale,  dem  die  Sorge  dafür  über- 
tragen war,  nicht  Stand  halten  können. 

^**i736*'  ^'  ^  einzelnen  Theilen  des  Königreiches,  klagte  die  DecU- 
ration  v.  9.  April  1736.S  wisse  man  kaum  noch  etwas  ?o& 
den  früheren  Bestimmungen,  und  Untersuchungen  ergaben, 
dass  die  wenigsten  Geistlichen  ihre  Register  den  Greffiera  za 
übergeben  pflegten. 

Die  genannte  Declaration  v.  9.  April  1736.  schärfte  daher 
die  Beobachtung  der  alten  Gesetze  von  Neuem  dn,  und  knüpfte 
daran  eine  Zahl  von  Verbesserungen,  die  theilwdse  nur  die 
Tauf-  und  Sterberegister  betrafen,  und  darum  hier  ausser  Acht 
bleiben  können^  die  aber  auch  andrerseits  fiir  die  ^leregiater 
\vichtig  wurden. 
verbettjeran-         g^  'inederholten   die  beiden   ersten  Artikel  die  Anord- 
iSTL*«.*«.  51'™?®'^  Ludwig' 8  XIV.  wegen  der  Führung  von  zwo  Ue- 
Art.  8.     gistem  und  ihre  Ablieferung  an  die   GrefSers:  der  Art  3. 
zeigte  aber  schon  den  wesentlichen  Fortschritt,  dass  nicht  ntir 
das  bei  den  weltlichen  Behörden  zu  hinterlegende  Buch,  bod- 
dem  auch  ^das,  welches  im  Besitze  des  Pfarrers  blieb,  von  den 
Parteien  mitunterzeichnet  werden  sollte,  was  sich  freOicha 
einigen  Diöcesen  schon  von  selbst  eingefulirt  hatte. 
Art.  7.  Art  7.  gab  genaue  Anweisung,  was  Alles  in  den  Ebe- 

registem  vermerkt  werden  müsste,  wobei  alle  Anordnimgen 
und  Strafen  der  Ordonnanzen  über  heimliche  Ehen  wiederholt 
und  in  Erinnerung  gebracht  wurden. 

Das  Registriren  auf  losen,  unzusammenhängenden  Blat- 
tern wurde  strict  verboten,  und  den  Geistlichen  dafür  willkür- 
liche Strafe  angedroht,  den  Eheleuten  Verlust  aller  aua  der 
Ehe  fliessenden  vermögenarechtlichen  Vortheile,  oder  gar  Un- 
Art.  9.     gültigkeit  ihrer  Verbindung.  (Art.  9.)* 

Ausserdem  war  noch  neu  die  Bestimmung,  dass  jede  Ab- 
änderung eines  Registers  in  beiden  Exemplaren  erfolgen  und 
am   Rande   kurz   bemerkt  werden   müsse,   und  endlich  die 

^  Ordonn.  d'Alaäce  2,  137.  Zu  bemerken  ist  noch ,  dass  duieh des 
Beschluss  des  Pariser  Parlaments  y.  5.  September  1710.  die  OeistUcbeo 
verpflichtet  wurden,  Register  su  halten  über  die  Einwilligung  der  £lte>^ 
der  Brautleute ,  die  Verkündigung  oder  Dispensation  der  Aufgebote  a.  t<  *• 
Möm.  duClergö  5,1679. 

'  Sollte  die  Trauung  in  einer  anderen  als  der  Pfarrkirche  gescbebeM^ 
war  das  Kirchenbuch  dorthin  zu  bringen  und  die  Registrinmg  lu  bewerk- 
stelligen. (Art  8.) 
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Fuirung  von  10  Livres  Strafe  für  Geistliche  und  Laien,  welche 
die  VcNTschriAen  dee  Gesetzes  verletzen  sollten^. 

e.  Die  Ehen  der  Protestanten. 

"Wie  in  allen  katholischen  Ländern ,    so  hatte  auch  inj^'jjjjjjl,'^" 
Prankreich  der  Protestantismus  die  Verfolgung  der  Elirche  und 
die  Strafen  des  Staates  zu  ertragen,  der,  den  mittelalterlichen 
Anschauungen  getreu*,  den  kirchlichen  Spruch  mit  weltlichem 
«Schwerte  auszuführen  strebte. 

Die  alten  Ketzergesetze  wollte  Franz  L  in  dem  Edicte Bd.  t.  iu4. 
T.  29.  Januar  1534.'  gegen  die  von  der  Kirche  Abtrünnigen 
umgewendet,   die  Beschützer  der  Protestanten  diesen   selbst 
gleichgestellt  wissen,    und  auf  demselben  Wege  verharrten 
auch  die  zahlreichen  Gesetzesacte  der  Folgezeit:  Die  Ordon- 
nanzen Franz  L  v.  1540.  und  1542.,  Heinrich's  IL  v.  1549.  ^i'SjTm»!' 
und  1551.  und  Franz  IL  aus  demselben  Jahre  stehen  sämmt-     *'"• 
Ech  auf  dem  Boden  der  mittelalterlichen  Rechitsprincipien. 

Aber  dies  Recht  hatte  sich  überlebt.  Es  war  wohl  früher 
im  Stande  gewesen,  die  Ketzerei  der  Albigenser  durch 
blutige Beaction  zu  beseitigen:  es  vermochte  nicht  die  geistige 
JBewegung  des  sechszehnten  Jahrhunderts  zu  bemeistem. 

In  der  Verfolgung  und  durch  die  Verfolgung  wuchs  der  jj^j^^^ ^^ 
Protestantismus;  i.  J.  1561.  musste  ihm  staatliche  Duldung ^Jjj;^^ 
^wahrt,  die  üebung  des  Cultus  gestattet  werden*. 

Damit  war  zugleich  auch  eine  Anerkennung  der  protestan-^°J*JJ^^^ 
tischen  Ehen  ausgesprochen.    Freilich  hätten  dieselben  auch     ^**®"- 
schon  firüher  für  gültig  erklärt  werden  müssen,  denn  die  Or- 
donnanz von  Blois  war  noch  nicht  erlassen  und.  der  Con- 
«ens  der  Brautleute  allein  ausreichend,  eine  Ehe  zu  begründen: 
^ber  der  geistliche  Richter  konnte  nicht  die  rechtliche  Wirkung 

^  Ftkr  den  Elsass  erfolgte  ein  BeschluBS  de«  Conseil  souverain 
-cl*  Alsace  y.  18.  Deiember  1736.,  welcher  die  Beobachtung  der  Declaration 
anordnete.  Jedoch  musste  schon  den  13.  Januar  1737.  davon  Abstand  ge- 
n onunen  irerden ,  weil ,  wie  d'Aguesseau  schrieb ,  das nöthige  Beamten- 
personal  fehlte.  ~  Code  matrim.  169. — Für  die  Pfarreien,  „d^pendan- 
tes  duChäteletdeParis^S  schärfte  eine  Declaration  v.  17.  August 
1 737.  die  früheren  Bestimmungen  ein.  eben  das.  170. 

«  Vgl.fitabLdeSt.Louisliv.  1.  eh.  123.  Ordönn.Philipp's  IV. 
T*  J.  1298.  in  Ordonnanees  du  Lou?re  1,  380.  —  Beaumanoir  c.  11. 
§.  11 —  VgL  Friedb  erg  de  finium  int.  eccl.  et  civitat.  legund.  iud.  161.  -^ 

'  Dieses  und  die  folgenden  Gesetze  sind  abgedruckt  in  den  Memoire s 
-^«Clerg^  1,1089.  ff, 

^  Oirard  et  Nöron  RecueU  des  ordonn.  2, 877. 

34* 
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solcher  Verbindungen  aussprechen  oder  anerkennen,  da  er  £e 

Proteetanten  überhaupt  für  echt*  und  rechtlos  erachten  musete. 

Ehewnde^  Schou  damals  jedoch  wurde  die  Frucht  der  gewährten 

Proutltontenl  ^^^^^^ö^®^  empfindlich  verkümmert.  Die  Protestanten 
wurden  zur  Beobachtung  der  katholischen  Ehehindemiase  ver- 
pflichtet,  die  kanonischen  Eheverbote  der  Blutsverwandtschaft 
und  Schwägerschaft  auch  ihnen  zur  Norm  aufgestellte  Denn 
gemischte  Ehen  waren  häufig^  und  auch  die  Jurisdiction  über 
rein  protestantische  Ehen  gebührte  den  katholischen  geistlichen 
Gerichten,  welche  die  Satzungen  des  kanonischen  Sechts 
darauf  anwendeten. 

^duaeTv^r^  Gerade  aber  diese  Bestimmung  stiess  auf  hartnackigen 
Bchrift  Widerstand.  Unzählige  Male  musste  sie  wiederholt  ve^deo^ 
und  oft  genug  wurden  die  gegen  das  Gesetz  im  dritteo  nnd 
vierten  Grade  eingegangenen  Ehen  nachgängig  legalisiif.- 

Kariix.1673.  Die  blutigc  That  der  Bartholomäusnacht  hatte  für  den 
Rechtsstand  der  Protestanten  keine  nachhaltigen  TTirkoogeD. 
Im  Gegentheile;  der  König  erklärte  unmittelbar  darauf  - 
1672  —  dass  er  beständig  beabsichtigt  habe»  seine  Begienng 
mit  Milde  und  freundschaftlicher  Gesinnung ,  nicht  aber  mit 
Gewaltthätigkeiten  zu  führen.  Er  erkannte  von  Neuem  den 
Cult  und  die  Ehen  der  Protestanten  an^. 

EdictT.1576.        Das  Edict  Heinrich' s  III.  v.  J.  1576.  bestätigte  das; 

und  wenn  auch  hier  wieder  den  Protestanten  die  Beobacbtong 

der  katholischen  Eheverbote   eingeschärft  wurde,   so  wurde 

Ehejaritdic-  ihncu  doch  andererseits  Befreiung  von  der  katholischen  Juris- 
tion. 1  j  .  II 
diction  gewährt:  Wo  der  Verklagte  ein  Protestant  war,  soUte 

der  königliche  Richter  entscheidend 
^'^167?*^**  Schwieriger  konnten  sich  die  Verhältnisse  gestalten,  al^ 
die  Ordonnanz  v.  Blois  i.  J.  1579.  die  Beobachtung  dff 
kirchlichen  —  natürlich  katholischen  —  Eheschliessungsform 
vorgeschrieben  hatte:  Es  konnte  die  Frage  aufgeworfen  wer- 
den, ob  diese  Bestimmung  auch  für  die  Protestanten  ver- 
pflichtend sei.  Dennoch  scheint  kein  derartiger  Anaprueii 
erhoben  worden  zu  sein.    Vielmehr  blieben  die  späteren  Or- 

^  Art.  9.  des  Gesetses. 
s  Siehe  oben  S.  510. 

8  So  1570.  Oirard  et  X^ron  Recuexl  2,  885.   1576.  ebendai.^^« 
1577.  eben  das.  908. 

'^  So  beispielsweise  1576.  u.  1577.  a.  a.  O. 

^  Vgl.  Laferriere  histoire  du  droit  firan9ais  1, 336. 

«  a.  a.  O. 
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donnsnzen  in  der  alten  Bahn  und  der  abschliessende  Act  des 
Edicts  von  Nantes  —  1598^  —  Hess  den  Protestwiten  daa"^- ^i,^«^*" 
der  Ordonnanz  von  Blois  vorangehende  Recht,  was  aller 
Beschwerden  des  Clerus  ungeachtet  in  demEdicte  von  Nlmes  ^**Iiä^*" 
—  1621  —  Bestätigung  fand.  Nur  dass  auch  das  katholische 
iempus  clausuni  für  die  Ehen  der  Keformirten  Anwendung 
finden  sollte'. 


Die  Gesetze  der  Folgezeit  beschränken  sich  darauf,  die  ^P*^'2i^*' 
früheren  Verordnungen  zu  wiederholen.     Sie  zeigen  deutlich, 
wie   die  Protestanten    allmählich   der   Selbstständigkeit    zu- 
strebten und  sich  von   dem  katholischen  Kirchenrechte   zu 
emancipiren  suchten. 

Namentlich  muss  häufig  den  protestantischen  Consistorien ^^ntTJ!«!! 
In  Erinnerung  gebracht  werden,  dass  ihnen  keine  Ehejuris- j^J^if^^^ö. 
diction  gebühre,  dass  sie  über  die  Einsprache,  die  den  Auf- 
geboten entgegengestellt  würde,  nicht  urtheilen  dürften,  son- 
dern die  Entscheidung  den  königlichen  Bichtern  überlassen 
müssten^.    Ebenso  wurde,  um  die  Umgehung  aller  Gesetze  Eheschiitta- 
2u  verhüten,  die  Eheschliessung  im  Auslande  —  September  ■°°£i'Se'^"*' 
1664*  —  streng  verboten.  i<^*- 

Auch  für  den  Civilstand  der  Protestanten  trug  die  staat-  ciyii.u«d. 
liehe  Gresetzgebung  Sorge  ^    indem   sie   dieselben  Principien 
maassgebend  sein  liess,  welche  den  für  Eiitholiken  bestimmten 
Gesetzen  zu  Grunde  lagen. 

Der  Geistliche   führte   die  Register;    von   drei   zu   drei 
Monaten  hatte  er  der  Staatsbehörde  Extracte  zu  überreichen^. 


Mit  der  Mitte  des  siebzehnten  Jahrhunderts  tritt  in  der  V"^**TSu* 

der  Verhalt- 
Gesetzgebung  ein  bedeutender  Umschwung  ein.    Die  Politik     »*»"®' 

eines  Louvois  und  Le  Tellier  lenkte  die  Geschicke  Frank- 
reichs;   es  begann  die  Zeit  der  Dragonnaden,   die  systema- 

^  GirardetNöron  Recueil  2, 921.  Art.  23.  und  die  geheimen  Artikel 
S9.  ff.  I>a8  Edict  von  Nantes  wurde  bestätigt  d.  22.  Mai  1610;  15.  De- 
sember  1612.,  ICNovember  1615.  undS.  Juli  1643.  Vgl.  Fontanon  Recueil 
lea  Ordonn.  4, 1207. 

*  Auch  das  musste  sehr  häufig  angeordnet  werden.  So  1662.,  1664. 
i.B,Wi  Code  matrim.  125.  ff. 

'  Am  16.  Januar  1662.,  4.Mail663.  Code  matrim.  125.;  IS.September 
L664.  M^m.  du  Clerg^  1, 1326.;  2.  April  1666.  Code  matrim.  127.>u.  s.w. 

4  M^m. du  Clerg^  1, 1836. 

^  Staatsrathsschluss  ▼.22.September  1664.  inM^m.  duClerg^ 
I«  1356.  Declaration  y.  1.  Februar  1669.  bei  Girard  et  Nöron  a.  a. 
^.2,962. 
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tische  Kuinirung  des  Landes,  um  die  eine  Kirche  wiedeiber- 
zustellen. 

verdschugan-  Katholische  Schriftsteller  streuten  eifrig  VerdächtiguDgeQ 
Protestant,  gegen  die  Protestanten  und  namentlich  auch  gegen  deieii 
Ehen  aus^;  jedes  religiösen  Characters  seien  diese  baar,  ae 
^ten  als  rein  bürgerliche  Verträge,  sie  würden  blutsduih 
derisch  geschlossen  und  betrüglich  registnrt  Die  staatlkbe 
Gesetzgebung  liess  sich  willenlos  in  die  Bahnen  treiben,  welche 
diese  intolerante  Tendenz,  dieser  blinde  Hass  ihr  vorzeiclinete. 
1680.  Im  J.  1680.  wurde  den  Bestrebungen  des  Clerus  Genüge 

Ehenverbotengethan  Und  die  Schliessung  von  gemischten  Ehen  untersagt*; 
bald  konnten  in  einzelnen  Theilen  des  Landes  die  Resultate 
der  blutigen  Verfolgung,  die  gegen  die  reformirte  Kirche  los- 

in  einieinen  gelassen  wurdc,  abgeschlossen  und  gesetzlich  fixirt  werden: 

Protettanti»- der  Protestautismus  war  dort  ausgerottet:  Es  wurde  die  A-usr 

mos  aiugfr-  ,  *-^  , 

rottet.     Übung  des  reformirten  Cultus  für  die  Zukunft  verboten. 
1688.  Schon  i.  J.  1683.  hatte  die  reformirte  Kirche  so  baiie 

Schläge  empfangen,  dass  in  einigen  Landestheilen  für  den 
Verbleib  der  von  ihren  Geistlichen   bisher   geführten  Civil- 
Standsregister  Sorge  getragen  werden  musste'. 
dtmogw^  Inzwischen  schien    die  Fluth   einer   massenhaften  Aus- 

wanderung alle  Dämme  der  Gegenreformation  durchbrecbeo 
zu  wollen.  Die  Eltern  schickten  ihre  Kinder  in  das  Ausland, 
damit  diese  dort  ihre  Ehen  schliessen  und  sich  ansässig  machen 
sollten,  freilich  auf  die  Gefahr  hin  —  wie  sich  eine  Ordonnaw 
Ludwig's  XIV.  mit  fast  rührender  Naivetät  ausdrückt— da- 
durch das  Becht  zu  verlieren,  Unterthan  des  Königs  zu  sein. 
und  die  Vortheile  zu  entbehren,  welche  das  Unterthanenver- 
hältniss  gewahrte. 

Aber  auch  dagegen  wurde  Vorsorge  getroffen.  Die  Eltem 

jg*J^^*;^  der  Entflohenen  —  so  bestimmte  die  Declaration  v.  16.JüDi 

1685.*  —  sollten  zu  ewigen  Galeeren  verurtheilt  werden  vd 

mit  Vermögensconfiscation  das  Vergehen  ihrer  Kinder  büssen. 

1  So  der  Jesuit  Maynier.   Vgl.  Hist.  de  l'edit  de  Nantes  (Delft 
1S95)  III,  1,512, 

>  Siehe  oben  S.  511. 

9  StaatsratbsbeschlugsT.  9.  August.  Mäm.  du  Clergel.lS^- 

^  Code  matrim.ld6.  Demselben  Zwecke  waren  dieDeclarationeo 

T.  16. funi  und  6.  August  1685.  gewidmet,  ebendas.  187.f.  DisBws- 
kinder,  deren  reformirte  Eltern  das  Land  verlassen  hatten,  wurden dorcb 
dieDeclarationy.l6.  August  1686. —  Code  matrim.UO.—von^ 
Kequisit  der  ehelichen  Einwilligung  dispensirt. 
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Noch  in  demselben  Jahre  regelte  ein  Staatsrathsbe- ^^^i^^^*^ 
schlass  V.  15.  September  die  Ehen  der  Beformirten  in  den"-^P^^^- 
Theilen  Frankreichs,  in  welchen  ihnen  öffentliche  Ausübung 
des  Cultus  nicht  mehr  gestattet  war^.  Das  Princip  der  Civil-  ciTiiehe. 
ehe  fand  hier  gewissermaassen  zum  ersten  Male  Verwirk- 
lichung* f^Veut  sa  maJ€stS^%  heisst  es,  fyqu'ä  Figard  des  pubUr 
caüona  ou  annoncea  gut  doivent  pricider  lesdits  mariagesy  elles  se 
fassefd  au  süge  royal  le  plus  prochain  du  Ueu  de  la  demeure  de 
cÄacun  de  deux  reUgionnaires  qud  se  voudront  marier,  et  seule^ 
ment  ä  Faudience".  Die  Trauung  erfolgt  zwar  durch  den  vom 
Intendanten  dazu  bezeichneten  protestantischen  Geistlichen 
vor  einer  beschränkten  Zahl  von  Zeugen^  aber  doch  auch  in 
Gegenwart  des  königlichen  Kichtere —  ,,en  prSsence  du  prind- 
pal  offider  de  justice  de  la  risidence  oü  demeureront  et  auront 
iti  itabUs  lesdits  ministres"^  —  Monatlich  haben  die  Prediger 
die  von  ihnen  ausgestellten,  von  den  Brautleuten  unterschrie- 
benen Trauscheine  zur  Eintragung  in  die  Kegister  den  könig- 
lichen Behörden  —  s,au  greffe  de  la  plus  prochaine  juridiction 
royaU"  —  zu  überbringen. 

Einen  Monat  nach  dieser  Verordnung  wurde  das  EdictRe^?^««««*- 

^^  ^  Edicts  von 

von  Nantes  zurückgenommen  und  dem  Protestantismus  das    ^»^^^  ^ 
Todesurtheil  gesprochen'. 

1  Code  matrim.  189. 

s  Schon  derBeschlusB  v.9.Noyember  1670.  hatte  ihnen  yerboten, 
mehr  ab  12  Personen,  einschliesslich  der  Eltern,  den  Hochzeiten  und 
Taufen  beiwohnen  su  lassen, 

9  Nur  wenige  Sätze  dieser  für  Frankreich  so  unheilvollen  Massregel 
mögen  hier  Aufnahme  finden : 

„Voulons  et  nous  plait",  heisst  es,  „que  tous  les  temples  de  ceux  de 
ladite  religion  pr^tendue  r^fonn^e,  situ^s  dans  notre  royaume ,  pays,  terres 
et  aeigneuries  de  notre  obeissance  soient  incessamment  d^molis. 

D^fendons  h  nos  dits  sujets  de  la  religion  pr^tendue  r^form^e ,  de  plus 
s^assembler  pour  faire  Tezercice  de  la  dite  religion  en  aueun  lieu  ou  maison 
particoliere,  sous  quelque  pr^texte  que  ce  puisse  Stre,  mdme  d'exercices 
reels  ou  de  bailliage ,  quand  bien  les  dits  ezercices  auraient  6t6  maintenus 
par  des  arrSts  de  notre  conseil.  '  Enjoignons  k  tous  ministres  de  la  religion 
pretendue  röform^e,  qui  ne  youdraient  pas  se  convertir  et  cmbrasser  la 
religion  catholique,  apostolique  et  romaine,  de  sortir  de  notre  royaume  et 
terres  de  notre  obeissance,  quinze  jours  apr^s  la  publication  de  notre  pro- 
sent  Mit,  Sans  y  pouvoir  s^joumer  au-del&,  ni  pendant  le  dit  temps  de  quin- 
zaine  faire  aucun  preche,  ezhortation,  ni  autre  fonction  k  peine  de  gal^res. 

A  r^gard  des  enfans  qui  naltront  de  ceux  de  ia  dite  religion  pretendue 
reform^e,  Youlons  qu*iis  soient  dor^navant  baptis^s  par  les  curls  des  pa- 
roisaea.  Enjoignons  aux  p^es  et  mires  de  les  envoyer  aux  ^glises  k  cet 
eifet  lä,  a  peine  de  500  livres  d*amende  et  de  plus  grande  s'ily  ^chet.  Et 
seront  ensuite  les  enfans  ^levds  en  la  dite  religion  catholique,  apostolique  et 
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Danach   war   auch  eine  protestantische  EheseUiettong 

nicht  mehr  möglich.     Alien  Predigern  wurde  ja  bei  harter 

Strafe  anbefohlen,  Frankreich  unmittelbar  ssu  verlassen;  wer 

hätte  protestantische  Ehen  noch  trauen  oder  legalisiren können? 

Die  Vorschriften,  welche  für  die  Taufe  gegeben  waren,  musatca 

auch  auf  Trauungen  Anwendung  finden,  und  wenn  auch  die 

^•Jij«j^-  späteren  Gesetze  Ludwig' s  XIV.— das  Edict  v.MärzlßW, 

a687.u.i69s. ^jjß  Declaration  v.  15.  Juni  de'^selben  Jahres,  und  die 

V.   13.   Dezember  1698.  —  fast   geflissentlich  mit  keinem 

Worte  der  Protestanten  gedenken,  so*  geschah  das  eben  ncir\ 

um  den  räthselhaften  Widerspruch,  der  zwischen  dem  Staats- 

rathsbeschlusse  v.  15.  September  und  dem  nur  dneo 

Monat  späteren  Bevocationsedicte  obwaltete,  zubemüntelo. 

^thoHwhün*' ^°^  September  1685.  wollte  man  noch  den  Protestanten  ge- 

^»chiie«Mm!"'^^**®"»  ®^^^  ^^^  ihren  Geistlichen  einsegnen  zu  lassen,  set 

dem  Octo'ber  desselben  Jahres  wurden  sie  vom  katholiscben 

Pfarrer  getraut. 

Wenngleich  aber  die  Vorschriften  dea  Revocationsefictea 
die  Duldung  der  Reformirten  für  die  Zukunft  verhiessen,  so  war 
doch  diese  Concession  an  zu  viel  Clauseln  geknüpft,  ab  dass 
^mauS'?''  ^^®  praktisch  wirksam  sein  konnte.  Jedenfalls  war  sie  nicht 
im  Stande,  dem  Bekehrungseifer  der  katholischen  Kirche  eisen 
Damm  entgegenzustellen.  Die  Ketzer  wurden  genöthigt,  dem 
katholischen  Gottesdienste  beizuwohnen,  man  zwang  sie  faßt 
mit  Gewalt  in  den  Schooss  der  alleinseligmachenden  Kirche 
und  drohte  den  Bückfälligen  mit  härtester  Strafe*. 

romaine:  ä  quo!  nous  ordonnons  bien  expressöment  auxjuges  deslietu^« 
tenir  la  xnain. 

Fourront  au  surplus  les  dito  de  la  religion  pr^tendae  r^fonn^,  ^ 
attendant  qu*il  plaise  k  Dieu  de  les  ^clairer  comme  les  autres,  demeorer 
dans  les  villes  et  lieux  de  notre  royaume,  pays  et  lieux  de  notre  ob^issance, 
et  y  continuer  leur  commerce  et  jouir  de  leurs  biens,  sans  pouvoiretit 
troubl^s  ni  empiches  sous  pr^texte  de  la  dite  religion  pr^tendue  r^formeei 
condition,  comme  dit  est,  de  ne  point  faire  d'exercice,  Di  de  s^assemblereov 
prötexte  de  prieres  ou  de  culte  de  la  dite  religion ,  de  quelque  natore  qa*u 
8oit,  sous  les  peines  de  confiscation  de  corps  et  de  biens**.  — 

^  Vgl.  darüber  M^m.  sur  le  mariage  des  protestans  en  1785. 
(s.  1.)  40.  ff. 

*  Nach  der  Declaration  v.  18.  März  1679.  wurden  sie  TcnirtliwH, 
Abbitte  zu  thun  und  das  Land  zu  verlassen;  ibr  Vermögen  veiiiel  d^ 
Staate.  Nach  der  Declaration  v.  29.  April  1686.  sollten  neu  conrertirU 
Kranke,  welche  die  Annahme  der  katholischen  Sacramente  verweigateo. 
im  Falle  der  Genesung  zu  lebenslänglichen  Galeeren  verurtheilt  werden,  du^ 
Confiscation  ihrer  Güter;  falls  sie  starben,  musste  der  Leichnam  dem  A^ 
Becker  ausgeantwortet  werden. 
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Am  8.  März  1715.  glaubte   der  König  aussprechen  ^^otüdln'giebt 
dürfen,  dass  es  keine  Protestanten  in  Frankreich  mehr  gebe.t2unt?*iShi?. 
—  „liS  sijour  qu'ih   oni  faxt  dans   notre  Royauime,   est  une 
preuve  plus  que  süffisante  qu'ils  ont  embrassS  la  Religion  (7a- 
tholique,  Apostolique  et  Romaine**.  — 

Wenn  aber  auch  jetzt  officiell  nur  noch  Katholiken  in 
IB'rankreich  existirten,  so  waren  doch  Viele  darunter,  deren 
fiechtgläubigkeit  von  calvinischer  Ketzerei  stark  angefressen 
war.    Für  die  Ehen  der  Reformirten  brauchten  daher  keine^*»«»^«'^««- 

,  convertlrten. 

Normen  mehr  aufgestellt  zu  werden:  die  der  Verdächtigen, 
der  Neuconvertirten  erforderten  die  grösste  Aufinerksamkeit. 

£8  war  selbstverständlich,  dass  die  Kirche  die  Mitwirkung 
ihrer  Priester  zur  Trauung  nur  dann  gewähren  wollte,  wenn 
die  Brautleute  unzweifelhaft  dem  wahren  Glauben  anhingen. 
Deshalb  legte  sie  den  f^Neuhekehrten^y  d.  h.  in  Wahrheit  allen 
denen,  welche  eigentlich  Protestanten  waren,  eine  Zahl  von 
Prüfungen  auf,  denen  sie  sich  vor  der  Eheschliessung  unter- 
ziehen mussten^. 

Zuvörderst  sollten  sie  regelmässig,  nachdem  sie  dem 
Pfarrer  ihren  Entschluss,  in  die  Ehe  zu  treten,  kund  gethan 
hatten»  dem  Gottesdienste  beiwohnen.  Die  Geistlichen  riefen 
dann  wohl  aus  ihren  Listen  jeden  Sonntag  die  Namen  solcher 
Brautleute  von  den  Kanzeln  herab,  um  eine 'freilich  entwür- 
digende Controle  auszuüben.  Sie  hatten  bei  dem  katholi- 
schen Pfarrer  zur  Beichte  zu  gehen  und  einen  von  diesem 
ausgestellten  Absolutionsschein  beizubringen.  Sie  mussten 
endlich  den  ketzerischen  Glauben  abschwören  und  verfluchen^. 

^  Vgl.  darüber  Mdm.  thöologique  et  politique  au  sujet  des 
mariages  clandestins  des  Protestans  de  France  1755.  (s.  1.)  115. 
Lettres  ^crites  k  un  Protestant  de  France  au  sujet  des  ma- 
riages des  R^form^s  ....  par  un  P.  de  l'^glise  R^form^e^(8.  1. 
1 788.)  11. 

>  Vgl.  das  Certificate  welches  die  Geistlichen  der  Diöcese  Alais  aus- 
stellen mussten  in  Trds-humble  et  tr^s-respectueuse  requ§te  des 
protestans  de  la  province  de  Languedoc  au  roy  (Amsterdam 
1761)  S.  9: 

„Je  certifie  a^oir  publik  pendant  deuz  ou  trois  Dimanches  ou  Fdtes 
cons^cntifs,  les  Bans  de  Mariages  de  N.  N.  Je  certifie  de  plus  que  X.  et  N. 
mes  Paroissiens,  ^tant  nouveaux  Catholiques,  sont  assidus  aux  Prdnes,  et  ä 
la  messe  paroissiale  depuis  quatre  mois;  que  les  ayant  interrog^s  plusieurs 
fois,  a*il8  vouloient  yiTre  et  mourir  dans  la  Religion  Catholique,  Apostolique 
et  Romaine,  ils  m*ont  toujours  r^pondu  qu'ils  ^toient  dans  cette  r^solution, 
qu'ila  sont  suffisamment  instruits  des  yiritäs  de  notre  foi;  qu'ils  ont  fait 
leorConfesaion  et  sont  dispos^s  k  s'approcher  duSacrement  de  TEuchariBtie, 
lorsqu'on  le  jugera  k  propos.    Je  certifie  encore  qu'ayant  Teille  soigneusei- 
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Und  die  Protestanten?  fügten  sie  sich  den  Forderungen 
der  Kirche? 

DeciiniLy.  Viele ,  dem  staatlichen  Zwange  folgend,  der  in  der  De- 
claration  Ludwig's  XV.  t.  J.  1724.^  einen  neuen  Ter- 
schärften  Ausdruck  gefunden  hatte ,  unterwarfen  sich  den 
kirchlichen  Geboten.  Widerwillig  mit  mühsam  veriiditeffl 
Abscheu  waren  sie  Zeugen  des  Gottesdienstes,  mit  Lügen  aof 
den  Lippen  nahten  sie  sich  dem  Beichtstuhle  des  PriesterB, 
mit  Zorn  im  Herzen  schwuren  sie  den  Glauben  ihrer  Vater 
ab.  Dann  aber  hielten  sie  sich  auf  immer  mit  dem  Eatkoli- 
cismus  abgefunden,  und  nur  die  Taufe  ihrer  Kinder  brachte 
ihnen  mit  verhasstem  Zwange  zur  Erinnerung,  dass  eie  dem 
Namen  nach  der  katholischen  Kirche  angehörten^ 

Andere  aber  -r-  und  ihre  Zahl  war  nicht  gering*  —  wollten 
sich  auch  zu  solchen  äusserlichen  Werken  des  Gehorsams  mck 
verstehen« 

^tSSSt?'         Allen  Verboten  zum  Trotze  waren  zahlreiche  proteetanti- 

Oeiituchen.  g^jg  Geistliche  in  Frankreich  verborgen.  Li  Wäldern,  in 
Hohlen  und  EHüfiben  hielten  sie  Gottesdienst,  und  sammelteii 
die  Glieder  der  bedrängten  Elirche.  Vor  diese  traten  die  r^ 
formirten  Brautleute,  ihren  Segen  erbaten  sie  sich,  und  lebten 
dann  als  Ehegatten  beisammen,  die  staatlichen  Strafen  miss- 
achtend, um  die  bürgerlichen  Folgen  ihrer  Verbindung  oobe- 
kümmert.  Denn  allerdings  sprachen  die  Grerichte  diesen  alle 
rechtlichen  Wirkungen  ab. 

ErkenntnisM  Am  17.  Dezcmbcr  1749.  vernichtete  das  Parlament  von 
Bordeaux  neun  solcher  Ehen.  Die  Männer  wurden  zu  Ga- 
leeren auf  Lebenszeit  verurtheilt;  die  Frauen,  der  Haare  be- 
raubt, ins  Gefängniss  gesperrt,  ihr  Vermögen,  die  Mitgift 
confiscirt.    Die  von  dem  protestantischen  Geistlichen  ausge- 

ment  pendant  les  quatre  mois  sur  le  reste  de  leura  aetions  et  de  leur  co&- 
duite,  aoit  par  moi-m§me,  soit  par  le  minist^re  de  gens  dignes  de  foi  que j'u 
employds  k  cet  effet,  il  ne  m'est  rien  revenu  qui  puisse  faire  doater  qa«l* 
profession  qu'ils  fönt  de  la  Religion  Catholique  ne  soit  ainc^re.  En  foi  de 
quo!  j*ai  aign^  le  präsent  Certificat  *'. 

1  Art  15.  Vgl.  auch(Bonnaud)Ditcour8älireaaconaeilenpi«ieB<^ 
du  roi  par  un  ministre  patriote  sur  le  projet  d*accorder  T^tat  dvüsusFro- 
testanU(1787.  8.1.)  92.  f. 

s  Vgl.  die  klagenden  Berichte  der  katholiacfaen  Oeistlicben,  vekbe 
Coquerel  hist  des  ^glises  du  d^sert  (Paris  164L)  1, 262.  mittheüt 

s  Cardinal  Fleury  spricht  i.  J.  1787.  Ton  dem  „nombre  prodif^ 
de  ces  mariages;  ils  se  multiplient  tous  les  jours^';  Coqtterel  a.  >•  ^' 
1,  262. 
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stellten  Traascbelne  wurden  dem  Henker  übergeben  und  öffent- 
lich in  Gegenwart  der  unglücklichen  Verurtheilten  verbrannt  ^ 

Im  J.  1749.  wurde  aus  demselben  Grunde  M.  de  Falle - 
ville  zu  ewigem  Gefängniss  verdammt,  und  seine  Frau  in  ein 
Kloster  eingeschlossen';  i,  J.  1762,  erlitt  ein  reformirter  Geist- 
licher, der  getraut  hatte,  den  Tod  durch  Henkershand  ^ 

Und  dennoch  war  es  unmöglich,  alle  Schuldigen  mit  Strafe 
zu  belasten:  die  Gefängnisse  der  Provinz  würden  nicht  aus- 
reiphen,  um  sie  aufzunehmen,  schrieb  der  Bischof  v.  Alais 
i.  J-  1737*. 

Der  katholischen  Greistlichkeit  waren  weder  die  zahllosen ^in°2Su* 
,ymaaiage8  du  deaert"  —  so  wurden  jene  Ehen  genannt  —  ver- 
borgen, noch  entging  ihr  die  Erfolglosigkeit  aller  Reverse,  die 
sie  sich  bei  Trauungen  der  Protestanten  hatte  ausstellen  lassen. 
Sie  begann  Gewissenszweifel  zu  empfinden.  Nicht  wegen  des 
Zwanges,  den  sie  den  Ketzern  auferlegte,  sondern  wegen  der 
Sesultatlosigkeit  desselben,  wegen  der  Entwürdigung  der  Sa- 
cramente,  die  Widerwilligen  gespendet  würden.  Ungläubigen, 
welche  die  göttliche,  sacramentale  Gnade  innerlich  missach- 
teten, mid  ihr  später  auch  äusserlich  Hohn  sprächen.  Sie 
wurde  bedenklich  mit  den  Trauungen  der  Protestanten;  ja  oft 
verweigerte  sie  dieselben  ganz^. 

Dadurch  wurde  aber  die  Zahl  der  mariagee  du  diaert  nur 
vermehrt^  zumal  auch  die  protestantische  Kirche,  trotz  ihrer 
Verfolgung,  nicht  unterliess,  die  Excommunication  gegen  die- 
jenigen zu  schleudern,  welche  sich  katholischen  Traufeierlich- 
keiteo  unterwerfen  würden^.  Schon  1752.  zählte  man  an 
150,000  mariagee  du  diaert,  über  800,000  Personen,  die  keinen  ün"W  ron 

^•^  ••!•  Person,  obno 

Civilstand  mehr  besassen^.   Kathies  sah  man  emer  sich  immer  ciTUaund. 
übler  gestaltenden  Zukunft  entgegen.    Denn  das  musste  auch 

1  Coquerel  a.  a.  0. 1,415. 

2  ebendas.  1,455. 

s  Second  M€in.  sur  le  mariage  des  protestans  (Londres 
1787.)  88. 

4  Coquerel  a.  a.  0. 1,  267. 

5  Memoire  Bur  le  mariage  des  Protestans  en  1785.  S.  15.  Se*» 
cond  Memoire  a.  a.  O.  51.   Coquerel  a.  a.0. 1,200. 

^  Das  wurde  schon  1752.  den  Bischöfen  staatlicherseits  vorgeworfen. 
M^m.  sur  le  mar.  a.  a.  0. 128. 

7  Vgl.  Coquerel  a.  a.  0. 1, 200. 

^  Saint-Vincent  R^clamation  du  pariement  en  fareur  des  pro* 
teatants  de  Franoe  (1787.  s.l.)  S.  28.  Andere  rechneten  1,600,000.  eben« 
das.  30. 
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dem  blödesten  Auge  erkenntlich  sein,  dass  die  rohe  Gevilt 
Ludwig' 8  XIY.  die  protestantische  Kirche  nicht  yenucktet 
habe,  dass  die  Declarationen  v.  1714.  und  1724.,  welche  die 
Existenz  von  fieformirten  in  Frankreich  läugneten,  auf  trQg^ 
rischen  Illusionen  beruhten,  dass  auch  in  Zukunft  der  Pro- 
testantismus allen  Verfolgungen  gegenüber  Stand  haltes 
werde. 
Toienns.  Man  saun  auf  Mittel  zur  Hülfe,  und  das  um  so  mehr,  da 

ja  in  Wissenschaft  und  Leben  die  reli^öse  Unduldsamkeit 
einer  humanen  Toleranz,  wenn  nicht  gar  einem  frivolen  In- 
differentismua  Platz  gemacht  hatte  ^. 

TocaTsJiJw.         Schon  am   Schaffott  von   Calas   hatte  der  General- 
advocat  Servan  für  die  Ehen  der  Protestanten  das  Fort 

^^^äJJj- ergriffen«,  L  J.  1752.  hatte  der  Marschall  von  Bichc- 
lieu  die  Principien  einer  gesunden  Politik  verkündet^  »Je 
ne  prononeerai  point",  schrieb  er,  „que  lea  ivequea  puissent  ad' 
mnütrer  le  manage  quand  leur  conscience  ne  leura  permä  poi 
de  le  confirer;  maia  9i  je  prononeerai  hardiment,  q\te  $ilaRi' 
Ugion  eaiffe  de  la  difirence  aux  seniimens  des  Eveques  sur  toi- 
ministraiion  des  saeremens  de  baptime  et  de  mariage  auxnousecau 
eonve9*tiSi  Fordre  poUHque,  le  Inen  pubUe  et  les  biens  lespbu  wrh 
de  la  sociStS  eaigent  nicessairement  wie  hi  certaine  et  tanfomej 
pour  assurer  NtcU  d^un  si  grand  nombre  de  sujets  du  Sd".  — 
Litentar.  Mit  dem  J.  1750.  begann  auch  die  Literatur  sich  der 

Frage  zu  bemächtigen. 

^AMkhtw?.*         ^®  waren  aber  eigentlich  vier  verschiedene  Meinungen, 
die  vertreten  imd  die  in  den  Schriften  besprochen  iniirden. 

Der  Bath  des  Königs  scheute  sich  vor  principiellen  AeD- 
derungen  der  Gesetzgebung.  Er  wollte  noch  eine  Zeit  lang 
laviren,  die  Schärfen  des  bestehenden  Zustandes  abschleifeot 
und  diesen  so  den  Protestanten  erträglicher  machen.  Die  ZaU 
der  Prüfungen,  sprach  er  sich  aus,  denen  sich  die  Protestanten 
vor  der  Trauung  zu  unterziehen  hätten,  müssten  vermindert^ 
die  Zeit  derselben  abgekürzt  werden:  dann  würden  jene  eicb 
schon  ohne  Weigern  der  katholischen  Trauform  unterwerfen*. 

1  Vgl.  Fey rat  bist,  des  pasteurs  da  d^sert  (Paris  1842.)  2, 468.  ft 
>  Coquerel  a.  a.  0. 2, 454. 

9  bei  St  Vincent  a.  a.  0. 26.  abgedruckt  in  den  M^moirei  dn  dac 
de  Ricbeliea  (Paris  1829.)  5, 294.  ff. 

*  Vgl.  Code  matrim.  861.  —  Das  war  auch  die  AxwichtTond'Agu ai- 

seau.  Möm.  i ur  le  mar.  a.  a.  0. 126.  f. 
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Energischer  war  der  Vorschlag  des  Bischofs  v.  Alais^.  ^^l''' 
Der  König  solle  eine  Dedaration  erlassen,  welche  die  Pro- 
testanten bei  harter  Strafe  verpflichte,  die  früher  geschlos- 
senen mariaffes  und  baptemes  du  diaert  vor  dem  katholischen 
Geistlichen  zu  rehabilitiren  und  welche  ihnen  für  die  Zu* 
kunft  untersage,  sich  jemals  anderswo,  als  in  der  katholischen 
Kirche,  zu  verheirathen«  Die  Commandanten  der  Provin« 
zen  sollten  ohne  Form  und  Prozess  die  Ungehorsamen  be- 
strafen. 

Der  Bischof  von  Agen*  endlich  in  seinem,   an  den  ^*Jfi®„^^* 
Generalcontroleur  gerichteten  Briefe  v.  6.  Mai  1751  •  schlug 
vor,  die  Protestanten  zur  Auswanderung  aufzufordern,  und  so 
Frankreich  für  immer  von  den  Ketzern  zu  befreien. 

Es  war  klar,  dass  alle  diese  Propositionen  nicht  an  einem 
Uebermaasse  von  legislatorischer  Weisheit  krankten.  Die 
einen  wollten  nur  Halbes,  die  andern  überstürzten  sich  in 
blinder  Unduldsamkeit  und  thörichtem  Verlangen. 

So  fanden  sie  denn  auch  in  dem  Memoire  th^ologique^^q^J*^|^fj^ 
et  politique  au  sujet  des   mariages   clandestins  des      ^^^* 
protestans  de  France,  welches  1755.  erschien,   eine  ge- 
bührende Abfertigung. 

Aber  nicht  nur  durch  ihre  Kritik  zeichnete  sich  die  ge-   Civiiehe. 
nannte  Schrifl  aus;  sie  trat  auch,  so  weit  ich  sehe,  zum  ersten 
Male  mit  einem  Vorschlage  auf,    dem  nachher   eine  ganze 
Literatur  von  Flugblättern  und  Büchern  zustimmte. 

Die  öffentliche  Ausübung  des  Cultus  wollte  sie  den  Pro- 
testanten nicht  gewähren;  nicht  einmal  die  Duldung  der  refor- 
mirten  Geistlichen  befürwortete  sie:  den  Civilstand  aber  der 
Bedrückten  sudite  sie  zu  sichern,  und  dazu  griff  sie  auf  Prin- 
cipien  zurück,  die  sie  schon  in  jener  oben  erwähnten  Deda- 
ration d.  J.  1685.  niedergelegt  fand. 

Dort  sollten  die  protestantischen  Aufgebote,  durch  den 
Richter  verkündet,  die  Trauung  in  seiner  Gegenwart  von  dem 
Geistlichen  vollzogen  werden.  Diese  Thätigkeit  des  protestan- 
tischen Pfarrers  wurde  jetzt  zu  beseitigen  empfohlen:  die  Ein- 
fiihrang  der  holländischen  Civilehe  für  die  Protestanten  vor- 
geschlagen. — 

Die  Gesetzgebung-kam  aber  damals  nicht  zum  Abschlüsse«  i»*  Omcu- 

^  Vgl.  Code  matrim.  863. 
s  Code  matrim.  868. 
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Das  Memoire  rief  noch  eine  Replik^  und  Duplik'  henor: 
dann  ruhte  die  Frage  fürs  Erste. 
pieProteitan-        Inzwischen  nahmen  die  Befonnirten  immer  kecker  nd 

ten  treten  im- 
mer offener  immer  offener  von  den  Rechten  Besitz,  welche  die  Jahre  der 

auf.  ,  ' 

Verfolgung  ihnen  entzogen  hatten. 

„L'hMsie  devenue  chaque  jour  plus  fihrt  ei  pluB  entrefn- 
nante",  klagte  der  Clerus  i.  J.  1780.,  „a  Fambre  cFme  foiiyw 
impunitif  ne  se  lasse  point  de  dMdrer  le  sein  infortuni  de  ettu 
mhe  tendre  et  affligie**^. 

Am  hellen  Tage,  in  belebten  Städten,  schlössen  sie  ihre 
adoDiwes.  £hen,  ohne  von  den  Magistraten  viel  belästigt  zu  werden\ 
oder  lebten,    wenn  sie  reformirte  Geistliche  nicht  erlangen 
konnten,  im  offenen  Concubinate. 

Zählte  man  doch  in  Mornac,  einem  kleinen  Städtchen 
der  Diöcese  von  Saintes,  allein  dreizehn  solcher  geaetxioMn 
Verbindungen,  die  „adouages"  genannt  wurden^.  Das  lasst 
einen  sicheren  Schluss  für  die  grossen  Städte  zu. 

Protestantische  Geistliche  gab  es  aller  Orten.  In  der 
Diöcese  von  Castres  lebten  sechs,  in  Nimes  drei,  in  der 
Diöcese  von  Saintes  gar  fünfzehn^  Ihre  Trau-' und  Tauf- 
scheine circulirten  überall,  und  wurden  ohne  Scheu  seibat  des 
Parlamenten  vorgelegt^.  — 
1787.  Im  J.  1787.  traten  die  Behörden  von  Neuem  in  Berathung, 

Behörden,  ym  ^q  noch  immer  offene  Frage  des  protestantischen  Cnil- 
^  si^fUnT*  8^*^<^®8  endlich  zum  Abschlüsse  zu  bringen.    Wieder  ergo» 
sich  eine  Fluth  von  Schriften;  die  verschiedensten  Memungeii 
fanden  Vertretung.  Doch  waren  nur  wenig,  wie  die  Discours 
des  Abb^  Bonnaud^,  und  die  Lettres  k  un  magistratdu 

^  Sentime&ts  des  catholiques  de  France  aur  le  memoire 
au  aajet  dea  mariagea  clandestina  dea  Froteatanta.  1756. 

*  R^ponse  d*un  bon  chrötien  aux  prötenduf  aeDtimenU 
dea  catholiquea  de  France  sur  le  m^m.  etc.  (s.  1.  eta.) 

9  M^m.  pr^Bent^  au  Roi  par  l'AaaembUe  da  Clerg^  ^^ 
France  en  17S0. 

*  Vgl. Bonnaud  a.a.O.  138. 
^  ebendas.  141. 

6  ebendaa.  127. 

7  ebendaa.  143.  Daa  Farlament  y.  Toulouae  liesa  i.  J.  1776.«^ 
aolcbes  Certificat  ala  Beweis  der  £be  gelten.  Der  König  yemichtete  jedocb 
daa  Unheil. 

8  Vgl.  obenS.538.Anmkg.l.  DerPlandesWerkesUsat  sich  mit  JuIei 

Simon  la  libert^  de  conscience  (Paris  1857.)  114.  dahin  susaminenfstf^D' 
„Waa  haben  die  Protestanten  vor  Auibebung  desEdiotes  vonNantes  gethin« 
waa  nachher?  Was  würden  sie  unter  den  gegenwärtigen  Umstinden  tbao, 
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Parlament  (Avignon  1787.),  geradeza  den  Reformirten  feind- 
lich: die  Mehrzahl^  —  und  namentlich  die  beiden  M^moires 
von  Malesherbes  —  befürwortete  die  Civilehe,  du  Closel 
d'Annesy'  wollte  die  katholischen  Geistlichen  zur  Trauung 
ond  Begistrirung  verpflichten,  ohne  dass  sie  jene  verhassten 
Prüfungen  anwenden  dürften. 

Ludwig  XVI.  entschied  sich  für  die  Ansicht  der  Majo-^^^ig;.^'^^- 
ritat*    Sein  Edict  v.  28.  November  1787.  gab  den  Pro-  ^~;»IV»"^* 
tesfanten  die  facultative  Civilehe'. 

Ich  will  die  Einleitung  des  Gesetzes  wörtlich  mittheilen; 
sie  gewährt  einen  deutlichen  Einblick  in  die  Beweggründe  und 
Abttchten  des  Königs.    Es  heisst; 

„Laraqw  Louis  XIV.  difendii  solennellement  dans  Ums  les 

pays  ei  lerres  de  son  obüssance,  VexercUe  public  de  taut  autre 

reUffian  que  la  reliffion  catholiquet  Fespoir  damener  ses  peuples 

ä  Fumtd  si  disirable  du  meme  culte,  sautenu  par  de  trampeuses 

apparences  de  canversions,  emp&cha  ce  grand  roi  de  smvre  le 

plan  quHl  avcnt  formS  dans  ses  conseils,  pour  constaier  Ugcd^ 

ment  F^tat  civil  de  ceux  de  ses  sujets  qui  ne  pouvaient  etre  admis 

aux  sacremens  de  FigKse;  ä  Fexemple  de  nos  augustes  pridices^ 

seurSf    nous  favoriserons  toujours    de   tout  notre  pouvoir,    les 

tnoyens  cFinsiruction  et  de  persuasion  qui  iendront  ä  Her  tous 

nos  stgets,  par  la  pro/ession  commune  de  Fancienne  fei  de  noire 

royaume,  et  nous  proscrirons,  avec  la  plus  sivire  attention  toutes 

ces  voies  de  violence,  qui  sont  aussi  contraires  aux  prindpes  de 

la  raison  et  de  Fhumaniti^  qu'au  vSritable  esprit  du  christianisme. 

Mais   en  attendant  que   la   divine  providence   binisse  nos 

ejfforts  ei  opire  cette  heureuse  rSvolution,  notre  justice  et  Fintiret 

de  noire  royaume^  ne  nous  permettent  pas  cFexclure  plus  long" 

t^mps  du  droits  de  Fitat  civil,  ceux  de  nos  sujets  ou  des  itrangers 

d^ymiciliis  dans  notre  empire,  qui  ne  professent  pas  la  reUgion 

m 

vrmun  der  Staat  ihre  Forderungen  erfüllte?" — Die  Marschallin  y.  Noail- 
less  besuchte  alle  Pairs  and  Parlamentsräthe  und  hinterliess  das  Pamphlet 
nu  it  dem  Schreiben:  „M^e  la  mar^chale  de  Noailles  est  venue  pour  avoir 
rkionneur  de  vous  yoir ,  et  pour  yous  engager  k  d^fendre  la  religion  et  l'^tat 
dont  les  interSts  tous  sont  confiös*'.  Simon  a.  a.  O. 

1  So  die  Lettres  d*un  Magistrat  (Ayignon  1787.)  S.  37.  ff.  Saint 
Vincent  a.a.O.  die  oben  citirten  beiden  Mämoire8(S. 539.  Anmerkg. ö.). 
Malesherbes  hatte  schon  1779.  ein  Memoire  für  die  Protestanten  in 
London  veröffentlicht.   VgL  JulesSimona.  a.0. 111. 

*  Moyen  de  constater  Tätat  ciyil  des  protestants  (Oän^ve 
1787.)  S.  17.  ff. 

^  Kecueil  des  anciennes  lois  fran^oises  6,  472. 
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eathoUque.  Une  aasez  Umgue  eapSrienee  a  dhnowtti  gve  ta 
ipreuvea  rigoureusea  itaient  inmffiaantea  pour  hs  converiir:  Jim 
ne  devons  donc  plus  souffriry  que  les  lots  les  puniasent  imMamt 
du  malheur  de  leur  naissancef  en  les  privant  des  droits  qiu  k 
nature  ne  cesse  de  riclamer  en  leur  faveur,  Nous  avons  co^ 
sidSri  que  les  proiestans  atnsi  dipouilUs  de  toute  eaistence  Ugak 
itaient  placis  dans  Fahemativef  au  de  profaner  les  sainU  tarn- 
mens  par  des  eonversions  simulies,  ou  de  compromeUre  tüal  it 
leurs  enfants,  en  contractant  des  mariages  frappis  SonosMi  k 
nulUtS,  par  la  Ugislation  de  notre  royaume*  Les  ordomumca 
ont  meme  supposi  qu*il  n*y  avcdt  plus  que  des  cathoUqm  dm 
nos  itats;  et  cette  ßction  aujowrd^hui  inadmissible,  a  iervi  k 
motif  au  silence  de  la  Icn^  qui  n*aurcdt  pu  reeonnattre  en  FroMt 
des  prosilytes  ctune  auire  crot/ance,  sans  les  proscrire  des  terres 
de  notre  dominationf  ou  sans  pourvoir  atusitSt  ä  leur  iUA  ddl 
Des  principes  si  contraires  ä  la  tranqmUiti  et  ä  la  prospMÜ  k 
notre  royaume,  auraient  muliipliS  les  emigrations,  et  aurateni  er- 
eiti  des  troubles  continueU  dans  les  familleSi  si  nous  n'amnsfof 
profiti  provisoirement  de  la  jurisprudence  de  nos  tribunaus,  fovr 
iearter  les  collatiraux  avidesy  qm  disputaient  aux  enfcaa  fhiri» 
tage  de  leurs  phres^, 

Un  pareil  ordre  de  choses  solUcitait  depuis  longtems  notn 
autoritS  de  mettre  un  terme  ä  ces  dangereuses  eontradictumB,  entn 
les  droits  de  nature  et  les  dispositions  de  la  Un.  Nous  omf 
voulu  procider  ä  cet  examen,  avee  toute  la  maturitd  q^exigfoi^^ 
rimportance  de  la  dicision.  Notre  risolution  itait  dijä  amüt 
dans  nos  conseils,  et  nous  nous  proposions  d^en  midUer  enc<fr( 
quelque  temps  la  forme  Ugale;  mais  les  circonstanees  novs  on^ 
paru  propres  ä  multiplier  les  advantages,  que  nous  esphom  df 
recueillir  de  notre  nouvelle  hiy  et  nous  ont  ditermini  ä  häUt  ^ 
moment  de  la  pubUer.  Sil  n'est  pas  dans  notre  pouvoir  if^ 
pecher  qu*il  n'y  ait  dijfirenles  sectes  dans  nos  itats,  tum  ^ 

1  Als  i.  J.  1764.  katholische  Seitenyerwandte  Kindern  protettantiiclKr 
Eltern  ihr  Erbtheil  entziehen  wollten ,  weil  diese  keine  legitime  Gbe  g<* 
flchloBsen  hätten,  schrieb  der  Advokat  der  Verklagten,  £lie  de  Beto- 
mont,  ein  Memoire  zu  ihren  Gunsten .  „  U  faut  avouer  *S  sagt  die  Cor- 
respondence  von  Orimm  8,  488.  über  diese  Schrift,  „qu*il  n*y  trienje 
plus  rare  que  de  tels  proc^s ,  et  qu*on  ne  connaft  que  peu  d'exempleid^^* 
lat^raux  catholiques  qui  aient  cherch^  k  priver  leurs  nereuz  ou  eouMosdf 
lli^ritage  de  leurs  p^res,  quoique  le  succ^s  des  poursuites  autorii^  if^^ 
pas  douteux.  Cela  prouye  que  ThonnStet^  publique  n'est  pas  oiie  chiv^ 
et  qu*elle  est  au-dessus  de  la  lot  injuste  et  barbare  ^'.  Später  scfaeioen  tb<r 
doch  derartige  Prozesse  an  Zahl  zugenommen  zu  haben. 
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90uffrvr<yfM  jamaia,  qu^ellea  puissent  y  etre  une  source  de  diseordes 
entre  nos  atgets,  Noits  avona  pris  Üb  meaures  les  plus  efficacea 
pour  privenir  de  funestes  (usociations.  La  religion  caihoUqxie, 
que  naus  avcns  le  banheur  de  profeaser,  jotdra  seule  dans  notre 
Toyaume  des  droits  et  des  honneurs  du  cuüe  public,  tandia  que 
noa  aujeta  non  catholiqueat  privh  de  toute  inßuence  aur  Vordre 
eiabU  dana  noa  itatat  diclaria  d^avance  ä  jamaia  incapablea  de 
faire  corpa  dana  notre  royaume,  aoumia  ä  la  police  ordinaire 
pour  Fobaervation  dea  fetea  ne  tiendront  de  la  loi  que  ce  que  le 
droit  naturel  ne  noua  permet  paa  de  leur  re/uaer,  de  faire  con- 
atater  leura  naiaaancea,  leura  mariagea  et  leura  morta,  afin  de 
jouir  comme  ioua  noa  autrea  aujeta  dea  effecta  civila  qm  en  ri- 
aultent".  — 

Deswegen  Beizte  denn  auch  der  erste  Artikel   gewisser-     Art.  i. 
massen  schon  um  den  Clerus  mit  den  übrigen  Vorschriften  zu  luiigion  hat 
versöhnen  fest,  dass  die  katholische  Religion  allein  in  Frank-nchflUebnog! 
reich  öffentliche  Uebung  geniessen,  und  dass  der  Civilstand 
der  Katholiken  in  jedem  Falle  nach  den  Gebräuchen  und  Riten 
der  Kirche  vem'altet  werden  solle. 

Den  Protestanten  wird  Duldung  gewährt  und  freie  Aus-  ^^iSd^i!** 
Übung  Ton  Handel  und  Gewerbe. 

Für  ihre  Ehen  gilt  folgende  Form.  ihre  Ehen. 

An  dem  Domicile  der  Brautleute,  schreibt  Artikel  8.  vor,     Art.  8. 

.  .  Aufgebote 

Sind  drei  Aufgebote  zu  verkünden;  wohnen  sie  erst  seit  sechs 
Monaten  an  diesem  Orte,  aber  früher  in  derselben  Diöcese,  so 
auch  an  dem  früheren  Wohnorte,  und  ebenso,  faUs  sie  noch 
vor  Ablauf  eines  Jahres  in  einer  anderen  Diöcese  ansässig 
waren.  Minderjährige  werden  noch  ausserdem  am  Domicile 
der  Eltern  aufgeboten. 

Die  Proclamationen  werden  nach  Wahl  der  Brautleute  ^JJ^^j^^*^"^^** 
entweder  durch  den  katholischen  Pfarrer  verkündet,  oder  durch    ^'^^er 

oder 

den  staatlichen  Justizbeamten.  Der  erste  thut  es  an  der  Kirch-  durch  einen 
thüre,   ohne  die  Confession  der  Verlobten  zu  erwähnen,  jer'^"'****'*""**'* 
andere,  in  Gegenwart  des  Richters,  ebendaselbst,  mit  genauer 
A^ngabe  von  Namen  und  Stand  der  Brautleute.    Beide  heften 
die  Proclamationsscheine  an  die  Kirchthüre. 

Die  Ehen  werden  wieder  nach  Wahl  der  Parteien  vor^JJJ^»™^j^^ 
vier  Zeugen  im  Hause  des  Geistlichen  geschlossen,  oder  in  pV^J*/j5J, 
dem  dea  Richters,  durch  Consensaustausch  der  Verlobten  und  ®'^*rnuci" 
Erklärung  der  Trauenden. 

Gleich  darauf  wird  die  Ehe  mit  genauer  Verzeichnung 

Priedherg,  Ehe9ehiiet$ung»  35 
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Regtater.   der  Aofgebote,  ob  Einsprache  erhoben  war»  oder  nicht  U.6.V., 
in  die  Register  eingetragen^. 

EiDwuü'^^n  Endlich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  auch  für  die  Ehen 

der  Protestanten  die  Einwilligung  der  Eltern  für  nöthig  erklärt 
wird,  gleichwie  bei  den  übrigen  Unterthanen. 


Das  ist  die  Entwicklung  des  französischen  EhescUies- 
sungsrechtes  bis  zur  Revolution. 

2.  Die  Gesetzgebung  der  Reyolution:  1790.  — 180S. 

'^"erThSr*  I^as  Concilium  Tridentinum  hatte  zwar  für  die  katho- 
lische Welt  die  Ehe  unzweifelhaft  als  Sacrament  hingestellt, 
aber  es  hatte  nicht  über  all'  die  wichtigen  Controveneo  ent- 
schieden ^  die  schon  im  Mittelalter  angedeutet,  in  den  Con- 
cUienverhandlungen  selbst  einen  Ausdruck  gefunden  hatten. 

DieBenedic-         Mauchc  Schriflsteller  der  früheren  Zeit  waren  der  An- 

tlon  Ict  daji 

sacnment.  sicht  gewcscn,  dass  nicht  die  Ehe,  sondern  die  Benedictioo 
des  trauenden  Priesters  als  Sacrament  bezeichnet  werden 
müsset  dass  dieser  Minister  des  Sacramentes  sei,  und  mehrere 
Concilienschlüsse  hatten  dieser  Doctriif  beigepflichtet^ 

ZuTrient  wallen  namentlich  französische  Theologec* 
mit  Berufung  auf  die  Autorität  des  Bischofs  Wilhelm  von 
Paris*  als  ihre  Vertheidiger  aufgetreten,  aber  die  Temm- 
roelten  Väter  hatten  von  einer  endgültigen  Entscheiduog  des 
Streites  Abstand  genommen,  wenngleich  sie  wenigstens  indirec: 
die  entgegengesetzte  Ansicht  billigten^. 

So  konnte  sich  denn  ungehindert  die  Wissenscbafl  der 
Frage  bemächtigen,  und  seit  den  Argumentationen  von  Mel- 

1  Ueber  die  von  den  Richtern  zu  führenden  giobt  Art.  31.  Vowclmft«- 
die  ganz  den  für  die  Pfarrer  erlassenen  entsprechen. 

s  SoHildebertvonTours  sermon.  de  diversis  45.  opp.  856.  (P^ 
1708.)  Albert.  M.  sent.  lib.  IV.  dist  1.  art.  15.  Glosse  zu  c.  1.X.U 
21.) u.  s.  w.  Danach  ist  Schulte  Eherecht  (Oiessen  1855.)  S.  7.  u.  FbÜ- 
lip s  Lehrb.  d.  K.O.  (Regensb.  1862.)  449.  zu  berichtigen. 

3  Eine  Anzahl  derselben  zusammengestellt  bei  Hahn  die  Lehre  T.ii' 
Sacramenten  (Breslau  1864.)  178.  ! 

*  VglPallavicinihistCTridentlib.  20.C.4.  I 

^  de  sacr.bapt.c.  l.unddesacram.matrim.c.9. — VgLBencdictXI» 
de  synodo  dioec.  lib.  8.  c.  13.  n.  1.  2.  —  Dass  diese  Berufung  eine  irrtbüo- 
liehe  war,  suchen  zu  beweisen  Perrone  de  matrimonio  (Romae  1858.)  ii 
49.f.   PermanederK.R.  (Landshut  1856.) 611. 

ß  VgL  Hahn  a.  a.  0.  179.  Perrone  a.  a.  O.  1,  158.  ff.  Schalte 
a.  a.  0. 9.  ff. 
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chior  Caiii>s^  hat  namentlich  die  französische  Theologie  mit 
^▼rosser  Hartnäckigkeit  jene  Meinung  vertreten  bis  auf  unsere 
Tage«. 

Während  dieser  Streit  sich  aber  innerhalb  des  kirchlichen  ^eS'd]e«e/ 
Gebietes  bewegte  und  kaum  ein  praktisches  Interesse  für  sich    ^^*^^- 
beanspruchen  konnte,  knüpfte  sich  doch  daran  eine  andere 
Doctrin,  welche  mit  bestimmten,  deutlich  sichtbaren  Tenden- 
zen auftrat,  und  die  namentlich  in  neueren  Zeiten  die  wieder- 
holte Missbilligung  der  Kirche  erfahren  musste^. 

Wer  den  Priester  für  den  Minister  des  Ehesacraments^^^"^^^; 
erachtete,  der  konnte*  die  Consenserklärung  der  Brautleute  conir»ct. 
fiir  einen  Contract  halten,  dem  erst  durch  das  nachgehende 
Sacrament  die  religiöse  Weihe  ertheilt  werde;  wer  den  prie- 
sterlichen Segen  fiir  das  Sacrament  erklärte,  der  konnte  die 
Scheidung  von  contractus  naturalis  und  sacramenium  vornehmen, 
wie  wir  sie  in  der  französischen  Literatur  ausgesprochen  finden^. 

Ob  die  Theologen  auf  dem  Trienter  Concile  sich  dieser 
Doctrin  schon  bewusst  waren,  ist  eher  zu  bezweifeln  als  zu 
bejahen;  sie  war  keine  nothwendige  Consequenz  der  von  ihnen 
aufgestelhen  Grundsätze.  Es  lag  nur  den  Schriftstellern  der 
Poigezeit  sehr  nah,  es  war  ihnen  überaus  bequem,  an  die  alten 
Theorieen  anzuknüpfen,  da  die  von  der  Kirche  diesen  gegen- 
über beobachtete  Zurückhaltung  zu  verbürgen  schien,  dass 
auch  den  abgeleiteten  Thesen  nicht  das  Yerdammungsurtheil 

^  de  locis  theologicis  lib.  8.  c.  5.  Ueber  die  Entstehungszeit  des  Buches 
Tgl.  Quetif'et  Echard  Script,  ordin.  praedic.  h.  n.  2,  177.  beiPerrone 
a.  a.  0. 1, 50. 

2  Besonders  zu  merken  sind  Tournely  de  sacram.  matr.  120.  ff. 
Oibert  Consultat  canonic.  de  matr;  tom.  I.  consult.  55.  Carriere  prae- 
lect.  theolog.  de  matrim.  (Paris  1837.)  1,  394.  f.  n.  553.  —  Vgl.  übrigens 
Benedict  XIV.  de  synodo  üb,  8.  c.  13.  no.  3.  Perrone  a.a.  0. 1,69. 
Permaneder  a.  a.  O.  611. 

s  SonochvonPiusIX.  inderAllocuzion  v.  27.  September  1852., 
in  dem  Breve  v.  22.  August  1851.,  welches  das  Werk  des  Turiner  Pro- 
fessor Nuytz  (iur.  eccles.  institut.)  verurtheUte,  und  in  dem  Schreiben  y. 
19. September  1852.  an  den  König  y.  Sardinien.  Vgl:  Kutschker 
a.  a.  Ö.  1,  30.  f.  —  Sämmtliche  Verdammungsurtheile  der  Päpste  finden 
sich  zusammengestellt  bei  Heuser  de  potestate  statuendi  impedim.  dirim. 
pro  fidel,  matrimon.  soii  ecclesiae  propria  (Loyanii  1853.)  S.  3.  ff. 

^  Dass  diese  Ansicht  keine  nothwendige  Folge  der  ersteren  war,  be- 
weist Perrone  a.  a.  0. 1, 193.,  wohl  aber  ruht  sie  ganz  auf  der  Basis  jener. 

^  Der  Hauptyertreter  dieser  Ansicht  ist  Launoy  Regia  in  matrimon. 
potestaa  (Paris  1674.),  femer  der  yon  deutschen  Kanonisten  ganz  übersehene 
<Le  Bidant)  Examen  de  deux  questions  importantes  sur  le  mariage  (s.  1. 
1753.);  andere  bei  Pothier  traite  du  mariage  part.  1.  eh.  3.  art  1.  no. 
1 1 — 18.   Vgl.  auch  oben  S.  142.  Anmerkg.  1. 
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gesprochen  werden  würde.  Es  gab  das  auch  diesen  Lebea 
einen  wissenschaftlichen  Anstrich ,  der  die  praktischen  Ziele 
möglichst  verhüllte. 

Tenden"*die«.  Denn  allerdings  hatte  die  Zwietheilung  von  Sacrament 
Theorie,  ^jj^^j  Contract  ihre  wichtigen  Zwecke  und  Folgen;  die  Autoritit 
der  Kirche  über  das  Sacrament  war  unzweifelhaft;  nicht  min- 
der die  des  Staates  über  den  Contract.  Ueber  cüe  Ehe  al« 
Sacrament  hatte  die  Kirche  ihre  Anordnungen  zu  treflfen:  Die 
Ehe  als  Contract  fiel  der  Regelung  des  Staates  anheim,  der 
Staat  hatte  die  Bedingungen  ihrer  Gültigkeit  aufzustellen,  die 
Form  ihrer  Schliessung  zu  bestimmen. 

So  kann  es  denn  freilich  möglich  sein,  dass  die  ersten 
weltlichen  Gesetzgebungsacte  über  die  Ehe,  die  Ordonnanzen 
des  sechszehnten  Jahrhunderts  auf  der  Basis  dieser  Doctiinen 
entstanden  sind:  allein  bei  Weitem  wahrscheinlicher  ist  es, 
dass  die  Theorie  erst  der  Praxis  nachging,  dass  sie  die  TWea 
des  Staates,  die  den  kirchlichen  Anschauungen  als  Usurpa- 
tionen erscheinen  mussten,  wissenschaftlich  zu  rechtfertigen 
und  mit  der  Disciplin  der  Eorche  in  Einklang  zu  bringen 
trachtete. 

Wie  dem  aber  auch  sein  mag:  wenigstens  so  viel  steht 
fest,  dass  seit  dem  Anfange  des  siebzehnten  Jahrhundem 
kaum  ein  namhafter  französischer  Canonist  eine  andere  An- 
sicht zu  vertreten  wagte'.  Der  Gallicanismus,  der  eine  par- 
tielle Unabhängigkeit  von  Kom  mit  völliger  Unterwerfung 
unter  den  französischen  Herrscher  zu  erkaufen  suchte,  brachte 
in  dieser  Lehre  dem  Könige  gewissermaassen  den  schuldigen 
Tribut  dar,  um  für  sein  Theil  die  staatliche  Gewalt  über  das 
Eherecht  begründen  zu  helfen. 

ireuJShwiBe-        ^*®  Weltlichen  Behörden  wachten  denn  auch  mit  Bf^' 

^•chStzr*  ^^^^   ^^®  Aufrechthaltung   dieser  Doctrinen.     Am  18.  Jü«" 

jncqnea    1676.   hatte  Jacques  L'Huillier,    Doctor  der  Theolop*^ 

1G76.     Öffentlich  in  der  Sorbonne  die  These  aufgestellt,  dass  es  Irr- 

thum  wäre,  der  Kirche  das  Recht,  trennende  Ehehindernis^^^ 

aufzustellen,  zu  nehmen  und  dem  Staate  zuzuertheilen,  i^ 

anderen  Worten  implicite  sich  gegen   die  Zwietheilung  wn 

Contract  und   Sacrament    ausgesprochen'.     Das  ParlamfB^ 

schritt  augenblicklich  ein;  der  Syndicus  der  Facultät  Gaston 

Chamillard  und  L'Huillier  wurden  vor  die  Barre  geladen, 

^  Vgl.  auch  (Laboulaye)  Memoire  k  consulter  etc.  a.  a.  0. 30. 
«  Vgl.LeRidanta.a.O.80.ff. 
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die  Thesis  einer  scharfen  Prüfung  unterzogen.  Der  Advocat 
des  Königs,  Talon,  nannte  sie  verwegen,  aufrührerisch,  Kirche 
und  Staat  in  gleicherweise  kränkend,  und  der  erste  Präsident 
schloss  sich  mit  dem  gesammten  Parlamente  diesem  Tadel  an^. 

Vielleicht  nirgends  hat  die  staatliche  Anschauung  einen 
bündigeren  Ausdruck  erfahren  —  gelehrt  und  weitläufig  aus- 
geführt wurde  sie  von  Launoj,  Le  Ridant  u.  A.* — ,  als  in 
dem  Schreiben,  welches  der  Kanzler  de  Pontchartrainde^PoatcL? 
am  3.  September  1712.  an  den  Präsidenten  des  Parlaments 
von  Besannen  richtete^;  noch  über  ein  Jahrhundert  später 
konnte  es  gesetzgeberischen  Tendenzen  zur  Stütze  dienen S  und 
mag  deswegen  hier  nicht  unerwähnt  bleiben. 

1  „Que  les  reis  ont  le  pouToir'',  erklärte  er,  „de  faire  des  lois  irritantes 
snr  le  sujet  des  mariages;  que  les  rois  tenoient  ce  pouvoir  de  Dieu  seul, 
comme  faisant  partie  de  cette  puissance  souveraine  qui  regarde  le  temporel 
de  lears  royaumes.  Que  quandTI^glise,  de  son  cdte,  a  pris  connaissance 
des  mariages  k  cause  du  sacrement,  9a  6i4  saus  toucher  k  Fautorit^,  que  les 
soaTeraios  ont  toujours  eue  sur  le  contrat  qui  est  la  base  et  le  fondement  du 
sacrement,  et  qui  est  aussi  le  principal  de  tous  les  contrats  qui  soutiennent 

la  Tie  civile Que  tel  a  6i6  le  sentiment  des  plus  savants  th^ologiens 

qui  en  ont  parl^  dans  le  Concile  de  Trente,  in§me  au  rapport  du  Cardinal 
PalJaricin,  qui,  ^tant  cardinal  et  äcri?ant  dans  Rorae,  ne  doit  pas  etre 
suspect  sur  cette  mati^re .... 

Ainsi  les  loia  qui  irritent  le  contrat  et  qui  le  rendent  nul,  par  une  dis- 
Position  preise  pour  la  nullit^,  irritent  enti^rement  le  mariage  et  empSchent 
qu'ü  ne  soit  un  sacrement,  puisque  le  sacrement  ne  peut  Stre  sans  un  contrat 

Qu*il  fallait  bien  prendre  garde,  qu'ä  l'avenir  on  ne  mit  plus  dans  les 
theses  de  propositions  semblables,  qui  restreignent  le  pouvoir  des  rois 
purement  aux  effets  civils  ou  qui  ont  un  sens  equivoque,  et  qui  peuyent 
former  des  doutes  contre  la  saine  et  y^ritable  doctrine,  laquelle,  n'ötant 
rien  k  i*£glise  de  ce  qui  lui  appartient,  conserve  aussi  aux  rois  ce  que  Dieu 
seul  leur  a  donne  qu*U  eüt  forra^  son  £glise'*. 

*  Siehe  oben  S.  547.  Anmkg.  5. 

S  Ordonn.  d*Alsace  508;  auch  im  Code  matrim.  192. 

4  Portalis  bei  dem  Kapporte  über  die  organischen  Artikel  berief  sich 
darauf.    Siehe  weiter  unten.    Die  Hauptstelle  lautete : 

„  Comme  le  mariage  est  en  mSme  temps  un  contrat  civil  et  un  sacrement, 
11  est  ^galement  soumis  aux  deux  puissances  meme  par  rapport  k  la  validit^ 
du  lien. 

Le  contrat  dopend  absolument  de  la  puissance  s^culidre;  le  sacre- 
ment depend  uniquement  de  la  puissance  eccUsiastique  et  comme  il  n'y  a 
paa  de  mariage  valable  parmi  nous,  s*U  n*est  eley^  k  la  dignitä  de  sacrement, 
et  que  r^ciproquement  il  n'y  a  pas  de  sacrement  oü  il  n'y  a  pas  de  contrat  et 
de  consentement  legitime,  i]  est  Evident  que  l'öglise  et  Tötat  exercent  ^gale- 
ment  leur  autorit6  sur  le  mariage  considörä  en  meme  temps  comme  contrat 
et  comme  sacrement. 

Le  pouvoir  du  prince  est  direct  sur  le  contrat  et  indirect  sur  l'admi- 
nistration  du  sacrement  Direot  sur  le  contrat  parceque  le  prince  seul  peut 
eu  regier  la  nature  et  les  conditions:  indirect  sur  l'administration  du  sacre- 
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Der  cierns.  Aber  auch  der  französische  Clerus  bekannte  sich  za  dieser 

Ansicht.  Der  Bischof  von  Montpellier  erklärte  in  aosfilhr- 
lieber  Rede  seine  Zustimmung ,  als  am  6.  Juli  1635.  von  der 
Assembl^e  du  Clerg^  die  Frage  erörtert  wiu'de,  ob  em 
Bruder  des  Königs  gegen  dessen  Genehmigung  heirathen 
dürfet  zahlreiche  Catechismen  und  Erbauungsschriften  unter- 
schieden Contract  und  Sacrament^,  der  gemässigte  Fleury' 
erkannte  die  Befugniss  des  Staates  an,  über  Ehesachen  zu 
richten. 


^mente  *'  ^'^^  Parlamente  hatten  ganz  besonderes  Interesse,  die  g^ 

schilderten  Theorieen  zu  hegen  und  zu  schützen.  Fast  noch 
mehr  als  die  Könige  beuteten   sie   dieselben  aus.    Die  Ge- 

*^***ümI!^*^'  richtsbarkeit  über  das  Sacrament  der  Ehe  gebührte  freilich 
der  Kirche  ^9  aber  die  über  den  Contract  getroffenen  Bestim- 
mungen unterlagen  der  Cognition  der  staatlichen  Behörden 
und  das  Rechtsmittel  des  appel  comme  (fabus  bot  die  Mittel 
dar,  alle  Befugnisse  geltend  zu  machen. 
Fevnt.  Ein  ganzer  Abschnitt  des  Buches  von  Fevret*  handele 

allein  von  dem  appel  comme  (Tabus  bei  Eheprozessen,  und  nod 

ment  parceque  le  contrat  ^tant  la  matiere  du  sacrexnent ,  si  le  contrat  K 
Dill,  le  sacrexnent  n*a  plus  de  matiere  k  laquelle  on  puisse  l'appliquer. 

Le  pouvoir  de  T^glise  est  de  sanature,  uniquement  renfenn^  dansff 
qui  regarde  le  sacrement;  mais  les  princes  chrätiens  ne  souffirant  pt*^ 
comme  j'ai  dit,  que  leurs  sujets  cathoUques  contractent  aucun  manage  qu^ 
ne  soit  revetu  de  la  dignite  du  sacrement,  il  s*ensuit  de  lä  qua  de  meise 
que  la  nuUite  du  contrat  empeche  que  le  sacrement  ne  soit  confer^,  aussile 
d^faut  des  conditions  prescrites  par  Teglise  pour  recevoir  le  sacrement,  es* 
pSche  que  le  contrat  ne  soit  accompli;  et  c'est  en  ce  seul  sens  qae  peuteti? 
toleree  l'opinion  de  ceux  qui  attribuent  ä  Teglise  un  pouToir  indirectsorl« 
contrat.  Je  ne  crois  pas  qu*il  soit  n^cessaire  d'observer  ici  que  par  le  tenoe 
de  contrat,  je  n^entends  pas  parier  des  Conventions  matrimoniales,  quine 
regardent  que  les  biens,  la  dot,  le  douaire,  les  donations  ä  catue  <if^ 
noces,  etc.  J*entends  ici  sous  le  nom  de  contrat,  le  consentement  rec- 
proque,  la  foi  mutuelle  des  parties,  en  un  mot,  ce  qui  forme  eatre  ellescfi 
lien  et  un  engagement  indissoluble  "« 

1  M^m.duClergd  5,639. 

*  Aufgeführt  beiLeRidant  a.  a.  O.  38.  ff.  und  in  Examen  des  de- 
crets  du  conc.  de  Trente  ...  sur  le  mariage  (en  France  17$^)  1* 
212.  ff. 

'  Vgl.  Instit.  au  droit  ecclds.  part.  2.  eh.  5. 

*  Für  die  ältere  Zeit  vgl. :  Beaumanoir  eh.  11.  §.3.  (W.deBeugnol 
1,158.)  £tabl.  de  St  Louisl.  1.  ch.4.8. 133.  Assises  de  Jeruiil 
1 ,  522 ;  für  die  spätere :  Hericourt  loia  ecclesiastiques  part.  8.  eh.  5. aii^ 
n.  29.  Brewer  Oesch.  d.  französ.  Gerichtsverfassung  (Düsseldorf  l^^*-^ 
:2, 800. 

6  Traitö  de  1' abus  (Paris  1654.)  liv.  5. 
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mehr  können  die  herben  Klagen  des  Clerus  uns  davon  über-Q^j^*^^^^ 
zeugen,  wie  eifrig  die  Parlamente  bemüht,  gewesen  sind,  auf 
dem  Grunde  jener  Theorieen  das  Gebäude  ihrer  Gerichtsbar- 
keit zu  errichten. 

„Combien  que  la  connoüsance  des  choses  spirituelles  et 
Fautoritd  (Ten  ordonner*',  remonstriren  die  Geistlichen  i.  J. 
1615.^,  ttappariiennent  aux  personnes  sacrSes,  et  dipendent  de 
leurs  ministires  et  fonctions,  toutefois  vos  ofßciers  des  cours  sau- 
reraines  en  disposeixt  et  en  ardonnent:  ce  que  votre  majesti  ne 
doit  souffrir  sans  craindre  d'irriter  la  justice  divine  .  .  ." 

Die  angedrohten  göttlichen  Strafen  erfolgten  aber  nicht, 
und  als  der  Clerus  i.  J.  1723.^  den  Parlamenten  zu  untersagen      i7S8. 
bat,   unter  keinem  Vorwande,  in  keinem  Falle  ein  Urtheil  zu  descienw. 
fällen,  welches  kirchliche  Ehen  für  missbräuchlich,  schlecht 
und  nichtig  erkläre,  antwortete  sogar  der  König  selbst  mitS^^KöniM? 
jenen  Grundsätzen,  welche  den  Parlamenten  als  Stützpunkt 
dienten*.     „Le  pouvair  des  juges  laics,  sur  le  fait  des  mariages 
iiant  bomi  etu  contrat  dvily  qui  est  la  matOre  du  sacrement,  il  a 
toujours  ite  cPusage  dans  le  cas  cTappel  comme  (Tabus^  de  diclarer 
le  manage  mal  nuUement  et  abusivement  contracti".     Sonstigen 
Missbräuchen  versprach  er  entgegenzutreten. 

Schon  zwei  Jahre  darauf —  1725.  —  beschwerte  sich  der  "25. 
Clerus  von  Neuem ^.  Durch  den  Artikel  34.  des  Edicts 
V.  1695.  sei  es  königlichen  Beamten  und  den  Parlamentshöfen 
verboten,  irgend  eine  Gerichtsbarkeit  über  Sacramente  auszu- 
üben, wenn  nicht  gegen  die  Maassnahmen  und  Erkenntnisse 
des  geistlichen  Richters  appel  comme  (Tabus  eingelegt  werde, 
dennoch  aber  „contre  la  disposition  eapresse  de  cet  article,  les 
parlemens  connaissent  des  causes  de  mariages  en  autres  cas;  et 
sans  qu^il  ait  iti  rendu  par  le  juge  d^iglise  aucune  ordonnance  ä 
ce  sujet,  ils  refoivent  des  appels  comme  d^abus  de  la  celibration 
des  mariages;  sur  lesdits  appels,  ils  diclarent  souvent  les  mariages 
malg  nullement  et  abusivement  dUbris,  et  vont  meme  jusqu'ä 
permettre  aux  parties  de  se  marier  ä  dCautres,  avec  injonction 
aux  eures  de  prodder  ä  la  ciUbraiion  de  ces  seconds  mariages'^ 
—  der  König  verhiess  seine  Hülfe. 

Die  Parlamente  aber  liessen  sich  auch  durch  königliche  ^l^cnu!*' 

1  Recueil  des  Remontrances  du  Clergö  1249. 

*  ebendas.  1565. 

3  ebendas. 

^  ebendas.  1605. 
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Befehle  nicht  im  Mindesten  in  ihrem  Thun  stören,  und  weim 
irgend  etwas  dazu  beigetragen  hat,  die  Ideen  von  der  Web- 
lichkeit  der  Ehe,  von  der  Bürgerlichkeit  des  ehelichen  Con- 
tractes  zu  verbreiten,  wenn  irgend  etwas  in  der  französisciKo 
Entwickelung  der  Ehe  den  religiösen  Character  abgestraft 
hat,  so  waren  es  die  Parlamente. 

Die  Theoretiker  mochten  für  Gelehrte,  für  Gebildete  ikre 
gewundenen  Beweise  fuhren:  die  Parlamente  Hessen  auch  das 
blödeste  Auge  erkennen,  dass  die  Ehe  in  den  Bereich  der 
bürgerlichen  Ordnung  gehöre,  sie  entwöhnten  das  Volk  grÖDd- 
lich,  das  religiöse  Moment  bei  der  Ehe  zu  beachten. 


RevÄi^         Das  waren  die  Theorieen,  die  in  Frankreich  über  dieEke 


geietse.    verbreitet  waren,  als  die  ersten  Schläge  der  RevolatioQ 

Ungewitter  andeuteten,  welches  über  das  aufgeregte  Land 
hereinbrechen  sollte,  um  wie  im  Sturmwinde  die  ganze  sociale 
Ordnung  zu  entwurzeln  und  sämmtliche  Bechtsverhältnisse 
von  Grund  aus  umzuformen. 

Ich  habe  jene  Doctrinen  um  so  ausfuhrlicher  gezdcbet« 
weil  sie  allein  bei  den  eherechtlichen  Reformen  der  Bevolu- 
tionsjahre  maassgebend  waren  und  weil  man  nur  zu  sehr  ge- 
neigt ist,  dieselben  anderen  Motiven  zuzuschreiben. 

Man  weist  wohl  auf  die  Zerrissenheit  der  damaligen  g^ 
sellschaftlichen  Zustände  hin,  man  betont  jene  ungeheuerliche 
Sittenlosigkeit,  welche  das  Mark  der  Nation  angeiresflen  hatte: 
man  glaubt  in  der  Civilehe  des  Jahres  1792.  den  AbscUus« 
einer  Entwicklung  zu  sehen,  welche  in  der  Frivolität  der 
Ludwige  ihren  Ursprung  fand,  und  durch  die  Lehren  der 
Encjclopädisten  gross  gezogen  wurde. 

Doch  Nichts  von  Alledem.  Sämmtliche  Schriftsteller'. 
denen  ein  Einfluss  auf  die   revolutionären  Ereignisse  zuiu- 

^  Von  Literatur  über  Ehescheidung,  die  der  Revolution  ronnpH^ 
will  ich  erwähnen  Montaigne  essais  t.  2.  eh.  5.  Charron  de  la  i^f^ 
liy.  1.  eh.  42.  Montesquieu  esprit  des  lois  liv.  16.  eh.  15. 16;  Ut.  26.c1l^ 
Lettres  persannes,  lettre  96.  Boulanger  le  Christianisme  d^voilä  eh.  !•' 
Voltaire  Dictionn.  philosophique  s.  y.  Adultere.  Divorce.  M^m.  t«r '^ 
Population  (Lond.  1768.).  Legislation  du  Divorce  (Lond.  ly^^^^ 
Roucher,  lesmois,  poSme chant.  12.  Contrat  conjugal,  ouloiX'^ 
mariage  de  la  reputation  et  du  diyorce  (Neuchätel  1783.).  Cd^^' 
clop^die  methodique  Dict.  d*£conomie  politique  Art  D'i^ 
Dict  de  Jurisprud.  Art.  Mariage  et  Divorce.  Dictionn.  deTh^olo?j' 
Art.  Divorce.  Trait^  philosophique,  theologique  et  politiq«««' 
la  Loi  du  divorce  juin  1789.   Bennet  du  divorce  1789. 
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Bchreiben  ist,  welche  mit  den  Waffen  ihrer  Intelligenz  den 
Bchweren  Kampf  vorbereiten  halfen,  wissen  nichts  von  solch' 
einer  laxen  Theorie  über  die  Ehe,  und  das  Wenige,  waa  in 
der  That  von  solchen  Doctrinen  als  Bodensatz  der  frivolen 
Lebensanschauungen  vorhanden  war,  konnte  doch  höchstens 
auf  die  Lehre  von  der  Ehescheidung  von  Einfluss  sein,  ohne 
die  der  Eheschliessung  zu  berühren. 

Hier  vnirde  vielmehr  lediglich  die  Frucht  eingebracht, 
welche  Wissenschaft  und  Parlamente  seit  Jahrhunderten  be- 
stellt hatten,  und  die  in  dem  Drange  der  Bevolution  gezeitigt 
war. 

Die  Scheidung  von  Sacrament  und  Contract  wurde  in 
den  Vordergrund  gestellt,  die  Trennung  beider  ausgesprochen, 
und  dargethan,  wie  der  Staat  nicht  die  Regelung  des  letzteren 
seine  Schliessung  und  Begistrirung  Personen  in  die  Hände 
geben  dürfe,  die  das  staatliche  Interesse  in  jedem  Falle  dem 
kirchlichen  zu  opfern  bereit  wären,  und  die  sich  nicht  so  als 
Bürger,  wie  als  Glieder  der  Earche  fühlten. 

Nur  davon  weiss  Montesquieu  in  seinem  esprit  desMonteiquion. 
lois^  am  reden,  nur  das  allein  findet  sich  in  der  grossen  En-^^'^'JJJ*^^ 
cjclopädie  von  Diderot  und  d'Alembert^  ja  hier  sogar  mit 
besonders  kirchlicher  Färbung,  ohne  auch  nur  der  Civilehe 
zu  gedenken». 

Das  waren  auch  die  Lehren  von  Durand  de  MaillaneS  ^MÜSiLi'! 
der  einen  hervorragenden  Antheil  an  der  neuen  Gesetzgebung 
hatte«. 

Dazu  kam   allerdings  noch  Eins:  die  Toleranz,   welchei>ie  Toleranz. 
endlich  gewaltsam  die  Schranken  durchbrach,  die  eine  kurz- 
sichtige Gesetzgebung  ihr  zum  Schaden  des  Landes  seit  Jahr- 
hunderten gesteckt  hatte. 

Man  wollte  Gleichheit  aller  Confessionen;  man  suchte  sie 
nicht  dadurch  zu  erreichen,  dass  man  Protestantismus  und 
Judenthum  auf  dieselbe  Höhe  mit  dem  Katholicismus  gestellt 
hatte,  sondern,  wie  das  dem  Geiste  jener  Zeit  entsprach,  unter- 

1  Liv.  26.  eh.  13. 

2  Dictionn.  de  Jurisprud.  Art.  manage.  Dictionn.  de  Theo- 
logie. Art.  mariage. 

3  Koosaeau  im  Contrat  social  handelt  gar  nicht  yon  der  Ehe. 
^  Dictionn.  d.  droit  canonique  s.  y.  „Mariage *^ 

^  £r  ist  Verfasser  des  Rapport  sur  le  projet  de  däcret  des  co- 
mitds  eccl^s.  et  da  constitut.  concern.  las  empdcbements,  lea 
dispenses  de  la  forme  de  mariage  (Paris  1790.). 
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warf  man  alle  drei  in  gleicher  VTeise  dem  bürgerlichen  6e* 
setze.  Der  Katholik  sollte  bei  seiner  Eheschliessung  nichts 
vor  den  Angehörigen  einer  anderen  Confession  voraus  haben. 

Die  Protestanten  hatten  —  freilich  aus  praktischen  Bück- 
sichten —  die  facultative  Civilehe  empfangen:  die  erstrebte 
Rechtsgleichheit  Aller  verlangte  für  sie,  die  Elatholiken  und 
Juden  die  obligatorische  festzusetzen,  die  ja  denn  auch  noch 
der  Bürgerlichkeit  des  Ehecontractes  einen  Ausdruck  gab. 
rhomme.  Schou  dcr  erste  Artikel  der  droits  de  Thomme  hatte 

diese  Principien  verkündet: 

syLea  hommes  naissent  et  demeurent  libres  et  igaux  en  dmU, 
les  distinctions  sociaUa  ne  peuvent  etre  fond^es  que  sur  tviilite 


commune**. 


Und  wenn  auch  hier  nicht  mit  ausdrücklichen  Worten 
der  religiösen  Gleichheit  gedacht  war,  so  führten  dochechon 
p^erorat^  ^6  Tolorauz  athmcndcn  Beschlüsse  des  Pariser  Departe- 
n.A;5nM.naent-Directorium  vom  11.  April  1791.  —  dass  die  Ver- 
waltung aUen  religiösen  Ueberzeugungen  Schutz  angedeihen 
lassen  müsse^  —  auf  die  Menschenrechte   zurück,  und  die 
sioyb«.    Nationalversammlung  adoptirte  den  Antrag  von  Siejke:  „q^i^ 
les  principes  de  liberti  religieuse,  qui  Font  dieti^  eont  les  mermi, 
quelle  a  reconnue  et  proclam^e  dans  la  diclaration  des  droits" •- 
1791.  Das  Jahr  1791.  brachte  noch  kein  Gesetz  über  das  Ehe- 

recht. Zuerst  wollte  man  den  Staat  aus  den  Banden  des 
Feudalismus  befreien,  den  mittelalterlichen  Schutt  bei  Seite 
räumen:  dann  konnte  man  erst  an  Reformen  denken,  die  doch 
nur  fiir  untergeordnet  erachtet  wurden, 
^sentl  nV*"  Aber  das  Princip  wurde  wenigstens  schon  aufge&teDt, 
welches  seitdem  die  Grundlage  der  französischen  Gesetzgebung 
geblieben  ist. 

Art.  7.  tit.  2.  der  Constitution  v.  14.  September 
1791.  erklärte:  „La  loi  ne  considire  le  mariage  que  comtne 
contrat  civiL  Le  pouvoir  Ugislaiif  itahUra  pour  toue  les  habitans 
Sans  distinction,  le  mode  par  lequel  les  naissances,  mariages  d 
dicis  seront  constatis;  et  il  disignera  les  officiers  pubücs  qui  ^ 
recevront  et  conserveront  les  actes", 

1  Moniteur  1791.  S.  680. 

'  ebendas.  684.  —  Dagegen  erschien  eine  Schrift:  InconTänieos 
de  la  publicum  de  toui  les  cuites  (Paria  1791.);  schon  vorher  war  dea 
toleranten  Bestrebungen  entgegengetreten  worden  durch  I'üniti  dn 
culte  public  principe  social  chez  tous  les  peuples  (Paris  1789). 
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Nur  ein  Deputirter,  Charrier  de  Laroche,  scheint  bei ^JJJJJJJ,'^^*'" 
der  Revisionsberathung  dieses  Artikels  am  27.  August  1791-  Laro^Toda- 
dagegen  das  Wort  ergriffen  zu  habend  27*Aa"i»i 

Bisher  seien  die  Geistlichen  nicht  blos  Spender  des  Sacra-  ^^^^' 
ments,  sondern  auch  Organe  der  Staatsgewalt  gewesen,  und 
diesen  Auftrag  wolle  man  jetzt  zurückziehen.  Nie  hätten  sie 
sich  desselben  unwerth  gezeigt,  sie  würden  seiner  noch  wür- 
diger zu  werden  streben.  Wir  sind  gewissermaassen  euer 
Werk,  rief  er  aus,  wir  bedürfen  eurer  Stütze,  des  Schutzes 
der  weltlichen  Macht,  wie  diese  wieder  auf  unsere  Mitthätigkeit 
angewiesen  ist.  Die  Basis  dieses  Zusammenwirkens  aber  wird 
erschüttert,  wenn  ihr  uns  aller  Mittel  beraubt,  für  das  Wohl 
des  Volkes  zu  arbeiten,  das  Volk  euch  in  Treue  zu  erhalten, 
auf  die  Wege  der  Beligion  und  der  Sittlichkeit  zu  leiten. 

„  Vatu  avez  beaoin  de  la  religion  pour  conaacrer  et  faire 
bhiir  dans  tous  lea  coeurs  vos  immortellea  opirationa;  la  religion 
a  beaoin  de  votre  appui  pour  rallier  toua  lea  dtoyena  par  aea 
aubUmea  motifa^  au  but  cammun,  la  filiciti  de  la  patine". 

Dennoch  aber  erkannte  der  Redner  die  Scheidung  von 
Sacrament  und  Contract,  die  Befugniss  des  Staates  an,  die 
CiYÜehe  einzuführen.  „Votre  droit",  sagte  er,  ,ydana  la  quea- 
Uon  parttcuUire  que  j'ai  traitie  eat  inconteatable;  voua  pourrez 
taujoura  en  faire  uaage  quand  il  voua  plaira,  quand  voua  verrez 
des  abua  indiapenaablea  a  riformer  par  cette  voie  dana  Feaerdce 
des  foneliqna  mixiea  que  noua  exer^na  aur  le  mariage  au  nom  de 
FEgUae  et  de  FEtat". 

Für  die  Nichtkatholiken  will  er  ein  Gesetz,  analog  dem 
V.  November  1787:  sonst  solle  der  Artikel  aus  derVerfassungs- 
Urkunde  fortbleiben. 

Gegen  ihn  erhebt  sich  vor  Allem  Lanjuinais;  nicht  mit  Lanjuinau. 
doctrinären  Ausfuhrungen  kämpft  er;  er  nimmt  einfach  Act 
von  den  prinzipiellen  Zugeständnissen  des  Gegners,  er  weist 
darauf  hin,  dass  die  Proposition  nur  einen  gleichen  Modus  fUr 
Alle  aufstelle,  ohne  irgendwie  zu  präjudiciren,  dass  dieser  wie 
bisher  durch  Vermittelung  der  Geistlichen  gefunden  werde. 
Die  Versammlung  klatscht  ihm  Beifall:  der  Artikel  wird  an- 
genommen. 

Die  Maassreo:el  der  Constituante  hat  aber  in  keiner  Weise-^^JJ»*^"!«  ^^* 

o  ^  Decretes. 

grosse  Theilnahme  gefunden,  oder  auch  nur  allgemeines  In- 
teresse erregt.    Es  ist  bemerkenswerth,  dass  das  Journal  de 
^  MoniteurNo.  240. 
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'^*^^*|*Paris  es  nicht  der  Mühe  für  werth  erachtete,  seinen  Lesern 
einen  Abriss  der  geschilderten  Debatten  zu  geben,  dass  der 
Ami  du  peuple  mit  keinem  Worte  des  neu  aufgestellten 
Frinzipes  gedachte,  ebensowenig  wie  später  des  Gesetze«  t. 
1792:  die  Civilehe  war  eben  nicht  Gegenstand  revolutioiurer 
Agitation,  sondern  die  doctrinäre  Schöpfung  fast  scholastiBcher 
Schulweisheit,  wie  sie  französische  Kanonisten  sich  aus  dem 
Mittelalter  gerettet  hatten.  — 

Schon  wenige  Tage  später  zeigte  sich,  dass  die  Befiiich- 
tungen  Charriers  eben  so  wohl  begründet  gewesen  waren, 
wie  die  Widerlegungen  von  Lanjuinais  in  der  Luft  ge- 
schwebt hatten. 
^aiSJ^'*  Am  21.  October  schlug  der  Deputirte  Baert,  to  er 
sagte,  zu  Gunsten  der  Cultusfreiheit  vor^: 

99  Art  1.  L'assembUe  nationale  dScrke  que  le  premier  ixaml 
du  Comitd  de  Ugislation  sera  de  proposer  un  mode  fow  /«« 
constater  par  les  ofßciers  cimb  lea  actes  de  bapteme,  mariage  d 
sSpulture". 
▼.  Hiuire.  Und  noch  deutlicher  waren  die  Anträge  von  Hilaire: 

ffQue  toutes  charges  et  emplois  civib  seront  incampaUbles  am 
le  sacerdoce, 

Que  les  actee  de  mariage,  bapteme  et  mortuaire  seront  «ß- 
registria  pardevere  le  greffe  de  la  municipalitS,  en  prisence  ivn 
officier  municipal  et  de  deux  tSmoina". 
T.  Ducot.  Beiden  folgte  am  26.  October  der  Abgeordnete  Ducoß*. 

Seit  der  Zeit  beschäftigte  sich  die  Gesetzgebungscomima- 
sion  mit  der  Frage  der  Civilehe. 
•tlttaS^cht  ^^  15-  Februar  1792.  erstattete  der  Abgeordnete  Mar- 
raire  seinen  Bericht^  So  lange  die  katholische  Beligion  die 
Staatsreligion  gewesen  wäre,  sagte  er,  hätte  man  naturgemäss 
die  katholischen  Geistlichen  zu  Civilstandsbeamten  genommen, 
seitdem  die  Toleranz  die  ihr  vemunflgemäss  gebührende  Stelle 
im  Staatswesen  erhalten  habe,  sei  das  unmöglich.  ,yDer  Bürgtr 
gehört  dem  Staate  an,  unabhängig  von  jeder  Religion". 

Er  führte  aus,  wie  zweckmässig  es  sei,  die  Munidp«- 
beamten  für  den  Civilstand  zu  verwenden.  Sie  stünden  im 
Centrum  des  bürgerlichen  Lebens,  das  sich  jetzt  so  ungeahnt 
reich  entfalte. 

^  MoniteurS.  12S9. 

s  ebendas.  S.  1258. 

>  obendas.  1792.N0.47.S.  191. 
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Di^  RegiBtrirung  der  Greburten  und  Sterbefalle  böte  kaum 
Schmeiigkeiten.  Mehr  und  grössere  die  £he«  Die  Consti- 
tution erkenne  dieselbe  als  einen  Civilcontract  an;  seine  Basis 
läge  allein  im  bürgerlichen  und  natürlichen  Rechte;  man  dürfe 
nicht  Sacrament  und  Contract  yermischen;  beide  hätten  wohl 
mit  einander  verbunden  werden  können,  aber  das  Sacrament 
„ .  .  n'est  pas  de  Fessence  de  manage  et  de  noa  joura  il  fCa  M 
regardi  comme  tel^  que  parceque  la  puissance  civile  Favait  mia  au 
nombre  des  /armes  nicesaairee  pour  la  vaJidiU  du  manage". 

Häufiger  und  stürmischer  Beifall  unterbrach  den  Kedner;  deHeT^T 
zahlreiche  Petitionen,  namentlich  vom'  Nieder-Bhein  und  PeuuoneD. 
Calvados,  unterstützten  seine  Vorschläge. 

Weitere  Verhandlungen  fanden  dann  am  17.  März  statt*,  ^[SSJJS^"" 
und  ebenso  am  9.  April*. 

Damals  nahm  Vergniaud  das  Wort.  In  feuriger  Bede  vermiaad. 
setzte  er  auseinander,  dass  selbst  die  Ordonnanzen  und  die 
Parlamente  die  Scheidung  von  Sacrament  und  Contract  auf- 
recht erhalten  hätten,  dass  ja  die  kirchliche  Eheschliessung 
nicht  verboten  werden  solle,  sondern  dass  der  Staat  nur  sich 
vindicire,  was  sein  sei:  die  Gesetzgebung  über  den  ehelichen 
Contract;  dass  er  den  Bechtsstand  wiederherstellen  wolle,  den 
geistliche  Usurpation  in  finsteren  Zeiten  ihm  entzogen  habe^.  ' 

Die  übrigen  Bedner  und  die  weiteren  Verhandlungen  be* 
schäftigten  sich  nur  noch  mit  den  Modalitäten  des  Civilstandes. 

Gohier  und  Beboul  wollten  die  Elementarschullehrer    S^^^yi 
zu  Civilstandsbeamten  haben,    Pastret  die  Friedensrichter,    j^^t, 
Jolivet  eigene  „tabellions'S  Lagerolle  Municipalmagistrate,  ^«•«>"*'- 
deren  Besoldung  vom  Gehalte  der  Priester  abzuziehen  sei^. 
Auf   den  Antrag  von  Ducastel  und  Hörault-S^chelles    nSiu.* 
wurden  die  Commissionsvorschläge  angenommen^.  s<ch«ue»w 

Gohier  proponirte,  da  nicht  überall  Stadthäuser  existirten,    Oobier. 

1  ebendas.  S.  822. 

>  ebendaB.S.  421. 

8  Vergniaud  wollte  übrigens  den  Inhalt  des  Gesetzes  kürzen;  es 
solle  nur  Tom  Civilstande  handeln,  das  Uebrige  späteren  Verordnungen 
überlassen  bleiben.  Sein  Antrag  wurde  abgelehnt,  weU  es  unmöglich  sei, 
das  neue  Recht  organisch  mit  dem  a^en  zu  verbinden. 

^  Früher  habe  die  Congrua  derselben  700  Fr.  betragen  und  ausserdem 
hatten  sie  noch  Früchte  bezogen;  diese  letztem  seien  ihnen  von  der  Natio- 
nalversammlung genommen  und  dafür  die  Congrua  auf  1200  Fr.  erhöht 
worden.  Jetzt  müsse  wieder  eine  Reduction  auf  das  frühere  Maass  ein- 
treten. 

&  Moniteuirl792.  S.  729. 
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wo  Ehen  eingegangen  werden  konnten,  Altäre  bauen  za  lasm 
in  der  Mitte  des  Marktes;  die  Erklärung  der  Menschenrecke 
sollte  in  den  Stein  gegraben  und  die  Ehen  dort  geschlossen 
werden.  Die  Kirchen  wären  dazu  nicht  brauchbar,  meinte  er, 
weil  man  den  usurpatorischen  Gelüsten  der  Priester  keine 
Handhabe  geben  dürfe. 

Seine  Anträge  wurden  im  Principe  gebilligt,  aber  ihre 
Ausfuhrung  späteren  Zeiten  vorbehalten*. 

^lÄmode'        -^^  2^-  September  wurde  das  Gesetz  —  loi  qui  d^ter- 
i^/tardTifdM^^^®  ^®  mode  de  constater  Tetat  civil  des  citoyens- 

Die  vier  Artikel  des  ersten  Titels  enthalten  die  principiell 
Die  Beamten.wichtigsten  Bestimmungen:  es  werden  eigene  Beamte  fär  £e 
Führung  der  Civilstandsregister  aufgestellt,  welche  toq  den 
Municipalbehörden  aus  ihrer  Mitte  zu  erwählen  sind. 

Art.  1.  ,,Art  1.  Les  municipalitSs  recevront  et  conserveront  ä  Facm 

les  actes  destinSs  ä  constater  les  naissances,  mariages  et  dkk, 

Art.  2.  Art.  2.    Lea  conseils  giniraux  des  communes  nonmemt 

panni  les  membres,  suivant  ntendue  et  la  populaiian  des  Keus, 
une  ou  plusieurs  personnes  qui  seront  chargies  de  ces  fonciions. 

Art.  3.  Art  3.  Les  nominations  seront  faites  par  la  voie  du  semiin 

et  ä  Iq  pluralitS  absolue  des  suffrages;  elles  seront  publüei  et 
afßchies. 

Art.  4.  Art.  4.  En  cos  cTabsence  ou  empSchement  UgitimedeTojßdff 

public  chargi  de  recevoir  les  actes  de  naissance,  mariages  et  dich, 
il  sera  remplacS  par  le  maire  ou  par  un  officier  munid'pal,  o^ 
par  un  autre  membre  du  conseil  giniral  ä  Vordre  de  la  Este"*' 

^^bÄJ.^'  Der  zweite  Titel  giebt  ganz  ausführliche  Vorschriften  über 
die  Führung  der  Register,  die  wesentlich  den  Gesetzen  von 
1667.  und  1736.  entnommen  und  fast  genau  in  den  Code  ci?3 
übergegangen  sind. 

So  sollen  in  jeder  Municipalität  drei  Register  in  doppelten 
Exemplaren  gehalten  ^  die  Paginirung  von  den  Districtspräsi- 
denten  vorgenommen*,  und  lose  Blätter  mit  Strafe  von  lOÖ 

^  ebendas.  S.  74S. 

s  Vgl.  über  diese  Artikel  Rieff  a.  a.  O.  78.  f. 

8  Art.  1.  Vgl.  Ordonn.  v.  1667.  art.  7.  u.  10;  v.  1736.  artl-n-S- 
Code  civil  art.  40. 

*Art.  2.  Vgl.  Ordonn.  v.  1667.  art.  8;  v.  1786.  art  2.  —  Code  ciril 
art.  41. 
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liivres»  Absetztmg  und  zehnjährigem  Verlust  des  Activbürger- 
rechte  geahndet  werden^. 

In  den  ersten  vierzehn  Tagen  jedes  Januars  sind  alpha- 
betische Inhaltsyerzeichnisse  anzufertigen^  und  im  folgenden 
Monate  ein  Exemplar  der  Register  an  die  Bezirksdirectorien 
zu  senden^.  Die  anderen  verbleiben  in  den  Archiven  der 
Municipalität^. 

Alle  zehn  Jahre  von  1800.  ab  werden  die  verschiedenen 
alphabetischen  Indices  zu  einem  einzigen  zusammengestellt, 
der  wieder  in  zwei  Exemplaren  angefertigt  und  von  denen  eins 
ebenfalls  der  Districtbehörde  übergeben  wird^. 

Die  Vorschriften  über  die  Eheschliessung  sind  im  IV.  Titel,  **^*Bung**'" 
namentlich  in  der  2.  und  4.  Section  enthalten,  die  ich  ihrer 
Wichtigkeit  wegen  wörtlich  mittheile: 

Section  IL  s^«^*-"- 

Puhlications, 

Art.  1.  Les  personnes  majeures  qui  vcnidront  se  marier  Art,i. 
seront  tenues  de  faire  publier  leurs  promesses  riciproquee,  dans  le 
lieu  du  domicile  actuel  de  chacune  des  parties.  Les  promeaaea  des 
personnes  mineures  seront  publikes  dans  cehd  de  leurs  peres  et 
mires,  et  si  cetuc^d  sont  morts  ou  interdits,  dans  celui  oii  sera 
tenue  fassemblie  de  famille  requise  pour  le  mariage  des  mineurs^. 

Art.  2.    Le  domicile,  relativement  au  mariage  estfixipar    Art.  a. 
-une  habitaiion  de  six  mois  dans  le  meme  lieu'. 

Art.  3.    Le  mariage  sera  pricidi  d^une  publication  faite  le    Art.  3. 
<limanche  ä  Fkeure  de  midi,  devant  la  porte  extirieare  et  princi-   • 
^pale  de  la  maison  commune,  par  Fo/ßcier  public;  le  mariage  ne 
jpiyurra  etre  contractS  que  huit  jours  aprh  cette  publication^. 

^  Art.  5.  Vgl.  Ordonn.T.  1736.  art4.  Für  die  Beobachtung  der  ande- 
:9en  Vorschriften  sorgt  art  4:  „Toute  contra vention  auz  dispositions  de 
Varticle  pr^cädent  (d.i.  3,  welcher  yon  dem  Verbote  handelt,  leere  Stellen 
^m  JRejgister  zu  lassen,  Rasuren  vorzunehmen,  ohne  sie  besonders  zu  be- 
l^iaubigen)sera  punie  de  lOliyres  d'amende  pour  la  premi^re  fois,  de  20livres 
d^amende  en  cas  de  r^cidive,  et  memes  des  peines  portees  par  le  code  p^nal, 
en  cas  d'alteration  ou  de  faux".  Vgl.  Ordonn.  v.  1667.  art.  13;  v.  1736.  art. 
39.  —  Code  civil  art.  50. 

«  Art8.  — Vgl.D6cretv.20.Julil807. 

»  Art.  9.  —  Vgl.  Ordonn.  v.Blois  v.  1579.  art  181;  v.  1667.  art  11; 
■v.  1736.  art  17.  —  Code  civil  art  43. 

4  Art  18.   Vgl.  Ordonn!  V.  1667.  art.  11.  —  Code  civil  art  43. 

&  Art.  15—17. 

6  Ordonn.deBlois  V.  1579.  art40.    Code  civil  art.  68. 166. 168. 

7  Code  civil  art.  74.  —  ^  ebendas.  art.  64. 
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Art  4.  Art  4.    II  sera  dreasi  acte  de  cette  puhlieaüon  sur  r^itire 

particulier  ä  ce  destind;  ce  regiatre  ne  sera  pas  tenu  dovhk  et 
sera  dipoei,  lorsquHl  seraßni,  aua  archives  de  la  rmmcipoHieK 

Art.  6.  Art  5.    L'acte  depublication  contiendra  les  rums,  prinomy 

profession  et  domidle  des  futurs  Spaua,  ceux  de  leurs  peret  d 
mires  et  les  jour  et  heure  de  la  publication;  il  sera  signi  par 
Fo/ßcier  public. 

Art.  6.  Art  6.    Un  extrait  de  Vacte  de  pvblicaüon  sera  af/iehea 

la  porte  de  la  maison  commune,  dans  un  tableau  ä  ce  disüniK 

Art.  7.  Art  7.    Dans  les  villes  dont  la  population  excids  dianuUt 

ames,  un  pareil  tableau  sera  en  outre  placi  sur  la  prindpdi 
porte  du  chef-lieu  des  seciions,  sur  laquelle  Us  futurs  ipm 
habitent 

ßect.  IV.  Section  IV. 

Des  formes  intrins^ques  de  Vacte  de  mariagt. 

Art.  1.  Art  \.    Uacte  de  mariage  sera  repi  dans  la  maison  com- 

mune du  Ueu  du  domidle  de  Fune  des  parties\ 

Art.  a.  Art.  2.    Le  jour  oh  les  parties  voudront  coniracter  Im 

mariage  sera  par  elles  disigni,  et  t heure  indiquie  par  Fofßdcr 
public  chargi  d!en  recevoir  la  diclaration. 

Art.  8.  Art.  3.    Les  parties  se  rendront  dans  la  salle  publique  ii 

la  maison  commune  avec  quatre  tSmoins  majeurs,  parens  ou  «o« 
parenSf  sachant  signer,  sHl  peut  s'en  trouver  aisSment  dans  k  äVh 
qui  sachent  signer. 

Art. 4.  Art.  4,    II  sera  fait  lecture  en  leur  prhence  par  Foffid^ 

public  des  piices  relatives  ä  Vitat  des  parties  et  auaformaUid 
du  mariage,  tele  que  les  actes  de  naissance,  le  consentement  dii 
phres  et  mires,  Favis  de  la  famille,  les  pubUeations,  oppositiof^^ 
etjugemens  de  la  main  levie. 

Art. 5.  Art  6.    Aprhs  cette  lecture  le  mariage  sera  contraetipart^ 

diclaration  que  fera  chacune  des  parties  ä  haute  voix  et  en  ä^ 
termes:  Je  diclare  prendre  (le  nom)  en  mariage. 

Art. 6.  Art.  6.    Aussitot  apris  cette  diclaration  faite par  ks partuf 

rofficier  public  en  leur  prisence  et  en  celle  des  memes  timo^y 
prononcera  au  nom  de  la  Un,  qu'elles  sont  unies  en  mariage*» 

Art.  7.  Art.  7.    L'acte  de  mariage  sera  de  suite  dressipar  tofßcitr 

public;  il  contiendra  1®.  les  prinoms,  noms,  äge,  Ueu  de  naissancit 
profession  et  domidle  des  ipoux;  2®.  tes  prinoms,  noms,  proj^^ 

1  ebendas.  art.  68.  —  *  ebendas.  art  64. 
®  ebendas.  art.  74.  —  ^  ebendas.  art.  75. 
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sion  et  domicile  des  phrea  et  mires;  3^.  les  prMoms,  noms,  äge, 
profeesion  et  domicile  des  tSmoinSy  leur  dSclaration  a'ils  sont 
parens  cu  aUiie  des  pariies;  4^.  la  meniion  des  publications  dans 
les  divers  domiciks,  des  oppositions  qui  auraieni  iti  faites  et  des 
'jugemens  de  main  Uvie;  5^.  la  meniion  du  consentement  des  phres 
et  mires  ou  de  la  famille  dans  le  cas  oii  il  y  a  Ueu;  6^.  la  men- 
iion  des  ddclarations  des  parties  et  de  la  prononciation  de  Forcier 
pubUe^» 

Art.  8.    Cet  acte  sera  signi  par  les  parties,  par  leurs  phres    Art.  8. 
et  mhes  et  parens  prhens,  par  les  quatre  timoins,  et  par  Forcier 
public;  en  cas  qv^aucun  d^eua  ne  süt  ou  ne  püt  signer,  il  en  sera 
faxt  mention» 

Art,  9.  Si  antMeurement  ä  la  publication  de  la  prhente  Art.  9. 
loi  quelques  personnes  s*itaient  marUes  devant  les  ofßciers  civils, 
elles  seront  tenues  de  venir  dans  la  huitaine  diclarer  leur 
mariage,  devant  Fo/ßcier  public  de  la  municipaliti  de  leur  domif 
eile,  lequel  en  dressera  acte  sur  les  registres  aux  formes  ci^essus 
prisentes". 

Es  läast  sich  nicht  behaupten,  dass  das  Gesetz  mit  grosser^^^^^^^' 
Genugthuung  und  Freude  aufgenommen  wurde.  Die  Zeitungen 
ignorirten  es  ganz;  von  Flugschriften  gingen  nur  wenige,  und 
diese  mit  rücksichtsloser,  cynischer  Ejritik  auf  die  Civilstands- 
^erordnungen  ein;  die  meisten  beschäftigten  sich  mit  der  Ehe- 
scheidung. 

So  erschien  1794.  in  Paris:  Sur  la  loi  du  mariage,  la  ^55!e5! 
Xoi  du  divorce  et  le  Systeme  de  l'adoption,  eine  Schrift, 
c5ie  schon  durch  ihr  dem  Hesekiel  entlehntes  Motto:  „Inter 
manctum  et  prophanum  non  habuerunt  distantiam,  inter  poüutum 
&t  mundum  non  intelleaerunt",  ihren  Standpunkt  andeutete.  — 
laicht  einmal  den  Titel  des  Gesetzes  Hess  sie  unangefochten. 

„Lois  sur  le  mode  de  constater  Vitat  civil  des  citoyens  . .  ."* 
Warum  des  citoyens,  während  es  sich  doch  um  den  Civilstand 
von  Personen  handelt?  Ist  es  ein  Rest  jener  Höflichkeit  des 
aneien  rigime,  welches  jeden  etwas  höher,  als  sein  Name  war, 

^  ebendas.  art.  76. 

s  a.  a.  O.  S.  7.  „  On  distribue  depuis  un  an  sur  le  Font-neuf  une  an- 
nonce  intitul^e:  Quilliet,  m^dedn  Consultant  les  urines,  aux  Citoyens 
Boaffrana.  Libre  au  Consultant  Quilliet  de  qualifier  citoyens  tous  les  ma- 
lades qui  pisseront  dans  sa  fiole;  mais  les  usagesduPont-neuf  ne  dcivent 
pas  faire  autorit^  en  legislation*^  —  Das  var  die  Art  der  Kritik  jener  ZeitI 
Priedberg,  Ehesehlieaaung.  36 
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betitelte?    Oder  haben  die  Gesetzgeber  geglaubt ,  nur  für  die 
Bürger  zu  arbeiten? 

Noch  heftiger  aber  waren  die  Angriffe  gegen  die  einzeben 
gesetzlichen  Bestimmungen.  Zwar  gingen  sie  meistenB  auf 
die  in  der  That  überaus  nachlässige  und  zuweilen  sogar  an 
das  Unlogische  streifende  Redaction  der  einzelnen  Ardkel\ 
aber  zuweilen  auch  gegen  das  materielle,  dort  vorgeschriebene 
Recht. 

.  .  .  Alle  zehn  Jahre  sollen  die  alphabetischen  Inhaltsver- 
zeichnisse in  eins  verarbeitet  und  dies  dem  Bezirksdirectorium 
überliefert  werden  •  .  .  .'  Also  um  einen  Generalindex  nach 
zehn  Jahren  zu  machen,  wird  meine  natürliche  und  bürger- 
liche Existenz,  ruft  der  Verfasser  aus,  meine  Sicherheit  nnd 
Gleichheit,  mein  Eigenthum  täglich  aufs  Spiel  gesetzt  Die 
Ehe  ist  ein  bürgerlicher  Contract  und  Ihr  macht  einen  Btaat- 
lichen  daraus,  die  Geburt  und  der  Tod  sind  Acte  derliatur 
und  Ihr  stempelt  sie  zu  Acten  der  Municipalität,  nor  um  das 
Vergnügen  zu  gemessen.  Euch  alle  zehn  Jahre  ein  Register 
zu  verschaffen,  um  schlechte,  ungenaue,  kostspielige  Zählungen 
der  Geburten,  Ehen  und  Todesfälle  vorzunehmen,  academiscke 
.  Zählungen,  nach  denen  ich  kein  Bedürfhiss  verspüre  und  (k 
Staat  ebenfalls  nicht,  Zählungen,  die,  selbst  wenn  sie  nöthi; 
wären,  mcht  auf  diese  Weise  gemacht  werden  dürften,  ^ 
Nichts  in  der  Welt  Euch  berechtigen  kann,  politische  Opera- 
tionen anzustellen  auf  Kosten 'des  Civilstandes  der  Personen. 

„  Wahrlich  f  wenn  so  der  König  David  verfuhr^  als  er  «W 
Zählung  des  jüdischen  Volkes  veranstaltete,  so  wundere  ich  m^ 
nicht,  wenn  er  nachher  ausrief:  ich  habe  zu  thöricht  gehandelt"- 

Diese  Verkennung  des  Civilcontractes  war  der  Haupt* 
Vorwurf,  der  dem  Gesetze  entgegengehalten  wurde. 

„Ils  mStamorphosent  un  contrat  civil  en  un  contrat  poli^- 
Ils  me  forcent  sous  peine  de  perdre  maproprUti,  de  me  soumit^ 
ä  de  vaines  formules,  qui  bien  loin  meme  de  me  la  gwranif^ 
quandje  m'y  soumettrois,  ne  fönt  que  dinUnuer  les  mayins(j^ 
fai  de  prouver  qu'elle  est  mienne,  si  on  rattaque"K 
nxngeinoch         Dcnnoch  wurdcu   die  Hauptmänscel   des   Gesetzes  ^ 

gar  nicht  er-  *•  ° 

kannt. 

1  So  lautete  der  Anfang  des  Gesetxes:  „L'assembl^  nationalef  ap|^ 

aToir  d^crötö,  qu'elle  est  en  ^tat  de  dälib^rer  d^fimti?emeDt,  dkre^ 

ce  qni  suit'*.  —  a.  a.  O.  S.  7.   Ebenso  tit  1.  art  1.  ebendas.  S.  u.  s.  w. 

«  a.a.  O.  S.  11. 

»  a.  a.  O.  S.  6. 
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Erste  kaum  bemerkt;  erst  die  Praxis  machte  sie  sichtbar,  erst 
später  sah  man,  dass  gar  keine  überwachende  [Autorität  für 
die  Ciyilstandsbeamten  aufgestellt  war,  dass  keine  Normen 
über  £hen  im  Auslande  gegeben,  dass  die  Maschinerie  des 
Gresetses  nicht  nach  dem  Bildungsstandpunkte  der  Nation  be- 
messen war^. 

Nichts  desto  weniger  kann  eine  grosse  Zahl  der  Gre8etze,dJ^**pS«i«Jft. 
%velche  die  Folgezeit  für  das  Eherecht  brachte,  nicht  als  Ver- 
besserung bezeichnet  werden;  im  Gegentheile:  einzelne  gute 
aus  dem  alten  Bechte  überkommene  Bestimmungen  des  Ge* 
setzes  y.  J.  1792.  wurden  geradezu  durch  verfehlte  und 
schlechte  Anordnungen  ersetzt. 

So  zerstörte  das  Decret  vom  25.  Vend^miaire  des  vend<m.H.* 
Jahres  IL  (16.  October  1793.)«  die  Publicität  der  Ehe,  indem 
es  bestimmte,  dass  die  Aufgebote  an  jedem  beliebigen  Tage 
der  damaligen  Decadenwoche  verkündet  werden  könnten  und 
die  Ehe  schon  nach  drei  Tagen  dem  Aufgebote  folgen  dürfe. 
Erst  die  Verfügung  v.  7.  Thermidor  des  Jahres  VnLTJemid.vnR 
(26.  Juli  1800.)^  stellte  das  frühere  Kecht  wieder  her. 

Noch  abenteuerlicher  war  das  Decret  v.  6.  ThermidorThJmid.vi. 
des  Jahres  VI.* 

Damals  waren  die  ßieB  dicadaires  eingerichtet  worden,  die 
den  antiken  Staatsgedanken  in  Frankreich  realisiren  sollten. 

Jeden  deeadi  musste  die  ganze  Bevölkerung  des  Cantons 
an  dem  dazu  bestimmten  Orte  zusammenkommen.  Dort 
sollten  die  Grundgesetze  des  Staates  verlesen  werden,  das 
Volk  über  den  Stand  der  Wissenschaften,  namentlich  über 
Ackerbau  und  schöne  Künste  Unterricht  empfangen,  alle  in 
der  Decade  vorgefallenen  Todesfälle,  Scheidungen,  Geburten 
und  Adoptionen  verkündet,  gymnastische  Spiele  abgehalten 
und  endlich  auch  alle  Ehen  geschlossen  werden.  Alle  Schulen 
sollten  mit  ihren  Lehrern  der  Feier  beiwohnen. 

Le  Göret  hatte  gar  die  Erbauung  von  eigenen  iemplea  L«Qwe*' 

^  Vgl.  die  Rede  t.  Depeyre  am  27.Niv68e  d.  J.  VII.  im  Moniteur 
an  VIL  DO.  121. 

2  Beeret  relatif  ä  la  publication  et  ä  la  c^l^bration  du 
xnariage  C.B.p. 237. 

s  Arrdt^  qui  fixe  le  jour  des  publications  de  mariages 
B.  34.  D.  22S. 

4  Moniteur  an  VI.  no.  Sil.  Rondonneau  r^pertoire  de  laldgisla- 
tion  fran^aiae  depuis  1789.  jusqu'au  l«r  Janvier  1812.  (Paris  1818.)  2,  54. 
übergeht  es. 
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dicadairea  beantragt ,  in  denen  jede  Familie  ihre  festen  Platze 
haben  BoUte^. 
Bonnaire.  Vergebens  hatte  Bonnaire  am  3.  Thermidor  gegen  das 

Goesdon.  Qesetz  Einwendungen  erhoben  und  ebenso  Guesdon  am  6. 
Welcher  Beamte  sollte  der  Eheschliessung  beiwohnen,  wo  soll- 
ten die  Anschläge  der  Aufgebote  vorgenommen  werden?  Etwa 
am  Cantonorte,  wo  die  Brautleute  gänzlich  unbekannt  waren? 
Wie  viel  Zeit  wurde  nicht  durch  die  Eheschliessungen  der 
Feier  des  Decadenfestes  entzogen,  und  endlich,  welche  Kosten 
den  Brautleuten  verursacht,  die  zur  Trauung  regelmässig  nach 
dem  Vororte  des  Cantons  gehen  müssten. — DieVersammlim^ 
blieb  auf  die  meisten  Fragen  die  Antwort  schuldig  und  er- 
ledigte   die    triftigsten   Einwürfe    mit   dem   Argumente  von 
Thi^itf.    Thi^ss^,   dass  die  Bevölkerung  ohne  den  Reiz,  die  Ehe- 
Schliessungen  mit  ansehen  zu  können,  sich  nur  sparsam  an 
den  Festen  versammeln  werde:  ,,il  faut  vn  charme  p/iwjnw- 
sant  pour  provoquer  lea  riunions  populaires;  c'est  Faürtä  du 
plaisir". 
^  bMlStef*"         Auch  über  die  Person  der  Civilstandsbeamten  wurde  da- 
Beeret  T  8.  mals  Sorgc  getragen,  wie  denn  schon  am  3.  Ventdse  de? 
fSrPwis.*  Jahres  III.  (21.  Februar  1795.)*,  für  Paris  eine  andere  Or- 
ganisation der  GivUstandsregister  eingeführt  war.    Abschlies' 
nSv^viu?'  ®®"^  ^^  dieser  Beziehung  war  aber  erst  das  Gesetz  vom  2^ 
'  Pluviöse  des  Jahres  VIII.  (18.  Februar  1800.)»,  das  die 
Maires  und  ihre  Adjuncte  für  die  Führung  der  Regster  be- 
rief, und   so  mit   einem  Male   den  Uebelständen  ein  Ende 
machte,  welche  die  Unwissenheit  undNachlässigkeit  der  firühereo 
Beamten  oder  die  zähe  Hartnäckigkeit  des  Clerus  hervorge- 
j!J*,*^'!*/pJJJJ:.rufen  hatte,  und  welche  durch  die  Verordnungen  v.  19.  Flo- 
tkii.    "r^al  (9.  Mai  1794.)*  und  21.  Fructidor  des  Jahres  H- 
i>ecr.r.2.Fior.^7^    September    1794.)*,    v.   2.   Flor^al    des    Jahres  HL 

1  Vgl.  noch  Moniteur  an  VI.  no.  306.  SIC. 

2  Loi  Bur  rötablissement,  k  Paris,  des  fonctionnsire^ 
destinds  k  constater  Tätat.  civil  et  qui  d^termine  leurs  fooe- 
tions.  C.  B.  p.  14. 

s  Loi  conceruant  la  division  du  territoire  de  la  r^pttbliqo^ 
et  radministralion.  Bullet  des  Lois  2«  säm.  de  i'ao  VIII.  biüi«^ 
17.no.  115. 

A  Moniteur  1794.  S.  985. 

A  Loi  qui  autorise  deux  membres  de  la  commisiion  •»' 
ministrative  de  police  municipale  k  signer  les  actesdeTet*^ 
civil  de  la  oommaoe  de  Paris,  qui  se  trouvent  inscrits  sor  U* 
registres  sans  la  signature  des'prec^dens  officiers  cbtrf^' 
de  les  recevoir.  C.  B.  p.  165. 
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<21.  April  179o.)i  und  v.  7.  Vend^miaire  des  Jahres  IV.^,^i^;/v, 
(29.  September  1795.)*  nicht  völlig  hatten  beseitigt  werden 
können.  — 

Die  übrigen  Bestimmungen  —  v.  8.  März'  und  14.  ^^V'm^u'iit 
tember  1793,*  v.  25.  Nivöse  des  Jahres  III.  (14.  Januar"»%«»-»«^- 
1795.)*,  so  wie  die  zahlreichen  Projecte^  die  von  den  gesetz-   Projectt. 
gebenden  Versammlungen  berathen  wurden,  haben  nur  eine 
untergeordnete  Bedeutung  und  berühren  keines  der  Principe, 
die  in  dem  Gesetze  v.  J.  1792.  niedergelegt  watend 


^  Loi  qui  fixe  un  mode  pour  suppiger  'aux  registres  de 
Tetat  civil,  dötruits  ou  perdus  pendant  la  r^volution.  B.  139. 
n.  7S0. 

*  Loi  relative  aux  cultes.  Art.  20.  verbietet  die  von  den  Geist- 
lichen ausgestellten  Civilacte  zu  berücksichtigen.  B.  186.  no.  1134. 

3  Däcret  qui  d^clare  qu*il  est  libre  aux  militaires  de  con- 
tracter  roariage  sans  le  concours  de  leurs  chefs  ou  sup^rieurs. 
€.  B.  p.  870. 

A  D^cr^t  qui  prescrit  le  mode  de  remplacer  Tacte  de  nais- 
sance  dont  la  justification  est  nöcessaire  pour  se  marier. 
C.B.p.  159. 

^  Loi  qui  attribue  aux  tribunaux  de  di«trict,  la  connais- 
sance  des  affaires  relatives  ä  T^tat  civil  des  enfans  n^s  hors 
mariage   et  ä   des  procds  existans  sur  des  questions  d'^tat. 

B.  J 12.  no.  585. 

6  So  am  21.  August  1793.  MoniteurS.  1008.  am  27.Nivdse  d.  J. 
Vn.   Monit.no.  121.    Vgl.  no.  100. 

7  Ausserdem  sind  noch  folgende  Gesetze  zu  erwähnen:  D^cret  re- 
latif  k  la  publication  et  k  la  c^läbration  du  mariage  v.  25. 
Vend^m.  an  IL  (16.  October  1793.)  C.  B.  p.  237;  Döcret  qui  fixe  con- 
form^ment  au  nouveau  calendrier  l'epoque  de  l'envoi  des 
registres  de  Tötat  civil  v.  7.  Frimaire  an  IL  (27.  November  1793.) 

C.  B.  p.  85;  D^cret  qui  d^cide  Taffirmative  sur  la  question  de 
fiaToir  si  un  acte  de  mariage  peut  Itre  regu  dans  la  maison 
commune  du  Heu  du  domicile  actuel  de  Tune  des  parties 
loraqu'il  n'y  a  pas  six  mois  qu'elle  y  r^side  v.  22.  Germinal 
an  IL  (IL  April  1794.)  C.  B.  p.  161;  Arretö  relatif  k  la  formalit^  de 
coter  et  parapher  les  registres  de  T^tat  civil  v.  27.  Fructidor 
an  IV.  (13.  September  1796.)  C.  B.  p.  849;  Loi  qui  regle  la  mani^re 
dont  les  mariages  seront  cölebr^s  dans  la  commune  de  Ttle 
de  Groiz,  döpartement  du  Morbihan  v.  3.  Germ,  an  VU.  (23.März 
1799.)B.  269.  n.  2768;  Loi  relative  k  la  c^Ubration  des  fdtes  d^- 
cadaires  et  des  mariages  dans  les  fies  maritimes  de  la  r^- 
publique  v.  26.  Frairial  an  VIL  (14.  Juni  1799.)  B.  288.  n.  3022;  Ar- 
Tet6  relatif  aux  tables  d^cennales  de  T^tatcivil  t.  25.  Vendöm. 
an  IX.  (7.  October  1800.)  B.  48. n.  357;  Avis  du  conseil  d'^tat  sur  les 
formalit^s  k  observer  pour  les  rectificatiotis  k  faire  aux  re- 
gistres de  r^tat  civil  v.  13.  Nivöse  an  X.  (3.  Jan.  1802.)  6.  225. 
n.2058;  Arr§t^  relatif  aux  publications  de  mariage  v.l3.Flor6al 
An  X.  (8.  Mai  1802.)  B.  184.  n.  1464;  Loi  relative  k  la  publication 
et    anx   affiches  de  mariage,   et  k  la  tenue  des  registres  de 


566  IV.Bneh.  DieCÜTÜehe.  VI.  Frankxeieh. 

oätuibkoit         ^^®  katholische  Geistlichkeit  wurde  durch  die  revoludoiÄe 

"•  ^^J^*^""  Bewegung  bis  zur  Vernichtung  unterdrückt*:  kein  Wander, 
dass  iBie  den  neuen  Ehegesetzen  nur  einen  pa88i?en  Wider- 
stand entgegenbrachte,  dass  sie  sich  jeder  lauten  Oppositkn 
Saungen  «Äthiclt,     Zwar  stellten  die  Pfarrer  nach  wie  vor  TraiMchrine 

fmSS^noch  ^^^*  ^^^  ^^®  gesetzunkundigc  Bevölkerung  Uess  sich  woU 
Tor.  verleiten,  diese  als  legitime  Beweise  ihrer  Ehen  zu  betrachten; 
aber  als  erst  staatliche  Verordnungen  wiederholt  die  Wertl- 
losigkeit  jener  Urkunden  hervorgehoben  hatten',  wurden  die 
Geistlichen  nicht  mehr  um  die  Scheine,  angegangen  und  so 
auch  des  letzten  Mittels  beraubt,  ihren  etwaigen  Widerstand 
gegen  die  Regierung  bethätigen  zu  können. 

ab?r  die*Ävii.        ^^®  Civilchcn  selbst  mussten  sie  als  gültig  anerkennen; 
**»••      das  hatte  der  Papst  ausdrücklich  am  5.  October  1793.  auf  die 
an  ihn  ergangenen  Anfragen  geantwortet'. 


T.T1801!  ^^  Concordat  v.  J.  1801.  stellte  dann  das  alte  Ver- 

hältniss  der  katholischen  Kirche  zum  Staate  wieder  her:  aber 
die  mit  ihm  verbundenen  organischen  Artikel  hielten  an 
der  Civilehe  fest. 

oywj'che  „Ih"  (die  Pfarrer),  heisst  es  im  Art.  54.  „ne  dannemi 

la  bönidiciion  nuptiale  qu'ä  ceux  qxd  juatifieront  en  bonne  ei  o»^ 
forme  avoir  contracti  mariage  devant  Voffider  de  Fitat  ävü'*^- 

^Portaiis.  Portalis  hatte  den  Hauptantheil  an  der  Redaction  dieser 

Gesetze  gehabt,  er  war  auch  Berichterstatter,  als  sie  der  ge- 
setzgebenden Versammlung  vorgelegt  wurden,  und  semeWone 
beweisen  von  Neuem,  dass  die  französische  Civilehe  kan« 
Frucht  revolutionärer  Ideen  war,  sondern  die  blosse  Conse- 

r^tat  civil  danfl  las  parties  de  communes  dont  las  commaai* 
cations  avec  la  chaf-lieu  sont  difficiles,  dangereaies  et 
mSme  temporairement  impossibles  y.  18.  Floraal  an  X.  (8.Mu 
1802.)  B.  189.  n.  1544;  Avis  du  conaeil  d*^tat  concernant  iei  for* 
malit^B  k  obseryef  pour  inscrire  sur  las  regiatres  de  Tetit 
civil,  des  actea  qui  n*y  ont  pas  ^ti  port^s  dans  let  d^lii^ 
prescritB  y.  12.  Brumaire  an  XI.  (8.  November  1802.)  B.  235.  o.SOS? 

1  Vgl.  D  alboB  r^glise  de  France  pendant  la  Involution  (Toulon  1&^^ 
Jager  FegliBe  da  France  pendant  larivolution.  Laurent  l'^gUteetreU^ 
nie  partie  (Bnixellea  1862.)  S.  55.  ff. 

s  Siehe  oben  S.  565. 

8  Delbos  a.  a.  O.  2,  246.  Theinar  Documenta  in^ditB  relatifi  vn 
affaires  religieuaes  de  la  France  1790.  k  1800.  (Paria  1857.)  1, 202.  tkeilt  &i 
Antwort  des  Papstea  nicht  mit. 

^  Für  die  Kabbinar  wurde  daaselbe  beatimmt  durch  das  Arrft^  v* 
1.  Prairial  an  X,  (21.  Mai  1802.)  B.  191.  n.  1597. 
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quenz  des  früheren,  von  den  Ordonnanzen  aufgestellten ,  von 
den  Parlamenten  gehandhabten  Hechtes^. 

^  Discours,  Rapports  et  Travauz  in^dits  sur  le  Concordat 
de  1801.  (Paris  1845.)  90.  Mit  Recht  ist  darauf  hingewiesen  worden,  dass 
seine  Reden  am  Beaten  im  Stande  sind,  den  Geist  desConcordates  und 
desCodecivil  —  auch  hier  war  er  später  Berichterstatter  für  den  Titel 
„Von  der  Ehe"  —  zu  zeichnen ,  und  daher  mag  hier  das  Wesentliche  daraus 
angeführt  werden : 

„La  matiere  des  mariages  demandait  une  attention  particulidre.    An- 

ciennement,  ils  etaient  c^libräs  deTant  le  propre  curö  des  contractants,  qui 

etait  a  la  fois  ministre  du  contrat  au  nom  de  TEtat,  et  ministre  du  sacrement 

au  nom  de  T^glise.    Cette  confüsion  dans  les  pou?oirs  difförents  que  Ton 

confiait  k  la  mtee  personne  en  a  produit  une  dans  les  idäes  et  dans  les  prin- 

cipes.     Quelques  th^ologiens  ont  cru  et  croient  encore  qu*il  n'y  a  de  vdri- 

tables  mariages  que  ceuz  qui  sont  faits  en  face  de  l'^glise.    Cette  erreur  a 

des  cons^quences  funestes.    11  arrive  en  effet  que  des  ^poux  abus^s  ou  peu 

instruits  nögligent  d'observer  les  lois  de  la  r^publique ,  se  marient  devant  le 

pretre  sans  se  präsenter  k  Tofficier  civil,  et  compromettent  ainsi,  par  des 

unions  que  les  lois  n'avouent  pas,  T^tat  de  leurs  enfants  et  la  solidite  de 

leuTS  propres  contrats.    II  est  näcessaire  d*arreter  ce  däsordre  et  d'äclairer 

les  citoyens  sur  un  objet  duquel  depend  la  tranquiUitä  des  familles. 

Engenäral,  c'est  ä  la  sociätä  k  regier  les  mariages;  nous  en  atteston« 
Tusage  de  tous  les  gouvemements,  de  tous  les  peuples,  de  toutes  les  nations. 
Le  droit  de  regier  les  mariages  est  m@me  pour  la  societä  d*une  nöcessite 
absolue  et  indispensable.  C*est  un  droit  essentiel  et  inhärent  k  tout  gou- 
Temement  bien  ordonnä,  qui  ne  peut  abandonner  aux  passions  et  k  la 
licence  les  conditions  d*un  contrat,  le  plus  näcessaire  de  tous  les  contrats, 
et  qui  est  la  base  et  le  fondement  du  genre  humain. 

Nous  savons  que  le  manage  n*est  pas  ätranger  k  la  religion,  qui  le  dirige 
par  sa  morale,  et  qui  le  bänit  par  un  sacrement. 

Mais  les  lumieres  que  nous  recevons  de  la  morale  chrätienne  ne  sont 
certainement  pas  un  principe  de  juridiction  pour  T^glise;  sinon  il  faudrait 
dire  que  T^glise  a  droit  de  tout  gouvemer ,  puisqu'elle  a  une  morale  univer- 
selle qui  a^ätend  k  tout  et  qui  ne  laisse  rien  d'indiffärent  dans  les  actes  hu- 
maines.  Ce  serait  renouveler  les  anciennes  erreurs  qui,  sur  le  fondement 
que  toutes  les  actlons  avaient  des  rapports  avec  la  conscience,  faisaient  de 
cette  relation  un  principe  d'attraction  universelle  pour  tout  transporter  k 

Le  rapport  du  mariage  au  sacrement  n'est  pas  non  plus  une  cause  süffi- 
sante pour  rendre  T^glise  mattresse  des  mariages. 

Aujourd*hui  mSme  on  reconnait  des  mariages  legitimes  qui  ne  sont  pas 
sanctifi^  par  le  sacrementf  tels  sont  les  mariages  des  infid^les  de  tous  ceux 
qui  ont  une  foi  contraire  k  la  foi  catholique ;  tels  ätaient  les  mariages  prö- 
sumes,  qui  etaient  si  communs  avant  rordj|nnance  de  Blois.  L'usage  de 
rSglise  est,  meme  de  ne  pas  remarier  les  innl|les  qui  se  convertissent 

Le  mariage  est  un  contrat  qui,  comme  tous  les  autres,  est  du  ressort  de 
la  puissance  säculiere,  k  laquelle  seule  il  appartient  de  rägler  les  contrats. 

Ijes  principes  que  j*invoque  furent  attestäs  par  le  chanceiier  de  Font- 
chartrain  dans  une  lettre  äcrite  le  8  septembre  1712.  au  premier  präsident 
du  Parlement  de  Besan^on.  Dans  cette  lettre  le  chanceiier  de  Fontchar- 
train, apr^s  avoir  distingu^  le  mariage  d*avec  le  sacrement  de  mariage, 
^tabiit  que  le  mariage  en  soi  est  uniquement  du  ressort  de  la  puissance 
ci^ile ;  que  le  sacrement  ne  peut  £tre  appliqu^  qu'ä  un  mariage  contractu 
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^htBin-  Mehrere  Bestimmungen  der  organischen  Artikel  cr- 

^^n^dZT  regten  aber  das  Missfallen  der  römischen  Curie.  Der  Papst  er- 
Concordat.  Uärtc  in  der  Allocution,  durch  welche  er  das  Concordat 

bestätigte,  seine  Einwendungen  geltend  machen  zu  wollen. 
PortaiiaBe.  Portalis,  als  conseillcr  d'£tat,»  charg^  de  tonteE 

les  affaires  concernant  les  cultesi  richtete  in  Folge 
dessen  am  5.  Complementärtage  des  Jahres  XL  eben  neuen 
Bericht  an  den  ersten  Consul,  worin  er  mit  kurzen  Wortes 
die  früher  vertretenen  Ansichten  wiederholte  und  zu  beweiBen 
strebte,  dass  die  organischen  Artikel  kein  neues  Recht  ein- 
führten,  sondern  nur  die  alt  überkommenen  Grundsätze  der 
gallikanischen  Kirche  wahrten^. 
Sein  memoire.  Am  21.  Veutösc  dcs  Jahrcs  XII.  beantwortete  er  in  einer 
vertraulichen,  an  den  Kaiser  gerichteten  Denkschrift'  die  römi- 
schen Einwürfe,  und  daraus  ergiebt  sich  deutlich,  du«  der 
^chtaglgen^^V^^  in  Bczug  auf  die  Ehegesetzgebung  nur  die  Untcr- 
***^*^"****' drückung  der  Scheidung  verlangt  hatte.  Die  Trennung  von 
Sacrament  und  Cdntract,  die  Civilehe  fand  eine  stillschweigende 
Anerkennung,  sie  wurden  nicht  als  mit  den  Lehren  derEjrclie 
unverträglich  bezeichnet'. 

Auch  das  zweite  französische  NationalconcU  verlor  kein» 
Wort  über  die  Civilehe  und  beschränkte  sich  darauf,  die  Ehe- 
scheidung zu  missbilligen  ^. 

Belon  les  lois;  que  la  b^n^diction  nuptiale  appliqu^e  k  un  manage  qni 
n'exiaterait  point  encore  sorait  un  accident  saus  sujet,  et  qu*un  tel  abosdes 
choseareligieuseaseraitintoi^rable.  (Vgl.  oben  S.  549.) 

U  estdonc  Evident  qu'U  doit  etre  d^fendu  aux  miniatrefl  da  culted*«i- 
miniatrer  le  aacrement  de  manage,  toutes  les  fois  qu'on  ne  leur  juatifienp» 
d*un  mariage  civilement  contractu". 

I  „La  aagesse  de  cet  article  est  Evidente;  on  a  eu  pour  objet,de  pr^Tefiir 
les  unions  clandestines  et  factices.  Dans  le  mariage  on  a  toujours  distinp 
le  contrat  et  le  aacrement. 

Laloi  nereconnait  de  valables  que  les  mariages  contract^s  stÜTantie^ 
foimes  qu'elle  a  ^tablies;  le  aacrement  n'est  relatif  qu'au  salut  des  ^poose: 
aux  gräces  qu'ils  peuvent  recevoir  du  ciel. 

II  arrivait  souvent  qu*un  söducteur  adroit  conduisait  devaiit  ud  pretitb 
personne  qu*il  feignait  de  choisir  pour  sa  compagne,  viTait  maritaleoieot 
ayec  eile ,  et  refusait  de  parattre  dcTant  Tofficier  civil.  Quand  oe  t^ucteff 
^tait  fatigu^  d*une  union  qui  lui  devenait  importune ,  il  quittait  sa  pretefldn« 
femme  et  la  livrait  au  däsespoir,  car  cette  infortunie  n'avait  aucone  actioa 
pour  röclamer  son  4 tat  ni  celui  de  ses  enfanta.  L'articleobTie  k  cea  dangen^- 
Discours,  Rapports  etc.  284. 

*  ebendas.  296.  ff. 

•  Vgl.  Laboulaye  Memoire  pour  consulter  a.  a.  0. 84. 
^  Actes  du  second  concile  national  de  France  (Paris  anX) 

2, 273.   Erst  die  seit  d.  J.  1848.  in  Frankreich  üblichen  Synoden  beieicb- 
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3.  Der  Code  civiL 

Aiii20.  Ventöse  des  Jahres  XL  (11.  März  1803.) wurde 
der  zweite  Titel  des  Code  civil  publicirt  —  „des  actes  de\^^*^^^ 
titat  dvü^^  —  der  mit  geringen  Modificationen  noch  heute  in 
Frankreich  Greltung  geniesst. 

Wir  werden  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  im 
Einzelnen  zu  betrachten  haben. 

Was  zunächst  die  Civilstandsbeamten  betrifil,  so  waren  ^bea'mte^*' 
diese  nach  dem  oben  angeführten  Gesetze  v.  28.  Pluvidsec^Metsr.ss. 
des  Jahres  VIII.  (17.  Februar  1800.)  in  den  Maires  gefun- 
den worden. 

Dadurch  war  die  Zahl  der  Beamten  ungebührlich  ver- 
mehrt,  da  in  jeder  Commune  besondere  'Register  gehalten 
werden  mussten  und  bei  der  Menge  von  Personen,  deren  diese 
Organisation  benöthigte,  konnte  es  kaum  unterbleiben,  dass 
nicht  auch  unfähige  Subjecte  mit  der  Aufgabe  der  Register- 
fiibning  betraut  worden  wären. 

So   fand   denn   der   Consul   Cambac^r&s,    als   er   amcambac^i^ 
6.  Fmetidor  d.  J.  IX«  die  Mängel  der  bestehenden  Gesetz- 
gebung und  namentlich  die  Untauglichkeit  des  Beamtenper-^^'Jfj[{*°gf*J^ 
sonals  kennzeichnetes  fast  keinen  Widerspruch.    Wohl  aber*^"^|J"°»" 
herrschte  dieselbe  Ungewissheit,  woher  man  die  tauglichen 
Organe  nehmen  sollte,  die  sich  schon  früher  in  der  legisla- 
tiven Versammlung  v.  1792.  gezeigt  hatte.    Wieder  sprach 
man  von  den  Friedensrichtern,  von  den  Notaren,  von  eigenen 
JBeamten,  und  war,  als  die  Discussion  über  den  ersten  Titel   Dieouen 
beendet  war,  dennoch  zu  keiner  Einigung  gelangt;  ja  noch    w«*ben. 
nicht   einmal   nach   Durchberathung  des   ganzen  Code  civiL 
So  geschah  es  denn,  dass  die  Functionen  der  Civilstandsbe- 
nmten   denselben  Personen  anvertraut  blieben,    welche   das 
Oesetz  V.  28.  Fluviöse  dazu  berufen  hatte  und  über  deren 
Beseitigung  doch  Alle  einer  Meinung  gewesen  waren*. 

nen  die  blosse  Civilehe  als  Concubinat,  schärfen  aber  doch  den  Geistlichen 
ein,  nicht  ohne  dieselbe  zu  trauen.  Vgl.  Warnkönig  in  d.  Ztschr.  f. 
Rechtswissensch.  d.  Ausl.  26, 48. 

1  Locr^  esprit  du  Code  Napoleon  (Paris  1805.)  3, 65. 

>  Vgl.  Bieff  a.  a.  0. 187.  f.  —  Dennoch  stehen  die  maires  und  ihre  ad- 
joints,  die  als  Civilstandsbeamte  füngiren,  nicht  gleich;  die  letzteren  dienen 
nur  zur  Ergänzung  der  ersteren.  Das  ergiebt  sich  aus  dem  Wortlaute  des 
Däcret  qui  rapporte  les  arr^tes  des  9.  Messidor  an  VIIL  et 
2.  PluTidse  an  IX.  relatifs  auz  conseils  munieipaux  t.  4.  Juni 
1806.  B.  99.  n.  1658.  art.  5:  „Le  maire  est  seul  charg^  de  Tadministration;  11 
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« 

Wenn  wir  jetzt  den  Geist  der  neuen  EheschUessungsge- 
setzgebung  characterislren  wollen,  so  ist  vor  AQem  zu  be- 

rnbiicioit.  merken,  dass  sie  vom  Principe  der  Publlcitat  getragen  war. 
sim^n.  ^^Un  tnariage",  sagte  Sim^on^,  „n'est  paa  amlemerU  tcfm 
des  deux  indimdus  qui  le  contractent,  il  intiresse,  et  leun  famältt, 
et  la  socidtS;  il  est  susceptible  cPoppositions  et  cPempechemenU; 
il  dait  empörter  une  possession  pvhlique  de  Fitat  dCipoux;  üfavi 
donc  qu'il  soit  connu,  il  faut  qu'il  le  soit  avant  meme  üette  cor- 
tractdf  aßn  que,  s'il  souffre  des  obstacles  Ugitimes^  ils  cient  Im 
efet".  — 

salämeSt'u.         Dann  aber  haben  alle  jene  oben  dargestellten  Grundsätze 

^^°Ehe!  ***^'  ^^^  Toleranz,  jene  Lehren  von  der  Scheidung  des  Sacrament« 
und  Contractes,  Ausdruck  gefunden.  Die  katholische  Beli- 
sbntfon.  giou,  Sagte  derselbe  Sim^on^,  ist  nicht  mehr  die  herrsclieiule; 
man  kann  also  auch  nicht  die  Familien,  die  ihr  nicht  zage- 
hören,  zwingen,  zu  katholischen  Priestern  in  den  wichdgsten 
Lebensfragen  ihre  Zuflucht  zu  nehmen.  Die  Nation  darf  ach 
nicht  wie  die  Individuen  in  Secten  spalten;  sie  hat  für  alle 
Bürger  Kegister  und  Beamte  aufstellen  müssen,  deren  sich 
diese  ohne  Widerstreben  bedienen  können.  Aber  selbst  wem 
aUe  Franzosen  denselben  Glauben  bekommen  würden,  fäbt 
er  fort,  so  würde  es  doch  gerathen  sein,  ausdrücklich  zq 
zeigen,  dass  der  Givilstand  mit  dem  religiösen  Bekenntnisse 
Nichts  gemein  hat;  dass  die  Bellgion  den  Givilstand  weder 
geben  noch  nehmen  kann,  dass  dieselbe  Unabhängigkeit,  welche 
sie  für  ihre  Dogmen  und  geistlichen  Interessen  beanspracht, 
auch  der  bürgerlichen  Gesellschaft  gebührt,  den  Civilstaod 
und  die  bürgerlichen  Interessen  zu  regeln  und  aufrecht  zu  er- 
halten. — 

^^%^t!^'  J®^®^  ^^®»  bestimmte  daher  Art.  63.,  müssen  zwei  Auf- 
gebote vorangehen,  das  eine  am  Sonntage,  das  andere  achtTsg^ 
darauf  vor  der  Thür  des  Gremeindehauses. verkündet,  welche 

a  la  faculte  d'assembler  ses  adjoints,  et  de  leur  del^g^uer  unepartiedeses 
fonctiona  'S  Deswegen  muss  der  a  d  j  o  i  n  t  auch  bei  der  Eintragung  ia  ^^ 
Register  speciell  die  Delegation  des  Maire  vermerken,  Circulaire  da 
*ministre  de  Tint^rieur  v.  30.  Juli  1807.  Für  Paris  ist  in  letIte^e^B^ 
Ziehung  durch  den  Staatsrathsbeschluss  v.  8.  Marx  1808.  eine  Aus- 
nahme gemacht  worden.  Huteaud'Origny  de  T^tat  civil  et  des  vnr  i 
liorations  dont  U  est  susceptible  12.  —  Weiteres  über  die  Person  der  Ciru- 
standsbeamten  in  einseinen  besonderen  Fällen  bei  Rie ff  a.  a.  0. 140.  ff* 

1  Code  civil  des  Fran9ai8  suivi  de  Texpos^  des  motif«  «tc 
(Paris  1804.)  2, 119. 

>  ebendas.  2,110. 
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Namen  9  Beschäftigung  und  Wohnort  der  Brautleute  und  ihrer 
Eltern  9  so  wie  ob  die  ersteren  grossjährig  smd  oder  nicht 
anzeigen  sollen,  lieber  das  Ganze  wird  eine  Segisterein- 
Zeichnung  gemacht,  welche  auch  noch  Ort  und  Stunde  der 
Prodamationen  anzugeben  hat.  Am  Schlüsse  jedes  Jahres 
wird  dies  Regster  dem  Gerichtsarchive  überliefert« 

Die  Zweckmässigkeit  der  Aufgebote  selbst  unterlag  keinem  i^^J^^aoJL 
Zweifel,  mit  überzeugenden  Worten  wurde  sie  von  Sim^on^    i^Sn. 
dargethan;  dagegen  war  die  Art  ihrer  Verkündigung  Gegen« 
stand  eifrigster  Debatte^. 

Der  erste  Consul  warf  die  Frage  auf,  ob  es  denn  ab-  BoBAparte» 
solut  nothwendig  sei,  einen  bestimmten  Tag  für  die  Prodama- 
tionen festzusetzen,  und  er  wurde  in  diesem  Zweifel  bestärkt, 
weil  der  republikanische  Kalender  damals  noch  in  Exaft  war 
und  der  kirchliche  wöchentliche  Kuhetag  nicht  mit  dem  staat- 
lichen übereinstimmte. 

Boulay  pflichtete  ihm  bei,  denn  jede  Verzögerung  der    Boaiay. 
Bheschliessung  müsse  vermieden  werden,   und  diese  werde 
nothwendig  durch  die  Fixirung  des  Tages  für  die  Aufgebote 
hervorgerufen. 

Dennoch  erklärte  sich  die  Mehrheit  der  Commission  für 
die  ursprüngliche  Vorlage,  schon  weil  sonst  der  wahre  Zweck 
der  Prodamationen,  dritten  Interessirten  von  der  beabsichtigten 
SheschliesBung  Kenntniss  zu  geben,  vollständig  vereitdt  wer- 
den könnte;  aus  demselben  Grunde  ging  man  auch  von  dem 
einen  Aufgebote  des  revolutionären  Gesetzes  ab  und  ver- 
langie  zwei. 

Das  Recht,  von  dem  zweiten  Aufgebote  zu  dispensiren,  J,\*p*^*J,^J^ 
wurde  nach  dem  Vorschlage  von  Portalis  im  Code  nur  ganz  -^"''««»»o'«- 
allgemein  ausgesprochen'.     Dann   aber   durch  das  Gesetz  oe8.T.so. 
V.  20.  Prairial  d.  J.  XI.  (9.  Juni  1803.)*  nicht,  wie  der  ^"^'^^ 
Justizminister  früher  vorgeschlagen  hatte,  der  Departe- 
ments-Präfectur,  sondern  den  Procuratoren  übertragend 

Während  der  acht  Tage  von  dem  einen  Aufgebote  zum 

1  Siehe  S.  670.  Amerkg.  1. 

'  Locr^  a.  a.  O.  S,  79. 

'  Locr^  a.  a.  0. 3,  79.  Art.  169:  „II  est  loUible  au  roi  et  aux  officiers 
qu*ii  pr^posera  k  cet  effet,  de  dispenser  pour  des  causes  graves,  de  la  se- 
cond^  publication'^ 

«  B.  285.  n.  2792. 

A  Das  geschah,  weil  die  ganse  CiTilstandsfuhning  der  AdminiBtraüoii 
entzogen  und  der  Justiz  zuertheilt  war.  R  i  e  f  f  a.  a.  0. 448. 
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^a'thhMMr  wideren  bleibt  em  Auszug  aus  dem  Proclamationsr^ister  si 

der  Thür  des  Stadthauses  af&^rt^. 
A?feebSt«.  ^^®  Aufgebote  erfolgen  an  den  Domiciien  derBnwÜcnte, 

\renn  sie  dieselben  schon  seit  mindestens  sechs  Monaten  hme 
haben,  sonst  auch  an  den  früheren;  bei  Minderjährigen  an 
dem  der  Eltern^. 
Eh^bik^  Die  Eheschliessung  darf  erst  drei  Tage  nach  dem  zweiten 

sang.     Aufgebote  vollzogen  werden  und  muss,  falls  nicht  die  Prodir 
mationen  wiederholt  werden  sollen,  spätestens  ein  Jahr  nach- 
her erfolgen '. 
Troncb«t.  Gegen  diese  letzte  Bestimmimg  sprach  Tronchet^;  er 

erachtete  sie  für  unnöthig.  Denn  falls  Jemand  ein  Interesse 
habe,  die  Ehe  zu  verhindern,  so  hätte  er  ja  Einsprache  e^ 
josUzminiflterheben  können.  Der  Justizminister  widerlegte  ihn,  we3  nun 
sehr  wohl  von  den  Einwendungen  Abstand  genommen  haben 
könnte,  nur  weil  man  meinte,  die  Brautleute  hätten  die  Ab- 
sicht der  Eheschliessung  aufgegeben. 
codedTüart.        Sämmtlichc  Vorschriften   über  die  Aufgebote  erhielten 

193.  ^ 

eine  Garantie  durch  Art.  192:  y,Si  le  manage  n'a  poinl  bi 
priddi  des  deua  pubUcations  requises,  au  s'il  iCa  pas  iti  obtm 
des  dispenses  permises  par  la  lat,  ou  ei  lee  intervaUe»  pmcn^ 
dana  les  pubUcatione  et  dUbratiane  n*ont  paint  iti  observis,  k 
procureur  du  rot  fera  prononcer  contre  Toffider  public  vju 
amende  qui  ne  paurra  eacider  troie  eents  franea;  et  contre  kt 
partiee  contractantee  ou  ceu^  soua  la  pidasance  desquels  eUes  (^t 
agif  une  amende  proportionnie  ä  leur  fartune'^. 

aIIScSSu  ^^®  Nichtigkeit  der  mit  Verletzung  von  Art  63.  —  65. 

niehUff?  geschlossenen  Ehen  wird  dagegen  nicht  ausgesprochen  \aA 
auch  von  der  grösseren  Mehrheit  der  französischen  Schrift- 
steller geläugnet^. 

^dci^äe?  ^*^  Project  des  Code  hatte  zwar  die  Prmcipien  der 

alten  Gesetzgebung  adoptirt  und  Ehen  ohne  Aufgebote  für 
ungültig  erklärt,  jedoch  nur,  wenn  die  nothwendige  Einwil- 
ligung der  Gewalthaber  umgangen  war,  wenn  die' Brautleute 
durch  anderweitige  eheliche  Verbindungen  Verpflichtungen 
hatten,  wenn  sie  in  verbotenem  Verwandtschaftsverhältnisse 

1  Art  64.  —  «  Art.  166—168.  —  »  Art  65. 

4  Locr^  a.  a.  O.  8,  82. 

B  Vgl.  Mal leville  Analyse  raisonnde  de  la  discuasion  daCodeKip^'' 
l^onl,l88.  Toullier  droit  civil  franfais  1, 477.no.  668.  Durtntont.*^ 
0. 2, 188.  Dalloc Jurisprndence  g6n€rale (1844.  ff.) s.  v.  ,,Mariage**Mct 9- 
art4.  Journal  du  palaiB  3,502;  19,188;  etc.   Kieff  a.a.O. 449.0. 
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zu  einander  standen,  oder  endlich  das  gesetzliche  Heiraths- 
alter  noch  nicht  erreicht  hatten:  laater  Fälle,  in  denen  die  Ehe 
auch  mit  den  Aufgeboten  nichtig  gewesen  wäre^. 

Deswegen  wurde  bei  der  Redaction  des  Gesetzbuches 
dieser  Artikel  unterdrückt. 

Wer  gegen  die  beabsichtigte  Ehe  Einsprache  zu  erheben  ^'^p^*^^*- 
gedenkt,  hat  diese  schriftlich  dem  Civilstandsbeamten  mitzu- 
theilen^  unter  genauer  Angabe  der  Qualität,  die  ihn  dazu  be- 
rechtigt^  und  der  Gründe,  welche  ihn  bewogen  haben.  ^SSe***^ 

In  letzterer  Beziehung  hatten  die  Redactoren  des  Code 
zuerst  gerade  die  entgegengesetzte  Vorschrift  gebilligt. 

R^al  hatte  bei  der  Discussion  des  Art.  66.  mit  schlagen-  b^ai. 
den  Argumenten  auseinandergesetzt,  wie  unwichtig  und  un- 
nöthig  es  sei,  diese  Darlegung  der  Motive  zu  verlangen^.  Die 
Einsprache  allein,  meinte  er,  wird  in  den  meisten  Fällen  ge- 
nügen, um  Unbesonnene  oder  Verführte  von  einer  yoreiligen 
Eheschliessung  zurückzuhalten,  und  sind  gewichtige  Gründe 
vorhanden,  so  ist  es  noch  immer  Zeit,  sie  vorzubringen.  „Si 
Fopposant  en  reconnaii  la  faiblesse*',  sagte  er,  „si  le  demandeur 
en  mom  levie  en  reconna.t  la  validitS,  la  coneiUation  empSchera 
une  diffamatian  inutile:  datis  ces  sartes  (Tafaires  lapubUciU  rCesi 

^  Locr^  a.  a.  0. 4, 457. 

«  Art  66. 176. 

s  Diese  Berechtigung  ist  durch  folgende  Artikelfestgestellt  worden: 

Art.  172:  „Le  droit  de  former  Opposition  ä  la  cölöbration  du  mariage 
appartient  ä  la  personne  engag^e  par  mariage  avec  Tune  des  deux  parties 
contractantes".  —  nicht  also  die  Verlobte.   D  uranton  a.  a.  0. 2, 138. 

Art  1 73:  ,Jie  pdre,  et  k  döfaut  du  pdre,  la  mere,  et  ä  döfaut  de  pere  et 
mere,  les  aleuls  et  aieules,  peuvent  former  Opposition  au  mariage  de  leurs 
enfans  et  descendans,  encore  que  ceux-ci  aient  vingt-cinq  ans  accomplis*'.' 

Art  174:  „A  d^faut  d*aucun  ascendant,  le  frire  ou  la  soeur,  Toncle  ou 
la  tante,  le  cousin  ou  la  cousine  germains,  majeurs,  ne  peuvent  former  au- 
ctixte  Opposition  que  dans  les  deux  cas  suivans: 

1^.  Lorsque  le  consentement  du  conseil  de  famille  requis  par  Tart. 
1 60.*  n'a  pas  M  obtenu. 

2fi,  Lorsque  Topposition  est  fond^e  sur  Tdtat  de  d^mence  du  futur 
äpoox^  cette  Opposition  dont  le  tribunal  pourra  donner  main  lev^e  pure  et 
simple,  neserajamais  re9ue  qu*ä  la  charge,  par  Topposant,  de  provoquer 
rinterdiction,  et  d*y  faire  statuer  dans  le  delai  qui  sera  fix^  par  le  jugement*'. 

Art.  175:  ,,Dans  les  deux  cas  pr^vus  par  le  pr^c^dent  article  le  tuteur 
ou  curateur  ne  pourra  pendant  la  dur^e  de  la  tutelle  ou  curatelle,  former  Op- 
position qu*autant  qu*il  y  aura  M  autoris^  par  un  conseil  de  famille  qu*il 
pourra  convoquer*'. 

*)  ,,8*ii  nY  «  pM  nl  p^re  nl  mkre,  ni  alaoU  oo  alenlei,  oa  iMIs  la  troorent  tooa  dan« 
l'impoaaiblllttf  da  manifecter  leur  Tolonttf ,  les  filt  oa  flllaa  mlnearea  de  31  ana  na 
pearent  conträeter  mariage  aena  le  conacntcment  da  conaell  de  famille*'« 

4  Locrö  a.  a.  0. 3. 82. 
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permise  que  quand  eile  dement  indispenaabk;  et  eUe  fCai  ii^ 
pensable  qu'au  moment  oü  totU  espair  de  conciliaiUm  e$i  perin, 
jyailleura,  une  Opposition  sane  motifs  se  retire  aveefaeUiti;  am» 
eentiment  d^amour-propre  ne  peut  coneeiUer  une  penhhom 
opiniätre.  Mais  une  Opposition  motivee,  outre  qt^elle  place  8<m(»i 
Foppoeant  dana  HimpoeeibiKti  de  faire  un  dieaveu  qui  taeaumai 
de  meneonge  ou  de  UffiretS,  parattra  toujoure  une  injure  pubUquit 
qu'on  croira  ne  pouvoir  effacer  que  par  un  jxigemeni**. 

•rTS?"*?**'  Tronchet  und  Thibaudeau  stimmten  dem  bei,  und  der 

Staatsrath  nahm  die  Vorschläge  von  R^al  an.  Dennoch  ge- 
langte man  nachher  bei  der  Berathung  des  Kapitels  „Von 
der  Ehe '^  zu  dem  völlig  entgegengesetzten  Principe^  —  frei- 
lich ohne  auch  nur  zu  versuchen,  das  Gewicht  der  früheren 
Art.  176.  Einwände  zu  heben  —  das  im  Art  176.  dahin  formulirt  vordem 
dass  fjUacte  ^Opposition  devra,  ä  moins  qu^il  ne  soitjcäiäh 
requete  cPun  ascendant,  contenir  les  motifs  de  V Opposition^*» 

äberdei*E?n-  ^^^  Civilstandsbcamte  vermerkt  die  Einsprache  in  dem 
•proch.  Register  der  Aufgebotes  und  darf  bei  300  Fr.  Strafe  nicht 
eher  die  Eheschliessung  vornehmen,  als  bis  das  Gericht  die- 
selbe erlaubt  hat'.  —  Das  Erkenn tniss  muss  binnen  zehn 
Tagen  erfolgen^.  —  Wird  kein  Einspruch  geltend  gemadit, 
so  ist  auch  das  im  Register  zu  bemerken^. 

cebnrtascbein        Vor  der  Trauung  hat  fürs  Erste  jeder  der  Brautleute  dem 
Civilstandsbeamten  seinen  Geburtsschein  zu  übergeben^. 

Von  dieser  Regel  ist  jedoch  zu  Gunsten  der  Ehe  eme 
Ausnahme  gestattet  worden^. 

Personen  nämlich,  die  sich  in  der  Unmöglichkeit  befinden, 
das  verlangte  Document  beizubringen,  können  sich  mit  einer 

*VorSt<^"'  ^'  fr  *'^^  ^  notorUti^*  behelfen. 

Diese  enthält  die  von  sieben  Zeugen  abgegebene  und 
unterschriebene  Erklärung,  über  Namen,  Alter,  Stand  und 
Wohnort  der  künftigen  Gratten  und  ihrer  Eltern,  und,  soweit 
wie  möglich,  die  Angabe  des  Geburtsortes  und  Tages  ^  Sie  wird 

1  ebendas.  4,454.  ' 

«  Art.  67. 

8  Art  68.    Vgl  Art.  177,  wonach  für  diesen  Fall  die  Competens  der 
Bezirksgerichte  begründet  wird. 
*  Art  177. 178. 

6  Art.  69. 
«  Art  70. 

7  Toullier  a.  a.  0. 1, 315.  no.  358. 

8  Art  71.    Die  Gebühren  dafür  sind  durch  Decret  y.  16.  Febrii«' 
1807.  B.  138.  no.  2240.  geregelt.  — 
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dem  Tribunale  erster  Instanz  vorgelegt  und  von  diesem  nach 
Anhörung  des  königlichen  Procurators  bestätigt  oder  verworfen. 

Sollte  der  Geburtsschein  nur  an  kleineren  Mängeln  leiden,  SShi"«  tT 
so  ist  nach  dem  Staatsrathsbesehlusse  vom  30.  März^-^^'^®^* 
1808.  keine  Betheiligung  der  Gerichte  erforderlich. 

Ebenso  müssen  die  Brautleute   die  Genehmigung  ihrerj.^!|^u}|2^^„ 
Eltern  und  Grosseltem  oder  der  Familie  beibringen,  falls 
diese  nicht  in  Person  der  Eheschliessung  beiwohnen,  wieder 
mit  genauer  Angabe  aller  persönlichen  Verhältnisse  ^ 

Die  Eheschliessung  erfolgt  in  der  Gemeinde,  wo  einer  J^^JJ^J^^^ 
der  Brautleute  sein  Domicil  hat,   oder  sich  wenigstens  seit 
sechs  Monaten  aufgehalten  hat^  und  zwar  bewirkt  die  Ver- 
letzung dieses  Gebotes,  dass  die  Ehe  nach  Art.  191.'  ange-  Art.i9i. 
fochten  werden  kann. 

1  Art.  73.  —  Vgl.  Art.  148.  Söhoe  unter  26  Jahren  und  Töchter  unter 
21  Jabren  bedürfen  der  elterlichen  Zustimmung;  im  Falle  des  Zwiespaltes 
genügt  die  des  Vaters,  sollte  Einer  der  Eltern  todt  sein,  die  des  Lebenden 
(Art.  149.)*  Sind  dagegen  Vater  und  Mutter  todt,  oder  ausser  Stande,  ihren 
Willen  auszusprechen,  so  ist  derConsens  der  Grosseltern  zu  erfordern  (150.). 
Grossjährige  Kinder  sollen  zu  ihrer  Ehe  par  un  ade  respectueux  et  formet 
den  ,,€oiu«i/*^  ihrer  Eltern,  beziehentlich  Orosseltem  einholen  (151.)  und 
2war  sollen  Söhne  bis  zum  30.  Jahre  und  Töchter  his  zum  25.,  falls  die  Eltern 
nicht  auf  die  erste  Bitte  hin  ihren  Consens  ertheilen,  das  Gesuch  noch  zwei- 
mal wiederholen,  in  Fristen  von  einem  Monate  zum  andern,  und  nach  Ver- 
lauf noch  eines  Monates  seit  dem  dritten  Gesuche  zur  Ehe  schreiten  dürfen 
(152.).  Kinder,  welche  die  genannte  Altersgränze  überschritten  haben ,  be- 
dürfen nur  eines  acte  respectueuXy  und  können  schon  einen  Monat  nach  die- 
sem heirathen  (158.).  Der  acte  respectueux  wird  den  im  Art.  151. bezeichneten 
Personen  durch  zwei  Notare,  oder  einen  Notar  und  zwei  Zeugen  behändigt, 
und  in  dem  darüber  aufgenommenen  Protokolle  gleich  die  ertheilte  Ant- 
wort vermerkt  (154.).  —  Die  Civilstandsbeamten,  welche  diese  Vorschriften 
aasser  Acht  lassen,  verfallen  in  eine  Geldbusse  bis  zu  300  Fr.  und  Gefäng- 
nissstrafe  von  6  bis  12  Monaten  (156.  Code  pönal  art.  193.).    Sollten 
sie  indessen  gegen  die  Vorschriften  we^en  des  acte  respectueux  handeln,  so 
werden  sie  nur  bis  zu  200  Francs  und  mit  wenigstens  einem  Monate  Gefang- 
niss  bestraft  (157.).     Alle  diese  Bestimmungen  gelten  auch  für  natür- 
liche,   gesetzlich  anerkannte  Rinder  (158).      Sind  diese  dagegen  nicht 
anerkannt,  oder  haben  sie  ihre  Eltern  verloren,  so  bedürfen  sie  im  Falle 
ihrer  Minderjährigkeit  (21.  Jahre)  der  Genehmigung  eines  eigens  dazu  be- 
stellten Vormundes  (159.)« 
«  Art.  74. 102. 167. 

^  „Tout  manage  qui  n'a  point  it6  contractu  publiquement,  et  qui  n*8 
point  €t6  c^l^br^  par  Tofßcier  public  competent,  peut  %tre  attaqu^  par  les 
^poux  euz-m§mes,  par  les  peres  et  märes,  par  les  ascendans,  et  par  tous  ceux 
<^ui  7  ont  un  intär§t  ne  et  actuel,  ainsi  que  par  le  minist^re  public  "•  Jeder 
incompetente  Civilstandsbeamte  (Art.  165.),  der  eine  Eheerklärung  entge- 
gennimmt, verfällt  in  eine  Geldstrafe  bis  zu  300  Fr.  Die  Contrahenten  oder 
iHre  Gewalthaber  werden  nach  dem  Maassstabe  ihrer  Vermögensverhält- 
ziis8egebüa8t(Art.  193.). 
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T^nn^  ^^^  Brautleute  begeben  sich  mit  vier  Zeugen  auf  das 

Stadthaus^,   der  Civilstandsbeamte  liest  ihnen  alle  oben  er- 
wähnten Actenstücke  vor  und  ausserdem  das  sechste  Kapitel 
des  Titels  „Von  der  Ehe",  das  von  den  Rechten  und  Pflichten 
der  Ehegatten  handelt.    Er  empfangt  von  beiden  TheUen  die 
Consenserklärung,  verkündet  sie  im  Namen  des  Gesetzes  iur 
Ehegatten,  und  nimmt  sogleich  die  Registrirung  vor. 
segistriniDc:.         Dicso  enthalt  die  Vor-  und  Zunamen,  Stand,  Alter,  Ge- 
burtsort und  Wohnsitz  der  Contrahenten,  ob  sie  grossjährig 
sind,  oder  nicht.  Vor-,  Zunamen,  Stand  und  Wohnsitz  der 
Eltern,  die  Einwilligung  von  Vater  und  Mutter,  beziehentlicb 
der  Grosseltem  und  der  Familie,  wo  diese  erfordert  wird,  die 
„actes  respectueux",  wenn  sie  vorhanden  sind,  die  Aufgebote, 
die  etwaigen  Einsprachen  und  ihre  Beseitigung,  aQch  dsss 
kein  Einwand  erhoben  wurde,  die  Consenserklärung  der  Con- 
trahenten, Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Stand  und  Wohnsitz 
der  Zeugen,  so  wie  ihre  Erklärung,  ob  und  in  welchem  Gnde 
sie  mit  den  Brautleuten  verwandt  sind^. 
SSÄr         I>a8  fiir  die  Geistlichen  durch  die  organischen  Artikel 
^^ucSSr  ergangene  Verbot,  Ehen   vor   der  bürgerlichen  Schliessung 
Cod«p6iai.  einzusegnen,  hat  durch  die  Bestimmungen  des  Code  p^nal^ 
eine  Verschärfung  erfahren. 

Für  die  erste  Uebertretung   droht   eine  Greldstrafe  tod 
16—100  Francs,  für  den  ersten  Rückfall  2— .5  Jahre  Gefiig- 
niss,  für  den  zweiten  Deportation^.  — 
^Ä"'!'"         Ueber  die  Art,  wie  die  Civilstandsregister  geführt  werden 
sollen,  sind  ganz  genaue  Vorschriften  gegeben. 

Danach  sind  in  jeder  Gemeinde  doppelte  Register  tu 
halten^,  die  Paginirung  vom  Präsidenten  des  Bezirksgerichten 
vorzunehmen  ^  Auslassungen  und  weisse  Blätter  zu  vermeiden. 
Rasuren  besonders,  wie  die  Eintragungen  selbst,  zu  beglaa- 
bigen^,   und  endlich  alle  Jahre  das  eine  Exemplar  in  dem 

1  Art.  76.  Vgl  Locr^  a.  a.  0.  4, 497.  Sollte  die  Ehe  anderswo,  ^ 
auf  dem  Stadthause  geschloBsen  werden,  so  ist  das  kein  Nichügkeitsgroa^- 
Dalloz  a.  a.  O.  v.  mariage  sect  9.  art.  4.  no.  7.  Dur  an  ton  a.  a.  0.2,2d3- 
Toullier  a.a.  O.  1,530.   Rieffa.  a.  0.584. 

s  Art.  76.  Formulare  bei  Rleff  a.  a.  O.  593.  fi. 

»  Art.  199.  200. 

«  Das  Qea.  v.  28.  April  1832.  setzt  statt  der  DeporUtion  dieD«- 
tention. 

6  Art.  40. 

«  Art41. 

'  Art.  42. 
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Archiye  der  G>mmune9.  das  andere  in  dem  des  Gerichtshofes 
zu.  deponiren^. 

Jeder  Civilstandsbeamte  wird  wegen  Uebertretung  der 
gesetzlichen  Vorschriften  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  100  Fr. 
belegt^  der  Registerdepositar  dagegen  für  alle  Unfälle,  welche 
die  Register  mit  seiner  Schuld  treffen  sollten,  civilrechtlich 
verantwortlich  gemacht'. 

Was  schliesslich  die  Ehen  von  Franzosen  im  Auslände^**?  *°?  ^°•- 

lAnde. 

betrifft,  80  schreiben  Art.  170.  und  171.  vor: 

„i€  mariage  contractu  en  pays  etranger  entre  Franfais,  et  Art.  i7o. 
entre  Franfois  et  dtrangers  sera  valable,  s'il  a  M  dUbri  dana 
les  formea  usitSes  dans  le  paya,  pourvu  qu'il  ait  iti  pricedi  des 
pttblications  prescrites  par  Farticle  63.  au  titre  des  Actes  de  Fitat 
civil f  et  que  le  Franfais  n'ait  point  contrevenu  aux  dispositions 
contenues  au  chapitre  pricident. 

Dans  les  trois  mais  apris  le  retour  du  Frangais  sur  le  ter^   Art.  i7i. 
ritoire  du  Royaume,  Vacte  de  ciUbration  du  mariage  contractd  en 
pays  itranger  sera  transcrit  sur  le.registre  public  des  mariages 
du  lieu  de  son  domicile",  — 

Danach  haben  die  französischen  Gerichte,  der  alten  Juris- 
prudenz folgend,  einen  Unterschied  statuirt  zwischen  den  im  Aus- 
lande geschlossenen  Ehen,  wenn  die  Contrahenten  dort  einen 
ständigen,  oder  wenigstens  dauernden  Aufenthalt  genommen 
haben,  und  den  Ehen  der  blos  Beisenden,  die  ihr  Domicil  in 
Frankreich  beibehalten.  Die  letzteren  müssen  nothwendig  die 
Aufgebote,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  ihrer  Verbindung,  in 
Frankreich  verkündigen  lassen^. 


Die  durch  den  Code  in  Frankreich  geregelte  Zivilehe ,^*^^Jj[JJ*JJ 
besteht  dort  bis  auf  den  heutigen  Tag.  beibehalten 

Keine  der  verschiedenen  Dynastieen,  die  nach  einander 
Isks  Land  beherrschten,  hat  sie  abzuschaffen  für  gut  befunden. 

^  Art.  43.  —  Die  in  dem  Gesetze  t.  1792.  vorgeschriebenen  y^tables 
.nnuelles"  und  „döcennales*^  sind  im  Code  nicht  erwähnt,  wohl  aber  durch 
LatsDecret  y. 20.  Juli  1S07.B.  154.  n.  2613.  angeordnet. 

»  Art  50. 

»  Art.  51. 

4  Vgl.  den  von  Portalis  unter  dem  26.  Januar  1807.  an  den  Kaiser  ge- 
ichteten  Brief  in  den  Discours,  Rapports  etc.  sur  le  Concordat573. 
^oelix  mariages  contract^s  en  pays  etranger  §.  6;  Revue  etrangere  et 
ran^aise  de  l^gislation  8,443.   L ab oulaye  memoire 70. ff. 
Friedherg,  EheschlieMung,  3Y 
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Nicht  einmal  der  der  Kirche  so  geneigte  Karl  X.  that  es, 
wenngleich  ihn  Petitionen  der  Geistlichen  dazu  aufiforderten^ 
voii«?  ^^®  Sitte  des  Volkes   scheint   aber  an  der  kirchlicken 

Trauung  unwandelbar  festgehalten  zu  haben. 

Das  wird  uns  nicht  allein  ausdrücklich  bezeugt^,  sondern 
ergiebt  sich  auch   aus    der  Aufstellung   einer  merkvrürdigeii 
Controverse  und  deren  endlichen  Entscheidung. 
Brewoi««.  Im  J.  1846.  stellte  nämlich  der  Professor  Bressoles^ 

die  Behauptung  auf,  dass  die  Weigerung  des  einen  Ehegatten, 
die  Civilehe  nachträglich  durch  die  Kirche  solennisiren  zq 
lassen,  falls  er  sich  vorher  dazu  verstanden  habe,  ohne  TVei- 
teres  die  Nichtigkeit  der  Ehe  zur  Folge  habe.  Denn  es  läge 
eben  in  der  Person  des  Getäuschten  ein  error  personae  vor. 
Marcadtf.  Gegen  diese  Ansicht  trat  Marcad^*  auf,  der  die  Ehe 

nicht  für  ungültig,  sondern  allein  für  anfechtbar  erklärte, 
Thitfriat.  Thi^riet^  behauptete  dann,  dass  rechtliche  Folgen  gar 

nicht  deswegen  eintreten  könnten,  sondern  dass  der  gekränkte 
TheU  sich  damit  begnügen  müsse,  dem  anderen  das  Beisam. 
menwohnen  zu  verweigern,  was  um  so  leichter  durchzuführen 
sei,  da  die  Gesetzgebung  kein  Mittel  kenne,  dies  zu  erzwingen 

Die  richtige,  auch  von  der  Pariser  Advocatenkammer 
Demoiombe.  gebilligte  Meinung  steUte  endlich  Demolombe^  auf,  der  auf 
Grund  der  Verweigerung  der  kirchlichen  Trauung  die  Schei- 
dung von  Tisch  und  Bett  für  gerechtfertigt  erklärte.  Dens 
die  Ehe  könne  unmöglich  angefochten  werden  wegen  eines 
der  Schliessung  nachfolgenden  Factum,  und  die  Weigenrng, 
sich  der  Trauung  zu  unterziehen,  sei  unstreitig  eine  „tn/urr 
ffrave"  im  Sinne  des  Gesetzes,  gegenüber  dem  anderen  Ehe- 
gatten. 

Wo  aber  solche  Ansichten,  wie  die  zuletzt  besprochene, 
nicht  nur  aufgestellt,  sondern  auch  geradezu  gebilligt  wordcB 
sind,  da  muss  die  Sitte  des  Volkes  ihnen  noch  eine  feste 
Unterlage  gewähren;  und  die  heftigen  Klagen,  welche  Sitten- 

1  Eine  solche  Petition  noch  aus  d.  J.  185S.  fuhrt  Perrone  an,  de  mstn- 
monio  ed.  cit.  1, 386. 

<  Vgl.  Sa  uz  et  lUflezions  sur  le  mariage  civil  et  le  mariage  chr^ti» 
(Lyon  1853.)  und. siehe  unten  die  von  Mittermaier  bei  Berathung  der 
deutschen  Grundrechte  gehaltene  Rede. 

8  Revue  de  lägislat.  1846.  t.  III.  p.  149. 

^  ebendas.  t.  IIL  p.  842. 

^  ebendas.  p.  169. 

^  Cours  de  droit  civil  4,  397;  so  auch  Thiercelin  da  inan«f< 
civil  et  du  mariage  religieux  (Paris  1853.)  150.  ff. 
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loaigkeity  Conunnnismas  und  Socialismns  im  Gefolge  der  Civil- 
ehe  fiber  das  unglückliche  Frankreich  hereinbrechen  sehen  ^9 
müssen  als  übertriebene  oder  irrige  zurückgewiesen  werden. 

Vll.  Der  Code  civil  ausserhalb  Frankreichs. 

1.  Belgien. 

Ich  habe  schon  oben*  das  Edict  Karl's  V.  v.4.  October^;^^'7* 
1540.  erwähnt,  wodurch  die  mittelalterliche  Entwicklung  ge- 
wissermaassen  einen  Abschluss  erhielt,    und   die   öffentliche 
Eheschliessung,  wenn  auch  nicht  als  einzig  gültige,  so  doch 
als  einzig  erlaubte  hingestellt  wurde. 

Wenige  Jahre  darauf  hatte  das  Concil  zu  Trient  seine ^®°^'j,^JJ. 
refonnatorische    Thätigkcit   beendet,    und    die    belgischen      °^ 
Bischöfe  beeilten  sich,  die  neuen  Bestimmungen  über  Ehe- 
schliessung  zu  publiciren^. 

Diese  blieben  denn  auch  für  die  Folgezeit  in  Bellen 
allein  maassgebend,  und  die  Anordnungen  der  weltlichen  Ge- 
walt bezogen  sich  entweder  nur  auf  Fragen  von  geringerer 
Bedeutung,  oder  auf  die  Führung  der  Civilstandsregister. 

1  So  namentlich  bei  dem  oben  S.  578.  angeführten  Sauzet.  Eine 
Masterkarte  solcher  Beschuldigungen  gegen  die  Civüehe  bei  Perrone 
a.  a.  O.  1,  206.  ff.  Das  Inhaltsyerzeichniss  seines  Werkes  möge  hier  ge- 
nügen. Es  handelt:  „Art.  1:  Matrimonium  civilet  ubi  publicatum  est tri- 
-dentinum  concilium,  natura  sua  turpis  est  concubinatus,  et  quicumque  solo 
<;oniugio  civili  inter  se  coniuncti  vitam  agunt,  poenis  ab  ecclesialatis  contra 
pablicos  concubinarios  obnoxii  sunt.  Art.  2:  M.  c.  natura  sua  opponitur 
matiimomi  christiani  indissolubiiitati,  fayetque  divortio.  Art.  3 :  M.  c.  na- 
tura sua  opponitur  matrimonii  christiani  unitati,  faretque  materiaii  ac  legal! 
polygamiae.  Art  4:  M.  c.  natura  sua  adversattur  publicae  honestati  indu- 
«itque  in  apertam  morum  corruptelam.  Art  ö:  M.  c.  natura  sua  tendit  ad 
Tuinam  familiae  et  societatis.  Cap.  IL  de  matr.  civil,  origine  et  progressu. 
Art  1:  Neque  in  ecclesiastica,  neque  in  ethnica  antiquitate  matrimonü 
civilis  origo  inveniri  potest  Art  2:  Prima  origo  matrimonii  civilis  inter 
christianos  a  protestantismo  repetenda  est.  A  r t  S :  Matrimonü  civilis  dila- 
tatio  et  progressus  magna  ex  parte  increduiismo,  communismo  et  socialismo 
debetur  eisque  favet  C ap.  UI.  de  matrim.  civ.  lege.  Ar 1. 1 :  Lex  matrim. 
civil,  inter  catholicos  a  Christian is  pseudo-politicis  proposita  antiphiioso- 
phica  est  et  iniqua.  Art.  2:  Quotquot  deliberate  ac  positive  ad  legem  de 
matr.  civUi  ferendam  concurrunt,  reos  coram  Deo  se  gravissimi  criminis 
conatituunt  Art.  8 :  Lex  de  matr.  civ.  est  antipolitica.  Art.  4:  Lex  quae 
matr.  civile  libertatis  nomine  cohonestat,  in  legem  desinit,  quae  favet  tyran- 
iiidi*^  —  Alles  das  bemüht  sich  der  Verfasser  so  gründlich  und  so  ge- 
«ehmacklos  wie  möglich  zu  beweisen. 

s  Seite  70. 

^  C.  Camerac.  ad.  1565.  bei  Hartzheim  Conc.  Germ.  7, 118.  ad.  1567. 
ebendas.  226.  C.  Namur.  ad.  1570.  ebendas.  637.  Tornac.  ad.  1574^ 
ebendas.  775.  782.    C.  Yprense.  ad.  1577.  ebendas.  858.  u.  s.w. 
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Aber  nicht  einmal    die   Gesetze    der    aUerchristlicIutea 
Könige  beschränkten  sich  streng  auf  das  Gebiet,  welches  die 
Eirche  in  Ehesachen  dem  Staate  zuertheilt  wissen  nvill^ 
Kar*°v.*ir-         ^^^  Gcsctz  Karl's  V,  war  nicht  im  Stande  gewesen, der 
foigioa.    herrschenden  Unzucht  einen  Damm  entgegenzustellen. 

Das  Uebel  der  heimlichen  Ehen  war  denn  doch  zu  ein- 
gewurzelt, als  dass  es  so  mit  einem  Male  zu  beseitigen  ge- 
wesen wäre  9  und  das  um  so  weniger ,  da  man  nur  behutsam 
die  äusseren  Auswüchse  beschnitt,  das  Unkraut  mit  der  Wurzel 
zu  vertilgen  aber  Scheu  trug. 

Im  Siime  des  Mittelalters  waren  heimliche  Ehen  zwv 
nicht  mehr  möglich;  blosser  Consensaustausch  war  nicht  mehr 
im  Stande,  eine  Ehe  zu  begründen :  die  elterliche  Einwilligiuig 
konnte  aber  noch  immer  uipgangen  werden,  und  das  um  so 
mehr,  da  ja  das  Tridentinum  selbst  in  dieser  Beziehung  & 
Consequenzen  des  Sacramentsbegriffes  mit  dem  Anathem 
gesichert  hatte. 
ivi^mS!'  ^^  29.  November  1623.  wiederholte  deshalb  Philipp IV. 
die  Vorschriften  von  1540.*  Er  klagte  laut  über  die  Unwirk- 
samkeit des  alten  Gesetzes,  über  die  Unerträglichkeit  der  Zo- 
stände,  die  es  zu  ändern  ausser  Stande  gewesen  sei.  Er  glaubte, 
Besseres  erreichen.  Schlimmeres  verhüten  zu  können,  wenn  er 
die  Strafen  schärfte,  die  bürgerlichen  Nachtheile  noch  ver- 
mehrte, welche  bei  nicht  consentirten  Ehen  eintreten  sollten. 

Bisher  hatten  nur  die  Minderjährigen,  die  ohne  Geneh- 
migung der  Eltern  heiratheten,  alle  vermögensrechtlichen  Vor- 
theile  der  Ehe  verlieren  sollen:  jetzt  wurde  das  auch  auf  die 
Grossjährigen  ausgedehnt,  und  den  Eltern  die  vollkommenste 
Freiheit  ertheilt,  ihre  ungehorsamen  Kinder  zu  enterben.  Bis 
zum  fünf  und  zwanzigsten  Jahre  sollte  Söhnen  und  Töchtern 
der  elterliche  Consens  nöthig  sein,  für  ältere  genügte  de: 
blosse  Nachweis,  dass  sie  denselben,  wenn  auch  vergebGch. 
nachgesucht  hätten. 

Aber  auch  diese  Maassregel  fruchtete  ebensowenig,  ^^ 
die  früheren:  man  glaubte  daher  noch  weiter  gehen  zu  müssen 

Aag 
1693. 


j:d.T.4.Aog.^^^j  j^  jß^jj^^  ^  4  August  1692-  erreichte  die  Gränzc  der 


i  Als  die  Stadt  Maestricht  die  Gesetze  KarrsV. und  Fhiiipp*«^^' 
einfahren  wollte,  erklärte  sich  der  Bischof  t.  Lüttich  am  9.  M&rs  172S.  ä^' 
gegen.  Liste  chronologique  des  €dits  et  ordonn.de  lapriacip* 
deLidge  (Bruxelles  1860.)  2, 109. 

'  Placcaert-boek  vanVlanderen  2,771. 
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möglichen  Strenge \  Statt  der  Befugniss  der  Eltern,  ihre 
Kinder,  wenn  sie  gegen  ihren  Willen  geheirathet  hatten,  zu 
enterben,  wurde  die  Incapacität  der  letzteren  ausgesprochen. 
Weder  von  Todeswegen,  noch  unter  Lebenden,  nicht  einmal 
zur  Alimentation  sollten  sie  irgend  etwas  empfangen  dürfen. 

Minderjährige  Waisen,  die  sich  ohne  Genehmigung  der 
yäterlichen  und  mütterlichen  Verwandten  und  Vormünder,  oder 
im  Falle  diese  sich  weigerten,  ohne  die  Genehmigung  des 
JSichters'  verheiratheten,  verloren  die  Einkünfte  ihres  Ver» 
mögens,  die  auf  zehn  Jahre  confiscirt  wurden. 

Ein  Grossjähriger,  der  eine  Minderjährige  ohne  elterlichen 
Consens  zur  Ehe  nahm,  sollte  auf  zehn  Jahre  verbannt  werden, 
und  alle  staatlichen  Aemter  für  immer  verlieren. 

Die  neue  Maassregel  war  viel  zu  hart,  als  dass  sie  auf  ^^,<^^^^^f 
Erfolg  hätte  rechnen  können;  ein  allgemeiner  Schrei  des  Un- ^j^'j -^"S"* 
wiUens  erhob  sich  und  das  Decret  v.  19.  August  1693.»^" «••*^'*- 
setzte  sie  dem  Worte  nach  vorläufig,  in  der  That  aber  für 
immer  ausser  Kraft. 

Den  ersten  Schritt  zu  einer  vemunftgemässen  Reform  Ed.  r.  i778. 
machte  Maria  Theresia.  Ihr  Edict  v.  J.  1778.  forderte 
zwar  noch  nicht  ausdrücklich  für  die  Gültigkeit  der  Ehen 
Minderjähriger  den  Consens  der  Eltern,  aber  es  stellte  doch 
eine  Formalität  auf,  die  den  Anfangspunkt  der  staatlichen 
Intervention  bezeichnet,  ein  Hereinziehen  der  Ehe  in  den  Be- 
reich des  Staates,  die  praktische  Verwerthung  jener  Theorie 
von  Sacrament  und  Contract  der  Ehe,  die  erst  unter  dem 
Xachfolger  der  Kaiserin  ihre  vollen  Früchte  bringen  sollte. 

Falls  Beide  oder  Einer  der  Ehegatten  sein  fünf  und  zwan- 
zigstes Jahr  noch  nicht  erreicht  hätte,  musste  die  Kirchen- 
bucheintragung das  erwähnen;  sie  sollte  anzeigen,  ob  der 
^linderjährige  bei  der  Trauung  von  Eltern,  Verwandten,  oder 
dem  Vormunde  begleitet  war,  wenn  nicht,  ob  er  von  diesen, 
oder  vom  Richter  die  schriftliche  Erlaubniss  zur  Ehe  erhalten 
habe  und  schliesslich  das  Datum  dieser  Autorisation  angeben^. 

1  Vgl.  Defacqz  ancien  droit  belgique  (Bruxelles  1846.)  1, 835. 

<  Vgl.  Declar.  de  Charles  VI.  t.  81.  October  1789.  d^fendant  k  tous 
juges  et  chefs-tuteurs  d*accorder  des  Supplements  de  consentement  k  des 
mineurs,  pour  se  marier  contre  le  grö  de  leurs  parents  ou  tuteurs  et  de  d^ 
erster  des  projets  de  contrat  de  manage  ayant  que  lesdits  parents  ou  tuteurs 
aient  ii4  dfiment  inform^s.  Place.  ▼.  VI  and.  5, 1096. 

9  Placcaert-boek  van Vland.  6, 1823. 1327. 

^  Defacqc  a.a.  0.835. 


582  ly.Bnch.  Die  Cirilehe. 

^^'^iiai?^^*'  Joseph  11,  erst  wagte  es,  die  Autorität  der  EjidieToD- 
stäjidig  zu  durchkreuzen;  in  seinem  Edicte  v.  28.  September 
1784.— 

^•täti^daT         ^^®  ^^  jedoch  auf  diesen  bemerkenswerthen  Gesetzesut 

kirchi.  Recht.Qgjig].  eingehen,  wird  es  zunächst  nothwendig  sein,  mit  kurzen 
Worten  wenigstens  zu  erwähnen,  dass,  wenn  die  weltlicke 
Gesetzgebung  es  auch  nicht  unternahm,  Satzungen  auib- 
stellen,  die  von  den  kirchlichen  geradezu  abwichen,  sie  dod 
wenigstens  mit  ihrer  Autorität  für  die  Durchführung  jener 
Sorge  trug*. 

Es  war  das  immerhin  ein  ireilich  dürftiges  Zdcbea,  dus 
sie  die  Ehesachen  als  dem  staatlichen  Grebieteaiicht  ganz  feno- 
liegend  betrachtete,  und  gewährte  mit  BequemUchkeit  den 
Uebergang  zu  einem  Systeme,  welches  die  religiöaen  Be- 
ziehungen der  Ehe  für  völlig  indifferent  erachtete  und  aUeui 
die  staatlichen  wahrnahm. 

Ed.T.^^.oct.  s^,  schärfte  das  Edict  v.  9.  October  1769.*  die  Ver- 
kündigung  der  Aufgebote  ein,  bei  schwerer  Strafe  für  die 
Brautleute  und  den  Greistlichen,  und  noch  ausfuhrlicher«  An- 

^^*  im.^**'ordnungen  traf  das  Edict  v.  5.  Dezember  1781.»  Jeder 
Dispens  von  den  Prociamationen,  den  ein.  anderer  als  der 
epxscopus  proprius  ertheilt  habe,  solle  null  und  nichtig  s&n  vd 
ausserdem  eine  Geldbusse  von  1000  Gulden  für  die  Bittstdler 
zur  Folge  haben;  der  Geistliche,  der  darauf  hin  traute,  wurde 
mit  der  Privation  seiner  Pfründe  bedroht. 

Aber  auch  Abweichungen  von  dem  kirchlichen  Sechte 
kamen  wenigstens  in  der  Praxis  der  hohen  Gerichtshöfe  vor.* 
Gerichu!*  ^^  erkannten  sie  beispielsweise  eine  Ehe  nicht  für  gültig 

an,  die  zwar  kirchlich  geschlossen,  aber  nachher  verheunlx^ 
war,  und  waren  überhaupt  eben  so  wenig  wie  die  firanzösischen 
Parlamente  abgeneigt,  durch  das  Mittel  des  appel  comme  dob^ 
ihren  Einfluss  auf  die  Ehegerichtsbarkeit  geltend  zu  machen . 

1  Vgl.  Decret  v.  7.  Januar  1783.  in  Liste  chronolog.  a.a.O. de 
1751.^94.2,37. 

«  Place,  y.  Vland.  6,  9. 

3  ebendas.  6, 11. 

*Deghewiet  Inatit.  du  droit  beig.  (Lille  1736.)  I,  2,  16.  art  15. £ 
Vgl.  B  r i  ts  Ancien  droit  belg.  2, 543.  Dies  dem  früheren  widersprecbeode 
Recht  ist  wahrscheinlich  durch  den  Einfluss  der  französ.  OrdonDao<^' 
26.  November  1639.  eingeftlhrt  worden.  Vgl.  Grandgagnage  ^^ 
couronn^  p.  90. 

^  Beispiele  aus  d.  J.  1788.  in  der  Liste  chronoiogique  des  öd.  e^ 
ordonn.  des  pays-bas  autrich.  de  1781.  ä94.  2,  50.51.  Ausd.J.  1?^ 
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Für  die  Ehen  der  Protestanten  oder  für  gemischte  Ehen^^^J'^^JJ^' 
wnrde  nach  den  Deductionen  von  Van  Espen  die  katholische  ^***°' 
Trauung  für  unnöthig  erachtet^,  ja  eine  Denkschrift  von  neun 
Lowener  Professoren  aus  d.  J.  1610.^  erklärte  sogar  eine 
Verbindung  für  gültig,  welche  zwei  Katholiken  in  einem  Lande, 
wo  das  Tridentinum  publicirt  war,  vor  einem  protestantischen 
Geistlichen  eingegangen  waren;  nur  weil  der  katholische 
Priester  nicht  zur  Hand  war. 


Das  Gesetz  von  Joseph  basirte,  wie  das  für  Oester-  aSäf 
reich  erlassene,  wesentlich  auf  den  Theorieen  von  Scheidung 
des  Contractes  und  Sacramentes  der  Ehe,  die  ich  so  eben  er- 
wähnt, schon  oben  weiter  ausgeführt  habe  und  die  auch  für 
Belgien  durch  die  Schriften  von  Van  Espen  und  Anderer 
eine  wissenschaflliche  Ausbildung  erhalten  hatten.  Gleich  der 
erste  Artikel  sprach,  dem  österreichischen  Vorbilde  getreu, 
mit  kahlen  Worten  aus,  dass  die  Ehe  ein  Civilcontract  sei  bt^riicScr 
und  demgemäss  der  weltlichen  Gerichtsbarkeit  gebühre.  y^Het  cont»ct, 
Huwelyk",  hiesi  es',  „geconaidereert  ab  een  Contract  civil ^  de 
^erechügfieden  en  de  civile  banden  die  daer  uyt  voortkomen, 
hunne  wezentheyd,  hunne  krackt,  en  hunne  hepaelinge  teenemael 
en  eeniglyk  houdende  van  de  civile  oppermagt,  zoo  moet  de  ken- 
niese  en  de  decisie  van  de  geschillen  die  hetrekkelyk  zyn  tot  deze 
vorwerpen  en  tot  al  het  gene  de  zelve  is  rankende,  exchmvelyk 
toe  behooren  aen  de  weirelyke  Tribunasien**.  Den  Geistlichen 
wurde  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  untersagt,  in  irgend  einer 
Weise  eine  eherechtliche  Frage  zu  entscheiden.  — 

Die  Eheschliessung  sollte  vor  dem  Pfarrer  des  Bräutigams  ^^JJJ,g"**" 
oder  der  Braut  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen  geschehen*. 
Vorher  müssten  an  drei  auf  einander  folgenden  Sonn-  oder 
Festtagen  Aufgebote  verkündet  werden,  welche  genau  über 
alle  Personalverhältnisse  der  Brautleute  Rechenschaft  ablegen^ 
und  von  denen  nur  der  weltliche  Richter  dispensiren  kann^. 

bei  Bivort  ancien  droit  Belgique  (Bruxelles  1846.)  73.  Ueber  den  appel 
comme  d*abus  in  Belgien  vgl.  VanEspen  de  recursu  ad  principem.  Lau- 
rent Van  Espen  (Bruxelles  1860.)  S.  128.  ff. 

^  JuB  eccles.  parsll.  tit.  12.  c.  5.  no.  32. 

^  Defacqz  a.  a.  O.  290. 

»  Place.  V.  Vland.  6, 1832.  ff. 

4  Art.  29.  Daraus  macht  Cloae  in  Herzog's  theol.  Encycl.  s.  v. 
Belgien  2, 8.  die  Civilehe.(!) 

ö  Art.  81. 

6  Art.  83. 
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Den  Geistlichen  wird  auf  das  Bestimmteste  untersagt,  olme 
Prodamationen  £hen  einzusegnen  und  diese  selbst  werden  für 
null  und  nichtig  erklärt^. 

Minderjährige  Personen  bedürfen  zu  ihrer  Ehe  der  elter- 
lichen, beziehentlich  grossväterlichen  Einwilligung,  die  schlimm- 
sten Falles  durch  den  Kichter  ergänzt  werden  kann'.  Nicht 
consentirte  Ehen  sind  ungültig^.  Waisen  müssen  ausser  der 
Erlaubniss  des  Vormundes  auch  die  deß  Richters  beibringend 
Das  waren  die  auf  Eheschliessung  bezüglichen  Artikel 
des  umfangreichen  Edictes,  dessen  Ausfuhrung  mit  Eifer  an- 
gestrebt wurde*. 

Zunächst  folgten  noch  mehrere  Verordnungen,  die  t(hi 
demselben  Geiste  durchdrungen  waren.     Das  Decret  Tom 

N^o^^.ns?;  20.  November  1784.«  gestattete  die  Prozesse,  welche  in  den 
geistlichen  Gerichten  schon  eingeleitet  waren,  zu  Ende  zu 
fuhren,  jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  nicht  das  kanonisdie, 
sondern  das  neue  Recht  des  Edicts  als  Norm  diene.    Die 

^«^^jgJ^Declaration  v.  13-  Mai  1786.^  sprach  aus,  dass  Ehen,  die 

1786.     ^  Auslande  geschlossen  wären,  um  die  Bestinunungen  des 

Gesetzes  zu  umgehen,   bürgerlich  wirkungslos  sein  soliten 

^•^If^gJ"  Eine  Declaration  von  demselben  Tage®  schärfte  eh. 
17M-  dass  Dispense  von  den  Aufgeboten  nur  aus  ganz  dringenden 
Ursachen  ertheilt  würden,  und  dass,  wenn  nicht  mindestens 
eine  Proclamaüon  vollzogen  würde,  Seitens  der  Parteien  zu 
beschwören  sei,  dass  kein  in  dem  E<^cte  v.  J.  1784.  aufge- 
stelltes Hindemiss  ihrer  beabsichtigten  Verbindung  entgegen- 

?cSS?tISS.  ß*®^®-  ^a»  Decret  endlich,  ebenfalls"  v.  13-  Mai  1786.^ 
verbot  den  Geistlichen  aus  irgend  einem  Grunde,  der  eich 
nicht  aus  dem  Edicte  rechtfertigen  liesse,  die  Benediction  zu 
verweigern,  bei  Strafe  der  Sperrung  der  Temporalien,  und 
gestattete  den  Bischöfen  diejenigen  Personen,  welche  scboo 
durch  den  Bichter  von  den  Aufgeboten  dispensirt  wären,  such 
noch  kirchlich  zu  dispensiren. 
aif/tuSStu.'  Die  neue  Gesetzgebung  stiess  aber  auf  einen  hartnäcki- 
gen Widerstand.    Die  ganze  Geistlichkeit  des  Landes  erhob 

1  Art  34.  —  a  Art  3.  und  4. 
«  Art  6.  —  *  Art.  8. 

6  Vgl.Decret  d.  Graf.Trautmsnnsdorf  v.  3.  Juni  1789.  inList« 
chronolog.  2, 152. 

«  Place.  V.  Vland.  6, 1845. 

'  ebendas.  1846. 

8  ebendas.  —  •  ebendas.  1847. 
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sich  gegen  die  Beformen  des  Kaisers  und  die  staatlichen  Be- 
hörden, yieliach  sonst  gekränkt  und  verletzt,  nahmen  an  der 
Opposition  TheiL  In  fast  allen  Theilen  des  Landes  setzten^^^^^,"^"^^ 
die  Lokal-Magistrate  ohne  Weiteres  das  Gesetz  ausser  Kraft  ^ 
und  die  Geistlichen  fuhren  ungestört  fort,  die  Functionen  aus- 
zuüben, die  ihnen  dem  kanonischen  Bechte  gemäss  gebührten, 
und  welche  das  Edict  ihnen  entzo^^n  hatte. 

Leopold' 8  Ordonnanz  v.  16.  März  1791.  nahm  dann^g^^teiTM. 
auch  das  ganze  Edict  zurück  und  stellte  das  frühere  Becht 
wieder  her*. 


Auch  in  Bezug  auf  die  Civilstandsregister  krankte  die  ^*^*i[5jJJl*' 
staatliche  Gresetzgebung  anfänglich  an  jener  Halbheit,  die  um 
Alles  der  Earche  nicht  zu  nahe  treten  wollte  und  sie  doch 
nicht  ohne  ControUe  lassen  zu  dürfen  meinte. 

Das  Edict  v.  1611.  wollte  dem  Verluste  der  Begister  e<i- ▼•  i6ii. 
vorbeugen  und  recipirte  mit  einigen  Abänderungen  die  Grund- 
sätze der  Ordonnance  de  Blois'.  Die  Beamten  der  Städte 
und  Dörfer  soUten  jedes  Jahr  von  den  Kirchenbüchern,  welche 
die  Pfarrer  ihnen  vorzuzeigen  hatten,  eine  Copie  nehmen, 
diese  in  ihren  Archiven  verwahren  und  dann  eine  zweite,  eben- 
falls von  ihnen  anofeferti<]^e  ihrer  Oberbehörde  überliefern.  Soüntewchied« 

....  •  •  ▼on  der  Or- 

wurden  die  Geistlichen  wenigstens  mit  der  Verpflichtung  ver-  üonnanced« 
schont,  selbst  die  Begistcr  zu  deponiren  und  behielten  die  auch 
in  pekuniärer  Beziehung  nicht  unwesentliche  Befugniss,Extracte 
<au8  den  Kirchenbüchern  auszufertigen. 

Weiteres  aber  wagten  die  frommen  Herzöge  nicht  vorzu- 
schreiben. Sie  sagten  Nichts  über  die  Form  der  Begaster  über 
die  Redaction  der  Acte,  sie  überliessen  den  Geistlichen,  sich 
mit  ihren  Pflichten  nach  Belieben  abzufinden. 

Daher  gab  es  zwar  —  und  schon  in  Gemässheit  der  ^Segi^cJ" 
Trienter  Beschlüsse  —  Begister,    aber   sie  wurden   un-    ''"•"•' 
regelmässig  geführt,  waren  durch  Auslassungen  aller  Art  un- 
brauchbar, durch  eine  fehlerhafte  Orthographie  gefahrlich  und 
durch  den  Mangel  der  Unterzeichnung  der  Brautleute,  ja  selbst 
des  Geistlichen,  ohne  jede  Beweiskraft 

^  Am  29.  Dez.  17S9.  der  Rath  von  Flandern.  Liste  ohronol.  2, 
171;  am  80.  Des.  17S9.  die  Staaten  Y.Namur.  ebendas.  2, 172;  am  16. 
October  1790.  d.  Staaten  TonMecheln.  ebendas.  2, 200. 

<  Place.  V.  Yland.  9, 1096. 

s  Art.  20.  Place,  t.  Vland.  2,  744.  YgUDefacq!  a.  a.  O.  1,  2S2. 
J)  ritz  a.  a.  0. 2, 631. 
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Aber  dennoch  gingen  die  Gesetze  der  Folgezeit  mckt 
weiter.  Höchstens  bestätigte  man  das  Edict  v.  1611.^  und 
gefiel  sich  darin ,  vergebliche  Maassregeln  vergeblidi  za  wie- 
derholen. 
^^'i778'*"''  Erst  Maria  Theresia,  beschritt  wieder  einen  nenen 
Weg.  Ihr  i.  J.  1784.  bestätigtes«  Edict  v.  6.  August  1778.» 
stellte  den  Greistlichen  für  ihre  Thätigkeit  als  Civilstands- 
beamte  genaue  Kegeln  auf,  belegte  die  Ungehorsamen  out 
Geldstrafen,  und  erklärte  sie  verantwortlich  für  jeden  Schaden, 
der  sich  aus  ihrer  Nachlässigkeit  ergeben  könnte. 

In  jeder  Parochie  sollte  das  Register  in  zwei  Exemplaren 
gefuhrt  werden,  die  Einzeichnungen  hintereinander  fort  obe 
jede  Auslassung  unmittelbar  nach  der  Ceremonie  gemacfat 
und  vom  Geistlichen,  den  Parteien  und  Zeugen  unterflcbrieben 
werden.  Den  Priestern  wurde  anempfohlen,  auf  die  B«chtr 
schreibung  der  Namen  zu  achten,  alle  Abkürzungen  zu  Ter- 
meiden  und  im  Januar  jedes  Jahres  bei  50  Gulden  Strafe  an 
das  Archiv  des  Provinzialrathes  ein  Exemplar  des  Begistere 
abzuliefern^.  

^^rÄteeteh  Durch  die  grosse  Revolution  (9.  Vend^miaire  an  I\'. 

Tereint.    [-j^  Octobcr  1795.])  wurdß]  Belgien  mit  Frankreich  ver- 
eint, nahm  an  allen  oben  dargestellten  französischen  Gesetzes- 
«A^2!*l*T4r  acten  Antheil  und  erhielt  durch  das  am  20.  Prairial  anK. 

20.  Pralr.  IV. 

(17.  Juni  1796.)  publicirte  Gesetz  v.  20.  September  179*. 
CodeciYii.  lujj  Jen  Code  civil  die  obligatorische  Civilehe^  — 

1  So  d.  29.  März  1792.  und  6.  Mars  1764.  Place,  v.  Vland.5,10S^ 
Place.  T.  Brabant  S,  29. 

«  Place.  V.  Vland.  6, 1889.  art  35. 

s  ebendas.  6,  837. 

^  Im  Fürstbisthume  Lüttioh  wurden  die  Register  ebenso  nicb- 
lässig  gefuhrt  und  waren  ebenso  unzweckmässig,  wie  Anfangs  in  Belgien. 
—  Vgl.  Defacqz  a.  a.  O.  284.  —  Eine  Verordnung  vom  18.  November 
1769.  —  Liste  chronologique  des  ^dits  et  ordonnances  de  U 
principaut^  de  Liege  (Bruxelles  1860.)  2, 886.  —  bestimmte  weDig*teQ»> 
dass  zwei  Register  gehalten  und  das  eine  am  Schlüsse  jedes  Jahres  deci 
Landdekan  übergeben  werden  sollte ,  um  von  diesem  an  die  vorgesetzte 
geistliche  Behörde  weiter  befördert  zu  werden.  —  Die  fieobachtimg  der 
Trienter  Eheschliessungsvorschriften  wurde  mehrfach  anbefohlen.  Vgl. 
Manigart  Bullae  constit.  apost.  et  mand.  episc.  Dioc.  Leodienais  (Leodii 
s.  a.)  210. 212.  218.  215. 216.  218. 

6  Durch  das  arrötd  v.  25.  Brumaire  an  IIL  (16.  November  1794' 
wurde  anfänglich  die  facultative  Civilehe  eingeführt  Die  Priester  behielt^ 
die  Civilstandsfunctionen  und  die  Magistrate  wurden  befugt,  auf  Wim^'' 
der  Parteien  Civilstandshandlungen  zu  vollziehen .  Delcour  trait^  de  I SQ- 
ministration  des  fabriques  d'äglises  (Louvain  1846)  1,  XX.  ff. 
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Die  Bestauration  des  Jahres  1815.  brachte  dann  wieder     1815. 
eine  Vereinigung  des  Landes  mit  Holland  za  Wege,  und 
unterwarf  dasselbe  der  holländischen  Gresetzgebung. 

Gleich  damals  bethätigte  der  katholische  Clerus  seinen  ^^gS^STe 
Widerwillen  gegen  die  Civilehe,  die  als  Frucht  der  Revolution    ^wuehe. 
und  als  Institution  des  Bonapartismus  gleich  verwerflich  er- 
schien,  und  die  neue  Begierimg  liess  sich  auch  willig  zu  Con- 
oessionen  herbei. 

Der  Artikel  2.  des  Beschlusses  v.  21.  October  1814.^  %^'T-V' 
bestimmte,  dass  Niemand  vor   dem   Civilstandsbeamten  eine 
Ehe  eingehen  dürfe,  wenn  er  nicht  vorher  vom  Pfarrer  eine 
Bescheinigung  beigebracht  habe,  dass  kein  kanonisches  Hin- 
demiss  der  beabsichtigten  Verbindung  entgegenstehe. 

So  glaubte  man  das  Princip  der  Civilehe  retten  zu  können, 
und  doch  durch  die  Hereinziehung  des  kanonischen  Rechtes, 
durch  die  für  wesentlich  erklärte  Betheiligung  der  Priester  an 
der  Eheschliessung,  den  Forderungen  der  Kirche  zu  genügen. 

Aber  in  letzterer  Beziehung  wenigstens  täuschte  man 
sich;  das  Gesetz  hatte  das  Schicksal  aller  halben  Maassregeln, 
nach  keiner  Seite  hin  zufrieden  zu  stellen. 

Die  Bischöfe  erliessen  an  die  Geistlichen  den  Befehl,  inG«>M«Mte»- 

Bt&nde. 

jedem  Falle,  auch  wenn  keine  Ehehindemisse  vorhanden  wären, 
die  vom  Gesetze  verlangten  Scheine  zu  verweigern,  damit  sie 

^  Journal  officiel  du  royaume  des  Fays-Bas  3,  281;  auch  ab- 
gedruckt in  Discussions.  du  Congres  national  deBelgique  (Bru- 
xellea  1844.)  1,611.  Die  Motive  des  Gesetzes  lauteten:  „Sur  le rapport 
de  notre  commissaire  de  Tint^rieur  en  Belgique,  duquel  il  resulte  que,  dans 
quelques  communes,  les  habitans  nögligent  de  faire  inscrire  les  actes  qui 
doivent  seryir  k  constater  leur  ^tat  et  que  m§me  quelques  maires  se  r^fusent 
ä  cette  inscription; 

Considdrant,  que  le  d^faut  d*inscription  de  ces  actes  ezpose  une  foule 
d^individus  k  n'avoir  aucunepreuve  legale  de  leur  filiation,  de  leurs  droits 
saccessifs  etc. . . ; 

Consid^rant,  que  Tex^cution  des  lois  existantes,  relativement  k  la  tenue 
des  registres  des  naissances  et  des  d^ces,  ne  se  trouve  jamais  en  Opposition 
aTec  les  principes  du  culte  catholique;  mais  qu*il  n'en  est  point  de  meme  des 
lois  relatives  k  Tinscriptlon  des  actes  de  mariage,  puisque,  sous  la  l^g^slation 
actuelle,  Tofficier  de  T^tat  civil  peut  unir  en  mariage  des  personnea  entre 
leaquelles  il  existe  des  empSchements  canoniques; 

Youlant  rem^dier,  par  des  dispositions  provisoires,  en  attendant  qu'une 
reviBion  gdnärale  des  lois  existantes  puisse  avoir  lieu,  aux  inconväniens  qui 
r^aoltent  de  la  non-inscription  des  actes  de  l'etat  civil  et  pr^venir  en  mdme 
temps  ceux,  quipourraientnattre,  pour  les  habitans  catholiques,  du  main- 
tien  des  principes  relatifs  k  la  cäl^bration  du  mariage  consid^r^  comme  con* 
trat  social ....  Nons  avons  arret^  etc.*^ 
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frei  seien  von  jeder  Mitschuld  an  der  Civilehe,  damit  m  m 
keine  Berührung  kamen  mit  jener  verwerflichen  Insiitation. 

In  einzeben  Theilen  des  Landes ,  wo  die  Bischöfe  bo 

hartnäckig  die  Begienmg  auf  der  betretenen  Bahn  wdtcr  tu 

drängen  strebten,  konnten  daher  gar  keine  Ehen  geschloMca 

i^otmriats-  werden,  und  es  blieb  nur  jenes  letzte  Auskunftsmittel,  welches 

Ehen.     ^  schou  in  der  französischen  Entwicklimg  kennen  gelernt 

haben,  die  Weigerung  der  Pfarrer  durch  Notare  zu  Protokoll 

nehmen  zu  lassen  und  auf  Grund  dieses  notariellen  Actes  bei 

dem  Civilstandsbeamten  die  Trauung  nachzusuchen^. 

^mnml:         ^^  '^'  März  1815.  trat  die  Regierung  den  schweren 

Missständen  entgegen,  wieder  die  Aufrechthaltung  der  Ci>il- 

ehe  und  die  Versöhnung  des  Clerus  versuchend'. 

ysConsidSrant  que  la  dSchration  exigie  par  VorU  2.  di 
Farreti  du  21.  Octobre  1814.  a  foumi  ä  plusieura  curü  k  moj/en 
de  s'oppoaer  ä  la  dlibration  du  contrat  civil  de  maria^e,  «n  ^ 
refusant  sans  aUiguer  aucun  empechement  canonique; 

Conddirant  que  le  mariage,  comme  contrat  civil,  n'eM  sowm 
qu*ä  la  puiaaance  civile  aiculiire  et  que  Vautoriti  eccUmsiiqvi 
n'a  aucun  droit  d*en  empecher  Vexercice; 

Considirant  que  nonobstant  le  pouvoir  qui  compiU  a  Ja 
puissance  aicuUire  sur  les  actes  civih  de  mariages,  il  n^est  pat 
cependant  dans  notre  intention  de  nous  immiscer  en  ce  que  la  f^ 
ligion  itablit  pour  sanctißer  les  mariages»  mais  de  laisser  ä  ai 
igard  Venture  liberti  aux  ministres  des  cultes, 

Sur  le  rapport 

Art.  1.  L'art.  2.  de  notre  arreti  du  21.  Octobre  dermert$i 
rapportS, 

Art.  3.  UarU  54.  de  la  loi  du  18.  gemUnal  an  X,  ^ 
r Organisation  des  cultes,  ainsi  que  les  arU  199.  et  120.  da  W 
pinal  et  toutes  autres  dispositions  qui  eaigent  que  le  manage 
devant  Fofßcier  civil  soit  prialable  ä  la  binidiction  nuptiale,  o^ 
cSrimonie  religieuse  du  mariage  sont  abrogis;  nianmoins  M 
de  mariage  devant  Fof/icier  de  Vitat  civil  itabUra  seul  la  U^ 
ümiti  des  enfants,  les  droits  entre  les  contractants  comme  ipo^i 
et  les  autres  effets  civils". 
BcluSSSg!  ^^®  Folgen  dieser  Bestimmung  waren  noch  unheilvoller. 
Denn  es  war  fast  selbstverständlich,  dass  die  Geistlichen  streng 
darauf  hielten,  mit  ihrer  Trauung  der  Civilehe  voranzugebeo, 

^  Claus  in  den  Discuss.  a.  a.  0. 1, 611. 

>  Journal  officiel  du  royaume  des  Pays-Bas  4, 171. 
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und  es  ereignete  sich  nar  za  oft,  dass  die  Brautleute  sich  mit 
dem  priesterlichen  Segen  begnügten  und  den  Civilact,  der 
doch  ihrer  Verbindung  in  den  Augen  des  Gesetzes  allein  den 
Character  einer  Ehe  gab,  unterliessen.  Bei  fast  jeder  ein- 
zelnen Ehe  wurde  ^  der  Zwiespalt  zwischen  Staat  und  Kirche 
klaffend« 

Das  Gesetz  v.  10.  Januar  1817.  widerrief  denn  auch jSj'Jigir, 
die  beiden  Bestimmungen  und  kehrte  zum  alten  Kechte  zurück^. 


Im  J.  1830.  trennte  sich  Belgien  von  Holland  und     isso. 
wurde  ein  selbstständiges  Königreich. 

Die  Revolution  war  durch  eine  Coalition  der  katholischen 
und  liberalen  Partei  zu  Stande  gekommen  ^  und  die  erstere 
erwartete  jetzt  die  Belohnung  ihrer  treuen  Bundesgenossen- 
schaft, die  mehr  als  alles  Andere  der  nassauischen  Herrschaft 
geschadet  hatte. 

Schon  die  Beschlüsse  der  provisorischen  RegJe-^^^^'Q'^j^^;^. 
rungv.  12.  October  1830.,  wodurch  die  Freiheit  des  Unter-     ^^®- 
richtes  gewährleistet  wurde,   und  v,  16.  October,  welcher 
Versammlungsfreiheit  gestattete,  waren  dem  Clerus  günstig, 
noch  mehr  aber  der  arrStö  v.  16.  October  1830.',  dessen  ■gJJ^J'gjJ,^ 
Artikel  3.  — : 

,,£e«  lots  giniralea  et  particuUhes  entravant  le  libre  exer- 
cice  dun  culte  quelconque  et  asaujettissant  ceux  qui  Fexercent 
ä  des  formalitis  qui  froisaent  les  consciences  et  genent  la  mon 
nifestation  de  la  foi  professSe,  sont  igalement  abrogies**  — 
auch  fiir  die  Frage  der  Civilehe  entscheidend  war. 

Schon  nach  dieser  Bestimmung  konnten  die  Priester  straf- 
los  Ehen  einsegnen,  die  noch  nicht  vor  demCivilstandsbeamten^heninSgiicb. 
geschlossen  waren,  und  zum  Ueberflusse  Hessen  die  Bischöfe 
von  Namur  und  Lüttich  sich  das  am  22.  October  1830. 
noch  speciell  von  der  Begierung  gewährleisten^. 

Freilich  forderte  der  Erzbischof  v.  Mecheln  bald  nach- 
her —  am  28.  October  —  aUe  Geistlichen  auf,  sich  der  ihnen 
ertheilten  BefuCTisse  nicht  zu  bedienen^  und  nach  wie  vor 
nur  Civilehen  mit  der  kirchlichen  Weihe  zu  versehen,  aber 

^  Journal  officiel  du  royaume  des  Pays-Bas  10,3. 
^  DePotterde  Tunion  des  catholiques  et  des  lib^raux. 

3  Alle  drei  abgedruckt  in  den  Discussions  a.  a.  0. 1, 525.  f. 

4  Hym  ans  Töglise  et  les  überlas  beiges  (Bruxelles  185S.)  273. 
^  Vgl.  DiscuBS.  a.  a.  0. 1,  618. 
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der  Befehl  konnte  ohne  Weiteres  zurückgenommen  werden, 
und  das  Becht  der  Greistlichkeit,  die  Civilehe  zu  ignorken, 
war  kaum  zu  bezweifeln. 

Jedenfalls  kamen  aber  wirklich  solche  Yerbmdungen  vor, 
Terhandian-'^^  denen  sogar  nachher  die  dvile  Trauung  völlig  unteriawcD 
^lonak^*'  wurde.    Wenigstens  wurden  sie  in  den  Verhandlungen  des 
gresiea.    Natioualcongresses  erwähnt  *. 

Am  21.  Dezember   1830.  hatte  die   constituirende 
Versammlung  über  die  Freiheit  des  religiösen  Bekenntnisses 
^dir v.-'ü.""^®'^*^^'^"    ^^®  Artikel  14.  u.  15.  der  Verfassungsurkunde- 
wurden  vereinbart. 

Am  22.  Dezember  stand  der  Commissionsvorschlag: 
fi  Toute  intervention  de  la  Im  ou  du  magütrai  dant  la 
affaires  d^un  culte  quelconque  est  interdite" 
auf  der  Tagesordnung. 
Defacqi.  Dagegen  erhob  sich  Defacqz*.  Er  wies  daraufhin,  daas 

uUe  Culte  frei  und  unabhängig  sein  müssten,  aber  er  wollte 
dieselbe  Selbstständigkeit  auch  dem  Staate  gewahrt  wissen. 
,fllfaut  plus,  messieurs",  rief  er  aus,  „ilfatä  que  la  puisscm 
temporelle  prime  et  absorhe  en  quelque  sorte  la  puissance  spir^ 
tuelle,  parceque  la  loi  civile  itant  faxte  dans  Fintirei  tfe  tow, 
eile  doit  Femporter  sur  ce  qui  rCest  que  de  Fintiret  de  quelqtuf- 


uns". 


^^^l^  Namentlich  zog  er  das  Recht  der  Eheschliessung  in  den 
Kreis  seiner  Argumentationen.  Nach  dem  CommissionsTor- 
schlage  könnten  die  Geistlichen  in  der  Vornahme  von  Trau- 
ungen nicht  behindert  werden,  und  doch  welch'  eine  graMcn- 
lose  Verwirrung,  welch'  unsägliches  Elend  werde  die  Folge 
davon  sein,  zumal  der  priesterliche  Segen  nach  den  Vor- 
schriften des  Gesetzes  nicht  im  Stande  sei,  eine  Ehe  2U  b^ 
gründen.  —  Er  beantragte,  den  Commissionsvorschlag  abzu- 
lehnen. 

Damit  war  die  Frage  der  Civilehe  plötzlich  Gegenstand 
der  Debatte  geworden,   ohne  dass  ein  Theil  der  Congress- 

^  Discussions  a.  a.  O.  1, 587.  ff. 

*  Art.  14.  „La  libertd  de»  cultes,  celle  de  leur  ezerciee  public,  sin«  qo« 
la  libert^  de  manifester  ses  opinions  en  tonte  mati^re  sont  garaotieSi  wu^ 
r^pression  des  dälits  commis  k  Toccasion  de  Tusage  de  ces  Ubert^ 

Art.  15.  Nul  ne  peut  dtre  contraint  de  concourir  d'une  mBJukteq^ 
conque  aux  actes  et  aux  c^römonies  d*un  culte  ni  d*en  obsereer  lesjounde 
repos". 

>  Discussions  a.  a.  0. 1, 587. 
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mitglieder  vorher  auch  nur  geahnt  hätte,  zu  welchen  Erör- 
terungen der  proponirte  Art.  12.  führen  würde. 

Defacqz  wurde  auf  das  Wirksamste  von  Forgeur^  und    Henrtdi 
von  Henri  de  Brouckere'  unterstützt.  Der  letztere  empfahl  »«»uckert. 
dem  Artikel  12.,  für  den  Fall  der  Annahme,  einen  speziell  auf 
die  Eheschliessung  bezüglichen  Zusatz  zu  geben. 

Dagegen  erhob  sich  die  ganze  katholische  Partei.    De  ^pJlJ^.®** 
Kobaulx^  woUte  nur  einen  Act  der  Gerechtigkeit  darin  er- de  Robanix. 
blicken,  wenn  man  den  Geistlichen  erlaubte,  Ehen  einzusegnen, 
die  bürgerlich  ungültig  wären.     Jetzt  könne  jeder  Cleriker, 
eeiner  Grelübde  ungeachtet,  vor  dem  Civilstandsbeamten  eine 
Ehe  schliessen,  welche  die  Kirche  als  einen  Concubinat  brand- 
marke,  die  gegen  das  kirchliche  Gesetz  gehe.     „Eh  bient 
soyons  eonsSquenU  avec  nous-memes:  s^il  est  des  cos  oii  la  loi 
civile  pourra  froiaser  les  lois  canoniques,  admettons  la  riciprodii 
jpaur    celles-ci".     De   Gerlache*    erklärte   es   für   eine   In- da Oeriach«. 
consequenz,   die    Geistlichen    an   der   Trauung    zu   hindern, 
aus  Furcht,  dass  die  Brautleute  die  bürgerliche  Eheschlies- 
sung  unterlassen    und  in  zwar  kirchlich  gültiger  Ehe,  aber 
in  bürgerlichem  Concubinate   leben  könnten.     Warum  man 
denn    nicht    überhaupt    den    Concubinat    verbieten    wolle? 
Nothomb^  machte  darauf  aufmerksam,  dass  die  katholische  Notbomb. 
Partei  von  der  liberalen  jetzt  die  Unterstützung  verlange,  die 
ihr  wegen  ihrer  Bundesgenossenschafl  gebühre;  der  Abb^  deAbb^dcFoer« 
Foere^  glaubte  die  facultative  Civilehe  empfehlen  zu  müssen, 
da  die  rein  kirchliche  Eheschliessung  nicht  ganz  angebracht 
erscheine. 

Das  allgemeine  Stichwort  war  die  Freiheit  der  Kirche,  '^Kirehe^*' 
die  durch  den  Artikel  12.  garantirt  werden  sollte. 

Die  Debatte  wurde  am  23.  Dezember  festcresetzt.     De-   i>«f»«i«- 
lacqz  unterlag  mit  59  gegen  111  otimmen^. 

Wenn  nun  aber  auch  der  Antrag  auf  Beseitigung  des 
Art.  12.  gefallen  war,  so  gewann  doch  die  Ansicht  von  Henri 
de  Brouckere,  einen  auf  die  Civilehe  bezüglichen  Passus 
damit  zu  verbinden,  neuen  Boden.     Schon  am  24.  Dezembervier  Amend«. 
wurden  vier  darauf  abzielende  Amendements  gesteUt^,  welche 

^  ebenda«.  593.  —  ^  ebendas.  597.  —  ^  ebendas.  589. 

^  ebendas.  589.  —  ^  ebendas.  595. 

«  ebendas.  591.  —  7  ebendas.  620. 

9  Le  Grelle:  „Cependant  le  mariage  civil  devra  pröc^der  la  c6t6' 
monie  religieuse  du  mariage,  toutes  les  fois  qu'il  sera  possible  aux  parties 
iot^ress^es  de  se  marier  civilement^S    Henri  de  Brouckere:  „Cepen- 
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der  Centralsection  zur  Berathung  zugingen,  und  am  26.  De- 
xa Greue.  zember  ein  ausführlicher  Antrag  von  Le  Grelle  verleaen^der 
von  dem  Art.  12.  unabhängig  war^. 

„Z«  Congrh  national^*,  lautete  er,  „vu  Varreti  äu  gomtr- 
nement  provisoire  de  la  Belgique  du  16.  oetobre  1830; 

ConsidSrant  quHl  y  a  urgence  deprendre  dt8  mesures  propn^ 
ä  aasurer  Fitat  civil  des  citoyenB  et  ^itahlir  en  rigk  ghhak 
que  Facte  civil  de  manage  doit  pridder  la  bitUdicAon  mpMu 

dicriie: 

Art,  1.  Aucun  ministre  d'un  cuüe  quelconque  nepeutprc- 
eider  aux  cirimoniea  religieuses  du  mariage  qu'autant  qiu  b 
parties  lui  auront  fait  conster  que  le  mariage  a  iti  eontracti  ä(- 
vant  Voffider  de  Fitat  civil,  sauf  le  cas  constatS  par  tautoriü 
civilss  oü  le  mariage  civil  ne  pourrait  pae  avoir  Heu,  ä  ouüy 
aurait  urgence  religieuae,  reconnue  par  tautoriti  reUgieuse. 

Art,  2,  Toute  personne  qui,  ayant  concouru  ä  une  bim- 
diction  nuptiale  non  priddie  de  la  ciUbration  du  mariage  an/, 
n*en  au¥a  pas  fait  dans  les  trois  jours  la  diclaraiion  h  Foffiair 
de  rStat  civil,  sera  punie  des  peines  diterminies  par  fart  34».'. 
du  Code  pinal, 

Art,  3.  Les  extraits  des  registres  de  Fitat  civil  et  autnf 
piices  nicessaires  ä  la  dlibration  du  mariage,  sont  exempts  it  h 
formaliti  du  timbre  et  de  tous  autres  frais. 

Art,  4.  Le  pouvoir  exicutif  est  chargi  de  Fexicutum  d'i 
prisent  dicret". 

Ungeachtet  heftigen  Widerspruchs  wurde  auch  diese  Fro- 
position  der  Section  überwiesen. 

Am  5.  Februar  1831.  gelangte  der  Art-  12.  von  Neuem 
zur  Berathung^  und  jetzt  wurde  fast  mit  Einstimmigkeit  durcli 
jkrt.  16.  d.  einen  Compromiss  der  Parteien  die  folgende  Bestimmung  >Q* 
^''^'     genommen,  welche  den  Art.  16.  der  Constitution  bildet 

dant  les  zninistres  des  cultes  ne  peuvent  procäder  aux  c^r^monies  religieo^ 
d'un  mariage,  sans  qu'il  ait  ^t^  justifi^  d'un  acte  de  mariage  pr^alablenent 
re^u  par  les  officiers  de  T^tat  civil;  ils  sont  tenus  aussi  de  se  sournettreiui 
lois  sur  les  inhumations*'.  Ka  ik e m :  , J^eanmoins  les  mesures  qiu  fcroet 
trouYÖs  nicessaires  pour  assurer  l'ätat  civil  des  citoyens  ferontrobjetdels 
loi".  Forgeur:  „La  b^n^dictiou  nuptiale  ne  pourra  pr^c^derlacelA«* 
tion  du  mariage  civil.  La  Constitution  ne  reconnatt  de  mariage  TaJtUe^ 
susceptible  de  produire  les  effets  civils  que  celui  contractu  derant  Yoaof^ 
de  r^tat  civil  ^K  e  b  e  n  d  a  s.  624. 

^  ebendas.  649. 

>  ebendas.  2,466.  ff. 
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„L'Stat  n*a  le  droit  d^intervenir  ni  dans  la  namination,  ni 
dans  Finstallation  des  ministres  ^un  cuUe  queleonquey  ni  de  dd^ 
fendre  ä  ceux-^i  de  correspondre  avec  leura  supirieura,  et  de 
pubUer  leurs  actes,  sauf,  en  ce  demier  cos,  la  responsdbiliti  ordi- 
nedre  en  matiire  de  presse  et  de  pubUcation. 

Le  mariage  civil  devra  toujours  pricider  la  bhiSdiction  nup^ 
tiale  sauf  les  exeepiions  ä  itabUr  par  la  kn,  s'il  y  a  Ueu"^, 

Aufden  Antrag  vonDestouvelles  wurde  in  das  Sitzungs- i>«BtoQTaUaa. 
protokoU  aufgenommen,  dass  damit  die  Verordnung  der  pro- 
visorischen Begierung  v.  16.  October  1830.  aufgehoben  sein 
solle'. 

2.  Die  Bheinischen  Provinzen. 

Die  französischen  Revolutionskriege  waren  nicht  blos  zur 
Eroberung  unternommen.  Sie  sollten  auch  den  überwundenen 
Yölkem  das  y,  Evangelium  der  Freiheit  bringen,  sie  sollten 
ihnen,  wenn  auch  gegen  ihren  Willen,  alle  Wohlthaten  erschlies- 
sen,  welche  die  Bevolutlon  dem  Mutterlande  gewährt  hatte. 

Nicht  als  geringste  unter  diesen  erschien  die  Regelung 
der  Civilstandsverhältnisse  und  noch  mehr  die  Civilehe,  welche 
ein  altes  Problem  gelöst  haben  sollte:  die  Gebietsauseinander- 
setzung zwischen  Staat  und  Kirche  bei  einer  Materie,  welche 
beide  gleich  nahe  anging. 

Freilich  war  in  den  deutschen  Rhelnlanden  seit  Jahrhun-  ^Ji{^**5m* 
derten  nur  kirchliche  Eheschliessung  erhört  gewesen.    Gerade  ^*S25^d^, 
in  den  geistlichen  Territorien  war  die  kirchliche  Seite  der  Ehe 
besonders  betont   worden   und  hatte  das  kanonische  Recht, 
wenn  auch  in  einer  milden',  durch  die  gemischten  Confessions- 
Verhältnisse  bedingten  Weise,  guten  Boden  gefunden. 

Die  kirchliche  Gesinnung  des  Volkes  war  aber  gänzlich  Art  d.voikef. 
verloren  gegangen. 

Französische  Freigeisterei  und  Frivolität  hatten  allmäh- 

1  Vgl.  dazu  die  Bemerkungen  von  Bivort  Comment.  sur  ia  Constit. 
Beige  (Bruz.  185S.)  S.  9.  und  Verhaegen  ötudes  de  droit  public  (Bruz. 
1859.)  177. 

2  Discussions  a.  a.  O.  2,  470.  —  Zu  bemerken  ist  noch,  daas  die 

priesterliche  Benediction  in  Belgien  häufig  Seitens  der  Geistlichen  ver- 

ireigert  und  Seitens  der  Eheleute  verschmäht  wird.    Wenigstens  behauptet 

das  Mej  er  die  deutsche  Kirchenfireiheit  u.  d.  künftige  kathol.  Partei  (Leipz. 

1848.)  8.  51.  f. 

8  Das  gilt  namentlich  von  gemischten  Ehen.    Vgl.  Kopp  d.  kathol. 
Kirche  im  neunzehnt.  Jahrb.  (Mainz  1830.)  S68.  ff. 

Friedberg,  Ehetchlienung,  gg 
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lieh  die  Religiosität  unterhöhlt,  nnd  die  unmittelbare  Nahe  der 
schlaff  verweltlichten  geistlichen  Hofstaate ,  der  tägliche  Ver- 
kehr mit  einem  zahllosen  Clerus,  hatte  nicht  dazu  beigetrageo, 
die  Achtung  vor  der  Earche  zu  erhöhen. 

So  war  man  denn  den  französischen  Civilstandsgesetzeii 
nicht  gerade  aus  religiösen  Gründen  abgeneigt  Im  Gegen- 
theile,  man  nahm  sie  mit  derselben  Ruhe  und  Gdassenheit 
hin,  mit  der  man  sich  überhaupt  dem  französischen  Joche 
beugte,  ja  theil weise  betrachtete  man  sie  als  werthvoUe  Er- 
rungenschaft der  grossen  Revolution,  w^elche  auch  in  Deutsch- 
land mit  eisernem  Besen  die  Missstände  beseitigen  mÜBse. 

Aber  eigenthümlich  war  es  doch,  mit  welcher  Eilfertig- 
keit die  französischen  Waffen  die  bürgerlichen  Verhältnisse 
umzuformen  suchten.  Die  Civilehe  ging  unmittelbar  im  Ge- 
folge der  siegenden  Heere. 
^*«Tl7-**-  Durch  Beschluss  v.  25.  und  27.  Nivöse  d.  J.  HI. 
!"•  (14.  und  16.  Januar  1794.)  setzten  die  Volksrepräaentanten 
bei  der  Maass-  und  Sambre-Armee  fest,  dass  jeder  Ein- 
wohner der  eroberten  und  annectirten  Provinzen  nach  freieiQ 
Belieben  kirchlich  oder  bürgerlich  seine  Ehe  eingehen  könne^. 

Man  wollte  der  religiösen  Sitte  des  Volkes  noch  nicht 
geradezu  feindlich  entgegentreten.  Aber  man  hätte  die*« 
Milde,  diese  facultative  Civilehe  kaum  nöthig  gehabt  D^ 
Unterjochten  war  es  ziemlich  gleichgültig,  ob  sie  Deutsche 
blieben  oder  Franzosen  wurden,  sie  kümmerten  sich  nocl 
weniger  um  die  Berücksichtigung  ihrer  confessionellen  Yw- 
hältnisse:  der  republikanische  Rausch  schien  Nationalität  m 
Religion  in  gleicher  Weise  absorbirt  zu  haben.  j 

Am  5.  November  1797.  sandte  das  Directorium  in 
Paris  den  General -Regierungskommissar  Rudier  in  <hd 
Rheinischen  IProvinzen,  um  sie  nach  französischem  Muster  zQ 
organisiren.  Er  brachte  die  obligatorische  Civilehe.  Aid 
i2.^Fio^rvi.l2.  Flor^al  d.  J.  VI.  (1.  Mai  1798.)  wTirden  die  früheren  fttuJ- 
zösischen  Gesetze  über  den  Civilstand  publicirt^  und  ßeitüem 
nahmen  die  unter  französischer  Herrschaft  stehenden  Landes- 
theile  an  all'  den  Veränderungen  Theil,  welche  die  franzo^i- 

1  Vgl.  Philippid.  CiviUtandsges.  in  d.Königl.  Preuss.Bhein-ProTiu 
(Elberfeld  1855.)  224.  225. 

*  Recueil  des  r^glem.  et  arretes  ^manäs  du  commissnj"' 
de  Gouvernement  dans  les  quatre  nouveaux  departemcn* 
la  riye  gauche  duRhin,  Bd.  4.  Heft  7.  S.  14—144. 


▼.  24.  Man 
1810. 
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€chen  Civilstandsgesetze  betroffen  haben,  und  die  schon  oben 
ihre  Darstellung  fanden^.  — 

Nur  in  den  Ländern,  welche  bald  darauf  von  dem  fran- 
zösischen Reiche  abgetrennt  und  zu  eigenen  Staaten  organi- 
sirt  vnirden,  fand  eine  wenn  auch  nur  wenig  ^eigenartige  Fort- 
bildung dieser  Gesetzgebung  statt. 

So  in  dem  1806.  errichteten  Grossherzogthume  Berg.^'^JgJJJ,^' 

Dort  wurde  am  12.  November  1809.  der  Code  civil  c»deciTii. 
eingeRihrty  um  am  1.  Januar  1810.  in  Kraft  zu  treten^.    Ein 
ausführliches  kaiserliches  Decret  erläuterte  die  Vorschriften  vJrorSnn- 
über  den  Civilstand*,  und  zahlreiche  Erlasse  des  Ministers      *•**' 
Grafen  Nesselrode  suchten  die  mannichfachen  Zweifel  zu 
beseitigen,  welche  sich  bei  der  Handhabung  der  neuen  Ver- 
ordnung zeigen  mochten. 

So  wurde  am  7.  März  1810.  entschiedenS  dass,  der  fran-v.7.Marai8io. 
zösischen  Praxis  gemäss,  eine  nicht  auf  dem  Stadthause  ge- 
schlossene Ehe  doch  als  gültig  anzusehen  sei.  Am  24,  März 
wurden  Anordnungen  getroffen^  wegen  der  Einsendung  der 
von  den  Pfarrgeistlichen  geführten  Kirchenbücher  zur  Auf- 
bewahrung bei  den  Secretariaten  der  Gerichte  erster  Instanz, 
am  15.  Dezember  1810.  eine  genaue  Instruction,  die  Ur- 
kunden des  Personenstandes  betreffend,  gegeben^. 

Besonders  abweichend  war  nur^  dass  trotz  der  bürger- -^^Jj^jjljjj*; 
liehen  Verkündigung  auch  kirchliche  Aufgebote  zur  Schlies- 
sung der  Ehe  nothwendig  waren''. 

Die  spätere  Einverleibung  des  Grossherzogthums  in  das 
französische   Kaiserreich   änderte  an  den  Civilstandsverhält- 

1  Das  Verbot,  die  kirchliche  Trauung  vor  der  bürgerlichen  vorzu- 
nehmen, wurde  den  rheinischen  Geistlichen  durch  die  Verfügung  v. 
28.Fructidor  an  IX.  (15.  September  1801.)  eingeschärft  Recueil  des 
regL  et  arrSt^s  dman^s  du  commissaire  de  Gouvernement 
dans  les  quatre  nouveaux  d^partemens  de  la  rive  gauche  du 
Xihin.  Mainz  Bulletin  63.  S.S.  Auch  abgedruckt  bei  Philipp!  a.  a.  O.  126. 
undHermens  Handb.  d.  ges.  Staats-Gesetzgeb.  (Aachen  u.  Leipzig  1833.) 
1,848. 

«  Ges. Bullet,  für  d.  Grossherzogth.Berg.  Serie  2.  Nr.  1.  Nr.  2; 
SLUch  bei  Scott!  Samml.  d.  Ges.  u.  Verordn.,  welche  in  d.  ehemal.  Herzogth. 
Jülich,  Cleve  und  Berg  und  in  dem  vormaligen  Grossherzogth.  Berg  er- 
gangen sind.  3,3096. 

»  Ge8.Büllet.a.a.  O.Serie II. Nr.  I.Nr.  3.  Scotti  a.  a.  O.  3,  3097. 

4  Scottia.a.  0.3,3127. 

6  DieBerg.Präfectur-Acten(Dü8seldorf)S.  116. 

«  Scotti  a.  a.  O.  3,  3203.  —  Die  übrigen  Verfugungen  bei  Philip pi 
^  a.  O.  284.  ff, 

7  Bescr.  v.  24.  Jan.  1810.  bei  Scotti  a.  a.  0. 3,  3118. 

38* 
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^^^*J,^^®  nissen  nichts;  dagegen  brachte  die  Occupation  der  alliirten 
obcrung.   dcutschen  Truppen  eine  gewaltsame  Beaction. 

iTSS^iii.  Noch  am  1.  August  1814.  wurde  freilich  den  Milifir- 
personen  zur  Pflicht  gemacht,  vor  der  Copulation  die  bürger- 
liche Ehe  einzugehen,  es  sei  denn,  dass  sie  sich  von  den 

jJ^^^jg'J^Brigade-Predigem  trauen  liessen^,  aber  schon  am  22.  August 
wurde  die  Ehe  zwischen  Juden  und  Christen  verboten*  und 

«Ts«pt?i8i^  *°^  6.  Sept.  die  bisherige  Eheschliessungsform  ^bgeschaffi'. 

Man  griff  hier  zu  demselben  Auskunftsmittel,  welches 
auch  in  Belgien  i.  J,  1814.  und  im  Königreiche  Neapel  helfen 
sollte,  das  geltende  System  mit  dem  früheren  zu  verbinden, 
die  Civilehe  zu  behalten  und  die  kirchliche  doch  ebenfalk  ge^ 
setzlich  vorzuschreiben. 

justnsGruner.  „2?t«  Vermrrunff  der  Meinungen  und  die  manmAfacitn 
ärgerlichen  Vorgänge",  sagte  die  Verordnung  von  JuBtus 
Grüner,  „wekfie  durch  die  Bestimmungen  des  bürgerUehen  Gt- 
setzbuches  über  die  bürgerlichen  Heirathen  zum  Nachihak  da 
deutschen  Sinnes  für  Religion  und  Sitten  veranlasst  worden  «wi*. 
machen  es  höchst  nöthig,  den  daher  entstehenden  tiefgrdfmdiR 
TJebeln  auf  eine  Art  zu  begegnen,  welche  die  Absicht  jener  nod 
bestehenden,  gesetzlichen  Vorschriften  mit  den  kirchlichen  Sataa- 
gen  über  die  Heiligung  des  Ehebandes  und  ihren  erhabem 
Zwecken  in  Uebereinstimmung  bringe. 

Dieser  Motivirung  folgten  die  einzelnen  Bestimmung^ 
Danach  sollten  die  Ehen  durch  die  kirchliche  Trauung 
geschlossen  werden.  Die  bürgerlichen  Wirkungen  erhalten 
sie  aber  erst  durch  die  Eingehung  vor  dem  Richter,  welche 
der  kirchlichen  nachfolgt,  während  andererseits  wieder  die 
bürgerlichen  Aufgebote  dieser  vorangehen  müssen^. 

1  Philipp!  a.  a.  0. 238. 239. 

2  beiLottner,  Leitner  u.  Marquardt  Samml.  d.  f .  d. Kgl Freoss- 
Rhein-Provinz  seit  d.  J.  1818.  ergangenen  Verordng.  1,  Nr.  174.  S.  281. 

8  Lottner,  Leitner  etc.  a.  a.  0. 1,  Nr.  38.  S.  72. 

4  In  der  That  war  geklagt  worden,  dass  Viele  die  Trauung  im  biinlei^^ 
Zustande  nachsuchten  —  Synod.  1810.  P.  8.  —  Andere  die  kirchliche Eia- 
Segnung  ganz  unterliessen  —  Synod.  1810.  P.  17.  —  Die  letzteren  wurdeß 
als  excommunicirt  angesehen,  ihre  Kinder  nicht  getauft  und  confirmirt,  nt^ 
sie  selbst  ohne  Glockengeläute  begraben.  Vgl.  auch  Jacobson  Gesch. l 
Quell,  d.  evangel.  Kirchenr.  d.  Prov.  Rheinl.  u.  Westfalen  (Königsbe^ 
1844.)  814. 

^  §.  1.  Die  Ehe  wird  künftig,  wie  vormals,  nur  durch  die  priesteriicb^ 
Trauung  vollzogen. 

§.  2.  Der  Tag  und  die  Stunde  der  Einsegnung  bestimmen  denmacb  des 
Anfang  der  Ehe. 
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Dieses  complicirte  Gemisch  von  Civilehe  und  kirchHcher/''*"H5S".'* 
Eheschliessung  musste  eine  Menge  von  Bedenklichkeiten  fiir'**'^®'»*"'*'^ 
das  untere  Beamtenpersonal  hervorrufen. 

§.  8.  Die  bürgerlichen  Wirkungen  des  Ehe-Bündnisses  können  gleich- 
irohl,  so  lange  das  seitherige  Gesetzbuch  und  die  Gerichts-Verfassung  be- 
stehen, nur  aus  der  bürgerlichen  Ehelichungs« Verhandlung  rechtlich  in 
Anspruch  genommen  werden. 

§.  4.  Nach  diesen  Grundsätzen  kann  vom  Tage  der  Bekanntmachung 
der  gegenwärtigen  Verordnung  an  die  bürgerliche  Ehelichungs- Verhand- 
lung nicht  vollzogen  werden,  bevor  die  kirchliche  Einsegnung  geschehen  ist. 
§.  5.  Der  kirchlichen  Einsegnung  muss  gleichwohl  jedesmal  das  bür- 
gerliche Aufgebot  vorhergehen,  und  überhaupt  allen  bürgerlich  gesetzlichen 
Erfordernissen  zu  der  Schliessung  des  Ehe-Bündnisses  vollkommenes  Ge- 
nüge geschehen  sein. 

Der  Personalstands-Beamte  ertheilt  darauf  den  Verlobten  unentgelt- 
lich ein  auf  Frei-Papier  ausgestelltes  Zeugniss ,  dass  das  bürgerliche  Auf- 
gebot nach  der  Vorschrift  des  Gesetzes  erfolgt  ist,  und  überhaupt  der  Voll- 
ziehung der  bürgerlichen  Ehelichungs-Verhandlung  kein  Hindemiss  ent- 
gegensteht. 

§.  6.  Auf  Vorzeigung  dieses  förmlichen  Zeugnisses  kann  der  gesetz- 
liche Pfarrer  die  kirchliche  Einsegnung  vollziehen,  wenn  ihm  nach  dem 
ebenfalls  vorhergegangenen  kirchlichen  Aufgebote  keine  kirchlichen  Hin- 
dernisse bekannt  geworden  sind.  Der  Pfarrer,  welcher  die  kirchliche  Ein- 
segnung verrichtet  hat,  ertheilt  den  Verlobten  hierüber  ein  ebenfalls  unent- 
geltlich und  auf  Frei-Papier  geschriebenes  Zeugniss.  In  diesem  Zeugnisse 
müssen  Tag  und  Stunde ,  wann  die  Einsegnung  geschehen  ist,  so  wie  auch 
die  Namen  der  Zeugen  genau  verzeichnet  sein. 

§.  7.  Der  Personalstandsbeamte  hat  dieses  Zeugniss  vorab  zu  prüfen 
und  darnach,  ohne  andere  Förmlichkeiten,  als  die  Gegenwart  der  Verlobten 
und  der  Zeugen,  die  Ehelichungs-Verhandlung  zu  vollziehen. 

In  dieser  Verhandlung  muss  jedoch  die  geschehene  Beibringung  jenes 
Zeugnisses  sowohl,  als  der  Tag  und  die  Stunde,  wann  die  priesterliche  Ein- 
segnung geschehen  ist,  ausdrücklich  bemerkt  werden. 

§.  S.  Das  kirchliche  Aufgebot  kann  mit  dem  bürgerlichen  gleichzeitig 
geschehen.  Der  Pfarrer  braucht  daher,  um  dieses  Aufgebot  vorgehen  zu 
lassen,  die  Vorlegung  der  in  dem  §.  5.  erwähnten  Bescheinigung  nicht  abzu- 
vr  arten. 

§.  9.  Die  priesterliche  Trauung  darf  unter  den  in  dem  Art.  65.  des  bür- 
gerlichen Gesetzbuches  bestimmten  Nachtheilen  in  keinem  Falle  über  Ein 
Jalir  nach  dem  Ablaufe  der  bürgerlichen  Aufgebots-Fristen  verschoben 
werden. 

§.  10.  Die  bürgerliche  Ehelichungsverhandlung  muss  bei  einer  Geld- 
strafe von  3  Thalem  für  jeden  Tag  der  längeren  Verzögerung  innerhalb 
24  Stunden  nach  der  erfolgten  priesterlichen  Trauung  vollzogen  werden. 

§.  11.  Sollten  die  Veriobten  in  der  Beobachtung  dieser  letzteren  Frist 
durch  Natur  oder  andere  ZuföUe  ein  Hindemiss  erfahren,  dessen  Hebung 
Di  cht  in  ihrer  Macht  steht,  so  haben  sie  dieses  sogleich  dem  Procurator  bei 
d^m  Tribunale  erster  Instanz  anzuzeigen,  und  eine  Ausdehnung  der  Frist 
nachzusuchen,  welche  jedoch  durchaus  nicht  weiter,  als  für  die  Dauer  des 
Hindernisses  erstreckt  werden  darf.  Ist  diese  Frist  bewilligt  worden,  so 
rousa  diese  Bewilligung  dem  Personenstands-Beamten  bei  der  bürgerlichen 
Heirath  vorgezeigt  und  in  der  Ehelichungsverhandlung  ausdrücklich  er- 
-wähnt  werden. 
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Sollten  die  der  bürgerlichen  Eheschliessimg  beiwohnen- 
den  Zeugen  gemäss  Art.  37.  des  Code  civil  nur  groBsjälirige 
Männer  sein?  Auf  welche  Art  sollte  man  die  Genehmigimg 
der  Eltern  darthun?  Ist  die  Ablesung  des  sechsten  Capitek 
des  Code  noch  femer  nothwendig?  Alle  diese  und  ähnEche 
Fragen  wurden  aufgeworfen  und  schliesslich  authentisch  m 
dem  Geiste  des  neuen  Gesetzes  heraus  dedarirt 

ircrdcn gelöst  Als  Zcugcu,  antwortete  der  General-Gouverneur', 
könnten  auch  Frauen  dienen,  da  die  kirchliche  Einsegnimg 
jetzt  die  Ehe  begründe;  die  elterliche  Genehmigung  müsse  zu 
den  bürgerlichen  Aufgeboten  beigebracht  werden,  die  Ver- 
lesung des  erwähnten  Capitels  könne  fortfallen.  — 

löTApJuwii.  Eine  weitere  Verordnung  wurde  dann  von  Grüner  am 
15.  April  1815.  erlassen*,  wodurch  einige  von  den  „w  lästi- 
gen als  eiteln,  den  deutschen  Sitten  gar  nickt  anpassenden  Formor 
litäten,  mit  denen  die  französischen  Gesetze  die  AbschKeutm^ 
der  Ehen  erschwert  haben",  namentlich  die  Art.  70.,  71.,  72^ 
151.  und  155.  des  Code  civil  aufgehoben  wurden.  Eheleute, 
deren  zur  Eheschliessung  ausreichendes  Alter  erwiesen  sei, 
sollten  weiter  keines  Taufscheines  bedürfen,  Personen  über 
'  25  Jahre  weder  elterliche  noch  grosselterliche  Genehmigung 
nachsuchen  müssen  und  endlich  für  die  Beglaubigung  der 
Notorietätsacte  statt  sieben  nur  noch  drei  Zeugen  erforderüdi 
sein,  die  Bestätigung  des  Gerichts  aber  fortfallen. 

yoTsSlrrnft         Auch   nachdem    die   vormals    bergischen   Lande  in 
Prenwen,   Preusscu  einverleibt  warcu,  blieb  dies  ursprünglich  nur »1* 
Provisorium  eingeführte  Kecht  bestehen. 

Aber  die   bürgerliche  Eheschliessung   muss   denn  doch 
wohl  die  Concurrenz  mit  der  kirchlichen  nicht  ausgehaltea 

KAb..ordre  t^^ben;  zahlreiche  Unordnungen  griffen  Platz,  welche  ein  Eb* 
V.  28.^jani  schreiten  der  Behörden  —  Kabinetsordre  v.  23.  Juni  1833/^ 

§.  12.  Wird  die  Ehe  innerhalb  der  bewUligten  Frist  getrennt,  iorA 
nach  deren  Ablauf  die  bürgerliche  Ehelichungsverh^idlung  nicbt«  dest^ 
weniger  als  vollzogen  in  die  Personenregister  eingetragen. 

§.  18.  In  Ansehung  des  kirchlichen  Aufgebote  und  der  priesterliche« 
Trauungen  treten  übrigens,  neben  den  obigen  Bestimmungen,  diejeaiges 
Verordnungen  wieder  in  Kraft  und  Wirksamkeit,  welche  vor  derEinftihn^? 
des  Civil-Gesetz-Buches  hierüber  bestanden  haben;  namentlich  die  ^«^ 
Ordnungen  v.  8.  November  1802.  (Scotti  a.  a.  O.  2,  2669.),  28.  Odob^r 
1803.  (ebendas.  2719.)  und  6.  April  1804.  (ebendas.  2750.) 

1  80.  September  18U.  beiLottner  a.  a.  0. 1,  Nro.  44.  S.  77. 

s  ebendas.  1, Nro.  55.  S.  84. 

3  e b  e  n  d  a  s.  8, 662.    Diese  bestimmte :  ^ 

„1.  Der  copulirende  Pfarrer  hat,  bei  Vermeidung  einer  Orduungsrt^'^' 
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—  nothig  machten,  und  vorsorgliche  Maassnahmen  erforderten. 

Indess  auch  damit  schien  noch  nicht  geholfen.  Kam  es 
doch  vor,  dass  Paare  sich  kirchlich  trauen  liessen  und  dann 
der  Bräutigam  verweigerte,  die  bürgerliche  Ehe  zu  schliessen. 
Freilich  musste  er  deswegen  die  gesetzliche  Strafe  zahlen, 
aber  die  Braut  war  betrogen,  ihre  Kinder  uneheliche.  So 
dachte  man  schon  i.  J.  1844.  daran,  das  Grunersche  Gesetz  i844. 
ganzlich  zu  beseitigen^. 

Aber  erst  die  Kabinetsordre  v.  15.  April  1848.^  die  ^^;'^'^':? 
auf  den  Wunsch  der  rheinischen  Provinzen  und  im  Anschlüsse      i^^- 
an  §.  5.  der  Verordnung  v.  6.  April  desselben  Jahres' 
erlassen  wurde,  that  das,  und  unterwarf  die  zum  ehemaligen 
Grossherzogthume  Berg  gehörigen  Länder  wiederum  den 
Vorschriften  des  Code  civil. 


In  den  übrigen  rheinischen  Provinzen,  mit  Ausnahme  des  Dj«  «brifiren 

,        °  ^  ^  ,  rheiodüichen 

Bezirkes  zwischen  Weser  und  Bhein^,  liessen   die  Civil-  r«)Tin2cn. 

sofort  nach  der  priesterlichen  Trauung  dem  betreffenden  Civilstandsbeamten 
von  der  Copulation  Nachricht  zu  geben,  und  das  im  §.  6.  der  Verordnung 
erw&hnte  Copulationszeugniss  nicht,  wie  darin  yorgeschrieben  ist,  den  Co- 
puürten  selbst  einzuhändigen,  sondern  unmittelbar  dem  Civilstandsbeamten 
einzusenden ,  von  welchem  dasselbe  den  Getrauten  erst  nach  berichtigtem 
Civilstands-Acte  ausgeantwortet  werden  darf. 

2.  Der  Civilstands-Beamte  hat,  bei  Vermeidung  der  in  den  Art.  192. 
und  198.  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  angedrohten  Strafe,  seinerseits  so- 
gleich nach  £mpfang  des  Copulationszeugnisses  die  Parteien ,  wenn  sie  sich 
nicht  vor  ihm  gestellt  haben,  zu  einem  höchstens  auf  acht  Tage  hinaus  aus- 
zusetzenden Termine,  unter  Androhung  der  unter  No.  4.  bestimmten  Strafe, 
zur  Aufnahme  des  Civilactes  vorzuladen ,  und  wenn  sie  in  dem  Termine  sich 
nicht  beide  einfinden ,  hiervon  dem  Ober-Procurator  unverzüglich  Anzeige 
zu  machen,  damit  dieser  wegen  der  Säumniss  gegen  die  Ausgebliebenen 
sofort  vor  dem  Landgerichte  einschreite. 

3.  Gleichzeitig  hat  der  Civibtandsbeamte  in  eben  den  Formen,  unter 
welchen  nach  §.  5.  der  Verordnung  v.  6.  Septbr.  1814.  vor  der  priesterlichen 
Trauung  das  bürgerliche  Aufgebot  publicirt  werden  muss,  die  Nicht- Voll- 
ziehung des  bürgerlichen  £he-Actes  zur  Warnung  des  Publikums  bekannt 
zu  machen,  wonächst  es  den  betreffenden  Parteien  überlassen  bleibt,  die 
später  erfolgte  Berichtigung  des  Civil -Actes  wiederum  öffentlich  anzu- 
zeigen. 

4.  Statt  der  im  §.  10.  der  gedachten  Verordnung  auf  jeden  Tag  des  Ver- 
zuges in  Vollziehung  des  Civil-Actes  gesetzten  Geld-Strafe  von  S  Thalem 
wird  überhaupt  eine  Geldbusse  von  5  bis  50  Thalem  festgesetzt*'. 

1  Akten  des  Minister,  d.  geistl.  Angelegenheiten  (mir  zur 
Disposition  gestellt  durch  die  Güte  des  Hm.  Ministers  Dr.  v.  Müh  1er). 

«  Lottner  a.  a.  O.  9,Nro.  150.  S.  296. 

8  Lottner  a.  a.  O.  9, 291:  „Die  Ausübung  staatsbürgerlicher  Rechte 
ist  fortan  von  dem  religiösen  Glaubensbekenntnisse  unabhängig ". 

4  Verf.  V.  31.  D  ecbr.  1814.  bei  Scott!  a.  a.  0.  5,  3080. 
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Gouverneure  der  alliirten  Truppen  das  Recht  der  firanzoei- 
schen  Gesetzgebung  bestehen. 
Biflcher.  FreiUch  hob  Blücher  selbst  durch  einen  Tagesbefehl  t. 

4.  Juni  1815.^  die  Vorschriflben  über  die  Civilehe  zu  Gunsten 
der  Landwehrmänner  auf,  aber  das  sollte  doch  nur  eine  pro- 
visorische Maassregel  sein,  die  nur  der  Missverstand  der  Geist- 
lichen für  definitiv  halten  konnte '. 

Diesen  wurde  im  Gegentheile  sehr  bald  die  Strafu- 
drohung  in  Erinnerung  gebracht,  welche  der  Code  penal 
für  die  der  Civilehe  vorgängige  Trauung  ausgesprochen  hatte. 
Aber  kirchliche  EheschHessung  scheint  dennoch  häufig 
genug  sogar  ganz  ohne  Civilact  vorgekommen  zu  sein.  Wenig- 
stens musste  gleich  nach  der  preussischen  Besitzergreifbng 
Feb^'isie. ®"^  Edict  ergehen  —  27.  Februar  1816.*  — ,  welche«  die  «o 
geschlossenen  Verbindungen  nachträglich  legalisirte. 

Dann  aber  blieb  in  den  preussischen  Kheinprovln- 

zen^  die  französische  Civilehe  bestehen,  und  als  die  wichtigen 

Artikel  199.  imd  200.  des  Code  p^nal  mit  diesem  Geset^ 

buche  selbst  im  Juli  1851.  fortgefallen  waren,  setzte  das  neue 

®*'Ä**"  Strafgesetzbuch  im  Art.  XII.  §.  5.  fest: 

„  Geistliche  und  andere  Religionediener ,  welche  zu  den  n- 
ligiöeen  Feierlichkeiten  einer  Heirath  schreiten,  ohne  dass  ihntn 
nachgewiesen  ist,  dass  vorher  eine  Heirathsurkunde  von  dm 
Civilstandsbeamten  aufgenommen  worden  sei,  werden  mit  GS- 
busse  bis  zu  Einhundert  Thalem,  im  zweiten  Rückfalle  mit  Gt- 
fängniss  bis  zu  drei  Monaten  bestraft". 
gti?d???SS."i.  V^^  ^®^  Abänderungen  der  preussischen  Gesetzgebung 
•^^JJfbunT*'"^*''^  ich  nur  wenig  anzuführen. 

K*b.-ordre         Durch  die  Kabinets ordre  v.  22.  November  1828/ 
^"  1828.^^"  wurde  die  Zahl  der  Zeugen  bei  den  Notorietätsacten  von  sieben 
auf  vier  heruntergesetzt.    Der  von  dem  Friedensrichter  auf- 
genommene Notorietätsact  sollte  von  diesem  Beamten  in  Ab- 
schrift dem  Ober-Procurator  bei  dem  betreffenden  Landgerichte 

1  Publicirt  v,  General -Gouveraements-CommiBsar  zu  Gobleni  u» 
14.  Juni. 

>  Verordn.d.Immediat-Justiz-Cominiss.  y.  12.  M&n  iSlS.bei 
Lottner  1,  Nro.  289.  S.  494. 

3  Gesetz-Samml.  Nro.  9.  Nro.  347.  S.  122. 

^  d.  h.  im  Bezirke  des  Appellationsgerichtes  zu  Cöln  {^^^ 
preuss.  Rheinufer,  früheres  Grossherzogthum  Berg,  Ora&chsiten  Gim* 
born-Neustadt,  Homburg  an  der  Marck  und  freie  Standeaherr- 
Schaft  Wildenburg-Schönstein.)  Schulte  Ehexecht  494. 

*  Ges.-SammL  f.  1829.  Nro.  1.  Nro.  1167.  S.  1. 
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zugeschickt,  yon  diesem  mit  seinem  Gutachten  dem  Land- 
gerichte vorgelegt,  das  Bestätigungs-Urtheil  auf  die  nämliche 
Urkunde  geschrieben,  diese  dem  Ober-Frocurator  wieder  ein- 
gehändigt und  dann  an  die  Interessenten  überschickt  werden. 
Sonst  wurde  meist  nur  die  Beobachtung  der  alten  Bestimmun- 
gen eingeschärfte. 

Dagegen  versprach  und  versuchte  die  preussische  Ke-^*,^^jj;*jff 
gierung  die  ganze  Civilehe  zu  beseitigen.  «nheben. 

Die  Frage  der  gemischten  Ehen  hatte  schon  seit  längerer  ^^«n^** 
Zeit  die  Aufmerksamkeit  der  Begierung  auf  sich  gezogen. 
War  doch  in  den  rheinischen  Landen  die  Praxis,  welche  die 
Declaration  v.  1803.^  als  einen  „Missbrauch"  gerügt  hatte, 
das  Abfordern  von  Sponsionen  Seitens  der  Verlobten  mehr 
und  mehr  üblich  geworden. 

Vergeblich  suchte  die  Kabinetsordre  v.  17.  August  ^^•^'^{^'J 
1825.^  Hülfe   zu   bringen:    die  Begierung   musste  mit  dem      e^^- 
Papste  in  directe  Unterhandlung  treten. 

Das  Resultat  derselben  war  das  Breve  Pius  VIII.  v.  ^^V^jjf 
25.  März    1830.*    und   die  Instruction   des   Kardinals  »»riiW. 

iDStract«  d. 

Albani  v.  27.  desselben  Monats^   an   den  £rzbischofKard.Aibani 
von  Köln  und  die  Bischöfe  von  Trier,  Paderborn  und    '  isso. 
Münster. 

Dadurch  war  freilich  den  Forderungen  des  Preussischen 
Staates  durchaus  nicht  Genüge  geschehen.    Denn  wenn  auch 
die  Sponsionen  blossen  Cautionen»  die  formellen  Versprechun- 
gen moralischen  Garantieen  gewichen  waren,  so  war  doch  die 
danach  gebilligte  Praxis  von  der  in  den  alten  Provinzen  herr- 
echenden  wesentlich  verschieden.    Namentlich  war  ein  Braut- 
examen  gefordert,  von  dessen  Ergebniss  die  Zulassung  der 
Trauung  abhängig  gemacht  werden  sollte,  und  die  Thätigkeit 
der    Gütlichen  wurde  auf  die  assistentia  passiva  beschränkt. 

Dennoch  nahm  die  Begierung  von  weiteren  Schritten  in^*°^J7°n 
Rom  Abstand,  nachdem  der  Papst  1834.  erklärt  hatte,  durch  ^^^l^;^ 
sein   Gewissen  an   der  Aenderung   des  Breve  behindert  zu 

^  Alle  Verordnungen  sind  gesammelt  bei  Philip pi  a.  a.  O. 

2  Gesetz-Samml.  v.  1825.  Nro.  18.  S.  222,  auch  bei  (Kamptz) 
Samml.  einiger  Landesges.  üb.  gemischte  Ehen  S.  104. 

3  Gesetz-Samml.  v.  1825. Nro.  18.  (Kamptz)  a.  a.  0. 108. 
^  Bheinwald Acta historico-ecdesiastica  8, 420. 

^  ebenda 8.  3,  428;  beide  Actenstücke  sind  auch  abgedruckt  in  der 
Oarlegung  des  Verfahrens  der  Freuss.  Begier,  gegen  d.  Erz- 
>isch.  V.Köln  ?. 25. November  1837.  (Berlin  1838.) Beil.  C. und D. 
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sein^.  Es  wurde  aber  jetzt  versucht,  ob  man  nicht  die  Bischöfe 
bewegen  könne,  auf  Grund  jener  päpstlichen  Kundgebungen 
sich  zu  einer  milderen  Praxis  zu  bequemen. 

Der  Erzbischof  von  Köln,  Graf  von  Spiegel,  wurde 
KonvenUonT.nach  Berlin  berufen  und  hier  mit  ihm  am  19,  Juni  18Jt 
eine  heimliche  Konvention  geschlossen^,  worin  er  die  moglichet 
mildeste  Interpretation  des  Breve  versprach.    Die  Cautionen 
wegen  der  Kinder-Erziehung  sollten  fortfallen,  £e  asmten^ 
paasiva  so   weit  wie  möglich  beschränkt  werden.    Dagegen 
nahm  auch  die  Regierung  Verpflichtungen  auf  sich:  den  evan- 
gelischen Pfarrern  sollte  in  der  Frage  der  gemischten  Ehen 
Mässigung  eingeschärft,  die  geistlichen  Gerichte  in  den  west- 
lichen Provinzen  so  schleunig  wie  möglich  organisirt  und  end- 
lich d^e  Civilehe  abgeschafft  werden. 
h?iJt\T         I^er  hierauf  bezügliche  Artikel  13.  lautete: 
^cwufht!'  '>^^  ^^  CivilnEhen  nicht  allein  überhaupt  zu  frmcKerki 

Unfug  Veranlassung  geben,  und  dem  katholischen  Volke  witoä/ 
als  der  katholischen  Geistlichkeit  ein  Gegenstand  des  AnsUmif 
sind,  sondern  da  auch  durch  die  jetzt  eintretende  Anerkenim^ 
der  evangelischen  Trauung  Seitens  der  katholischen  Kirck  » 
jenen  Provinzen  und  durch  die  Zulassung  der  kaüiohcy 
Trauung  in  den  meisten  Fällen,  der  Hauptgrund  wegfaUU  dvr(' 
welche  man  diese  aller  deutschen  Sitte  sowohl,  als  dem  La^^ 
rechte  ganz  fremde  Einrichtung  vertheidigt  hat,  so  sehemi  c^ 
dringend  nothwendig,  dass,  wo  möglich  bald  nach  Begründun; 
der  neuen  Praxis  hinsichtlich  der  gemischten  Ehen,  die  GWfw- 
keit  der  Ehe  von  der  kirchlichen  Trauung  abhängig  erklärt  tcer^^ 
Es  würde  zu  diesem  Zwecke  vollkommen  genügen,  dass  doi  E^' 
tragen  in  die  Civilstandsregister  mit  den  gesetzlichen  Folgen  rtra' 
beibehalten  bliebe,  aber  erst  nach  der  kirchlichen  Trauung,  binnoi 
einer  kurzen  Frist,  etwa  von  acht  Tagen  höchstens,  vorgenwm*^ 
würde,  die  blossen  Civilehen  aber,  welche  so  sehr  zur  EnUii^- 
lichung  des  Volkes  beitragen,  ganz  und  gar  aufhörten.  Ev^- 
solche  Maassregel  würde  alsdann  bloss  eine  Ausdehnung  der  k- 
reits  auf  dem  rechten  Rheinufer  eingeführten  Modißeaixon  d(f 
französischen  Gesetzgebung  sein,  und  dort  gewiss  eben  so  i^' 
einen  guten  Eindruck  beim  Volke  Iiervorbringen  und  eben  w/c«' 
erspriessUche  Folgen  für  die  religiöse  Bildung  des  Volkes  hah> 

1  Darlegung  a.  a.  0. 14.  f.  . 

»  Abgedruckt  in  der  Darlegung  a.  a.  O.Beilage  E.,  und  auch  b«* 
HeckertHandb.  d.kirchl.  Gesetzgeb.  Freusse ns  (Berlin  1846.) 2, 852. 8. 
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ak  dies  hier  der  Fall  ist.  Für  den  jetzigen  Augenblick  würde 
es  genügen  9  dose  die  Absicht  Seiner  Majestät,  diesen  Zustand 
möglichst  bald  eintreten  zu  lassen,  gegen  die  Bischöfe  aus^ 
gesprochen  werden  könnte*^.  — 

Es  waren  schwere  Beschuldigungen,  die  in  den  Worten  Jj^^JJ^^^^^*- 
der  Convention  gegen  die  Rheinlande  geschleudert  wurden.»***2J^*^- 
Man  durfte  billig  fragen,  welche  Beobachtungen  die  Regierung 
dazu  vermocht  hatten,  und  man  konnte  sich  um  so  mehr 
darüber  verwundem,  da  die  Zahl  der  Scheidungen  in  den 
Rheinlanden  spärlich,  die  der  unehelichen  Geburten  gering 
war,  und  da  es  damals  wie  heute  zu  den  seltensten  Ausnahme- 
fallen gehörte,  dass  ein  Paar  seine  civile  Ehe  kirchlich  zu 
heiligen  unterlassen  hätte^.  — 

DerNachfolgerdes  Grafen  Spiegel,  Clemens  August,  ^^'iJJJ^. 
erklärte  sich  bekanntlich  für  nicht  an  die  Convention  gebim-^*°^*j|JJJ55J^- 
den,  und  suchte  in  der  Frage  der  gemischten  Ehen  die  volle      ^°* 
Schärfe  des  kanonischen  Rechtes  walten  zu  lassen.    Es  kam 
zu  jenem  beklagenswerthen  Conflicte,  der  mit  der  Fortführung    wfrfm. 
des  Erzbischofes  endigte '• 

Die  Preussische  Regierung  war  danach  rechtlich  kaum 
noch  verpflichtet,  die  in  der  Convention  gemachten  Verheis- 
sungen  zu  erfüllen.  Wenn  sie  es  aber  in  der  Folgezeit  den- 
noch that,  so  erhellt,  dass  sie  weniger  damit  übernommenen 
Vertragspflichten  nachzukommen,  kirchliche  Forderungen  zu 
erfüllen  strebte,  als  vielmehr  eigene  Intentionen  verfolgen 
wollte,  dass  die  Civilehe  dem  Könige  Friedrich  Wilhemlll. 
und  dem  Ministerium  Altenstein  verwerflich  erschien,  und 
auf  jeden  Fall  beseitigt  werden  sollte^. 

^  Daraufwies  die  Abhandlung  vonFerrot  hin:  Ueber  diePenonen- 
standft-Gesetzgebung  der  Rhein-Provinz  in  d.  Annalen  f.  Rechtspflege 
u.  Gesetzgebung  in  d.Preuss.  Rhein-Provinzen  (Trier  1841.)  Bd.  1. 
Abth.  2.  S.  1 ;  auch  abgedruckt  bei  Herme  ns  a.  a.  0. 4, 5S.  ff. 

2  Vgl.  darüber  die  kurze  und  treffliche  Ausfuhrung  von  Richter  in 
Herzog  theolog.  Encyclop.  s.  v.  Droste-Vischering. 

9  Schon  i.  J.  1828.  hatten,  wie  die  Akten  des  Cultusministeriums  er- 
g^eben,  Verhandlungen  über  die  Aufhebung  der  Civilehe  in  den  Rheinlanden 
stattgefunden.  Die  Kabinetsordre  y.  13.  November  1828.  ermächtigte  den 
preussischen  Gesandten  in  Rom,  den  Papst  von  den  beabsichtigten  Refor- 
men zu  unterrichten,  um  dadurch  auf  die  Frage  der  gemischten  Ehen  ein- 
wirken zu  können.  Die  Unterhandlungen  und  Berathungen  zogen  sich 
dann  hin  bis  zum  J.  1834.,  wo  der  König  die  beschleunigte  Bearbeitung  des 
Gesetzentwurfes  befahl,  „da  ich  wünsche,  dass  die  bisherige  Einrichtung 
weg^en  ihres  entschieden  nachtheiligen  Einflusses  auf  die  Religiosität  und 
Sittlichkeit  sobald  als  möglich  abgeändert  werde".    Wie  ernst  Friedrich 
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Aber  die  Kegierung  sollte  noch  eine  Täuschung  er&hcQ. 
Sie  hatte  von  der  Stimme  des  Volkes  gesprochen,  welche  ach 
laut  gegen  die  Civilehe  erhebe,  sie  hatte  erklärt,  nur  die  von 
Aussen  an  sie  herangetretenen  Wünsche  erfüllen  zu  wollen: 
sie  wurde  belehrt,  dass  derartige  Gesinnungen  und  Fordens- 
gen  gar  nicht  vorhanden  waren. 
?5Jwn.w"         Im  J.  1839.  wurde  dem  fünften  rheinischen  Provin- 
^"^'■^^^^•'ziallandtage  ein  ausfuhrlicher  Gesetzentwurf  vorgelegt,  des- 
sen einzelne  Bestimmungen  die  Genehmigung  des  Papstes  er- 
entwarf,    langt  hatten ^  und  der  wesentlich  das  bergische  Becht,  jene 
Verschmelzung  der  kirchlichen  Trauung  und  der  bürgerlichen 
Standesbuchfuhrung,  auf  die  linksrheinischen  Lande  aoszo- 
dehnen  versuchte. 

Das  Princip  der  kirchlichen  Trauung  sollte  dabei  nach 
dem  Willen  des  Königs  als  feststehend  und  über  jede  Discoa- 
sion  erhaben  betrachtet  und  nur  „die  bei  der  Ausführung  zu 
beobachtenden  Modalitäten'^  berathen  werden. 
Debttten.  Die  Debatte  muss  —  nach  der  Uebersicht  der  Verhand- 

lungen zu  schliessen  —  eifrig  und  eingehend  gewesen  sein. 

Man  beklagte  zuvörderst,  dass  der  Landtag  die  Zweck- 
mässigkeit der  kirchlichen  Trauung  als  unbestreitbare  Tbt- 
sache  hinnehmen  solle,  man  wies  auf  die  Unverträglichkeit 
derselben  mit  einer  vollständigen  Registerfiihrung  hin,  man 
wünschte  durch  Unterhandlung  der  Regierung  mit  dem  Papste 
eine  Uebereinstimmung  der  kirchlichen  und  bürgerlichen  Eh^ 
hindemisse  herbeigeführt  zu  sehen  und  man  bat  endlich,  bb 
das  geschehen  sei,  den  Gesetzentwurf  ruhen  zu  lassen.  — 
«hkdfw"  ^^^  ^  andtagsabschied  des  Königs  v.  26.  März  1839.' 
Mära  1889.  sprach  ziemlich  unverholen  seine  Verwunderung  über  die  For- 
derungen der  Stände  aus. 

,,  Nachdem  Wir  Unseren  getreuen  Ständen** y  hebst  es,  y/^ 
Oesetz-Entwurf  wegen  Abschaffung  der  Civilehe  erlassen,  gesM 
dies  in  der  Voraussetzung,  dass  dadurch  den  Wünschen  und  d^ 
religiösen  Bedürfnisse  der  Provinz  begegnet  werde;  Aenderungin 
der  bestehenden  Gesetzgebung  hinsichtlich  der  Ehehindemisse  her- 
beizuführen, lag  nicht  in   Unserer  Absicht;    Wir  haben  daher 

Wilhelm  ni.  die  Angelegenheit  nahm,  beweisen  die  sieben  Kabioet«- 
Ordres,  die  er  vom  24.  Dezember  1884.  bis  1.  September  1SS6.  erliess,  00 
die  Ausarbeitung  des  Entwurfes  zu  beeilen. 

1  Der  fünfte  Rhein.  Landtag(Coblenz  1839.)  11. 

2  ebendas.  114. 
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nicht  erwarten  können^  dass  Unsere  getreuen  Stände  die  Aus-- 
führung  des  Gesetz-Entvmrfes  erst  alsdann,  wenn  die  in  Ansehung 
der  Ehehindemisse  zwischen  dem  kanonischen  und  dem  Civilrechte 
stattfindenden  Verschiedenheiten  ausgeglichen  werden,  für  mög^ 
lieh  halten  und  deshalb  ihren  Antrag  zunächst  auf  Einleitung 
von  hierauf  bezüglichen  Verhandlungen  mit  dem  römischen  Stuhle 
richten  würden.  Uebrigens  finden  Wir  Uns  bewogen.  Unsere 
Allerhöchste  Entschliessung  über  den  den  Ständen  vorgelegten 
EniMurf  weiterer  Erwägung  vorzubehalten**.  — 

Seitdem  iet  aber  kein  Versuch  mehr   gemacht  worden, 
das  Becht  des  Code  civil  abzuschaffen. 


In  der  zum  Grossherzogthume  Hessen-DarmstadtRbeinheMen. 
gehörigen  Provinz  Rhein-Hessen  gilt  vollständig  das  Becht 
des  Code  civil*. 

Die  Strafe  der  Geistlichen,  welche  ohne  vorangegangene 
Civilehe  trauen,  ist  jedoch  durch  Ausschreiben  des  Ober-^^^'2^;,jj_ 
Consistorium  v.  2h  August  1838.  auf  100—500  Francs ^-"ig^"^ 
und  Gefangniss  von  einem  Monate  bis  zu  zwei  Jahren'  und 
durch  das  Gesetz  v.  17.  September  1841.  auf  höchstens  gSi/i^l. 
drei  Monate  Gefangniss  ermässigt,  die  im  Code  p^nal  an- 
gedrohte Deportation  dagegen  aufgehoben  worden'. 


Aber  auch  Bhein-Hessen  war  eine  Zeitlang  in  derLage,^^JJ52i*'M* 
£ur  die  durch  das  französische  Becht  eingeführte  Civilehe  bewuigen. 
eifrig  kämpfen  zu  müssen. 

Am  17.  Dezember  1820.  war  im  Grossherzogthume ^"^•■^'^•^' 
Hessen  eine  mit  den  Ständen    vereinbarte  Verfassungs- 
urkunde  publicirt  worden,  deren  Art.  103.  eine  gemeinsame 
Civil-  und  Strafgesetzgebung  verhiess*.    Man  wollte  eben  die 
Schranke,  welche  zwischen  den  rheinischen  und  althessi- 

1  Vgl.  Fertsch  Handb.  d.  bes.  Kirchenrechts  d.  evangel.  Kirche  im 
Orossherzogth.  Hessen  (Friedberg  185S.)  285.  Köhler  Handb.  d.  kirchl. 
Qesetzgeb.  d.  Grossherzogth.  Hessen  (Darmstadt  1848.)  2, 682.  ff.  706.  ff.  — 
!Eiiie  Instruction  über  Führung  der  Civilstandsregister  hat  der  General- 
Staatsprocurator  des  Ober-Gerichts  für  Rhein-Hessen  am  7. 
September  1887.  erlassen.  Arch.  d.  grossh.  hess.  Ges.  u.  Verordn. 
7,  895.  ff. 

«  Fertsch  a.  a.  0. 283.   Köhler  a.  a.  O.  2, 709. 

»  Kohler  a.  a.  O.  2,  711.,  wieder  eingeschärft  durch  den  Obercon- 
sistorial-Erlass  y.  25.  November  1862.  in  Moser  Allgem.  Kirchenbl. 
1863,  16. 

A  Zachariae  d.  deutsch.  Verfass.-Ges.  d.  Gegenwart  415. 
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sehen  Provinzen  durch  das  verschiedene  Recht  errichtet  war, 
vernichten  y  auch  waltete  wohl  auf  rheinischer  Seite  die  Hoff- 
nung vor,  dass  das  geschlossene  und  wohl  erprobte  System 
des  Code  in  jeder  Beziehung  den  Sieg  davon  tragen  werde.  — 
Lange  Zeit  schien  indess  die  Absicht  der  Legislation  in 
den  Hintergrund  getreten  zu  sein,  als  endlich  die  Stände  im 
183B/6.  J.  1835.  mit  der  Regierung  die  Vereinbarung  trafen,  zuvörderst 
die  Arbeiten  für  das  Civilgesetzbuch  beginnen  zu  lassen. 

E^SJJrf.  ^^  ^^  ^®^^  ^'  "^^  ^^^'  ^^^  Entwurf  der  ersten  Ab- 

theilung des  bürgerlichen  Gesetzbuches  vollendet 
^**S^*^^'  Seine  Stellung  zur  Civilehe  war  durchaus  feindlich.  D^^ 
Motive,  selbe  hätte  höchstens  darin  ihre  Vorzüge,  erklärten  die  Motive, 
dass  sie  Conflicte  zwischen  Staats-  und  Kirchengewalt  ver- 
hüte, aber  einerseits  seien  diese  in  der  protestantischen  TSrcbe 
ganz  unmöglich,  da  hier  in  dem  Landesherm  sich  die  Perso- 
nalunion des  staatlichen  und  kirchlichen  Regiments  verkörpere, 
und  andererseits  gäbe  es  doch  noch  andere  Auswege,  als  die 
Civilehe,  Mittel,  die  nicht  so  gegen  die  religiösen  Gefühle  des 
Volkes  verstiessen,  um  einen  etwaigen  Zwiespalt  mit  der 
katholischen  Kirche  zu  vermeiden. 

So  wurde  denn  als  Grundsatz  an  die  Spitze  des  ehereckt- 
lichen  Systems  die  Vorschrift  gestellt: 

„Eine  Ehe  unter  Christen  kann  anders  nicht,  als  durch  Si 
priesterliche  Trauung  geschlossen  werden**,  und  als  Auskünfte- 
mittel  für  etwaige  Trauungsweigerungen  hinzugefügt,  dass  sich 
dann  die  Brautleute  von  jedem  anderen  Geistlichen  des  Landes 
ohne  Rücksicht  auf  die  Confession  trauen  lassen  könnten. 

Aber  dies  System  fand  nicht  nur  bei  der  rheinischen  Be- 
völkerung geringen  Beifall,  auch  die  zur  Begutachtung  auf- 
geforderten Gerichte  erklärten  sich  in  ihrer  Mehrzahl  dagegen? 
meist  mit  specieller  Befürwortung  der  Civilehe*, 
^"18«/^'  So  wurde  denn  auch  eine  Umarbeitung  vorgenommen 

die  i.  J.  1844.  in  zahlreichen  Exemplaren  über  das  ganze 
Land  hin  verbreitet  wurde. 
wVchLEh?."  Characterisirt  wurde  dieser  Entwurf  durch  Art.  33.  Tb.  2^ 
«cbueMong.  welcher  die  Ehe,  „mit  Ausnahme  der  Fälle  des  Art.  37.,  dnrd^ 
geistliche  Trauung  nach  religiösem  Gebrauche  in  der  Kirche,  od^ 
in  jedem   sonstigen,    zur  Gottesverehrung   bestimmten  Gehäm^ 

1  Verhandl.  d.  zweit.  Kammer  d.  Landstände  d.  Grossher- 
zogth.  Hessen  i.  J.  1844/6.  Protokolle  Bd.  4.  (Darmstadt  1846.)  No'^ 
S.  78. 


yn.  Der  Code  civil  anss.  Frankreichs.  2.  Die  Rhein.  Proyinzen.     607 

öffentlich^'  schliessen  Hess,  während  der  angezogene  Art.  37.    Art.  st. 
lautete: 

ff  Machen  die  Verlobten  hei  dem  Einzelrichter  die  Anzeige,   citSehe? 
dcise  der  zuständige  Geistliche^  die  Trauung  verweigere,  so  hat 
das  Gericht  denselben  aufzufordern,  sich  binnen  einer  anzube^ 
raumenden,  angemessenen  Frist  über  diese  Weigerung  zu  erklären. 

Ist  diese  Frist  verstrichen,  oder  enthält  die  Erklärung  keinen, 
auf  den  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechts,  oder  der  Ver^ 
waltung  beruhenden  zulänglichen  Grund  der  Trauungsverweige- 
rung,  so  können  die  Verlobten  von  dem  Einzelrichter  die  Er- 
laubniss  fordern,  sich  bürgerlich  trauen  zu  lassen*'. 

Das  geschieht  dann  nach  Vorschrift  des  Art.  40.  öffent-    Art.4o. 
lieh  auf  dem  Gemeindehause ,  in  Gegenwart  zweier  Zeugen, 
durch   Austausch   des    Consenses   und  darauf  folgende  Er- 
klärung des  Civilstandsbeamten. 

Die  Aufgebote  sollten  allein  bei  der  bürgerlichen  Behörde  Aufgebote. 
erfolgen,   die  Registerfuhrung   durch  Civilstandsbeamte   und   Beguter. 
Pfarrer  vorgenommen  werden. 

Die  Motive  des  Gesetzes  wiesen  vor  allen  Dingen  auf  Motive. 
die  religiöse  Gresinnung  des  Volkes  hin,  die  durch  Einfuhrung 
der  Civilehe  auf  das  Empfindlichste  verletzt  werden  würde, 
und  glaubten  andererseits  durch  den  Artikel  37.  alle  etwaigen 
Conflicte  im  Keime  erstickt  zu  haben. 

Am  20.  November  1846.  besannen  die  Verhandlungen  ?*™«^«'- 

o  ^  o  ^    hendloDgen. 

der  zweiten  Kammer,    welche  mehrere  Tage   hindurch   mit 
grossem  Eifer  gepflogen  wurden. 

Denn  wenn  einerseits  die  althessischen  Abgeordneten  cr-J>*«  AHhewen 
klärten,  dass  ihre  Wähler  durch  die  Kränkung  des  Principes     heuen. 
der  althergebrachten  kirchlichen  Eheschliessung  auf  das  Tiefste 
in  ihren  Gefühlen  verletzt  würden,  so  betonten  die  rheinhessi- 
schen die  Aufregung,  die  sich  ihrer  ganzen  Provinz  bemächtigt    - 
habe,  die  Unzahl  von  Petitionen,  welche  um  Beibehaltung  der 
Civilehe  bäten*. 

Sie  wiesen  darauf  hin,  wie  sni  der  Sittlichkeitszustand  Argnmento 

o         •  .  •     WrdleClvlU 

ihrer  Heimath  sei,   wie  Scheidungen  dort  verhältnissmässig      ehe. 
selten,  und  vor  Allem,  wie  seit  der  Einfuhrung  des  Code  erst 

^  Danach  sollte  der  Pfarrer  der  Braut  und  des  Bräutigams,  auch  wenn 
diese  "weit  von  einander  wohnten,  um  die  Trauung  angegangen  werden 
müssen. 

«  Verhandl.  a.  a.  O.  Protok.  No.  77.  S.  71. 
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sechs  bis  acht  Falle  bekannt  seien,  dass  Eheleute  die  kirch- 
liche Trauung  verschmäht  hätten^. 

Von  beiden  Seiten  wurde  mit  allen  wissenschaftlichen 
Argumenten  gekämpft,  und  die  Debatten  beanspruchen  schon 
deswegen  ein  nicht  geringes  Interesse ,  weil  sie  zuerst  in 
Deutschland  in  eingehendster  Weise  das  Institut  der  Civilehe 
erörterten. 

Die  Einen  wiesen  auf  die  geschichtliche  Entwicklung  hin, 
welche  so  vielfach  zur  Civilehe  geführt  habe,  <Me  Anderen 
sprachen  von  dem  ehrwürdigen  Alter  der  kirchlichen  Trauung, 
die  Bheinhessen  betonten,  wie  durch  ihr  Kecht  alle  CJonfiicte 
bei  gemischten  Ehen  vermieden  würden,  die  Althessen  üilirten 
die  preussischen  Rheinlande  und  die  Kölner  Wirren  als  Bei- 
spiel an,  gerade  um  die  Untauglichkeit  der  Civilehe  in  dieser 
Beziehung  darzuthun;  die  Ersteren  endlich  wollten  die  Ge- 
wissensfreiheit durch  die  Civilehe  gewahrt  wissen,  während 
die  Anderen  sie  gerade  dadurch  verletzt  &nden.  — 
Absummniig.  Am  24.  Novcmbcr  fand  die  Abstimmung  statt,  und  die 
Begierungsvorlage  wurde  mit  29  gegen  18  Stimmen  g^ 
nehmigt*. 
Amendement  Ebcnso  blieb  ein  Antrag  des  rheinhessischen  Abge- 
ordneten Kilian,  seiner  Provinz  das  Eheschliessungs-Bech 
des  Code  zu  lassen,  mit  17  gegen  30  Stimmen  in  der  Minder- 
heit». 

Freilich  wurde  dann  noch  in  den  weiteren  Sitzungen  das 
complicirte  System  des  Entwurfs^  in  manchen  Beziehungen 
durch  die  Vermittlung  der  rheinischen  Abgeordneten  verein- 
facht ^  aber  das  Princip  der  Civilehe  hatten  sie  nicht  zu  retten 
vermocht. 

1  ebendas.  S.  SO. 

«  VerhandJ.  a.  a.  O.  Protok.  No.  79. S.  70. 

S  ebendas. 

4  VgLdieRededesAbgeordn.  Aull.  VerhandL  Frotok.No.80.S.l: 
„Vorerst  soll  der  Civilstandsbeamte  das  Aufgebot  machen,  dann  soll  dai 
Gericht  bezeugen ,  dass  dem  Abschlüsse  der  Ehe  kein  dem  Gerichte  be- 
kanntes HindemisB  im  Wege  stehe ;  die  Verwaltungsbehörde  soll  wviter 
bestätigen,  dass  kein  öffentliches  Hindemiss  obwalte,  dann  erst  soll  der 
Geistliche  die  Trauung  vornehmen ".  Und  dieser  konnte  natürlich  Kio« 
Mitwirkung  weigern  uifd  so  zu  unzähligen  Weiterungen  Anlass  geben.  ^^ 
wäre  es",  fährt  derselbe  Redner  fort,  „bei  einiger  Unthätigkeit  der  Braut- 
leute und  des  betreffenden  Beamten  wohl  möglich,  dass  ein  Paar  sein  gsD<^ 
Leben  im  Brautstande  zubringen  müsste  ". 

5  Vgl.ebeudas.  S.  31. 
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Indessen,  ehe  nur  irgendwie  zur  Publication  des  neuen      i848. 
Gesetzbuches  geschritten  werden  konnte,  setzte  das  Jahr  1848. 
der  legislatorischen  Thätigkeit  ein  schnelles  Ende. 

Nur  über  die  Dissidenten-Ehen  fasste  die  Kammer  noch  ß«««**  »ber 

i  ^  ^  Ehen  der  DU- 

in  demselben  Jahre  einen  provisorischen  Beschluss,  wonach   sidenten. 
diese  durch  die  Geistlichen  jener  Religionsparteien  geschlos- 
sen und  registrirt  werden  sollten  ^ 


Endlich  ist  der  Code  noch  in  Geltung  in  der  Rhein-  Rbeinpf«iz. 
pfalz*,    in   der  Oldenburgischen  Provinz  Birkenfeld*  Birkcnfew. 

1  Allgem.  Kirchenzeit  1848.  v.  18.  Juni  No.  93.  S.  763.    Ges.  v. 
7.  August  1848. 

'  Siebenpfei f f e r Handb  d. Verfass.,  Gerichtsordn. u.  gesammt . Ver- 
walt  Rheinbaiema  3, 207.  ff.  —  Bemerkenswerth  ist,  dass  daBConsiBto- 
rium  in  Speyer  i.  J.  1858.  eine  Untersuchung  angeordnet  hat,  wieviel 
Paare  und  aus  welchen  Gründen  die  kirchliche  Trauung  nicht  nachge- 
sucht hätten.  Eb  ergab  sich  folgendes  Resultat:  Bei  einer  Gesammtbevöl- 
kerung  von  800,000  Seelen  (Protestanten)  waren  in  5  Dekanaten  in  den  letz- 
ten 5  Jahren  alle  protestantischen  und  gemischten  Ehen  getraut  worden.  In 
den  übrigen  11  Dekanaten  gab  es  in  demselben  Zeiträume  16  protestanti- 
sche Paare  und  28  gemischte,  welche  sich  mit  der  blossen  Civilehe  begnügt 
hatten.  Bei  den  ersteren  wurde  der  Grund  davon  in  Leichtsinn  und  Ir- 
reJigiositAt,  bei  den  anderen  in  dem  Verlangen  der  katholischen  Geistlichen 
gefunden,  alle  Kinder  katholisch  erziehen  zu  lassen.  —  Allgem.  Kirchen- 
2eit.  1858.  No.  20.  S.  634.  v.  15.  Mai. 

Im  Uebrigen  mögen  noch  folgende  vergleichende  Zahlen  hier  angefahrt 
werden. 

Auf  je  100  Geburten  kamen  uneheliche: 


Jahre. 

in  der  Pfkls. 

in  den  anderen  baieriachon  Krclaen. 

1817—25. 

9,22. 

20,  57. 

1826—34. 

9,52. 

21,84. 

1835—42. 

8,83. 

23,  47. 

1843—51. 

8,40. 

22,  78. 

1852—57. 

9,30. 

24, 13. 

r>abei  wurden  von  1000  unehelich  Geborenen  durch  nachfolgende  Ehe  legi- 
Jznirt  V.  1835 — 51.  in  der  Pfalz :  297 ;  in  den  anderen  Kreisen  nur  144. 
Chescheidungen  kamen  je  auf  10,000  Ehen: 

In  der  Pfalx.    In  den  anderen  Kreisen. 
Von  Katholiken    ....      8  58V2 

Von  Protestanten  ....    29  89V2 

Von  gemischter  Confessioii     —  61 

Auf  gleiche  Einwohnerzahl  kamen  Verbrechen  in  den  Jahren  1837/38. 
ris  1848/44: 

Oberbayem:     .    .    566.  Schwaben:  .    .    .    815. 

Niederbayem:       .    378.  Mittelfranken :      .    263. 

Oberfiranken:  .    .    371.  Unterfranken:      .    237. 

Oberpfalz:  .    .    .    364.  Pfalz:      ....    100. 

>-  Kolb  Handb.  d.  vergleichenden  Statistik  (Leipz.  1862.)  227. 

'  Moser  Allg.  Kirchenbl.  1855,  575.    Doch  gilt  hier  jetzt  das  früher 
QroBsherzogthumeBerg  durch  Grüner  eingeführte  Recht. 
friedberg,  EhetehliettUMg.  39 
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BfLUenhcim. und    dem    Hcssen-Homburgischen   Oberamte  Mcisen- 
heim^. 

3.  Der  Canton  Genf. 

Auch  der  Canton  Genf  wurde  von  dem  revolutionareD 
,  .       ..   Frankreich  verschlunf^en  und  nahm  so  an  allen  Akten  der 

Code  civil.  1  /^  1 

französischen  Gesetzgebung,  wie  an  der  Unterwerfung  unter 
das  Recht  des  Code  civil  Theil. 

Wiener  DJe  Wiener  Verträge  stellten  dann  den  Canton  als  einen 

Vertrüge.  ^  °  ^  ^ 

selbstständigen  Staatskörper  wieder  her,  indem  Frankreicli 
und  Savoyen  Gebietsabtretungen  machten. 

26.^DM?i82i.  Ein  gemeinsames  Ehegesetz  wurde  für  diese  verschiedenen 
Ländergruppen  am  26.  Dezember  1821.  erlassen,  und  zvriir 
durchweg  das  Princip  der  Civilehe  aufrecht  erhalten. 

Aber  das  stiess  doch  auf  harten  Widerstand.  Das  Turiner 
Cabinet,  vollständig  in  den  Händen  der  Geistlichkeit,  be- 
schwerte sich  sofort  bei  der  Tagsatzung  über  die  Gewissens- 
bedrüx;kung,  die  seine  früheren  Unterthanen  jetzt  erlitten 
hätten,  und  diese  schweizerische  Behörde  forderte  um  alle 
Weiterungen  zu  vermeiden  die  Cantonalregierung  Genf- 
dringend  auf,  die  sardinischen  Wünsche  zu  berücksichtigen. 

jmu« isai!  ^'^^  Folge  davon  war  das  Gesetz  v.  24.  Januar  182i 
das  den  Katholiken,  welche  in  den  durch  den  Turiner  Ver- 
trag V.  16.  März  1813.  abgetretenen  Landestheilen  ihre  Eben 
schliessen  würden,  die  kirchliche  Trauung  zurückgab,  und  dort 
die  Ehe-Gesetze  in  Kraft  treten  liess,  welche  vor  dem  29.  Mär: 
1815.  gegolten  hatten. 

Natürlicher  Weise  war  diese  durch  fremden  Einfluss  al^ 
getrotzte  Concession  der  Regierung  ungemein  lästig  —  zumil 
dadurch  eine  einheitliclie  Registerfiihrung  erschwert  wurde  - 
und  so  wurde  sie  denn  auch,  als  die  veränderte  Politik  de? 
Turiner  Knbinets  erneuerte  Proteste   nicht    mehr  fiirchta: 

GM.v.i2.oct.liess,  durch  das  Gesetz  v.  12.  October  1861.*  weder  zß- 

1861. 

rückgenommen^. 

Demnach  ist  das  Gesetz  v.  26.  Dezember  1821.  wieder 

»  Lottner  a.  a.  O.  7,  202.  —  Vgl.  auch  Stalin  die  Form  d.  E^^ 
Schliessung  nach  d.  neueren  Gesetzgebungen  inDore  undFriedbers 
Ztschr.  f.  Kirchenr.  4,  372.  f. 

^  Hec.  des  iois  p.  434. 

3  Das  übersieht  Stalin  a.  a.  O.  379. 
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allgemein  in  Kraft  getreten  und  damit  die  nur  wenig  modi- 
ficirten  Vorschriften  des  Code  civil  ^ 

4.  Die  Donaufürstenthümer. 

In  den  Donaufürstcnthümern  hatte  bisher,  wie  im 
ganzen  Gebiete  der  griechischen  Kirche,  die  obligatorische 
kirchliche  Trauung  gegolten. 

Erst  am  4./16.  Dezember  1864.  ist  eine  Aenderung  ein-  ^'^^sc?**' 
getreten^,  indem   der  Fürst  Couza  die  Bestimmungen   des 
Code  civil  über  obligatorische  Civilehe  als  geltendes  Kecht 
publicirt  hat'. 

lieber  das  Verhältniss  der  bürgerlichen  zur  kirchlichen 
Trauung  sind  indessen  keine  Anordnungen  getroffen. 

Vni  Italien. 

In  dem  vielfach  gegliederten  Staatskörper  Italiens  wurde  xridentimim 
das   Tridentinum  unmittelbar  nach   Beendigung   des   Concils    "<^'p^** 
publicirt*. 

Damit  glaubte  die  weltliche  Legislation  jeder  Sorge  für 

eherechdiche  Fragen  enthoben  zu  sein.    Die  Kirche  ffebot  und  rnthstigkeit 

ö  ^  *=»  ,  ^  der  wciti.  Ge- 

richtete nach  ihren  Gesetzen,  und  der  Staat  respectirte  die  ■etrgebanf . 

sacramentale  Natur  der  Ehe,  indem  er  die  Sprüche  der  Kirche 

ausführte. 

Schliesslich  zeigten  sich  jedoch  die  üblen  Folgen  dieses 
Systems;  es  ergab  sich,  dass  kirchlich  vollgültige  Ehen  social 
überaus  gefährlich  werden  konnten:  die  durch  das  Triden- 
tinum nicht  beseitigte  Frage  der  heimlichen  Ehen  trat  wieder 
in  den  Vordergrund. 

Selbst  die  Geistlichkeit  provocirte  und  wünschte  ein  staat- 
liches Einschreiten. 

^  Siehe  dieselben  bei  Barger  die  eidgenössischen  u.  kantonal.  Kon- 
kordate, Ges.  u.  Verordn.  betr.  d.  Verehelich,  in  d.  Schweiz  (Bern  u.  Solo- 
tlium  1862.)  123.  ff.  —  Besonders  bemerken swerth  ist,  dass  nach  Art.  S.  des 
G  es.  ▼.  1821.  der  CivÜstandsbeamte  die  von  ihm  zusammengegebenen  Ehe- 
leute zur  Vornahme  der  kirchlichen  Trauung  ermahnen  muss.  Zu  diesem 
Zwecke  erhalten  sie  von  ihm  kostenfrei  zur  Vorweisung  an  den  betreffenden 
Geistlichen  einen  Copulationsschein,  der  zugleich  die  den  Brautleuten  er- 
thcUte  Ermahnung  erwähnt  —  Vgl.  auch  Burger  a.  a.  0. 122. 

«  MonitorulNo.271. 

3  Art  176.  gleich  Art  194.  des  Code  civil;  Art  151:  „(/äsätoria  sc 
va  celebra  in  publicfi  Inaintea  oficeruluT  stareT  civile  alu  domiciliuluT  unuia 
din  partile  csre  se  insotescu"  gleich  Art.  165.  des  Code. 

*  Perrone  a.  a.  0. 2, 256. 

39» 
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Toscftna.  So  erfolgten  beispielsweise  in  Toscana  die  Gesetze  t. 

•22.  Juni  1786.  und   5.   September  1788.  gegen  matrimma 

Neapel,    clandcstina^  und  in  Neapel  die  Praecmatica  y.  17.  October 

oct-ivis.  ■  1718.^  welche  heimliche  Ehen  den  Adligen  bei  2000,  den 
Bürgerlichen  bei  1000  Ducaten  Busse  verbot,  und  deren 
Ge«.  ▼.  1767.  Strenge  noch  durch  das  Gesetz  v.  J.  1767.'  bei  Weitem 
überboten  wurde.  Denn  das  letztere  bestrafte  gar  alle  Ehen 
ohne  Aufgebote  bei  einem  nichtadligen  Bräutigam  mit  fünf- 
jährigen Galeeren  9  bei  einem  adligen  oder  einer  nichtadligeo 
Braut  mit  eben  so  langem  Gefängnisse.  Di&  Zeugen  der 
Eheschliessung  verfielen  derselben  Galeerenstrafe  und  die 
Eltern  erhielten  endlich  die  Befugniss,  ihre  Kinder  wegen 
solcher  Ehen  zu  enterben. 
1771.  Schon  1771.*  wurde   die  Strafandrohung   auch  mf  äie 

Geistlichen  ausgedehnt,  welche  Verlöbnisse  ohne  Wissen  der 
Elltem  einsegnen  würden,  und  zugleich  genau  das  Alter  fi^urt. 
welches  die   elterliche  Einwilligung*  als   unnöthig  erscheinen 
lasse.  — 
1801.  Dennoch  aber  mussten  noch  i.  J.  1801.  Unterschleife  ge- 

rügt werden,  die  mit  Hülfe  der  Notare  in  Sicilien  bei  den 
Aufgeboten  vorkamen*. 

Register.  Aber  auch  auf  die  Register  richtete  sich  allmählich  die 

staatliche  Aufmerksamkeit. 

Sardinien.  Wie  denn  in  Sardinien  den  Geistlichen  bei  50  Liv^e^ 

Strafe  eine  gleichmässige  Registerfuhrung  vorgeschrieben  war. 
und  ihnen  zugleich  unter  Androhung  derselben  Strafe  be 
fohlen  wurde,  jährliche  Auszüge  aus  den  Earchenbüchen  des 
Bezirksrichtem  zu  übergeben,  welche  dieselben  weiter  so 
Secretarii-Insinuatori  befördern  sollten^. 


Der  Code  civH        Mit  dem  bisherigen  Staatensjsteme  brach  auch  die  Gel- 
tung des  kanonischen  Eherechts  zusammen. 

In  dem  neu  begründeten  Königreiche  Italien  wurde  am 

^  Repertorio  del  dritto  patrio  t08cano(Fireii^6 1838)8,44. 

>  Vgl.  B er ardinis  Repertorio  del  diritto  ciTile  (NapoU  1888.)  1, 4ia 

3  Vgl.  Giampallari  dritto  ecdesiastico  sieolo (Palermo  18S8.)  S,I4(. 

*  ebendas.  8,  170.  Lupoli  iur.  neapolit  praelect  (Nei^li  ITSI» 
1,  82. 

s  Giampallari  a.  a.  O.  3, 146. 

^  Loix  et  constitut.  de  sa  Maj.  le  Roi  de  Sardaigne  (7°^ 
1771.)  liv.  8.  eh.  1.  —  8,  94.  —  Durch  die  Reglern,  partic.  für  das  Her- 
zogthum  Aosta  wurden  Förderer  heimiioher  Ehen  mit  500Line«Str»ft 
bedroht  ebendas.  3, 151. 
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27.  März  1806.  das  Civilstandsrecht  des  Code  civil  eingeführt  S 
und  am  20.  Mai  1808.  auf- die  hinzugetretenen  Departements 
des  Metauro,  Musone  und  Tronto^  am  15.  Juni  1810. 
auf  das  dell'  Alto  Adige  ausgedehnt^ 

Emige  Decrete  wurden  dann  auch  zur  Erläuterung  und 
Ergänzung  erlassen^. 

Mit  dem  Zusammensturze   der   bonapartistischen  Herr- '^lo'*«' •*>»«- 
Schaft  war  aber  auch  wieder  der  Geltung  der  Civilehe  ein 
Ende  gesetzt. 

In  Toscana  wurde  der  Code  gleich  nachdem  die  öster-  Toicana. 
reichische  Djmastie  zur  Begierung  gekommen  ^-ar,  durch  ^^^  ^. 
Gesetz  v.  15.  November  1814.  beseitigt.     .  nov.ish. 

Das  alte  Recht  erhielt  von  Neuem  Geltung,  das  Triden- 
tinum  wurde  für  das  Eherecht  wieder  maassgebend,  und  die 
natürliche  Folge  waren  denn  auch  zahlreiche  heimliche  Ehen, 
welche  die  Sittlichkeit  und  die  elterliche  Autorität  gleich  ge- 
fdhrdeten^ 

Ebenso  wurde  in  Luc ca  am  7.  Mai  1814.  der  Code  mit- ,  i»?'",, 

7.  Mal  1814. 

eammt  den  Bestimmungen  über  den  Civilstand  aufgehoben. 

Durch  das  Gesetz  v.  2.  Juni  erklärte  dann  die  Regierung^^'j^'iuu"* 
die  elterliche  Einwilligung,  den  kanonischen  Grundsätzen  ge-      ^^^^' 
mäss,  für  ein  nicht  nothwendiges  Requisit  zu  den  Ehen  der 
Ilauskinder,  und  gab  endlich  am  21.  Juli  den  Geistlichen  die 
Führung  der  Civilstandsregister  zurück. 

Im  lombardo-venetianischen  Königreiche  schliess-  ^c^e^JJJ®' 
lieh  trat  mit  dem  1.  Januar  1816.  das  österreichische  bür-"**JJj^jJ°*«f- 
gerliche  Gesetzbuch  in  Kraft,    dessen  eherechtliche  Be-i- J«n.  isie. 
stinunungen  dann  in  den  Jahren  1855.  und  1856.  den  aus  dem 
Concordate  entflossenen  Patenten^  wichen. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  nur  die  Gesetzgebungen 

1  Bulletino  delle  leggi  del  Regno  d'Italia. 

s  ebendas. S. 881. 

»  ebendas.  S.  828. 

-*  Am  28.  October  1806 ,  dass  die  Aufgebote  vor  Mittag  zu  verkünden 
seien,  ebendas.  S.  967;  am  I.Juli  1821.  über  Verbesserungen  in  den  Re- 
gistern, ebendas.  S.  675. 

^  Vgl .  auch  C  a  p  e  i  Ueb.  d.  gegenwärt.  Zustand  d.  Gesetsgeb.  u.  Rechts- 
wias.  im  Orossherzogth.  Toscana  inZtschr.  für  d.  R.  desAusl.  1,  76.  — 
Ueber  die  Register  wurden  genaue  Vorschriften  am  18.  Juni  1817.  —  Re- 
pertorio  del  dritto  patrio  toscano  (Firenze  1888.)  8,  57.  —  erlassen, 
wonach  die  Pfarrer  doppelte  Register  fuhren  und  am  Schlüsse  jedes  Jahres 
eins  der  staatlichen  Obrigkeit  überliefern  sollten. 

^  Siehe  oben  S.  148. 
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von  Parma  und  Piacenza,  Modena,  Neapel   und  Sat- 
dinien. 
^rm» und  YÜT das  Cfste  Land  publicii'te  Marie  Louise  am  23.  März 

Placensa.  ^ 

Codiccciviiel820.  ein  bürgerliches  Gesetzbuchs  dessen  Art.  34.  ohne 
"•***"*®^®* Weiteres  das  trienter  Recht  wieder  zurückführte —  „7Z  matri' 
monio  si  celebra",  heisst  es,  ,,trd'  cattolici  giusta  h  regole  e  coli 
solennitä  prescritte  dalla  chiesa  cattolica***  —  aber  wenigstens 
über  das  Registerwesen  wurden  neue  Anordnungen  getroffen'. 
Durch  die  unter  staatlicher  Controle  stehenden  ersten  Oit^ 
magistrate  sollten  die  Bücher  in  doppelten  Exemplaren  gb- 
fdhrt^,  und  Ende  jedes  Jahres  in  den  CommunalarchiTen 
deponirt  werden.^,  dann  aber  auch  die  Brautleute  vor  ihrer 
Eheschliessung  sich  bei  dem  „ufßciale  pubblico'*  des  ThmicUs 
der  Braut  melden,  dort  eine  Erklärung  über  die  beabuchtigte 
Ehe  abgeben  und  den  Geburtsschein  vorlegen  müssend 

Es  war  darin  doch  etwas  von  den  Wirkungen  des  Code 
civil  zu  spüren. 
Moden«.  In  Modena  trat  das  Gesetz  v.  J.  1771.,  welches  das  ki- 

nonische  Eherecht  sanctionirte,  wieder  in  volle  Kraft  ^  und  nur 
vfs.DexasH?^^^''  den  Civilstand  traf  das  Regolamento  v.  2.  Dezembe- 
1814.  einige  Anordnungen,  wonach  die  Registereintragnngeü 
von  den  Communalbehörden  gemacht  und  die  Bücher  alk 
sechs  Monate  dem  Gouverneur  überliefert  werden  sollten. 

codic^dviie  ^™  '^'  1851.  crfolgtc  zwar  die  Publication  eines  bürger- 

lichen Gesetzbuchs,  dessen  einzelne  Bestimmungen  ganz  nacl 
dem  Muster  des  Parmesanischen  zugeschnitten  waren. 
allein  schon  vier  Jahre  später  sah  die  Regierung  sich  ge- 
nöthigt,   den  clericalen  Einflüssen  zu  weichen  und  das  neue 

Decr.T.T.Nov.Uecjj^  in  dem  Decrete  v.  7.  November  1855.  wesentlich  zu 
modificiren.  Die  der  kirchlichen  Trauung  vorangehende  Er- 
klärung der  Ehegatten  bei  dem  Civilstandsbeamten  sollte  J 
wieder  fortfallen,  dagegen  die  binnen  bestimmter  Frist  vorzc* 

1  Godice  civile  per  gli  stati  diParina,Piacenia  eOuastil- 
(Parma  1820.). 

^  Für  die  J  u  d  e  n  wurde  der  mosaische  Ritus  Torgeschrieben. 

8  Art  280:  „i  registri  sono  formati  e  tenuti  da  un  pubbiico  nflixi«^ 
destinato  dal  gOTemo*S 

*  Art.  290.  f. 

*  Art  295. 
«  Art.  SOI.  ff. 
^  Notificazione  del  Goyerno  proyisorio  toi  contrttto  B' 

roatrimonio  y.  2.  Mai  1814. 
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wieder  abge* 
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nehmende  Eintragulng  des  Trauscheines  in  die*  Standesbücher 
die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  begründen. 

Im  Königreiche  Neapel  war  der  Code  mit  dem  1.  Jan.     Neapel. 
1809.  eingeführt  und  die  Bestimmungen  über  die  Civilstands- 
register  durch  mehrere  Decrete   und  Instructionen   erläutert 
worden^. 

Die  Bückkehr  der  Bourbonen  setzte  seiner  Geltung  ein 
Ende,  aber  die  rein  kirchliche  Trauung,  wie  sie  vorher  be-     "*»"fl^^ 
standen  hatte,  wurde  darum  doch  nicht  wieder  eingeführt. 

Freilich  verordnete  das  königliche  Decret  v.  16.  Juni^/n^f'JiJ.** 
1815.*,  dass  nur  die  in  tridentinischer  Form  geschlossenen 
Ehen  künftig  Anerkennung  gemessen  sollten,  aber  zugleich 
wurden  die  Brautleute  wenigstens  provisorisch  angehalten, 
nach  wie  vor  allen  früheren  Vorschriften  des  Code  vor  dem 
Givilstandsbeamten  Genüge  zu  leisten,  und  diesem  allein  die  ^syjfea** 
Ermächtigung  genommen,  die  vor  ihm  eingegangene  Verbin- 
dung für  eine  Ehe  zu  erklären;  die  Brautleute  sollten  eben 
zur  Trauung  an  den  Priester  gewiesen  werden. 

Die  Function  des  Civilstandsbeamten  wurde  dann  durch  go».  t.  12. 
das  Gesetz  v.  12.  Dezember  1816.  dem  Syndicus  jeder  Ge- 
meinde übertragen*. 

1  Decret  V.  29.  October  180S.  über  die  Ordnung  des  CiviUtandeB, 
Bulletino  delle  leggi  di  Napoli  S.  588.  Decr.  v.  24.  Januar  1811. 
über  das  Gebuhrenwesen,  Bulletino  S.  76.  Decr.  v.  2.  April  1812.  über 
die  Faraphirung  der  Register,  Btilletino  S.  819. 

^  Collezione  delle  leggi  di  Napoli  S.  24:  „Art.  1.  I  matrimonj 
(he  non  saranno  celebrati  innanzi  alla  chiesa  secondo  le  forme  prescritte 
dal  sacro  Concilio  diTrento,  non  saranno  validi,  nh  potranno  produrre  la 
legittimitä  della  prole  e  gli  altri  effetti  civili. 

2.  Gli  sposi  sono  tenuti  fino  a  nuova  disposizione  di  presentarsi  pre-  - 
ventivamente  all*  uffiziale  dello  stato  civile  per  adempiere  a'  tutti  gli  atti 
ordinati  dalle  leggi  vigenti.  L*uffiziale  civile  perö  non  poträ  piü  pronun- 
ziare  la  formola  che  le  purti  sono  unite  in  matrimonio;  mä  dovr^  arvertirle 
di  presentarsi  a*  parochi  per  contrarre  validamente  il  matrimonio:  ed  i 
parrochi  prima  di  assistere  a* matrimonj,  dovranno  riceverc  dagli  sposi  un 
certificato  dell'  uffiziale  civile  di  essersi  adempito  a  quanto  trovasi  pre- 
F^critto  nel  presente  articolo".  Schon  vorher  hatte  das  Decret  vom 
1 3.  J  ul  i  die  Scheidung  der  kirchlich  getrauten  Eheleute  verboten. 

3  Art.  56 :  „ . . . .  il  sindaco  e  uffiziale  dello  stato  civile  del  comune. 

Art.  75:  II  corpo  della  Cittä  di  Napoli  e  composto  di  un  Sindaco  e  do- 
iici  Sietti. 

Art.  78:  II  sindaco  controlizza,  e  dirige  tutta  Tamministrazione,  ed  ogni 
Bietto  sotto  la  sua  immediata  dipendenza  ne  esegue  separatamente  quella 
parte  che  riguarda  la  sezione  che  gli  e  confidata. 

Ij'£letto  e  inoltre  uffiziale  dello  stato  civile  nella  sua  sezione  e  membro 
lato  dcir  amministrazione  degli  stabilimenti  pubblici  che  vi  esistono. 
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^oncöÄles'         ^'^^  ^^^  ^^  verheiasene  definitive  Gesetzgebung  erfolgte, 
T.  J.1818.  gchloss  Neapel   am    16.  Februar  1818.   mit  dem  römischen 
Stuhle  ein  Concordat,  dessen  zwanzigster  Artikel  allen  künf- 
tigen Reformen  von  vom  herein  bestimmte  Wege  wies. 

ifCauaas  ecdesiasticaa",  hiess  es*,  „atque  in  primis  camt 
matrimoniales,  quae  juxta  Canonem  12.  Sess,  24.  sam  OmoB 
Tridentini  ad  judicea  ecclestasticos  spectant,  in  foro  eorum  eognot- 
centy  ac  de  iis  sententiam  ferent"^. 

Damit  war  zugleich  die  Greltung  des  kanonischen  Eh^ 
rechts  ohne  Weiteres  ausgesprochen. 
Codiccciviie.         So  hielt  denn  auch  der  Codice  civile,  welcher  durck 
Decret  v.  12.  August  1819.  den  1.  Januar  1820.  in  Geltung 
trat,  das  schon  in  jener  Verordnung  angedeutete  Sjstem  fest, 
^syltem."  ^^^  ®^°®  ^**®  ^"  schllessen  beabsichtigt,  hat  «ich  bei 

dem  Civilstandsbeamten  —  als  solche  fungiren  die  Stadt- 
^**m'"^**^  syndici  weiter^  —  zu  melden  und  alle  vom  Code  verlangten 
Papiere,  wie  den  Geburtsschein  oder  in  Ermangelung  dessen 
den  Notorietätsakt,  die  schriftliche  Einwilligung  der  Eltern u.6.t. 
vorzuzeigen*. 
Aufgebote.  An  zwci  Sountagcn  werden  dann  Aufgebote  verkündet 

und  bleiben  in  dieser  Frist  am  Stadthause  angeheftet^ 

Art.  81 :  In  caso  di  assenza  o  impedimento ,  il  piü  anziano  tra  gUElett 
in  ordine  dinomina  e  rimpiazza  il  Sindaco,  ed  il  piü  anziano  tra  gli  ftggi^^ 
rimpiazza  L*£letto  ". 

^  Münch  VoUst&nd.  Samml.  all.  &iter.  u.  neuer. Konkord. (Leips.lSSl' 
2,715. 

2  Schon  durch  das  Concordat  v.  J.  1741.  war  die  geistliche  £hef^ 
richtsbarkeit  bestätigt  worden .  Dias  Quadro  storico  poUttco  degli  stti  dt 
Governo  etc.  (Napoli  1840.)  148S.  f.  Die  Sponsalienjurisdiction  gebährtr 
dagegen  dem  Staate.    Ordine  del  Governo  v.  12.  Aug.  1788.   Di^^ 

.a.a.O.  1503. 

3  Decr.  ▼.  14.  September  1819.  u.  10.  April  1830.  Vgl. auch B erst- 
dinis  a.  a.  0. 1, 124. 

A  Art.  72.  ff.  —  Vgl.  im  Allgemeinen  Giampallari  a.  a.  0.  (Palenso 
1828.)  3, 135.  ff. 

^  Art  68:  „Prima  della  celebrazione  del  matrimonio  a  ricbiesta  defie 
parti  contraenti,  sarä  afiisso  sulla  porta  delia  casa  del  comune  unsnotifict- 
zione  in  cui  saranno  indicati  i  nomi,  i  cognomi,  i  domicilj  e  le  profesMoni«)^ 
futuri  sposi;  la  loro  qualitä  di  maggiori  o  minori,  ed  i  nomi,  i  cogDomi. » 
professioni  ed  i  domicilj  de'  loro  genitori.  Questo  foglio  tI  rimsrri  affii^^ 
pel  corso  di  quindici  giomi,  in  modo  che  il  giorno  deli*  affissione  siadido- 
menica,  cosi  ricadendo  Tultimo  giorno  del  termine  parimente  indomeoi^ 
Spirato  detto  termine ,  Fuffiziale  dello  stato  cirile  fari  un  atto,  in  cui  tf» 
inserita  la  notificazione  anzidetta  da  parola  a  parola;  e  vi  attetteri  essff^ 
statafatta  Taffissione  in  tal  giorno  e  mese,  e  che  sieno  scbisi  i  gioni  pr^ 
scritti  dalla  legge.  Questo  atto  sarä  inscritto  in  un  registro  tenuto  co^ 
prescrizioni  dell*  articolo  43.    Non  celebrandosi  il  matrimonio  frs  TsoDodt 
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Dann  erfolgt  wieder,  wie  im  Code,  die  Consenserklärung  ^JSJü'gr 
vor  dem  CivilstandsbeamtenS  in  Gegenwart  von  vier  Zeugen, 
wobei  freilich  die  Brautleute  nur  versprechen,  ihre  Ehe  bei 
dem  Pfarrer  schliessen  zu  wollen. 

Darüber  wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  von  dem  ein 
Elztract  dem  Pfarrer  mitzutheilen  ist,  und  dieser  verkündet     Akte. 
dann  die  Aufgebote  und  segnet  die  Ehe  ein^. 

Die  Begistrirung  erfolgt  wiederum  durch  den  bürgerlichen  ®|^^„gt" 
Beamten. 

Das  Verhältniss  dieser  verschiedenen  Akte  in  Beziehung  j^j2rchu"u 
zur  bürgerlichen  Gültigkeit  der  Ehe  regelten  Artikel  67.«  und  ^*^£i*''*- 
189.^  Die  Ehe,  wurde  verordnet,  welche  in  dem  Königreiche 
beider  Sicilien  nicht  im  Angesichte  der  Kirche  in  den  durch 
das  Tridentinum  vorgeschriebenen  Formen  geschlossen  wird, 
geniesst  weder  für  die  Ehegatten  selbst,  noch  auch  für  ihre 
Kinder  die  bürgerlichen  Wirkungen. 

Eben  so  wenig  aber  werden  diese  hervorgebracht,  wenn 

einer  kirchlich  geschlossenen  Ehe  nicht  die  vor  dem  Civil- 

Standsbeamten  zu  erfüllenden  Formalitäten  vorangegangen  sind. 

coinpatarBi  dalla  Bcadenza  del  termino  dell*  affisalone ,  dovrä  la  notificazione 
nnnovani  nel  modo  e  forma  di  sopra  stabilita".  — 

^  Art.  77 :  „Nel  giomo  indicato  dalle  parti ,  che  non  poträ  essere  prima 
del  quarto  giomo  dopo  ii  termine  della  notificazione,  Tuffiziale  deUo  stato 
civile  nella  casa  dei  comune,  ed  in  presenza  di  quattro  testimoni  sieno  o  n6 
parenti  farä  iet^nra  alle  parti  dei  documenti  soprammentovati  relativi  al  loro 
stato,  egualmente  che  del  Capitoio  VI.  del  matrimonio  intomo  ai  diritti  ed 
agli  obblighi  respettivi  degli  sposi,  riceverä  da  ciaacuna  delle  parti  una  dopo 
Taltra  la  dichiarazione ,  ch'elleno  solennemente  promettono  di  celebrareU 
matrimonio  avanti  la  chiesa,  secondo  le  forme  prescritte  dal  sacro  Concilio 
di  Trento  e  ne  stenderä  immediatamente  Tatto  ". 

Der  König  kann  davon  dispenairen,  in  Sicilien  —  De  er.  ▼.  2.  Aug. 
1321.  — der  Statthalter.    Oiampallari  a.  a.  O.  3, 144. 

*  Art  81:  „II  paroco  doyrä  ricusarsi  a  celebrare  ü  matrimonio  senza 
Tesibizione  della  copia  dell'  atto  della  solenne  promessa  fatta  innanzi  all' 
ufßziale  dello  stato  cirile,  avvertendo  i  futuri  conjugi,  che  senza  questa  pro- 
messa il  matrimonio  non  produrrebbe  gli  effetti  civili'*. 

3  ,,Il  matrimonio  nel  regno  delle  Due  Sicilie  non  si  pu6  legittimamente 
celebrare  che  in  faccia  della  chiesa,  secondo  le  forme  prescritte  dal  Concilio 
di  Trento.  Gli  atti  dello  stato  civile  sono  essenzialmente  necessarj ,  e  pre- 
ceder  debbono  la  celebrazione  del  matrimonio ,  perche  il  matrimonio  pro- 
duca  gli  effetti  civili  tanto  riguardo  a'  conjugi,  che  a*  di  loro  figli ". 

^  ,fll  matrimonio  che  nel  regno  delle  Due  Sicilie  non  sarä  celebrato  in 
faccia  della  chiesa  colle  forme  prescritte  dal  Concilio  di  Trento  non  produce 
gli  effetti  civili  ne  riguardo  a'  conjugi  ne  riguardo  a*  loro  figli. 

Non  gli  produce  egualmente,  se  sarä  celebrato  in  faccia  della  chiesa 
senza  che  sien  preceduti  gli  atti  necessarj  che  si  enunciano  dail*  articoio  68. 
all  articoio  81. 

I  giudici  competenti  degli  effetti  civili  sono  i  tribunali  ordinaij  ^^ 
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Die  zuständigen  lüchter  der  bürgerlichen  Wirkimgen  nnd 
die  gewöhnlichen  Gerichte.  — 

Die  fHiberen  Damit  glaubtc  die  Regierung  die  Strafen,  welche  die  vor- 
fallen fort,  napoleonische  Gesetzgebung  den  heimlichen  Ehen  gedroht 
hatte,  entbehren  zu  können  ^.  Schien  es  doch  hart  genug,  im 
die  ungehorsamen  Eheleute  gar  keine  vermögensrechtlichen 
Effecte  ihrer  Verbindung  gemessen  sollten,  dass  ihre  Kinder 
fiir  illegitim  erklärt  wurden,  und  meinte  man  doch,  die  Pfarrer 
durch  Androhung  strenger  Bussen^  von  jeder  gesetzwidrigen 
Trauung  zurückhalten  zu  können. 

Ae^By^tmc».  Aber  das  System  barg  so  recht  den  Zwiespalt  zwischen 
Kirche  und  Staat  in  seinem  Schoosse,  wenn  anders  nicht  der 
letztere  immer  sich  den  Forderungen  der  ersteren  fiigen  and 
unterordnen  sollte. 

Schon  sehr  bald  schien  diese  Gefahr  zu  drohen;  sie  wurde 
nur  durch  die  Nachgiebigkeit  der  Regierung  vermieden. 

^^h«?*"  ^^®  ß"^'^  Benedict's  XIV.  Satis  vobis  über  die  &?- 

wissensehen  war  im  Königreiche  Neapel  durch  das  königliche 
Exequatur  Carl's  III.  recipirt  worden*.  Es  fragte  sich  jctü, 
ob  die  Geistlichen,  welche  jener  Bulle  gemäss  Gewissenschcc 
einsegneten,  den  Strafen  des  Codice  penale  zu  unterwerfen 
seien. 

In  zahlreichen  Bescripten  verneinte  die  Regierung  das*. 
mid  gab  so  selbst  die  Handhabe,  ihre  ganze  Gesetzgebun: 
illusorisch  zu  machen. 

Denn  die  Zahl  der  Gewissensehen  nahm  bald  in  Schreckes 

Decr.T.18.  erregendem  Maasse  zu,  so  dass  das  Decret  v.  18.  Novem- 

NoY.  18. 9« 

be'r  1829.  schon  die  Frauen,  welche  in  solchen  Verbindungen 
verwittwet  würden,  von  dem  Genüsse  ihrer  Pensionen  aus- 
schliessen  musste. 

Aber  auch  so  vermehrten  sich  die  heimlichen  Ehen  etatlf 
Die  Brautleute  liefen  ohne  jedes  Wissen  und  gegen  den  Willf" 
der  Eltern  zusammen,  sie  unterliessen  die  Erklärungen  >or 

1  Decr.  ▼. S.Dezember  1825. 

<  Codice  penale  art  245:  ,yllparocoosottoparoco,,o  chlnefaii^ 
veci,  il  quäle  contravrenga  all*  articolo  81.  delle  ieggi  civiJi  saiipunitocoi 
secondo  grado  dell*  esilio  coirezionale,  e  coli*  ammenda  corresionale^ 

'  Beides  abgedruckt  in  Coli ez.  degli  atti  emanati  dopoUpub' 
blicazione  delConcordato  delT  anno  1818.  (Napoli  1830.) S,!»). 

4  ▼.  21.  Juni  1823.,  Y.S.Dezember  1825.  Berardinis  a.a.O.l,'^!^* 
T.S.April  1822.,  v.  2.  Juli  1823.,  v.  26.  Februar  1825.  CoUei.  degi> 
atti  etc.8,  78. 153.207. 
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dem  Ciyilstandsboamten  und  fanden  Priester  genug,  welche 
sie  nichtsdestoweniger  trauten. 

Daraus  entspannen  sich  dann  hässliche  Bechtsstreitig- 
keiten  über  die  Gültigkeit  der  Ehe,  die  bei  den  geistlichen 
Gerichten  des  Landes  und  in  zweiter  Instanz  in  Rom  oft 
Jahre  lang  hingeschleppt  wurden.  Endlich  erfolgte  das  Ur- 
theil  zu  Gunsten  der  Ehe,  wenn  auch  die  bürgerlichen  Förm- 
lichkeiten unterlassen  waren,  und  schliesslich  hatten  gar  die 
staatlichen  Gerichte  den  Spruch  zu  exequiren,  den  sie  ihren 
Gesetzen  gemäss  für  unrichtig  halten  mochten^. 

Die  Gesetzgebung  musste  denn  doch  dem  Unwesen  zu  ^JJbhttSr 
steuern  und  die  Schäden  zu  heilen  suchen,  welche  das  prin- 
cipienlose  Recht  dem  Volke  gebracht  hatte. 

Sie  verkündete,  dass  Ehepaare,  die  allein  durch  den 
Spruch  der  Kirche  verbunden  wären,  die  königliche  Gnade 
in  Anspruch  nehmen  könnten,  welche,  nach  Erfordern  der 
Umstände,  der  staatlich  unwirksamen  Verbindung  die  Kraft 
einer  Ehe  verleihen  würde*. 

Sie  richtete  auch  Mahnungen  an  die  Bischöfe^,  dass  diese 
der  untergebenen  Geistlichkeit  die  Befolgung  der  Staatsgesetze 
zur  Pflicht  machen  möchten. 

Beides  half  wenig,  und  so  kehrte  man  nothgedrungen  zu 
den  Bahnen  zurück,  welche  man  noch  ein  Jahrzehnt  vorher 
für  immer  verlassen  zu  können  gehofil  hatte. 

Das  Decretv.  15.  October  1828.*  fuhr  mit  schneidiger  ^"''•T-l*- 

^         Oct,  1828. 

Schärfe  drein* 

Wer  gegen  das  Eheschliessungsrecht  fehid,  solle  die  Ueber-  • 
tretung  der  kirchlichen  Vorschriften  mit  einem  jährigen,  die 
der  staatlichen  mit  sechsmonatlichem  Gefangnisse  büssen. 

Die  Zeugen  wurden  denselben  Strafen  unterworfen,  und 
die  staatlichen  Beamten  angewiesen,  ohne  weitere  Veranlassung 
aus  eigner  Machtvollkommenheit  die  Ausfuhrung  der  neuen 
Bcstimmuno:en  wahrzunehmen. 

Den  Eltern  wurde  gar  die  Befugniss  zugesprochen,  die 

1  Processi  verbali  delle  discussioni  della  R.  commissione 
di  legislazione  per  gli  stati  sardi  intorno  al  progetto  di  legge 
8ul  inatriinonio(Torino  1852.)  52. 

2  So  das  Decret  y.  14.  Juli  1824.  Berardinis  a.  a.  O.  1,  414.  und 
dasDecr.Y.  8.  Dezember  1825. 

3  So  an  den  Bischof  von  Lecce  am  17.  Februar  1827.  Collez. 
degli  atti  etc.  4, 123. 

4  Collez.  delle  leggiS.  115. 
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Kinder,  von  deren  Ungehorsam  sie  heimliclie  Ehen  befürch- 
teten, durch  staatliche  Hülfe  auf  sechs  Monate  einschliessen 
zu  lassen. 

Die  Gewissensehen  aber  blieben  auch  durch  dies  Gesetj 
unberührt:  die  Regierung  wagte  nicht,  der  Kirche  den  Friedeo 
aufzukündigen. 

So  wurde  es  denn  freilich  unbequem,  lästig,  auch  woU 
gefährlich,  heimliche  Ehen  zu  schliessen,  aber  unmöglicli 
darum  doch  nicht.  Bis  in  die  neueste  Zeit  krankt  das  Staats- 
wesen an  diesem  Uebel^. 
zabiderne«.  Mangel  an  Eifer  konnte  man  indessen  der  neapolitani- 
Goietze.  schcu  Gesetzgebung  eigentlich  kaum  vorwerfen.  Die  Zahl 
der  Decrete,  welche  Zweifel  entschieden.  Früheres  äaderfeD, 
Neues  befahlen,  mehrte  sich  stätig';  freilich  meist  nur  auf 
Untergeordnetes  gerichtet,  und  nie  die  Principien  beruhieoi 
auf  denen  das  Gesetzbuch  erbaut  war. 

Nur  eines  —  denn  die  vielen  Vorschriften  über  das  Be- 
gisterwesen  waren  kaum  wichtig^  —  mag  hier  gedacht  werden, 
schon  aus  der  Zeit  der  Verbindung  Neapels  mit  Sardinien 
stammend. 
Ehenprotes-  Bisher  nämlich  hatten  Fremde,  die  der  katholischen  Bc- 
Aasmnder.  ligiou  nicht  zugehörtcu,  eine  Ehe  nur  eingehen  können»  wie 
jedes  Landeskind,  durch  Trauung  des  katholischen  Priesteis; 
mit  andern  Worten:  da  dieser  seinen  S^en  über  Ungläubige 
zu  spenden  weigerte,  und  seine  Mitwirkung  bei  deren  £h^ 
Schliessung  versagte,  so  war  solche  völlig  unmölich  gewesen. 

Das  Einsehen  der  italienischen  Begierung  bestimmte  für 
diesen  Fall,  dass  die  Erfüllung  der  vor  dem  Civilbeamten  vor- 
zunehmenden Förmlichkeiten  zur  Begründung  einer  Ehe  ge- 
nügen soUeS  und  führte  für  diesen  Fall  die  Civilehe  ein. 

^  Das  Gesetz  ▼.  1828.  mussto  schon  d.  14.  August  1831.  wieder  einge- 
schärft werden.  Berardinis  a.  a.  O.  1,  415.  Vgl.  auch  Processi  fer 
bali  etc.  52.  Noch  am  20.  Mai  1863.  musste  die  italienische  Regierung  ein 
Gesetz  erlassen,  welches  sich  mit  der  nachtrfiglichen  Legalisining  der  in  den 
südlichen  Staaten  illegal  geschlossenen  Ehen  beschäftigte.  Raccolti 
uffic.  delie  leggi  e  dei  decreti  del  Regno  d*Italia  1863.  No.  U^- 
«.  743. 

2  Nachgewiesen  finden  sich  für  den  Zeitraum  von  1806.  bis  1840.  bei 
Dias  Indice  cronologic(>  ed  alfabetico  dclla  coUezione  dei  reali  rescritu 
(Napoli  1846.)  allein  42  Verordnungen. 

^  Vgl.  Berardinis  a.a.O.  2, 129.  ff. 

^  Beer.  d.  Justizminist. T.J.  1863. 
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In  Sardinien  wurde  der  Code  civil  durch  das  Gesetz  SMtUoien. 
V.  21.  Mai  1814.^   beseitifi^t   und  die  früheren  Vorschriften  oes.T.  31. 

»  .  .  ,  Mal  1814. 

Über  kirchkche  Eheschliessung  und  ßegisterführung  wieder 
hergestellt. 

Diese  blieben  auch   unberührt   durch   den   im  J.  1818. 
publicirten  Codice  civile*,  der  freilich  auch  den  AkatholikenCodiceciyiie 

T.  1818 

die  Eheschliessung  nach  ihrem  Bitus  gestattete  und  ebenso 
auch  durch  das  Begistergesetz  v.  20.  Juni  1837.',  wenn-  j'nj^sl?! 
<]rleich  dieses  eine   genaue  staatliche  Controle   der  Kirchen- 
bücher anordnete. 

Schon  in  dem  Gesetze  v.  9.  April  1850.,  welches  die  J,7^,JJSJhe^^ 
geistliche  Gerichtsbarkeit   beseitigte,    hatte   der  König   ver- 
jieisscn,  auch  auf  dem  Gebiete  des  Eherechts  die  nothwendige 
Gränzregelung   zwischen    Staat    und  Kirche   Yomehmen  zu 
wollen*. 

So  trat  denn  die  am  16.  April  1849.  zur  Gesetzesrevision  ^^*^J,".^? 
berufene  Commission  —  aus  Gelehrten  und  Staatsmännern'^^^J^^'"' 
bestehend  —  am  17.  November  1850.  zusammen,  um  diese 
schwierige  Aufgabe  zu  lösen^. 

Sdion  in  der  ersten  Sitzung  fasste  sie  den  Beschlüsse, 
zuvörderst  allein  die  auf  den  Ehecontract  bezüglichen  Prin- 

^  Sclopis  in  Ztschr.  f.  Rechtawiss.  u.  Gesetzgeb.  d.  Ausl.  6, 
379;  die  provisorische  Regierung  Ton  Genua  hob  die  Civilehe  am  4.  März 
1814.  auf.  ebendas. 

'  Art  108:  „Umatrimonio  si  celebra  giusta  le  regole  e  colle  solennitä 
prescritte  dalla  Chiesa  Cattolica,  saWo  cio  che  e  in  appresso  stabiiito 
riguardo  ai  non  cattolici  ed  agli  ebrei^S 

3  Atti  del  Governo  del  Rd  di  Sardegna  No.  180.  S.  2S5:  Art  1: 
Gleichmässige  Führung  der  von  der  Regierung  übergebenen  Kirchenbücher, 
die  Yon  den  Ordinarien  und  Gerichtsbehörden  vidimirt  werden  müssen. 
Art  2 :  Fuhrung  doppelter  Register.  Art  8 — 6 :  Vorschriften  für  ordent* 
liehe  und  sichere  Einregistrirung.  Art.  7 :  Jedes  Jahr  sind  die  Register  zu 
»chliessen ,  und  ein  Exemplar  mit  einer  Copie ,  deren  Richtigkeit  attestirt 
ist,  dem  Bischöfe  zu  übergeben;  dieser  beli&lt  die  letztere,  und  giebtdaa 
andere  an  den  Präfecten  der  Frorinz.  Art.  89 :  Ebenso  für  Akatholi ken 
und  Art  40.  für  Juden ,  nur  dass  natürlich  die  Fertigung  der  Copie  für  den 
Bischof  und  die  Uebersendung  derselben  an  ihn  fortfällt. 

^  Art  7 :  „11  Govemo  del  R^  ^  incaricato  di  presentare  ai  Parlament» 
am  progetto  di  legge  inteso  a  regolare  il  contratto  di  matrimonio  neue  sue 
velazioni  con  la  legge  ciyiie ,  la  capacitä  dei  contraenti,  la  forma  e  gli  effetti 
^tale  contratto <^    Raccolta  degli  atti  del  goTerno  18,209. 

&  Ueher  dies  und  das  folgende  ygi.  Processi  verbau  delle  dis» 
<^Q«Bioni  della  R.  commissione  di  legislazione  per  gli  statt 
*ftrdi  intorno  al  progetto  di  legge  sul  matrimonio  (Torino 
1852.). 

*  ebendas.  2. 
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cipien  festzustellen,  und  wie  fast  noch  in  allen  Versammlungen, 
wo  das  Kecht  der  Civilehe  auf  die  Tagesordnung  gestellt 
wurde,  drehte  sich  die  Debatte  alsbald  um  die  Frage,  ob  die 
kirchliche  Eheschliessung,  vor  der  bürgerlichen  vorgenommen, 
straflos  sein  solle  oder  nicht. 

Denn  dass  die  staatlichen  Rücksichten  und  Interessen  die 
Civilehe  in  irgend  einer  Form  erforderten,  erschien  der  Mehr- 
heit der  Commission  vollkommen  ausgemacht;  wenn  auch  über 
die  näheren  Modificationen  derselben,  über  ihre  Verschmelzung 
oder  Verbindung  mit  der  kirchlichen  Eheschliessung  die  An- 
sichten auf  das  Bunteste  auseinander  gingen. 

Die  Einen  wollten  consequent  nur  das  französische  Systen] 
adoptiren;  sie  stützten  sich  auf  die  gutachtlichen  ÄeusserungcD 
der  Appellhöfe,  welche  der  bedeutenden  Majorität  nach  sich 
für  die  obligatorische  Civilehe  ausgesprochen  hatten^.  Andere 
wollten  die  priesterliche  Benediction  der  Civilehe  vorangeben 
lassen,  und  noch  Andere  endlich,, die  auch  mit  ihrer  Memung 
durchdrangen*,  erklärten  die  Eheschliessung  vor  dem  büi^T- 
lichen  Beamten  für  das  Principale  und  der  Zeit  nach  Vorauf- 
gehende,  dem  aber  dann  in  bestimmter  Frist  die  kirchlichf 
Trauung  folgen  müsse. 

So  stellte  denn  auch  der  Entwurf,  nachdem  in  den  übriger 
Theilen,  was  Aufgebote,  Register  u.  s.  w.  betraf,  das  Vorbild 
des  Code  civil  überall  das  entscheidende  gewesen  war,  fol- 
gende Vorschriften  auf: 

Art.  64:  Die  Brautleute  müssen  an  dem  Tage  der  £be- 
schliessung,  oder  spätestens  drei  Tage  nachher,  sich  zu  den: 
Geistlichen  der  von  ihnen  vor  dem  Civilstandsbeamten  erklär- 
ten Religion  begeben,  um  dort,  soweit  die  Gesetze  die6ere$ 
verlangen,  die  Ehe  kirchlich  einsegnen  zu  lassen. 

Uebertretungen  werden  mit  Gefangniss  von  sechs  Mo- 
naten bis  drei  Jahren  geahndet. 

Art  66:  Bis  zur  kirchlichen  Trauung  kann  Keiner  der 
Brautleute  gezwungen  werden,  dem  anderen  beizuwohnen. 

Art.  67:  Derjenige,  welcher  die  Vorschriften  dieses  G^ 
setzes  verletzt,  hat  bis  zur  kirchlichen  Trauung  keinen  An- 
spruch auf  das  Vermögen  des  anderen  Gatten,  er  gcnies»*^ 
nicht  das  unter  Eheleuten  gesetzliche  Erbrecht,  und  kann 
selbst  nicht  die  Erfüllung  der  speciell  abgeschlossenen  Dotti- 

^  ehendas. 

*  ebendas.  39.  f. 
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Verträge  verlangen,  während  er  freilich  verbunden  ist,  seinen 
dort  stipulirten  Verpflichtungen  nachzukommen. 

Art.  68:  Die  Brautleute  können  die  kirchliche  Trauung 
auch  der  civilen  vorangehen  lassen.  Doch  müssen  sie  dann, 
bei  Vermeidung  von  Gefangnissstrafe,  vorher  die  bürgerlichen 
Aufgebote  verkünden  lassen  und  dem  Geistlichen  einen  Schein 
des  Givilstandsbeamten  beibringen,  welcher  das  Fehlen  von 
£hehindernissen  bezeugt.  — 

Erst  in  einer  zweiten  Redaction  wurden  die  Härten  dieser 
Bestimmungen  durch  Fortfallen  der  Strafen  und  der  an  die 
Umgehung  der  Trauung  geknüpften  bürgerlichen  Nachtheile 
abgeschliffen*.  — 

Auf  diesen  Vorarbeiten  beruhte  der  Gesetzentwurf*,  wel-  Defore«u. 
chen  der  Grosssiegelbewahrer  Deforesta  ausarbeiten  liess*, 
der  sich  aber  doch  im  Principe  schon  wesentlich  von  den  Com- 
missionsvorschlägen  unterschied. 

Freilich  wurde   auch   hier  festgesetzt,   dass   bürgerliche 
Aufgebote  zu  verkünden  und  die  Ehen  bürgerlich  zu  schliessen 
seien,  aber  es  wurde  zugleich  den  Eheleuten  gestattet,  vor  dem 
Civilstandsbeamten  die  Erklärung  abzugeben,  dass  sie  ihre 
Ehe  nur  unter  der  Bedingung  der  kirchlichen  Trauung  ein- 
gehen wollten.     Dann  sollten  sie  dem  Syndicus  nach  Verlauf 
von  drei  Tagen  die  Vollziehung  des  religiösen  Aktes  anzeigen 
miissen  und  damit  die  Ehe  schliessen. 

Ehe  jedoch  Deforesta  noch    seinen  Entwurf  zur  Be- 
rathung  stellen  konnte,  trat  das  Ministerium,  dessen  Mitglied 
er  war,  ab,  und  sein  Nachfolger  Galvagno  nahm  wiederum   cairagno. 
principielle  Aenderungen  vor*. 

Dieser  stellte  sogar  die  kirchliche  Eheschliessung  als  die 
regelmässige  hin,  und  liess  die  Civilehe  nur  als  Auskunfts- 
niittel  für  diejenigen  gelten,  welche  jene  nicht  erlangen  könnten. 

Aber  auch  Galvagno  fiel  vor  der  Berathung  seines  Pro- 
jectes,  und  so  wurde  denn  erst  i.  J.  1852.  der  durch  die  Thron-      is^s. 

^  Processi  yerbali  della  Camera  d.  Deput  1852.  y.  12.  Juni 
S.  147. 

'  Das  Gresetz  sollte  die  schwierige  Gr&nze  einhalten,  „di  non  meno- 
mare  Tautoritä  morale  della  religione,  e  quello  di  mantenere  in.  questa, 
come  in  tutte  le  altre  parti  di  legislazione ,  Fassoluta  indipendenza  del 
governo  civile  da  ogni  altra  podestä^^ 

3  Abgedruckt  in  Processi  yerbali  a.  a.  0.697.  ff. 

^  ebendas.  709. 
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• 

^"pmi?"  rede^   verkündete   Entwurf   des   Minietera   Buoncompagni 

den  Kammern  vorgelegt. 
MotiTe.  Die  Motive  setzten  die  maassgebenden  Principien  busdig 

auseinander.  Es  sollte  einem  Zustande  abgeholfen  werden, 
der  die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  von  ihrer  kirdiUcheo 
Eingehung  abhängig  mache^  und  der  weder  mit  den  Maximen 
der  Regierung,  noch  auch  mit  dem  Geiste  der  neueren  Zeh 
übereinstimme. 

Der  Gesetzentwurf  selbst  war  aber  weit  entfernt,  diesen 

Grundsätzen  zu  entsprechen. 

^dM*owt^        ^^^  ^^  kunstvoll  balancirte  er  zwischen  kirchlich«:  Trao- 

entwurfei.  ,jQg  ^jjj  civilcr  Ehe,  viel  zu  sehr  waren  die  verschiedenartigen 

Parteieinflüsse  geltend,   als  dass  man  zu  auch  nur  einiger- 

maassen  rationellen  Resultaten  gekommen  wäre.' 

Die  Regierung  wollte  die  Kirche  nicht  erzürnen  und  die 
staatlichen  Parteien  befriedigen;  sie  wählte  einen  schlüpfrigen 
Mittelweg,  der  beide  Theile  gleich  verstimmte,  und  den  sie 
wohl  kaum  eingeschlagen  hätte,  wenn  sie  in  Wahrheit  einen 
Erfolg  ihrer  Bemühungen  gewünscht  hätte. 

Der  Gesetzentwurf  v.  1852.  sollte  eben  nur  die  formelle 
Lösung  eines  unbequemen  Versprechens,  einer  lästigen  Ver- 
pflichtung sein,  deren  man  sich,  wenn  die  Kammern  die  Pro- 
positionen verworfen  haben  würden,  für  immer  zu  entledigen 
hoffle. 

FreiUch,  das  Anfangscapitel  des  Gesetzes  trat  energiscli 
genug  auf. 

„//  mairimonio  nelle  aue  relazioni  colla  legge  dviU  e  w 
eontratto:  esso  quindi  dispone  suUe  qualitä  e  condizioni  di  chi 
lo  contrae,  sulla  sua  validitä  per  gli  effetti  civiU  che  ne  derivanc. 

II  eontratto  di  matrimonio  non  assume  data  certa,  ni  prc- 
duce  effetti  civili  se  non  dal  giomo  in  cui  i  stato  dalT  ufßM 
deJlo  stato  civile  regolarmente  iscritto  n^  euoi  registri**. 

Also  Betonung  der  Contractsnatur  der  Ehe,  absolute  Notb- 
wendigkeit  der  bürgerlichen  Registrirung,  die  allein  der  Ver* 
bindung  civile  Gültigkeit  verleihen  sollte. 

Auch  die  Bestimmung,  dass  die  Aufgebote  von  den  Sjn- 
dici  verkündigt  werden  sollten  —  ein  Akt,  der  sich  auf  bürger- 
liche Rechte  bezieht,  der  alle  Einwohner,  abgesehen  von  ibrer 
Religion,  betriffl,  gehört  ganz  in  den  Bereich  des  Staafc«, 
sagen  die  Motive  der  Regierung  —  verhiess  eine  strafie  Durch- 

^  Oiornale  uffis.  No.  1. 
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fuhrung  des  staatlichen  Gesichtspunktes:  aber  gleich  darauf 
—  Art,  11.  —  wurde  die  Ehe  zwischen  Christen  und  Nichts 
Christen  yerboten,  und  im  Artikel  20.  die  Paragraphen  des 
Codice  dvile  wiederholt,  welche  kirchliche  Eheschliessung 
anbefehlen. 

Nur   wenn  die  kirchliche  Trauung  nicht  erlangt  werden  soiMidiXre 
konnte»  durften  die  Brautleute  ihre  Ehe  allein  vor  dem  bürger- 
lichen Beamten  schliessen. 

Also  wesentlich  eine  Beproduction  der  von  Galvagno 
aufgestellten  Principien. 

Die  Commission  des  Abgeordnetenhauses  erstattete  am^^o^mistiont. 
21.  Juni  ihren  Bericht^,  der  sich  mit  5  gegen  2  Stimmen  im 
Ganzen  mit  dem  Entwürfe  einverstanden  erklärte,  ja  sogar 
auf  dessen  Vorzüge  den  französischen  Gesetzen  gegenüber 
hinwies.  Denn  durch  die  Gestattung  der  kirchlichen  Trauung 
wäre  die  Gewissensfreiheit  gewahrt,  die  durch  die  obligatori- 
sche Civilehe  in  derselben  Weise  verletzt  werde,  wie  die  Sitte 
des  Landes  und  die  Gefühle  der  Bevölkerung. 

Die  Generaldiscussion  begann  am  26.  Juni'.  Debatten. 

Zuerst  ergriff  der  frühere  Justizminister  Deforesta  Defoi«tu. 
das  Wort  und  legte  in  schonungsloser  Weise  die  Mängel  des 
Gesetzentwurfes  bloss.  In  Artikel  1.  sei  die  Ehe  als  Civil- 
contract  hingestellt,  in  Artikel  20.  als  Sacrament,  in  Artikel 
21.  wieder  als  Civilcontract,  und  endlich  in  den  Artikeln  24. 
und  44.  weder  als  das  eine  noch  als  das  andere;  wo  da  noch 
ein  einheitliches  System  gefunden,  wo  da  noch  gesunde  Prin- 
cipien erkannt  werden  könnten?       «    * 

Unter  den  folgenden  Bednem  waren  besonders  die  Aus- 
führungen von  Asproni  wichtig,  der,  obgleich  Cleriker,  die    Asproni. 
JElegierung  unterstützte,  und  die  Civilehe  mit  historischen  und 
j  uristischen  Argumenten  vertheidigte. 

Ebenso  bedeutungsvoll  erschienen  die  Anfuhrungen  von 
ßrofferio,  welcher  ein  klares  Bild  der  herrschenden  Miss-  Broffcrio. 
^Verhältnisse  vorfühne. 

Die  geistliche  Gerichtsbarkeit  sei  aufgehoben  worden,  de- 
(lucirte  er,  wenigstens  gebe  der  Staat  sich  nicht  mehr  dazu 
her^  die  geistlichen  UrtheUssprüche  zu  ezequiren.  Aber  dafür 
sorge  die  Kirche  selbst  und  ihr  Mittel  beruhe  auf  dem  Bechte 
der   kirchlichen   Eheschliessung.     Wäre    beispielsweise    eine 

1  ebenda8.S.  582. 
»  ebendai.  8.605. ff. 
Friedberg,  Eheschliestung.  ^Q 
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Paternitätsklage  anliängig,  so  entscheide  das  geistliche  Geriekt, 
dem  staatlichen  ßechte  völlig  zuwider ,  ad  ducendäm  out  do- 
tandam.  Weigere  sich  dann  der  Yenirtheilte»  dem  Spruche 
zu  folgen  9  so  würde  ihm  die  Trauung  mit  jeder  anderen  Fnu 
versagt,  bis  er  gehorcht  habe.  So  sei  die  Civilehe  die  noth- 
wendige  Er^nzimg  jenes  Gesetzes  v.  J.  1850. ,  sie  sei  das 
alleinige  Mittel,  den  Staat  aus  kirchlicher  Botmässigkelt  za 
befreien. 

Gegen  den  Gesetzentwurf  sprachen  namentlich  die  Geist- 
lichen. Sie  beschworen,  nicht  die  Kirche  zu  verletzen,  sie  warnten 
vor  den  Zerwürfnissen  mit  Bom,  sie  drohten  mit  der  Empörung 
des  beleidigten  religiösen  Volks-Gefühls,  sie  belegten  endlich 
die  Civilehe  mit  Bezeichnungen,  welche  sie  als  elendes  Cod- 
tractsverhältniss,  als  Hohn  auf  alles  Heilige  und  Erhabene 
hinstellten. 

Die  Discussionen  der  folgenden  Tage  brachten  kaum 
Neues:  die  Vertheidiger  der  Civilehe  beriefen  sich  auf  die 
Trennung  des  Sacramentes  von  dem  Contracte  der  Ehe,  welche 
die  staatlichen  Maassnahmen  als  gestattet  erscheinen  las&el 
die  Gegner  des  Gesetzes  verwarfen  diese  Theorieen,  die  £e- 
gierung  selbst  suchte  das  vorgeschlagene  Mischsjstem  zu 
rechtfertigen.  Warum  keine  obligatorische  Civilehe,  iiragte 
Buoncompagni,  „Perchhf  perchk  noi  crediamo  che  i  popoh 
si  govemino  non  colle  dissertazioni  canonicJie  o  teologiche  ma  colk 
persuasione  o  coUe  consuetudiniJ^' 

Am  1.  Juli  ging  die  Kammer  zur  Specialdiscussion  über, 
am  3ten  wurde  der  dio  Civilehe  betreffende  Paragraph  unter 
dem  heftigsten  Widerstreben  der  geistlichen  Mitglieder  und 
mit  Verwerfung  aller  entgegenstehenden  Anträge^  berathen. 

1  Diese  Frage  ward  auch  namentlich  in  der  Literatur  eifrig  behandelt 
Vgl.  vor  allem  das  schon  oben  S.  547.  angeführte,  vom  Papste  Tem;- 
theilte  Werk  des  Turiner  Professor  Nuytz  (auch  Mitglied  der  Gesea* 
gebungscommission),  Majneri  sul  contratto  civile  del  matrimonio (Genon 
1851.))  G.  Cavour  del  matrimonio  in  relazione  col  diritto  pubblico  d« 
popoli  liberi  (Torino  1852.),  Siotto-Pintör  de'  principii  rarionali  ei 
diritto  positivo  intomo  al  matrimonio  (Cagliari  1852.).  Der  letitere  giebt 
auch  S.- 156.  ff.  eine  Kritik  des  Gesetzentwurfes. 

>  Namentlich  war  der  von  Galvagno  bemerkenswerth:  „U  difetto 
d*iscrizione  nei  registri  dello  stato  civile  di  un  matrimonio  nel  qn^^  *^ 
saranno  verificate  le  condizioni  prescritte  nei  cinque  primi  numeri  deli'tft^ 
colo  2.,  non  rende  gli  sposi  abili  a  contrarre  nuovi  nozze,  ne  tampoco  esenU 
i  colpevoli  dalle  pene  di  cui  a  termini  del  codice  penale  sono  passibüi  i 
bigami  'S  e  b  e  n  d  a  s.  631.  —  Bei  der  namentlichen  Abstimmung  über  den 
letzten  Artikel  ergab  sich  eine  Majorität  von  100  gegen  29. 
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und  endlich  am  5.  Juli  der  Entwurf  mit  94  gegen  35  Stimraenjj^*J^**J^ 


umgenommen. 


Inzwischen  hatte  aber  der  gesammte  Clerus  des  Landes '^^^^•JJ^'^''** 
oine  Agitation  gegen  die  Civilehe  organisirt. 

Die  Kammer  wurde  mit  Petitionen  bestürmt,  die  Bi- 
schöfe aller  Provinzen  erliessen  Hirtenbriefe ,  in  denen  sie 
<lie  Kegierungs vorläge  der  bittersten  Kritik  unterwarfen  ^^  die 
katholischen  Organe  ergossen  sich  in  eine  Polemik,  welche 
<las  Staatsgesetz  als  „illegales  ipocrita,  immoralisaima"  zu  be- 
zeichnen wagte^. 

Diese  Stimmung  mochte  auf  die  Berathungen  des  Senates  JerseoaS»? 
um  80  weniger  ihren  Eindruck  verfehlen,  als  auch  dieser  genug- 
$<ani  mit  clericalen  Elementen  versetzt  war. 

Am  G.Dezember  wurde  hier  Bericht  erstattet^  aber  schoncommissions- 

bericht. 

der    Commissionsentwurf^   verkümmerte   die  Pläne   der   Ke- 
gierung;  restituirte  er  doch  gewissermaassen  selbst  die  i.  J- Abänderung 
1850.  beseitigte  geistliche  Jurisdiction.  d.  Entwurfes. 

Freilich  auch  hier  wurde  wieder  der  dem  französischen 
Rechte  entlehnte  Satz  an  die  Spitze  gestellt,  dass  der  Gesetz- 
entwurf die  Ehe  nur  als  bürgerliches  Contractverhältniss  auf- 
iasse,  aber  schon  Art.  29.  verbot  den  Personen,  welche  sich 
allein  kirchlich  verheirathet  hätten,  eine  anderweitige  Ehe  ein- 
zugehen —  damit  wurde  die  Gültigkeit  dieser  anerkannt  — 
und  die  Artikel  38  —  41  adoptirten  ein  System,  welches  sich 
wesentlich  an  das  von  Deforesta  aufgestellte  anschloss. 

Es  solle  nämlich  den  Brautleuten  frei  gestellt  werden,  zu,^^^ii?hfru. 
erklären,  dass  ihre  religiöse  Ueberzeugung  ihnen  verbiete,  die *>"'»*'''*•  ^**^- 
Civilehe  als  vollgültige  anzuerkennen,  und  dass  sie  ihren  ehe- 
lichen Consens  nur  unter  der  Bedingung  abgäben,  wenn  der 
hürgerlichen  Trauung  die  kirchliche  nachfolge^. 

In  diesem  Falle  begründet  nur  die  letztere  die  bürger- 
liche Gültigkeit  der  Ehe,  und  diese  wird  für  nicht  geschlossen 
eingesehen,  falls  die  priesterliche  Einsegnung  nicht  in  der  Frist 
von  vierzehn  Tagen  dem  Civilstandsbeamten  angezeigt  wird. 

1  Vergl.  Opinione  v.  1852.  No.  204.  flf.   Armonia  No.  85. 87.  153.  f. 

2  So  die  Armonia  am  17.  Juni  No.  72.  Die  Artikel  sind  gesammelt 
u.  d.  Tit.  Sulie  leggi  civili  che  riguardano  il  matrimonio  de* 
cristiani  (Torino  1864.). 

8  Processi  verbali  del  Senato  1852.  S.  166. 
^  ebendas.  S.  172. 

^  Die  Civilstandsbeamten  sollten  verpflichtet  sein,  alle  Brautpaare 
darauf  aufmerksam  zu  machen. 
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Sollte  eine  Ehe,  bei  der  diese  Erklärung  abgegeben  ist, 
später  von  dem  geistlichen  Gerichte  anntdlirt  werden,  so  ist 
damit  auch  deren  bürgerliche  Nichtigkeit  ausgesprochen;  nnr 
soll  die  Verbindung  für  den  Theil,  welcher  bonaßde  war,  und 
für  die  inzwischen  erzeugten  Kinder  die  Wirkung  einer  Puta- 
tiv-Ehe  haben. 

Ueber  das  Vorhandensein  dieser  bonaßdes  steht  ftber  das 
Urtheil  dem  Civilgerichte  zu. 
Motire.  Der  Commissionsbericht  wies  auf  die  Mängel  der  B^ 

gier^ngsvorlage  hin.  Mehrere  Acte  in  gleicher  Wichtigkeit 
den  Brautleuten  zur  Erfüllung  aufzuerlegen,  sei  gefäbrlichf 
und  das  um  so  mehr,  wenn  der  eine  der  geistlichen,  der  andere 
der  weltlichen  Gerichtsbarkeit  unterliege. 

Allein  die  obligatorische  Civilehe  sei  logisch  und  conse- 
quent,  aber  sie  müsse  dem  Bedürfnisse  angepasst,  mit  den  re^ 
giösen  Gefühlen  des  Volkes  inUebereinstimmunggesetztwerden. 

Das  geschehe  durch  die  Vorschläge  der  Commission  und 
die  den  Brautleuten  dort  verstattete  Erklärung,  die  irdlich  ge- 
setzlich nicht  präsumirt  werden  dürfe,  sondern  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  besonders  abzugeben  sei,  weil  sonst  die  religiöse 
Handlung  ihren  Werth  einbüssen,  und  aufhören  würde  eine 
freie  zu  sein,  weil  der  Gewissensfreiheit  Zwang  angetbas 
werden  könnte. 

So  sei  eine  wesentliche  Lücke  des  französischen  Gesetz- 
buches auszufüllen.  — 
Debatten.  Die  Debatten  begannen  am  15.  Dezember^  und  wurden 

von  allen  Seiten  mit  bemerkenswerther  Schärfe  geführt.    Nor 
DicBeyierungdie  Regierung  verhielt  sich  Anfangs  lau  und  zurückhaltend» 
trat  aber  dann  entschieden  für  das  Gesetz  in  die  Schrankefl, 
und  wies  namentlich  die  Ansicht  zurück,  dass  durch  dasselbe 
die  Verhandlungen  mit  Rom  erschwert  werden  könnten. 
Die  entgegen-        Viclc  der  Redner  verlangten  die  obligatorische  Civilehe 
Meioangen.  ohne  jcdc  Einschränkung  und  Verkürzung,   die  Geistlichen 
wollten  das  geltende  Recht  beibehalten.  Selbst  der  Antrag  von 
'^demSft"*  d'Azeglio,  dass  für  die  Angehörigen  der  Staatsreligion  die 
d'Axegiio.  bürgerlichen  Wirkungen  des  Ehecontractes  erst-  mit  der  kirck- 
liehen  Trauung  eintreten  sollten,  stiess  auf  ihren  Widersprock. 

Als  Vertheidiger  des  Commissionsentwurfes  waren  nur 
wenige  Redner  aufgetreten;  —  in  der  ersten  Sitzung  hatte  sicß 

i  ebenda».  17S.  ff. 
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kein  einziger  dafür   einschreiben   lassen  —  ihre  Argumente 
waren  wesentlich  die  schon  im  Berichte  aufgestellten. 

Am  20.  Dezember  wurde  zur  Abetimmunsc  über  den  Abstimmunsr 

.  'il»«*'  Art.  1. 

ersten  Artikel  geschritten,  welcher  die  BürgerHchkeit  des  Ehe- 
contractes  betonte,  und  dieser  mit  77  gegen  38  Stimmen  ab-  •^»«i«»»«*- 
gelehnt*. 

Darauf  zog  die  Regierung  am  folgenden  Tage  den  Ge-^{®^j®jJfJ"5 
Setzentwurf  zurück.  •**'  *"^^''- 

Denn  fast  mit  Sicherheit  liess  sich  auf  die  Ungeneigtheit 
des  Senates  schliessen,  dem  Principe  der  Civilehe  in  irgend 
einer  Gestalt  seine  Zustimmung   zu  fi^eben.     War  doch  in-   Brief  de« 

Pftpttcs  an 

mitten  der  Verhandlungen  durch  das  Mailänder  Journal,  la  Victor  Em«- 
Bilancia,  der  Ausspruch  des  Papstes  über  die  Civilehe  be- 
kannt gemacht  und  von  allen  clericalen  Blättern  auf  das  Eif- 
riorste  verbreitet  worden*. 

Damit  war  der  Regierungsvorlage  unwiderruflich  das 
Todesurtheil  gesprochen. 

Schon  am  25.  Juni  1852.  hatte  Victor  Emanuel  ein 
Schreiben  an  Pius  IX.  gerichtet,  worin  er  ihm  den  Gesetz- 
entwurf mittheilte  und  sein  Urtheil  erbat. 

Die  Antwort  des  Papstes  v.  19.  September  verdient  in 
mehr  als  einer  Hinsicht  hier  eine  Berücksichtigung'. 

Im  Eingange  des  Briefes  verwirft  der  Papst  die  Trennung 
des  Ehecontractes  von  dem  Sacramente. 

Es  ist  ein  Dogma,  sagt  er,  dass  die  Ehe  durch  unsem 
Herrn  Jesus  Christus  zu  einem  Sacramente  erhoben  worden 
ist,  und  die  katholische  Kirche  lehrt ,  dass  dies  Sacrament 
nicht  als  eine  zufällig  zu  dem  Contracte  hinzugetretene  Eigen- 
schaft auftritt,  sondern  dass  es  das  Wesen  der  Ehe  begreift, 
so  dass  keine  eheliche  Verbindung  unter  Christen  für  gesetz- 
mässig  angesehen  werden  kann,  es  sei  denn  im  Ehesacramente, 
ausserhalb  dessen  Nichts  steht  als  der  blosse  Concubinat« 

Ein  bürgerliches  Gesetz,  welches,  den  Contract  von  dem 
Sacramente  der  katholischen  Ehe  trennend,  darauf  ausgeht, 
deren  Gültigkeit  zu  regeln,  vriderspricht  der  Kirchenlehre;  es 
maasst  sich  unveräusserliche  Rechte  an,  und  setzt  der  That 
nach  den  Concubinat  mit  dem  Sacramente  der  Ehe  auf  die- 

1  ebendas.  211. 

2  ArmonialS52.  No.  151. 

3  Abgedruckt  u.  a.  bei  Laurent  T^glise  et  T^tat  III.  partie  S.  52S.  ff. 
(Bruxelles  1862.) 
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auf,  dass  die  Ehe  von  dem  Civilstandsbeamten  im  Gemeinde- 
hauae  zu  schliessen  sei,  aber  im  Art  163.^  wurde  doch  den 
Brautleuten  gestattet,  die  kirchliche  Eheschliessung  der  bür- 
gerlichen vorangehen  zu  lassen,  wenngleich  erst  die  letztere 
der  Verbindung  die  bürgerliche  Wirksamkeit  gewähren  sollte, 
deroerichti-  ^*®  Regierung  legte  den  Entwurf  den  verschiedenen  Ap- 
höfe.  pellhöfen  vor,  und  forderte  sie  auf,  ihr  ürtheil  abzugeben 
Dies  fiel  denn  freilich  verschieden  genug  aus. 

Der  Appellhof  von  Lucca  erklärte  sich  für  obligato- 
rische kirchliche  Eheschliessung  ^,  während  der  Grenenüpro- 
curator  an  demselben  Gerichte  das  Vorbild  des  neapolitani- 
scheu  Gesetzbuches  empfahl^. 

Gegen  die  Civilehe  sprachen  sich  ferner  aus  der  Cftso- 
tionshof  von  ToscanaS  der  Appellhof  von  Florenz*  md 
der  Bevisionshof  von  Parma^,  während  der  Appellhof  der 

Art.  166.  Nel  giorno  indicato  dalle  parti,  TUlBziale  dello  statocivÜe. 
alla  presenza  dl  due  testimoni,  siano  o  no  parenti,  riceyerä  da  ciascunadelle 
parti,  Tuna  dopo  Taltra,  la  dichiarazione  che  esse  si  Togiiono  rispettiTS- 
mente  prendere  per  marito  e  moglie,  e  cio  seguito  pronunciera,  in  nooe 
della  legge,  che  sono  unite  in  matrimonio. 

PronunciataTunione,  esorterä  gli  sposi  a  far  consacrare  il  matriraonid 
dal  rito  della  religione  che  professano. 

L*atto  del  matrimonio  sarä  disteso  immediatamente  dopo  ia  celebra* 
zione. 

Art.  167.  La  dichiarazione  degli  sposi  di  prendersi  rispettiTamente  is 
marito  e  moglie  non  puo  essere  sottoposta  a  termine  ne  a  condizione:  lele 
parti  aggiungessero  un  termine  o  una  condizione  e  vi  persistessero,  Tlf- 
fiziale  dello  stato  civile  non  poträ  procedere  alla  celebrazione  del  matn- 
monio. 

Art  168.  Seuno  degli  sposi,  per  causa  d^infermitlt  giustificata all'ufBiic 

dello  stato  civile,  non  puö  recarsi  nella  casa  comunale,  TUffiziale  si  tns 
ferisce  col  Segretario  nel  luogo  in  cui  dimora  Tinfermo,  e  vi  celebra  ilmstn- 
monio  giusta  la  disposizione  deir  art.  166. 

Art.  169.  Nel  caso  che  TUffiziale  dello  stato  civile  ricusi  di  procedetr 
alla  celebrazione  del  matrimonio  perch^  dalle  fatte  dichiarazioni  non  gÜ 
risulti  Bufficientemente  il  libero  consenso  di  aicuno  degli  sposi,  donä 
rilasciarne  certificato. 

Se  le  parti  credono  ingiusto  il  rifiuto,  provrederä  il  Tribunale  del  Cu^ 
condario  sentito  il  Pubblico  Ministero,  dichiarando  se  sia  o  no  luogo  all* 
celebrazione  del  matrimonio  *'. 

1  „Se  gli  sposi  yolessero  farprecedere  il  rito reiigioso,  doYranoopit' 
sentare  ai  Ministro  del  culto  un  certificato  deil*  Uffiziale  dello  stato  cirüe 
che  faccia  fede  essersi  eseguite  le  pubblicazioni,  ne  nulla  ostare  alla  celebn- 
zione  del  matrimonio^*. 

s  Die  Gutachten  sind  veröffentlicht  in  La  Legge  1861.  no.  24. 

8  ebendas.no. 84. 

^  ebenda8.no.  13. 

&  ebendas.  no.  150. 

^  ebendas.no.  111. 


Vm.  Italien. 


633 


GlTllolie 

Uterftrisch 

erörtert. 


MIgUettl. 


Lombardei  die   Beeeitigang    der    facultativen  Civilche    zu 
Gunsten  der  obligatorischen  befürwortete*. 

Zur  Berathung  der  Kammern  wurde  der  Entwurf  nicht  Der  Entwarf 
«restellty  wohl  aber  von  dem  damaUsren  ausserordentlichen  Com-  in  umbrien 
missar  für  die  umbrischen  Provinzen,  Marchese  Pepoli, 
durch  Decret  vom  31.  October  1860.  dort  als  geltendes  Recht 
publicirt« 

Inzwischen  blieb  die  Civilehe  fort  und  fort  Gegenstand 
eifrigster  Discussion  und  heftigsten  literarischen  Streites^. 
Selbst  die  philosophische  Klasse  des  Congresses  von  Siena 
berieth  darüber^. 

Der  zweite  Gesetzentwurf  war  vom  Ministerium  Mi- 
glietti  i.  J.  1862.  ausgearbeitet  worden^  Er  adoptirte  das 
System  der  obligatorischen  Civilehe,  aber  er  sprach  sich  mit 
keinem  Worte  über  das  Yerhältniss  dieser  zur  kirchlichen  Ehe 
aus;  er  ignorirte  die  letztere  ganz,  so  dass  also  die  kirchliche 
Trauung  nach  Belieben  der  Brautleute  der  civilen  vorangehen 
oder  folgen  konnte,  wenngleich  erst  die  letztere  der  Ver- 
bindung bürgerliche  Gültigkeit  zu  verleihen  im  Stande  war. 
Auch  dies  Project  gelangte  nicht  zur  Berathung  der  Kam- 
mern. 

Der  letzte  Gesetzentwurf  aus  d.  J.  1863.  endlich  wurde 
vom  Minister  Pisanelli  dem  Senate  vorgelegt^  Er  schloss 
sich  im  Principe  vollständig  an  den  Code  Napol^on^  und  den 
vorjährigen  Entwurf  an,  und  wurde  auch  durch  die  Senatsvor- 


Pisaaelll. 


^  ebenda8.no.  120. 

*  Vgl.  Giuseppe  Buniva  Studii  sul  llbro  1.  del  progetto  di  Codice 
ciTile  presentato  dal  Ouardasigilli  al  Senato  ....  9.  Gennajo  1862.  Tgl. 
I^egge  1862.no.  85. 

s  Sacchi  annali  universali  d.  statistica  (Milano  1862.)  S15. 

^  Progetto  di  Godice  ciyile  del  regno  d'Italia,  presentato 
dal  minlBterio  di  Graiia  e  Oiastizia  nella  tornata  del  9.  Gen- 
najo 1862.  iniziato  in  Senato  no.  117.  Kritisirt  wurde  dasselbe  durch 
N i  c  o  l o  8 i  sul  progetto  di  codice  ciyile  italiano  (Catania  1862.)  und  Buniva 
(Anmkg.  2.). 

^  Progetto  del  primo  libro  del  codice  ciTile  del  regno 
d*Italia  presentato  al  Senato  dal  Ministro  Guardasigilli 
nella  tornata  del  15.  Luglio  1863.  (Torino  s.  a.) 

^  Die  Unterschiede  vom  Code  civil  bestanden  darin,  dass  die  Noth- 
\rendigkeit  der  elterlichen  Einwilligung  für  Söhne  bis  zum  25.,  für  Töchter 
bis  zum  21.  Jahre  beschränkt  wurde,  für  Aeltere  dagegen  die  actes  re- 
spectueux  fortfallen  sollten.  Minderjährige  Töchter  können  aber  wegen 
ungerecht  versagter  elterlicher  Genehmigung  die  Hülfe  des  Richters  (Appel- 
lationsgericht) nachsuchen:  Dispensertheilung  von  den  Aufgeboten  steht 
dem  Könige  zu,  und  den  dazu  ernannten  Behönien. 
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schlage^,  was  die  vorliegende  Frage  betrifft,  nur  unwesentlich 
modifleirt. 

Aber  an  ihn  hat  sich  eine  eingehende  Discussion  beider 
Kammern  geknüpft,  nnd  er  ist  bestimmt,  die  Grundlage  des 
künftigen  italienischen  Gresetzbuches  zu  bilden. 
väccä.  Am   24.  November  1864.  überreichte  der  Justizminister 

Vacca  der  Deputirtenkammer  einen  Gesetzentwurf*,  dessen 
erster  Artikel  die  Regierung  zur  Publication  des  allgemeinen 
Gesetzbuches  für  Italien  —  in  Bezug  auf  das  Civilrecht  des 
Projectes  von  Pisanelli  —  ermächtigen  soUte. 

yyCome  il  sentimento  delC  unitä  ncizionale" ,  hiess  es  in  den 
Motiven*,  „^  omai  inseparabile  da  quello  deUa  nostra  esistenz- 
poUtica,  coal  la  necessitä  della  unißcazione  legislativa  k  unirmal- 
mente  coimderata  quäle  elemento  indispensabile  a  fortmente 
cementare  Vunitä  üaliana". 

Die  Convention  vom  15.  September  1864.,  die  Verlegung: 
der  Hauptstadt  in  den  Mittelpunkt  Italiens  schien  eine  Be- 
schleunigung der  lange  gehegten  Pläne  wünschenswerth  zu 
machen  und  zeitigte  die  gesetzgeberische  Arbeit 

Natürlich  konnte  keine  Rede  davon  sein,  dass  die  Plenar- 
versanmilungen  in  eingehenden  Discussionen  jeden  Para- 
graphen der  Gesetzbücher  durchberathen,  prüfen  und  genehmi- 
gen sollten.  —  Sind  doch  grosse  parlamentarische  Versamm- 
lungen zu  Gesetzesr  edac  tionen  jedesmal  unfähig! —  Vielnieh- 
musste  es  sich  allein  um  eine  Feststellung  der  grossen  Frind- 
pien  handeln,  auf  denen  die  Anordnungen  der  Gesetzbücber 
beruhten,  um  danach  mit  Hülfe  einer  Commission  zurFonnu- 
lirung  der  einzelnen  Artikel  zu  schreiten. 
^bSkM  d«'"  I^as  war  der  Weg,  den  die  Regierung  einzuschligcn  em- 
u.  Kammer.  p{^  yjj^j  ^j^^  ^u^h  in  dem  Commissionsberichte  der  zweiie- 
Kammer  als  der  richtige  bezeichnet  wurde*. 

Es  liegt  ausserhalb  des  Bereiches  unserer  Darstellunr. 
auf  die  Debatten  näher  einzugehen,  in  denen  die  ¥n^ 
über  die  Nothwendigkeit  und  die  Vorzüge  einer  einheitlichen 
Codification  genau  erörtert  wurden,  und  die  den  deutschen 
Leser  in  die  Zeiten  zurückversetzen,  wo  der  warmblütige  Pa- 

1  No.  45^1«    Sessione    Parlamentäre  del    1863.   Senato  del 
Regno. 

2  Seasione  1868—1864.  Camera  dei  Deputat!  No.  276.  S.  17.  f. 

*  ebendas.  S.  2. 

^  Processi  verbali  della  Camera  dei  Deputat!  1865.  S.  i'"'*- 
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triotismus  Thibaut's  mit  den  staatsmännischen  Erwägungen 
Savigny's  im  Kampfe  lag,  auch  die  staatsrechtlichen  Er- 
örterungen werden  wir  übergehen  müssen,  ob  nach  den  Vor- 
schriften der  italienischen  Constitution  eine  Berathung,  wie  die 
Regierung  sie  über  das  Gesetz  wünschte,  überhaupt  möglich 
war:  die  Kammer  genehmigte  die  vorgeschlagene  Art  der  Dis- 
cussion  und  wandte  dabei  der  Frage  der  Civilehe  eine  über- 
wiegende Aufmerksamkeit  zu.  — 

Aber  auch  die  Debatten  über  diese  Frage  waren  kaum  Debatten, 
mehr  als  ein  Spiegelbild  der  Bewegungen  des  Jahres  1852. 
Alle  Waffen,  mit  denen  damals  gekämpft  wurde,  und  die  in 
den  literarischen  Fehden  der  Folgezeit  abgenutzt  genug  waren, 
wurden  wieder  aus  der  Büstkammer  geholt  und  der  alte  Streit 
mit  nicht  einmal  immer  neuen  Worten  gefuhrt. 

Wieder  ertönten  die  bitteren  Klagen  der  kirchlich  Ge- 
sinnten. ,,Impena  sine  justitia,  latrocinia  magna'*  riefen  sie 
aus,  was  mit  anderen  Worten  die  Staaten  ohne  kirchliche  Ehe- 
schliessung bedeuten  sollte.  Wieder  beschwerten  sie  sich  über 
das  „tyrannische'^  Gesetz,  welches  die  Gewissensfreiheit  un- 
terdrücke und  Elirche  und  Staat  vernichte^. 

Die^lten  historischen  Deductionen,  welche  der  Civilehe  den 
revolutionären  Ursprung  vorwarfen,  tauchten  ebenfalls  wieder 
auf,  und  selbst  Cantü,  der  gewiegte  Geschichtsschreiber  Ita- 
liens, war  nicht  unbefangen  genug,  der  geschichtlichen  Wahrheit 
den  Forderungen  der  Kirche  gegenüber  die  Ehre  zu  geben  ^. 

Auch  an  Verbesserungsvorschlägen  war  kein  Mangel.       Amendement» 

„Jeder  hat  volle  Freiheit,  die  Ehe  nach  seinen  Beligions- 
grundsätzen  zu  schliessen'%  empfahl  D'ondes-Beggio^ 
und  die  Gültigkeit  der  Ehe  ist  danach  zu  beurtheilen.  Art.  2. 
Die  Parteien  erklären  dem  Staate,  nach  welcher  Religion  sie 
ihre  Verbindung  eingegangen  sind,  und  erwerben  mit  dieser 
Erklärung  die  bürgerlichen  Rechte  der  Ehegatten '^ 

Wird  die  Ehe  kirchlich  errichtet,  so  haben  die  Parteien 
dem  Staate  davon  Anzeige  zu  machen,  widrigenfalls  sie  nicht 
bürgerlich  für  Ehegatten  gehalten  werden. 

Art.  3.  Jeder  hat  volle  Freiheit,  eine  nicht  kirchliche  Ehe 
zu  scbliessen,  und  hat  dann  allein  den  Gesetzen  des  Staates 
nachzukommen,  nach  welchen  die  Gültigkeit  der  Verbindung 
beurtheilt  wird". 

^  Vgl.ebendas.S.4651.ff. 

^  ebendas.  S.  4664.  —  &  ebendas.  S.  4652. 
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Cantü^  empfahl  dae  Muster  des  neapolitanischen  Ge- 
setzes merkwürdig  genug  zu  derselben  Zeit,  wo  die  EamiiH? 
noch  so  eben  Maassregeln  berathen  hatte,  um  die  immer  aoTs 
Neue  auftauchenden  Unzuträglichkeiten  jenes  systemlosen 
Bechtes  zu  beseitigen^.  — 

Die  Yertheidiger  der  Civilehe  andererseits  fochten  nicht 
mehr  so  mit  den  früheren  theologischen  Argumenten  der  Tren- 
nung des  Contractes  vom  Sacramente  der  Ehe,  wenngleich 
auch  diese  noch  genugsam  vorgebracht  wurden,  wie  vielmelir 
mit  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche. 

Freie  Kirche  im  freien  Staate,  Fortfallen  jedes  Geiates- 
zwanges,  das  seien  die  Forderungen  der  neueren  Zeit;  ihre 
Consequenz:  die  Civilehe.  Und  gerade  darin  fanden  siedle 
Vorzüge  des  neuen  Gesetzes  dem  französischen  Rechte  gegen- 
über, dass  über  die  Priorität  der  bürgerlichen  Eheschlieasung 
keine  Yorschriflen  getroffen  seien,  sondern  das  freie  Belieben 
der  Brautleute  entscheiden  könne. 

Nachdem  die  erregten  Debatten  vom  9.  bis  ^22.  Februar 
gedauert  hatten,  wurde  der  Gesetzentwurf  mit  149  gegen!" 
Stimmen  genehmigt»; 

8eMt.  Im  Senate  waren  die  Verhandlungen  noch  eingehender; 

namentlich  was  die  Frage  der  Civilehe  betraf. 

Dort  war  ja  schon  i.  J.  1852.  das  Project  der  Regierung 
gefallen;  es  gab  nicht  wenig  Mitglieder,  welche  dem  neues 
Entwürfe  dasselbe  Schicksal  zu  bereiten  versuchten. 

Namentlich  warf  Sclopis  seine  Autorität  gegen  dieCinl- 
ehe  in  die  Wagschale  und  suchte  dieselbe  noch  durch  die  An- 
führung eines  von  Savigny^  an  ihn  gerichteten  Briefes  zu 
verstärken:  die  Senatoren  Mameli,  Siotto-Pintor,  Ghi- 
glimi,  Chigi,  Di  Castagnetta  u.  A.  folgten.  Den  B^ 
perungsentwurf  vertheidigten  Amari,   Pinelli,  Cadorna. 

^  ebendas.  S.4664. 

>  VgLProceBsi  verbali  del  Senato  1865.  S.  1888. 

s  ProcesBi  Terbali  della  Camera  dei  Deputati  1865.  S.i'U- 

«  Processi  Terbali  del  Senato  1865.  S.  1448:  „ryaipos^",  »g^ 
Savigny  (nftmlich  in  seinen  Schriften),  „en  principe  que  le  mariageauo 
caract^re  compos^  d'^löments  differents,  dont  le  premier  et  goaTernant  eft 
r^l^ment  moral  et  religieux ,  tandis  que  l'ölöment  juridique  ne  rempüt  qu*BD 
rdle  subordonn^  et  secondaire.  £n  admettant  le  manage  cifily  l'^eoeot 
juridique  se  trouve  seul  reconnu  et  represent^,  et  T^lement  moral  et  reih 
gieux  est  ignorö ,  neglig^  et  abandonn^  ä  la  discr^tion  des  individus,  ce  q^i 
doit  nücessairement  d^naturer  le  mariage". 
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De  Gori  u.  A.  — :  die  Argumente  beider  Parteien  brachten 
kaum  irgend  einen  neuen  Gedanken  zu  Tage.  Der  Höhe- 
punkt der  Opposition  wurde  vielleicht  von  Chigi  erreicht,  der 
sich  auf  das  Zeugniss  des  Berliner  Kirchentages  (1862.)  stützte 
und  seine  Theorieen  in  den  Sätzen  formulirte,  welche  die 
Civilehe  für  alle  socialen  Schäden  der  neuen  Zeit  verantwort* 
lieh  machten. 

Aber  auch  im  Senate  erlangte  die  Kegierung  die  Ma- 
jorität ^  Nach  funfzehntägiger  heftigster  Debatte  wurde  das  Ge-Ges.T.2.Apri 
setz  am  29.  März  angenommen  und  schon  am  2.  April  publicirt      ^^^* 

Danach  ist  die  Regierung  ermächtigt,  den  unter  Pisa- 
nelli  ausgearbeiteten  Codice  civile  zu  publiciren  mit  den  für 
nj^tlng  befundenen  Aenderungen.  Zu  diesem  Zwecke  ist  unter 
dem  Vorsitze  des  Justizministers  eine  aus  47  Personen  zu- 
sanmiengesetzte  Commission  ernannt  worden,  welche  bis  zum 
1.  Januar  1866.,  an  welchem  Tage  das  neue  Gesetzbuch  in 
Kraft  treten  soll,  die  Bedaction  zu  vollenden  hat. 

Von  diesem  Zeitpunkte  an  wird  also  auch  die  obligato-   ciTUebe. 
rische  Civilehe  in  ganz  Italien  Platz  greifen. 

IX.  Die  Schweiz*. 

In  den  meisten  Schweizer  Kantonen'  gilt  das  Recht  der 
kirchlichen  Eheschliessung,   ja  in  Bern   ist  diese  geradezu 

1  70 gegen  84  Stimmen,  ebendas.  S.  1515. 

*  Die  Mittheiiung  der  meisten  Materialien  verdanke  ich  der  Güte 
meines  geehrten  Freundes  Hm.  Prof.  Dr.  RivierinBern. 

'  Appenzell  Ausserrhoden.  Ehesatsungen  y.  28.  October  1860. 
Art.  11:  Aufgebote;  Art.  14:  „Ueber  die  Trauung  (Eheeinsegnung),  die 
Ausfertigung  von  Ehescheinen  u.  dgl.  bestimmt  der  Grosse  Rath  das 
Nähere".  —  Eine  solche  Bestimmung  ist  jedoch  noch  nicht  erfolgt.  Vgl. 
Burg  er  die  eidgenöss.  u.  kantonal.  Konkordate  etc.  (Bern  u.  Solothum 
1862.)  82. 

Appenzell  Innerrhoden.  Hier  gilt  das  bOrgerlich nicht codificirte 
kanonische  Recht.   Bur  ger  a.  a.  0. 58. 

Basel- Land  Schaft  Verordn.  v.  12.  April  1860.  §.  1 — 3:  Aufgebote; 
§.  19 :  „Jede  Trauung  muss  öffentlich,  nach  vorhergegangenem  Kirchenge- 
läute und  in  Anwesenheit  mindestens  zweier  Zeugen  statt^nden . .  •" 

Basel-Stadttheil.  EhegerichUordn.  ▼.  10. Mai  1887.  §.33:  „Ver- 
kündigung"; §.  40:  ,,Die  Trauung  selbst  soll  in  der  Kirche  durch  beid- 
seitige feierliche  Einwilligung  und  pfarramtliche  Einsegnung  in  Gegenwart 
wenigstens  zweier  gültiger  Zeugen  vollzogen  werden  '*. 

Freiburg.  Im  katholischen  Theile  gilt  das  kanonische  Recht  vgl. 
Bürger  a.  a.  O.  105;  im  protestantischen  das  Ehegesetz  v.  17.  Mai  1839* 
Art.  21.  ff.:  Verkündung;  Art  31:  „Die  Ehe  wird  durch  die  Einsegnung 
abgeschlossen''.  Art.  82 :  „Die  Einsegnung  soll  stattfinden  öffentlich  in  der 
Kirche  in  Gegenwart  zweier  Zeugen**. 
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durch  das  Decret  v.  15.  Mai  1816.  für  die  dem  französi- 
6chen  Kaiserreiche  früher  zugehörigen  Landestheile  aa  £e 
Stelle  der  Civilehe  getreten  ^ 

Nur  in  zwei  Eiuitonen  —  ausser  dem  schon  oben  ange- 
führten Genf^  —  existirt  obligatorische  Civilehe ,  während  in 
Waadt,  Thurgauy  Zürich  und  auch  wohl  Schaffhaueen 
gemischte  Systeme  Platz  gegriffen  haben. 

1.  Die  obligatorische  Civilehe. 
a.  Neuenburg. 

Gesetz T. 80.  Schou  L  J.  1848.  hatte  man  in  Neuenburg  die  Civilehe 
erstrebt^:  sie  wurde  eingeführt  durch  das  Gesetz  y.  30.  De- 
zember  1851^.  $ 

GlaruB.  LandsbuchThLm.S.247.ff.§.88:  „Eine  gültige  Ehe bno 
nur  durch  die  feierliche  Einsegnung  eines  Pfarrers,  oder  eines  anderen  oidi- 
nirten  Geistlichen  vollzogen  werden *^   Aufgebote:  ebendas. 

Graubündten.  CiTÜgesetzb.  t.  März  1862.  §.  27:  Verkündung;  §.3<}: 
,,Die  Ehe  wird  durch  den  von  einem  reformirten  oder  katholischen  Oeiit- 
liehen  zu  vollziehenden  Trauungsact  geschlossen.  Wesentlich  dabei  ist, 
dass  die  Trauung  öffentlich  in  der  Kirche  geschehe;  dass  femer  die  beides 
Verlobten  anwesend  seien  und  ihren  Willen,  mit  einander  eine  Ehe  einzo- 
gehen,  auf  unzweideutige  Weise  und  bei  gesunden  Sinnen  kund  geben*'. 

Luzern.    Ges.  v.  ll.Marz  18S5.  §.  9. 

St.  Gallen.  Im  katholischen  Theile  gilt  das  kanonische  Recht  Vgl 
Burgera.a.  0.181;  für  Protestanten  gelten  die  Ehesatzungen.  Art  14 
,,Die  Eheeinsegnungen  geschehen  nach  den  jeweiligen  gesetzlichen  Vor- 
schriften des  Staats  und  den  sanctionirten  Verordnungen  der  evangeliscbeQ 
Kirche  ".   Verordn.  v.  1 8.  Homung  1 85S.  Art.  7 . 

Schaffhausen.  Eherecht  v.U. Mai  1853.  §.29:  ,J[>ie  Ehe  wird  dnrdi 
die  kirchliche  Trauung  vollzogen".  —  Der  „Entwurf  eines  privatrechtUchec 
Gesetzes  für  den  Kanton  Seh."  ist  fast  wörtlich  dem  Züricher  Gesetze 
gleich. 

S  c  h  w  y  z.    Ges.  v.  14.  Dezember  1818. 

Solothurn.  Civilgesetzb.  v.  23.  November  1841.  §.  114:  „Die  Bie 
vrird  durch  die  Trauung  geschlossen.  Diese  soll  öffentlich  in  der  Pfarrkiitbe 
des  Bräutigams  oder  der  Braut  durch  den  Pfarrer  in  Gegenwart  von  wenig- 
stens zwei  Zeugen ,  und  frühestens  am  Tage  nach  der  letzten  Auskündigimg 
geschehen". 

Unterwaiden  nid  dem  Wald.  Bürgert  Gesetzb.  v.  23.Weinino]iM 
1852.  §.  1. 

Unterwaiden  ob  dem  Wald.   Bischöfl.  Verordn.  v.  25.  April  1811 
Vgl.  Burger  a.a.  0.269. 

Urt  Eheges.  v.  29.  October  1856.  §.  4. 

Wallis.   Civilgesetzb.  v.  j.  lB54.    Vgt  Burger  a.  a.  0. 293. 

Zug.   Privatrechtl.  Gesetzb.  v. J.  1861. B. II. Abschn.  1. Cap.  1. f  21. 

1  Vgl.  Leuenberger  Essai  sur  T^tat  de  la  l^gislation  dans  le  Jun 
Bemois,  traduit  par  L.  Juillerat(Beme  1861.)  1.  partie  p.  124. 

s  Siehe  S.  610. 

3  Vgl.  Schnell  in  d.  Ztschr.  f.  Schweiz.  R.  (Basel  1857.)  6,  €1. 

^  Loi  concernant  le  mariagei  beiBurger  a.  a.  0. 162. 
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Danach  müssen  der  Eheschliessung  drei  sonntägliche  Auf- 
gebote vorangehen^.  Diese  werden  an  den  Wohnorten  beider 
Brautleute,  und  wenn  sie  an  ihrem  jetzigen  Domicil  sich  noch 
nicht  sechs  Monate  aufhalten,  auch  an  dem  früheren  verkündet^. 

Die  Ehe  muss  dann  spätestens  in  Jahresfrist  vom  Tage 
der  letzten  Proclamation  an  geschlossen  oder  die  Aufgebote 
^viederholt  werden'.  Die  Trauung  erfolgt  öffentlich  durch 
den  Civilstandsbeamten  des  Wohnortes  Eines  der  Brautleute 
in  Gegenwart  zweier  Zeugen  in  dem  dazu  bestimmten  Ge- 
meindehauses. 

Den  Vorschriften  des  Code  civil  entsprechend,  der  über- 
haupt bei  der  Bedaction  des  Gesetzes  als  Muster  gedient  hat 
und  nur  in  wenigen  Punkten  abgeändert  wurdet  werden  dabei 
die  Verkündigungsscheiney  die  Einwilligungscertificate,  kurz» 
alle  officiellen  Actenstücke,  so  wie  das  Gesetzescapitel  „über 
die  Rechte  und  Pflichten  der  Ehegatten  ^^  verlesen,  der  Consens 
ausgetauscht,  die  Ehe  proclamirt  und  die  Registrirung  vorge- 
nommen, die  von  den  Parteien,  den  Zeugen  und  dem  Beamten 
unterschrieben  wird«. 

Jede  Heirath,  die  nicht  öffentlich  vor  dem  Civilstands- 
leamten  abgeschlossen  wird,  ist  nichtig,  und  die  kirchliche 
Trauung  vor  der  bürgerlichen  verboten^. 

Die  Bestimmungen  über  die  Registerfuhrung  waren  dürftig,   Regi»tör. 
und  trugen  kaum  für  das  Nothwendigste  Sorge  ^. 

Ein  gleichzeitiges  Decret  des  grossen  Rathes  regelte  zwar 
das  Gebührenwesen,  aber  eingehendere  Anordnungen  erfolgten 
erst  wenige  Tage  vor   dem  Inkrafttreten   des  Gesetzes   ^^^Jamwm«' 
28.  Januar  1852.^  verbunden  mit  einer  genauen  Instruction 
für  die  Civilstandsbeamten. 

^  Ausserhalb  des  Kantons  gemäss  der  dort  geltenden  Landesgesetze. 
Circularschr.  V.  16.  Hörn.  1852. 

«  Art.  16. 

»  Art  17. 

*  Art.  20. 

^  So  drei  Aufgebote,  Gestattung  der  Ehe  in  extremis  in  einem  Privat- 
hause  etc.   Siehe  auch  Stalin  a.  a.  0. 380. 

6  Art  21.  f. 

7  Art  22.  f. 

s  Ein  Civilstandsbeamter  wird  nach  Art.  44.  für  jeden  Ffarrbesirk  er- 
nannt; ebenso  ein  Substitut. 

^  ArrStä  du  Conseil  d*^tat  de  N.  concernant  les  actes  de 
Tetat  üiTÜ.  Feuiil.  off.  no.  6.  Ueber  die  Bestimmung  der  früheren 
Kirchenregister  verfugt  Arrdtö  concernant  les  registros  de  ma- 
riage  V.  14.  Febr.  1852.   Feuiil.  off.no.  8. 
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Dadurch  wurde  ihnen  verboten,  die  Register  jemals  lus 
den  Händen  zu  geben,  Correcturen  ohne  obrigkddiche  Ge- 
nehmigung vorzunehmen,  oder  die  Trauung  zu  cetebriraO) 
bevor  alle  gesetzlichen  Erfordernisse  erfüllt  seien. 

Alle  sechs  Monate  soll  durch  Notare^  eine  Abschrift  dt« 
Registers  angefertigt,  von  dem  Civilstandsbeamten  mit  dem 
Originale  verglichen,  beglaubigt,  und  endlich  an  einem  sicberen 
Orte,  auf  Anweisung  des  Präfecten,  niedergelegt  werden.— 
^*^*iSS^  Der  wesentliche  Inhalt  dieser  Gesetze  wurde  in  den  Code 

civil  des  Kantons  aufgenommen,  der,  am  27.  Januar  1855. 
publicirt,  vom  30.  April  desselben  Jahres  an  Oeltung  erhielt 
und  dessen  vom  französischen  Code  civil  nicht  viel  abwei- 
chende Bestimmungen  (Art.  102.  ff.)  dann  noch  durch  mehrere 
Decrete  von  untergeordneter  Bedeutung  ergänzt  worden  uod^ 

b.  Tessin. 

Im  J.  1837.  wurde  im  Kantone  Tessin  ein  bürgerliches 
Gesetzbuch  publicirt,  dessen  Art.  60.'  den  katholischen  B^ 
strebungen  und  Anschauungen  der  Regierung  gemäss*  £e 
kirchliche  Eheschliessungsform  in  tridentinischer  Form  ur 
ordnete. 

Der  Vorgang  der  sardinischen  Legislation  blieb  aber 
auch  auf  die  benachbarte  ticinesische  nicht  ohne  Einflues. 

Am  24.  Mai  1855.   wurden  die  staatskirchenrechtlichen 

Verhältnisse  im  Geiste  jenes  Vorbildes  geregelt,  nachdem  schon 

in  den  Jahren  1848.  und  1852.  das  Klosterwesen  eine  totale 

juAi  1865. '  Umformung  empfangen  hattet  und  am  17.  Juni  1855.  er- 

1  Abgeändert  durch  Arre  tö  v.  10.  Febr.  1854.  art  39.  und  t.  15.Febr. 
1856.  Feuill.off.no.  8.  Danach  bedürfen  die Copieen  der CivilsUndudrc 
zwar  noch  der  notariellen  Legalisation,  können  aber  durch  Commuiu}' 
beamte  gefertigt  werden. 

^  Das  Circulaire  du  d^partem.  de  justice  v.  7.  Mai  ja^-- 
August  1855.  (Recueil  des  lois  VII.  no.  235.  u.  282.)  empfiehlt  gtött^ 
Genauigkeit  bei  Verkündigung  der  Proclamationen  und  Prüfung  der  Bei- 
mathsscheine. —  Dks  Arret  du  juge  d'ordre  t.  28.  August  1861.  (Bec. 
des  lois  IX.  no.  84.)  verbietet  Eheverkündigungen  blos  auf  Begehrea 
einer  Partei  zu  unterbrechen.  Circul.  de  la  direcL  de  jatticeT. 
4.  April  1862.  (Rec.  des  lois  IX.  no.  697.) 

'  „U  matrimonio  deve  celebrarsi  avanti  il  parocco  o  suo  delegato  tili 
presenza  di  due  testimonii  e  secondo  le  regole  e  solenniti  della  ühiesscii- 
tolica". 

4  Die  Verf.  U.V.  28.  Juli  1830.  bestimmte  im  Art  1:  „Die  kithoÜKhe 
römisch-apostolische  Religion  ist  die  Staatsreligion*'. 

^  Vgl.  auch  meine  Mittheil,  aus  fremd.  GeseUgeb.  in  Dove's  u.  »ei- 
ner Ztschr.  f.  Kirchenr.  4, 408. 
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folgte  dann  auch  ein  Gesetz^  über  die  Civilehe,  welches  sich 
völlig  an  den  Code  civil  anlehnte. 

yyJede  Ehe",  so  änderte  Artikel  6.  den  §.  60.  des  Civil- 
gesetzbuches  ab,  „muss  vor  dem  Oemeinderathe  des  Wohnortes 
eines  der  Brautleute  .  .  vollzogen  werden". 

Die  näheren  Bestimmungen  waren  wesentlich  dem  fran- 
zösischen Gesetzbuche  entnommen. 

Zwei  Verkündigungen  in  achttägiger  Zwischenzeit^  durch 
das  Amtsblatt  und  die  Gemeindekirche  zu  prociamiren,  Ehe- 
schliessung  frühestens  drei  Tage  und  spätestens  sechs  Monate 
nach  dem  letzten  Aufgebote,  vor  dem  gesetzlich  versammelten 
Gemeinderathe,  in  Gegenwart  zweier  Zeugen,  zu  vollziehen, 
und  endlich  Begistrirung  durch  den  Civilstandsbeamten  vor- 
zunehmen. 

Den  Pfarrern  verbot  §.11.  bei   Strafe  der  Nullität  und 
von  500  Franken,  eine  kirchliche  Trauung:  vor  der  bürffer-ooetÄT.a?. 
liehen  zu  celebriren,  und  über  die  Civilstandsregister  traf  das 
Gesetz  V.  27.  Juni  1855.^  die  näheren  Anordnungen. 

Die  Register  sollen  danach  von  den  Municipalbeamten  in  Regiit«r. 
doppelten  Exemplaren  mit  aller  nöthigen  Vorsicht  und  Sorg- 
falt gefuhrt,  die  geschlossenen  im  Gemeinderaths-  und  Nota- 
riatsarchive deponirt  werden.  Ausser  Landes  gefertigte  Civil- 
standsacten  von  Tessinem  haben  nur  Beweiskraft,  wenn  sie 
in  die  betreffenden  Gemeinderegister  eingetragen  sind.  — 

Das  Gesetz  erfuhr  den  herben  Tadel  der  Geistlichkeit,J'J^^jjJ^J^jj^' 
die  sogar  von  den  Kanzeln  ihren  Unwillen  zu  äussern  wagte. 
Aber   die  Regierung   Hess   sich    dadurch   nicht   beirren;    sie 
schritt  gegen  Widerspänstige  mit  strengen  Maassregeln  ein^ 
und  beachtete  auch  nicht  die  drohenden  Wort^  des  päpst-  ^ä^JXhen 
liehen  Nuntius,  der  sie  in  einem  an  die  Tagsatzung  ge-    Nuntia«. 
richteten  Schreiben  der  Verfassungsverletzung  bezüchtigte  und 
die  Zurücknahme  des  neuen  Gesetzes,  dem  er  Verletzung  der 
Sittlichkeit  vorwarf,  begehrte*. 

1  Legge  Hill  matrimonio  civile  Fogl.  off.  n.  26.  —  Schon  am 
$.  Dezember  1850.  war  ein  Gesetz  erlassen  worden ,  dass  bei  gemischten 
t^hen  das  Aufgebot  durch  die  geistliche  oder  weltliche  Behörde  geschehen, 
ind  ebenso  die  Trauung  durch  dieselben  vorgenommen  werden  könne. 

^  Regolam per  gli  atti  deilo  stato  civile  (Fogl.  off. 

xo.  29.). 

3  Vgl.  Fogl.  off.  ▼.  18.  Jan.  1856.  S.  90. 

^  Abgedruckt  aus  dem  Journal  historique  et  litt^raire  T.XVU. 
).  570.  ff.  bei  Laurent  T^glise  et  l'^tat  Ul^  partie  542. 

Friedberg,  Ehetchliessung,  ^]^ 
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jimutfisei'.  Vielmehr  erfolgte  am  9.  Januar  1861.^  noch  ein  weiteres 
Decrety  welches  den  Geistlichen  bei  Strafe  verbot,  die  kiidi- 
liehen  Aufgebote  vor  den  Verkündigungen  im  Amtsblatte  vor- 
zunehmen. 

2.  Die  gemischten  Systeme, 
a.  Waadt 

oeieubucbf  ^*®  bürgerliche  Gesetzbuch  des  Kantons  Waadt*  kannte 
die  Civilehe  noch  nicht,  vielmehr  waren  dr^i  kirchliche  Auf- 
gebote, von  deren  zwei  die  Regierung  dispensiren  konnte, 
kirchliche  Trauung  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen,  und  end- 
lich auch  kirchliche  Registerfuhrung  vorgeschrieben'. 

Aber  schon  L  J.  1835.  waren  ergänzende  Bestirnnrangen 
zu  Gunsten  der  Dissidenten  nothwendig,  von  denen  eine  rer- 
hältnissmässig  nicht  unbedeutende  Zahl  im  Kantone  ange- 
sessen war*. 

Es  wurde  das  Princip  der  facultativen  Civilehe  ange- 
nommen. 
^dm:?i886?*  yyDiqenigen  Brautleute",  sagte  Art.  1.  des  Gesetzes  t. 
12.  Dezember  1835.*,  „welcfie  sich  nicht  in  der  Kirche  ... 
wollen  kopuliren  lassen ,  können  sich  an  den  Friedensrichter  dth 
jenigen  Kreises  („cercle")  loenden,  wo  Eines  von  ilinen  ansäaii! 
ist''. 

Die  Aufgebote  bleiben  aber  Idrchlich,  und  ebenso  ^ 
bestimmt,  dass  eine  Copie  von  der  Registrirung  des  Clvilstandi- 
beamten  durch  den  Pfarrer  in  das  Kirchenbuch  einzutragen  sei'. 

b.  Zürich. 

al^^Desaws.  ^^^  Eherecht  des  Kantons  Zürich  v.  28.  Dezember  1853. 
hat  wesentlich  die  Grundsätze  der  Waadtländischen  G^ 

^  Decreto  ...  suUa  questione  quando  si  possono  eaeguire 
le  pubblicazioni  matrimoniali  ecclesiastiche  (Fogl.  off.  d.  t 
c.  39.). 

s  Code  civil  du  Canton  de  Vaad,  tit.  V.  du  mariage  ^ 
ranuöe  1820. 

8  §§.19.80-35. 

4  Im  J.  1861.varen  unter  212,528  Einwohnern:  198,751  Protestanteo. 
19,853  Katholiken,  396  Juden  und  528 Dissidenten.  Kolb  Handb.d.Ter 
gleich.  Stotistik  (Leipz.  1862.)  321. 

3  bei  Burger  a.  a.  O.  290.  Vgl.  über  dasselbe  Mittermaier  Jni 
Ztschr.  f.  Rechlswissensch.  d.  Ausl.  8, 475. 

^  Vgl.  auchlnstruct.  de  laDirect  de  justice  ...  pour  latenue 
des  registres  d*ätat  civil  y.  16.  Dezember  1856.  (Rec.  des  loitLÜ}' 
no.  312.) 
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setzgebaBg  angenommen  ^y  nur  sind  hier  die  Aufgebote  bei 
Civilehen  ebenfalls  bürgerlich ,  und  die  Weigerung  der  Braut- 
leute,  sich  der  kirchlichen  Trauung  zu  unterwerfen ,  bedarf 
einer  vor  dem  Gerichte  darzulegenden  Motivirung. 

,yWenn  die  beiden  Verlobten",  bestimmt  §.  110.^  „dem  Be--  Facniutire 
zirksgerichtepräsidenten  zu  Protokoll  eröffnen,  dose  sie  zwar  eine 
ächte  Ehe  einzugehen  wünschen,  aber  aus  besonderen  Gründen^ 
sich  der  kirchlichen  Form  der  Trauung  nicht  unterziehen  können, 
so  ordnet  der  Gerichtspräsident  die  geeignete  öffentliche  Bekannt- 
mcu^hung  an,  welche  die  Stelle  des  Aufgebotes  vertritt.  Sind  im  Uebri- 
pen  keine  Behinderungsgründe  gegen  die  Ehe  dieser  Personen  vor- 
Jianden,  so  vnrd  dieselbe  durch  eine  feierliche  Erklärung  der  elie- 
liehen  Gesinnung  vor  Bezirksgericht  vollzogen.  Der  Bezirksgerichts- 
Präsident  sorgt  dafür,  dass  von  solchen  Ehen  in  dem  Pfarrbuche  der 
Heifnathsgemeinde  des  Ehegatten  Vermerkung  genommen  werde"^. 

^  Id  Z  ü  r  i  c  h  giebt  es  die  meisten  Dissidenten  aus  der  ganzen  Schweiz; 
Einwohner:  266,557;  daTon  258,865 Protestanten,  11,461  Katholiken,  172 
Juden  und  1,059  Dissidenten.  Kolb  a.  a.  0. 321.  Schon  früher  hatte  man 
die  letzteren  milde  behandelt,  und  bei  ihren  Ehen  die  Benediction  erlassen. 
Allg.  Kirchenzeit.  1852.  No.  21.  S.  175. 

<  Der  Erste  Entwurf  des  privatrechtl.  Gesetzbuches  f.  d. 
Kant  Zürich  (Th.  1.  Zürich  1844.)  bestunmte  in  §.  148 :  „Wenn  beide  Ver- 
lobten weder  zur  reformirten,  noch  zur  katholischen ,  noch  zu  einer  anderen 
anerkannten  protestantischen  Kirche,  sondern  zu  einer  vom  Staate  blos  ge- 
duldeten, dissentirenden  religiösen  Gemeinschaft  gehören,  und  aus  diesem 
Grunde  die  Mitwirkung  eines  Pfarrers  bei  der  Trauung  ablehnen  zu  sollen 
vermeinen,  so  dürfen  sie  zwar,  insofern  eine  fortgesetzte  Belehrung  und  Er- 
mahnung des  betrefienden  Ortsgeistlichen  auf  die  Gesinnung  derselben 
■ohne  Erfolg  geblieben  ist,  oder  unzulässig  erscheint,  die  Eingehung  derEhe 
nach  ihren  religiöftn  Gebräuchen  feiern,  haben  aber  jedenfalls  ihren  Willen, 
«ine  Ehe  einzugehen,  auch  persönlich  vor  gesessenem  Bezirksgerichte, 
Avelches  den  Fall  vorher  prüft  und  das  Nöthige  verfugt,  zu  Protokoll  zu  er- 
klären". —  DerEntwurf  von  Keller  §§.  82.  und  42.  hatte  die  Civilehe 
zugelassen,  wenn  „die  Brautleute  zu  dem  Audienzprotokolle  des  Bezirks- 
gerichtspräsidenten erklären,  dass  sie  sich  durch  ihre  Religionsansichten 
oder  aus  anderen  Gründen  bewogen  finden,  die  Ehe  ohne  kirchliche  Mit- 
wirkung einzugehen".  Aus  den  beiden  Entwürfen  ist  die  vorliegende 
Kedaction  geflossen.  Vgl.  Biuntschli  Privatrechtl.  Gesetzb.  f.  d.  Kant. 
Zürich  (Zürich  1854.)  1, 103. 

3  Dazu  bemerkt  Biuntschli,  der  Redactor  des  Gesetzbuches,  a.  a.  O. 
1, 104:  „Die  Civilform  darf  nicht  dem  blossen  Belieben  der  Verlobten  an- 
heim  gegeben  werden.  Sollte  sich  aus  den  Umständen  ergeben,  dass  solche 
ohne  religiöse  Motive  aus  blosser  Frivolität  eine  unkirchliche  Ehe  schlibs- 
sen,  oder,  weil  sie  überhaupt  nur  die  Ehe  als  ein  conventionelles  Verhältniss 
ansehen,  diese  in  möglichst  wenig  bindender  Form  eingehen  wollen,  so 
wäre  der  Gerichtspräsident  wohl  berechtigt  und  veranlasst,  seine  Mit- 
wirkung zu  verweigern  ". 

^  Ueber  die  Form  der  bürgerlichen  Trauung  hat  die  Verordn.  d. 
O  berger  ich  ts  V.  25.  Mai  1861.  die  näheren  Bestimmungen  getroffen. 

41* 
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Die  regelmässige  EheechlieBsungsform  ist  jedoch  diekiicb- 
liche  vor  zwei  Zeugen  nach  einmaligem  kirchlichem  Aufgebot 
und  die  regelmässigen  Civilstandsregister  bilden  die  Kirdteo- 
bücher*. 

c.  Thorgau  und  SchaffhaoBcn. 

Thargao.  Der  Kantou  Thurgau  hat  den  §.  110.  des  ZüricheriscbcD 

Eherecht T.  Rechtcs  wörtlich  in  sein  Eherecht  v.  6.  Dezember  1859.* 

6.  Des.  1869. 

Übernommen^  und  auch  der  neue  Entwurf  eines  privat- 
scbaffh«aBeii.rechtlichen   Gesetzes   des  Kantons   Schaffhausen'  ist 
wesentlich  den  Züricher  Bestimmungen  nachgebildet. 


3.  Modificationen  des  kirchlichen  Rechts. 

Es  erübrigt  noch^  mit  wenigen  Worten  der  Gesetzgebungen 
zu  gedenken^  welche  theils  in  Bezug  auf  die  Civilstandsregister, 
theils  in  der  Trauungsform  sich  den  Principien  der  CiTÜebe 
genähert  haben. 

Denn  während  eigenthümlicher  Weise  die  Staaten,  wekbe 

facultative  Civilehe  einführten ,   nur  kirchliche  Standesbucb- 

führimg  anerkannten  y  haben  andere  mit  kirchlicher  Traaoo;: 

bürgerliche  Civilstandsregister  verbunden. 

Freiborg.  go   der  Kautou  Freiburff.      Das   Civilffesetz  ?.  J- 

ClyUgesetz  ^  ö  o  ^ 

V.  j.  1884.  1834.  hatte  über  die  Haltung  von  Standesbüchem  nicht  ge- 
sprochen, die  Einrichtung  derselben  aber  einem  besonderen  Ge- 
v.-u. T. i848.8etze  vorbehalten.  Die  Verfassungs-TJrkunde  v.  4.  Mir: 
1848.  bestimmte  dann,  dass  binnen  zwei  Jahrea  die  fraglichen 
Verhältnisse  geregelt  sein  müssten,  und  wirklich  wurde  schoo 
Ge«€t«T.2o.  am  20.  November  1849.  ein  Gesetz  erlassen,  welches  die 
Führung  der  Begister  den  Staatsbeamten  übertrug. 

Allein  die  Kosten  der  neuen  Einrichtung  Hessen  d]eseü>e 
bald  als   unthunlich   erscheinen.     Die  Bejrister   wurden  des 
bücher  wiederGeistlichen  zurückgcgcbcn ,  und  nur  eine  staatliche  Controie 
^  "**      '  und  Mitwirkung  angeordnet^. 

^  Darüber  Tgl.  Reglement  y.  12.  Juni  1S62. 

>  Ge8.-Samml.S,  lll.f. 

3  Vgl.  Burger  a.  a.  0. 183. 

*  Jährliche  Visitationen  von  den  weltlichen  Beamten,  Dnplicate  jil^' 
lieh  an  die  Gerichtsbehörden  abzugeben.  — 

Die  reformirenden  Gesetze  sind: 

a.  Convention  pour  la  tenue  des  registres  destin^i  ^  c^^' 
stater  l'ätat  religieux  et  cItü  des  citoyena  dsni  l'| 
communes  cathol.  t.  12. November  1858.  (BulL  ofü XXXII ?^  •' 
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Ebenso  sind  aber  auoh  die  Kirchenbücher  der  Kantone 
Wallis^  und  Graubünden'  einer  Aufsicht  des  Staates  unter- GrMballdea. 
worfen. 

In  Bezug  auf  Modificationen  des  Eheschliessungsrechtes  Gemischte 
ist  endlich  zu  bemerken,   dass  in  den  Kantonen  Aargau',    Aargan. 
Solothurn*  und  Uri»  bei  gemischten  Ehen,  wenn  die  Pfarrer  *>i«JJl""- 
die  Trauung  verweigern  sollten,   bürgerliche  Aufgebote  ge- 
stattet sind. 

Damit  ist  aber  noch  nicht  die  Schliessung  von  Civilehen 
ausgesprochen,  vielmehr  erhalten  die  Brautleute  nur  die  Be- 

b.  Döcr.  sur  las  regf.de  Total  cItII  y.  15.  Dezember  ld5S.  (eben- 
da 6.97.) 
e.  Reglern,  concern.  le  d^cr.  ci-dessus  t.  7.  Jan.  1859.  (eben- 

das.  157.) 
d.  Reglern,  conc.  la  tenue  des  registres  destin.  k  constater 
r^tat  civil  des  citoyens  dans  les  paroisses  r^formäes 
▼.  18.  Jan.  1859.(ebenda8. 158.) 
€.  Regl.  destin^  ä  procurer  Texöcut  de  Tart.  7.  de  la  cony. 
du  12. Nov.  1858.  v.  7.  October  1859.  (ebendas.  2S8.) 
^  Loi  pour  la  tenue  des  registres  de  l'^tat  civil  v.  25.  Mai 
1852.  (Reo.  des  lois  VIII,  718.  f.)    Der  Bischof  beschwerte  sich  jedoch 
über  die  Unzuträglichkeiten  des  Gesetzes,  welches  dann  auch  durch  die  Lol 
additionnelle  v.  27.  November  1 854.  abgeändert  wurde.  VgL  auch  den 
Courrier  du  Valais  1854.  no.  94. 

*  Grossrathsschl.   betr.   d.  Führ.   u.  Ueberwach.   d.  Civil- 
standsreg.  (Verhandl.  d.  Gr.  Raths  S.  84.  f.) 
s  Verordn.  V.  30.  Juni  1852.  (Ges.-Bl.no.  lOS.) 
^  Civilgesetzb.  v.  23.  November  1841.  §.  117:   „Sollte  sich  der 
Tfairer  weigern,  die  Auskündigung  zu  bewilligen,  oder  die  Trauung  zu  voll- 
ziehen, so  können  sich  die  Brautleute  an  den  Regierungsrath  wenden. 
Dieser  wird,  wenn  kein  bürgerliches  Hindemiss  bekannt  ist,  die  Auskün- 
<L'gung  durch  Vermittlung  des  Oberamtmannes  bewerkstelligen  lassen  und 
^en  Brautleuten  die  Erlaubniss  ertheilen,  die  Trauung  durch  einen  ihnen 
'beliebigen  Geistlichen  des  einen  oder  anderen  Glaubensbekenntnisses  und 
an  einem  anderen  Orte  vornehmen  zn  lassen". 

§.  118.  „In  den  im  vorstehenden  §.  117.  angegebenen  Fällen  sollen  die 
Eheleute  den  Trauungsschein  bei  dem  Oberamtmanne  einlegen,  der  die 
£  inschreibung  in  das  Ehebuch  besorgen  lassen  wird  " .  ' 

ft  Verordn.  V.  29.  Dezember  1856.  §.  1:  „Kein  Pfarrer  oder  anderer 
Priester  im  hiesigen  Kantone  ist  verpflichtet,  die  Trauung  einer  paritäti- 
schen Ehe,  welcher  die  von  der  katholischen  Kirche  geforderten  Requisite 
mangeln,  noch  deren  Verkündigung  vorzunehmen,  oder  irgendwelche  Zeug- 
nisse oder  Schriften  zu  diesem  Zwecke  auszufertigen. 

§.  2.  Die  Promulgation  solcher  Ehen  hat,  wenn  sie  gefordert  wird, 
durch  den  weltlichen  Beamten,  dem  das  Verkünden  amtlicher  Erlasse  ob- 
liegt, in  der  Kirche  zu  geschehen". 

§.  8.  lässt  die  dazu  erforderlichen  Zeugnisse  durch  die  Regierung  aus- 
gestellt und  §.  5.  die  Registereintragung  durch  dieselbe  bewirkt  werden. 
Wo  und  wie  getraut  werden  soll,  ob  kirchlich  oder  bürgerlich,  wird  nirgends 
ausgesprochen. 
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fugniss,  ihre  Ehe  durch  jeden  beliebigen  Geistlichen  einsäen 
zu  lassen. 

X.  Die  nordischen  Beiche. 
Schweden.  —  Norwegen.  —  Dänemark. 

Schweden.  Das  Rccht  der  schwedischen  lutherischen  Kirche  ruhte 

ganz  auf  den  Grundsätzen ,  welche  die  deutsche  Reformation 

D}e  luther.  ZU  Tage  gefördert  hatte,  und  streifte  erst  ebenso  allmählich  wie 
^"^****    diese  die  Reste  katholischer  Lehre  ab,  die  es  aus  dem  Mittel- 
alter überkommen  hatte. 

Verlöbnisse^  begründen  eine  Ehe,  und  namentlich,  wenn 
der  Beisbhlaf  hinzugetreten  ist,  sind  sie,  wie  die  Kirchen- 
Ordn.  V.  J.  1571.  sagt,  als  „mrkliche  vor  Oott  geltende  Ehm" 
anzusehend 

Ja  sogar  die  in  Deutschland  gebräuchliche  Terminologie 
findet  sich  vor,  dass  man  von  angefangenen,  aber  durch  Trau- 
ung noch  nicht  vollzogenen  Ehen  (Begynte,  wen  g  genom  vijtd 
fulbordade  äktenakap)  sprach  ^  mithin  der  kirchlichen  Trauung 
nur  die  Wirkung  zuschrieb,  ein  schon  bestehendes  Band  nod) 
fester  zu  knüpfen  und  durch  die  religiöse  Weihe  zu  heüigeo. 

^«5>^«|n.^^^  Noch  die  Königliche  Verordnung  v,  23.  Juli  1755.  wollte  dieser 
Theorie  gemäss  bei  Verlöbnissen  mit  copula  camaUs  die  kirclh 
liche  Trauung  durch  Gefängnissstrafe  bei  Wasser  und  Bk» 

^'«^'^^Jj^l'gj'^  erzwungen  wissen*,  und  erst  die  Verordnung  vom  3.  April 

1810.  ging  davon  ab.    Aber  auch  diese  erkannte  wenigsten^ 

die  aus  solchen  Verlöbnissen  entsprungenen  Elinder  fiir  ächte 

(„ächta  bam")  an^,  und  noch  nach  späterem  Rechte  erhält  (£e 

unrechtmässig  verlassene  und  verführte  Verlobte  die  Befugnisse 

einer  wirklichen  Ehefrau^. 

Kirchliche  Trauung  und  kirchliches  Aufgebot  ist  übrigenf 

wie  nach  deutschem  Bechte  erforderlich;   allein  das  ist  be 
» 

merkenswerth,  dass  das  letztere  nur  in  der  Parochie  der  Brau: 

^  Sie  werden  in  der  Weise  des  MittelalterB  yorgenommen,  die  &Botia 
einer  bestimmten,  der  oben  9.  32.  entsprechenden  Form  von  ihrem Fä^ 
Sprecher  (Gifftoman)  dem  Brftutigam  übergeben.  Schwed.  Landr.  t.J- 
1608.  tit.  2.  c.  1.  (Frankf.u.Leipz.  1709.)  S.  79.  c.5.  ebendas.  S.94.  Stadt- 
recht  ▼.  1618.  c.  5.  (Frankf.  u.  Leipz.  1709.)  S.  88.  —  K.O.  v.  J.  1686. e.  15 
§.  10.  (Riga s.a.) 

2  Ziemssen  Ueber  Ehe  u.  Ehescheidung  nach  schwedischem  Rechte 
(Qreifswaldl841.)27. 

^  ebendas.  29.  —  *  ebendas.  27. 

*  ebendas.  28.  —  6  ebendas.  29. 
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verkündet  wird^,  und  die  erstere  vor  jedem  beliebigen  Geist- 
lichen, ohne  Berücksichtigung  des  Pfarrzwanges ,  vollzogen 
werden  kann*. 

Die  CivUehe  ist  erst  in  neuester  Zeit  zu   Gunsten  der 
Ehen  zwischen  Juden  und  Christen  eingeführt  worden^. 

Schon  am  19.  Mai  1860.  war  in  Schweden  ein  s.  g.  T^o-J^S^^^g^ 
leranzgesetz  publicirt  worden,  welches  freilich  nur  im  Ver-  Maiiseo. 
gleiche  mit  den  früheren  Zuständen  diesen  Namen  verdienen 
mochte.  Dadurch  wurde,  allerdings  mit  sehr  erschwerenden 
Umständen,  der  Austritt  aus  der  Landeskirche  gestattet  und 
den  neu  gebildeten  Beligionsparteien  sogar  die  Trauung  vor 
ihren  eigenen  Geistlichen  überlassen.  Nur  die  Aufgebote 
sollten  in  der  Landeskirche  verkündet  werden,  und  zugleich 
alljährlich  die  Kirchenbucheintragungen  angemeldet  werden^. 

Auf  die  Ehen  der  Juden  mit  Christen  war  aber  diese     J"'*«"- 
Verordnung  ohne  Einfluss. 

Das  Reglement  v.  27.  Mai  1782.,  welches  den  Juden  in  ^^^^flVai 
Schweden  verbot,  mit  anderen  als  glaubensverwandten  Per-      ^^**- 
sonen  eine  Ehe  einzugehen,  war  zwar  durch  die  Verord-gj^fjjjjgg"^- 
nung  V.  30.  Juni  1838.  aufgehoben  worden.    Dennoch  aber, 
obgleich  den  Juden  durch  diesen  Erlass  im  Allgemeinen  die 
gleichen  Bechte  mit  den  übrigen  schwedischen  Unterthanen 
gewährt  waren,  wurde  angenommen,  dass,  weil  unter  den  ihnen 
ertheüten  Befugnissen  das  Recht  zur  Ehe  mit  Christen  nicht 
ausdrücklich  erwähnt  und  dasselbe  ebenso  wenig  durch  spätere 
Giesetze  zugestanden  sei,   derartige  Ehen  schon  wegen  der 
mangelnden  Eingehungsform  nicht  verstattet  werden  könnten. 
Wenigstens  wurde   diese  Ansicht  in   einem  Falle   aus   der 
neueren  Zeit,   der   vielfach  in   der  Tagespresse   besprochen 
wurde,    sowohl  von   dem  Erzbischofe   wie  von  dem  Ober- 
Rabbiner  aufgestellt  und  vom  Könige  getheilt^. 

Nur  der  höchste  Gerichtshof  erklärte  am  16.  Juli  1862., 
dass  die  Bestimmungen  des  Erlasses  v.  23.  October  1860. 
über  die  Ehen  fremder  Glaubensgenossen  im  Allgemeinen 
auch  auf  die  Ehen  zwischen  Juden  und  Christen  Anwendung 
finden  müssten. 

1  ehendas.  SS.  —  ^  ebendas.  39. 

>  Vgl.  meine  Beiträge  z.  schwed.  Kircbenr.  in  Dove  Ztschr.  f.  Kir- 
chenrecht 8, 116.  ff. 

^  Vgl.  Krause  Protest.  Kirchenzeit.  1860.  no.  33.  S.  815.  y.  18.  August. 
6  Vgl. auch  Allgem.  Kirchenzeit.  1861.  no. 64. S.  1022. v.  10. August. 
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^hlntwi-  ^^  ^^'  Oktober  legte  die  Begierung  indessen  einea  Ge- 

JJ;**^^"J^®°  Setzentwurf  den  Ständen  vor^,  der  die  Genehmigung  erludteii 
hat,  als  Gesetz  publicirt  worden  ist,  und  die  Civilehe  für  Judeo 
und  Christen  einführt.     Er  lautet: 

iiSr.  KönigL  Majestät  Froposition  an  die  Reidiaatände  i^ 
treffend  die  Ehe  zwischen  Christen  und  Bekennem  der  mmt- 
sehen  Religion  vom  21.  October  1862. 

Bezüglich  der  Ehe  zwischen  christlichen  und  mosaiscim 
Glaubensgenossen  wird  verordnet: 

§.1.  Es  soll  Mitgliedern  der  schwedischeu  Kirche  nicht 
verwehrt  sein,  eine  Ehe  mit  Juden  einzugehen. 

§.  2.  Rücksichtlich  des  Aufgebotes  zu  einer  solchen  Eh 
so  wie  auch  zu  einer  Ehe  zwischen  Juden  und  MitgKedem  eim 
anderen  fremden  im  Reiche  geduldeten  Religionsgesellschc^i  sol- 
len die  Bestimmungen  des  §.  9.  der  KönigUcfien  Verordnung  r. 
23.  October  1860.,  betreffend  fremde  Glaubensgenossen  und  denn 
ReKgionsübung,  in  Kraft  treten, 

§.  3.  Die  in  Rede  stehende  Ehe  soll  in  Gegenwart  von  Vn- 
wandten  und  anderer  Zeugen,  in  den  Städten  vor  dem  MagistraU, 
auf  dem  Lande  vor  dem  Königlichen  Bistrictsbeamten  geschieh 
sen  werden. 

Biesen  Beamten  liegt  hinsichtlich  der  Erforschung  der  h- 
digkeit  beider  Contrahenten  dieselbe  PfUcht  ob,  welche  die  trauen- 
den Prediger  gesetzlich  zu  erfüllen  haben.  Danach  wird  sowoil 
von  dem  Manne  wie  von  dem  Weibe  deren  freiwilliges  „Ja''  utii 
ihre  Einudlligung  zur  Ehe  gefordert,  worauf  sie  für  rechtmässioi 
Eheleute  erklärt  werden. 

lieber  das  Geschehene  soll  ein  Protokoll  aufgenommen  «nJ 

dasselbe,  falls  die  Ehe  vor  dem  Bistrictsbeamten  geschlossen  t^o^ 

den  ist,  auch  durch  die  Zeugen  unterschrieben  werden.    Eine  so 

geschlossene  Ehe  soll  ebenso  gültig  sein,  wie  wenn  sie  durch  kirch- 

gliche  Trauung  eingegangen  wäre. 

Dem  Magistrate  oder  Districtsbeamten  liegt  es  ob,  die  roa 
ihnen  geschlossenen  Ehen  dem  betreffenden  Geistlichen  in  der 
Weise  anzumelden,  wie  das  für  die  Trauungsanzeige  dem  du 
Trauung  Vollziehenden  gesetzlich  vorgeschrieben  ist 

§.  4.  In  Hinsicht  auf  die  Religion,  in  der  die  aus  solchen 
Ehen  erzeugten  Kinder  zu  erziehen  sind,  sollen  die  Bestimmun- 

^  Er  wurde  bei  dem  Adel  mit  87  gegen  45  Stimmen  angenommeo,  bei 
den  Bürgern  und  Bauern  ohne  Weiteres  adoptirt,  von  den  Priestcni  aber 
zurückgeschickt.  Krause  Protest  K.Zeit.  1862.  no.  8.  v.  17.  Deieiflber. 
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gen  des  §.  10.  der  Königlichen  Verordnung  v.  23.  October  1860., 
betreffend  fremde  Glaubensgenossen  und  deren  Religionsübung, 
Geltung  erhalten"^. 

In  Norwegen  ist  die  kirchliche  Eheschliessung  zunächst  Norwegen. 
durch  das  Gesetz  v.  16.  Juli  1845.  für  Dissidenten  aufgehoben<^««-^i^^>ii^ 
worden*.    Diese  haben  vor  dem  Notare  durch  beiderseitige 
Consenserklärung  ihre  Ehen  zu  schliessen,  ohne  dass  die  bei  DiMidenua- 
Lutheranern  erforderten  Bescheinigungen  über  Verkündigung     ^**®''' 
der  Aufgebote,  Vollziehung  der  Taufe  und  Grenuss  des  Abend- 
maUes  nothwendig  wären. 

Diese  Bestimmungen  sind  durch  das  Ges.  v.  22.  Juni  1863.*  jnnusSl 

^  Der  froher  geltende  Rechtssatz,  dass  alle  in  Schweden  Wohnenden 
oder  sich  Aufhaltenden,  welche  nicht  der  Landeskirche  angehörten,  ihre 
Kinder  nach  dem  Ritus  dieser  Kirche  und  durch  deren  Geistliche  taufen 
lassen  müssten,  war  schon  durch  die  Verordnung  v.  24.  Januar  1781. 
wesentlich  modificirt  und  ist  nach  deren  Best&tigung  durch  das  Gesetz  v. 
23.  October  1860.  dahin  abgeändert  worden,  dass  die  Kinder  nur  in  dem 
Falle ,  wo  der  Vater  der  schwedischen  Staatskirche  angehört,  in  der  reinen 
eTangelischen  Lehre  erzogen  werden  müssen. 

2  SaintJoseph.  Concord.  entre  les  Codes  cirils  ^trangers  et  le  Code 
ISapoUon  (Paris  1856.)  3, 6. 

s  (Mittheilung  des  Herrn  Ministers  Dr.  y  o  n  M  ü  h  1  e  r.) 
„Wir  Carl  etc.  etc. 

thun  kund  hiermit,  dass  Uns  der  Beschluss  des  jetzt  tagenden  Stör-  ^ 

things  Y.  8.  Juni  dieses  Jahres  vorgelegt  worden  ist,  lautend,  wie  folgt: 

Eine  Ehe  zwischen  NichtChristen  oder  zwischen  Personen,  von  welchen 
die  Eine  nicht  Christ  ist,  wird  nur  alsdann  mit  bürgerlicher  Rechtsgültigkeit 
geschlossen,  wenn  die  Beikommenden,  Mann  und  Frau,  vor  dem  Notarius 
publicus  des  Ortes,  wo  sich  einer  derselben  aufhält,  ihren  Entachluss,  mit 
einander  in  die  Ehe  treten  zu  wollen,  zu  erkennen  geben,  und  sie  danach 
von  demselben  als  Eheleute  erklärt  werden.  Die  Handlung  selbst  geschieht 
nach  einem  vom  Könige  vorgeschriebenen  Formulare,  und  eine  Erklärung 
dessen,  was  stattgefunden,  wird  auf  der  Stelle  in  das  Notariatsprotokoll 
eingetragen  und  von  den  Eheleuten  unterschrieben.  Bevor  die  Ehe  in  der 
angegebenen  Weise  geschlossen  werden  kann,  hat  der  Notarius  publicus 
daraufzusehen,  dass  dieselben  Legitimationen,  welche  der  Geistliche  vor 
der  Schliessung  der  Ehe  in  der  Staatskirche  zu  fordern  hat,  beigebracht 
worden  sind.  Doch  ist  die  Kündigung  nicht  erforderlich  und  selbstver- 
ständlich auch  nicht  Taufzeugnlss  und  Bescheinigung  des  Ahendmahlsge- 
nusses.  Ueber  die  geschlossene  Ehe  hat  der  Notarius  publicus  binnen 
8  Tagen  dem  Prediger  desjenigen  Ortes,  an  welchem  die  Eheleute  sich 
wohnlich  niedergelassen  haben,  Anzeige  zu  machen.  Zufolge  ebenge- 
nannter  Bestimmung  darf,  unter  Androhung  von  Geldstrafe ,  kein  bei  Ehe- 
schliessungen gebräuchlicher  Act  stattfinden,  bevor  die  Ehe  in  der  ange- 
führten Art  geschlossen  ist. 

In  Folge  des  Obigen  wird  hiermit  das  Gesetz  v.  24.  Sept.  1851.  §.  2. 
ausser  Kraft  gesetzt,  soweit  es  Eheschliessung  betrifft. 

Denn  Wir  haben  diesen  Beschluss  angenommen  und  bekräftigt,  wie 
Wir  ihn  hiermit  als  Gesetz  annehmen  und  bekräftigen  *\ 
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s^raVoden  ^^^^  ^^^  ^^  Ehen  zwischen  Juden  und  Christen  aasgedehnt 
n.  Christen.  ^Qf^j^Q^  nachdem  den  letzteren  schon  am  24.  September 
1851.  die  ErlaubnisB  zur  Betretung  des  Landes  ertheSt  wor- 
den war*. 


Dänemark.  In  Dänemark   sind    die  Versuche ,    die   obligatorische 

Civil^he  einzuführen  9   bisher  erfolglos   geblieben.     Dennoch 

aber  hat  das  Recht  der  kirchlichen  Eheschliessung  durch  du 

A**'  wii'  Gf®fl®t2  V.  13.  August  1851.  wesentliche  Modificationen  erlitten^ 

Gleich  die  ersten  beiden  Paragraphen  gaben  die  Prind- 
pien,  welche  zur  Anwendung  kommen  sollten. 

„  Wenn  ein  Mann  und  eine  Frau'*,  heisst  es,  „voekhe  nichf 
zur  Volhkirche  oder  zu  einer  Glaubensgesellschaft  gehören,  du 
hier  zu  Lande  vom  Staate  anerkannte  und  zur  Verriehbmg  von 
IVauungen  berechtigte  Geistliche  hat,  eine  Ehe  schUessen  trolbn, 
so  soll  dieselbe  mit  voller  bürgerlicher  Gültigkeit  vor  der  bürger- 
lichen Obrigkeit  ohne  kirchliche  Weihe  geschlossen  werden  können, 
§.  2.  In  derselben  Weise  kann  eine  Ehe  zwischen  Personen,  di( 
zu  verschiedenen,  wenn  auch  hier  zu  Lande  anerkannten  Glaubtiu- 
gesellschaften  gehören,  gestiftet  werden". 

Dann  werden  die  näheren  Formen  und  Bedingungen  dieser 
Civilehe  ausfuhrlich  auseinandergesetzt  Das  Gesetz  fahrt  fort: 

§•  3.  „JDiejenigen,  welche  eine  solche  bürgerliehe  Ehe  (xk- 
gehen  wollen,  sollen  deshalb  ein  schriftliches  Gesuch  an  die  Ohnf 
keit  des  Orts  einreichen,  wo  sie  dieHeirath  zu  vollziehen  gedenken, 
nämlich  an  den  Magistrat,  wo  ein  solcher  vorhanden  ist,  oder  an 
den  Stadtvogt,  Bezirksvogt  oder  Kreisrichter.  §.  4.  Drei  Wochen 
vor  Schliessung  der  Ehe  muss  an  dem  Orte,  wo  die  BratU  -^ 
Hause  gehört,  dem  Gerichte  angezeigt  sein,  d€iss  eine  solche  £^ 
zu  schliessen  beabsichtigt  wird,  sonne  vor  welcher  Obrigkeit.  ^  ^^ 
gehen  mehr  als  drei  Monate  nach  der  Anzeige,  bevor  die  HeiraH^ 
vollzogen  unrd,  so  muss  dieselbe  wiederholt  werden.    Jeder  £««- 

^  Danach  ist  der  Aufsatz  in  Herzog's  theol.  Encyclopfidie  17, 875.  n 
berichtigen.  —  Die  Constitution  t.  J.  1814.  A.  §.  2.  bei  Rauch  Parla- 
mentär. Taschenb.  1,  28.  schloss  noch  die  Juden  vom  norwegischen  Tem* 
torium  aus.  —  Die  Kinder  aus  solchen  gemischten  Ehen  brauchen  übng<°' 
nach  dem  Gesetze  y.  24.  September  1851.  nicht  in  der  Religion  derSustr 
kirche  erzogen  zu  werden,  selbst  wenn  Einer  der  Eltern  dieser  angehört 

«  Allgem. Kirchenzeit.  1851.  no.  107.  S. 861. ff.  Schon  1850.  wf 
den  Fredigem  der  Landeskirche  gestattet  worden,  Juden  und  Lntberaoer 
zu  trauen ,  ohne  wie  bisher  dazu  der  königlichen  Autorisation  zu  bedunen: 
doch  sollten  die  Kinder  in  der  lutherischen  Religion  erzogen  werden  müc^cn. 
ebendas.  1850.  S.  172.  f. 


X.  Die  nordischen  Reiche.   Dänemark.  651 

spruek  gegen  die  Ehe  muse  bei  der  Obrigkeit  des  Heimathecrie» 
der  Braut  angemeldet  werden.    §.  5.  Bevor  die  Ehe  geeehlossen 
wird,  hat  eich  die  betretende  Obrigkeit  davon  zu  überzeugen,  das$ 
die  in  §.  4.  verordnete  Anzeige  stattgefunden  hat  und  dass  kein 
Einspruch  angemeldet  ist,  wobei  ihr  obliegt  auf  alles  dasjenige 
zu  achten,  was  durch  die  Verordn.  v,  30.  April  1824.  §§.  S.u. 4.. 
souyie  §§.  8.  —  12.  zu  den  Befugnissen  des  die  Trauung  vor^ 
nehmenden  Predigers  gehört,  den  Umstand  allein  ausgenommen,, 
dass  kein  Zeugniss  über  den  Genuss  des  heiligen  Abendmahles 
verlangt  werden  soll,   sowie  das  Entlassungszeugniss  von   der 
Schule  nach  Maassgabe  der  jetzigen  Gesetze  an  die  Stelle  dee 
Conßrmationszeugnisses  treten  kann.     §.  6.  An  dem  zur  Schlies^ 
sung  der  Ehe  bestimmten  Tage,  der  so  viel  als  möglich   nach 
dem  Wunsche  des  Brautpaares  gewählt  unrd,  findet  sich  dasselbe 
auf  dem  Rathhause  der  Stadt  oder  der  Gerichtsstätte  des  Be^ 
zirkes  (resp.  Kreises)   ein.     Die  Obrigkeit   hält   zunächst  den 
beiden  Personen  die  Bedeutung  der  Ehe  vor,  nimmt  darauf  ihre 
Erklärung  entgegen,  dass  sie  einander  zu  Mann  und  Frau  haben 
teoUen,  und  verkündet  schliesslich,  dass  die  Ehe  zwischen  ihnen 
gesetzlich  und  mit  voller  bürgerlicher  Gültigkeit  eingegangen  ist, 
ganz  in  Uebereinstimmung  mit  einem  von  dem  betreffenden  Mi- 
nisterium zu  diesem  Zwecke  vorgeschriebenen  Formulare.     Die 
Handlung  geschieht  öffentlich  und  wenn  die  Obrigkeit  nur  aue 
einer  Person  besteht,  zieht  sie  zwei  Zeugen  hinzu.     Ueber  die 
also  geschlossene  Ehe  wird  das  Nöthige  in  ein  dazu  eingerichtet 
tes  Protokoll  eingetragen,  von  welchem  eine  Abschrift  auf  Stem^ 
pelpapier  unter  dem  Namen  und  dem  Siegel  der  Obrigkeit,  dem 
Ehepaare  als  ein  Zeugniss  über  die  geschlossene  Ehe  mitgetheilt 
wird*    Ebenso  theilt  die  Obrigkeit  binnen  acht  Tagen  dem  Geist- 
lichen, in  dessen  Kirchspiele  die  Braut  vor   der  Heirath  ihre 
Heimath  hatte,  eine  Abschrift  mit,  worauf  dieser  eine  Notiz  über 
die  geschlossene  Ehe  in  sein  Kirchenbuch  einträgt^,    §.  8.  Wenn 
Personen  von  verschiedenen  anerkannten  Glaubensgesellschaften 
eine  kirchliche  Trauung  wünschen,  so  soll  einß  solche  künftig  so^ 
wohl  von  dem  Geistlichen  des  Bräutigams  vne  der  Braut  ver» 
richtet  werden  können,  jedoch  soll  im  ersten  Falle  die  Anzeige 
wegen  der  Trauung  an  den  Geistlichen  der  Braut  erfolgen,  damit 
eine  Notiz  darüber  in  sein  Kirchenbuch  aufgenommen  werden 
kann.     §.  9.  Eine  Ehe  zwischen  Personen,  welche  nicht  zu  der^ 
selben  Glaubensgesellschaft  gehören,  darf  erst  dann  stattfinden, 
1  §.  7.  handelt  von  den  Gebühren. 
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wenn  sie  dem  Beamten,  vor  welchem  die  Ehe  eingegangen  mrd^ 
eine  Erklärung  darüber  abgegeben  hohen,  in  welchem  Glauben 
die  Kinder  aus  ihrer  Ehe  erzogen  werden  sollen  etc,*'^ 

XI.  Die  spanischen  Staaten  Amerika^s. 
Baenos Aires        In  Buenos  Alrcs  sind  die  Protestanten   am  20.  De- 
d«\m8'  zember  1833.*  von  der  Tridentinischen  Trauungsform  und 
der  Eheschliessung    durch  katholische  Greistliche  entbunden 
worden. 

Vielmehr,  wurde  vorgeschrieben,  sollten  alle  Nichtkatho- 
llken.  Fremde  oder  Einheimische,  welche  heirathen  wollten, 
sich  bei  dem  Vorsitzenden  der  Justizkammer  melden  und  die 
zur  Eheschliessung  nothwendigenDocumente  vorlegen.  Darauf 
werden  die  Aufgebote  während  der  Dauer  von  sechs  Tagen 
in  den  öffentlichen  Blättern  publicirt,  und  endlich  nach  wei- 
teren sechs  Tagen,  auf  Erlaubniss  des  Bichters,  unter  Autori- 
sation  des  Schreibers,  die  Trauung  durch  den  Geistlichen  der 
Brautleute  vorgenommen,  der  jedoch  schon  vorher  seine  Legi- 
timation dem  Gouverneur  in  irgend  einer  Weise  dargethan 
haben  muss. 

Die  Register  für  Akatholiken,  so  wie  für  fremde  Katho- 
liken, werden  durch  die  bürgerliche  Obrigkeit  geführt. 

1  Ein  Beispiel  einer  solchen  in  Altena  geschlossenen  Civileheinder 
Allgem.  Kirchenzeit.  1862.  no.  14.  S.  221. 

^  Recopilacion  de  las  leyes  y  decretos  promulgado«  eo 
Baenos  Aires  (Buenos  Aires  1886.)  1189.  ff.: 

„5.  Todo  individuo  en  las  diferentes  creencias  religiosas  existefiteiei) 
el  pais,  a  ezcepcion  de  la  Religion  Catölica  Apostölica  Romana,  llien  sean 
extrangeros  6  ciudadanos,  que  quieran  contraer  matrimonio  entre  si,  BepI^ 
sentarän  pidiendo  permiso  para  ello  al  Presidente  de  la  Eznia.  Cäman  de 
Justicia,  ante  quien  producirän  informacion  de  ser  de  estado  libres,  cod 
testigos,  documentos  y  atestados  fehacientes,  debiendo  actuar  con  el  jo^i 
un  escribano  especial,  que  se  nombrard  al  efecto  por  el  Gobiemo. 

6.  Dadas  las  pruebas  suficientes  i  juicio  del  Magistrado,  se  mandan 
publicar  el  pretendido  matrimonio  por  seis  dias  consecutiros  en  los  ptpelf« 
püblioos. 

7.  A  los  seis  dias  siguientes  de  la  ultima  publicacion ,  no  resultando  io^ 
pedimento,  el  Juez  darä  la  licencia  por  auto,  ouyo  testimonio  mandan 
franquear  ä  la  parte,  para  que  ocurra  al  eccleslAstioo  que  deba  benededrei 
matrimonio. 

8.  Los  contrayentes  avisarän  el  dia  de  la  celebracion  del  matrimoDio  »I 
escribano,  para  que  concurra  ä  autorizarlo :  el  cual  sentari  la diligenciadel 
acto  por  certificado  en  el  expediente,  y  se  asentari  la  partida,  con  expzw^ 
delnombre,  patria,  edad  y  creencia  de  los  contrayentes,  en  un  regiftro  qac 
se  Uevarä  con  el  titulo  de  Registro  ciyico  de  matrimonios  de  individuM  pe^ 
tenecientes  ä  diversas  creencias  religiosas  ". 
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Endlich  ist  auch  in  Mejico  die  Civilehe  eingeführt  worden.    Mejico^ 

Noch  i.  J.  1853.  pflog  die  Regierung  mit  dem  römischen 
Stuhle  Unterhandlangen  9  um  ein  Concordat  abzuschliessen^. 
Die  Kevolution  von  1854.  vernichtete   aber  alle  Hoffnungen      ism. 
der  Kirche,  und  die  mexicanische  Gesetzgebung  der  folgenden 
Jahre  schlug  ihr  die  empfindlichsten  Wunden. 

Da  wurden  das  geistliche  Forum  aufgehoben,  die  kirch- 
lichen Güter  confiscirty  die  Kegeln  des  Ordens wesens  durch- 
brochen,  und  wie  der  Papst  drohend  verkündete ,  f^um  noch 
leichter  die  Sitten  und  den  Geist  des  Volkes  zu  verderben  ^  um 
die  verwerfliche  und  unheilvolle  Pest  des  Indifferentismus  zu  ver~ 
breiten^  und  die  Vernichtung  unserer  heiligen  Religion  zu  voll- 
enden" —  die  freie  Ausübung  aller  Culte  gestattet. 

Die  Constitution  v.  J.  1858.  gab  dann  allen  diesen  Be- ^«»•yjJJI«'» 
Schlüssen  von  Neuem  die  gesetzliche  Sanction,  und  die  Kevo- 
lution von  Juarez  i.  J.  1861.  machte  sie  mitsammt  der  obli- 
gatorischen Civilehe  praktisch*. 

Xn.  DeutBchlaad. 

Die  deutsche  Kechtsentwicklung  bis  zum  Ende  des  acht- 
zehnten Jahrhunderts  hat  schon  oben  ihre  eingehende  Dar- 
stellung geftmden. 

Damals  hatte  das  unbestimmte  Wesen  der  deutschen 
Ehegesetzgebungen  endlich  die  nöthige  Festigung  erfahren^ 
und  die  kirchliche  Trauung  war  an  die  Stelle  getreten,  welche 
der  Wunsch  des  Volkes,  die  gemeine  Ansicht  und  die  Con- 
sequenz  des  Kechtes  ihr  anwiesen. 

Alle  deutschen  Codificationen  haben  seitdem  die  kirch- ^*^*;^J^«; 
liehe  Efaeschliessung  als  Grundprincip  aufgestellt'. 

1  Vgl.  die  Allocution  des  Papstes  t.  15.  Dezember  1856.  bei  Lau- 
rent a.  a.  O.  3«  partie  555.  ff. 

«  Uhde  die  Länder  am  untern  Rio  bravo  del  Norte  (Heidelberg  1861.) 
401.  —  Die  Höhe  der  Stolgebühren  bei  Trauungen  wird  von  de  la  Rosa 
Obserrac.  sobre  la  administracion  publica  del  estado  de  zacat^cas  (Balti- 
more 1851.)  anschaulich  geschildert  Er  sagt:  „Im  Allgemeinen  kann  als 
Kegel  angenommen  werden,  dass  auf  dem  Lande  jeder  Tagelöhner,  der  sich 
verheirathet,  in  Folge  der  Stolgebühren  für  seine  ganze  Lebenszeit  ruinirt 
wird".  VgL  auch  Richthofen  d.  äussern  u.  innem  polit.  Zust.  d.RepubL 
Mexico  (Berlin  1859.)  21 1. 

3  Es  würde  zu  weit  fuhren ,  die  verschiedenen  geringen  Abweichungen, 
welche  in  den  einzelnen  Legislationen  auftreten,  hier  des  Weiteren  zu 
erörtern.    Eine  übersichtliche  Zusammenstellung  hat  v.  Mühler  auf  der 
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Erst  in  unserem  Jahrhunderte  ist  die  so  erzielte  Gläch- 
mässigkeit  wieder  vollständig  durchbrochen  worden,  und  & 
Ehegesetzgebung  Deutechlands  hat  sich  je  nach  den  Bedürf- 
nissen der  verschiedenen  Territorien,  je  nach  der  Entschieden- 
heit,  mit  welcher  die  einzelnen  Begierungen  mit  den  Tradi- 
tionen des  Jahres  1848.  zu  brechen  imtemahmen,  mannichfaltig 
gestaltet. 
^yrtOTw^w'  Eigentlich  sind  es  fünf  verschiedene  Systeme,  die  zur 
cjFiiehe.   Darstellung  gekommen  sind. 

Nämlich  erstens  das  der  obligatorischen  Civilehe,  weldies 
sich  an  die  deutschen  Grundrechte  anschloss,  und  das  dauernd 
allein  in  Frankfurt  am  Main,  vorübergehend  in  noch  anderen 
deutschen  Staaten  verwirklicht  worden  ist 

Dann  die  facultative  Civilehe,  welche  in  Oldenburg  and 
Hamburg  Aufnahme  fand. 

Drittens  die  s.  g.  Nothcivilehe,  die  nur  subsidiär  den 
Brautleuten  verstattet  wird,   welche  die   kirchliche  Traum^ 

allgememen  Kirchenconferenz  in  Eisenach  i.  J.  1857.  gegeben.  AllgeD- 
Kirchenblatt  1857, 320.  ff.   Danach  ergiebt  sich: 

Dreimaliges  Aufgebot  ist  in  Deutschi  and  die  Regel,  nurin  Olden- 
burg, Lübeck  und  einigen  Gegenden  von  Hannover  gilt  eine  rwei- 
malige,  in  dem  Gebiete  der  LauenburgischenK.0.  sogar  eine  einmaligt 
Pjoclamation.  Hier  muas  aber  zwischen  dem  letzten  Aufgebote  und  der 
Trauung  die  Frist  von  mindestens  acht  Tagen  eingehalten  werden.  Dss- 
aelbe  ist  in  Sachsen-Weimar,  Sachsen-Gotha  und  Reu8s(PIaaeD' 
-vorgeschrieben ,  während  anderswo  die  Trauung  schon  an  dem  Sonntage 
^er  letzten  Proclamation  vorgenommen  werden  darf.  (Ausnahmen  findea 
«ich  noch  inSchwarzburg-Rudolstadt,  wo  es  einer  Dispensation  b^ 
darf,  wenn  die  Copulation  am  letzten  Aufgebotssonntage  erfolgen  seil,  usc 
in  Mecklenburg,  wo  Trauungen  ohne  Dispensation  am  Sonnabende. 
Sonntage  und  Montage  verboten  sind.)  Die  Gültigkeit  der  Prodamatiooes 
ist  zuweilen  auf  eine  bestimmte  Frist  beschrankt:  in  Lipp  e  auf  14  Tage,  in 
IValdeck  auf  4 — 6  Wochen,  inPreussen  auf  6  Wochen,  inReussauf 
1—2  Monate,  im  Grossherzogthume  Hessen  und  in  Lübeck  ao^ 
3  Monate,  in  Oesterreich  auf  6  Monate,  in  Sachsen  auf  1  Jahr.  - 
Allein  kirchliche  Trauung  ezistirt  in  folgenden  deutschen  L&ndem:  Oester- 
reich, Hannover,  Sachsen-Meiningen,  Sachsen-Altenburg. 
Mecklenburg,  Schwarzburg-Sondershausen  und  Rudolstadt. 
Liechtenstein,  Reuss,  Schaumburg-Lippe,  Lippe,  Waldeck 
und  Bremen.  —  Bemerkens  werth  ist  die  Bestimmung  des  neuen  bürger- 
lichen Gesetzbuches  V.  2.Januar  1863.  für  das  Königreich  Sachieo. 
Hier  lautet  §.  1588 :  „Die  Ehe  wird  eingegangen  durch  die  gegenseitige  Er- 
klärung der  Einwilligung  in  die  Ehe,  unter  Beobachtung  der  Form,  die  des 
Orundsätzen  der  Kirchen- und  Religionsgesellschaften  entspricht,  velcbes 
die  Ehegatten  angehören*'.  Damach  würde  also,  was  ohne  ZerrüttuDg 
aller  staatlichen  Ordnung  kaum  denkbar  ist,  bei  Dissidenten,  die  keine  reli- 
giöse Eheschliessungsform  adoptiren,  der  blosse  formlose  Conaena  dieElt« 
begründen. 
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nicht  zu  erlangen  vermögen,  und  welche  in  An  halt  «Des  sau- 
Köthen,  Württemberg  und  Baden  gilt. 

Viertens  die  obligatorische  bürgerliche  Trauung  für  Dis- 
sidenten, denen  freilich  zuweilen  noch  die  Wahl  mit  der 
Trauimgsform  der  Landeskirche  offen  gestellt .  ist.  So  in 
Preussen,  Anhalt-Bernburg,  Lübeck,  Hessen-Kassel, 
Coburg-Gotha,  Nassau  und  Sachsen-Weimar. 

Und  endlich  fünftens  die  bürgerliche  Eheschliessung  für 
Verbindungen  zwischen  Juden  und  Christen,  wie  in  Braun- 
schweig  und  Hessen-Homburg. 

In  dieser  Reihenfolge  und  nach  dieser  Sjstematisirung 
sollen  die  einzelnen  deutschen  Gesetzgebungen  hier  dargestellt 
werden. 

1.  Die  obligatorische  Civilehc  und  die  deutschen 

Grundrechte. 

Freiheit  der  Kirche,  Trennung  von  Kirche  und  Staat,  ^JJJiSshe* 
war  i.  J.  1848.  das  Losungswort  aller  Parteien. 

Die  Einen,  die  Elatholiken,  wollten  das  schwere  Unrecht 
gesühnt  wissen,  welches  die  Kirche  seit  den  Zeiten  des  West- 
phäh'schen  Friedens  im  Reiche  zu  erdulden  gehabt  hätte,  sie 
wollten,  die  Vormundschaft  des  Staates  brechen,  welcher  die 
Kirche  zu  einem  Polizeiinstitute  herabgedrückt  hätte;  die 
Anderen  wünschten  gar  keine  Religion  mehr.  Sie  schwärmten 
für  Atheismus,  sie  wollten  die  Kirche,  wenn  sie  dieselbe  schon 
nicht  vertilgen  konnten,  doch  wenigstens  aus  jener  engen  Ver- 
bindung mit  dem  Staate  loslösen,  welche  ihr  radikalen  An- 
griffen gegenüber  eine  gewisse  Festigkeit  verlieh. 

Auf  noch  Andere  wirkte  das  Muster  der  Belgischen 
Verfassungsurkunde:  dort  war  ja  die  Verfassung  nach  den 
Schulformen  der  constitutionellen.  Doctrin  zugeschnitten  wor- 
den, und  auch  dort  hatte  man  die  „Freiheit  der  Kirche '^  als 
segenbringenden  Fortschritt  begrüsst. 

Dieses  Belgische  Vorbild  musste  aber  auch  für  die  Frage 
von  der  Eheschliessung  wichtig  werden. 

Die  constituirende  Belgische  Versammlung,  wie  sehr  sie 
auch  mit  katholischen  Elementen  versetzt  gewesen  war,  hatte 
die  Civilehe  als  nothwendige  Consequenz  jener  Unabhängig- 
keitserklärung der  Kirche  adoptirt:  Es  war  nicht  zu  bezwei- 
feln, dass  mit  dem  von  dort  überkommenen  Principe  auch  die 
Folgerungen  desselben  ausgesprochen  werden  müssten. 
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^^»^'•l^*»*!         Am  12.  September  formulirte  die  NationalTereammloDg 
den  Artikel  UI.  §.  14.  der  Grundrechte  dahin^: 

jfJede  Religionsgesellschaft  (Kirche)  ordnet  und  vervcM 
ihre  Angelegenheiten  selbstständig,  bleibt  aber,  wie  jede  ändert 
Gesellschaft  im  Staate,  den  Staatsgesetzen  unterworfen". 

Die  ciyuehe.         Schon  die  üächste  Sitzung  brachte  die  Frage  der  Civilehe 

v^rfiwfan*'  zur  Erörterung.     Der  Antrag    des    YerfassungsausschusBes 

«QuchiiMe«  lautete: 

§.  15.  „Niemand  soll  zu  einer  kirchlichen  Handlung  oder 
Feierlichkeit  gezwungen  werden'*. 

§.  16.  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  ist  nur  von  dir 
Vollziehung  des  Civilactes  abhängig;  die  kirchliche  Trawingtann 
erst  nach  Vollziehung  des  Civilactes  stattfinden"^. 

Ich  will  die  zahlreichen  Amendements  übergehen,  welche 
eine  Abänderung  des  Artikels  bezweckten ,  und  die  theilweiee 
gar  nicht  die  nöthige  Unterstützung  erhielten. 
'^^SuCT^"  Wichtiger  war  der  Antrag  des  Abgeordneten  der  Stadt 

Bonn,  Deiters. 

Dieser  erklärte  sich  völlig  einverstanden  mit  dem  erstes 
Theile  des  §.  16.;  er  sah  in  der  Civilehe  das  einzige  Mittel 
die  bürgerlichen  Verhältnisse  bei  der  grossen  Verschiedenheit 
der  Confessionen  auszugleichen;  aber  er  wollte  den  letztes 
Theil  des  Paragraphen  gestrichen  wissen.  Es  liege  in  dest 
Satze  ein  Verstoss  gegen  die  Selbstständigkeit  der  Beligion^ 
gesellschaften,  welche  ja  von  der  Nationalversammlung  schon 
sanctionirt  sei.  „Die  kirchliche  Trauung",  sagte  er,  „ist  ehe* 
,  .  . ,  ein  rein  kirchlicher  Act;  er  hat  als  solcher  gar  keine  bürger- 
lichen Folgen;  es  kann  ihm  von  Staatswegen  auch  keine  bestinvntf 
Form  vorgeschrieben  werden". 
Dieringcr.  An  Deiters  schloss  sich  Dieringer  von  Bonn;  aacb 

er  sprach  nicht  gegen  die  Civilehe,  gegen  die  überhaupt  keloe 
einzige  Stimme  in  der  ganzen  Versammlung  laut  wurde,  son- 
dern allein  gegen  das  staatliche  Verbot  der  früheren  kirch- 
lichen Trauung. 

So  kam  es,  dass  die  Debatte  vollständig  denselben  We$ 
einschlug,  auf  dem  sich  die  Belgischen  Verhandlungen  bewegt 
hatten,  dass  über  die  Güte  und  Annehmbarkeit  der  Civilehe 

1  Wigard  Stenograph.  Bericht  über  d.  Verhandl.  d.  dcutichen  con- 
stituirenden  Nationalversamml.  (Leipz.  1848.)  8, 2001. 
^  ebenda8.2011.ff. 
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gar  nicht  discutirt  wurde,  sondern  nur  über  ihr  Verhältniss 
zur  kirchlichen  Trauung. 

Den  beiden  genannten  Rednern  trat  Mittermaier  ent-  MittenMier. 
gegen.    Er  war  der  einzige ,  der  ausfuhrlicher  seine  Ansicht 
begründete. 

Zuvörderst  wies  er  darauf  hin,  dass  die  Gleichstellung 
aller  Confessionen,  welche  die  Nationalyersammlung  ausge- 
sprochen, die  Mündigkeitserklärung  der  Kirche,  die  sie  für 
gut  befunden  habe,  nothwendig  als  Ergänzung  der  Civilehe 
bedürfe.  Andernfalls  nöthige  man  entweder  den  Staat,  sich 
Bestimmungen  zu  unterwerfen,  die  er  nicht  getroffen  habe, 
und  über  die  er  keine  Gewalt  besitzen  solle,  oder  man  zwinge 
die  Kirche  in  eine  Unterwürfigkeit  gegen  staatliche  Anord- 
nungen hinein,  die  mit  kirchlicher  Freiheit  unverträglich  sei. 

Er  widerlegte  die  Befürchtungen,  dass  durch  die  Civilehe 
der  kirchliche  Sinn  des  Volkes  gekränkt  oder  gefährdet  werde. 
Er  habe  in  einem  grösseren  französischen  Orte  die  Earchen- 
bücher  mit  den  Gemeindebüchem  verglichen  und  gefunden, 
dass  neben  der  bürgerlichen  Ehe  regelmässig  die  kirchliche 
Trauung  vorkomnie. 

Dann  aber  bat  er,  die  Anträge  von  Deiters  imd  Die- 
ringer  zu  verwerfen. 

Es  sei  freilich  inconsequent,  gegen  Kirche  und  Geistliche 
einen  Zwang  auszuüben,  aber  es  sei  nothwendig,  um  die  Sitte 
des  Volkes  nicht  mit  dem  Gesetze  in  schädlichen  Conflict  zu 
bringen,  und  man  würde  sonst  in  Deutschland  dieselben  Miss- 
stände  zu  beklagen  haben,  die  in  der  Belgischen  Kammer 
Erwähnung  gefunden  hätten. 

Schliesslich  stellte  er  noch  zwei  Anträge,  von  denen  der 
eine  die  Aufhebung  der  Keligionsverschiedenheit  als  Ehe- 
liinderniss  bezweckte,  der  andere  bürgerliche  Beamte  mit  der 
Führung  der  Civüstandsregister  betraut  wissen  wollte. 

Gleich  nach  seiner   mit  allgemeinem  Beifalle  aufgenom-  %*JJj"t«f' 
menen  Kede  wurde  der  Schluss  der  Debatte  angenommen, 
und  nach  wenigen  Worten  des  Berichterstatters  B eseler  zur 
Abstimmung  geschritten. 

Die  zahlreichen  Nebenanträge  wurden  verworfen,  und  dann 
ohne  namentliche  Abstimmung  der  §.  16.  in  folgender  FassungAnnjhm«  der 
angenommen: 

„Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  ist  nur  von  der  Voll- 
ziehung des  Civilactes  abhängig;  die  kirchliche  Trauung  kann  nur 

friedberg,  Eheschticssung,  42 
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nach  der  Vollziehung  des  Cimlactes  stattfinden.    Die  BeSgicM' 
Verschiedenheit  ist  kein  bürgerliches  Ehehindemiss.  Die  Stande»- 
bücher  werden  von  den  bürgerlichen  Behörden  geführt*^. 
Lelong.  ^^^  Artikel  ist  bei  der  zweiten  Lesung  nicht  Terii&d^ 

worden.    Auch  wurde  Seitens  der  Versammlung  keine  wäteit 
Discussion  beliebt^. 


Antrag,  ein  Schou  bei  der  ersten  Berathung:  des  §.  16.  war  der  An- 

dieCiviiche  trasc  e:estellt  worden,  dass  der  Gesetzorebunsrsausschuss  emeo 

auszuarbeiten       °  °  .         ,  , 

Gresetzentwurf  über  die  Civilehe  ausarbeiten  und  der  VersflimD- 

lung  zur  Genehmigung  vorlegen  solle.     Am  12.  October  wurde 

_  .  ^      er  wiederholt  und  am  12.  Januar  1849.  erstattete  der  Ab2^ 

Bericht-  i  ■»    •     i      i  /•  in 

«»tattang.  ordnete  Michelsen  Namens  des  VerfassungBausschueses  Be- 
richt^. Er  empfahl,  über  den  Antrag  zur  Tagesordnung  über- 
zugehen. 

Am  30.  Januar  wiurde  der  Bericht  zurBerathung  gesteUt'. 
Er  wkt%  darauf  hin,  dass  es  sich  hier  um  einen  Gegenstaod 
handele,  der  nach  Art.  3.  des  EinfUhrungsgesetzes  der  Grund- 
rechte der  Abänderung  oder  Ergänzung  der  Landesgesetz- 
gebungen  anheim  falle,  ^yund  der  theilweise  mit  der  GteetzgAm} 
über  das  Eherecht  in  noihtoendigem  Zusammenkang€  stihed 
theils  in  die  Organisation  des  Beamtenwesens  und  der  QffeniUchfi' 
Verwaltung  eingreifend,  schon  deshalb  der  Legislatur  der  Ein:d- 
Staaten  anheim  fallen  muss,  weil  es  durchaus  unthunUch  m 
würde  y  ohne  Weiteres  durch  ein  allgemeines  JReichsgesetz  zu  br 
stimmen y  welche  bürgerliche  Behörden  in  den  einzelnen  deutsch 
Ländern  künftig  in  der  besagten  Beziehung  als  CivilstandsbeantU 
zweckmässig  zu  fungiren  haben  sollen", 
Bobs.  Für  den  Ausschussantrag  nahm  Buss  aus  Freiburg  d^^ 

Wort. 

Er  erklärte  die  Civilehe  für  eine  yylogische  Nothwendigieii*'! 
aber  er  könne  sich  nicht  yerhehlen,  dass  sie  „die  ürdMf^ 
Ueberzeugungen  und  die  allmächtige  Sitte  des  Volkes"  verletze. 
Deswegen  solle  man  Nichts  übereilen,  zumal  in  fast  allen  Staateo 
mit  einer  Beorganisation  der  Behörden  vorgeschritten  werde. 

1  ebendas.  6,  4135;  danach  §.  20.  und  21.  Zu  bemerken  ist,  dis5 
auch  die  von  der  preussischen,  sächsischen  und  hannoverschen 
Regierung  in  Berlin  vereinbarte  Verf.  v.  28.  Mai  1849.  in  Ali.  5.  f.  1^/ 
(bei  Rauch  parlament  Taschenbuch  Heft  5.  S. 40.)  —  obligatorische Ciril- 
ehe  vorschrieb.    Ebenso  der  hannoversche  Entwurf,  ebendas. S.H^ 

*  ebendas. 4538. 

^  ebendas.  7, 4931. 
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Mach  den  angehenden  Erörterungen  des  Berichterstatters 
und  des  Al^eordneten  Lette  aus  Berlin   verwarf  denn  auch  Der  Antraf? 
die  Versammhing  den  vorliegenden  Antn^»  der  übrigens  in  ^<^>^orf«n. 
einem  neuen  Amendement  des  Abgeordneten  Huck  eine  Er* 
weitemng  und  Verbesserung  erfahren  hatte. 

Es  ist  bekannt,  dass  die  deutschen  Grundrechte  mitsammt^J^^PJJ.^^^^®'^ 
der  deutschen  Verfassung  nicht  in  das  Becht  aller  einzelnen  ^™°*'*^'*'«- 
<leutschen  Staaten  übergegangen  sind.  Wurden  sie  doch  durch 
den   Beschluss    der    reactivirten   Bundes-Versamm-J^J^^^"^^^: 
long  V.  23.  August  1851.  geradezu  aufgehoben^    Aber  den-JJ^^I^j^j* 
noch  sind  die  dort  niedergelegten  Grundsätze  von  vielen  gleich- 
zeitigen Gresetzen  angenommen  worden ,  und  damit  auch  die 
Civilehe. 

Ich  lasse  die  einzelnen  Länder  folgen. 

a.  Frankfurt  am  Main. 
Die  Einführung  der  französischen  Ehescesetze  in  Deutsch-  dm  tnnz. 

o  o  Eherecht  in 

land  drohte  den  Conflict,  welcher  in  Frankreich  zwischen  Staat  i^entMhiand. 
und  Kirche  obwaltete,  auch  nach  Deutschland  zu  übertragen. 
Die  ängstliche  Scheidung  von  Geistlichem  und  Weltlichem  bei 
der  Ehe  war  in  den  rheinischen  Landen  wenigstens  unerhört, 
und  verwirrte  Pfarrer  und  Bischöfe  in  gleicher  Weise. 

Es  schien  Sache  des  Primas  der  deutschen  Kirche  zu  sein, 
t>einen  Einfluss  hier  geltend  zu  machen  und  eine  Harmonie 
der  staatlichen  und  kirchlichen  Anordnungen  zu  bewirken.  Er 
Hess  deshalb  auf  Wunsch  der  Ordinariate  durch  den  General- 
Vicar  und  Bisthumsverweser  Freiherrn  von  Wes8enberg^*"^J|^JjJ^^ 
«ine  ausführliche  Denkschrift  entwerfen,  die  den  rheinischen^^'***'**^*^®'*'* 
Höfen  und  namentlich  dem  baierischen  übergeben  werden,  und 
<las  Kecht  der  Kirche  gegenüber  den  staatlichen  Gesetzgebungen 
ivahren  sollte. 

Wir  können  fuglich  die.  zahlreichen  Bedenken  und  Ab- 
änderungsvorschläge übergehen,  w^elche  hier  in  Bezug  auf 
Kfaescheidung,  gemischte  Ehen  u.  s.  w.  gemacht  wurden:  aber 
nuch  die  Form  der  Eheschliessung  war  Gegenstand  eingehend- 
ster Erörterung. 

Es  wäre  nicht  zu  vermeiden,  erklärt  die  Denkschrifl*,  dass 

^  Vgl  Z  achari  ae  deutsch.  Staats-  u.  Bandest.  1, 228. 

*  Abgedruckt  bei  Kopp  die  kathol.  Kirche  im  neunzehnten  Jahrh. 
(Mainz  18S0.)  432.  ff.;  auch  bei  Linde  Ueber  Abschliess.  u.  Auflösung  d. 
Ehe  (Giessen  1846.)  13.  ff. 
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durch  den  Grundsatz,  die  Ehe,  die  von  dem  Civilbeamten  g^ 
schlössen  sei,  habe  volle  bürgerliche  Kraft,  das  Ansehen  jener 
höheren  Sancdon,  welche  die  Ehe  von  der  Beligion  empfangt, 
tief  herabgesetzt  und  geschwächt  würde.  Der  Staat  hätte  der- 
malen ein  weit  grösseres  Interesse^  die  religiöse  Sanction  der 
Ehe  zu^  verstärken 9  als  schwächen  zu  lassen;  da  ohnehin  so 
viele  Umstände  zusamuienwirken,  um  die  Bande  der  Moralität 
zu  lösen  oder  lockerer  zu  machen,  und  den  Trieben  der  Sinn- 
lichkeit freien  Spielraum  zu  eröffnen. 

„/n  Frankreich  hat  die  dort  bestellende  Gesetzgebung  äe 
Folge,  dass  die  Bischöfe  und  untergeordneten  Seelsorger  sieh  ix 
die  Nothwendigkeit  versetzt  sehen,  diqenigen,  die  EheverUndungen 
eingehen,  welche  zwar  das  Civilgesetzbuch  für  gültig  anerlcenntr 
die  Kirche  hingegen  verwerfen  muss,  von  der  Gemeinschaft  der 
Kirche  und  dem  GebraucJie  der  Sakramente  auszuschüessen,  Wü 
wenig  die  EinfvJvrung  eines  solchen  öffentlichen,  durch  Aöu^e 
ITiatsachen  kundgemachten  Widerspruches  zwischen  Staat  wd 
Kirche  in  Deutschland  dem  wahren  Interesse  der  Völker  und  der 
Regierung,  der  Ruhe- und  sittlichen  Ordnung  entsprechen  würdt, 
bedarf  wohl  keines  Beweises*^ 

Deswegen  stellte  die  Schrift  die  Forderung  auf: 

„Der  Staat  erklärt  die  von  der  Kirche  gemachten  Beiikr 
mungen,  dass  zur  Grültigkeit  der  Ehe  die  Schliessung  derMlka 

von  dem  eignen  rechtmässigen  Seelsorger  erforderlich  sei 

auch  als  Grundsatz  der  Civilgesetzgebung"»  — 

Es  war,  wenn  man  die  Zeitverhältnisse  in  Betracht  zieht. 
unter  denen  die  Denkschrift  entstanden  war»  durchaus  nicht 
wunderbar»  dass  sie  ruhig  im  Cabinete  des  Fürst-Primas  liegen 
blieb»  und  dass  kein  Versuch  gemacht  wurde»  die  rheinischen 
Regierungen  zur  Annahme  der  dort  niedergelegten  Grundsitze 
zu  bestimmen^;  merkwürdig  aber  war  es  in  der  That,  das.* 
Dalberg  selbst  so  wenig  bei  dem  Programme  verharrte»  wel- 
ches er  doch  den  anderen  empfohlen  hatte. 
Grossherzog.         Für  das  ucu  eitichtete  Grossherzogthum  Frankfurt  Htss 
ftart.      er  ohne  grosse  Modificationen  die  französischrechtlichen  Nor- 
men Platz  greifen. 
"'wo9.^'  Schon  am  15.  September  1809.  hatte  er  für  die  da- 

maligen Theile  seines  Keiches  die  Keception  des  Code  Napo- 
leon befohlen*:  welche  aber  durch  die  in  Folge  der  Conven- 

^  Kopp  a.  a.  0. 481. 

>  GroBsherzogl.  Frankf.  Regierungsblatt  (Frankf.  1810)1,^ 
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tion  V.  19.  Februar  1810.  bewirkte  Territorialveränderung  und 
die  dann  erfolgte  Begründung  des  Grossherzogthums  Frank- 
furt bis  zum  1.  Januar  1811.  hinausgeschoben  wurde ^. 

Eine  genaue  Ministerialinstruction  v.  24.  NovemberaJ^JJ^^^ieYo. 
1810.*  erläuterte  die  auf  den  Civilstand  bezüglichen  Anord- 
nungen des  Code  und  die  von  der  Kegierung  für  gut  befun- 
denen Aenderungen  derselben,  die  in  dem  Patente  v.  25.  Juli25rjSri«>9. 
1809.  ausgesprochen  waren. 

Die  letzteren  waren  in  doppelter  Hinsicht  bemerkenswerth. 

Einmal  nämlich  wurde  die  kirchliche  Trauung  ihrer  recht- 
lichen Wirksamkeit  nicht  völlig  entkleidet  und  andererseits 
auch  die  Kirchbuchführung  beibehalten. 

Die  Brautleute  müssen  sich  zuvörderst  zu  ihrem  Pfarrer 
begeben  und  von  ihm  einen  Schein  zu  erlangen  suchen,  dass 
ihrer  Ehe  keine  kirchlichen  Hindemisse  entgegenstehen. 

Sind  solche  vorhanden,  die  auch  staatlich  Anerkennung 
gefunden  haben,  so  hat  das  bürgerliche  Gesetzbuch  über  Dis- 
pensationen u.  s.  w.  schon  Vorsorge  getroffen;  hat  der  Staat 
dagegen  dieselben  nicht  berücksichtigt,  so  muss  der  Dispens 
der  Ijrche  nachgesucht  werden. 

Mit  diesem  Scheine  begeben  sich  die  Brautleute  zu  dem 
Civilstandsbeamten^  erbitten  die  bürgerlichen  Aufgebote  und 
werden  bürgerlich  getraut. 

Dann  aber  folgen  wieder  mit  gleicher  Wichtigkeit  die 
kirchlichen  Proclamationen  und  die  kirchliche  Trauung:  und 
erst  jetzt  ist  die  Ehe  gültig  geschlossen. 

Die  nach  der  Vorschrift  des  Code  Napol^n  geführten 
Civilstandsregister  ^^liefem  allein  für  den  bürgerlichen  Stand 
Beweis  "f  während  die  in  den  Händen  der  Pfarrer  befindlichen 
Kirchenbücher,  welche  anstatt  der  Geburten  die  Taufen,  anstatt 
der  Civiltrauungen  die  kirchlichen  vermerken,  als  legale  Be- 
urkundung nicht  mehr  in  Betracht  kommen.  — 

Am  4.  April  1811.  wurde  dann  eine  Taxordnung  für  d]e4.Apriii8ii. 
Civilstandsbeamten   erlassen^  und  am  5.   Dezember   eine  5. Des.  i8ii. 

1  ebendas. 

>  ebendas.  1, 170.  ff. 

3  Wo  nicht  eigene  Beamte  ernannt  waren  —  so  für  Aschaffenburg: 
ebendas.  1,168.,  Fulda:  1,160.,  Hanau:  1, 162.,  Wetzlar:  1,156.—, 
Tersah  der  Ortsvorstand  mit  der  Localpolizei  die  Functionen  des  Civil- 
Standes,  ebendas.  1, 173. 

*  ebendas.  1,433., 
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durch  die  neue  Gerichtsorganisation  veranlasste  Verordnung« 
betreffend  die  Paraphirung  der  Civilstandsre^ster^. 


Der  Code  civil        Die  Occupation  der  alliirten  Truppen  machte  auch  Uer 

beseitigt.  *^  *  *^ 

den  französischen  Zuständen  ein  Ende. 

v«r«g.Y.  Eine  Verfüffunir  des  General-Gouvernemnents  v.  16. 

Januar  1814'  hob  erstens  die  Gesetzeskraft  des  Code  Napo> 
l^n  auf  und  bestimmte  femer: 

y,IHe  Beurkundung  des  bürgerlichen  Ilechtszustande^,  tctlcke 
seit  1811,  den  Polizeibehörden  und  Ortsvorständen  unter  der  Auf- 
sicht der  betreffenden  Gerichte  erster  Instanz  übertragen  war,  trf 
künftig  9  wenn  nicht  früher  schon  eigene  Kirchenbuehführer  be- 
standen habenj  den  Seelsorgern  wieder  überlassen,  welche  dietelk, 
wie  vorhin,  durch  gut  eingerichtete  Kirchenbücher  zu  bewerbkl- 
ligen  haben", 

rjouiiiV.  ^^®  ^^  1^-  Dezember  1813.  wiederhergestellte  „Freie 

Stadt  Frankfurt"^  beseitigte  durch  Verordnung  v.  8.  Joli 
1817.*  die  Civilehe. 


^rechu?^'  Auch  fiir  Frankfurt  waren  aber  die  Bestimmungen  der 

Grundrechte  maassgebend. 
^*Srfü?er  Schon  am  18.  Mai  1849.  wurde  [der  verfassungsgebendca 

civuehe.  Versammlung  ein  Gesetzentwurf  des  Senates  vorgelegt*,  welcher 
die  Einfuhrung  der  Civilehe  anordnete,  und  der  schon  am 
21.  Mai  einer  Commission  zur  Prüfung  übergeben  werden 
konnte^. 
^-^^kS-Ü''  Diese  aber  wich  in  ihren  Vorschläopcn  mannichfach  Ton 
den  Senatspropositionen  ab,  wenngleich  sie  das  Princip  der 
Civilehe  adoptirte^. 

Vor  Allem  empfahl  sie  bei  der  materiellen  Verschieden- 
heit der  in  dem  Gesetze  angeordneten  Bestimmungen,  lieber 
zwei  Gesetze  zu  erlassen,  deren  eines  der  Standesbuchfuhrong« 
das  andere  der  Civilehe  gewidmet  sei,  dann  aber  kämpfte  sie 
gegen  die  Ansicht  des  Senats,  dass  die  Führung  der  Civil- 
standsregister  Sache  der  ^^ Regierungsgewalt"  sei. 

Sie  glaubte  vielmehr  dieselbe  den  Gemeindebehörden  nacb 

1  ebenda8.2,466.  —  >  ebendas.  8, 249.f.  —  ^  ebenda». S,2Si. 

«  Ges.-  u.  Statuten-Samml.  d.  Stadt Frankü  (1S17.)  1, 81. 

6  Protokolle  und  AktenatQcke  der  yerfaBsungsgebendeo 
Versammlung  des  Freistaats  Frankfurt  I.  1848/49.  (Frankf.  tM.^ 
223.  (Mir  Tom  Senator  Hr.  Dr.  Reinganum  zur  Disposition  gestellt) 

6  ebendas.  235.  ~  7  ebendas.367.f. 
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französischem  Muster  überlassen  zu  müssen.  „Es  ist  das 
Xaturgemässe",  erklärt  der  Ausschussbericht  v.  5.  Sep- 
tember,  „in  allen  Fällen,  wo  die  Einheit  des  Staates  dadurch 
nicht  gefährdet  toird,  die  Verrichtung  eines  öffentlichen  Actes  den 
Gemeindebehörden  zu  überweisen.  Nun  ist  es  aber  selbstredend 
nicht  einzusehen,  warum  der  Staat  als  solcher  durch  seine 
Beamten  die  Geburten,  Adoptionen,  Aufgebote,  Trauungen  und 
Sterbefälle,  die  in  sämmtUehen  Gemeinden  vorkommen,  auf  zeich- 
nen  solL  Viel  natürlicher  ist  die  Ansicht,  dass  sich  diese  Func- 
tion zu  einer  Gemeindesache  eigne  •  .  ."^ 

Nur  für  die  Landgemeinden  wurde  eine  Ausnahme  zuge- 
lassen,  weil  man  hier  nicht  die  Existenz  von  hinlänglich  rechts- 
kundigen Communalbeamten  voraussetzen  könne.  Deswegen 
sollte  das  Aufgebot  aller  Staatsangehörigen  bei  dem  städti- 
schen Standesbuchführer  angenommen  werden. 

Für  die  Function  der  Trauung  schlug  der  Ausschuss  die 
Person  des  Bürgermeisters  vor,  weU  es  „würdevoller  und  der 
Feierlichkeit  des  Actes  angemessener  sei,  xioenn  der  erste  Beamte 
der  Gemeinde  denselben  vollzieht*. 

Endlich  wurde  im  Art.  6.  —  dem  Art.  36.  des  Verfassungs- 
entwurfes entsprechend — eine  Strafe  für  die  Geistlichen  fest- 
gesetzt,  welche  die  kirchliche  Trauung  der  Civilehe  voran- 
gehen lassen  würden. 

Am  1.  October  begannen  die  Debatten  der  ^verfassungs-  Debauen. 
gebenden  Versammlung,  die  am  3.  und  10.  fortgesetzt  wurden», 
und  die  sich  hauptsächlich  um  die  durch  den  Ausschuss  an- 
geregte Frage  drehten,  ob  die  Ernennung  der  Civilstands- 
beamten  Staats-  oder  Gemeindeangelegenheit  sei. 

Dabei  wurde  der  Commissionsvorschlag  verworfen  undAntmgjucho. 
der  Antrag  des  Dr.  Jucho  angenommen: 

„Der  Standesbuchführer  der  Stadtgemeinde  und  dessen 
Gehülfen,  die  Schreiber  und  Canzleiboten,  sowie  die  Standes- 
buehführer  der  Landgemeinden,  werden  von  der  zweiten  Civil- 

1  §.  2.  des  Senat-Entwurfes  lautete: 

„Die  Standesbuchfiihrung,  als  Zweig  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
steht  unter  der  Ober- Aufsicht  der  zweiten  Abtheilung  des  Stadtgerichts  *S 

Der  §.  4.  des  Ausschussentwurfes : 

„Der  Standesbuchführer  der  Stadtgemeinde  und  dessen  Gehülfen,  die 
Schreiber  und  Canzleiboten,  sowie  die  Standesbuchführer  der  Landge- 
meinden, wenn  diese  nicht  die  Bürgermebter  sind,  werden  von  dem  Ge- 
meinderathe  in  Pflichten  genommen  '*. 

^  Nach  dem  Senatsvorschlage  traute  der  Civilstandsbeamte. 

3  Verhandlungen  a.a.O.  402.  f.  435. 
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abiheilung    des  StadtgerichU    bettätigt    und   in   Pßük  ge- 


nommen *^ 


sonst  aber  im  Wesentlichen  die  Commissionsvorschlige  ge- 
nehmigte 
$in?Ä         -^™  12.  November  erfolgte  die  Verlesung  und  Gcneh- 
migung  der  beiden  Gesetze  ^  die  dann  dem  Senate  übersandt 
wurden*. 

Dieser  aber  zog  vor  der  Publication  noch  die  Gutachten 
Rerision  der  der  Gerichte  ein,  welche  in  mehreren  Beziehungen  Aendenm- 
gen  für  wünschenswerth  und  nothwendig  erklärten^.  — 

Erst  am  2.  JuU  1850.  wurden  die  neuen  Senatsvonchlige 
Bentbang.  der  gesetzgebenden  Versammlung  wieder  zur  Berathung  vor- 
gelegt, und  nachdem  die  am  5.  Juli  ernannte  Commission  am 
1.  November  Bericht  erstattet  hatte ,  mit  geringen  Aendenm- 
°No?*iwo''8®'*  angenommen'.    Die  Gesetze  selbst  wurden  am  19.  Ko- 
vember  1850.  publicirt^. 

Sie  beseitigten  die  kirchliche  Trauung  durchaus,  vd 
liessen  an  deren  Stelle  die  Abschliessung  der  Ehe  vor  der 
bürgerlichen  Obrigkeit  treten.  Die  Aufgebote  werden  bürg»- 
lieh  verkündet  und  die  Begistrirung  der  Ehe  durch  den  Ciyil' 
Standsbeamten  vorgenommen. 

Eine  Strafandrohung  verhindert  die  Vollführung  der  kiidh 
lichen  Trauung  vor  der  bürgerlichen. 

obiiiitoriicIlJ        ^*®  Opposition  gegen  das  Gesetz  beruhigte  sich  aber » 
bileww"  bald  noch  nicht.  Schon  am  31.  Januar  1851.  wurden  der  gescU- 
gebenden  Versammlung  reformatorische  Anträge  vorgelegt  ^ 
Motive.  „Offenbar",  so  sagten  die  Motive,  y^wüneeht  nur  ein  ^Ar 

kleiner  Theil  der  Bürgersehaft  die  Einfuhrung  der  bürgerUchäi 
Ehe,  Obgleich  sie  in  den  wenigsten  deutschen  Staaten  zvgt- 
lassen  ist,  so  wollen  wir  dennoch  sie  Niemanden  vorenÜidUn^ 
Aber  eben  so  wenig  kann  es  der  wahren  Freiheit  entspreche», 
irgend  ein  Brautpaar  zu  zwingen,  gegen  seine  Ueberzeugung  nd 
bürgerlich  trauen  zu  lassen.    Ein  solcher  Ztoang  läset  sieh  nifn- 

1  ebendaB.455. 

>  Mittheil,  aus  d.  Frotok.  d.  geaetzgeb.  VersammL  d.  freien 
St.  Frank£  1S50. 11, 83. 130. 

3  ebendas.  20S.  233. 

«  Ge8.-Sammi.  d.  fr.  Stadt  Frankfurt  (Frankf.  1854.)  9, 545.  Ab- 
gedruckt hinten  Anbang  No.  1. 

6  Mittheil,  aus  d.  Protok.  d.  gesetcgeb.  VersammL  i  freie» 
Stadt  Frankfurt  1851. 11,  78.  f. 
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mer  rechtfertigen.    Wer  ihn  verlangt,  will  nur  Freiheit  für  eich 
und  Beschränkung  für  Andere*', 

Daher  wurde  vorgeschlagen^  den  §•  12.  des  Gresetzes  über 
bürgerliche  Ehe  aufzuheben  und  dafür  zu  bestimmen  : 

9,  Eine  Ehe  kann  gültig  geschlossen  werden  entweder  nach 
seitherigem  Verfaliren  kirchlich  oder  aber  bürgerlich.  Der  kireh-' 
liehen  Trauung  geht  das  kirchliche  Aufgebot,  der  bürgerlichen 
Trauung  das  bürgerliche  Aufgebot  voraus".  —  Also  facultatiye 
Ciyilehe  an  Stelle  der  obligatorischen. 

Am  31.  Januar  1851.  wurde  jedoch  der  Antrag  mit  43  ^*'f^,"*'*' 
gegen  30  Stimmen  als  unzulässig  verworfen^. 

b.  Schwarzbarg-SondenhaaBen. 

Der  Verfassungsentwurf,  welchen  die  Begierung  i.  J-e^tJJlSiMÜ 
1849.  den  Ständen  zur  Berathung  vorlegte,  verordnete  die 
Civilehe  in  der  Fassung  der  deutschen  Grundrechte.  Der 
Landtag  genehmigte  den  bezüglichen  §.  23.  in  der  Sitzung 
Y.  3.  Juli  einstimmig^  und  hielt  auch  bei  der  zweiten  Lesung 
den  früheren  Schluss  aufrecht,  zumal  die  Begierung  selbst 
sich  für  denselben  ausgesprochen  hatte  ^^'. 

Aber  einstweilen  trat  das  neue  in  §•  23.  der  Verfas- 
sungs-Urkunde  v.  12.  Dezember  1849.^  sanctionirte Becht 
noch  nicht  in  Kraft.  Vielmehr  erklärte  die  Begierung  in  einer 
Denkschrift  v.  7.  Januar  1850.,  dass  es  dazu  eines  be- 
sonderen Gesetzes  bedürfe,  welcher  Meinung  die  Stände  frei- 
lich beitraten,  zugleich  aber  um  den  baldigen  Erlass  eines 
solchen  baten  ^ 

Inzwischen  erfolgte  jedoch  die  Bevision  der  Verfassung.  v7ifaMang! 
I>ie  Begierung  verlangte  die  Aufhebung  aller  Bestimmungen 
„in  so  weit  sie  in  nichtssagenden  Phrasen  oder  Principien  be- 
stehen, welche  nie  in  allen  ihren  Consequenzen  zur  Anwendung 
kommen  können  und  dürfen,  oder  ausser  den  Wünschen  und  Be- 
dürfnissen der  Staatsangehörigen  liegen"^.  Dazu  sollte  auch 
der  gesammte  §.  23.  gehören. 

Allein  die  Begierung  erlangte  dabei  nicht  die  volle  Zu- 

^  ebendas. 

*  Verhandl.  des  zur  Vereinbar.  d.VerfasB.  berufenen  Land- 
tages d.  Fürstenth.  Schwarzb.-Sondersh.  1849— 50.S.  105. 
s  ebendaa.  285. 

4  Zachariae Verfaaaungsgeaetze 987; 
&  Verhandl.  a.  a.  0.665. 
6  Denkschr.y.  13.  März  1852. 


666  IV.  Buch.  Die  Civilehe.  XII.  Deutschland. 

Stimmung  der  Stände.  Mit  14  gegen  3  Stimmen  bescUossea 
sie  am  12.  Juli  das  Eheverbot  zwischen  Juden  und  Christen 
auch  fernerhin  fortfallen  zu  lassen  S  und  so  beseitigte  denn 
^••'i^g/j A"^da8  Gesetz  v,  2.  August  1852.«  nur  die  auf  Civilehe  und 
Führung  der  Civilstandsregister  bezüglichen  Bestimmimgen 
der  Verfassungsurkunde. 

Dennoch  ist  aber  bis  jetzt  noch  kein  Gesetz  erlassen  wor- 
den,  welches  für  Ehen  zwischen  Juden  und  Christen  naheit 
Anordnungen  träfe. 

c.  Waldeck. 

In  Waldeck  hatte  die  kirchliche  Trauung  schon  sei: 

langer  Zeit  geherrscht.    Die  alten  Vorschriften  über  Veriob- 
aeB.jNj.Aprii^.gggS  ^^^^^  ^^^  Q  ^p^jj  jggy^  erneuert  worden*,  die  Ge- 

?"i?f«;^- setze  v.  29.  April  1831.*  und  3.  Dezember  1836.«  gaben 

April  1831.11.  ^  *^  ° 

3.Dec.  1836.  ausfuhrliche  Anordnungen  über  die  Kirchenbuchfuhrnng  und 
verlangten  namentlich  die  Anfertigung  yon  Duplicaten,  die 
alljährlich  den  Gerichten  übergeben  werden  sollten,  die  Be- 
'7«/jfdn.v.  etimmungen  v.  15.  März  1833.^  und  5.  November  182k 
"•*jNov.  gaben  Anordnungen  über  Copulationen  und  Trauungen  ira 
Auslande.  Die  ganze  Gesetzgebung  wich  gar  nicht  oder  im 
nur  unbedeutend  von  der  anderer  Staaten  ab. 

Das  Jahr  1848.,  das  Vorbild  der  Grundrechte,  wirkte 
aber  auch  hier  ein. 

Eine  Versammlung   von  Abgeordneten   trat   zusammen. 
um  ein  fiir  die  Fürstenthümer  Waldeck  und  Pyrmont  g^ 
VjU.  v^23.  meinsames  Grundgesetz  zu  berathen,  und  am  23.  Mai  184- 
wurde  die  Verfassungs-Urkunde  publicirt^. 

Diese  verkündete,  wie  die  deutschen  Grundrechte,  «fe 
Trennung  von  Kirche  und  Staat,  und  zog  auch  in  den  §§.  !'*• 
und  20.  für  das  Kecht  der  Eheschliessung  die  in  den  Gniotl- 
rechten  niedergelegten  Consequenzen. 

1  VerhandLd.IlLordentl.  Landtages  492. 
^  bei  Zachariae  a.  8. 0. 1004.  ff. 

3  Das  waren  die  Verordnungen  v.  12.  October  1702;  15*  ^^' 
1719;  18.  April  1782. 

4  Curtze  d.  kirchl.  Geaetzgeb.  d.  FQrstenth.  Waldeck  (Arolien  m 
417. 

6  ebendas.  881.  —  ^  ebendas.  414. 

7  ebendas.  892.  —  ^  ebendas.  844. 

^  Abgedruckt  in  Rauch  Parlamentär.  Taschenb.  Lief.  5.  S.  lS8.f ,  ^ 
auf  die  Kirche  bezuglichen  Steilen  bei  Curtze  a.  a.  0. 468. 
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Dennoch  traten  diese  Anordnungen  nicht  gleich  in  Kraft ; 
vielmehr  setzten  die  Zusatzparagraphen  zu  den  Paragraphen 
18.^  19.  und' 20.  fest,  dass  bis  zum  Erlass  eines  eigenen  Ge- 
setzes das  frühere  Becht  in  Greltung  bleiben  solle.  — 

Die  Verfassung  selbst  hatte  aber  eine  Anfechtung  zu  er^ 
leiden,  die  nur  in  den  eigenthümlichen  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnissen von  Wal  deck  eine  Grundlage  fand^ 

Prinz  Hermann  v.  Waldeck  legte  bei  der  deutschen 
Bundesversammlung  gegen  das  Grundgesetz,  welches  er  nicht 
genehmigt  hatte,  JBeschwerde  ein,  und  durch  Beschluss  der  b*„"J5JJ"^* 
Bundes-Versammlung  v.  7,  Januar  1852.  wurde  die  Wal-'^^^J'^^gl,;^- 
deckische  Be^erung  zur  Abänderung  der  Verfassung  aufge- 
fordert*. 

Während  der  mit  Zustimmung  des  inzwischen  volljährig 
gewordenen  Fürsten  Georg  Victor  fortdauernden  Vormund- 
schaft wurde  eine  Revision  des  Grundgesetzes  vorgenommen 
und  am  17.  August  1852.^  die  jetzt  geltende  Verfassungs- ^;^;  Jg^Y; 
ürkunde  publicirt. 

Diese  proclamirt  zwar  auch  die  Freiheit  der  Kirche,  aber 
hat  die  Civilehe  fallen  lassen.    Nur  §.  40.  bestimmt: 

„In  vAefem  bei  ReUgionsverschiedenheit  eine  bürgerliche  Ehe 
stattfinden  kann^  soll  durch  das  Gesetz  bestimmt  werden**. 

Ein  solches  Gesetz  ist  aber  bis  jetzt  noch  nicht  erlassen 
worden. 

d.  Mecklenburg -Schwerin. 
In  Mecklenburfi^-Schwerin  war  die  kirchliche  Trauung,  Kirchi.  Ehe- 

.  .  ...  ■chliesiung. 

die  Verkündigung  dreimaliger  Aufgebote,  die  kirchliche  Be- 
^sterfiihrung  vielfach  und  ausdrücklich  eingeschärft  worden:^ 
das  Jahr  1848.  stiess  auch  hier  das  ganze  frühere  Becht  um. 
Mit  Zustimmung  der  Bitter-  und  Landschaft  wurde  eine 
Abgeordneten-Versammlung  berufen,  welche  am  31.  October 
1848.  arasammentrat  und  wenigstens  £ur  Mecklenburg-Schwerin  g^^^  ^^^ 
las  Staatsgrundgesetz  v.  10.  October  1849.  vereinbarte ^«^iJ'j^^J'^- 

1  Nach  dem  Pactum  Frimogeniturae  v.J.  1687.  hätte  die  Geneh- 
migung der  Agnaten  eingefordert  werden  müssen.  Vgl.  Zach  ariae  deut- 
Mshes  Staatsrecht  1, 254. 

>  Vgl.  d.  Protokolle  d.  deutschen  Bundes-Versamml.  1852: 
l.  Sitz.  V.  7.  Jan.  §.  4.;  8.  Siti.  y.24.  Jan.  §.  28.;  22.  Sitz.  ▼.  28.  October  §. 262. 

9  Abgedruckt  bei  Zach  ariae  d.  deutsch.  Verfassungsges.  d.  Gegen» 
irart  (Oöttingen  1855.)  1094.  ff. 

^  Vgl.  (Siggelkow)  Handb.  d.  Mecklenburg.  Kirchen-  u.  Pastoral- 
echtes (Schwerin  1797  ). 

^  Rauch  a.  a.  O.  Heft  6.  S.  125. 
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Die  §§.  28.  und  29.  wiederholten  die  Vorschriften  der 
Grundrechte  über  die  Civilehe,  die  jedoch  niemals  in  Wirk- 

^'•^^{Jjj; eamkeit  getreten  sind,  da  schon  am  12.  September  1850. 

^j^®'^^"^^  durch  den  Spruch  des  Schiedsgerichts  zu  Freienwalde  die 
Verfassung  fUr  nichtig  erklärt  wurde  ^. 

e.  Keuss-Schleiz. 

Im  Fürstenthume  Beuss-Schleiz  war  i.  J.  1848.  ein 

constituirender  Landtag  berufen  worden,  der  unter  dem  sicht- 

«.  .       ^  baren  Eindrucke  der  Frankfurter  Einflüsse  am  30.  November 

»«••^▼^«>' 1849.    ein    Staatsgrundgesetz    für    das    Fürstenthuio 

Beuss  jüngerer  Linie  vereinbartet 

Die  Anordnungen  der  Grundrechte  über  die  Civilehe  uixi 
die  Standesbücher  fanden  in  den  §§.  20.  und  21.  Aofnaiime, 
ohne  jedoch  irgendwie  praktische  Folgen  zu  äussern. 

Vielmehr  wurde  schon  sehr  bald  die  Constitution  einer 
^'^sluT"»'  S^^^u®^  Revision  unterzogen,  deren  Ergebniss  das  am  5.  Mai 
Mai  1853.    1852.  publicirte  Staatsgrundgesetz  war'. 

Dies  verkündete  zwar  auch  in  §.  16.  volle  Glaubenflird- 
heit,  ohne  jedoch  die  Civilehe  beizubehalten^. 

f.  Hannover. 
In  Hannover  hatte  das  Eheschliessungsrecht  in  der  all- 
gemeinen Landesgesetzgebung  eigentlich  nur  eine  geringe  B^ 
Swiisong"  rücksichtigung  gefunden.     Allein  städtische  und  locale  Stato- 
ten  gaben  eingehendere  Vorschriften,   als  deren  Kern  aber 
überall  die  kirchliche  Eheschliessung  hervortrat^. 

Auch  hier  jedoch  führte  das  Vorbild  der  Grundrechtf. 
wenn  auch  nicht  zu  positiven  Bestimmungen ,  so  doch  wenig- 

^  Zachariae  deutsche  Verfassungsgesetse  774.  f. 

s  bei  Rauch  parlament.  Taschenbuch  Heft  6.  S.  176. 

s  bei  Zachariae  a.  a.  0. 1038.  ff. 

^  Seitdem  sind  mehrere,  die  kirchliche  Eheschliessung  regelnde  Ver- 
ordnungen erlassen  worden:  v.  20.  Mai  1852.  betreffend  die  T^ttang^oa 
Ausländem  (Moser  Allgem.  Kirchenblatt  1854,  225.);  v.  16.  Dezember 
1852.  über  Heirathserlaubnissscheine  (ebendas.  1858,  575.);  t.  SO.  Mi: 
1854.  betr.  die  Eintragung  der  Trauung  in  das  Kirchenbuch  der  PsTDcfafe 
des  Wohnortes  (ebendas.  1854,  226.);  v.  7.  November  1857.  über  Hei- 
rathserlaubnissscheine (ebendas.  1857,  488.);  v.  7.  Sept.  1860.  Verbot 
kirchlichen  Aufgebots  bei  verwittweten  Personen  vor  gerichtlicher  .Abfin- 
dung der  Kinder  erster  Ehe  hinsichtlich  des  väteriichen  oder  mütterliches 
Erbtheils  (ebendas.  1860, 288.). 

&  Schlegel  ChurhannoT.  Kirchenrecht  (Hannover  1803.)  S,  825.  - 
Der  in  Hannover  als  einem  Theile  der  Departements  hansästiqo^* 
geltende  Code  civil  fiel  mit  dem  französischen  Regimente. 
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stens  zu  Bestrebungen,  zu  Debatten  in  der  legislativen  Kör- 
perschaft. 

Am  5.  September  1848.  war  ein  Gesetz  erlassen  wor-®*^j^^f*p*- 
den^9  dessen  §.  6.  allen  Landeseinwohnem  unbeschränkte 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  gewährte  und  welches  die 
Bestimmung  enthielt ,  dass  die  Befiigniss  der  Geistlichen, 
Amtshandlungen  mit  bürgerlicher  Wirksamkeit  vorzunehmen, 
eine  Autorisation  der  staatlichen  Behörden  zur  Grundlage  habe. 

Daran,  und  an  die  Vorschriften  der  deutschen  Grund-gj^^^*»^ 
rechte,  knüpfte  sich  ein  Antrag,  der  in  ausftihrlicher  Moti-   <^i^u«he. 
virung  die  Begierung  auffordern  wollte,   auf  der  Basis  der 
obligatorischen  Civilehe  ein  Eheschliessungsgesetz  den  Kam- 
mern vorzulegen*. 

Aber  im  Laufe  der  Discussion,  welche  in  der  zweiten 
Kammer  stattfand,  musste  der  Antrags teUer  selbst  seine  For- 
derungen einschränken  und  sich  schliesslich  mit  dem  Antrage 
begnügen:  „Stände  ersuchen  kgl.  Regierung  in  Erwägung  zu 
ziehen,  welche  Aenderungen  in  der  Ehegeeetzgebung  zur  Auefähr* 

1  SammL  d.  Ges.  f.  d.  Königr.  Hannover  1848, 262. 

>  Allgem.  Kirchenceit  1850, S.  327: 

„In  Erwägung,  daas  durch  §.  6.  des  Gesetzes  t.  6.  Sept.  1848.,  verschie» 
dene  Aenderungen  des  Landesverfassungsgesetzes  betr.,  völlige  Glaubens* 
und  Gewissensfreiheit  fiir  alle  Landesbewohner  eingeführt  worden  ist;  — 
in  Erwägung,  dass  diese  gesetzliche  Bestimmung  nicht  vollständig  zur 
Geltung  kommen  kann,  wenn  die  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  Zulässigkeit  der  Ehen  und  deren  rechtsgültige  Vollziehung  beson- 
ders zwischen  den  Christen  und  Nichtchristen  bestehen  bleiben,  weil  da- 
durch manche  Ehen  unmöglich  werden,  die  bei  vollkommener  Glaubens- 
und Gewissensfreiheit  möglich  sein  müssen;  —  in  Erwägung,  dass  die  Re- 
gierung die  rechtsgültigen  Eben  möglichst  begünstigen  und  vermehren^ 
dagegen  die  wilden  Ehen  ausrotten  will,  wie  ihre  dahin  zielenden  Gesetzes- 
vorlagen ergeben,  weshalb  sie  auch  die  Ehehindemisse,  die  im  Glauben 
liegen,  als  bürgerliche  Ehehindemisse  nicht  länger  bestehen  lassen  darf;  — 
in  Erwägung,  dass  reichsgesetzlich  durch  die  Grundrechte  des  deutschen 
Volkes  Art  V.  §.  20.  bereits  festgestellt  worden  ist,  dass  die  bürgerliche 
Gültigkeit  der  Ehe  nur  von  der  Vollziehung  des  CivUactes  abhängig  sein 
und  die  kirchliche  Trauung  nur  nach  Vollziehung  desselben  stattfinden  darf 
und  die  Keligionsverschiedenheit  kein  bürgerliches  Ehehindemiss  abgeben 
solle,  so  wie  auch  §.21.  die  Führung  der  Standesbücher  den  bürgerlichen 
Behörden  überwiesen  worden  ist;  -^  in  Erwägung  endlich,  dass  im  Gesetze 
über  die  Einfuhrung  der  Grundrechte  in  Deutschland  v.  27.  Dez.  1848.  Art  IV. 
No.  6.  den  Einzelregierungen  Deutschlands  aufgegeben  worden  ist,  Vor- 
schriften über  die  Civüehe  und  die  Standesbücher  in  diesem  Sinne  für  ihre 
Länder  zu  erlassen; aus  diesen  Gründen  beschliessen  Stände  könig- 
liche Regierung  zu  ersuchen,  baldigst  ein  Gesetz  über  die  Civilehe  und  die 
Standesbücher  unter  Zugrundelegung  der  darüber  in  den  Grundrechten  des 
deutschen  Volkes  Art  V.  §.  20.  enthaltenen  Vorschriften  entwerfen  zu  lassen 
und  ihnen  vorzulegen '^ 
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Tung  des  §.  6.  d.  Ges.  v,  5.  Sq)t.  1848.  erforderlich  sein  tcerdm, 
und  die  nach  solcher  Erwägung  erforderlich  erscheinenden  gMd, 
Bestimmungen  zur  verfassungsmässigen  Erklärung  den  Ständtfi 
vorzulegen". 

^  scpu^isM.^'  ^^  solches  Gesetz  ist  aber  damals  nicht  erfolgt,  und  die 
Verordming  t.  9.  September  1851.^  unterwirft  die  Dissi- 
denten (reformirte  Separatisten)  sowohl  für  Trauung  als  B^ 
gisterfiihrung  den  Vorschriften  und  den  Beamten  der  refor- 

^"»•JiiJ;*"mirten  Kirche,  während  das  Gesetz  v.  14  Juli  1853.«  über 
die  Kirchenbücher  Anordnungen  trifft. 

2.  Die  facultatire  Ciyilehe. 
a.  Oldenburg. 

di°codeSi  I>ie  Geltung  des  Code  NapolÄ)n,  welcher  in  Olden- 
poitfon.  bürg,  als  einem  Theile  der  hanseatischen  Departements,  Plitz 
gegriffen  hatte,  nahm  mit  der  Bückkehr  der  alten  Dynastie 
ein  Ende.  Auch  die  kirchliche  Eheschliessung  trat  dann  wieder 
an  die  Stelle  der  civilen,  und  blieb  in  unangefochtener  Knh 
bis  in  die  neueste  Zeit. 

orand^otaite?        Erst  das  Vorbild  der  Grundrechte  wirkte  entscheidend. 

y.-u.T.i8.  Am  18.  Februar  1849.  wurde  eine  Verfassoingeur- 
künde  publicirt,  welche  die  grundrechtlichen  Vorschriften  fiber 
die  Civüehe  wörtlich  wiederholte^  aber  ihre  Wirksamkdt  dord 
den  Zusatz  beschränkte:  „Bis  zur  Erlassung  der  nach  dieffi^ 
Artikel  erforderlichen  näheren  gesetzlichen  Bestimmungen  bleiy 
die  jetzt  geltenden  Gesetze  in  Kraft".  — 

^^crfiwuSr         Bevor  jedoch  noch  ein  derartiges  Specialgesetz  den  Kam- 
^8M.      mem  vorgelegt  wurde,  erfolgte  i.  J.  1852.  die  Eevision^der 
Verfassung. 

Der  Entwurf  der  Regierung*  substituirte  dem  alten  Ar- 
tikel 81.  eine  Bestimmung  von  ganz   allgemeiner  Fassung: 

^7wii^f '  >*-^*^  Civilehe  soll  nach  MaassgcAe  eines  besonderen  Gesetzes  «»• 
geführt  werden",  ohne  sich  indessen  die  Zustimmung  des  Ver- 

^au[?ch"o"jr  ^'^sö^^gs^^sschusses  zu  erwerben.  Dieser  verwarf  vielmebr 
die  Begierungsvorlage,  wie  die  obligatorische  Civikhe  in  glei- 
cher Weise. 

^  Moser  Allgem.  Kirchenblatt  1S58.  S.  Sia. 

>  ebendas.  ISöS,  705.  Vgl.  auch  den  ErlasB  v.  13.NoTe»berlB32 
ebendas.  S.  6S9. 

3  Art.  Sl.beiRanch  Parlamentär.  Taschenbuch  Heft 4.  S.  S7. 

*  Protok.  üb.  d.Verhandl.  d.V.  allgem.  Landtages (Oldenbmf 
1852.)  AnL  55.  S.  145. 


2.  Die  facuUativc  Clvilehe.  a.  Oldenburg.  671 

Das  Gesetz,  erklärte  er»  mÜBse  helfen,  wo  die  Eingehung 
der  Ehe  auf  Schwierigkeiten  Seitens  der  Kirche  stosse  und  er 
wollte  in  diesen  Fällen  die  Civilehe  als  Auskunflsmittel  hin- 
gestellt haben. 

Sebe  Proposition  lautete:  nFür  jede  gesetzlich  zulässige 
Ehe  hat  da»  Gesetz  eine  gültige  Form  der  Eingehung  zu  ge^ 
tcdhren"y  und  diese  wurde  unter  geringen  Aenderungen  noit 
allen  gegen  6  Stimmen  angenommen^  und  als  Art.  33.  §.  3.  v.^v.x.k 
der  Yerfaasungsurkunde  v.  22.  November  1862.  publicirt^.        ^«^- 1«*^- 

Schon  vorher  aber  hatte  der  Staat  für  die  Eheschliessung 
derjenigen  Beligionsparteien  Sorge  zu  tragen  gesucht,  welche 
durch  Gewissensbedenken  abgehalten  würden,  die  kirchliche 
Trauung  nachzusuchen. 

Durch  die  Verordnung  v.  14.  Januar  1851.*  wurde^^*j2j»jj*|*- 
allen,  mit  Corporationsrechten  versehenen  Gremeinden,  und 
somit  auch  den  Juden  ^  das  Becht  der  Begisterfuhrung  zuge- 
standen, „hinsichtlich  der  Geburts^,  Heiraths-  und  Sterbe/alle 
tiHter  denjenigen  Eingesessenen,  welche  einer  einzelnen  anerkannten 
Kirehsngemeinde  im  Herzogthume  Oldenburg  nicht  angehören", 
aber  fönende  Vorschriften  getroffen: 

1)  „Die  GeburtS",  Heiraths^  und  Sterbefälle  sind  van  dem 
Vater,  Ehemanns  oder  nächsten  Angehörigen  innerhalb  8  Tagen, 

hei  polizeiUeherStrafe,  dem  Ortspfarrer,  und  zwar  in  den  Kreisen 
Vechia  und  Kloppenburg  dem  katholischen,  in  den  übrigen 
Theilen  des  Herzogthvmes  dem  protestantischen  anzuzeigen^  weU 
eher  darüber  eine  besondere,  dem  Kirchenbuche  anzulegende  Liste 
führt* 

2)  In  Beziehung  teuf  die  Eingehung  einer  Ehe  sind  die  einer 
solchen  Kirdiengemeinde  nicht  angehörigen  Confessionsverwandte 
den  bestehenden  Vorschriften  über  das  Aufgebot  in  bisheriger 
Weise  unterworfen.  Die  Trauung  darf  nur  eine  vom  Staate  als 
dcusu  'berechtigt  anerkannte  Person  vornehmen.  Es  geliören  dahin 
bis  weiter  nur  die  ordinirten  Geistlichen  der  anerkannten  christ- 
lichen ReUgionsgenossenscIiaften  und  der  Landrabbiner". 

1  ebendas.  412. 

2  :  ,,Die  Beligionsyerschiedenheit  ist  kein  bürgerliches  Ehehinderniss. 
Für  jede  staatsgesetzlich  zulässige  Ehe  hat  das  Gesetz  eine  gültige 

Form  der  bürgerlichen  Eingehung  (CiTilehe)  zu  gewähren^S  —  Z  achariae 
Verfaaa.-Ges.  905. 

8  Allgem.  Kirchenblatt  f.  d.  evangel.  Deutschland  1852. 
S.  136. 

^  Diese  hatten  bisher  nach  der  Verordn.  y.  14.  August  1827.  §.  22. 
ihre  Register  durch  die  Ortspfarrer  fuhren  lassen  müssen. 
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kSt  dteMJÄl  ^^®  Bestimmungen  standen  schon  mit  dem  Wortkntc  der 
•**""""°«^°- Verfassungsurkunde,  welche  statt  der  kirchlichen  dnc  bürger- 
liche Trauung  verliiess,  im  Widerspruche:  sie  wurden  noch 
schwieriger  durchzuführen,  als  verschiedene  Dissidentenge- 
meinden,  namentlich  im  Amte  Westerstede,  aller  Zwangs- 
maassregeln  ungeachtet,  vor  den  evangelischen  Pfarrer  zu 
treten  verweigerten  und  den  Concubinat  einer  kirchlichen  Ehe 
vorzogen^. 
2*";j*«f5^  Am  1.  Februar  1855.  legte  daher  die  Regierang  den 

*^**'      Standen  einen  Gesetzentwurf  vor*. 

fyIHe  kirchliche  Eingehung  der  Ehe*',  bestimmte  der  §.  L 
fynach  den  Vorschriften  einer  vom  Staate  anerkannte  Religmh 
genossenschaft,  bleibt  ah  bürgerlich  gültige  Form  der  Eingehm 
^c^üthl?  ^  -^^  bestehen",  und  §.  2.  fugte  hinzu:  y^Aueeerdem  iamj^k 
staatsgesetzlich  zulässige  Ehe  vor  den  bürgerlichen  Behörden  wj 
die  in  diesem  Gesetze  angegebene  Weise  bürgerlich  gvUig,  ali 
Civilehe  eingegangen  werden". 
Motive.  Die  Motive^  vertraten  das  Princip  der  facultativen  CiTÜ- 

ehe,  welche  dem  Verfassungsgesetze  entspreche,  da  Memmd 
zu  einer  kirchlichen  Handlung  oder  Feierlichkeit  gezwnngCE 
werden  dürfe.  Sie  sprachen  die  Erwartung  aus,,  dass  die  kirch- 
liche Trauung  bei  dem  kirchlichen  Sinne  der  Bewohner  de£ 
Grossherzogthums  immer  die  Begel  bleiben  werde,  und  sie 
rechtfertigten  damit  die  Voranstellung  derselben  und  die  blosse 
Hinzufugung  der  Givilehe  „als  zweite^  jedoch  vöraussetzUch  m 
selten  und  ausnahmsweise  zur  Anwendung  kommende  Form\ 
yoriäuiiger  ^^  2.  März  erstattete  der  Kammerausschuss  seinen  vor- 

bericht.    läufigen  Bcricht*.  Die  Majorität  war  mit  den  Vorschlagen  der 
Die  MinoritMt.Regierung  durchweg  einverstanden,   die  Minorität  wünsche 
zwar  nicht  die  Einführung  der  obligatorischen  Civilehe,  wohl 
aber  hielt  sie  den  Erlass  eines  allgemeinen,  alle  Staatsbürger 
umfassenden  Gesetzes  fiir  wünschenswerth ;  das  dem  staat- 
lichen fremde  Kirchenrecht  dürfe  nicht  bei  den  VerhältnisaeB 
der  Ehe  Geltung  behalten. 
»i?iIl^Jtm"tdJr        ^^®  Kammer  trat  indessen  mit  allen  gegen  7  Stimmen 
M^oritKt.  den  Vorschlägen  ihrer  Commission  und  den  Principicn  der 
Begierung  bei». 

1  Berichte  flb.  d.  Verhandl.  d.  9.  Landtages  £  d.  Groisber- 
zogth.  01denburg(lS55.)871. 

<  ebendas.  S12.ff.Beü.no.  124.  —  >  ebendas.S.  S15.ff. 
*  ebendas.  S.870.  —  »  ebendas.S.  872. 
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Nachdem  so  vorläufig  schon  mit  dem  Landtage  die  Gnmd- 
züge  des  neuen  Gesetzes  vereinbart  waren»  erfolgte  am  20.  Mär  z 
der  Commissionsbericht^. 

Er  beantragte,  da  blos  über  die  Civilehe  Anordnungen^^"^|JJf®°^ 
getroffen  werden  sollten,  den  auf  die  kirdiliche  Eheschliessung 
bezüglichen  Eingang  zu  streichen  und  nur  am  Schlüsse  noch 
einen  Artikel  hinzuzufügen,  welcher  bezeugen  sollte,  dass  für 
die  anerkannten  Beligionsgesellschaften  die  kirchliche  Trauung 
in  ungestörter  Elraft  verbleibe. 

Die  Commission  machte  femer  auf  die  Unzuträglichkeiten  Jjjj'en  den 
des  neuen  Hechts  mit  den  Vorschriften  des  alten  aufinerksam.  ^°^^"^^^ 
Sie  erachtete  es  für  unthunlich,  dass  bei  Scheidung  von  Civil- 
eben  der  Pfarrer  einen  Sühneversuch  machen  solle,  und  sie 
erblickte  eine  Bechtsungldchheit  in  der  Bestimmung,  dass  die 
Verlöbnisse  zu  einer  Klage  auf  Vollziehung  der  kirchlichen 
Ehe  berechtigen  sollten,  aber  nicht  auf  Elingehung  der  bürger- 
lichen. 

Diese  Bestinunung  des  alten  Bechts  empfahl  sie  zu  be- 
seitigen. 

Am  21.  März  erfolgte  die  Discussion  im  Plenum.    Des  imp°enim. 
Widerspruches  der  Begierung  ungeachtet  wurden  die  Commis-commiMioni- 
sionsvorschläge  genehmigt.  genehmigt. 

Die  Commission  zur  zweiten  Lesung  des  Entwurfes  brachte    Lesung. 
nur  unwesentliche  Formänderungen  ^  und  obgleich  die  Begie- 
rung  dringend  die  Wiederherstellung  der  Vorlage  in  ihrer  ur- 
sprünglichen Fassung  befürwortete,  wurden  doch  am  31.  März 
die  Fropositionen  der  Commission  von  Neuem  genehmigt. 

Aber  die  Begierung  hatte  beschlossen,  nicht  nachzugeben.^jf^^^IKron». 
Am  14.  April  richtete  das  Staatsministerium  ein  Schreiben^  an 
die  Ständeversammlung,  worin  es  die  Abänderung  der  gefass- 
ten  Beschlüsse  forderte. 

Der  mit  der  Verfassungsurkunde  übereinstimmende  Grund- 
satz des  Gesetzes  müsse  an  die  Spitze  gestellt  werden,  der 
Gegensatz  zum  Code  Napol^n  müsse  in  die  Augen  springend 
sein« 

Obgleich  nun  die  Commission  des  Landtages  die  An- 
muthungen  der  Begierung  zurückzuweisen  empfahl,  und  ob- 
gleich die  Majorität  des  Hauses  die  Bedenken   des  Staats- 

1  ebendas.  Beil.  no.  1S5.  S.  605. 
s  ebenda8.Beil.  219.  S.679. 
3  ebendas.  Beil.  254. 
Friedberg,  Eheschliestung,  ^ 
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^*^J^*™jJ^' rainifiteriums  fiir  ungerechtfertigt  erachtete ,  so  trat  sie  doch, 
um  nicht  nöthige  Maassregehi  durch  leere  Formbedenkea  zu 
hemmen,  in  dem  Schreiben  v.  27.  April  den  VorscUigen 
desselben  bei^ 

^^'msV*'**  So  wurde  am  31.  Mai  1855.  das  Gesetz,  betreffend 
die  bürgerliche  Eingehung  der  Ehe,  publicirt^ 

Die  Schliessung  der  Ehe  erfolgt  entweder  durch  Trauung 
der  dazu  berechtigten  Geistlichen  in  hergebrachter  Form,  oder 
vor  dem  Amte  eines  der  Brautleute,  nachdem  bürgerliche  Ao^- 
geböte,  die  auf  die  Dauer  von  14  Tagen  ausgehängt  werden. 
vorangegangen  sind. 
Fuhrang  Die  Eintra&runff  in  die  Kirchenbücher   geschieht  duich 

der  Kirchen-    ^  ._  ,,,,.  ,■»,.  ,  i 

bttcher.  Venmttlung  des  ehescmiessenden  Magistrates,  und  zwar  werdeD 
die  Register  für  die  anerkannten  Beligionsgesellschaf^en  durch 
deren  Geistliche,  fiir  die  anderen  nach  Maassgabe  der  Bestini- 
mung  vom  J.  1852.  geführt.  — 

lieber  die  Erfolge  des  Gesetzes  liegen  mir  ausführliche 
statistische  Notizen  vor.  Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  weder 
unter  Evangelischen,  noch  unter  Katholiken  oder  Juden  hl* 
jetzt  eine  Civilehe  geschlossen  ist.  Das  Yerhältniss  gestaltet 
sich  folgendermaassen^: 


Erfolge  des 
Gesetzes. 


Jahr 

Beide 
evangelisch 
incl.Secten 

Beide 
katholisch 

Beide 
jüdisch 

Mann 
orangelisch 

Frau 
katholisch 

Mann 
katholisch 

Frau 
erangeliflch 

Samns 

kirch- 
liche 

Clvil- 
Ehe 

klrch-  Civil- 
llche    Ehe 

kirch-ICivil- 
liche  1  Ehe 

kirch- 
liche 

Civil- 
Ehe 

kirch- 
liche 

Civil- 
Ehe 

derCivil-jderkiitl. 
Ehen    f    Eka 

1861 
1868 
1863 

1518 
1455 
1498 

4* 

15t 
71 

505 
457 
459 

^^^ 

4 
6 

4 

^, 

5 

7 

1^ 

1 

5 
81 
16 

1 

4 

15 

9 

*  8&mmtUch  Baptisten. 

t  12  Baptisten,  2  Methodisten,  1  Latherancr. 

§  5  Baptisten,  1  Lutheraner,  1  Mann  Baptist,  Fran  evangelisch. 


b.  Hamburg. 

K.-o.T.  1551.  Schon  die  Kirchenordnung  von  Aepinus  (a.  d.  J.  1551.1 
hatte  den  bürgerlichen  Character  der  Eheschliessung  betont« 
Zwar  sollten  die  Geistlichen  trauen,  aber  sie  sollten  „nha  d^ 
Erbaren  Rades  Gebott  in  der  Kerken  thohope  geuen".  Die  biir- 

1  ebendas.  Beil.  271. 

*  Siehe  Anhang  No.  2. 

s  Die  officiellenNotLsen—  ich  verdanke  ihre  Mittheilong Hern  Recli^ 
Praktikanten  Goose  —  beginnen  erst  mit  dem  J.  1861.    In  denhhrti 
1855 — 59.  sind  ebenfalls  nur  Baptisten-  und  gemischte  Ehen  buigerbch  p- 
schlössen  worden.  —  Allgem.  Kirchenzeit  v.  12.  Mte  18W.  No»  ^^ 
S.  350. 
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gerliche  Obrigkeit  prüft ,  ob.  der  beabsichtigten  Verbindung 
keine  Hindernisse  entgegenstehen,  sie  erklärt  die  Ehe  für  zu- 
lässig,  sie  ertheilt  einen  Erlaubnissschein,  und  erst  auf  Grund 
desselben  nimmt  der  Geistliche  ohne  jede  eigene  Verantwort- 
lichkeit die  Prociamationen  und  Copulation  vor.  — 

Dies  Recht  \nirde  auch  wieder  hers:es teilt,  als  am  26.  Maii>erc;odecivii 

Vcrordo   v 

1814.^  der  Code  civil,  der  in  Hamburg,  als  einem  Theile  der^^'-Maiisu. 
hanseatischen  Departements,  eingeführt  war,  wieder  be- 
seitigt wurde.  ^^In  Hinsicht  der  Capulatianen  und  Proctama" 
Honen  bleibt  es  bey  der  Hamburgischen  Verfassung^\  wurde  ver- 
ordnet, und  von  den  Neuerungen  des  Code  nur  die  bürgerliche 
Segisterfuhrung  beibehalten.  Aber  auch  diese  liess  man  fallen, 
imd  kehrte  in  der  Verordnung  v.  30.  November  1815.  fast  verordn.  r. 

_^  80.  Not.  1815. 

ganz  auf  den  Standpunkt  des  Mandates  v.  30.  September 
1782.  zurück. 

Danach  sollen  die  Beamten  auf  die  von  ihnen  geftihrten  ^'J^^^"- 
Bücher  förmlich  vereidigt  werden.  Gleichmässige  Vorschriften 
sind  für  die  gesammte  Kegisterführung  gegeben,  die  Aufsicht 
über  ihre  Befolgung  steht  staatlichen  Beamten  zu.  Die  Bücher 
werden  in  doppelten  Exemplaren  gefuhrt,  ein  beglaubigtes 
Duplicat  alljährlich  in  dem  Stadtarchive  niedergelegt  und  dort 
zu  einem  Generalregister  verarbeitet. 

Auch  für  Aufgebote  wurde  wenigstens  in  so  weit  eine  Aufgebote. 
i>ürgerliche  Form  eingeführt,   als   deren  Einrückung  in  das 
Flamburgische  Wochenblatt  angeordnet  wurde.  — 

So  war  man  in  der  That  von  der  CivUehe  nicht  sehr  weit  ch*ractcr 

ü.  Hambnrg. 

entfernt,  oder  vielmehr,  man  lebte  in  einem  Systeme,  welches  Ehwchiie«- 
(ich  nur  dadurch  von  dem  französischen  unterschied,  dass  die 
.Functionen   der  Civflstandsbeamten  theilweise  den  Pfarrern 
ibertragen  waren,  während  ein  anderer  Theil  den  bürgerlichen 
Behörden  verblieb.  — 

Die  Bewegungen  des  Jahres  1848.  gingen  an  dem  Ham-Dafjahris48. 
)urger  Eherechte  fast  spurlos  vorüber.    Freilich  gab  der  Ver- 
assungsentwurf  der  constituirenden  Versammlung  v.  11.  Juli^^^^JJ^J"«»- 
.849.*  wörtlich  die  Bestimmungen  der  Grundrechte  über  CivU-*^-«'""  ^849. 

1  Hamburg. Verordn.  v.J.  1814.  v. Anderson  (Hamb.  1815.)  1,  6. 
—  Dazu  die  erläuternde  Verordn.  y.  21.  März  1831.  bei  Lappenberg 
»arnml.  d.  Verordn.  d.  freyen  Hansestadt  Hamburg  seit  1814.  (Hamb.  1832.) 
\  301.  —  Vgl.  über  die  weitere  Entwicklung  Baumeister  Frivatrecbt  d. 
reien  Hansestadt  Hamburg  (Hamb.  1856.)  2, 21.  Westphalen  Hamburg, 
'erfass.  2,  275 — 7, 

2  Art.  35.  f.  bei  Rauch  Parlamentär.  Taschenb.  Heft  5.  S.  214. 
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ehe  wieder,  ohne  jedoch  von  Bürgerschaft  und  Senat  geoek- 
migt  zu  werden^. 

Aber  etwas  machten  sich  doch  der  Zahi^eit  der  Hud- 
burger  Behörden  ungeachtet  die  Einwirkungen  der  Zeit  geltend. 

24*oS?is49.  -^^  2^-  October  erging  dne  provisorische  Vcrordiiimg, 
welche  Ehen  zwischen  Juden  und  Christen  gestattete,  uod  für 
deren  Schliessung  bürgerliche  Aufgebote  und  bürgedide 
Trauung  anordnete '•  — 

Der  nächste  wichtige,  auf  unseren  Gregenstand  bezugiicbe 
Akt  der  Gesetzgebung  fiel  erst  in  d.  J.  1861 :  er  brachte  die 
facultative  Civilehe. 

DiMidenten.         Auch  in  Hamburg  waren  Dissidien  von  den  anerkannteD 

christlichen  Kirchen  hervorgetreten,  und  wenn  auch  der  Senat 

durchseinConclusumv.  18.  Februar  1853.  über  die  deotocfa- 

Auflsrang  katholischc  Gemeinde  die  Auflösimg  verhängte,  so  erklarte  er 

knthoiisehen  doch  zufflcich,  f,das8  CT  dcT  üeherzeoqunq  und  dem  Glauben  Eitt- 
zelner  irgend  wie  zu  nahe  zu  treten  weit  entfernt  eei*\ 

Damit  war  auch  von  selbst  gegeben,  dass  die  den  (k- 
wissen  Vieler  beschwerliche  kirchliche  Trauung  fortfalb 
müsse. 

•Antrag  aaf  £in  darauf  abzielender  Antrag,  welcher  die  Einftihna; 

der  obligatorischen  Civilehe  befürwortete,  wurde  denn  auch  in 
Schoosse  der  Bürgerschaft  gestellt  und  am  21.  März  186K 
einem  Ausschusse  zur  Prüfung  übergeben. 

'^b**^ h"*'  Dieser,  wie  sehr  er  auch  die  Folgerichtigkeit  des  vorge- 

schlagenen Systemes  anerkannte,  glaubte  sich  doch  dag^ 
aussprechen  zu  müssen.  „  Wenn  . .  die  Einheit  der  den  Ldfe»- 
bund  knüpfenden  Solennität^%  sagte  der  Bericht^  „in  zwei  j»* 

Gezenobiigai.^^^^^^^^^^  -^^  ^^^  spalten ,  wenn  jedes  verlobte  Paar  f- 
Civilehe.  gy^fig^f^  Pferden  sollf  den  bedeutungsvollen  AbschJuss  der  Eh  ^ 
die  Function  eines  Beamten  von  sehr  gewöhnlicher  Form  zu  ttf^ 
legen  und  wenn  die  Mitwirkung  der  Kirche  im  Widersprudu  nä 
dem  religiösen  Bedürfnisse  der  Verlobten,  .  ...  zu  einer  für  A» 
Bechtsstand  und  die  Folgen  der  Ehe  gleichgültigen  Ceremo»t 
herabgesetzt  werden  soll  —  dann  muss  man  fragen:  ob  M^ 
derartigen  Gesetzeszwange ,  die  Wünsche  und  die  Zustimmvo^J 
aller  derjenigen,  die  ihm  unterworfen  werden  sollen,  entg^ 
kommen  würden?    oder   ob   triftige   Gründe  die   Gesetzgdf^ 

1  Vgl.  Z  achariae  deutsche  VerfaBsungsgesetxe  S.  1219. 
^  Gedruckt  bei  Job.  Aug.  Meisaner.   Siebe  A  n  b  a  n  g  No.  S.  a. 
»  S.2.ff. 
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nöthiffen,  auf  die  BiUigung  der  Mehrzahl  für  ihre  Maaasregeln 
jsu  verzichien?" 

Beide  Fragen  glaubte  der  Ausschuss  verneinen  zu  müssen. 
£r  wies  darauf  hin,  dass  es  den  Ueberzeugnngen  und  dem 
Oharacter  des  grössten  Theiles  der  Bevölkerung  in  allen 
Schichten  entspreche,  eine  kirchliche  Ehe  zu  schliessen. 

„Die  Thaisache" y  aber  fuhr  er  fort,  y^dass  in  den  überkom- 
tnenen  Sitten  und  Ansichten  eine  erkennbare  Umwandlung  bisher 
Glicht  stattgefunden  hat,  wird  für  jeden  praktischen  Gesetzgeber 
-von  grösserem  Gewichte  sein,  als  die  bloss  logische  Consequenz 
eines  theoretischen  Gedankens". 

Freilich  müsse  diese  Rücksicht  zurücktreten  vor  den  Ge-  ^"^  Jjjr***' 
boten  einer  gleichwägenden  Gerechtigkeit  und  vor  der  An- 
erkennung jeder  mit  dem  Staatswohle  vereinbaren  natürlichen 
Freiheit:  aber  hiemach  brauche  auch  dann,  wenn  die  bisherige 
gesetzliche  Einrichtung  in  Widerspruch  mit  den  Forderungen 
einer  erheblichen  Zahl  von  Individuen  stehen  sollte,  keine 
uniforme  Entscheidung  getroffen  zu  werden,  durch  welche  einer 
unsicheren  und  vielleicht  wechselnden  Mehrzahl  die  Ansprüche 
einer  nicht  minder  beachtenswerthen  Classe  untergeordnet  und 
zum  Opfer  gebracht  würden. 

Das  Bedürfniss  nach  Civilehe  sei  unzweifelhaft  vorhanden, 
aber  eben  so  unzweifelhaft  werde  es  durch  die  Einfuhrung  der 
facultativen  seine  Befriedigung  finden.  — 

Die  Anordnung  bürgerlicher  Civilstandsregister  lehnte  ^^^^^i^^^cffiT' 
Ausflchuss  ab^.    Er  wies  auf  die  Kosten  hin,  welche  dadurch standaresrister 
verursacht,  auf  die  Unbequemlichkeiten,  welche  dem  Publikum 
auferlegt  würden,  er  glaubte,  dass  die  Beformen  nicht  so  ein- 
schneidend und  mehr  an  das  Bestehende  anknüpfend  auftreten 
müssten« 

Die  Mnorität  des  Ausschusses^,  und  darunter  der  tir-JJ^'J^Jj^^^^g' 
sprüngliche  Antragsteller  —  Dr.  R^e  —  blieben  bei  der  obli- 
gatorischen Civilehe  stehen,  die  allein  consequent,  die  allein 
der  Trennung  von  Staat  und  Kirche  entsprechend  und  durch 
das  Vorbild  der  Grundrechte  empfohlen  sei.  — 

Das  Plenum  der  Bürgerschaft  trat  indessen  der  Majorität  dio  Bürger. 
des  Ausschusses  bei.    Mit  103  gegen  7  Stimmen  wurde  der 
von  diesem  ausgearbeitete  Entwurf  angenommen^,  und,  nach- 
dem er  die  Zustimmung  des  Senates  gewonnen  hatte,  als  Ger- 
l  S.s.f.  —  «  8. 10.  ff. 
s  Krause  Protest.  Kirchenzeit.  ▼.  27.  October  1860.  Ko.  43.  S.  1046. 
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^**'i86i.'^°"®®*^   über   Eheschliessung   und   Geburtsregister  am 
1.  Juli  1861.  publicirt*. 

Die  kirchliche  Trauung  der  dazu  befugten  Seligionsge- 
meinschaften wird  als  vollberechtigt  an  die  Spitze  gestellt;  ihr 
Facuitattre  gleich  Steht  aber  die  bürgerliche,  von  bürgerlichen  Beamten 
civiiehe.    ^^  vollziehende,  mit  bürgerlichen,  im  Tagesblatte  zu  verkün- 
denden Aufgeboten.  — 

» 

3.  Die  Nothcivilehe  für  Personen,  welche  die  kircliliclie 

Trauung  nicht  erlangen  können. 

a.  Anhalt- Dessau -Köthen. 

^fg^io^;^"  Im  J.  1810.   am   28.  Dezember  publicirte  der  Herzog 

August  Christian  Friedrich  für  Köthen  den  Code  civil'. 
Er  wollte  seinen  Unterthanen  die  Wohlthat  der  Gesetze  ge- 
währen,^ ,,ir«ZcA«  der  grösste  Gesetzgeber  der  Welt,  Napokon  dtr 
Grosse,  seinen  Völkern,  welche  er  als  Vater  Hebt,  gegeben  *<rf**. 

Aber  die  ganze  Umformung  der  Landesverfassung  w 
ohne  jede  Vorbereitung  vorgenommen  worden,  ohne  Berück- 
sichtigung der  Verhältnisse  des  Landes,  und  ebenso  weak 
dem  GFeiste  des  Musters,  als  dem  Umfange  von  Anhalt  ent- 
sprechend. 

Das  kleine  Land  wurde  mit  einem  kostapieligen,  zu^ant- 
mengesetzten  Behördenorganismus  bedacht,  der  eine  nutzbare 
Verwendung  kaum  finden  konnte  und  nur  dazu  diente,  ^ 
schon  bedenklichen  Finanzverhältnisse  vollständig  zu  zerrütteo. 
^obeniail!"  So  war  es  denn  unstreitig  ein  Fortschritt,  als  die  tot- 
mundschaftliche  Regierung  von  Leopold  Friedrich  Fran: 
schon  am  24.  October- 1812.^  das  ganze  französische  Becbu 
alle  fremdländischen  Einrichtungen  und  damit  auch  die  Cini- 
ehe  beseitigte^. 

Aber  in  Anhalt  sollte  noch  einmal,  wenngleich  loeder 

nur  auf  kurze  Zeit,  die  obligatorische  Civiiehe  eingefiihrt  werden. 

^ocumt         Die  Verfassungs-Urkunde  v.  28.  October  1844  ßr 

das  Herzogthum  Anhalt-Köthen  wiederholte  in  §.  23.  wörtiki 

^  Gedruckt  bei  Th.  G.  Meissner.   Siehe  Anhang  No.  3.  b. 

»  Samml.  d.  in  d.  Herzogth.  Anhalt-Köthen  in  d.  J.  1800-?'- 
ergangenenGes.,  Verordn.  u.  Verfüg.  (K6then6.a.)  1,153.  —  ^^"^ 
Winkopp  Rhein.  Bund  Heft  65.  S.  225.  f. 

3  Samml.  a.  a.  O.  249. 

*  Am  15.  Juli  1819.  erfolgte  eineVerordnung  über  Führung  der  Kirri»«^' 
bücher.  eben  da 8. 
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die  Bestimmungen  der  Grundrechte  S  und  in  Folge  dessen 
wurde  am  24.  September  1849.  für  Köthen  und  auch  für  ?*"**.T- "• 
Dessau  em  eingehendes  Gesetz  über  die  Führung  der  Stan- 
desbücher und  die  Civilehe  erlassen^. 

Darin  adoptirte  die  Regierung  das  System  der  Civilehe^^^^fJJ^JJ**^® 
ganz  nach  dem  Vorbilde  des  Code  Napoleon:  Bürgerliche 
Aufgebote  mit  Bekanntmachung  durch  ein  Tagesblatt,  Verbot 
der  kirchlichen  Trauung  vor  der  bürgerlichen^  Zusammen- 
gebung  der  Eheleute  durch  den  Gemeindevorstand  oder  den 
in  dessen  Stelle  ernannten  Civilstandsbeamten,  Eintragung  in 
die  bürgerlichen  Register'.  — 

Jedoch  blieben  diese  Bestimmungen  nicht  lange  in  Kräfte. 
Schon  durch  das  Gesetz  v.  14.  Januar  1850.*  wurden  sie^^jjj*; 
wesentlich  modificirt.    Dies  gestattete  nämlich  auch  die  kirch-  facoitative 
liehe  Trauung,    „6w   ztir  verfassungsmässigen    Trennung   der   ^*^"***** 
Kirche  vom  Staate",  und  verpflichtete  die  Geistlichen  nur,  bin* 
nen  48  Stunden  bei  25  Thlr.  Strafe  jede  Trauung  dem  Civil- 
standsbeamten  schriftlich  anzuzeigen. 

Das  Gesetz  v.  18.  November  1851.  endlich  §.  1.  stellte  °jjj;**i5j}f- 
das  frühere  Recht  und  die  obligatorische  kirchliche  Trauung  Nothcwiieh«. 
wieder  her^.    Nur  wo  der  Ehe  ein  kirchliches  Bedenken  ent- 

^  Rauch  Parlamentär.  Taschenbuch  Heft  2.  S.  46.  —  In  dem  ursprüng- 
lichen Verfassungsentwurfe  stand  Nichts  von  Civilehe,  nur  die  Trennung 
von  Staat  und  Kirche  wurde  ausgesprochen.  Erst  in  der  Sitzung  v.  17.  August 
1848.  beantragte  der  Minister,  unter  stürmischem  Jubel  der  Abgeordneten 
und  der  Tribünen,  die  Annahme  eines  auf  Civilehe  bezüglichen,  dem  Freus- 
sischen  Verfassungsentwurfe  entlehnten  Passus.  Ausfübrl.  Verband  1.  d. 
konstituir.  Landt  f.  d.  Herzogth.  Anhalt-Dessau  u.  Anhalt- 
Köthen  1S48~49.  S.  192.  —  Es  lief  dann  noch  folgender  Antrag  ein: 
„1)  Die  Civilehe  ist  eingeführt  2)  Die  Ehe  zwischen  Bekennem  jeder  Re- 
li^on  ist  gestattet.  3)  Der  staatliche  Zwang  zur  Taufe  und  Confirmation  ist 
aufjgehoben.  4)  Die  Führung  von  Oeburts-,  Todten-  und  Eheregistem  wird 
den  Civilbehörden  überwiesen*'  —  eben  das.  196. — ,  der  jedoch,  demCom- 
nÜBfiionsantrage  zu  Folge  —  ebendas.  794. -^,  der  Fassung  der  Frank- 
furter Grundrechte  weichen musste.  —  ebendas.  798. 

2  Samml.  d.  in  d.  Herzogth.  Anhalt-Köthen  v.  J.  1842.  bis  z. 
1.  Februar  1850.  erlassenen  Gesetze  (Köthen  1850.)  Th.  4.  S. 392. ff.  — 
Den  Wortlaut  siehe  Anhang  No.  4.  a. 

3  Schon  vorher  übrigens  war  in  Dessau  die  Trauung  nur  gestattet 
worden,  nachdem  eine  gerichtliche  Ehestiftung  geschlossen  war. 

*  Während  dieser  Zeit  kamen  in  der  Stadt  Des  sau  14  Civiltrauungen 
vor,  denen  die  kirchliche  nicht  nachfolgte.  Darunter  waren  zwei  von  Ehen 
zwischen  Juden  und  Christen.  AUg*  Kirchenzeit  1853.  S.  1200.  No.  148. 

^  Samml.  a.a.O.  4, 455.   Der  Wortlaut  Anhang  No.  4.  b. 

6  Allgem.  Kirchenzeit.  1853.  S.  1200.No.  148. 
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gegensteht,  darf  sie  mit  specieller  landesherrlicher  Erlaubmss 
gerichtlich  eingegangen  werden. 

b.  Württemberg. 

^rechte"**"  Die  Entwicklung  des  württembergischen  Eherecbts  ist 
mehr  durch  dasBedürfniss,  als  durch Theorieen  bestimmtworde». 
Auch  hier  war  die  Einwirkung  der  deutschen  Grund- 
rechte keine  nachhaltige.  Zwar  wurde  ein  Entwurf  dne: 
bürgerlichen  Ehegesetzes,  welches  obligatorische  Civilehe  Tor- 
schrieb  9  bekannt  gemacht  S  aber  die  missverstandliche  Anf- 
ügung des  Volkes,  welches  in  der  civilen  ein  absolutes  Verbot 
der  kirchlichen  Ehe  witterte,  und  die  sogar  in  einem  eigenen 

inii..Eri.T. Ministerial-Erlasse  —  v.l.  Febraar  1849.* — beschwict 

1.  P0br.  1849.    ^  ,    ,     .  , 

tigt  werden  musste,  brachte  die  Gesetzgebungsarbat  ms 
Stocken,  bis  dann  die  Aufhebung  der  Grundrechte  ihr  ein 
Ende  setzte*.  — 

^ifffal;^^-         Erst  das  Gesetz  v.  1.  Mai  1855.  griff  auf  die  Civilek 
zurück,  aber  diesmal  in  der  Gestalt  einer  beschränkten  Notb- 
ehe  und  ganz  in  den  Gränzen  der  unabweisbaren  NothveD- 
digkeit. 
Mour«.  Die   Motive    der   Kegierung   setzten    das   bündig  ans- 

einander. 

DiMidea^n.  Zuvördcrst  Waren  katholische  und  protestantische  Sectec 
entstanden,  welche  durch  die  bisherige  Gesetzgebung  zor 
Trauung  an  die  evangelischen  Geistlichen  gewiesen  wurden*. 
Theilweise  aber  weigerten  sich  diese,  den  kirchlidien  Seg(9 
über  Personen  zu  spenden,  welche  ihren  THderwillen  dageges 
Concabinat«.  offeu  gcuug  erklärten,  theilweise  sträubten  sich  die  Dissidentec 
selbst, .  eine  ihren  Ansichten  zuwiderlaufende  Trauform  zi 
adoptiren^.  In  beiden  Fällen  war  das  Resultat  ein  gleiches: 
die  Paare  liefen  ohne  bürgerlich -rechtskräftige  EhescUies- 
sung .  zusammen  und  wurden  dann  polizeilich  wegen  Con- 
cubinates  bestraft;  die  Civilstandsverhältnisse  wurden  in  be- 
denklicher Weise  zerrüttet. 

^  Hartmann  eyangel. Kirchenblatt  1850.  S.  66. 

>  Abgedruckt  bei  Süsskind  und  Werner  Handb.  d.  wiaiUemh.'E^ 
geaetze  (Darmsbeim  u.  Hammheim  1854.)  1, 19. 

8  Verhandl.  d.  Württemb.  Kammer  d.  Abgeordneten  l  ^•^' 
1854.  u.  1855.  (Stuttgart  1855.)  Beil.  1, 1,  S.  187.  ff. 

^  Vgl.  Süsskind  u.  Werner  a.  a.  O.  2, 41.  ff. 

*  Vgl.  Hau b er  Recht  u.  Brauch  d.  evangeL-luther  Kirche  Württe»- 
bergs  (Stuttgart  1854.)  1,  210;  2, 191,  ff. 
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Dann  aber  waren  auch  ih  Württemberg  Irrungen  m  ^eJJ^|*** 
der  Frage  der  gemiechten  Ehen  zu  Tage  getreten. 

Nach   den   seit   dem   Lüneviller  Frieden   erlassenen 
Landesgesetzen^  bedurfte  es  zur  Eingehung  solcher  Verbin- 
dung keinerlei  Dispensation.  lieber  die  Schliessung  bestimmte 
das  Edict  v.  1806.  No.  VII.:   ,,IHe  zur  Gültigkeit  jeder  Ehe^^ctv.im. 
erforderliche  Einsegnung  geschieht  bei  Ehen  verschiedener  Con- 
fessionsverwandten  von  dem  Pfarrer  des  Bräutigams,     Wünscht 
der  andere  Ehetheil  zu  seiner   Geunssensberuhigunq  auch  nochEingehw^- 
von  dem  Geistlichen  seiner  Con/ession  eingesegL  Z  u,erden,  so     '^ 
hat  dieses  keinen  Anstand"  K    In  Bezug  auf  die  Religion ,  iuR^ngioQ  ^„ 
welcher  die  Eander  erzogen  werden  müssten,  wurde  schliess-    ^n*>«'- 
lieh  9  nach  mehrfachen  Schwankungen ,   völlige  Freiheit  der 
Eltern  statuirt*.  — 

Anfangs  stiessen  diese  Bestimmungen  Seitens  der  ^A^ho-^|^^«|nder 
lischen  Geistlichkeit  auf  keinerlei  Widerstand.  Erst  als  in 
den  übrigen  deutschen  Ländern  die  clericale  Opposition  gegen 
die  Staatsgesetze  sich  geltend  machte ,  erfolgten  auch  in 
Württemberg  einzelne  Trauungsweigerungen.  Aber  ß^"^*™*^^ 
giening  und  Ordinariat  standen  einmüthig  zu  einander;  beide 
schritten  mit  Zwangsmaassregeln  gegen  iiriderspenstige  Geist- 
liche einS  und  die  Kammern  in  der  Session  1841/2.  billigten 
Tollständig  den  Fortbestand  des  alten  Rechtest 

Allmählich  nahm  indessen  der  Widerstand  der  Geistlichen 
immer  grösseren  Umfang  an,  und  wurde  um  so  bedenklicher,  ErUMdet 
als  auch  der  Landesbischof  auf  ihre  Seite  trat.     Am  11.  Mai  Rottenbuiv 
1849.  verbot  er  seinen  Pfarrern  gemischte  Ehen  einzusegnen,   ^'iVi""* 
wenn  nicht  die  Erziehung  aller  Kinder  im  katholischen  Glau- 
ben verheissen  wäre^. 

Die  Begierung  suchte  dagegen  zu  helfen,  indem  sie  die 

^  lieber  das  frühere  Recht  vgl.  SüBskindu.  Wernera.a.0. 1, 842.  ff. 
Hauber  a.a.  O.  2, 167. 

2  Eisen lohr  württemb.  Kirchengesetze  2, 71. 

s  Das  Religionsedict  v.  1806.  Nro.  VI.  hatte  als  das  Regelmässige 
die  Erziehung  in  der  Religion  des  Vaters  bezeichnet,  jedoch  hinzugefugt, 
dass,  wenn  dieser  evangelisch,  die  Söhne  nothwen^gerweise  ebenfalls 
evangelisch  erzogen  werden  müssten.  Diese  Beschränkung  wurde  jedoch 
durch  Oeh.-Raths-ErlasB  t.  14.  März  1817.  (Reg.-Bl.  S.  131.)  aufge- 
hoben. Vgl.  Hauber  a.  a.  O.  2,  175.  f.  Süsskind  u.  Werner  a.  a.  O. 
1,  857.  ff. 

«  Vgl.  Hauber  a.  a.  0. 2, 169. 

&  Vgl.KammerTerhandl.  1841/2. 

^  Hartmann  evangel.  Kirchenbl.  1849,  785. 
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Brautpaare  möglichst  von   der  Nothwendigkeit  befireite,  die 

Mitwirknng  eines  katholischen  Geistlichen  bei  ihrer  EhescUies- 

vcrordn. T.  sung  nachzusuchen^.     Am  20.  November  1849.  verordnete 

20.  Nov.  1849.    ,     " 

sie  zunächst,  dass,  wenn  der  Bräutigam  katholisch,  mithin  der 
katholische  Pfarrer  trauberechtigt  sei,  durch  das  Cultos- 
ministerium  eine  Dispensation  zur  Trauung  bei  dem  evangeü- 

.4722Jj'"^i\ sehen  Pfarrer  erlangt  werden  könnte,  und  am  4.  März  1851. 
wurde  diese  Dispensationsbefugniss  auf  die  evangelischeu 
Dekane  „in  ihrer  Eigenschaft  als  zumaUge  Staatsbeamte"  über- 
tragen. 

Für  den  Fall,  dass  auch  der  evangelische  Geistliche  die 
Trauung  verweigern  würde,  sollte  jetzt  die  Civilehe  verstattet 
werden,  wie  diese  auch  den  Dissidenten  die  gewünschte  Hülfe 
bringen  sollte. 

b?n|JJS5fm.         ^^^  Bericht  der  Gesetzgebungscommission  der  IL  Kam- 

U.K.  Bericht. jQ^,.  2  ^j^j.  Jm  Principe  mit  der  Regierungsvorlage  einverstanden. 

99 Zwar  steht  in  einem  Staate**,  hiess  es,  „tro  dem  Staalf- 
bürger  die  religiöse  Freiheit  grundgesetzUch  zugesicfiert  ist .... 
mit  diesem  Rechte  das  Gebot  der  kirchlichen  Trauung  nicht  im 
Einklänge  ....  allein  auf  der  anderen  Seite  wurde  in  der  Mitä 
unserer  Commission  theils  in  Betracht  gezogen,  dass  die  dlat- 
meine  Einfuhrung  der  Civilehe  weitergehende  Aenderungen  un- 
serer Ehegesetzgebung  erfordern  .  .  .  ."  theils  Aufregung  im 
Volke  hervorrufen  würde. 
sibÄm"'  Auch  die  Kirchen-  und   Schulcommission  stimroto 

"^~»^»-    dem  Projecte  bei». 

Berathangen         Die  Berathunsccu  im  Plenum   fanden  am  4.  Dezember 

im  rlcnam.  *^ 

1854.  statt  ^;  nach  Ablehnung  mehrerer  principiell  unwichtiger 
Amendements   wiu'de    das    ganze    Gesetz    einstimmig  ang^ 
nommen. 
I. Kammer.  Ebeuso  warcu  die  von  der  I. Kammer^  beschlossenen  Ab- 

1  Süsskind  u.  Werner  a.  a.  O.  1, 34S. 

s  Verhandl.  a.  a.  O.  Beil.  S.  287. 

3  ebendas.  Beil.  S.  293. 

^  ebendas.  S.  191.£[1  Es  wurde  das  Amendement  gestellt,  die  Civüebe 
auch  zu  verstatten,  „wenn  bei  der  Abschliessung  gemischter  Eben  die 
Nupturienten  sich  mit  den  für  solche  Fälle  vorgesehenen  kirchlichen  Tiao- 
ungsformen  nicht  begnügen**.  Dies  wurde  abgelehnt,  ebenso  derAo^if 
der  Kirohencommission,  die  Thätigkeit  der  Richter  bei  der  Ehescblie** 
sung  durch  ein  Formular  zu  regeln.  Dagegen  wurde  die  Herabsetsung  der 
Sportein  von  10  auf  5  Flor,  mit  89  gegen  37  Stimmen  genehmigt. 

6  Siehe  dieselben  Verb.  d.  L  Kamm.  Beil. S. 968.^ Der Comüiissioi»' 
bericht  ebendas.  Beil.  S.  954.  Die  Debatten  ebendas.  1150.  ff. 
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weichungen  nur  untergeordneter  Natur,  und  wurden  von  dem 
anderen  Hause  genehmigt  ^ 

Am  1.  Mai  wurde  das  Gesetz  publicirt*.  i.°MÜi*i856 

Gleich  der  erste  Artikel  bezeugte ,  dass  die  Civilehe  mir 
als  Ausnahmerecht  zur  Geltung  kommen  solle:  „Zur  bürgen- ^f^o^ciyüch^, 
liehen  Gültigkeit  einer  Ehe  unter  Christen  wird  in  der  Regel  die 
Trauung  durch  den  Geistlichen  einer  vom  Staate  als  Körper^ 
Schaft  anerkannten  Religionsgesellschaft  erfordert^*  —  Nur  wenn 
die  Verlobten  oder  ein  Theil  von  ihnen  einer  nicht  mit  Cor- 
porationsrechten  bedachten  Religionsgesellschafl  angehören»  ist 
im  Artikel  2.  die  Civilehe  gestattet.  Ebenso  aber  auch  „wenn 
die  Verlobten  nachweisen ^  dass  sie  sämmtUche  Geistliche,  welche 
nach  Art,  1.  zu  ihrer  Trauung  zuständig  sein  würden,  vergeblich 
um  solche,  beziehungsweise  um  die  Einleitung  hiezu  durch  das 
kirchliche  Aufgebot  angegangen  haben*** 

Die  weite  Fassung  dieses  Artikels  hat  zu  der  Intcrpret»-^J**JPJJ*J^^" 
tion  verleitety  als  ob  bei  jedweder  Trauungsweigerung  eine 
Civilehe  ermöglicht  sein  solle.  Die  Motive  des  Gesetzes  aber, 
und  die  ursprüngliche  Fassung,  in  welcher  es  den  Kammern 
vorgelegt  wurde,  ergeben  auf  das  Unzweideutigste,  dass  hier 
allein  von  gemischten  Ehen  gehandelt  und  dass  nur  für  diese 
die  Nothcivilehe  gestattet  werden  sollte*. — Die  übrigen  Para* 
graphen  des  Gesetzes  regeln  die  Form  der  bürgerlichen  Ehe- 
schliessung. Sie  soll  auf  dem  Bezirksgerichte  nach  iVorauf- 
gang  bürgerUcher  Aufgebote  erfolgen  und  dann  eine  Copie  des 
Protokolls  dem  Pfarrer  für  das  Kirchenbuch  übersandt  werden. 

Grenauere  Vollziehungsverordnungen  wurden   durch   ^^j^w^^JiJi; 
Instruction  v.  5.  NovembA  1855.*  gegeben.  — 

1  Verbandl.  d.  II.  Kamm.  916.  und  Beil.  S.  624.  —  Die  Frage  über 
Gettattung  der  Ehen  zwischen  Christen  und  Juden,  gegen  welche  sich  zwei 
Commissionen  der  zweiten  Kammer  erklärt  hätten  —  Verhandl.  a.  a.  O. 
Beil.  SOI.  S02.  ff.  no.  35.  und  S6.,  und  welche  nur  von  der  Commission 
für  innere  Verwaltung  befürwortet  waren  —  wurde  auf  Wunsch  der 
Regierung  nicht  mit  discutirt 

3  Den  Wortlaut  siehe  Anhang  No.  5.  a. 

^  FOr  gemischte  Ehen  wurde  jene  oben  erwähnte  Bestimmung  des 
Jahres  1806.  aufgehoben  und  die  Geistlichen  beider  Brautleute  zur  Trauung 
ermächtigt 

*  Vgl.  Hauber  a.  a.  O.  2, 192.  f.  —  Uebrigens  wird  dieser  Fall  kaum 
jemals  praktisch  werden,  da  nach  dem  Consistorial-Erlass  y.  7.  Fe- 
bruar 1862.  (Amtsbl.  No.  83.)  die  evangelischen  Geistlichen  die  Trau* 
ungen  gemischter  Ehen  nur  dann  versagen  sollen,  wenn  die  Erziehung  aller 
Kinder  im  katholischen  Glauben  bedungen  worden  ist  In  diesem  Falle 
traut  aber  wieder  der  katholische  Geistliche. 

^  Abgedruckt  A  n  h  a  n  g  No.  5.  b. 
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Bei  diesen  Bestimmungen  ist  die  württembergische  Gesetz- 
gebung bis  jetzt  verblieben,  wenngleich  auch  in  spateren  Kam- 
merverhandlungen die  Nothwendigkeit  und  die  Vortheile  der 
obligatorischen  Civilehe  vielfach  hervorgehoben  worden  6md\ 

c.  Baden. 
*!*»eordn.  r.  DJ^  Ehcorduung  V.  J.  1807.  war  ganz  nach  demMuster 
der  Josephinischen  zugeschnitten.  Wie  diese  stellte  ne 
den  bürgerlichen  Character  der  Ehe  an  die  Spitze  und  behielt 
als  Form  der  Schliessung  die  priesterliche  Trauung  bei  Sie 
erklärte  alle  aus  der  Ehe  fliessenden  Verbindlichkeiten  den 
bürgerlichen  Gresetzen  unterworfen,  wollte  aber  diese  letzteren 
nie  so  angewendet  wissen,  dass  die  religiösen  Grundsätze 
irgend  einer  Kirche  verletzt  werden  könnten:  umgekehrt  soDten 
auch  die  kirchlichen  Gesetze  nicht  Platz  greifen,  wo  sie  eine 
staatlich  anerkannte  Verbindung  bemängeln  würden^ 
''*°wo9^'^*  Dasselbe  System  wurde  auch  in  dem  1809.  publidrten 
badischen  Landrechte  befolgt. 

Zwar  war  dies  nichts  weiter  als  eine  etwas  veränderte 
Redaction  des  französischen  Code  civil:  aber  gerade  die  Lehre 
von  der  Eheschliessung  hatte  durchgreifende  Veränderangm 
erfahren. 

Vor  Allem  schon  war  die  Civilehe  gefallen;  vielmehr 
wurde  den  Pfarrern  von  Staatswegen  die  Function  der  „bür- 
gerlichen Standesbeamtung''  übertragen.  Nur  ausnahmsweise 
wurde  eine  Civilehe  verstattet,  aber  doch  auch  hier  der  Pfarrer 
zum  Civilstandsbeamten  gemacht'. 

Wenn  nämlich  der  Geistli(Sie  bei  der  beabsichtigten  Ebe 

^  Vgl.  auch  Ha  üb  er  die  kirchenrechtl.  Verhandl.  auf  d.  Württemberg. 
Landtage  y.  1861.  in  Dove  Ztschr.  f.  Kirchenr.  2, 408.  Verhandl  S.52d0. 
6852.  ff.  — ;  obgleich  in  diesem  Jahre  die  Dispensation  von  dem  Ehehinder- 
nisse der  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft  bei  gemischten  Ehen  des 
bürgerlichen  Gerichten  übertragen  wurde  — GesetzT.23.Januarl862.— • 
so  behielt  man  doch  die  kirchliche  Trauung  bei. 

>  Vgl.  Linde  Ueber  Abschliess.  u.  Auflös.  d.  Ehe  (Gietsen  1846.)  3«. 
HaasB  die  Oesetsgeb.  üb.  d.  Regel,  d.  kirchl.  Verhältn.  im  Grosshertogth. 
Baden  in  Dove  Ztschr.  f.  Kirchenrecht  1, 282. 

8  So  hatte  man  schon  am  15.  August  1729.  für  Widert&ufer  bestimist, 
dass  sie  ihren  Consens  durch  einen  Beamten  zu  Protokoll  nehmen  nnd  licb 
dann  durch  einen  eyangelischen  Greistlichen  an  einem  Privatorte  ohne  Cere* 
moniell,  mit  Auslassung  der  Ministerialien  trauen  lassen  sollten.  —  Di< 
Form  war:  „Gott  segne  eure  Ehe  und  seid  euerer  Pflichten  eingedenk*'. — 
Roman  Versuch  eines  bad.  evangei.  luther.  Kirchenrechtes  (Pfonbeitf 
1800.)  89. 
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kirchlicherseitö  Bedenken  fände ,  während  die  Staatagesetze 
die  Verbindung  zuliessen,  so  solle  er  seine  Zweifel  der  ober- 
sten Staatsbehörde  vortragen ,  und  nach  deren  Entscheidung 
zwar  nicht  genöthigt  sein,  die  Brautleute  den  kirchlichen 
Formen  gemäss  als  kirchlicher  Beamter  zu  trauen,  aber  doch 
als  bürgerlicher  ihren  Consens  entgegenzunehmen  und  diesen 
in  das  £hebuch  zu  verzeichnen. 

Das  Gewissen  der  Geistlichen  wurde  also  in  künstlicher  ^"g^^^jj^ 
Weise  halbirt.  Die  kirchliche  Hälfte  gehorchte  den  Vorschrif- 
ten der  Kirche  9  die  bürgerliche  fügte  sich  den  Anordnungen 
der  staatlichen  Behörde.  Als  Geistlicher  sollte  man  die 
Trauung  verweigern  dürfen  und  doch  als  Civilstandsbeamter 
sie  unweigerlich  vollziehen  müssen,  denn  den  Kreisregierungen 
war  die  Anwendung  von  Zwangsmaassregeln  gegen  wider- 
spenstige Geistliche,  selbst  die  Sperrung  der  Temporalien 
verstattet  worden.  — 

Der  Schliessung  der  Ehe  sollten  zwei  Aufgebote  voran- 
gehen müssen,  aber  der  Pfarrer  des  einen  Theils  unter  An- 
drohung von  Strafe  die  Trauung  nicht  vornehmen  dürfen,  falls 
ihm  nicht  vorher  ein  Zeugniss  des  andern  vorgelegt  sei,  welches 
die  Verkündigung  der  Aufgebote  auch  in  seiner  Parochie 
darthue.  — 

Auch  diese  Bestimmungen  sollten  sich  in  der  Folgezeit 
als  unheilvoll  erweisen.  — 

Der  Conflict  zwischen  Kirche  und  Staat  erfolgte  aber  in  ^Ä!*** 
der  Frage  der  gemischten  Ehen,  und  darauf  werden  wir  daher 
zuvor  näher  einzugehen  haben. 

Nach  dem  Edicte  v.  11.  Februar  1802.  war  dieSchlies-  IJte.wJJ: 
Bung  gemischter  Ehen  ohne  jede  kirchliche  Dispensation  ge- 
stattet worden^.  Die  Religion  sollte  nach  dem  Geschlechte 
bestimmt  werden,  die  Knaben  dem  Vater,  die  Mädchen  der 
Mutter  folgen.  Diese  letztere  Bestimmung  wurde  dann  am 
28.  Juni  1826.  dahin  geändert,  dass  den  Eltern  das  freie  Ver-  jl jSSSisie. 
fiigungsrecht  über  di^  Confession  ihrer  Blinder  verstattet 
wnrde. 

Die  katholische  Kirche  nahm  diese  Anordnungen  ohne  ^"^^'^^^^ 
sichtliches  Widerstreben  auf.   Sie  entsprachen  der  Praxis,  wie 

^  Vgl.  Brauer  Erläuter.  über  d.  Code  Napol^n  u.  d.  grosshenogLbad. 
Gesetzgebtmg  (Karlsruhe]  810.)  S.15d.£L  Die  Gesetzgebung  Badens 
(Karlsruhe  1820.)  IS.  ff.  29.  ff. 
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sie   früher   selbst  in   den   geistlichen  Territorien  geherrsdit 
hatte  ^. 
Oppoiition.         Erst   die  Nachwirkungen   des  Kölner  Streites  trübten 
auch  in  Baden  den  confessionellen  Frieden. 
1888.  Im  J.  1838.  befahl  der  Erzbischof  v.  Freiburg,  im 

zu  allen  gemischten  Ehen  seine  Dispensation  nothwendig  m, 
und  dass  die  Pfarrer,  falls  nicht  die  Erziehung  der  Ejnder  m 
katholischen  Glauben  verheissen  würde,  ihre  Mitwirkung  bei 
der  Trauung  auf  die  aasiatentia  passiva  beschränken  soUtes. 

^bJi^eÄ'^  Die  Regierung  trat  in  Folge  dessen  sogleich  in  eifrige 
Verhandlung  mit  der  erzbischöflichen  Curie,  und  es  gelang 
ihrem  Einflüsse,  die  Concession  zu  erhalten,  „dass  BrauÜeuU 
gemischter  Confession  die  priesterUche  Einsegnung  sofort  erhtJtin 
sollen,  wenn  sie  von  dem  katholischen  BrauUheile  gefordtrt 
vnrd'\  — 

Aber  der  Zwist  war  nur  für  kurze  Zeit  beseitigt 

3E«b"choftT.        Schon  am  3.  Januar  1845.  erklärte  der  Erzbischof:  „Wir 

3^jan?w45. ^^Ci'^ftragen  unsere  Dekanate ,  die  Seelsorger  ihrer  Capitel  aniur 
weisen,  sich,  wenn  Brautpaare  eine  gemischte  Ehe  eingehen  wolUny 
zuvor  mit  Vorlage  aller  Sachverhältnisse  an  das  erzbischößich 
Ordinariat  hieher  zu  wenden,  um  die  nöthigen  Weisungen  darübff 
von  diesseits  zu  empfangen". 

Das  hiess  mit  anderen  Worten  wieder,  dass  die  Pfarrer 
jede  Benediction  verweigern  und  nur  ihre  passive  Assistenz  ge- 
währen sollten,  falls  nicht  die  Erziehung  sämmtlicher  Kinder 
im  katholischen  Glauben  versprochen  wnlrde. 

wird  caiBirt,         Diesmal  verfuhr  die  Regierung  energisch.  Durch  Erlass 

vom  3.  Juni  erklärte  sie   die  bischöfliche  Verordnung  für 

nichtig,  weil  sie  kein  staatliches  Placet  erhalten  habe.    Aber 

erneuert    nichtsdestoweniger  schärfte  der  Erzbischof  am  9.  August  seine 

früheren  Verfugungen  von  Neuem  ein,  die  dann  freilich  Ton 

"ciisTirt. '  der  Re^erung  am  21.  November  wieder  cassui  wurden. 

Jetzt  erklärte  der  Erzbischof,  er  'werde  sich  zur  Untc^ 
Stützung  an  den  Papst  wenden,  und  in  der  That  erfolgte  auch 

^rnnsißf'  ^™  23.  Mai  1846.  ein  Breve,  welches  zuerst  die  gemischten 
Ehen  im  Allgemeinen  missbilligte,  und  für  in  der  Kegel  unzu- 
lässig erklärte,  dann  aber  dieselben  ausnahmsweise,  nach  sp^ 
cieller  Genehmigung  des  päpstlichen  Stuhles,  unter  den  von 
der  Kirche  vorgeschriebenen  „Cautionen"  gestattete,  „^ä  sei- 

^  Vgl.  Kopp  die  katholische  Kirche  im  19.  Jahrhunderte  (Maim  1830.) 
368.  ff. 
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licet  tum  solum  caihoUcus  cofuux  ab  aeathoUeo  perverti  non  passet, 
quia  potiua  iüe  teneri  se  sciat  ad  hunc  pro  viribus  ab  errore  re- 
trahendum,  verum  etiam  ut  proles  utriusque  sexus  ex  hisce  matri^ 
moniis  procreanda  in  cathoUeaereligionis  sanctUate  amnimodo  edu^ 
cari  debeat . . .  nusqxuxm  tarnen  toUranda  est  eadem  benedictio  in  iis 
caaibus,  in  quibus  nulla  accedente  ecclesiae  venia  nee  praeviis  ne- 
cessariia  cavtionibus  manifestum  idemque  gravissimum  admittitur 
crimen  in  ipso  matrimonii  foedere  ineundo". 

NuTy  wo  die  Benediction  ortsüblich,  sollte  sie  nach  Ab- 
leistung der  Cautionen  ertheilt  werden  dürfen.  — 

Die  Regierung  antwortete  auf  diese  Kriegserklärung  durch  J^''^'^/;°^J; 
das  allerdings  nur  provisorische  Gesetz  v.  6.  November 
1846.,  welches  für  den  Nothfall  die  Bürgermeister  zur  Ver- 
kündigung der  Aufgebote  ermächtigte,  die  alten  Verordnungen 
vHeder  einschärfte,  wonach  bei  Trauungsweigerungen  das  Be- 
zirksamt die  Trauung  ausserhalb  der  Parochie  gestatten  könne 
und  welches  endlich  den  Geistlichen  die  Pflicht  in  Erinnerung 
brachte,  auch  die  von  anderen  Pfarrern  vorgenommenen  Copu- 
lationen  in  ihre  Register  einzutragen. 

So  glaubte  man  ohne  neue  Conflicte  die  Härten  der  päpst- 
lichen Bestimmungen  mildem  zu  können.  — 

Aber  noch  weit  bedenklicher  wurde  der  Zwiespalt  zwischen   cJ^^*". 
Staat  und  Kirche,  gerade  zu  der  Zeit,  als  der  erstere  sich 
hatte  bereit  finden  lassen,  alle  Forderungen  der  letzteren  zu 
erfüllen,  als  das  Concordat  im  Artikel  5.  die  geistliche  Juris- 
diction auch  über  Ehesachen  anerkannt  hatte  ^  — 

Bisher  hatten  die  katholischen  Geistlichen  ilur  die  Trauung^e'i^rangel' 
verweigert,  die  Aufgebote  aber  verkündet;  mithin  waren  die  *^** 
Brautleute  immer  in  der  Lage  gewesen,  sich  von  dem  pro- 
testantischen Pfarrer  einsegnen  zu  lassen:  im  J.  1858.  aber 
begannen  sie  auch  die  Proclamationen  zu  versagen,  und  so 
dem  Brautpaare,  dem  geltenden  Rechte  zufolge ^  jede  Mög- 
lichkeit der  Ehe  zu  benehmen.  ■ — 

Die  Regierung  wandte  sich  in  ihrer  Noth  an  den  Car-  schreiben 
dinal  Reisach,  der  ein  versöhnliches  Schreiben  an  den  Rcisach. 
Erzbischof  V.  Freiburg  richtete,  und  ihn  aufforderte,  die 

^  Die  Frankfurter  Grundrechte  waren  zwar  in  Baden  verkündet, 
aber  schon  i.  J.  1851.  wieder  aufgehoben  worden;  die  Vorschriften  über  die 
Cirilehe  sind  nie  in  Kraft  getreten.  Vgl.  auch  Haasa  a.  a.  O.  in  Dove 
Ztschr.  f.  Kirchenr.  2,  S02. 

s  Siehe  obenS.  68d. 
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Geistlichkeit  von  jener  neuen  Praxis  so  lange  wenigstem  zo- 
rückzuhalten,  bis  die  nach  den  Grundsätzen  des  ConcordaU 
nothwendige  Reform  des  badischen  Eherechts  erfolgt  sdn 
würde.  Damit  müsse  ja  der  Streit  in  jedem  Falle  erle£gt 
werden. 

ErabSchtft         ^^®   ^^^^  ^^^^   ^®^  Erzbischof,    welcher  übrigens  am 
""'m»^*  12,  Mai  1859.  auch  jenen  Erlass  v.  9.  August  1845.  repuUidrt 
hatte,  einen  Beschluss  fasste,   trat  die  ganze  Frage  in  m 
neues  Stadium. 

^Ä'i!'k?  ^^  16-  Februar  1860.  stellte  Robert  von  Mohl  in  der 
ersten  Kammer  die  Motion^: 

9,E8  wolle  die  hohe  Kammer  Seine  KönigUche  Hoheit  dm 
Groesherzog  mittelst  allerunterthänigater  Adresse  darum  bitten, 
noch  auf  dem  gegenwärtigen  Landtage  den  Ständen  einen  Ge- 
setzentwurf vorlegen  zu  lassen,  welcher  die  Eingehung  einer  ;^ 
setzUchen  Ehe  auch  in  dem  Falle  ermögliche,  wenn  die  Frocla- 
mation  von  dem  Pfarrer  des  einen  der  künftigen  Ehegatten  ohiu 
rechtsgültigen  Grund  verweigert  werden  sollte*'* 
Kotir«.  Die  Motive'  wiesen  auf  die  unerledigten  Conflicte  hio) 

und  erinnerten  an  jenes  provisorische  Gesetz  aus  d.  J.  1846., 
welches  den  von  der  Regierung  einzuschlagenden  Weg  andeute. 

DteBcgtemng  Das  Ministerium  bat  um  Verwerfung  des  Antrages,  da 
die  erwartete  Antwort  des  Erzbischofes  von  Freiburg  ohne 
Zweifel  die  ganze  Frage  erledigen  werde. 

Verhandlung.  Für  die  Motion  sprach  namentlich  der  Prälat  Ullmann, 
der  freilich  auch  gleichzeitig  darauf  hinwies,  dass  das  begehrte 
Gesetz  sich  strenge  in  den  Gränzen  des  Bedürfnisses  luOtefl 
müsse,  mithin  wohl  über  Aufgebote,  nicht  aber  über  die  Trauung 
Bestimmungen  treffen  dürfe. 

'AbBtimmang.  Bei  der  Abstimmung  ergab  sich  Stimmengleichheit^  aber 
das  Votum  des  Präsidenten  entschied  zu  Gunsten  der  Motion, 
die  nun  einer  Commission  überwiesen  wurde. 

^TÄr*"  ^^  ^-  ^*^  erstattete  diese  ihren  Bericht.  Sie  gab  eine 
klare,  historische  Auseinandersetzung  über  die  Entstehung  der 
Conflicte ^  welche  jetzt  beklagt  würden,  und  glaubte  in  den 
Bestimmungen  des  schon  von  Mohl  angeführten  Gesetzes  das 
Heilmittel  zu  erblicken.     Sie  stellte  den  Antrag:  „Das»,  tr^n» 

^  Protokolle  d.  Ständeversamml.d.  I.Kammer  18$0,38. 
3  ebenda8.Beil.no.  92. 

s  ebenda8.Beü.  no.  208.  —  Darauf  beruht  im  Weientlichen  auch  die 
obige  Darstellung. 
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der  GeütUche  des  einen  Brauttheilee  dus  Aufgebot  und  den  Ent- 
lassungsschein aus  einem  von  dem  Staate  nicht  anerkannten  Grunde 
verweigert  oder  verzögert,  an  seiner  Statt  vor  dem  Bezirksamte 
der  Bürgermeister  des  Ortes  zur  Vornahme  des  Aufgebotes  und 
zur  Ertheilung  des  Entlassungsscheines  als  Beamter  des  bürgere 
Uchen  Standes  beauftragt  werde**,  der  auch  von  der  erstpn  Kam- 
mer mit  12  gegen  5  Stimmen  angenommen  wurde  ^. 

Ehe  aber  noch  das  andere  Haus  über  diesen  Beschluss  ^^J'^jj}**'* 
in  Berathung  treten  konnte,  war  das  Concordat  von  den  Stände- 
versanmilungen  verworfen  worden,  das  Ministerium  gefallen 
und  von  dem  neuen  ein  Gesetzentwurf,  „über  die  bürge rj.^J*®g*JJ°*^"^ 
liehe  Standesbeamtung  in  Ausnahmefällen'^  der  zwei-  SSdeiiÜ! 
ten  Kammer  vorgelegt  worden.    Danach  sollte  in  Bezug  auf  ^,n°^. 
die  Aufgebote   der  Beschluss   der  ersten  Kammer  Geltung     '''^*^°* 
empfangen,   zugleich   aber   auch   den  Brautleuten   verstattet 
werden,  falls  der  zuständige  Pfarrer  die  kirchliche  Trauung 
verweigere  oder  verzögere,  eine  Civilehe  zu  schliessen.    Der 
§.  3.  ermächtigte  die  Regierung,  nach  Bedürfniss  an  einzelnen 
Orten  eigene  bürgerliche  Standesbeamte  zu  bestellen. 

Die  Motive  wiederholten  nur,  was  früher  im  Schoosse  der    hoüv«. 
ersten  Kammer  zu  Gunsten  der  Mohl'schen  Motion  angeführt 
worden  war. 

Sie  stellten  das  Gesetz  als  eine  Consequenz  eines  anderen, 
ebenfalls  den  Kammern  vorgelegten  hin,  welches  einerseits 
das  Ehehindemiss  der  Beligionsverschiedenheit  aufgehoben, 
und  andrerseits  für  jede  staatsgesetzlich  zulässige  Ehe  eine 
passende  Form  zu  schaffen  versprochen  hatte. 

Der  Conunissionsbericht  befürwortete  mit  geringen  Modi-^*^^^*JJ®°»- 
ficationen  die  Begierungsvorlage.  Zwar  sei  die  obligatorische 
Civilehe,  so  führte  er  aus,  das  einzige  rationelle  Mittel,  um 
alle  Conflicte  zwischen  Staat  und  Kirche  im  Keime  zu  er- 
sticken, aber  kaum  würde  sich  dafür  die  Majorität  in  den 
Kammern  gewinnen  lassen,  und  so  sei  die  Nothehe  des  Ge- 
setzes als  augenblickliche,  gewissermaassen  als  provisorische 
Maassregd  zu  betrachten,  die  doch  über  kurz  oder  lang  der 
Civilehe  werde  weichen  müssen. 

Die  Berathungen  im  Plenum  fanden  am  30.  Juli  statt «,  J;«^^«JJ22° 
wobei  namentlich  die  katholische  Partei  als  Gegner  des  Ge- 
setzes auftrat.    Mit  49  gegen  10  Stimmen  wurden  die  Com- 
missionsanträge  genehmigt. 

^  ebendaa.  S.  90.  —  >  Kammerverhandl.  S.  25. 

Friedberg,  Ehetcbliessung.  ^^ 
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X?  Ktmmw.'  ^^^  Verhandlungen  der  ersten  Ejimmer^  führten  zu  dem- 
selben Resultate;  das  Gesetz  ging  mit  15  gegen  5  Stimmen 
durch,  nur  der  §.  3.  fiel,  weil  er  die  Regierung  ermächtige,  die 
obligatorische  Civilehe  ohne  Weiteres  einzuführen,  was  docb 
nur  durch  ein  besonderes  Gesetz  geschehen  könne. 

Die  zweite  Kammer  trat  diesem  Beschlüsse  nut  52  gegoi 

ocL  wwf'  4  Stimmen  bei,  und  so  ist  am  3.  October  1860.«  das  Gcßetx, 

die  bürgerliche  Standesbeamtung  in  Ausnahmefällen 

^°oroJd™T'betreffend,  publicirt  worden,  zu  dem  am  18.  Januor  1861. 

18.  Jon.  1861.  ^jjj^^  Ausführungsverordnung  erlassen  worden  ist'. 

4.  Die  Nothcivilehe  für  Dissidenten. 

a.  Preussen. 
Entwurf  einet        Der  i.  J.  1784.  publicirtc  Entwurf  eines  allffemeinen  Ge- 

ftUgemeinen  %         %         •  •  nr> 

Gceetzbachessetzbuches  bestimmte  im  S.  88: 

yyEine  voUgütige  Ehe  toird  durch  priesterUcJie  Trauung  td- 
zogen". 

Damit  war  die  absolute  Nothwendigkeit  der  kirchlichen 
Eheschliessung  ausgesprochen,  und  all'  den  Uebelstanden  und 
Missverständnissen  vorgebeugt,  welche  sich  aus  der  katholi- 
schen Sponsalienlehre  ergeben  und  so  lange  Zeit  hrndmcli 
verderblich  auch  auf  die  brandenburgische  und  preussiBcbe 
Praxis  eingewirkt  hatten^. 
Aarrasanng  Dennoch  stand  der  Entwurf  selbst  auf  dem  Boden  de^ 

Traaung.*  altcu  Rcchts,  uud  sprach  wenigstens  an  anderer  Stelle  deat- 
lich  aus,  dass  eine  wahre  Ehe  auch  ohne  kirchliche  Traauog 
bestehen  könne. 

Jene  Theorie  nämlich,  die  vnr  bei  Böhmer  noch  vertreten 
fanden,  dass  Eheversprechen  mit  copula  carndUe  eine  Ehe  b^ 
gründen,  war  auch  im  Entwürfe  zur  Geltung  gekommen. 

Zwar  hatte  man  von  der  eigentlichen  Zwangstrauung  Ab- 
stand genommen,  aber  man  wollte  doch  „dt^  VerführU  dutd 
ürtel  und  Recht  für  die  rechtmässige  Ehefrau"  des  Verführen 
erklären  lassen,  man  wollte  ihr  alle  Befugnisse  einer  recht* 
massig  getrauten,  geschiedenen  Gattin  zusprechend 

1  S.20.  —  2  Verhandl.S.3. 

8  Beide  im  Anhange  No.  6.  a.  b.  Den  ersten  FaU  einer Nothcirilehe 
in  B  aden  in  D  o  ve  Ztschr.  f.  Kirchenrecht  1,  S24.  t 

^  Das  Nähere  hierüber  werde  ich  in  einer  demnächst  erscheioesdeo. 
aus  handschriftlichen  Quellen  geschöpften  Geschichte  des  branden- 
burgisch- preussischen Eherechts  darstellen. 

ö  §.  765.  ff. 
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• 

Während  man  hier  die  Trauung  wieder  nur  zu  einem 
YoUziehnngsacte  der  schon  durch  das  Verlöbniss  geschlossenen 
Ehe  herabdrüekte  —  die  Lehre  von  den  Brautkindem  war 
eine  andere  Consequenz  dieser  Theorie  — ,  erklärte  man  sie   Ehen  zur 
bei  den  Ehen  zur  linken  Hand  für  völlig  überflüssig*.  u«kenHand. 

In  einer  Note  versuchte  Suarez,  der  geistvolle  Redactor  snarez. 
des  Entwurfes  9  die  Nothwendigkeit  dieser  Institution  darzu- 
thun.  Die  Bedürfhisse  wären  gestiegen,  die  Begründung  eines 
Hausstandes  in  den  höheren  Ständen  kostspielig  und  schwierig. 
Das  nöthige  sie,  „t'Aren  Beytrag  zur  Bevölckerung  entweder  zu 
vnterdrücken,  w«  an  feile  Dirnen  zu  verechwenden,  oder  im  besäten 
Falle  sich  mit  Maitressen  zu  behelfen*\  Alles  das  sei  dem 
Wohle  des  Staates  gleich  schädlich.  ^^Es  musste  daher",  fahrt 
er  fort,  „auf  ein  anderes  Mittel  der  aus  dem  Luxus  entspringen^ 
den  Ehelosigkeit  abzuhelfen  gedacht  werden,  und  dazu  hat  man 
die  bei  den  aüen  Römern  sowohl,  als  selbst  bey  unseren  deutsehen 
Vorfahren  unter  dem  Nahmen  des  Concubinates  bekannte  Ehe 
zur  Unken  Hand  als  das  schicklichste  angesehen". 

Für  die  Schliessung  der  Ehe  zur  linken  Hand  wurde  aber 
einerseits  die  Verkündigung  dreier  Aufgebote  für  nothwendig 
befunden,  andererseits  bestimmt: 

„Die  Vollziehung  der  Ehe  zur  linken  Hand  geschieht  da- 
-durch,  dass  beyde  Theile,  von  dem  Landes-Justizcoüegio  der  Pro^ 
vinz  oder  einer  von  ihm  ernannten  Gerichts-Person,  den  Inhalt 
des  Ehecontractes  persönlich  genehmigen,  dessen  Festhaltung  mit- 
telst Handschlages  angeloben  und  alsdann  der  Contract  feyerlich 
bestätigt,  auch  den  Gerichts-Protokollen  einverleibt  unrd". 

„Nach  dieser  gerichtlichen  Vollziehung  können  die  Verlobten, 
%penn  sie  es  gut  finden,  ihre  Verbindung  auch  durch  einen  Pre- 
diger einsegnen  lassen;  es  erlangt  aber  solche  dadurch  keine  grös- 
sere Wirksamkeit". 

In  einem  weiteren  Paragraphen  wird  dann  noch  als  Wir- 
kting  der  priesterlichen  Copulation  hingestellt,  dass  dadurch 
die  morganatische  Ehe  in  eine  vollgültige  verwandelt  werden 
könne.  — 

Der  „Entwurf"  wurde  bekanntlich  den  bedeutenden  Ge-nie Gutacht«« 
lehrten  Deutschlands,  so  wie  den  preussischen  Behörden  und 
Ständen  zur  Begutachtung  zugeschickt,  ausserdem  auch  Preise 

1  §.625.  ff. 

44* 
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ausgeschrieben  für  Schriften ,  welche  treffende  Beurtheiliingeii 
und  Yerbesserungsvorschläge  bringen  würden. 

Ich  habe  die  eingelaufenen  Actenstücke  sämmtlich  dner 
Durchsicht  unterzogen;  sie  sind  meist  von  dem  flach-ratioiul)* 
stischen  Geiste  dictirt,  welcher  die  ganze  Zeit  beherrschte;  ihr 
wissenschaftlicher  Werth  ist  gering. 

ciTiieh?.  ^^^®  ganze  Zahl  Ton  ihnen  befürwortet  die  Einführung 

der  CivHehe;  viele  durch  das  Muster  des  holländischen  Rechts 
bewogen. 

;,TFarum'S  fragt  die  eine  Schrift  ^^  ,fhat  man  sich  hier  Mt 
nach  der  schon  lange  in  Holland  eingeführten  und  nun  auch  in 
den  KayserUchen  Erblandens  wenn  man  öffentlichen  Naehriekten 
trauen  darf,  bald  einzuführenden  Gewohnheit,  nach  welcher  du 
Ehen  vor  dem  weltliclien  Richter  vollzogen  werden,  geriehtäf" 

„Mehrere  protestantische  Rechtslehrer",  erklärt  der  Appd- 
lationsgerichtsrath  Gl  ob  ig  aus  Dresden  ^  „halten  die  priesUr- 
liehe  Trauung  nicht  für  ein  wesentliches  Erfordemiss.  Sie  dient 
dazu,  dem  ehelichen  Vertrage  ein  feyerliches  Ansehen  zu  gebin. 
Eigentlich  sollte  es  aber  der  weltlichen  Obrigkeit  zukommen,  brj 
der  Vollziehung  dieses  Vertrages  durch  Zusammengebung  beydtr 
Theile  mittelst  Fertigung  einer  gerichtlichen  Registratur  haupt- 
sächlich zu  concurriren.  Die  Einsegnung  des  Priesters  kann  wr 
als  eine  löbliche  geistliche  Ceremonie  betrachtet  werden,  tceldf 
nicht  zum  Wesen  der  Sache  gehöret.  Sie  könnte  eben  so  gut  kj 
dem  Ehegelöbnisse  geschehen.  Man  sollte  es  daher  vor  weMchen 
Gerichten  Niemanden  verargen,  wenn  er  diese  priesterliche  Ein- 
segnung unterlässt.  Die  Ehe  sollte  für  eben  so  gültig  geachia 
werden.  Die  Unterlassung  jener  Ceremonieen  kann  nur  wa 
Kirchencensur  nach  sich  ziehen,  in  so  fem  die  Grundsätze  die^ 
oder  jener  Religion  solche  als  ein  wesentliches  Erfordemiss  dar- 
stellen. 

DieLud.  Andere,  und  unter  ihnen  namentlich  die  Landstinde 

BuLnae  des 

Heraogthnmscles    Herzogthums   Magdeburg   und    der   Grafschar 
Mannsfeld^  wollten  wenigstens  die  Dissidenten»  denen  die 

1  Mit  dem  Motto :  ovx  iartv  ovdiy  x^sXttop  ij  voftoi  noXn  uuliSi  u^»- 
res»  Material.  88,  25. 

2  In  der  Schrift  mit  dem  Motto:  Sunmcuique«  Material.  SS,  11- 

s  Material.  42,  16:  ,,Da  Sr.  Eönigl.  Majestät  allen  Religiona^er- 
wandten  unbeschränkte  Tolerantz  und  Gewissensfreiheit  zujgestebeo,  unter 
denselben  sich  aber  verschiedene  finden,  denen  die  priesterlicfae  IVtnaof 
lästig  ist,  und  welche  die  Vollziehung  ihrer  Tollgültigen  Ehe  auf  andere  Art. 
z.  B.  wie  in  Holland  durch  öffentliche  Erklärung  ihrer  beydeneitigeo  Ab- 


Die  kirchl. 
Aufgebote. 
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kirchliche  Trauung  widerstrebe,  davon  befreit  wissen,  oder 
doch  Personen  ^fremder  im  Staate  berechtigter  oder  gedvldeter 
ßeügionspartheien  gestatten,  lediglich  ihren  Kirchengebräuchen 
zu  folgen^^^. 

Auch  die  kirchlichen  Aufgebote  erregten  mannichfachen 
Widerspruch.  ,,  Sollte  nickt  in  unseren  Zeiten  die  Unschickliche 
Jceit  der  Verkündung  einer  Edictalcitation  mit  einer  Fürbitte,  die 
an  sich  für  ganz  Unbekannte  gedankenlos  sein  muss,  die  Aufge» 
böte  von  der  Kanzel  in  die  IntelUgenzblätter  verweisen?" 

So  fragt  der  Verfasser  der  Skizze  einer  Geschichte 
der  Menschen  Religion  für  denkende  Christen^ 

Die  Zusammenstellung  der  verschiedenen  Einwürfe  formu- 
lirte  die  gegen  die  Eheschliessungsform  erhobenen  folgender- 
maassen. 

Zu  §.  88.*  mon.  1:  „Die  Ehen  sollten  nicht  müssen  durch  J^i^^j^. 
priesterUche  Trauung  vollzogen  werden,  sondern  es  sollte  diess  vor 
Gerichte  und  zwar  ohne  dem  Gerichte  etwas  dafür  zu  zahlen  ge- 
schehen können,  da  der  Eheliche  Contract  nur  ein  Civilcontraet 
ist,  da  diess  die  Geistlichen  ehedem  nicht  verrichtet,  wie  es  die 
Geschichte  ausweiset,  da  die  Geistlichen  nur  Geld  dabei  schnei^ 
den,  da  sie  sonsten  hinlänglich  versorgt  sind,  und  da  sie  überdiess 
nur  bei  dieser  Gelegenheit  die  grössten  Ausschweifungen  begehen  ". 

Diese  fast  abenteuerlichen  Bedenken,  die  übrigens  gröss- 
tentheils  aus  der  Schrift  eines  schlesischen  Edelmannes  her- 
sichten lu  Rathhause  und  Eintragung  ihrer  Nahmen  in  das  Stadt-Buch  xu 
bewerckstelligen  wünschen.  So  durfte  es  wohl  nöthig  seyn,  dass  dieser  §. 
eine  andere  Bestimmung  erhalte  und  entweder  ein  anderes  gesetzmftssiges 
Mittel  angegeben,  oder  dem  ersteren  bereits  abgegebenen  eine  2te  Dis- 
junction  beygefüget  werde ,  wodurch  eine  YoUgültige  Ehe  vollzogen  werden 
könne '^  Ebenso  die  Schrift:  ardua  res  semper  leges  sancire  cuivis  aequas. 
Material.  38,12:  „In  Absicht  der  Juden  Naturalisten  wäre  wohl  gut ,  auch 
eine  andere  gültige  Art  zu  gestatten,  wie  in  Holland  und  unter  §.  625  ". 

1  Monita  des  Regierungsadvocaten  Schneider  in  Darmstadt.  Ma- 
teriaL  34,  S5^- 

s  In  der  S.  692.  Note  3.  genannter  Schrift  Material  33, 12.  —  Bemer- 
kenswerth  ist,  dass  auch  in  dem  von  Schleiermacher  verfassten Entwürfe 
einer  KirchenYerfiassung  aus  d«  J.  1808.  bei  Dove  Ztschr.  f.  Kirchenrecht 
1,  331.  die  Sätze  aufgestellt  werden:  „Die  Froclamationen  sind  als  eine 
rein  bürgerliche  Handlung,  sowie  die  Bekanntmachung  öffentlicher  Verord- 
nungen aus  der  Kirche  heraus  an  einen  anderen  Ort  zu  Yerweisen*^ — „Was 
die  Trauung  betrifft,  so  muss  die  Gültigkeit  der  Ehe  schon  nach  erfolgter 
bürgerlicher  Bestätigung  ihren  Anfang  nehmen ,  ohne  auf  die  Trauung  zu 
warten". 

S  Material.  74,47. 
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rühren^,  werden  durch  die  kurze  Baudbemerknng  abgefertigt: 
„ist  unerheblich.  Die  Prediger,  die  ohnedem  kaum  zu  khoi 
haben,  würden  darunter  zu  viel  leiden*^ 

Es  folgt  dann  das  Monitum  zu  §.  89.': 

^^Daa  Aufgeboih",  heisst  es,  „könnte  auch  bei  der  gerichtr 
liehen  Eingehung  der  Ehe  nothwendig  bleiben,  und  theils  münd- 
lich durch  den  Gerichtsdiener  im  Beisein  einer  Gerichtspemm 
vor  dem  Rathhause  geschehen,  theils  schriftlich  durch  einen  A^a- 
hang  in  der  Gerichtsstube  und  an  der  2%ür  bekanni  gefnadt 
werden". 

Die  Kandnotiz  verweist  hier  ganz  einfach  auf  die  Bemer- 
kung zu  dem  vorigen  Paragraphen. 
GroiDMuin.  Ausführlicher  äussert  sich  einer  der  Bedactoren,  Grol- 

manUy  noch  an  einem  anderen  Orte'  über  die  aufgeworfenea 
Bedenken.  Er  wollte  den  §.  88«  „um  die  verschiedene  retigiom 
Verwandte  im  Staate  .  .  .  mit  zu  begreifen"  folgendermaassen 
formulirt  wissen: 

„Zur  Vollziehung  der  Ehe  wird  eine  öf entliche  und  fejjff' 
liehe  Erklärung  beyder  Theile,  dass  sie  sich  nunmehr  unter  ein- 
ander für  Mann  und  Frau  erkennen  wollen,  gefordert. 

Bey  Christen  geschiehet  diese  Erklärung  durch  die  prieskr- 
liehe  Trauung"  —  und  er  erklärte  auf  den  Vorschlag  der 
Civilehe: 

„Durch  Einführung  des  holländischen  Gebrauches  mirdtn 
unsere  Prediger  leiden.  Die  Hochzeitskosten  Hessen  sieh  nieh 
gut  bestimmen.  Im  Mylius  findet  man  Edicte  genug  wider  de» 
Aufwand  bei  Hochzeiten,  allein  was  haben  sie  geholfen?"  — 

„Ich  weiss  nicht  was  die  Aufgebote  von  der  Kanzd  jvr 
Schaden  ihun",  entgegnet  er  den  Widersachern  kirchlleber 
Proclamationen,  und  beseitigt  endlich  den  Vorschlags  die  öf- 
fentlichen Blätter  für  die  Au%ebote  zu  benutzen,  durch  die 
Erwägung: 

„In  Berlin  geschiehet  dieses.     Wenn  aber  aüe  proclamirttn 

^  Mit  dem  Motto:  bi  de  veritate  soaadalum,  utilius  permittatar  qoa&i 
Bcandalum,  quam  Yeritas relinquatar.  Material.  Bd.  41.  Er  eniblt ,  dtf» 
bei  Grelegenheit  einer  Trauung  die  Braut  von  dem  Pfarrer  stuprirt  wordco 
sei,  und  rechtfertigt  damit  seine  Vorschläge.  Er  beantragt  femer,  die  Eben 
zwischen  Geschwistern  zu  erlauben ,  da  diese  durch  die  Eltern  gleich  tos 
Torne  herein  fiir  einander  erzogen  werden  könnten.  Die  Schliessang  sol- 
cher Verbindung  erfolgt  durch  die  bürgerliche  Obrigkeit  bei  gescblosseoea 
Thüren. 

2  Material.  74, 47.  vgl.  auch  fol.  890^- 

»  Material.  72,  83.  f. 
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atis  der  ganzen  Provinz  in  die  intelligents  blätter  geräcket  werden 
sollten,  80  würden  sie  voller  Nahmen  werden,  und  wer  würde  die 
Nahmen  UsenP' 

So  blieb  das  Allgemeine  Landrecht  bei  der  kirch-  2"dSS"' 
liehen  Trauung  nach  £rchlichem  Aufgebote  stehen,  und  §.  136.""  ^'  **  ^**' 
Th.  II.  Tit.  1.  bestimmte  den  Worten  des  Entwurfes  gemäss: 

„Eine  vollgültige  Ehe  wird  durch  die  priesterliche  Trauung 
vollzogen, 

§.  137.:  ffZtoischen  Personen  fremder  im  Staate  geduldeter     8- "7. 
Religionen  wird  die  Vollziehung  einer  vollgültigen  Ehe  lediglich 
nach  den  Gebräuchen  ihrer  Religion  beurtheilt"^.  — 

Dennoch  darf  man  wohl  nicht  annehmen,  dass  der  Ge-^*Jj^^^J 
Sichtspunkt  der  Stolgebühren  für  die  Redactofen  des  Gesetz-      ^^ 
buches  der  einzig  entscheidende  gewesen  sei,  um  die  kirchliche 
Eingehungsform  der  Ehe  aufzustellen. 

Es  wäre  das  eben  so  unrichtig,  wie  wenn  man  ihnen  be- 
sonders religiöse  Motive  unterschieben  wollte,  als  ob  sie  sich 
die  Heiligkeit  der  Ehe  nur  durch  die  priesterliche  Trauung 
gewahrt  gedacht  hätten. 

Sie  nahmen  dieselbe  vielmehr  auf,  weil  sie  in  der  Sitte 
des  Volkes  feste  Wurzeln  geschlagen  hatte,  und  weil,  wie  die 
Motive  sich  an  einer  Stelle  ausdrücken,  das  Gesetzbuch  nur  . 
für  preussische  christliche  Unterthanen  bestimmt  sei  „und 
unter  diesen  giebt  es  keyne  ReUgionsparthet/,  welche  die  Trauung 
nicht  annähme'^*»  — 

Während  einerseits  sich  so  eine  freilich  erfolglose  Oppo-  ^*«  ^^^^ 
sition  gegen  die  kirchliche  Eheschliessung  geltend  machte,  "^^''i'jf'^' 
wurde  dieselbe  von  anderer  Seite  auch  bei  morganatischen 
£hen  für  wünschenswerth  erklärt. 

„O/t  müssen  unsere  Gesetze  selbst  sieh  nach  unseren  Vor^ 
urtheilen  richten",  sagt  eine  Preisschrlft^,  und  die  Monita  er- 
klären^: „Dadurch  will  man  das  PubUkum  gewöhnen,  die  Ehe 
für  ein  bürgerliches  Geschäft  zu  halten.    Allein  es  unrd  Anlass 

1  Ueber  die  Form  der  im  Auslande  geschlossenen  Ehen  Preussischer 
Unterthanen  ist  im  Landrechte  keine  Bestimmung  getroffen.  Mit  Recht 
hat  jedoch  das  KgL  Obertribunal  (Entscheid.  29,  886.  ff.)  angenom- 
men, dasshierdieIlegel„locusregitactum'*  Anwendung  finde,  und  dem- 
nach eine  von  zweiPreussen  durch  sponsalla  de  praesenti  in Oretna  Green 
eingegangene  Ehe  f&r  gültig  erklärt   Vgl  A 1 1  m  a n  n  Praxis  607 .  ff. 

s  Material.  80,86. 

s  Natura  duce  eundum.  Material  38, 221. 

«  Material.  74,137. 
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geben,  die  Frau  zur  lincken  Hand  ab  Hure  zu  bezeichnen,  Moa 
lasse  die  priesterUclie  Trauung^  so  ist  die  Einsetzung  gutj  geretk 
und  geheiligt.  Fällt  die  Trauung  fort,  so  wird  kein  ekrlicha 
Mädchen  darein  willigen.  Allenfalls  erlaube  man  solchen  ffih 
sonen  ohne  Dispensation  die  Haustrauang^*. 

Eine  Bandbemerkung  zu  diesem  Bedenken  bezeichnet  es 
als  „erheblich",  dennoch  war  es  nicht  im  Stande,  die  Anrieht 
von  Suarez  umzustossen. 
Boarex.  „Ich  würde  simpUdter  bey  dem  Texte  stehen  bleiben^,  sagt 

er^.  „Eigentliche  Trauung  kann  man  bey  Ehen  zur  linken  Hand 
nicht  statuiren,  ohne  sie  den  vollgültigen  Ehen  zu  sehr  glach  » 
stellen,  welches  doch  nicht  die  Absicht  ist.  Dagegen  kann  dm 
blosse  priesterliche  Einsegnung  durch  die  Gebräuche  der  Liturgk 
von  einer  wirklichen  Trauung  merklich  genug  unterschieden  werdffi. 
Diese  Gebräuche  näher  zu  bestimmen,  gehört  wohl  aber  M 
hieher". 

Schliesslich  haben  die  Kedactoren  den  Mittelweg  eiDg^ 
f.  8&8.  schlagen.  Sie  haben  in  §.  858«  die  Erklärung  vor  dem  Landes- 
8.860.     Justizcollegium  gelassen  und  im  §.  860.  bestimmt: 

„  Nach  dieser  geschehenen  Verlautbarung  muss  die  Ehe  durd 
die  wirkliche  Trauung  an  die  Unke  Hand  vollzogen  werden". 


^  wglJterl*"         Die  Führung  der  Civilstandsregister  wurde  den  GeiaÜidien 
A.-L..R.  I, ii.durch  §.  481.  ff,  Th.  L,  Tit.  11.  des  allgemeinen  Land- 
rechtes in  derselben  Weise  belassen ,  wie  sie  dieselbe  schoo 
Torher  und  auch  in  anderen  protestantischen  Staaten  ausgeübt 
hatten. 

Besondere  Bescripte  und  Bekanntmachungen  schärfieD 
dann  die  Beobachtung  der  erlassenen  Bestimmungen  ein,  er- 
läuterten sie  in  ihren  Einzelheiten  und  Terdeutlichten  sie  durcb 
beigefugte  Formulare*.  — 


D?Jiidenten.  ^^^  Wichtigkeit,  namentlich  für  die  Folgezeit,  waren  & 
Bestimmungen  des  Landrechts  über  die  Ehen  von  Christen. 
die  nicht  der  katholischen  oder  der  protestantischen  Eircbe 
angehörten. 

Sie  waren  von  demselben  Geiste  der  Duldsamkeit  durch- 
drungen, der  das  ganze  Werk  kennzeichnet. 

^  Material.  SO,  71. 

>  Siehe  dieselben  sfimmtlich  bei  Vogt  Kirchen- u.Eheiechtd  Kttbo- 

liken  u.  EvangcL  in  d.  Königl.  Preuss.  Staaten  (Breslau  1S56.)  1, 361.  C 
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Dos  Gesetzbuch  unterschied  drei  Classen  von  Kirchen- 
gesellschaften: öffentlich  anerkannte ,  geduldete,  d,  h.  solche, 
denen  der  Staat  positive  Duldung  zugestanden  hatte»  und  end- 
lich stillschweigend  geduldete,  die  aber  nicht  als  eine  besondere 
Classe  aufgeführt  waren. 

Das  Recht  der  Eheschliessung  wurde  folgendermaassen 
festgesetzt: 

„§.  498.  Th.  II.  Tit.  11.  Diejenigen,  welche  einer  bloss  ge-  \'^'(^i^; 
duldeten,  mit  keiner  eigenen  Kirchenanstalt  versehenen  ReUgtonS" 
partei  zugethan  sind,  müssen  die  unter  ihnen  vorkommenden  6r^- 
burten,  Heirathen  und  Sterbe/alle  dem  Pfarrer  des  Kirchspiels, 
in  dessen  Bezirk  sie  wohnen,  zur  Eintragung  in  das  Kirchenbuch 
anzeigen. 

§.  499.    Dergleiclien  Anzeigen  gehören  mit  in  die  jährlichen     fi-  4»»* 
Listen^*. 

Danach  waren  zwei  Falle  zu  unterscheiden.  dfew  vo? 

Wenn  nämlich  die  geduldete  Kirchengesellschaft  keine  •ci»'<'^«i^- 
eigene  Kirchenanstalt  hat,  müssen  die  Heirathen  u.  s.  w.,  die 
von  dem  competenten  Religionsdiener  geschlossen  sind,  dem 
Pfarrer  des  Kirchspiels  angezeigt  werden. 

Besitzt  dagegen  die  geduldete  Elirchengesellschaft  eine 
eigene  Kirchenanstalt,  so  bedarf  es  nicht  einmal  einer  Anzeige 
der  vorgekommenen  Trauungen,  Geburten  und  Todesfälle. 

Der  in  dem  angeführten  §.  498.  gebrauchte  Ausdruck 
„Religionspariei**  ist  aber  nicht  so  zu  verstehen,  als  beziehe  er 
sich  allein  auf  eine  ^nzliche  Verschiedenheit  der  Glaubens- 
lehre. Vielmehr  ergeben  die  Materialien  zu  dem  G^setzbuche 
deutlich,  dass  Religionspartei  hier  mit  Religionsgesellschaft 
ganz  gleichbedeutend  sein  sollte^. 

Ursprünglich  war  weder  §•  498.  noch  die  beiden  folgenden  ,ihMw- 
in  dem  gedruckten  Entwürfe  vorhanden.     Von  vielen  Seiten   »«wehte. 
war  aber  auf  die  Lücke  hingewiesen  worden,  und  so  findet 
sich  denn  von  Suarez  in  der  Revision  der  eingelaufenen  Mo- 
nita  die  Bemerkung: 

„  Wie  soll  es  mit  den  Trauungen,  Geburten  und  Sterbefällen 
der  Juden  und  anderer,  blos  tolerirter  ReUgionsgesellschaften 
geJialien  werden?   Ich  glaube,  dies  muss  man  einer  besonderen 
l'erordnung  reserviren^\ 

Daneben  ist  denn  gleichfalls  von  Suarez  bemerkt: 
»^Diejenigen,  welclie  einer  blos  tolerirten  Iteligions-Partei  zU" 
1  Material  82,195. 
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gethan  und  zu  keiner  Paroehie  geschlagen  sind,  müssen  xkre  Gt- 

hurten,  Heyraihen  und  Sterbefälle  dem  Parocho  ordinario  rur 

Eintragung  in  die  Kirchenbücher  anzeigen^'. 

So  sind  denn  erst  die  §.  498-^500.  (als  §.  495—97.)  in 

das  Manuscript  des  Allgemeinen  Gesetzbuches  gekommen. 
A.>L.-R.ii,i.        Die  aus  dem  §.  498.  abgeleiteten  Grundsätze  empfangen 

aber  auch  noch  eine  Bestätigung  durch  den  oben  angeftihrteD 

§.  137.  n,  1.  A.L,R.: 

y^Zwischen  Personen  fremder,  im  Staate  geduldeter  ReKgiomn 

wird  die  Vollziehung  einer  vollgültigen  Ehe  lediglich  nach  dm 

Gebräuchen  ihrer  Religion  beurtheiU". 
A..L..R.n,].        Es  schreibt  dann  zwar  4.  136.  11,  1.  vor: 

C   136 

„Eine  vollgültige  Ehe  trird  durch  die  priester  liehe  Traum'] 
vollzogen,  d.  h.  durch  Trauung  eines  Geistlichen".  Aus  den §.51*. 
und  63.  II 9  11.  folgt  aber,  dass  auch  Kirchendiener  der  g^ 
duldeten  Kirchengesellschaften  Geistliche  sind,  mithin  aocii 
die  Befugniss  zum  Trauen  geniessen. 

Freilich  bedürfen  sie  dazu  der  Ordination,  der  eine  genaue 
Prüfung  der  Kenntnisse  und ,  des  Lebenswandels  vorangegas- 
gen  sein  muss.  — 

Vom  Parochialnexus  endlich,  also  auch  von  der  Notb- 
wendigkeit,  sich  bei  dem  Pfarrer  trauen  zu  lassen,  waren  die 
Mitglieder  tolerirter  Kirchengesellschaflen  schon  deswegen  b^ 
freit,  weil  solch  Parochialnexus  überhaupt  nur  für  Mitglieder 
der  aufgenommenen  Religionsparteien  bestehen  sollte. 


OMcui^bug  ^*®  Gesetzgebung  der  Folgezeit  bKeb  ganz  bei  den  in 
Landrechte  niedergelegten  Grundsätzen  stehen,  und  wenn  aach 
die  Yorschriflen  über  Scheiderecht  reformbedürfUg  erscheineo 
mochten,  so  gewährte  doch  eben  die  kirchliche  Eingehungs- 
form  der  Ehe,  welche  das  Gresetzbuch  vorschrieb,  dem  ethisches 
Character  der  Verbindung  den  gewünschten  Ausdruck  tnid 
entsprach  sowohl  den  Bestrebungen  der  Kirche,  wie  den  InteD- 
tionen  des  Staates. 

Der  erste  Gesetzesact  von  Bedeutung  fiel  in  das  Jahr  18^0. 

Dieiather.  Die  vou  Friedrich  Wilhelm  III.  seit  dem  Erlasse  t. 

Bewegung.  ^^   September  1817.  ins  Werk  gesetzten  Unionsbestrebungea 

der  preussischen  lutherischen  und  reformirten  Ejrche  waren 

nicht  durchweg  von  dem  gewünschten  Erfolge  begleitet  gewesen. 

Einzelne  Gemeinden  und  Geistliche  hielten  stair  an  der 

lutherischen  Lehre  fest,  glaubten  mit  den  „Evangelischen**  i^ 
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keine  änssere  Verbrndang  treten  zu  dürfen,  und  Hessen  sich 
auch  durch  die  strengen  Maassregehi,  mit  denen  sie  heimge« 
sucht  wurden»  nicht  in  ihren  Bestrebungen  wankend  machen. 

Schon  im  J.  1838.  sah  sich  die  Regierung  genöthigt,  der 
Opposition,  die  sie  nicht  zu  brechen  yermochte,  eine  gewisse 
Duldung  zu  gewähren,  die  sich  seit  dem  Jahre  1840.  zu  einer 
Anerkennung  gestaltete  und  endlich  i.  J.  1845.  eine  General-  Genenicon- 
concession  der  inzwischen  constituirten  „lutherischen  Kirche     ib4&.' 
Preussens"  zur  Folge  hatte^. 

Dadurch  wurde  ihnen  die  Freiheit  der  Beligionsübung  in 
dem  Umfange  gestattet,  wie  sie  den  reichsgesetzlich  anerkann- 
ten Beligionsparteien  im  Staate  gewährt  war,  und  was  uns 
hier  zumeist  angeht,  ihren  Geistlichen  die  Befugniss  verliehen, 
Amtshandlungen,  also  auch  Trauungen  mit  bürgerlicher  Wir- 
kung zu  verrichten. 

Während  aber  so  die  lutherische  Bewegung  in  ein  ruWges^^JSiklSlr 
Bette  geleitet  wurde,  erwuchsen  der  Begierung  aus  der  deutsch- 
katholischen seit  dem  Jahre  1845.  neue  und  grosse  Schwierig- 
keiten. 

Zuvorderst  glaubte  man  freilich  das  beste  Mittel  zu  er- 
greifen, wenn  man  die  neuen  Secten  rechtlich  ganz  ignorire. 

Die  Kabinets-Ordre  v.  30.  April  1845.«  beauftragte^^^^äfApri" 
die  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  und  der  Justiz,  ^^^^* 
die  erforderlichen  Anweisungen  an  die  Behörden  ergehen  zu 
lassen,  welchen  einerseits  das  Grundprinzip  der  preussischen 
Regierung  (Gewissensfreiheit)  als  Basis  dienen,  und  die  an- 
dererseits den  EntSchliessungen  des  Königs  nicht  vorgreifen 
sollten. 

Das  in  Folge  dessen  erlassene  Circularrescript  v.^|J«^!y^JJ^- 
17.  Mai  begnügte  sich  denn  auch,  die  Behörden  abzumahnen,  ^^^^* 
in  irgend  einer  Weise  die  neu  entstandenen  Dissidentenge- 
sellschaften anzuerkennen,  und  wiess  vor  allen  Dingen  darauf 
hin,  dass  die  dissidentischen  Prediger  nicht  als  Geistliche  im 
gesetzlichen  Sinne  aufzufassen,  mithin  auch  nicht  zur  Verrich- 
tung von  Amtshandlungen  befrigt  seien.  Die  Trauungen  müssten 
demgemäss  von  dem  evangelischen  Pfarrer  voUzogen  werden, 
welche  die  Genehmigung  der  Consistorien  dazu  nachzusuchen 
hätten.  Die  von  dem  Dissidenten-Geistlichen  vollzogene  Trau- 

1  v.2S.JulL  Oesetz-Samml.  1S45.  S.  516. 

s  M.-B1.  8.217.;  auchabgedmckt  bei  Seh u eck  die  Religionsfreiheit 
in  PreuBsen  (Berlin  1848.)  63.  ff. 
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iing  dürfe  dagegen  „ah  ein  nichtiger  Acf*  in  das  Eirchenbocb 

nicht  eingetragen  werden.  — 
h\u"u«c!cn        ^^^  Ausweg,  den  die  Regierung  eingeschlagen  hatte,  b^ 
**"••'******•  friedigte  nach  keiner  Seite  hin. 

Die  Dissidenten  murrten  über  den  Zwang,   der  ihnen 

auferlegt  werde,  die  protestantischen  Geistlichen  waren  unge 

neigt,  Amtshandlungen  an  Personen  zu  verrichten,  die  ihm 

Widerwillen  dagegen  laut  äusserten. 
Äam«'         ^^  30.  Juni  1845.  waAdte  sich  daher  die  Potsdamer 
ociitiichkeit.  Qeig^ljßljtgjt  an  den  König,  mit  der  Bitte,  durch  dieBn- 

fuhrung  der  Civilehe  für  die  Dissidenten  diesen  und  ümai 
DieAbsictatenzu  helfen.  Und  der  König  pflichtete  ihnen  bei.  Er  sprach  in 
Kftbineuontoeder  Kabincts-Ordrc  v.  18.  Juli  1845.^  die  Absicht  «k, 

T.  18.  Juni 

18«-  Amtshandlungen  der  dissidentischen  Geistlichen  durch  den 
nachfolgenden  richterlichen  Act  gewissermaassen  supplemeo- 
tarisch  die  nöthige  Wirksamkeit  zu  Tcrleihen.  — 

Damit  waren  die  Gesetzgebungsarbeiten  eröffnet,  derec 
Resultat  das  Patent  imd  die  Verordnung  v.  J.  1847.  war. 
Dm  Branden-        Glcich  uach  dem  Einlaufen  der  Potsdamer  Petition  hatte 
•istorium.  das  Brandcnburgische  Consistorium  auf  die  Gefährlich- 
keit des  vorgeschlagenen  Mittels  der  Civilehe  aufmerksam  g^ 
macht,  und  auch  bei  den  Ministem  scheinen  die  Ideen  de^ 
Königs  nicht  Ankkng  gefunden  zu  haben. 
?ri!  ?^^^i^         Mxn.  konnte  sich  der  Erwägung  nicht  verschliessen,  dasi 
Gesetzffe-  wcnu  das  auffenblickUche  Sectenwesen  nur  eine  ephemere  Er- 
scheinung  sei»  das  Gesetz  überflüssig  sein  würde  ^  und  da«. 

^  »»Gegenwärtig  werden  notorisch  Trauungen,  Taufen  und  andere  Amtr 
handlungen,  die  einer  bürgerlichen  Gültigkeit  bedürfen,  von  unbelog^ 
diBnidentisehen  Geistlichen  tAgUch  verrichtet,  und  um  ihnen  diese  Gültig- 
keit JEU  Terschafifen,  ist  ein  Mittel  erwählt  worden,  welches  entweder  seisec 
Zweck  gänzlich  verfehlt,  oder,  wo  es  ihn  erreicht,  zu  den  Uebelständen  &- 
welche  in  der  Eingabe  der  Potsdamer  Geistlichkeit  entwickelt  werden.  I^ 
will  statt  dessen  ein  anderes,  durchgreifendes  Mittel  anwenden;  da  j<^< 
von  einem  nicht  befugten  Greistlichen  vorgenommene  Trauung,  Taufe  etr. 
an  sich  eine  bürgerliche  Geltung  nicht  hat,  so  soll  der  Akt  der  gerichtliche!: 
Registrirung  in  die  Geburts-  u.  Ehelisten  etc.  ihnen  diese  Geltung  ent 
geben,  und  zwar  auf  Grund  einer  Erklärung  des  dissidentischen  Oeistlicbo- 
der  die  Handlung  vollzogen  hat  und  dreier  glaubwürdiger  Zeugen,  l^ 
kann  den  Einwand,  dass  damit  zugleich  eine  Anerkennung  der  Secte,  ti 
welcher  ein  solcher  Geistlicher  gehört,  als  einer  geduldeten,  implicite  aus- 
gesprochen sei,  nicht  als  gegründet  erachten,  da  eben  durch  die  gerichtlich 
Ergänzung  des  fraglichen  Akts,  um  ihm  die  bürgerliche  Anerkennung  eis^ 
zu  geben,  bestimmt  genug  bezeichnet  ist,  dass  er  an  und  für  sich  ^ 
gültig  ist  und  der  gerichtliche  Akt  allein  derjenige  ist,  auf  welebeo  die 
Gültigkeit  der  Ehe  etc.  wesentlich  beruht". 
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wenn  dagegen  das  Dissidium  Stand  hielte,  die  Anerkennung 
erfolgen  müsse.  Man  mochte  auch  fühlen,  wie  gefährlich  es 
sei,  die  Dissidenten  zu  religiösen  Acten  gesetzlich  zu  zwingen, 
die  an  und  fiir  sich  durch  dasselbe  Gesetz  für  nichtig  erklärt 
werden  sollten. 

Und  andererseits  war  doch  der  richterliche  Act  nichts 
weiter  als  eine  Verlautbarung  der  schon  in  der  Dissidenten- 
gemeinde geschehenen  Trauung.  Diese  also  hatte  eigentlich 
die  Ehe  begründet,  und  dennoch  sollte  erst  der  richterlichen 
Erklärung  die  bürgerliche  Wirkung  beiwohnen.  Hiess  das 
nicht  das  bürgerliche  und  religiöse  Element  der  Ehe  unge- 
bührlich von  einander  trennen? 

Und  wie  endlich,  wenn  die  bürgerliche  Beglaubigung  der 
Trauung  ganz  unterbliebe?  gereichte  das  nicht  mehr  den  in 
der  Verbindung  erzeugten  Elindem  als  den  ungehorsamen  Ehe- 
leuten zum  Nachtheile? 

Ausserdem  aber  musste  der  Bichter  die  Befugniss  haben» 
die  Gültigkeit  der  dissidentischen  Trauung,  die  vor  ihm  erklärt 
wurde,  zu  prüfen,  während  ihm  doch  jede  Handhabe  zu  deren 
rechtlichen  Beurtheilung  fehlte. 

Fast  schien  es  besser  zu  sein,  die  kirchliche  Trauung  der 
Civilehe  nachfolgen  zu  lassen;  aber  wodurch  sollte  dann  die 
Ehe  gültig  begründet  werden?  —  Durch  den  civilen  Act?: 
Warum  dann  noch  eine  kirchliche  Trauung?  —  Durch  den 
kirchlichen?:  Wozu  dann  das  ganze  Gesetz?  Und  wie  end- 
lich, wenn  die  Secte  die  kirchliche  Trauung  gar  nicht  an- 
erkenne? 

Die  blosse  Civilehe  erschien  unstreitig  als  das  einzig  mög- 
liche Auskunftsmittel;  aber  diese  widersprach  wieder  den 
Absichten  des  Königs  und  der  Regierung;  ja  der  erstere  wollte 
auch  noch  das  alte  Becht  soweit  festhalten,  dass  den  Dissi- 
denten vergönnt  werden  sollte,  nach  wie  vor  bei  den  evangeli- 
schen Pfarrern  die  Trauung  nachzusuchen.  Die  neue  Civil- 
ehe sollte  also  auch  nur  eine  facultative  sein.  — 

Es  ist  klar,  mit  welchen  erheblichen  Schwierigkeiten  die 
Berathungen  zu  kämpfen  hatten,  die  in  den  Jahren  1845.  bis 
1847.  im  Schoosse  des  Staatsministeriums  und  des  Staatsrathes 
gepflogen  wurden,  und  die  einen  Gesetzentwurf  nach  dem 
anderen  beseitigten.  — 

Schliesslich  schienen  aber  doch  die  Bedenken  beschwich-  y.'jfisl?.' 
tigt  zu  sein. 
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Man  schied  die  geduldeten  christlichen  Beligioiugeseti- 
echaften,  je  nachdem  sie  auf  dem  Grunde  der  Augsburgisclieii 
Gonfession  stünden  oder  nicht,  und  während  das  Landrecbt 
allen  die  Befiigniss,  Trauhandlungen  Torzunehmen,  beigelegt 
hatte,  gewährte  man  diese  jetzt  nur  den  ersteren  krafit  besoo- 
derer  obrigkeitlicher  Concession. 

Das  grosse  Interesse,  welches  der  Staat  an  der  bü^- 
liehen  Beglaubigung  der  Ehen  habe,  sollte  diesen  Schritt  recht- 
fertigen. 

Für  die  anderen  aber  setzte  man  kirchliche  ScUieMUDg 
und  nachgehende  richterliche  Erklärung  fest,  ganz  wie  dis 
ursprünglich  die  Idee  des  Königs  gewesen  war.  Nur  sachte 
man  vorsorglich  etwaigen  Missständen,  freilich  wie  die  Erfili- 
rung  gelehrt  hat,  vergeblich,  vorzubeugen. 
verordn.  V.  Die  Vcrordnunff  v.  30.  März  1847.^  bestimmte  nSmEcli 

JO.  März  1847. .        ^.         ,  ^  i .        a     i  i  t»   i«  • 

im  Emzelnen,  dass  die  Anhänger  der  genannten  JidigioD9- 
parteien  bei  dem  Bichter  die  Verkündigung  bürgerlicher  Auf- 
gebote erbitten  sollten,  und  dass  erst  nach  Vollziehung  der- 
selben dne  kirchliche  Trauung,  den  Gebräuchen  ihres  Culta« 
gemäss,  stattfinden  dürfe. 

Diese  solle  aber  dann  wieder  ein  nothwendiges  Beqniä: 
iiir  die  bürgerliche  Trauung  sein,  imd  endlich  die  letztere, 
welche  der  kirchlichen  bei  Strafe  binnen  acht  Tagen  folgen 
müsse,  die  Rechtsgültigkeit  der  Ehe  begründen.  Ebenso  würde 
auch  noch  für  diejenigen  Vorsorge  getroffen,  welche  ans  ihrer 
Kirche  austreten  sollten,  ohne  sich  einer  anderen  vom  Staate 
genehmigten  Beligionsgesellschaft  anzuschliessen.  Für  ek 
genügt  zur  Eheschliessung  das  gerichtliche  Aufgebot  und  die 
Consenserklärung  vor  dem  Kichter. 


^*  Juden/*'        I^5e  Juden  hatten  in  Gemässheit  des  Edictes  v.  J.  1812. 

A.-T..-R.  u.  i.und  des  §.  137.  II,  1.  A.-L.-R.  ihre  Ehen  nach  eigenen  B^ 
ligionsgebräuchen  geschlossen,  und  da  sie  die  in  §.  498.  H? 
1!*.  A.-L.-R.  geforderte  selbstständige  „Kirchenanstah"  b^ 
sassen,  so  waren  sie  auch  nicht  genöthigt  gewesen,  die  Trau- 
ungen nachher  dem  Pfarrer  des  von  ihnen  bewohnten  Kirch- 
spiels anzuzeigen. 

Im  J.  1847.  wurde  dem  in  Berlin  zusammengetreteneD 

1  Ge8.-Saminl.v.l847.S.125.  DerWortlaut  im  Anhange  No.  7».- 
Die  Instruction  v.  10.  Mai  1847.  Justiz  Minisferialbl.  No.  19.  cbendi*- 
No.  7.  b. 
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,,  Vereinigten  Landtag''  auch  ein  Gesetzentwurf  «die  Ver-J*jy2J*f*5** 
hältnieee  der  Juden  betreffend"  vorgelegt  ^Srorf. 

In  Bezug  auf  die  Eheschliessung  wurden  in  §.  40.  die 
Vorschriften  de«;  Edictes  von  1812.  §.  25.  aufgenommen  „daas 
unter  den  Juden  die  Zusammenkunft  unter  dem  Trauhimmel  und 
das  feierliche  Anstecken  des  Ringes  die  Stelle  der  Trauung  vertrete". 
Die  Fassung  des  Paragraphen  war  kaum  eine  glückliche 
zu  nennen.  Na^h  den  früheren  hier  wiederholten  Rechtsbe- 
Stimmungen  konnte  jeder  Jude,  ohne  Hinzutreten  eines  Dritten, 
seine  Ehe  schliessen:  er  traute  sich  selbst;  und  nichtsdesto- 
weniger machte  der  Entwurf  „den  die  Trauung  vollziehenden 
Juden^  unter  Androhung  einer  Geldstrafe  dafür  verantwort- 
lich, sich  vorher  von  dem  Fehlen  der  Ehehindemisse  zu  über- 
zeugen.  Sollte  diese  Verpflichtung  etwa  dem  Bräutigam  auf- 
erlegt werden? 

Am  18.  Juni  1847.  stand  der  §.  40.  des  Entwurfes  zur 
Berathung  des  Landtages  ^ 

Zwei  Amendements  wurden  dazu  gesteUt:  das  eine  woIlteAmend«inenta 
auch  für  die  Juden  die  Civilehe  eingeführt  wissen,  das  andere 
wünschte  die  Civilehe  zwischen  Juden  und  Christen  durch  den 
Liandtag  beim  Könige  befürwortet  zu  sehen. 

Mit  227  gegen  189  Stimmen  wm-de  die  Discussion  über 
die  beiden  Anträge  beschlossen  und  beide  mit  281  gegen  142 
Stimmen  angenommen. 

Man  wiess  —  wenn  wir  uns  hier  auf  die  juristischen 
Motive  beschränken  —  darauf  hin,  dass  die  nothwendige  Tren- 
nung zwischen  Kirche  und  Staat  die  Einführung  der  Civilehe 
immer  dringender  mache,  und  man  behauptete  von  vielen 
Seiten,  dass  eine  Ehe  zwischen  Juden  und  Christen,  nach  Lage 
der  landrechtlichen  Gesetzgebung,  durchaus  nicht  verboten  sei^ 

^  VgL  Rauer  d«  Yerhandl.  d.  vereiaigt.  Landtages  ▼.  1S47.  (Berlin 
1848.)  492. 

s  §.  86.  Th.  n.  Tit.  1.  A.  L.  R.  bestimmt:  „Ein  Christ  kann  mit  solchen 
Personen  keine  Ehe  schliessen,  welche  nach  den  Grundsätzen  ihrer  Religion 
sich  den  diristlichen  Ehegesetsen  xu  unterwerfen  behindert  werden". 

In  ursprünglicher  Fassung  lautete  dieser  Paragraph  anders:  „Der 
Unterschied  der  Religion  verhindert  die  Ehen  der  Christen  mit  Heiden, 
Mnhamedanem  und  Juden  (Material.  8,  195^);  im  umgearbeiteten  Ent- 
würfe ist  das  aber  durchgestrichen  und  als  §.  23.  übergeschrieben:  „Ein 
Christ  kann  nur  mit  solchen  Personen  keine  Heirath  schliessen,  welche  nach 
den  Grundsätzen  ihrer  Religion  sich  den  christlichen  Ehegesetzen  zu  upter- 
werfen  behindert  werden"  (Material.  10,  13^).  Später  wurde  der  Para- 
cpraph  dann  so  wiederholt,  aber  das  Wort  „nur*'  beseitigt  (Material.  10, 
i  74 .).     Diese  Redaction  erregte  aber  noch  mehrfach  das  Missfallen  der  Re- 


704  IV.  Buch.  DieCirilehe.   XII.  Deatscliland. 

'^^*km?r*'*'  ^^®  Herrenkurie  berieth  die  beiden  Anträge  am  16.  Juni 
und  wenn  sie  auch  die  Ehe  zwischen  Juden  und  Christen  ver- 
warf,  so  genehmigte  sie  doch  die  obligatorische  Civflelie  für 

^jiti*!«??'^®  Juden  allein  S  die  denn  auch  in  den  §§.  8.  ff.  des  Ges.i. 
cwuehe;  23,  Juli  1847.*  angeordnet  wurde. 

Die  Freiheit         Der  Einfluss  der  Zeitströmung,  welche  vergangenes,  der 

*  Kirche  zugefugtes  Unrecht  durch  staatliche  ConcessioneD 
sühnen  wollte,  und  die  in  den  oben  angeführten  Artikeh  der 
deutschen  Grundrechte  einen  Ausdruck  fand,  machte  sich  auch 
in  Preussen  geltend. 

V..U.  V.  Die  Be£cierungsyorla£:e    der  Verfassunffsurkundc  t. 

20.  Mai  1848.  o  o  o  o  ^ 

*  20.  Mai  1848.  gewährte  indessen  der  Earche  nur  den  Besitz 
und  Genuss  det  kirchlichen  Fonds  ^  und  gedachte  auch  mh 

visoren.  Lamprecht  äusserte :  „Ob  man  bei  jetzigen  aufgeklärten  Zeita 
Leuten,  die  fremden  Glaubens  sind,  ob  sie  schon  hier  nicht  veijagt,  iondet 
geduldet  werden,  die  Rechte  der  Burger  benehmen  wolle,  eines  Bandet,  k 
schon  die  Natur  und  nicht  erst  die  christliche  Keligion  eingeführt,  tä 
Christen  für  unfähig  halten  wolle,  stelle  ich  anheim.  Dünkt  sich  der  Chrit 
mit  einer  Türkin  oder  Jüdin  glücklich,  so  sehe  ich  nicht  ab,  was  gende 
darunter  der  Staat  leide.  Es  übergehen  wird  fast  das  Beste  sein"  (Mi- 
terial.  9,  85.).  Ebenso  erklärte  ein  ständisches*  Monitum,  der  Fan- 
graph sei  wegzulassen,  „weil  die  Religion  bei  der  Ehe  gar  nicht  in  Ansdüa: 
kommen  dürfe '^  —  Suarez  glaubte  aber  mit  dem  blossen  Uebergebenäe 
Frage  wenig  geholfen.  „Herr  Lamprecht",  sagt  er,  „trägt  auf  Weglasset: 
an,  weil  solches  unseren  toleranten  Grundsätzen  nicht  gemäss  seL  So  Ub^^ 
aber  die  Hierologie  bleibt,  sehe  ich  nicht  ein,  wie  solche  Ehen  sollen |^ 
schlössen  werden  können.  Auch  ist  hier  die  Ehe  zur  linken  Hand  keh 
Ressource"  (Material.  9, 190.).  Er  stellte  deshalb  die  ursprüngliche Fir 
sung  des  Paragraphen  wieder  her  (Material.  9,  262^<),  kam  aber  dannr: 
Idee  zurück,,  „dass  es  das  Beste  sei,  den  Paragraphen  so  su  lassen  iriet' 
ist.  „Warum",  so  motivirt  er  seine  Ansicht,  ,will  man  die  Ehen  zviscbcs 
Juden  und  Christen  so  schlechterdings  yerbieten?  In  den  christlichen £br 
gesetzen  ist  nichts,  dem  sich  eine  Jüdin  nicht  unterwerfen  könnte.  ¥ia^' 
sie  also  in  der  Trauungsliturgie  keinen  Anstoss,  so  mag  sie  ein  CHr/ 
immer  heirathen.  Erlaubte  doch  Paulus,  dass  Christen  sich  mit  Heide 
Terheirathen  durften"  (Material.  80, 189.).  Danach  erhellt,  dass  der  £" 
geführte  Paragraph  des  Gesetzbuches  in  derThat  kein  EhcTerbot iviscb^ 
Christen  und  Juden  aussprechen  wollte;  thatsächlich  konnten  freiü:^ 
solche  Ehen  nicht  geschlossen  werden ,  weil  selbst,  wenn  die  Juden  sicl)  de: 
christlichen  Ehebenediction  hätten  unterwerfen  wollen ,  kein  Prediget  $* 
ihnen  ertheilt  haben  würde.  Dass  aber  den  aus  der  Kirche  Aastretecde 
die  Ehe  mit  Juden  nicht  versagt  werden  darf,  ergeben  jene  MotiTe  des  G^ 
setzbuches  deutlich.  Vgl.  indessen  damit  die  Grundsätze  des  Kdoigl.  Ober- 
tribunals bei  Altmann  Praxis  der  Preuss.  Gerichte  (Leipzig  1861 )  6(M.  - 
Danach  ist  auch  Jacobsond.  evangel.  K.R.  d.  preuss.  Staates  (Haue  l^  ^ 
1, 135.  zu  berichtigen. 

^  Rauer  a.a.  0. 505. 

^  Ges.-Samml.  S.  263.   Siehehinten  Anhang No.  7.  c. 

*  Verh.  d.  NaL-Vers.  8, 1. 
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keinem  Worte  der  Civilehe,  aber  schon  der  Commissionsent-^^J^'^llJJJ^'* 
wurf  sanctionirte  die  ,, Freiheit  der  Kirche"^,  und  sprach  als 
Consequenz  dieses  Principes  die  Nothwendigkeit  der  Civil« 
ehe  aus. 

Am  3.  Juli  stellte   der  Abgeordnete    Bauerband   den  ßJ'^JJgJn^J 
Antrag:  ^ 

„Die  bürgerÜche  Gültigkeit  der  Ehe  wird  durch  deren  Ab- 
Schliessung  vor  dem  dazu  von  der  Staats-Gesetzgebung  bestimm- 
ten Civilbeamten  bedingt**,  der  am  5.  Juli  angenommen  wurde, 
nachdem  ein  Zusatzäntrag  des  Abgeordneten  Zenker,  welcher 
die  Führung  der  Register  Civilbeamten  übertragen  wissen 
wollte,  abgelehnt  war.  (Art  21.)* 

Bekanntlich  wurden  aber  die  gesetzgebenden  Arbeiten  der 
National-Yersammlung  unterbrochen,  diese  selbst  aufgelöst  und 
am  5.  Dezember  1848.  eine    octroyirte  Verfassungsur- J^;yj^-^p^ 
künde  publicirt. 

Hier  schloss  sich  der  Art.  16.  ganz  an  den  Art.  21.  des 

Entwurfes  an,  der  jedoch  durch  den  Zusatz:    „die  kirchliche 

Trauung  kann  nur  nach  der  Vollziehung  des  Civilactee  statt- 

ßndm*\  dem  hellsehen  Vorbilde  ähnlicher  gemacht  wurde'. 

1  Rauer  Frotok.  d.  v.  d.  Versamml.  i.  Vereinbar,  d.  Preuss.  Verfass. 
ernannt  gewesenen  Yerfasa.-Commiss.  (Berlin  1849.)  1 10. 

'  ebendas.  38. 88.  —  Die  Motive  dazu  lauteten:  „Die  Trennung  der 
Kircke  vom  Staate  führt  mit  Nothwendigkeit  dahin,  dass  der  Staat  die  Form 
der  Schliessung  der  Ehe  nicht  mehr  den  Religionsgesellschaften  überlassen 
kann,  sondern  soviel  die  den  Staat  allein  interessirenden  bürgerlichen  Wir- 
kungen der  Ehe  anlangt,  lediglich  von  den  Staatsgesetzen  abhängig  sein 
lassen  muss.  Die  Aufnahme  dieses  Grundsatzes  in  die  Vejfassungsurkunde 
wird  durch  seine  grosse  Wichtigkeit  gerechtfertigt *^ 

3  Die  am  15.  Dezember  1848.  veröffentlichten  Erläuterungen,  die 
Bestimmungen  derVerf.-U.  v.  5.  Dez.  1848.  über  Religion,  Re- 
ligionsgesellschaften und  Unterrichtswesen  betreffend,  be- 
merkten zum  Artikel  16 :  „Nach  dem  bisherigen  Rechte  (Allg.  Landr.  Th.  2. 
Tit.  1.  §.  136.)  wird  die  Ehe  durch  priesterliche  Trauung  vollzogen.    Dieser 
aus  dem  evangelischen  Kirchenrechte  entlehnte  Grundsatz  kann  jedoch 
femer  nicht  mehr  aufrecht  erhalten  werden ,  weil  der  Staat  die.Begründung 
der  Ehe ,  in  welcher  er  selbst  seine  Wurzel  hat,  nicht  mehr  von  der  Mit- 
wirkung der  Religionsgesellschaften  abhängig  machen  kann,  aufweiche 
ihm  in  Zukunft  verfassungsmässig  kein  Einfluss  mehr  zustehen  wird.    Es 
war  mithin  die  Einführung  des  Grundsatzes,  dass  die  bürgerlichen  Wir- 
kungen der  Ehe  von  der  Abschliessung  vor  der  bürgerlichen  Objigkeit  ab- 
hängen  sollen,  eine  unabweisbare  Nothwendigkeit,  welche  die  Frankfurter 
Versammlung,  die  Verfassungscommission  und  dieCentralabtheilung  gleich- 
massig  anerkannt  haben.     Die  Frankfurter  Beschlüsse  Über  die  Grund- 
rechte enthalten  jedoch  femer  noch  eine  Bestimmung,  welche  in  dieVerf.-U. 
aufzunehmen  für  nothwendig  erachtet  worden  ist    Nach  den  gesammelten 
Erfahrungen  wird  künftig  d^e  kirchliche  Eheschliessung  nicht  aufhören, 
yrifdherg,  EheieMietiung.  45 
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Obgleich  nun  das  Staatsministerium  noch  im  Dezember 

1848.  den  Beschluss  fasste»  kein  proyieorisches  Gesetz  zur 
Ausfuhrung  des  Artikels  16.  zu  erlassen,  sondern  einstweileo 
die  kirchliche  Trauung  beizubehalten*,  so  erregte  jene  Ver- 
fassungsbestimmung doch  in  den  theologischen  E^reisen  dne 
nicht  geringe  Aufregung.  Mit  einem  Schlage,  klagte  mac, 
würden  die  Pfarrer  der  Stolgebühren  beraubt,  ohne  dara  ihr 
kärgliches  Einkommen  in  anderer  Weise  eine  Ergänzung  er- 
hielte. Man  fürchtete  nicht  nur  die  Schädigung  der  Kirche 
in  ihren  ideellen  Interessen,  sondern  fand  auch  die  materielleD 
der  Geistlichkeit  in  empfindlicher  Weise  bedroht  Sah  sid 
doch  die  Abtheilung  des  Ministeriums  für  innere  evan- 
gelische Eirchensachen  genöthigt,  die  immer  wachsende, 
und  freilich,  wie  man  behauptete,  auch  künstlich  geschulte 

Ijriiis«.  Aufregung  zu  dämpfen,  und  in  der  Verfügung  v.  2.  April 

1849.  allen  üblen  Befürchtungen  entgegenzutreten.  Sie  for- 
derte die  Geistlichen  auf,  über  die  Smnme  der  bisher  bezoge- 
nen Stolgebühren  Nachweis  zu  fuhren.  — 

^der  vS«.°         Die  Revision  des  Artikels  16.  wurde  L  J.  1849.  zuvor- 

Dieltote  derst  Ton  der  Ersten  Kammer  vorgenommen'.  Am20.Sqh 

Kammer.  tcmbcr  erstattete    der   Centralau&schuss   seinen  Bericht^ 

centrauos-  wclchcr,  uutcr  Ablehnung  aller  aufgestellten  AmendementsS 

schoMes.  ° 

weil  sie  tief  in  der  religiösen  Anschauung  des  Volkes  begründet  ist.  & 

wird  also  in  Zukunft  eine  bürgerliche  und  eine  kirchliche  Ehe  geben,  und  es 
kann  der  Fall  eintreten,  dass  jene  mcht  Yon  der  Kirche,  und  diese  nicht  m 
dem  Staate  anerkannt  wird.  Gegen  das  Erstere  wird  sich  der  Staat  gleicb- 
gültig  verhalten,  indem  er  es  den  BetheUigten  überlässt,  sich  mit  den  Ge- 
setzen ihrer  Religionsgesellschaft  auszugleichen,  dagegen  ist  er  auf  dis 
Höchste  dabei  interessirt,  dass  überall,  wo  die  kirchliche  Abschliessungda 
Ehe  vollzogen  wird,  zuvörderst  die  bürgerliche  Form  gewahrt  sei,  damit  eie 
nicht  die  Zahl  der  Verbindungen  häufe,  welche  er  von  seinem  Standpunkte 
aus  als  rechtlos  betrachten  muss.  In  dieser  Erwägung  findet  die  BeitiB- 
mung,  dass  die  kirchlich^  Einsegnung  stets  nur  nach  Vollziehung  des  bür- 
gerlichen Actes  erfolgen  dürfe,  ihre  volle  Rechtfertigung.  Dieselbe  vAh 
dem  belgischen  und  im  französischen  Rechte  ebenfalls  enthalten  (Belg. 
Terf.-Urk.  Art.  II.  §.  16.  —  Art.  organ.  §.  54.  Code  p^nal  Art  199.  ff.)i  «w^ 
steht  in  den  links-rheinischen  Theilen  des  preussischen  Staates  in  anerkans* 
-ter  Geltung". 

1  Verfüg,  d.  Cultus-Minist.  v.  21.  Dezember  1849. 

s  51.  Sitzung  V.  5.  October  1849. 

^  Verhandl.  d.  I.  Kammer  S.  1025. 

4  Von  der  V.  Abtheil,  statt  des  zweiten  Satzes  zu  sagen:  „DerGtüact 
geht  der  kirchlichen  Trauung  vorher".  Im  Centralausschusse:  „^^* 
kirchliche  Trauung  darf  nicht  vor  der  Vollziehung  des  Civüactes  stattfinden' 
2)  Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  ist  von  der  Vollziehung  des  CiTÜscf^ 
abhängig,  welcher  der  kirchlichen  Trauung  vorangehen  muss".  —  Der6^ 
rieht  reproducirt  fast  ganz  die  ministeriellen  Erläuterungen. 
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die  Annahme  des  Art.  16«  in  unveränderter  Fassung  empfahl 

und  nur  den  Zusatz  beantragte:  „die  Standesbücher  werden  van 

der  bürfferüchen  Behörde  geführV\    Am  5.  October  begannen 

die  Debatten,  welche  noch  an  demselben  Tage  zu  Ende  ge-  Detettea, 

führt  wurden. 

Eingeleitet  wurden  sie  durch  zahlreiche  Verbesserungs-^mondemMte 
vorschlage,  von  denen  einige  die  Form,  andere  das  Wesen  des 
Artikels  16.  und  den  Charaoter  der  dort  geforderten  Civilehe 
berührten,  noch  andere  gmr  die  Streichung  der  gesammten  Be- 
Stimmung  vorschlugen^. 

Als  das  wichtigste  erschien  das  Amendement  der  Abge- 
ordneten Stahl,  Uhden  und  Grcnossen,  welche  an  die  Stelle     stau. 
der  obligatorischen,  wenigstens  ftir  die  Bekenner  der  aner- 
kannten christlichen  Confessionen  in  den  alten  Provinzen,  die 
facultative  Civilehe  setzen  wollten. 

yiIHe  Aufrechthaltung  des  Ansehens  der  christlichen  Kirche^% 
lauteten  die  Motive,  „er/orderty  dass  ihre  Acte  die  öffentliche  Be- 
ghubigung  haben,  und  die  Vermeidung  des  Aergemisses,  das  bei 
einem  grossen  Theile  der  Bevölkerung  in  den  östlichen  Provinzen 
entstehen  wird,  wenn  durch  allgemeine  Zwangsvorschrift  die  Ehen 
nicht  mehr  durch  Trauung  geschlossen  werden,  sondern  diese  nur 
der  bereits  vor  dem  Civilstandsbeamten  geschlossenen  Ehe  nach- 
folgen darf  Die  Absicht  ist  es  dabei,  dass  die  Trauung  selbst 
ebenso  vne  die  Abschliessung  vor  dem  Civilbeamten  und  nicht 

1  Bus  law:  auf  Streiehung  dea  Art  16;  er  sog  dann  diesen  Antrag 
zurück  und  empfahl  die  Fassung:  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe 
-vrird  durch  deren  Abschliessung,  sowohl  in  der,  in  den  christlichen  Kirchen 
bisher  üblichen  Weise ,  als  auch  Ton  den  dazu  bestimmten  Civilstandsbe- 
amten bedingt.  Die  Kirchenbücher  behalten  ihre  bisherige  Rechtsgültig- 
keit  auch  für  die  Zukunft,  doch  werden  Civilstandsregister  für  diejenigen 
eingeführt,  die  sich  der  Civilehe  bedienen  wollen  ^^ 

Stahl  und  Genossen:  y,Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  wird 
•durch  deren  Abschliessung  von  dem  dam  bestimmten  Civilstandsbeamten, 
oder  durch  die  kirchliche  Trauung  der  Rellgionsgesellschaften,  die  bisher 
hierzu  berechtigt  waren,  begründet.  Mitglieder  der  letzteren  haben  die 
AVahl  zwischen  beiden  Formen. 

Wird  die  Ehe  durch  Civilact  geschlossen,  so  kann  eine  kirchliche 
Trauung  derselben  nur  nach  Vollziehung  des  Civilactes  stattfinden.  Wird 
<lie  Ehe  durch  kirchliche  Trauung  geschlossen ,  so  wird  die  kirchliche  Be- 
glaubigung derselben  in  die  Civilstandsböcher  aufgenommen  ^^ 

Walter:  Den  zweiten  Satz  des  Art.  16.  dahin  zu  fassen:  „Die  bürger- 
liche Trauung  muss  der  kirchlichen  vorhergehen  ^^ 

Ritte^:  Im  Falle  der  Annahme  des  Art.  16.  hinter  „stattfinden**  ein- 
zuschalten :  „Ausnahmen  bestimmt  das  Gesetz  ".  —  Verband  Ld.  LKam- 
mer  S.  1025.  ff. 

45» 
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er$t  die  Eintragung  des  Trawmgsaetes  in  da8  CkrihtandMlwk 
cfie  Ehe  begründe.    Jenes  sind  die  begründenden  Ade,  dUsei  itt 
nur  ein  Beweismittel^*. 
DieTflncbie-        jjj  jgj^  DiscuBsionen*  wurde  von  der  einen  Seite  auf  & 

dcoon  AH' 

sichten.  Nothwendigkeit  der  Clvilehe  hingewiesen,  welche  d«n  prcos- 
sischen  Eheschliessungsrechte  endlich  einen  einheitlichen  Cb- 
racter  geben  würde,  sie  wurde  als  unmittelbare  Conseqnenz 
der  Gewissensfreiheit,  d^  Trennung  von  Staat  und  Kirche  hm- 
gestellt,  sie  wurde  mit  historischen  Gründen  vertheidigt  und 
endlich  durch  das  Beispiel  der  Bheinprovinzen  in  ihrer  ün- 
Mifidlichkeit  für  die  Kirche  gerechtfertigt. 

Auf  der  anderen  Seite  betonte  man,  dass  die  kirchliche 
Trauung  ein  protestantisches  Princip  sei,  welches  in  Fleisch 
und  Blut  des  Volkes  übergegangen,  dass  ein  Bedürfmas  zur 
Civilehe  wenigstens  in  der  vom  Ausschusse  vorgeschlagenen 
Form  nicht  vorhanden  sei,  und  dass  sie  endlich  die  kirchliche 
Eheschliessung  mehr  und  mehr  verdrängen  und  dem  Gemüthe 
des  Volkes  entfremden  würde. 
8UU.  Der  Abgeordnete  Stahl  begründete  seinen  Antrag  aiu- 

führlich.    Er  war  nicht  gegen  die  Civilehe  überhaupt,  aber 
gegen  die-Gewissensbedrückung,  welche  durch  die  obligato- 
rische hervorgerufen  würde,  ganz  ebenso  wie  gegen  das  Ge- 
setz V.  J.  1847.,  welches  blos  das  augenblickliche  Bedöriniif 
habe  befriedigen  wollen  und  Ausnahmezustände  hervorgen- 
fen  habe. 
^^»oB?"*"         ^®^  ^^^  Abstimmung  wurden  sämmtliche  Amendement^ 
abgelehnt  und  der  Artikel  in  der  Fassung  des  Centralanf- 
Schusses  angenommen. 
d.Gk^i^?!!.        Inzwischen  hatte  der  Beschluss  der  Ersten  Kammer  & 
kaum  beschwichtigte  Bestürzung  der  Greistlichen  von  Neuen 
wachgerufen.     Einzeln  und   in  Vereinigungen  sprachen  sie 
ihre  Verwerfung  der  Civilehe  aus,  mit  zahlreichen  PetitioDen 
wandten   sie  sich   an  die  Zweite  Kammer,   selbst  die  Ab* 
<LAbtta«ii.f.  theilung  für  die  inneren  evangelischen  Kirchenange- 
KfKheMng&legenheiten  im  geistlichen  Ministerium  arbeitete  eine  Denk- 
jesenhttiten.  g^jj^^f^  B,uß\  dcrcu  Bestreben  in  dem  Satze  gipfelte  „dau  dii 
Staatsregierung  die  kirchliche  Trauung  in  ihrer  bisherigen  Ehi 

^  ebendas. 

«  Actenstücke  aus  d.  Verwalt  d.  Abthell.  d.  Miniit  i 
geistL  Angelegenh.  f.  d.  inneren  evangel.  KircheDsacheD(BeruD 
1850.)  66. 
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und  Anerkennung  bestehen  lassen  und  ihr  die  Wirkung,  eine 
rechtsgültige  Ehe  zu  beschaffen,  belassen  möge  —  unbeschadet 
dessen,  dass  der  Staat  denen,  welche  die  kirchliche  Trauung  nicht 
euchen  wollen  oder  nicht  erlangen  können,  die  Freiheit  einer 
bürgerlichen  Eheschliessung  eröffne".  — 

In  der  Zweiten  Kammer  erstattete  die  ßevisionscommis-comSSSS- 
aion  am  9.  November  1849.  Bericht  ^  Sie  hatte  in  ihrer  Ma-  *>«'*<**• 
jorität  an  dem  Principe  der  obligatorischen  Civilehe  festge- 
halten, und  ebenso  an  der  Bestimmung,  welche  die  kirchliche 
Trauung  vor  der  bürgerlichen  vorzunehmen  verbot.  Dage* 
gen  beantragte  sie  mit  11  gegen  5  Stinunen  die  Streichung 
des  von  der  Ersten  Kammer  beliebten,  auf  die  Personen  der 
Civilstandsbeamten  bezüglichen  Zusatzes. 

Die  Discussion  über  den  Artikel  16.  war  zuerst  mit  der  Dtocmtion. 
über  die  staatskirchlichen  Anordnungen  im  Allgemeinen  ver« 
bunden.  Sie  brachte  wenig  Argumente,  die  nicht  schon  in 
dem  anderen  Hause  geltend  gemacht  gewesen  wären,  sie  zeigte 
dieselben  TVldersprüche  der  verschiedenen  Parteiungen,  und 
erneuerte  endlich  die  zahlreichen  Amendements,  welche  theil» 
eine  Verwerfung,  theiis  eine  Modificirung  des  Principes  der 
Civilehe  verlangten'. 

1  Verhandl.  d.U.  Kammer  1084. 

<  Reichensperger  u.  Genoss.:  Den  zweiten  Satz  d.  Art.  IS.  zu 
streichen,  ev.  hinzuzusetzen :  «^Ausnahmen  bestimmt  das  Gesetz  'S 

Rohden  u.  Qei^OBS.:  Den  Zusatz  anzunehmen:  „Ausnahmen  be- 
stimmt das  Gesetz '*. 

Heinrici  u.  Genoss.:  „Die  bürgeriiche  Gültigkeit  der  Ehe  wird 
durch  den  Abschluss  von  dem  dazu  beauftragten  CivUstandsbeamten  be- 
dingt Bei  denjenigen  Religionsgesellachaften  aber,  welchen  der  Staat 
Corporationsrechte  verliehen  hat  (Art.  11. 29.) i  tritt  die  ciTilrechtliche  Wir* 
kung  der  Ehe  dann  ein,  wenn  nach  vorangegangenem  bürgerlichen  Aufge- 
bote und  dessen  Bescheinigung  durch  den  CivUstandsbeamten  die  Braut- 
leute kirchlich  getraut  worden  sind.  Die  Eintragung  solcher  Ehen  in  die 
Civilstandsregister  erfolgt  auf  Grund  eines  Copulationsscheines  der  betr. 
ReligionsgesellBchaft  'S 

Gamradt:  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  wird  durch  deren  Ab- 
schliessung  vor  dem  dazu  bestimmten  Civilstandsbeamten,  oder  durch  die 
kirchliche  Trauung  derjenigen  Religionsgesellschaften ,  welche  bisher  dazu 
berechtigt  waren,  unter  Beobachtung  der  Ehegesetze  des  Staates  begründet 
Die  Mitglieder  dieser  Religionsgesellschaften  haben  die  Wahl  zwischen 
beiden  Formen.  Wird  die  Ehe  durch  Civilact  geschlossen,  so  kann  die 
kirchliche  Trauung  nur  nach  Vollziehung  des  Civilactes  stattfinden.  Wiiyl 
die  Ehe  durch  kirchliche  Trauung  geschlossen,  so  muss  die  kirchliche  Be- 
glaubigung derselben  in  das  Civilstandsregister  aufgenommen  werden ''. 

V.  Fock  u.  Genoss.:  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  wird  be- 
dingt nach  dem  Entschlüsse  der  Brautleute,  entweder 
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Von  besonderer  Wichtigkeit  war  der  Antrag  des  Ahge- 

1 )  durch  khrchliche  Trauung, 
oder 

2)  durch  deren  Abschliessung  vor  dem  dazu  bestimmten  CiTÜstandi- 
beamten. 

Auch  im  ersten  Falle  sind  die  vom  Qesetse  yonuschreibendenAnieigeft 
bei  dem  mit  Führung  der  Civilstandsregister  beauftragten  Beamten  ?or  Voll- 
ziehung der  Trauung  zu  machen^'. 

Breithaupt:  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  wird  dnreh  deno 
Abschliessung  vor  dem  dazu  bestimmten  Civilstandsbeamten,  oder  duch 
die  kirchliche  Trauung  derjenigen  Beligionsgesellschaften,  welche  bieiR 
bisher  berechtigt  gewesen  sind,  bedingt  Die  Mitglieder  der  letzteieQ 
haben  die  Wahl  zwischen  den  beiden  Formen.  Der  durch  kirchllcheTnuranf 
stattgefundene  Abschluss  der  Ehe  wird  in  den  CiTilstandsregistem  Ilachg^ 
tragen". 

Frhr.  t.  Schlottheim:  Den  ersten  Satz  dieses  Amendements  ml«' 
ginnen :  „Unbeschadet  der  in  verschiedenen  Landestheilen  in  Bezug  anf  die 
Civilehe  bereits  bestehenden  Einrichtungen  wird  etc.'* 

Graf  zu  Stollberg  u.  Genoss.:  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der 
Ehe  kann  durch  deren  Abschliessung  vor  dem  dazu  bestimmten  CivibtaDd* 
Samten  begründet  werden.    Das  Nähere  bestimmt  das  Gesetz  *^ 

T.  Uechtritz  u.  Genoss.:  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  vird 
nach  freier  Wahl  der  Betheiligten  durch  die  kirchliche  Trauung,  oder  darci 
den  Abschluss  vor  dem  dazu  bestimmten  Civilstandsbeamten  bedingt 

Die  Untersuchung,  ob  die  Ehe  bürgerlich  zulftasig  sei,  steht  audiis 
dem  ersteren  Falle  allein  dem  Civilstandsbeamten  zu. 

Das  Nähere  bestimmt  das  Gesetz**. 

Brockhausen  u.  Genoss.:  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  derEle 
wird  durch  deren  Abschliessung  vor  dem  dazu  bestimmten  Civilstaodsbe* 
amten  bedingt.  Ein  besonderes  Gesetz  regelt  die  Führung  der  CivilsUDd^- 
register**. 

Wü  Iffing  u.  Genoss. :  Den  zweiten  Satz  des  Art  16.  zu  stracken. 

Beuter:  „Die  rechtliche  Wirkung  des  Ehebündniases  ist  nur  bedinf. 
durch  den  Civilact,  welcher  vollzogen  sein  muss,  bevor  die  Ehe  kirchlich 
oder  den  sonstigen  Religionsgrundsätzen  gemäss  eingesegnet  werden  käst 
Die  näheren  Anordnungen  trifft  das  Gresetz*'. 

Müller  u.  Genoss.:  „Die  Civilstandsbeamten  haben  zu  ermittelfit  <^ 
die  vom  Staate  geforderten  Bedingungen  zur  Abschliessung  einer  börgcrÜc^ 
gültigen  Ehe  vorhanden  sind. 

Die  Abschliessung  der  Ehe  selbst  erfolgt  auf  Grund  dessen  entvedr 
vor  dem  Civilstandsbeamten ,  oder  durch  die  kirchliche  Trauung  der  M- 
gionsgesellschaften,  die  dazu  berechtigt  sind,  nach  der  freien  Wahl  der  Bt- 
theiligten. 

Die  kirchliche  Trauung  muss  auf  Grund  des  kirchlichen  Attestes  in  di? 
Civilstandsregister  eingetragen  werden  **. 

Graf  V.  Monts  u.  Genoss.:  „In  allen  Landestheilen,  in  denen £^ 
Civilehe  bisher  nicht  die  Regel  gewesen  ist,  soll  diesribe  auch  femer ncr 
als  Ausnahme  und  zwar  dann  erst  zugelassen  werden,  wenn  diekircfaüd^ 
Trauung  verweigert  worden  ist. 
«     In  der  gesammten  Monarchie  werden  Civibtandsregister  geführt**.  -^ 

Alle  diese  Amendements  gelangten  nicht  zur  Abstimmung ,  well  st 
durch  Annahme  des  Amendements  Evelt  für  eriedigt  erachtet  wurden. - 
Verband!  d.  II.  Kamm.  1087.  ff.  1183.  ff.  Vgl.  auch  Rönne  die  ^>^' 
Urk.  f.  d.  Preuss.  Staat  (Berlin  1859.)  46.  ff. 
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ordneten  Evelt,  weil  er  für  die  spätere  Bedaction  der  Ver- "^"gjj^"* 
fassungsnrkunde  maassgebend  wurde. 

Er  schlug  vor,  den  Artikel  16.  dahin  zu  fassen: 
fjIJie  Einführung  der  CimUhe  erfolgt  nach  Maasegabe  eines 
beeanderen  Gesetzes,  was  auch  die  Führung  der  Civthtands^ 
register  regelt  ^^9 
und  er  begründete  sein  Amendement  damit,   dass   nur  das 
Princip  durch  die  Yerfassungsurkunde  ausgesprochen  werden, 
die  weitere  Ausführung,  die  Formen  und  Bedingungen  aber 
der  späteren  Gesetzgebung  überhissen  bleiben  müsse. 

Die  Specialdiscussion  erfolgte  am  15.  November.    Der  ^^JJiJin*' 
Standpunkt  der  Regierung  wurde  durch  den  Justiz-  und  den 
geistlichen  Minister  dargelegt. 

Der  Erstere  sprach  sich  gegen  alle  Anträge  aus,  welche^"»g*^j2jj**' 
die  Einführung  eines  gemischten  Systemes,  wie  der  faculta- 
tiven  Civilehe  bezweckten«.  Eine  Verfassungsurkimde  müsse 
grosse  Principien  feststellen,  ohne  sich  in  detaillirte  Bestim- 
mungen zu  verlieren;  das  könne  der  weiteren  Gesetzgebung 
vorbehalten  bleiben,  und  deshalb  empfehle  er  das  Amende- 
ment des  Abgeordneten  Evelt. 

Dieselbe  Ansicht  wurde  von  dem  Cultusminister  ver-  „^J^Jv, 
treten,  welcher  auf  die  Schwierigkeiten  der  Frage  und  die  !-*<>«»*>«»• 
Aufregung  unter  den  Geistlichen  hinwies,  und  welcher  auch 
die  oben  angeführte  Denkschrift  auf  den  Tisch  des  Hauses 
niederlegte. 

Gegen,  den  Artikel  16.  sprachen  nur  zwei  Redner,  beide 
zugleich  die  Civilehe  überhaupt  verwerfend;  dafür  nur  ein 
rheinisches  Mitglied  der  Kammer:  Dann  ivurde  der  Schluss 
der  Discussion  beantragt,  zur  Abstimmung  geschritten  und 
der  Antrag  des  Abgeordneten  Win  zier  auf  Streichung  des 
Artikels  16.  verworfen,  der  von  Evelt  dagegen  angenommen. — 

Da  so  eine  Uebereinstimmung  beider  Hälhser  nicht  zuEnijnt«y<?^- 
Stande  gekommen  war,  wurde  die  neue  Redaction  zur  wieder- 
holten Berathung  der  Ersten  Kammer  zurückgesandt. 

Der  CentralausschuBS  derselben  befürwortete  freilich  ^yj{|jJl^*" 
mit*  10  gegen  1  Stimme  die  alte  Fassung  und  mit  6  gegen  5, 
den  Passus  wegen  der  Civilstandsbeamten  beizubehalten^,  aber 
er  vermochte  diesmal  nicht  die  Majorität  des  Hauses  seinen 
Vorschlägen  günstig  zu  stimmen. 

In  der  Discussion  v.  12.  Dezember  1849.  ergriff  zuerst  Ducossion. 

1  Verhandl.  d.i. Kammer  S.  1948. 
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^°*§j[^*^''der  .Justizminister  Simons  für  den  Artikel  16.  in  der  f<m 
der  Zweiten  Kammer  angenommenen  Bedaction  das  Wort. 
Er  wies  darauf  hin,  dass  damit  das  Prineip  der  Cävilehe  ge- 
wahrt und  doch  der  späteren  Gesetzgebung,  welche  das  vor- 
handene Bedürfniss  berücksichtigen  müsse»  nicht  Torgegriffen 
werde.  „So  ist  noch  die  Hoffnung  zu  hegen",  sagte  er,  „dm 
Hch  alsdann  ein  Ausweg  finden  wird,  das  VerhäUmss  der  bürger- 
lichen zu  der  kirchlichen  Trauung  auf  eine  Art  zu  reguUren,  wo- 
durch sowohl  dem  Grundsatze  der  wechselseitigen  Selbstständüf- 
keit  des  Staates  und  der  Kirche,  als  auch  den  religiösen  Über- 
zeugungen und  Gefühlen  Gentige  geleistet  werden  kann*'. 

Für  den  Commissionsantrag  sprach  nur  der  Abgeordnete 

Ammoa.    Ammou,  für  die  Fassung  der  Zweiten  Kammer  der  Cttltufl« 

muSit^T.  ii^iuister   und  der  Abgeordnete  Stahl.     Der  Erstere  gab 

L«ienb«rg.  ^^escntlich  dieselben  Erklärungen  ab,  welche  er  schon  in  dem 

anderen  Hause  zu  Gunsten  des  Evelt' sehen  Antrags  ausge- 

suhl,     sprechen  hatte,  der  Andere  begründete  seine  Ansicht  in  aus- 

fuhrUcher  Bede. 

Sein  früherer  Antrag,  führte  er  aus,  sei  schon  über  du 
Bedürfniss  hinausgegangen,  er  sei  ein  Zugeständniss  gewesen, 
das  nur  in  dem  Spruche  „Schicket  euch  in  die  Zeit"  seme 
Bechtfertigung  finde. 

Er  wies  auf  die  Trefflichkeit  der  von  ihm  freilich  nicht 
richtig  geschilderten  englischen  Gesetzgebung  hin,  er  suchte, 
mit  freilich  ebenfalls  nicht  ganz  stichhaltigen  Argum^iten,  die 
von  anderen  Bednem  vorgebrachten  historischen  Beweise  fiir 
die  Civilehe  zu  entkräften,  und  er  sprach  schliesslich  sogar 
dem  Staate  die  Berechtigung  ab,  die  von  der  Comnässion  Tor- 
geschlagene  Anordnung  zu  treffen. 
Abiummang.         Bei  der  Abstimmung  wurde    der  Artikel  17.,  den  Be- 
schlüssen der  Zweiten  Kammer  gemäss,    mit  72  gegen  57 
v.u  ▼  31  ^^^°^^°^6^  angAiommen,  und  so  in  der  revidirten  Veifassangs- 
^^^ri^*  ^^^^"^^®  V.  31.  Januar  1850.  als  Art.  19.  publicirt: 

.  ,,Die  Einführung  der  Civilehe  erfolgt  nach  Maassgabe  eines 
besonderen  Gesetzes,  was  auch  die  Führung  der  Civilstandsregister 
regelt  **. 


BechSeiJL*         Schon  in  der  Sitzung  v.  12.  Dezember  1849.  hatte  der 

Wicklung.  Justizminister  mit   kurzen  Worten  die  Verhältnisse  de« 

preussischen  Bechtslebens  angedeutet,  welche  eine  Beform  de^ 

Eheschliessuncrsrechtes  als  nöthisr  erscheinen  Hessen:  die  Tran- 
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imgaweigerungen  der  evangelischen  Prediger  und  die  Ehen 
der  Dissidenten. 

Bevor  wir  daher  auf  die  späteren  Reformvorschläge  der 
Regierung  näher  eingehen  können,  werden  wir  zuvor  diesen 
beiden  Fragen  unsere  Aufmerksamkeit  zuwenden  müssen. 

Es  ist  eine  in  den  späteren  Kammerdebatten  vielfach  Aus-wll^nge?.' 
gesprochene  Ansicht,  die  auch  Seitens  der  Begierung  getheilt 
und,  Seitens  der  Wissenschaft  nicht  widerlegt  wurde,  dass  die 
Trauungsweigerungen  in  der  evangelischen  Kirche  Preussens 
erst  in  der  neueren  Zeit  ihren  Anfang  genommen  hätten,  dass 
das  früher  so  straff  angespannte  landesherrliche  Kirchenregi« 
ment  eine  jede  derartige  Regung  der  Geistlichkeit  mit  herber 
Strenge  würde  zurückgewiesen  haben.  Die  Benutzung  des 
Geheimen  Staatsarchives  setzt  mich  in  den  Stand,  diese  An- 
schauungen in  wesentlichen  Beziehungen  zu  berichtigen. 

Die  erste  Trauungsweigerung,  welche  uns  urkundlich  ent-      nss. 
gegentritt,  faUt  in  das  Jahr  1733. 

Die  Tochter  des  in  Berlin , ansässigen  Martin  Stadler 
hatte  sich  mit  Noel  Vitard  verlobt,  einem  Diener  des  fran- 
zösischen Gesandten. 

Obgleich  Stadler  Katholik  war,  so  gehörte  doch  seine 
Tochter  wie  seine  Frau  der  lutherischen  Elirche  an;  wenigstens 
war  die  erstere  evangelisch  getauft,  wenngleich  sie  freilich 
keinerlei  Religionsunterricht  erhalten  hatte  und  über  die  Grund- 
unterschiede der  verschiedenen  Confessionen  vollkommen  un- 
wissend war. 

Der  Berliner  Prediger  Reinbeck  unternahm  es  daher, 
ihr  die  Fundamentalunterschiede  der  christlichen  Kirchen  zu 
erläutern,  wobei  sie  jedoch  ihre  Geneigtheit  nicht  verheimlichen 
konnte,  der  katholischen  Kirche,  der  ihr  Bräutigam  angehörte, 
beizutreten. 

Reinbeck  war  mithin  der  von  seinen  Amtsbrüdem  und 
Vorgesetzten  getheilten  Ansicht,  dass  ihnen  „die  copulatio  all- 
hier  nicht  zu  veratatient  übrigens  aber  zu  überlassen  sei,  ob  sie 
mit  ihrem  Bräutigam  davon  ziehen  wolle,  da  sie  sich  dann 
anderswo  von  denen,  so  ihres  Bekenntnisses  sind,  kann  copuUren 
lassen". 

Auch  das   französische  Consistorium,   an  welches 

sich  Vitard,  weil  er  der  deutschen  Sprache  nicht  mächtig  sei, 

mit  der  Bitte  um  Copulation  wandte,  beschied  ihn  abschläglich. 

'  „Comme  le  promis",  lautet  das  Marginaldecret,  „est  Catho» 
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Uque  Romain^  et  que  la  PromUe  . ...  est  bühMetme,  eett€  aftm 
ne  neue  regarde  pas;  maie  si  la  promUe  itoit  rijormit^  2a  ^m- 
pUne  nou8  dijend  ctintervenir  en  aucune  manüre  dans  du  partät 
mariages  ä  peine  pour  lee  paeteure  de  eu^eneion  sirum  <2e  H- 
Position  de  leurs  <Ju»rges*\ 

Vitard  richtete  darauf  ein  directes  (besuch  an  denEömg, 
dem  franzöBischen  Consistorium  zu  befehlen,  ihn  aufbieten 
und  copuliren  zu  lassen.  Er  berief  sich  auf  einen  Prioedeni- 
fall  des  Jahres  ITlö.,  wo  auch  zwei  französische  Eathoüken 
auf  königlichen  Befehl  durch  Vermittlung  des  franzoBischen 
Consistoriums  getraut  worden  seien. 

In  der  That  befahl  der  König  unter  dem  11.  Marz  173^. 
„die  Vorsehung  zu  thun,  dass  derselbe  mit  seiner  Verlobten,,- 
dem  in  dergleichen  Fällen  bisher  gehaltenen  Gebrauehe  nach 
proclamirt  und  copuKrt  werden  möge*'  —  und  die  Geistlichkeit 
gehorchte  ohne  Weiteres, 
•ftaanngt-  Bedeutender  waren  die  Conflicte,  welche  sich  unter  der 

weigemngen  ^  ^  ^  ' 

"rieh  for'  R^gi^ru^  Friedrich's  des  Grossen  ergaben,  und  die  in  dr 
Frage  wegen  Heirathen  in  der  Affinität  ihre  Veranlassim;' 
fanden. 

F«ii*d'er         '  ^^  ^^"^  crstcu  Falle,  den  ich  in  den  Archivacten  gefunden 
wittwcHirt.  habe,  gab  der  König  nach. 

Eine  Wittwe  Hirt  hatte  i.  J.  1748.  vom  Könige  Dispes« 
erhalten,  ihres  verstorbenen  Mannes  Bruder  Sohn  zu  heiratkn 
Als  ihr  aber  die  Geistlichkeit  mit  der  Trauung  Schwiengkeiteo 
machte,  zog  der  König  sogleich  am  29.  October  1748.  seioe 
Dispensation  zurück. 

wiuweHeyn.  ^^  ^^^  '^^  ^"8  ^^  Gclc^nheit  ciucs  anderen,  ebenfBlL« 
dem  Jahre  1748.  zugehörigen  überliefert,  der  schon  deswegen 
eine  besondere  Beachtung  verdient,  weil  hier  zum  ersten  Mtic 
auf  das  Auskunftsmittel  der  Civilehe  zurückgegriffen  wurde*. 
Unter  dem  18.  Dezember  1748.  berichtete  die  Glogauiscfa« 
Oberamtsregierung  an  die  vorgesetzte  Behörde,  dass  der  König 
dner  gewissen  Elisabeth  Heyn  zu  Kuttlau  durch  Dispes- 
sation  die  Erlaubniss  ertheilt  habe,  sich  mit  ihres  verstorbenes 
Mannes  Bruder  Sohn  von  Neuem  zu  verheirathen,  während 
das  Consistorium  ihr  die  Genehmigimg  zu  solcher  £be,  die 

^  Die  unten  mitgetheilte  erste  Kabinetsordre  des  Königs  ist  schon  y^- 
PreuBs  Gesch.  Friedr.  d.  Or.  (Berlin  18810  '^i  474.  abgedraekt  - 1^^ 
übrigen  Actenstücke  sind  bisher  noch  gani  unbekannt. 


4.  Die  Nothcivilehe  für  Dissidenten.  8.  Prenssen.  715 

dem  Worte  Grottes  zuwider  sei,  versagt  habe.  Die  Regierung- 
bat  um  Zurücknahme  der  Dispensation  und  bemerkte  dabei^ 
dass  in  einem  ähnlichen  Falle  der  König,  auch  auf  Oesuch 
der  Begierungy  die  schon  ertheilte  Genehmigung  zu  einer  sol^ 
chen  Ehe  zurückgezogen  habe,  weil  eine  Trauungsweigerung 
Seitens  der  Greistlichkeit  stattgefunden  hätte.  Die  Eingabe 
der  Regierung  lautet: 

y^Sub  dato  Glogau  den  18.  Decemher  1748.  berichtet  die  Olo-  Giogiraifchen 

gauische  Ober  Amts  Regierung  AUerunterthäniget  von  der  von  ^         B«giening. 

Elieabetk  Heynin,  eine»  Schäfers  Witttee,  impetririen  HeyraOis- 

Dispensaiion. 

Allerdurchlauchtigster,   Gro€smächtigster  Königs  AUergnädigster 

König  und  HerrI 

Ew.  Königl.  Maj.  werden  wir  aUerunterthänigst  hiermit  zu 
berichten  gemüaaigt,  wasgeetaü  Elisabeth  Heynin,  eine  Unterthaniti 
zu  Kuttlau,  FOrstenthums  Glogau,  bereite  im  verwichenen  Monat 
Mcqi  dieses  ablaufenden  Jahres  bey  dem  hiesigen  Ober-Consistorio 
um  Erlaubniss  gebethen,  mit  ihres  verstorbenen  Mannes  Bruders 
Sohn,  Hanns  George  Heynen,  zur  anderweitigen  Ehe  zu  schreiten, 
worauf  wir  eben  derselben  unterm  13.  Mcgi  zur  resolution  ertheiltr 
Dass  nachdem  dergleiehen  Heyrath  in  der  heiligen  Schrift  mit 
deutlichen  Worten  verboten,  so  habe  die  gebetene  Dispensation 
nicht  statt.  Wir  sind  zu  dieser  Verordnung  bewogen  worden, 
weil  Ew.  KänigL  Majest.  ein  vor  allemahl  durch  eine  general 
Verordnung  aUergnädigst  declariret,  dass  nur  diejenigen  Ehen, 
welche  nicht  ausdrücklich  in  Gottes  Wort  verboten,  für  erlaubt 
gehalten  werden  sollen,  daher  wir  diese  Supplicantin,  weil  ihr 
Gesuch  der  heil.  Schrift  Levit.  XVIII.  14.  offenbar  entgegen  ge-- 
wesen,  noihwendig  haben  abweisen  müssen.  Es  hat  sich  aber 
dieselbe  daran  nicht  begnüget,  sondern  die  Wege  zu  finden  ge^- 
wusst,  dass  sie  mit  Verschweigung  dieser  abschläglich  erhaltenen 
Resolution  an  Ew.  Königl.  Maj.  allerhöchste  Person  eine  Sup- 
plication,  ohne  Unterschrifft  eines  Advocati  aUerunterthänigst  ein--  »  ' 
gereidiet,  und  um  höchste  EriheUung  di^er  Heyrath-Dispensation 
auffs  neue  gebethen,  worauff  dann  die  sub  A.  beigefügte  KönigL 
CabinetS'Ordre  sub  dato  Potsdam  den  23.  November  1748.  an 
uns  ergangen,  inhalts  deren  ihr  die  Erlaubniss  zu  dieser  Heyrath, 
wenn  sie  von  Evangelischer  reUgion  wäre,  ertheilet,  uns  aber 
aUergnädigst  befohlen  worden,  das  nöthige  dieserwegen  v^ter  zu 
besorgen. 
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Nun  haben  Wir  sie  ihrer  Religion  halber  vemommeni  da  «v 
dann  öffentlich  proßtirt,  dass  eo  wohl  sie^  ab  ihr  au$endmer 
Bräutigam  eich  zur  Evangelieehen  reUgion  bekenneUn^  wikd  wünie 
aho  weiter  nichie  übrig  eeyn,  als  dass  wir  das  mandatum  dt  pro- 
clamando  et  copulando  an  ihren  Geistlichen  zu  schaUigsien  Gt- 
horsam  sothaner  KönigL  Concessian  der  Supplicantin  ertheiUteH, 

Ew.  KönigL  Maj.  werden  uns  in  Ungnaden  nicht  vermerken, 
dass  wir  zu  forderst  annoch  in  Tiefester  Ehrfurcht  anzeigen^  voi 
gestaü  höchst  dieselbe  in  eben  diesem  Jahre  vermöge  der  Anlagt 
sub  B.  einer  Baurin  der  Wittibe  Hirtin  zu  Schweinitz  eine  gläch' 
massige  Dispensation  in  eben  demselbigen  casu  allerhöchst  erthiili 
haben  f  worauf  aber  der  dasige  Prediger  Frisch  diese  Copnlaüm 
zu  vollziehen  Anstand  gefunden,  und  als  wir  ihn  per  mandalm 
de  29.  Aug.  1748.  darüber  vernommen,  hat  er  dagegen  angezeigt, 
was  gestalt  es  wieder  sein  Gewissen  laufe,  eine  Copulaüon  zu 
vollziehen,  die  mit  ausdrücklichen  Worten  in  der  heil  Schr^ 
verbothen,  ja  mit  Göttlicher  Strafe  und  Fluch  beleget,  er  auch 
nach  seinen  principiis  dafür  halte,  dass  dieses  göttliche  Ge$et: 
nicht  ad  legem  forensem  Judaeorum,  sondern  ad  legem  morakm 
gehöre,  wesshcUb  er  submissest  gebeten,  ihn  von  diesem  acta  eopu- 
lationis  zu  dispensiren,  und  der  Supplicantin  lieber  f reg  zu  stillen* 
dass  sie  sich  von  einem  andern  Geistlichen  copuUren  lassen  mögt 

Wir  haben  darauf  nicht  anstehen  können,  von  dieser  Vor- 
fallenheit  an  Ew.  KönigL  May.  sub  dato  26.  Sept.  a.  c.  allere 
unterthänigsten  Bericht  abzustatten,  worauf  dann  das  sub  C 
accludirte  allergnädigste  Rescript  de  29.  Octobr.  an  uns  ergangen, 
inhalts  dessen  die  obangezogene  Dispensation  wieder  aufgehoben 
worden. 

Wie  unr  uns  nun  bey  dem  gegenwärtigen  abermahUgen  wi 
gantz  gleichen  casu  leicht  vorhero  vorstellen  köntien,  dass  ein 
Evangelischer  Prediger  sich  nicht  leicht  finden  werde,  diesen  von 
der  Elisabeth  Heynin  intendirien  actum  copulationis  ohne  einigem 
Bedencken  zu  vollziehen,  so  würde  uns  zwar  ein  leichtes  seyn, 
ein  mandatum  copulationis  dessfaüs  ergehen  zu  lassen,  jedoch 
halten  unr  solches  noch  zur  Zeit  für  bedenckUch,  damit  die  ezecu- 
tiones  der  KönigL  höchsten  Befehle  nicht  dem  discemement  derer 
Geistlichen  eaponiret  werden  möge,  wie  es  sich  dann  auch  nidit 
würde  thun  lassen,  jemand  hierin  falls  wieder  sein  Gewissen  :v 
zwingen,  und  dieserhalb  erkühnen  unr  uns,  bei  Ew.  KönigL  Mcv. 
noch  vorhero  in  tiefester  Ehrfurcht  anzufragen,  wie  wir  uns  hie- 
bey  fernerhin  verhalten,  und  entweder  die  Supplicantin  oder  die 
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Geistlichen  auf  einen  andern  Fall  beeeheiden  sollen ,  die  mr  mit 
allertreuester  Submission  ersterben 

Ew.  KönigL  Majestät 
aüerunterthänigst  treu  gehorsamste 
Zu  dero  KönigL  Glogausehen  Ober^Amts-Regierung  verordnete 
Ober-I^aesident,  Praesidenty  Director  und  Rätlie*'. 

(Folgen  Ühtersekriften.) 

Die  Begierung  fügte  ihrer  Eingabe  erstens  die  Dispensa» 
tionsurktinde  des  Königs  bei: 

A. 

pres.  26,  Novhr.  1748. 

,sSr»  KönigL  May.  in  Preussen  etc.  unser  allergnädigster 
Herr  erlauben  auf  beykommendes  original  memorial  einer  Sohä^ 
ferin,  Nahmens  Heinin,  Wittwe,  dass  wann  sie  von  Evangelischer 
jReKgion  sie  ihres  verstorbenen  Mannes  Bruder  Sohn  wieder  heu- 
raihen  dürfe,  wann  sie  aber  cathoUsch,  sich  bey  dasigen  Con-- 
sistorio  melden  müsse,  und  befehlen  der  Ologauischen  Ober-Ambts- 
Regierung  und  Consistorio  hiedurch  in  Gnaden,  dem  Befinden 
nach  die  Wittwe  Heinin  hiemach  zu  bescheiden  und  nöthigen 
falls  das  nöthige  solcherwegen  weiter  zu  besorgen. 

PoUdam  23.  Novbr.  1748.  Friederich. 


An  die  Ghgawcke  Ober  Ambts  Regierung 
und  ContistoTwm. 

Zweitens,  die  in  dem  früheren  Falle  ertheilte  Dispensation : 

B. 

Sr.  KönigL  May.  in  Preussen  etc.  unser  aUergnädiqster  Herr  Bttiitfen 
dispensiren  und  erlauben  hiemit  und  in  Kraft  dieses,  die  Ehetchtidungtn. 
zwischen  der  Wittwe  EUsabeth  Hirtin  zu  Schweidnitz  im  Grün^ 
bergischen  Craysse  und  ihres  verstorbenen  Mannes  Bruders  Sohn 
George  Hirten  und  befehlen  dem  Pastori  loci  Frisch  sich  dar- 
nach gehorsamst  zu  achten,  und  wann  sonst  kein  Bedencken  vor^ 
handen  erwähnte  Wittwe  Hirtin  mit  gleichfalls  benannten,  ihres 
verstorbenen  Mannes  Bruder  Sohn  zu  proclamiren  und  sodann 
zu  copuUren.      Signatum  Berlin  d.  26.  Maji  1748. 

Friederich. 

V.  Arnim. 

Und  drittens  endlich  die  Zurücknahme  derselben  durch 
den  König: 
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a 

praes.  s.  J.  Novhr.  1748, 
Friederich. 
Was  ihr  vor  Anatand  habt  dem  George  Hirte  die  TTördtuiw 
der  ihm  zur  Heurath  mit  eeines  Vaters  Bruders^  Wütwe^  erthabfn 
Dispensation  angedeyhen  zu  lassen,  solches  haben  Wir  am  Eurm 
gehorsambsten  Bericht  vom  26sten  des  nechstvertvichenen  Septembri» 
des  mehreren  ersehen.    Wie  Wir  nun  die  von  euch  angeführte  B^ 
denekUehkeiten  nicht  unerhebUchßnden,  so  haben  Wiraüergnädigii 
resolvirt   obangezogene  Dispensation  wiederum  aufzuheben  um/ 
habt  ihr  dieserhalb  das  benöthigte  femerweit  zu  verfügen.    Yff- 
bleiben  auch  Euch  etc.  etc.      Berlin  d.  29.  Octobr.  1748. 
Auf  Seiner  Königl.  May.  aUergnädigsten  SpedalrBefeü 
Coeceji.  H.  G.  v.  Podewih. 

An  die  Qlogauisdie  Ober  Amhls  Regierung 
und  Ober  Consistarium^^. 

Der  König  antwortete  darauf,  dass  die  Begierung  ein  Im- 
mediatgesuch an  ihn  zu  richten  habe,  ob  es  erlaubt  sei,  Beme^ 
Vaterbruders  Wittwe  zu  heirathen: 

^Könii?**  „Friedrich  König  etc.  etc. 

An  die  Ologausche  Ober  A.  Regier,  hetref,  der  Hegnin  impetrirten 

HegrathS'Dispensatian, 

Auff  dayenigCj  was  Ihr  gegen  die  der  Elisabeth  Heimn  er- 
theilte  Dispensation  unter  dem  18.  dieses  Monaths  vorgestiB^ 
toird  Euch  hiermit  zu  Eurer  Direction  bekandt  gemacht,  doff 
weilen  die  quaestionirte  Dispensation  von  Uns  immediate  erthtUä 
worden,  Ihr  auch  bey  ünns  immediate  anfragen  müsset ,  oh  tf 
erlaubt  seg,  seines  Vaters  Bruders  Wittibe  zu  heyrathenf  Tföfcy 
Ihr  dann  mit  anfägen  könnet,  dass  die  dortigen  Geistlichen  ti^ 
weigern  dergleichen  Eheleute  zu  trauen. 

Seyend  etc.      Berlin  den  31.  Dec.  174Ö. 

V.  Coeceji"* 

In  Folge  dieses  Bescheides  machte  die  Glogauische  Be 
gierung  eine  neue  Eingabe: 

^^R^f^ot^^fAllerdurchlauchtigster,  Grossmächtigster  König,  allergnädigft^ 

König  und  Herr! 

Sub  dato  Glogau  den  22,  Januar  1749,  Bittet  die  dasige  Ober 
Amts  Regierung  allergehorsahmst^  sie  in  Höchsten  Königl,  Gnaden 
zu  bescheiden  j  wie  sie  sich  in  der  Vorfallenheü,  da  em  Unterthan 
vnder  das  Göttliche  Verboth  seines  Vaters  Bruders  WUtibe  hegrathen 

will^  zu  verhalten  habe. 

Es  ist  eines  Schäfers  Wittwe  Elisabeth  Heynin  dus  Kutäoi 
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EvangeUseher  BeUgion  auf  die  von  Ew.  KönigL  May.  deafaU 
am  23.  Navbr.  a.  p.  erhaltene  aüergnädigete  Diepenaation  ihres 
verstorbenen  Mannes  Bruders  Sohn  zu  heyrathen  gesonnen. 

Ew.  Königl.  Mayestät  aber  werden  uns  in  höcitsten  Gnaden 
erlauben,  dass  wir  aus  pflichtschuldigster  2 reue  und  devotion 
kiebey  vorstellen,  wie  wir  schon  ehemals  in  solchen  Fallen  das 
Eaempel  gehabt,  dass  der  Evangelische  Geistliche  submissest  ge^ 
bethen,  ihn  mit  Verrichtung  der  copulation  zu  verschonen',  weil 
dergleichen  Heyrath  in  der  heil.  Schrifft  mit  ausdrücklichen 
Worten  verbothen,  ja  mit  Göttlicher  Strafe  und  Fluch  belegt  sey. 

Wie  wir  nun  vermuthen  müssen,  dass  in  diesem  Fall  ein 
Prediger,  der  die  copulation  verrichten  soll,  wiederum  dergleichen 
Einwendung  machen  möchte,  und  wir  billig  anstehen  müssen, 
einen  Geistlichen  zu  etwas,  was  er  seinem  Gewissen  zuwider  hält, 
zu  zwingen,  als  haben  wir,  um  Ewr.  Königl.  Mtxjestät  höhs*e 
Ungnade  uns  nicht  zuzuziehen.  Dieselbe  in  tiefester  Erniedrigung 
bitten  sollen,  Sie  geruhen  Uns  in  Höchsten  Gnaden  zu  bescheiden, 
wie  wir  uns  in  dem  Fall,  dass  die  Geistlichen  die  copulation  zu 
verrichten  sich  entschuldigen  solten,  zu  verhalten  haben,  die  wir 
in  submissester  Ehrfurcht  ersterben 

Eunr.  Königl,  Majestät 
aUerunterthänigst  treu  gehorsamste 
Zu  dero  Glogauischen  Ober  Amts  Regierung  verordnete 
Ober  Praesident,  Praesident,  Director  und  Räthe". 

Darauf  erklärte  dann  der  König  in  einer  Kabinetoordre 
an  die  Glogauische  Regierung  und  einer  gleichzeitigen  an  den 
Glogauischen  Magistrat,  dass  die  Ehe  auf  dem  Bathhause  in 
Glogau  zu  schliessen  sei. 

Die  beiden  Kabinetsordres  lauten:  befi«httc%- 

^^An  die  Glogaiuische  O.A.  Regierung  betr.  die  Trauung  der  Hemin  ^  *' 

tnä  Ihres  verstorbenen  Mannet  Bruders-Sohn. 

Friedrich  König  etc.  etc. 
Da  Wir  aus  Eurem  gehorsamsten  Bericht  vom  22'-  nächst- 
verwichenen  Jan.  vernehmen,  dass  die  dortigen  Geistlichen  Schune- 
riffkeit  machen  ohnerachtet  Unserer  darüber  ertheilten  Dispensation, 
die  Elisabeth  Heinin  mit  Ihres  verstorbenen  Mannes  Bruders  Sohn 
zu  trauen,  so  befehlen  Wir  euch  hiemit  in  Gnaden,  erwehnte  Ver- 
lobte dahin  anzuweisen,  dass  Sie  Ihre  Verlobung  auf  dem  dortigen 
Rathhause  declariren  sollen:  welche  Declaration  Wir  dann  als 
eine  xcüreklich  voUenzogene  Ehe  folglich  die  daraus  erzeugten 
Kinder  als  eheliche  Kinder  geachtet  und  angesehen  wissen  wollen. 
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v)obey  Ihr  Sie  dann  auch  bedürfenden  Falk  gegen  jedemwm 
Wiederspruch  nachdrücklich  zu  schützen  und  zu  handhaben, 
Seyend  etc.      Berlin  den  8.  Febr.  1749". 

„Friedrich  König  etc.  etc. 
Nachdem  Wir  der  Elisabeth  Heinin  zur  Heyrath  mit  Ihm 
verstorbenen  Mannes  Bruders^Sohne  Unser  landesherrliche  Di»- 
pensation  ertheilet  und  beyde  Verlobte  dahin  angewiesen^  dau  Sk 
sich  auf  dem  dortigen  Rathhause  melden  und  Ihre  VerlobmQ 
declariren  mögen,  so  fügen  Wir  Euch  solches  hiedurch  zu  wUuh, 
mit  gnädigstem  Befehl  sothane  Declaration  von  diesen  LaUen  od 
protocoüum  zu  nehmen  und  Ihnen  davon  Copiam  vidimatam  » 
ertheilen,  welche  Ihn  alsdann  anstatt  eines  TraiLscheines  dienen  idl 
Seynd  etc.         Berlin  den  8'«^  Febr.  1749.         Coeeeji 

An  den  Magistrat  zu  Glogau  ". 

Dennoch  scheint  der  König  von  einer  so  extravaganten 
Maassregel^  wie  die  Verstattung  der  CivUehe  in  jenen  ZeHeo 
gehalten  werden  musste,  nidit  für  die  Dauer  haben  Gebrandi 
machen  zu  sollen. 

Keine  Civilehe  ist  uns  weiter  überliefert,  wenngleich  i^ 
Bedürfniss  dazu  auch  später  sich  mannichfach  geltend  maches 
mochte,  und  ebensowenig  wandte  der  König  gegen  widenpeD- 
stige  Geistliche  Zwang  an^  selbst  wenn  er  als  oberster  BiBckf 
die  in  Frage  stehende  Ehe  gebilligt  hatte. 

i2?FSJfi756.        ^^"^  ^^*  Februar  1755.  rescribirte  er*: 

,yS.  K.  Majest.  lassen  dem  MüUer  zu  Haasdorf  Joh,  Cof}^ 
Dalhoitz  auf  dessen  unterth.  Memorial  vom  26^en  jüngst  ^ 
vnchenen  Monaths,  worin  derselbe  gebeten,  dass  der  Predigtrt^ 
Hartmannsdorff  Wehlisch  angehalten  werden  möchte.  Ihm  «^ 
seines  verstorbenen  Stiff  Bruders  Wittwe  zu  copuUren,  hiemitair 
Resolution  ertheilen:  dass  sothanes  Gesuch  in  Ansehung  des  df 
gedachten  Predigers  nicht  stattfinden  könne,  und  SuppKcant tiA 
deshalb  selbst  zu  bemühen  habe,  einen  Prediger  zu  finden,  wekkff 
ihn  auf  die  von  Höchstgedachter  Sr.  Majest.  ertheilte  THspem- 
tion  trauen  wolle".  — 

Noch  merkwürdiger  ist  ein  Kescript  aus  dem  Jahre  1769** 

weil  hier  sogar  Trauungsweigerungen  bei  Ehen  Geschiedcoer 

Anftag«  dM  zur  Sprache  kamen,  und  der  Könii?  der  Anfra^re  des  Berliner 

mergtricbt«.  Kammcrgerichts  gegenüber  seme  Pnncipien  m  aUgememer 

Weise  aussprach^. 

*  Bisher  ungedruckt*  —  *  Sämmtliche  Actenstücke  ongcdruckt. 
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Dies  letztere  berichtete: 
„AUerdurchlauchtigster,  groasmächtigster  König,  Allergnädigster 

König  und  Herr! 
Das  Cammergericht  fragt  aüerunterthänigat  an,  ob,  wenn 
nach  rechtskräftig  getrennter  Ehe,  einer  der  gesehiedenen  Ehe- 
gatten, sieh  anderweit  vereheligen  will,  der  Prediger  der  Dioeces 
aber  sieh  weigert,  die  Copulation  zu  verrichten,  alsdann  das 
Cammergericht  befugt  sey,  die  ErhebUehkeit  der  Weigerungs  Ur- 
sache zu  untersuchen,  und  dem  Befinden  nach,  dem  Prediger  per 
Mandata  die  Copulation  zu  injungiren,  oder  ob  dieses  lediglich 
dem  Ober  Consistorio  überlassen  werden  müsse? 

Der  Knopfmacher  Schmidt  zu  Potsdam,  welcher  per  judi-  i^nogf- 
catum  vom  22,  SepU  1766.  von  seiner  Ehefrau  geschieden  worden^^^^^^^ 
beschwerte  sich  bey  uns  unterm  26.  SepU  c.  dass  der  Prediger 
Jjieberkühn  sich  weigere,  ihn  anderweitig  zu  copuliren,  und  zwar 
aus  der  Ursache,  weil  diejenige  Person,  mit  welcher  er  sich  ander- 
weitig zu  verheyraten  gesonnen,  bereits  durante  priore  matrimonio 
mit  ihm  in  aduUerio  gelebt  hätte. 

Wir  sahen  diese  Weigerungs-Ursache  um  deshalben  für  un- 
erheblich an,  weil  nach  Vorschrift  des  in  causis  matrimonialibus 
recipirten  juris  canonici  die  Ehe  inter  adulterum  et  adulteram 
nur  in  den  beyden  Fällen  verboten  ist,  wann  das  aduUerium  ent- 
weder cum  promissione  futuri  matrimonii,  oder  cum  insidiis  vitae  * 
innocenti  eonjugi  structis  verbunden  gewesen,  überdem  auch  der- 
gleichen Ehen  um  deswillen  einigen  favorem  haben,  weil  die  etwa 
vorhandene  Uberi  aduUerini  dadurch  legitimiret  worden,  und  hatten 
daher  kein  Bedencken,  das  gebetene  Mandat  wegen  zu  vollziehender 
CopiUation,  an  den  etc.  Lieberkühn  zu  erlassen.     Es  hat  der- 
selbe indessen  diesen   Vorfall  dem  Ober-Consistorio  angezeiget, 
und   letzteres  hat  sich  mittelst  eines  desfals  an  uns  erlassenen 
Anschreibens  geäussert,  wie  ihres  Dafürhaltens  die  Cognition  in 
dergleichen    VorfaUenheiten  zum  Ressort    eines  Justitz-Collegii 
nicht  gehöre, 

Allergnädigster  König  und  Herr!  Wir  glauben  hierin  die 
Gfrentzen  unserer  gerichtsbarkeit  nicht  überschritten  zu  haben, 
Zuyar  ist  dieser  Fall  in  denen  bisherigen  Verordnungen  nirgends 
deutlich  entschieden;  allein  die  Analogie  desselben  scheinet  unser 
Intention  zu  statten  zu  kommen.  Denn  so  haben  Ew,  KönigL 
Mctfestaet  durch  das  Edict  vom  10.  Mat/  1748.  alle  Ehe-  und 
Prediger-Sachen  ohne  Ausnahme  denen  Justitz-Coüegns  beyge- 
legt,  und  von  dieser  Eegul  sind  ex  post  durch  die  Instruction  vom 

Friedberg,  Ehetchliessung.  46 
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4.  Oct  1750.  und  das  Edict  vom  16.  May  1760.  hlo9  diqmigoi 
Sadten,  so  der  Prediger  Leben  und  Wandel  betreffen,  ausgmm- 
men  worden;  als  wodurch  vorgedachtes  Edict  vom  10.  Ifay  1748. 
in  allen  übrigen  nicht  ausgenommenen  Fällen  von  neuem  btstäüiget 
ioorden.     Ueberdem  scheinet  die  Bewrtheilung  der  Frage: 

in  wiefern  die  anderweitige  Ehe  einer  durch  Urteil  und  Retk 

geschiedenen  Person  zulässig  ser/f 
schon  mit  ad  executionem  des  von  uns  gesprochenen  Eheschfidw^gi- 
Urteils  zu  gehören  ^  und  so  wie  in  dergleichen  Urteün  die  Zät 
bestimmt  werden  muss,  binnen  welcher  eine  anderweite  Vtr- 
eheligung  unzulässig,  eben  so,  und  aus  gleichen  Grunde  schmä 
auch  die  Cognition  über  die  Zulässigkeit  der  2^en  Ehe  vberhauj^ 
zum  Ressort  des  Justitz^CoUegü  als  welches  überhaupt  in  Eh- 
Sachen  das  forum  competens  ist,  zu  gehören.  Ueberdem  iomi  ^ 
dem  JustitZ'Collegio  aus  denen  verhandelten  Ehescheidungs-AeU^ 
am  besten  belcant  seyn,  ob  das  adulterium,  dessen  der  gescIMm 
Ehegatte  beschuldiget  wird,  würUich  gegründet,  oder  nicht,  «vil 
es  in  selbigen  entweder  eingestanden,  oder  erwiesen  seyn  kata; 
hiervon  kann  aber  das  Consistorium  keine  Wissenschaft  haben. 
und  es  ist  also  nicht  abzusehen,  wie  es  mit  zuverlässighit  ü^ 
das  würkKche  Daseyn  des  aduüerii  ohne  anzustellende  Inquiiitidh 
urtheilen,  noch  weniger  aber,  wie  ein  Prediger  dergleichen  DS(^ 
zu  rügen  berechtiget  seyn  könne. 

Da  indessen  die  Sache  noch  zur  Zeit  nirgends  deuüich  w^- 
schieden;  so  haben  wir  Ew,  KönigL  Mcqesta£t  höchst  «w?^ 
Entscheidung  zu  unserer  Direction  in  künftigen  Fällen  uns  ki^ 
durch  erbitten  sollen,  und  verharren  in  tieffester  EmiedriguM 

Ew.  KönigL  Majestaet 
aüerunterthänigst-treuverpflichteste 
zu  Dero  Cammergerichte  verordnete  Praesidenten  und  RäAf- 
Berlin  den  8.  Decb.  1768 '^ 

Antwort  de«         Die  Antwoft  des  Königs  erfolgte  am  11.  Januar  176?- 
und  lautete: 

„Friderich  König  etc* 

Ihr  habt  unterm  8.  vorigen  Monaths  angefraget  ob,  v>t^ 
nach  rechtskräftig  getrennter  Ehe,  einer  der  geschiedenen  H^ 
gatten  sich  anderweitig  vereheligen  will,  der  Prediger  der  Dioet« 
aber  sich  weigert  die  Copulation  zu  verrichten,  ihr  alsdann  bff»^ 
wäret  die  Erheblichkeit  der  Weigerungs-Ursache  zu  vnterstßfhe^i, 
um  dem  Befinden  nach,  dem  Prediger  per  MandcOa  die  Copulation 
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:su  injungiren,  oder  ob  dieses  lediglich  dem  Ober  Consistorio  über- 
lassen  werden  müsse. 

Wir  wollen  Euch  dahero  zu  Eurer  Direction  hiermit  in 
Gnaden  nicht  verhalten,  dass  da  die  Frage,  ob  der  geschiedene 
adulteram  heyrathen  dürffe  oder  nicht  ad  disciplinam  publieam 
gehöret  Ihr  in  diesem  um  dergleichen  Fällen  die  Partheyen  aller- 
dings  an  das  Ober  Consistorium  verweisen  müsset, 

Berlin  den  Wem  Jan.  1769.  ad  mand. 

An  das  Cammer  Gericht  ^^, 

Er  wollte  also  die  Trauungsweige^ingen  als  eine  interne 
kirchliche  Angelegenheit  behandelt  wissen.  — 

Die  Redactoren  des  Landrechtes  haben  der  Trauunga-J{J*^^;[^ 
-Weigerungen  nur  an  einer  Stelle  gedacht.  weigemngen. 

„Wenn  ein  katholischer  Pfarrer",  bestimmt  8.  442.  Th.  2.  a.-l.-r. ii. 

11.  §.  442. 

Tit.  11.,  „Anstand  nimmt,  eine  Ehe,  welche  nach  den  Landes- 
gesetzen  erlaubt  ist,  um  deswillen ^  weil  die  Dispensation  der 
geistlichen  Obern  nicht  nachgesucht  oder  versagt  worden,  durch 
Aufgebot  und  Trauung  zu  vollziehen,  so  muss  er  sich  gefallen 
leisen,  dass  diese  von  einem  anderen  Pfarrer  verrichtet  werden"^. 

Aus  dieser  positiven,  für  Katholiken  gegebenen  Vorschrift,^^^^5J5j*^' 
verbunden  mit  dem  gänzlichen  Schweigen  des  Gresetzbuches  d^°QjJjBto- 
über  Trauungsweigerungen  protestantischer  Pfarrer,  hat  man    ^°'^'^«■• 
bis  jetzt  beständig  den  Schluss  gezogen,  dass  die  Redactoren 
Vles  Landrechts  diese  für  unmöglich  gehalten  hätten,  und  dass 
sie  anderenfalls,  dem  Geiste  des  damals  herrschenden  Terri- 
torialismus gemäss,  durch  Strafandrohungen  den  staatlichen 
Gesetzen  den  nöthigen  Gehorsam  gesichert  haben  würden. 

Die  Einsicht  in  die  umfangreichen  Materialien  lässt  jedoch 
diese  Ansicht  als  nicht  zutreffend  erscheinen.    Es  ergiebt  sich 
vielmehr,  dass  die  Frage  der  Trauungsweigerungen  ausfuhr- 
lich berathen  worden  ist.     Zuvörderst  schon  bei  den  Ehen  zur  weigemngcn 
linken  Hand.  Eben. 

Die  Maedeburffer  Stände  erklärten*:  „Der  parochusor-  oiewagd«- 

.  ,  ,        T^.  1  »  barger  StSndtt 

dinanus  muss  zu  einer  solchen  Einsegnung  nicht  gezwungen  werden*^, 
„der  Staat  muss  ja  auch  immer  das  schwächste  Gewissen  schonen**^, 

^  §.443.  eben  da  8.:  „Das  Land  es-Justizcollegium  ist  in  einem  aolchen 
Falle,  sowie  auch  alsdann  schon,  wenn  der  katholische  Pfarrer  das  Aufgebot 
aus  einem  solchen  Grunde  versagt,  wohl  befugt,  beides  einem  anderen 
Ffazrer,  allenfalls  auch  yon  einer  verschiedenen  Beligionspartei  aufzu- 
tragen".  Vgl.  auch  Anhang  z.  Ailgem.  Gerichtsordn.  §.  287. 

>  Material.  80,  71. 

3  ebenda8.42, 40. 
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^"^toram.***''^®  Beviaio  monitorum  bemerkte  zu  §.  626.  unter  No.  3.*: 
f^Es  üt  zu  verordnen^  dass,  wenn  der  Prediger  der  Parodde  tiA 
ein  Gewiesen  daraus  machte  er  nicht  dazu  gezwungen  werden 
könne**,  und  eine  Bandnotiz  bezeichnet  dies  Bedenken  als 
y^gegründet**. 

Aber  auch  bei  anderen  Ehen  musste  sich  dieselbe  Frage 
aufdrängen. 
^ wSSt*"         Schon  eine  der  Concurrenzschriflen  hatte  darauf  hinge- 
wiesen*; 

„TFtV  wenn  der  GeistKche  ohne  Grund  nicht  prodamm 
wiül  Nach  französischen  Rechten  kann  ich  ihn  actionmren,  — 
Hoffentlich  wird  man  auch  in  dem  Preussischen  Gesetzbuehe  dafür 
sorgen".  — 

Es  wird  dann  auch  geradezu  eine  hierauf  bezügliche  An- 
ordnung formulirt: 

„Das  Au/gebot  und  die  Trauung  muss  der  darum  ersudäe 
Geistliche  des  Bräutigams  oder  der  Braut,  wenn  er  anders  keim 
gesetzmässigen  Gründe  sie  zu  versagen  hat,  verrichten  —  thtdtr 
>.    es  nicht,  so  kann  er  von  denen  zu  trauenden  belangt  werden  tmcf 
dann  setzt  er  sich  der  Schadloserstattung  mit  Inschluss  des  ent- 
gehenden Vortheils  und  der  Verweisung  in  die  Gerichtskosten  ßw. 
So  macht  man  den  Herren  Füsse",  fügt  der  Verfasser  himu, 
„und  verhindert  ihr  gewöhnliches  Zaudern".  — 
«^?ht'nieht         Denuoch  ist  keine  Vorschrift  über  TrauungsweigeruDgeo 
^•^^™^in  das  Gesetzbuch  aufgenommen  worden,  und  es  liegt  m 

demnach  ob,  den  Grund  dieser  Omission  nachzuweisen, 
onind  daron.         Da  ergicbt  sich  denn  vor  allen  Dingen,  dass  man  woU 
das  Bedürfniss  für  solche  Anordnungen  nicht  als  genügeod 
erkennen  mochte. 

Nicht  freilich,  dass  man  gemeint  hätte,  die  Greistlicbea 
müssten,  wie  andere  Staatsbeamte,  ohne  Weiteres  den  landtf- 
gesetzlichen  Bestimmungen  nachkommen,  dass  man  die  G^ 
Wissensbedenken  der  Pfarrer  mit  dem  Ungehorsam  der  poli- 
tischen Beamten  auf  gleiche  Linie  gestellt,  mit  denuelbcD 
Maasse  bemessen  und  von  denselben  Folgen  hätte  begleitet 
wissen  wollen,  dass  man  deswegen  Ton  der  Aufstellung  ^ 
sonderer  Bestimmungen  Abstand  genommen  hätte: 

• 

Das  Landrecht  hatte  yielmehr  die  auch  von  den  protestanth 

^  ebendaa.  74, 137. 

s  ebenda8.8S,  119.   MitdemMotto:  „ Natura duceeuBduiB''. 
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sehen  Theologen  jener  Zeiten  getheilten  nnd  gebilligten  kirchen- 
rechtlichen Lehren  codificirt,  ja  noch  mehr,  es  glaubte  das 
natürliche^  das  absolute  Recht  in  möglichster  Vollkommenheit 
darzustellen:  und  so  erschienen  Conflicte  des  Staates  mit  den 
Fon  denselben  naturrechtlichen  Anschauungen  durchdrungenen 
Theologen  als  fast  undenkbar;  darum  glaubten  die  Bedactoren 
mit  Vorschriften  gegen  Trauungsweigerungen  Hiebe  in  die 
Liuft  zu  thun,  die  vielleicht  erst  die  protestantische  Geistlich- 
keit zu  einer  prüfenden  Vergleichung  der  gesetzlichen  Be- 
etimmungen mit  dem  absoluten  Rechte  auffordern  und  so  zu 
unerträglichen  Conflicten  fuhren  könnten ,  und  darum  vermie- 
den sie,  überhaupt  nur  die  Möglichkeit  protestantischer  Trau- 
ungsweigerungen anzuerkennen. 

Wenn  aber  behauptet  worden  ist,  dass  das  Landrecht„f*.B!'Jj^je"f 
falls  es  überhaupt  diese  Frage  hätte  vorsehen  wollen,  seinem    ^^^** 
ganzen  Geiste  nach  zu  Zwangsmaassregeln  gegen  die  Geist- 
lichen seine  Zuflucht  genommen  haben  würde,  so  muss  auch 
das  entschieden  bezweifelt  werden. 

Einerseits  würde  man  den  protestantischen  Pfarrern  kaum 
haben  verargen  dürfen,  was  man  den  katholischen  gestattete, 
freilich  könnte  man  entgegnen,  dass  eben  den  ersteren  der 
König  als  ihr  Bischof  in  seinem  Gesetzbuche  die  nöthigen 
Anordnungen  gegeben  habe,  dass  also  eine  Parallelisirung  mit 
den  katholischen  Pfarrern,  wo  eben  eine  Trauungsweigerung 
falls  der  kirchliche  Obere  nicht  dispensirt  habe,  nachge- 
lassen werde,  unthunlich  sei;  aber  es  hiesse  den  Geist  des 
Liandrechtes  verkennen,  wenn  man  seine  kirchlichen  Anordnun- 
gen auf  die  landesherrliche  Episcopalgewalt  zurückfuhren 
Trollte.  Schon  längst  hatte  der  Territorialismus  Staats-  und 
Kirchengewalt  durch  engste  Bealunion  in  der  Person  des 
Lfandesherm  verbunden;  es  wäre  warlich  derzeit  Niemanden 
eingefallen,  eine  Scheidung  vorzunehmen,  die  praktisch  werth- 
los  und  theoretisch  unverständlich  gewesen  sein  würde.  Die 
Staatsgewalt  des  Landesherm  hatte  seine  Kirchengewalt  über- 
wuchert und  verschlungen;  er  gab  der  evangelischen  Kirche 
T¥ie  der  katholischen  als  Fürst  des  Territoriums  die  Gesetze, 
tmd  er  hätte  deswegen  keinen  Grund  gehabt,  die  Geistlichen 
Seider  verschieden  zu  behandeln. 

Andererseits  wird  aber  diese  Auffassung  auch  durch  den  Entworfr. 
Entwurf  einer  Bestimmung  unterstützt,  der  von  Einem  der  °"' 

Bedactoren,  von  Grolmann,  herrührt. 
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Dieser  schlagt  vor^: 

„  Wenn  der  Pfarrer  der  Parochie,  zu  welcher  die  VerloUtn 
gehören^  aus  Uraaehen^  die  in  den  LandesgeeeUen  niehi  gegrwndä 
sind,  das  Aufgebot  oder  die  Trauung  verweigert,  kann  auf  A/h 
suchen  der  interessenten  von  der  Regierung  oder  eonsistorio  da 
Aufgebot  oder  Trauung  einem  anderen  Prediger  aufgdrageh 
werden".  — 

So  würde  also  die  Yorschrifl  des  Gesetzes  gelautet  haben, 
und  nur  aus  den  oben  dargestellten  Gründen  hat  man  AngUod 
genommen,  sie  in  das  Landrecht  einzufügen^. 


Das  waren  die  Ereignisse,  welche  den  jetzt  zu  besprechefi- 
den  Trauungs Weigerungen  vorangegangen,  das  die  Gesetze, 
nach  welchen  diese  zu  beurtheilen  waren. 
BcheiVeKcht  ^^^    knüpften    an    das    landrechtliche    Ehescheidung)»- 

recht  an. 

Gleich  nach  den  Freiheitskriegen  war  eine  Beaction  der 
kirchlichen  Gesinnung  gegen  die  Freigeisterei  und  Frivoli^t 
des  achtzehnten  Jahrhunderts  zu  Tage  getreten.  Die  grosse 
Noth  der  napoleonischen  Occupation,  die  fast  wunderbar 
schnelle  Errettung  hatten  die  Kirche  dem  deutschen  Volke 
wieder  näher  gerückt. 
Beacüond«-         Glcich  damals  war  auch  schon  das  landrechtliche  Eke- 

Ifegen. 

scheidangsrecht  Vielen  ein  Gegenstand  des  Anstosses  gewor- 
den; gleich  damals  waren  Wünsche,  auf  Beformen  gerichtet, 
hervorgetreten. 

Aber  freilich  wurde  die  Abhülfe  Seitens  des  Staates  er- 
wartet :  die  einzelnen  Geistlichen  würde  Niemand  zu  einer  Op- 
Position  gegen  das  Landesrecht  für  befugt  erachtet  haben,  tatA 

1  Material.  72,84.  —  Auch  die  von  den  Redactoren  lu  den  Adnoni- 
tionen  über  die  morganatischen  Ehen  gemachten  Bemerkungen  (obea 
S.  724.)  liefern  einen  Beweis  dafür.  — 

2  So  stimme  ich  in  diesem  Besultate  mit  dem  Gutachten  des 
Preussischen Kronsyndikates  y.  J.  1856.  (AUgem.  Kirchenzeit I8o^' 
S.  830.  ff.)  Überein.  Dagegen  halte  ich,  wie  schon  oben  S.  180.  aosgefnluH 
den  Satz,  welcher  die  Rechtskraft  der  evangelischen  KiTchenordnoogeDd«! 
Landesgesetzen  gegenüber  hervorhebt,  för  grundfalsch.  Vgl  aach  die 
schlagenden  Ausführungen  in  Richter  Beitr.  z.  preuss.  Kirchenr.  (Leipo^ 
1865.)  17.  f.  Auch  meine  ich,  dass  nach  der  Stellung,  welche  die  protestto- 
tischen  Geistlichen  in  den  deutschen  Staaten  eingenommen  haben,  ubenB* 
wo  nicht  die  Selbststfindigkeit  der  Kirche  ausgesprochen  worden  ist,  eis 
Zwang  gegen  die  Trauungsweigemden  juristisch  zu  rechtfertigen  »!• 
wenn  er  auch  mit  den  Grundsätzen  des  preuss.  Landrechts  und  der  ^*ni^ 
der  Kirche  nicht  übereinstimmt. 
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Niemand  hätte  ihnen  gestattet,  bei  Ehen  Geechiedener,  welche 
der  Staat  billige,  die  Trauung  zu  versagen. 

Dennoch  erfolgten  seit  dem  J.  183L  Trauungsweigerun-^J^*J^^_ 
gen^;  zuerst  ein  Fall  in  Pommern,  dann  i.  J,  1833.  einer  in^«»«erniigen. 
Westphalen;  bis  zum  J.  1845.  im  Ganzen  25  Fälle,  von 
denen  allein  7  auf  Rechnung  des  Berliner  Predigers  von  Ger- 
lach kamen. 

Das  Kirchenregiment  glaubte  bei  so  vereinzelten  Er- |^<»ii^»ff  <>«« 
scheinungen  um  so  eher  von  strengen  Maassregeln  gegen  die  '^^^^ 
Geistlichen  Abstand  nehmen  zu  können,  als  man  einerseits 
durch  die  beabsichtigte  Reform  des  Ehescheidungsrechtes  die 
Forderungen  der  Geistlichkeit  zu  befriedigen  hofile,  und  an- 
dererseits die  Conflicte  in  leichter  Weise  damit  löste,  dass  man 
iai  einzelnen  Falle  das  Pfarrrecht  des  weigernden  Geistlichen 
aufhob  und  die  Trauung  einem  anderen  übertrug. 

Aber  auch  dies  Mittel  musste  als  unzureichend  erscheinen, 
als  die  Trauimgsverweigerungen  nach  Erlass  der  Verord- 
nung V.  28.  Juni  1844.^  nicht  nur  nicht  aufhörten,  sondern 
der  Prediger  von  Gerlach  i.  J.  1845.  auch  die  Zulässigkeit  ^Z'Si^lt' 
eines  ihm  für  den  Trauungsact  verordneten  Stellvertreters  be- 
stritt  und  eine' Aenderung  des  Traurituals  ablehnte. 

Die  Staatsbehörden  erforderten  damals  einsehende  Gut-J?»**f ^*«n  <*• 

o  ^       ^   Coiulstoriesu. 

achten  der  Consistorien,  welche  in  ihrer  grossen  Mehrheit  die 
Weigerungen  der  Geistlichkeit  verwarfen  und  weder  vom  theo- 
logischen noch  vom  juristischen  Standpimkte  aus  für  gerecht- 
fertigt erklärten^ 

Die  Ansichten  der  beiden  Justizminister  gingen  a^s- «ndw jartTi- 
einander.  minister. 

Savigny  betonte  die  Staatsdienerqualität  der  Geistlichen.    ß*^>«ny- 
Er  wollte  gegen  die  Trauungsweigemden  als  gegen  ungehor- 
same Beamte  einschreiten  lassen;  Uhden  sprach  ihnen  mit    uhden. 
der  eigentlichen  Beamteneigenschaft  auch  die  Verpflichtung 
ab,  unbedingt  den  Staatsgesetzen,  soweit  sie  kirchliche  Fragen 
berührten,  nachzukommen,  und  die  Cabinetsordre  v.  30.  ^!^■?'^" 
Januar  1846.  adoptirte  diese  Ansicht.  ^®**- 

Sie  wollte  mit   definitiven  Maassregeln  warten,   bis  die 
evangelische  Eorche  selbst  zu  festen  Grundsätzen  über  das 

^  Ueber  dies  und  das  Folgende  vgl.  die  Ausfuhrungen  des  Justiz- 
ministen  Simons  in  den  verschiedenen  Kammersessionen  und  Dove 
Art.  Scheidereeht  in  Herzog  tbeoL  Eneyclopäd. 

2  GeB.-Samml.v.  1844.  S.  184. 
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Eherecht  gelangt  sein  würde,  und  daher  ermächtigte  sie  po- 
visorisch  die  Coneistorien,  bei  jeder  Trauungsweigennig  nadi 
Erfordern  der  Umstände  durch  Dimissorialien  zu  helfen.  — 
In  der  That  nahmen  auch  die  Trauungsweigemngen  der 

Ki^£^  nächsten  Jahre  keineswegs  zu.    Erst  als  der  Frankfarter 
1851.      Kirchentag  i.  J.  1854.  von  Neuem  sich  scharf  gegen  das 
landrechtliche  Scheiderecht  ausgelassen  hatte,  vermehrten  &e 
sich,  und  auch  das  Mittel  der  Dimissorialien  versagte. 

Denn  die  Consistorien,  deren  Stellung  zum  Staate  durdi 
La^uchderden  Artikel  15.  der  inzwischen  publicirten  Yerfassungs- 
urkunde  v.  31.  Januar  1850.  wesentlich  verändert  worden 
war,  nahmen  dieselbe  Grewissensfreiheit  für  sich  in  Ansprudi, 
welche  die  Ordre  v.  30.  Januar  1846.  den  Gteistlichen  g^ 
währt  hatte. 

"^rrSi"  I^i®  Regierung  suchte  wieder  zu  helfen,  und  wieder  mit 

BegieniDg.  möglichster  Berücksichtigung  der  Gewissensfireiheit.  Mochte 
auch  vor  der  Emanation  der  Verfassungsurkunde  dem  gelten- 
den Staatskirchenrechte  gemäss  ein  Zwang  gegen  die  Geist- 
lichen juristisch  unbedenklich  gewesen  sein:  jetzt  war  er  in 
keiner  Weise  mehr  zu  rechtfertigen. 

d?^S£^  In  den  Sessionen  1854/5.  und  1857.  legte  sie  den  ge«et^ 
^•^^^™J"gebenden  Versammlungen  Gesetzentwürfe  vor,  welche  m 
strengeres  Scheiderecht  einfuhren  und  so  die  verderblichen 
Conflicte  im  Keime  ersticken  sollten.  Aber  selbst  wenn  diese 
Projecte,  was  nicht  geschah,  die  Billigung  der  Ejunmem  er- 
halten hätten,  so  wären  sie  doch  nicht  mehr  im  Stande  g^ 
wesen,  den  Zwiespalt,  der  immer  grössere  Dimensionen  ang^ 
nommen  hatte,  zu  beseitigen. 

Die  Geut-  Hatten  doch  die  Geistlichen  in  Privatverbänden  sich  ««• 

liehen.  ,  •  .  L 

sammengethan,  um  das  von  ihnen  für  schrifbnässig  erachtete 
Becht  durchzuführen,  hatten  sie  doch  selbst  Schiedsgerichte 
constituirt,  denen  sie  sich  in  der  Frage  nach  der  Zulässij^ei! 
der  Trauungen  Geschiedener  zu  unterwerfen  versprachen.  Audi 

confiwM  ^^  ^  Berlin  i.  J.  1856.  zusammengetretene  kirchliche  Con- 
186«.  ferenz  theilte  diesen  einseitigen  Standpunkt,  und  war  weit 
entfernt,  sich  zu  der  milderen,  von  dem  Oberkirchenrathe 
angestrebten  Pnuds  zu  bekennend 

Diecivuohe.         D^g  einzige  Auskunflsmittel  lag  noch  in  der  Civüche  und 

1  Vgl.  Actenetücke  aus  d.  Verwalt  d.  eyangeL  Oberkirchen- 
raths  Bd.  4.  (Berlin  1857.)  S.  818.  ff. 
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auf  diese  wies  auch  die  Cabinets-Ordre  Königs  Friedrich ^•J;;^!'^^'^' 
Wilhelm  IV.  v.  8.  Juni  1857.  geradezu  hin^ 

„Ihnen,  dem  Staatsminister  von  Raumer",  hiess  es,  „und 
dem  Evangelischen  Ober^Kirchenrathe  ist  bekannt,  dass  nach 
Meiner  Ueberzeugung  eine  völlig  korrekte  Behandlung  der  Ehe* 
Scheidungssachen  durch  die  Kirche  erst  dann  möglich  sein  wird, 
wenn  dieselbe  durch  die  Gestattung  der  bürgerlichen  Ehe  auch 
für  solche  Personen,  welche  aus  der  Landeskirche  nicht  ausge- 
schieden sind,  gänzlich  von  allen  menschlichen  Rücksichten  befreit 
sein  wird.  Die  Kirche  kann  dann  das  Schriftwort  in  vollster 
Strenge  zur  Anwendung  bringen,  ohne  dass  zerstörende  Conflicte 
zu  besorgen  sind,  weil  es  den  geschiedenen  Personen  möglich  ist, 
eine  Ehe  ohne  den  kirchlichen  Segen  einzugehen.  Dann  wird  der 
Zeitpunkt  eintreten,  in  welchem  das  Kirchenregiment  unter  dem 
Bekenntnisse  der  langen  und  schweren  Verirrungen  der  Evange- 
lischen Kirche  das  reine  Schriftwort  wieder  als  das  unabänder- 
liche, nicht  zu  dehnende  und  zu  deutende  Gesetz  der  KircJiC  pro- 
clamiren  kann". 

Zugleich  wurde  als  Hülfe  für  den  augenblicklichen  Noth- 
stand  angeordnet: 

„1.  Die  Geistlichen  sollen  angewiesen  werden,  von  allen 
Fällen,  in  denen  bürgerlich  geschiedene  Ehegatten  die  kirchliche 
Einsegnung  einer  anderen  Ehe  verlangen,  dem  Consistorium  An- 
zeige zu  machen. 

2.  Die  Consistorien  aber  sollen,  vorbehaltlich  des  Recurses 
für  den  sich  beschwert  fühlenden  Theil  an  den  Evangelischen 

Oberkirchenrath  über  die  Zulässigkeit  der  Trauung,  nach  den 
Grundsätzen  des  christlichen  Eherechts,  wie  solches  im  Worte 
Gottes  gegründet  ist,  zu  entscheiden  haben. 

3.  Die  Ordre  v.  30.  Januar  1846.  bleibt  in  KrafV. 

Dennoch  verlautete  von  einem  Civilehegesetze  noch  nichts,  ^^^^ 
wenngleich  die  Fachministerien  und  das  Staatsministerium  die 
eifrigstenBerathungen  pflogen,  und  sich  sehr  bald  schon  auch  die 
Ordre  v.  8.  Juni  als  erfolglos  ausgewiesen  hatte.  Denn  das 
in  Gottes  Wort  enthaltene  Eherecht,  welches  der  Kirche  als 
Norm  hingestellt  war,  wurde  eben  vom  Oberkirchenrathe 
so,  von  vielen  Consistorien  anders  verstanden  und  der  Conflict 
auch  innerhalb  der  Kirche  nicht  gelöst. 

^  Die  Verhandl.  üb.  d.  Oes.-Entw.  d.  Eherecht  betr.  (Berlin 
1859.)  S.  109.  f. 
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immediat.  jj^  ^^ßj  Immediatberichte  v.  25.  November  1K8,^ 

bencht  des 

^«thVv  *a?' ^®B*®  ^^^  Oberkirchenrath  dem  Prinz-Begenten  die  Uebd. 
Nov.  1858.  stände  der  geltenden  Praxis  dar,  und  es  erfolgte  darauf  die 

?«V?'^i1JOrdre  v.  10.  Februar  1859.*,  welche  dem  Oberkirchemrathc 
Überall,  wo  die  Consistorien  die  Traugenehmigung  versagea 
zu  müssen  glaubten,  die  definitive  Entscheidung  zospracL 
Von  den  Geistlichen  erwartete  sie,  dass  sie  den  Anweisungen 
des  Oberkirchenrathes  Gehorsam  entgegen  bringen  würden, 
und  ermächtigte  diesen  endlich,  im  Nodifalle  bei  Traunogs- 
weigerungen  durch  Substitutionen  anderer  Geistlicher  für  die 
Durchführung  seiner  Principien  Sorge  zu  tragen. 
wMfüber^  Gleichzeitig  wurden  aber  auch  der  Justiz-  und  Cultus- 

civiiehe.  minister  zur  Ausarbeitung  eines  Civilehegesetzes  ermächtigt, 
zumal  da  i.  J.  1858.  sich  die  beträchtliche  Zahl  von  190G 
Trauungsweigerungen  ergeben  hatte,  von  denen  nur  lOoi 
durch  den  Oberkirchenrath  beseitigt  worden  waren. 


DiaSdentcn'  Bövor  ich  jcdoch  auf  den  Gesetzentwurf  selbst  eingehe, 
wird  noch  das  andere  oben  erwähnte  Motiv  für  die  Adoptirung 
der  Civiiehe:  die  Eheverhältnisse  der  Dissidenten,  zu  berühreo 
sein. 

S?.*GÄf         Freilich  hatte  das  Gesetz  v.  J.  1847.  den  Dissidenteii 

V.  1847.    ^Q  Civiiehe  in  jener  eigenthümlichen,  oben  dargestellten  Form 

gegeben:  allein  das  war  ein  Ausnahmerecht,  nur  denjenigen 

gewährt,  welche  Ihren  Austritt  aus  der  Kirche  formell  erklärt 

haben  würden. 

Mochte  es  nun  auch  der  Schuld  dissidentischer  Ehegatten 
selbst  zuzuschreiben  sein,  wenn  sie  sich  mit  der  Trauung  ilire^ 
Geistlichen  begnügten  und  die  Civiiehe  vor  dem  Richter  ver- 
säumten: es  war  das  doch  eine  Folge  des  für  bestimmte  Be- 
llgionsgenossen  festgesetzten  Ausnahmezustandes,  der  mit  den 
Bestimmungen  der  Verfassungsurkunde  im  Widerspruche  xQ 
sein  schien,  und  es  musste,  als  solche  ehelichen  GemeinscW' 
ten  häufig  und  häufiger  wurden,  eine  dem  Staate  nicht  ange- 
fährliche  Verwirrung  der  Clvilstandsverhältnisse  zu  Wege 
bringen. 

kcuZHiiifl'         Andererseits  aber  gab  es   auch  zahhreiche  Dissidenten. 
die  durch  ihr  Grewissen  von  jedem  Austritte  aus  der  Kircbe 

1  Actenstücke   aus  d.  Verwalt.  d,  evangel.  Oberkirchen*  , 
xaths  Bd.  2.  S.  267.  ff. 
^  ebendas.  2S0. 
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zarückgehalten  wurden,  denen  man  weniger  Un-  als  lieber- 
kirchfichkeit  vorwerfen  konnte,  und  die  eo  jeder  Eheschlie»» 
eungsform  entbehrten. 

Das  einzige  Hülfsmittel  glaubte  die  Regierung  auch  «hier 
in  der  Civilehe  zu  finden.  — 


Der  Entwurf  der  Regierung^  enthielt  in  den  beiden  ersten  DerRegf*. 
-Paragraphen  die  JPrincipien  des  ganzen  Gesetzes.  yyZur  hür^ 
gerlichen  Rechtsgültigkeit  einer  Ehe  wird  die  priesterliche  Traiir- 
ung  durch  einen  Geistlichen  erfordert ^  bestimmte  der  erste. 
„  Es  kann  jedoch  die  Ehe  mit  bürgerlicher  Rechtsgültigkeit  auch 
von  dem  Richter  geschlossen  werden,  wenn  die  priesterUche  Trau- 
ung versagt  worden  ist,  oder  die  Brautleute  erklären,  dieselbe 
nicht  in  Anspruch  nehmen  zu  können",  verordnete  der  zweite.  ciTiiehe.* 
Also  facultative  Civilehe,  wenngleich  die  eigenthümliche  Ke- 
daction  des  Gesetzes  weniger  diese  als  eine  Nothcivilehe  er- 
kennen liess. 

Bei  der  bürgerlichen  Eheschliessung  waren,  dem  Vorbilde 
des  Gesetzes  von  1847.  gemäss,  auch  bürgerliche  Aufgebote 
und  bürgerliche  Kegisterführung  vorgeschrieben,  bei  der  kirch- 
lichen blieben  die  landrechtlichen  Bestimmimgen  in  voller 
Kraft.  Die  Gebühren  für  die  Civilehe  sollten  nur  fortfallen, 
d.  h.  zurückgezahlt  werden,  falls  die  kirchliche  Trauung 
nachfolge. 

Die  Motive  erläuterten  die  Absichten  der  Regierung  voll-    Motwe. 
ständig. 

Die  obligatorische  Civilehe  war  verworfen  worden,  weil 
sie  „nicht  nur  über  das  Bedürfniss  hinausgehen,  sondern  auch 
der  Sitte  und  den  Anschauungen  der  Bevölkerung  in  den  Ost' 
liehen  Provinzen  durchaus  zuwiderlaufen  würde". 

Die  Nothcivilehe  war  für  unpassend  erachtet  worden,  weil 
auch  „für  diejenigen  Fälle  vom  bürgerlichen  Gesetze  VorkeJirunr 
gen  getroffen  werden  müssten,  in  welchen  solche  Personen  eine 
gesetzlich  erlaubte  Ehe  eingehen  wollen,  die  aus  Gründen,  welche 
auf  dem  Gebiete  ihres  eigenen  Gewissens  liegen  und  die  sich  des^ 
halb  einer  Cognition  durch  Andere  entziehen,  entweder  die  Organe 
der  Kirche  um  Gewährung  der  Trauung  nicht  in  Anspruch 
nehmen  können,  oder  der  von  der  Kirche  in  Anspruch  genomme- 
nen  Trauung  nicht  theilhaftig  werden".  — 

Zuerst  wurde  der  Gesetzentwurf  zur  Berathung  dem  Ab-  ii.  KÄmmer. 

^  Die  Verhandlungen  etc.  a.  a.  O.  1859.  S.  8.  ff. 
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CoinmiMion.geordnetenhau8e  vorgelegt,  dessen  Commission  in  zwölf  Sitzon- 
gen  einen  ausfuhrlichen  eingehenden  Bericht^  ausarbeitete. 

Sie  nahm  das  von  der  Be^erung  vorgeschlagene  Princip 
der  facultativen  Civilehe  als  das  richtige  an.  Sie  betonte  das 
BedürfhisSy  welches  in  den  zerklüfteten  kirchlichen  Verbiüt- 
nissen  Freussens  nach  der  Civilehe  sich  geltend  mache,  und 
welches  im  Art.  19.  der  Verf.-U.  die  Mittel  zu  semer  Ab- 
hülfe schon  angedeutet  finde,  sie  verwarf  alle  in  ihrem  Schoosse 
aufgetauchten  Anträge,  welche  auf  einen  gegen  die  trauungs- 
weigemden  Geistlichen  anzuwendenden  Zwang  abzielten. 

Mit  18  gegen  3  Stimmen  bejahte  sie  die  Nothwendigkeit 
der  Civilehe. 

Schwieriger  waren  die  Erörterungen  über  die  näheren 
Modificationen  dieses  Principes. 

Für  die  Nothcivilehe  hatte  sich  nur  ein  Mitglied  au8g^ 
sprechen:  Die  Commission  verwarf  sie  ohne  Bedenken;  für 
die  obligatorische  Civilehe  hatten  sich  mehrere  Stimmen  gel- 
tend gemacht,  und  die  Commission  vermochte  nicht,  die  Folge- 
richtigkeit jener  zu  verkennen,  und  ihre  Vorzüge  zu  unter- 
schätzen: aber  sie  glaubte  doch  mit  15  gegen  6  Stimmen,  dk 
facultative  Civilehe  empfehlen  zu  müssen:  theils  aus  den  schon 
von  der  Kegierung  angegebenen  Gründen,  theils  wegen  der 
Schwierigkeit,  passende  Organe  für  die  Be^sterfuhrung  zu 
finden,  theils  endlich,  weil  keine  andere  Art  der  Cirilehe  — 
nach  Verwerfung  der  genannten  —  existire,  und  der  Wortlut 
der  Verfassungsurkunde  nicht  entgegenstehe. 
'dernnfS''  Wohl  aber  veränderte  die  Commission  mit  grosser  Jfcjo- 
rität  die  Fassung  der  Re^erungs vorläge,  schon  um  ihr  & 
nicht  zu  läugnende  Aehnlichkeit  mit  der  doch  im  Principe 
verworfenen  Nothcivilehe  zu  nehmen. 

§.  1.  lautete:  ,,IHe  Trauung  durch  den  Geistlichen  einer ^ 
Kirchengemeinschafien,  die  zur  Führung  eines  mit  ö/entScht» 
Glauben  versehenen  Kirchenbuches  berechtigt  sind,  begrOndit  du 
bürgerliche  EechtsgüUigkeit  einer  Ehe. 

§.  2.  Ausserdem  kann  die  bürgerliche  Rechtsgültighat  wtf 
Ehe  durch  eine  Erklärung  vor  dem  Richter  begründet  Ver- 
den  "«. 

^SfwSTS^         Die  Berathungen  im  Abgeordnetenhause  nahmenden 

\  ebendas.  2S.  ff. 

'  Den  Wortlaut  der  RegierungsTorlage  mit  den  Abindenmgen  der 
Commission  siehe  Anhang No.  7.  d. 


4.  Die  NothciTÜehe  filr  Dissidenten,  a.  Prenssen.  733 

17.  Febrnar  1869.^  ihren  Anfang  und  dauerten  bis  zum 
15.  April. 

Es  würde  hier  zu  weit  föhren,  die  eingehende  Discussion  ' 

zu  schildern 'y  welche  über  das  Prindp  des  Gesetzes  und  seine 
einzehien  Bestimmungen  im  Schoosse  des  Hauses  Platz  griff. 
Alles,  was  nur  irgendwie  für  die  Civilehe  vorgebracht  werden 
konnte,  wurde  von  ihren  Vertheidigem  ins  Feld  gefuhrt,  Alles» 
was  der  kirchlichen  Eheschliessung  das  Wort  sprach,  dagegen 
geltend  gemacht.  Alle  Systeme  der  Civilehe  fanden  ihre  be- 
redten Vertheidiger,  der  Zwang  gegen  die  trauungsweigemden 
Geistlichen  wurde  empfohlen  und  abgelehnt. 

Am  11.  April  ging  du  Haue  zur  Spedaldiecussion  über  ^^^ 
und  berieth  insbesondere  über  die  ersten  beiden  Paragraphen 
des  Entwurfes,  also  über  das  Princip  des  ganzen  Gesetzes. 

Zwei  Amendements  waren  dazu  gestellt  worden,  das  eineAmtadement» 
befürwortete   die  Nothdvilehe',    das   andere  beantragte   den 
ersten  Paragraphen  ^inzüch  zu  streichen,  und  dem  zweiten 
die  Fassung  zu  geben^:  ,,  Ausser  durch  priesterKche  Trauung 
Jcann  die  bürgerUehe  RechtsgiUtigkeit  einer  Ehe  (xueh  u.  s.  w.'* 

Es  wurde  von  dem  Abgeordneten  Simson  passend  dahin 
gekennzeichnet,  dass  es  mit  einem  vornehmen,  herablassen- 
den, ein  wenig  verächtlichen  Gestus  denjenigen  die  Civilehe 
,, gnädigst  vor  die  Fasse  werfe**,  welche  von  der  kirchlichen 
Trauung  keinen  Gebrauch  machen  wollten. 

Beide  wurden  abgelehnt,  dagegen  die  Commissionsvor-Abtummmiff* 
schlage  mit  199  gegen  110  Stimmen  angenommen.     In  der 
Minorität  befanden  sich  die  Linke,  die  Katholiken  und  die 
Polens 

Die  Abstimmung  über  das  gesammte  Gesetz  erfolgte  am 
13.' April.    Es  wurde  mit  206  gegen  109  Stinmien  angenom- 

1  a.  a.  O.  S.  129.  ff. 

'  <  Zumal  da  ein  Separatabdruck  der  Verhandlungen  im  Buchhandel 
erschienen  und  leicht  zugänglich  ist.  Der  Titel  iat  oben  S.  729.  Anmerkg.  1. 
angegeben. 

s  Abgeordn.  y.  Weiher:  „Das  Alinea  1.  des  §.  2.  dahin  zu  fassen: 

„Es  kann  jedoch  die  bürgerliche  {lechtsgültigkeit  einer  Ehe  nach 
näherer  Bestimmung  des  folgenden  Abschnitts  auch  durch  eine  Erklärung 
Tor  dem  Richter  begründet  werden ,  wenn  a)  die  Trauung  von  dem  zustän- 
digen Geistlichen  Terweigert  wird ,  b)  die  Personen,  welche  eine  Ehe  ein- 
gehen wollen,  oder  auch  nur  eine  derselben  keiner  derjenigen  Kirchen- 
gemeinschaften angehören,  welche  zur  Führung  Ton  mit  öffentlichem 
Glauben  versehenen  Kirchenbüchern  berechtigt  sind*^  a.  a.  0. 285. 

^  T. Blanckenburg.  ebendas. 

6  a.  a.  O.  842. 
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men^j  wobei  verBchiedene  Mitglieder ,  welche ,  ob^di  An- 
hänger der  obligatorischen  Civilehe,  doch  die  Begienrngsvor- 
lage  unterstützt  hatten,  noch  speciell  ihr  Votum  motivirten.  — 

^"häi"'"'  ^^  Herrenhaus  trat  wegen  der  Nähe  des  SesaioÄ- 
Schlusses  nicht  mehr  über  den  Gesetzentwurf  in  Berathun^. 
Dagegen  erstattete  seine  Commisaion  noch  einen  eingehen- 
den Bericht^. 

^*  bricht"*'  ^ür  die  von  der  Regierung  vertretene,  vom  Abgeordnetes- 
hause angenommene  facultative  Civilehe  erhob  sich  keine 
Stimme.  Alle  Commissionsmitglieder  waren  einig,  dass  ein 
Bedür&iss  zu  einer  so  einschneidenden  Maassregel  nicht  vor- 
liege, und  die  Majorität  erblickte  in  ihr  einen  Act  der  Feind- 
seligkeit gegenüber  der  Kirche. 

Es  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  die  landrechtlichen 
Bestimmungen  über  Eheschliessung  seit  ungefähr  sechszig 
Jahren  in  segenbringender  Wirksamkeit  bestünden,  dass  iiir 
die  Dissidenten  durch  das  Gesetz  v.  J.  .1847.  genugsam  ge- 
sorgt sei. 

^®«^«  CiTii-  Die  Commission  verwarf  die  in  ihrem  Schoosse  beantragte 
Einführung  der  Nothcivilehe  mit  9  gegen  5  Stimmen,  und 
lehnte  dann  die  Regierungs-Vorlage  —  abgesehen  von  deren 
Bestimmungen  über  das  Scheiderecht  —  einstimmig  ab. 


%?j!'i8ml'  Obgleich  schon  diese  Commissionsberathungen  zur  Ge- 
nüge die  Ungeneigtheit  des  Herrenhauses  erkennen  liesseo,  die 
Civilehe  in  irgend  einer  Gestalt  anzunehmen,  so  legte  dock 
die  Begierung  in  der  folgenden  Session  wesentlich  denselbeii 
Gesetzentwurf,  wie  er  aus  den  Berathungen  des  Abgeordneten- 
hauses hervorgegangen  war,  wieder  dem  Herrenhause  zurBe- 
rathung  vor^« 
Motive.  Die  Motive^  wiederholten  theils  die  schon  in  der  vorigen 

Session  ftir  die  facultative  Civilehe  angeführten  Argumente, 
theils  suchten  sie  die  Gregenargumente  zu  widerlegen,  welcbe 
in  der  Herrenhauscommission  des  Jahres  1859.  beigebracht 
worden  waren. 

1  a.  a.  0. 476.  —  *  a.  a.  0. 4S9. 

8  Auch  diese  Verhandlungen  sind  im  Separatabdrucke  encbieD«: 
DieVerhandl.  üb.  d.  Ges.-Entw.  d.  Ehereofat  betr.  inbeid.HlQ- 
aern  d.  Landtages  i.  J.  1860.  (Berlin  1860.).  In  diesem  Prajeete  ward« 
ganz  rationell  die  GeseUeskraft  des  §.  442.  Th.  IL  Tit.  11.  AX.R.  —  ueb« 
oben S.  723.  —  aufgehoben. 

^  ebendas.  8.ff. 
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Weder  die  Keform  des  bürgerlichen  Scheiderechtes»  noch 
auch  die  mildere  kirchliche  Praxis  in  Bezug  auf  die  Wieder- 
eihsegnung  Geschiedener,  behaupteten  sie,  würde  den  Conflict 
zwischen  Staat  und  Kirche  lösen;  und  unthunüch  sei  es,  den 
Geschiedenen,  welche  eine  Wiedertrauung  verlangten,  erst  als 
Vorbedingung  Seitens  der  Ejrche  die  Bethatigung  einer  be- 
reuenden Gesinnung  aufzuerlegen,  und  so  die  Schuld  der 
Trauungsweigerung  gewissermaassen  denen  zuzuschieben, 
welche  die  Ehe  begehrten. 

,,Indem  die  Kirche  ihren  Segen  verweigerf,  übt  sie  ein  Recht, 
auf  welches  dem  Staate  keine  Einwirkung  zusteht;  aber  als  be- 
denkUch  muss  es  immer  erscheinen,  dass  die  Uebung  dieses  Hechtes 
ihre  Wirkung  nicht  in  den^  kirchlichen  Oebiete,  sondern  in  jenem 
des  bürgerlichen  Lebens,  und  zwar  nach  Voraussetzungen  äussert, 
welche  sich  der  Beurtheilung  des  Staates  ganz  entziehen,  in  dessen 
Sphäre  sich  doch  ihre  Wirkungen  hineinerstrecken". 

Diesmal  hatte  die  RegierungsYorlage  in  der  Commis8ion(.^^J^^{^"^ 
wenigstens  einen  Anhänger;  die  übrigen  wiederholten  die  Ver-  '^^^^^ 
werfimg  der  facultativen  Civilehe  mit  den  Gründen  des  vorigen 
Jahres.  Die  kleine  Zahl  der  Geschiedenen,  welche  die  Wie* 
dertrauung  nicht  erlangen  könnten,  würde  höchstens  die  Noth- 
civilehe  rechtfertigen,  die  doch  von  der  Regierung  selbst  ge- 
miflsbilligt  werde. 

Die  Commission  beantragte  deshalb  die  Streichung  der 
auf  Civilehe  bezüglichen  Paragraphen;  ein  Verbesserungsan- 
tr^  empfahl  die  Ersetzung  der  facultativen  durch  die  Noth- 
civilehe*. 

Die  Verhandlunffen  nahmen  die  Zeit  vom  13.  bis  16.  Fe-   verhaad- 

°  langen. 

bmar  1860.  in  Anspruch^. 

*Der  Standpunkt  der  Kegierung  wurde  von  keinem  einzigen 
Kedner  vertreten;  nur  das  Amendement  von  Zander,  welchesAmendemenu 
die  vorjährige  Begierungs vorläge  wiederherstellte,    und   das 
Amendement  Graf  Itzenplitz^  welches  für  Trauungsweige* 

1  a.  a.  O.  84.  —  »  a.  a.  O.  85.  ff. 

3  a.  a.  0. 89:  „§.  1.  Zur  bürgerlichen  Rechtagültigkeit  einer  Ehe  wird 
die  kirchliche  Trauung  durch  einen  Geistlichen  erfordert,  welcher  «ur  Füh- 
rung eines  mit  öffentlichem  Glauben  versehenen  Kirchenbuchs  berechtigt  ist 

§.  2.  Wenn  jedoch  Personen,  welche  zi^  einer  nach  bürgerlichen  Ge- 
setzen zulässigen  Ehe  schreiten  wollen ,  die  Trauung  versagt  wird,  so  kann 
die  eheliche  Verbindung  mit  voller  bürgerlicher  Gültigkeit  vor  dem  Richter 
eingegangen  werden,  ohne  dass  es  einer  Erklärung  des  Austrittes  aus  der 
Kirche  bedarf. 

§.  3.  Die  Schliessung  und  Beglaubigung  einer  solchen  Ehe  erfolgt  nach 
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rangen  die  Nothcivilehe  einfuhren  woUte,  knüpften  an  die  Be» 
gierongsvorlage  an.  Das  letztere  wnrde  am  15.  Febrav  mit 
62  gegen  58  Stinunen,  das  andere  ohne  namentliche  Abitim- 
mung  abgelehnt^;  in  gleicher  Weise  wnrde  die  Be^enmg»- 
vorlage  verworfen.  Die  übrigen  Theile  des  Gesetzes  mh 
freilich  mannichfSEU^hen  und  einschneidenden  Modificationen 
wurden  am  16.  Februar  angenommen  und  dem  Abgeordneten- 
hause  überwiesen. 

^uSSluM.*'         ^*®  Commission   dieser  Versammlung  reprodudrte  der 

commiMioD.  vorjährigen  Abstimmimg  gemäss  den  Entwurf  der  Se^erung'. 

Mit  14  gegen  2  Stimmen  sprach  sie  sich  gegen  die  obfigttoii- 

Pienam.    sche,  mit  14  gegen  4  für  die  facultative  Civilehe  aus,  und  das 

^lage^iTd^r  ^^^^  selbst  genehmigte  am  27.  Mäiz  1860.  die  Conunissionf- 

hez^eiteiit.  yorschläge  mit  grosser  Majorität^. 

StlngMim.         ^^  P°8  ^®^  Gresetzentwurf  wieder  an  das  Herreiihjuu 

HerrenhauMxurücky  Und  die  facuItativc  Civilehe  wurde  wieder  von  der 
nnd      Commission  mit  13  gegen  1  Stimme  S  vom  Plenum  mit  i1 
«itc  Retnitate.gcgd  21  abgelehnt.  — ^  Daraufzog  der  Justizminister  an 
7.  Mai  den  Gesetzentwurf  zurück. 

Nichts  desto  weniger  beschloss  die  Staatsregi^rung,  nock 
einen  Versuch  zu  wagen. 

^i^5!f^*  Schon  die  Thronrede^  mit  welcher  die  Session  von  1860. 

geschlossen  wurde,  hatte  darauf  hingewiesen,  dass  sich  & 
beiden  Häuser  noch  einmal  mit  der  Civilehe  würden  besdiaf- 
tigen  müssen. 

^iMiT**  Die  Thronrede  vom  14.  Januar  1861.  sprach  die«- 

versiehtliche  Erwartung  aus,  dass  die  endliche  Erledigmig 
dieser  Frage  erfolgen  werde  ^. 

In  der  That  hatten  die  Verhältnisse,  welche  nach  An* 
sieht  der  Begierung  zur  Einfuhrung  der  Civilehe  auffordeiteo» 
sich  nicht  wesentlich  verändert. 

Trenani^  ^^^  Trauungswcigerungen  hatten  zwar  abgenommen,  aber 

Weigerungen,  gg  ^jy.  heinc  Aussicht  vorhandcu,   dass   sie  ganz  aufh^ 

würden.    Immerhin  waren  noch  im  J.  1859.  1810  Trauimg«- 

den  VorBchriften  der  Verordn.  t.  SO.  Mfin  1847.,  die  bürgertiehe  Recht^ 
gültigkeit  einer  solchen  Ehe  beginnt  jedoch  mit  dem  Zeitpunkte  der  t« 
dem  Richter  abgegebenen  E^lärung.  Auch  kann  der  EheachliesinngT^^ 
dem  Richter  die  kirchliche  Trauung  jederzeit  nachfolgen *\ 

§4 

1  a.  a.  O.  267.  —  >  a.  a.  0. 820.  —  »  a.  a.  O.  »97. 

*  a.  a.  0. 481.  —  6  a.  a.  0. 498. 

^  VerhandL  d.  HerrenhauBes  1861.  Bd.  1.  S.  2. 
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gesache  geschiedener  Personen,  1860.  1614  eingelaufen,  und 
im  ersteren  Jahre  in  426,  im  folgenden  in  289  Fällen  die 
Trauung  versagt  worden. 

In  Bezug  auf  die  Dissidenten  waren  die  Härten  des  gel-  ^^«n!*"' 
tenden  Rechts  dagegen  noch  empfindlicher  nun  Vorscheine 
getreten. 

Waren  doch  im  Bezirke  der  Liegnitzer  Regierung  allein 
144,  in  dem  der  Königsberger  80,  in  dem  der  Breslauer 
gar  590  Ehen  geschlossen  worden,  die  den  Staatsgesetzen  nach 
nur  als  Concubinate  gelten  konnten^.  — 

Die  Gesetzesvorlage  der  Regierung  brachte  die  facultative  °*^^^^ 
Civilehe  in  der  vorjährigen  Fassung. 

Aber  schon  die  Commissionsberathungen  des  Herrenhauses  HerranhMs. 
Hessen  ebensowenig  eine  Aendemng  in  der  Auffassung  erken- 
nen, wie  der  Bericht  ^    Wieder  war  nur  eine  Stimme  für  das^^^JJj^^ 
Project  der  Regierung  abgegeben  worden,  und  wieder  wurde 
jenes  Amendement  gestellt,  welches  der  facultativen  die  Noth- 
civilehe  substituirte. 

Die  Debatten  berannen  den  11.  März'  und  unterschieden   verbaad- 
sich  von  den  früheren  höchstens  dadurch,  dass  der  Standpunkt 
der  Regierung  auch  von  Mitgliedern  des  Hauses  energische 
Vertretung  fand. 

Das  Resultat  war  das  alte:  das  Amendement  für  die  Noth- 
civilehe  wurde  mit  124  gegen  44\  die  Regierungsvorlage  mit 
122  gegen  45  Stimmen  abgelehnt^ 

Am  21.  März  1861.  zog  der  Justizminister  wiederum  den^Q^^^^^ 
Gesetzentwurf  zurück.  —  °^"^  "'*'^'^ 

Seitdem  ist  Seitens  der  Regierung  kein  weiterer  Versuch 
gemacht  worden,  die  Civilehe  einzuführen,  wenn  auch  die  noch 
keinesweges  verschwundenen  Trauungsweigerungen^  und  die^eK^o^Rl' 
traurigen  Eheverhältnisse  der  Dissidenten  als  offene  Wunden  '<'™^- 
des  Staatskörpers  gelten  müssen,  und  die  chronisch  gewordenen 
Conflicte  des  Staates  mit  der  Kirche  eine  Hülfe  dringend  er- 
fordern. — 

1  Verhandl.  a.  a.  0. 1860.  S.  106. 

s  DruckBaehen  d.  Herrenhauses  1861. No.  49. 

s  Verhandl.  a.  a.  0. 1861. 1, 187.  ff. 

4  ebendas.  197. 

^  ebendas.  198. 

6  Im  J.  1861.  liefen  1443  Gesuche  ein,  von  denen  1082  bewilligt  wurden, 
Actenst.  aus  d.  Verwalt.  d.  eyangel.  Oberkirchenr.  5,  286;  im  J. 
1862. 1628,  Ton  denen  1186  die  BewiUignng  erhielten«  ebend as.  809. 

Priedberg,  EhMchliestung,  47 
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Glücklicher  war  die  Begiening  mit  einer  anderen  Mun- 
regel  gewesen. 
GM.y.8.ApTU         j^ujj  3^  April  1854.*  wnrde  ein  Gesetz  eilaesea»  wddia 

die  preuseischen  Consuln  in  auesereuropiuscnen  Länaem  zur 
SchÜeseung  von  Civilehen  ermächtigte. 

b.  Anhalt-Bembnrg. 

^B?^?'         ^^^  Verfaseunga-Entwurf  für  Anhalt-Bernburg  cnt^ 

hidt  in  §.  24.  die  Vorachrift  der  obligatorischen  Civilehe*. 
^entaLlnd"-  -^™  ^'  Novembcr  1849.  stand  die  Berathnng  dieeer  Be- 
**<*•  Stimmung  auf  der  Tagesordnung  der  Ständeversammlimg'. 
Die  Regierung  bat  um  Aussetzung  der  Discuasion,  weil  dorck 
jene  Anordnung  die  Sitte  des  Volkes  verletzt  werde  und  jedea- 
falls  noch  die  Kesultate  der  Berathungen  abzuwarten  eeieo, 
welche  in  der  deutschen  Nationalversammlung  über  d^uelbeD 
Gegenstand  stattfinden  würden;  als  sie  jedoch  mit  3  gq^ 
21  Stimmen  in  der  Minorität  geblieben  war,  beantiragte  ae, 
aus  Rücksichten  auf  die  Gewissensfreiheit,  die  &cultative  ß^ 
ehe  der  obligatorischen  zu  substituiren.  Aber  dieser  Yorscfabg 
wurde  sogar  einstimmig  verworfen^  und  die  Commi8aioll8To^ 
schlage  in  etwas  veränderter  Redaction  angenommen. 

Dennoch  blieben  die  Stände  dem  einmal  gefasstea  B^ 

Schlüsse  nicht  getreu.    Sie  vermochten  nicht,  sich  den  Eb- 

Wirkungen  einer  Zeit  zu  entziehen,  welche  immer  entsehiedeoff 

mit  den  Traditionen  des  Jahres  1848.  brach. 

lmdo*  Bei  der  zweiten  Lesung  am  1.  Januar  1850.  wurde  der 

Antrag  der  Re^erung,   des  Widerspruchs   der  Commissuc 

ciTiiehe  an- ungeachtet,  mit  15  gegen  4  Stimmen  zum  Gesetze  erhobest 

'  und  so  lautet  denn  der  §.  23.  der  Verfassungsurkunde t. 

FebnliS*  28.  Februar  1850«:  ,,Die  bürgerliche  GuÜigkeH  der  Eki^ 

^'^'     van  der  VoHdehung  entweder  der  kirchlichen,  Trauung  oieriR 

dvilactee  abhängig*^. 

Aber  auch  diese  Bestimmui^  ist  bis  jetzt  noch  nicht  in 

Fobr*!»!*'  Wirksamkeit  getreten.  Nur  für  Dissidenten  wurde  sm  13.  Fc- 

bruar  1851.  ein  Gesetz  erlassen^  welches  nach  dem  Vorbilde 

^  Ge8.-Sainm  1.469.   DerWoxtlautMntenim  AnhangeNo.  7.e. 

>  VerhaDdLd.  1.  ordentl.  Landtages  1849—50.  (Bernbnrg  1949 ^ 

917. 

s  ebendas.  971.  —  *  ebendas.  977.  —  ^  ebenda8.2,506. 

^  Zaohariae  VerfassuDgsgeaetKe 963. 

7  Ge8etz8ainmLf.ADhalt-Bernburgl861.no.2.Bd.  10.  S.SLit 

—  Siehe  hinten  Anhang  No.  8.  —  Schon  am  10.  Juli  1860.  war  denStindefi 
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des  preussischen  Gesetzes  a.  d.  J,  1847.  bfirgerlicbe  Auf- 
gebote und  richterliche  Eheschliessung  anordnete,  nachdem 
zuvor  $e  Sbe  den  Religionsgebräuchen  der  Brautleute  gemäss 
ejQgegangen,  und  diese  Trauung  dem  Siebter  genügend  be» 
zeiigt  wprden  sei. 

IPtir  die  Juden  sind  die  alten  Bestimmungen  v.  28.  De^D^'s^'., 
zember  1827.^  und  17.  April  1828.»  in  Kraft  gebBeben.''-^***"'*'^' 
Danach  werden  ihre  Civilstandsregister  durch  die  evangelischen 
GeistlicheB  geführt,  denen  dafür  Stolgebüfaren  gezahlt  werden 


c.  Lübeck. 

Aia  27.  August  1851.  übersandte  der  lübische  Senat  der  ^Tr^;?^- 
Bärgersebf^  einen  Gesetzentwurf,   welcher  allen  Beligions- 
Parteien  die  Cävilehe  verstattete  und  ausserdem  die  christliche 
und  jüdische  Trauung  in  ihrer  Bechtsgültigkeit  erhielt 

Aber  schon  die  Commission  war  mit  dem  Projecte  mcht^^^^^*^ 
einverstanden';  sie  wollte  die  facultative  Civilehe  fallen  lassen, 
und  nur  Personen,  welcbe  der  lutherischen,  reformirten,  katho- 
lischen oder  jüdischen  Confession  nicht  angehörten,  die  bür* 
gerliche  Trauung  gewähren. 

Ebenso  soUte  bei  Ehen  zwischen  Juden  und  Christen  die 
Civüehe  angenommen  werden.  — 

Doch  nicht  einmal  in  dieser  gemilderten  und  gemässigten 

ein  solcher  proTisorischer  Gesetzeiitwurf  Torgelegt  worden.  Obgleich  die 
CommisBion  sich  daftir  ausgesprochen  hatte,  ni^m  doch  die  Kammer  ein 
Amendement  an,  welches,  bis  zum  Erlass  eines  allgemeinen  Gesetzes,  die 
Dissidenten  wegen  des  CiTilstandes  an  die  evangelischen  Geistlichen  ver- 
wies. —  Verhandl.  d. Bernburg.  ausserordentL Landtages (1850.) 
8. 44.  Auch  in  der  zweiten  Lesung  yerblieb  das  Hans  bei  seinem  Beschlüsse 
—  ebendas.  54.  — ,  ungeachtet  der  nicht  unbegründeten  Einwendungen 
der  Staatsregierung.  „Wenn  diejenigen'*,  führte  der  Minister  aus,  „welche 
nach  ihrer  Erkl&rung  der  Kirche,  worin  sie  lebten,  der  sie  aber  nicht  mehr 
angehören  wollen,  Geburten,  SterbeftUe  und  Verhelrathungen  wie  die 
Israeliten  bei  den  betreffenden  Ortspfarrem  anmelden  und  eintragen  lassen, 
so  wird  hiebei  vorausgesetzt,  dass  gesetzliche  Bestimmungen,  wonach  die 
Gültigkeit  solcher  Acte,  besonders  der  Verhelrathungen,  zu  beurtheilen 
sind,  vorhanden  sind.  Da  diese  gesetalichen  Bestimmungen  fehlen,  so  ist 
auch  dieses  Gesetz  nicht  ausfuhrbar".  —  Darauf  erfolgte  dann  das  Gesetz 
V.  2a.  Februar  1850. 

1  Gesetzsamml.  f.  Anhalt-Bernburg  3,  620. 

'  ebendas.  3,647. 

s  Protokoll  d.  Bürgerausschusses  v.  19.  November  1851.  — 
Der  Code  civil  war  gleich  i.  J.  1814.  wieder  abgeschafft  worden,  dagegen 
wurde  die  bürgerliche  Registerfahrung  beibehalten.  Ebenso  in  Breknen. 
Yerordn.  v.  80.  Mai  1816. 

47* 
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^*SS1»!*'  ^^"^  erlangte  der  Entwurf  die  ZuBtimmung  des  Bürgenns- 
schusses.  Am  19.  November  verwarf  er  die  Vorschläge  der 
Commission  mit  15  gegen  12  Stimmen,  und  die  des  Senates 
mit  derselben  Majorität.  Er  gab  sein  Gutachten  dahin  ab, 
dass  der  Bürgerschaft  die  Genehmigung  des  Gresetzentwurf» 
über  die  Vollziehung  von  Civilehen  widerrathen  werden  müsse, 
„weil  ein  solches  Gesetz  mit  dem  religiösen  Charadef  der  Ehe 
unvereinbar  sei". 

Indessen  liess  sich  mit  solchen  theoretischen  Erwägungen 
doch  nicht  das  Bedürfniss  beseitigen,  welches  den  Senat  zu 
seinen  Vorschlägen  veranlasst  hatte;  war  doch  auch  in  Lübeck 
eine  freie  Gemeinde  erstanden,  welche  die  Trauung  durch  den 
evangeHschen  Pfarrer  als  herben  Gewissensdrude  beklagte, 
und  waren  doch  mehrfach  Ehen  zwischen  Juden  und  Christen 
an  der  Lücke  der  Gesetze  gescheitert,  welche  keine  Fom 
dafür  aufgestellt  hatten^. 
M^wirf  18M.'  ^®^  ^^^^^  übersandte  daher  der  Bürgerschaft  den  Geseti- 
entwurf  am  15.  März  1852.  von  Neuem,  diesmal  aber  nit 
MotiTe.  einer  ausfuhrlichen  Motivirung.  Er  erklärte,  die  Ansicht  de» 
Bürgerausschusses,  dass  die  Ehe  mit  NothwendJgkeit  eina 
religiösen  Character  haben  müsse,  nicht  theilen  zu  können. 
Er  erachtete  es  für  nicht  rathsam,  einen  Zwang  gegen  Per- 
sonen auszuüben,  welche  die  kirchliche  Trauung  verwürfen, 
da  dieser  mittelbar  gegen  diejenigen  gerichtet  sein  würde. 
welchen  die  Vollziehung  der  Feierlichkeit  obliege,  und  ohne 
Frage  den  Geist  und  die  Würde  des  kirchlichen  Actes  in  b^ 
denklicher  Weise  gefährde. 

Den  Mitgliedern  der  christlichen  Kirchen  und  der  jüdi- 
schen Gemeinde  wollte  er  „  absichtlich '*  die  Schliessung  einer 
Civilehe  nicht  untersagen,  „«?«/  er  einen  dercartigen  Schutz  dff 
hier  bestehenden  Religionsgemeinschaften  ahseiten  des  Staats  fir 
entbehrlich,  für  der  freien  Stellung  derselben  nicht  entspreehai* 
und  deshalb  für  diese  selbst  nicht  vyünschenswerth  erachten  mtas'^' 

Natürlich  hatte  im  Schoosse  der  Bürgerschaft  der  Geset^ 

entwurf  mit  derselben  Ungeneigtheit  zu  kämpfen,  welche  den 

früheren  beseitigt  hatte*. 

GeStoVa  b"        Frcilich  war  die  Eingabe  eines  Geistlichen  bei  dem  Senate 

Miugen.    um  Zurückziehuug  des  Gesetzentwurfes  vergeblich  gcwenca 

• 

1  RückäUBserung  des  Senates  t.  15.  MSrs  1852.  nebst  revi- 
dirtemEntwurfe. 

>  Vgl.  Protok.  d.  Bürgerschaft  y.  15.  Mftrs  1852. 
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aber  der  Antrag,  welchen  der  Pastor  t.  Grossheim  in  der 
Sitzung  Yom  15.  März  stellte,  die  Vorlage  abzuweisen  und 
den  ErlasB  eines  Gresetzes  über  die  Civilehe  bis  zur  Organi- 
sation der  liibischen  lutherischen  Kirche  auszusetzen,  wurde 
doch  nur  mit  42  gegen  42  Stimmen  abgelehnt. 

So  wurde  zur  Specialdiscussion  geschritten.  DiieiiMkmen. 

Das  wiohtiffste  Amendement  wurde  dabei  durch  den  Pastor Amendoment 
Klug  gestellt    Er  reproducirte  den  vorjährigen  Antrag,  die 
anerkannten  Religionsparteien  bei  der  obligatorisch-kirchlichen 
Trauung  zu  belassen. 

„In  Betracht",  sagte  er,  „dass  das  Familienleben^  wenn  es 

für  die  Glieder  desselben  segensvoll  sein  soll,  noihwendig  auf  re- 

ligiösem  Gründe  ruhen  müsse,  und  demnach  auch  die  das  Fami" 

Uenleben  begründende  Ehe  im  Namen  Gottes  geschlossen  und  mit 

Gott  begonnen  werden  müsse; 

In  Betracht,  dass  durch  das  Ausscheiden  einer  Anzahl  hie-^ 
siger  Staatsangeliärigen  aus  der  christlichen  Kirche  und  durch 
den  Zusammentrüt  derselben  zu  einer  s.  g,  freien  Gemeinde  die 
Einführung  einer  Civilehe  von  dem  Senate  als  noihwendig  er^ 
achtet  ist; 

In  Betracht,  dass  der  desfalls  vom  Senate  der  Bürgerschaft 
vorgelegte  Gesetzes-Entumrf  aber  ganz  allgemein  abgefasst  ist, 
und  die  Civilehe  in  Zukunft  auch  den  Angehörigen  der  lutherir 
sehen,  reformirten,  katholischen  und  jüdischen  ReUgionsgemein- 
Schaft  freistellt,  in  diesen  Religionsgemeinschaften  aber  die  Civil- 
ehe  mit  dem  religiösen  Charakter  der  Ehe  nicht  vereinbar -ist, 
beantrage  ich,  die  Bürgerschaft  wolle  den  §•  1.  des  vom  Senate 
fforgelegten  Gesetzentwurfes  über  Vollziehung  von  CivHehen  foU 
ffendermaassen  mod^iciren: 

Diqenigen  Heirathen,  welche  in  der  lutherischen,  reformir- 
ten, kathoKsehen  oder  jüdischen  Religionsgemeinschaft  nach  Er- 
füllung der  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  geschlossen 
werden,  erfordern  nach  wie  vor  die  resp,  christliche  oder  jüdische 
Trauung;  unter  denjenigen  Verlobten  aber,  von  welchen  beide  oder 
ein  Theil  diesen  Religionsgemeinschaften  nicht  angehören,  in- 
gleichen  bei  Ehen  zwischen  Angehörigen  der  christlichen  Kirche 
und  der  jüdischen  Gemeinde,  muss  die  Ehe,  wenn  sie  civilrecht- 
Uche  Wirkungen  haben  soll,  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
geschlossen  werden**.  — 

Sein  Antrag  wurde  angenommen  imd  danach  das  Gesetztogenomnen« 
modific^. 
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Auch  der  Senat  erklärte  sich  mit  den  Aendenmgen  der 
Bürgerschaft  einverstanden';  er  sprach  aus,  dass  er  sich  mit 
ihr  in  dem  Wunsche  vereinige ,  der  Ehe  ,^die  auch  für  du 
StaaUwohl  hochwichiige  reUgiöse  Beziehung  tnögUchst  m  »• 
halten*^.  Nur  eine  andere  Redaction' des  ersten  Paragraphen 
schlug  er  von  In  der  Sitzung  v.  26.  April'  trat  die  Bürger- 
schaft darüber  in  Berathung;  sie  verwarf  wieder  die  Senats- 
proposition  und  genehmigte  eine  Fassung,  die  dun  Tom 
Senate  angenommen  und  schon  am  folgenden  Tage  als  \.  1. 

^•'*j^jjj^' des  Gesetzes,  dieVollziehung.vonCivilehen  betreffend» 
publicirt  wurde  ^. 

DiÜiänti^  Damit  wurde  für  alle  Fälle,  in  welchen  die  Verlobtai 
beide  den  anerkannten  christlichen  Sarchen,  oder  beide  der 
jüdischen  Gemeinde  angehören,  die  priesterliche  Trauung,  Jm 

•che? Joden  o/Zm  anderen  Fällen  dagegen^  in  welchen  die  ehriaiUehe  odff 

nn  **'****°-^'ödM(jÄtf  Trauung  von  den  Verlobten  nicht  begehrt  ioird,  orfff 
nicht  statthaft  i$V%  die  Civüehe  vorgeschrieben. 

Diese  erfolgt  auf  dem  Stadtamte,  nachdem  ein  öffentficks 
bürgerliches  Aufgebot,  welches  vierzehn  Tage  aushängen  mnes, 
vorangegangen  ist. 

Ueber  die  Schliessung  der  Ehe  wird  ein  Protokoll  auf- 
genommen. 

d.  Hessen- Kassel. 

witSSü«^         Durch  Art.  45.  der  Verfassungsurkunde  v.  15.  No- 
Code  cItu.  vember  1807.  wurde  der  Code  Napoleon  zum  bürgeriicheii 

Gesetzbuche  für  das  Königreich  Westphalen  erklart 

Decret  ▼.  Damit  wurdc  auch  die  Civilehe  eingeführt,  die  aber  dnrck 

1808.     das  Decret  v.  22.  Januar  1808.^  wenigstens  in  so  wät  nut 

ciTiiebe.   dem  früheren  Rechte  verbunden  wurde,  dass  keine  dgeneo 

pfliiTcr    Civilstandsbeamten  ernannt,   sondern  deren  Functionen  dea 

ClrlUUnd«-  i      «  , 

beamter.   Ffarrem,  wenn  auch  nur  vorläufig,  tibertragen  wurden. 

Diese  sollten  doppelte,  von  dem  Präsidenten  des  zunicb^ 
belegenen  Tribunals  legalisirte,  den  Vorschriften  des  Code 
civil  entsprechende  Register  fuhren,  und  die  pfiuTeingesesae- 
nen  Katholiken,  Lutheraner  und  Reformirte  nicht  verpflichtet 

^  Rückfiusserung  d.  Senates  i.  26.  April  1852. 

>  Protokoll  d. Bürgerschaft  t.  96.  April  1852. 

s  OesetJE-Samml.  1 852.  No.  12.— Den  Wortlaut  siehe  An  hangNo.  9. 

*  Gesetibülletin  1807.  Bd.  1.  S.388.  —  AufdaaHannoTeriche 
wurde  diese  Verordnung  ausgedehnt  durch  das  Decret  ▼.  12.  April  161<^ 
Ges.-Bali.  1810.  Bd.  2.  S.  18. 
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seiiiy  sioh  „in  Süeksieht  der  Urkunden  des  Personenstandes  vor 
anderen  als  ihren  Geistlichen  zu  stellen**. 

Nicht  derselben  Milde  hatten  sich  die  Juden  za  erfreuen.    Jndtn. 

Das  Decret  v.  31.  März  1808.^  verordnete  im  Art.  U^^li^' 
dasa  ihr  Personenstand  von  dem  Maire  der  Gemeinde  beur- 
kundet werden  sollte,  und  Art  6.  verpflichtete  das  Consisto- 
riumy  darüber  zu  wachen,  dass  die  Kabbiner  die  Ehen  nicht 
eher  einsegnen  und  die  Ehescheidung  nicht  eher  aussprechen 
sollten,  als  bis  ihnen  die  Urkunde  des  Civilbeamten  vorgelegt 
worden  sei.  — 

Nachdem  dann  ein  ferneres  Decret  v.  27.  Dezember*  !>«<»•  ▼-'7. 

Dez   1808 

desselben  Jahres  eine  Tazordnung  festgestellt  hatte,  gab  eine 
Instruction  des  Justizministers^  den  Geistlichen  genaue  dSÜu^ttii^ 
Anweisungen  über  die  Führung  der  Begister.  minisk«». 

Nur  wenige  Abänderungen  vom  französischen  Bechte 
waren  darin  ausgesprochen,  die  durch  den  Umstand  bedingt 
erschienen,  dass  hier  die  PÜEurrer  als  Civilstandsbeamte  fungir* 
ten.  So  sollten  sie  das  eine  Exemplar  der  Begister  behalten, 
wie  das  ja  früher  auch  in  Frankreich  der  Fall  war,  sie  sollten 
die  Aufgebote  in  der  Kirche  während  des  Gottesdienstes  ver- 
kündigen dürfen.  — 

Allein  die  Pfarrer  scheinen  sich  nur  mühsam  an  die  neuen 
Vorschriften  gewöhnt  zu  haben  —  schon  am  22.  Juni  1808.^ 
sprach  der  Justizminister  in  einem  Circularschreiben  flcin^^f^U^* 
Befremden  aus,  wie  wenig  sie  in  den  Geist  des  neuen  Gesetz-  ^^^' 
bucfaes  eingedrungen  seien  —  und  andererseits  musste  die  Ver- 
einigung einer  rein  staatlichen  und  rein  kirchlichen  Thätigkeit 
in  der  Person  der  Geistlichen  nothwendiger  Weise  zu  Wei- 
terungen fuhren. 

Darüber  handelte  das  Circularschreiben  v.  6.  April ^^y^.^;^^/"' 
1810.^  tfMan  hat  wohl  in  Acht  zu  nehmen**,  hiess  es  dort,  „dow«,  ^^^^* 
da  der  Personenstand  mit  der  Religion  nidUs  gemein  hat,  die 
Pfarrer  vnd  Prediger  hei  Führung  der  ihnen  anvertrauten  Me^ 
ffister  eine  bloss  weltliche  Function  versehen,  die  auch  jeder  Laie 
besorgen  könnte,  und  die  von  ihrem  geistlichen  Charaeter  völlig 
unabhängig  ist    Sie  stehen  daher  auch  in  dieser  Süeksieht  aus^ 

1  Ge8.-BülletBd.  1.S.667. 
9  ebendas.Bd.2.S.895. 

>  Samml.  v.  Gesetien  eto.  lur  Ergänzung  d.  Oesetibvches 
Napoleon'B  fürWettphalen  (Hannover  1811.)  S.  100. ff. 
A  Moniteur  v.  J.  1808.  No.  77. 
^  KasBelscheAllgem.  Zeitung  v.J.  1818.  No.  55. 
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BchUeaatieh  unter  der  Aufsicht  der  Citnlbehörden  ohne  tryeml  am 
Mitwirkung  ihrer  geistlichen  Oberen^  , 

Sie  können  als  Beamte  des  Personenstandes  eine  Hmra&h 
Urkunde  aufnehmen,  und  sich  doch  weigern,  eine  solche  Hanik 
einzusegnen,  wenn  ihre  Religion  selbige  ndssbUUgt,  denn  dU  Caäf 
Verbindung  bei  der  Ehe,  wobei  die  bürgerliche  Gesellschaft  oMn 
interessirt  ist,  ist  von  der  geistlichen  Verbindung,  als  einem  Ge- 
genstände des  fori  intemi,  wohl  zu  unterscheiden^^.  — 

Die  Consequenzen,  die  aus  diesen  Principien  gefolgert 
wurden,  waren  daher  ganz  einfach  die,  „dass  in  denjenigen  G^ 
meinden,  in  welchen  jede  Confession  ihren  Prediger  und  Btmiih 
des  Personenstandes  hat,  die  Staatsbürger  eich  an  den  Predige 
ihrer  Confession  zu  wenden  hcJ>en",  dass  dagegen  in  den  G^ 
meinden 9  wo  das  nicht  der  Fall  ist,  der  Prediger  und  Civit 
Standsbeamte  aushelfen  muss.  »»/Ar  Gewissen  bleü>t  ddd 
völlig  unverletzt,  weil  ja  hier  von  keinem  Sacramente  oder  irgmi 
einer  kirchlichen  Handlung,  sondern  von  einem  rein  bürgertidm 
Geschäfte  die  Bede  ist''.  — 
^^SbSff  *'  ^^®  Rückkehr  der  alten  Dynastie  setzte  der  Geltung  da 
Code  civil  ein  Ende^  imd  beseitigte  auch  jenes  von  Kodg 
Jörome  eingeführte  principienlose  Eheschliessongarecbl, 
welches  dem  firUheren  wieder  weichen  musste. 


^ftÜSSt*"  ^*®  Verfassungsurkunde  v.  6.  Januar  1831.  hsHk 

in  den  §§.  29.  und  30.  vollkommene  Religions-  und  Gewiuen»- 
fireiheit  verheissen  und  die  Verkündigung  v.  11.  Märzl84& 
hatte  dieses  Versprechen  bestätigt 

wSnsSr  ^  Folge  dessen  übergab  die  Regierung  am  29.  Sep- 

tember 1848.  dem  Landtage  einen  Gesetzentwurf:  „die  £e- 
ligionsfreiheit  und  die  Einführung  der  bürgerlichen 
Ehe  betreffend''^ 
mouto.  Die  Motive^  wiesen  auf  die  Nothwendigkeit  der  letzteres 

als  Consequenz  der  ersteren  hin.  Denn  bis  jetzt  sei  die  Ein- 
gehung der  Ehe  von  einem  bestimmten  Glaubensbekenntniwe 
abhängig  gewesen ,  insofern  sie  nur  durch  kirchliche  Traoong 
erfolgen  könne. 

Zugleich  wurde  hinzugefügt,  dass  der  Gesetzentwurf  ds0 

1  Ges.  y. 4.  Januar  1814.  Ges.-SammLlSU.S.  8. 
>  Verhandl.  des  am  7.  Juni  1847.  eröffneten  Kurhess. Land- 
tages (Kassel  1848.)  Bd.  3.  No.  102.  S.  2. 
^  ebendas.BeU.S71. 
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Maaaa  der  nothwendigsten  Heformen  nicht  überschritten  habe, 
und  dass  andererseits  seine  Bestimmungen  ^^o^uch  dem  religiösen  obugator. 
ßedärfmeee  keinen  Zwangt'  anlegten.  Die  Form  der  obliga- 
torischen Civilehe  wurde  für  mn  so  annehmbarer  erklärt,  als 
schon  bisher  alle  nicht  schrifitsässige  Personen  gerichtliche 
Sheverlobnisse  hätten  schliessen  müssen^. 

Der  Kechtspflegeausschuss  erstattete  am  23.  October  Be-B«^jp^«^«jj^ 
rieht    Die  auf  die  Eheschliessung  bezüglichen  Paragraphen    b«richt. 
des  Gresetzes  wurden  fast  ohne  jede  Aenderung  zur  Annahme 
empfohlen*. 

Bei  der  Debatte'  gab  ein  von  der  Kammer  freilich  nicht  oeutten. 
weiter  unterstützter  Antrag,  statt  der  obligatorischen  die  facul- 
tative  Civilehe  einzuführen ,  der  Regierung  Anlass,  sich  über^gJ^PJJJ**^ 
ihre  Principien  weiter  auszusprechen.  Zuerst,  machte  sie  ge- 
gen die  facultative  Civilehe  geltend,  sei  es  bei  neu  entstehen- 
den Secten  bedenklich  zu  entscheiden,  ob  sie  der  protestanti- 
schen Kirche  noch  afigehorten  oder  nicht,  und  so  sei  es  auch 
ungewiss,  ob  ihnen  die  Traubefugniss  zustehen  dürfe.  Denn 
allen  Religionsgesellschaften  ohne  Ausnahme  die  Ausübung 
dersdben  zu  verstatten,  werde  schon  durch  das  grosse  In- 
teresse, welches  der  Staat  an  dem  Acte  der  Eheschliessimg 
zu  nehmen  habe,  untersagt  Dann  aber  würden  die  Conflicte 
zwischen  Staat  und  Kirche  bei  facultativer  Civilehe  nicht  be- 
seitigt werden,  wie  denn  auch  erfahrungsmässig  fremde  Län- 
der, welche  sie  früher  angenommen  hätten,  wieder  davon  ab- 
gegangen seien. 

Die  Vorschriften  über  die  obligatorische  Civilehe  wurden 
so  emfach  genehmigt  und  am  29.  October  1848.  als  GesetzQw.v^JJ;^*'*' 
publicirt*.  — 

Danach  sollte  bei  dem  Untergerichte  eines  der  Verlobten 

^  Ed.  V.  8.  Januar  1728.  tu  18.  Febr.  1724.  In  Schaumburg  schon 
durch  dieFolizei-Ordn.  y.  1615.  Gap.  18.  yorgeschrieben.  Ueberhaupt 
hat  in  Hesgen  das  Verlöbniss  mehr  oder  weniger  seine  frühere  Bechtskraft 
bewahrt,  wie  denn  auch  eine  Klage  auf  Vollziehung  der  Ehe  daraus  er- 
wachst, wenngleich  diese  selbst  nicht  enwungen  wird.  —  Noch  der  neueste 
Gesetzentwurf  ordnete  in  $.  2.  an:  „Der  gerichtlichen  Klage  gegen  Mit- 
glieder der  bestehenden  Kirchen  auf  Vollziehung  eines  Eheyerlöbnisses  soll 
der  Versuch  einer  gütlichen  Beilegung  des  Streites  durch  den  Pfarrer  des 
die  Vollziehung  yerweigemden  Verlobten  yorausgehen". — Vgl.  Büff  Chur- 
heta.  Kirehenr.  857. 

>  Verhandl.  a.  a.  O.  BeU.  891. 

>  ebendas.No.  109. S.S. 

^  Den  Wortlaut  siehe  Anhang No.  10. 
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ohne  Bückflioht  auf  ihre  Schrifbäsaigkeit  die  Anzeige  dtt 
Verlöbnisses  vorgenommen  werden  müssen. 

Dann  erfolgen  die  Aufgebote  durch  vierzehnti^igOD  An- 
schlag in  den  Heimathsorten  der  Brautleute  und  endhck  inti 
die  Trauung,  spätestens  binnen  Jahresfrist,  durch  den  Bkfater 
in  Gegenwart  von  vier  Zeugen  vorgenommen. 

Die  kirchlichen  Aufgebote  und  die  kirchliche  Tnunmg 
der  bürgerlichen  vorangehen  zu  lassen,  wurde  den  GeistlicheB 
bei  20  —  100  Thaler  Busse  verboten. 

Jedes  Untergericht  hat   ein  Ehestandsbuch   zu  fuhren, 

während  die  Beurkundung  der  Geburten  und  TodesfSüle  bei 

den  anerkannten  christlichen  Kirchen  und  den  Juden  dem 

Geistlichen  verbleibt  und  nur  bei  Dissidenten  durch  die  Ortt- 

magistrate  geschehen  solL  — 

Sw^mIw.        ^^^  Beaction  des  Ministeriums  Hassenpflug,  welclie« 

pflor-     die   alte  rechtmässige  Verfassung  durch   eine  octroyirte  t. 

13.  April  1852.  ersetzte  und  den  Bechtszustand  des  Lsndes 

▼'SfliJlS^i"  vergewaltigte,  beseitigte  auch  das  Gesetz  v.  29.  Octobcr  18W. 

s9.oet.i848.|2^  sciueu  wesentUchcn  Theilen. 

Zuerst  verbot  die  Ministerialverfügung  v.  15.  Min 
1851.  die  kirchliche  Trauung  von  Ehen  zwischen  Jaden  vni 
Christen^,  so  dass  diese  allein  auf  die  Civilehe  angeineseD 

uÄilis.^''^^«^'  "^^  *»^  tob  *«  Verfügung  v.  13.  April  18^ 
für  Anhänger  der  „bestehenden  christlichen  Kirchen"*  die  Cm- 
ehe  auf,  und  stellte  die  kirchliche  in  ihrer  früheren  Wirksam- 
keit wieder  her,  obgleich,  so  weit  man  es  verfolgen  koimtc. 
nur  wenige  Paare  die  kirdiliche  Trauung  nachzusucboi  ver- 
säumt hatten'.  — 

«?j"Ä6«:  ^^«^  ^®  landesherrliche  Verkündigung  v.  21-  J»«' 
1862.«  gab  dem  zähen,  für  sein  Becht  kämpfenden  Volke  die 
alte  Verfassung  zurück,  ohne  freilich  das  Gesetz  v.  29.  October 
1848.  wieder  in  Wirksamkeit  treten  zu  lass^i;  und  dennocl 

1  Büff  a.a.O.  689. 

>  ebendas.  Bestehen  bleiben  §§.  18.  14.  17.  19.  25.  —  Vgl.  Rotb 
u.  Meibom  Kurheia.  Privatr.  (Marb.  1858.)  1, 889.  —  und  danaeh  auch  ^ 
Nothwendigkeit,  das  Verlöbniss  gericbtUch  ansuseigen,  ftir  aus  Vtw- 
thanen.  Seitdem  ist  auch,  wie  der  O.G.  Besohl,  vi  19.M&rs  1856.  tnir 
sprochen  hat,  keine  Ehe  swischen  Jaden  und  Christen  mehr  mögÜeb.  M'i 
a.  a.  O.  689. 

<  Unter  den  Katholiken  nur  eins,  dem  die  Kirche  den  Segen  verfci' 
gerte.   Kurhess. Landtags- Verhandl.  1864. No.  14.  S.  15. 

^  Abgedruckt  beiZachariae  deutsche  Verfaasungsges. d.  Osgenv''^ 
Fortseu.  II.  (Göttingen  1862.)  84.  ff. 
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Bchien  das  BediirfmBB  dazu  um  ao  mehr  Torhanden  zu  sein, 

als  die  hessiachen  Gieiatlichen   vielfach   die  Trauungen  '^ei^wdrera&M 

weigert  und  die  Consiatorien  von  ZwangsmaMoregeln  gegen 

sie  Abstand  genommen  hatten^. 

Auch  war  es  juristisch  unzweifelhaft,  dass  die  Verfugung  j^*^J^[^'g^ 
vom  13.  April  18Ö3.»  welche  von  den  Ständen  nicht  genehmigt  "»c*"^'* 
war,  weder  nach  den  Bestimmungen  der  Verfassungsurkunde 
▼on  1833«,  noch  nach  der  von  18ö2.  Oülti^eit  beanspruchen 
konnte:  sie  gehörte  zu  der  grossen  Zahl  der  tflandeaherrliehen 
Verordnungen,  welche  geeetzUche  mit  landetändieeker  Zuetknmung 
ergangene  Anordnungen  und  Beetimmungen  beeeitigt  haben", 
und  welche  der  Churfurst  in  der  Verkündigung  v.  31.  Juni 

1862.  der  Ständeversammlung  zur  verfassungsmässigen  Zu- 
stimmung vorzulegen  versprochen  hatte. 

So  unterbreitete  denn  auch  die  Regierung  am  22.  Octobor  ^qSÜ'iSml* 

1863.  den  Landständen  einen  Gesetzentwurf,  betreffend  die 
Ordnung  mehrerer,  mit  religiösen  Einrichtungen  in 
Verbindung  stehender  Verhältnisse,  der  jedoch  wegen 
des  nahen  Schlusses  der  Session  nicht  mehr  zur  Berathung 
kommen  konnte. 

Am  29.  Dezember  1863.  wurde  er  von  Neuem  den  Ständen  ^^fi^' 
übergeben. 

&  Hess  wesentUch  die  Bestimmungen  der  Verordnung  v. 
J.  1853.  in  Kraft  bestehen.  Für  die  Mitglieder  der  bestehen«- 
den  Kirchen  —  die  Juden  miteingerechnet  —  sollte  die  prie- 
sterliche Eheschliessung  bleiben,  und  die  Beurkundung  ihres 
Civilstandes  nach  der  Verordnung  v.  28.  Dezember  1829. 
geregelt  werden*.  Für  Dissidenten  dagegen  sollten  die  Be- 
stimmungen des  Gresetzes  v.  J.  1848.  über  die  Civilehe  auch 
fernerhin  gelten. 

Die  Motive  des  Gesetzes  bezeichneten  die  kirchliche  Ehe-  MotiT«. 
Schliessung  als  in  der  Gesinnung  des  Volkes  festgewurzelt, 
so  dass  sie  durch  die  Civilehe  nicht  ersetzt  werden  könne,  und 
sie  fanden  die  Interessen  des  Staates  bei  der  Eheschliessung 
durch  die  vorgeschriebene  gerichtliche  Eheanzeige  hinlänglich 
gewahrt.  — 

1  DieConsiBtor.-BeBchl.  ▼.29.  April  1856.  und  18.  Januar  1857. 
Btellten  es  in  das  Belieben  der  Pfarrer,  ob  nie  trauen  wollten  oder  nicht,  und 
das  Ministerium  des  Innern  ertheilte  in  diesen  Fällen  Dispensation  vom 
Aufgebote.   Vgl.  Büff  a.  a.  0. 618. 

>  d.  h.  Kirchenbdcher  durch  Pfarrer  nach  vorgeschriebenem  Formulare 
geführt   Büff  a.  a.  0. 487.  ff. 
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'^bSri^t!^  -^^  ^'  ^^  1864.  erstattete  der  VerfsssungsauBsdiiiss  aei* 

nen  Bericht  ^9  welcher  sich  im  AUgemeinen  an  die  Be^ermig«- 
vorläge  anschlosB,  aber  im  §.  1.  den  bestehenden  Barchen  und 
Israeliten  die  facultative  Civilehe  zu  gewähren  empfahL  tJkr 
Au8sehtt88  glaubt^  dass  hierdureh  auf  der  einen  Seite  dem  hrck- 
liehen  Sinne  und  der  Gewohnheit  unseres  Volkes  Genüge  geleisUtt 
auf  der  anderen  Seite  aber  auch  der  nötkige  Schutz  gegen  etwaig 
Übergriffe  der  Geistlichkeit  gewahrt  werde,  indem  es  den  letzUra 
dann  unmöglich  sei,  jemanden  durch  religiöse  Vorwände  in  semen 
bürgerlichen  Verhältnissen  zu  stören,  namentlich  an  Eingekw^ 
der  Ehe  zu  hindern.  Die  Israeliten  hierbei  anders  zu  behanddn^ 
ab  die  Christen,  dafür  vermochte  der  Ausschuss  keinen  Gnai 
aufzufinden**. 

Difciusion.  DieBerathungen  begannen  am  12.  Mai,  und  wurden  durch 
den  Berichterstatter  mit  der  Empfehlung  der  facultativen  Civil- 
ehe eröfihety  aber  diese  fand  nicht  nur  Seitens  der  R^erung 
und  der  Katholiken  entschiedenen  Widerspruch  ^  sondern  aucli 
viele  Abgeordnete  sprachen  dagegen;  diese  verlangten  da» 
Gesetz  v.  J.  1848.,  die  oUigatorische  Civilehe,  zurück,  zumal 
die  Regierung  in  den  Ausschusssitzungen  die  Erklärung  ab- 
gegeben hatte,  sie  werde  eher  diese  als  die  facultative  Civilehe 
adoptiren. 

Auummnog.        Denuoch  erlangte  der  Ausschussantrag  die  Majorität  und 

wurde  am  13.  Mai  in  der  vorgeschlagenenFassung  angenommen^ 

§•1-  §.  1.    „Die  Mitgtieder  der   bestehenden  Kirchen  und  & 

Israeliten  können,  vorbehaltlich  der  Verpflichtung  zur  geriektUeh» 

Anzeige  des  Eheverlöbnisses,  die  Ehe  mit  voller  Beehtswirhm 

Facuitaure  *^  ^^  Formcn  eingehen,    welche  vor  Erlass   des  Gesetzes  t. 

<^^^«s«-29.  October  1848.  für  die  Eheschliessung  maassgebend  wart*' 
Die  Vorschrift  des  §.  23.  Satz  1.  des  Gesetzes  v.  29.  Oäobe 
1848.  tritt  insoweit  ausser  Anwendung  und  wird  das  durch  §.  15. 
desselben  Gesetzes  angeordnete  gerichtliche  Aufgebot  für  die  Jß- 
gUeder  der  bestehenden  Kirchen  durch  das  khrchUche  A^jA^ 

ersetzt. 

§•>•  §•  2.    In  die  nach  §•  26.  von  den  üntergeriehten  zu/A- 

renden  Ehestandsbücher  sind  lediglich  die  vor  dem  Gerichte  tdh^ 
nach  §.  21,  des  Gesetzes  v.  29..  October  1848.  ahgeschlMsesis 
Ehen  einzutragen. 

1  Verhandl.  a.  a.  0. 1864.  Beil.  29. 

s  ebendas..I864.No.  14. 

*  ebenda 8.  No.  15.  S.  28.  mit  allen  gegen  6  Stimmen. 
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Die  §§.  28.9  29.9  30.  und  31.  desselben  Gesetzes,  sowie  die 
Vbrsehriften  des  §.  27.  über  die  Einsendung  von  DupUeaten  der 
OeburtS'  und  Todtenbüeher  an  die  Verwaäungsbehärde,  werden 
aufgehoben  ••..'' 

Die  Revision  erfolgte  am  18.  Juni^  wobei  das  Gesetz    ^mu«. 
mit  34  gegen  17  Stimmen  genehmigt  wurde.   Von  der  Staats- 
regiemng  ist  es  indessen  noch  nicht  publidrt  worden»  und  soDicRcgieninff 
gilt  zur  Zeit  in  Hessen  die  Civilehe  nur  für  Juden  und  Dis^Meu nicht! 
sidenten,    nach  jener   verfassungswidrigen  Bestimmung  des 
Jahres  1853. 

e.  Coburg-Gotha. 

In  Gotha  hatte  das  Ehepatent  v.  15.  August  1834.«if*»XuiS*i8M. 
die  ausfuhrlichsten  Vorschriften  über  das  ganze  Gebiet  des 
£herecht8    getroffen,    und  die   kirchliche   Trauung  für   alle 
Christen,  fiir  die  Juden  die  Zusammengebung  durch  die  Rab- 
biner angeordnet. 

Erst  in  neuester  Zeit  ist  dies  gleichmässige  Recht  durch 
Ausnahmebestimmungen  durchbrochen  worden. 

Im  J.  1862.  hatte  sich  in  Gt>tha  ein  frei-religiöser  Verein  q^^„*S.  ^, 
gebildet^.    Der  Vorstand  desselben  legte  der  Staatsregierung     ^^^^ 
die  Principien  und  Lehren  der  Gemeinde  dar,  die  mit  den 
Bestimmungen  des  Grundgesetzes^  nicht  im  Widerspruche  be- 
fnnden-wurden,  und  eine  Duldung  als  thunlich  erscheinen  Hessen. 

Der  Verein  verwarf  aber  die  Taufe  und  erklärte,  dass  nach   cwuehel 
seinen  Grundsätzen  Ehen  ohne  priesterliche  Mitwirkung  vor 
der  bürgerlichen  Obrigkeit  eingegangen  werden  müssten.    Er 
bat,  seinen  Afitgliedem  die  Civilehe  zu  verstatten. 

Demzufolge  legte  die  Regierung  am  25.  Februar  1863. 
der  Stände  Versammlung  einen  Gesetzentwurf  vor,  welcher  schon 
wegen  der  Schwierigkeit,  den  Begriff  der  freien  Reli^onsge* 

1  ebenda».  No.  27. 

'  Gel etzBamml.  f.  d.  Herzogth.  Gotha  2, 597.  ff. 

>  Verhandl.  des  auf  d.  7.  Mai  1861.  einberufenen  Landtags 
des  Herzogthums  Gotha  882.  ff. 

^  Staatsgrundgesets  v.  8.  Mai  1852.  (Zachariae  Verfassungsges. 
652.  ff.):  §.  83.  „Die  Freiheit  des  religiösen  Bekenntnisses,  die  Freiheit  der 
Vereinigung  zu  Religionsgesellschalten,  deren  Grunds&tze  weder  den  Straf- 
gesetzen, noch  der  Sittlichkeit  zuwiderlaufen,  und  die  Freiheit  der  gemein- 
samen häuslichen  und  öffentlichen  Religionsübung  wird  gewährleistet**. 

§.46.  „Alle  Stoatsangehörige  haben  das  Recht  zu  solchen  Zwecken, 
welche  den  Strafgesetzen  oder  der  Sittlichkeit  nicht  zuwiderlaufen ,  Vereine 
zu  bilden.    Das  Nähere  bleibt  der  geietslichen  Feststellung  Torbehalten  ". 
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sellachaft  zu  fixiren,  für  alle  ausfiarhiJb  der  katholischeii  und 
{HroteBtantischenLandeekirche  StelieiideB  dieCtvilehe  anordnete. 

Die  Regierung  nalmi  diese  ErweiteruAg  um  8o  Ueber  tot, 
als  die  anderen  Beligionsparteien  bis  dahin  jeder  geiegekea 
Civilstandsfiihmng  entbehrt  hatten. 

Der  Gesetzentwurf  war  ziemlieh  nach  4em  Muster  des 
preussiscben  Gesetzes  v.  J.  1847.  zugeschmtt»!,  die  Motire 
berührten  die  V^lültiiisse  der  Dissidenten  und  betonten  du 
Bedürfniss  zu  der  ycMTgeschlagünea  Befonn^. 
*^  bwicht!'^  Der  Commissionsbericht  wurde  am  6.  Mai  erstattet*.  Die 
Majorität  erklärte  sich  gegen  die  Begierungsvorschläge.  Sie 
verlangte  alle  Staatsbürger  vor  dem  Gesetze  gleich  gestellt  n 
sehen,  und  verwarf  AusnabmebestiomHuigeB»  welche  nur  ooen 
Theil  der  Unterthanen  berühren  und  in  deren  r^^ösem  Be- 
kenntnisse ihren  Grund  haben  sollten. 

Auf  zwiefiicbem  Wege  glaubte  ue  Hülfe  findasi  zu  konBen. 
Einmal  nämlich  müsse  eine  Civilstandsfuhrung  durch  Stasti- 
beamte  für  die  Angehörigen  aller  Confessionen  eingefühlt 
werden.  —  IVeilich  sei  die  obligatcnrische  Civilehe  allein  n^ 
tionell  und  werde  auch  mit  der  2«eit  durchweg  die  gebührende 
Anerkennung  im  Lande  finden ,  aber  augenblicklich  Bei  ei 
nicht  rathsam,  sie  zu  empfehlen,  weil  sie  die  mit  ^^ekrwSrdig» 
Fürsorge^*  bewahrte  religiöse  Sitte  verletze.  —  Andemtheik 
müsse  aber  durchgehends  für  die  Dissidenten  durch  &nß  um* 
fassende  Gresetzgebung  gesorgt  werden.  — 
DieBegieninff.  Die  Minorität  der  Commission  befürwortete  den  Entwurf 
der  Begierung,  und  ihre  Meinung  wurde  mit  12  gegen  6  •Stim- 
men von  dem  Plenum  der  Ständeversammlung  gebilligt,  nadi- 
dem  die  Be^erung  erklärt  hatte,  dass  sie  dem  Antrage  der 
Majorität,  der  ihr  über  das  Bedürfniss  hinauszugehen  sdieine, 
auch  im  Falle  der  Annahme  keine  Folge  geben  werde. 

Am  9.  Mai  wurde  der  Entwurf  der  Begierung  mit  anigen 
Modificationen  —  namentlich  der  Beschränkung  der  Gültigkeit 
%u8«i?'  ^^  ^^®^  Jahre  —  angenommen'  und  am  2.  Juli  1863,  al« 
Gesetz  publicirt*. 

Danach  werden  wie  in  Preussen  die  Ehen  der  nicht  dcf 
katholischen  oder  protestantischen  Kirche   Zugehörigen  aof 

1  Verhandl.  a.  a.  0. 882.  ff. 

a  ebendas.  836.  ff. 

*  ebendas.  846.  ff. 

^  Den  Wortlaut  siehe  im  Anhange  No.  H.a. 
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dem  Gerichte  geecUosflen.  Der  Traunng  gelit  ein  bih^gerlichei 
Aufgebot  Tomn»  weldiee  Tiendin  Tage  ausgehängt  wird;  die 
Trauung  sach  den  Beligk»«gebraachen  der  Secte  ist  indeesen, 
abweichend  vom  preusaischen  Bechte,  für  den  Civilact  kein 
wesentliches  Erfordemiss,  ja  darf  diesem  sogar  nicht  voran- 
gehen. 

Eine  Ausführungsverordnung  von  demselben  Tage*^^*^J5^°«J; 
gab  die  iwheren  Bestimmungen  über  die  Form  der  Biester. 

f.  Nassau. 

In  NassaUy  wo  die  kirchliche  Trauung  seit  der  Befor» ^"^J^J^I^y- *^' 
mationszeit  ohne  Unterbrechung  geherrscht  hattet  wurde  i.  i. 
1847.  das  Project  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  bekannt 
gemacht. 

Der  dritte  Abschnitt  des  ersten  Thdlls  handelte  von  der 
„Absdiliessung  der  £he*S  und  verordnete  obligatorische  Cinl- 
ehe. 

„Die  fi^nnliche  AbsehUesaung  der  Ehe'*,  erklärte  §.  33.,  ^^l^^ 
yyffesehieht  vor  dem  LandobersckuUheUsen  des  Wohnortes  eines 
der  Verlobten.  Vor  diesem  haben  dieselben  in  G^egenwart  zweier 
Zeugen  ihre  Absicht  zur  SehUessung  der  Ehe  zu  erklären,  worauf 
der  Landoberschultheiss  sie  traut ,  d.  h.  ausspricht,  dass  beide 
Verlobte  als  Gatten  verbunden  seien. 

Erst  durch  diese  Handlung  der  bezeichneten  Beamten  ist  die 
Ehe  vollzogen**. 

Auch  die  kirchliche  Trauung  wird  in  dem  Entwürfe  er- 
wähnt, aber  einerseits  wird  ihr  jede  bürgerliche  Rechtswirk- 
samkeit abgesprochen,  und  andrerseits  ihre  Vornahme  vor  der 
civilen  verboten. 

Die  Standesregister  werden  durch  staatliche  Beamte  ge- 
fuhrt. — 

Die  Motive  des  Entwurfes  halten  sich  ziemlich  oberfläch-    Motiy«. 
lieh.     Sie  wollen  „ganz  gewiss  nicht  behaupten,  dass  die  Idrch- 
liehe  Trauung  als  etwas  ganz  Ueberßüssiges  zu  betrachten  sei"^, 
aber  sie  meinen  andrerseits,  dass  „diese  religiösen  Förmlich^ 
keiten  das  Wesen  der  Sache  nicht  verändern  können",  und  dass 

1  Abgedruckt  im  Anh  an g e  No.  11.  b. 

s  Vgl.  Otto  Handb.  d.  besonderen  Kirchenrechts  d.  eyangel.-christl. 
Kirche  im  Herzogth.  Nassau  (Nürnberg  1828.)  S.  74.  ff.  —  Die  Register 
wurden  ebenfalls  durch  dia  (reistlichen  gefuhrt,  und  swar  auch  für  die  Men- 
noniten  und  Juden  durch  die  Pfarrer,  e b  e  n d  as.  95. 

«8.61. 
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die  Gesetze  Vorsorge  treffen  müssten,  damit  Afissbrauciie, 
welche  eine  religiöse  Genossenschaft  zur  Herrin  nnd  Mdsterin 
des  Staates,  i^tkrtB  eigenen  Sckirmvofftes",  machen  •würden,  nicht 
vorkommen  können« 

Deshalb  wird  das  System  des  sonst  durchweg  als  Vortiild 
benutzten  Hessen-Darm  städtischen  GesetzentwurfesS  £e 
Nothcivilehe,  verworfen ,  und  die  obligatorische  empfoUen. 
93 Der  Staat**,  sagen  die  Motive  in  ihrer  etwas  übenchwing- 
liehen  Sprache,  „macht  sich  ....  einer  Ungerechtigheit  9chuldiQ 
und  legt  weiter  seine  Schwäche  dadurch  an  den  Tag,  dau  er 
einem  Oeistliehen  gestattet,  seinen  gesetzlichen  Anordnungen  Hol» 
zu  sprechen.  Will  man  sieh  daher  nidet  dazu  entsMiessen,  gega 
den  renitenten,  bei  der  Trauung  nicht  blos  als  kirchlicher  Diener, 
sondern  auch  als  weltUeher  Civilstandsbeamter  fungirenden  Gtiitr 
liehen  Zwangsmittel  zu  gebrauchen,  wofür  manche  Gründe  sprtehtn 
mögen,  so  muss  durch  die  Civilehe  der  geistliche  Zauber  geboMi 
werden",  — 
r^taüM.  ^^  Entwurf  ist  nie  in  Wirksamkeit  getreten.    Die  be- 

wegten Zeiten  des  Jahres  1848.  konnten  kaum  als  psMend 
erscheinen,  das  ruhige  Werk  des  Gesetzgebung  zu  fordern. 
Er  wurde  für  immer  zu  den  Acten  gelegt 


DieweitereCIvilehegesetzgebungNassau's  ist  im  Gegen-  ^ 
Satze  zu  der  hastigen  Ueberstürzung  jenes  Entwurfes  mi 
zögernder  Langsamkeit  vor  sich  gegangen.  Sie  kam  demBe 
diirfnisse  nicht  entgegen,  sie  ging  keinen  Schritt  über  dasselbe 
hinaus. 
DiMidenten.  Schou  Bcit  dem  J.  1854.  standen  auf  der  Tagesordnung 
der  Ständeversammlung  mit  einer  gewissen  Kegelmassigkeit 
in  jeder  Session  Gesuche-  von  Dissidenten,  deren  durch  ihr« 
Geistlichen  eingesegneten  Ehen  von  der  Regierung  nicht  ab- 
erkannt wurden,  und  die  doch  durch  Gewissenszweifel  zurück- 
gehalten wurden,  sich  von  evangelischen  Geistlichen  trauen  lo 
lassen.  Sie  erbaten,  dass  ihnen  die  Civiltrauung  gestattet 
werden  möge,  und  die  Stände  übergaben  beständig  die  Peti- 
tionen mit  grosser  Einmüthigkeit  der  Regierung  zur  Berück- 
sichtigung'. 

1  Siehe  oben  S.  606. 

*  So  i.  J.  1860.  Verhandl.  d.  L  Kammer. d.  Stindeyeriiffln| 
S.  168.  Anl.  18.  —  Der  H.  Kammer  8.  808.  f.  817;  1862.  VerhandU 
I.  Kammer  S.  86.  u.  90;  d.II.K.  S.  185. 
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Dennoch  erfolgten  keinerlei  abhdfende  Gesetze;  ▼ielm6hr^'^^^<^°' 
erklärte  die  Regierung  in  der  Session  v.  1862.,  als  wieder  die 
Klagen  der  Dissident»  laut  ertönt  waren»  und  von  beiden 
Kanunem  eifirige  Befürwortung  gefunden  hatten»  sie  müsse  sich 
doch  erst  gründlich  von  dem  Bedürfiiisse  überzeugen. 

Wieder  wurde  damals  die  Einfuhrung  der  Civilehe  von 
den  Kammern  gefordert^. 

Endlich  in  der  Session  d.  J.  1863.  legte  die  Begierung  ^'^äS!''^' 
einen  Gesetzentwurf  vor*. 

Danach  sollten  ,^  Müglieder  solcher  Behgumsgesellschaften,  Di^dent^ 
deren  Geistlichen  oder  Vorstehern  die  staatliche  Beft^fniss  zur  Vor^ 
nähme  von  Copulathnen  nicht  zusteht,  fortan  CüriMen  zu  schties^ 
sen  berechtigt  sein". 

Die  erste  Kammer  stimmte  dem  Principe  des  Gesetzes  i-  Kaouner. 
bei,  und  genehmigte  es  in  der  Sitzung  v.  22«  April  unter 
einigen  Modificationen'  mit  9  gegen  2  Stimmend 

In  der  zweiten  Kammer  aber  stiess  der  Entwurf  auf  harten  ^'  £«»»«• 
Widerstand. 

Schon  die  Commission  erklärte  sich  nicht  damit  einver-c«ni>^^«^o'*- 
standen ^    Ihr  Bericht  führte  aus»  dass  auch  sonst  das  Be- 
dürfiiiss  nach  Civilehe  in  Nassau  sich  geltend  gemacht  habe. 

Denn  nicht  nur  die  katholischen  Geistlichen  weigerten  bei 
gemischten  Ehen  die  Trauung,  wenn  die  katholische  ELinder- 
eriziehung  nicht  versprochen  würde,  oder  der  Protestant  in 
früherer  Ehe  geschieden  sei,  oder  endlich,  falls  ein  kanonisches, 
nicht  dispensirtes  Hindemiss  der  Verbindung  entgegenstünde, 
sondern  auch  die  Rabbiner  trauten  keine  geschiedenen  Per- 
sonen, falls  diese  nicht  den  formellen  Absagebrief  erhalten 
hatten. 

Die  Begierung  habe  bisher  die  Conflicte  vermittelt,  aber 
sie  habe  doch  die  Machtlosigkeit  des  Staates  nicht  bemänteln 
können.  Deshalb  wurde  vorgeschlagen,  die  Civilehe  auch  da 
zu  gestatten,  wo  „wegen  Widerstreits  der  bürgerlichen  Gesetz- 

^  Vgl.  auch  Protest  K.-Zeit.  1S60.  S. 660.no. 27. 1862.  no.29. 8.645. 

2  Verhandl.  d.  I.  K.  1868.  S.  14. 

9  Danach  lautete  §.  1 :  „Vor  der  Civilbehörde  kann  mit  Einhaltung  der 
Vorschriften  in  den  nachfolgenden  §§.  dieaeg-Gesetces  eine  Ehe  gültig  ab- 
geschlossen werden,  wenn  die  Brautleute  oder  ein  Theil  derselben  einer 
solchen  Religionsgesellschaft  angehören,  deren  Geistlichen  oder  Vorstehern 
die  Befugniss  xor  Copulation  mit  bürgerlicher  Wirkung  nicht  zusteht*'. 
VerhandLS.66. 

^  ebendas.  S.  56. 

ö  Verhandl.  d.  IL  K.  S.  96.  Anl.  4. 
Friedberg,  Ehnchiieaung,  48 
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gebung  mit  der  kirehUehen  die  GeietUehlcMt  ihre  Mitmthmg  zm 
Abeddueee  einer  nach  den  Staaisgeeetzen  güUigen  Ehe  nenoifi: 
der  §.  1.  des  Entwurfes  sollte  durch  einen  Zusatz  die  Ci^be 
auch  dann  erlauben,  y^wenn  dem  Brautpaare  von  dem  Geiit- 
liehen  eines  Theile  die  Proclamatian  oder  ThxuHng  versagt  oder 
über  14  Tage  f^erzögert  worden  ist". 

Du  pienam.  Die  zwcitc  Eitmmer  nahm  die  Vorschläge  ihrer  Comnuft- 
sion  in  der  Sitzung  v.  6.  Md,  des  Widerspruches  d^  Begie- 
rung  ungeachtet,  einstimmig  an^. 
I.  Kammer.  Der  Gesetzentwurf  ging  so  umgestaltet  in  das  andere 
Haus  zurüdk,  wo  die  Commission*  die  Beibehaltung  der  firmie- 
ren Schlüsse  empfahl,  das  Plenum  aber  mit  9  gegen  4StiinmeB 
der  zweiten  Kammer  beitrat'.  Nur  in  einem  untergeordnetes 
Punkte  ergab  sich  eine  Differenz,  welche  eine  erneuerte  Ben- 
thung  der  zweiten  Kammer  zur  Folge  hatte.  Diese  blieb  jedoch 
mit  14  gegen  8  Stimmen  bei  ihren  alten  Beschlüssen  stehen^.  - 

DteBesierang        Da  erklärte  die  Regierung  am  25.  Juni^  dass  sie  d^n  tos 

den  Standen  vereinbarten  Gesetze  ihre  Zustimmung  yersageo 

müsse,  weil  dasselbe  die  Gränzen  des  Bedürfiüsses  überschreite. 

Eine  neue  Vorlage  wurde  für  die  nächste  Session  verhassen.  -- 

GM^tal^t-  ^^^^^  ^^^  ^^^  ^^^  Schoosse  der  zweiten  Kammer  ei^angeoee 

''*^*     Antrage  folgend*,  legte  sie  ehien  neuen  Gesetzentwurf  —  » 

ciTüehe  fUr  war  der  alte  in  der  ursprünglich  von  der  'ersten  Kammer  ao- 
genommenen  Gestalt  —  schon  am  30.  Juni  desselben  Jahre« 
der  zweiten  Kammer  vor^,    der  von  dieser   mit  20  gegeo 

aDgenomineD.2  Stimmen^  von  der  ersten  Kammer  einstimmig  angenommen^ 

i9?jaul8'69.  ^^  ^^  ^^'  J^  1^33.  als  Gcsctz  publicirt^  wurde. 

Danach  steht  also  den  Dissidenten  die  Eingehung  Aiß 
Civilehe  offen»  der  ein  bürgerliches  Aufgebot  vorangehen  mm- 
Dieses  wird  13  Tage  lang  an  dem  Amtshause  angeheftet 
lieber  die  Trauung  wird  ein  Protokoll  aufgenommen  und  diese» 
dem  ,,Führer  der  Civilstandsregister"  durch  das  Amt  mitgetbdt 

g.  Sachsen- Weimar. 

In  Sachsen-Weimar  wurde  das  Princip  der  christlichen 
Eheschliessung  auch  für  die  Ehen  zwischen  Juden  und  Christen 

i  ebendaB.84— 90.  —  ^  VerhaiidLd.I.K.S.  1S5. 

s  ebendas.  8.189.  —  «  VerhandUd.IL  K.8.  120. 

ft  ebendas.  180.  —  ^  ebendas.  185. 

7  ebendas.  194. 227.  Anl.1.  —  8  Verhandl.  d.I.K.S.  220. 

^  Siehe  Anhang  No.  12. 
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nicht  aufgegeben^,  welche  zuerst  durch  die  Jndenordnung 
y.  20.  Juni  1823.'  und  dann  i.  J.  1848.  gestattet  wurden^« 

Dagegen  ist  am  10.  Februar  1864.  für  die  Dissidenten  die^^^^tMU  j^^ 
Civilehe  verordnet  worden*. 

5.  Die  Civilehe  Ewisehen  Juden  and  Christen. 
Braunschweig  and  Hessen-Hombvrg. 
In  diesen  beiden  Staaten  ist  i.  J.  1848.  die  Ehe  zwischenBr»anMhwe{|r 
Juden  und  Christen  gestattet  und  als  Eheschliessungsform  die      iS48. 
Civilehe  eingeführt  worden. 

In   Braunschweig    durch    Gesetz    v.    23.  Mai^    in  i^JJJSJ^ 
Hessen-Homburg  am  21.  Juni«.  o«t.T^.ja«i 


xm.    Bückblick  und  Schluss. 

Wir  sind  zum  Schlüsse  der  historischen  Entwicklung  ge«- 
kommen. 

Seit  mehr  als  dreihundert  Jahren  haben  alle  Culturvölker  RUckbUck 
£uropas  einen  guten  Theil  ihrer  gesetzgeberischen  Thätigkeit 
auf  die  Regelung  des  Eheschliessungsrechtes  verwendet.  Eine 
Nation  ist  auf  die  Schultern  der  anderen  gestiegen  und  hat 
fremde  Erfahrungen  genutzt.  Aus  urspriinglioh  gleichartigem 
Hechte  ist  eine  wirre  Menge  mannichfacher  Systeme  hervor- 
gegangen, welche  das  überall  gleiche  Bedürfoiss  nach  Art  und  ^^u^|^^ 
Greist  der  Völker  verschieden  zu  befriedigen  suchten.  Alle 
nahmen  sie  doch  dmiselben  Gang  und  steuerten  demselben 
Ziele  der  Civilehe  zu.  ^ 

Aber  die  eine  Nation  erreichte  mit  einem  kühnen  Wurfe, 
was  die  andere  in  langsamen  Tagereisen  auf  krummen  Um- 
wegen mühsam  erstrebte.    Viele  sind  noch  in  den  Anfangen 

1  Vgl.  Teuscher  Handb.  d.  eyangel.  Kirchenr.  (Neustadt  a.  d.  Orla 
1848)8.436. 

s  Allgem.  Kirohenblatt  1857.  S.  820. 

s  Süsskind  u.  Werner  Handb.  d.  Württerab.  Ehegesetze  a.  a.  O. 
1,  S71.  —  Danach  brauchten  die  Kinder  nicht  mehr  in  der  christlichen  Re- 
ligion enogen  zu  werden.  —  InSachsen-Meiningen —  Ges.  y.  22.  Mai 
1856.  und  in  Mecklenburg  —  Ed.  v.  22.  Februar  1812.  §.  12.  (wieder 
«.ufgehoben)  wurden  ebenfalls  diese  Ehen  erlaubt  und  kirchlich  geschlossen, 
aber  unter  der  Bedingung  der  christlichen  Kindererziehung.  Eichhorn 
Kirchenr.  2, 880.  Allgem.  Kirohenblatt  1857.  S.  820. 

A  Siehe AnhangNo.  13. 

^  Gesetz-  n.  Verordnungssamml.  1848.  No.  28.  siehe  Anhang 
14o.  14. 

«  Allgem.  Kirchenblatt  1857.  S.  820. 
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der  Entwicklung  befangen ,  andere  stehen  zögernden  Futes 
in  der  Mitte,  wie  festgebannt. 

Es  liegt  hier  nicht  im  Bereiche  meiner  Aufgabe,  da  noch 
meine  Stimme  zu  erheben,  wo  des  Sprechens  fast  txmd  ge> 
worden  ist,  und  den  zahllosen  Erörterungen  über  kircUiehe 
oder  civile  Ehe  die  meinigen  hinzuzufügen. 

Aber  es  ziemt  sich  wohl,  den  Blick  rückwärts  za  wenden 
auf  die  Zeiten  und  Völker,  deren  Becht  geschildert  wurde, 
und  es  darf  wohl  da  ein  Wort  über  die  Zukunft  eingefugt 
werden,  wo  Gegenwart  und  Vergangenheit  ihre  Behandlong 
gefunden  haben.  Soll  doch  eben  die  Geschichte  uns  khren 
und  unterweisen:  Sie  soll  uns  Gelegenheit  geben,  dieEr&l)- 
rangen  der  Vorvordem  zu  berathen. 


^»ung.''  Die  kirchliche  Eheschliessung,  wie  sie  im  Laufe  der  Jahr- 

hunderte sich  überall  Bahn  brach,  war  gut  und  geredit.  Je 
mühsamer  sie  vordem  den  starren  Sinn  der  Völker  bemeistert 
hatte,  um  so  tiefer  schlug  sie  in  demselben  Wurzel.  Sie  L«t 
nicht  einer  besonderen  Nation  als  ihr  eigenartig  zuzusprecbec: 
romanische  und  germanische  Völker  fanden  in  ihr  die  Föns. 
wie  Staat  und  Kirche  ihre  Interessen  befriedigt  erhielten;  ck' 
sittliche  Gepräge  der  Ehe  empfing  so  den  gebührenden  Aas- 
drack. 

^^eK^ATToS'         Allein,  was  bei  einfachen  Culturverhältnissenpassoidiis«! 

«teugehen.  heilbringend  war,  wurde  bei  verwickeiteren  und  schwieriges 
hart  und  schädlich.  Fast  überall  hat  man  die  kirchlidK 
Trauung,  als  alleinige  Eheschliessungsform,  früher  odr 
später  fallen  lassen  müssen;  überall  waren  dieselben  Bewq:- 
gründe  maassgebend:  Noth  und  Bedürfniss  drängten. 

niBsidenten.  DuTchweg  fast  War  die  Einheit  des  religiösen  Glanbai^ 
seit  dem  sechszehnten  Jahrhunderte  durchbrochen  worden: 
Die  eine  christliche  Kirche  hatte  sich  in  viele  gespalten,  ^ 
eine  Secte  nach  der  anderen  setzte  sich  wie  ein  Ast  an  de: 
alten  Stamm.  Sollte  man  diese  alle  wegschneiden  'mit  od- 
barmherziger  Schärfe?  Der  Katholicismus  war  nicht  melif 
mächtig  genug  dazu;  das  alte  Küstzeug  des  Mittelalters  Ter- 
sagte.  Der  Protestantismus  hätte  im  Principe  sich  selber  lui- 
gegeben,  wenn  er  seinen  Lehren  eine  Unfehlbarkeit  zugc* 
schrieben,  wenn  er  die  freie  Schriftforschung  verworfen  hiöt- 
sobald  sie  nur  immer  zu  abweichenden  Ergebnissen  ful^' 
würde.     Er  wenigstens  musste  die  verschiedensten  Confe- 


XÜI.  RückbUck  und  Schlnss.  757 

sionen  dulden ,  wenn  nur  nicht  Unzucht  und  Rohheit  sich  in 
4lafl  Gewand  religiöser  Dootrinen  kleideten. 

Zuerst  aber  war  diese  Toleranz  doch  nur  karg  bemessen  ^[^JJ^^JJJ; 
und  einseitig  gewährt.  Man  verlangte  der  versdiiedenen  Dog- 
men ungeachtet  eine  äussere  Oleichmässigkeit:  die  religiösen 
Acte  wenigstens,  welche  durch  staatliche  Institution  eme  Wich« 
tigkeit  für  das  sociale  Leben  empfiingen  hatten,  sollten  von  dem 
religiösen  Hader  unberührt  erhalten  bleiben.  „Glaubt  was  Ihr 
wollt'S  xief  man  den  Secten  zu,  »»aber  unsere,  die  christliche 
Taufe  ist  auch  euch  nothwendig.  Sie  ist  die  Pforte  nicht  nur 
zur  Kirche,  sondern  auch  zum  Staate.  Verehrt  eueren  Gott, 
wie  euere  Grundsätze  es  gestatten,  aber  vor  dem  Geistlichen 
schliesst  euere  Ehen,  welchen  der  Staat  mit  seinem  Vertrauen 
stützt,  der  in  seinen  von  der  Obrigkeit  anerkannten  Glaubens- 
sätzen die  sichere  Grewähr  bietet,  nichts  zu  thim  und  nichts 
zu  gestatten,  was  nicht  Staat  und  Ejrche  fromme '^ 

Bald  jedoch  streifte  gesteigerte  Gesittung  und  verfeinertes^J^^Joi«»" *. 
Gefühl  für  religiöse  Selbstständigkeit  der  Toleranz  diese 
Schranken  eine  nach  der  anderen  ab.  Sollte  man  Wider- 
willige zum  Altare  schleppen,  sollte  man  Cultusacte,  worin  die 
Einen  ihr  religiöses  Bedürfriiss  befriedigt  fühlten,  zu  Pflichten 
stempeln,  welche  der  Staat  allen  seinen  Bürgern  auferlegen 
müsse?  Man  versuchte  zu  helfen  und  wo  es  ging  in  einfacher 
Weise.  Man  liess  die  Prediger  der  Secten  trauen,  wie  die 
der  alten  Kirchen  es  durften. 

Aber  überall  konnte  dies  Mittel  nicht  verschlagen.  Viele 
Keligionsgesellschaften  entbehrten  eines  geregelten  Organis- 
mus, es  fehlte  ihnen  von  vorne  herein  das  Amt,  dem  man  die 
Sorge  für  die  Ehe  hätte  übertragen  können. 

Da  kam  denn  dem  Gresetzgeber  die  ursprüngliche  Natur 
der  Ehe  wieder  zum  Bemisstsein.  Sie  war  nicht  so  durchaus 
kirchlich  geartet,  dass  man  sie  auf  jeden  Fall  hin  hätte  kirch- 
lich lassen  müssen.  Die  protestantische  Lehre  hatte  offen 
genug  die  Weltlichkeit  des  Ehecontractes  verkündet,  die  Staats- 
gesetze allein  hatten  der  Ejrche  die  Ehe  zur  Ordnung  zuer- 
theilt,  sie  hatten  damit  der  allgemeinen  Ansicht  und  dem  Be- 
dürfnisse entsprochen.  Es  war  kein  Act  der  Ungerechtigkeit 
gegen  die  Kirche,  sondern  eine  Pflicht  der  Gerechtigkeit  ge- 
gen die  Staatsbürger,  wenn  jetzt,  wieder  der  gemeinen  Ansicht 
und  dem  Bedürfnisse  folgend,  der  Staat  zurüdoiahm,  was  ihm 
gebührte. 
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Notbcwuehe.         Aber  andererseits  mochte  man  doch  nicht  um 

WiUen  Alle  kränken,  und  die  kirchUche  EhescUieMong,  un 
Wenige  davon  zu  entbinden ,  Allen  nehmen»  welche  in  fester 
Treue  daran  hingen.  So  schuf  man  ein  neues  Ehesdifies- 
sungsrecht,  welches  sidi  in  den  engsten  Giaozen  des  Bedürf- 
nisses bewegte:  die  Nothcivilehe. 

Sie  war  der  erste  Schritt  von  der  kirchlichen  Ehe  weg; 
die  erste,  welche  in  Europa  schon  im  Laufe  des  sechszelmten 
Jahrhunderts  in  den  holländischen  Freistaaten  Platz  griff, 
und  weiche  noch  vor  der  grossen  Revolution  in  Frankreich 
eingeführt  wurde. 
Confljctejwi-  Aber  nicht  blos  in  der  religiösen  Duldung  hat  die  Notli- 
and  Kirche,  civilche  ihre  Veranlassung  gefunden:  sie  war  auch  der  nadut- 
liegende  Ausweg,  den  der  Staat  einschlug,  wenn  er  nicht  g^ 
waltsam  mit  der  Kirche  zusammenstossen  wollte. 

Freilich  erst  in  neueren  Zeiten  hat  die  Elrche  sich  von 
den  Klammem  loszulösen  gesucht,  mit  denen  der  Staat  ne 
seit  Jahrhunderten  an  sich  gefesselt  hatte.     Sie  hat  versadit, 
den  weltlichen  Gesetzen  zum  Trotz,  fest  zu  den  kanonificheB 
Bestimmungen  zu  halten.     Doch  meist  nur  die  katholische 
Kirche,  deren  geschlossene  Organisation  einen  solchen  Wider- 
stand factisch  ermöglichte,  und  deren  Lehren  von  der  Sacn- 
NouiciTiiehe  meutsuatur  der  Ehe  und  der  Freiheit  der  Kirche  diesem  eine 
JtfSJhiSi  theoretische  Bechtfertigung  gaben:  Wo  noch  ausser  fiirDi^ 
^^*°'     sidenten  die  subsidiäre  Civilehe  besteht,  da  ist  sie  der  g^ 
mischten  Ehen  wegen  eingeführt  worden. 
nieprous-  Indess  auch  die  j)rote8tanti8che  Greistlichkeit  untenuüuD 

Kirche,  gg^  gieh  ZU  dcu  Staatsordnungen  in  Gregensatz  zu  stellen.  Sie 
vergass  die  enge  Verschmelzung  von  Kirche  und  Staat,  welche 
seit  Jahrhunderten  die  Wissenschaft  gepredigt  und  die  G^ 
schichte  in's  Werk  gesetzt  hatte,  sie  huldigte  einer  fast  flacn- 
mentalen  Auffassung  der  Ehe. 

Auch  hier  hat  der  Staat  mit  Fug  und  Beoht  nicht  durch 
Zwang  den  Zwiespalt  schärfen  wollen,  auch  hier  hat  man  mit 
der  Civilehe  wenigstens  zu  helfen  beabsichtigt,  und  eben  das- 
selbe ist  geschehen,  wo  man,  um  die  nach  der  bfirgeri]clie& 
Gresetzgebung  zulässigen  Ehen  zwischen  Christen  und  Juden 
zu  ermöglichen,  das  Gewissen  der  Geistlichkeit  schonte  ao<^ 
der  kirchlichen  Trauung  die  Civilehe  substituirte.  — 
ach«  cwntfae.        Aber  man  gelangte  auch  zu  demselben  Ergehaisse  der 
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Civflehe  ohne  dea  Antrieb  des  BediirfniMee,  ja  unbekünunert 
durum,  auf  dem  Wege  theoretischer  Speculation« 

Seitdem  die  lürche  ra  dem  Staate  überhaupt  in  fiiedliche  ^j^^^ 
Beziehungen  getreten  iet,  hat  sie  auch  in  engster  Verbindung 
mit  ihm  gestanden* 

Gleich  von  Anfang  an  musste  sie  sich  gefallen  lassen» 
politischen  Zwecken  zu  dienen.  Sie  sollte  das  zerbröckelnde 
Sömerreich  noch  einmal  zusammenkitten  und  den  todten  Staats- 
körper als  frischer  Lebenssaft  durchdringen. 

Freilich  hat  sie  sich  von  jeher  wenigstens  mit  Worten  da- 
gegen gesträubt  Sie  predigte  von  vorne  herein  den  Dualis- 
mus» die  Trennung  vom  Staate»  ihre  Gleichberechtigung  mit 
diesem. 

Aber  so  lange  ihr  die  Macht  fehlte»  musste  sie  sich  dem 
weltlichen  Joche  beugen;  als  ihr  die  Kräfte  wuchsen»  be- 
meisterte sie  selbst  den  Staat  und  ordnete  ihn  sich  unter»  noch 
mehr  fast  als  sie  ihm  dienstbar  gewesen  war.  Ja  dogar  die 
theoretische  Zwietheilung  der  Gewalten  musste  für  Jahrhun- 
derte den  Lehren  weichen»  welche  auch  die  weltliche  Macht 
der  Barche  zusprachen. 

Erst  seit  der  Beformation  ist  die  Kirche  wieder  zu  ihren  s<itd«ri6. 

formaUoii. 

alten  Doctrinen  zurückgekehrt.  Es  konnte  kaum  noch  die 
Rede  davon  sein»  dass  sie  dem  zum  Bewusstsein  gekommenen 
Staate  den  Fuss  auf  den  Nacken  zu  setzen  vermöge:  so  wollte 
sie  wenigstens  ihre  eigene  Freiheit  wahren. 

Aber  wieder  war  hier  der  Staat  fibermächtig;  des  Pro- 
testes der  Kirche  ungeachtet  beherrschte  er  sie. 

Nur  einmal  vor  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  hat 
man  die  Zwietheilung  von  kirchlicher  und  wehlicher  Gewalt 
praktisch  durchzufuhren  versucht.  Nicht  etwa  aus  unkirch- 
licher Gesinnung»  welche  die  Beligion  aus  dem  bürgerlichen 
Lieben  entfernen  und  der  Kirche  jede  äussere  Bethätigung  ab- 
sprechen wollte»  sondern  gerade  umgekehrt^  aus  Ueberfirömmig- 
keit»  welche  die  Kirche  zu  verinnerlichen  und  von  eitler  Welt- 
Uohkttt  zu  entledigen  strebte. 

Damit  war  aber  auch  die  Stellung  der  Ehe  gegeben.   Sie  ^^'^^"ff/*' 
war  ursprüngUch  des  Staates  gewesen;  gingen  Staat  und  Kirche 
aas  einander»  so  musste  sie  dem  Staate  folgen  und  nach  staat- 
lichen Formen  und  Bedingungen  geschlossen  werden« 

So  ist  die  erste  obligat^Hfisohe  Civilehe  der  englischen  ^^';^^,|^,^^' 
Bevohition  entstanden.  ReToiauon. 
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iSn"öiuch«  Aber  auch  die  französische  Revolutioo  hat  £e  oUig»- 
Bevoiation.  tonsche  Clvilche  geschaffen,  fast  von  demselbenGnindgedanken 
ausgehend.  Nicht  freilich  war  hier  die  Liebe  zur  Kirche  du 
treibende  Moment,  weit  eher  tiefe  Missachtnng«  Man  woUte 
nicht  so  die  Kirche  entweltlichen,  wie  den  Staat  entldrch- 
lichen. 

^idwtacS**  Die  moderne  deutsche  Civilehe  steht  zwischen  beiden  Stro- 
civuehe.  mungen  in  der  Mitte.  Es  würde  gleich  unrichtig  sein,  sie  dem 
Hasse  wie  der  Gunst  gegen  die  Kirche  zuschreiben  zu  wollen; 
es  ist  historisch  gleich  falsch,  sie  mit  dem  französischen  od» 
englischen  Vorbilde  zu  verknüpfen.  Sie  hat  ihr  Muster  aOeb 
in  der  belgischen  Verfassungsurkunde,  in  jenen  idealen  Pm- 
cipien,  welche  so  recht  den  Stempel  germanischen  Geietee 
tragen. 
suAtoecht  ^^  ^®^  ^^  ^*^*  unbestrittener  Grundsatz  des  modernen 

^*JJj^^j°Jf Staatsrechts,  dass  man  die  Verschiedenheit  der  kirchlichen  und 
Kirch«,  staatlichen  Lebenssphäre  erkennen  und  sie  von  einander  tren- 
nen müsse.  Das  künstliche  Band,  welches  beide  bisher  ms- 
schlungen,  und  welches  Wachsthum  und  Gedeihen  bald  des 
einen,  bald  der  anderen  zusammenschnürte  und  verkümmerte, 
soll  gelöst  werden  und  Staat  und  Kirche  sich  frei  neben  ein- 
ander fortentwickeln. 

cirueÄ  ^*'*   °**°   *^«®  Theorie   für  praktisch   ausführbar,  so 

J®*^^«jj{2]  führt  die   unfehlbare  Consequenz   zur   obligatorischen  GtB- 
ehe. 

Die  Ehe  ist  £e  Grundlage  der  Familie  und  damit  des 
Staates;  sie  ist  die  wichtigste  Institution,  welche  der  Staat  zu 
regeln  und  zu  überwachen  hat.  Das  bedarf  keiner  längeren 
Erörterung.  Will  und  soll  die  Kirche  sich  jeder  staatliches 
Einwirkung  entziehen,  so  kann  ihr  der  Staat  mithin  auch  nicht 
die  Ordnung  und  Verwaltung  der  Ehe  überlassen.  Er  muB«te 
denn  eben  sich  selbst  aufgeben  wollen,  und  seine  wichtigsten 
Institutionen  der  Willkür  einer  Körperschaft  anheim  steDeo, 
deren  Sphäre  ausserhalb  seiner  Rechts-  und  Macht beiiigniMe 
liegt  Deswegen  betont  er  allein  den  staatlichen  Character 
der  Ehe,  stellt  die  staatlichen  Bedingungen  ihrer  Gültigkeit 
auf,  und  überlässt  es  dem  Belieben  des  Individuum  nad  dem 
religiösen  Bedürfiiisse,  sich  auch  mit  den  kirchli«^ien  Ford^ 
rungen  abzufinden. 

^ciÄeh^**         Auch  die  facultative  Civilehe  und  all*  dre  verschiedenoi 

^»y.lJäe^  Mischformen,    welche  wir  darzustellen   hatten,   sind  *e«cn 
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Principien  entsprangen.  Sie  sind  nichts  wdter  als  Ab- 
Schwächungen  der  consequenten  Maassregel ,  eine  versuchte 
und  theilweise  doch  verunglüdrte  Versöhnung  der  Theorie 
mit  den  Forderungen  des  Lebens  und  den  Anschauungen  des 
Volkes.  — 


Fragen  wir  jetzt  schliesslich,  welches  System  der  Gesetz-  Kriök  der 
gebung  anempfohlen  werden  müsse ,  so  ist  die  Antwort  theo- 
retisch nicht  schwer  und  praktisch  nicht  leicht  zu  geben.    Seil 
Jahrhunderten  mühen  sich  die  Staaten  ab,  die  richtige  Lösung 
zu  finden. 

Wo  die  Confession  des  Staates  ungetheilt,  wo  ein  Con-  JieiSiu»- 
flict  zwischen  Staat  und  Kirche  unerhört,  wo  die  LoslÖsung  "'°'* 
der  Kirche  vom  Staate  unerwünscht  ist,  da  mag  man  die 
kirchliche  Trauung  bewahren.  Sie  ist  noch  heute  wie  vor 
Jahrhunderten  die  würdigste  Form  des  wichtigsten  rechtlichen 
Actes,  sie  ist  dem  Volke  von  Jugend  auf  anerzogen,  sie  hat 
sich  mit  urväterlichem  Brauche  untrennbar  verschmolzen,  sie 
rückt  die  kalte  Rechtshandlung  in  das  erwärmende  Gebiet 
des  Gemüths,  sie  wird,  dess  sind  wir  sicher,  im  deutschen 
Volke  fort  und  fort,  in  alter  Anhänglichkeit  gesucht  werden. 

Wo  aber  nur  eine  jener  drei  Bedingungen  fehlt  —  und 
das  dürfte  zur  Zeit  in  fast  allen  Staaten  der  FaU  sein  — , 
da  fuhrt  die  „Consequenz  des  Gedankens '^  zur  obligatorischen 
Civilehe. 

Die  Nothehe  entspricht  nicht  den  Forderungen  der  Zeit.  ^}^i^^' 
Wo  man  die  bürgerliche  Bechtssphäre  von  den  Einflüssen  der 
Confossion  unberührt  bewahren  will,  da  darf  man  nicht  der 
einen  Religionspartei  versagen,  was  man  der  anderen  gewährt, 
da  muss  die  angestrebte  Grewissensfireiheit  für  verletzt  erachtet 
werden,  wenn  man  Widerwfllige  zum  Austritte  aus  der  Kirche  . 
treibt,  nur  damit  sie  eine  Ehe  schliessen  können.  Es  heisst 
das,  auf  das  alte»  ehrwürdige  Kleid  der  christlichen  Trauung 
einen  neuen  Lappen  flicken,  der  das  Kleid  verunziert  und  die 
Blosse  kaum  ded^t. 

Noch  schlimmer  ist  es  gar,  falls  man  die  bürgerliche 
Trauung  erst  nach  Versagung  der  kirchlichen  gestattet.  Scheint 
€8  doch,  als  ob  so  der  Conflict  zwischen  Staat  und  Slirche  in 
jedem  einzelnen  Falle  bloss  gelegt  und  wach  gerufen  werden 
solle,  als  ob  man  sich  scheue,  die  schwere  Wunde  des  Staats* 


Die  Mlicta- 
syitome. 
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lebens  vernarben  zu  lassen^  und  sie  von  Zeit  m  Zeit  gew«It- 
aam  aufbreche« 

Von  den  verschiedenen  Miechsyetemen  kann  nnr  die  rane 
facuUative  Civildie  in  Frage  kommen. 

All'  die  anderen  künstlichen  Bildungen  ans  kircUicher 
und  bürgerlicher  Trauung  haben  noch  überall  die  sociale  Wohl- 
fahrt des  Volkes  tief  gefährdet  und  übele  Früchte  getragen. 

^cwSh?*'  Aber  auch  jene  Eheschliessungsform  kann  theoretiscli 
nicht  gerechtfertigt  werden« 

^^  w^^  Sie  ist  eine  Abweichung  vom  consequenten  Gedanken, 

sie  lässt  die  Verknüpfung  von  Staat  und  Kirche »  wenn  anch 
in  zweifelhafler  Weise  und  Stärke  bestehen  und  dennoch  birgt 
sie  ziemlich  offen  die  staatlich  ausgesprochene  Missachtung  der 
kirchlichen  Trauung  in  ihrem  Schoosse.  Sie  ist  der  gesetzlick 
sanctionirte  Indifferentismus  den  Ansprüchen  und  Fordmuagen 
der  Kirdie  gegenüber. 

'^Mhi^^'  Allein  andrerseits  kann  die  facultative  CivUehe  in  prakti- 

schen Erwägungen  sehr  wohl  ihre  Bechtfertigung  finden.  Sie 
ist  das  Zwischenglied)  durch  welches  eine  vorsichtige  Gesetz- 
gebung das  alte  angeerbte  Recht  mit  den  Bedürfnissen  der 
Gregenwart  zu  vermitteln  trachtet.  Wo,  wie  in  England,  die 
Rücksicht  auf  tiefgewurzelte  Gefühle  des  Volkes  überwiegend 
wirksam  sein  muss,  mag  ihr  doch  das  Wort  geredet  werden. 
und  im  Erfolge  wenigstens  hat  sie  nirgends  sich  als  schadüdi 
bethätigt. 

^cfy^H«ÄI*'  Die  obligatorische  Civilehe  endlich  ist  schon  oben  in  ihrem 
Wesen  gezeichnet  worden. 

Sie  ist  eine  scharfe  und  durchgreifende  Maassr^el,  ein 
tiefer  Einschnitt  in  die  religiöse  Sitte  des  Volkes,  ein  Aus- 
kunftsmittel,  welches  allein  durch  seine  Nothwendigkeit  ge- 
rechtfertigt werden  kann. 

Aber  zweien  Meinungen  möchte  ich  doch  noch  hier  »t- 
gegentreten,  die  eine  von  den  Gegnern,  die  andere  von  dei 
Vertheidigern  der  obligatorischen  Civilehe  v^ochtea. 

"^'difchil.  Die  Einen  glauben,  dass  das  religiöse  Gefühl  des  Vol^^ 
ehe.  durch  bürgerliche  EJieschliessung  gefährdet  werde«  In  kan- 
sichtigster  historischer  AufGossung  ujitemehmen  sie  es,  die 
entarteten  Sitten  f  Vankreichs  auf  die  CivUehe  ab  ihren  Keim 
zurückzuführen  und  diese  selbst  mit  dem  Namen  «net  tefO' 
lutioxutfen  Institutes  zu  brandmarken. 
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Aber  selbst  die  frankzöeiBche  Cäyilebe  ist  kein  Erzeugnissvertheidigoot 
der  Ideen  von  1789«  Sie  ist  die  langsam  gereifte  Fracht  der 
ganzen  französischen  £ntwiddung»  der  endliche^  vielleicht 
durch  den  Drang  der  Zeiten  Überstürzte  Abschlufis  einer  Bil- 
dni^y  welcher  die  Unduldsamkeit  der  Earche  einerseits ,  und 
die  Bestrebungen  der  Parlamente  andererseits  die  Wege.ge- 
wiesen hatten. 

Und  dann  hat  die  Civilehe  noch  nirgends  schädliche  Ein- 
flüsse auf  die  Sittlichkeit  ausgeübt,  noch  nirgends  hat  sie  selbst 
der  kirchlichen  Eheschliessung  erheblichen  Eintrag  gethan. 

Aber  man  halte  auch  die  obligatorische  Civilehe  nicht  für  u»«  MHng«!. 
das  Universalmittel,  welches  alle  Krankheitszustände  des  Staa- 
tes auf  dem  Gebiete  des  Eherechts  unfehlbar  heilen  und  den 
ewigen  Frieden  mit  der  Kirche  schaffen  werde.     A^ch  vor 
solchem  Irrthume  warnt  die  Geschichte. 

Gerade  im  Gebiete  der  obligatorischen  Civilehe,  in  den 
Preussischen  Bheinlanden,  sind  wegen  der  gemischten  Ehen 
die  bedauerUchsten  Irrungen  zwischen  Staat  und  Kirche  zu 
Tage  getreten. 

Freilich  hätte  der  Staat  aus  rechtlichen  Gründen  theil- 
nahmlos  dem  Beinen  der  katholischen  Kirche  zusehen  kön- 
nen; aber  aus  polidschen  wollte  er  es  nicht,  und  konnte  es 
nicht  wollen. 

Je  tiefer  das  Volk  von  der  Nothwendigkeit  der  kirchlichen 
Ehesanction  durchdrungen  ist,  um  so  weniger  wird  der  Staat 
ruhig  zugeben  dürfen,  wie  diese  an  Bedingungen  geknüpft 
wird,  die  den  Zwecken  des  Staatswohls  widersprechen. 

Er  wird  dann  mit  der  Kirche  unfehlbar  in  feindliche  Be- 
rührung treten,  und  diese. wird  um  so  geringere  Neigung  em- 
pfinden, die  Starre  ihres  Hechtes  zu  biegen,  je  weniger  Wohl- 
thaten  sie  von  dem  Staate  zu  erwarten,  je  weniger  Dank  für 
gewährten  Schutz  sie  abzutragen  hat. 

Wo  ein  solcher  Conflict  entsteht,  wird  er  durch  die  Civil- 
ehe vielleicht  vertuscht,  wenn  er  aber  zum  Austrage  kommt^ 
eher  verschärft  als  gemildert. 


So  habe  ich  denn  meine  Ansicht  hier  ausgesprochen,  wie    schiu«. 
ich  sie  aus  der  Quelle  der  Geschichte  geschöpft  habe. 

Nicht  auf  bestimmte  Verhältnisse  sind  meine  Worte  ge- 
richtet gewesen,  und  nicht  vermessen  sie -sich,  die  Lösung 
gefunden  zu  haben. 
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Auch  unser  deutsches  Volk  wird  noch  in  sdiwerem  Bingen 
und  Schaffen  den  Fragen  nahe  treten  müssen »  weidie  hier 
^ine  Behandlung  gefunden  haben.  Der  Gresetzgeb»  wird  £e 
schwierige  Wahl  zu  treffen  haben ,  welcher  der  vielen  offenen 
Wege  zum  Wohle  des  Volkes  einzuschlagen  sei.  Er  wird 
•die  Lehren  der  Geschichte  zu  Bathe  ziehen  müssen,  und  diese 
Jdar  zu  legen  war  der  praktische  Zweck  meiner  Arbat 
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1.  Frankfurt  am  Main. 
Gesetze  ▼.  19.  NoTember  1850. 

(Siehe  oben  8.  «64.) 

1. 

§.  1.  Mit  dem  1.  Mai  1851.  hört  die  städtische  Hauptkuxhenbachfuh- 
rang  auf  und  tritt  das  vorliegende  Gesetz  in  Kraft. 

§•  2.  Die  Standesbücher  dienen  zur  Beurkundung  der  Geburten,  Ehen 
und  Todesfälle. 

§.  8.  Glaubhafte  Ausfertigungen  aus  den  Standesbüchem  dürfen  Nie- 
mandem yerweigert  werden. 

f.  4.  Die  Standesbuchfuhrung  als  Zweig  der  fireiwilligen  Gerichtsbai^ 
keit  steht  unter  der  Aufsicht  der  zweiten  Abtheilung  des  Stadtgerichts. 

§.  5.  Die  städtische  Standesbuchfuhrung  wird  Yon  einem  Standesbuch- 
fuhrer  unter  Mitwirkung  zweier  Gehülfen  besorgt  £»terer  ist  Staatsdiener 
erster  Classe. 

Schreiber  und  Amtsboten  können  unter  Zustimmung  der  Torgesetzten 
Behörde  (§.  4.),  welcher  auch  deren  Verpflichtung  obliegt,  angenommen 
werden. 

§.  6.  In  jeder  Landgemeinde  wird  ein  besonderer  Standesbuchführer 
angestellt 

§•  7.  Die  Standesbuohf&hrer  auf  dem  Lande  haben  der  Standesbuch- 
fuhrung in  der  Stadt  im  Januar  jeden  Jahres  eine  beglaubigte  Abschrift 
ihrer  im  vergangenen  Jahre  vorgenommenen  Eintr&ge  zuzufertigen. 

Von  den  Standesbüchem  in  der  Stadt  sind  Duplicate  an  einem  zweiten 
Orte  aufzubewahren. 

§.  8.  Der  Gehalt  der  Standesbuchführung  besteht  in  Gebühren  nach 
Maassgabe  beiliegender  Taxordnung. 

§.  9.  In  der  Stadt  haben  die  Standesbuchfuhrer  8/^,  jeder  der  Gehülfen 
s/7  der  eingehenden  Gebühren  zu  beziehen.  Die  Besoldung  der  angenom- 
menen Schreiber  und  Amtsboten  ist  jedoch  zuvor  in  Abzug  zu  bringen« 

§.  10.  Auswärtige  Geburten ,  Trauungen  und  Todesfülle ,  welche  in  die 
Frankfurter  Standesbücher  gehören,  sind  durch  beglaubigte  Auszüge  aus 
den  auswärtigen  Standes-  oder  Kirchenbüchern  nachzuweisen.    Auswärtige 
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Erkenntnisse  dagegen  bedürfen  zum  Eintrage  der  Anerkennung  des  sttitin- 
digen  hiesigen  Gerichts. 

2. 

§.  5.  Die  Verlobten  in  der  Stadt,  sowie  in  den  Landgemeinden  btben 
persönlich  oder  durch  Bevollmächtigte  bei  der  städtischen  Standesboch- 
iührung  das  Aufgebot  zu  beantragen. 

Sind  die  erforderlichen  Urkunden  beigebracht,  so  wird  das  Aufbot 
•erkannt  und  eine  Abschrift  des  Beschlusses  ausgefertigt. 

§.  6.  Das  Aufgebot  geschieht  am  Wohnorte  der  Brautleute.  Die  in  der 
€tadt  aufzubietenden  Verlobten  sind  von  der  Standesbnchfiihrung  im  Dick- 
sten Amtsblatte  au&ubieten.  Bei  Landbewohnern  hat  der  Standesbneh- 
fuhrer  der  Gemeinde  das  erkannte  Angebot  (§.  5.)  an  dem  Gemeindebanie 
anzuschlagen. 

§.  7.  Haben  die  Brautleute  verschiedene  Wohnorte,  so  ist  das  Aufgebot 
in  beiden  erforderlich  und  erfolgt  nach  den  daselbst  bestehenden  Formen. 

§.  8.  Einsprüche  gegen  den  Vollzug  einer  Trauung  sind  bei  der  eisten 
Abtheilung  des  Stadtgerichtes  anzubringen,  welches  naeh  Umständen  In- 
hibition erkennt 

Ein  gerichtliches  Verbot  wird  ohne  Abwartung  der  Rechtskraft  dnf^ 
tragen. 

§.  9.  Das  Aufgebot  verliert  seine  Wirkung,  wenn  seit  seiner  Beksnst- 
machung  ein  Jahr  verstrichen  ist,  ohne  dass  die  Ehe  geschlossen  worden 
wäre. 

§.10.  Der  Abschluss  der  Ehe  kann  erfolgen,  wenn  seit  der  Bekannt- 
machung des  Angebots  14  Tage  verflossen  sind  und  sonst  kein  Anstand 
vorwaltet. 

Waren  die  Brautleute  an  verschiedenen  Orten  auftubieten  (f.  7.),  so 
muss  vor  der  Trauung  nachgewiesen  werden,  dass  auf  das  auswärtige Aof- 
gebot  kein  Einspruch  erfolgt  ist. 

§.11.  Nachdem  die  Verlobten  persönlich  von  dem  Standesbndif&lu« 
des  Wohnorts  öffentlich  in  Gegenwart  von  wenigstens  swei  gross}tiiriges 
männlichen  Zeugen  ausgesprochen  haben,  dass  sie  einander  ebelidieB 
sollen,  erklärt  der  Standesbuchführer  im  Namen  des  Cresetzes  die  Ehefir 
geschlossen. 

§.  12.  Die  bürgerliche  Gültigkeit  einer  abzuschllessenden  Ehe  ist  nur 
von  der  VoUziehung^es  Civilaetes  abhängig;  die  kirchliche  Traonngdtif 
«rst  nach  der  Vollziehung  des  Civilaetes  stattfinden. 

Der  Geistliche,  welcher  dieser  Vorschrift  zuwider  handelt,  wird  tod 
^em  Polizeigerichte  mit  einer  Geldbusse  von  10  bis  60  Gulden,  im  enteo 
Wiederholungsfalle  aber  mit  einer  Geldbusse  von  50  bis  100  Gulden  und  in 
ferneren  Wiederholangsf&llen  mit  Gefängniss  von  6  Tagen  bis  S  Mooateo 
bestraft. 

§.  IS.  Die  auswärtage  Tmunng  eines  Staatsangehörigen  darf  nur  dans 
«ingetragen  werden,  wenn  sie  vorher  von  dem  Senate  gestattet  and  das 
Aufgebot,  oder  eine  Dispensation  von  demselben  dahier  erwirkt  wordeo 
war,  oder  wenn  der  Senat  sie  nachträglich  genehmigt 

Die  äussere  Form  einer  solchen  Ehe  wird  nach  den  Gesetzen  des  Orts 
beurtheilt,  an  welchem  sie  abgeschlossen  worden  ist 

§.  14.   Die  vollständige  Eintragung  einer  Trauung  enthält : 

1)  Vor-  und  Zunamen  der  Getrauten; 

2)  deren  Stand  und  Gewerbe; 

8)  deren  Geburtstag  und  Heimath; 

4)  bei  verwittweten  oder  geschiedenen  Personen  die  Namen  derftiibe- 
ren  Ehegatten  und  den  Tag  der  Tranungbeziehungsweise  der  Ttonongder 
früheren  Ehe; 
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5)  die  Vor^  und  Zunamen,  auch  den  Stand  der  beiderseitigen  Eltern; 

6)  den  Vollzug  der  IVauung  unter  Benennung  der  Zeugen  oder  bei 
auswärtigen  Trauungen  Angabe  der  Grundlage ; 

7)  Ort  und  Datum. 

2.  Oldenburg. 
Gesetz  ▼.  31.  Mai  1855. 

(Siehe  oben  8.  674.) 

Erster  Abschnitt.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Art  1. 

§.  1.  Die  kirchliche  Eingehung  der  Ehe  nach  den  Vorschriften  einer 
vom  Staate  anerkannten  Religionsgenossenschaft  (Staatsgrundgesetz  Axt. 
77.)  bleibt  als  bärgerlich  gültige  Form  der  Eingehung  der  Ehe  bestehen. 

§•  2.  Ausserdem  kann  jede  staatsgesetzlidi  züUssige  Ehe  (Art  4.)  vor 
den  bürgerlichen  Behörden  auf  die  in  diesem  Gesetze  angegebene  Weise  bür- 
gerlich gültig,  als  Civilehe '(Staatsgrundgesetz  Art  83.  §.  3.)  eingegangen 
werden. 

Art  2. 

§.  1.  Die  kirchliche  Eingehung  der  Ehe,  sowie  deren  Bedingungen  und 
Folgen  werden  durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt 

§.  2.  Hinsichtlich  der  bürgerlichen  Eingehung  der  Ehe  treten  die  fol- 
genden n&heren  Bestimmungen  ein. 

Zweiter  Abschnitt.  Besondere  Bestimmungen. 
III.  Von  dem  Aufgebote. 

Art  5. 

§.  1.  Vor  Eingehung  der  Ehe  sollen  die  Brautleute  öffentlich  aufge- 
boten werden. 

§.  2.  Das  Aufgebot  erfolgt  durch  eine  von  dem  Amte  (Stadtmagistrate) 
des  Wohnorts  eines  Jeden  der  Brautleute  zu  erlassende  Bekanntmachung, 
-welche  am  Sitze  des  Amts  (Stadtmagistrats)  und  in  der  Gemeinde  eines  jeden 
der  Brautleute  an  dem  für  obrigkeitliche  Bekanntmachungen  bestimmten 
Orte  vierzehn  Tage  lang  angeschlagen  sein  muss. 

§.  3.  Hat  eine  der  aufzubietenden  Personen  ihren  Wohnort  in  den  letz- 
ten sechs  Monaten  verändert,  so  muss  das  Aufgebot  auch  in  der  Gemeinde 
des  firüheren  WohnortB  geschehen. 

Art.  6. 

Der  Anschlag  muss  die  Vor-  und  Familiennamen,  den  Stand  oder  das 
Oewerbe  und  den  Wohnort  der  Brautleute,  sowie  ihrer  Eltern  oder  Vor- 
münder enthalten. 

Art.  7. 

Auf  dem  Anschlage  ist  Tag  und  Stunde  der  Anheftung  und  der  Wieder- 
abnahme, sowie  das  ununterbrochene  Aushängen  desselben  zu  attestiren. 

Art  8. 

§.  1.  Vor  dem  dritten  Tage  nach  Ablauf  der  Anschlagsfnst  (Art.  5.)  darf 
die  Ehe  nicht  eingegangen  werden. 

§.  2.  Ist  die  Ehe  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  nach  Ablauf  der  An- 

«chlagsfrist  eingegangen,  so  bedarf  es  zur  Eingehung  derselben  eines  neuen 

Aufgebots. 

Art.  9. 

§.  1.  Es  kann  eine  Abkürzung  der  Anschlagsfnst  gestattet  oder  von 
dem  Aufgebote  gänzlich  dispensirt  werden  (Art.  28.). 

§.  2.  Die  Wirkung  der  Dispensation  von  dem  Aufgebote  ist  erloschen, 
wenn  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  nach  deren  Ertheilung  die  Ehe  einge- 
gangen ist. 
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Art.  10. 
Ist  dem  Amte  (Stadtmagietrate)  das  VorhandensMn  eines  fibebiadcr- 
nisees  bekannt,  bo  hat  dasselbe  das  Aufgebot  su  verweigern ,  et  wiie  dess, 
dass  das  Ehehindemiss  (Art  4.)  in  einem  früher  eingegaagenmEbereriöb- 
nisse  begründet  wäre. 

IV.   Von  der  Einsage  gegen  die  Eingehung  einer  Ehe. 

Art  11. 
Nur  das  Vorhandensein  eines  Ehehindemisses  (Art  4.)  begründet  das 
Recht  gegen  die  Eingehung  einer  Ehe  Einsage  zu  erheben. 

Art.  12. 
Vor  erfolgtem  Aufgebote  einer  Ehe  ist  die  Einsage  gegen  die  Eio* 
gefaung  derselben  unzulässig. 

Art.  IS. 
Die  Einsage  geschieht  bei  einem  der  Aemter  (Stadtmagistrate),  weklie 
das  Aufgebot  erlassen  haben ,  mündlich  zu  Protokoll  entweder  in  Peiws 
oder  durch  einen  mit  gehörig  beglaubigter  Specialyollmacht  yenebeoes 
BcTollmächtigten . 

Art  14. 
§.  1.   Der  die  Einsage  Erhebende  muss  zugleich  den  Grund  denelbea 
angeben. 

§.  2.  Führt  derselbe  keinen  Örund  an ,  welcher  an  sich  zu  der  Einsage 
berechtigen  würde,  so  hat  das  Amt  (Stadtmagistrat)  denselben  damit  sofon 
zurückzuweisen. 

§.  3.  Gegen  die  Zurückweisung  kann  bei  dem  dem  Amte  (Stsdtmagi- 
strate)  unmittelbar  vorgesetzten  Gerichte  Beschwerde  erhoben  weiden,  n 
welchem  Zwecke  dem  Zurückgewiesenen  auf  Verlangen  das  die  erhobene 
Ehisage  und  deren  Zurückweisung  enthaltende  Protokoll  einzuhändigen  ist. 
Die  Eingehung  der  Ehe  wird  durch  die  Beschwerde  nicht  eher  aufgd^teo. 
als  bis  von  dem  zuständigen  Gerichte  die  Einsage  für  zulässig  erklärt  oni 
die  desfällige  Verfügung  dem  Amte  (Stadtmagistrate)  zugegangen  ist 

§.  4.  Gegen  eine  die  Zurückweisung  bestätigende  Verfugung  findet 
weitere  Beschwerde  nicht  statt. 

Art  15. 
Das  Amt  (Stadtmagistrat)  hat  die  von  ihm  angenommene  oder  Ton  den 
zuständigen  Qerichte  fCa  zulässig  erklärte  Einsage  demjenigen,  gegen  wei- 
chen dieselbe  gerichtet  ist,  zuzustellen. 

Art  16. 
Vor  Beseitigung  der  Einsage  darf  die  Ehe  nicht  geschlossen  werden. 

Art.  17. 
Die  Einsage  wird  beseitigt: 

a)  durch  freiwillige  Zurücknahme,  weichein  derselben  Weise  erfolf' 
wie  die  Einsage  erhoben  wird,  oder 

b)  durch  gerichtliches  Erkenntniss,  oder 

c)  durch  Erlöschung,  welche  eintritt,  wenn  nicht  innerhalb  14  Tagec. 
von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Einsage  erhoben ,  besiebnn^ 
weise  die  dieselbe  zulassende  gerichtliche  Verfugung  demjenigen,  welcher 
die  Einsage  oder  Beschwerde  erhoben,  zugegangen  ist,  dem  Amte  (Stadt- 
magistrate) die  Anstellung  einer  Klage  durch  eine  gerichtliche  Beacbeint- 
gung  nachgewiesen  wird. 

V.  Von  der  Eingehung  der  Ehe. 

Art.  18. 
Die  Eingehung  der  Ehe  erfolgt  vor  dem  Amte  (Stadtmagiftrtte)  de» 
Wohnortes  eines  der  Brautleute. 
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Art.  19. 
Vor  Eingehung  der  Ehe  müssen  dem  Amte  (Stadtmagistrate),  70r  wel- 
chem dieselbe  eingegangen  werden  soll, 

a)  gehörig  beglaubigte  Geburtsscheine  beider  Brautleute  eingeliefert, 
oder  wenn  dieses  nicht  möglich  oder  mit  zu  grossen  Schwierigkeiten  Ter- 
banden  ist,  durch  andere  schriftliche  Beweise  oder  durch  wenigstens  zwei 
unTerdächtige  Zeugen,  die  über  die  Geburt  gemachten  Angaben  als  richtig 
nachgewiesen, 

b)  insoweit  die  Einwilligung  dritter  Personen  zur  Eingehung  der  Ehe 
erforderlich  ist,  diese  entweder  yon  den  Letztem  persönlich  erklärt  oder  in 
öffentlicher  glaubhafter  Form  nachgewiesen  und 

c)  wenn  auch  ausserhalb  des  Bezirks  des  Amts  (Stadtmagistrats)  Auf- 
gebote erfolgt  sind,  die  gehörig  attestirten  Anschläge  (Art  7.)  mit  der  Be- 
scheinigung, dasa  keine  zulässige  Einsage  erhoben  oder  dieselbe  beseitigt 
und  dem  Amte  (Stadtmagistrate)  das  Vorhandensein  eines  Ehehindemisses 
nicht  bekannt  sei,  beigegeben  werden. 

Art  20. 

§.  1.  Wird  die  Einwilligung  zur  Eingehung  der  Ehe  yon  Seiten  der  Eltern, 
der  Vormünder  oder  Curatoren  ohne  genügende  Crründe  yerweigert,so  kann 
auf  Ertheilung  derselben  bei  den  ordentlichen  Gerichten  geklagt  werden. 

§.  2.  Gegen  die  Entscheidung  des  Gerichts  findet  eine  einmalige  Be- 
rufung an  die  höhere  Instanz  statt. 

Art  21. 

§.  1.  Ist  dem  Amte  (Stadtmagistrate),  yor  welchem  die  Ehe  einge- 
gangen werden  soll,  das  Vorhandensein  eines  Ehehindemisses  bekannt, 
oder  sind  die  Bedingungen  des  Art.  19.  nicht  erfüllt,  so  hat  dasselbe  seine 
Mitwirkung  zur  Eingehung  der  Ehe  zu  yerweigem. 

§.  2.  Ein  früheres  Eheverlöbniss  soll  jedoch  nur  berücksichtigt  werden, 
wenn  dasselbe  durch  Einsage  geltend  gemacht  und  die  Einsage  nicht  be- 
aeitigt  ist 

Art.  22. 

f .  ] .  Die  Form  der  Eingehung  der  Ehe  besteht  darin,  dass 

a)  öffentlich  in  dem  Amtslocale  des  betreffenden  Amts  (Stadtmagistrats) 
in  Gegenwart  yon  zwei  Zeugen  die  Brautleute  dem  Beamten  auf  Befragen 
einzeln  und  nach  einander  die  Erklärang  geben,  dass  sie  sich  ehelichen 
-wollen  und 

b)  der  Beamte  darauf  „im  Namen  des  Gesetzes  erklärt,  dass  jene  beiden 
n  nnmehr  ehelich  yerbunden  sind  *S 

§.  2.  Auf  Ansuchen  der  Brautleute  erfolgt  die  Eingehung  der  Ehe  in 
einer  Priyatwohnung. 

Art.  2S. 

§.  1.  Unmittelbar  nach  Eingehung  der  Ehe  wird  darüber  in  Gegenwart 
der  Ehegatten  und  der  Zeugen  yon  dem  Amte  (Stadtmagistrate)  eine  Ur- 
kunde aufgenommen,  welche  enthalten  muss: 

a)  den  Vor-  und  Familiennamen,  den  Stand  oder  das  Gewerbe  und  den 
Wohnort  der  Ehegatten ,  ihrer  Eltern  und  der  Zeugen ,  sowie  das  Alter  und 
den  Geburtsort  der  Ersteren ; 

b)  die  Angabe  der  Bescheinigung  über  die  an  den  yerschiedenen  Wohn- 
orten stattgefündenen  Aufgebote  (Art.  7.)  und  der  etwa  gestatteten  Abkür- 
zung der  Anschlagsfrist,  oder  der  ertheilten  Dispensation  von  dem  Auf- 
gebote (Art.  9.  §.  1.); 

c)  die  Angabe,  dass  keine  Einsage  erhoben  und,  falls  dieses  geschehen, 
w^ie  dieselbe  beseitigt  sei; 

d)  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die  Einwilligung  dritter  Personen 
2ur  Eingehung  der  Ehe  erforderlich  ist,  die  persönlich  abgegebene  einwil- 
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ligende  Erklärung  der  betreffenden  Personen  oder  die  Erwähnung,  wie  die- 
selbe beigebracht  sei; 

e)  die  Erklärung  der  Brautleute,  dass  sie  sich  einander  su  Ehegsttcs 
nehmen,  und  die  von  dem  Amte  erfolgte  Verkündigung  ihrer  ebeUdien  Ver- 
bindung; endlich 

f)  muBS  die  Urkunde  nach  geschehener  Vorlesung  von  den  Neoro^ 
ehelichten  und  den  Zeugen  unterschrieben  werden. 

§.  2.  Die  beigebrachten  Bescheinigungen  sind  der  Urkunde  sli  An- 
lagen beizufügen,  und  ist  mit  derselben  ebenso  wie  mit  den  sonstigen  tot 
dem  Amte  (Stadtmagistrate)  aufgenommenen  Acten  der  freiwilligen  G^ 
richtsbarkeit  zu  verfahren. 

Art  24. 

§.  1.  Das  Amt  (Stadtmagistrat)  hat  den  zur  Führung  derKirchenlmeher 
berechtigten  QeistUchen ,  zu  deren  Kirohengemeinde  die  Ehegsttsn  g^ 
hören,  falls  sie  aber  zu  keiner  der  anerkannten  Beligionsgenossenschafta 
gehören,  in  den  Kreisen  Vechta  und  Gloppenbuig  dem  katholischen,  indes 
übrigen  Landestheilen  dem  protestantischen  P&rrer  ihres  Wohnorts  eiu 
beglaubigte  Abschrift  der  über  die  Eingehung  der  Ehe  aufgenommenes 
Urkunde,  zur  Eintragung  in  das  Kirchenbuch  zu  übersenden. 

§.  2.  Der  betreffende  Geistliche  ist  verpflichtet,  die  vor  dem  Abu 
(Stadtmagistrate)  eingegangene  Ehe  unentgeltlich  in  das  Kirchenbuch  ein- 
zutragen. 

Vn.   Zuständigkeit  der  Behörden. 

Art.  26. 

Für  die  Verlöbniss-  und  Ehestreitigkeiten  sind  die  ordentlichen  bürger- 
lichen Gerichte  des  Wohnorts  des  beklagten  Theils  zustandig. 

Art.  27. 

Ueber  die  Verweigerung  des  Aufgebots  (Art  10.)  und  der  Mitwiibn^ 
der  Eingehung  der  Ehe  (Art.  21.)  von  Seiten  des  Amts  (Stadtmsgistrsts^ 
geht  die  Beschwerde  an  das  dem  Amte  (Stadtmagistrate)  unmittelbar  tor* 
gesetzte  Gericht  und  gegen  dessen  Entscheidung  an  die  nächstfolgende 
Instanz. 

Art  28. 

§.  1.  Die  Gesuche  um  Dispensation  sind  bei  dem  zuständigen  Aste 
(Stadtmagistrate)  einzureichen  und  von  diesem  an  die  Justizkanzlei  eion- 
senden. 

§.  2.  Gesuche  um  Dispensation  von  Ehehindemissen ,  in  so  weitnaek 
den  für  die  Protestanten  bestehenden  Bestimmungen  eine  Dispensation 
überall  zulässig  ist,  können  nur  durch  den  Grossheizog  bewilligt  weiden; 
die  Gesuche  um  Dispensation  von  der  Trauer-,  der  Advents-  und  der  Fasten- 
zeit,  sowie  vom  Aufgebote,  oderum  Abkürzung  der  AnsehlagsfristwerdeB 
durch  die  Justizkanzlei  erledigt 

§.  8.  Hinsichtlich  der  Dispensation  von  den  sonstigen  EhehindenüsMO 
und  Ehebesehränkungen  kommen  die  desfftUigen  gesetzlichen  Bestia- 
mungen  zur  Anwendung. 

VIII,  Von  den  Sportein. 

Art.  29. 

§.  1.  Hinsichtlich  der  wegen  der  Aufgebote  und  der  Eingehung  der 
Ehe  erforderlichen  Verhandlungen  und  Ausfertigungen,  sowie  hinaiehtUeh 
der  Dispensationsgesuche  und  der  Verlöbniss-  und  Ehestreitigkeiten  koo- 
men  die  für  die  betreffenden  Behörden  bestehenden  Sportelntsztn  imd 
sonstigen  Vorschriften  zur  Anwendung. 

Für  die  Eingehung  der  Ehe  in  einer  Frivatwohnung  (Axt  21. §.S)  '^ 
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ausser  den  gewöhnlichen  Sportein  1  Rthbr.  in  die  betreffende  Aratsaporteln- 
kasse  zu  zahlen. 

§.  a.  Zu  der  über  die  Eingehung  der  Ehe  aufzunehmende  Urkunde  soll 
«in  Stempelbogen  zu  4  gr.  genommen  werden. 

3.  Hamburg, 
a.  Proyisorische  Verordnung  y.  24.  October  1851. 

(Siehe  oben  8.  676.) 

§.  1.  Das  bestehende  Verbot  der  Ehe  zwischen  Christen  und  Juden  ist 
in  Hamburg  und  dessen  privatiyem  Gebiete  aufgehoben. 

§.2.  Die  Erlaubniss  zur  Eingehung  einer  solchen  Ehe  wird,  sowohl  für 
die  Stadt  als  für  die  Vorstädte  und  für  das  Landgebiet,  bei  der  Wedde  nach- 
gesucht, und  nach  den  Vorschriften  des  bestehenden  Eherechts  und  der 
sonstigen  die  Eingehung  von  Ehen  betreffenden  gesetzlichen  Verfügungen 
ertbeilt. 

Würde  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Verfügungen  die  Erlaubniss 
2ur  Eingehung  einer  derartigen  Ehe  nicht  von  dem  Weddeherm,  sondern 
von  einem  der  Herren  Patrone  der  Vorst&dte  oder  Ton  einem  der  beiden 
Landherren  erforderlich  sein,  so  ist  der  Wedde  ein  Attest  der  competenten 
Torst&dtischen  oder  Land-Behörde  darüber,  dass  der  Ehe  yon  Seiten  des 
Patronata  oder  der  Landherrschaft  nichts  entgegenstehe,  beizubringen. 

§.  8.  Statt  der  in  anderen  F&llen  erforderlichen  kirchlichen  Proclama* 
tion  erfolgt  eine  Bekanntmachung  der  Wedde  in  einem  öffentlichen  Blatte 
nach  Biaassgabe  der  deshalb  bestehenden  Vorschriften,  die  Eingehung  der 
Ehe  selbst  aber  durch  Erklärung  der  Betheiligten  vor  dem  Weddeherm 
und  durch  dessen  Bestätigung. 

§.  4.  Eine  dergestalt  eingegangene  Ehe  ist  hinsichtlich  ihrer  Bechta- 
g^ltigkeit  und  aller  ihrer  rechtlichen  Folgen  einer  durch  kirchliche  Ein- 
segnung Tollzogenen  Ehe  gleich,  und  daher  auch  die  in  solcher  Ehe  erzeug- 
ten Kinder  fOr  eheliche  zu  achten. 

Eine  kirchliche  Proclamation  ist  bei  einer  solchen  Ehe  so  wenig  noth- 
wendig  alz  eine  kirchliche  Einsegnung  oder  eine  Eintragung  der  Namen  der 
Ehegatten  in  die  christlichen  Kirchenbücher  oder  in  die  Trauregister  der 
Judengemeinde. 

Die  Wedde  führt  eigene  Register  über  die  Proclamation  und  Absohlies- 
sung  derartiger  Ehen,  und  ertbeilt  die  darauf  bezüglichen  Protokollauszüge 
gegen  eine  festzustellende  Gebühr  und  Stempel. 

§.  5.  Der  eine  Christin  heirathende  Israelit  muss  jedesmal  yor  seiner 
Verheirathung  das  Bürger-  oder  Landbürgerrecht  oder  die  Schutzverwandt- 
acfaaft  nach  Maassgabe  der  provisorischen  Verordnung  in  Bezug  auf  die 
Israeliten  vom  28.  Februar  1849.  gewinnen,  und  mithin  namentlich  vorher 
den  Vorschriften  der  Artikel  1.  und  2.  der  letztgedachten  Verordnung  nach- 
kommen. 

§.  6.  Die  Bestimmung,  in  welcher  Religion  die  Kinder  zu  erziehen  sind, 
bleibt  der  Uebereinkunft  der  Eltern  überlassen;  doch  ist,  zur  Vermeidung 
künftiger  Ungewissheit  darüber,  bei  Eingehung  der  Ehe  der  Wedde  eine 
Anzeige  davon  zu  machen  und  zu  Protokoll  zu  nehmen.  Von  dieser  Be- 
stimmung darf,  bis  die  Kinder  das  Alter  erreichen ,  wo  sie  selbst  darüber 
«ntacheiden  können,  nur  durch  Uebereinkunft  beider  Ehegatten  abgewichen 
werden.  Namentlich  dient  diese  Bestinunung  bei  einer  etwa  eintretenden 
Bevormundung  der  Kinder  zur  Richtschnur. 

§.  15.  Ehen  dieser  Art,  die  schon  bisher  im  Auslande  geschlossen  wor- 
den, sind  ab  rechtmässige  Ehen  anzusehen,  und  zwar  vom  Tage  ihrer 
erweislichen  Eingehung  an,  wenn  die  Ehegatten  die  erfolgte  Schliessung 
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• 

derselben  innerhalb  drei  Monaten  vom  Tage  der  Publication  dieses  Geietat 
bei  der  Wedde  anzeigen  und  gehörig  nachweisen,  und  diese  sodumbei 
ihrer  Genehmigung  kein  gesetzlich  begründetes  Bedenken  findet  Hinticbtp 
lieh  der  Eintragung  dieser  Ehen  in  die  Wedderegister  wird  sodann  nach  §.4. 
verfahren. 

§.  16.  Für  das  Amt  Ritzebüttel  erfolgt  die  Nachsuchung  solcher  Eben 
und  die  Eintragung  der  Kinder  in  desfalls  zu  haltende  Geboitsregister  bei 
dem  dortigen  Herrn  Amtmanne,  welcher  daselbst  die  Functionen  der  Wedde 
nach  Maassgabe  dieser  Verordnung  wahrnimmt. 

b.  Gesetz  v.  1.  Juli  1861. 

(Stehe  oben  8.  S78.) 

§.  1.  Die  Trauung  durch  einen  Geistlichen  einer  der  BeligionsgemoB- 
Schäften,  welche  vom  Staate  als  hierzu  berechtigt  anerkannt  werden,  be- 
gründet wie  bisher  die  bürgerliche  Rechtsgültigkeit  einer  Ehe. 

§.2.  Mit  der  gleichen  Rechtsgültigkeit  kann  eine  Ehe,  deren  Eis* 
gehung  nach  den  Vorschriften  des  bestehenden  Eherechts  und  der  sonstiges 
darauf  bezüglichen  Verfügungen  zulässig  ist,  vor  den  im  §.  4.  diesesOeset» 
dafür  verordneten  Behörden  als  Civilehe  geschlossen  werden. 

§.  S.  Statt  der  in  anderen  Fällen  erforderten  kirchlichen  Proclamititt 
erfolgt  vor  Eingehung  der  Civilehe  die  amtliche  Bekanntmachung  in  einea 
öffentlichen  Blatte  nach  Maassgabe  der  desfalls  bestehenden  Vorschiiftea, 
die  EheschliesBung  selbst  aber  durch  Erklärung  der  Betheiligten  vor  der 
zuständigen  Behörde  und  durch  deren  Bestätigung. 

In  der  Bekanntmachung  föUt  bei  dem  Namen  der  Braut  die  bisher  hier 
übliche  Unterscheidung  fort. 

§.  4.  Die  Eingehung  einer  solchen  Ehe  geschieht  in  der  Stadt  vor  den 
Weddeherm ,  in  den  Vorstädten  und  dem  Landgebiete  vor  dem  resp.  P&* 
trone  oder  Landherm,  im  Amte  Ritzebüttel  vor  dem  dortigen  AmtmsDoe. 
Die  Zuständigkeit  richtet  sich  nach  der  Wohnung  der  Braut,  und  wem  di^ 
selbe  auf  fremdem  Gebiete  wohnt,  nach  der  Wohnung  des  hiesigen  Bris- 
tigams. 

§.  5.  Jede  der  im  §.  4.  genannten  Behörden  hat  eigene  Register  über  die 
Proclamatlon  und  Abschliessung  der  von  ihr  eingegangenen  Ehen  zu  föhres, 
und  daraus  beglaubigte  Protokollauszüge  gegen  eine  festgesetzte  Gebähris 
ertheilen. 

§.  6.  Dem  Abschlüsse  einer  Civilehe  kann  die  kirchliche  IVauung  jeder 
Zeit  nachfolgen  gegen  Einlieferung  des  jenen  Abschluss  docnmentiiesdeB 
Protokollauszuges  an  den  betreffenden  Geistlichen. 

4.  Anhalt -Dessau, 
a.  Gesetz  v.  24.  September  1849. 

(Siehe  oben  8.  679.) 

Abschnitt  III.    „Von  dem  Aufgebote,  von  Schliessnng  der 
Ehe  und  von  den  Heirathsurkunden*'. 

§.  84.  Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  hängt  von  Vollziehimg  des 
Civilactes  ab.  Eine  kirchliche  Trauung  darf  erst  nach  Vollziehnng  des 
Gvilactes  stattfinden. 

§.  85.  Religionsdiener,  welche  eine  Trauung  firüher  vornehmen,  hsbea 
eine  Geldstrafe  von  5>-50  Thlm.  und  in  WiederhohingsfUlen  Gefingniff- 
strafe  bis  zu  6  Monaten  verwirkt. 

Diese  Strafen  sind  auf  Antrag  des  Staatsanwaltes  von  den  conpeteoteD 
Gerichten  auszusprechen. 

§.  86.  Der  Schliessung  einer  Ehe  musa  das  Aufgebot  voransgehea 
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Dasselbe  geschieht  durch  eine  Bekanntmachung,  welche  von  dem  Personen- 
Stands-Beamten  des  Wohnorts  der  Brautleute,  oder,  wenn  diese  in  yerschie^ 
denen  Bezirisen  wohnen,  von  dem  Personenstands-Beamten  eines  jeden 
dieser  Bezirke  erlassen  wird.  Hat  eine  der  aufzubietenden  Personen  in  den 
letzten  sechs  Monaten  ihren  Wohnsitz  geändert,  so  muss  das  Aufgebot  auch 
durch  die  Personenstands-Beamten  des  oder  deijenigen  Orte  erfolgen,  wo 
der  Aufisubietende  in  den  letzten  sechs  Monaten  dauernd  gewohnt  hat. 

Wenn  ein  Aufzubietender  in  den  letzten  sechs  Monaten  im  Auslande 
gewohnt  hat,  so  muss  das  Au%ebot  im  Auslande  nach  den  dort  geltenden 
Vorschriften  erfolgen  und  Nachweisung  darüber  beigebracht  werden, 
dass  daselbst  Ehehindemisse  in  Betreff  der  Aufzubietenden  nicht  bekannt 
seien. 

§.  37.  Die  an  der  Stelle  des  kirchlichen  Aufgebots  eintretende  Bekannt- 
machung muss  Tor  der  äusseren  Thüre  des  zur  öffentlichen  Anheftung  obrig- 
keitlicher Bekanntmachungen  bestimmten  Gebäudes,  in  Städten  vor  det 
Thüre  des  Bathhauses,  gehörig  geschützt,  vierzehn  Tage  lang  ausgehängt 
bleiben. 

Sie  muss  die  Vornamen,  Familiennamen,  das  Alter,  den  Stand  oder  das 
Gewerbe  und  den  Wohnort  der  Brautleute,  sowie  Vornamen,  Familien- 
namen, Stand  oder  Gewerbe  und  Wohnort  der  Eltern  enthalten. 

Der  Personenstands-Beamte  hat  über  die  Anheftung  und  Abnahme  der 
Bekanntmachung  einen  protokollarischen  Vermerk  in  das  Aufgebotsregister 
einzutragen,  worin  ausser  dem  Inhalte  der  Bekanntmachung,  Tag  und 
Stunde  der  Anheftung,  sowie  der  Abnahme,  ausgedrückt  sein  muss. 

Die  Ehe  darf  nicht  früher  geschlossen  werden,  ab  nach  Abnahme  der 
Bekanntmachung. 

Ausserdem  ist  durch  eine  kurze  Bekanntmachung  in  dem  betreffenden 
amtlichen  Blatte  gleichzeitig  mit  der  öffentlichen  Anheftung  auf  das  ausge- 
hängte Aufgebot  hinzuweisen.  Die  Insertionskosten  sind  von  den  Braut- 
leuten zu  tragen. 

§.  38.  Ist  die  Ehe  innerhalb  eines  halben  Jahres  nach  Ablauf  der  für  das 
Aufgebot  bestimmten  Frist  nicht  abgeschlossen,  so  ist  ein  neues  Aufgebot 
vor  £ingehung  der  Ehe  erforderlich. 

§.  39.  Die  Staatsregierung  ist  befugt,  aus  dringenden  Gründen  eine 
Abkürzung  der  Frist  zum  Aufgebote  zu  gestatten ,  oder  vom  letzteren  gänz- 
lich au  dispensiren.  Diese  Erlaubniss  oder  Dispensation  muss  in  der  Hei- 
xathsürkunde  erwähnt  und  zu  den  Belegen  des  Registers  genommen  werden. 
§.  40.  Dem  Personenstands-Beamten,  vor  welchem  die  Ehe  geschlossen 
werden  soll,  müssen  die  zur  Eingehung  derselben  gesetzlich  nothwendigen 
JBrfordemisse  nachgewiesen  werden.  Insbesondere  haben  beide  Brautleute 
beglaubigte  Abschriften  der  Geburts-Urkunden  beizubringen ,  sofern  der 
gedachte  Beamte  die  betreffenden  Geburtsregister  nicht  selbst  in  Verwah- 
rung hat. 

§.  41.  Ist  es  einem  der  Brautleute  unmöglich ,  die  Geburts-Urkunde  zu 
beschaffen,  so  kann  er  dieselbe  durch  eine  von  dem  Gerichte  seines  Geburts- 
oder Wohnorts,  oder  vor  dem  Personenstands-Beamten,  vor  welchem  die 
£he  geschlossen  werden  soll,  vor  wenigstens  zwei  grossjährigen  Personen, 
mftiinlichen  oder  weiblichen  Geschlechts ,  zu  Protokoll  gegebene  und  durch 
Handschlag  an  Eidesstatt  betheuerte  Erklärung  ersetzen,  worin  Vornamen, 
Pamiliennamen,  Stand  oder  Gewerbe  und  Wohnort  desselben,  sowie  seiner 
£ltem,  wenn  sie  bekannt  sind,  femer  der  Ort  und,  soviel  möglich,  der  Zeit- 
punkt der  Geburt,  auch  die  muthmaassliche  Ursache,  weshalb  die  Geburts- 
urkunde mangelt,  anzugeben  ist. 

§.  42.  Die  Einwilligung  der  Eltern  der  Brautleute  oder  sonstiger  Pei> 
«onen,  deren  Einwilligung  erforderlich  ist,  muss  entweder  persönlich  beim 
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Vortrage  der  Heirathsorkcinde  (§.  53.)  erklärt,  oder  durch  gerichUkheB  oder 
notarielles  Attest  nachgewiesen,  oder  es  muss  darüber  iron  dem  oompetentn 
Feraonenstands-Beamten,  wofür  sowohl  derjenige,  vor  welchem  die  Ebe 
geschlossen  wird,  als  derjenige  gelten  soll,  in  dessen  Bexirke  die  Ehen 
wohnen,  eine  besondere  Verhandlung  vor  zwei  Zeugen  aufgenommen  weiden. 
§.  43.   Von  den  unbedeutenden  Abweichungen,  welche  sich  in  den  ah 
Beweisstücke  beigebrachten  Urkunden  vorfinden,  beispielsweise  ton  Te^ 
schiedener  Schreibart  des  Familiennamens,  oder  yon  einer  Verschiedenheit 
in  den  Vornamen,  kann  abgesehen  werden,  wenn  wenigstens  swei  gn» 
jährige  Personen,  männlichen  oder  weibliehen  Geschlechts,  meiner  von 
dem  Personenstands-Beamten,  vor  welchem  die  Ehe  geschlossen  weide» 
soll,  aufzunehmenden  Verhandlungen  die  Identität  bekunden. 

Ist  die  Beibringung  yon  zwei  Zeugen  nicht  möglich,  so  ist  der  Nschwets 
der  Identität  auf  andere  Weise  zu  fuhren,  und  die  Staata-Begiening  ent- 
scheidet dann,  nach  Anhörung  des  Staats- Anwaltes,  über  die  Zulänglicbkeit 
des  Nachweises. 

§.  44.  Wer  gegen  eine  beabsichtigte  Ehe  Einspruch  erheben  wül,  iui 
denselben,  unter  Angabe  der  Gründe,  entweder  selbst,  oder  durch  einea 
Spezial-Bevollmächtigten,  dem  Personenstands-Beamten,  welcher  das  Auf- 
gebot  erlassen  hat,  mündlich  zu  Protokoll  zu  erklären,  oder  mittelst eio« 
öffentlichen  beglaubigten  Urkunde  anzubringen. 

§.  45.  Ueber  den  erhobenen  Einspruch  hat  derPersonenstanda-BetiBte 
unverzüglich  in  dem  Register  der  Aufgebote  einen  Rand  vermerk  zu  msekeB. 
auch  die  Brautleute  bald  möglich  zu  benachrichtigen ,  und  ihnen  auf  Veh 
langen  beglaubigte  Abschrift  des  Einspruchs  zu  ertheilen. 

§.  46.  Der  Personenstands-Beamte  darf  die  Ehe  nicht  schliessen  Issaciw 
bevor  der  erhobene  Einspruch  beseitigt  ist. 

§.  47.  Der  Einspruch  kann  in  derselben  Form,  in  weicher  er  animneldeD 
ist,  zurückgenommen  werden. 

Erfolgt  keine  freiwillige  Zurücknahme  des  Einspruchs,  so  kann  de^ 
selbe  nur  durch  richterliches  Erkenntniss,  welches,  mit  dem  Atteste  der 
Rechtskraft  versehen,  in  beglaubter  Abschrift  beizubringen  ist,  beseitig 
werden.  Jedoch  gilt  der  Einsprueh  für  erloschen»  wenn  nicht  binnen Tie^ 
zehn  Tagen  von  Erhebung  des  Einspruches  an,  dem  PersoneIlstands-B^ 
amten  die  Anstellung  einer  Klage  durch  gerichtliches  Attest  nachgewietet 
wird. 

Wegen  Bestrafung  eines  freventlich  erhobenen  Einspruches  Teihkib: 
es  bei  den  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen. 

§.  48.  Wenn  ein  Einspruch  auf  einem  der  in  §.  46.  gedachten  W^  be- 
seitigt oder  erloschen  ist,  so  ist  hierüber,  unter  Erwähnung  der  darauf  b^ 
züglichen  Urkunden,  wenn  solche  vorhanden  sind,  am  Rande  des  Registes 
für  die  Aufgebote  Vermerk  zu  machen;  auch  sind  die  betreffenden  Urkundet 
zu  den  Belegen  zu  nehmen. 

§.  49.  Wenn  das  Aufgebot  in  mehreren  Gemeinden  eigangen  iit,  to 
haben  die  Betheiligten  von  den  verschiedenen  Personenstands-Beamtet 
Atteste  darüber  beizubringen ,  dass  keine  Einsprüche  erfolgt  oder  daas  ät 
selben  beseitigt  sind. 

Diese  Atteste  dürfen  nicht  eher  aasgestellt  werden ,  als  nach  AbnaliDe 
der  Bekanntmachung. 

§.  50.  Die  Schliessung  der  Ehe  steht  nur  dem  Personenstanda-Be 
amten  des  Wohnorts  eines  der  beiden  Brautleute  lo. 

§.  51.  Die  Schliessung  der  Ehe  erfolgt  öffentlich  in  dem  Amtaloeale  dei 
Personenstands-Beamten  in  Gegenwart  von  mindestens  zwei  Zengeo* 

a)  durch  die  an  die  BrauÜeute  einzeln  und  nach  einander  gerichtete 
feierliche  Frage  des  Personenstands-Beamten : 
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j^ikl&xen  Sie  N.  N.,  das»  8ie  gegenwärtig  die  Ehe  mit  N.N.  eingehen 
wollen?" 

b)  durch  die  bejahende  Antwort  der  Brautleute  —  und 

c)  durch  den  hierauf  folgenden  Ausspruch  des  PersonenstandB-Beamten: 
„Ich  einheile  nunmehr  kraft  des  Gesetzes  Ihrer  Ehe  die  bürgerliche 
Gültigkeit  I" 

Die  Gültigkeit  der  Ehe  und  ihre  rechtlichen  Folgen  beginnen  mit  dem 
Zeitpunkte  dieses  Ausspruches. 

§.  52.  Auf  Ansuchen  der  Brautleute  muss  die  Vollziehung  desCivilactes 
gegen  Entrichtung  der  in  dem  beigefugten  Tarif  angegebenen  Gebühren 
auch  in  einer  Privatwohnung  yorgenommen  werden.  In  diesem  Falle  ist 
jedoch  in  der  nach  §.  87.  vor  dem  Amtslokale  anzuheftenden  Bekannt- 
machung die  betreffende  Privatwohnung  anzugeben,  sofern  dies  wegen  der 
Dringlichkeit  des  Falles  nicht  unmöglich  ist. 

§.  53.  Die  geschlossene  Ehe  ist  in  dem  Heiraths-Register  protokol- 
larisch zu  beurkunden.    Die  Heiraths-Urkunde  muss  enthalten : 

1)  Vornamen,  Familiennamen,  Alter,  Stand  oder  Gewerbe,  Geburts* 
und  Wohnort  der  die  Ehe  eingehenden  Personen. 

2)  Vornamen,  Familiennamen,  Alter,  Stand  oder  Gewerbe  und  Wohnort 
ihrer  Eltern. 

3)  Die  Bescheinigung  des  in  den  verschiedenen  Wohnorten  stattge- 
fundenen Aufgebots. 

4)  Die  Angabe,  ob  ein  Einspruch  erfolgt  sei,  und  eventuell  wie  derselbe 
beseitigt  worden. 

5)  In  den  Fällen ,  in  welchen  ein  Consens  zur  Ehe  gesetzlich  erforder- 
lich ist,  die  einwilligende  Erklärung  der  betreffenden  Personen,  oder  die 
Erwähnung,  dass  und  wie  dieselbe  beigebracht  worden. 

6)  Die  auf  Befragen  des  Personenstands-Beamten  abgegebenen  Er- 
klärungen der  Brautleute,  so  wie  die  von  dem  Persouenstands-Beamten  er- 
folgte Verkündigung  ihrer  Verbindung. 

7)  Vornamen,  Familiennamen,  Alter,  Stand  oder  Gewerbe  und  Wohn- 
ort der  zugezogenen  Zeugen. 

§.  2.  Die  Staudesbücher  sind,  in  jeder  Gemeinde  von  dem  Vorstande 
derselben  zu  fuhren,  insofern  nicht  wegen  mangelnder  Befähigung  des  Vor- 
standes die  Führung  der  Standesbücher  besonderen  Personenstands- 
Beamten  zu  übertragen  ist,  welche  auch  für  mehrere  nahe  an  einander  gele- 
gene Gemeinden  bestellt  werden  können.  Die  Anstellung  geschieht  mit 
Genehmigung  des  Kreisdirectors  vom  Gemeinderathe. 

Die  Aufsicht  über  die  Führung  der  Standesbücher  steht  dem  Kreis- 
director  und  der  Staatsregierung  nach  Vorschrift  der  Gemeindeordnung  zu. 

§.  4.  Alle  Register  (bis  auf  das  für  Aufgebote)  in  2  Exemplaren  zu  fuhren. 

§.  5.  Auf  Kosten  der  Gemeinde  zu  beschaffen. 

§.6.  Zu  paraphiren. 

§.7.  In  protokollarischer  Form  zu  fuhren. 

§.  11.  Mit  dem  Kalendeijahre  zu  schliessen. 

§.  13.  An  die  Regierungen  zu  übersenden  und  in  dem  Archive  zu  de- 
poniren.    Das  zweite  Exemplar  im  Gemeindearchive. 

b.  Verordnung  v.  14.  Januar  1850. 

(Siehe  oben  8.  679.) i 

§.  1.  Für  diejenigen  Staatsangehörigen,  welche  die  Ehe  nicht  durch  den 
Civilact,  sondern  lediglich  durch  die  kirchliche  Trauung  zu  schliessen  wün- 

1  Daxn  wnnieii  folgend«  Inftnictionon  erlaiMn,  t.  1.  Febratr  1850: 

§.  1.  Et  bleiben  im  Qanxen  di«  bi«herigen  Qetetse  and  Obs«nr«nx«n  in  kirohllcber  Hin» 
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•chen,  werden  die  in  dem  3.  Abschn.  d.  Ges.  ▼.  24.  Sept.  1B49.  enthiltoia 
BeBtimmiingen  über  die  Civiiehe  bis  zur  Terfassungsrnftssigen  Trennung  der 
Kirche  vom  Staate  auspendirt. 

Sicht  in  voller,  onveriiaderter  Kraft  und  Geltang,  aoweit  lie  nicht  durch  die  bdUcccsAet 
,,proTUori8chen  Bestlmmongen"  modiödrt  werden,  nnd  hmben  die  Oeittlichen  tef  |th6r1|« 
Beobachtung  derselben  an  halten ,  Jedoch  Conflicte  mO^ehct  an  Termelden ,  in  bedoddlehn 
FftUen  aber  bei  Herzoglichem  Coniiatoriom  anaofragen. 

{.  3.  Ef  sind  natflrlich  nar  Christen  an  tränen  nnd  auch  nor  solche  als  Tao&cagta  nsi- 
lassen. 

{.  8.  Hinsichtlich  der  Trannng  sind  Einsprfiche  nicht  kirchlicher  Natnr  an  die  betrdte- 
den  bürgerlichen  Behörden  an  Terweisen ,  nnd  Ist  die  spKtere  kirchliche  Elnsegansf  |*> 
schlossener  ClvUehen  auf  keine  Welse  au  erschweren. 

(.  4.  Die  Pr&sentation  znm  kirchlichen  Aufgebote  hat  nur  der  PCurer  der  Brttt  n 
besorgen. 

§.  6.  Der  BrXntigam  meldet  sieh  wegen  des  Aufgebots  nnd  der  Trauung  xunlcbrt  M 
seinem  PCurer.  Dieser  ertheilt  ihm  darttber  Auskunft,  welche  Bescheinigungen  (In  Bcnf 
der  Geburt,  der  Taufe,  der  Confirmstion,  der  Einwilligung  der  Eltam  oder  des  Todes  te- 
selben  respektlTC  der  Clyilproklamation)  daan  erforderlich  sind;  er  fertigt  ihm  diejcsipi 
Zeugnisse  aus,  welche  er  selbst  ertheilen  kann  und  weist  ihn  wegen  allea  Weiten  ss  da 
Pfiurrer  der  Braut. 

§.  6.  Das  FrÜBentatlonischreiben  muss  enthalten: 

a)  TOllständlgen  Namen,  Wohnort,  Stand  oder  Gewerbe,  Oeburta-,  Tauf-  und  Coofini»- 
tionstag,  und  Ort  beider  Verlobten,  ausserdem  Namen,  Wohnort,  Stand  oder  Gewerbe  beifo« 
seitlger  Eltern,  deren  Einwilligung  in  die  Ehe  oder  Anfsbe  des  Todes  derselben,  reipAln 
nur  die  Bescheinigung  der  Taufe  und  Confirmation  der  Verlobten ,  sowla  der  beaattagtes  oi 
erfolgten  ClvUproklamation ; 

b)  Anordnung  der  Tage  aum  kirchlichen  Aufgebote ; 

c)  Anfforderung,  über  das  in  der  Parochie  des  Br&otigams  erfolgte  Aufgebot  rechUciäi 
au  berichten. 

f.  7.  Wenn  ein  ausländischer  Geistlicher  einen  inU&ndlschcn  cum  Aufgebote  soflortot 
so  hat  letzterer  das  kirchliche  Aufj^ebot  zu  Teranstalten  nnd  nach  Umständen  wegen  dei  bä^ 
gerlichen  Aufgebots  die  Verlobten  sn  den  betrelTenden  Clvllstandsbeamten  zu  Terweiics. 

§.  8.  Vor  der  kirchlichen  Trauung  Ist  eine  Bescheinigung  des  unangefochteaen  kirch- 
lichen Aufgebots,  respektlTC  des  yolizogenen  CiTllaktes  beizubringen. 

f.  9.  Die  Trannng  hat  der  Pfarrer  der  Braut  zu  ToDziehen;  jedoch  kann  diesi  saeh  tob 
Jedem  andern  Geistlichen  geschehen ,  wenn  Ersterer  eine  Bescheinigung  dsrOber  soigcatcQ 
hat,  dass  alle  Erfordernisse  zur  kirchlichen  Tkauung  erledigt  sind.  Dem  Pfarrer  der  BrtBt 
ist  in  diesem  Falle  ttber  die  anderswo  rollsogene  Trannng  ein  pfarramtUches  Zengnl«  Ter» 
legen.    Ein  solches  Zeugnlss  wird  kostenfrei  ansgestellt. 

{.  10.  Den  Akt  der  Trannng  selbst  haben  die  Geistlichen,  respektWe  nach  dem  Cirikkte 
in  folgender  Weise  zu  Tollzlehen : 

a)  mit  der  Frage :  „Wollt  Ihr  den  Ehestsnd,  In  welchen  Ihr  bereits  (heute,  gestern,  kSn- 
lieh,  längst  etc.)  nach  bttrgeriichen  Oeaetaen  getreten  seid ,  nun  auch  als  einen  dareb  ät 
Weihe  der  christlichen  Kirche  geheiligten  nach  dem  Worte  Gottes  führen ,  nnd  gcloU  ü* 
Ench  Tor  seinem  heiligen  Angesicht  alle  Liebe  undTlreue  nach  dem  Willen  Gottes  und  leiiMe 
heiligen  Evangelium,  bis  dass  der  Tod  Euch  scheidet?  —  so  antwortet  Ja! "  —  HleraBffolr< 

b)  der  Blngwechsel,  wie  bisher.    Danach 

c)  spricht  der  Geistliche  unter  Auflegung  seiner  rechten  Hand  auf  die  anasnuaear^ltlt** 
rächten  Hände  des  Paares  die  Weihe  nnd  Einsegnung,  mit  folgenden  Worten  schlleaead: 

„  Als  Tcrordnotcr  Diener  der  Kirche  Christi  erkläre  ich  hiemit  Enron  Bnnd  für  ein«  iv^ 
die  christliche  Kirche  geschlossene ,  geheiligte  und  gesegnete  Ehe  im  Namen  Oottei  da 
Vaters ,  des  Sohnes  und  des  heiligen  Geistes !  —  Was  Gott  zusammengefOgt  hat,  dai  mO  der 
Mensch  nicht  scheiden  1  Amen.'* 

§.  11.  Auf  Verlsngen  haben  die  Geistlichen  ttber  Jede  kirchliche  Trauung  eins  smüicb' 
Bescheinigung  auszustellen. 

§.  19.  Wo  die  Küster  die  Kirchenregister  au  führen  haben ,  ist  der  erste  Prcdigtr  {der 
eigentliche  Pfarrer)  des  Kirchspiels  verpflichtet,  den  ihm  nntargeordneten  Kfister  ntt  dr 
betrefl'enden  Verordnungen  und  Bestimmungen  bekannt  au  machen  nnd  die  pfinktUckt  Be- 
folgung derselben  fortwährend  sorgfältig  zu  Überwachen. 


Bekanntmachung  an  sämmtliche  evangelische  Greistliche  etc.,  die  Geietie 
vom  24.  September,  19.  November  1849.  betreffend  etc. 

Da  die  Gesetze  vom  U.  September  nnd  19.  November  1849,  nebst  der  trsBrftori«^* 
Verordnung  vom  14.  Jannar  1650  —  die  FIthmng  der  Standesbflcher  nnd  die  drOek«,  tm- 
Verheirathnng  betreffend  —  erlassen  worden  sind ,  so  Boden  wir  nna  dadoich  sa  IMradtr. 
im  Ganzen  mit  dem  Herzogl.  Anhalt-Dessanischen  Consistorium  zu  nSthlger  CoaftcBltkt 
Übereinstimmender  Bekanntmachung  an  sämmtliche  «vangelisch«  Qeistllehe,  Klickeadicscr 
nnd  Gemeinden  des  Lsndes  veranlasst. 
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§.  2.  Die  Geistlichen  sind  Terpflichtet,  jede  Ton  ihnen  ohne  vorherge- 
gangenen Civilact  Tollsogene  Trauung  binnen  48  Stunden  bei  25  Thalem 
Strafe  dem  betreffenden  Ciyilstandsbeamten  schriftlich  anzuseigen. 

5.  Württemberg, 
a.  Gesetz  v.  1.  Mai  1866. 

(Siehe  oben  8.  688.) 

Erster  Abschnitt.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Zur  bürgerlichen  Gültigkeit  einer  Ehe  unter  Chxisten  wird  in 
der  Regel  die  Trauung  durch  den  Geistlichen  einer  vom  Staate  als  Körper- 
schaft anerkannten  Religionsgesellschaft  erfordert. 

Die  bisherigen  geseUlichen  Vorschriften  und  Beetimmangen  in  kirchlicher  Hinsicht 
hieben  Im  Ganzen,  nnd  nsmentUch  Insofern  durch  Jene  Oesetse  and  Verordnung  keine  Aen- 
damagen  nnd  Modilikstionen  ndUiig  geworden  sind ,  in  ihrer  Toüen  und  vnverftnderten  Oal- 
tang.  Wir  geben  sn  dem  Ende  «nch  den  Genannten  hiemit  anf,  an  den  bisherigen  kircliliohen 
Ordnungen  gewissenhaft  festzuhalten  und  sich  Jeder  eigenm&chtlgen  und  wlllkUrlichen  Ab- 
weichung dsTon  SU  entlialten.  Ja,  wir  hoffen  und  erwarten  ron  Geistlichen,  Kirchendienern 
nnd  Gemeindeglledem  In  dleaer  Zeit ,  wo  das  kirchliche  Leben  ▼ieUhch  gefXhrdet  und  ange- 
feindet wird ,  einen  erhöhten  Eifer  und  ein  um  so  treueres  Festhalten  an  dem  Herrn  und  an 
doa  hellsamen  kirchlichen  Ordnungen ,  als  mit  denselben  wesenUlche  Hechte  Terinmden  sind. 

Da  die  oben  gedachten  Gesetze  und  Verordnung  aber  allerdings  einige  nothwendig«  Ab- 
indemngen  herbeiführen ,  so  bringen  wir  diese  hiemit  nicht  allein  zur  Sifentlichen  und  allge- 
meinen Kenatniss,  sondern  Terboiren  und  erwarten  aneh  von  sämmtllchen  eTangellschen 
Geistlichen,  Kirchendienern  und  Gemeinden,  dass  sie  diese  Bestimmungen  pHnktlld»  be- 
folgen werden. 

Provisorische  Bestimmungen  in  Folge  der  vorhin  gedachten  Gesetze  vom 
24.  September  und  19.  November  1849  und  der  transitorischen  Verordnung 

vom  14.  Januar  1850. 
I.  In  Hinsicht  des  kirchlichen  Aufgebote  und  der  Trauung. 

A.  In  Betreff  deijenlgen  Personen,  welche  die  Ehe  nicht  durch  den  ClTllakt,  sondern 
ausschliesslich  durch  die  kirchliche  Trauung  fchliessen ,  bleibt  es  in  GemKssheit  der  tran- 
sitorischen Verordnung  Tom  li.  ▼.  Mts.  einstweilen  bei  den  bisherigen  Einrichtungen  und 
Vorschriften ,  wobei  Jedoch  das  proTlsorische  Gesetz  yom  18.  November  I8i8  und  §.  8.  der 
Verordnung  Tom  14.  t.  Mts.  zu  berücksichtigen  ist. 

B.  In  Ansehung  deijenlgen  Personen ,  welche  nach  Vollziehung  des  Civilaktes  ihre  Ehe 
kirchlich  einsegnen  lassen  wollen,  kommen  folgende  Bestimmungen  zur  Anwendung: 

1)  Das  kirchliche  Aufgebot  Ist  wo  möglich  mit  dem  CiTilaufgebote  gleichzeitig  zu  be- 
stellen und  zu  Terrichten. 

2)  Das  kirchliche  Aufgebot  findet  nur  an  den  Wohnorten  des  Brüntigams  nnd  der  Braut 
8Utt. 

S)  Zum  kirchlichen  Aufgebote  Ist  nur  die  Bescheinigung  der  Taufe  und  Oonflrmatlon, 
sowie  der  beantragten  ClTilproclamation  erforderlich. 

4)  Bei  geschiedenen  Personen  ist  ausser  dem  gerichtlichen  Bcheldebriefe  in  kirchlich  be- 
denklichen Fällen  auch  die  Erlaubniss  der  kirchlichen  Oberbehttrde  nSthl^. 

5)  Vor  der  Trauung  muis  eine  Bescheinigung  über  den  Abschluse  des  Civilactes  beige- 
bracht und  in  den  Pfarracten  aufbewahrt  werden. 

S)  Die  kirchliche  Trauung  ist  auf  Autrag  der  Brautleute  mit  dem  Abschlüsse  des  CWil- 
aetes  sn  einem  und  demselben  Tage  au  yollaiehen ,  sofern  diess  besondert  Hindernisse  nicht 
niunffgUch  machen. 

C.  In  Betroff  des  Aufgebots  und  der  Trauung  von  AuslSndern  kommen  lediglich  die  in 
dem  prorisorlschen  Gesetze  vom  18.  November  1848.  enthaltenen  Vorschriften  zur  Anwen- 
dung, so  lange,  als  In  der  Heimath  dieser  Penonen  eine  Clvllehc  noch  nicht  eingelUhrt  ist. 

U.  In  Hinsicht  der  Kirchenbttcher. 

1)  Statt  der  bisherigen  Geburts-  werden  wieder  die  Taafregister  geflihrt,  in  denselben 
aber  ebenfalls  die  Geburten  nach  Jahr,  Tag  und  Stunde  vermerkt. 

8)  Bei  Jeglicher  Kirche  sind  künftig  auch  Conflrmatlonsrogister  anzulegen  und  genau 
zu  niuren. 

S)  In  das  Trauregister  ist  such  der  Tauf-  und  Conflrmatlonstag  4er  beiden  Gopulirten 
einzutragen. 

4)  Die  zu  den  Klrchenbttchem  erforderlichen  Notizen  haben  die  betheillgten  Personen 
Jedeamai  znr  rechten  Zeit  vor  dem  Acte,  aufweichen  sie  sichj>eslehen,  bei  den  betreffenden 
Klicheabeamtan  wo  mHgllch  mttndlieh  oder  wenigstens  zuTerliaaig  schriftlich  einsnUetem. 

Alle  diesen  Anordnungen  zuwiderlaufenden  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  tretea 
mit  dem  15.  Januar  1850.  ausser  Kraft. 
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Ist  das  Ghiubensbekenntniss  des  Br&utigams  und  dasjenige  der  Bitnt 
ein  verschiedenes,  so  kann  die  Trauung  durch  den  Geistlichen  desones 
oder  anderen  TheUes  vorgenommen  werden. 

Die  Vorschrift  des  Beligionsediktes  vom  15.  Oktober  1806.,  §.  VIL  iit 
aufgehoben.  Im  Uebrigen  bleibt  es  besüglich  der  Frage,  welcher  Oetttlicke 
der  betreffenden  Kirche  für  die  Vornahme  der  Trauung  zust&ndig  ki,  bei 
dem  bestehenden  Rechte. 

Art.  2.  Ausnahmsweise  kann  die  Ehe,  sofern  kein  in  der  Staatsgeieti- 
gebung  anerkanntes  Ehehindemiss  vorliegt  (Art.  4.),  durch  eine  Veihaad- 
lung  vor  der  bürgerlichen  Behörde  (Art.  7.)  geschlossen  werden : 

1)  wenn  die  Verlobten  nachweisen,  dass  sie  sämmtliche  Geistlicbe, 
welche  nach  Art.  1.  zu  ihrer  Trauung  zuständig  sein  würden,  vergeblich  um 
solche,  beziehungsweise  um  die  Einleitung  hiezu  durch  das  kirchliche  Auf- 
gebot, angegangen  haben. 

Wenn  nach  bestehendem  Rechte  das  Aufgebot  in  zwei  Kirchen  stati- 
zufinden  hätte,  und  dasselbe  zwar  von  dem  einen  der  betreffenden  Geiit- 
liehen  gestattet,  von  dem  andern  aber  verweigert  wird;  so  genügt  es  an  (kr 
Vollziehung  des  Aufgebots  durch  den  Ersteren. 

2)  Wenn  die  Verlobten  oder  Eines  von  ihnen  einer  nicht  vom  Statte 
als  Körperschaft  anerkannten  Religionsgesellschaft  angehören. 

Art.  8.  Geistliche,  welche  die  Vollziehung  einer  Trauung,  besiehuigs- 
weise  des  Aufgebots,  verweigern,  sind  der  ansuchenden  Partei  hieiübcranf 
Verlangen  ein  schriftliches  Zeugniss  auszustellen  gehalten,  in  welchem  der 
Grund  der  Weigerung  angegeben  ist. 

Zweiter  Abschnitt.    Bosondere  Bestimmungen  für  den  Fall  der  Ik- 

Schliessung  ohne  kirchliche  Trauung. 
I.  Von  Schliessung  der  Ehe. 

Art.  5.  An  die  Stelle  des  kirchlichen  Aufgebotes  tritt  eine  von  demnr 
Mitwirkung  bei  Eingehung  der  £he  berufenen  Bezirkarichter  (Art  7.)  n 
erlassende  Bekanntmachung  der  beabsichtigten  Ehe  mittelst  Anschlagt  as 
dem  Rathhause  des  Wohnorts  der  Verlobten,  oder  in  dessen  Ermsngeto 
an  demjenigen  ihres  Geburtsortes,  sowie  an  dem  Rathhause  ihres  Den» 
Niederlassungsortes. 

Diese  Bekanntmachung  muss  an  drei  aufeinanderfolgenden  Sonntages 
angeheftet  bleiben  und  verliert  ihre  rechtliche  Wirkung,  wenn  nicht  inlIe^ 
halb  sechs  Monaten ,  vom  letzten  Sonntage  an  gerechnet,  die  Ehe  geschioi- 
sen  wird. 

Art.  6.  Die  Einsprache  gegen  die  Schliessung  der  Ehe  ist  bei  demB^ 
zirksrichter,  welcher  die  Bekanntmachung  unterzeichnet  hat,  anzuzeigen. 

Derselbe  hat  die  Einsprache,  wenn  sie  auf  erhebliche  Bebauptungta 
gestützt  wird,  beiden  Betheiligten  zu  eröffnen,  und  nöthigenfaUs  dem  Bt 
zirksgerichte  des  betreffenden  Verlobten  zur  gerichtlichen  Erledigung  n 
übergeben. 

Art.  7.  Die  Eheschliessung  geschieht  nach  der  Wahl  der  Verlobten  ror 
dem  Bezirksrichter  des  Wohn-  oder  des  Geburtsortes  des  Bräutigams  oder 
der  Braut,  oder  auch  vor  dem  Bezirksrichter  des  neuen  NiederlassungsoH^^ 
der  Verlobten,  oder  des  Ortes,  wo  sie  das  Bürgerrecht  haben,  in  Gegenwtrt 
des  Gerichtsaktuars  und  zweier  Gerichtsbeisitzer  öffentlich  in  dem  B*^ 
hause. 

Eine  Ehe ,  welche  nicht  vor  dem  zuständigen  Bezirksrichter  und  des 
weiteren  in  Absatz  1  genannten  Personen  geschlossen  worden,  ist  ungültig- 

Art  8.  Die  Trauung  darf  nicht  voUaogen  werden,  bevor  nicht  deia 
Richter  eine  von  der  Ortsobrigkeit  des  Bräutigams  und  der  Brsut  aoigc 
stellte  gehörigbeglaubigte  Beurkundung,  dass  dem  Abschlüsse  derChei^ia 
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ihr  bekanntes,  auf  denBeatimmiingen  des  bürgerlichen  oder  des  OffentUchen 
Xlechtes  beruhendes  Hinderniss  entgegenstehe,  sugestellt  worden  ist. 

Diese  Beurkundung  muss  Vox^  und  Zunamen ,  Alter,  Beruf,  Glaubens- 
bekenntnisse Geburtsort  und  Wohnsitz  der  Verlobten,  ihrer  Eltern  und  Vor- 
münder enthalten.  Ist  einer  dieser  Umstände  nicht  zu  ermitteln  gewesen,, 
so  ist  dies  in  der  Urkunde  besonders  zu  erwähnen. 

Ueberdies  müssen  wenigstens  zwei  Tage,  Ton  dem  letzten  Sonntage  der 
Bekanntmachung  an  gerechnet,  verflossen  und  sämmtliche  Anschläge,  sowie 
im  Falle  erhobiener  Einsprache  die  Urkunden  über  deren  Erledigung,  im 
Palie  der  Ziffer  1  des  Art.  2.,  auch  das  nach  Art.  8.  erforderliche  Zeugniss  der 
betreffenden  Geistlichen,  in  den  Händen  des  die  Verhandlung  leitenden 
Bezirksrichters  sein.         <" 

Art.  9.  Der  Bezirksrichter  eröffnet  die  Handlung  mit  einem  kurzen 
Vortrage  über  die  rechtliche  und  sittliche  Bedeutung  der  Ehe. 

Hierauffordert  er  die  Verlobten  auf,  sich  gegenseitig  die  feierliche  Er- 
klärung zu  geben,  dass  sie  sich  zur  Ehe  nehmen  wollen,  und  spricht  sofort^ 
nachdem  diese  Erklärung  gegeben  ist,  aus,  dass  die^e  Ehe  nunmehr  als 
rechtlich  wirksam  zu  betrachten  und  dass  die  Verlobten  yon  nun  an  als  Ehe- 
gatten sich  zu  behandeln  verpflichtet  seien. 

Art.  10.  Die  Verlobten  müssen  bei  der  Trauung  in  Person  erscheinen; 
eine  Vertretung  durch  Bevollmächtigte  ist  unstatthaft. 

Jede  ohne  landesherrliche  Erlaubniss  erfolgte  bürgerliche  Trauung 
eines  Württembergers  im  Auslande  ist  ungültig;  im  Uebrigen  finden  auch 
auf  sie  die  bezüglich  der  kirchlichen  Trauung  eines  Württembergers  im  Aus- 
lande bestehenden  Verordnungen  Anwendung. 

Art.  11.  Unmittelbar  nach  der  Eheschliessung  wird  über  die  Verhand- 
lung'in  Gegenwart  der  Neu  verehelichten  durch  den  Gerichtsaktuar  ein 
Protokoll  in  doppelter  Ausfertigung  aufgenommen,  von  ihnen  unterzeichnet 
und  von  dem  Gerichtspersonal  beglaubigt. 

Art  12.  Eine  Ausfertigung  des  Trauungsprotokolls  ist  den  Ehegatten 
zu  behändigen.  Auch  hat  der  Bezixksrichter  den  Geistlichen  derjenigen 
Gemeinden,  in  deren  Familienregistem  die  Ehegatten  bisher  eingetragen 
waren ,  und  im  FaUe  eines  Wechsels  des  Wohnortes  neu  einzutragen  sind^ 
einen  Protokollauszug  Behufs  der  geeigneten  Vormerkung  in  dem  Familien- 
register zu  übersenden. 

Ist  mit  landesherrlicher  Erlaubniss  ein  Württemberger  im  Auslande 
bürgerlich  getraut  worden,  so  hat  derselbe  die  Trauungsakte  dem  Bezirks- 
richter seines  Wohnortes  zu  dem  gleichen  Behufe  zu  übergeben. 

UI.  Von  Dispensationen. 

Art  14.  Die  Gesuche 
1.  um  Dispensation 

a)  von  der  öffentlichen  Bekanntmachung  der  bevorstehenden  Ehe 
überhaupt  oder  von  der  Bekanntmachung  im  Auslande, 

b)  von  der  Altersungleichheit, 

c)  von  der  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft, 

d)  von  der  geschlossenen  Zeit, 

e)  von  der  Trauerzeit, 
2.Num  die  Erlaubniss 

a)  zur  Wiederverehelichung  nach  vorangegangener  Scheidung  einer 
vor  der  bürgerlichen  Behörde  geschlossenen  Ehe, 

b)  zur  Eheschliessung  in  einem  Frivathause, 

c)  zur  Eheschliessung  im  Inlande  vor  einem  anderen  als  dem  an  sich, 
zuständigen  Bezirksrichter  (Art  7.), 

8.  um  Ergänzung  des  elterlichen  Consenses, 
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sind  durch  den  zusUndigen  Bezirksrichter  (Art  7.)  dem  CiinlieDite  deiäm 
▼orgezetzten Kreisgerichtes,  beziehungzweise  in  dem  Falle  Ton  S.  t.  dem- 
jenigen GiTÜsenate,  welcher  zuvor  die  Scheidung  ausgesprochen  hatte,  nr 
Entscheidung  vorzulegen. 

Bei  Verhandlung  und  Erledigung  solcher  Gesuche  finden  im  Uebiiges 
die  bei  Protestanten  geltenden  Grundsätze  und  Vorschriften  Anwendong. 

V.  Von  den  Sportein. 

Art.  18.  Hinsichtlich  der  Sportein  in  Dispensations-  und  Ehestreit- 
zachen  hat  es  bei  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  sein  Ver- 
bleiben. 

Art.  19.  Für  die  mit  der  Bekanntmachung  der  beabsichtigten  Ehe  nsd 
mit  Schliessung  der  Ehe  verbundenen  Verhandlungen  und  AusfeiügtmgeB 
ist  eine  Sportel  von  ftlnf  bis  zehn  Gulden  in  die  bezirksgerichtliche  Spoxtel- 
kasse  zu  bezahlen. 

Art.  20.  Für  den  Eintrag  einer  Greburt  oder  eines  Todesfalls  in  das  (k- 
burts- oder  Sterberegister  ist  je  Ein  Gulden  in  die  bezirksgerichtliche  Sportel- 
kasse  zu  bezahlen. 

Für  die  Protokollaufnahme  haben  die  Ortsvorsteher  die  regulatiTmiw- 
gen  Belohnungen  von  den  Betheiligten  zu  erheben. 

Unsere  Ministerien  der  Justiz  und  des  Kirchen-  und  Schulwesens  sind 
mit  der  Vollziehung  dieses  Gesetzes  beauftragt 

b.  Verfügung  v.  1.  Mai  1855. 

(Siehe  oben  S.  SSS.) 

Zu  Vollziehung  des  Gesetzes  über  einige  Ab&nderungen  des  bestehcfi- 
den  Eherechts  vom  1.  Mai  1855.  wird  in  Gem&ssheit  höchster Entschliessiag 
Seiner  Königlichen  Majestät  vom  1.  d.  M.  Nachstehendes  verfugt: 

§.2.   Zu  Art. 5.  des  Gesetzes. 

Wenn  die  Ehe  vor  der  bürgerlichen  Behörde  eingegangen  werden  vül 
so  haben  die  Verlobten  ihr  Vorhaben  in  Person  oder  durch  SpecialbeToil- 
mächtigte  einem  der  nach  Art.  7.  des  Gesetzes  zuständigen  fiieziiksriditer 
vorzutragen,  die  Gründe,  aus  welchen  sie  auf  diese  Form  der  Ehesehliei* 
sung  beschränkt  sind,  anzugeben  und  mit  den  geeigneten  Urkunden  labe 
legen,  desgleichen  die  nach  Abs.  1.  und  2.  des  AÜrt  8.  des  Gesetzes  erfolde^ 
liehe  Beurkundung  vorzulegen. 

§.  S.  Kann  dem  Gesuche  entsprochen  werden,  und  ist  nicht  Dispen- 
sation von  dem  Aufgebote  nachgesucht  und  ertheilt  worden,  so  sittdB^ 
kanntmachungen  für  drei  Sonntage  je  nach  den  Formularen  L,  II.  und  lU 
auszufertigen  und  den  betreffenden  Ortsobrigkeiten  (Art.  5.  des  Geseties) 
unmittelbar,  oder  wenn  eine  oder  die  andere  der  letztem  einem  andern  6e-  i 
xirksgerichte  untergeben  ist,  durch  Vermittlung  dieser  Stelle  zuzniertigec 
und  die  Bekanntmachungen  zu  bewerkstelligen.  i 

Ist  in  dem  betreffenden  Orte  kein  Rathhaus ,  so  erfolgt  der  Ansehlsf  i> 
der  für  amtliche  Bekanntmachungen  sonst  bestimmten  Stelle. 

Die  Bekanntmachungen  sollen  an  den  bestimmten  Sonntagen  TorBe 
ginn  des  Vormittagsgottesdienstes  angeschlagen  und  nicht  vor  Beeodigosf 
des  Abend gottesdienstes  abgenommen  werden. 

Ist  Dispensation  von  dem  zweiten  und  dritten,  oder  bloss  von  detf 
dritten  Aufgebote  erfolgt,  so  wird  hienach  in  den  nach  den  Formalsi^B 
I — UI.  einzurichtenden  Bekanntmachungen  die  Ueberschrlft  in  „Entf« 
Zweite  und  Dritte,**  beziehungsweise  in  „Zweite  und  Dritte**  Beksnot- 
machung  abgeändert. 

$.  4.  Die  Ortsvorsteher  haben  auf  den  Bekanntmachungen  so  be1l^ 
künden,  dass  diese  angeschlagen  waren,  und  wo  und  an  welchen  SonntsfCA 
der  Anschlag  erfolgt  ist. 
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Ist  die  Bekanntmachung  im  Auslande  erfolgt,  so  haben  die  Verlobten 
eine  solche  Urkunde ,  welche  Ton  der  betreffenden  auslfindischen  Gerichts- 
stelle  beglaubigt  sein  muss ,  sich  su  Terschaffen  und  dem  Besirksrichter  Tor- 
zulegen. 

Die  beurkundeten  Bekanntmachungen  sind  zu  den  besirksgericht- 
liehen  Acten  zu  registriren. 

§.  5.  Die  Vorschriften  der  §§.2—4.  sind  auch  in  dem  Falle  zu  beobach- 
ten,  wenn  die  kirchlichen  Aufgebote  erfolgt  sind,  und  die  Schliessung  der 
!Ehe  durch  kirchliche  Trauung  erst  nachher  auf  Hindemisse  stdsst,  welche 
die  Verlobten  zu  Angehung  der  bürgerlichen  Behörde  berechtigen. 

§.6.   Zu  Art  6.  des  Gesetzes. 
Im  Falle  einer  Einsprache  gegen  die  Schliessimg  der  Ehe  hat  der  Be- 
zirksrichter immer  zunächst  einen  Versuch  zur  aussergertchtlichen  Erledi- 
g;ung  zu  machen. 

§.7.   Zu  Art.  7.  des  Gesetzes. 
Zu  Begründung  der  Zuständigkeit  des  Bezirksrichters  des  „neuen  Nie- 
derlassungsortes** der  Verlobten  genügt  es  nicht  an  der  blossen  Erklärung 
der  Letzteren ,  dass  sie  sich  an  einem  gewissen  Orte  niederlassen  wollen 
oder  werden. 

Vielmehr  müssen,  wenn  die  Niederlassung  noch  nicht  wirklich  erfolgt 
ist,  Thatumstände  nachgewiesen  sein ,  welche  dieselbe  als  unzweifelhaft  ia 
Aussicht  stellen. 

Ist  der  Bezirksrichter  oder  der  Gerichtsaktuar  Terhindert,  an  der  Ver- 
handlung Theil  zu  nehmen,  so  treten  die  allgemeinen  Normen  in  Beziehung 
auf  die  Stellvertretung  ein. 

Die  Eheschliessung  geschieht,  sofern  nicht  Dispensation  ertheilt  worden 
ist  (Gesetz  Art.  14,  Ziff.  2,  lit  b.  c),  in  dem  Rathhause  des  Amtssitzes  dea 
Bezirksrichters. 

§.8.   Zu  Art.  8.  des  Gesetzes. 
Unter  der  Obrigkeit  ist  hier  der  Gemeinderath  des  Wohnortes  oder  in 
dessen  Ermanglung  des  Geburtsortes  der  Verlobten  verstanden. 

Die  ortsobrigkeitliche  Urkunde  muss  durch  das  vorgesetzte  Bezirks- 
polizeiamt beglaubigt  sein. 

§.9.  Zu  Art.  9.  des  Gesetzes. 
Die  Gerichtspersonen  und  Partieen  erscheinen  in  feierlicher  Kleidung, 
Die  Verlobten  treten  vor  den  Bezirksrichter  und  dieser  eröffnet  den 
Act  mit  einem  der  Wichtigkeit  desselben  angemessenen  kurzen  Vortrage 
über  den  Zweck  der  Verhandlung  und  über  die  rechtliche  und  sittliche  Be- 
deutung der  Ehe.    Sofort  richtet  derselbe  an  den  Bräutigam  die  Frage : 

Sind  Sie  (Vor^  und  Zunamen  des  Bräutigams)  ernstlich  entschlossen^ 
die  gegenwärtige  (Vor-  und  Zunamen  der  Braut)  zur  Ehefrau  zu 
nehmen? 

Nachdem  der  Bräutigam  mit  „Ja**  geantwortet  hat,  richtet  der  Bezirks- 
richter  an  die  Braut  die  Frage : 

Sind  Sie  (Vor-  und  Zunamen  der  Braut)  ernstlich  entschlossen ,  den 
gegenwärtigen  (Vor-  und  Zunamen  des  Bräutigams)  zum  Ehemanne 
zu  nehmen? 

Ist  auch  von  der  Braut  die  Antwort  mit  „Ja^  erfolgt  und  haben  sich  die- 
Verlobten  auf  die  an  sie  gerichtete  Aufforderung  die  rechte  Hand  gereicht^ 
so  spricht  der  Bezirksrichter  die  Worte : 

Kraft  des  Gesetzes  erkläre  ich  hiemit  diese  Ehe  als  rechtsgültig  ge- 
schlossen und  fordere  Sie  auf,  von  nun  an  als  Ehegatten  sich  zu  be- 
trachten. 
Dem  ganzen  Acte  haben  die  Anwesenden  stehend  anzuwohnen. 
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§.  10.   Zu  Art  11.  des  Oesetses. 

Das  nach  dem  Formulai«  IV .  eu  yerfassende  ProU^U  ist  toi  dem  Be> 
^inne  der  Verhandlung  in  doppelter  Autfertigung  Yoraubereiten,  alibaU 
nach  beendigtem  Acte  durch  den  Gerichtsaktuar  Yorzulesen  mid  in  beiden 
Ausfertigungen  durch  die  Neuverehelichten  und  die  Gerichtspenonenn 
unterschreiben . 

Eine  der  Protokollausfertigungen  ist  nebst  den  beigebrachten,  dem 
Protokolle  beisunumerirenden  Urkunden  in  der  Regtstratnr  des  Benzb- 
gerichts  aufzubewahren. 

§.  11.   Zu  Art.  12.  des  Gesetxes. 

Die  zweite  Ausfertigung  des  Protokolls  muss  den  Ehegatten  sogleidi 
nach  der  Unterzeichnung  zugestellt  werden. 

Die  für  die  Geistlichen  bestimmten  Protokollauszüge  sind  nach  den 
Formulare  V.  zu  fertigen ,  und  ist  von  den  Geistlichen  die  geschehene  Vor- 
merkung in  dem  Familienregister  zu  den  bosirksgerichtHchen  Acten  zq 
bescheinigen. 

Neuverehelichte,  welche  verschiedenen  Confessionen  angehören,  m- 
den  in  dem  Familienregister  eingetragen,  worin  der  Ehemann  bisher  be- 
merkt war,  oder  im  Falle  einer  kirchlichen  Trauung  einzutragen  geveieii 
w&re. 

Ueber  alle  im  Bezirke  vorkommende  bürgerliche  Eheschliessun^  iM 
bei  dem  Bezirksgerichte  ein  fortlaufendes  Verzeichniss  nach  dem  FonDo- 
lare  VL  zu  fuhren. 

§.18.    Zu  Art  19.  des  Gesetzes. 

Bei  dem  Sportelsatze  ist  auf  den  Grad  der  Mühewaltung  der  BtW 
den  und  auf  die  Vermögensverh&ltnisse  der  Betheiligten  Rücksicht  lu 
nehmen. 

Bei  den  Zwischensätzen  von  5  bis  10  fl.  ist  immer  nur  um  Gulden aaf> 
zusteigen. 

Baare  Auslagen,  z.  B.  Postporto,  Insertionsgebühren  u.  dgl.,  sovie 
etwaige  Reisekosten  sind  von  den  Betheiligten  neben  den  Sporteb  n  b^ 
zahlen. 

§.  19.   Zu  Art  20.  des  Gesetzes. 

Hinsichtlich  der  haaren  Auslagen  findet  hier  dasselbe  statt,  wie  lu  §.I^ 

Der  Betrag  der  von  dem  Ortsvorsteher  bezogenen  Belohnung  ist  je  as-' 
dem  betreffenden  Protokolle  kurz  anzumerken. 

§.20.   Zu  Art  13.  bis  20.  des  Gesetzes. 

Haben  Ehegatten,  deren  Ehe  vor  der  bürgerlichen  Behörde  geschlossen 
worden  ist,  sich  später  kirchlich  trauen  lassen,  so  finden  nach  vollzogeoer 
kirchlicher  Trauung  die  Bestinmiungen  des  Gesetzes  Art  13.  bis  20.  aof  die 
betreffende  Ehe  fernerhin  keine  Anwendung. 

{Formular  I.) 

Erste  Bekanntmachung 
einer  beabsichtigten  Eheschliessung  vor  der  bürgerlichen  Behörde. 

Es  wird  hiemit  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht,  dass 
(Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Beruf,  Wohn-  und  fieimathort  desficfttttig«B*^ 
Sohn  des  (Vor-  und  Zunamen,  Benif  und  Wohnort  des  Vaters,  besiehnsgi- 
weise  der  Mutter) 

und 
(Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Wohn-  und  Heimathort  der  Braot) 
Tocher  des  (Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Beruf  und  Wohnort  des  Veten,  be 

ziehungsweise  der  Mutter) 
eine  Ehe  unter  eich  zu  schliessen  Willens  sind. 
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Etwaige  Einsprachen  sind  bei  dem  unterzeichneten  Besirksrichter  Tor- 
sabringen. 

(Ort)  am  (Datum)  DerKönigL  Württemb.  Besirksrichter: 

(Unterschrift.) 


(Formular  II.) 


(Formular  III.) 


Zweite   Bekanntmachung. 
(Im  Uebrigen  wie  Formular  I.) 


Dritte   Bekanntmachung. 
(Im  Uebrigen  wie  Formular  I.) 


(Formular  IV.) 

(Ort) 
Verhandelt  am  (Tag,  Monat  und  Jahr  mit  Worten  und  Zahlen)  (Vor- 
oder Nach-)  Mittags ....  Uhr  in  dem  Rathhause. 
Vor  dem  Besirksrichter       (Namen) 
dem  Oerichtsaktuar      (Namen) 
und  den  Oerichtsbeisitzem  (Vor-  und  Zunamen) 
sind  erschienen: 

(Vor-  und  Zunamen  des  Bräutigams) 
geboren  am  (Tag,  Monat  und  Jahr)  zu  (Geburtsort) 
(eyangelischer,  katholischer)  Confession  (ist  er  Angehöriger  einer  nicht 
Tom  Staate  als  Körperschaft  anerkannten  Religionsgesellschaft,  so 
ist  dieses  hier  anzugeben) 
Beruf:  wohnhaft  in  bürgerlich  in 

Sohn  des  (Vor-  und  Zunamen,  Beruf  und  Wohnort  des  Vaters) 
und  der  (Vor-  und  Zunamen  der  Mutter) 

und 
Vor-  und  Zunamen,  Geburtstag,  Geburtsort,  Confession,  Wohn-  und  Hei- 
mathsort  der  Braut) 
Tochter  des  (Vor-  und  Zunamen,  Beruf  und  Wohnort  des  Vaters) 
und  der  (Vor-  und  Zunamen  der  Mutter) 
welche  ihre  Yorhabende  Ehe  vor  der  bürgerlichen  Behörde  schliessen  su 
wollen  erklärt  haben. 

Nachdem  die  in  Art  8.  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1855.  genannten 
Urkunden  beigebracht  worden  sind, 

BeU.  Nr. 
und  die  öffentliche  Bekanntmachung  des  Vorhabens  an  den  Sonntagen 

(Daten  der  betreffenden  Sonntage) 
in  (Orte,  wo  die  Bekanntmachung  erfclgt  ist)  vorschriftmässig  stattge- 
funden hat. 

Beil.  Nr. 
auch  gegen  die  Eheschliessung  keine  Einsprache  gemacht  worden  ist  (wür- 
den Einsprachen  gemacht,  so  ist  die  Erledigung  darzuthun)  und  da  der  Ehe- 
schliessung auch  sonst  kein  Hindemiss  im  Wege  steht  (waren  Hindemisse 
xu  beseitigen,  so  ist  hier  Nachweis  su  geben) ;  so  hat  der  Besirksrichter  die 
Verlobten  vortreten  lassen,  dieselben  auf  den  Zweck  ihres  gegenwärtigen 
Erscheinens  vor  Gericht  hingewiesen ,  sofort  über  die  rechUiche  und  sitt- 
liche Bedeutung  des  Ehebündnisses  belehrt  und  hierauf  an  den  Bräutigam 
die  Frage  gerichtet: 

Sind  Sie  (Vor-  und  Zunamen  des  Bräutigams)  ernstlich  entschlossen, 
die  gegenwärtige 

(Vor-  und  Zunamen  der  Braut)  tmr  Ehefrau  su  nehmen? 
Derselbe  antwortete  mit  Ja. 
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Sofort  wurde  die  Braut  gefragt: 
Sind  Sie  (Vor-  und  Zunamen  der  Braut)  ematUch  entachloMca,  dn 
gegenwärtigen 

(Vor-  und  Zunamen  des  Bräutigams)  lum  Ehemanne  za  Dehnen? 
und,  nachdem  auch  sie  die  Frage  mit  Ja  beantwortet,  auch  beide  Verlobteo 
sich  die  rechte  Hand  gereicht  hatten,  durch  den  Besirksrichter  vu^ 
sprochen: 

„Kraft  des  Gesetzes  erkläre  ich  hiemit  diese  Ehe  als  rechtsgültig  g^ 
schlössen  und  fordere  Sie  auf,  von  nun  an  als  Ehegatten  sich  la 
betrachten'*. 
Diese  Eheschliessung  beurkunden  nach.  Vorlesung  des  gegenwärtigcB 
Protokolls 

Die  NeuYerehelichten:  Der  Besirksrichter: 

(Unterschriften  mit  Vor-  (Unterschrift) 

und  Zunamen.)  Der  Gerichtsaktoar: 

(Unterschrift) 
Die  Gerichtsbeisitser: 
(Unterschriften  mitVo^ 
und  Zunamen.) 

(Formular  V.) 

Protokoll- Auszug. 

(Wie  in  dem  Formulare  IV.  bis  „erklärt  haben") 

Diese  Eheschliessung  (wie  in  dem  Formulare  IV.  bis  zum  Schlosse,  eb- 
schliesslich  der  sämmtUchen  Unterschriften.) 

Vorstehenden  Auszug  beglaubigt  aum  Behufe  der  geeigneten  Vor- 
merkung in  dem  Familienregister  nach  Art  12.  des  Gesetzes  vom  I.Mai  185). 
(Ort)  am  (Datum)  Der  Bezirksrichter: 


(Formular  VI.) 


•  Bezirks-Gericht  (Ort) 
Bürgerliches  Ehe-Register. 


FortlaafBXide 
Nummer. 


Itoglatratar- 
fach-Nr. 
FMcNr. 


Namen,  Beruf  und  Wohnort 

der 

Nenyer  ehelichten. 


Taff,  Monat  a. 

Jahr  der  Eihe- 

sehlieMUif. 


ga. 


6.  Baden, 
a.  Gesetz  y.  9.  October  18G0. 

(Siehe  oben  8.  690.) 

§.1.  Das  Aufgebot  einer  nach  den  Staatsgesetzen  zulässigen  Ehe  vini 
«uf  Ansuchen  der  Brautleute  durch  das  zuständige  Bezirksamt  dem  Batpf- 
meister  übertragen,  wenn  dasselbe  durch  den  Pfarrer,  als  Beamten^ 
bürgerlichen  Standes,  verweigert  oder  binnen  vierzehn  Tagen  nach  Behln- 
digung  des  Trauscheins  nicht  vorgenommen  wird. 

Die  Form  des  Aufgebots  bestimmt  eine  Verordnung. 

§.  2.  Die  Trauung  einer  nach  den  Staatsgesetzen  suläasigeo  &^ 
nimmt  das  Bezirksamt  nach  L.-R.-S.  75.  vor  und  stellt  den  EhescbeinB^ 
L.-R.-S.  76.  aus,  wenn  der  zuständige  Pfarrer  des  Orts,  vor  welchem»« 
Brautleute  dieselbe  begehren,  die  Trauung  verweigert  oder  vendgert. 

Auf  Antrag  der  Brautleute  kann  das  Bezirksamt  einem  anderen  (^cii^ 
liehen  die  Ermächtigung  zur  Vornahme  der  Trauung  geben. 
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Der  Eheschein  muss  dem  ziMUndigen  Pfarrer  vorgelegt  und  von  ihm 
in  das  Ehebuch  eingetragen  werden. 

b.  Vollzageverordniing  zum  Gksetae  Yom  9.  October  y.  J.  über  die  bürger- 
liche Standesbeamtong  in  Aosnahmsfällen  y.  16.  Janaar  1861. 

(Siehe  oben  S.  690.) 

§.  1.  Wenn  das  Besirksamt  auf  den  Orund  des  Yorgenannten  Gesetiet 
um  Anordnung  des  Aufgebots  oder  um  Vornahme  der  Trauung  einer  nach 
den  Staatsgesetzen  zui&ssigen  Ehe  angegangen  wird,  so  hat  dasselbe  zu- 
nächst die  behaupteten  thats&chlichen  Voraussetzungen,  welche  die  Statt- 
haftigkeit dieses  Begehrens  bedingen,  insoweit  dieselben  yon  den  Bethei- 
ligten nicht  selbst  sogleich  genügend  nachgewiesen  werden,  von  Amta- 
wegen  richtig  zu  stellen. 

§.  2.  Ist  hierdurch  gemfiss  §.  1.  des  (xesetzes  das  Aufgebot  eines  Ehe- 
Yorhabens  dem  Bürgermeister  zu  übertragen,  so  hat  das  Bezirksamt  einen 
Verkündschein  nach  anliegendem  Formulare  1.  zu  erlassen  und  solchen 
dem  Bürgermeister  deijenigen  Gemeinde,  in  welcher  das  Aufgebot  gesetz- 
lich zu  geschehen  hat,  unmittelbar,  oder  wenn  der  Bürgermeister  einem 
andern  Bezirksamte  untergeben  ist,  durch  dessen  Vermittelung  anzu- 
fertigen, um  die  Bekanntmachung  zu  bewerkstelligen. 

§.  8.  Die  Bekanntmachung  hat  in  der  Weise  zu  geschehen ,  dass  der 
Bürgermeister  die  amtliche  Verfugung  (§.  2.)  im  Beisein  desRathsschreibers 
an  den  zwei  zunächst  folgenden  Sonntagen  Yon  dem  Rathhause  aus  öffent- 
lich Yerkündet. 

§.  4.  Ueberdies  muss  Yon  einer  Verkündung  zur  andern  und  w&hrend 
der  ganzen  Zwischenzeit  Yon  acht  Tagen  eine  Abschrift  des  amtlichen  Yer- 
küodscheins  an  der  Thüre  des  Rathhauses  oder  an  dem  sonst  für  amtliche 
Bekanntmachungen  bestimmten  Orte  angeheftet  werden. 

Ist  Yom  zweiten  Aufgebote  Nachsicht  erlangt,  so  muss  der  Anschlag 
mindestens  drei  Tage  angeheftet  bleiben. 

§.  5.  Die  Vornahme  der  Verkündungen  (§.  8.)  ist  unter  Angabe  des 
Orts ,  Tages  und  der  Stunde  derselben,  ebenso  wie  der  bewirkte  öffentliche 
Anschlag  (§.  4.)  Yon  dem  Bürgermeister  undRathsschreiber  auf  der  Urschrift 
des  amtlichen  VeriLÜnd Scheins  zu  beurkunden,  und  diese  dem  Bezirksamte 
zur  Aufbewahrung  bei  den  amtlichen  Acten  wieder  Yorzulegen. 

§.  6.  Die  Trauung,  welche  das  Bezirksamt  auf  den  Grund  des  §.  2.  des 
Gesetzes  Yorzunehmen  hat,  muss,  sofern  nicht  Nachsicht  ertheUt  wird, 
öffentlich  in  dem  Rathhause  des  Amtsortes  geschehen. 

§.  7.  Der  Trauungsact  ist  genau  nach  den  Vorschriften  des  L.-R.-S.  75. 
vorzunehmen. 

Der  Besirksbeamte,  die  Betheiligten  und  Zeugen  erscheinen  hierbei  in 
feierlicher  Kleidung. 

Die  Verlobten  treten  Yor  den  Bezirksbeamten  und  dieser  eröffnet  den 
Act  mit  einem  der  Wichtigkeit  desselben  gemässen  Ansprache  über  den 
Zweck  der  Verhandlung  und  über  die  rechtliche  und  sittliche  Bedeutung 
der  Ehe. 

Nachdem  sodann  die  auf  den  Stand  der  Brautleute  und  auf  die  Förm- 
lichkeit derHeirath  bezüglichen  Urkunden,  sowie  das  sechste  Kapitel  des 
landrechtlichen  Titels  Yon  der  Ehe  über  die  wechselseitigen  Rechte  und 
Pflichten  der  Eheleute  Yor gelesen  worden,  richtet  der  Bezirksbeamte  an  den 
Bräutigam  die  Frage : 

Sind  Sie  (Vor-  und  Geschlechtsnamen  des  Bräutigams)  ernstlich  ent- 
schlossen, die  gegenwärtige  (Vor- und  Geschlechtsnamen  der  Braut) 
zur  Ehefirau  zu  nehmen? 
Friedberg,  Ehe9chlie$$ung,  gQ 
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Nachdem  derBrfiutigam  mit  „Ja**  geantwortet  hat,  stellt  derBeaib- 
beamte  an  die  Braut  die  Frage: 

Sind  Sie  (Vor-  und  Greschlechtsnamen  der  Braut)  ernstlich  entsdilot- 
sen,  den  gegenwärtigen  (Vor- und  Oeschlechtanaaen  desBiintiguu) 
.  mm  Ehemanne  zu  nehmen? 
Antwortet  auch  die  Braut  mit  „Ja"  und  haben  sich  die  Veilobten  taf 
die  an  sie  gerichtete  Aufforderung  die  rechte  Hand  gereicht,  auch  je  nach  B^ 
lieben  die  TVauringe  gewechselt,  so  spricht  der  Beniksbeamte  die  'Worte: 
Kraft  des  Gesetees  erkläre  ich  Sie  hiermit  durch  das  Band  der  Ehe 
Yerbunden  und  fordere  Sie  auf,  von  nun  an  als  Ehegatten  soMmacA 
Bu  leben. 
§.  8.    Unmittelbar  nach  der  Eheschliessung  ist  über  den  Vorgtof  eifi 
Protokoll  als  Eheschein  (L.-R.-S.  76.)  nach  dem  anliegenden  Fonnuliiefi. 
in  dreifacher  Ausfertigung  aufzunehmen  und  nach  Vorlesung  desselben  tn 
den  Neuverehelichten  und  Zeugen  zu  unterschreiben. 

§.  9.  Die  eine  FrotokoUausfertigung  ist  nebst  den  beigebrachten  Ur- 
kunden in  der  Begistratur  des  Bezirksamts  au&ubewahren,  die  zweite  <lea 
Ehegatten  zu  behfindigen,  die  dritte  aber  von  dem  Bezirksamte  dem» 
at&ndigen  Pfarrer  mitzutheilen ,  um  den  Eintrag  nach  Torliegendeni  For- 
mulare III.  in  das  Ehebuch  zu  bewirken  und  hierüber  Beseheinigong  xb 
den  Amtsacten  zu  geben. 

§.  10.  Wird  auf  den  Antrag  der  Brautleute  Ton  dem  Bezirksamte  ttoea 
anderen  Pfarrer,  als  dem  zust&ndigen,  die  Ermächtigung  zur  Vornahme  do 
Trauung  gegeben,  so  hat  jener  den  Eintrag  der  geschehenen  Trauung  in  du 
Ehebuch  unter  ausdrücklicher  Bezugnahme  auf  die^ amtliche  Enniehtigiisg 
nach  allgemeiner  Vorschrift  zu  bemerken  und  einen  Auszug  hievon  dem  in- 
ständigen Pfarrer  mitzutheilen,  um  solchen  auch  in  das  von  ihm  gefulute 
Ehebuch  einzutragen. 

7.  Prenflsen. 
a.  Verordnung  vom  30.  März  1847. 

(Siehe  oben  8.  703.) 

§.  1.  Die  bürgerliche  Beglaubigung  derOeburts-,  Heiraths-  ondSieriie 
fälle,  die  sich  in  solchen  geduldeten  Religionsgesellschaften  ereignen,  bei 
welchen  den  zur  Feier  ihrer  Keligionshandlungen  bestellten  Personen  ök 
Befugniss  nicht  zusteht,  auf  bürgerliche  Rechtsverhältnisse  sich  beziebeodc 
Amtshandlungen  mit  civilrechüicher  Wirkung  vorzunehmen,  soll  durcb 
Eintragung  in  ein  gerichtlich  zu  führendes  Register  bewirkt  werden. 

§.  2.  Dieses  Register  (§.  1.)  wird  von  dem  ordentlichen  Richter  des 
Orts,  wo  der  Oeburts-  oder  der  Sterbefall  sich  ereignet  hat,  oder  diefirs^ 
leute  wohnen,  auch  in  Ansehung  solcher  Betheiligten  gefuhrt,  welche  so&it 
von  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  befreit  sind. 

Haben  die  Brautleute  ihren  Wohnsitz  in  verschiedenen  Oericbtibe- 
zirken,  so  kann  die  Eintragung  der  Ehe  bei  dem  einen  oder  demssderea 
der  beiden  Richter  nachgesucht  werden.  Der  Richter,  welcher  hieniseh 
die  Eintragung  vornimmt,  hat  von  derselben  dem  Richter  des  Orts,  sn  wei- 
chem der  andere  Theil  des  Brautpaars  wohnt,  Mittheilung  zu  machen,  and 
dieser  hat  die  vollzogene  Ehe  auch  in  das  von  ihm  geführte  BegizUr  so 
übernehmen. 

§.  5.  Der  ehelichen  Verbindung  muss  ein  Aufgebot  vorangehen.  D>^ 
selbe  ist  bei  dem  Richter  des  Orts,  an  welchem  die  Brautleute  den  Wohnnts 
haben,  und  wenn  dieselben  in  verschiedenen  Oerichtsbezirken  wohnen,  bei 
jedem  der  beiden  Richter  in  Antrag  zu  bringen,  und  erst  dann  zu  Tsrtn- 
lassen,  wenn  sich  der  Richter  die  Ueberzeugung  verschafft  hat,  dsss  dieiur 
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bürgeriiehen  Qflltigkeit  der  Ehe  gesetzlich  notiiwendigen  Erfordernisse 
Torfaaaden  sind. 

Das  Aufgebot  erfolgt  durch  eine  an  der  Oerichtsstelle  und  gleichzeitig 
an  dem  Rath^  oder  Ortsgemeindehause,  in  dessen  Ennangehing  aber  sn  der 
Wohnung  des  Gemeindevorstehers,  während  Ttersehn  Tagen  aussuhftngende 
Bekanntmachung. 

§.  6.  Diejenige  Handhing,  durch  welche  nach  dem  Gebrauche  der  Reli- 
gionsgesellsebaft  die  eheliehe  Verbindung  geschlossen  wird,  darf  ent  vor- 
genommen werden,  wenn  gerichtlich  bescheinigt  ist,  dass  die  Brautleute, 
jedes  aa  seinem  Wohnorte,  aufgeboten  worden  sind  und  kein  Einspruch 
«rfolgt  ist. 

§.  7.   Zu  der  Eintragung  der  Ehe  in  das  Register  (§.  1 .)  ist  erforderlich : 
1)  die  Erklärung  der  Brautleute,  dass  und  wann  die  nach  dem  Ge- 
brauche der  geduldeten  Religionsgesellschaft  zum  Abschlüsse  der  eheliehen 
Verbindung  erforderliche  Handlung  Statt  gefunden  hat; 

f)  eine  die  Richtigkeit  dieser  Erklärung  bestätigende  Versicherung 
zweier  glaubwürdigen,  zu  derselben  Religionsgesellschaft  gehörenden  Per- 
aonen; 

8)  der  Nachweis  des  Aufgebots  (§.  5.). 

§.  8.  Die  bflrgerliche  Gültigkeit  einer  solchen  Ehe  beginnt  mit  dem 
Zeitpunkte  der  Eintragung  in  das  Register. 

§.  8.  Zu  den  §§.  8.,  4.  und  7.  vorgeschriebenen  Anzeigen  und  Erklä- 
rungen ist  das  persönliche  Erscheinen  vor  dem  Richter  erforderlich.  Der 
Richter  hat  darüber,  unter  Zuziehung  eines  verpflichteten  Protokollführers, 
ein  Protoiu}ll  aufzunehmen,  welchem  die  eingereichten  Bescheinigungen 
beizuf&gen  sind.  Wenn  nach  dem  Ermessen  des  Richters  die  Thatsache 
festgestellt  ist,  so  hat  derselbe  auf  Grund  des  Protokolls  sofort  denGeburts-, 
Heiraths-  oder  Sterbefall  in  das  Register  einzutragen  und  darüber  ein 
Attest  1  auszufertigen. 

§.  10.  Das  Register  (§.  1.)  und  die  auf  Grund  desselben  ausgefertigten 
Atteste  gemessen  bis  zum  Beweise  des  Gegentheils  vollen  öffentlichen 
Glauben. 

§.  11.  Die  in  den  §§.  8.,  4.  und  7.  vorgeschriebenen  Anzeigen  oder  Er- 
klärungen müssen  von  dem  dazu  Verpflichteten  gemacht  werden : 

2)  bei  Heirathen  binnen  der  zunächst  folgenden  acht  Tage  nach  Voll- 
ziehung der  nach  dem  Gebrauche  der  Religionsgesellschaffc  erforderlichen 
Handlung. 

Eine  schuldbare  Versäumniss  dieser  Fristen  ist  mit  Geldbusse  bis  zu 
fünfzig  Thaler  oder  mit  Gefängniss  bis  zu  vier  Wochen  zu  bestrafen. 

Ausserdem  haben  die  Säumigen  diejenigen  Kosten  zu  tragen,  welche 
dadurch  entstehen ,  dass  der  Richter  wegen  der  verzögerten  Anzeige  zu 
irgend  einer  Ermittelung  veranlasst  wird. 

§.12.  Die  Festsetzung  der  im  §.  11.  angedroheten  Strafe  erfolgt  durch 
gerichtliches  Erkennlniss. 

§.  13.  Die  Ortspolizei-Behörden  sind  verpflichtet,  auf  die  rechtzeitige 
Anzeige  der  Geburten ,  Heirathen  und  Sterbefälle  zu  achten  und  bei  Unter- 
lassung derselben  das  Erforderliche  von  Amtswegen  zu  veranlassen. 

§.14.  Für  die  den  Gerichten  durch  gegenwärtige  Verordnung  über- 
^esenen  Geschäfte  sind  Gebühren >  zu  entrichten,  über  deren  Betrag  der 
Ju9tizminister  nähere  Bestimmungen  zu  treffen  hat 

1  Die  betreffenden  Atteste  sind  nie  von  Amtswegen ,  sondern  nor  auf  den  Antrag  des- 
jenffCQ  ZQ  ertheflen ,  welcher  bei  der  Bescheinigung  der  so  attestirenden  Thatsache  ein  In« 
tereavahat.  (01re«-Varf.  4ei  Jastix.-Min.  v.  IS.  Septbr.  1848.  Jaat..Mln.  B1.1B48* 
S.  814.) 

s  Darüber  hat  die  Circnlar-Verf.  t.  18.  Septbr.  1848.  (Jnat.-Min.-Bl.  1848. 
8.  314.)  die  nt^thigen  Festsetzangen  getroffen. 

50* 


788  Anhang.  Die  deatsehen  Civüehegeaetze. 

§.  15.  In  soweit  nicht  durch  gegenwärtige  Verordnimg  abwetcheiide 
Bestimmungen  gegeben  sind,  haben  die  Gerichte  bei  dem  Aufgebote  und 
der  Führung  des  Registers  diejenigen  Vorschriften  su  befolgen,  weldkedea 
Geistlichen  der  öffentlich  aufgenommenen  Kirchen  für  das  Aufbot  and 
die  Führung  der  Kirchenregister  ertheilt  sind. 

§.  1 6.  Die  Vorschriften  der  gegenwärtigen  Verordnung  finden  such  saf 
Geburten,  Heirathen  und  Sterbef&Ue  solcher  Personen  Anwendung,  welche 
aus  ihrer  Kirche  ausgetreten  sind,  und  noch  keiner  vom  Staate  genehaügten 
Beligionsgesellschaft  angehören. 

Bei  den  Heirathen  solcher  Personen  sollen  jedoch  die  Bestimmonges 
der  §§.  6.,  7.  und  11.  Nr.  2.  ausgeschlossen  bleiben.  Zur  Eintragimg  der 
Ehe  in  das  Register  genügt  in  diesen  Fällen  der  Nachweis  des  AidTgebotes 
(§.  5.)  und  die  persönliche  Erklärung  der  Brautleute  Yor  dem  Richter,  da» 
sie  fortan  als  ehelich  mit  einander  verbunden  sich  betrachten  wollen. 

§.  17.  Der  Austritt  aus  der  Kirche  (§.  16.)  kann  nur  durch  eine  vor  den 
Richter  des  Orts  (§.  2.)  persönlich  sum  Protokolle  abzugebende  ErkUmm; 
erfolgen.  Diese  Erklärung  hat  nur  dann  rechtliche  Wirkung,  wenn  <& 
Absicht,  aus  der  Kirche  auszutreten,  mindestens  vier  Wochen  vorher  d« 
Richter  des  Orts  in  gleicher  Weise  erklärt  worden  ist  Der  Richter  bat  tob 
der  zuerst  bei  ihm  abgegebenen  Erklärung  dem  oompetenten  GeisÜichea 
sofort  Mittheilung  zu  machen. 

§.  18.  Bei  Ehescheidungsklagen  solcher  Personen,  welche  aut  ihrer 
Kirche  ausgetreten  sind  und  noch  keiner  vom  Staate  genehmigten  Beli- 
gionsgesellschaft angehören,  finden  die  in  der  Verordnung  über  das  Ver- 
fkhren  in  Ehesachen  vom  28.  Juni  1844.  hinsichtlich  der  Mitwirkung  eines 
Geistlichen,  und  insbesondere  die  in  den  §§.  10.  bis  14.  gegebenen  Vor- 
schriften keine  Anwendung. 

Der  Einleitung  solcher  Ehescheidungsklagen  muss  statt  des  Sübnerer- 
suchs  durch  den  Geistlichen  ein  Sühneversuch  durch  das  Gericht  vono* 
gehen. 

Bei  diesem  Sühneversuche  sind  der  Staatsanwalt  und  nach  dessen  An- 
trägen diejenigen  Personen  zuzuziehen ,  von  welchen  eine  dem  Zwecke  ent- 
sprechende Mitwirkung  zu  erwarten  ist. 

§.  19.  Der  Justizminister  hat  die  Gerichte  mit  näherer  Anwetsongiar 
Ausführung  dieser  Verordnung  zu  versehen. 

h.  Instruction  vom  10.  Mai  1847. 

(Siehe  oben  S.  709.) 

Behufs  Ausfuhrung  der  Verordnung,  betreffend  die  Geburteni  Hei- 
rathen und  SterbefUlle,  deren  bürgerliche  Beglaubigung  durch  die  Ortsge- 
richte erfolgen  muss,  vom  SO.  März  1847.  (Qe8.-Samml.  No.  12.  S.  125.) «ÜJ 
sämmtlichen  Gerichten  der  Monarchie,  mit  Ausschluss  derer  im  Bezirke  des 
Appellationsgerichtshofes  zu  Göln,  auf  Grund  des  §.19.  dieser  Verordnong 
folgende  nähere  Anweisung  ertheilt: 

L   Allgemeine  Vorschriften. 
1.  Die  Register  und  deren  äussere  Form  betreffend. 

§.  1.  Jedes  Gericht,  in  dessen  Bezirke  Pei^onen  wohnen,  die  ausibrer 
Kirche  ausgetreten  sind  (§.  1.  und  16.  der  Verordnung),  hat  drei  festgebun- 
dene Register  von  starkem  Papiere  in  Folio-Format,  das  eine  für  dieHei- 
raths-,  das  andere  für  die  Oeburts-  und  das  dritte  für  die  Sterbef^  amD* 
schaffen.  Dieselben  sind  zu  foliiren,  auf  der  letzten  Seite  mit  einem  Atteste 
über  die  Zahl  der  Folien  unter  des  Gerichtes  Siegel  und  Unterschrift  su  fe^ 
sehen  und  in  demselben  Lokale,  wo  die  Hypothekenbücher  sich  befinden, 
aufzubewahren. 
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§.2.  Die  Eintragung  in  diese  Register  —  wobei  der  Tag  der  Eintragung 
selbst,  sowie  der  Geburt  oder  des  Todesfalls,  um  den  es  sich  gerade  handelt, 
mit  Worten  und  die  Namen  mit  besonders  grossen,  in  die  Augen  fallenden 
Buchstaben  zu  schreiben  sind —  erfolgen  nach  der  Zeitfolge  hintereinander, 
ohne  dass  ein  Rand  oder  ein  Zwischenraum  swischen  der  vorhergehenden 
und  der  unmittelbar  darauffolgenden  Eintragung  gelassen  werden  darf. 

Der  besseren  Uebersicht  wegen  ist  auf  den  letxten  Folien  des  Registers 
ein  alphabetarisches  Verzeichniss  anzulegen  und  in  diesem  bei  jeder  Ein- 
tragung in  das  eigentliche  Register  der  Name  der  Person,  aufweiche  sich 
dieselbe  bezieht,  unter  dem  betreffenden  Buchstaben  und  mit  Allegirung 
des  Foliums,  wo  die  Eintragung  sich  befindet,  zu  vermerken. 

§.  8.  Da  es  wesentlich  darauf  ankommt ,  dass  die  Vermerke  in  den  Re- 
gistern besonders  deutlich  und  leserlich  geschrieben  werden,  so  kann  der 
Hichter  die  Eintragungen  unter  seiner  unmittelbaren  Aufsicht  durch  einen 
Kanzlisten  oder  einen  anderen  Beamten ,  der  sich  durch  eine  gute  Hand- 
schrift auszeichnet,  bewerkstelligen  lassen:  es  muss  aber  jeder  in  die  Re- 
gister eingetragene  Vermerk  von  dem  Richter  und  dem  bei  der  vorangegan- 
^nen  Verhandlung  zugezogenen  Protokollführer  eigenhändig  unterschrie- 
ben werden. 

§.  4.  Zu  jedem  der  in  §.  1.  gedachten  drei  Register  ist  ein  besonderes 
Aktenstück  anzulegen,  zu  welchem  die  auf  dasselbe  sich  beziehenden  Ver- 
handlungen nach  der  Zeitfolge  zu  bringen  sind  und  müssen  in-dem  Register 
bei  jeder  Eintragung  zugleich  die  Folien  der  Akten ,  wo  sich  die  darauf 
Bezug  habenden  Verhandlungen  befinden,  allegirt  werden. 

2.  Form  der  auf  Grund  der  Register  auszustellenden  Atteste. 
§.  5.  Die  Ausfertigung  von  Attesten  auf  Grund  der  Register  erfolgt 
nach  dem  Schema  unter  A  in  der  Art,  dass  darin  der  betreffende  Vermerk,, 
wie  er  in  dem  Register  eingetragen  steht,  wörtlich  aufgenommen  wird. 

S.  Duplikate. 

§.  6.  Von  den  im  Laufe  eines  Jahres  erfolgten  Eintragungen  in  die  drei 
Register  ist  im  Januar  des  folgenden  Jahres  statt  des  im  §.  501  folg.  Th.  2. 
Tit.  11.  des  Allg.  Landrechts  vorgeschriebenen  Duplikats  eine  vidimirte  Ab- 
schrift dem  vorgesetzten  Obergerichte  einzureichen,  auch  gleichzeitig  anzu- 
zeigen, wie  viel  Personen  ihren  Austritt  aus  der  Kirche  gerichtlich  erkl&rt 
haben. 

Die  Obergerichte  haben  die  eingehenden  vidimirten  Abschriften  zu 
einem  für  jedes  Untergericht  besonders  anzulegenden  Aktenstücke  zu  brin- 
gen und  in  dem  Hypotheken-Archive  zu  asserviren. 

Von  Gerichten ,  bei  welchen  wfthrend  eines  Jahres  weder  dergleichen 
Eintragungen,  noch  Austritts-Erklärungen  vorgekommen  sind,  ist  dies  im 
Laufe  des  folgenden  Januar  anzuzeigen,  und  von  Seiten  ier  Obergerichte 
darauf  zu  halten ,  dass  von  allen  Untergerichten  ihres  Departements  bis  zum 
Schlüsse  des  Monats  Januar  die  oben  erwähnten  vidimirten  Abschriften 
oder  Vakat-Anzeigen  eingehen. 

4.  Commissarien  bei  formirten  Gerichten. 

§.  7.  Bei  allen  formirten  Untergerichten  hat  der  Dirigent  die  Be- 
glaubigung von  Geburten,  Heirathen  undSterbefHUen  ein  für  alle  Mal  einem 
aus  der  Zahl  der  Mitglieder  zu  ernennenden  Commissarius  zu  übertragen 
und  ihm  einen  verpflichteten  Protokollführer  beizuordnen.  Der  Name  und 
die  Wohnung  des  Commissarius  ist  durch  einen  öffentlichen  Aushang  an 
der  Gerichtsstelle  und  zugleich  da,  wo  dies  der  Oertlichkeit  wegen  für 
zweckmässig  erachtet  wird,  durch  die  öffentlichen  Blätter  bekanntzumachen. 

§.  8.  Dieser  Commissarius  hat  die  sich  meldenden  Interessenten  mit 
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ihrm  AntrSgen  lu  Yenxehmea  und  sie  über  dasjenige,  was  etwa  noch  beige- 
bracht werden  muss,  damit  den  letzteren  stattgegeben  werden  kann,  lo  \id 
wie  möglich  auf  der  Stelle  su  belehren,  ohne  dass  über  dergleichen  vor- 
läufige Verhandlungen  etwas  SchrifÜicheB  aufgenommen  su  werden  bnocht. 

Ist  alles  Nöthige  herbeigeschafit,  so  hat  er  über  die  ihm  gemschU  An- 
zeige eine  förmliche  Verhandlung  und  zwar  in  den  im  §.  9.  der  Veroidnong 
bezeichneten  Fällen  unter  Zuziehung  des  ihm  beigeordneten  FrotokoU- 
fuhrers,  aufzunehmen,  derselben  die  von  den  Interessenten  eingereichten 
Urkunden  in  Urschrift,  oder,  wenn  deren  Rückgabe  verlangt  wird,  iavidi- 
mirter  Abschrift  beizufügen,  auf  deren  Qrund  sofort  die  Eintragung  da 
nöthigen  Vermerks  in  die  Register,  welcher  jedesmal  das  Datum  der  W 
handlung,  die  ihm  zum  Grunde  liegt  und  den  Tag  derEintragung  selbst  ent- 
halten muss,  zu  bewerkstelligen  und  darüber  das  vorstehend  im  §.  5.  niber 
bezeichnete  Attest  auszufertigen. 

Das  Letzteres  geschehen,  ist  sodann  hinter  der  betreffenden  Veriusd- 
lung  unter  Allegirung  der  Folienzahl  des  Registers  su  vermeriLen. 

§.  9.  Auch  bei  formirten  Collegien  werden  die  auf  Grund  der  Begister 
zu  ertheilenden  Atteste  unter  dem  Namen  und  dem  Siegel  des  betreffesdea 
Gerichts  ausgefertigt,  die  Ausfertigungen  aber  statt  des  Dirigenten  daicb 
den  nach  §.  7.  zu  bestellenden  Commissarius  vollzogen. 

Ebendasselbe  gilt  von  der  öffentlichen  Bekanntmachung  zum  Zwecke 
des  Aufgebots  und  allen  sonst  etwa  auf  Grund  der  gegenwärtigen  Instnk- 
tion  zu  erlassenden  Verfugungen. 

§.  10.  Der  Dirigent  des  Gerichts  hat  von  Zeit  zu  Zeit  die  Geicbäßs- 
fuhrung  des  Commissarius  zu  revidiren  und  sich  durch  Einsicht  der  Register 
und  der  Akten  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen ,  dass  von  Seiten  des  leti- 
teren  der  gegenwärtigen  Instruktion  pünktlich  nachgelebt  wird.  In  Reicher 
Art  haben  die  Kreis- J ustizräthe  das  Verfahren  der  einzeln  stehenden Biehter 
zu  beaufsichtigen. 

II.  Besondere  Bestimmungen, 
a)  Für  alle  Beglaubigungen. 

§.11.  Der  Richter  hat  sich,  wenn  bei  ihm  auf  bürgerliche  Beglsttbigan; 
von  Geburten,  Heirathen  oder  Sterbeflillen  angetragen  wird,  vor  tlles 
Dingen  Ueberzeugung  darüber  zu  verschaffen,  dass  einer  der  im  §.  1.  Qs<I 
16.  der  Verordnung  vorausgesetzten  Fälle  vorliegt,  insbesondere  such  der 
Vorschrift  §.  17.  genügt  ist,  die  bürgerliche  Beglaubigung  mithin  mit  Rest- 
lichem Erfolge  vorgenommen  werden  kann. 

b)  Die  Beglaubigung  der  Heirathen  betreffend. 

§.12.  Betrifft  der  Antrag  eine  Heirath,  so  ist  zu  prüfen,  ob  die  rar  bür- 
gerlichen Gültigkeit  der  Ehe  gesetzlich  noth wendigen  Erfordernisse  m- 
handen  sind,  und  wenn  sich  in  dieser  Beziehung  nichts  zu  erinnern  findet, 
über  den  Antrag  der  Interessenten  unter  Beifügung  der  von  ihnen  bei^ 
brachten  Urkunden  eine  Verhandlung  aufzunehmen,  atxf  deren  Grand  dtf 

_l! Aufgebot  in  der  Art  erfolgt,  dass  eine  nach  dem ,  unter  Litt.  B.  beigefugten 

Schema  ausgefertigte  Bekannünachung  an  den  in  §•  5.  der  Verordnoof 
näher  bezeichneten  Stellen  ausgehängt  und  nach  14  Tagen  mit  dem  AfBk* 
tions-  und  Refiktions- Vermerk  des  Gerichtsdieners  versehen,  wieder  fu  des 
Akten  gebracht  wird. 

Dass  dieses  geschehen,  ist  unter  der  Verhandlung  zu  registriren. 

§.13.  Wohnen  die  Brautleute  in  verschiedenen  Gerichtsbezirken,  w 
steht  es  ihnen  frei ,  darauf  anzutragen,  dass  der  Richter ,  an  welchen  aie  sics 
zueipBt  gewandt  haben,  nach  erlassenem  Aufgebote  die  betreffende  Verhand- 
lung mit  den  dazu  gehörenden  Urkunden  brevi  manu  urschriftlich  so  den 
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Richter,  in  dessen  Bezirke  dtfr  andere  Theil  seinen  Wohnsits  hat,  übersendet. 
Letzterer  hat  alsdann  auch  seinerseits  zu  prüfen,  ob  ein  Fall,  in  welchem  die 
bürgerliche  Beglaubigung  der  Heirath  gesetzlich  stattfindet,  Torliegt,  und 
ob  die  zur  bürgerlichen  Gültigkeit  der  Ehe  gesetzlich  nothwendigen  Erfor- 
dernisse Torhanden  sind;  wenn  er  hiergegen  nichts  zu  erinnern  findet,  das 
Aufgebot  zu  vehuilassen  und  nach  Ablauf  der  im  §.  5.  der  Verordnung  vom 
30.  M&rz  d.  J.  bestimmte  Frist  den  zuerst  gedachten  Richter  davon,  dasa 
da«  Aufgebot  erfolgt  und  Einsprach  nicht  erhoben  ist,  unter  Wiederbei- 
fügung  der  ihm  übersandten  Verhandlung  mit  ihren  Anlagen  zu  benach- 
richtigen, oline  dass  er  Abschrift  dieser  Verhandlung  zurückzubehalten 
braucht.  Vielmehr  genügt  es ,  wenn  er  über  den  ganzen  Hergang  eine  Re- 
gistratur zu  seinen  Akten  bringt,  aus  welcher  das  Datum  der  betreffenden 
Verhandlung  und  das  (Bericht,  welches  sie  aufgenommen  hat,  hervorgeht. 

§.  14.  Ueber  das  stattgefundene  Aufgebot  hat  der  Richter,  bei  welchem 
sich  die  Verhandlungen  über  dasselbe  befinden,  ein  Attest  nach  dem  unter 

Litt.  C.  beiliegenden  Schema  auszufertigen.  . 2i 

Dieses  Attest  ist  jedem  von  beiden  Brautleuten  besonders  unter  Couvert 
zu  übersenden  und,  dass  dies  geschehen,  auf  dem  bei  den  Akten  befind- 
lichen Proklama  zu  registriren. 

§.  15.  Melden  sich  sodann  die  Brautleute  mit  dem  Antrage  auf  Ein- 
tragung ihrer  Ehe  in  das  Register,  so  hat  der  Richter  mit  ihnen  hierüber 
eine  Verhandlung  aufzunehmen,  welcher  die  ihnen  über  das  erfolgte  Auf- 
gebot ertheilten  Bescheinigungen  beigefugt  werden  müssen. 

Gehören  die  Brautleute  zu  einer  der  im  §.  1.  der  Verordnung  näher  be- 
zeichneten geduldeten  Religions-Oesellschaflen,  so  ist  ihnen  die  im  §.  7. 
der  Verordnung  unter  Num.  1.  vorgeschriebene  Erklärung  abzunehmen 
und  mit  Vernehmung  der  die  Richtigkeit  dieser  Erklärung  nach  ISfaassgabe 
der  Num.  2.  ebendaselbst  bestätigenden  Personen  zu  verfahren.  In  diesem 
Falle  ist  die  Eintragung  in  das  Register  selbst  dahin  zu  fassen: 

Laut  Verhandlung  vom  9.  Juli  1847.  (Vol.  1.  Fol.  28—30,  49—61 
der  Akten,  die  Beglaubigung  von  Heirathen  betreffend)  sind  der 
Maurermeister  Johann  Jakob  Schulz,  31  Jahre  alt,  hierselbst  wohnhaft, 
and  die  Karoline  Auguste  Schneider,  20  Jahre  alt,  zu  N.  N.  wohnhaft, 
Tochter  des  Kommessers  Joseph  David  Schneider  zu  N.  N.  und  seiner 
Ehefrau  Karoline  geborne  Schmidt,  mit  einander  eine  eheliche  Verbin- 
dung unter  Beobachtung  der  nach  dem  Gebrauche  der 
Religionsgesellschaft,  zu  welcher  beide  gehören,  zu  deren  Abschluss 
erforderlichen  Handlung,  eingegangen. 

Eingetragen  Berlin  am  neunten  Juli  Achtzehnhundert  und  sieben 

und  vierzig. 

Schumann,  Richter.  Hörn,  Protokollführer. 

Sind  dagegen  die  Brautleute  aus  ihrer  Kirche  ausgeschieden,  ohne 
einer  vom  Staate  genehmigten  Religionsgesellschaft  anzugehören,  so  hat 
der  Richter  von  ihnen  die  in  §.  16.  der  Verordnung  vorgeschriebene  Er- 
klärung aufzunehmen  und  erfolgt  alsdann  die  Eintragung  in  das  Register  in 
der  Art: 

In  der  Verhandlung  vom  9.  Juli  1847.  (Vol.  1.  Fol.  28-80  und 
49 — 61  der  Akten,  die  Beglaubigung  der  Heirathen  betreffend)  haben 
der  Maurermeister  Johann  Jakob  Schulz,  31  Jahre  alt,  hierselbst  wohn- 
haft und  die  KaroUne  Auguste  Schneider,  20  Jahre  alt,  zu  N.  N.  wohn- 
haft, Tochter  des  Kommessers  Joseph  David  Schneider  zu  N.  N.  und 
seiner  Ehefrau  Karoline  gebome  Schmidt,  welche  aus  der  römisch« 
katholischen  Kirche,  zu  der  sie  früher  gehört  haben,  ausgetreten  sind, 
erklärt:  dass  sie  fortan  als  ehelich  mit  einander  verbunden  sich  betrach- 
ten wollen. 
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Eingetragen  Berlin  am  neunten  Juli  Achtiehnhundert  und  neben 
und  yienig. 

Schumann,  Richter.  Hörn,  ProtokoUfohrer. 

III.  Erklärungen  über  den  Austritt  aus  der  Kirche. 

§.  20.  Zeigt  Jemand  an,  dass  er  die  Absieht  habe,  aua  seiner  Kirehl  toi* 
sutreten,  so  hat  der  Richter  —  bei  fonnirten  Golle^en  der  vorstehend  dm^ 
§.  7.  SU  bestellende  Commissarius  —  hierüber  eine  Verhandlung  «nfn- 
nehmen,  Abschrift  davon  sofort  dem  bisherigen  Seelsorger  des  Deklanntea 
nachrichtlich  £u  übersenden  und  deren  Insinuation  durch  den  Geiichtfl- 
diener  bescheinigen  zu  lassen. 

Wenn  sich  sodann  nach  Ablauf  von  vier  Wochen  der  Deklarant  sndo- 

weit  meldet,  so  ist  dessen  Erklärung  über  den  Austritt  aus  der  Kirche  n 

^'        Protokoll  zu  nehmen,  ihm  hierüber  nach  dem  Schema  unter  Litt  D.  en 

Attest  auszufertigen,  und  dass  dies  geschehen,  unter  dem  Protokoll  nn- 

gistriren. 

Die  desfallsigen  Verhandlungen  sind  nach  der  Reihenfolge  zo  einen 
besonderen  Aktenstücke  zu  bringen,  dasselbe  ist  mit  einem  alphabetsriscbei 
Register  zu  versehen,  und  in  letzteres,  sobald  eine  neue  Verhandlungen  deo 
Akten  kommt,  der  Name  des  aus  der  Kirche  Ausgeschiedenen  unter  dem 
betreffenden  Buchstaben  mit  AUegirung  der  Folienzahl  der  Akten  nachn- 
tragen. 

IV.  Gebühren. 

§.21.  Die  den  Gerichten  für  die  ihnen  durch  die  VerordnangToa 
$0.  März  1847.  überwiesenen  Geschäfte  zu  entrichtenden  Gebühren  weiden 
auf  Grund  des  §.  14.  dieser  Verordnung  auf  ein  Pauschquantum  undivar: 

a)  für  Beglaubigung  einer  Heirath  inclusive  des  Aufgebots  von  1  BtUr. 
15  Sgr.  bis  5  Rthlr.  und 

b)  für  Beglaubigung  eines  Sterbefalls,  einer  Geburt  oder  des  AostrittE 
aus  der  Kirche  von  10  Sgr.  bis  2  Rthlr.  festgesetzt 

In  diesem  Pauschquantum  sind  sowohl  Copialien ,  als  Protokoll-,  Aiuferti- 
gungs-  und  Insinuationsgebühren  begriffen;  ausserdem  sind  für  die  wf 
Grund  der  Register  zu  ertheilenden  Atteste  Ausfertigungs-Gebühren  nadi 
der  Sporteltaze  vom  Jahre  1815.  zu  liquidiren. 

Wenn  ein  Richter  ein  Brautpaar  aufbieten  lässt,  ohne  die  Heirath  aelbct 
zu  beglaubigen,  so  passiren  für  das  Aufgebot  allein  5  Sgr.  bis  1  Rthlr. 

Zu  den  auf  Grund  der  Registe  und  über  den  Austritt  aus  der  Kirchen 
ertheilenden  Attesten  sind  die  tarifmässigen  Stempel  in  Anwendung  n 
bringen;  alle  übrige  Verhandlungen  und  Verfugungen  aber  bis  auf  Weitem 
vom  Stempel  freizulassen. 

Schema  B. 

Von  dem  unterzeichneten  Gerichte  wird  hierdurch  zor  difeDt- 

lichen  Kenntniss  gebracht 
dass  der 
und  die 
Tochter 
laut  Verhandlung  vom 

gesonnen  sind,  eine  eheliche  Verbindung  mit  einander  einzugehen,  omI 
Jeder,  der  sich  für  befugt  hält,  einen  Einspruch  dagegen  zu  erheben,  tof* 
gefordert,  sich  deshalb  unverzüglich  bei  dem  unterzeichneten  Oeiicbte 
zu  melden« 

den  ten 

Königliches  Preussisches  Gericht 
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Schema  C. 

Von  dem  unterzeichneten  Gerichte  wird  hiermit  bescheinigt, 

dass,  nachdem  der 
und  die 
Tochter 
in  der  Verhandlung  vom 

erklärt  haben,  eine  eheliche  Verbindung  mit  einander  eingehen  zu  wollen, 
das  Aufgebot  derselben  auf  Grund  des  §.  5.  der  Verordnung  vom  30.  März 
1847.  durch  eine  an  der  Gerichtsstelle  und  an 
in  der  Zeit  vom 
bis  zum 
(in  den  Fällen  des  §.  13.  der  Instruktion : 
sowohl  hierselbst  an  der  Gerichtsstelle  und  an 
in  der  Zeit  vom 
bis  zum 
als  auch  in  N.  N.  an  der  Gerichtsstelle  und  an 
in  der  Zeit  vom 
bis  zum  ) 

ausgehängt  gewesene  Bekanntmachung  erfolgt  und  ein  Einspruch  gegen 
die  eheliche  Verbindung  der  vorstehend  gedachten  Personen  von  keiner 
Seite  erhoben  ist. 

den  ten 

Königliches  Preussisches  Gericht. 

Schema  D. 
Dem 
wird  von  dem  unterzeichneten  Gerichte  hiermit  bescheinigt,  dass 

derselbe  laut  Verhandlung  vom  seinen  Austritt 

aus  der  Kirche ,  zu  welcher  er  bis  dahin  gehört  hat, 

unter  Beobachtung  der  in  §.  17.  der  Verordnung  vom  80.  März  1847.  vorge- 
schriebenen Form  erklärt  hat. 

den  ten 

Königliches  Preussisches  Gericht. 

c.  Gesetz  v.  23.  Juli  1847. 

(Siehe  oben  S.  704.) 

Geburts-,  Heiraths-  und  Sterbefälle. 

§.  8.  Die  bürgerliche  Beglaubigung  derGebuzts-,  Heiraths-  und  Sterbe- 
Wie  unter  den  Juden  soll  durch  Eintragung  in  ein  gerichtlich  zu  föhrendes 
Register  bewirkt  werden. 

(cf.  das  Rescr.  v.  17.  Februar  1851.) 

§.  9.  Dieses  Register  (§.  8.)  wird  von  dem  ordentlichen  Richter  das 
Orts,  wo  der  Geburts-  oder  der  Sterbefall  sich  ereignet  hat,  oder  die  Braut- 
leute wohnen,  auch  in  Ansehung  solcher  Betheiligten  geführt,  welche  sonst 
Yon  der  ordentb'chen  Gerichtsbarkeit  befreit  sind. 

Haben  die  Brautleute  ihren  Wohnsitz  in  verschiedenen  Gerichtsbe- 
zirken, so  kann  die  Eintragung  der  Ehe  bei  dem  einen  oder  dem  andern  der 
beiden  Richter  nachgesucht  werden.  Der  Richter,  welcher  hiemach  die 
Eintragung  vornimmt,  hat  von  derselben  dem  Richter  des  Orts,  an  welchem 
der  andere  Theil  des  Brautpaares  wohnt,  Mittheilung  zu  machen  und  dieser 
hat  die  vollzogene  Ehe  auch  in  das  von  ihm  geführte  Register  zu  über- 
nehmen. 

§.12.  Der  ehelichen  Verbindung  mussein  Aufgebot  vorangehen.  Das- 
selbe ist  bei  dem  Richter  des  Orts,  an  welchem  die  Brautleute^en  Wohnsitz 
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haben,  und  wenn  dieselben  in  yencbiedenea  Oerichtsbexirken  wohnes,  bei 
jedem  der  beiden  Richter  in  Antrag  zu  bringen,  und  erst  dann  xa  fenn- 
lassen,  wenn  sich  der  Richter  die  Ueberzeugung  rerschafft  hat,  daaa  die  nr 
bürgerlichen  Gültigkeit  der  Ehe  gesetzlich  nothwendigen  Erfordenüs&e 
vorhanden  sind. 

Das  Aufgebot  erfolgt  durch  eine  an  der  Gerichtsstelle  und  gleichzeitig 
an  dem  Rath-  oder  Ortsgemeinde-fiause,  in  dessen  Ermangelung  aber  in 
der  Wohnung  des  Ortsvorstehers,  während  14  Tagen  auszuh&ngende B^ 
kanntmachung. 

§.  13.  Zur  Eintragung  der  Ehe  in  das  Register  ist  erforderlich: 

1)  der  Nachweis  des  Aufgebots  (§.  12.); 

2)  die  persönliche  Erklärung  der  Brautleute  vor  dem  Richter,  daisne 
fortan  als  ehelich  mit  einander  verbunden  sich  betrachten  wollen. 

§.14.  Die  bürgerliche  Gültigkeit  einer  solchen  Ehe  beginnt  mit  dem 
Zeitpunkte  der  Eintragung  der  Ehe  in  das  Register. 

§.  15.  Zu  den  in  den  §§.  10.,  11.  und  18.  vorgeschriebenen  Anxei^n 
und  Erklärungen  ist  das  persönliche  Erscheinen  vor  dem  Richter  erforder- 
lich. Der  Richter  hat  darüber,  unter  Zuziehung  eines  verpflichteten  Pro- 
tokollführers, ein  Protokoll  aufzunehmen,  welchem  die  eingereichten  B^ 
Bcheinigungen  beizufügen  sind.  Wenn  nach  dem  Ermessen  des  Richten 
die  Thatsache  festgestellt  ist,  so  hat  derselbe,  auf  Grund  des  Protokolls,  so- 
fort den  Geburts-,  Heiraths-  oder  Sterbefall  in  das  Register  einzotrageD 
und  darüber  ein  Attest  auszufertigen. 

§.  16.  Das  Register  (§.  8.)  und  die  auf  Grund  desselben  ausgefertigten 
Atteste  gemessen,  bis  zum  Beweise  des  Qegentheib,  vollen  öffentiicb«i 
Glauben. 

§.  20.  Für  die  den  <^reriohten  durch  gegenwärtige  Verordnung  über- 
wiesenen Geschäfte  sind  Gebühren  zu  entrichten,  über  deren  Betrag  der 
Justizminister  nähere  Beatimmungen  zu  treffen  hat. 

§•21.  Insoweit  nicht  durch  gegenwärtige  Verordnung  abweidieBde  B^ 
Stimmungen  gegeben  sind,  haben  die  Gerichte  bei  dem  Aufjgebote  und  der 
Führung  des  Registers  diejenigen  Vorschriften  zu  befolgen,  welche  deo 
(Geistlichen  der  christlichen  Kirche  für  das  Aufgebot  und  die  Fühnmg  der 
Kirchenregister  ertheilt  sind. 

(Ueber  die  Ausführung  der  in  den  §§.  8.  —  21.  enthaltenen  Bestimnnio- 
gen  hat  der  Justizminister  am  29.  Juli  1847.  eine  besondere  Instruction  an 
die  Gerichte  erlassen.  Just-Min.-Bl.  von  1847.  S.  288.) 

§.  22.  In  den  zum  Bezirke  des  Appellations-Geriehtshofes  zu  Köln  ge- 
hörigen Laadestheilen  bewendet  es  bei  den  über  die  Fettsteilung  der  Ge- 
burten, Heirathen  und  St^befäUe  bestehenden  Vorschriften. 

e.  Entwarf  eines  Gesetzes  das  d.  Entwarf  eines  Gesetzes  du 
Eherecht  betreffend.  Eherecht  betreffend. 

Nach  den  Vorschlägen  der 

Commission.  RegiernngsvorUge. 

(Siehe  oben  S.  782.}  .,,  ^      .        „  ••ü 

(Stell«  oben  S.  m.) 

Titel  1. 
Von  Eheschliessungen.  Titel  1. 

Abschnitt  L  .-      -,.        ... 

Von   Eheschliessungen  über-  Von  Eheschliessungen, 

haupt. 
§.  1.  Die  Trauung  durch  den  Geist-       §.  1.   Zur  bürgerlichen  Rectog«^ 
liehen  einer  der  Kirchengemeinschaf-  tigkeit  einer  Ehe  wird  die  prie•te^ 
ten,  die  zur  Führung  eines  mit  öffent-  liehe  Trauung  durch  einen  Geistliches 
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lichem  Glauben  Tenehenen  Kirchen-  eifordeit  —  §.  186.  Th.  IL  Tit  1.  de» 
buches  berechtigt  sind,  begründet  die  Ailg.  Laadrechta  —  weicher  zur  Fiih- 
bürgerliche  Bechtsgültigkeit  einer  rang  eines  mit  öffentlichem  Glauben 
Ehe.  versehenen  Kirchenbuches  berechtigt 

§.  2.  Ausserdem  kann  die  bür-  ist. 
gerliche  Rechtsgültigkeit  einer  Ehe  §.  2.  Es  kann  jedoch  die  Ehe  mit 
nur  durch  eine  Erklärung  vor  dem  bürgerlicher  Rechtsgültigkeit  auch 
Richter  begründet  werden ,  nach  nä-  yoi  dem  Richter  geschlossen  weiden, 
herer  Bestimmung  des  folgenden  Ab-  wenn  die  priesterliche  Trauung  yet^ 
Schnittes.  sagt  worden  ist,  oder  die  Brautleute 

An  der  Bestimmung  des  (Gesetzes  ^kldren ,  dieselbe  nicht  in  Anspruch 
Yom  3.  April  1854.  —  Gesetc-Samm-  nehmen  lu  können, 
lung  Seite  496.  — ,  nach  welchem  in 
aussereurop&ischen  Ländern  dieEhe- 
schiiessung  auch  vor  einem  Consul 
erfolgen  kann,  wird  nichts  geändert. 

Abschnitt  11. 

Von  der  Eheschliessung   vor 

dem  Richter. 

§.  8.  Der  ehelichen  Verbindung  {.  8.  Der  ehelichen  Verbindung 
muss  ein  Aufgebot  vorangehen.  mnss  ein  Aufgebot  vorangehen  — 

Dasselbe  ist  bei  dem  Richter  des  §§.  188.  und  Hg.  Th.  IL  Ttt  1.  des 
Ortes,  an  welchem  die  Braut  wohnt,  Allgemeinen  Landreehts. 
in  Antrag  lu  bringen,  und  wenn  die  Dasselbe  ist, wenn  dieEhe  vordem 
zur  bürgerlichen  Rechtsgültigkeit  der  Richter  geschlossen  werden  soll,  bei 
Ehe  nothwendigen  Erfordernisse  vor-  dem  Richter  des  Ortes,  an  welchem 
banden  sind,  von  ihm  su  veranlassen,  die  Brautleute  den  Wohnsitz  haben. 
Das  Aufgebot  erfolgt  durch  eine  und  wenn  dieselben  in  verschiedenen 
während  viersehn  Tage  aussuhän-  Gerichtsbeairken  wohnen,  bei  jedem 
gende  Bekanntmachung  der  beab-  der  beiden  Richter  in  Antrag  sn 
sichtigten  Eheschiiessung.  bringen  und  erst  dann  zu  veranlas* 

§.  4.  Die  öffentliche  Bekannt-  sen,  wenn  sich  der  Richter  die  lieber- 
machung  ist  an  den  Orten,  an  wel-  zeugung  verschafft  hat,  dass  die  zur 
chen  dieselbe  erfolgen  muss,  erfor-  bürgerlichen  Gültigkmt  der  Ehe  ge- 
derlichenfalls  durch  Ersuchen  derbe-  setzUch  nothwendigen  Erfordernisse 
treffenden  Richter  zu  bewirken.  vorhanden  sind. 

§.  5.  Diese  Bekanntmachung  ist  Das  Aufgebot  erfolgt  durch  eine  an 
auszuhängen :  der  Gerichtsstelle  und  gleichzeitig  an 

an  der  Qerichtsstelle  desjenigen  dem  Rath-  oder  Gemeindehauae,  in 
Gerichtes,  von  welchem  das  Auf-  dessen  Ermangelung  aber  an  der 
gebot  erlassen  ist;  an  den  Gerichts*  Wohnung  des  Gemeinde-Vorstehers 
stellen  der  von  diesem  darum  er-  während   vierzehn  Tage  auszuhän* 
suchten  Gerichte  (§.4.);  indenGe-  gende  Bekanntmachung, 
meinden,  in  welchen  die  Brautleute 
wohnen,  oder  innerhalb  des  letzten 
Jahres  gewohnt  haben.    Der  Aus- 
hang erfolgt  hier  an  dem  Rath- 
oder  Gemeindehause,  und,  in  Er- 
mangelung eines  solchen,  an  den- 
jenigen Orte,  an  welchem  öffent- 
liche Bekanntmachungen  ausge* 
hängt  zu  werden  pflegen. 
§.  6.  Der  amtliche  Bericht  über 
die  Anheflong  der  Bekanntmachung 
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genügt  zum  Nachweise  der  gehörig 
«rfolgten  Bekanntmachung. 

§.  7.  Wird  die  Ehe  nicht  innerhalb 
6  Wochen  nach  dem  Tage  geschloa- 
sen,  an  welchem  der  för  den  Aushang 
der  Bekanntmachung  bestimmte  Tier« 
xehntfigige  Zeitraum  abgelaufen  ist, 
Bo  moss  das  Aufgebot  wiederholt 
werden. 

'  §.8.  Bei  dem  Aufgebote  haben  die 
dachte,  insoweit  das  gegenwärtige 
Gesetz  nicht  etwas  Abweichendes 
verordnet,  die  darüber  bestehenden 
Gesetze  zu  befolgen. 

§.9.   Die  Eheschliessung  erfolgt,      §.4.   Die  Eheschliessung  vor  den 

indem  die  in   Person   anwesenden  Richter  erfolgt  mittelst  einer  von  den 

Brautleute  auf  die  von  dem  Richter  Brautleuten  vor  dem  Richter  in  Ge- 

in  Gegenwart  zweier  grossjährigen  genwart  zweier  glaubwürdiger  Zeo- 

und  männlichen  Zeugen  an  sie  ge-  gen  abgegebenen  feierlichen  EikÜ- 

richtete  Frage :  rung : 

„ob  sie  sich  fortan  als  zu  einer      „dass  sie  fortan  sich  alt  za  einer 

wahren  Ehe  verbunden  erklären      wahren  Ehe  Terbundea  erkliien 

und  die  damit  verknüpften  Pflichten      imd  die  damit  verknüpften  Pftkh* 

getreulich  zu  erfüllen  geloben?"  ten    getreulich    zu    erfüllen  ^ 

mit  Ja  1  antworten.  loben". 

Diese  Erklärung  kann  vom  Richter  Diese  Erklärung  kann ,  wenn  die 
nicht  eher  entgegengenonmien  wer-  Brautleute  ihren  Wohnsitz  in  Ter- 
den,  als  bis  er  sich  die  Ueberzeugung  schiedenen  Oerichtsbezirken  babeo, 
verschaflt  hat,  dass  die  zur  bürger-  bei  dem  einen  oder  anderen  der  bei- 
liehen  Rechtsgültigkeit  der  Ehe  noth-  den  Richter  abgegeben  werden, 
wendigen  Erfordernisse  vorhanden  §.  5.  Zu  den  in  §§.  8.  und  4.  Torge- 
«ind.  schriebenen  Anzeigen    und  EAis- 

rangen  ist  das  persönliche  Enchei* 
nen  vor  dem  Richter  erforderlich. 
§.  10.  Der  Richter  hat  unter  Zu-  Der  Richter  hat  darüber,  unter  Zq- 
siehung  eines  vereideten  Protokoll«  Ziehung  eines  verpflichteten  IVoto- 
führers  über  die  erfolgte  Eheschlies-  kollfuhrers,  eine  Verhandlung  anfto- 
sung  eine  Verhandlung  aufzuneh-  nehmen,  welcher  die  eingereichten 
men.  Bescheinigungen  beizufügen  sind. 

§.11.  Die  bürgerliche  Rechtsgül-  §.6.  Die  bürgerliche  Gültigkeit  ei- 
tigkeit  der  Ehe  beginnt  mit  dem  Zeit-  ner  solchen  Ehe  beginnt  mit  dem 
punkte  der  vor  dem  Richter  abge-  Zeitpunkte  der  vor  dem  Richter  k 
gebenen  Erklärung.  —  Protokoll  gegebenen  Erklirong.  - 

§.4.— 

§.  7.   Die  Beglaubigung  der  ibg^ 

BchloBsenen  Ehe  eoll  durch  Ektn- 

gung  in  ein  gerichtlich  zu  fohrendes 

Register   von  demjenigen  Richter. 

'     vor  dem  die  Ehe  abgeschlossen  wo^ 

den  ist,  bewirkt  werden. 
5.8.   Das  Register —  §.  7.  -  nöö 

die  auf  Grund  desselben  sof gefer- 
tigten Atteste  geniessen,  bii  sun  Be* 
weise  des  Gegentheils,  vollen  öftot- 
lichen  Glauben. 
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§.  12.  Der  Eheschlieuang  yor  dem 
Richter  kann  die  kirchliche  Trauung 
jeder  Zeit  nachfolgen. 

In  einem  solchen  Falle  hat  der  be- 
treffende Geistliche  nicht  zu  prüfen, 
ob  der  kirchlichen  Trauung  bürger- 
liche Ehehindemisse  entgegenstehen. 
§.  18.  Die  Bestimmung  des  §.  12. 
findet  auch  auf  diejenigen  Personen, 
die  nicht  zu  einer  der  im  §.  1.  erwähn- 
ten Kirchengemeinschaften  gehören, 
dahin  Anwendung,  dass  diejenige 
Handlung,  weiche  nach  dem  Ge- 
brauche ihrer  Religionsgemeinschaft 
zum  Abschlüsse  der  ehelichen  Ver- 
bindung gehört,  der  Eheschiiessung 
vor  dem  Richter  nachfolgen  kann. 

§.  14.  Die  nach  §.  9.  abgegebenen 
Erklärungen  sind  sofort  in  ein  bei 
dem  Gerichte  zu  führendes  Register, 
mit  Angabe  des  Tages,  an  welchem 
die  Verhandlung  aufgenommen  wor- 
den ist,  wörtlich  einzutragen. 

Die  eingetragenen  Vermerke  sind 
▼on  den  beiden  Gerichtspersonen, 
^welche  die  Verhandlung  aufgenom- 
men haben,  zu  unterzeichnen. 

§.  15.  Für  das  Aufgebot,  die  Ver-  §.  9.  Für  die  den  Gerichten  durch 
handlnng  und  die  Eintragung  in  das  die  yorstehenden  Vorschriften  über- 
Begister  haben  die  Gerichte  an  Ge-  wiesenen  Geschäfte  sind  Gebühren  zn 
richtsgebühren  ein  Pauschquantum  entrichten,  welche  den  an  die  Geist- 
Ton  1  bis  15  Thalem  zu  erheben.  liehen  für  das  Aufgebot  und  die  Tran- 

Dasselbe  ist  so  abzumessen ,  daas  ung  zu  zahlenden  ortsüblichen  Stol* 
es  den  für  das  Aufgebot  und  die  Trau-  gebühren  gleichkommen, 
ung  ortsüblichen  Stolgebühren  mög-      Falls  der  bürgerlichen  Eheschlies^ 
Üohst  gleichkommt.  sung  die  priesteriiche  Trauung  nach- 

folgt—  §.  2.  —  kann  die  Rückerstattung  der  dem  Gericht» 
gezahlten  Gebühren  verlangt  werden. 

§.  10.  Insoweit  nicht  durch  gegenwärtiges  Gesetz  ab- 
weichende Bestimmungen  gegeben  sind,  haben  die  Gerichte 
bei  dem  Aufgebote  und  der  Führung  des  Registers  diejenigen 
Vorschriften  zu  befolgen,  welche  den  Geistlichen  der  öffentlich 
aufgenommenen  Kirchen  für  das  Aufgebot  und  die  Führung 
der  Kirchen-Register  ertheilt  sind. 

§.12.  Die  im  §.  66.  des  Anhangs  zum  Allgemeinen  Land- 
rechte  gestattete  Ausnahme  von  der  Regel,  nach  welcher 
Mannspersonen  unter  18  Jahren  nicht  heirathen  sollen,  wird 
hiermit  aufgehoben. 

Titel  m. 
Schlussbestimmungen. 

§.  1.  Die  Bestimmungen  der§§.  l.bis  10.  u.  16.  finden  auch  in 
denjenigen  Landestheilen ,  für  welche  das  Publicationspatent 
y.  2  I.Juni  1825.  ergangen  ist,  desgleichen  in  den  Bezirken  dea 
Appellationsgerichts  Greifswald,  des  Justizsenats  Ehrenbreit- 
stein  und  in  den  Hohenzollemschen  Landen  Anwendung. 
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f.  Gesetz  vom  3.  April  1854. 

(Siehe  obea  S.  7S8.) 

I.   Allgemeine  Bestimmungen. 

§.  1.  In  aussereuropäischen  Ländern,  in  welchen  es  Unieren  doit 
lebenden  Unterthanen  evangelischen  Glaubensbekenntnisses  bei  dem 
Mangel  evangelischer  Geistlichen  nicht  möglich  ist,  die  Geburten,  He- 
rathen und  Sterbefalle  durch  einen  solchen  Geistlichen  beurkunden  n 
lassen,  können  hierzu  durch  Unsere  Minister  der  auswärtigen  Angele^n- 
heiten  Unsere  in  jenen  Ländern  residirenden  Consuln  ermächtigt  Verden. 

§.  2.  Die  Consuln  haben  über  die  Beurkundungen  der  Geburten,  Hei- 
rathen  und  Sterbefälle  drei  verschiedene  Register  zu  fuhren,  in  welche  die 
vorkommenden  Fälle  in  protokollarischer  Form  unter  fortlaufenden  Nosi- 
mem  einzutragen  sind. 

n.  Eheschliessung  und  Beurkundung  derselben. 
§.  S.  Der  Schliessung  einer  Ehe  vor  dem  Cooaul  nrass  dsa  Aufgebot 
vorangehen.  Vor  Erlassung  desselben  sind  dem  Conaul  die  zur  Eid- 
gehung  einer  Ehe  nach  den  Gesetzen  der  Heimath  der  Verlobten  nothven- 
digen  Erfordernisse  aU  vorhanden  nachzuweisen.  Insbesondere  hsbcn  die 
Verlobten  beizubringen 

1)  ihre  Geburtsurkunden  in  beglaubigter  Form; 

2)  die  Einwilligung  der  Eltern  oder  Vonnünder,  ertheiH  durch  pen^ 
liehe  Erklärung  vor  dem  Consul  oder  in  beglaubigten  Urkunden. 

Der  Consul  kann  die  Beibringung  dieser  Urkunden  erlassen,  wenn  um 
die  Thatsachen,  welche  durch  dieselben  festgestellt  werden  sollen,  pente- 
lieh  bekannt  sind  oder  auf  andere  Weise  glaubhaft  nachgewiesen  werden. 

Auch  kann  er  von  unbedeutenden  Abweichungen  in  den  Urkunden,  bei- 
sptelsweise  der  verschiedenen  Schreibart  der  Namen,  oder  einer  Venchi^ 
denheit  der  Vornamen,  absehen,  wenn  in  anderer  Weise  die  Identitit  der 
Betheiligten  festgestellt  wird. 

§.4.  Dae  Aufgebot  geschieht  durch  eine  Bekanntmachung  des  Cco- 
auls,  welche  die  Vornamen,  die  Familiennamen,  das  Alter,  den  Stand  oder 
das  Gewerbe  tmd  den  Wohnort  der  Verlobten  und  ihrer  Ehen  enthsltes 
muss.  Diese  Bekanntmachung  muss  an  der  äusseren  Thfire  des  C0&fniAti> 
gebäudes  acht  Tage  fainduroh  ausgehängt  bleiben. 

§.  5.  Wenn  eine  der  au&ubietenden  Personen  innerhalb  der  letiteo 
eeohs  Monate  ihren  Wohnsttz  in  einem  andern  Lande,  als  in  dem  Baiii^ 
des  Consuls  gehabt  hat,  so  muss  die  Bekanntmachung  des  Aufgebots  in  die 
aem  Lande  nach  den  dort  geltenden  Vorschriften  erfolgen,  oder  ein  gehöiig 
beglaubigtes  Attest  der  Obrigkeit  des  fr&faeren  Wohnorts  der  Veilobtes 
dar&ber  beigebracht  werden,  dass  daselbst  Ehehindenriaae  in  Betreff ibier 
nicht  bekannt  seien. 

$.  6.  Der  Consul  kann  aas  besonders  dringenden  Oründen  von  den 
Aufgebote  (§§.  4.  und  5.)  gans  dispensiren. 

§.  7.  Die  Schliessung  der  Ehe  erfolgt  in  Gegenwart  von  zwei  Zenges 
durch  die  an  die  Verlobten  einzeln  und  nach  einander  gerichtete  feieriid» 
Frage  des  Consuls: 

ob  sie  erklären,  dass  sie  die  Ehe. mit  dem  gegenwärtigen  snderen 
Theile  eingehen  wollen, 
durch  die  bejahende  Antwort  der  Verlobten  und  durch  den  hierauf  erfolgtes 
Ausspruch  des  Consuls, 

dass  er  sie  nunmehr  kraft  des  Gesetzes  für  rechtmässig  verbandeoe 
Eheleute  erkläre. 

§.  8.  Die  Ehe  erlangt  mit  dem  Abschlüsse  vor  dem  Consul  ihre  ToHe 
Gültigkeit. 
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§.  9.  Die  über  die  geschlossene  Ehe  in  das  Begister  einsntragende  Ur- 
kunde (Heiraths-Urkunde)  muss  enthalten: 

1)  Vor- und  Familiennamen,  Alter,  Stand  oder  Gewerbe,  Geburta-und 

Wohnort  der  die  Ehe  eingehenden  Personen; 
)}  Vor^  und  Familiennamen,  Alter,  Stand  oder  Gewerbe  und  Wohnort 

ihrer  BHem; 
I)  Vor^  und  FamiliennaMen,  Alter,  Stond-  oder  Gewerbe  mid  Wohnort 

der  sugetogenen  Zeugen; 
4)  die  auf  Befragen  desConsuls  abgegebene  Erklirung  der  Verlobten, 

sowie  die  erfolgte  Verkandigung  ihrer  Verbindung; 
b)  das  Versprechen  der  Eheleute,  die  kirchliche  Einsegnung  nachholen 

tu  wollen; 
6)  die  Unterschrift  der  anwesenden  Personen. 

f.  10.  Die  Torstehenden  Bestimmungen  über  die  Eheschliessung 
(!§•  8—9.)  finden  auch  Anwendung,  wenn  nicht  beide  Verlobte,  sondern  nur 
einer  derselben  dem  Preussisohen  Unterthanenverbande  angehdrt 

g.  Instmetion  vom  24.  Augnst  1854.  zu  dem  Gesetze  vom 

8.  April  1854. 

(Siehe  oben  8.  738.) 

Nach  dem  Gesetze  yom  3.  April  d.  J.  kann  für  den  Fall,  dassPreussische 
Unterthaaen  evangelischen  Glaubens  ausser  Stande  sind,  während  ihres 
Aufenthalts  in  einem  aussereuropäischen  Lande  einen  evangelischen  Geist- 
lichen aniutreten,  die  Befugniss  zur  Abschliessung  von  Ehen,  sowie  zur 
Beurkundung  derGeburts-  und  Sterbefölle,  den  betreffenden  Königliehen 
Consuln  durch  das  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  über- 
tragen werden. 

In  Gemässheit  des  §.  14.  dieses  Gesetzes  ergeht  hiermit  zu  demselben 
von  Seiten  der  unterzeichneten  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
und  der  Justiz  die  nachstehende  Instruction. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§.  1.  Jeder  in  einem  aussereuropäischen  Lande  bestellte  KönigL  Gene- 
ral-Consul  (Gonsul) ,  Vice-Consul  oder  Consular-Agent,  welchem  vom  Mini- 
sterium der  auswärtigen  Angelegenheiten  die  im  Gssetze  erwähnten  Befug* 
niese  Übertragen  werden,  hat  drei  festgebundene  Register  yon  starkem 
PafHere  in  Fc^format,  das  eine  für  die  Heiraths-,  das  andere  för  die  Qe- 
burts-,  das  dritte  für  die  Sterbef&lle  anzuschaffen.  Dieselben  sind  zu 
foBiren,  auf  der  letzten  Seite  mit  einem  Atteste  über  die  Zahl  der  Folien 
unter  Siegel  und  Unterschrift  des  Consulats  zu  versehen  und  in  dem  Con- 
Bulats-Gebäude  an  einem  besonders  gesicherten  Orte  nach  Vorschrift  des 
§.  15.  des  Reglements  vom  18.  September  1796.  zu  verwahren. 

§.  2.  Die  Eintragungen  in  diese  Register  erfolgen  nach  der  Zeitfolge 
hinter  einander,  ohne  dass  ein  Zwischenraum  zwischen  der  vorhergehenden 
und  der  unmittelbar  darauffolgenden  Eintragung  gelassen  werden  darf. 

Der  Tag  der  Eintragung  selbst,  sowie  der  Tag  der  Geburt  oder  des 
Todesfalls,  um  den  es  sich  handelt,  sind  mit  Worten,  die  Namen  mit  beson- 
ders grossen,  in  die  Augen  fallenden  Buchstaben  zu  schreiben. 

§.  8.  Da  es  wesentlich  darauf  ankommt,  dass  die  Eintragungen  in  den 
Registern  besonders  deutlich  und  leserlich  geschrieben  werden,  so  kann  der 
Consal  die  Eintragung  unter  seiner  unmittelbaren  Aufsicht  durch  einen 
CkHisulats-Beamten  oder  Schreiber,  der.sich  durch  eine  gute  Handschrift 
auszeichnet,  bewerkstelligen  lassen;  es  muss  aber  jede  Eintragung  von  dem 
Consul,  von  den  Zeugen  und  von  allen  BetheUigten  eigenhändig  unter- 
schrieben werden.  Sind  unter  den  Letzteren  Personen,  welche  nicht  schreiben 


800  Anhang.  Die  deutschen  Civilehegesetze. 

können,  so  ist  deren  Handzeichen  Ton  dem  Consoi  besonders  zu  be- 
glaubigen. 

Als  Zeugen  dürfen  in  der  Hegel  nur  unbescholtene  gros^ihnge  Per- 
sonen zugelassen  werden. 

§.  4.  Die  Eintragung  in- die  Register  ist  nicht  als  ein  blosser  Vermeik 
über  die  zu  beurkundende  Thatsache  (Heiraths-,  Geburts-  oder  SterbefaU), 
sondern  in  Form  eines  über  den  ganzen  Hergang  aufgenommenen  ToUtUa- 
digen  Protokolls,  in  der  Regel  in  deutscher  Sprache  zu  bewii^en. 

Wenn  Personen  bei  der  Handlung  sich  betheiligen,  welche  der  deot* 
sehen  Sprache  überhaupt  nicht,  oder  nicht  vollkommen  mächtig  sind,  lokit 
der  Consul  dafür  zu  sorgen,  dass  denselben  der  Inhalt  der  Yeihsndlong 
vollständig  zur  Kenntniss  gebracht  werde;  es  ist  in  dem  Protokolle  zu  Ter* 
merken,  dass  und  in  welcher  Weise  dies  geschehen  ist.  Unter  besosdeien 
Umständen  und  namentlich,  wenn  der  Consul  der  deutschen  Sprache  lelbst 
nicht  recht  mächtig  ist,  soll  es  demselben  gestattet  sein,  sich  auch  einer 
anderen  Sprache  zu  bedienen;  es  ist  jedoch  in  einem  solchen  Falle  dafür  n 
sorgen,  dass  diejenigen  Personen,  welche  nicht  der  gewählten  Sprache  nicb* 
tig  sind ,  von  dem  Inhalte  der  Verhandlung  vollständige  Kenntniss  erfaalteL 

§.  5.  Auf  den  letzten  Folien  jedes  Registers  ist  ein  alphabetisches  Ve^ 
zeichniss  anzulegen ,  und  in  diesem  bei  jeder  Eintragung  der  Nsme  der 
betreffenden  Person,  mit  Angabe  des  Blattes,  wo  das  bezügliche  Protokoll 
sich  befindet,  zu  vermerken. 

§.  6.  Von  den  im  Laufe  des  Jahres  erfolgten  Eintragungen  in  die  die 
Register  sind  innerhalb  der  ersten  drei  Monate  des  nächstfolgenden  Jthiei 
beglaubigte  Abschriften  durch  die  betreffenden  General-Consulate  den 
Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  einzureichen. 

§.  7.  Die  Urkunde  über  die  geschlossene  Ehe,  den  Oeburts- oder  Todes- 
fall ist  durch  die  Ausfertigung  des  in  das  betreffende  Register  eingetrsgeoen 
bezüglichen  Protokolls  unter  Siegel  und  Unterschrift  des  Consulsti  nach 
PonnQiw  A.  dem  Formulare  A.  zu  ertheilen. 

U.  Besondere  Bestimmungen. 
1)  Für  Heirathen. 

§.  8.  Wenn  die  Schliessung  einer  Ehe  vor  dem  Consul  beantrsgt  vudi 
so  hat  derselbe  zu  prüfen,  ob  die  zur  bürgerlichen  Gültigkeit  einer  Ehe  ge- 
setzlich vorgeschriebenen  Bedingungen  vorhanden  sind;  er  hat  dieldeotitit 
der  Interessenten  festzustellen  und  die  Beibringung  der  im  §.S.  desGeietKf 
bezeichneten  Papiere  zu  erfordern.  Von  der  Beibringung  dieser  Pa|»ere 
kann  nur  unter  den  im  Gesetze  erwähnten  Umständen  abgesehen  werden. 

Behauptet  ein  Interessent  den  Tod  seiner  Eltern ,  so  sind  die  Todteo- 
scheine  derselben  in  beglaubigter  Form  beizubringen ,  doch  ist  es  unter  be- 
sonderen Umständen  gestattet,  von  der  Beibringung  dieser  Papiere  eben- 
falls abzusehen,  wenn  der  Consul  anderweitig  genügende  Ueberseugusg 
von  der  Richtigkeit  der  Behauptung  gewonnen  hat. 

§.  9.  Ueber  den  Antrag  auf  Schliessung  der  Ehe  und  die  angestellteo 
Erörterungen  (§.  8.)  ist  eine  Verhandlung  aufzunehmen.  Hat  der  Coiuul 
hiemach  die  Ueberzeugung  gewonnen,  dass  der  bürgerlichen  Gültigkeit  der 
beabsichtigten  Ehe  keine  Hindemisse  entgegenstehen,  so  ist  unter  Beach- 
tung des  §.  5.  des  Gesetzes  das  Aufgebot  durch  eine  Bekanntraschung  des 
Fonnnkr  B.  Consuls  nach  dem  Formulare  B.  und  zwar  in  der  deutschen  und  in  der  Lid* 
desprache  zu  bewirken.  Dieselbe  muss  Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Stand 
oder  Gewerbe,  und  den  Wohnort  der  Verlobten  und  ihrer  Eltern  enthalten 
und  acht  Tage  an  der  äusseren  Thür  des  Consulatsgebäudes  aushisgen, 
nach  Ablauf  dieser  Frist  aber,  mit  dem  Affictions-  und  Refictions-Vexnerke 
versehen,  zu  der  oben  bezeichneten  Verhandlung  genonunen  werden* 
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f.  10.  Wohnen  die  Brautleute  in  verschiedenen  Consulats-BeEirken,  so 
steht  es  ihnen  frei,  darauf  anzutragen,  dass  der  Conaul,  an  welchen  sie  sich 
zuerst  gewendet  haben ,  nach  erlassenem  Aufgebote  die  betreffende  Ver* 
handiung  mit  den  dazu  gehörigen  Urkunden  urschriftlich  an  den  Consul,  in 
dessen  Bezirk  der  andere  Theil  seiften  Wohnsitz  hat,  übersendet.  Letzterer 
hat  alsdann  auch  seinerseits  zu  prüfen,  ob  die  zur  bürgerlichen  Gültigkeit 
der  Ehe  gesetzlich  nothwendigen  Erfordernisse  vorhanden  sind.  Findet 
er  hiergegen  nichts  zu  erintaem,  so  ist  das  Aufgebot  zu  veranlassen. 

Nach  Ahlauf  der  im  §.  4.  des  Gesetzes  bestimmten  achttägigen  Frist 
hat  er  den  zuerst  gedachten  Consul  unter  Wiederbeifugung  der  ihm  über- 
sandten Verhandlung  mit  ihren  Anlagen  zu  benachrichtigen,  dass  das  Auf- 
gebot erfolgt  und  Einspruch  nicht  erhoben  worden  ist.  Der  Zurückbehal- 
tung einer  Abschrift  der  Verhandlung  bedarf  es  nicht;  vielmehr  genügt  es, 
wenn  derselbe  über  den  ganzen  Hergang  einen  Vermerk  zu  seinen  Attesten 
bringt,  aus  welchem  das  Datum  der  Verhandlung  und  der  Consul,  der  sie 
aufgenommen  hat,  hervorgehen. 

§.11.  Eine  DiKpensation  von  dem  Aufgebote  darf  nur  in  besonders 
dringenden  F&llen  erfolgen,  namentlich  bei  eintretender  plötzlicher  Todes- 
gefahr eines  der  beiden  .Verlobjten,  oder,  wenn  dieselben  den  Bezirk  des 
Consuls  zu  verlassen  beabsichtigen  und  eine  Verzögerung  der  Abreise  um 
die  Dauer  der  Aufgebotsfrist  sehr  wesentliche  Naehtheile  für  sie  herbei* 
fuhren  würde.  ... 

§.  12.  Sämmtliche  bei  einem  Consulate  in  einem  Jahre  vorkommende 
Ehenmeldungs-  und  Angebots -Verhandlungen  sind,  chronologisch  ge- 
ordnet, actenmäsaig  zu  sammeln  und  neben  den  drei  Registern  aufiube- 
wahren.  .  . 

§.  IS.  Werden  auf  Grund  des  Aufgebots  gegen  die  beabsichtigte  Ehe- 
schliessung keine  Einwendujigen  erhoben ,  so  darf  der  Consul  mit  der  Ehe- 
Schliessung  verfahren. 

Die  Brautleute  müssen  persönlich  vor  dem  Consul  erscheinen,  welcher 
zu  der  Eheschliessung  ein  der  Würde  der  Handlung  angemessenes  Local 
im  Consulatsgebäude  zu  bestimmen  hat. 

Die  Eheschliessung  selbst  erfolgt  in  der  im  §.  7.  des  Gesetzes  vorge- 
schriebenen Weise. 

Sofort,  nachdem  der  Consul  ausgesprochen  hat,  dass  er  die  Brautleute 
kraft  des  Gesetzes  for  rechtmässig  verbundene  Eheleute  erkl&rt,  hat  er 
ihnen,  ohne  die  Handlung  zu  unterbrechen,  durch  Handschlag  das  Ver- 
sprechen abzunehmen,  dass  sie  bei  der  ersten  sich  darbietenden  Gelegen« 
heit  die  kirchliche  Einsegnung  nachholen  wollen. 

Ueber  den  ganzen  Hergang  ist  in  dem  Register  för  Heirathen  ein  Pro- 
tokoll nach  dem  anliegenden  Formulare  C.  aufrunehmen.  Fonnniar  C. 

Ausfertigung. 
Formular  A. 

Königl.  Preussisches  (General-,  Vice-)  Consulat  zu 

Nachstehende  Verhandlung,  welche  FoUo  .  .  .  Volunaen des 

bei  dem  Königl.  Preussischen  (General-,  Vice-)  Consufate  zu 

in  Gemfissheit  des  Gesetzes  vom  3.  April  1854.  geführten  Registers  über 
Heirathen  (Geburten,  Sterbefölle)  eingetragen  ist,  und  welche  wörtlich 
lantet,  wie  folgt: 

wird  hiermit  zu  öffentlichem  Glauben  unter  Siegel  und  Unterschrift  des 

XönigL  Preussischen  (General-,  Vice-)  Consulats  zu ausgefertigt. 

N.  N.  den  . .  ten   ,  .  .  .  18  .  .  N.  N. 

(Consulats-Siegel.)        Königl.  Preussiacher  (General-,  Vice-)  Consul. 
Ausfertigungs-Gebühren:  ^    • 

Friedberg,  EltescIUiettung.  g]^ 
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Formular  B.  ^"''«*''"- 

Königl.  Preussisches  (General-,  Vice-)  Consulat  zu 

Es  wird  hiermit  bekannt  gemacht,  dass 
der  etc.  N.  N.  geboren  in  N.  alt  .  .  Jahre,  wohnhalt  in  N.,  Sohn  des 
N.  und  der  N.  in  N. 

und 
die  etc.  N.  N.  in  N.  geboren  in  N.  alt  .  .  Jahre,  wohnhaft  in  N^ 
Tochter  des  N.  und  der  N.  in  N. 
beabsichtigen,  sich  mit  einander  eu  verheirathen,  und  diese  Ehe  in  Oemiu- 
heit  des  Gesetzes  vom  3.  April  1854.  vor  dem  unterschriebenen  Könl^ 
Freussischen  (General-,  Vice-)  Consul  abzuschliessen. 
N.  den  . .  ten  ....  18  •  .  N.  N. 

(Ck)n8ulaU-Siegel.)       KönigL  Freussischer  (General-,  Vice-)  Conn!. 

AfBgirtden 

Refigirt  und^zu  den  Acten 

Heiraths-Frotokoll 
Formular  C. 

Verhandelt  zu den  •  .  ten 18  .  • 

Vor  dem  unterzeichneten  KönigL  Freusaiscben  (General-,  Vice-)  Cob»1 
erschienen  heute  im  Consuiatsgebäude 

1)  der  etc.  N.  N.,  .  .  Jahre  alt,  aus gebfiitig,  wohnhift 

in 

Sohn  des  ....  und  der  •  ...  in 

2)  die  etc.  N.  N.,  .  .  Jahre  alt,  aus gebürtig,  wohnhift 

in 

Tochter  des  «...  und  der  ....  in 

8)  der  etc.  N.  N.,  .  .  Jahre  alt,  aus gebartig],  wohnhtft 

in 

als  erster  Zeuge, 

4)  der  etc.  N.  N.,  .  .  Jahre  alt,  aus gebOrtig,  wohnhtß 

in 

als  zweiter  Zeuge, 


6)     [ 

Btc,  ; 


die  sonst  noch  anwesenden  Personen. 
etc.  ) 

Die  beiden  unter  No.  1.  und  2.  aufgeführten  Penonen,  nimiickder 
eto.  N.  N.  und  die  etc.  N.N.  erklärten,  dass  es  ihre  Absicht  sei,  eine  Ehe  alt 
einander  einzugehen  und  dieselbe  in  der  durch  das  Gesetz  vom  8.  Apiil  ISM- 
vorgeschriebenen  Form  abzuschliessen. 

Da  die  in  diesem  Gesetze  angeordneten  Förmlichkeiten  erfüllt  iin^ 
auch  gegen  die  Dispositionsf&higkeit  der  Brautleute  keine  Bedenken  ob- 
walten ,  80  richtete  der  unterzeichnete  Königl.  Preussische  (General-T  Vice> 
Consul  in  Gemässheit  des  §.7.  des  genannten  Gesetzes  sowohl  an  des 
etc.  N.  N.  als  auch  an  die  etc.  N.  N.  einzeln  die  feierliche  Frage,  ob  esflot 
ernstliche  und  gewisse  Absicht  sei,  mit  dem  gegenwärtigen  anderen Theile 
eine  Ehe  einzugehen,  und  forderte  sie  auf,  wenn  dies  der  Fall  sei,  dieieOi'^ 
Absicht  durch  ein  lautes  und  deutliches  „Ja**  zu  bekunden. 

Nachdem  von  beiden  Theilen  dieser  Aufforderung  vollständig  ent- 
sprochen worden,  so  erklärte  der  unterzeichnete  KönigL  F^reussiaehe  (G^ 
neral-,  Vice-)  Consul  den  etc.  N.  N.  und  die  etc.  N.  N.  kraft  des  Oeietiei  ßr 
rechtlich  verbundene  Eheleute,  und  nahm  ihnen  gleichseitig  durch  Haof' 
schlag  das  Versprechen  ab,  bei  erster  sich  darbietender  Gelegenheit  die 
kirchliche  Einsegnung  dieser  ihrer  Ehe  nachzuholen. 

Diese  Verhandlung  ist  hierauf  den  Eheleuten,  den  beiden  Zenge^ 
Bome  den  übrigen  Anwesenden  vbrgelesen ,  von  denselben  genehmigt  m 
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dem  zur  Urknnd  eigenhftndig  untenchrieben  (von  dem  des  Schreibens  un- 
kundigen N.  N.  aber  unterkreuzt  worden). 

Getehlossen  wie  oben.  (Untemcbriften  ) 

Der  Königl.  Freussische  (General-,  Vice-)  Consul  zu 

(Name.) 

8.  Anhalt -Bemburg. 
Gesetz  y.  13.  Februar  1851. 

(Si«h«  oben  B.  738.) 

§.1.  Diejenigen  BeligioDsgesellschaften,  denen  bisher  die  Pflicht  ob- 
l^legen,  beziehendlich  dieBefugniss  zugestanden  hat,  die  StandesbQcher 
durch  die  zur  Feier  ihrer  Religionshandlungen  bestellten  Personen  fuhren 
xu  lassen,  behalten  auch  femer  diese  Pflicht  und  Beftigniss. 

§.  2.  In  Betreif  der  übrigen  Religionsgenossenschaften ,  welchen  diese 
Beftigniss  nicht  zugestanden  hat  und  die  sich  erst  neu  bilden,  denen 
indess  eine  derartige  Befugniss  nicht  einger&umt  wird ,  sollen  die  Standes- 
bücher durch  die  zust&ndigen  Kreisftmter  gefuhrt  werden.  Dasselbe  gilt 
Ton  denjenigen  Personen ,  welche  aus  einer  Religionsgenossenschaft  ausge- 
flchieden  sind  und  noch  keiner  anderen  sich  angeschlossen  haben. 

§.  8.  Die  Kreisämter  bewirken  die  bürgerliche  Beglaubigung  der  Ge- 
burts-,  Heiraths-  und  Sterbefftlle  durch  Eintragung  in  ein  öffentliches 
Register  (Standesbuch). 

§.  4.  Zuständig  ist  dasjenige  Kreisamt,  in  dessen  Bezirke  der  Geburts- 
oder Sterbefall  sich  ereignet  hat,  oder  die  Brautleute  wohnen.  Haben  die 
Brautleute  in  Terschiedenen  Kreisamtsbezirken  ihren  Wohnsitz,  oder  wohnt 
der  Br&utigam  im  Auslande,  so  geschieht  die  Eintragung  der  Ehe  durch 
dasjenige  Kreisamt,  in  dessen  Bezirk  die  Braut  wohnt. 

Wohnt  die  Braut  im  Auslande,  so  ist  die  Eintragung  der  Ehe  von 
demjenigen  Kreisamte  zu  bewirken,  in  dessen  Bezirke  der  Bräutigam 
wohnt. 

§.  7.  Der  ehelichen  Verbindung  muss  ein  Aufgebot  Torangehen.  Das- 
selbe ist  bei  dem  zuständigen  Kreisamte  (§.  4.),  und  wenn  die  Brautleute 
in  Terschiedenen  Kreisamtsbezirken  wohnen,  bei  jedem  der  betreffenden 
Kreisämter  in  Antrag  zu  bringen  und  erst  dann  zu  reranlassen ,  wenn  sich 
das  Kreisamt  die  Ueberzeugung  verschafft  hat,  dass  die  zur  bürgerlichen 
Gültigkeit  der  Ehe  gesetzlich  noth wendigen  Erfordernisse  vorhanden  sind. 
Wohnt  ein  Theil  der  Brautleute  im  Auslande,  so  hat  derselbe  den  Nach- 
weis zu  führen,  dass  denjenigen  Erfordernissen  genügt  ist,  durchweichein 
seinem  Heimathslande  die  Gültigkeit  der  eingegangenen  Ehe  bedingt  ist. 

Das  Aufgebot  erfolgt  durch  eine  an  der  Kreisamtsstelle  und  gleichr 
zeitig  an  dem  Raths-  oder  Ortsgemeindehause,  in  dessen  Ermangelung 
aber  an  der  Wohnung  des  Gremeinde Vorstehers  während  vierzehn  Tagen 
auszuhängende  Bekanntmachung. 

Neben  diesem  Aufgebote  muss  innerhalb  der  gedachten  14  Tage  eine 
Veröffentlichung  im  öffentlichen  Blatte  durch  das  Kreisamt  erlassen 
werden. 

§.  8.  Diejenige  Handlung,  durch  welche  nach  dem  Gebrauche  der  Re- 
ligionsgenossenschaft die  eheliche  Verbindung  geschlossen  wird,  darferst 
dann  vorgenommen  werden,  wenn  durch  das  zuständige  Kreisamt  beschei- 
Digt  wird,  dass  die  Brautleute  an  ihren  Wohnorten  aufgeboten  worden  sind, 
und  kein  Einspruch  erfolgt  ist. 

§.  9.  Zu  der  Eintragung  in  das  Standesbuch  ist  erforderlich: 

1)  die  Erklärung  der  Brautleute ,  dass  und  wann  die  nach  dem  Ge- 
brauche der  Religionsgenossenschaft  zum  Abschlüsse  der  ehelichen 
Verbindung  zu  beobachtende  Feierlichkeit  stattgefunden  hat. 

2)  eine  die  Richtigkeit  der  Erklärung  bestätigende  Versicherung, 
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sweier  glaubwürdigen,  su  dextelben  Beligiontgenoasentchaft  ge> 
hörenden  Personen, 
S)  derNafihweisdes  Aufgebots  (§.7.)* 

§.  10.  Die  bürgerliche  Gültigkeit  einer  solchen  Ehe  beginnt  mit  dem 
Zeitpunkte  der  Eintragung  der  Ehe  in  das  Standesbuch. 

i.ll.  Zu  den  in  §§.  5.,  6.  und  9.  Torgescluriebenen  Anieigen  und  Er- 
kliürungen  ist  das  persönliche  Erscheinen  Tor  dem  Standesbeamten  oder 
dessen  Stellvertreter  erforderlich. 

Derselbe  hat  darüber,  unter  Zusiehung  eines  verpflichteten  Protokoll- 
führers, ein  Protokoll  au&unehmen,  welchem  die  eingereichten  fiescbeüu- 
gungen  beisufugen  sind.  Wenn  nach  dem  Ermessen  des  Kreisamtes  di» 
Thatsache  festgestellt  ist,  so  hat  dasselbe  auf  Grund  des  Protokolls  lofoit 
den  Geburts-,  Heiraths-  oder  Sterbefall  in  das  Standeabuch  einsutrsgea 
und  darüber  ein  Attest  auszufertigen. 

§.  12.  Das  Standesbuch  (§.2.)  und  die  auf  Grund  desselben  aiuge&r- 
tigten  Atteste  geniessen  bis  zum  Beweise  des  Gegentheils  vollen  öffentlichea 
Glauben. 

§.  13.  Die  in  den  §§.  6.,  6.  und  9.  vorgeschriebenen  Anzeigen  oder  Er- 
kl&rungen  müssen  von  den  dazu  Verpflichteten  gemacht  werden: 

1)  bei  Geburten  innerhalb  der  zunächst  folgenden  3  Tage, 

2)  bei  Heirathen  binnen  der  zunftchst  folgenden  8  Tage  nach  Voll- 
ziehung der  nach  dem  Gebrauche  der  Religionsgenossenschsft  ra 
beobachtenden  Förmlichkeit, 

3)  bei  Todesf&llen  spätestens  an  dem  zunächst  folgenden  Tage. 
Eine  schuldbare  Versäumniss  dieser  Fristen  ist  mit  Oeldbusse  bis  n 

50  Thlr.  oder  mit  Greföngniss  bis  zu  4  Wochen  zu  bestrafen. 

Ausserdem  haben  die  Säuroigen  diejenigen  Kosten  zu  tragen ,  velche 
dadurch  entstehen,  dass  das  Kreisamt  wegen  der  verzögerten  Anzeigen 
irgend  einer  Ermittlung  veranlasst  wird. 

§.  14.  Die  Festsetzung  der  im  §.  13.  angedrohten  Strafe  eifblgt  dmch 
gerichtliches  Erkenntniss. 

§.10.  Die  Ortspolizeibehörden  sind  verpflichtet,  auf  die  rechtseitigt 
Anzeige  der  Geburten,  Heirathen  und  SterbefkUe  zu  achten,  imd  bei  Unter- 
lassung derselben  das  Erforderliche  von  Amtswegen  zu  veranlassen. 

§.  16.  Für  die  von  den  Kreisämtem  aufzunehmenden  VerhandlungeOt 
auszustellenden  Atteste  und  zu  erlassenden  Bekanntmachungen  sind  die 
nach  der  gesetzlichen  Sporteltaze  bestimmten  Gebühren  nebst  haaren  Aoi- 
lagen  zu  entrichten.  Die  übrigen  Geschäfte  sind  mit  Ausnahme  dernadt 
§.  13.  den  Säumigen  auferlegten  Verpflichtungen  kostenfrei  zu  behandeb. 

§.  17.  Insoweit  nicht  durch  gegenwärtiges  Gesetz  abweidiende  Be- 
stimmungen gegeben  sind,  haben  die  Kreisämter  bei  dem  Aufböte  ood 
der  Führung  der  Standesbücher  diejenigen  gesetzlichen  VorschzifteDSD  be- 
folgen, welche  den  evangelischen  Geistlichen  für  das  Aufgebot  und  die 
Führung  der  Kirchenbücher  ertheilt  sind . 

§.  18.  Bei  den  Heirathen  solcher  inländischer  Personen,  von  denea  die 
eine ,  oder  von  welchen  beide  aus  einer  Religionsgenossenschalt  gesduedeo 
sind,  ohne  sich  einer  anderen  angeschlossen  zu  haben,  finden  die BeatiS' 
mungen  der  §§.  8.,  9.  und  13.  Kr.  2.  keine  Anwendung. 

Zur  Eintragung  der  Ehe  in  das  Standesbuoh  genügt  in  diesen  Filleo 
der  Nachweis  des  Aufgebots  (§.  7.)  und  die  persönliche  Erklärnng  der 
Brautleute  vor  dem  Kreisamte,  dass  sie  fortan  als  ehelich  mit  einander  re^ 
bunden  sich  betrachten  wollen. 

Dasselbe  gilt,  wenn  die  Braut  im  Auslande  und  nurderBrautigtoin 
Inlande  wohnt;  dagegen  treten  im  umgekehrten  Falle  lediglich  die  §.  7.  an 
Ende  getrofienen  Bestimmungen  ein. 
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§.  20.  Das  Staatsministerium  bat  die  Ereisfimter  mit  näherer  Anwei- 
sung zur  Ausfubrung  dieses  Gesetzes  zu  Tersehen. 

§.  21.  Die  Bestimmungen  des  vorstehenden  Gesetzes,  indess  mit  Aus- 
nahme der  in  §.  19.  enthaltenen,  finden  auf  die  israelitischen  Glaubens* 
genossen  keine  Anwendung,  und  bleibt  es  hinsichtlich  dieser  bei  den  Ver- 
ordnungen y.  28.  Dezember  1827.  und  17.  April  1828.  (Bd.  8.  S.  620.  u.  647. 
der  Gesetzsammlung). 

• 

9.  Lübeck. 

Gesetz  y.  27.  April  1852. 

(81«ha  oben  8.  74S.> 

§.  1.  Diejenigen  Heirathen,  welche  durch  christliche  Trauung  oder  nach 
den  Gebräuchen  der  israelitischen  Gemeinde  und  in  Gemässheit  der  bisheri- 
gen gesetzlichen  Verfügungen  künftig  geschlossen  werden ,  haben  nach  wie 
Tor  volle  bürgerliche  Gültigkeit,  ohne  dass  diese  durch  die  VoUziehung  eines 
besonderen  Üivilactes  bedingt  wäre.  In  den  Fällen ,  da  von  den  Verlobten 
Beide  den  hier  anerkannten  christlichen  Religionsgemeinschaften  oder 
Beide  der  israelitischen  Gemeinde  angehören,  ist  die  Vollziehung  der  christ- 
lichen ,  beziehungsweise  jüdischen  Trauung  zur  Rechtsgültigkeit  der  Ehe 
erforderlich.  In  allen  anderen  Fällen  dagegen,  in  welchen  die  christliche 
oder  jüdische  Trauung  von  den  Verlobten  nicht  begehrt  wird ,  oder  nicht 
statthaft  ist,  muss  die  Ehe,  wenn  sie  civilrechtliche  Wirkungen  haben  soll, 
nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  geschlossen  sein. 

§.  2.  Der  Vollziehung  einer  Ci  vi  lebe  muss  stets  ein  öffentliches 
Aufgebot  vorangehen.  Die  Erlaubniss  zu  diesem  Aufgebote  ist,  wenn  die 
Braut  in  der  Stadt  selbst  oder  in  den  Vorstädten  wohnt,  bis  zur  definitiven 
Kegelnng  des  Geschäftskreises  des  Stadtamtes,  an  der  Kanzlei,  wenn  die 
Braut  in  dem  Bezirke  des  Amts  Travemünde  wohnt,  bei  diesem  Amte,  und 
wenn  sie  in  andern  Theilen  des  Lübeckischen  Freistaats  wohnt,  bei  dem 
Landamte  nachzusuchen. 

Das  Aufgebot  erfolgt  von  Seiten  der  betreffenden  Behörde  durch  eine 
im  Bathhause  hieselbst  während  14  Tagen  auszuhängende,  so  wie  drei  Male 
in  die  hiesigen  Anzeigen  einzurückende  Bekanntmachung. 

§.  8.  Die  Erlaubniss  zum  Aufgebote  darf  nur  nach  Einreichung  der  er- 
forderiichen  Documente  ertheilt  werden.  Zu  diesen  gehören,  so  weit  nicht 
deren  Einreichung  zur  Dispensation  desSenats  erlassen  ist,  namentlich: 

1)  die  Geburtsscheine  beider  Verlobten; 

2)  für  diejenigen,  welche  noch  nicht  volljährig  sind,  eine  gehörig  be- 
glaubigte Bescheinigung,  dass  die  Eltern  oder  Vormünder  zu  der 
Heirath  einwilligen ; 

3)  wenn  unmündige  Kinder  aus  früherer  Ehe  vorhanden  sind,  ein  Attest 
der  betreffenden  Behörde,  dass  in  dieser  Beziehung  der  anderwei- 
tigen Verheirathung  nichts  im  Wege  stehe; 

4)  bei  stattgehabter  früherer  Ehe  der  Verlobten,  die  Todtenscheine  der 
verstorbenen  Ehegatten  oder  die  Ehescheidungserkenntnisse; 

5)  der  Bürgerbrief  des  Bräutigams  oder,  falls  derselbe  einem  fremden 
Staate  angehört,  ein  Attest  seiner  Heimathsbehörde,  dass  er  dort 
heimathsberechtigt  sei  und  dass  seiner  hiesigen  Verehelichung 
nichts  entgegenstehe; 

6)  für  diejenigen,  welche  nicht  Jahr  und  Tag  hiesige  Bürger  gewesen 
sind ,  oder  nicht  ununterbrochen  drei  Jahre  lang  im  hiesigen  Staate 
ihr  Domicil  gehabt  haben,  eine  Bescheinigung,  dass  sie  sich  an 
ihrem  Geburts-  oder  frühem  Wohnorte  nach  den  dort  geltenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  haben  aufbieten  lassen. 

Das  Erforderniss  sonstiger  Nachweise  hängt  von  den  Umständen  dös 
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einxehien  Falles  ab  und  steht  cum  Ermessen  der  Behörden,  welche  svcbn 
prüfen  haben,  ob  gesetzliche  Ehehindemisse,  namentlich  in  sa  naher  Ver- 
wandtschaft der  Verlobten,  "vorliegen.  Die  Religionsverschiedenheit  iit 
jedoch  kein  bürgerliches  Ehehindemiss. 

§.  4.  Einsprachen  gegen  ferneres  Aufgebot  oder  gegen  die  VolkiebuBg 
einer  Ehe  sind  bei  dem  beikommenden  Gerichte  ansubringen,  Yeldiei 
einen  Ton  ihm  erlassenen  gewierigen  Bescheid  sofort  der  Behörde,  Ton  vd- 
eher  die  Erlaubniss  zum  Aufgebote  ertheilt  ist,  zuzustellen  hat 

§.  5.  Ueber  das  erfolgte  Aufgebot  erhalten  die  Betheiligtien  eise  B^ 
scheinigung,  welche  jedoch  nur  für  drei  Monate  gültig  ist.  Wenn  währeod 
dieser  Zeit  die  Ehe  nicht  vollzogen  worden  ist,  muss  das  Aufbot  von 
Neuem  nachgesucht  und  vorgenommen  werden. 

Für  jene  Bescheinigung  werden  dieselben  Gebühren  entrichtet,  welche 
für  die  zur  Vollziehung  der  Trauung  auszustellenden  Scheine  bezahlt  werdes 
müssen. 

§.  6.  Die  Schliessung  der  Civilehe  selbst  erfolgt  vor  dem  Stadtaiote, 
vor  dem  Landamte,  oder  vor  dem  Amte  Travemünde,  je  nachdem  der  eiosD- 
reichende  Schein  über  das  geschehene  Aufgebot  an  der  Kanzlei  oder  v« 
einer  der  beiden  letztgenannten  Behörden  ausgestellt  ist,  und  zwar  in  der 
Weise ,  dass  die  Verlobten  einzeln  um  ihre  Einwilligung  zu  der  ebelicbeo 
Verbindung  befragt  werden  und,  nachdem  diese  ausdrücklich  erklirt,  tucli 
ein  hierüber  aufgenommenes  Protokoll  von  beiden  Theilen  unteiseicbe: 
worden,,  der  Vorsitzende  der  Behörde  dieselben  als  ehelich  Verbundene  ood 
diese  Ehe  für  eine  bürgerlich  gültige  erkl&rt 

Die  Verlobten  sind  berechtigt  zu  begehren,  dass  dieser  Civilactinso' 
halb  acht  Tagen ,  nachdem  die  Bescheinigung  über  das  erfolgte  Aufgebot 
eingereicht  worden,  vorgenommen  werde. 

Die  Gebühr  für  das  über  die  vollzogene  Ehe  aufgenommene  imd  den 
Ehemanne  zuzustellende  Protokoll  wird  auf  sechs  Marik  festgestellt 

§.  7.  Wenn  ein  im  hiesigen  Staate  ansässiger  Mann  mit  einem  snswiiti 
domicilirten  Frauenzimmer  eine  Civilehe  schliessen  und  die  Ehe  in  des 
Wohnorte  der  letztem  vollziehen  will,  so  hat  derselbe  an  der  Kanzlei,  bei 
dem  Amte  Travemünde  oder  bei  dem  Landamte,  je  nachdem  er  in  der  Stidt 
oder  in  deren  Vorstädten,  in  dem  Bezirke  des  Amts  Travemünde  oderii 
anderen  Theilen  des  Lübeckischen  Freistaats  seinen  Wohnsitz  hst,  inG^ 
mässheit  der  §§.  2.  und  3.  dieses  Gesetzes  die  Erlaubnias  zum  hieaigen  Auf- 
gebote und  zur  auswärtigen  Vollziehung  der  Ehe  nachzusuchen.  Ift  ik* 
ertheilt,  so  darf  die  Ehe  nach  den  Gesetzen,  die  deshalb  an  dem  aoswärtigec 
Orte  gelten,  vollzogen  werden. 

10.  Hessen. 
Gesetz  v.  29.  October  1848. 

(Siehe  o1i«n  8.  746.) 

II.  Von  der  bürgerlichen  Ehe. 

§.  10.  Die  Gültigkeit  und  rechtliche  Wirksamkeit  der  Ehe  iit  oaib- 
hängig  von  dem  Glaubensbekenntnisse ,  sowie  von  kirchlichen  oder  leli- 
giösen  Handlungen  oder  Vorschriften. 

Die  aus  der  Verschiedenheit  des  Glaubensbekenntnisses  abgeleiietto 
Ehehindemisse  haben  daher  hinsichtlich  der  bürgerlichen  Eke  keise 
Geltung. 

§.  11.  Hinsichtlich  der  übrigen  Ehehindemisse  und  der  Diapeniatioo 
von  denselben  hat  ohne  Rücksicht  auf  das  Glaubensbekenntniss  dw  biib<r 
geltende  Recht  (vergl.  auh  das  Ausschreiben  des  Ministeriums  dea  hott^ 
vom  8.  Februar  1822.,  sowie  die  Verordnung  vom  4.  Januar  1831)  ^ 
meine  Geltung  für  die  bürgerliche  Ehe,  unbeschadet  des  Rechtei  derB^ 
theiligten,  ausserdem  die  Vorschriften  .ihrer  Kirche  oder  Reb'gionfg«*^ 
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Schaft,  insbesondere  hinsichtlich  der  Einholung  von  Dispensationen  etc.,  zu 
beobachten. 

§•  12.  Die  Eingehung  der  Ehe  erfolgt  Inder  nachstehend  vorgeschriebe- 
nen Weise  (s.  §§.  13.  bis  22.)  ?or  dem  Untergerichte  des  Wohnortes  eines  der 
Verlobten  nach  deren  freier  Wahl. 

§.  13.  Der  Eingehung  der  Ehe  muss  allgemein,  ohne  Rücksicht  auf 
Schrifts&ssigkeit,  die  seither  for  amtss&ssige  Personen  Torgeschriebene  ge- 
richtliche Anseige  des  Eheverlöbnisses  Torausgehen.  Diese  Anzeige  ist 
durch  die  Verlobten  persönlich  oder  durch  SpecialbeToUmächtigte  bei  dem 
nach  §.  12.  zuständigen  Gerichte  mit  dem  Antrage  auf  Erlass  des  öffent- 
lichen Au^^ebotes  zu  bewirken. 

f.  14.  Gleichzeitig  müssen  alle  diejenigen  Erfordernisse  beigebracht 
und  nachgewiesen  werden,  welche  nach  dem  bestehenden  Rechte  bisher  für 
die  Eheanzeigen  nicht  schrifts&ssiger  Personen  Torgeschrieben  waren. 

§.  15.  Auf  die  Eheanzeige  (s.  §§.  13.  u.  14.)  hat  das  Gericht  das  öffent- 
liche Aufgebot  durch  eine  Bekanntmachung  zu  bewirken,  welche  insbeson- 
dere die  Vor-  und  Zunamen ,  das  Grewerbe  und  den  Wohnort  der  Brautleute 
und  deren  Eltern  genau  enthalten  muss. 

Den  Brautleuten  ist  auf  Verlangen  eine  Bescheinigung  über  die  ge- 
schehene Verfugung  des  öffentlichen  Aufgebotes  auszustellen. 

f.  16.  Diese  Bekanntmachung  muss  während  Tierzehn  auf  einander 
folgender  Tage  an  denjenigen  inländischen  Orten,  in  welchen  der  Bräutigam 
und  die  Braut  heimathberechtigt  sind,  durch  den  betreffenden  OrtSTorstand 
an  der  zu  amtlichen  Bekanntmachungen  bestimmten  Stelle  öffentlich  ange- 
schlagen werden. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  hat  der  betreffende  OrtsTorstand  diese  Be- 
kanntmachung, mit  der  erforderlichen  Bescheinigung  Tersehen,  dem  €re- 
richte  unTcrzüglich  zurückzusenden. 

§.17.  Angehörige  eines  andern  Staates,  welche  in  Kurhessen  zur  Ehe 
schreiten  wollen,  haben  die  Nachweisung  ihres  ledigen  Standes  etc.  nach 
den  Gesetzen  ihrer  Heimath  mittelst  der  Bescheinigung  über  das  daselbst 
erfolgte  Aufgebot  oder  auf  sonstige  Weise  zu  erbringen. 

Hinsichtlich  des  Eides  des  ledigen  Standes  bleibt  das  bestehende  Recht 
dergestalt  in  Kraft,  dass  das  zuständige  Gericht  über  die  Statthaftigkeit 
oder  Nothwendigkeit  des  Eides  zu  entscheiden  hat. 

§.  18.  Von  dem  Erfordernisse  des  öffentlichen  Aufgebotes  (vgl  jedoch 
§.17.,  besonders  Abs.  2.)  kann  aus  erheblichen  Gründen  eine  Dispensation, 
und  zwar  durch  die  betreffende  obere  Gerichtsbehörde  entweder  gänzlich, 
oder  dergestalt  ertheilt  werden ,  dass  die  Bekanntmachung  nur  eine  kürzere 
Frist  hindurch  oder  nur  an  dem  Heimathsorte  eines  der  Brautleute  ange- 
schlagen werden  muss  (Tcrgl.  §.  16.). 

§.19.  Der  Einspruch  gegen  die  Schliessung  der  Ehe  ist  bei  dem  zu- 
ständigen Gerichte  anzuzeigen ,  welches  denselben ,  insofern  er  auf  erheb- 
liche Behauptungen  gestützt  wird,  beiden  Betheiligten  zu  eröffisen  und 
nöthigenfsils  über  dessen  Wirkung  nach  dem  bestehenden  Rechte  zu  ent- 
scheiden hat. 

§.  20.  Wenn  nach  bewirktem  Aufgebote  die  Schliessung  der  Ehe  nicht 
längstens  binnen  einem  Jahre  erfolgt,  so  wird  ein  abermaliges  Aufgebot 
(§§.  16.  bis  18.)  nothwendig. 

§•21.  Die  Schliessung  der  Ehe  findet  Tor  der  zuständigen  Gerichtsbe- 
hörde in  Gegenwart  Ton  Tier  Zeugen  dergestalt  Statt,  dass  der  Richter  den 
persönlich  erschienenen  Brautleuten  einzeln  die  feierliche  Erklärung  ab- 
nimmt, dass  sie  einander  i^iwillig  zum  Manne  und  zur  Frau  nehmen  wollen, 
und  dieselben  hierauf,  nachdem  sowohl  Ton  ihnen,  als  auch  Ton  den  Tier 
Zeugen  das  hierüber  aufgenommene  Protokoll  unterzeichnet  worden ,  im 
Namen  des  Gesetzes  für  ehelich  Terbunden  erklärt 
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Als  Zeugen  sind  alle  Tolljflhrige  Staatsbürger  (TgL  §.29.  der  Verf. -l^iL) 
zolSssig. 

§.  22.  Alsbald  nach  der  solchergestalt  roUendeten  Sdüiessong  der  Ehe 
wird  durch  das  Gericht  derEheschein  aufgestellt  und  den  neu  Verehelicba 
ausgehändigt.  Derselbe  muss  neben  der  nach  Ort  und  Zeit  genanen  Ab- 
gäbe  ober  die  Schliessung  der  Ehe  und  das  Torhergegangene  Öffentliche 
Aufgebot  (vgl.  auch  §.  18.)  die  Vor-  und  Zunamen,  das  Alter  nach  Jabtmd 
Tag  der  Geburt,  das  Gewerbe  und  den  Wohnort  der  neu  VereheUehto, 
deren  Eltern,  sowie  der  vier  Zeugen  enthalten. 

§.  2S.  Die  entsprechende  religiöse  Handlung  —  Trauung,  EinsegDing 
—  darf  erst  nach  Aushändigung  des  gerichtlichen  Ehescheinet  (§.  21.) 
stattfinden. 

Ebenso  darf  das  Seitens  einer  Kirche  oder  ReKg^onsgesellschaft  etn 
vorgeschriebene  Aufgebot  erst  nach  Vorzeigung  der  im  §.  15.  erwihntn 
Bescheinigung  vorgenommen  werden. 

Geistliche,  welche  diesen  Bestimmungen  zuwider  handeln,  verMenia 
eine  Geldbusse  von  zwanzig  bis  hundert  Thalern. 

§.  24.  Für  die  Trennung  der  bürgerlichen  Ehe,  und  zwar  sowohl  förifo 
Ehescheidung,  als  auch  für  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  sind  die  obers 
Gerichte  allgemein  zuständig,  und  haben  nach  den  Grundsätzen  zuetkenneo, 
welche  bisher  für  die  Ehestreitigkeiten  der  Protestanten  Rechtens  wsreiL 

Die  Verordnung  vom  6.  September  1829.  ist  aufgehoben. 

Die  jetzt  bestehenden  Ehen  werden  hinsichtlich  der  Trennung  und  des 
Trennungsverfahrens  den  bürgerlichen  Ehen  gleich  geachtet. 

§.  25.  Alle  Eheverlöbnisse  bedürfen  zu  ihrer  Rechtsgültigkeit  lod 
Klagbarkeit  der  gerichtlichen  Anzeige  (§.  13.). 

Die  Aufhebung  eines  gerichtlichen  Eheverlöbnisses,  in  welche  beide 
Theile  einwilligen,  wird  auf  die  von  denselben  persönlich  oder  durch  Spedtl- 
bevollmächtigte  abzugebende  Erklärung  von  denf  Richter  ausgesprochen, 
vor  welchem  das  Eheverlöbniss  eingegangen  worden  ist. 

Die  Bestimmung  im  §.  2.  des  Gesetzes  vom  18.  September  18S4.,  wonicli 
diese  Aufhebung  von  der  geistlichen  Behörde  ausgesprochen  werden  loll, 
sowie  die  Vorschrift  im  §.  8.  des  genannten  Gesetzes,  dass  vor  Anstellung 
einer  auf  Vollziehung  eines  Ehe  Verlöbnisses  gerichteten  Klage  eine  gütlidx 
Vereinigung  durch  eine  geistliche  Behörde  versucht  werden  soll,  stndan^ 
gehoben. 

III.  Von  den  Büchern  des  bürgerlichen  Standes. 

§.  26.  Jedes  Untergericht  hat  ein  Ehestandsbuch  zu  fuhren,  invelebei 
sowohl  die  von  ihm  selbst,  wie  die  auswärts  abgeschlossenen  Ehen  der  ia 
dem  Gerichtsbezirke  wohnhaften  Personen,  letztere  auf  Mittheilung  dei 
betreifenden  auswärtigen  Gerichtes,  einzutragen  sind. 

§.  27.  Zur  Beurkundung  der  Geburts-  und  Todesfalle  bei  den  Mitgüe* 
dem  der  bestehenden  Kirchen  und  den  Israeliten  dienen  die  geaetslich  be- 
stehenden Pfarr*,  Kirchen-  und  Synagogenbücher,  von  welchen  vierteljibn^ 
Duplicate  an  die  zuständige  untere  Verwaltungsbehörde  einzuaeoden  sind. 

Die  GeburU-  und  Todtenbücher  für  alle  diejenigen  Personen,  ^ 
welche  als  Dissidenten  oder  Mitglieder  neu  gebildeter  Beligioiis*i>esell- 
schaften  eine  Beurkundung  der  Geburts-  und  Todesfälle  durch  die  Kireha- 
und  Synagogenbücher  nicht  eintritt,  werden  unter  Leitung  und  Anftiebtder 
Verwaltungsbehörde  von  dem  Ortsvorstande  jeder  Gemeinde  geführt,  vaA 
im  Duplikate  vierteljährig  an  die  zuständige  imtere  Verwaitnngtbebdrde 
eingesendet 

Neuen  Beligions-Gesellschaften  kann  auf  Nachsuchen  und  Nadiwelsoiig 
der  Beflihigung  ihrer  Beamten  von  der  oberen  Verwaltungsbehdrde,  ssl« 
Feststellung  des  einzuhaltenden  Verfahrens,   die  Ermächtigung  tti^ 
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werden,  die  bei  ihren  Mitgliedern  vorkommenden  Geburts-  undTodesfiÜle 
an  der  Stelle  des  Ortavorstandes  durch  ihre  Beamten  beurkunden  zu  lasten. 

§.  28.  Die  unteren  Verwaltungsbehörden  haben  aus  den  vierteljährig 
eingehenden  Duplikaten  der  Kirchen-,  Synagogen-,  Geburts-  und  Todten- 
bficber,  —  wonöthig  nach  vorgftngiger  Richtigstellung  derselben,  für  jede 
Gemeinde  ihres  Berirkes  Standesbücher  zu  bilden. 

Behufs  der  Richtigstellung  mangelhaft  befundener  Einträge  haben  die 
geistlichen  Beamten,  Vorsteher  etc.  von  Kirchen-  und  Religions-Gesell- 
schaften den  an  sie  ergehenden  Anforderungen  der  Verwaltungsbehörden 
ungesäumt  zu  entsprechen. 

§.29.  Die  Ortsvorstände  haben  zu  überwachen,  dass  alle  in  ihrem  Amts- 
beziriie  vorkommenden  Geburten  undTodesflllle  gehörigbeurkundet  werden. 

Die  Pfarrer,  Vorsteher  und  sonstigen  Beamten  von  Kirchen-  und  Re- 
ligions-Gesellschaften haben  die  Ortsvorstände  hierbei  zu  unterstützen,  und 
den  Anordnungen  Folge  zu  leisten,  welche  zu  diesem  Zwecke  von  der  oberen 
Verwaltungsbehörde  werden  getroffen  werden. 

§.  33.  Den  zur  Führung  der  Kirchen-  und  Syhagogenbücher  gesetzlich 
ermächtigten  Beamten  bleibt  die  bisherige  Befügniss  zur  Ertheilung  ^on 
Auszügen  daraus  vorbehalten. 

Ueber  die  nicht  durch  die  Kirchen-  und  Synagogenbücher  beurkunde- 
ten Geburts-  und  Todesfälle  werden  Auszüge  aus  den  Geburts-  und  Todten- 
büchem  von  dem  Ortsvorstande  oder  dem  zu  deren  Führung  besonders  er- 
mächtigten Beamten  (§.  27.)  unter  Hinzutritt  der  Beglaubigung  der  unteren 
Verwaltungs-Behörde,  —  aus  den  Standesbüchem  (§.  28.)  von  dieser  letz- 
teren gültig  ertheilt. 

Auszüge  aus  den  Ehestandsbüchem  werden  von  den  Gerichten  ertheUt. 
VI.  Vom  Stempel-  und  Gebührenwesen. 

§.  42.  Hinsichtlich  der  Stempel  und  beziehungsweise  der  Gebühren, 
insbesondere  für  Eheanzeigen,  für  Dispensationen  und  Gestattungen,  sowie 
für  die  Ausfertigung  des  Ehescheines,  Auszüge  aus  den  Kirchen-  und  Syn- 
agogenbüchem  und  sonstige  Abschriften  gelten  die  bestehenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen. 

Für  Aufstellung  der  in  Folge  des  verfügten  Aufgebotes  erforderlichen 
Bekanntmachung  (§.  15.)  beziehen  die  Aktuare  eine  Gebühr  von  7^9  Sgr. 

Zu  den  Auszügen  aus  den  Ehestandsbüchem  wird  von  den  Unterge- 
richten ein  Stempel  von  7Va  Sgr.  verwendet. 

§.  48.  Ausserdem  werden  für  die  zufolge  dieses  Gesetzes  den  Gerichten 
oder  sonstigen  Behörden  übertragenen  (neuen)  Geschäfte,  insbesondere  für 
die  Führung  der  Ehestands-,  Geburts-  und  Todtenbücher -und  für  die  hin- 
sichtlich derselben  erforderlichen  Ermittelungen ,  weder  Stempel  noch  Ge- 
bühren erhoben. 

§.  44.  Dieses  Gesetz  tritt  vom  1.  Januar  1849.  an  in  Kraft.  Alle  damit 
in  Widerspruch  stehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  aufgehoben. 

11.  CobuTg-Groiha. 
a.  Gesetz  y.  2.  Juli  1863. 

(Siehe  oben  B.  760.) 

§.  1.  Die  bürgerliche  Beglaubigung  der  Geburts-,  Heiraths-  undSterbe- 
f&Ue,  die  sich  in  solchen  Religionsgesellschaften  ereignen,  welche  weder  der 
protestantischen  noch  der  römisch-katholischen  Kirche  angehören ,  soll  als 
ein  Act  der  flreiwilligen  Gerichtsbarkeit  durch  Eintragung  in  ein  gerichtlich 
SU  führendes  Register  (Civilstandsregister)  bewirkt  werden.  Die  Einrich- 
tung dieses  Registers  wird  durch  Verordnung  bestimmt 

§.  2.  Das  Civilstandsregister  (§.  I.)  wird  von  dem  Justizamte  (Stadtge- 
richt) geführt,  in  dessen  Bezirk  der  Gebnits-  oder  Sterbefkll  sich  ereignet 
hat,  oder  die  Brautleute  wohnen. 
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DerBegriff  des  WobnsiUes  wird  nach  den  im  Ehegeaetie  (Getetnimm- 
lung  Nr.  112)  enthaltenen  Vorschriften  bestimmt 

Haben  die  Brautleute  ihren  Wohnsitz  in  verschiedenen  Justizamtsbe- 
zirken,  so  kann  die  Eintragung  der  Ehe  bei  dem  einen  oder  dem  andern  der 
beiden  Justizämter  nachgesucht  werden.  Das  Justizamt,  welches  hienudi 
die  Eintragung  vornimmt,  hat  von  derselben  dem  Justizamte,  in  dessen  Be- 
zirk der  andere  Theil  des  Brautpaares  wohnt,  Mittheilung  zu  machen  luid 
dieses  hat  die  Vollziehung  der  Ehe  auch  in  das  von  ihm  geführte  Be^itcr 
einzutragen. 

§.  5.  Der  ehelichen  Verbindung  muss  ein  Aufgebot  vorangehen.  Du- 
selbe ist  bei  dem  Justizamte,  in  dessen  Bezirke  die  Brautleute  den  Wohn- 
sitz haben,  und  wenn  dieselben  in  verschiedenen  Justizamtabezirkenwohnes, 
bei  jedem  der  beiden  Justizämter  in  Antrag  zu  bringen,  und  eist  dann  xa 
bewirken,  wenn  sich  das  Justizamt  die  Ueberzeugung  verschafft  hat,  diu 
die  zur  bürgerlichen  Gültigkeit  der  Ehe  gesetzlich  nothwendigen  Eifordez- 
nisse  vorhanden  sind. 

Das  Aufgebot  erfolgt  durch  eine  am  Sitze  des  Justizamts  und  gleich- 
zeitig in  dem  Wohnorte  der  Brautleute  an  dem  Bath-  oder  GememdeTe^ 
sammlungshause,  in  dessen  Ermangelung  aber  an  der  Wohnung  des  Bürger- 
meisters oder  Ortsschultheissen  während  vierzehn  Tagen  auszuhängende 
Bekanntmachung. 

Dispensation  von  dieser  Frist  und  vom  Aufgebote  überhaupt  kann  Tom 
Staataministerium  unter  den  in  §§.  56.  58.  al.  3.  des  Ehegesetzes  vorge- 
schriebenen Voraussetzungen  ertheilt  werden. 

Das  Verbot  des  Aufgebots  in  derCharwoche  findet  bei  Aufgeboten  nick 
Vorschrift  des  gegenwärtigen  Gesetzes  keine  Anwendung. 

Insoweit  nicht  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  abweichendeBestimmun- 
gen  gegeben  sind,  haben  die  Justizämter  bei  dem  ihnen  obliegenden  Au^ 
böte  die  den  Geistlichen  für  das  kirchliche  Aufgebot  ertheilten  Vorschriften 
zu  befolgen. 

§.  6.  Wenn  nach  dem  Gebrauche  der  ReligionsgeseUachaft  die  eheliche 
Verbindung  durch  eine  besondere  religiöse  Handlung  geschlossen  wird,  w 
darf  dieselbe  erst  vorgenommen  werden,  wenn  gerichtlich  bescheinigt  ift, 
dass  die  Eintragung  der  Ehe  in  das  Civilstandsregister  stattgefunden  bit 

§.  7.  Zur  Eintragung  der  Ehe  in  das  Register  ist  erforderUch: 

1.  die  Erklärung  der  Brautleute,  dass  sie  fortan  als  ehelich  mit  einen- 
der verbunden  sich  betrachten  wollen ; 

2.  der  Nachweis  des  Aufgebots  (§.  5.  und  9.) 

§.  8.  Die  bürgerliche  Gültigkeit  einer  Ehe  zwischen  Mitgliedern  der  im 
§.1.  bezeichneten  Religionsgesellschaften  einschliesslich  der  im  §.  6.  er- 
wähnten Ehen  beginnt  mit  dem  Zeitpunkte  der  Eintragung  der  Ehe  in  dtf 
Register. 

§.  9.  Gehört  von  den  Verlobten  der  eine  Theil  zur  protestantischen  oder 
zur  römisch-katholischen  Kirche,  der  andere  Theil  aber  nicht,  so  ist  der  leti* 
tere  nach  Vorschrift  des  gegenwärtigen  Crejetzes  aufzubieten.  Gleichesfindet 
in  Bezug  auf  den  ersteren  Theil  statt,  sofern  derselbe  nicht  —  was  ihm  frei 
steht  —  sich  nach  den  Grundsätzen  seiner  Kirche  aufbieten  läset. 

In  Bezug  auf  die  Eheschliessung  entscheidet  das  religiöse  Verhältnies 
des  Bräutigams. 

In  Bezug  auf  die  religiöse  Ersiehung  der  Kinder  entscheidet  die  Verein- 
barung zwischen  den  Eltern ;  findet  eine  solche  nicht  statt,  so  sinddieKinder 
männlichen  Geschlechts  nach  den  religiösen  Grundsätzen  des  Vateif ,  die 
Kinder  weiblichen  Geschlechts  nach  denen  der  Mutter  su  ersiehea. 

§.  10.  Die  in  dem  §.  3.  aL  1,  2.  und  8.,  sowie  die  in  den  §§.  4.  und  7.  Tor- 
geschriebenen  Anzeigen  und  Erklärungen  müssen  persönlich  entattet 
werden.    Bezüglich  der  im  §.  3.  al.  1 .,  2.  und  3.,  sowie  der  im  §.  4.  enrähnteo 


11.  Coburg-Gtotha.  811 

FftUe  köiin«n  sie  in  denjenigen  Orten,  welche  nicht  zugleich  Siti  eines 
Justixamtes  sind,  bei  dem  Gemeindeyorstande  bewirkt  werden  and  sind  yon 
diesem  an  dss  suständige  Justizamt  su  übermitteln. 

Bezüglich  des  im  §.  7.  gedachten  Falles  ist  die  Anzeige  und  Erkl&rung 
unmittelbar  bei  dem  Justizamte  zu  bewirken.  Es  ist  hierüber,  sowie  bei  den 
nach  §.  8.  al.  1.,  2.  und  8.,  in  gleichen  den  nach  §.  4.  vor  dem  Justizamte  er- 
statteten Anzeigen,  unter  Zuziehung  eines  verpflichteten  Protokollführers, 
ein  Protokoll  auifzunehmen,  welchem  die  einzureichenden  Bescheinigungen 
beizugeben  sind.  Wenn  nach  dem  Ermessen  des  Justisamts  die  That- 
sache  festgestellt  ist,  so  hat  dasselbe  auf  Grund  der  Tor  dem  Gemeindevop- 
Stande  bewirkten  Anzeige ,  bezüglich  auf  Qrund  des  Protokolls  sofort  den 
Oeburts-,  Heiraths-  oder  Sterbefall  in  das  Register  einzutragen  imd  darüber 
ein  Attest  auszufertigen. 

§.11.  Das  Civilstandsregister  und  die  aufOrund  desselben  ausgefertig- 
ten Atteste  gemessen  bis  zum  Beweise  des  Gregentheils  Tollen  öffentlichen 
Glauben. 

§.  12.  Die  in  den  §§.  3.,  4.  und  7.  vorgeschriebenen  Anzeigen  und  Er- 
klärungen müssen  von  den  dazu  Verpflichteten  gemacht  werden: 

1)  bei  Heirathen  binnen  der  zunächst  folgenden  acht  Tage  nach  erfolg- 
tem Aufgebote. 
Eine  schuldbare  Versftumniss  dieser  Fristen  sowie  der  im  §.  8.  al.  8.  er- 
wähnten Frist  ist  mit  Qeldbusse  von  löSgr.  bis  zu  50Thalem,  oder  im  Nicht- 
zahlungsfalle mit  entsprechendem  Geföngnisse  zu  bestrafen. 

Ausserdem  haben  die  Säumigen  diejenigen  Kosten  zu  tragen,  welche 
dadurch  entstehen,  dass  das  Justizamt  wegen  der  verzögerten  Anzeige  zu 
ixgend  einer  Ermittelung  veranlasst  wird. 

§.  12.  Die  Festsetzung  der  im  §.  12.  angedrohten  Strafe  erfolgt  durch 
Erkenntniss  des  zu  der  fraglichen  Eintragung  competenten  Justizamts. 

§.  14.  Die  Ortspolizei-Behörden  sind  verpflichtet,  auf  die  rechtzeitige 
Anzeige  der  Geburten,  Heirathen  und  Sterbefölle  zu  achten  und  bei  Unter- 
lassung derselben  das  Erforderliche  von  Amtswegen  zu  veranlassen. 

§.  15.  Für  die  den  Justizämtem  durch  gegenwärtiges  Gesetz  überwie- 
senen Geschäfte  sind  Gebühren  zu  entrichten,  deren  Betrag  durch  Verord- 
nung bestimmt  wird. 

Diese  Verordnung  hat  nur  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren  Gültigkeit 
und  ist  vor  deren  Ablauf  dem  Landtage  zur  verfassungsmässigen  Zustim- 
mung vorzulegen. 

§.16.  Die  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  mit  Ausnahme  des 
§.  6.,  flnden  auch  auf  Geburten,  Heirathen  und  SterbeftUe  solcher  Personen 
Anwendung,  welche  aus  ihrer  Kirche  ausgetreten  sind  und  sich  noch  keiner 
Beligionsgeseilschaft  wieder  angeschlossen  haben. 

§.  18.  Der  Austritt  aus  der  protestantischen  oder  römisch-katholischen 
Kirche  kann  nur  durch  eine  vor  dem  Justizamte,  in  dessen  Bezirk  der  Austre- 
tende wohnt  (§.2)  persönlich  zum  Protokolle  abzugebende  Erklärung  erfolgen. 
§.19.  Der  Ausgetretene  kann  einen  Antheil  von  den  Rechten,  welche 
der  Kirche,  aus  welcher  er  ausgetreten  ist,  und  deren  Mitgliedern  als  sol- 
chen zustehen ,  nicht  mehr  in  Anspruch  nehmen ,  ist  aber  auch  von  den 
Pflichten  entbunden,  welche  den  Mitgliedern  dieser  Kirche  der  letzteren 
und  ihren  Beamten  gegenüber  obliegen. 

b.  Ausfuhrungsverordnung  zu  dem  Gesetze:  die  Einfühning 'der  Civil- 
standsregister fiir  die  ausserhalb  der  protestantischen  und  Tomisch- 
katholischen  Kirche  bestehenden  Beligionsgesellschaften  etc. 

betreffend,  vom  2.  Juli  1863. 

(Siehe  oben  8.  761.) 

Auf  höchsten  Befehl  wird  zur  Ausfuhrung  des  Gesetzes:  „die  Einfuh- 
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rang  der  Civilstandsregister  für  die  ausserhalb  der  protestsatisebea  vnd 
rOmisch-katholischen  Kirche  bestehenden  Religionsgesellsehsften  Mvie 
einige  auf  die  letzteren  bezügliche  Bestimmungen  betreffend  (Nr.  787.  der 
Gothaischen  Gesetzsammlung)**  Folgendes  verordnet: 

§.1.  Zu  §.  1.  des  Gesetzes.  Jedes  Justizamt  (Stadtgeridit),  m des- 
sen Bezirke  Personen  wohnen,  die  zu  den  im  §.  1.  des  Gesetzes  betei^- 
neten  Religionsgesellschaften  gehören  oder  auf  welche  der  §.  16.  dei  Ge- 
setzes sich  bezieht,  hat  drei  Register,  das  eine  für  die  Geburti-f  du 
andere  für  die  Heiraths-,  das  dritte  für  die  Todesfälle,  nach  denin  den 
Beilagen  A.  B.  C.  ersichtlichen  Fprmularien  anzulegen« 

§.  2.  Die  Register  sind  zu  foliiren ,  auf  der  letzten  Seite  mit  tinem 
Zeugnisse  über  die  Zahl  der  Blfitter  unter  das  Justizamts-Siegel  und  Unter- 
schxih  zu  Tersehen  und  in  dem  Justizamtslocale  sorgfUtig  au&ubewabren. 

§.  8.  Auf  der  letzten  Seite  jedes  Registers  ist  über  die  Namen  der  io 
dasselbe  eingetragenen  Personen  ein  alphabetisches  Verzeichniss  mit  An- 
gabe des  Blattes,  wo  der  Eintrag  sich  befindet,  anzulegen. 

§.  4.  Das  Justizamt  hat  sich,  wenn  bei  ihm  Etntrftge  in  eines  der  Re- 
gister angemeldet  werden,  zun&chst  Ueberseugung  darüber  zu  versehain, 
dass  seine  Competenz  nach  Maassgabe  des  im  §.  1.  erwähnten  Oesetieslw- 
gründet,  beziehungsweise  der  Vorschrift  im  §.  18.  desselben  genügt  iit 

§.  5.  Zu  jedem  der  drei  Register  ist  über  alle  Anzeigen  und  Verlitsd- 
lungm,  auf  deren  Grund  die  Einträge  erfolgen,  ein  besonderes  Actenstück 
anzulegen. 

Die  betreffenden  Folien  dieses  Actenstücks  sind  in  der  letzten  Spalte 
des  Registers  zu  allegiren. 

§.  6.  Die  Einträge  sind  mit  möglichster  Sorgfidt  und  namentiich  nit 
deutlicher  Handschrift  zu  bewirken. 

Der  Tag  des  Eintrags  sowie  der  Tag  der  Geburt  und  der  Tag  desTodes- 
falls sind  mit  Worten  zu  schreiben. 

Aenderungen  und  Rasuren  sind  zu  yermeiden. 

Formular  B.  Register  über  di* 

Yomame        |        ZuuuDie        |     Alter     1      Wohw« 


FortUu- 
feilte  Nr. 


Datum  deaBin- 
traga  nach  Jahr 
und  Monatstag. 


dm  Ebemaanea. 


Formular  D. 

Bekanntmachung  zum  Aufgebote. 

Von  dem  unterzeichneten  Justizamte  (Stadtgerichte)  wird  hierdareh 
Zur  öffentlichen  Kenntniss  gebracht,  dass 

der 

und 

die 

Tochter  des 

laut  Verhandlung  vom gesoonen  Sud, 

eine  eheliche  Verbindung  mit  einander  einzugehen,  und  jeder,  der  lick 
für  befugt  hält,  einen  Einspruch  dagegen  zu  erheben,  aufgefordert,  solchen 
unverzüglich  und  sp&testens 

•  bis  zum 

bei  Vermeidung,  dass  er  später  mit  demselben  nicht  gehört  werden  vH 
bei  dem  unterzeichneten  Justizamte  anzubringeü. 

,  den      t«n 

Herzoglich  S das. 
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§.  7.  Jeder  Eintrag  iat  Tom  VorBtande  des  JustizamteB  and  einem  yer- 
pflichteten  Protokollführer  zu  unterschreiben. 

§.  8.  Von  den  im  Laufe  eines  Kalendeijahres  erfolgten  Eintragungen 
in  jedes  der  drei  Register  ist  im  Januar  des  folgenden  Jahres  eine  beglau«- 
bigte  Abschrift  an  das  Kreisgericht  einzusenden.  Letzteres  hat  diese  Ab- 
schriften in  ein  far  jedes  Justizamt  anzulegendes  Actenstück  aufzunehmen 
und  diese  Actenstücke  in  seinem  Archive  sorgföltig  aufzubewahren . 

§.  10.  Zu  §.5.  Die  Bekanntmachung,  mittelst  welcher  das  justiiamt- 
liehe  Aufgebot  erfolgt,  ist  nach  dem  beiliegenden  Formulare  D.  abzufassen. 
Die  Präclusiyfrist  für  etwaige  Einsprüche  ist  bis  zum  Ablaufe  der  yierzehn- 
tagigen  Aush&ngungsfrist  zu  bestimmen. 

Auf  jeder  Ausfertigung  der  Bekanntmachung  ist  der  Zeitpunct  des  An- 
schlags und  der  Abnahme  gehörig  zu  bemerken;  s&mmtliche  Ausfertigungen 
derselben  sind  nach  abgelaufener  Aushfingungsfrist  zu  den  Acten  zu  nehmen. 

§.11.   Z u  §.  15.  An  Gebühren  sind  zu  entrichten: 

für  den  Eintrag  einer  Geburt  ....  —  Thbr.  15  Gr.  —  Ff, 

für  den  Eintrag  einer  Ehe 1    „    —  „  —  „ 

für  den  Eintrag  eines  Todesfalls  .  .  —    „    15  „  —  „ 
für  die  Bekanntmachung  wegen  eines 

Aufgebots —    „    15  „  —  „ 

und  ausserdem  für  die  yorkommenden  Protokolle,  Atteste  und  die  sonstigen 
Bemühungen  die  tazordnung«mässigen  Sätze. 

§.  12.  Z  u  §.  16.  In  den  Fällen  des  §.  16.  des  Gesetzes  ist  in  derjenigen 
Spalte  des  Registers,  welche  sich  auf  die  Reiigionsgesellschaft  bezieht, 
zu  bemerken,  dass  die  betreffende  Person  aus  der  protestantischen  (römisch- 
katholischen) Kirche  ausgetreten  sei  und  sich  noch  keiner  Religionsgeseil- 
schaft wieder  angeschlossen  habe. 

§.13.  Z  u  §.  1 8.  Das  Justizamt  hat  von  jeder  bei  ihm  erfolgten  Austritts- 
erklärung  dem  bisherigen  Geistlichen  des  Ausgetretenen  Mittheilung  zu 
machen. 

sirathsfälle. 


xuiin«        I 
der  Ehefran. 


Vor-  u.  Zä-    I  Stand  od.  G«-  1  Wohnort 
name         |         werbe         t 
der  Eltern  des  EhepAare«. 


Religion«ge- 

sellacbaft  dos 

Bhepaares. 


Fol. 
der  Akten. 


12.  Nassau. 
Gesetz  ▼.  19.  Juli  1863. 

(Siehe  oben  8.  754.) 

Wir  Adolph,  von  G.Gnaden,  haben  in  der  Erwägung,  dass  den  Mit- 
gliedern einiger  Religionsgesellschaften  die  Eingehung  einer  gültigen  Ehe 
wesentlich  erschwert  ist,  mit  Zustimmung  unserer  Landstände  beschlossen 
und  verordnen  wie  folgt: 

§.  1.  Vor  dem  Amte  kann,  unter  Beobachtung  der  Vorschrift  der  fol- 
genden Paragraphen,  eine  Ehe  gültig  abgeschlossen  werden,  wenn  das 
Brautpaar  oder  ein  Theil  desselben  einer  Religionsgesellschaft  angehört^ 
deren  Geistlichen  oder  Vorstehern  die  Befugniss  zur  Copulation  mit  bürger- 
licher Wirkung  nicht  zusteht 

§.  2.  Das  nach  bestehenden  Vorschriften  zuständige  Amt  hat  die' in  der 
Verordn.  v.  16.  September  1836.  vorgeschriebene  Froclamation  in  der  Art 
vorzunehmen ,  dass  eine  beglaubigte  Abschrift  des  Proclamationsscheinea 
in  dem  Wohnorte  beider  Verlobten  während  18  Tagen  angeheftet  wird» 
Der  Bürgermeister  hat  den  Vollzug  zu  bescheinigen. 
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§.  8.  Nach  bescheinigtem  Vollzüge  der  Proclamation  oder  eikn^in 
Dispensation  von  derselben  können  die  Brautleute  die  Ehe  giUtig  ab- 
schliessen  durch  ihre  bei  dem  Amte  eines  der  beiden  Theile  penönlieh  ab. 
zugebende,  durch  unsere  Beamten  auf  Stempelpapier  No.  7.  zu  Protobll 
zu  nehmende  Erklärung,  dass  sie  sich  als  ehelich  mit  einander  TeibiiBden 
betrachten  wollen. 

§.  4.  Eine  beglaubigte  Abschrift  dieses  Protokolls  hat  dai  Amt  tor 
Eintragung  in  die  Civilstandsre^ster  dem  Führer  desselben  nutn- 
theilen". 


13.  Braunschweig. 
Gesetz  ▼.  23.  Mai  1848. 

(Siehe  oben  S.  7U.) 

§.  1«  Das  Verbot  der  Ehen  zwischen  Christen  und  Juden  ist  9ufg^ 
hoben. 

§.  2.  Bei  Abschliessung  einer  ehelichen  Verbindung  zwischen  Chiista 
und  Juden  sind  folgende  Vorschriften  zu  beobachten : 

Die  angehenden  Eheleute  haben  ihre  Absicht  dem  Stadtgerichte  od« 
Amte,  unter  welchem  die  Braut  ihren  Wohnsitz  hat,  anzuzeigen. 

Diese  Behörde  hat  sich  zu  überzeugen,  dass  der  zu  schKessenden To^ 
bindung  ein  gesetzliches  Hindemiss  nicht  entgegensteht  und  zu  dem  Endf 
die  erforderlichen  Bescheinigungen  sich  vorlegen  zu  lassen. 

Bestehen  keine  gesetzlichen  Hindemisse,  so  macht  die  Behörde  des 
Wohnsitzes  der  Braut  und  des  Bräutigams  die  Absicht  der  angehenden 
Eheleute  durch  Anschlag  an  der  Gerichtsstelle  und  durch  zweimalige  Iose^ 
tion  in  die  Braunschweigischen  Anzeigen  nach  einem  Zwischenräume  Ton 
14  Tagen  öffentlich  bekannt.  Erfolgt  eine  Einsage,  so  ist  solche  erfoider- 
liehen  Falls  durch  Verweisung  auf  den  Weg  Rechtens  zuvörderst  so  ei- 
ledigen. 

Erfolgt  innerhalb  acht  Tagen  nach  der  letzten  Bekanntmachung  in  den 
Braunschweigischen  Anzeigen  keine  Einsage,  so  ertheilt  die  Behörde  dcf 
Wohnsitzes  des  Bräutigams  diesem  darüber  eine  Bescheinigung  und  die 
künftigen  Eheleute  haben  zur  feierlichen  Schliessung  der  Ehe  einen  be- 
stimmten Tag  der  Behörde  des  Wohnsitzes  der  Braut  anzuzeigen^ 

§.3.  An  diesem  Tage  erscheinen  die  angehejiden  Eheleute  mit  tier 
Zeugen. 

Sie  geben  auf  die  Anfrage  des  Beamten  die  feierliche  Erklärung  sb: 
dass  sie  in  die  eheliche  Verbindung  willigen, 
und  der  Beamte  spricht  darauf  aus: 

dass  sie  nunmehr  durch  das  Band  der  Ehe  gesetzlich  vereinigt  seien. 

Ueber  den  ganzen  Act  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen  und  von  den  £h^ 
leuten  und  Zeugen  zu  vollziehen. 

§.  4.  Darüber,  in  welchem  Glaubensbekenntnisse  die  aus  einer  solchen 
Ehe  entspringenden  Kinder  zu  erziehen  seien?  —  entscheidet  der  Viter. 
Stirbt  der  Vater  vor  getroffener  Bestimmung',  so  geht  die  Entscheidung  lof 
die  Mutter  über. 

Sind  beide  Eltern  vorher  mit  Tode  abgegangen,  so  sollen  die  Kinder 
in  dem  Glaubensbekenntnisse  des  Vaters  erzogen  werden. 

§.  5.  Die  Behörde  des  Wohnsitzes  des  Ehemanns  wird  Register  über 
Solche  Ehen ,  die  aus  denselben  entspringenden  Kinder  und  die  TodeffUI« 
in  diesen  Familien  föhren ,  und  die  Extracte  aus  diesen  Registern  bsbcn 
vollen  öffentlichen  Glauben. 

Alle  Behörden  und  jeder  Einzelne,  den  es  angeht,  haben  sichhiernscb 
zu  achten. 
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14.  Sachsen- Weimar, 
Gesetz  ▼.  9.  April  1864. 

(Sieh«  oben  S.  755.) 

§.  2.  Die  in  Gemässheit  des  §.  1.^  aus  ihrer  bisherigen  Kirchengemein- 
Bchaft  ausgetretenen  Personen  sind  in  ein  von  dem  Gerichte,  vor  welchem 
die  Austrittserklärung  erfolgt  ist,  zu  führendes  Verzeichniss  (Dissidenten- 
Hegister)  einzutragen. 

Ebenso  erfolgt  die  bürgerliche  Beglaubigung  der  in  Bezug  auf  solche 
.  Personen  und  deren  Familien  eingetretenen  Geburts-,  Heiraths-  und  Sterbe- 
falle durch  Eintragung  in  ein  von  dem  Einzelrichter,  in  dessen  Bezirke  der 
Geburts-  oder  Sterbefall  sich  ereignet  hat,  oder  die  Brautleute  ihren  Wohn- 
sitz haben,  zu  führendes  Register  (Ci?ilstands-Register). 

Die  erforderlichen  näheren  Vorschriften  über  Einrichtung  und  Führung 
dieser  Register,  sowie  über  die  dieserhalb  zu  machenden  Anzeigen  von  den 
eingetretenen  Geburts-  und  Sterbeflillen  werden  durch  Verordnung  ertheilt 
werden. 

§•  8.  Eine  Ehe  kann,  wenn  das  Brautpaar  oder  ein  Theil  desselben  kei- 
ner Kirche  oder  Religionsgesellschaft  angehört,  deren  Geistlicher  oder  Vor- 
steher zur  Copulation  mit  bürgerlichen  Wirkungen  befugt  ist,  gültig  abge- 
schlossen werden  vor  dem  Einzebrichter  des  Ortes,  an  welchem  das  Braut- 
paar oder  ein  Theil  desselben  seinen  Wohnsitz  hat 

§.  4.  Der  Eheschliessung  muss  ein  Aufgebot  vorhergehen. 

Das  Aufgebot  wird  von  dem  zuständigen  Gerichte,  bei  welchem  die  be- 
absichtigte EheschliesBung  angemeldet  worden  ist  (§:  8.),  durch  eine  öffent- 
liche Bekanntmachung  bewirkt^  welche  an  dem  Sitze  derjenigen  Einzel- 
richter, in  deren  Bezirken  die  Brautleute  wohnen,  und  gleichzeitig  in  den 
Wohnorten  der  letzteren ,  an  den  für  behördliche  Bekanntmachungen  be- 
stimmten Stellen  vierzehn  Tage  lang  auszuhängen  ist 

Das  Aufgebot  setzt  voraus,  dass  sich  das  Gericht  vorher  durch  von 
Amtswegen  anzustellende  und  zu  den  Acten  zu  nehmende  sorgfllltige  Erör- 
terungen überzeugt  habe,  dass  die  gesetzlichen  Erfordernisse  zur  Eingehung 
der  Ehe  vorhanden  sind  und  keine  im  Landesrechte  anerkannte  Hindemisse 
derselben  entgegenstehen. 

Dispensationen  von  dem  Aufgebote  und  von  der  für  dasselbe  bestimm- 
ten Frist  können  von  Unserem  Staats-Ministerium  ertheilt  werden. 

§.  5.  Die  Eheschliessung  mit  bürgerlicher  Wirkung  erfolgt  mittelst  der 
von  den  Brautleuten  vor  besagter  Gerichtsbank  persönlich  zum  Protokolle 
abgegebenen  Erklärung,  dass  sie  sich  als  ehelich  mit  einander  verbunden 
betrachten  wollen. 

Das  Protokoll  ist  von  den  ehelich  Verbundenen  mit  zu  unterschreiben 
und  der  Eintrag  in  das  Eheregister  vor  dem  Gerichte  sofort  zu  bewirken. 

§.  6.  An  Oerichtssporteln  sind  für  jeden  Eintrag  in  das  Dissidenten- 
öder  (^vilstandsregister  zehen  Groschen  und  ausserdem  neben  dem  Ersätze 

1  DIeMr  lautet:   „Dem  Aostritte  einer  Penon  «os  der  Klrchengemelnscheft,  der  sie  bis- 
her «ngehKrt  hat,  kommt  eine  rechtliche  Wirkung  nur  dann ,  wenn  derselbe  durch  eine  dem 
SInselrlehter  des  Wohnorte«  Tor  gehörig  besetzter  Oerlchtsbank  persönlich  xnm  Protokolle 
abgegebene  Erfclimng  erfolgt  und  nnter  der  Yoranssetsong  zo,  dass  der  Austretende  t 
1)  das  achtzehnte  Lebensjahr  erfüllt  hat; 

8)  ein  Zeugniss  des  sastXndIgen  Geistlichen  —  oder  felis  dieser  dem  Auslände  angehört 
und  dem  diesiUlsIgen  Antrage  Bedenken  entgegensetzen  sollte,  irgend  eines  Im 
Qrossherzogthume  sngestellten  Geistlichen  seiner  bisherigen  Confession  —  darttber 
beibringt,  dass  er  diesem  seine  Willensmelnnng,  ans  der  Kirche  auszuscheiden,  zu 
erkennen  gegeben  habe,  und  tou  ihm  Über  die  Wichtigkeit  des  Schrittes  belehrt  wor- 
den sei. 
Diese  Vorschrift  gilt  jedoch  nicht  fttr  den  Fall  des  Uebertrittes  Ton  der  protestantischen  zur 
katholischen,  oder  Ton  der  katholischen  zur  protestantischen  Confession,  in  Betreff  dessen  es 
▼ielmehr  bei  den  Bestimmungen  Im  §.  10.  des  Gesetzes  Tom  6.  Mai  1857.  (Regier.-BL  S.  48.) 
«ein  Bewenden  beti&It.'* 
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Anhang.  Die  deutschen  Civilehegesetze. 


der  Verläge  für  die  vorkommenden  Protokolle,  Zeugnisse  und  tonitigea 
amtlichen  Veirichtungen  die  dem  Gesetze  vom  6.  Desember  1858.  über  die 
Sportein  und  Gebülu-en  der  Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden  eüt- 
sprechende  Ansätze  zu  entrichten  ^. 

1  Zw  AndUlmmv  des  GeieUet  tot  folgende  Verordnang  von  dematlbM Datu  o- 
iMien  worden! 

Art.  1.  Jedes  Elnzolgericht,  In  deiten  Bezirke  Dissidenten  wohnen ,  hnt  sowohl  dss  Dil. 
sldenien-t  als  die  Geborts-,  Heireths- and  des  Todten-Hegister,  Jedoi  Ton  dem  sadeno  {«• 
sondert,  für  den  gftnsen  Gerlcbtsbeilrk  ansnlegen  nnd  fbrtxnfBbren,  Blnsiditlldi  dei  Ii. 
btlts  ond  der  Form  dieser  Register  Ist  eof  die  Anlegen  I.,  IL,  HI.  ond  IV.  n  TCiwelssn. 

Zu  jedem  Register  sind  besondere  Akten  In  fortlenfenden  Bünden  zu  niuren« 

Art.  4.  In  die  öffentlichen  Aufgebote  znr  Ehe  Verlobter  sind  die  Namen ,  der  Stni 
Wohn-  und  Helmaths-Ort  der  beiden  Verlobten  und  deren  Eltern  anfiranehmen.  DI«mUms 
sind  in  der  Form  der  Anlage  V.  ansxnfertlgen. 

Das  Anachlagen  nnd  Abnehmen  derselben  Ist  am  Gerlchtssltse  Tom  Gerichte»  aa  sadms 
Orten  von  dem  GemelndeTorstande  an  bewirken.  Gemelnderorstände  im  Bcslita  ladcRr 
Gerichte,  als  an  welchem  die  Ehe  geschlossen  werden  soll ,  sind  doreh  Vermltteinog  da  be- 
treffenden Qerichtes  an  reqnirlren. 

Alsbald  bei  dem  Anschlagen  Ist  anf  dem  Dokumente  Ton  dem  betreffenden  VeUisp* 
beamteten  der  Tag  dea  Anschlagens  an  bezeugen. 

Art.  5. Von  Jeder  Eintragung  in  die  flir  Dissidenten  bestimmten  Gebote, 

Heiraths-  nnd  Todten-Register  sind  die  mit  FUhmng  der  KlrehenbOdier  am  Wohn-  baVgtkk 
Helmaths-Orte  desDlMidenten  beauftragten  Beamteten  durch  Mlttheilnag  eines  AnsnfM  w 
den  enteren  zu  benachrichtigen ;  nnd  haben  die  letzteren  zur  blossen  Metls  ledl|^  4k 
Namen  der  in  das  Dissidentenregister  Eingetragenen  In  die  Kirchenbacber  betxcffendeo  Onei 
einzutragen,  im  Uebrlgcn  aber  durch  eine  Bemerkung  anf  Jenes  Hegister  des  bctreinieB 
Gerichtes  zu  Tenreisen. 

Art.  S.  Zeognisse  nnd  sonstige  offtclello  Auskunft  über  die  ClTllsUndsTerhUtalM  d« 
Dissidenten  sind  lediglich  Ton  dem  betreffenden  Elnzelgcrichte  zu  ertbellen. 

^  Art.  7.  Am  Schlosse  Jedes  Jahres  sind  beglaubigte  Duplikate  der  Dissidenten*  und  drO- 
stands-Reglster  Tom  abgelaufenen  Jahre  zur  Aufbewahrung  In  den  ArchlTon  denelbca  sa  di> 
Torgesetzten  Kreisgerichte  einzusenden ,  welche  ttberhanpt  auch  den  liier  Ikagttebsa  Zmif 
der  Gerichteverwaltung  zu  beaufsichtigen  haben.  — 


Formular  IV. 

Heiraths-Register  filr  die  Dissidenten  des  Grossherzoglich  Siehsischen 
Bi.  Justiz-Amts  (Stadtgerichts)  zu  ... . 
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Formular  V. 

Aufgehet  zur  Ehe  Verlobter. 

Von  dem  nnteraelchneten  Justiz-Amte  (Stadtgerichte)  wird  hierdurch  zor  SffeaÜlcbco 
Kenntniss  gebracht,  daaa 

nnd 
gesonnen  sind,  sich  ehelieh  mit  einander  zn  Terblnden.  Etwaige  EInwendnngea  gegn  dieitf 
Vorhaben  sind  binnen  Tierzehn  Tagen  Ton  der  hierunter  bezeugten  Zeit  deaAnsehlsfMdtaiM 
Aufgebotes  an  bei  dem  unterzeichneten  Justiz-Amte  (Stadtgeriehte)  bei  VsnscidBaff  des 
AnsschlnsaM  anzubringen. 

den  18 

GrosshenogUch  Sltebsischea  Justiz-Amt  (Stadtgerieht). 
Vorstehendes  Aufgebot  ist  am  heutigen  Tage  angeschlagen  worden, 
den  18 

CÜntertchrlft  des  Vollzugsbeamten.) 


REGISTER 


A a  r gau ,  gemiscfate  Ehen  645. 
Acte  de  notori^t^  574;  im  Oross- 
henogth.  Berg  598. 

—  respectueux  575. 
Adouages  542. 

A  l  ab  am  ayEheschliessungsrecht  473. 

Alfons  d.  Weise  gegen  heimliche 
Ehen  72.  f. 

Amari  über  Civilehe  636. 

Anderson  t.  Fullerton  448. 

Anhalt -Bern barg,  Eheschlies- 
snngsrecht  788. 

Anhalt- Dessau -Köthen,  Ehe- 
schliessungsrecht  678. 

Anna,  Königin,  Eheschliessungsge- 
8etxe3S2.8S7.461. 

Appenzell  Ausserrhoden,  Ehe- 
gchliessungsrecht  637. 

—  Innerrhoden,  ebendas. 
Arrha  nuptialis  297;  in  Spanien 

72. 

Articles  organiques  über  Civil- 
ehe  566. 

Asproni  über  Civilehe  625. 

A  u  f  g  e  b  o  t  e,  kirchliche  10. 1 24 ;  nach 
Protestant  Recht  205;  in  Aargau 
645;  Baieml50;  Berg  597;  Däne- 
mark 650;  Deutschland  91.  654; 
England  816.318.322.355.377.384. 
386. 416;  Frankfurt  a/M.  661.  664; 
Prankreich 504.  507.512.  520.f.545. 
559.  570.  f.  576;  lUlien  632;  Irland 
465;  Neapel  616;  Neuenburg  639 ; 
Niederlande  68.  480. 482. 485.  491. 
494.  ff.;  Norwegen  649;  Oester- 
reich  148;  Oldenburg  671;  Preus- 
een  693;  Schottland  439—441; 
Schweden  647;  Solothum  645; 
Friedberg,  Eheeehlieesung. 


Spanien  128;  Te88in641;  Uri  645; 
Vereinigte  Staaten  ▼.  Nord-Ame- 
rika 475;  Waadt  642;  Zürich  643. 
Widerwille  der  Engländer  gegen 
342. 351. 

Ausland,  Ehen  geschlossen  im, 
nach  englischem  Rechte  857.  889. 
429;  nach  fraazös.  R.  577;  nach 
niederlfind.  R.  498;  nach  preuss. 
R.  695 ;  d.  vereinigt  Staat  478. 

Ayliffe  über  Eheschliessung 334. 

d*Azeglio  über  Civilehe  628. 


B. 


Baden, Eheschliessungsrecht  684. . 

Baiern,  Eheschliessungsrecht  148. 

Basel,  Eheschliessungsrecht  637. 

Bauerband,  Antrag  über  CivQehe 
705. 

Bavington  v.  Bavington368. 

Beauchamp*s,  Lord,  Bill  371;  Be- 
rathungen  über  368. 

Bedford,  Herz.,  gegen  die  Hard- 
wicke*s-Act  350. 

Beilager  22. 45. 64. 90;  der  Fürsten 
23;  vor  der  Trauung  69.  82.  277. 
285.  295.  301. 

Bekenntnissschriften,  luther., 
über  Ehe  175;  über  Eheschlies- 
sung 211;  reformirte  über  die  Ehe 
177. 

Belgien,  Civilstand  585 ;  Eheschlies- 
sung 579.  ff. 

Benediction  des  Priesters 8.  f.  35. 
93.  205;  bei  zweiten  Ehen  fortfal- 
lend 10.  93;  Sacrament  der  Ehe 
546;  in  Frankreich  522. 

52 
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Register. 


Benedictus  Levita  Capitularien 
über  Ebescfaliessung  71. 

Berg,  Oro8sherzogthum,£heschlieB- 
sung  595. 

Berg  er,  Lehre  der  Eheschliessung 
269.  f. 

B  er  n ,  Eheschliessungsrecht  687. 

B  e  r  w  i  c  k,  Ehen  der  Engländer  in  425. 

Beust  über  Ehe  184;  über  Ehe- 
Schliessung  283. 

Beza  über  Eheschliessung  289. 

Bidembach  über  Eheschliessung 
231. 

Binsenringe  bei  Eheschliessungen 
47. 

Birken feld,  Eheschliessungsrecht 
609. 

Blackstone  über  Eheschliessung 
885;  über  die  Hardwicke*s-Act  808. 

Blankenburg,  v.,  Antrag  über  Ci- 
vilehe  788. 

Blois,  Ordonn,  de  524. 

Blücher  hebt  Civilehe  auf  600. 

Bodinus  über  Eheschliessung  270. 

Böhmen,  Eheschliessungsrecht  78. 

B  ö  h  m  e  r ,  G.  L.,  über  Eheschliessung 
271. 

—  J.H.,  über  die  Ehe  198;  über  Ehe- 
•  Schliessung  268, 

Bonelli  über  Eheschliessungsform 
117.  f. 

Braunschweig,  Eheschliessungs- 
recht 755. 

Braut  21. 

Brautkauf  18;  symbolischer  88; 
Beste  in  den  Bitualien  98;  in  Eng- 
land 88  ;  in  Frankreich  64;  in  Italien 
75;  in  den  Niederlanden  66 ;  in  Spa- 
nien 71. 

Brautkinder  298.  299. 

Brautlieder  27. 

Brautmessen  9. 

Brasilien,  Recht  d.  Eheschliessung 
182.  ff. 

Breithaupt,  Antrag  über  Civilehe 
710. 

Bremen,  Recht  d.  Eheschliessung 
654.  739. 

Brenz  über  Eheschliessung  200. 228. 

Briten,  Eheschliessungsrecht  der 
alten  34. 

Brochmand  über  Eheschliessung 
249. 

Brockhausen,  Antrag  über  Civil- 
ehe 710. 


B  r  o  f  f  e  r  i  o  über  Civilehe  625. 

Brougham,  Lord,  überd.EheDd. 
Engländer  in  Schottland  428;  Ge- 
setzentwurf über  Register  405. 

Brouwer  über  Ehe  196;  über£]l^ 
Schliessung  259. 

Brückner  über  EheschUessung 251. 

Brunnemann  über Ehesehliemmg 
251. 

Buddaeus  über  Eheschlienung  267. 

Buenos  Aires,  Eheschliessuiigs- 
recht  182.  652. 

B uliin ger  über  die  Ehe  185;  übei 
Eheschliessung  288. 

Bunting  v.  Lepingwell  SIS. 

Buoncompagni,  Civilehegeseti^ 
entwurf624. 

B  u  r  k  e  über  die  HardwickeVActS69. 

B  u  s  1  a  w ,  Antrag  über  Civilehe  707. 

C. 

C  a  d  o  r  n  a  über  Civilehe  686. 

California,  Eheschliessungirecht 
475. 476. 477.  f. 

Calvin  über  die  Ehe  185;  über£h^ 
Schliessung  288. 

C  al  V  ö  r  über  Eheschliessung  248. 

Cameron  v.  Cameron450. 

Campeggi,  Camillo, über heimücbe 
Ehen  109. 

Cansas,  Eheschliessungsrecht  475. 

Cantü  über  Civilehe  635. 

Carpzow  über  die  Ehe  194;  über 
Eheschliessung  252. 

Cassinis,  Ehegesetzentwurf  63 1. 

Castagnetta,  di,  über  Civilehe 69£> 

Castlelaw  v.  Agnew449. 

Catherwood  v.  Caslon427. 

Charivari  98. 

Charrier  de  Laroche  gegenCiTil- 
ehe  555. 

Chemnitz  über  die  Ehe  193;  über 
Eheschliessung  241. 

Chigi  über  Civilehe  636. 

Chile,  Recht  der  EheschlieMOiig 
131.  f. 

Church-Building's-Act,£inflii« 
der  auf  d.  Eheschliessungsrecht  372. 

Civilehe,  Beschuldigungen  geges 
die  568.  579 ;  nach  protestast  iuf- 
fass.  250;  facultative  762;  Notk- 
761;  obligatorische  768;  in:  An- 
halt-Bemburg  738 ;  Anhalt-Desssu- 
Cöthen  679;  Baden  690;  BeJgieo 
586.  £;  Bern  637;  BirkenfeldfiO^; 
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Brasilien  137;  Brannschweig  755; 
Buenos  Aires  652;  Coburg- Gotha 
749;  Dftnemark  650;  Deutschland 
264. 659.  ff.  670.  ff.;  Donaufursten- 
thumer  611;  England  822.  418; 
Frankfurt  a.  M.  659;  Frankreich 
543.  ff.;  Genf  610;  Hamburg  678; 
Hannover  668;  Hessen-Homburg 
755;  Hessen-Kassel  745;  Holland 
482;  Italien  612.  637;  Lombardo- 
Venetien613;  Lucca  613;  Lübeck 
742 ;  Mecklenburg  667 ;  Mejico  653 ; 
Modena  614;  Nassau  752.  754; 
Neapel  615;  Neu-Granada  189; 
Neuenburg  688.  ff.;  Niederlande 
494;  Norwegen  649;  Oesterreich 
144.  147;  Oldenburg  674;  Parma 
614;  Polen  129;  Pieussen  691.  702. 
781.  734.  786.  738;  Reuss-Schleiz 
668;  Rheinbessen  605.  ff.;  Rhein- 
pfalz 609 ;  Rheinpreussen  598.  ff. ; 
Sachsen-Weimar  755;  Sardinien 
621;  Schaffhausen  644;  Schottland 
443 ;  Schwarzburg  -  Sondershausen 
665 ;  Schweden  647 ;  Schweiz  638.  ff. ; 
TeBsin640;  Thurgau644;  Toscana 
613;  Vereinigte  Staaten  v.  Nord- 
Amerika  470.  ff. ;  Waadt  642 ;  Wal- 
deck 666;  Westphalen  743;  Würt- 
temberg 680.  ff. ;  Zürich  642. 

CiTilstandsbeamte  in  Frankreich 
569. 

Civilstandsgesetze  in  Berg  597; 
England  357.  377.  402.  ff.  417; 
Frankfurt  a/M.  661.  664;  Frank- 
reich 523.  533.  558.  569 ;  Freiburg 
644;  Irland  465;  Neuenburg  639; 
Niederlande  493.  495. 497.  585.  ff.; 
Norwegen  649;  Preussen  696;  Sar- 
dinien 612;  Schottland  452.  456; 
Schweden  648;  Tessin  641 ;  Waadt 
642;  Zürich  643;  vgl.  auch  Civ li- 
ehe. 

Coburg- Gotha,  Eheschliessungs- 
recht  749. 

C  occej  i  über  dieEhe  196 ;  über  Ehe- 
schliessung 263. 

Cochrane  y.  Campbell  349. 

Code  civil  569;  ausserhalb  Frank- 
reichs 579 ;  in  Italien  612 ;  in  Polen 
129. 

—  Michau  507. 

Codex  Maximilianeup  149. 

Cölibat  der  Geistlichen  165;  An- 
sichten der  Reformatoren  167. 


Coldstream-bridge,  Ehen  der 
Engl&nder  in  425. 

C  o  l  e  r u  s  über  Eheschliessung  237. 

Colonieen,  englische,  Eheschlies- 
sung in  den  431.  « 

Common  law  inEngland  über  Ehe- 
schliessung 3 18. 383;  in  Schottland 
44 1 .  in  den  Vereinigten  Staaten  47a 

Concordatffranzös.  V.  J.  1801.566; 
neapolitan.616;  dsterr.  147. 

Concubinate  in  Frankreich  65;  in 
den  Niederlanden  67 ;  in  den  skan- 
dinavischen-Ländern  83. 

Confarreatio  3. 

Conjiecticuty  Eheschliessungsrecht 
474. 475.  f. 

Consistorien,Character  191;  Ehe- 
gerichtsbarkeit 191.  197;  Zusam- 
mensetzung 191. 

Contrölenrs  des  bans  512. 

—  —  registres  528. 

Cothmann  über  Eheschliessung  249. 

Crofflwell,  führt  Kirchenbücher  in 
England  ein  319. 
—  Oliver,  Gesetz  über  Civilehe  322. 

Cypraeus  über  die  Ehe  194;  über 
Eheschliessung  255. 

D. 

Dänemark,  Eheschliessungsrecht 
650. 

Dalrymple  v.  Dalrymple  426. 

Danhauer  über  Eheschliessung  242. 

D  e  d  u  cti  o  in  domum  5. 

Deforesta,  Ci  vilehegesetzentwurf 
623;  über  Civilehe  625. 

Deiters  über  Civilehe  656. 

Delaware,  Eheschliessungsrecht 
475.  ff.  478. 

Delbrück  über  Eheschlies8ung267. 

DelHeith*sCase54. 

Deutschland,  Eheschliessungs- 
recht, im  Mittelalter  78.  ff.;  in  den 
katholischen  Staaten  der  neueren 
Zeit  139.  ff. ;  in  den  protestantischen 
212.  260.  273.  ff.  Civilehe,  obliga- 
torische 655.  ff. ;  facultative  670.  ff. ; 
Nothcivilehe  678.  ff. 

Dieringer  über  Civilehe  656. 

Dies  über  Eheschliessung  264. 

Dissidenten,  Eheschliessung  der, 
in  Anhalt-Bemburg  789;  Coburg- 
Gotha  749;  Dänemark  650;  Eng- 
landS58. 891.  ff.  410;  Hannover  670; 
Hessen-Darmstadt  609;   Hessen- 
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Kassel  747;  Irland  647;  Lübeck  742 
Nassau  752.  ff.;  Niederlande  481 
Norwegen  649;  Preussen  696.  ff. 
730.  737;  Sachsen-Weimar  764 
Schweden  647 ;  Waadt  642 ;  Zürich 
642.  —  Siehe  auch  unter  Civil- 
ehe. 

Domioil  bei  Eheschliessungen  in 
Frankreich  515. 

Donaufürstenthümer,  Cirilehe 
611. 

D*ondes-Reggio  über  Civilehe  635. 

Dotalicium  19. 

Dunte  über  die  Ehe  193;  über  Ehe- 
schliessung 241. 

E. 

Echtreglement  Y.  18.  März  1656. 
485. 

Eduard  VI.  t.  England  über  Kir- 
chenbücher 320. 

Ehe,  gemischte,  in  Baden  685;  in 
Frankreich  509.  511.  534;  Irland 
460;  Polen  130;  Preussen  601;  So- 
lothum  645;  Uri645;  Württemberg 
681. 

—  heimliche,  in  Deutschland  79. 
260;  England  39.  47. 317.  335.  338. 
344.  355;  Frankreich  64.499;  Nie- 
derlande 68.  480;  Portugal  75; 
Schottland  58;  Skandinavien  32; 
Spanien  71. 

—  kirchliche  6;  in  Frankreich  59. 

—  morganatische,  in  Preussen  691. 
695. 

—  unkirchliche,  in  Deutschland  78. 

—  Scheidung  Ton  Sacrament  und 
Contract  142. 546. 

Eheanmeldung  in  den  Nieder- 
landen 495. 

Ehegerichtsbarkeit,  kirchliche, 
im  Mittelalter  104. 189;  Missstände 
derselben  162;  bei  den  Protestan- 
ten 164.  186.  197;  in  Baiera  150; 
England  49.  ff.;  Neapel  616;  Oe- 
sterreich  142;  Polen  130;  Sardinien 
621;  Spanien  73. 

Eheschliessung,  siehe  bei  den 
einzelnen  Lfindem. 

Ehestiftungen,  der  Landesherm 
20. 

EhcTersprechen,  Kraft  des,  in 
Frankreich  623;  in  Hessen-Kassel 
745. 

Eichsfeld  über  Eheschliessung  248. 


Einsprache  gegen Ehescbliemisg 
nach  dem  Code  573. 

Eltern,  Einwilligung  der,  in  die 
Ehen  der  Kinder  66 ;  Debstten  dar- 
über in  Trient  122;  im  iCtlebher 
108;  in  Baiem  149;  DeutacUind 
103.  260;  England  856.  373.  S6S. 
388;  Frankreich  127. 499. 522. &4€. 
673.  575;  Irland  460;  ItsUea  76; 
Neapel  612.  616;  Niederisodence. 
487.580. ff.;  Oesterreich  140; Polen 
77 ;  Portugal  129 ;  Spanien  72.  m; 
Toscana  612;  nach  Beust  234;  Bi- 
dembach  283;  Brenz  229;  Melu- 
chthon  227. 

Encyclopädisten  über  die  Ehe 

553. 
England,  Eheschliessnngsrecht  ia 

Mittelalter  33.  ff. ;  in  der  neueren 

Zeit  309.  ff. ;  Civilehe  322. 413. 
Er  asm  US  über  CiTÜehe  200. 
Essen  und  Trinken  der  BnoÜeBte 

64;  beim  Beilager  28. 
Eyelt,  Antrag  über  CiTÜehe  711. 

F.-, 

Fastnachtsspiele,  deutiche,£be 

Schliessungen  in  den  87.  ff. 

Feilding's  Case  345. 
Fleet-Ehen836;— GefbigniBiSS6; 

—  Register  342. 
Fletcherv.Pynfett  315. 
Fo  c  k ,  Antrag  über  Civilehe  709. 
Forbes  t.  Strathmore  449. 
Fox,  Ch.,  über  die  HardwickeVAcl 

369 
Fox.'h.,  über  die  HaidwickeVArt 

351.  f. 
Foxcroft'sCase  58. 
Frankfurt  a/M.,CiTÜehc664;CiTÜ- 

sUndsregister    663;    Eheecfaüet- 

sungsrecht  669. 
Frankreich,  Ehesohliessungirecb^ 

im  Mittelalter  58.  ff. ;  in  der  neueren 

Zeit  499.  ff. 
Franz  I.  u.  II.  v.  Frankieidi  g^ 

Protestanten  531. 
Frauenkauf  18;  symbolisch  19. 
Freiburg,      EheschliessongBiecbt 

687;  CiTiistand  644. 
Friedrich  n.  und  die  Trannng»»«- 

gerungen  714.  ff. 
Friedrich  WilhelmL  u. die IVrn- 

ungsweigemngen  713. 
Friedrich  Wilhelm  IV.  und  die 


Begiflter. 


821 


Traatingsweigeningen   728;    über 

CiTÜehe  729. 
F  r  i  e  8 1  a  n  d ,    Eheschliessungsrecht 

70.  482. 
Fueroiuzgo  üb.  heimliche  Ehen  72. 
Fuero  real  über  heimliche  Ehen  78. 
Fürsprecher  bei  der  Eheschlies- 

sang  25.  35. 
Fl]  Betreten  bei  der  Trauung  27. 

G. 

St  Gallen,    Eheschliesaungsrecht 

638. 
Oamradt,  Antrag  über  Civilehe  709. 
GaWagno,  Ehegesetzentwurf  623; 

über  Civilehe  626. 
Gastmahl  bei  Hochzeiten  92. 
Geldstück    bei  Eheschliessungen 

42. 45.  66. 
Gemahl  21.68. 

Genf,  Eheschliessungsrecht  610. 
Georg  d.  I.  v.  England.^ St.  12. c  2: 

461;  cd:  459. 
Georg  d.  II.  t.  England.  St. 9.  c.  11 : 

460;  19.C.  13:  462;  28.b.  10:  461. 
Georg  d.  III.  T.England.  St.  12.  c.  11 : 

485;  21.  u.  22.  c.  25: 463;  23.  c.  67: 

401;  25.  c.  75:  402;  32.  c.  21:  462; 

83.  c.  21:  462;  84.  c.  75:  402;  44. 

c.  77 :  872 ;  48.  c  127:  372;  52.  c.  146: 

402;  57.0.51:432;  58.  c.  45:  872; 

58.  c.  81:  461;  58.  c.  84:  481;  59. 

c.  103:  872. 
Georg  d. IV.  T.England.  St3.  c.75: 

879.  ff.  888.  f.;  4.  c.  5:  385;  4.  cl7: 

386;  4.  0.  72:  878;  4.  c.  76:  386;  4. 

c.  91:  428;  5.  c.  32:  889;  5.  c.68: 

432;  6.0.92:390;  ll.u.1.  WilLIV. 

c  18:  390. 
Gerbert  über  die  Ehe  193. 
Gerh  ard,  Johann,  über  die  Ehe  194; 

über  Eheschliessung  245. 
Gewissensehe  271;  in  Neapel  618. 
Ghiglini  über  Civilehe  636. 
Glarus,  Eheschliessungsrecht  638. 
Glaubensbekenntnisse       siehe 

Bekenntnissschriften. 
Glück  über  Eheschliessung  267. 
G  o  d  e  n  über  E heschliessung  237. 
Göschen  über  Eheschliessung  268. 
Gori ,  de,  über  Civilehe  637. 
Graubündten,CivilBtand645;Ehe- 

schliessungsrecht  638. 
Oreffiers  des  insinuations  ecd^s. 

512.  525. 


Greffiers  gardes  et  conservateun 
des  registres  527. 

Gretna-Green-Ehen  425. 444. 

Griebner  über  Eheschliessung  257. 

Griechen,  Eheschliessungsrecht 
der  6. 

Grossheim,  v.,  Amendement  über 
Civilehe  741. 

Grundrechte,  deutsche,  über  Ehe- 
schliessung 655. 

Grüner,  J.,  Eheschliessungsgesetze 
596. 

Gundling,  Sponsalientheorie  250. 

H. 

Hamburg,  Eheschliessungsrecht 
674. 

Hampden'sCase  315. 

Handfestung  39;  in  England  317. 

Handschuhe,  Symbol  bei  Trau- 
ungen 26. 

Hannover,  Eheschliessungsrecht 
654;  Versuche,  die  Civilehe  einzu- 
führen 668. 

Hardwicke,  Lord,  über  heimliche 
Ehen  350. 

Hardwicke's-Act  355;  Entste* 
hungsgeschichte  der  349;  Farla- 
mentsdebatten  350.  ff. ;  Aufnahme 
863;  Versuche,  sie  abzufinden! 
377.  ff.;  sie  aufzuheben  366.  ff.; 
Folgen  der  370.  ff. 

Hartzmann  über  Eheschliessung 
267. 

Haswell  v.  Dodgshon  361. 

Havemann  über  Eheschliessung 
244. 

Haydon  v.  Gould  360. 

Hayes  v.  Watts  375. 

Heinrich U.  v. Frankreich.  Ges.  v. 
1556:  499;  gegen  Protestanten 
531. 

Heinrich  IV.  v.  Frankreich.  Ordonn. 
V.  1606:  506;  Ed.  v.  1595:  525. 

Heinrich  VIU.  v.  England,  Ehege- 
setzgebung 310.  ff. 

H  e  i  n  r  i  c  i ,  Antrag  über  Civilehe  709 . 

Heirathsmftrkte  in  den  Nieder- 
landen 66. 

Hellfeld  über  Eheschliessung  270. 

H  e  m  m  i  g ,  Sponsalienlehre  250. 

Hessen,  Grossherzogth.,  Aufgebote 
654 ;  Dissidentenehen  609 ;  Civilehe 
in  Rheinhessen  zu  beseitigen  ver- 
sucht 606. 
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Hessen -Homburg,     Eheschlies- 

sungsrecht  755. 
Hessen-Kassel,  Ehescfaliessungs- 

recht  742. 
Hewitt  y.  Bratche  874. 
Hiddal  v.Liddiard  375. 
Hildebrand  über  Eheschliessung 

248. 
Hochzeitsmahl,   Nothwendigkeit 

desselben  247.  254. 
Holdane   gegen  die  HardwickeV 

Act  852. 
Holland,    Eheschliesiungsrecht, 

siehe  Niederlande. 
H  o  1 1  a z  über  Eheschliessung  243. 
Hommei  über  Eheschliessung  263. 

270. 
Homer  v.Liddiard  875. 
Hub  er,  Sponsalienlehre  250. 
H  u b  e r ,  Zach.,  über  Eheschliessung 

259. 
Hu  SS  über  Sacramentalitftt  der  Ehe 

156. 


St.  James  Duke*s  Place,  Kirche, 
heimliche  Ehen  in  385. 

J  e  r  s  e  7 ,  Ehen  der  Engländer  auf  425. 

Jesson  y.  Coilins  834. 

Independenten  über  Eheschlies- 
sung 828. 

Indiana,  Eheschliessung^srecht  474. 
476.  t 

Indien,  Eheschliessungsrecht,  engl. 
4SI;  niederländ. 499. 

Innocenz  IIL  soll  kirchliche  Trau- 
ung eingeführt  haben  in  England 
89 ;  in  Schottland  57. 

Johannistrunk  29. 

Johnson  v.  Parker  374. 

Jones  y.  Haslewood  374. 

Jonischelnseln,  Eheschliessungs- 
recht 438. 

Joseph  U.,  Edict  y.  28.  September 
1784:582. 

Joseph  IL,  Ehepatent  f.  Oestezreich 
142.  ff. 

Irland,  Eheschliessungsrecht  459. 

Irregulär  marriage  in  Schottland 
442. 

Juden,  Eheschliessung  der  6;  in 
England  858.  868.  424;  Hessen- 
Kassel  746;  Nassau  758;  Nieder- 
lande 484;  Oldenburg  671;  Preus- 
sen  702;  Spanien  71;  Westphalen 


748;  Ehen  der  mit  Christen  Dich 
den  Grundrechten  657;  in  Bnim- 
schweig  755 ;  Dänemark  650;  Ham- 
burg 675;  Hessen-Homburg  755; 
Hessen-Kassel  746;  Lübeck  742; 
Mecklenburg  755;  Norwegen  649; 
Freussen  708;  Sachsen-Meininga 
755;  Sachsen-Weimar  755;  Scbwan- 
burg-Sondershausen  666;  S€hY^ 
den  647;  Eheregister  der  in  Eng- 
land 404. 

Jurisdiction,  geistliche,  in  Eng- 
land 49. 310. 

Justi  über  Eheschliessung  264. 2(7. 

Justinians,  Eheschiiessungsgeiette 
14.  f. 

Italien,  Eheschliessungsrecht  is 
Mittelalter  75;  in  der  neueren  Zeit 
611.  ff. 

Itzenplitz,  Graf,  Antrag überGnir 
ehe  735. 

K 

Kansas,  Eheschlie8sung8recht47f  t 
478. 

Kant  über  die  Ehe  197. 

Karl  IL  yon  England,  Eheschlies' 
sungsgesetz  830. 

Karl  V.  y.  Deutachland  gegen  heim- 
liche Ehen  70. 

Karl IX.  y. Frankreich,  Ehegeeetze 
508.  f. 

Karolingische  Gesetzgebung  über 

Eheschliessung  59. 

Katholiken,  Ehen  der  in  Engbud 
861.  368.  892.ff.;  in  Irland  46 1.4(9  : 
in  den  Niederlanden  484;  Kirdiea- 
bUcher  der  in  England  404. 

Keith's  Schriften  über  die  Hard- 
wickeV Act  853. 

Kentucky ,     EheschliessungBrecfat 

473.  f.  476. 477.  f. 
Ketzer  im  Mittelalter  über  die  St- 

cramentalitfit  der  Ehe  155. 
King,  the,  y. Inhabitanto of North- 

field  371. 

Kirch-  und  Strassengehen  56.  dl. 

Kirchenbücher     siehe    Civil* 

stand. 
Kirchenordnungen,     Chsrscwr 

der  180.  726;  über  Ehe  177;  nher 
EheschUesBung  212;  über  Verlöb- 
nisse  219;   über  heimliche  Verl. 
224. 
Kirchgang 69. 91;  fl&miMh»^*- 
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KirchthüT,  Eheschliessung  vor  der 

87.  f.  60. 
Kitzel  über  EheBchliessung  249. 
Kling  über  Eheschliessung  286. 
Klug,  Antrag  über  Civilehe  741. 
Königliche  Familie,  Ehen  der  in 

England  484. 
Kränze  bei  Hochzeiten  9.  97. 
K  U88  beim  Verlöbnisse  28. 44. 

L. 

L  adenberg  über  Civilehe  711. 

Laiencopulationen  65.  79;  im 
XVI.  Jahrh.  286. 

Lainez  über  Eheschliessungsform 
114. 117;  über  heimliche  Ehen  112. 

Lambertontoll,  Ehen  der  Eng- 
länder in  425. 

Land  recht,  Allgemeines  preussi- 
sches,  über  Eheschliessung  690.  ff. 

Lange  über  Eheschliessung  267. 

Langobardisches  Eheschlies- 
sungsrecht  75. 

Lanj  uinais  über  Civilehe  555. 

Lauenburg,  K.O.  über  Aufgebote 
654.  • 

Lauterbach  über  Eheschliessung 
270. 

Law-Amendment  Society,  Ke- 
formbestrebungen  für  engl.  Ehe- 
schliessungsrecht  455. 

Legitimation  in  England  50. 

Leigh  Y.  Hanmer  815. 

Leod.  Weise,  Eheschliessungsge- 
setz  16. 

L  e  y  s  e  r  über  Eheschliessung  265. 

Liechtenstein,  Eheschliessungs- 
recht  654. 

Lippe,  Eheschliessungsrecht  654 . 

Lobelbier  284. 

Lobethan  über  Eheschliessung  267. 

Lombardo-yenet  Königreich, 
Eheschliessungsrecht  618.  681. 

Louisiana  478. 

Loy  über  Eheschliessung  267. 

L  ucca,  Eheschliessungsrecht  618. 

Ludwig  XIII.  V.  Frankreich,  Ehege- 
setzgebung 508. 525. 

Ludwig  XIV.  V.  Frankreich,  Ehege- 
setzgebung 511.  515. 527. 

Ludwig  XV.  Y.  Frankreich ,  Ehege- 
setzgebung  588. 

Ludwig  XVI.  Y.  Frankreich,  Ehege- 
setzgebung  548. 


Lübeck,  Eheschliessungsrecht  654. 
789. 

Luther,  Ehe  mit  Katharina  v.  Bora 
281;  Kampf  mit  den  Juristen  226; 
Trauformular  205;  über  d.  Corpus 
iur.  canon.  188;  die  Ehe  158.  ff.; 
Eheschliessung  209.  ff.;  Juristen 
188;  Sacramentalit&td.Ehe  157.£; 
sponsalia  de  praesenti  206;  kirch- 
liche Trauung  204;  heimliche  Ver- 
löbnisse 208. 

Lutheraner,  Eheschliessung  der  in 
den  Niederlanden  484. 

Luxemburg,  Eheschliessungsrecht 
499. 

L  u  z  e  r  n ,  Eheschliessungsrecht  688. 

Lyncker  über  Sposalien  250. 

M. 

Macgregor  y.  Macneil  445. 

Maclauchlan  y.  Dobson  448. 

Maillard,  Nicol.,  über  heimliche 
Ehen  108. 

Maine,  Eheschliessungsrecht  475.  f. 
477.  f. 

M'Krie  y.  Fergusson  446. 

M  am  e  1  i  über  Civilehe  686. 

Mari  a  Th  er  e  sia,  Ehegesetzgebung 
141.581.1! 

Mari ag es  ä  la  gaulmine  510.  516. 
—         dud^sert589. 

M  ar r i  a  g  e  by  habite  and  repute  450. 

Marsilius  y.  Padua  über  kirch- 
liche Ehejuriadiction  162. 

M  ary  1  an  d ,  Eheschliessungsrecht 
478. 475.  t 

Massachusetts,  Eheschliessungs- 
recht 478.  f.  477.  f. 

Matrimonia,  ciandestina  106;  de 
facto  49.  51 ;  de  iure  49.  f. 

Mauser  über  die  Ehe  184;  über  Ehe« 
Schliessung  285. 

M ay  f  ai  r ,  heimliche  Ehen  in  848* 

Mecklenburg,  Eheschliessungs- 
recht 654. 667 ;  Ehen  der  Juden  mit 
Christen  755. 

Meisenheim,  Eheschliessungsrecht 
610. 

M  e  j  i  c  o ,  Eheschliessungsrecht  658. 

Melanchthon  über  die  Ehe  182; 
über  Eheschliessung  226. 

Mennoniten,  Eheschliessung  der 
in  den  Niederlanden  484. 

Menschenrechte,  die  französ.  u. 
die  Civilehe  554. 
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M  e  n  t  z  e  r  über  EheschliesAung  249. 
Mevius  über  Eheschliessung  249. 
Miglietti,  Ehegesetzentwurf  688. 
Milton  über  EheschlieBSung  826. 
Minnesota,    EhescblieBSungsrecht 

476.  f.  477.  f. 
Mint,  the,  heimliche  Ehen  in  843. 
Missouri,   'Eheschiiessungsrecht 

475.  f.  477.  f. 
Mittermaier  über  Civilehe  657. 

M  o  d  e  n  a ,  Eheschiiessungsrecht  614. 
Moller  über  Eheschliessung  249. 
Monn  er  über  dieEhe  184;  über Ehe- 

schliessung  285. 
Montesquieu  über  die  Ehe  558. 
Monts,  Graf,  Antrag  über  Civilehe 

710. 
Müller,  Antrag  über  Civilehe  710. 
Mundium  17. 
Mundkauf  88. 
M  u  r  r  a  i  r  e ,  Bericht  über  die  Civilehe 

556. 

N. 

N  a  e  V  i u B  Über  Eheschliessung  266. 
Nantes,  Edict  von,  revocirt  585. 
Nassau,  Eheschiiessungsrecht  75 1 . 
Neapel, Eheschiiessungsrecht  612ff. 
Neu   Oranada,    Eheschiiessungs- 
recht 189. 
Neuenburg,  Eheschiiessungsrecht 

688. 
Nevada,  Eheschiiessungsrecht  474. 

476.  477.  f. 
New-Foundland,  Eheschiiessungs- 
recht 482. 

New-Hampshire,  Eheschiies- 
sungsrecht 478. 

New-Jersey,  Eheschiiessungsrecht 
478.  f.  475.  f.  477. 

New-York,  Eheschiiessungsrecht 
478.476.  f.  478. 

Niederlande,  Eheschiiessungs- 
recht, im  Mittelalter  65;  in  der 
neueren  Zeit  478.  £F. 

Nord-Amerika,  Vereinigte  Staaten 
von,  Eheschiiessungsrecht  470.  ff. 

Norwegen,  Eheschiiessungsrecht 
649. 

Notar,  Eheschliessung  vor  dem  ,12. 
65;  in  Frankreich  510;  in  Belgien 
588;  in  Norwegen  649. 

Nugent  gegen  die  Hardwicke's-Act 
850. 


0. 

Occam  über  kirchliche  Ehejuiiidi«- 

tion  162. 
0  d  e  i  e  m  über  Eheschliessung  257. 
O  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h ,  EheschUessungBRcht 

140.  ff.  654. 
Ohio,  Eheschiiessungsrecht  475.  ff. 
Oldenburg,  Eheschliessongsrecbt 

654.  670. 
Oldendorp    über    EhescUiessm^ 

287. 
Oracnlum,  jurisÜBches  fiberEk- 

Schliessung  267. 270. 
Oughton  überEheschliesfloagm 

P. 

Paine's  Case  888. 
Pallavicini  über  die  TridentiniKhe 

Eheschliessimgsform  125. 
Parlamente,  französische,  Ebeof 

fassung  550;  Praxis  in  Ehessduc 

520. 
Parma  u.  Piacenza,  Eheiebfa^ 

sungsrecht  614. 
Peel,  Robert,  über  Ehen  der  Da- 

^entere  894.  899. 
Pennsylvania,    Eheschliessoogs- 

recht  478.  f. 
Pennycook  v.  Grinton  448. 
Pepoli  iöhrt  Civilehe  in  Umbrie« 

ein  688. 
Peru,  Eheschiiessungsrecht  182. 
Pestel  über  Eheschliessung 257. 
Pfeil  über  Eheschliessung  249. 
Pfister  über  Eheschliessung  287. 
Philipp  II.  V.Spanien,  Ebegeset» 

128. 
Philipp  IV.  V.  Spanien,  Ges-V.  IWJ. 

580.  , 

Phillimore,  Eheieformyertaew 

877.  ff. 
Pin  ein  über  Civüehc  636. 
Pisanelli,  Eherechtsentwnrf6S8. 
Pistor,  H.,  überEhescblieMung2« 

—      M.,  über  EheschUe«süng2S^ 
Pius  IX.,  Brief  an  Victor  Emanuel 

629;  Allocuzion  189. 
Polen,   geistHche  Ehcgcrichteb«^ 

keit  180;  EheschliessungMfecbH» 

Mittelalter  77 ;  heute  129. 
Por  talis  über  Civilehe  666. 
Portugal,  Ebescbliessungsredi««» 

Mittelalter  75;  heute  129. 
Praxis  der  protcstentichen  Efi<F 

richte  im  XVI.  Jahrb.  274 


Begister. 
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Praxis  der  protestantischen  Ehege- 
richte im  XVII.  Jahrh.  285. 

Praxis  der  protestantischen  Ehege- 
richte im  XVIII.  Jahrh.  297. 

Preussen,  Eheschliessungsrecht 
654.  690.  ff.;  will  CivUehe  in  der 
RheinproTinz  aufheben  601. 

Priestley  v.  Hughes  S76. 

Probenftchte  84. 

Professiones  7. 

Protestanten,  Eheschliessungs- 
recht der  1 53.  ff. ;  in  Brasilien  1 83 .  ff. ; 
in  Buenos  Aires  652;  in  Chile  182; 
in  Costa  Rica  182;  in  Fhmkreich 
580.  ff.;  Neapel  620. 

Prügeln  der  Brautleute  28. 86.  96. 

Puchta  über  Eheschliessung  267. 

Pufendorf  über  Eheschliessung 
258. 

Quäker,  Ehen  der  in  England  859. 

361.  363. 424;  Register  404. 
Queen,  the,  y.Millis  427.464. 
Quenstedt  über  Eheschliessung 

248. 

R 

Rapt  de  söduction  508.  517. 

Recht,  mosaisches,  Gültigkeit  des- 
selben 170. 

Regulär  marriage  in  Schottland 
441. 

Reichensperger,  Antrag  über  Ci- 
vUehe 709. 

H  e  u  8  n  e  r  über  Eheschliessung  287 . 

R  e  u  8  s ,  Eheschliessu  ngsrecht  654. 

Reuss-Schleiz,  Eheschliessungs- 
recht 668. 

Reuter,  Antrag  über  Civilehe  710. 

Revolution,  Ehereformen,  engli- 
sche 822;  französische  552. 563. 

Rhode-Islands  Eheschliessungs- 
recht 474. 476  477.  f.  . 

Bheinhessen,  Eheschliessungs- 
recht 605. 

Rheinpfalz,  Eheschliessungsrecht 
609. 

Rheinpreussen,  Eheschliessungs- 
recht 598. 

Richelieu,  Mar^chal  de,  über  die 
Ehen  der  Protestanten  540. 

Richter  über  Eheschliessung  272. 

Ring  38.  46.  61.66.75.97;  alsSchein- 
prcis  27. 


Ringfinger  29. 

Ritter,  Antrag  über  Civilehe  707. 

Robert  über  Eheschliessung  267. 

Römer,  Eheschliessungsrecht  8. 

Römer,  Bestimmungen  der  Kaiser 
über  Eheschliessung  14. 

Roger  y.  Sicilien  über  Eheschlies- 
sung 76. 

Russell,  Lord  John,  Ehegesetzent- 
würfe 897. 406.  409. 

Russland,  Eheschliessungsrecht  78. 

Ryder  für  die  HardwickeVAct  350. 

S. 

Sachsen,  Eheschliessungsrecht 654. 

Sachsen-Altenburg,  Eheschlies- 
sungsrecht 654. 

Saohsen-Coburg-Ootha,  Ehe- 
schliessungsrecht 654. 749. 

Sachsen-Meiningen,  Eheschlies- 
sungsrecht 654;  Ehen  der  Juden 
mit  Christen  755. 

Sachsen  -  Weimar  -  Eisenach, 
Eheschliessungsrecht  654.  754. 

Sachsenspiegel,  Bilder  zum,  Trau- 
ung 81. 

Sacrament  der  Ehe  153. 

Salmeron  über  heimliche  Ehen  108. 

Sande  über  Eheschliessung  259 . 

Sarcerius  über  die  Ehe  184;  über 
Eheschliessung  229. 

Sardinien,  Civilstandsregister  612. 
62 1 ;  Ehegesetze  62  l.ff. ;  Aufhebung 
der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  621. 

Sarpi  über  das  tridentinische  Ehe- 
schliessungsrecht 124. 

Savigny  über  Civilehe  636;  über 
Trauungsweigerungen  der  Geist- 
lichen 727. 

Schaffhausen,  Eheschliessungs- 
recht 638. 641. 

Schaumburg-Lippe,  Eheschlies- 
sungsrecht 654. 

Schilter  über  Eheschliessung  255. 

Schiott  heim,  Antrag  über  Civilehe 
710. 

Schnaubert  über  Eheschliessung 
267. 

Schneidewin  über  die  Ehe  184; 
über  Eheschliessung  234. 

Schott  über  Eheschliessung  271. 

Schottland,  Eheschliessungsrecht 
im  Mittelalter  57 ;  in  neuerer  Zeit 
437.  ff. 

52* 


826 


Register. 


Schröter  über Eheschliessung  265. 
267. 

S  c  h  Q  r  p  f  über  Ehescbliessung  285. 

Schwarzburg-RudolstadtyEhe- 
schlieBBungsrecht  654. 

Schwarzburg-  Sondershauien, 
Eheschliesaungsrecht  654. 665. 

Schweden^E  heschliesaungBrecht  im 
Mittelalter  SO ;  in  neuerer  Zeit  646. 

Schweiz,  Eheschliessungsrecht  637. 

Schwert  alz  Symbol  27. 

Schwyz,  Eheschliessungsrecht  658. 

S cl o p i s  über  Civilehe  656. 

S  c  o  p  p  über  Eheschliessung  262. 

Scrimshire  v.  Scrimshire  862. 

Serbien,  Eheschliessungsrecht  78. 

Servan  för  die  Ehen  der  Protestan- 
tex^  540. 

Siete  Fartidas  über  heimliche 
Ehen  72. 

Simons  überCiTilehe  711.  f. 

Siotto Fintor  über  Ci?ilehe  686. 

Skandinavische  L&nder,  Ehe- 
schliessungsrecht im  Mittelalter  30 ; 
in  neuerer  Zeit  646.  ff. 

Slavische  Lfinder,  Eheschlies- 
sungsrecht 77. 

Smith's,  W.,  Reformversuche  zu 
Gunsten  der  Dissidenten  392. 

Smith  y.  Grierson  450. 

Smith*sCase  463. 

Soiothurn,  Eheschliessungsrecht 
688. 645. 

S  o  u  t  h  -  C  a  r  o  1  i  n  a,  Eheschliessungs- 
recht 473. 

Spangenberg  über  die  Ehe  183; 
über  Eheschliessung  231. 

Spanien,  Eheschliessungsrecht  im 
Mittelalter  71;  in  neuerer  Zeit 
127.  ff. 

Spener  über  Eheschliessung  242. 

Spezial-Licenz  des  Erzbischofs  v. 
Canterbury  318. 356. 

Sponsalia  de  praesenti  7.  202; 
in  den  Kirchenordnungen  219 ;  bei 
Luther  206;  bei  Wycllffe  206;  in 
England  857;  in  Irland  459;  in  Ita- 
lien 76;  in  Schottland  57.  437;  in 
Spanien  71. 

Springsfield,  Ehen  der  Englftnder 
in  425. 

Staat  und  Kirche,  Verhältniss von 
170.  f.;  nach  den  Ansichten  der  Re- 
formatoren 172. 

Stahl  über  Civilehe  707.  f.  712. 


Stoilberg,  Graf,  über  CiTÜebe  710. 
Stryk  über  die  Ehe  193.  196;  über 

Eheschliessung  256.  f. 
Swendsen*sCase  344. 
Swineburne  über  Eheechliessung 

315. 
S  y  m  b  o  1  e  bei  der  EheschliessuBg42. 

T. 

Taylor  T.Kello  447. 

Tennessee,    EheschlieMunganebt 
473. 475.  476.  f. 

Tessin ,  £he8chliessungBrecht640.ff. 

Thomasius  über  die  Ehe  192.  193. 
196;  über  Eheschliessung  266. 

Thomingius  über  EhMcUieasang 
237. 

Thurgau,EheschliessungBrecht64l. 

Titius  über  Eheschliessung  267. 

Tobiasnfichte  82. 

Tokens  of spousage  43. 

Toro  über  heimliche  Ehen  74. 

T  o  s  c  a  n  a ,  Eheschliessungsrecht 
612.  f. 

TotTdrad  über  d.  Ehen  der  Fkote- 
stanten  in  Brasilien  136.  138. 

Townsend  gegen  die  HardwickV 
Act351. 

Trauformular,  AngelsAchsisches 
34;  lutherisches  205. 

Traupfennig  66. 

Trauring  26;  in  England  beseitigt 
325.  f.  (Siehe  Ring.) 

Trauung,  kirchliche,  Zussmmen- 
hang  mit  dem  alten  Rechte  93; 
Luther  über  204;  in  Deutschland 
654 ;  in  den  Niederlanden  497. f. ;  in 
den  skandinavischen  Ländern  30. 

Trauungsweigerungen  d.  Geist- 
lichen in  Hessen-Kassel  747;  in 
Nassau  753;  in  Preussen  712.  ff.; 
nach  den  Grundsätzen  d.  Allgem. 
Landrechts  723. 

Treyigniani  über Ehesehlie ssnngt- 
form  114. 

Trienter  Concil,  Verhandlnngeo 
über  das  Eheschliessungsrecht  99.ff. 
107.  ff.  113.  ff.;  über  die  Nothwen- 
digkeit  der  elterlichen  Einwilligung 
122;  Beschlüsse  123;  Anforme 
derselben  in  Baiem  148;  Brasilien 
132;  Buenos  Aires  132;  Chile  131; 
Costarica  182;  Deutschland  139; 
Frankreich   502;    Louisiana  473; 
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Oesterreich  140;  Peni  182;  Polen 
129;  Portngall29;  Spanien  127. 

Trunk  der  Brautleute  29. 42.  f.  62.  f. 
284;  beim  Beilager  22. 

T Westen  über  Eheschliesaung  267. 

Tyburn,  heimliche  Ehen  in  348. 

u. 

U  echtritz,  Antrag  über  Civilehe  710. 
Uhden  über  Trauungsweigerungen 

der  Geistlichen  727. 
Umbrien,  EheschliessungsrechtöSS. 
Unterwaiden,     Eheschliessungs- 

recht  648. 
Uri,  Eheschliessungsrecht  688.  645. 

V. 

V  a  c  c  a ,  Eherechtsentwurf  684. 

Vanzio  über  Eheschliessungsform 
116. 

Vereinigte  Staaten  von  Nord- 
Amerika,  Eheschliessungsrecht 
470.  ff. 

Verkauf  der  Frau  in  England  45. 

Verlöbniss41;in  den  Niederlanden 
487 ;  in  Oesterreich  141 ;  heimliches 
in  den  Kirchenordnungen  224;  bei 
Luther  209;  kirchliches  in  England 
46;  in  Frankreich  61. 

Verlöbnissformulare  25.  ff. 

Vermont,  Eheschliessungsrecht  478. 
475.  f. 

Victoria  St.  8.  u.  4.  c.  72:  421;  5.u. 
6.  c.  19: 464;  6.  u. 7.  c.  89:464;  7.u. 
8.C.  56:422;c.8l:465;8.u.9.c.54: 
467;  9.  u.  10.  c.  72:  467;  10.  u.  11.  c. 
58:424;  0.98:423;  12.  u.  18.  c.  68: 
429; c.  99:467;  14.c40:  4SI;  14. u. 
15.  c.  97:422;  17.  u.  18.  c.  80:  456; 
19.  u.  20.  c.  96:  428;  c.  119: 421;  21. 
u.  22.  c.  25:  423;  28.  u.  24.  c.  18: 
424 ;  c.  24 :  423 ;  c.  86 :  433 ;  26.  u.  27. 
c.  11:469;  c.  27.  28:469. 

Villers-Cotteret,  Ordonn.  de  523. 

Virginia,£heschlie88ungsrecht471; 
475.  f.  477.  f. 

Voet,  O.,  über  die  Ehe  196;  über 
Eheschliessung  258. 

Vultejus  über  Eheschliessung  237. 

W. 

Waadt,  Eheschliessungsrecht  642. 


W  a  1  d  e  c  k,  Eheschliessungsrecht  654. 
666. 

Waldenser  über  die Sacramentali- 
tat  der  Ehe  156. 

Wales,  Eheschliessungsrecht  84. 

Wallis,  Eheschliessungsrecht  638w 
645. 

Walter,  Antrag  über  CiTÜehe  707. 

Watson  T.Little  874. 

Wattle  T.  Hathaway  874. 

W  e  i  h  e  r ,  y.,  Antrag  über  CiTÜehe  738l 

Weld  y.  Chamberlaine  888. 

W^embeek  über  Eheschlies- 
sung 236. 

Wessen berg  über Ciyilehe 659. 

Westcombe  y.  Dods  868. 

Westgothe  n,  Eheschliessungsrecht 
der  71. 

Westphalen,  Königreich,  Ehe- 
schliessungsrecht 742. 

Wigmore*sCase  860. 

Wilhelm  I.  y.  Preussen  u.  die  Trau- 
ungsweigerungen 730. 

William  und  Maria,  Eheschlies- 
sungsgesetze  331. 

William  III.,  Eheschliessungsge- 
setze  832. 461. 

William  IV.  St.  8.  c.  10: 488;  3.Ü.4. 
c.  102: 463;  6.  u.  7.  c.  85:  418;  C.86: 
406;  7.  u.  1.  Vict.  c.  1. 22:  419. 

Wirthshäuser,  heimliche  Ehen  in 
den,  in  England  341. 

Wisconsin,  Eheschliessungsrecht 
475.  f.  477.  f. 

W  ü  1  f  f  i  n  g,  Antrag  über  Civilehe  719. 

Württemberg,  Eheschliessungs- 
recht 680. 

Wycliffe  über  den  Cölibat  166; 
über  Sacramentalität  der  Ehe  156; 
über  sponsalia  de  praesenti  206. 

T. 

Yelyerton  marriage case  455. 

Z. 

Zander,  y.,  Antrag  über  Civilehe 

735. 
Zug,  Eheschliessungsrecht  638. 
Zürich,  Eheschliessungsrecht  641. 
Zwang  der  Kinder  zur  Ehe  65. 
Zwangstrauungen  221.800. 
Zwingli  über  die  Ehe  185. 
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